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Bänditenpolitik. 
on K. Kautsk y. 


Berlin, 30. September. 


Was vor einer Woche noch niemand für möglich gehalten hätte, iſt ſoeben 
eingetreten — ein räuberiſcher Überfall einer europäiſchen Macht gegen eine 
andere, ein tückiſcher Banditenſtreich, wie ihn die Weltgeſchichte zwiſchen zivi⸗ 
liſierten Nationen noch nicht geſehen hat. Wohl ſtellt die Geſchichte eine un⸗ 
unterbrochene Kette von Vergewaltigungen des Schwächeren durch den Stärkeren 
dar, aber in der Regel glaubt dabei die ſtärkere Regierung dem eigenen Volke 
ebenſo wie dem gegneriſchen ſo viel Rückſicht ſchuldig zu ſein, daß ſie auf 
beiden Seiten den Anſchein zu erwecken ſuchte, ſie handle unter dem Drucke 
einer gebieteriſchen Notwendigkeit. Sie rückte im Lande des Schwächeren ein, 
entweder unter dem Vorwand, Unruhen zu dämpfen — die ſie meiſt ſelbſt 
hervorgerufen —, oder um Rechtsanſprüche geltend zu machen, die ſich auf 


alte, oft recht zweifelhafte Verträge ſtützten. Es war Heuchelei, aber wie die 


Heuchelei im allgemeinen ein Kompliment an die Tugend iſt, ſo bedeutete 


2 jene beſondere Heuchelei eine Verbeugung der Regierungen vor den Völkern, 
die Anerkennung, daß deren Zuſtimmung noch etwas gelte. 


Wie iſt es möglich geworden, daß heute, im Zeitalter der Demokratie, in 


einem konſtitutionellen Lande eine Regierung glaubt, einer Heuchelei entraten 


zu können, die ſelbſt ſo abſolute Monarchen wie Ludwig XIV. und Friedrich II. 
für notwendig gehalten hatten? Auch der abſolute Zar Alexander II. hatte 


ſich bei dem letzten großen Kriege gegen die Türkei noch gedrängt geſehen, 
ſeine Eroberungsgelüſte hinter der angeblichen Notwendigkeit zu verſtecken, 


das Slawentum und Chriſtentum vor Vergewaltigung zu ſchützen. Waren 
doch tatſächlich in Bulgarien furchtbare Maſſakers an flawiſchen Chriſten von 
Mohammedanern verübt worden. 

Heute, ein Menſchenalter demokratiſcher Entwicklung ſpäter, überfällt Italien 
ohne den leiſeſten Vorwand die Türkei. Welch ein Fortſchritt! Aber freilich, 
dies Menſchenalter iſt eines der Erziehung unſerer Staatsmänner durch die 
Kolonialpolitik. 
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Wir entrüſten uns heute über die Barbarei des Mittelalters und des Zeit⸗ ; 


alters der Entdeckungen und der Reformation, die Treu und Glauben bloß 
für den Verkehr mit Angehörigen der gleichen Religion forderten, aber tat⸗ 
ſächlich handeln wir nach ähnlichen Grundſätzen. Das Völkerrecht gilt bloß 
im Verkehr der modernen Staaten untereinander, was außerhalb dieſes Kreiſes 
ſteht, wird als völlig rechtlos angeſehen, iſt jeder Willkür preisgegeben. 

Die ganze Kolonialpolitik beruht auf der Auffaſſung und iſt ohne ſie un⸗ 
möglich, daß die Bewohner der nicht kapitaliſtiſchen Länder nicht Menſchen 
ſind wie wir, nicht Menſchenrechte beſitzen, ſondern tieferſtehende Weſen ſind 
wie das liebe Vieh. Humane Kolonialpolitiker unterſcheiden ſich von den 
ordinäreren nur dadurch, daß ſie verlangen, dies Menſchenvieh ſolle gut ge⸗ 
halten werden, wie ja Tierſchutzvereine das gleiche für Pferde und Hunde 
fordern. Aber dies philanthropiſche Intereſſe erweiſt ſich überall machtlos, 
wo es nicht mit dem Intereſſe des Profits zuſammenfällt. | 


Die Kolonialpolitik zeitigt Brutalität und Gleichgültigkeit für Menſchen⸗ 


leben, Gleichgültigkeit für jene Moral und jenes Recht, die zwiſchen zivili⸗ 
ſierten Menſchen herrſchen, ja überhaupt zwiſchen Menſchen, die einander als 
gleiche und freie gegenüberſtehen. Und dieſe Roheit und Rückſichtsloſigkeit 
zeitigt die Kolonialpolitik nicht nur in jenen, die ſie tatſächlich machen, ſon⸗ 
dern auch ſchon in jenen, die ſie machen möchten, um ſich durch ſie zu be⸗ 
reichern. . 

Bisher trat dieſe Gemeinheit der Denkweiſe nur dort zutage, wo europäiſche 
Mächte mit Kolonialländern zu tun bekamen. Jetzt zum erſtenmal in der 
Geſchichte macht ſie ſich geltend in dem Verhältnis einer ſtarken europäiſchen 
Macht gegenüber einer ſchwächeren. | 

Aber es iſt nicht bloß die Kolonialpolitik, was die Tendenz zu wachſender 
Roheit und Skrupelloſigkeit in den leitenden Kreiſen unſerer Staaten erzeugt. 
In gleicher Richtung wirkt das Bündnis zwiſchen dem Militarismus und 
dem Finanzkapital. 


Der Militarismus erzeugt notwendigerweiſe völlige Gleichgültigkeit gegen 
Menſchenleben. Jede Rückſichtnahme auf die Menſchen, die nicht durch die 
Zwecke des Krieges ſelbſt geboten iſt, erſchwert den Sieg. Aber die Rück⸗ 


ſichtnahme auf Menſchenleben, die durch Zwecke des Krieges geboten iſt, 


wechſelt mit dem Wechſel der Kriegstechnik. Im achtzehnten Jahrhundert war 


es ſehr ſchwer, ausgebildete Soldaten zu erſetzen. Deren Gewinnung und 


Ausbildung koſtete viele Mühe. So grauſam damals die Soldaten meiſt be- 
handelt wurden, ihr Leben ſetzte man nicht leicht aufs Spiel. Man vermied 
Schlachten, wo man es konnte, und ſuchte den Feind lieber durch kunſtvolle 


Manöver zum Rückzug zu veranlaſſen. 


Die franzöſiſche Revolution und ihr Erbe Napoleon wälzten ſowohl die 
Taktik wie die Rekrutierung der Soldaten um. Sie erzielten ihre Siege durch 
die Maſſenhaftigkeit des Menſchenmaterials, das ſie in den Krieg ſandten, und 


durch die Rückſichtsloſigkeit, mit der ſie es opferten. 


Die Entwicklung der Verkehrs⸗ und Waffentechnik hat dieſe Tendenz ſeit⸗ 
dem immer mehr verſtärkt. Sie ſteigert die Maſſen, die den Heerführern zu 
Gebote ſtehen, ſteigert die Zerſtörungen der Maſſen durch die Mittel der 
Vernichtung, ſteigert die Rückſichtsloſigkeit, mit der man die Maſſen hüben 
wie drüben der Vernichtung preisgeben muß, ſoll man über die Vernichtungs⸗ 


mittel des Feindes obſiegen. 
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Der Ruſſiſch⸗Japaniſche Krieg hat uns ſchon in grauenhafteſter Weiſe die 
moderne Taktik an der Arbeit gezeigt. Seitdem ſind die Mittel der Vernich⸗ 
tung und die Rückſichtsloſigkeit in ihrer Anwendung und in dem Aufopfern 
von Menſchenleben bei ihrer Bekämpfung noch weiter gewachſen. 

Und dieſe Menſchenleben ſind nicht mehr, wie im achtzehnten Jahrhundert, 
im weſentlichen nur Lumpenproletarier, nein, es iſt die Jugend des geſamten 

Volkes. Der moderne Militarismus drängt zu völliger Gleichgültigkeit gegen 
die wertvollſten Menſchenleben der ganzen Nation — das iſt eine der Be⸗ 
dingungen ſeiner Leiſtungsfähigkeit. 

Das muß ebenfalls auf die modernen Staatsmänner zurückwirken. 

In gleicher Richtung macht ſich aber auch das Finanzkapital geltend. 

Der kapitaliſtiſche Einzelunternehmer von ehedem leitete ſeinen Betrieb 
ſelbſt. Er ſtand in perſönlichen Beziehungen zu ſeinen Arbeitern. Man mußte 
ſchon eine ſehr verhärtete Natur ſein, wenn dieſe Beziehung von Menſch zu 
Menſch nicht mildernd auf die kapitaliſtiſche Habgier wirkte. Dieſes perſön⸗ 
liche Verhältnis zwiſchen dem Beſitzer des Unternehmens und dem Arbeiter 
iſt ausgeſchaltet in der Aktiengeſellſchaft, oder vielmehr für den Beſitzer von 
Aktien, der ſie heute erwirbt und morgen wieder verkauft, den nur eines an 
ihnen intereſſiert, ihr Kurs und ihre Dividende; dem die Produktionsprozeſſe, 
aus denen der Gewinn fließt, völlig gleichgültig, vielleicht völlig unbekannt 
ſind. Hier entwickelt das Kapital die ganze Brutalität, die in ſeinem Weſen 
enthalten iſt, ohne jegliche Milderung. 

Je mehr ſich die Form des Aktienweſens und ſeine Beherrſchung durch 
die großen Banken entwickelt, deſto internationaler wird aber auch das Finanz⸗ 
kapital, deſto mehr ſeiner Unternehmungen gehen in Gegenden mit rück— 
ſtändigen, ſchutzloſen Arbeitern vor ſich, deſto mehr gewöhnt es ſich an deren 
Brutaliſierung, deſto gleichgültiger wird es gegen Menſchenleben. 

Seit jeher galt der Wucherer als das Prototyp der Gemeinheit und Rück⸗ 

ſichtsloſigkeit. Das moderne Finanzkapital reproduziert den alten Wucherer 
in rieſenhaftem Maßſtab. 

/ So wirken die drei großen Faktoren, die für die jüngſte Phaſe des Kapi⸗ 
talismus, die imperialiſtiſche, beſtimmend ſind, dahin, jene Denkweiſe zu er- 
zeugen, die jetzt in dem italieniſchen Abenteuer ſo auffallend zutage tritt. 

a Trotzdem hat deſſen unerhörte Schamloſigkeit überraſcht. Denn wie das 

Kapital naturnotwendig ſeinen Gegenpol erzeugt, das Proletariat, ſo erzeugt 
auch jede Tendenz des Kapitalismus notwendigerweiſe ihre Gegentendenz. 
Ohne deren Betrachtung bleibt das Bild unvollſtändig. 

Die Tendenzen, die wir eben geſchildert, entſpringen aus dem Weſen des 
heutigen Kapitalismus und ſind in allen modernen Staaten zu finden. Trotz⸗ 
dem gilt in der Regel dort noch keineswegs die jenen Tendenzen entſprechende 
' Denkweiſe als ſelbſtverſtändlich. Sie herrſcht, aber ſie wagt ſich nicht offen 

hervor. Wie kommt es, daß ſie jetzt gerade in Italien ſo unverhüllt ans 
Tageslicht treten durfte, das doch nicht der 5 höchſt entwickelte 
Staat iſt? 
4 Wir finden dafür nur eine Erklärung: die Gegentendenzen, die es in den 

modernen Staaten hindern, daß die Denkweiſe des Finanzkapitals, des Mili⸗ 

arms, der Kolonialpolitik ſich ungeſcheut breit macht, find in Italien aus⸗ 
ee ſchwach, was zuſammenhängt mit der Schwäche feines Brole- 

2 tcariats. 
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+ Die Denfweife des Proletariats iſt das gerade Gegenteil der eben dar⸗ 
geſtellten. Jeder Ausbeuter muß andere Menſchen als Mittel für ſeine 
Zwecke betrachten. Dieſe Anſchauung iſt mit der kapitaliſtiſchen Ordnung 
naturnotwendig verbunden, und kein Kantſcher kategoriſcher Imperativ kann 
daran etwas ändern. Das Proletariat dagegen, als ausgebeutete Klaſſe, als 
natürlicher Feind jeder Ausbeutung, muß ſich mit aller Macht gegen jede 
Inſtitution auflehnen, die Menſchen als Mittel für die Zwecke anderer Men⸗ 
ſchen gebraucht. Das Menſchenleben iſt ihm heilig, der Krieg zu Zwecken von 
Ausbeutern erſcheint ihm als das abſcheulichſte Verbrechen. 8 

Auch im Bürgertum herrſcht zeitweiſe große Friedensliebe, aber es iſt vor⸗ 
wiegend Friedensliebe aus Feigheit, aus Angſt vor jedem ſcharfen Konflikt. Es 
wird ſich nie in einen energiſchen Kampf gegen Krieg und Kriegsgefahr einlaſſen. 

Die ethiſche Kraft dazu beſitzt nur das Proletariat. Von ſeiner politiſchen 
und ökonomiſchen Kraft hängt es ab, wie weit ſein ethiſches Empfinden den 
Krieg wirklich zu verhindern vermag. Bisher iſt ihm das in hohem Maße 
gelungen. Wohl drängen die Bedürfniſſe des modernen Kapitalismus überall 
nach kolonialer Erweiterung und vermehrten Seerüſtungen, wohl iſt die not⸗ 
wendige Folge dieſer Entwicklung der Krieg, aber man durfte bisher an⸗ 
nehmen, die Regierungen würden ihn möglichſt weit hinausſchieben. Sie 
riskierten zu viel dabei. Man durfte erwarten, eine europäiſche Regierung 
mit geſunden fünf Sinnen würde das furchtbare Wagnis eines Krieges nur 
noch dann auf ſich nehmen, wenn ſie in eine Zwangslage geraten ſei, in der 
ihr bloß die Wahl bleibe zwiſchen Krieg oder Bankrott. 

Heute aber ſehen wir, daß Italien den Krieg erklärt ohne jede Notwendig⸗ 
keit, ohne jede Veranlaſſung, ja ohne jeden Vorwand, in der leichtfertigſten 
Weiſe, trotz der Gefahren der Situation, die es ſelbſt dadurch anerkennt, daß 
es gleichzeitig nicht bloß gegen die Türkei, ſondern auch gegen Oſterreich rüſtet. 

Dieſe Wendung der äußeren Politik wird nur begreiflich, wenn man die 
gegenwärtige innere Lage Italiens betrachtet. Seit langem war der italieniſche 
Sozialismus nicht ſo ſchwach, ſo zerfahren, ſo kampfunfähig wie jetzt. Das 
iſt eine Situation, wie ſie in keinem anderen Lande Europas beſteht. Überall 
ſonſt iſt das ſelbſtändig kämpfende Proletariat in raſchem Erſtarken, ſind 
Sozialdemokratie und Gewerkſchaften in lebhaftem Vordringen begriffen. 

f Die Beunruhigung Europas durch die Marokkofrage ſowie die Schwächung 
der Türkei durch die Aufſtände in Albanien und Arabien trafen zuſammen 
mit der Haltloſigkeit der politiſchen Leiter des italieniſchen Proletariats gegen⸗ 
über der Regierung und mit ſeiner politiſchen und ökonomiſchen Desorgani⸗ 
ſation. Ein ſo günſtiger Moment kam nicht ſo leicht wieder, er mußte aus⸗ 
genutzt werden. 

Das Proletariat iſt aber an ſich ſchon unter allen Umſtänden ſo kriegs⸗ 
feindlich, daß zu befürchten war, es würde trotz des Verſagens ſeiner Führer 
und ſeiner Organiſationen ſich energiſch dem Krieg widerſetzen, wenn man 
ihm Zeit ließ, ſich zu beſinnen. Es hieß daher, das eigene Volk überrumpeln, 
es in den Krieg hineinführen, ohne daß es recht merkte, was geſchah. | 

Der Banditenftreich der italieniſchen Regierung, der meuchleriſche Uber⸗ 
fall auf einen ahnungsloſen Wanderer, richtete ſich mehr noch gegen das 
eigene Volk als gegen die Türkei. Dem „inneren Feind“ gegenüber gilt ja 
bekanntlich das Völkerrecht, gelten Treu und Glauben noch weit weniger als 
gegenüber Wilden und Barbaren. 
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Nun iſt der Brand ausgebrochen. Nun müſſen die Proletarier aller anderen 
Länder mit verdoppelter Kraft dahin wirken, daß er nicht weiter greift. Das 
Beiſpiel Italiens zeigt deutlich, daß das Proletariat die einzige Stütze des 
Friedens bildet, daß alle anderen Volksklaſſen ſich im entſcheidenden Moment 
von einer Regierung, die den Krieg will, fortreißen laſſen. Es zeigt aber auch 
deutlich, daß das Proletariat ſelbſt nur dort den Frieden zu ſichern vermag, 
wo es geſchloſſen daſteht und ſeine revolutionäre Geſinnung machtvoll be— 
kundet. 

Der Kampf gegen den Krieg wird nun unſere wichtigſte Aufgabe. Eben 
erſt hat die Sitzung des Internationalen Bureaus gezeigt, daß die ſozia⸗ 
liſtiſchen Parteien aller Länder entſchloſſen ſind, alle Mittel aufzuwenden, 
über die fie verfügen, um die Völker davor zu bewahren, daß die Kriegs- 
furie ſie erfaßt. Und die Verhandlungen von Jena haben bewieſen, daß 
wir alle den jetzigen Kriegsgefahren gegenüber einmütig zuſammenſtehen, 
welches auch unſere ſonſtigen Differenzen ſein mögen. Dieſe Differenzen 
zurückzuſtellen, wird jetzt unſere erſte Pflicht. Ebenſo dringend notwendig aber 
wird es nun, daß alle unſere Organe jede Möglichkeit und jede Gelegenheit 


benutzen, den Maſſen zu zeigen, daß es kein Intereſſe geben kann, das größer 


wäre als die Erhaltung des Friedens, daß keine poſitive Arbeit jetzt nütz⸗ 
licher wirkt als die Arbeit an der Bewahrung des Friedens, und daß die 
Sozialdemokratie die einzige Partei iſt, die dieſe poſitivſte aller Arbeiten 
leiſtet, weil ſie die einzige iſt, die dem Kapitalismus und Imperialismus 
Todfeindſchaft geſchworen hat. 

Unter Hungerrevolten und dem Donnern der Kanonen bei den Nachbarn 
beginnt diesmal unſer Wahlkampf. Wir werden ihn führen müſſen im Kampfe 
um den Frieden. Er kann ſich über Nacht geſtalten zu einem Kampfe um die 
Macht. 


Bebels denkwürdigkeiten.— 
Zweiter Band. N 
Von F. Mehring. ,. N 
I 


Früher als wir zu hoffen wagten, beſchert uns Genoſſe Bebel den zweiten 
Band ſeiner Lebenserinnerungen, und noch erfreulicher als dieſe Schnelligkeit 
iſt ihre Urſache: die weſentliche Beſſerung ſeiner Geſundheit, von der auch 
der Jenger Parteitag eben fo überzeugende Proben gegeben hat. 

Der zweite Band iſt nahezu noch einmal ſo umfangreich wie der erſte, 
aber wir möchten ſagen, daß er ihn etwa in gleichem Maße auch an feſſeln⸗ 
dem Intereſſe des Inhaltes übertrifft. Er umfaßt von der Zeit der Kämpfe, 
die Bebel und Liebknecht mit Schweitzer führten, bis zum Erlaß des Sozia⸗ 
liſtengeſetzes, ein ungemein wichtiges Stück Parteigeſchichte, über die uns 


Bebel viel Lehrreiches ſagen kann und wirklich ſagt. 


Um mit dem Anfang zu beginnen, ſo urteilt Bebel heute noch genau ſo hart 


und ſchroff über Schweitzer wie zur Zeit, wo ſie ihre Klingen kreuzten. Gegen 


den Schluß dieſes erſten Kapitels ſchreibt er: „Daß Schweitzer nach alledem, 


was ich hier an Tatſachen zuſammengeſtellt habe, im Dienſte Bismarcks ſtand, 


kann nicht dem geringſten Zweifel mehr unterliegen. Daß man die Summen 
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nicht kennt, die er für ſeine Rolle bezog, beweiſt nichts. Dergleichen wird 
nicht auf offenem Markte abgemacht, und daß bei einem Manne wie Schweitzer 
auch nicht ſubalterne Beamte damit zu tun hatten, iſt ſicher. Nach meiner 
Überzeugung wußte nicht einmal der Berliner Polizeipräſident darüber Ge⸗ 
naueres.“ Und ſo iſt das ganze Bild, das Bebel von Schweitzer entwirft, 
durchweg grau in grau gefärbt. 

Nun iſt es ſicherlich von hohem Intereſſe, mit Bebels eindringlichen Worten 
in voller Friſche und Lebendigkeit die Situation wiederhergeſtellt zu ſehen, 
aus der heraus ſein Kampf gegen Schweitzer geführt wurde. Auch bringt er 
manche Anklagen gegen dieſen vor, die unanfechtbar ſind; namentlich was 
er über die letzten Jahre von Schweitzers politiſcher Tätigkeit — vom Sommer 
1869 bis zum Frühjahr 1871 — zu ſagen weiß, kann im weſentlichen nicht 
angefochten werden. Anders jedoch ſteht es mit ſeinem Urteil über die frühere 
Tätigkeit Schweitzers — vom Herbſt 1864 bis zum Sommer 1869 — und 
namentlich mit ſeiner Annahme, daß Schweitzer im Solde Bismarcks ge⸗ 
ſtanden habe. Bebel polemiſiert mit keinem Worte gegen die Darſtellung, 
die ich in meiner Parteigeſchichte von Schweitzer gegeben habe, und ſo möchte 
es unſchicklich erſcheinen, wenn ich ihm nicht ebenſo ungeſtört das Wort laſſe, 
wie er es mir gelaſſen hat. Indeſſen da ſeine Darſtellung Schweitzers in der 
Tat wie ein wahres Hagelwetter über die meinige hereinbricht, ſo wird man 
es mir nicht verargen, wenn ich durch einige Bemerkungen von, wie ich hoffe, 
allgemeinem Intereſſe zu erklären ſuche, woher es kommt, daß wir, bei aller 
ſonſtigen übereinſtimmung, in unſerem Urteil über Schweitzer jo weit aus⸗ 
einandergehen. 

Zu den hervorragendſten Eigenſchaften Bebels — und es iſt wohl die⸗ 
jenige Eigenſchaft, die ihm in erſter Reihe das unbeſchränkte Vertrauen der 
Maſſen geſichert hat — gehört ſeine unbedingte Pflichttreue im Dienſte der 
Partei. Und wie ihr jeder Atemzug ſeines Lebens gehört, ſo verlangt er das 
gleiche von jedem Parteigenoſſen, namentlich aber von jedem Parteibeamten. 
In dieſem Punkte verſteht er ſchlechterdings keinen Scherz, nicht einmal den 
harmloſeſten. In einem der prächtigen Genrebilder, die über ſein neueſtes 
Buch verſtreut ſind, zeichnet er ſich ſelbſt vortrefflich. Vor vierzig Jahren 
beklagte er ſich in einem Briefe an Bracke über einen Hilfsredakteur des da⸗ 
maligen „Volksſtaats“, der die Arbeit ein wenig an ſich kommen ließ, aber 
mit ſeinem Gehalt — vermutlich 45 Mark monatlich — beſtändig im Vor⸗ 
ſchuß war, worauf Bracke in einem reizenden Briefe dem Sinne nach er⸗ 
widerte: Ach, lieber Bebel, wir ſind nun ſchon die eingeborenen Philiſter, 
aber um ſo mehr ſollten wir uns freuen, diesmal auf einen Mann zu ſtoßen, 
der keiner iſt; wie gerne ſchlüge ich einmal über die Stränge, aber das geht 
nun einfach wider meine Natur. Dieſer köſtliche Humor iſt jedoch heute noch 
für Bebel ungenießbar; er meint, er wiſſe zwar nicht mehr, was er auf 
Brackes Brief geantwortet habe, jedoch zugeſtimmt habe er ihm keinesfalls. 

Ein ſo ſtrenger Rigorismus iſt nun aber, ſo große Erfolge er dem Politiker 
eingetragen hat, für den Hiſtoriker eine gefährliche Mitgift. Er macht ein 
gerecht abwägendes Urteil über Naturen wie Schweitzer, der ſicherlich kein 
Heiliger war und mehr und minder viel von den Lebensgewohnheiten des 
deklaſſierten Bourgeois haben mochte, ſehr ſchwer, wenn nicht unmöglich. 
Nachdem Genoſſe Bebel auf der erſten Seite ſeines Bandes die Fähigkeiten 
Schweitzers hervorgehoben hat, geht er ſofort dazu über, ſeine moraliſchen 
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Eigenſchaften unter die Lupe zu nehmen, um ſchon auf der zweiten Seite 
zu erklären, Schweitzer ſei ein ſkrupelloſer Politiker geweſen, deſſen Zwecke 
Befriedigung ſeines Ehrgeizes um jeden Preis und Befriedigung ſeiner großen 
lebemänniſchen Bedürfniſſe geweſen ſeien. Dazu hätten ihm die auskömm⸗ 
lichen materiellen Mittel gefehlt, und es ſei eine alte geſchichtliche Erfahrung, 
daß führende Perſönlichkeiten, die ſybaritiſche Gewohnheiten hätten, aber 
wegen Mangel an Mitteln ſie nicht zu befriedigen vermöchten, leicht an ſie 
herantretenden Verſuchungen unterlägen. Auf den gleichen Grundton iſt 
dann die ganze folgende Darſtellung geſtimmt, und dieſe hiſtoriſche Methode 
halte ich für unrichtig. 

Schon deshalb, weil ſie auf durchaus ſchwankender Grundlage beruht. 
Perſönliche Freunde Schweitzers, wie Paul Lindau, haben durchaus beſtritten, 
daß er einen liederlichen Lebenswandel geführt habe. Nun meint Bebel 
zwar, Herr Lindau ſei auch ein Lebemann und alſo kein unbefangener Zeuge. 


Jedoch ſind die Ankläger Schweitzers in dieſem Punkte noch viel befangener. 


Wenn heute noch Herr Herkner in ſeiner gelahrten „Arbeiterfrage“ politiſche 
Anſichten von Engels darauf zurückführt, daß Engels wie Laſſalle „ein Jung⸗ 
geſelle mit den Gewohnheiten eines vornehmen Lebemanns“ geweſen ſei, ſo 


war dieſe angenehme Art des Sozialiſtenmordes vor vierzig Jahren noch 


ganz anders im Schwange. Da bekam jeder Sozialdemokrat bürgerlicher Ab— 
ſtammung unfehlbar den „Lebemann“, der mit den Arbeitern nur ein frivoles 
Spiel treibe, an den Kopf geworfen; ja ſelbſt dem Genoſſen Bebel zeterte 
ein ſo feiner Mann wie Ludwig Bamberger gleichwohl nach, man brauche 
ihn nur anzuſehen, um zu wiſſen, daß er auch ein „Bourgeois“ ſei und ſeiner 
Behäbigkeit unbeſchadet nur darum Feuer und Schwert predige, weil er 
nicht an den Erfolg ſeiner Predigten glaube. Aus ſo lauterer Quelle floſſen 
urſprünglich auch die Gerüchte über den „Lebemann“ Schweitzer. Daß ſie 
ſpäter, in der Gluthitze des Fraktionsſtreits, nicht nur von bürgerlicher Seite 
kolportiert worden ſind, macht ſie an und für ſich nicht glaubhafter, denn 
was damals hüben wie drüben an Beſchuldigungen geleiſtet wurde, wird 
niemand als bare Münze nehmen, es ſei denn, daß es ſonſt bewieſen werden 
kann. 

Indeſſen ſelbſt wenn Schweitzer ganz der „Lebemann“ und „Sybarit“ 
geweſen wäre, den Bebel in ihm ſieht, ſo wäre die Methode, das öffentliche 


Lebenswerk des Mannes aus den Fehlern und Schwächen ſeiner privaten 


Lebensführung zu erklären, deshalb nicht weniger anfechtbar. Genoſſe Bebel 
ſpricht von der alten geſchichtlichen Erfahrung, daß führende Geiſter mit 
ſybaritiſchen Neigungen, ohne die Mittel zu deren Befriedigung, leicht Ver⸗ 
ſuchungen unterlägen, und er wird dabei wohl an Leute wie Gentz und 


Mirabeau gedacht haben, aber es gibt ebenſo viele oder vielleicht noch mehr 
Beiſpiele, daß führende Geiſter mit ſolchen Dispoſitionen ſich in ihrer Luſt 


an den leckeren Dingen dieſer Welt wohl einmal die Finger befleckt haben, 
aber in der Hauptſache doch ihren höheren Zielen treu geblieben ſind. Ich 
erinnere nur an Leute wie Hutten, Voltaire, Heinrich Heine. Wo kämen wir 


mit ihnen hin, wenn wir von dem allzu Menſchlichen in ihrem Lebenswandel 


ausgingen, um ihr öffentliches Wirken zu erklären. Mit der kahlen Alter⸗ 
native: reine Tugend oder gänzliche Verworfenheit, wird man der unend— 


lichen Bedingtheit des hiſtoriſchen Lebens nimmermehr gerecht; es gibt da— 


zwiſchen viele Stufen, und auf irgendeiner dieſer Stufen ſtanden die meiſten 
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führenden Geifter. Ich weiß wohl und habe es ſchon hervorgehoben, daß die 
hiſtoriſche Methode, die Genoſſe Bebel gegenüber Schweitzer handhabt, nur 
die Kehrſeite einer ebenſo bewundernswerten wie ſeltenen Eigenſchaft iſt, aber 
es muß ihn doch ſtutzig machen, in wie gefährliche Nachbarſchaft er mit ihr 


gerät. Was haben nach derſelben Methode katholiſche Hiſtoriker nicht etwa 


nur aus Hutten, Voltaire, Heinrich Heine, ſondern ſelbſt aus Leſſing, Goethe 
und Schiller, was die Taine und Genoſſen aus den Vorkämpfern der großen 


franzöſiſchen Revolution gemacht! 


Will man das hiſtoriſche Werk eines hiſtoriſchen Charakters gerecht be⸗ 
urteilen, ſo muß man es aus den hiſtoriſchen Zuſtänden ſeiner Zeit ableiten 
und erklären, eingedenk des Wortes, das Marx einmal gerade an Schweitzer 
gerichtet hat, daß jeder von uns mehr von den Umſtänden als von ſeinem 


Wollen abhängt. Der Gedanke iſt trivial geſcholten worden und mag es 


unſertwegen auch ſein, aber deshalb kann er doch nicht oft genug wiederholt 
werden, da er in der Geſchichtſchreibung, auch bei den Parteihiſtorikern, noch 
lange nicht zu ſeinem Rechte gekommen iſt. Es iſt unzweifelhaft richtig, wenn 
Bebel ſagt, ein Arbeiterführer wie Schweitzer ſei heute unmöglich, aber es iſt 
nicht minder richtig, daß eine Politik, wie ſie heute die ee, treibt, 
vor vierzig Jahren ebenſo unmöglich war. 

Die hiſtoriſche Aufgabe, vor deren Löſung ſich Schweitzer geſtellt ſah, war 
ungemein ſchwierig und verwickelt. Es galt, ein winziges Häuflein von Ar⸗ 
beitern, das noch nicht einmal einen geſetzlich geſicherten Boden der Agitation 
und Organiſation unter den Füßen hatte, zu einer Maſſenbewegung zu ent⸗ 
wickeln, während zwei übermächtige Gegner nur darauf lauerten, der jungen 
Bewegung den Todesſtoß zu verſetzen. Schweitzer hatte gar keine Möglich⸗ 


keit des Vorwärtskommens, als dieſe Gegner dadurch lahmzulegen, daß er 1 


ſie gegeneinander ausſpielte, was er mit großem Erfolg getan hat. Er 
machte dabei aber ſtets den Vorbehalt, daß durch dieſe taktiſchen Schachzüge 
die Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit der eigenen Partei niemals auch nur 


im geringſten gefährdet werden dürfe. Dieſen entſcheidenden Geſichtspunkt 


hat er niemals aus den Augen verloren. Verfolgt man ſeine öffentliche Tätig⸗ 
keit im Zuſammenhang mit der allgemeinen politiſchen Entwicklung, mit der 
ſie eben in untrennbarem Zuſammenhang ſtand, ſo wird man gewiß auf manche 
„gewagten Experimente“, ja ſelbſt „manche Fehler“ ſtoßen, wie Schweitzer 
ſelbſt in einem Briefe an Marx zugab, aber im weſentlichen auf eine kluge 
und konſequente Politik, die durchaus nur auf die Intereſſen der Arbeiterklaſſe 


abzielte und unmöglich von Bismarck oder ſonſt einem preußiſchen Reaktionär 


diktiert ſein konnte. 


Es mag noch geſtattet ſein, an einem Beiſpiel zu zeigen, wie nicht nur 


verſchiedene, ſondern geradezu entgegengeſetzte Reſultate herauskommen, je 
nachdem man dieſe oder jene Methode anwendet. Bei den erſten Wahlen, 
die im Frühjahr 1867 auf Grund des allgemeinen Stimmrechts ſtattfanden, 
kandidierte in Elberfeld⸗Barmen für die Konſervativen Bismarck, für die 
Liberalen Forckenbeck und für die Sozialdemokraten Schweitzer. Dieſer fiel 
in der Hauptwahl aus, immerhin mit einer Stimmenzahl, die nicht allzu weit 
hinter den Stimmen der gegneriſchen Kandidaten zurückblieb. Er gab nun 
für die Stichwahl die Parole der Wahlenthaltung aus, deutete aber ſeinen 
Wählern ziemlich unverblümt an, wenn ihr Herz ſie dränge, für Bismarck 


zu ſtimmen, ſo brauchten ſie ſich nicht zu genieren. Dieſer Tatbeſtand, den 
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Genoſſe Bebel vollkommen richtig darſtellt, genügt ihm als neuer Beweis für 
Schweitzers Abhängigkeit von der Regierung; die moraliſche Schlechtigkeit 
Schweitzers erklärt ihm alles. 

Nach der anderen Methode, die ich für die richtige halte, muß man zu⸗ 
nächſt einmal die objektiv⸗reale Lage der Dinge ins Auge faſſen, um danach 
Schweitzers Verhalten zu beurteilen. Da ergibt ſich nun zunächſt, daß Bis⸗ 
marck von einem altmärkiſchen Wahlkreis bereits in der Hauptwahl gewählt 
worden war und dies Mandat ſofort angenommen hatte. Er hatte alſo nicht 
das geringſte Intereſſe daran, in Elberfeld⸗Barmen nochmals gewählt zu 
werden, vielmehr mußte ihm daran gelegen ſein, daß Forckenbeck ſiegte, der 
Einflußreichſte unter denjenigen Führern der Fortſchrittspartei, die ins Lager 
der Regierung überzulaufen bereit waren. Indem Schweitzer ſeine Wähler 
antrieb, in der Stichwahl für Bismarck zu ſtimmen, handelte er direkt gegen 
die Intereſſen Bismarcks. 

Wohl aber handelte er dabei im Intereſſe der Partei. Ihr war aus be⸗ 
greiflichen Gründen außerordentlich viel daran gelegen, im norddeutſchen 
Reichstag wenigſtens durch eine oder ein paar Stimmen vertreten zu ſein. 
Hierfür war aber nach dem Ausfall der Hauptwahlen keine Möglichkeit vor⸗ 
handen, es ſei denn, daß in Elberfeld⸗-Barmen eine Nachwahl ſtattfand. Für 
eine ſolche Nachwahl waren die ſozialdemokratiſchen Ausſichten nicht ungünſtig, 
namentlich da die Konſervativen einen ſo zugkräftigen Kandidaten wie Bis⸗ 
marck nicht wieder zu präſentieren hatten. Um dieſe Nachwahl zu erzwingen, 
hatten die Wähler Schweitzers kein anderes Mittel, als Bismarcks Sieg in 
der Stichwahl zu ſichern, und nur deshalb haben ſie für ihn geſtimmt. Ihre 
Rechnung erwies ſich auch als ganz richtig; in der Nachwahl ſanken die kon⸗ 
ſervativen Stimmen beträchtlich und zerſplitterten ſich obendrein, ſo daß 
Schweitzer wenigſtens in die Stichwahl kam, wenn er das Mandat ſelbſt auch 
erſt im Herbſt desſelben Jahres eroberte. 

Der ganze Fall beweiſt alſo nicht nur nicht die Abhängigkeit Schweitzers 
von der Regierung, ſondern geradezu ſeine Unabhängigkeit von ihr. Man 
fragt vielleicht, weshalb denn Schweitzer nicht offen und ehrlich den wirk— 
lichen Grund der Abſtimmung für Bismarck angegeben habe, und vermutlich 
hätte er klüger daran getan, aber für den, der den „Sozialdemokraten“ auf⸗ 
merkſam las, war die Sache keineswegs ein Geheimnis, und im literariſchen 
Nachlaß von Moſes Heß, den das Parteiarchiv aufbewahrt, finden ſich noch 
die Briefe Tölckes, Jakob Audorfs und Reals, worin ſie an Heß, der ſich in 
Paris ebenfalls über die Sache beunruhigt hatte, etwa in dem Sinne ſchreiben: 
Wir verſtehen wohl, daß die Fortſchrittler uns wegen der Abſtimmung für 
Bismarck verdächtigen, aber wie ein Sozialdemokrat dieſe ganz einfache und 
notwendige Wahltaktik mißverſtehen kann, iſt uns nicht ſo klar. 

An dieſem einen Beiſpiel muß und will ich mir genügen laſſen, um die 
methodologiſche Differenz klarzuſtellen, die zwiſchen dem Genoſſen Bebel und 
mir beſteht. Wollte ich noch weitere Beiſpiele anziehen, ſo würde ich in den 
Verdacht geraten, als wolle ich ſeiner beredten und leidenſchaftlichen Anklage 
von vornherein die Wirkung auf die Leſer in der Partei ſperren. Das liegt 
mir durchaus fern, nicht nur, weil Genoſſe Bebel ſolche kümmerlichen Mittel 
verſchmäht hat, ſondern auch, weil ich ihrer ebenſowenig bedarf wie er. Her— 
vorheben will ich jedoch noch, daß alles, was ich über die meines Erachtens 
unrichtige Methode des Genoſſen Bebel ausgeführt habe, ſich nur auf Ye 
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ganz beſonderen Fall bezieht, wo ſein Urteil durch perſönliche Eindrücke und 


Erinnerungen der wuchtigſten Art beeinflußt worden iſt; ihm ſonſt hiſtoriſchen 
Blick und Sinn abzuſprechen oder auch nur in geringerem Maße zuzuſprechen, 
als ich ſie zu beſitzen glaube, fällt mir natürlich nicht ein. | ne 

Zum Schluſſe möchte ich den Leſern aber doch noch einen unmittelbaren 
Einblick in das Weſen Schweitzers gewähren. Es ſind nur wenige Briefe von 
ihm erhalten, und veröffentlicht iſt von ihnen meines Wiſſens noch keiner, 
wenigſtens vollſtändig nicht. Der eingehendſte aber und derjenige, worin ſich 
Schweitzer über ſeine öffentliche Tätigkeit am rückhaltloſeſten äußert, iſt ein 
Brief an Marx vom 2. Dezember 1868, und ihn teile ich in folgendem wort⸗ 
getreu mit, ohne jeden kritiſchen Kommentar, um keinem Leſer das eigene 
Urteil zu trüben. Nur zum Verſtändnis des Inhaltes ein paar tatſächliche 
Notizen. Im Sommer 1868 hatte die Hamburger Generalverſammlung des 
Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins den Anſchluß an die Internationale | 
beſchloſſen und ſich darein gefügt, daß Schweitzer und Fritzſche als Reichs⸗ 
tagsabgeordnete mit der Gründung von Gewerkſchaften vorgingen. Zu der⸗ 
ſelben Generalverſammlung war Marx als Ehrengaſt eingeladen worden und 
hatte in ſehr entgegenkommender und freundlicher Weiſe für die Einladung 
gedankt. Zu gleicher Zeit richtete jedoch das „Demokratiſche Wochenblatt“ in 
Leipzig ſcharfe perſönliche Angriffe gegen Schweitzer, auf die er zunächſt völlig 
ſchwieg. Aber am 8. Oktober 1868 ſchrieb er an Marr, dieſer möge als Sekretär 
der Internationale für Deutſchland dafür ſorgen, daß die Leipziger Angriffe 
aufhörten; nachdem ſich der Allgemeine Deutſche Arbeiterverein der Inter⸗ 
nationale angeſchloſſen habe, dürfe er wohl beanſpruchen, daß „andere Teile 
der Internationale ihm nicht gehäſſig gegenüberträten“. Zugleich unterbreitete 
Schweitzer ſeine Gewerkſchaftsſtatuten der Kritik von Marx. Darauf antwortete 
Marx in dem bekannten Briefe vom 13. Oktober, der vor einer Reihe von 
Jahren zuerſt in der „Neuen Zeit“ veröffentlicht wurde. Er verſprach zu ver⸗ 
mitteln, wie der Unparteiiſche beim Duell, aber er tadelte ſcharf die Gewerk⸗ 
ſchaftsſtatuten Schweitzers, und indem er „die Intelligenz und Energie“ an⸗ 
erkannte, womit Schweitzer in der Arbeiterbewegung wirke, machte er doch 
ſeinen ſtarken Vorbehalt gegen den ſektenmäßigen Charakter der Laſſalleſchen 
Agitation geltend. Seine Vermittlungsverſuche hatten in Leipzig nur einen 
ganz vorübergehenden Erfolg; ein paar Monate darauf war der Krieg wieder 
entbrannt, und nun beantwortete Schweitzer den Brief von Marx am 2. De⸗ 
zember 1868 wie folgt: | 


Sehr geehrter Herr! 1 
Ich ſchreibe Ihnen unmittelbar, bevor ich auf längere Zeit das Gefängnis 55 


trete. Die Verurteilung lautet auf drei Monate, ich gedenke indeſſen nach fünf bis 
ſechs Wochen aus Geſundheitsrückſichten Urlaub nehmen zu können. 4 
Ihr letzter Brief hat mich inſofern ſehr gefreut, als ich die Ausführlichkeit, mii 

der Sie mir Auskunft erteilt haben, nur dankend anerkennen kann. Ich geſtehe im: 
deſſen, daß ich viele der weſentlichſten Außerungen mit dem beſten Willen nicht ver⸗ 
ſtehen konnte. Vielleicht haben Sie unſer Statut doch nur in der Eile geleſen. E⸗ 
muß Ihnen entgangen ſein, daß das — übrigens aus drei Perſonen beſtehende — 
Präſidium in den wichtigſten Fragen (Streiks uſw.) gar nicht mitzuſprechen, ſondert 
einfach nach den Beſchlüſſen des großen, aus lauter Arbeitern beſtehenden Ausſchuſſe⸗ 
zu verfahren hat. Es kann alſo nur der immer berechtigte moraliſche Einfluß hie 
geltend gemacht werden. Auch bietet zum Beiſpiel unſer Statut für das Kaſſenweſen 
weit mehr Garantien, als das von Liebknecht ausgearbeitete Statut. Sie werde! 
4 
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gewiß in manchen Punkten Ihre Anſicht modifizieren, wenn Sie das freilich etwas 
umfangreiche Statut genauer prüfen. Ich beſcheide mich indeſſen, unter allen Um⸗ 
ſtänden Ihre beſſere Sachkenntnis anzuerkennen. Auch finde ich Troſt in zweien 
Ihrer Außerungen: daß jeder an beſtimmte Verhältniſſe gebunden iſt, und daß man 
durch gute Praxis manche Fehler der Theorie korrigieren kann. Ich kann Ihnen die 
feſte Verſicherung geben, daß die Praxis ſo undiktatoriſch wie nur irgend möglich 
gehandhabt wird. 

Sie hatten in Ihrem Briefe die Freundlichkeit, Ihre Vermittlung zwiſchen uns 
und Liebknecht uſw. anzubieten. Allein in dieſer Beziehung iſt Hopfen und Malz 
verloren. Ich weiß aus hundertfachen Berichten, daß Liebknecht uſw. fortwährend 
gegen die Partei des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins wühlen; ſogar mit 
offenbaren, frechen Lügen, wie: daß ich bei der Militärvorlage für die Regierung 
geſtimmt hätte. Der Krieg zwiſchen uns und dieſen Herren iſt unvermeidlich ge⸗ 
worden, und er iſt in der Tat ausgebrochen. Beſſer offener Krieg, als dieſes ver⸗ 
deckte Weſen mit heimlich ſchleichenden Intrigen. Es iſt offenbar perſönlicher Haß 
gegen mich vorhanden, und dieſer Haß überträgt ſich auf den ganzen Verein. Mit 
den Herren Liebknecht und Genoſſen wird alſo allerdings jetzt Krieg geführt werden. 
Allein ich habe den ſtrengſten Auftrag erteilt, daß die Internationale nicht in den 
Streit hineingezogen werden, daß vielmehr in dieſer Beziehung Frieden und Ein⸗ 
tracht aufrechterhalten werden ſollen, wenn nicht etwa die offiziellen Organe der 
Internationale ſich gegneriſch einmiſchen. Selbſt für dieſen Fall habe ich es für 
wünſchenswert erklärt, daß tiefergehende Differenzen vermieden werden, bis ich wieder 
am Platze bin. 

Was unſer Verhältnis Liebknecht uſw. gegenüber betrifft, ſo kann ich meine 
Meinung ſehr kurz zuſammenfaſſen: Dieſes Verhältnis iſt ſo verbittert, daß in dauer⸗ 
hafter Weiſe Ruhe und Frieden nur durch Ihre perſönliche Intervention an Ort 
und Stelle, oder auch am dritten Ort, aber perſönlich, herzuſtellen wären. Auf 
beiden Seiten iſt Ihre geiſtige Eminenz anerkannt, und ich glaube, gerade von unſerer 
Seite iſt dies mit einer Wärme und einem Nachdruck geſchehen (und wird auch weiter 
geſchehen), die aber auch nur uns möglich waren, weil der Verdacht perſönlicher 
Vorliebe nach bekannten Vorgängen gänzlich ausgeſchloſſen war. Sie könnten alſo 
wohl vermitteln bei günſtiger Gelegenheit. Aber es bedürfte dazu perſönlichen Ein⸗ 
greifens. Es wäre ſicher von höchſtem Vorteil für die Entwicklung der Dinge ge⸗ 
weſen, wenn Sie hätten in Hamburg oder ich in Brüſſel erſcheinen können. Leider 
it es nicht hierzu gekommen. Der Krawall, der jetzt entſtehen wird, hat keine über⸗ 
mäßige Bedeutung. Auch dies vergißt ſich nach einiger Zeit, vorausgeſetzt freilich, 
daß nicht alle Schranken überſchritten werden. Ich will hoffen, daß dieſe Voraus⸗ 
ſetzung bei der gegenſeitigen Bekämpfung eintrete. So viel aber wird nach Lage der 
Sache unvermeidlich ſein, daß es in den nächſten Monaten zum Austrag kommen muß, 
ob die Mehrheit der deutſchen Arbeiter und insbeſondere die tatkräftigen Elemente 
auf ſeiten des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins oder auf ſeiten der ſogenannten 
„Volkspartei“ ſtehen. Wenn Sie von Sekte ſprechen, ſo haben Sie, glaube ich, nicht 
genug gewürdigt, daß unter meiner Leitung der Allgemeine Deutſche Arbeiterverein 
beſtändig mit der europäiſchen Arbeiterbewegung gleichen Schritt zu halten beſtrebt 
war. Welche richtige Erkenntnis hätten wir von uns gewieſen? So habe ich zum 
Beiſpiel in letzter Zeit fortwährend im Blatt wie in ausführlichen Vorträgen die 
Bedeutung des Normalarbeitstags klargeſtellt. Die Auffaſſung der Partei hat ſich jo 
fortentwickelt, wie es ſicherlich auch unter Laſſalles Leitung geſchehen wäre. Er hat 
ſicherlich manche gewagte Experimente gemacht, er hätte ſich aber ganz gewiß auch 
— ich wenigſtens bin es überzeugt — richtig wieder herausgewunden. Er wäre auf 
Fortentwicklung der Auffaſſung bedacht geweſen. Auch ich habe manches gewagte 
Experiment gemacht, mehr noch, ich habe ſogar manche Fehler gemacht und werde 
ſie vielleicht auch noch in Zukunft machen; allein im großen und ganzen bin ich mir 
bewußt, den richtigen Weg gegangen zu ſein, und werde ihn hoffentlich auch weiter 
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finden. Ich bin nicht beſcheiden; ich weiß meine Befähigung richtig zu ſchätzen — 
nach oben wie nach unten. Ich ſage mit Beſtimmtheit, daß ich beſſer zur Führung 
geeignet bin wie Herr Liebknecht, und daß ich die Sache beſſer verſtehe. Ich ſetze 
hinzu, daß hinwiederum Sie ſie beſſer verſtehen wie ich. Ich bin unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden derjenigen Partei, die nun einmal meine Leitung will, es ſchuldig, mit aller 
Kraft auf meinem Poſten auszuharren, bis ich mit aufrichtigem Sinn der Partei 
einen Führer empfehlen kann, von dem ich die Überzeugung habe, daß er die Sache 
beſſer verſteht als ich. Zwei Führerſchaften aber ſind vom Übel. 

Es hat mich gedrängt, Ihnen dies alles noch kurz vor Torſchluß mitzuteilen. 
Sobald ich wieder in Freiheit bin, werde ich Sie benachrichtigen. Hoffentlich hat 
dieſer Brief Sie überzeugt, daß es ſich bei mir nicht um kleinliche Rivalitäten handelt, 
ſondern daß ich nach ſo vielen feierlichen Verſprechungen mich der Partei gegenüber 
für verpflichtet halten muß, alle Verſuche, welche ſich gegen die von uns angeſtrebte 
Einheit der Partei durch ganz Deutſchland richten, ſoviel an mir liegt nieder⸗ 
zuſchlagen. Auch bin ich auf die Länge über den Erfolg nicht in Sorgen. : 

Indem ich Sie beſtens grüße und die Hoffnung ausſpreche, daß Ihre Geſund⸗ 
heit ſich dauernd beſſern möge, zeichne ich 
Berlin, 2. Dezember 1868. Mit vorzüglicher Hochachtung 

J. B. Schweitzer. 


Es iſt der letzte Brief Schweitzers an Marx geweſen, zu deſſen perſön⸗ 
licher Vermittlung es nicht mehr gekommen iſt. Sie hätte nach der ganzen 
Lage der Dinge auch nichts mehr retten können. 


vichzucht und Fleifykontrolle in Amerika. 
Von Albert Rudolf (Kanſas). 


Den Einwurf, daß das Fleiſch der verſchiedenen amerikaniſchen Länder 
ſchlechter ſei als das deutſche, will ich in den nachſtehenden Darlegungen 
an der Hand von Tatſachen richtigſtellen; die Verhältniſſe in Argentinien 
und Kanada, den beiden neben den Vereinigten Staaten in Frage kom⸗ 
menden amerikaniſchen Fleiſchexportländern, find denen der letzteren ganz 
ähnliche. 5 

Der amerikaniſche landwirtſchaftliche Betrieb iſt von Anfang an extenſiv 
geweſen, und auch heute kann von einem intenſiven Betrieb noch kaum die 
Rede ſein. Wenn es auch nicht das Ziel einer rationellen Wirtſchaft ſein 
kann, ſo läßt ſich doch Viehzucht mit extenſivem Betrieb auf die Dauer leichter 
vereinbaren als Ackerbau, der auf Körnerbau und Körnerverkauf eingerichtet 
iſt. So ſind zum großen Teile die Staaten des mittleren und äußerſten 
Weſtens der Union Viehzucht⸗ und Viehexportſtaaten. Die Preiſe ſind, am 
europäiſchen Maßſtab gemeſſen, niedrig. Die Löhne dagegen ſind weſentlich 
höher als die der landwirtſchaftlichen Arbeiter in der Alten Welt. Stall⸗ 
haltung, Stallfütterung uſw. würden ſich gar nicht bezahlen, ganz abgeſehen 
davon, daß ſich dieſe umſtändliche Art der Viehzucht für den praktiſchen 
Amerikaner gar nicht eignet und daß er auch keine Arbeiter dazu finden 
würde. 5 

Das Vieh wird im Freien geboren und aufgezogen bis zur Schlachtreife. 


Oktober, November auf die Weide. Es wird im Winter im Freien gefüttert. 
Ein Mann kann in bequemer Tagesarbeit 200 bis 300 Köpfe füttern. Das 
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Vieh hält ſich alſo während des ganzen Jahres im Freien auf und iſt in⸗ 
folgedeſſen jedem Wind und Wetter ausgeſetzt. Es hat kontinentalem Klima 
ſtandzuhalten, einem heißen Sommer und einem bitterkalten Winter, der oft 
heftige Schneeſtürme bis weit hinein in die Südſtaaten bringt. Wenn das 
Vieh im Sommer auf den Überbleibſeln der ehemaligen Prärie graſt, ſteht 
ihm kein Schatten gegen die brennenden Sonnenſtrahlen zur Verfügung. 
Es hat aber auch im Winter keinen Schutz gegen die alles durchdringenden 
heftigen kalten Winde. Dieſer oder jener baut vielleicht zum Schutze gegen 
die heftigen Winterſtürme eine Holzwand, hinter der ſich vielleicht ein oder 
zwei Dutzend ſeiner Tiere etwas ſchützen können, während ſeine Herde 100 
oder 200 Köpfe groß iſt! Die Art der Schweinehaltung iſt eine ähnliche. 
Man läßt ſie weiden, füttert ſie im Freien, und zu ihrem Schutze gegen die 
Sonne und die Winterkälte errichtet man kleine, anderthalb Meter hohe Holz— 
buden, die an der Südſeite vollſtändig offen ſind. 

Die Folgen dieſer Viehhaltung liegen klar auf der Hand. Ein außer⸗ 
ordentlich geſundes und widerſtandsfähiges Vieh wächſt heran. Wind und 
Luft, Sonne und Regen halten es ſtändig ſauber, Fell ſowohl wie Klauen. 
Der ſtändige Aufenthalt in freier Luft ſorgt für regſten Stoffwechſel, ſo daß 
im allgemeinen ein Nährboden für Krankheiten nicht gegeben iſt. 

Während alſo in den für die Vieh- und Fleiſchausfuhr hauptſächlich in 
Frage kommenden Weſtſtaaten die verſchnittenen männlichen Tiere als auch 
die Kühe mit ihren Kälbern jahraus jahrein draußen gehalten werden, gibt 
es in den Oſt⸗ und Nordoſtſtaaten eine ausgedehnte Viehhaltung für die 
Produktion von Milch, Butter und Käſe, Produkte, für die in den Induſtrie— 
zentren ein großer Abſatz iſt. Es handelt ſich hier um ein ſehr einträgliches 
Geſchäft für die amerikaniſche Landwirtſchaft der genannten Staaten. Das \, 
Vieh wird hier im Sommer genau fo gehalten wie in den Weſtſtaaten, je- 

doch während des Winters in Ställen. Die Folgen dieſer Stallhaltung 
zeigen ſich ſofort. Während in den Oſt⸗ und Nordoſtſtaaten ungefähr 8 Pro— 
zent der Rinder mit Tuberkuloſe behaftet ſind, ſind es von den Milchkühen 
in dieſen Staaten 14 Prozent! Das amerikaniſche Ackerbauminiſterium 
nennt dieſen Satz einen alarmierend hohen und ſagt, daß Schritte unter- 
nommen werden müſſen, die Tuberkuloſe im Intereſſe der Beſitzer ſowohl 
als in dem der Volksgeſundheit auszurotten. Im Diſtrikt Kolumbia, der 
als Milchlieferant für hohe und höchſte Familien in Frage kommt, iſt die 
Regierung auch bereits in dieſem Sinne vorgegangen und hat alle tuber- 
kuloſekranken Rinder getötet. Wenn es ſich um die eigene Geſundheit handelt, 
ſind die Herren der Regierung immer am ſchnellſten am Werke, in der 
Neuen wie in der Alten Welt. 7 
Wenn wir uns nun einmal die Viehhaltung in Deutſchland anſehen, 
finden wir, daß in weiten Gegenden Rindvieh wie Schweine während des 
ganzen Jahres in Ställen gehalten werden. In einigen Provinzen Nordoft-, 
Nord⸗ und Nordweſt⸗ und in einigen Staaten Süddeutſchlands iſt der Weide- 
gang der Rinder im Sommer, nicht auch der der Schweine, Brauch. 
Doch ein halbes Jahr ſteht auch da das Vieh in Ställen. Dieſe ſind im 
allgemeinen niedrig und dumpf; kleine, nahe der Decke angebrachte Fenſter 
laſſen das Tageslicht nur ſpärlich eindringen. Das Vieh ſteht und liegt in 
ſeinem eigenen Kote. Die Klauen, der Bauch, die Seiten, der Schwanz ſind 
fingerdick damit bedeckt und der Kot infolge mangelnder Pflege möglicher— 
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weiſe verkruſtet. Bei den Milchkühen ſtarren Euter und Zitzen von Schmutz, 
alſo die Teile, die ganz beſonders ſauber gehalten werden müßten. Der 
Fußboden der Ställe wird gründlich wohl nie oder nur höchſt ſelten ge⸗ 
reinigt, vielleicht daß man Streu und Kot zweimal täglich oberflächlich ent⸗ 
fernt. Die Wände der Ställe ſind infolge mangelnder Ventilation klebrig 
feucht von den Lungen- und Hautausſcheidungen der Tiere. Die Temperatur 
iſt meiſt eine viel zu hohe und die Luft beängſtigend dick. Ein Tier muß 
die Ausatmungen des anderen einatmen. Es iſt im Sommer wie im Winter 
eine Qual für Menſchen, deren Atmungsorgane normal funktionieren, dieſe 
Ställe aufſuchen oder gar in ihnen arbeiten zu müſſen. Wie die Lungen der 


Tiere der Luft ermangeln, ſo ermangeln ihre Glieder jeder Bewegung. Die 


Verhältniſſe liegen während der Wintermonate ſelbſt in den holſteinſchen 
Marſchen, deren Bevölkerung ſich ſonſt durch eine gewiſſe Sauberkeit aus⸗ 
zeichnet, nicht anders. . 
Es klingt unglaublich, aber jeder kann ſich ohne weiteres davon über⸗ 
zeugen, daß die Schweinehaltung noch auf einer tieferen Stufe ſteht als die 
Rindviehhaltung. Kleine Löcher ſind es, in denen die Schweine aufgezogen 
werden, die oft kaum Raum für die Bewegung der Tiere bieten. Die Schweine 
liegen im Miſte, treten mit den Klauen im Miſte, ſtarren voller Dreck am 
ganzen Körper — es wäre ein Wunder, wenn ſie nicht von allen möglichen 


Seuchen heimgeſucht würden. 


A 


Der bekannte Vorkämpfer für Weidewirtſchaft, Profeſſor Falk vom land⸗ 
wirtſchaftlichen Inſtitut in Leipzig, hat vor Jahren einmal die deutſchen Tier⸗ 
ſtälle Tierkerker genannt. Er hat nur zu recht. Wir wollen gern anerkennen, 
daß in neuerer Zeit auf großen und kleinen Gütern Ställe gebaut worden 
ſind, die allen Anforderungen entſprechen, die zu ſtellen ſind. Wir wollen 
auch weiter anerkennen, daß in manchen Ställen die Sauberkeit und die 
Pflege der Tiere nichts zu wünſchen übrig laſſen. Doch das ſind nur Aus⸗ 
nahmen, welche die Regel beſtätigen. | 

Wir ſehen aus den deutſchen Aufzuchtverhältniſſen, warum die deutſchen 4 
Viehbeſtände allen möglichen Krankheiten und Seuchen zum Opfer fallen 
müſſen. Es kann gar nicht anders ſein, daß Vieh, welches das ganze Jahr 
oder einen großen Teil desſelben an Ketten hängt, alſo ohne jede Bewegung 
iſt und im Kote in ſchlecht oder gar nicht gelüfteten Ställen ſteht, allen an⸗ 
ſtürmenden Krankheiten preisgegeben iſt. Ebenſowenig, wie es möglich iſt, 
geſunde Menſchen im Kerker aufzuziehen, ebenſowenig iſt es möglich, geſunde 
Tiere im Kerker großzubringen. Mangelnde Luft, mangelnde Bewegung be⸗ 
dingen ungenügenden Stoffwechſel, und der erſtbeſte Bazillus, der ſich auf 
dem tieriſchen Körper einſtellt, findet einen günſtigen Nährboden vor. . 

Alarmierend nennt das amerikaniſche Ackerbauminiſterium den Satz von 
14 Prozent tuberkuloſekranker Kühe in den amerikaniſchen Oſtſtaaten. Welchen 
Ausdruck muß man da wohl für den Prozentſatz deutſcher tuberkuloſekranker 
Rinder und an Maul- und Klauenſeuche und Rotlauf uſw. uſw. kranker Tiere 
gebrauchen!? Nach den Feſtſtellungen der Landwirtſchaftskammern ſind in 
den verſchiedenen deutſchen Landesteilen 25 bis 50 Prozent aller Rinder 
tuberkulös. Wie groß mag der Satz an anderen Krankheiten ſein? Uns ſind 
Schlachthofſtatiſtiken bekannt, die über 60 Prozent der geſchlachteten Rinder 
nur als tuberkulös aufweiſen, ungeachtet anderer Krankheiten! Wie wenig 
von deutſchem Vieh mag da wohl ganz geſund ſein? „ 
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Man kann nun vielleicht einwenden, daß in Deutſchland die Kontrolle der 
geſchlachteten Tiere eine viel beſſere iſt als in Amerika und daß durch dieſe 
Kontrolle die deutſchen Fleiſchkonſumenten beſſer geſchützt werden. Das iſt 
zum Teil richtig. Doch bleibt zunächſt die Tatſache beſtehen, daß von den in 
Deutſchland geſchlachteten an Tuberkuloſe uſw. erkrankten Tieren nur ein 
ganz verſchwindend kleiner Teil verworfen, das heißt der menſch— 
lichen Nahrung entzogen wird. Die meiſten geſchlachteten kranken Tiere 
kommen als Primaqualität in den Handel und zum Verkauf. Das 
dürfte wohl jedem bekannt ſein, der mit den deutſchen Schlachtverhältniſſen 
auch nur einigermaßen vertraut iſt. Es handelt ſich hier um eine Tatſache, die 
von den in Frage kommenden Kreiſen als ſelbſtverſtändlich betrachtet wird. 

Nun beſtehen freilich in der nordamerikaniſchen Republik Leine ſtädtiſchen 
Schlachthäuſer mit ihrer ſtrengen Kontrolle der geſchlachteten Tiere. Das Vieh 
wird in den Schlachthäuſern der großen Fleiſchpackereien geſchlachtet, zu⸗ 
bereitet und von da in den Handel gebracht. Aber weit wirkſamer als in 
Deutſchland iſt in Amerika die Kontrolle des lebenden Viehes. Zur Be⸗ 
kämpfung von Tierkrankheiten wird in Deutſchland ein verſeuchtes Gehöft 
oder Dorf abgeſperrt und desinfiziert, erkrankt oder ſtirbt nichts mehr, ſo 
gibt man nach einer gewiſſen Zeit die Sperre wieder auf. In den Vereinigten 
Staaten aber wird die Seuchenbekämpfung weit intenſiver betrieben. 

Die Abteilung für das Viehgewerbe des amerikaniſchen Ackerbauminiſteriums 
beſchäftigt mehr als 3000 beſonders ausgebildete Beamte, Veterinäre uſw., 
die während des ganzen Jahres im Lande herumreiſen und allen Tierkrank⸗ 
heiten nachgehen. Ein ſo einheitliches politiſches Gebilde wie die Union kann 
natürlich in der Bekämpfung von Tierkrankheiten viel einheitlicher vorgehen, 
viel Großartigeres leiſten als eine Anzahl kleiner Staaten. Wie radikal die 
betreffenden Behörden bei Ausbruch von Viehſeuchen vorgehen, kann wohl 
am beſten an einem Beiſpiel gezeigt werden. 

Im November 1908 wurde in einer Herde des Staates Pennſylvanien 
die Maul⸗ und Klauenſeuche feſtgeſtellt. Das Ackerbauminiſterium wurde am 
10. November verſtändigt, und es verhängte am 13. November über den in 
Frage kommenden Bezirk die Sperre. Wenige Tage ſpäter brach auch in 
anderen Teilen Pennſylvaniens die Seuche aus und ebenſo im Staate New 
York. Am 19. November lagen beide Staaten vollſtändig in der Sperre. 
Es ſtellte ſich heraus, daß die Seuche aus dem Staate Michigan durch trans⸗ 
portiertes Vieh eingeſchleppt worden war, und am 25. November war auch 
über dieſen Staat die Quarantäne verhängt. Ebenſo zwei Tage ſpäter über 
den Staat Maryland, an deſſen Grenzen krankes Vieh konſtatiert worden 
war. Der Schaden durch die Sperre war um ſo größer, als ſie auch über den 
Staat New Nork verhängt war, wodurch die Viehausfuhr nach England ſtockte. 

Von den erwähnten tierärztlich ausgebildeten Angeſtellten wurden 600 
nach den genannten Staaten geſandt, die unter Führung der Wiſſenſchaftler 
des Ackerbauminiſteriums zum Kampfe gegen die Seuche vorgingen. Alle 
erkrankten Tiere wurden getötet und vergraben. Mit ſolchem Eifer 
wurde die Seuche bekämpft, daß bereits am 19. Dezember desſelben Jahres, 
alſo knapp ſechs Wochen nach Ausbruch der Seuche, alle erkrankten Tiere 
getötet waren. Die Sperre wurde im April des Jahres 1909 aufgehoben, 
und die Maul⸗ und Klauenſeuche iſt ſeit jener Zeit nirgends wieder auf⸗ 
getreten. Die Beſitzer der getöteten Tiere wurden zu zwei Drittel von der 
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Unionsregierung, zu einem Drittel von ihren Staaten entſchädigt. Die Ge⸗ 
ſamtkoſten beliefen ſich auf 1300000 Mark. 

Das hier angeführte Beiſpiel zeigt uns, daß ſeitens der Regierung der 
Vereinigten Staaten der Kampf gegen eine auftretende Seuche mit aller 
Energie bis zur vollſtändigen Unterdrückung derſelben geführt wird. Die 
Union iſt zu einem großen Teile noch Agrarſtaat, die Gefahren durch Über- 
handnehmen von Seuchen wären zu groß in Anbetracht der ungeheuren 
Viehherden. Es muß alſo ſchnell und ſicher gehandelt werden. Aber kann 
jemand auch nur ein Beiſpiel anführen, nach dem die deutſchen Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſterien ähnlich energiſch gegen verheerende Viehkrankheiten vor⸗ 
gehen? Maul⸗ und Klauenſeuche, Tuberkuloſe graſſieren in Deutſchland ſeit 
vielen Jahren unaufhörlich an allen Ecken und Enden. 

Während nun in Deutſchland die Schlachthäuſer wohl meiſt kommunale 
Anſtalten ſind, ſind die Schlachthäuſer der großen Fleiſchpackereien, alſo auch 
der für den Export arbeitenden, Unternehmungen des Kapitalismus. Sf 
gelbe hat noch niemals danach gefragt, ob die Nahrungsmittel, welche er her⸗ 
ſtellt, rein und unverfälſcht ſind. So mögen wohl in früheren Jahren — wer 
erinnert ſich nicht Sinclairs „Sumpf“ — ekelerregende Zuſtände in den 
amerikaniſchen Packhäuſern geherrſcht haben. Hier iſt nun in den letzten 
Jahren eine weſentliche Beſſerung eingetreten. Auf Grund eines 
neuen Geſetzes, entſtanden unter dem Drucke der öffentlichen Meinung, iſt 
es der wiederholt erwähnten Abteilung für das Viehgewerbe möglich ge⸗ 
worden, eine ſtrengere Kontrolle der Packhäuſer durchzuführen. Infolge⸗ 
deſſen ſind auch die neugebauten Schlachthäuſer mit den modernſten hygie⸗ 
niſchen Einrichtungen verſehen, und ältere Bauten ſind weſentlich verbeſſert 
worden. Die Inſpektion geſchlachteter Tiere erſtreckte ſich im Vorjahr auf 
nahezu 60 Millionen, von denen ungefähr eine Million ganz oder teilweiſe 
verworfen worden iſt. Auch eine Anzahl Städte haben eine Kontrolle der 
in ihren Mauern gelegenen Packhäuſer eingeführt. Staatliche und ſtädtiſche 
Kontrolle zuſammen bilden allerdings noch keine geſchloſſene Einheit. Nur : 
etwa die Hälfte des in Amerika verbrauchten Fleiſches iſt durch 
die Kontrolle gegangen. Es ſteht aber feſt, daß ſich in den amerikaniſchen 
Packhäuſern die Verhältniſſe weſentlich gebeſſert haben, dank einer beſſeren 
Kontrolle durch die Regierungsbehörden. Es kann jedoch trotzdem die Möglich⸗ 
keit beſtehen, daß minderwertiges oder minderwertig nach der Schlachtung 
gewordenes Fleiſch ausgeführt wird. Kann dieſem eventuell minder⸗ : 
wertigen Fleiſche nicht durch eine ſtrenge Kontrolle in den deut- 
ſchen Einfuhrhäfen vollſtändig die Tür verſchloſſen werden?!! 5 

Wir haben geſehen, daß das amerikaniſche Vieh geſundheitlich von ganz 
bedeutend beſſerer Qualität iſt als das deutſche. Wir haben auch geſehen, x 
warum es fo jein muß und auf Grund der gegenwärtigen Verhältniſſe nicht 
anders ſein kann. Wie wäre es nun, wenn man, um vollſtändig ſicher vor 
ſchlechtem oder ſchlecht gewordenem Fleiſche zu ſein, die lebenden ameri⸗ 
kaniſchen Tiere in Deutſchland einführte und erſt in Deutſchland 5 
ſchlachtete? Ein ganzes Stück Vieh iſt ja im Einfuhrhafen noch weit leichter 
zu kontrollieren als eine große Anzahl Teile desſelben. Jede Einfuhr kranker 
Tiere wäre damit zur Unmöglichkeit geworden. Nach England gehen alljähr⸗ 
lich Hunderttauſende lebender Rinder und Schafe aus Amerika. Der Verluſt | 
während des Seetransportes iſt ein ganz geringer und beträgt bei ber 
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ein Zehntel Prozent, bei Schafen drei Fünftel Prozent. Ebenſo würde auch 
der Einfuhr lebenden kanadiſchen Viehes nichts im Wege ſtehen. Daß 
Vieh, das den furchtbaren kanadiſchen Winter unter freiem Himmel verbringt 
und aushält, nicht krank ſein kann, vermag auch ein Blinder zu ſehen. 

Die Einfuhr derartigen Viehs würde die Fleiſchpreiſe in Deutſchland raſch 
ſenken, der Hungersnot erheblich entgegenwirken. Keine Bedenken ſtehen dem 
im Wege als die Profitſucht der deutſchen Agrarier. 


Wie fteht es mit unſerer Jugendbewegung? 
Von Max Peters. 


Drei Jahre ſind jetzt verfloſſen, ſeit die proletariſche Jugendbewegung 
Gemeingut der Arbeiterorganiſationen iſt, ſeit ſie, der Geſamtbewegung des 
Proletariats eingegliedert, von der Arbeiterſchaft geleitet und gefördert wird. 

Die Wurzeln der proletariſchen Jugendbewegung als Maſſenbewegung 
des erwachenden, das heißt ſeiner Klaſſenlage bewußt gewordenen heran— 
wachſenden Proletariats reichen zwar bis ins Jahr 1904 zurück. Denn um 
dieſe Zeit war es, als faſt gleichzeitig, aber voneinander unabhängig, im 
Norden und Süden Deutſchlands die arbeitende Jugend aus eigener Ini⸗ 
tiative, teilweiſe gegen den Willen ihrer Väter, durch Schaffung ſelbſtändiger 
Organiſationen zum erſtenmal auf die Weltbühne trat und in einer bis dato 
unerhörten Weiſe ihren Kampfesruf ertönen ließ: Gegen wirtſchaftliche Aus— 
beutung, gegen geiſtige Unterdrückung! 

Ihrer wichtigen Stellung gemäß, die die junge Arbeiterſchaft dank der 
Herrſchaft des Kapitalismus im Produktionsprozeß erlangt hatte, wuchs die 
Bedeutung ihrer Organiſation und mit ihr die Angſt der herrſchenden Klaſſen. 
Das Reichsvereinsgeſetz vom 19. April 1908 verhängte über die Vereine der 
arbeitenden Jugend den geſetzlichen Ausnahmezuſtand. Die offenkundige rechts— 
- widrige Anwendung dieſes „liberalen“ Geſetzes gegenüber der Arbeiterjugend 
konnte wohl die jungen Organiſationen als ſolche vernichten, indeſſen die aus 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſen geborene Bewegung des jungen Prole— 
tariats entwickelt ſich trotz des Ausnahmegeſetzes ungeſchwächt kräftig weiter. 
Der geſetzliche Ausnahmezuſtand bedeutete nur eine neue Epoche in der Ge— 
ſchichte der Kämpfe der proletariſchen Jugend um wirtſchaftlichen Schutz und 
geiſtige Befreiung. 

Die mit dem äußeren Scheine des papiernen Rechtes betriebene brutale 
Verfolgung der freien Jugendbewegung hatte nur die Wirkung, daß die ge— 
ſamte Arbeiterſchaft aufgerufen wurde, nunmehr ſelber die Führung ihres 
bedrängten Nachwuchſes in die Hand zu nehmen und ſeine Erziehung eifriger 
und intenſiver, als die Jugendlichen allein es vordem vermochten, zu be— 
treiben. Partei und Gewerkſchaften einigten ſich auf eine gemeinſame Grund— 
lage der von beiden Teilen der Arbeiterbewegung zu pflegenden Erziehungs— 
arbeit für die ſchulentlaſſene Jugend. Zwar deckte ſich der Beſchluß des 
Gewerkſchaftskongreſſes in Hamburg mit dem des Parteitags in Nürnberg 
nicht in allen ſeinen Punkten. Aber die Generalkommiſſion der Gewerk— 
ſchaften erklärte ſich bereit, auf der vom Nürnberger Parteitag beſchloſſenen 
Grundlage gemeinſam mit der Partei die ſchwierige Arbeit der Jugend— 
erziehung in Angriff nehmen zu wollen. Bekanntlich erfuhren vor dem Statt⸗ 


— — 
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finden des Parteitags die zwiſchen Partei und Gewerkſchaften getroffenen Ver⸗ 


einbarungen, beſonders aus den Kreiſen der Jugendlichen, die anfänglich ihr 


Selbſtbetätigungsrecht in Gefahr wähnten, eine heftige Bekämpfung. Und es 
ſchien, als ſollte die Frage der Jugenderziehung ſich zu einer ſtändigen uner⸗ 
quicklichen Streitfrage in Partei⸗ und Gewerkſchaftskreiſen auswachſen. Es iſt 
gut, daß es inzwiſchen anders gekommen iſt. Denn die Erziehungsarbeit für 
die proletariſche Jugend kann nur erſprießliche Früchte zeitigen, wenn beide Teile 
der Arbeiterbewegung, Partei und Gewerkſchaften, und wenn ferner die Jungen 
und die Alten, alſo alle Glieder der Arbeiterbewegung mit Begeiſterung, 
Zähigkeit und Opferfreudigkeit dieſe Arbeit zu leiſten ſich eifrigſt bemühen. 


Nach dem Beſchluß des Nürnberger Parteitags ſind die eigentlichen Träger 


unſerer Jugendbewegung die Jugendausſchüſſe, die an jedem Orte aus Ver⸗ 


tretern der Parteiorganiſation, der Gewerkſchaften und der Jugendlichen, ſo⸗ 


fern ſie das 18. Lebensjahr überſchritten haben, gebildet werden. An der 
Spitze der Jugendausſchüſſe, gewiſſermaßen als Zentraljugendausſchuß, ſteht 
die Zentralſtelle für die arbeitende Jugend Deutſchlands, die ſich aus Ver⸗ 


tretern des Parteivorſtandes, der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften und 


der über 18 Jahre alten Jugendlichen zuſammenſetzt. 


Haben ſich nun die vom Parteitag des Jahres 1908 empfohlenen 


Einrichtungen der Jugenderziehung bewährt? Dieſe in den beteiligten 


Kreiſen öfters aufgeworfene Frage darf heute, nach einer faſt dreijährigen 


Tätigkeit, auf eine Antwort rechnen. 


Betrachten wir alſo zunächſt die Entwicklung, die die proletariſche Jugend. ö 


bewegung in Deutſchland ſeit 1908 genommen hat. 
Ein anſchauliches, wenn auch nicht vollſtändiges Bild der von den Jugend 
ausſchüſſen geleiſteten Arbeit liefert der an den Parteitag in Jena erſtattete 


Bericht der Zentralſtelle für die arbeitende Juen Deutſchlands, der ſich 5 


auf die Zeit vom 1. Juli 1910 bis zum 30. Juni 1911 erſtreckt. Von den in 
454 Orten (im Vorjahr waren es 360) Ae Jugendausſchüſſen haben 


213 der Zentralſtelle über ihre Tätigkeit berichtet. Danach beſtehen in 147 


Orten Jugendheime, von denen 110 allerdings nur einen Raum, 24 zwei, 


8 drei, 2 vier und 3 fünf Räume aufweiſen können. 72 Heime beſitzen eigene 
Bibliotheken, an einigen Orten find die Heime mit den Zentralbibliotheken 
der Arbeiterſchaft verbunden. Daß in allen Heimen Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften belehrenden und unterhaltenden Inhalts ſowie anregende Geſell⸗ 5 


ſchaftsſpiele ausliegen, verſteht ſich von ſelbſt. Die für die Heime auf⸗ 
gewandten Ausgaben beliefen ſich in den 147 Orten auf 46231,79 Mark. 
Außer der Errichtung und Unterhaltung von Jugendheimen wurden noch 
folgende Veranſtaltungen von den Jugendausſchüſſen im letzten Jahre getroffen: 


Zahl der Ber Teilnehmer 


Art der Veranſtaltung Aa Zuge,, e e 


Zuſammen 


Einzelvorträge 1 
Vortragsreihen 8254 
Unterrichtskurſe . g 1246 
Künſtleriſche Darbietungen e 39949 
Beſuche von Muſeen, „ uf ö 6429 


Feſtlichkeiten 
Ausflüge 


1 
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Nicht einbe griffen in dieſer Aufſtellung ſind die Veranſtaltungen in Dresden, 
die allein die hohe Zahl 1076 erreichten. Außerdem wurden neben den Wande⸗ 
rungen noch häufig an den Wochentagabenden Spiele im Freien gepflegt. Die 
geſamten Einnahmen der Jugendausſchüſſe betrugen 99 833,87 Mark, die ge⸗ 
ſamten Ausgaben 89 410,85 Mark. Diefe paar Zahlen mögen genügen, um 
die Arbeit der Jugendausſchüſſe würdigen zu können. 

Es mag noch geſtattet ſein, auf die dreijährige Tätigkeit der Zentralſtelle 
kurz hinzuweiſen. Über die Aufgaben der Zentralſtelle beſtehen noch häufig 
falſche Vorſtellungen. Unſere jungen Freunde verlangen oft Unmögliches von 
ihr. Es gilt zu bedenken, daß für die in ſteter Entwicklung begriffene und 
noch dazu ſo junge Bewegung nichts ſtörender wäre als der Verſuch, ſie in 
das Prokruſtesbett der Schablone zwängen zu wollen. Überhaupt kann vor 
der Uniformierung der Jugendbewegung nicht eindringlich genug gewarnt 
werden! Wie die Erziehungsfrage überhaupt, ſo muß auch die Frage der 
Jugendbewegung, die in den verſchiedenen Orten mit den verſchiedenartigſten 
Mitteln, Verhältniſſen und Kräften wie auch Objekten zu rechnen hat, indi⸗ 
viduell behandelt werden. Die Zentralſtelle kann alſo nicht eine Inſtanz 
ſein, wie ſie etwa die Zentralleitung einer zentralorganiſierten Gewerkſchaft 
darſtellt. Im Gegenſatz zu dieſer muß ſich die Zentralſtelle in der Hauptſache 
auf eine anregende Tätigkeit beſchränken. Die eigentliche Arbeit muß alſo 
von den Jugendausſchüſſen in den einzelnen Orten geleiſtet werden, wo denn 
auch das Schwergewicht unſerer Jugendbewegung ruht. Den Jugendausſchüſſen 
mit Auskünften, Ratſchlägen, Anleitungen ſowie mit Material zur Agitations⸗ 
und Bildungsarbeit an die Hand zu gehen, das iſt neben der Herausgabe der 
„Arbeiter⸗Jugend“ die Aufgabe der Zentralſtelle. Zur Unterſtützung der Agitation 
gab ſie fünf verſchiedene Flugblätter heraus, die in 2544000 Exemplaren teil⸗ 
weiſe unentgeltlich verſandt wurden. Für die Arbeit auf den einzelnen Gebieten 
gab ſie den Jugendausſchüſſen praktiſche Winke, die in je 5000 Exemplaren 
im Druck erſchienen ſind. Solche Anleitungen wurden erteilt für das Halten 
von Vorträgen für Jugendliche, für die Errichtung von Jugendbibliotheken, 
für künſtleriſche und geſellige Veranſtaltungen, für Veranſtaltungen zur körper⸗ 
lichen Ausbildung der arbeitenden Jugend und für die Gliederung von Agi- 
tationsbezirken. Als ein Führer für die Agitatoren wurde die Schrift „Die 
bürgerliche Jugendbewegung“ in 5000 Exemplaren und zur Unterſtützung des 
Jugendſchutzes die Broſchüre „Der geſetzliche Arbeiterſchutz für Jugendliche“ 
in 8000 Exemplaren herausgegeben. Der Pflege des Maſſengeſanges diente 
das Jugendliederbuch der Zentralſtelle, deſſen erſte Auflage von 50000 Exem⸗ 
plaren ſchon nach knapp zwei Jahren vergriffen war. Um die Agitation plan⸗ 
mäßig und intenſiv betreiben zu können, hat die Zentralſtelle den Jugend- 
ausſchüſſen die Bildung von Bezirksleitungen empfohlen, die, damit ſie nicht 
mittellos daſtehen, auch materiell von der Zentralſtelle unterſtützt wurden. 
Über 1000 Mark find an vier Bezirksleitungen, die um eine Unterſtützung 
nachſuchten, gezahlt worden. Zwei Bezirksleitungen haben Vortragstouren 
arrangiert, deren Koſten ebenfalls von der Zentralſtelle getragen wurden. 
Auf mehreren wichtigen Konferenzen der Bezirke, die im Laufe des letzten 
Jahres abgehalten wurden, haben die Vertreter der Zentralſtelle inſtruktive 
Vorträge über die verſchiedenſten Arbeitsgebiete gehalten. Parallel dieſer 
Werbearbeit unter der Jugend lief das Beſtreben der Zentralſtelle, unter der 
Arbeiterſchaft Verſtändnis für die Bedeutung der Jugendbewegung und Auf⸗ 
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klärung über ihre Zwecke und Ziele zu verbreiten. Dieſem Zwecke dienten 
Flugblätter und zahlreiche Artikel, die von der geſamten Parteipreſſe gern 
aufgenommen wurden und dadurch eine weite Verbreitung gefunden haben. 

Die Jugendbewegung nimmt gegenwärtig eine ſtändige Rubrik in der Partei⸗ 
preſſe ein. Die ausgedehnte Korreſpondenz, die die Zentralſtelle mit den 
Jugendausſchüſſen unterhielt, die Fülle von ſchriftlichen Anregungen und 
Ratſchlägen, die ſie den Jugendausſchüſſen erteilte, ſind dieſen beſonders im 
Anfang ihrer Arbeit ſehr zugute gekommen. | 

Die e der Zentralſtelle betrugen ſeit dem B ihrer Tätigkeit, 
vom 1. Januar 1909 ab, 32 375,43 Mark, wovon 22 789,77 Mark als Zuſchuß 
für die b gende verwendet wurden. | 

Man ſieht, daß die Zentralſtelle nicht bloß dem Namen nach beſtanden 
hat, ſie hat vielmehr eine tüchtige Arbeit geleiſtet. 

Die Stärke der Geſamtbewegung drückt ſich in dem Abonnentenſtand der 
„Arbeiter⸗Jugend“ aus, der als der zuverläſſigſte Gradmeſſer unſerer Jugend⸗ 
bewegung gelten darf. Denn die jugendlichen Abonnenten beſchränken ſich 
nicht auf die Lektüre der „Arbeiter⸗Jugend“, ſie nehmen erfreulicherweiſe auch 
an ſämtlichen Veranſtaltungen und Aktionen der e Jugendbewegung 
lebhaften Anteil. Als die „Arbeiter⸗Jugend“ im Januar 1909 ins Leben trat, 
fand ſie dank der Pionierarbeit ihrer Vorläufer, der „Arbeitenden Jugend“ 
in Norddeutſchland und der „Jungen Garde“ in Süddeutſchland einen Stamm 
von 20000 jugendlichen Mitſtreitern vor, die ihre jungen, aber doch ſchon 
kampferprobten Kräfte ſogleich in den Dienſt des neuen Unternehmens ſtellten. 
Die weitere Entwicklung der „Arbeiter⸗Jugend“ aber überſtieg alle Erwartungen 
der jungen Optimiſten. Schon nach einjähriger Tätigkeit konnte ſie 28100 
Abonnenten muſtern, nach zweijährigem Wirken 45000 und gegenwärtig 
alſo im dritten Jahre ihrer Arbeit — hat ſie 65612 Abonnenten um ſich 
geſchart. Sie verteilen ſich auf 425 Orte, allein auf Berlin entfallen 9179, 
mit den Vororten 12230 Abonnenten. i 

Dieſe ſtolzen Zahlen zeugen von einer ſtarken Beliebtheit, der ſich die 
„Arbeiter⸗Jugend“ bei der Jugend und bei den Alten des Proletariats in 
einem von Jahr zu Jahr ſteigenden Maße zu erfreuen hatte. Unwillkürlich 
wird man an die noch vor ein paar Jahren laut gewordenen Klagen er⸗ 
innert, die den Mangel einer Jugendzeitſchrift ganz allgemein damit be⸗ 
gründeten, daß wir keine Leute der Feder in der Partei hätten, die das Zeug 
beſäßen, für die Jugend zu ſchreiben. Nun, heute haben wir die von der 
Jugend freudig aufgenommene Jugendzeitung, die ſich noch dazu rühmen 
darf, alle Jugendſchriften des Bürgertums turmhoch zu überragen. So darf 
denn heute der „Arbeiter⸗Jugend“ das Zeugnis ausgeſtellt werden, daß ſie 
die in ſie geſetzten Hoffnungen erfüllt hat, daß ſie die Jugendzeitung iſt, die 
ſich die Jugend und die Arbeiterſchaft ſeit langem gewünſcht haben. 1 

Der günſtige Stand der „Arbeiter⸗Jugend“ iſt zugleich ein äußeres Zeichen 
für die geſunde Entwicklung, die unſere Jugendbewegung genommen hat. Ihr 
rüſtiges Vorwärtsſchreiten auf der ganzen Linie kommt in den oben ange⸗ 
führten Zahlen deutlich zum Ausdruck. Gewiß befriedigen die errungenen Er⸗ 
folge keineswegs. Aber es gilt zu bedenken, daß ſie unter außerordentlich 
ſchwierigen Verhältniſſen erobert werden mußten. Nur die ſchwärzeſten Zeiten 
politiſcher Willkürherrſchaft, wie etwa die Zeit des Sozialiſtengeſetzes, ſind 
mit dem Zuſtand zu vergleichen, unter dem die proletariſche ee 
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gegenwärtig in Deutſchland — faſt überall — ſich zu behaupten hat. Die 
freie Jugendbewegung iſt unter einen geſetzlichen Ausnahmezuſtand geſtellt, 
ihre jugendlichen Anhänger ſind geſetzlich vogelfrei, der Polizeiwillkür über⸗ 
antwortet! Jede Regung der arbeitenden Jugend wird von den ſtaatlichen 
Behörden brutal zu unterdrücken verſucht. Selbſt die mit vielen Opfern der 
Arbeiterſchaft errichteten Jugendheime, die den löblichen Zweck verfolgen, die 
ſchulentlaſſene Jugend den ſchädigenden Einflüſſen der qualm⸗ und alfohol- 
geſchwängerten Kneipe und der lärmenden Straße zu entziehen, ſind vor der 
Verfolgungswut der behördlichen Ordnungsorgane nicht geſichert. Und was 
der blind wütende Polizeiſäbel nicht zu zerſtören vermochte, das ſuchen die 
bürgerlichen Klaſſen unter der ſtrategiſchen Führung der preußiſchen Regie⸗ 
rung, mit den Groſchen der Steuerzahler natürlich, durch die Anwendung 
der Methode des Zuckerbrots zu vollenden: man verſucht die proletariſche 
Jugendbewegung zu korrumpieren, weil man zu ſchwach war, ſie nieder— 
zureiten. Erfolge, die unter ſolchen Umſtänden bitter erkämpft werden mußten, 
verdienen beſonders bewertet zu werden. Unter dieſem Geſichtswinkel be⸗ 
trachtet, erſcheinen ſie geradezu überraſchend hoch! Sie ſind der deutlichſte 
Beweis, daß die proletariſche Jugendbewegung auf rechtem Wege 
marſchiert. Die vom Nürnberger Parteitag empfohlene Grund— 
lage der proletariſchen Jugendbewegung hat ſich in der Praxis 
als glücklich erwieſen. Die Einrichtungen der Jugendausſchüſſe 
haben ſich in der unter heißen Kämpfen verrichteten praktiſchen Arbeit durch— 
weg gut bewährt. Die Macht der Tatſachen und ihre Entwicklung haben 
gelehrt, daß die jetzige Geſtalt der freien Jugendbewegung die gegenwärtig 
einzig mögliche Form iſt, die erſtens, auf geſetzlichem Boden ſtehend, ge⸗ 
ſetzlich unanfechtbar iſt, und die zweitens alle an der Jugenderziehung inter⸗ 
eſſierten Kreiſe, Partei, Gewerkſchaft und Jugend zur gemeinſamen Arbeit 
gleichermaßen verbindet. Und die gemeinſchaftliche Arbeit, getragen von der 
Begeiſterung und dem Feuereifer der Jugend und geführt von dem in langen 
Kampfesjahren geſchärften Blick der Alten, ſichert der proletariſchen Jugend- 
bewegung auch in Zukunft ein ſiegreiches Vorwärtsdringen. An dieſer gemein⸗ 
ſamen Arbeit von jung und alt des Proletariats müſſen alle Verſuche, die 
vorwärtsdrängende Jugendbewegung der Arbeiterklaſſe aufzuhalten, kläglich 
ſcheitern. 

Indeſſen die ärgſte Arbeit harrt noch der Vollendung! Vier Millionen 
umfaßt das Heer des jungen Proletariats. Was ſind dagegen unſere 65600 
jugendliche Anhänger! Darum haben wir, überzeugt von der Notwendigkeit 
der Jugenderziehungsarbeit und die gegenwärtige Situation erkennend, die 
auf einem guten Grunde ruhenden Einrichtungen tüchtig auszubauen, 
damit ſie auch den ſtärkſten Stürmen zu trotzen vermögen. Die Jugend⸗ 
ausſchüſſe müſſen mit reichlicheren Mitteln verſehen werden, als es bisher 
geſchehen iſt, damit ſie gegenüber den bürgerlichen Beſtrebungen eine eifrige 
Agitationsarbeit und eine intenſive Bildungstätigkeit zu entfalten imſtande 
ſind. Die Zentralſtelle wird die Arbeit der Jugendausſchüſſe in Zukunft eben⸗ 
falls mehr zu fördern haben. Die Vorbereitungen dazu ſind bereits getroffen. 
So hat die Zentralſtelle beſchloſſen, zunächſt die „Arbeiter⸗Jugend“ auszu⸗ 
geſtalten. Sie wird, den Wünſchen der Funktionäre Rechnung tragend, künftig⸗ 
hin auch über die praktiſche Arbeit der Jugendausſchüſſe inſtruktive Artikel 
bringen. Die Errichtung eines Jugendſekretariats mit einem beſoldeten Sekretär, 
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der ſich ausſchließlich der Jugendarbeit widmen ſoll, hat weiterhin die Zentrale 
ſeit einiger Zeit beſchäftigt. Und es iſt zu erwarten, daß noch in dieſem Jahre 
das von unſeren jungen Freunden ſo ſehnſüchtig erwartete Jugendſekretariat 
ſeine Tätigkeit aufnimmt. Es wird durch Herausgabe von aktuellen Flug⸗ 
ſchriften und durch Veranſtaltung von Verſammlungen die Agitation unter 
der proletariſchen Jugend weſentlich fördern. Es wird unſere Agitatoren und 
Funktionäre mit dem Rüſtzeug verſehen, deſſen ſie im Kampfe wider die 
Gegner und zur Pflege poſitiver Bildungsarbeit ſo bitter nötig haben. Das 
Sekretariat wird auch das Intereſſe der Arbeiterſchaft für die Jugendbewegung f 
zu ſteigern und auf der Höhe zu halten haben. Kein Zweifel, daß ein Jugend⸗ 
ſekretariat, unterſtützt von den in der Jugendbewegung erfahrenen Genoſſen, 
die Arbeit der Jugendausſchüſſe in hohem Maße befruchten, ja zur Trieb⸗ 5 
feder des Fortſchritts unſerer Jugendbewegung werden wird. f 
Das rüſtige Fortſchreiten unſerer Jugendbewegung — wie auch der heiße 
Kampf des geſamten Bürgertums um die proletariſche Jugend — zwingt uns 
zu einem ſtändigen Ausbau unſerer bewährten Mittel, die der Erziehung des 
heranwachſenden Proletariats dienen. Und unſere Jugendbewegung wird trotz 
aller Bekämpfungen mit Zuckerbrot und Peitſche eine Entwicklung nehmen, 
auf die das geſamte Proletariat mit Freude, Stolz und Siegeszuverſicht wird 
blicken können. ; 


verbrechen und verbrecher in Amerika. 
Von Fritz Kummer. 


In Amerika fand der Kapitalismus ſo ziemlich alle Vorbedingungen er⸗ 
füllt, die er zur vollen Entwicklung ſeines Weſens brauchte. Rapid und 
glänzend war ſein Aufſtieg, unbeſtritten und ſchier unwiderſtehlich iſt heute 
ſeine Macht. Sein Siegeslauf iſt von einem ſteigenden Meer von Elend auf 
der einen Seite und von einem rieſig wachſenden Reichtum auf der anderen 
Seite, und von einer unglaublichen Korruption und Verkommenheit hüben 
und drüben begleitet. Mit der Zunahme ihrer Macht wird die kapitaliſtiſche 
Herrſchaft immer ängſtlicher auf deren Erhaltung bedacht. Der Schutzwall aus 
Geſetzen, Richtern, Poliziſten und Soldaten wird immer höher, die Unmenſch⸗ 
lichkeit der Juſtiz und die Brutalität des Strafvollzugs wird immer größer. 
Über die rechtlichen und politiſchen Garantien, die einſt die „Väter des Vater⸗ 
landes“ im Intereſſe der Demokratie und des einzelnen Bürgers ſchufen, geht 
der Kapitalismus keck hinweg, wenn er ſie nicht in eigene Machtpoſitionen 
umwandelt. Er hat die Volksregierung zu einer Farce gemacht, weite Kreiſe 
der Bürgerſchaft ihrer verfaſſungsmäßigen Rechte und Freiheiten beraubt, 
die Demokratie entmannt, die Juſtiz proſtituiert, die Polizei beſtochen, die 1 
Kanzel entehrt, das Katheder gekauft, die Arbeiterſchaft mit ſeinem Geiſte ver⸗ 
ſeucht und die Volksſeele bis in ihre tiefſten Schächte korrumpiert. 5 

In demſelben Maße, wie die Korruption des Staates ſteigt, wächſt der 
Umfang des Strafgeſetzbuchs und nimmt die Zahl der Verbrechen zu. Die 
Verletzung ſeiner Gebote und Bedrohung ſeiner Einrichtungen beſtraft der 
kapitaliſtiſche Staat ebenſo brutal und in der gleichen widerſinnigen Weiſe 
wie das alte Regime. Das Opfer des Kapitalismus kann getroſt ſein Elend 
als mildernden Umſtand anführen: Aber ich muß doch leben! Der kapita⸗ 
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liſtiſche Talleyrand wird ihm antworten: Aber ich ſehe die Notwendigkeit 
nicht ein; gegen die beſtehende Staats⸗ und Geſellſchaftsordnung darf unter 
keinen Umſtänden verſtoßen, jede Geſetzes verletzung muß unbedingt gerochen 
werden. | 

In den Vereinigten Staaten verhallt die Stimme der Humanität un⸗ 
gehört. Der kapitaliſtiſche Staat sans phrase verſpricht ſich nichts von der 
Philoſophie der neuen Schule der Kriminalogie, die in dem Geſetzesverletzer 
bloß einen Unglücklichen ſieht, der nur feſtgehalten werden ſollte, um ge⸗ 
beſſert, reformiert zu werden. Er erwartet von einer brutalen Abſchreckungs⸗ 
methode mehr als von einem menſchlichen Strafvollzug: In Amerika werden 
die Menſchen geprügelt, gefoltert, um gebeſſert zu werden. Genau ſo wie 
in Rußland. 

Das wird übertrieben genannt werden, und nicht nur von amerikaniſchen 
Patrioten und ſonſtigen Ignoranten, ſondern auch von Leuten, die die Ver⸗ 
hältniſſe der Union näher zu kennen glauben. Kein Wunder! Der amerika⸗ 
niſche Kapitalismus hat mit meiſterhaftem Geſchick und ſeltenem Erfolg die 
Sünden und Verbrechen ſeines Regimes zu verdecken verſtanden, die die 
Wahrheit verkündenden Stimmen und Zeitungen durch Drohung, Beſtechung 
oder Vernichtung zum Schweigen gebracht. Mit unleugbarem Talent weiß 
er jenen Glorienſchein, der vor langer Zeit von Amerika aufſtieg und die 
Welt blendete, zu erhalten, wenn nicht zu ſteigern. Man muß durch den 
Lichtkreis hindurchdringen bis in die Niederungen des Volks⸗ und Staats⸗ 
lebens, um die verheerenden Folgen und die Miſſetaten des Kapitalismus 
und ſeiner juriſtiſchen und politiſchen Organe in ihrer ganzen Größe erkennen 
zu können. Durch das ſchlichte Buch der Liga für Gefängnisreform! erfährt 
die breite Offentlichkeit ein Stück amerikaniſch⸗kapitaliſtiſcher Wirklichkeit. 

Der Mut der kleinen Schar Leute, die dieſe Liga bilden, verdient alle 
Anerkennung. Nicht minder ihre rückſichtsloſe Kritik der allgemeinen Kor⸗ 
ruption und ihr Eifer, mit dem ſie das Material geſammelt hat und den 
Schmerzensſchreien der Gefangenen nachgegangen iſt. So haben wir ein 
ziemlich vollſtändiges Bild von dem Leben und den Qualen in den amerika⸗ 
niſchen Strafanſtalten und auch von den Beſtialitäten und der Verkommen⸗ 
heit der Organe des kapitaliſtiſchen Staates. 

Was über die Verkommenheit der amerikaniſchen Juſtiz und Polizei ge⸗ 
ſagt wird, kann hier übergangen werden, da ſie männiglich bekannt iſt. Be⸗ 
ginnen wir mit einigen „Blüten der amerikaniſchen Ziviliſation“: 

Es gibt in den Vereinigten Staaten an die 2200 Bezirksgefängniſſe, mehrere 
hundert Haftlokale, fünfzig bis ſechzig Zuchthäuſer mit Werkſtätten und Maſchinen. 
Die erſten Herſtellungskoſten dieſer Gebäude und Arbeitsſtätten ſind auf 2100 Mil⸗ 
lionen Mark geſchätzt worden. Die Zinſen für dieſe Summe betragen jährlich 105 
Millionen. Dazu ſind noch die jährlichen Ausgaben für Unterhaltung der Gefangenen, 
Bezahlung der Beamten und Inſtandhaltung der Anſtalten zu zählen, die insgeſamt 
auf 210 Millionen geſchätzt werden, ganz abgeſehen von den Ausgaben, die die 
Angeklagten oder Verurteilten gemacht haben. Neben den vielen Tauſenden von 
Poliziſten und Detektiven gibt es noch 70000 Gendarmen und 2200 Scherifs und 
12000 Unterſcherifs . 


Was wird nun mit dieſem gigantiſchen Aufwand an Kraft und Mitteln 
erreicht? 


Crime and Criminals. Verlag: The Prison Reform League, Los Angeles, Kal. 
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Die Zahl der Strafgefangenen ift von 1860 bis 1910 von 19086 auf 2 


114722 geſtiegen, oder im Jahre 1860 kam auf 1647 Einwohner ein Straf⸗ 
gefangener, 1910 auf 731 einer. Amerika ſpaziert an der Spitze der Ver⸗ 


brecherſtatiſtik aller ziviliſierten Länder. Zum Beweiſe dafür ſei nur die 


letzte Mordſtatiſtik hierhergeſetzt: 


Staat Morde im Jahre 5 1 1 7 9 
Deutſchlann dg 4,85 
ih ne 10,15 
Franki nen 15,22 
e I e 94 19,00 
Beteinigte Staatn 080 129,30 


Die große Schwäche des Buches ift, daß es nicht den tieferliegenden Ur- 


ſachen der Zunahme der Verbrechen in Amerika nachforſcht. Anſtatt in dem 
kapitaliſtiſchen Syſtem überhaupt den treibenden Urquell der Verbrechen zu 
ſehen, bleibt es an deſſen Begleiterſcheinungen haften, nennt als Urſache des 
ſchrecklichen Standes der Kriminalſtatiſtik die Degeneration der Juſtiz und 
Polizei, die Verbrüderung des Verbrechertums mit den ſtaatlichen Organen, 
und dann die widerſinnige, unmenſchliche Behandlung der Gefangenen. Frei⸗ 
lich, ein gutes Stück Wahrheit bergen ihre Argumente dennoch: 

Kann man nicht auch folgern, daß der Skandal, der in der Welt der Hochfinanz 
weht, Wirkungen auf die Bewohner der Niederungen der Geſellſchaft ausübt? Dieſe 
leſen, wie ein ſmarter Diebsgeſell eine Eiſenbahn, ein anderer eine Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft, ein dritter eine Bank erbeutete, wie eine ganze Bande von Leuten unter 
dem Deckmantel des Unternehmers dem Stadtſäckel Tauſende von Dollars abknöpften 
und dennoch niemals von der Polizei geſtellt wurden. Wie kann der ſimple Junge 
anders folgern, als daß Glücksſpiele und Taſchendiebſtahl nicht nur vorteilhaft, 
ſondern auch ſicher und ehrbar ſind, wenn ſie auf großer Stufenleiter ausgeführt 
werden? 


Mangelhaft wie die Argumentation ſind auch die vorgeſchlagenen Mittel 


der Abhilfe: 


Es gibt nur ein Ding, womit dieſer Zuſtand geändert werden kann, und nur 


das eine: Die Lokalverwaltung der Städte muß aus den Händen der Verbrecher 


und Laſtererzeuger genommen werden. . .. Wir befinden uns heute der bedenklichen 
Tatſache gegenüber, daß unſere führenden Städte unter der Herrſchaft des organi⸗ 
ſierten Verbrechens ſind. 


Daß damit der ſchrecklichen Kalamität nicht gründlich Einhalt getan werden 


kann, iſt jedem tiefer Blickenden ohne weiteres klar, auch wenn er nicht wiſſen 
ſollte, daß derartige Vorſchläge ſchon ſeit Jahrzehnten ſtändig gemacht werden, 


und daß ſie nicht realiſiert werden konnten, weil die Organe des kapita⸗ a 
liſtiſchen Staates ſich paſſiv oder aktiv widerſetzten, oder daß, wo dieſe über⸗ 


wunden werden konnten, die Realiſierung der Vorſchläge merkliche Beſſerung 
nicht gebracht hat. 5 


| Die Todesftrafe. 
Die Ausführungen über die Abſchaffung und Wirkung der Todesſtrafe 


bieten Intereſſantes genug, gerade für die jetzige Zeit. Die Beſeitigung des 
legalen Mordes iſt wiederholt in der amerikaniſchen Offentlichkeit und im 
Parlament diskutiert worden. Zu etwas wie einem nennenswerten Erfolg 


iſt es leider nicht gekommen. Die Kommiſſion, die ſich vor anderthalb Jahr⸗ 
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zehnten mit der Frage ſehr eingehend beſchäftigte, hat dem Kongreß einen 
leſenswerten Bericht vorgelegt. Sie prüfte auf dieſe Frage hin 418 Werke 
namhafter Autoren. Davon ſprachen ſich 319 für Abſchaffung, der Reſt für 
Beibehaltung der Todesſtrafe aus. Zwölf von den ſiebenundzwanzig die 
Beibehaltung verlangenden Stimmen kamen von Geiſtlichen oder wurden 
in chriſtlichen Kirchenzeitungen laut. Das chriſtliche Kirchenblatt 
„Presbyterian Standard“ ſchrieb: „Nichts würde neben dem Evangelium 
mehr für das Heil des Landes arbeiten als eine Anzahl gut aus— 
geführter, gut beachteter und zeitgemäßer Erhängungen.“ 

Würde die alte Erfahrung, daß mit Galgen, elektriſchem Stuhl, Peitſche 
und ſonſtigen drakoniſchen Maßnahmen alles andere, nur nicht das Verbrechen 
vermindert wird, noch bewieſen werden müſſen, dann brauchte man nur die 
Lynchſtatiſtik Amerikas in die Hand zu nehmen. Darüber heißt es in 

dem Buch: | 

In den letzten fünfzehn Jahren (1890 bis 1905) hatten zwei von den Staaten, 
wo die Todesſtrafe nicht mehr exiſtiert, nicht einen einzigen Lynchfall. Von den 

anderen beiden hatte einer zwei, der andere vier Lynchfälle, während Georgia, alſo 
der Staat, der mit 172 Hinrichtungen an der Spitze ſteht, 237 Lynchungen aufwies. 
Ihm folgt Texas mit 140 Hinrichtungen und 183 Lynchfällen; Alabama hatte 119 Hin⸗ 
richtungen und 206 Lynchungen; Miſſiſſippi mit 97 Hinrichtungen ſteht mit 249 Lynch⸗ 
fällen allen anderen Staaten voran. . .. Beinahe ohne Ausnahme gehen Hinrichtungen 
und Lynchungen Hand in Hand. (Aus Galbreaths Buch: Soll der Staat töten?) 


Ein anderer Autor ſagt: 

Ein Vergleich unſerer Strafgeſetze mit denen anderer Länder zeigt, daß wir un⸗ 
zweifelhaft das blutigſte Strafgeſetz haben, und es iſt glaubwürdig konſtatiert, daß 
wir auch im Verhältnis zur Bevölkerungszahl die größte Zahl blutiger Verbrechen 
haben. 


KRechtsgarantien der Bürger im ‚freieften Lande der Welt'. 


In Amerika beſteht für den Bürger im allgemeinen wenig und für den 
armen Mann praktiſch gar kein Schutz gegen willkürliche Verhaftung. Land⸗ 
auf landab werden jahraus jahrein Tauſende und aber Tauſende von Menſchen 
aus Dummheit, Profitſucht oder bloßem Mutwillen arretiert, ohne daß ſie 
jemals auf Genugtuung hoffen können. Die Polizei ſteht über dem Geſetz: 

Im letzten Oktober kam ein Polizeihauptmann (in ein New Yorker Gericht) mit 
einer großen Schar Gefangener, die er verhaftet und über Nacht eingeſperrt hatte. 
Er wünſchte vom Richter, daß ſie alle dem Gefängnis überwieſen werden bis nach 
der Wahl. Auf die Frage des Richters, welches kriminellen Vergehens er fie be⸗ 
ſchuldige, antwortete er: keines, aber er befürchte, daß ſie wählen könnten, wenn ſie 
nicht eingeſperrt würden. 


Dieſe Verhafteten konnten noch von Glück ſagen, daß ſie einem ehrlichen 
Richter zugeführt wurden oder einem, der zufällig an der Wahl nicht inter- 
eſſiert war, ſonſt wäre das Ende der Verhaftung ſicherlich ein anderes ge— 
weſen. Denn in Amerika iſt nach dem Ausſpruch eines New Porker Polizei⸗ 
kommiſſärs „der Polizeiknüppel mächtiger als die Verfaſſung“. 

In den Vereinigten Staaten iſt die Anwendung des Zeugniszwanges noch 
allgemeiner als im „Lande mit den beſten Rechtsgarantien“. Da werden 
friedliche Bürger ins Gefängnis geſetzt, um ſie für einen Prozeß als Zeugen 
zu haben; andere werden fortgeſchafft, wenn ſie als Zeugen gefährlich werden 
können; zu geringen Geldſtrafen Verurteilte werden tage-, wochen⸗ und 
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monatelang eingefperrt, bis fie den Betrag hinterlegen. Von Zeit zu Zeit 
erfährt die Offentlichkeit, daß ein armer Teufel in Haft gehalten wird, weil 
er keinen Freund hat, der die Geldſtrafe für ihn begleicht. 

Bei einem Verſuch, die amerikaniſche Polizei⸗ und Juſtizſchande mit Bei⸗ 
ſpielen zu belegen, wird man vom Überfluß überwältigt: In St. Louis „geht 
ſehr oft ein Schwarm Geheimpoliziſten los und verhaftet unterſchiedslos 
Perſonen, ohne daß dieſe wiſſen, warum, was ihnen zur Laſt gelegt wird. 
Ihre Verhaftung bringt eine Eintragung ins Stationsbuch wie: Feſtgehalten 
für den Polizeichef, oder: Wegen Müßiggang.“ In der Stadt Chicago wurden 
in einem einzigen Jahre 50432 Verhaftungen vorgenommen, wovon nur 2192 
dem Gericht überwieſen werden konnten. Die Polizei hält jeden ohne weiteres 
für ſchuldig, bis er ihr ſeine Unſchuld beweiſt; ſie verurteilt und beſtraft 
nach eigener Willkür oder Ermeſſen. Um Geſtändniſſe zu erhalten, wendet 
ſie eine Methode an, die unter dem Namen „Dritter Grad“ (Third Degree) 
bekannt iſt: Das Verhör beginnt mit ſyſtematiſchen Kreuz⸗ und Querfragen, 
ſchamloſen Verdächtigungen und Drohungen, darauf folgen Verprügelungen, 
Verrenkungen der Glieder, Verweigerung von Speiſe und Trank oder Ein⸗ 
ſperrung in den „Schwitzkaſten“, einer kleinen, nackten Zelle, bis die Opfer 
„ſprechen“. Das Recht zu dieſen Folterungen nimmt ſich die Polizei. Viele 
geſtehen das verlangte Verbrechen ſchließlich ein, weil die Tortur viel ſchlimmer 
iſt als die eventuelle Strafe. Wer allen Quälereien trotzt, kann von Glück 
jagen, wenn er nicht in irgendeiner Zelle vergeſſen wird. 

In der Stadt Kanſas City wurde am 19. Februar 1909 

eine Unterſuchung der Bezirksgefängniſſe vorgenommen. Dabei wurden 76 Ge⸗ 5 
fangene gefunden, die für die Welt verloren waren. Zwanzig von ihnen 
waren vier bis acht Monate eingeſperrt. Es konnte gegen ſie aber auch nicht die 
geringſte Beſchuldigung erhoben werden. Ein Gefangener ſaß dreizehn Monate dort. 
Er hatte ſich eines untergeordneten Vergehens ſchuldig bekannt. Aber ein Urteil 
wurde ihm niemals geſprochen. Der Richter wollte ihn auf Ehrenwort entlaſſen, 
wenn er Bürgſchaft ſtelle. Der Gefangene hatte (kein Geld und) keine Freunde. 


In vielen Bezirken erhalten die Poliziſten für jede Verhaftung eine be⸗ 
ſtimmte Summe. Da ſie ihr Gewiſſen im Geldbeutel tragen, machen ſie ſich 
keine Skrupel „allein um der Einkünfte willen“, Geſunde und Kranke, 
5 und Kinder, kurz alles, was ihnen in den Weg kommt, zu 
arretieren. Je mehr Verhaftungen, je mehr Geld. Ein Scherif in Alabama 
berichtet, wie er jährlich 21000 bis 29000 Mark „machte“, dank der Er⸗ 
laubnis, jede verdächtige Perſon verhaften zu dürfen. Um dieſe traurige 
Geſchichte kurz zu machen, ſeien nur ein paar Fälle hier angeführt. | 

In Denver fragte der Richter Lindſey den Gerichtsſchreiber, wie man 
gegen dieſe vielen (eingelieferten) Kinder Strafanträge ſtellen und ſie des 
wegen ins Gericht bringen könne. En 

Ihm wurde erwidert: 


Einlieferung von Kindern hilft die ee erhöhen. — Das war tatſächlich 1 
Wenn die Gerichtsbeamten ihren niedrig ausgefallenen Gehaltsanſpruch zu verbeſſern 
wünſchten, trieben fie eine Schar Jungen zuſammen und „legten fie rein“. Im 
Stadtgefängnis fand ich Jungen auf die Prozeßverhandlung wegen eines kindlichen 
Vergehens warten in Zellen, die nach Unrat ſtanken und von Ungeziefer wimmelten. 
Im Bezirksgefängnis 5 5 Knaben mit Männern von gemeinſter Immoralität | 
zuſammen eingeſchloſſen. f 5 u 
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Über den Mädchenhandel können bürgerliche Kreiſe und großkapita⸗ 
liſtiſche Zeitungen in Amerika nicht genug Entrüſtung aufbringen. Zuweilen 
tun ſie ſogar, als ob es ihnen damit Ernſt ſei, ſo daß man geneigt iſt an⸗ 
zunehmen, es ſei mehr Ignoranz als Heuchelei, was ihr Tun beſtimme. 
Wie dem nun auch ſein möge, jedenfalls haben ſie noch immer die Polizei, 
alſo die nämliche Einrichtung geſchützt, unter deren Fittichen dieſer moderne 
Sklavenhandel gedeiht, wenn ſie ihn nicht in eigene Regie genommen haben 
ſollte. Nicht ſelten müſſen die armen Kreaturen, die der Hunger zwingt, 
ihren Körper zu verkaufen, für die Freiheit, einen Häuſerblock abzulaufen, 
den Poliziſten regelmäßig einen beſtimmten Betrag abliefern, wenn ſie von 
Verhaftung oder Konkurrenz verſchont bleiben wollen. In Chicago konnte 
der Verkauf von Menſchenware nur durch Ausſchaltung der Stadtpolizei ein 
wenig eingedämmt werden. In Pittsburg iſt das Laſter von einem Syndikat 
organiſiert, an dem hohe Polizeibeamte beteiligt find. In San Franzisko 
wird der Poliziſt, der naiv genug iſt anzunehmen, das Geſetz ſei auch für 
Spielhöllen, Bordelle und dergleichen da, in ein ruhiges, untergeordnetes 
Revier verſetzt. Die Vereinigten Staaten „ſind das einzige (?) Land, wo der 
ehrliche Polizeibeamte von der Durchführung des Geſetzes alles zu fürchten 
hat, und wo die Polizei im allgemeinen für die Degradierung der Gemeinde 
tätig iſt, deren Beſchützung von ihm erwartet wird“. 


leibeigenſchaft. 
Die Verfaſſung der Vereinigten Staaten verbietet die Sklaverei, jede 
Staatsverfaſſung tut es noch im beſonderen. 


Aber die Sklaverei hat in einer neuen und ſchlimmen Verkleidung ihr gräß⸗ 
liches Haupt emporgehoben. Ein Scheuſal kommt plötzlich aus den ſchlammigen, 
ekelhaften Tiefen einer Hölle, die von vertierten Rohlingen und Fronvögten be⸗ 
völkert iſt. Weiße und Neger werden heute ohne Unterſchied als Arbeitstiere (Chattel 
Slaves) gehalten, und mit Handſchellen, Peitſche, Bluthund und Bleikugel wird ihnen 
allen ohne Bevorzugung der Hautfarbe Unterwerfung beigebracht. . .. Der Standard- 
Oltruſt, der Terpentintruſt und andere Unternehmerkorporationen haben ein Syſtem 
der Leibeigenſchaft in Kraft geſetzt, das die tatſächliche Sklaverei iſt. Und das ge⸗ 
ſchieht unter der legalen Sanktion der Geſetze — nicht durch das Geſetz direkt, ſondern 
durch Umgehungen, Vorwände und Überliſtungen, die nichtsdeſtoweniger das beab- 
ſichtigte Ziel erreichen. 

Mr. Barry fand 3000 Leute, die als Leibeigene am Eiſenbahnbau in 
Nordkarolina und Tenneſſee arbeiteten. Die Jackſon⸗Holzkompanie erhielt von 
einem (privaten) Arbeitsnachweis in New Pork Leute, die ſie durch Drohungen 
und Einſchüchterungen mit Feuerwaffen bei der Arbeit hielt und, wenn ein 
Fluchtverſuch gemacht wurde, mit Bluthunden jagte. 


Der Staat Florida vermietete im Jahre 1906 kontraktlich an die Firma Barnes 
& Co., den einzigen Bieter, 1200 Gefangene für 75 Cent pro Tag und Kopf. Dieſe 
Firma vermietet die Gefangenen wieder weiter für 85 bis 95 Cent. Die Differenz 
zwiſchen beiden Preiſen und auch die 75 Cent ſind Schmiergelder für die offiziellen 
Beamten. Die Methode wird wie folgt beſchrieben: 
Der Unternehmer geht (mit ſeinem Verlangen nach Arbeitskräften) zum Scherif, 
deſſen naher Verbündeter der Friedensrichter iſt. Beide zuſammen können fo ziem⸗ 
lich jeden, den ſie wünſchen, in die Strafkolonie treiben. 


| Der Staat Georgia verauftioniert feine Gefangenen (laut Geſetz von 1899 
und 1903). Sie werden dem Meiſtbietenden zugeſchlagen, jedoch für nicht 
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weniger als für 175 Dollar pro Jahr. Der Staat ſtellt Aufſeher und Arzte. 
An einem Tage (1. April 1906) wurden allein 1500 Mann verſteigert. Alle 
Beamten, vom Richter bis zum Aufſeher, trachten aus dem Elend der Ge⸗ 
fangenen Geld zu ſchlagen. Zu dieſem Behuf werden die Gefangenen ihres 
durch gute Führung erwirkten Strafnachlaſſes beraubt, ſie werden vierzehn 
bis zwanzig Stunden zum Arbeiten gezwungen, Kleider, Schuhe und Betten 
werden ihnen vorenthalten, verfaulte Nahrungsmittel werden ihnen verabreicht, 
man läßt die Kranken durch Vernachläſſigung zugrunde gehen, die weiblichen 


F 


Gefangenen werden vergewaltigt, junge Leute werden getötet ß um der 


Tötung willen. 

Die ganze politiſche Maſchinerie des Staates und Bezirks hält es mit den Mietern 
(der Gefangenen), weil vom erſten Verdienſt der armen Opfer die Koſten für den 
Prozeß und die Unterſuchung bezahlt werden. Nicht ein Dollar von dem Miet⸗ 
geld erreichte die Bezirkskaſſe, da den Scherifs, Gerichtsſchreibern, Richtern, 
Poliziſten und anderen Beamten, die dabei helfen, die Verurteilten in den Ketten⸗ 
gang zu bringen, ihre vollen Gebühren gezahlt werden. 

Das kleinſte Vergehen kann den armen Teufel in den Kettengang 
bringen. Die dazu Verurteilten „arbeiten an den Straßen von Sonnen⸗ 
aufgang bis Sonnenuntergang, tragen geſtreifte (Zuchthaus⸗ Kleidung und 
haben eiſerne Schellen an den Füßen. Wächter mit Gewehr und Schrot⸗ 
flinten wachen über ſie; immer iſt ein Prügelmeiſter dabei, der einen breiten, 
dicken, drei Fuß langen Lederriemen gebraucht. Nachts ſchlafen ſie auf einer 
Strohmatratze in den Kleidern in einem rohen Schuppen und werden alle 


(für die Schlafenszeit) an eine lange Kette gefeſſelt, die an beiden 


Enden am Gebäude befeſtigt iſt.“ 
Behandlung in den Strafanſtalten. 


Merkwürdig, während die Gefängnisgreuel in Väterchens Reich die Kultur⸗ 
welt in Empörung bringen, werden die im „freieſten Lande der Welt“ mit 
Stillſchweigen übergangen, obwohl ſie auch keinen Deut weniger gräßlich 
find. Die Zuſtände in den ruſſiſchen Strafanſtalten können nicht ſcheußlicher 
ſein als in den amerikaniſchen. Auch in dieſen werden die Inſaſſen von den 


Beamten um ihre Tagesrationen betrogen, werden ſie wegen kleinſter Ver⸗ 


ſtöße gegen die Diſziplin oder aus beſtialiſcher Luſt beſtraft, geprügelt und 
gefoltert. Die Sprache verſagt, wenn man die Scheußlichkeiten amerika⸗ 


niſcher Gefängnisbeamten zu charakteriſieren verſucht. Die ſchlichten Schilde⸗ 
rungen der überſtandenen Qualen durch (entlaſſene) Sträflinge müßten die 


amerikaniſche Bürgerſchaft aufpeitſchen, ſie zu Vernichtung dieſer Folterhäuſer 


und Folterknechte treiben. Unglücklicherweiſe iſt von ihr vorderhand nichts 


zu erwarten. Sie iſt vom Geſchäft der Dollarmacherei derart in Anſpruch 
genommen, daß ſie keine Zeit oder Neigung hat, ſich der unglücklichſten, 
hilfloſeſten aller Opfer des kapitaliſtiſchen Staates anzunehmen. Und der 
kleine Teil der Bürgerſchaft, der willens iſt, der Menſchlichkeit eine Gaſſe zu 
bahnen, iſt allein nicht kräftig genug, die Widerſtände zu überwinden. 

Als Foltermethoden find neben anderen Auspeitſchung, Waſſerkur, 
Elektriſieren und die Zwangsjacke im Gebrauch. Aus den langen Leidens⸗ 
geſchichten vieler Gefangenen ſeien nur einige Sätze hier wiedergegeben: 


Ich ſah (in der Ohioer Strafanſtalt) morgens Gefangene kommen, die gepeitſcht 


worden waren, weil ſie ſich geweigert hatten zu arbeiten, da ſie nicht genug zu eſſen 
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bekommen hatten. . .. Ihr Körper ſah aus, als wenn er geſchnitten worden wäre, 
das Fleiſch war zerfetzt, und man konnte am vertrockneten Blute ſehen, wo es an 
ihren Gliedern hinabgelaufen war. . .. Ich habe fünfzig oder ſechzig in dieſem ſchreck⸗ 
lichen Zuſtand geſehen. 

Noch ſchrecklicher iſt die Waſſerkur. Der Delinquent wird in eine Bade— 
wanne gebunden, dann wird mit einem Hydrant in den auf irgendeine Weiſe 
geöffneten Mund ein ſtarker Waſſerſtrahl hineingetrieben. Das Gefühl, zu 
erſticken, führt ſchließlich Bewußtloſigkeit herbei. Und wenn der Unglückliche 
an dieſen Qualen ſtirbt, was dann? „Es iſt nur ein Mann weniger, und er 
iſt ein Gefangener.“ 

Durch das Einzwängen in die Zwangsjacke werden die Knochen derart 
gebogen, daß auch der ſtärkſte Mann lange arbeitsunfähig bleibt, wenn er 
dadurch nicht zeitlebens zum Krüppel gemacht worden iſt. Über das Auf⸗ 
hängen an den Armen berichtet ein kundiger Gefangener: 

Der Verurteilte wird in einer dunklen Zelle an den Handgelenken aufgezogen 
und fo hängen gelaſſen wie ein geſchlachtetes Tier. Ich ſah Archie (einen Sträf- 
ling) ſieben Tage in den Ringen hängen. Gegen Mittag des achten Tages wurde 
er, nachdem ſein Kopf zwiſchen den kalten, geſchwollenen nackten Armen hin und 
her getaumelt war, plötzlich raſend, hob ſich ſelbſt mit übermächtiger Anſtrengung 
und begann ſeine Hände und Handgelenke zu beißen, knirſchte mit den Zähnen an 
den ſtählernen Handſchellen und jammerte wie ein Wahnſinnige r. 


Mit dieſem Zitat ſoll die Schandgeſchichte der „freien Republik“ für hier ein 
Ende finden. Wir übergehen hier die anderen Scheußlichkeiten und auch 
die ekelhaften Orgien in der Frauenabteilung des kaliforniſchen Zuchthauſes 
St. Quentin. 

Das Buch ſpricht allerdings auch von einigen kleinen Verbeſſerungen. So 
ſoll die Folterei mit Elektrizität in der Ohioer Strafanſtalt abgeſchafft worden 
ſein. Mit der Einführung der bedingten Begnadigung und Beſeitigung drako— 
niſcher Maßnahmen oder Milderung der Diſziplinvorſchriften an einigen Orten 
find faſt durchgehends gute Reſultate erzielt worden. Aber ſie ſind noch nicht 
lange in Kraft und zu wenig allgemein. Die Hoffnung, daß der mittelalterliche 
Wahnſinn aus der Rechtspflege und dem Strafvollzug bald verdrängt werde, 
baſiert auf recht ſchwachen Imponderabilien. Solange der Vampir Kapita⸗ 
lismus Volk und Staat in ſeinen Krallen hat, ſolange er Geſetzgeber, Juſtiz 
und die Exekutive korrumpiert und die Volksſeele vergiftet, ſolange er noch 
nicht allgemein als das Urübel erkannt worden iſt, das Elend, Verbrechen, 
Korruption, Geldgier und Unmenſchlichkeit fortlaufend gebärt, ſo lange wird 
die Stimme der Humanität in Amerika Eindrücke kaum hinterlaſſen. 
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Der Entwurf des Geſetzes über die Kranken- und Krbeitsloſenverſicherung, 
den die engliſche Regierung durch den Schatzkanzler Lloyd George im Unterhaus im 
Mai dieſes Jahres eingebracht hat, findet ſich im Wortlaut abgedruckt in einem ſo⸗ 
eben erſchienenen 72 Seiten ſtarken Sonderheft der „Oſterreichiſchen Zeitſchrift 
für öffentliche und private Verſicherung“, herausgegeben von Dr. Wilhelm 
Berliner und Dr. Richard Engländer, Hof- und Gerichtsadvokat, Wien. Verlag der 
Manzſchen k. und k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitätsbuchhandlung, Kohlmarkt 20. 
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5 vie ouvrière“ bringt in den Nummern 42 bis 44 (20. Juni bis 20. Jul) g 


eine Studie von Viktor Roudine: „Die Weltverteilung des Petroleums“. Zuerſt | 
werden die Entdeckung des Petroleums in Amerika, die erſten Verſuche der Aus⸗ 


beutung der Quellen und dann das Emporkommen Rockefellers ausführlich dargeſtellt. 
Rockefeller ſchob ſich zwiſchen den Produzenten und die Raffinerien, wußte durch 
perſönliche Beziehungen zu den Eiſenbahnbeſitzern Vorzugstarife zu bekommen, die 
alle Konkurrenz unmöglich machten, ergatterte durch einen ſchonungsloſen Tarifkrieg 
auch die Rohrleitungen und wurde dadurch Herr des Transports. Die unab⸗ 
hängigen Produzenten ließ er beſtehen; ſie konnten ihr Produkt doch nur an ihn 
los werden, und er hatte das Monopol der Lieferung dem Publikum gegenüber. Von 
1865 bis 1875 dauerte dieſe Entwicklung; 1875 iſt das Monopol fertig, und 1882 
wird der Standard Oil⸗Truſt gegründet, der zum erſtenmal die Truſtorganiſation 
durchführte und nachher noch viele Umbildungen erfuhr. Die Dividenden dieſer 
Geſellſchaft betragen meiſt 40 bis 50 Prozent; 318 Millionen Dollar wurden in 
ſieben Jahren als Dividende ausgeſchüttet, während zugleich 275 Millionen als 
Reſerve angehäuft wurden. Verfolgen wir jetzt das internationale Wirken dieſer 
Organiſation. — 
Im Jahre 1860 erſchien das erſte Petroleum auf dem Londoner Markt; der 
Transport war damals noch äußerſt primitiv. Sobald der Standard Oil⸗Truſt ge⸗ 
gründet war, wandte er für den Export die von Nobel in Baku zuerſt konſtruierten 
eiſernen Tankſchiffe an. Damit fing zuerſt die Eroberung des deutſchen Marktes an. 
Zwei Bremer Kaufleute, Riedemann und Schütte, legten den Petroleumhafen an, 
bauten Depots und eine Flotte von Tankſchiffen, und der Abſatz ſtieg enorm. Rocke⸗ 
feller machte ſie dann durch die gemeinſame Gründung einer Verkaufsgeſellſchaft (der f 
Deutſch⸗Amerikaniſchen Petroleumgeſellſchaft) völlig von ſich abhängig; ſie konnten 
ohne ihn nichts machen und mußten ſeinen Bedingungen zuſtimmen, ſollten nicht all 
ihre Kapitalien verloren gehen. Dann wurde der Vertrieb durch Deutſchland mittels 
Flußboote organiſiert, und überall wurden die ſelbſtändigen Kaufleute ausgeſchaltet 
oder unterworfen. Das Haus Poth in Mannheim, das Ol von einem Konkurrenten 
Rockefellers vertrieb, mußte ſich nach fünfjährigem Widerſtand ergeben; gegen die 
enorme Preisherabſetzung, womit Rockefeller es bedrängte, konnte es nicht aufkommen, i 
und für Süddeutſchland wurde 1896 die Mannheim⸗Bremer Geſellſchaft organiſiert. 
Ahnlich wurden in Rotterdam, in Antwerpen, in Königsberg Filialen gegründet. Hier f 
begegnete Rockefeller nun der ruſſiſchen Konkurrenz. Seitdem 1873 in Rußland das 
Staatsmonopol aufgehoben war, nahm die Petroleuminduſtrie dort, vor allem unter 
Leitung des Ingenieurs Nobel und infolge des Baues der Bahn Batum⸗Baku, einen 
gewaltigen Aufſchwung. Gegen 1897 bedrängte ſie auf dem deutſchen Markte das 
amerikaniſche Petroleum immer mehr: 1898 führte Rußland 6 ½ Millionen, Amerika 8 
7 Millionen Tonnen ein. Um dieſer Gefahr zu begegnen, ſchaltete die Standard Oil⸗ 
Geſellſchaft nun die Zwiſchenhändler völlig aus; ſie organiſierte den Kleinhandel, 
jeder Verkäufer wurde zu ihrem Agenten, der nur von ihr die Ware bezog, und da⸗ 2 
mit ficherte ſie ſich endgültig den deutschen Markt; 1901 betrug der ruſſiſche Anteil 
an der Einfuhr nur mehr 13 Prozent. 2 
Nun erhoben ſich aber neue Mächte, die mit ins Spiel traten. Seit Jahren bes 7 
ſteht in England die „Shell Transport“⸗ Geſellſchaft unter Leitung des reichen Lord⸗ 
Mayors Sir Marcus Samuel, die eigene Quellen in Texas beſitzt, und die „König⸗ : 
liche Niederländiſche“ mit Quellen in Indien — dieſe beiden find eng miteinander 
verbunden. Rockefeller, der mit großen Konkurrenten lieber ein friedliches Abkommen 
ſchließt, hat ſich, durch Vermittlung von Rothſchild, mit ihnen verſtändigt. Dan 
traten aber die deutſchen Banken auf den Plan. Die Deutſche Bank hat Kapital in 
die Ausbeutung rumäniſcher Olquellen geſteckt und mit einer ungariſchen Geſellſchaft A 
zuſammen die „Steauna Romana“ gegründet, die das rumäniſche Petroleum reinigt 
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und auf dem Donauwege nach Deutſchland führt. Um die Standard Oil zu be⸗ 
kämpfen, hat ſie ſich mit der „Shell Company“ und mit den Ruſſen verbündet; ihre 
Verkaufsgeſellſchaft dringt in Bayern, Sachſen, Thüringen vor, in derſelben Weiſe 
die Händler ausſchaltend, wie Rockefeller es machte; ſie richtet Verkaufsſtellen in 
England, Holland, Schweden, Dänemark, der Schweiz ein und nimmt auch die noch 
von Rockefeller unabhängigen Amerikaner auf. So bildete ſich 1906 die „Union 
européenne“, hinter der die Deutſche Bank, Nobel, Rothſchild als Kapitalmächte 
ſtehen und die als gleichwertige Macht Rockefeller die Stirne bieten wollte. Allein 
auch hier fanden die großen Räuber es doch ſchließlich vernünftiger, ſich zu ver⸗ 
ſtändigen, als ſich zu bekämpfen. Die Verkaufsgeſellſchaften der beiden Gruppen 
teilten Europa unter ſich auf; Rußland behielt einen bedeutenden Markt in England 
(104 Millionen Tonnen, gegen 356 Millionen aus Amerika), trat dagegen in Deutſch⸗ 
land ſtark zurück. Über den Abſatz in Aſien, namentlich in China, beſtehen noch er⸗ 
hebliche Gegenſätze zwiſchen der „Königliche Niederländiſchen“, die hier ihr Haupt⸗ 


gebiet hat, und der Standard Oil; aber es ſcheint, daß auch hier eine Aufteilung 


der Abſatzgebiete zuſtande gekommen iſt. 

Frankreich ſtand außerhalb dieſer Kämpfe. Die Petroleumimporteure verfielen dort 
auf die Idee es in Frankreich-ſelbſt reinigen zu laſſen, angeblich, um die heimiſche 
Induſtrie zu fördern, in der Tat, um ſich durch einen Zoll auf gereinigtes Petroleum 
zu bereichern. Der Zoll von 3,60 Franken pro 100 Kilogramm wurde 1871 auf 32 
Franken erhöht, mit gleichzeitigem Zoll von 20 Franken auf Rohöl, ſo daß 12 
Franken Extraprofit für die Raffinerien blieb. Die Raffineure, unter denen Deutſch 
und Desmarais die größten ſind, ſchloſſen ſich zu einem feſten Syndikat zuſammen, 
das die Preiſe des Petroleums feſtſetzte, und als die Standard Oil auch für Frank⸗ 
reich eine Verkaufsgeſellſchaft gründen wollte, mußte ſie ſich begnügen, mit dieſem 
Syndikat einen Lieferungsvertrag abzuſchließen. Die Raffineure verdienten enorme 
Profite, vor allem durch die Methode, unter dem Namen Rohöl gereinigtes Petroleum 
einzuführen und dafür den niedrigen Zoll des Rohöls zu bezahlen. Ein Beſchluß 
der Kammer 1903, den Zollunterſchied auf 3,50 Franken, den Zoll auf Rohöl auf 
9 Franken herabzuſetzen, obgleich zum Scheine gegen die Raffineure gerichtet, kam 


ihnen in Wirklichkeit durch die Beſtimmung entgegen, daß Ol bis zu einem Gehalt 


von 90,9 Prozent als Rohöl zu gelten habe. Die Folgen dieſer Schutzzollpolitik ſind 
hohe Preiſe; ſogar ohne Zoll koſtet das Petroleum in den franzöſiſchen Häfen ſchon 
bedeutend mehr als in Deutſchland; dazu kommen noch die Zölle und ſtädtiſchen 
Oktrois, die es außerordentlich verteuern. 

Dieſe franzöſiſchen Kapitaliſten haben ſich auch an dem internationalen Ringen 
beteiligt. Seit 1893 erſchien das ruſſiſche Petroleum in Frankreich. Als Glied der 
großen Rothſchildgruppe beteiligte ſich das franzöſiſche Petroleumſyndikat mit der 
Diskontogeſellſchaft Bleichröders an der Finanzierung rumäniſcher Unternehmungen 
und trat damit in die große „Union européenne“ ein. Nach dem großen Abkommen 


der Union mit der Standard Oil beteiligten ſich die Franzoſen mit den Amerikanern 
zuſammen an dem Verſuch, eine neu aufkommende Konkurrenz niederzuwerfen. Die 


wachſende Einfuhr galiziſchen Petroleums in Deutſchland durch ein öſterreichiſches 
Syndikat beunruhigte ſie; ſie kauften ein paar Fabriken in Oſterreich und Ungarn, 
gründeten die „Limanowa“⸗Geſellſchaft, die durch einen gewaltigen Preisdruck die 
öſterreichiſche Induſtrie zu vernichten ſuchte. Das wäre auch ſicher geſchehen, wenn 
nicht die öſterreichiſche Regierung energiſch interveniert hätte, was zu diplomatiſchen 
Schritten in Wien ſeitens Frankreichs und Amerikas führte. So wurde auch hier 
die große Politik durch die Manipulationen der großen Kapitaliſtengruppen beſtimmt. 

Im Juliheft der „International Socialist Review“ ſchreibt Eugene 


V. Debs über „Die Kriſe in Mexiko“. Was wird die Zukunft Mexikos ſein, nach⸗ 


dem Diaz beſeitigt iſt; und vor allem, was wird die revolutionäre Partei (die „Libe⸗ 
ralen“) machen? Natürlich werden politiſche Zugeſtändniſſe gemacht werden; wie ſich 
aber die Dinge geſtalten werden, wird weniger von der Perſon des Nachfolgers 
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Diaz' abhängen als von der Haltung der revolutionären Partei, vor allem davon, 


ob ſie ihre Truppen geſchloſſen zuſammenhalten kann. Da erſcheint die Loſung, die 
jetzt unter ihnen abgegeben wird, der Kampfruf der Liberalen: „Land und Freiheit!“ 
Expropriation des Großgrundbeſitzes! nicht richtig. Die Maſſe der mexikaniſchen 


Proletarier iſt unwiſſend, abergläubiſch, unorganiſiert, völlig verſklavt und nieder- 


gedrückt. Soll da eine „ökonomiſche Revolution“ durchgeführt werden, ſo muß dieſe 
Maſſe zuerſt aufgeklärt und mit Klaſſenbewußtſein erfüllt werden. Die liberale 


Partei will die politiſche Betätigung boykottieren und ruft zur direkten Aktion auf; 
in dieſer Lage iſt das nichts als fruchtloſer Anarchismus. Iſt es möglich, jetzt den 


Reichen das Land zu nehmen, weshalb ſoll man dann dabei ſtehen bleiben und 
nicht zugleich die Fabriken und Eiſenbahnen enteignen? Was ſoll aber die unauf⸗ 
geklärte Maſſe damit machen? Die tapferen und großherzigen Revolutionäre, die 


dieſe Forderung aufſtellen, vergeſſen, daß die Kapitaliſten, die ſie enteignen wollen, 


über alle Armeen und Flotten der Welt gebieten. Das Land, das ſie den Armen 
geben wollen, iſt im Beſitz amerikaniſcher Kapitaliſten, und dieſe würden ſofort ihre 


ganze militäriſche Macht in Mexiko einmarſchieren laſſen. Man ſoll ſich nicht auf 


die Sympathie der Amerikaner verlaſſen; vor der Revolution wurden die mexikaniſchen 
Liberalen in Amerika eingekerkert, und nur bei den Sozialiſten fanden ſie Verteidiger. 


Es iſt jetzt die Aufgabe der Revolutionäre, die Grundlagen für die politiſche und 


ökonomiſche Organiſation der Proletarier aufzubauen. Das mag als ein unendlich 
langſamer Weg erſcheinen, aber es gibt keinen anderen. Die Entwicklung muß aus⸗ 


reifen; durch Aufklärung und Organiſation muß die Maſſe die Macht erringen, die 
zur ſozialen Revolution nötig iſt. Überall, wo man zuerſt glaubte, mit Revolten 
raſch zum Ziele zu kommen, hat man dieſen Weg, den Weg des internationalen 


Sozialismus, einſchlagen müſſen. Die Bedeutung der heutigen Revolution liegt 
darin, daß ſie zum erſtenmal dieſen Weg für das mexikaniſche Proletariat öffnet. 
Die ſogenannte direkte Aktion iſt ein Umweg und Kraftvergeudung; Organiſation 


und politiſche Aktion führen am raſcheſten zum Ziele. 


„Wird die I. W. W. wachſen?“ iſt ein Aufſatz von Frank Bohn in demſelben 
Heft überſchrieben. Immer größer wird die Maſſe der amerikaniſchen Arbeiter, die 
nach den Prinzipien des induſtriellen Unionismus ſich organiſieren und kämpfen und 
ſtatt der getrennten iſolierten Fachverbände eine große allgemeine Union wollen. 
Wird die I. W. W. (Industrial Workers of the World) das fein können? Sie hat ſich 
gewaltig entwickelt, ruhmvolle Schlachten geliefert, aber hat ſie auch eine Zukunft? 


Die Frage wird geſtellt, weil dieſe Organiſation in vielen Orten zu einer kleinen 


Clique von theoretiſierenden Phraſendreſchern entartet iſt. Da zählt die Ortsgruppe 


2 bis 7 Mitglieder, und wenn ſie aufgelöſt iſt, dauert es Jahre, bevor wieder etwas 


gemacht werden kann. Das liegt vor allem in einer antipolitiſchen Richtung, die ſich 


da breitmacht und auf die ſozialiſtiſche Bewegung ſchimpft, daß ſie völlig verbürger⸗ 
licht, verſumpft iſt und in den Händen von Advokaten liegt. Weil es eine ſolche 


Richtung in der Partei gibt, ſoll man aber nicht davonlaufen; wirklich revolutionär 


denkende Leute bleiben in der Partei und wirken der bürgerlichen Richtung entgegen. 
Gehen fie aber hinaus und ſtellen fie die I. W. W. in Gegenſatz zu der Partei, fo 


ſtärken fie den reformiſtiſchen Flügel und vergrößern die Zahl der Gegner der I. W. W. 
in der Partei; beide Extreme fördern einander. Es iſt ein Merkmal jedes Fanatikers, 
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daß er nur eine Sache fieht und für dieſe Sache das Ganze, die Partei oder die 


Bewegung opfert. Durch das Borgehen der antipolitiſchen Fanatiker, die aus der 
I. W. W. eine der Partei feindliche Clique machen wollen, werden beide, Partei und 
gewerkſchaftliche Organiſation, ſchwer geſchädigt. Nur wenn die Maſſe der Mitglieder, 
die als Ziel der J. W. W. die Organiſation und Aufklärung der Arbeitermaſſen im 


Sinne des induſtriellen Unionismus betrachten, dem ein Ende machen, hat die I. W. W. 
eine Zukunft. f 5 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W 
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Die italieniſche Parteiaktion 
vor dem tripolitaniſchen Kriegszug. 75 | 


Von Oda Olberg. 

Rom, den 3. Oktober 1911. 

Der Anſchlag der italieniſchen Regierung auf Tripolitanien iſt zweifellos 
der öffentlichen Meinung des Landes ganz überraſchend gekommen. Noch 
vor vier Wochen hätte man den für toll gehalten, der vorausgeſagt hätte, 
daß vor Monatsfriſt ein Krieg mit der Türkei ausbrechen würde. Die öffent⸗ 
liche Meinung iſt überrumpelt worden. Daß dies keineswegs eine Folge des 
Sich⸗Überſtürzens der internationalen Ereigniſſe und der Umſtände war, die 
der italieniſchen Regierung und den europäiſchen Großmächten über den Kopf 
gewachſen wären, erhellt aus der übereinſtimmung und Ruhe, mit der die 
europäiſche Diplomatie die ſcheinbar ſo unerwartete Wendung aufgenommen 
hat. Aus guter Quelle verſichert man uns, daß England vor mehr als drei 
Monaten die italieniſche Regierung aufgefordert hat, ſich endlich für einen 
Anſchlag auf Tripolitanien zu entſcheiden, oder ein für allemal feine Ab⸗ 
ſichten auf dieſe letzte türkiſche Beſitzung in Afrika aufzugeben. Wenn je die 
diplomatiſchen Verhandlungen am Vorabend des heutigen Abenteuers der 
Offentlichkeit zugänglich werden ſollten, ſo wird man aller Wahrſcheinlich⸗ 
keit nach in ihnen den Beweis finden, daß nicht freier Wille, ſondern inter⸗ 
nationaler Zwang Italien nach Tripolis gedrängt hat. Man hat mit Tripoli⸗ 
tanien als türkiſcher Provinz eine beſtändige Drohung für den europäiſchen 
Frieden aus dem Wege räumen wollen, und jede europäiſche Großmacht hat 
das wenig verheißende Land lieber Italien gegönnt als einem konkurrenz⸗ 
fähigeren Gegner. | 
Was die italienische Regierung feit Monaten kommen ſah, hat ſie der 
öffentlichen Meinung des Landes um ſo gewiſſenhafter verſchwiegen, als ſie 
von vornherein annehmen mußte, nicht auf großen Enthuſiasmus zu ſtoßen. 
Als man dann den Zeitpunkt für geboten hielt, um den Stein ins Rollen 
zu bringen, da hat die bürgerliche Preſſe ein Kriegsgeheul angeſtimmt, als 
gälte es, die heiligſten Güter gegen frechen Überfall zu wahren. Das Papier 
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hat eine unglaubliche Geduld beweiſen müſſen. Die einen fingen von der 
römiſchen Weltherrſchaft an, um aus ihr ein angeſtammtes Recht auf Tripoli⸗ 
tanien abzuleiten. Die anderen ſchilderten das waſſerarme Land mit ſeiner 
hafenloſen Küſte als das Land der Verheißung, in dem der italieniſchen 
Tätigkeit reicher Lohn und fabelhafter Gewinn winkten. Wieder andere ver⸗ 
goßen Tränen des Grimmes über die Notlage der Araber und Berber, über 
die türkiſche Mißwirtſchaft in Tripolitanien, über himmelſchreiendes Unrecht, 
das Italien rächen mußte. Selbſt mit kleinen jämmerlichen Geſchichten von 
türkiſcher Provokation wartete man in zwölfter Stunde auf, als bereits 
italieniſche Kriegsſchiffe auf dem Wege nach Tripolis waren. All dieſe Faſelei 
und ſyſtematiſche Überhitzung der Gemüter äußerte ſich dann in einem wohl⸗ 
feilen patriotiſchen Rauſch, der Italien auf den Spuren der Scipionen die 
Kultur und Geſittung nach Nordafrika tragen und dort unerſchöpfliche Quellen 
des Wohlſtandes erſchließen, unermeßliches Unrecht rächen ſah. Eine pſycho⸗ 
logiſche Studie über das Geſchwafel der bürgerlichen Preſſe in dieſer Periode 
dringender Stimmungsmache verlohnte wahrhaftig der Mühe und würde 
ſicher einen Grad der Verachtung gegen die Feilheit der Anſichten und der 
Federn auslöſen, den ſonſt die Betrachtung eines ſo kurzen Zeitraums kaum 
zu erzeugen vermag. R 
Wie hat ſich nun in dieſer Sachlage die ſozialiſtiſche Partei verhalten? 
Zunächſt und vor allem hat ſie ſich mehr als die bürgerlichen Parteien über⸗ 
rumpeln laſſen. Ihr hat, bis die Dinge greifbar deutliche Geſtalt annahmen, 
der Glaube an den Ernſt der Sache gefehlt, ſie hat ihn als zu abſurd und 
zu ruchlos zurückgewieſen, wobei vielleicht eine unbewußte Überſchätzung der 
eigenen Macht und des Einfluſſes der Maſſen mit im Spiele geweſen ſein 
mag. Vor dem 19. September nahm die Kriegsdrohung nicht greifbare Geſtalt 
an; am 21. wurde die Parlamentsfraktion durch ihren Sekretär in Bologna 
zu einer außerordentlichen Sitzung einberufen, an der auch der Parteivorſtand 
und der Ausſchuß der Konföderation der Arbeit teilnahmen. Inzwiſchen blieb 
die ſozialiſtiſche Preſſe nicht müßig, ſondern nahm in ihren beiden Tages⸗ 
zeitungen, dem „Avanti“ und dem Genueſer „Lavoro“, mit größter Energie 
gegen das Kolonialabenteuer Stellung. In den Hunderten ſozialiſtiſcher 
Wochenblätter, die in ganz Italien erſcheinen, erhob ſich ein einziger Schrei 
der Entrüſtung und des Proteſtes. Jeder, der Gelegenheit hat, die italieniſche 
Parteipreſſe zu verfolgen, wird ihr unbedingt das Zeugnis ausſtellen müſſen, 
daß ſie ſich einmütig und in ſchärfſter Form gegen das Kolonialabenteuer 
gewendet hat. An ſozialiſtiſcher Empfindung hat es ſicher nicht gefehlt. 
Wie hat ſich nun aber dieſe Ablehnung der Regierungsaktion in die Tat 
umgeſetzt? 5 | 
Es ſtanden hier offenbar drei Wege offen: der des ordnungsmäßigen 
Proteſtes in Volksverſammlungen und durch die Preſſe; die Proklamierung 
eines Generalſtreiks mit dem ausdrücklichen und beſchränkten Zweck der 
Maſſenkundgebung und der feierlichen Scheidung zwiſchen der Verantwort⸗ 
lichkeit der herrſchenden Klaſſen und der des Proletariats, und ſchließlich die 
Proklamierung des Generalſtreiks auf unbeſtimmte Dauer mit der Abſicht, 
die Regierung zum Einhalten der Kriegsvorbereitungen, zum Zurückrufen des 
Geſchwaders, zum Ablaſſen von der geplanten Expedition zu zwingen. 
Die ſozialiſtiſchen Abgeordneten waren in ihrer Mehrheit für die De⸗ 
monſtration in Volksverſammlungen. Man hielt den Generalſtreik für 
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zwecklos. Biſſolati ging ſo weit, es antipathiſch zu finden, wenn die Arbeiter 
ſtreikten, während „unſere Soldaten vor dem Feinde ſtehen“. Die Beſchluß⸗ 
faſſung zugunſten der erwähnten mildeſten Form des Proteſtes unterblieb, 
weil die Konföderation der Arbeit, die Zentralorganiſation der italieni- 
ſchen Gewerkſchaftsbewegung, ſich für den demonſtrativen Generalſtreik 
ausſprach. Und ſie hat dies offenbar deshalb getan, weil ihre Leiter, trotz— 
dem ſie abgeſtempelte Reformiſten ſind, den Maſſen näher ſtehen und den 
Puls des proletariſchen Empfindens deutlicher ſpüren als die ſozialiſtiſchen 
Abgeordneten. Es kann nämlich durchaus nicht abgeleugnet werden, daß 
der Proteſtſtreik auch ohne den Beſchluß der Konföderation der Arbeit zu— 
ſtande gekommen wäre. Das italieniſche Proletariat iſt gewöhnt, durch 
Niederlegen der Arbeit ſeinen Willen zum Ausdruck zu bringen: in Hun⸗ 
derten von Orten war der Streik beſchloſſene Sache, als er in Bologna pro- 
klamiert wurde. Die Konföderation übernahm die offizielle Verantwortung 
und die Führerſchaft des Streiks, wofür man den in ihrem Ausſchuß ſitzen⸗ 
den Genoſſen Dank wiſſen muß: hätte aber die Konföderation anders ge— 
handelt, ſo wären die Maſſen ruhig über ſie weggeſchritten. Das Preſtige 
des Streiks, aber mehr noch das der Konföderation, wäre dadurch ge— 
ſchmälert worden. 

Wenn aber die Konföderation nicht weniger tun konnte, jo könnte viel- 
leicht der Gedanke auftauchen, daß ſie hinter dem Möglichen zurückblieb und 
mehr zu tun verpflichtet war. Konnte und durfte ſie einen Generalſtreik auf 
unbeſtimmte Dauer mit dem ausdrücklichen Zweck, die Rüſtungen unmög- 
lich zu machen und die Regierung zum Aufgeben ihres Planes zu zwingen, 
den Maſſen vorſchreiben? Ich glaube nicht. Der Verſuch wäre meiner An⸗ 
ſicht nach ausſichtslos geweſen und hätte zu nichts anderem geführt als zu 
unnützem Blutvergießen. Es wäre kindiſch, wollte man ſich einreden, das 
organiſierte Proletariat Italiens ſei heute imſtande, der organiſierten 
Macht des Staates wirkſam die Stirn zu bieten. Das ſyndikaliſtiſche 
„Komitee der direkten Aktion“, von deſſen Exiſtenz man übrigens bisher 
recht wenig gemerkt hatte, hat den „Generalſtreik bis zum äußerſten“ pro⸗ 
klamiert und ſich vielleicht auch in dem Wahne gewiegt, dieſen Beſchluß 
ernſt genommen zu ſehen, aber die Maſſen, auch die den Syndikaliſten an⸗ 
hängenden, haben ſehr gut verſtanden, daß ein ſolches Beginnen ausſichts⸗ 
los war und keinen anderen Ausgang haben konnte als den, ein Vorſpiel 
der Kriegsgreuel nach Italien zu verlegen und das Proletariat noch wehr⸗ 
loſer den modernen Waffen preiszugeben, als Tripolitaner und Türken 

ihnen preisgegeben ſein werden. 

Wer das Proletariat ſtark genug glaubt, um die herrſchende Klaſſe in 
einem Moment höchſter Kraftanſpannung, wie ihn die Kriegsvorbereitungen 
harſtellen, zum Einhalten zu zwingen, der muß es auch für die Revolution 
'eif halten. Aber reif für die Revolution iſt nur das Proletariat, das die 
Anhänger ſeines Ideals auch im Heere hat. Nur eine Bewegung, die über 
inen Teil der Soldaten verfügt, kann am Vorabend eines Krieges dieſem 
erfolgreich Halt gebieten: ſolange der Proletarier im Kittel mit dem Prole- 
arier im bunten Tuche als dem wirkſamſten Werkzeug der herrſchenden Klaſſe 
u rechnen hat, kann er nicht daran denken, in entſcheidender Stunde ge⸗ 
valtſam der offiziellen Politik feines Landes in die Zügel zu fallen. Ich 
alte dafür, daß am Vorabend des tripolitaniſchen Unternehmens das italie⸗ 
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niſche Proletariat nach dem Maße ſeiner Kräfte ſeine Pflicht getan hat. 
Jedenfalls hat die Arbeiterſchaft keines anderen Landes den Kolonialaben⸗ 
teuern ihrer Regierungen energiſcheren Widerſtand entgegenzuſtellen gewußt 
als die italieniſche durch den Streik vom 26. und 27. September. 5 


Wenn aber die Maſſen das Ihre getan haben, ſo folgt daraus nicht, daß 
die Partei es gleichfalls getan hat. Man muß hier ſcheiden zwiſchen der 
Partei als offizieller Körperſchaft, die in dem Parteivorſtand ihre Vertretung 
und ihren höchſten Ausdruck findet, und der Partei als Maſſe des im ſozia⸗ 
liſtiſchen Geiſte organiſierten Proletariats. 5 

Der Parteivorſtand hat ſich an der Proteſtaktion offiziell gar nicht be⸗ 
teiligt. Es iſt mir noch heute unverſtändlich, wie der Vorſtand, der doch in 
wenigen Wochen in Modena der Geſamtpartei wird Rechenſchaft ablegen 
müſſen, es fertig gebracht hat, bei der Zuſammenkunft in Bologna durch 
moraliſche Abweſenheit zu glänzen. In Bologna hat die Konföderation der 
Arbeit und die Parlamentsfraktion je eine Reſolution angenommen: der 
Parteivorſtand hat geſchwiegen. Die ganze Geſchichte der modernen Arbeiter⸗ 
bewegung weiß vielleicht von keinem Falle, in dem das vornehmſte Organ 
der Partei in entſcheidender Stunde zugunſten von Hilfsorganen oder un⸗ 
berufenen Körperſchaften in ſolcher Weiſe abgedankt hätte. a 

Denn es kann nicht laut genug geſagt werden, daß die Konföderation 
der Arbeit nicht befugt war, einen politiſchen Generalſtreik zu proklamieren. 
Es ſteht dies im Widerſpruch zu ihrem Statut, wie es im Widerſpruch zu den 
Abmachungen mit der Partei ſteht. Auf keinen Fall durfte der Parteivorſtand 
dieſes Eindringen der Gewerkſchaftsbewegung in ſein eigenſtes Gebiet dulden 
Dem Parteivorſtand wird jeder, ſelbſt der eifrigſte Reformiſt, das traurige 
Zeugnis ausſtellen müſſen, daß er als Körperſchaft, als offizieller Bewahren 
des ideellen Sieges der Partei ganz und vollkommen verſagt hat. | 

Auf der anderen Seite darf man aber nicht verkennen, daß alles, wa 
an Widerſtand gegen den Kriegszug aufgeboten worden iſt, von der fozia 
liſtiſchen Partei und ihren Mitgliedern aufgeboten wurde. Hier und da ſin 
die Syndikaliſten, vereinzelt auch die Republikaner und Anarchiſten, zu un 
geſtoßen, aber immer war es die Partei, die nicht nur die Kerntruppen 
ſondern auch die Maſſe der Streikenden und der Demonſtranten ſtellte. W 
die Partei ſtark iſt, da war auch der Proteſtſtreik ſtark, einmütig und im 
ponierend, ſo namentlich in der Romagna und der Emilia. Die bürgerliche 
Blätter und die Zenſur mögen noch ſo ſehr die Tatſachen verfälſchen un 
die Wirklichkeit ableugnen: das Faktum bleibt beſtehen, daß in der ganze 
Romagna und Emilia, von den Städten bis in die kleinſte Landgemeind 
geſtreikt worden iſt, und zwar hat ſich der Streik auf Verkehrsmittel, Bi 
leuchtung und alle öffentlichen Dienſte erſtreckt, er war ein Anhalten de 
wirtſchaftlichen Atems, dem einzig die vorgeſchriebene kurze Dauer die b 
ängſtigende Wirkung nahm.“ il 

1 Es ift faft unmöglich, einen halbwegs genauen Überblick über das Machtaufgebot d 
Generalſtreiks zu gewinnen. Der „Avanti“, der als einzige Quelle in Betracht komm 
brachte aus 125 Orten Berichte über vollſtändiges Gelingen und einmütige Durchführu 
des Generalſtreiks. Aber es iſt zu bedenken, daß einmal dieſe Berichte notwendig undo 
ſtändig ſind, daß weiter viele große Städte, ſo Turin, Genua, Bologna, Ravenna, Padi 
Modena uſw., ſich in dieſer Zahl befinden, und ſchließlich, daß viele Berichte aus der PY 
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Schwach war der Streik, wo die Partei ſchwach iſt. Entſcheidend für die 
offizielle Beurteilung der Bewegung war vor allem die geringe Einmütig⸗ 
keit in der Durchführung des Ausſtandes in der Hauptſtadt. Das römiſche 
Proletariat, wenig zahlreich und ſchlecht organiſiert, iſt in hohem Maße 
ſentimental und von der Stimmung des Augenblicks abhängig. Unter dieſen 
Umſtänden hat vor allem das Verhalten der Trambahner, die den Dienſt 
aufrechterhielten, das römiſche Fiasko verſchuldet. Wären die Trams nicht 
ausgelaufen, ſo wäre die Streikorder, die vielen gar nicht rechtzeitig zuging, 
allein durch dieſe Tatſache ſofort verbreitet worden. Aus dem Fehlen der 
Verkehrsmittel hätte ſich die weitere Arbeitseinſtellung von ſelbſt ergeben. 
So iſt dieſer Mißerfolg hauptſächlich der ſtarken klerikalen Gegenorganiſation 

der Trambahner zu danken. Ob in Venedig, wo der Ausſtand weit hinter 
den Erwartungen zurückblieb, die Tatſache daran ſchuld ſein kann, daß das 
Gros des Proletariats aus Arſenalarbeitern beſteht, mag dahingeſtellt bleiben. 
In Mailand war die verfrühte Proklamierung der Bewegung nicht günſtig. 
Immerhin ſind aber die Mißerfolge der Proteſtkundgebung übertrieben und 
vervielfältigt, ihre völlige und imponierende Durchführung hartnäckig ver⸗ 
ſchwiegen worden. Nirgends iſt von proletariſcher Seite ein Schimmer von 
Sympathie für den Kolonialrummel laut geworden. Wenn die Regierung 
fähig und willig wäre, aus dem Proteſtſtreik Lehren zu ziehen, ſo würden 
dieſe ſicher nicht ermutigend für ſie ſein. Denn, wenn das Proletariat heute, 


Illuſionen hingeben, auf eine Proteſtſtreikorder ſo reagiert hat, dann iſt es 
nicht ſchwer, ſich vorzuſtellen, wie ſich dieſelbe Maſſe verhalten wird, falls 
der bürgerliche Enthuſiasmus zurückebbt und ein Mißerfolg den proletariſchen 


wo Kleinbürgertum und Bourgeoiſie kriegswütig find und ſich ſchier kindiſchen 


Befürchtungen Geſtalt und Suggeſtionskraft verleihen ſollte. In Poggibonſi 


hat man die Abfahrt der Reſerviſten verhindert, indem ſich Frauen und 
Kinder vor den Zug legten. Wenn ſo etwas geſchieht, ſolange noch die ganze 


Bourgeoiſie Hurra ſchreit, fo kann man ſich ungefähr ausmalen, was bei 
einem allgemeinen Stimmungsumſchlag erfolgen könnte. 

Ein Grund zu ernſter Sorge iſt der Ausgang der Proteſtbewegung für 
die Regierung ohne Zweifel. Daß er die Rüſtungen verzögert hat, war nur 
eine unbeabſichtigte, wenn auch willkommene Nebenerſcheinung. Man hat 
nämlich die Truppenbewegungen aus Rückſicht auf die Proteſtaktion mehrere 
Tage verzögern müſſen. 

Ganz anders hätte ſich der Streik dargeſtellt, wenn die Eiſenbahner an 
ihm teilgenommen hätten. Die Schuld daran, daß dies nicht geſchah, trifft 
aber in keiner Weiſe das organiſierte Perſonal. Die Nichtbeteiligung der 
Eiſenbahner ergab ſich aus dem rein demonſtrativen Charakter des Aus⸗ 
ſtandes. Ganz abgeſehen davon, daß es unmöglich geweſen wäre, einen am 
25. proklamierten Generalſtreik bis zum Morgen des 27. im Eifenbahn- 
betrieb durchzuführen, iſt ein vierundzwanzigſtündiger Eiſenbahnerſtreik ein 
Unding, ja eine Parodie. Jede Bewegung, die ſich auf die Eiſenbahner er⸗ 
6 ſtreckt, gewinnt dadurch einen revolutionären Charakter. Einen revolutionären 


vinzialhauptſtadt kamen und ſich auf die ganze Provinz bezogen, fo aus Reggio Emilia, Bo- 
1 logna, Modena, Padua und mehreren anderen. Es darf auch nicht vergeſſen werden, daß man 
in Italien den Begriff des Generalſtreiks ſtets auch auf den Ladenſchluß ausdehnt, und wo 
dieſer unterbleibt, von unvollſtändiger Durchführung zu ſprechen pflegt, während doch das 
Schließen der Läden mehr der Ausdruck der Furcht als der Solidarität zu ſein pflegt. 
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Generalſtreik gegen das tripolitaniſche Abenteuer zu proklamieren, war aber 
nicht die Abſicht der Konföderation, wie es nicht die Abſicht des Proletariats 
war, ihn durchzuführen. Einen Vorwurf kann nur der daraus ableiten, der 
in der italieniſchen Arbeiterſchaft heute die Kräfte zu einer revolutionären 
Bewegung vorausſetzt. Wer dies nicht tut, der muß es recht und billig | 
finden, daß die Maſſen und ihre Führer ſich nicht dazu hinreißen ließen, 
ihrem ohnmächtigen Grimm durch zweckloſe Menſchenopfer eine 1 
Feierlichkeit zu verleihen. 

Was den Parteivorſtand betrifft, ſo hat er alſo — dies ſcheint mir aus 
den Tatſachen zu folgen und nicht Anſichtsſache zu ſein — ganz und volle 
kommen verſagt. Die Parlamentsfraktion hat es vor dem Parteivorſtand 
voraus, wenigſtens nicht abweſend und nicht ſtumm geweſen zu ſein. Des⸗ 
halb gibt ihr Verhalten der Kritik Anſatzpunkte, während beim Parteivorſtand 
überhaupt nichts zu kritiſieren iſt. Die Fraktion hat ſich zunächſt nicht durch 
ſelbſtändiges Handeln ausgezeichnet: ſie war in ihrer Mehrheit gegen den 
Streik und hat ſich doch zur Annahme einer Reſolution entſchloſſen, die den 
Streik ſanktioniert. Auf alle Fälle finden wir ſie alſo im Schlepptau der 
Konföderation der Arbeit. Daß ſie gute Miene zum böſen Spiel gemacht 
hat und ſich für den Streik erklärt hat, den ſie mißbilligte, iſt vielleicht nicht 


1 Die beiden Reſolutionen, die eigentlich die einzigen offiziellen Dokumente der ſozia⸗ 
liſtiſchen Proteſtaktion ſind, ſeien dieſer ihrer Wichtigkeit halber in wörtlicher Überſetzung 
wiedergegeben. Die Reſolution Turati, die nach Kenntnisnahme der Abſichten der Konföber 
ration der Arbeit einſtimmig angenommen wurde, lautet: N 

„Gegenüber der unverkennbaren Abſicht der Regierung, eine militäriſche Beſetzung Tripolf⸗ | 
taniens durchzuführen, die weder durch Rechtsgründe noch durch rechtſchaffene materielle 
Intereſſen der Nation gerechtfertigt iſt, wirtſchaftliche und finanzielle Drohungen einſchließt 
und jede wirkſame demokratiſche Politik und Geſetzgebung hemmen würde, erhebt die ſozia⸗ 
liſtiſche Parlamentsfraktion den energiſchſten Einſpruch im Namen der Intereſſen des Vater⸗ 
landes und vor allem der arbeitenden Klaſſen. Die Parlamentsfraktion hebt hervor, daß 
dieſe falſche Kolonialpolitik, Maske und Werkzeug eines neuen Protektionismus und neuen 
Schmarotzertums, größerer militäriſcher Vergeudungen und einer vorbedachten Wendung der 
inneren Politik, nichts gemein hat mit der geſunden Kolonialexpanſion der Nationen, die ſie 
nachäffen will; ſie fordert, auf daß jeder in dieſer ernſten Stunde ſein Maß an Veranworl, 
lichkeit auf ſich nehme, die ſofortige Einberufung des Parlaments. f 

Indem ſie dem Gefühl des Proteſtes und der Entrüſtung beipflichtet, das die Heute 
Kundgebungen des Volkes und des Proletariats beſeelt, lädt die Parlamentsfraktion angeſichts 
des Beſchluſſes der Konföderation der Arbeit die organiſierten Arbeiter ein, den Generalftreit 
in den Grenzen der ſtrengſten Disziplin und innerhalb der kurzen Zeitſpanne zu halten, die 
ihm durch den Beſchluß der Konföderation zugewieſen wurden, und deren Überſchreiten, den 
Abſichten zum Trotze, heute kein anderes Ergebnis zeitigen würde als die Verſtärkung der ö 
militariſtiſchen und reaktionären Strömungen, die unſere Flotte nach Tripolis treiben; die 
Parlamentsfraktion fordert dagegen die Arbeiter auf, ihre Organiſationen zu ſtärken und ſich 
in ihnen für den Kampf auf politiſchem Gebiet vorzubereiten, und weiſt darauf hin, daß ge⸗ N 
rade das Fehlen der Arbeiterſchaft auf diefem Gebiet der wahre und einzige Grund iſt, der 
die heutigen wahnwitzigen Unternehmungen der Regierung und der Klaſſen möglich macht 
die noch immer die parlamentariſche Mehrheit monopoliſieren.“ = 

Das Votum der Konföderation der Arbeit, das nach dieſer Reſolution angenommen 
wurde, hat folgenden Wortlaut: 5 

„Voll Genugtuung über die Zuſtimmung der Parlamentsfraktion zu den von der Kon. 
föderation vertretenen Anſichten über die Notwendigkeit, dem expanſioniſtiſchen Wahnſinn eine 
großartige und energiſche Volkskundgebung entgegenzuſtellen, die dem Proteſt des arbeitender 
und mit ſeiner Perſon einſtehenden Teiles der Nation Ausdruck verleihe, fordert die Kon 
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ihr ſchlimmſter Fehler. Die Fraktion hat dadurch die Einmütigkeit des Prole⸗ 
tariats gefördert, aber ſie hat auch gleichzeitig ihr reformiſtiſches Nur⸗Gewerk⸗ 
ſchaftlertum praktiſch betätigt, indem ſie die Entſcheidung der Konföderation 
ihrem eigenen Ermeſſen überordnete. 

Viel ernſter und ſchwerwiegender iſt meiner Anſicht nach der Umſtand, 
daß die Fraktion nicht ſofort mit dem Miniſterium gebrochen hat und nicht 
zur Oppoſition übergegangen iſt, welcher übergang ſogar von Turati 
vorgeſchlagen wurde. Daß die ſozialiſtiſche Parlamentsfraktion fortfährt, 
miniſteriell zu bleiben, während das Kabinett ſich bei geſchloſſener Kammer 
in ein Kolonialabenteuer ſtürzt, iſt unerhört und grenzt ans Unglaubliche. 
Genoſſe Treves war beſorgt, daß der Generalſtreik von den Gegnern als 
ein Akt des Verrats aufgefaßt werden würde. Was iſt aber der Miniſteria⸗ 
lismus der Parlamentsfraktion anders als ein wahrer und echter Verrat 
am Proletariat und ſeinem klar zum Ausdruck gekommenen Willen? 

Ausſchlaggebend war hier, ſoweit ſich aus den ſehr unvollſtändigen Be- 
richten erſehen läßt, die Beſorgnis um die Wahlrechtserweiterung. Die 
Fraktion hat die fixe Idee, daß die Wahlrechtsreform mit dem Miniſteria⸗ 
lismus der Sozialiſten ſteht und fällt. Ganz abgeſehen davon, daß dieſe 
Auffaſſung eine übermäßige Einſchätzung der parlamentariſchen Kräfte 
unſerer Partei bedeutet, ſchließt ſie eine taktiſche Ungeheuerlichkeit ein: 
nach dieſem Muſter könnte jede Regierung die Partei am Gängelbande 
führen. Es genügte dann, daß ſie etwas recht Schönes verſpräche, allge— 
meines Wahlrecht, allgemeine Penſionsberechtigung oder was weiß ich, um 
alle oppoſitionellen Kräfte der Partei lahmzulegen. Aus Angſt, das Ver⸗ 
ſprochene zu verlieren, müßte die Fraktion zu allem „ja“ ſagen, zur größten 
Dummheit, zum ruchloſeſten Spiel mit dem Leben und den Gütern der 


Maſſen, ſie müßte „ja“ ſagen bis zu dem berühmten für das Verſprechen 


fälligen Termin, der in unſerem Falle nach dem tripolitaniſchen Abenteuer 
noch Zeit zu einem zweiten Kolonialkrieg übrig läßt. Die Sache erinnert 
merkwürdig an die Reuterſche Wette: unſere Fraktion wird weiter „hier 
geiht he hin, da geiht he hin“ ſagen, während Giolitti dem Proletariat einen 
Streich nach dem anderen ſpielt. Wenn ſie etwa aufhörte, gewiſſenhaft 
weiter zu zählen, ſo würde ſie ja des hohen Einſatzes verluſtig gehen, um 
den die berühmte „Wedd“ ſich drehte! 

Die Haltung der organiſierten Maſſen hat in allem dem entſprochen, was 
man vernünftigerweiſe verlangen konnte. Wenn Parteivorſtand und Fraktion 


nicht gut abſchließen, ſo darf man bei Einſchätzung der ſozialiſtiſchen Aktion 
nicht vergeſſen, daß die Konföderation der Arbeit ihren Mann geſtanden 


hat, daß ſie ſchnell bei der Hand war, ihr Teil an Verantwortung ruhig 


und entſchloſſen auf ſich genommen hat und in folgerichtiger Aktion vom 


20. September an die Oppoſition gegen das Kriegsabenteuer geführt und 


gelenkt hat. Und dieſe Konföderation der Arbeit iſt ja Fleiſch vom Fleiſche 


der Partei und Blut vom Blute des Sozialismus. Was in der Konföderation 
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lebt und arbeitet und organiſiert, das ſind Parteigenoſſen: was ſie zum 


föderation der Arbeit alle Arbeiterorganiſationen Italiens auf, am Morgen des 27. September 
die Arbeit zu verlaſſen und in einen vierundzwanzigſtündigen Generalſtreik zu treten, zu 
würdigem Proteſt der gekreuzten Arme, der ſich von jeder Gewalttat fernhält und als hohe 


und feierliche Mahnung der Regierung und den herrſchenden Klaſſen zeige, daß das Volk ein 
wachſamer Hüter der errungenen Fortſchritte und des eigenen Rechtes iſt.“ 
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Führer der Proteſtaktion berief, das waren nicht gewerkſchaftliche, ſondern 9 
ſozialiſtiſche Intereſſen, nicht gewerkſchaftliches, ſondern ſozialiſtiſches Ver⸗ 


antwortungsgefühl. Die Partei mit ihren leitenden Organen — mit Aus⸗ 
nahme der Preſſe — ſchließt ſchlecht ab: der italieniſche Sozialismus nicht. 


Zuletzt wollen wir noch kurz des Geiſtes gedenken, in dem die ſozialiſtiſche 
Preſſe ihre Kampagne geführt hat, und des Verhaltens der — ziemlich be⸗ 


langloſen — ſozialiſtiſchen Fronde. Der „Avanti“ hat ſich von vornherein 
auf den prinzipiellen Standpunkt geſtellt, daß das Proletariat unter allen 
Umſtänden gegen den Krieg Stellung zu nehmen hat, und daß jedes Kolonial⸗ 


abenteuer, ſoweit es der Gewalt zu ſeiner Durchführung bedarf, den Intereſſen 


und der Idealität der arbeitenden Klaſſe zuwiderlaufe. Er hat das Ulti⸗ 
matum als ein „Meiſterwerk kolonialen Brigantentums“ bezeichnet, „das 


vielleicht in der Geſchichte des internationalen Raubweſens ohnegleichen iſt“. 
Er hat die barbariſche Politik des „die Börſe oder das Leben“, die das 


offizielle und bürgerliche Italien inauguriert hat, für unheilvoll und gefahr⸗ 


drohend erklärt, um dann fortzufahren: „Aber auch hiervon abgeſehen, iſt 
uns als Sozialiſten unſer Urteil und unſere Pflicht vorgezeichnet, als den 
Sachwaltern der wirklichen und tiefliegenden Intereſſen der großen arbeitenden 


Maſſe und der wahren Bedürfniſſe einer demokratiſchen Kultur. Vor allem 


haben wir die Pflicht, gegen die verderblichen und zerſtörenden Einflüſſe 


Front zu machen, die ſich im Bewußtſein der Maſſen durch das Beiſpiel des 


zyniſchſten und frechſten Fauſtrechts und durch die Anſteckung an ihm geltend 


machen können: jenes Fauſtrechts, das alle großen und menſchlichen Trieb⸗ | 


kräfte des ſozialen Aufſtiegs und der Revolution negiert.“ 


Etwas anders hat der Genueſer „Lavoro“ ſeine Stellungnahme be⸗ 
gründet. Er hat zunächſt auf die wirtſchaftliche Sinnloſigkeit des Unter⸗ | 
nehmens hingewieſen und hat betont, daß der Kapitalaufwand, den die Er- 
ſchließung von Tripolitanien erfordern wird, viel fruchtbarer für Italien 
ſelbſt gemacht werden könnte. „Wenn die Vaterlandsliebe darin beſteht, 
dafür zu wirken, daß in unſerem Lande eine reiche Blüte der Kultur auf: 
gehe, ſo fühlen wir uns im tiefſten Sinne als Patrioten, wenn wir unſere 
Stimme gegen eine Aktion erheben, die die Nation ärmer machen wird, ihr 
Blut entzieht, ihre Entwicklung hintanhält, um ihre Kräfte auf unfruchtbarer 
Scholle zu vergeuden, die vielleicht nie Frucht tragen wird und auf alle 
Fälle auf ein halbes Jahrhundert all unſere Kraftquellen mit Beſchlag be⸗ 
legt.“ Der vollendeten Tatſache gegenüber hat dann die Haltung des „Lavoro“ 
ſich in entſcheidender Weiſe von der des „Avanti“ getrennt. Er hat in einem 
langen Artikel noch einmal die Schädlichkeit des Unternehmens für die Oko⸗ 
nomie des Landes und die des Proletariats betont, um dann zu dem fol⸗ 


genden Schluſſe zu kommen: AR 


All das mußten wir ſagen — all das und vor allem die Vernichtung der Hoff- 


nungen auf ſoziale Reformen haben die Arbeiter durch ihre Proteſtaktion der herr⸗ 
ſchenden Klaſſe ſchon zum Vorwurf gemacht. Für heute haben wir unſere Pflicht | 
getan. Die Fahne Italiens wird auf der Nordküſte Afrikas wehen. In dieſem Augen⸗ 
blick hat jeder Italiener nur eine Empfindung: daß das Schickſal Unheil und Schande 


von unſerem Lande abwehren möge. Wir glauben, daß ein Irrtum begangen wird, 


aber die Folgen des Irrtums laſſen ſich heilen. Schande dagegen iſt unaustilgbar. 


Nach vollendeter Eroberung wird unſere Partei auf ihrem Platze fein, als wach⸗ 


ſamer Hüter der Volksrechte, um jedem ſein Maß an Verantwortlichkeit zuzumeſſen 
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und die Entfeſſelung der Habgier zu verhüten. Heute, wo die Kanone donnert, muß 
jeder Zwieſpalt ſchweigen, und in allen Herzen kann nur ein Wunſch ſein: für den 
Sieg Italiens („Lavoro“ vom 30. September). 

Eine derartige doppelte Buchführung, die ein Unternehmen mißbilligt und 
ihm doch Gelingen wünſcht, habe ich in keiner anderen Parteizeitung gefunden. 
Die „Critica Sociale“, die man wohl heute als Organ des gemäßigten Re⸗ 
formismus bezeichnen kann, hat bis jetzt zu der vollendeten Tatſache noch 
nicht Stellung genommen. Ein Artikel Turatis in der Nummer vom 15. Sep⸗ 
tember, zur Zeit alſo, als keiner noch recht an die Möglichkeit des Abenteuers 
glauben konnte, bezeichnet dieſes als einen ſo offenkundigen und koloſſalen 
Mißgriff, deſſen natürliche Sanktion ſo ſchnell zum Schaden des Landes fühl⸗ 
bar werden müßte, daß man ſehr ſchnell wieder zur Vernunft kommen würde. 
Die ſozialiſtiſche Partei würde auf alle Fälle keinen Schaden dadurch erleiden. 
Sie würde mit einem Schlage der lebendige Ausdruck des geſunden Kultur⸗ 
ſtrebens der Nation werden und auf dem neuen Kampfgebiet jene Hilfsquellen 
und Anregungen finden, die die heutige Politik der Transaktionen und not⸗ 
wendigen Anpaſſungen ihr geizig vorenthält. Der Artikel ſchloß mit einer 
Drohung: „Wir glauben, und die Zeit iſt da, dies nicht zu verſchweigen, 
daß die ſozialiſtiſche Partei und das organiſierte Proletariat Italiens heute 
hinreichend Klaſſenbewußtſein und Kraft haben, um Widerſtand zu leiſten, 
und daß ſie ohne Übermut und Tollkühnheit es mit den Großmäulern und 
ihrem Prahlen aufnehmen können und ihnen zurufen: Nur voran, meine 
Herren, wir ſind bereit.“ 

Der „Sempre Avanti“, das Organ der Integraliſten, nimmt in einem 
Artikel Paolonis (Nummer vom 1. Oktober) Stellung. Der Artikel führt 
aus, daß ſelbſt der orthodoxeſte Marxismus nicht unbedingt die koloniale 
Expanſion verwirft. (? Die Redaktion.) Wenn der Kapitalismus zur Reife 
kommen müſſe, um den Sozialismus zu ermöglichen, ſo müſſe er ſich alle 
Märkte der Welt erſchließen. Prinzipielle Einwände könnten auch nicht vom 
völkerrechtlichen Standpunkt aus geltend gemacht werden, da Italien ja nicht 
einer freien Nation ihr Territorium abnehmen wolle, ſondern nur erobertes 
Gebiet ſeinen Eroberern, den Türken, ſtreitig mache. Die Tripolitaner hätten 
zweifellos dadurch zu gewinnen, daß ſie unter italieniſche Herrſchaft kämen. 
Man müſſe alſo die Frage praktiſch bewerten und ſich fragen, ob das Unter⸗ 
nehmen den erforderten Kraftaufwand wert ſei; und dieſe Frage verneint Paolini. 

Was die revolutionäre und intranſigente Fraktion betrifft, ſo hat ſie ſich, 
wie auch die Konföderation der Arbeit, in einem Manifeſt an die Arbeiter⸗ 
ſchaft gewendet. In dieſem wird ein Teil der Verantwortlichkeit für den 
heutigen nationaliſtiſchen Rauſch den Reformiſten zugeſchoben. Ihnen ſei es 
hauptſächlich zu danken, wenn das heutige Miniſterium ſeinen derzeitigen 
Einfluß erlangen konnte. Sie hätten die Beſorgnis der herrſchenden Klaſſe 
dor dem Sozialismus abgeſchwächt. „Nur ein nicht entarteter und nicht durch 
Bündniſſe mit der Regierung kompromittierter Sozialismus kann dem Prole⸗ 
ariat jagen, daß jede Kolonialeroberung, und ſomit auch die von Tripolis, 
wre eine Verſtärkung der Ideen und Intereſſen der Bourgeoiſie iſt, die in 
inheilbarem Gegenſatz zu den Ideen und Intereſſen des Proletariats ſtehen.“ 
Veiter macht das Manifeſt darauf aufmerkſam, daß die Propaganda im Heer 
ines der beſten Mittel iſt, um Kolonialabenteuer zu verhüten. Es ſchließt 


nit folgenden Worten: „Den Matroſen und Soldaten, die zu dem dunklen 
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Unternehmen ausziehen, rufen wir die Worte der proletariſchen Solidarität 
zu: Nieder mit dem Kriege, es lebe der Sozialismus, es lebe die Inter⸗ 
nationale der Arbeiter.“ b A 
Im ganzen hat alfo der ſozialiſtiſche Gedanke in dieſer Stunde plötzlicher 
Abwehr nur bereits gebahnte Wege betreten. Von der abſoluten Ablehnung des 
„Avanti“, die den Krieg verwirft, weil ſie jede Gewalttat mißbilligt, bis zu der 
Bekämpfung des Abenteuers als eines ſchlechten Geſchäfts für die Nation und 
für das Proletariat, finden wir alle Abſtufungen vertreten. Ein Wort zugunſten 
des Unternehmens iſt mir in der italieniſchen Parteipreſſe nicht aufgeſtoßen. 
Nun zu den Frondeurs, die anſcheinend im Ausland mehr von ſich reden 
gemacht haben als in Italien. Zunächſt möchte ich jene nicht zu den Frondeurs 
rechnen, die eine friedliche Durchdringung von Tripolitanien für wünſchens⸗ 
wert halten, wie dies Podrecca, Bonomi, Biſſolati und andere tun. 
Daß Italien Intereſſe daran hat, Tripolitanien zu beſitzen, unterliegt für 
mich gar keinem Zweifel. Das ſtrategiſche Intereſſe iſt handgreiflich, und daß 
ein Teil der italieniſchen Auswanderung und vor allem ein Teil der mit 
Geld zurückkehrenden Emigranten in Tripolitanien ein Betätigungsfeld finden 
könnten, wird niemand in Abrede ſtellen. Die Frage iſt nur die — wenn 
wir hier die prinzipiellen Einwände weglaſſen —, ob der Beſitz Tripolitaniens 
um den Preis eines bewaffneten Überfalls von Vorteil iſt oder nicht. Keiner 
der angeführten Genoſſen hat dieſe Frage bejaht. 4 
Zu den Frondeurs rechne ich auch nicht Giovanni Lerda, der in einem Inter⸗ 
view geſagt hat, daß die Eroberung von Tripolitanien im Intereſſe der italient- 
ſchen Bourgeoiſie liege. Dies Urteil hängt von der Abſchätzung der Koſten und 
des Vorteils ab. Ich perſönlich halte dafür, daß die Eroberung nur im Intereſſe 
einer Kapitaliſtengruppe liegt, deren Kern der klerikale „Banco di Roma“ bildet 
Somit blieben als eigentliche Frondeurs nur die Sizilianer und vereinzelt 
nicht eben international bekannte Genoſſen. Die Sizilianer, ſo De Felice und 
Aurelio Drago, haben ſich in den Kopf geſetzt, daß ohne die Eroberung Tri 
politaniens die ſizilianiſche Schwefelinduſtrie zugrunde gehen müſſe. Tripoli 
tanien hat Schwefellager, von deren Mächtigkeit man freilich nichts „ 
die das ſo feinnaſige internationale Kapital nie des Abbaus wert erachte 
hat, die aber als das große Unbekannte in dem Hirn der Sizilianer ſpuker 
Sie glauben, Italien müſſe dieſe Schwefellager erobern, um die Konkurren 
auszuſchalten. Nun liegt ja auf der Hand, daß die italieniſche Bourgeoiſi 
Tripolitanien erobern will, um es zu verwerten. Sie wird alſo die Schwefe 
lager abbauen, falls der abſolute Waſſermangel der betreffenden Geländ 
dies erlaubt und rentabel erſcheinen läßt. Auf die etwaige Schädigung de 


N 
ſizilianiſchen Induſtrie wird die betreffende italieniſche Aktiengeſellſchaft gena | 
fo ſeelenruhig pfeifen, wie dies eine engliſche, franzöſiſche oder deutſche © 
ſellſchaft tun würde. Die Arbeiter wird fie von dort nehmen, wo fie fie a 
billigſten bekommt, alſo unter den Eingeborenen, und ſie wird ſich kein grau 
Haar über etwaige ſizilianiſche Arbeitsloſigkeit wachſen laſſen. Die tripe) 
taniſche Begeiſterung der ſizilianiſchen Genoſſen beruht auf einem Denkfehle 
zu dem ſich jener Lokalpatriotismus geſellt, der aus Tripolitanien eine A 
ſizilianiſcher Dependenz machen möchte. — 

Was die anderen Frondeurs betrifft, fo find fie, offen geſtanden, e. 
durch dieſe ihre Stellung von der bürgerlichen Preſſe zu „angeſehenen Part 
genoſſen“ erhoben worden. Genoſſe Roſſi-Doria in Rom iſt ein tüchtig 
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Hygieniker und verdienter Stadtrat und meint, daß der italieniſche Be- 
völkerungszuwachs das Land zwinge, Kolonien zu erobern, und daß es ſeine 
Miſſion ſei, das Banner der Kultur in barbariſche Länder zu tragen. Das 
ſind Qartanerargumente. Ein Literat, ein gewiſſer Monicelli, hat auch 
Sozialismus und tripolitaniſches Abenteuer zu verſöhnen geſucht, aber man 
kann unmöglich alle Einfälle von Leuten, die die Partei als Durchgangsſtation 
benützten, dem italieniſchen Sozialismus zur Laſt legten. Sie gehören in den 
großen Hexenkeſſel, aus dem das bürgerliche Geſchwafel dieſer Tage auffteigt. 

Wenn die Erregung der erſten Stunde vorbei iſt, wird ſich ſicher eine 


| ſchärfere Unterſcheidung der theoretiſchen und praktiſchen Anſichten heraus⸗ 


bilden. Bis jetzt hat ſich die Parteipreſſe gleichſam inſtinktiv wie ein Mann 


gegen den Krieg gewendet, mit alter Begründung gegen das neue Spiel, 
das Gefühl und die Intereſſen des Proletariats im Gegenſatz zu denen der 


herrſchenden Klaſſe zum Ausdruck bringend. 


Überblidt man die Geſamtaktion des Proletariats, jo muß man ſagen, 


daß der Parteivorſtand abweſend war, die Parlamentsfraktion nicht einmal 
das Wenige getan hat, was die Logik gebot, daß aber die Konföderation 
der Arbeit, alſo die ſozialiſtiſche Zentrale der Gewerkſchaftsbewegung dem 
Proletariat im Sinne des Sozialismus Führer und Leiter war. Gewiß hätte 
die Maſſenkundgebung wuchtiger und gewaltiger ſein, gewiß hätte ſie im 
Heere und in der Marine einen Widerhall haben können, wenn die Wurzeln 
der ſozialiſtiſchen Überzeugung feſter und ausgebreiteter wären, wenn unſere 


N 


Propaganda ſich der Jugend bemächtigt hätte, ehe der Staat feine Hand 


auf ſie legt. Wenn wir früher mehr getan hätten, hätten wir jetzt mehr tun 
können: Die Drohung konnte ſtärker, die Hemmung der Kriegsvorbereitungen 
nachhaltiger ſein. Aber man ſage nicht, daß das italieniſche Proletariat ver⸗ 
‚jagt habe. Nach dem Maße feiner Organiſation hat es mit Kraft und Hin⸗ 
gebung dem ſozialiſtiſchen Gedanken Ausdruck verliehen, freilich zu ſchwach, 
um Regeln vorzuſchreiben, aber ſtark genug, um ſich als politiſcher Faktor 
zur Geltung zu bringen. Wo es ſchwach war, da iſt dieſe Schwäche eine 
Mahnung und ein Vorwurf für die Partei — die ganze Partei, nicht nur 
die Reformiſten. Aber ſo ſchwach war es nicht, daß ſeine Proteſtaktion nicht 
eine Drohung für die Regierung dargeſtellt hätte, eine Drohung, die mit 


J 


jedem Tage der Kolonialaktion an Nachhaltigkeit wächſt und deren Wucht 


ſich in die furchtbarſte Wirklichkeit umſetzen könnte, falls die Millioneninter⸗ 
eſſen der Bankiers, die den Kriegszug wollten, ihm nicht alsbald ein ſchnelles 


N) 


Ende ſetzen. 


Die Aktion der maſſe. 
Von K. Raufsky. 
1. Das Wefen der Maffe. 
Es iſt eine Binſenwahrheit geworden, daß die politiſchen und ökonomiſchen 


Kämpfe unſerer Zeit immer mehr zu Maſſenaktionen werden. Die techniſche 


Entwicklung, namentlich das Wachſen der modernen Verkehrsmittel bringt 
| immer größere Menſchenmaſſen in engſten literariſchen, politiſchen und ökono⸗ 
miſchen Zuſammenhang. So wie fie den Umfang der Heere und Flotten 


unaufhaltſam vergrößert, vermehrt fie die Mitgliederzahl der ſozialdemo⸗ 
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kratiſchen Partei und der Gewerkſchaften, verwandelt ſie lokale gewerkſchaft 
liche Vereinigungen in nationale und internationale, Fachvereine in Induſtrie 
verbände, führt ſie ſchließlich zu vereinten Aktionen von Partei und Gewerk 
ſchaft. Auf der anderen Seite vermehren ſich aber auch die Machtmittel den 
Regierungen, ſchließen ſich die bürgerlichen Parteien zu Blocks zuſammen 
wachſen die einzelnen induſtriellen und kommerziellen Unternehmungen, ihn 
Zuſammenſchluß in Unternehmerverbänden, ihre Beherrſchung durch einzelne 
Rieſenbanken. . 

So werden die politiſchen und ökonomiſchen Kämpfe immer mehr 31 
Aktionen der großen Maſſen. 1 

Das iſt längſt erkannt und heute allgemein anerkannt. Darüber ſoll hie 
nicht gehandelt werden. Ich erwähne dieſe Erſcheinung nur, weil ſie of 
mit einer anderen zuſammengeworfen wird, die ganz anderer Natur iſt un! 
deren ſtetes Wachſen in der modernen Geſellſchaft keineswegs allgemein an 
erkannt, vielmehr lebhaft beſtritten wird. Dieſe andere Erſcheinung bildet di 
ſpontane politiſche oder ökonomiſche Aktion der unorganiſierten, gelegentlich 
zuſammenkommenden und dann wieder auseinandergehenden Volksmaſſe, de 
77 Straße 15 8 * 

Dieſe Art Maſſenaktion iſt etwas ganz anderes als die erſterwähnte Art 
Damit, daß man feſtſtellt, daß die politiſchen und ökonomiſchen Aktionen imme 
mehr zu Maſſenaktionen werden, iſt keineswegs anerkannt, daß jene beſonder 
Art der Maſſenaktion, die man kurz als Aktion der Straße bezeichnet, berufe 
iſt, auch immer mehr eine große Rolle zu ſpielen. Einige unter uns beſtreiten 
andere behaupten es; die Argumentation der letzteren beruht aber meiſt au 
einem Zuſammenwerfen der beiden Arten Maſſenaktionen, ſo daß man ver 
meint, mit der Notwendigkeit der einen habe man auch ſchon die der andere 
erwieſen. 4 

So einfach liegt die Sache aber nicht, und es lohnt ſich gerade jetzt, nac 
den Unruhen in England, Frankreich, Oſterreich, ſie ein wenig zu zergliederr 

Wir handeln alſo im folgenden nicht von der politiſch oder gewerkſchaf, 
lich organiſierten Maſſe, ſondern von jener Maſſe, die ſich gelegentlich, dure 
beſtimmte Veranlaſſungen getrieben, zur Bekämpfung beſtimmter ſie bedrücker 
den Faktoren zuſammenfindet. Organiſierte Gruppen können in ihr vorkommen 
werden ſelten ganz fehlen, machen aber nicht ihren Hauptbeſtandteil aus. 

Das galt während der franzöſiſchen Revolution, galt 1848, 1870 und jüng 
während der ruſſiſchen Revolution. Es würde auch heute noch in Deutſchlan 
gelten, wenn es zu Aktionen der geſamten Volksmaſſe käme. Bei der Zählun 
von 1907 fand man faſt 12000000 Lohnarbeiter und Angeſtellte in Induſtri 
und Handel — wir ſehen hier von der Landwirtſchaft ab. Daneben eine halt 
Million Erwerbstätige in häuslichen Dienſten, 1700000 in Staats⸗ und G. 
meindedienſten, 3400000 Berufloſe. Ein großer Teil dieſer Elemente iſt zun 
„Volk“ zu rechnen, zur Maſſe, die ſich in erregten Momenten in den Straße 
ſtaut und ihnen ihre Phyſiognomie gibt. Aber daneben gehören auch vie 
der „Selbſtändigen“ nicht zu den Schichten, die ſich vom Volke bei ſolche 
Gelegenheiten abſondern, Heimarbeiter, kleine Meiſter und Krämer uſw. W 
haben da nur die Erwerbstätigen betrachtet. Zum Volke, das ſich bei Maſſen 
aktionen auf den Straßen drängt, muß jedoch auch die große Maſſe der nich 
erwerbstätigen, ſondern im Haufe beſchäftigten Frauen der ärmeren Bevölk 
rung gerechnet werden. | | 5 
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Auch wenn wir von der landwirtſchaftlichen Bevölkerung und den Kindern 
abſehen, dürfen wir die Volksſchicht, die bei Maſſenaktionen in Deutſchland 
in Frage kommen könnte, auf rund dreißig Millionen berechnen. Davon ſind 
rund ein Zehntel gewerkſchaftlich organiſiert, wobei wir nicht bloß die freien 
Gewerkſchaften, ſondern auch chriſtliche, Hirſch⸗Dunckerſche und unabhängige 
Vereine rechnen. Eine Aktion der großen Maſſe wäre alſo auch heute noch 
überwiegend eine Bewegung unorganiſierter Elemente, und ſie wird es noch 
lange bleiben, vielleicht ſo lange, als die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe dauert. 
Selbſt bei einer Verdopplung und Verdreifachung der Zahl der Organiſierten 
würden die Unorganiſierten in der Maſſe noch erheblich überwiegen. 

Da iſt wohl die Frage am Platze: Was kann dieſe unorganifierte Maſſe 
als ſolche leiſten? Was haben wir von ihr zu erwarten? 

Den meiſten Beobachtern erſcheint die Maſſe als ein myſtiſches Weſen; 
je nach ihrer Parteiſtellung betrachten ſie die einen als den leibhaftigen Gott⸗ 
ſeibeiuns, die anderen als den wahren Gott, der die Menſchheit erlöſen wird. 
Ein italieniſcher Profeſſor, Anhänger Lombroſos, Scipio Sighele, hat in einem 
Buche die „Pſychologie des Auflaufs und der Maſſenverbrechen“ unterſucht 
und gefunden, daß das Individuum, wenn es ſich in der Maſſe befindet, zu 
den ſchlimmſten Verbrechen neigt und ſich leicht zu ſolchen hinreißen läßt, an 
die es, losgelöſt von der Maſſe, gar nicht denken würde. Faſt um dieſelbe 
Zeit wie dieſes Buch erſchien ein anderes über die „Pſychologie der Maſſen“ 
Psychologie des foules, 1895) von einem Dr. G. Le Bon, das weniger die 
triminalität der Maſſen betonte, dafür aber ihrer Intelligenz das ſchlechteſte 
Zeugnis ausſtellte: Die Maſſe, behauptet er, iſt ohne Vernunft, wird durch 
zeidenſchaften, Suggeſtionen, zufällige Anläſſe zu den verrückteſten Taten an⸗ 
ſepeitſcht. Selbſt hochintelligente Individuen werden ſinnlos, wenn ſie ſich 
n einer Maſſe befinden. 

Damit glaubte der gelehrte Doktor namentlich die proletariſchen Maſſen 
u treffen, aber er dehnt ſein hartes Urteil auf jede Vereinigung aus, ſelbſt 
venn ſie nur ein Dutzend Menſchen umfaßt. Parlamente und Geſchworenen⸗ 
jerichte kommen bei ihm nicht viel beſſer weg als die Maſſe, ſo daß man 
mnehmen müßte, die Intelligenz ſei etwas, was bei faſt allen menſchlichen 
Zetätigungen ausgeſchaltet iſt, denn faſt alle gehen in Geſellſchaft mehrerer 
Menſchen und nicht in der Einſamkeit vor ſich. 

Dieſen wegwerfenden Urteilen über die Maſſe ſtehen aber auch eben ſo 
erhimmelnde gegenüber, namentlich bei franzöſiſchen und ruſſiſchen Revolu⸗ 
jonären. Es find die Erfahrungen der großen Revolution, die ſie zu ihrer 
berſchwenglichen Verherrlichung der Maſſe führen. Ihren jüngſten Ausdruck 
imd ſie in der übrigens meiſterhaft geſchriebenen Geſchichte der franzöſiſchen 
evolution von Peter Krapotkin, deren Leitmotiv dieſe Verherrlichung bildet. 
m Gegenſatz zu Herrn Le Bon erklärt Krapotkin, die Maſſe beſitze eine weit 
cherere Intelligenz als die einzelnen Politiker. 

Auf Schritt und Tritt findet man in ſeinem Buche Urteile wie folgendes: 
Das Volk hat immer ein richtiges Gefühl von der Lage, ſelbſt wenn es dieſes 
efühl nicht korrekt ausdrücken und ſeine Befürchtungen nicht mit gebildeten Gründen 
lotivieren kann; und es erriet unendlich viel beſſer als die Politiker die Kom⸗ 
otte, die in den Tuilerien und den Schlöſſern geſponnen wurden. 


Das iſt genau das Gegenteil deſſen, was die Herren Sighele und Le Bon 
efunden haben. In einem aber ſtimmen alle Beobachter der Maſſe überein: 
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Sie erkennen in ihr eine weit gewaltigere Kraft als die bloße Addition d 
Kräfte der Individuen, die ſie zuſammenſetzen. Oder richtiger geſagt, de 
Individuum entwickelt in der Maſſe Kräfte, die weit über das Maß hinau 
gehen, deſſen es in der Iſoliertheit fähig wäre. In der Maſſe agieren. 
wird es kühner, ſelbſtloſer, aber auch rückſichtsloſer und reizbarer, als es 
der Vereinzelung wäre. 5 
| Das iſt eine Eigentümlichkeit, die nicht dem Menſchen allein innewohr 
Er teilt ſie mit den anderen ſozialen Tieren, wie man ſchon ſeit langem A 
obachtet hat. So bemerkt Eſpinas in feinem Buche über „Die tieriſchen ©: 
ſellſchaften“: f | 
Die Wut der Weſpen wächſt mit ihrer Zahl. Die Wirkungen der Zahl auf de 
lebenden Weſen ſind ſehr merkwürdig. Man weiß jetzt, daß der Menſch in der Ei: 
ſamkeit weder fo fühlt noch fo denkt wie in einer Menge, und ein berühmt: 
Kritiker hat häufig die Beobachtung gemacht daß im Theater die Zuſchauer ledigli⸗ 
durch die Menge zu ganz anderen werden, als jeder für ſich ſein würde.. se 
jeder Vereinigung fühlender Weſen teilt ſich nicht nur die Bewegung eines einzig! 
allen mit, ſondern die allgemeine Bewegung wird auch um ſo ſtärker, je größer de 
Menge iſt (S. 345 bis 347). N | 
Er zitiert darauf Forel, der beobachtete: N 
Der Mut jeder Ameiſe nimmt bei derſelben Form im geraden Verhältnis nt 
der Zahl ihrer Gefährten oder Freunde zu und ebenſo im geraden Verhältnis 0 
je iſolierter ſie von ihren Gefährten iſt. Jeder Bewohner eines ſehr e 
Ameiſenbaus iſt viel mutiger als ein im übrigen ganz gleicher aus einer ſehr klein 
Bevölkerung. Dieſelbe Arbeiterin, die ſich inmitten ihrer Gefährten zehnmal töm 
läßt, wird ſich außerordentlich furchtſam zeigen, die geringſte Gefahr vermeide, 
ſelbſt vor einer viel ſchwächeren Ameiſe fliehen, ſobald fie ſich zwanzig Schritte vn 
ihrem Bau allein befindet. ; 
Eſpinas bezieht diefe Beobachtungen auf alle „fühlenden Weſen“, es liegt 
aber nur Mitteilungen darüber für foziale Tiere vor, und ſie können jh 
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naturgemäß nur auf ſolche beziehen. Raubtiere, die vereinzelt e 


ind ſchon durch ihre Lebensbedingungen darauf angewieſen, das Maxim 
an moraliſcher wie phyſiſcher Kraft, deſſen fie fähig find, allein zu entfalt! 
Bei ſolchen Tieren iſt ein hinzukommender Geſellſchafter nicht ein Helſ⸗ 
ſondern ein Konkurrent um die Beute, der mit Mißtrauen und Übelwoln 
angeſehen wird — wenn er nicht etwa dem anderen Geſchlecht angehit 
Nur bei ſozialen Tieren, die durch ihre Lebensbedingungen darauf angewien 
find, einander zu helfen, füreinander einzutreten, kann die Maſſe erhebe) 
anfeuernd und erregend wirken. 1 

Dieſe biologiſchen Faktoren, die in der Maſſe wirken, werden noch v 
ſtärkt durch die beſonderen hiſtoriſchen Umſtände, unter denen ſie in Akt 
tritt. Die Menge Individuen, die ſich gewöhnlich in den Straßen dran 
und von denen jedes ein anderes Ziel hat, iſt noch keine agierende Ma 
Damit fie eine ſolche wird, dazu iſt es notwendig, daß alle die einzeln 
die da zuſammenkommen, der gleiche Wille beſeelt. Woher rührt dieſe Ul 
einſtimmung bei einer unorganiſierten Maſſe von Leuten, die einander 
ſolut nicht kennen, ſich nicht verſtändigt haben, aus den verſchiedenſten Qu 
tieren zuſammentreffen? Dieſe Übereinſtimmung des Willens oder dieſe 
ſtickung jedes einzelnen, beſonderen Willens durch den Maſſenwillen erſch 
den Verächtern der Maſſe als ein beſonders bemerkenswertes Zeichen ih) 
Tiefſtandes. u | 
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So ſagt Herr Le Bon: 

Die Lähmung der bewußten Perſönlichkeit, das Überwiegen der unbewußten 
Perſönlichkeit, die Beſtimmung des Handelns durch Suggeſtion und Anſteckung von 
Empfindungen und Ideen gleicher Art, die Tendenz, die ſuggerierten Empfindungen 
ſofort in die Tat umzuſetzen, das ſind die charakteriſtiſchen Merkmale des Indi⸗ 
viduums in der Maſſe. Es iſt nicht mehr es ſelbſt, es iſt ein Automat, den nicht 
mehr ſein Wille leitet. 

So ſteigt der Menſch um mehrere Stufen auf der Stufenleiter der Ziviliſation 
herab, durch die bloße Tatſache, daß er den Teil einer organiſierten Maſſe aus⸗ 
macht.! Iſoliert iſt er vielleicht ein feingebildetes (cultive) Individuum, in der 
Maſſe iſt er ein Barbar, einer, der von Inſtinkten geleitet wird (S. 20). 


Suggeſtion und Anſteckung ſollen die Einheit des Willens der agierenden 
Maſſe erklären. Wenn man aber fragt, woher Suggeſtion und Anſteckung 
kommen, wer denn ſuggeriert und anſteckt, dann verſtummt plötzlich unſer 
tiefgründiger Maſſenpſycholog. 

Die Anſteckung, ſagt Le Bon, iſt eine Erſcheinung, leicht zu konſtatieren, aber 
unerklärt, man muß fie mit hypnotiſchen Erſcheinungen in Verbindung bringen, 
die wir gleich unterſuchen wollen. 


Bei dieſer Unterſuchung kommt indes nur heraus, daß die geiſtige An⸗ 
ſteckung eine Wirkung der Suggeſtion darſtellt. Dieſe letztere erſcheint Le Bon 
als die wichtigſte Urſache der geiſtigen Eigenart der Maſſe. Wenn wir aber 

erfahren wollen, woher die Suggeſtion rührt, jo werden wir kurz damit ab- 
geſpeiſt, daß ſie eine „Folge von Ausſtrömungen iſt, die frei werden (par 
suite des efflures, qui s'en dégagent) oder aus irgend einer anderen Ur— 
ſache ſtammt, die wir nicht kennen“. 

Mit anderen Worten, Anſteckung und Suggeſtion ſind in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang nichts als gelehrt ſein wollende Redensarten, hinter denen 
nicht die mindeſte Erkenntnis ſteckt. Die Maſſenſuggeſtion oder der einheit- 
liche Wille der Maſſe, das ſind nur zwei verſchiedene Namen für dasſelbe 
Ding. Herr Le Bon erklärt, dieſer einheitliche Wille ſtamme aus dem ein⸗ 
heitlichen Willen, der aus magnetiſchen Ausſtrömungen oder anderen Urſachen 
ſtammen mag. Die Sinnloſigkeit dieſer Erklärung wird nur dadurch verſteckt, 
daß der Leſer glaubt, hinter dem Worte Suggeſtion ſtecke eine beſondere 
Weisheit. 

Es gibt in der Tat nichts Abgeſchmackteres als dieſe Art Auffaſſung 
des Wortes von der Maſſenſuggeſtion. Jede experimentell feſtgeſtellte Sug⸗ 
geſtion beruht auf der perſönlichen Einwirkung eines Individuums auf ein 
anderes. Wo ſoll dieſe Einwirkung in der Maſſe herkommen? Durch einen 
Redner? Aber ſelbſt wenn ein Redner von einer Tribüne herab ſpricht, wird 
er unter freiem Himmel nur von den Zunächſtſtehenden verſtanden. Wir 
finden indes einen einheitlichen Willen agierender Maſſen auch unter Um⸗ 
ſtänden, wo es ganz unmöglich war, daß einzelne Redner zur Maſſe redeten. 
Wie kann da ein einzelner alle die Anweſenden hypnotiſiert haben? Oder 
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Unter einer organiſierten Maſſe verſteht Le Bon nicht das, was man gewöhnlich dar— 
unter verſteht, eine Maſſe, die durch die Bande einer Organiſation zuſammengehalten wird, 
ſondern eine Maſſe, die von dem gleichen Geiſte beherrſcht wird, im Gegenſatz zu einer 
Menge Individuen, die, von den verſchiedenſten Intereſſen und Motiven beſeelt, ſich zufällig 
in einer Lokalität zuſammenfinden. 
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haben viele gleichzeitig die Anweſenden in gleichem Sinne hypnotiſiert? Aber 
woher rührte dann die Übereinſtimmung der vielen Hypnotiſeure? Das Wort 
von der Suggeſtion erklärt gar nichts. | 
Und doch iſt die Erklärung nicht ſchwer zu finden, wenn man die Sache 
nicht mediziniſch, ſondern hiſtoriſch anfaßt, alle die Gelegenheiten Revue paſ⸗ 
ſieren läßt, bei denen Maſſen mit einheitlichem Willen agierten. Der ein⸗ 
heitliche Wille der Maſſe ergibt ſich aus den Bedingungen, unter denen allein 
eine nicht organiſierte Maſſe zu einer agierenden werden kann. Oder, anders 
geſagt, wo nicht Bedingungen vorhanden ſind, die einen einheitlichen Willen 
der Maſſe hervorrufen, da tritt ſie nicht in Aktion. 
Betrachten wir die Gelegenheiten, bei denen es zu Aktionen unorganiſierter 
Maſſen kam, ſo finden wir ſtets, daß eine Reihe gewaltiger Ereigniſſe vor⸗ 
hergingen, die jedermann aufs tiefſte erregten, bis dann ein Ereignis eintrat, 
das die Erregung zur Siedehitze ſteigerte. Solche Ereigniſſe ſind zum Bei⸗ 
ſpiel der Ausbruch eines Krieges, die fortgeſetzten phyſiſchen und moraliſchen 
Leiden, die er verhängt. Kommt nun eine Nachricht, daß eine entſcheidende 
Schlacht verloren wurde, der Feind auf die Hauptſtadt marſchiert, vielleicht 
gar ſie mit Brand und Plünderung bedroht, dann duldet's niemand mehr 
zu Hauſe, alles ſtrömt erregt zuſammen, ſeinem Herzen Luft zu machen, 
Mittel der Abwehr zu beſprechen. 
Wir haben oben geſehen, daß aus biologiſchen Gründen eine verſammelte ö 
Menge ſozialer Weſen leichter erregt iſt als einzelne Individuen. Jetzt aber 
finden wir, daß es zur Bildung einer unorganiſierten Maſſe in einer zivili⸗ ö 
ſierten Geſellſchaft nur dann kommt, wenn die einzelnen Individuen zu Hauſe 
ſchon auf das lebhafteſte erregt ſind. Das Beiſammenſein in Maſſe verſtärkt | 
die Erregung, iſt aber nicht ihre erſte Urſache. a a 
Alle die Menſchen, die nun zuſammenſtrömen, ſind intellektuell und 
emotionell ungefähr gleich organiſiert. Entſtammen ſie noch dazu gleichen 
oder benachbarten Klaſſen, haben ſie den gleichen Bildungsgang, dieſelben | 
Mittel der Information, dieſelben Freunde und Feinde, jo iſt es auch nahe 
liegend, daß ſich unter ihnen eine ÜUbereinſtimmung des Wollens herausſtellt, 
namentlich in negativem Sinne. Gewöhnlich iſt es ein großes Leid, das ſie 
zuſammenbringt, nachdem ſie lange aufs entſetzlichſte bedrückt worden. Sie 
alle haben unter denſelben Inſtitutionen oder Perſonen gelitten, ſie fühlen 
ſich momentan von demſelben Gegner verletzt oder bedroht: nichts leichter, 
als daß ſich dann ihre Wut ohne weiteres gegen dieſen Gegner, ſeine Werk⸗ 
zeuge, ſeine Machtmittel wendet, das Königtum, die Ariſtokraten, die Baſtille 
oder was immer die hiſtoriſche Situation als Objekt des Zornes bieten mag. 
Wie die große Erregung erklärt ſich alſo die Einheitlichkeit des Willens 
der Maſſe einfach aus den hiſtoriſchen Bedingungen, unter denen allein 
Aktionen unorganiſierter Maſſen zuſtande kommen. Im Grunde beruht dieſe 
Übereinſtimmung des Willens nicht auf irgend einer myſtiſchen, unerklärlichen 
Suggeſtion, ſondern auf dem Geſetz, daß gleiche Urſachen ſtets gleiche Wir⸗ 
kungen hervorrufen, daß dasſelbe Vorkommnis auf alle normalen, unter den 
gleichen Bedingungen lebenden Menſchen den gleichen Eindruck machen, in 
allen dasſelbe Denken, Fühlen und Wollen hervorrufen muß. 1 
Freilich, wenn auch alle normalen Menſchen im weſentlichen körperlich 
und geiſtig gleich organiſiert find, fo iſt ihre Übereinftimmung nicht eine 
völlige. Selbſt einfache Gebilde, Kriſtalle oder Blätter, zeigen individuelle 
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Verſchiedenheiten. Kein Exemplar iſt irgend einem anderen völlig gleich. Noch 
mehr gilt das von einem ſo komplizierten Weſen wie der Menſch. So können 
ſich auch in dem Wollen der einzelnen individuelle Unterſchiede bilden, des 
Grades oder ſelbſt der Richtung. Aber je größer die Maſſe — das zeigt die 
Statiſtik —, deſto mehr heben ſich die einzelnen individuellen Abweichungen 
gegenſeitig auf, deſto mehr ſetzt ſich der Durchſchnitt durch, deſto mehr muß 
aber auch in dem gegebenen Falle der Durchſchnitt des Wollens aller anderen 
den einzelnen beſtimmen. Inſofern könnte man allerdings von einer Suggeſtion 
reden, aber nicht von einer, der die Maſſe unterliegt, ſondern von einer, die 
ſie übt. Je mehr der einzelne alle anderen um ſich herum von gleichem Willen 
beſeelt ſieht, deſto mehr wirkt dieſe Maſſenhaftigkeit des gleichen Willens auf 
ihn ein, deſto mehr verliert er die Selbſtändigkeit des eigenen Willens, deſto 
mehr wird er nicht bloß phyſiſch, ſondern auch moraliſch von der Maſſe mit 
fortgeriſſen, ſelbſt wenn er, iſoliert, bei ruhigem Nachdenken, zu ganz anderem 
Wollen und Tun käme. 

Obwohl die Maſſe nur aus Individuen beſteht, ihre Aktion nur die Aktion 
von Individuen darſtellt, ſo geht doch das Individuum völlig in ihr unter, 
es verſchwindet in ihr jede Rückſicht auf das Individuum, ſogar jede Rück— 
ſicht des einzelnen Individuums auf ſich ſelbſt. | 

So entſteht jene Einheitlichkeit des Willens, die ohne Zögern und Zagen 
rückſichtslos auf ihr Ziel losſtürmt und eine Wucht erlangt, die das Gewicht 
der vereinten Maſſe ihrer Individuen weit übertrifft. Daher die gewaltigen 
Wirkungen der Maſſe dort, wo jene hiſtoriſchen Bedingungen gegeben ſind, 
die aus einer zuſammenhangloſen Menge von Individuen einen geſchloſſenen 
Körper mit einem Willen und einem Ziele zuſammenſchweißen. 

(Fortſetzung folgt.) 


Marokko und der deutſche Erzbedarf. 
Von Otto Hue. 
J. 

In den Streit um Marokko iſt von intereſſierter Seite auch die Frage 
nach der Deckung des deutſchen Erzbedarfs hineingeſpielt und ſchließlich neben 
der „Baumwollfrage“ in den Vordergrund gerückt worden. Die Erklärung: 
„Wir müſſen für die der raſchen Erſchöpfung entgegengehenden heimiſchen 
Erzreſerven ausländiſchen Erſatz ſchaffen, wenn unſere große Eifen- und Stahl⸗ 
induſtrie exiſtenzfähig bleiben ſoll“, leuchtet vielen ein, die ſonſt von kolonialen 
Abenteuern nichts wiſſen wollen. Auch uns Sozialiſten iſt es natürlich nicht 
gleichgültig, ob in abſehbarer Zeit Deutſchlands Verſorgung mit Erzen, mit 
deren Verarbeitung bis zur feinſten Fertigware bei uns an zwei Millionen 
Arbeiter beſchäftigt werden, unmöglich geworden iſt. Ich möchte auch kein Hehl 
daraus machen, daß ich perſönlich keine ablehnende Haltung gegenüber der 
überſeeiſchen Kolonialpolitik einnehme, wenn ich auch natürlich die „Kolonial- 
bolitik“ & la Dr. Peters und General Trotha entſchieden verwerfe. Gerade 
ver die geſchichtliche Miſſion der Kulturnationen, kulturelles Brachland in 
inderen Weltteilen in den Bannkreis der Weltwirtſchaft zu ziehen, anerkennt, 
muß eine in der Vernichtung oder doch in der Rechtlosmachung der Ein- € 
geborenen jener Weltteile gipfelnde koloniale Raubpolitik energiſch bekämpfen. 
Er hat außerdem die Pflicht, die kolonialpolitiſchen Chancen ſeines us 
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landes gegenüber den Übertreibungen privater Intereſſenten nüchtern abzu⸗ 
wägen. Darum möchte ich nachſtehend die Bedeutung Marokkos für den 
deutſchen Erzbedarf erörtern. Vielleicht unternimmt es ein Kollege aus der 
Textilinduſtrie, die ebenfalls „brennend“ gewordene Frage der Baumwoll- 
erzeugung in unſeren überſeeiſchen Kolonien und ſpeziell in dem angeblichen 
nordweſtafrikaniſchen Baumwolldorado zu beſprechen. Eine ſolche Darſtellung 
kann aus einer Reihe von Gründen nützlich für uns werden. | 

Da Deutſchland kein geſchloſſenes Wirtſchaftsgebiet, ſondern ſeine Volks⸗ 
wirtſchaft mit tauſend Fäden mit dem Welthandel verknüpft iſt, ſo muß die 
Frage ſeiner Erzverſorgung auch von weltwirtſchaftlichen Geſichtspunkten be⸗ 
trachtet werden. Alle modernen Induſtrieſtaaten ſind auf die Einfuhr min⸗ 
deſtens eines Rohſtoffes angewieſen. Selbſt das in dieſer Beziehung bevor⸗ 
zugte Nordamerika ſieht ſich ſeit einigen Jahren genötigt, in ſteigendem 
Maße weſtindiſche (kubaniſche) und ſchwediſche Eiſenerze einzuführen, obgleich 
die Erzreſerven im nordamerikaniſchen Seengebiet, wie es heißt, noch nach 
Jahrhunderten unerſchöpft ſein werden. Wo alſo decken die Induſtrieſtaaten 
jetzt ihren Eiſenerzbedarf und wo ſtehen für ſie in der Zukunft bedeutende 
Erzreſerven zur Verfügung? | | 

Dieſe Vorfrage kann heute mit der denkbar möglichſten Sicherheit be⸗ 
antwortet werden, nachdem auf die Veranlaſſung des Exekutivkomitees des 
im Jahre 1910 in Stockholm ſtattgefundenen elften internationalen Geologen⸗ 
kongreſſes die hervorragendſten Fachleute darangegangen ſind, die Eiſenerz⸗ 
ablagerungen in allen Weltteilen nach erprobten Methoden zu ermitteln und 
abzuſchätzen. Das Reſultat dieſes hochwichtigen Unternehmens liegt in zwei 
ſtarken Bänden vor.“ Wie alle derartigen Abſchätzungen iſt auch dieſe Unter 
ſuchung und Tarierung der eiſenhaltigen Ablagerungen nicht abſolut zuver⸗ 
läſſig, aber ſie iſt derzeit die umfaſſendſte und ſorgfältigſte Arbeit auf dieſen 
Gebiet. Benutzen wir ihre Ergebniſſe. 

In der von dem hochangeſehenen ſchwediſchen Geologen Profeſſor Hjalmar 
Sjögren verfaßten ſummariſchen Einleitung des Werkes werden die Haupt 
ergebniſſe der von den einzelnen Landesgeologen angeſtellten Teilunter 
ſuchungen zuſammengefaßt. Planmäßig ſind die ermittelten Erzreſerven ein 
geteilt worden in | 

Gruppe a: Erzlager, die bereits aufgeſchloſſen, berechnet und nach den 
heutigen Stand der Technik verhüttbar ſind („actual reserves“); | 

Gruppe b: Erzlager, die mehr oder weniger gut geſchätzt werden konnten 
deren Erze aber bei dem heutigen Stand der Technik und der Eiſenpreiſ 
noch nicht verwendbar ſind („potential reserves“); | 

Gruppe e: ſehr wenig bekannte Erzlager, die zum Zeil auch ihrer Qualit 
nach heute für die Verhüttung noch nicht in Betracht kommen können. 

Die Unterſuchungen und Schätzungen wurden im Jahre 1908 vorgenommen 
In Europa blieben nur 2,3 Prozent der Fläche ganz unberückſichtigt, 93,4 Pre 
zent wurden auf das Vorhandenſein von Erzlagern der Gruppe a unterſuch 
in Amerika nur 21,8 Prozent, Auſtralien 0 Prozent, Aſien 1,2 Prozent, Afril 
0 Prozent. Völlig ununterſucht blieben in Amerika 5,7 Prozent, Auſtralie 
11 Prozent, Aſien 26,4 Prozent, Afrika 58,3 Prozent der Geſamtfläche. 


1 The Iron Ore Resources of the World. Zwei Bände. Verlag der Genere 
ſtabens Litografiska Anſtalt. Stockholm 1910. 5 0 
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An Eiſenerzen wurden ermittelt (in Millionen Tonnen): 
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Gruppe a Gruppe b 
In — — mit Eiſen⸗ mit Eiſen⸗ Gruppe c 
72 gehalt 75 gehalt 
Eurofa. 20324733 41029 12085 Bedeutende Mengen 


Amerita 9855 5154 81822 40731 Ungeheure 
iſtralfen 136 74 69 87 Bedeutende . 
. 260 156 457 283 Ungeheure 
1 5. a“ 125 75 P - 


Die Erzablagerungen der Gruppe a würden, wenn ſich die Welterzförderung 
auf der Höhe vom Jahre 1910 hielte (etwa 145 Millionen Tonnen, im Jahre 1909 
132 Millionen Tonnen), nach zirka 150 Jahren erſchöpft ſein. Aber die För⸗ 
derung wird weiter und wahrſcheinlich noch enorm ſteigen. Im Jahre 1900 
betrug ſie ungefähr 90 Millionen Tonnen, ſie hat ſich alſo innerhalb 10 Jahren 

faſt um 60 Prozent gehoben. Dieſelbe Zunahme zukünftig vorausgeſetzt, ſo 
können wir bereits im Jahre 1920 auf eine Welteiſenerzförderung von über 
230 Millionen Tonnen rechnen. 

Indeſſen iſt auch zu berückſichtigen, daß erfahrungsgemäß der Metall- 
gehalt der Erze mit dem fortſchreitenden Abbau faſt überall abnimmt. Wenn 
heute zwei bis vier Tonnen Erze zur Erzeugung einer Tonne Roheiſen aus⸗ 
reichen, ſo mögen in einigen Jahrzehnten vier bis ſechs notwendig ſein. Die 
altberühmten baskiſchen Erzlager in der ſpaniſchen Provinz Biskaya gehen 
nicht nur ihrer Erſchöpfung entgegen, ſondern die Erze werden auch gering- 
wertiger. Auch der Gehalt der lothringiſch⸗luxemburgiſchen Erze (Minette) 
geht zurück, ebenſo der der nordamerikaniſchen Erze, um nur drei Beiſpiele 
zu nennen. Weiter iſt die Verteuerung der Förderkoſten durch die Notwendig⸗ 
keit, koſtſpieligere Tiefbauten anzulegen, nachdem die Tagesbauten erſchöpft 
ſind, zu berückſichtigen. Je geringer der Eiſengehalt der Erze und ihr Vor⸗ 
kommen an den betreffenden Stellen überhaupt wird, um ſo höher werden 
gewöhnlich auch die Lohnkoſten pro Tonne. Dazu kommt, daß die Arbeiter 
auf der Erhöhung ihres Nominallohnes beſtehen müſſen, um einen Ausgleich 
für die Verteuerung der Lebenshaltung zu haben. 

Ein Blick auf die obige Tabelle zeigt, daß der Metallgehalt der ermittelten 
Erzablagerungen ſehr verſchieden iſt. Während die europäiſchen Erze (Gruppe a) 
nicht einmal durchſchnittlich 40 Prozent Eiſen enthalten, geht der Gehalt 
der amerikaniſchen über 50 Prozent hinaus, beträgt der der aſiatiſchen und 
afrikaniſchen rund 60 Prozent. Das iſt von entſcheidender Bedeutung nicht 
nur für den Verhüttungsprozeß, ſondern nicht zuletzt auch für die Transport⸗ 
koſten. Ein hochwertiges Erz kann noch rentabel verhüttet werden trotz hoher 
Transportkoſten, wo ein weit näher gelagertes, aber geringwertiges Erz nicht 
mehr konkurrenzfähig iſt. Andererſeits vermögen günſtige Transportbedin- 
gungen — vor allen Dingen ſehr billige Waſſerfrachten — geringwertigeren 
Erzen den Vorrang vor hochwertigen zu verſchaffen, wenn dieſe mit abnorm 
hohen Transportkoſten belaſtet ſind. Der oft entſcheidenden Bedeutung der 
Transportkoſten für die Verwertbarkeit der Rohſtoffe hat Dr. Th. Sehmer 
in ſeinem inhaltreichen Werke über die Eiſenerzverſorgung Europas beſondere 
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Aufmerkſamkeit gewidmet.“ Auf ſeine Feſtſtellungen wird noch wiederholt zurück⸗ 1 


gegriffen werden müſſen. 3 

Nun muß aber auch geſagt werden, daß ſich der Wert der ermittelten 
und geſchätzten Erzablagerungen erhöhen kann. Wem fällt nicht ein, welche 
hüttentechniſchen Umwälzungen das vor nun bald ſechzig Jahren erfundene 
Beſſemerverfahren herbeiführte. Wie dann bald die Erfindung von 


Thomas-Gilchriſt plötzlich die für das Beſſemerverfahren ungeeigneten 


phosphorreichen Eiſenerze vorzüglich verwertbar gemacht hat! Nach der ur⸗ 


alten Methode der direkten Eiſengewinnung aus den Erzen („Friſchen“) 


konnte man aus vorzugsweiſe hochprozentigen Erzen innerhalb vierundzwanzig 


Stunden nur dieſelbe Quantität Eiſen wie heute in der Beſſemerbirne inner⸗ 
halb zwanzig Minuten herſtellen! Damals hat man Erze mit weniger als 
60 Prozent Eiſengehalt für minderwertig angeſehen, heute werden noch Erze 
mit bis herab zu 25 Prozent Gehalt mit Nutzen verhüttet, wenn die Förder⸗ 
und Transportkoſten relativ gering ſind. Niemand weiß, welcher Ausbildung 
das neue Herdfriſchverfahren, eine Verbeſſerung des Martin⸗Siemens⸗ 
Verfahrens, fähig iſt, welche Zukunft die noch in den Kinderſchuhen ſteckende : 
Scheidung des Metalls aus den Erzen mittels Elektrizität beſitzt! Wie 
das Thomas⸗Gilchriſt⸗vVerfahren die derzeit minderwertige, weil phosphor⸗ 
reiche lothringiſch⸗luremburgiſche Minette mit einem Schlage in die erſte 
Reihe der wertvollen Erze drängte, ſo kann eine neue Erfindung die heute 
minderwertigen oder gar unbrauchbaren Erze der Gruppe b in die Gruppe a 3 
verſchieben. Dann aber iſt eine Erſchöpfung der bisher bereits ermittelten 


eiſenhaltigen Ablagerungen auf unabſehbare Zeit vertagt. 


Und dann ſinnt der Hüttentechniker immerfort auf weitere Verbilligung f 
des Erzeugungsprozeſſes, eventuell durch die Verwertung der Abfallprodukte. 


Die 1860 als Höchſtleiſtung eines Hochofens angeſtaunte Menge hat ſich in⸗ 


zwiſchen verzwölffacht: „Vor fünfzig Jahren mußte man zur Erblaſung einer 
Tonne Roheiſen etwa acht Tonnen Kohlen aufwenden, heute kommt man mit 
1,3 bis 1,6 Tonnen, je nach der Reichhaltigkeit des Möllers, aus.“? Eine 1 
Tonne Stahl zu puddeln, erforderte 7 Mark Lohn- und 6 Mark Kohlenkoſten; 
dagegen ſtellt man in der Beſſemerbirne die Tonne Flußſtahl mit 2,50 Mark 
Lohn⸗ und 2,20 Mark Kohlenkoſten her. Eine Verbilligung von 18 auf 


4,70 Mark! Nachdem bei der Beſchickung des Martinſtahlofens die Lade⸗ 


maſchine den Handbetrieb verdrängt hatte, verminderten ſich die rohen Er⸗ 2 
zeugungskoſten pro Tonne um 2 Mark.“ Außerordentlich verbilligt worden find ° 
die Geſtehungskoſten auch durch die Verwendung der Hochofen⸗ und Koks⸗ 
ofengaſe zu Kraft⸗ und Heizzwecken. Der Verkauf der beim Thomasverfahren 
abgehenden phosphorhaltigen Schlacke (Thomasphosphatmehl, für die Land- 
wirtſchaft) bringt den Werken ſtattliche Nebeneinnahmen. Die hier nur ſkizzen⸗ 7 
haft angedeuteten Umwälzungen in der Eiſen⸗ und Stahlerzeugung und in © 
der Nutzbarmachung der Gaſe, Schlacken uſw. ermöglichen heute bereits, Erze 5 


Die Eiſenerzverſorgung Europas. Zweiter Band in der Sammlung: Probleme 3 


der Weltwirtſchaft. Schriften des Inſtituts für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Uni⸗ 


verſität Kiel. Herausgegeben von Profeſſor Dr. B. Harms. Verlag von Fiſcher, Jena 1911. g 
Dr.⸗Ing. E. Schrödter, Fünfzig Jahre deutſcher Eiſeninduſtrie. „Stahl und Eiſen“, 


Heft 1, 1911. 


Profeſſor Otto Kammerer, Die Urſachen des techniſchen Fortſchritts. Verlag von 


Duncker & Humblot, Leipzig 1910. 
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noch rentabel zu verhütten, die die vor uns lebende Generation als zu ge— 
ringhaltig beiſeite geworfen hat. Schließlich darf nicht vergeſſen werden, welche 
bedeutende Rolle das Altmaterial (Schrott) in der Hütteninduſtrie ſpielt. 
Die heute an den deutſchen Markt kommende Schrottmenge iſt etwa ſo hoch 
wie der deutſche Eiſenverbrauch vor zwanzig Jahren. Es wird angenommen, 
daß in einem Turnus von zwanzig oder fünfundzwanzig Jahren das Neu— 
eiſen als Alteiſen zurück an die Hüttenwerke gelangt. Sehmer berechnet für 
Deutſchland bereits für das Jahr 1940 einen prozentualen Rückgang des aus 
Erzen hergeſtellten Neueiſens gegenüber dem aus Alteiſen erzeugten Eiſen 
beziehungsweiſe Stahl (100: 121). Im gleichen Verhältnis würde natürlich 
eine Schonung unſerer Erzreſerven eintreten können. 

Unterſuchen wir nun, ob Deutſchland hinſichtlich der Deckung ſeines Erz— 
bedarfes übler daran iſt als ſeine beachtlichſten induſtriellen Konkurrenten 
auf dem Weltmarkte. 

Nordamerika iſt zu weit vom „europäiſchen Wirtſchaftskreis“ — wie 
ſich Sehmer ausdrückt — entfernt, als daß es wenigſtens in abſehbarer 
Zeit als bedeutendes Eiſenerzexportland für Europa in Betracht käme. Da⸗ 
gegen treten die in den öſtlichen Vereinigten Staaten gelegenen Hüttenwerke 
infolge der zunehmenden Erſchöpfung der eigenen Erzgruben und der Ver— 
teuerung der reichen Erze am Oberen See (Michigan uſw.) immer ſtärker als 
Käufer ausländiſcher Erze auf. Wenn man die ſtarke und ſteigende Zufuhr 
kubaniſcher Erze nach Pennſylvanien uſw. beobachtet, dann begreift man, 
warum die rückſichtsloſe kapitaliſtiſche Preſſe Nordamerikas damals die ge- 
waltſame Beſitzergreifung dieſer Inſel als eine „nationale Notwendigkeit“ 
forderte! Seit einigen Jahren werden auch Erze aus Schweden-Norwegen, 
dem gewaltigen nordiſchen Eiſenerzreſervoir, nach Nordamerika verſchifft. 
Alſo ſelbſt unſer wahrſcheinlich zukunftsreichſter induſtrieller Konkurrent auf 
dem Weltmarkt iſt ſchon teilweiſe von ausländiſcher Erzzufuhr abhängig! 

Eigentliche Erzeinfuhrländer ſind zurzeit nur Belgien, Großbritan— 
nien und Deutſchland. Auch Oſterreich-Ungarn, Frankreich, Italien und 
Rußland führen Eiſenerze ein, aber ihre Ausfuhr iſt größer; ſie können ihren 
Erzbedarf aus eigenen Quellen noch reichlich decken. Griechenland, Spanien, 
Norwegen und Schweden ſind faſt reine Erzausfuhrländer. 

Welche Eiſenerzreſerven ſind in Europa vorhanden? Nach dem genannten 
geologiſchen Werke (erſter Band) wurden die in der Tabelle S. 54 auf⸗ 
gezählten Ablagerungen (in Millionen Tonnen) ermittelt. 

Die größten aufgeſchloſſenen Eiſenerzablagerungen in Europa 
beſitzt demnach Deutſchland! Auch ſeine noch vermuteten Erzreſerven ſind 
bedeutend! Allerdings iſt der Metallgehalt der deutſchen Erzablagerungen 
prozentual geringer als der der ſchwediſchen, ſpaniſchen, ruſſiſchen, auch etwas 
geringer als der der britiſchen. Aber abſolut genommen bleiben zum Beiſpiel 
die britiſchen Erzreſerven weit mehr als das Doppelte hinter den deutſchen 
zurück. Unſere ſtärkſten Konſumenten auf dem internationalen Eiſen⸗ und 
Stahlmarkt, Großbritannien und Belgien, ſind hinſichtlich ihrer 
Erzverſorgung aus heimiſchen Lagern ſehr viel ſchlechter geſtellt 
als Deutſchland! 

G. Einecke und W. Köhler, Beamte an der Königlich Preußiſchen Geo— 
logiſchen Landesanſtalt in Berlin, die für den internationalen Geologen- 
kongreß die Abfaſſung der Monographie über die deutſchen Erzlager über- 
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nahmen, ſtellten eine ſpezialiſierte Lifte der Vorkommen zuſammen (a. a. O., 
2. Band, S. 716). Nach dieſen Autoren umfaſſen die geſamten Eiſenerzlager⸗ 
ſtätten Deutſchlands 3907700000 Tonnen, wovon 2840000000 Tonnen zu 
den Erzen der Gruppe a gehören! Die noch nicht annähernd feſtſtellbaren 
Ablagerungen ſind nach denſelben Forſchern in Bayern, Württemberg, Loth⸗ 
ringen⸗Luxemburg und Thüringen „ſehr erheblich“, im Lahn⸗, Dillgebiet, 
Baden und Heſſen „erheblich“. Von den Erzen der Gruppe a lagern in 
Lothringen⸗Luxemburg 2130 Millionen Tonnen (Gruppe b 500 Millionen 
Tonnen), bei Ilſede und Salzgitter 248 (30), im Lahn⸗, Dillgebiet 166 (92,2), 
im Siegerland 100,3 (15,4), in Bayern 31 (150), in Württemberg 10 (100), 
im Thüringer Wald 51,9 (52,3), in Schleſien 0,6 (17,2) uſw. Wenn auch nur 
ein durchſchnittlicher Metallgehalt von 30 Prozent vorkommen ſollte, ſo ent⸗ 
halten die ſchon nachgewieſenen deutſchen Eiſenerzablagerungen der Gruppe a 
doch über 700 Millionen Tonnen Eiſen. Die deutſche Roheiſenerzeugung be⸗ 
trug 1910 nicht ganz 15 Millionen Tonnen! a 
Selbſtredend können die ermittelten Erzlagerſtätten nicht reſtlos ausge⸗ 
beutet werden. Manche, zum Beiſpiel die bayeriſchen, badiſchen und würt⸗ 
tembergiſchen, ſind heute nur zum geringen Teil wirtſchaftlich verwertbar. 
Weite Entfernungen von den Kohlen- und Koksgewinnungsplätzen, geringer 
Metallgehalt oder ſchwer ſchmelzbare Beimiſchungen laſſen manche ermittelte 
Ablagerung zurzeit noch aus der deutſchen Erzreſerve ausſcheiden. Aber es 
bleibt dann immer noch ein ſo großer Vorrat übrig, daß wir keine Ver⸗ 
anlaſſung haben, zumal wenn wir unſere Lage mit der Belgiens und Groß⸗ 7 
britanniens vergleichen, von einer uns drohenden Erznot zu ſprechen. 2 
Belgien, deſſen Eifen- und Stahlinduſtrie relativ bedeutender iſt als 
die deutſche, iſt ſo gut wie vollſtändig auf ausländiſche Erzreſerven ange⸗ 
wieſen. Verhüttet werden lothringiſch⸗luremburgiſche, franzöſiſche, ſpaniſche 
und ſchwediſch⸗norwegiſche Erze. Die belgiſchen Hütten haben ſich ihren haupt⸗ 
ſächlichſten Erzbedarf durch Teilhaberſchaft an und Lieferungsverträgen * 


Eiſenverbrauch pro Kopf 1909: Belgien 173,9, Großbritannien 147,2, Beastie 
116,2 Kilogramm. a 
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Gruben im angrenzenden lothringiſch-luxemburgiſch⸗franzöſiſchen Minette⸗ 
revier vorläufig geſichert. Selbſt die deutſch⸗lothringiſchen Gruben liefern 
jährlich über 300000 Tonnen nach Belgien.!“ Sein Kohlenvorkommen iſt 
die Grundlage für die Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie Belgiens, ſodann nützen 
ihr für den Bezug ſkandinaviſcher und ſpaniſcher Erze die billigen Schiffs- 
frachten bis Antwerpen. Aber Deutſchland hat nicht nur unvergleichlich 
größere und beſſere Kohlenlager als Belgien, ſondern beſitzt auch rieſige 
heimiſche Erzreſerven. 

Weit ſchlechter als Deutſchland iſt auch ſein zurzeit ſtärkſter induſtrieller 
Weltmarktkonkurrent, Großbritannien, bezüglich feiner Erzverſorgung ge— 
ſtellt. Seine altberühmte Cumberländer Erzquelle, die lukrativſte Baſis für 
das in England erfundene Beſſemerverfahren, iſt zum großen Teil erſchöpft; 
die hochwertigen Clevelanderze (über 40 Prozent der Geſamtförderung) 
werden in einem guten Menſchenalter abgebaut ſein, nur noch große Ab— 
lagerungen minderwertigerer Erze (25 bis 30 Prozent Eiſengehalt) ſind vor— 
handen. Allgemein betrachtet, geht die britiſche Eiſenerzförderung zurück.! 
1880 wurden über 18 Millionen Tonnen gefördert, 1900 nur noch 14, 1910 
etwas über 15, wobei ein erhebliches Sinken des Metallgehalts ſchwer ins 
Gewicht fällt. Die britiſchen Hüttenwerke bevorzugen nach liebgewordener 
Tradition das auf der Verhüttung phosphorfreier Erze beruhende Beſſemer⸗ 
verfahren. Da aber ſolche Erze im eigenen Lande längſt nicht mehr ge— 
nügend vorkommen, iſt die britiſche Hütteninduſtrie am meiſten von dem an 
Beſſemererzen reichen Spanien abhängig geworden. Über zwei Drittel der 
britiſchen Eifenerzeinfuhr kommen aus Spanien. Bei einer Eigenförderung 
von nur 15 Millionen Tonnen Eiſenerzen braucht Großbritannien noch 7 
bis 8 Millionen Tonnen ausländiſcher Erze! Da — wie ſchon geſagt — die 
ſpaniſchen Erzquellen (wenigſtens die bisher hauptſächlich für Großbritannien 
offenſtehenden nordſpaniſchen) merklich verſiegen, ihr Metallgehalt geringer, 
ihre Transportbelaſtung darum ſtärker wird, da außerdem das in Deutſch⸗ 
land hochkultivierte Thomas⸗Gilchriſt⸗Verfahren nicht leicht in die britiſche 
Hütteninduſtrie einzuführen iſt, obgleich es ihr an allerdings nicht hoch⸗ 
wertigen, aber für das Entphosphorungsverfahren geeigneten heimiſchen 
Erzen (in Stafford- und Lincolnſhire) nicht mangelt, fo wird Großbritannien, 
wenn überhaupt, dann viel eher über Erznot zu klagen haben als Deutſch— 
land. Sehmer kommt nach gründlicher Unterſuchung zu dem Schluſſe, „daß 
es ſich wohl verteidigen läßt, zu ſagen, daß die Ausſichten für die zukünftige 
Geſtaltung der Eiſenerzverſorgung Großbritanniens ſchlechter ſind als 
die in jedem anderen Eiſenerz verbrauchenden Staate Europas!“ 
Hätte Großbritannien nicht ſeine gewaltigen Kohlenablagerungen, von denen 
zwei der bedeutendſten (Wales und Durham Northumberland) ſich nahe an 
der Meeresküſte befinden, wodurch die Verhüttung der mit relativ niedrigen 
Koſten herangeſchifften ſpaniſchen und ſchwediſchen Erze in den ebenfalls 
vielfach an der Küſte liegenden Hochofenwerken erheblich verbilligt wird, 


1 Jahresbericht des Vereins für die bergbaulichen Intereſſen Lothringens für das 
Jahr 1910. 

2 Clevelanderze (Yorkſhire) wurden 1909 nur noch 6,19 Millionen Tonnen gefördert, 
1882 waren es 6,56 Millionen Tonnen. Mines and Quarries, General Report and 
Statistics. For 1909. Part. III: Output. 
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dann würde die britiſche von der deutſchen Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie noch 
weit mehr überholt worden ſein, als dies jetzt ſchon der Fall iſt. i 

Über die Ausſichten der deutſchen Eiſenverſorgung ſchreibt der nationale 
liberale Abgeordnete Dr. Arning in den „Mitteilungen der Deutſchen 
Kolonialgeſellſchaft“, nach einem Menſchenalter ſeien die beſſeren deutſchen 
Erzlagerſtätten erſchöpft, unſeren „ungeheuren Roheiſenbedarf“ ſtellten wir 
„annähernd zur Hälfte“ aus ausländiſchen, „hauptſächlich ſchwediſchen Erzen“ 
her, und ſchon erzwänge ſich Schweden mit der Androhung, die Erzausfuhr 
mit Ausfuhrzoll belaſten zu wollen, ungünſtige Handelsverträge für uns. 
(Zitiert nach dem Septemberheft des „Türmer“.) 

Dieſe Auslaſſung führe ich an, um zu belegen, daß ſelbſt Leute wie der 
kolonialpolitiſch gut unterrichtete Abgeordnete Dr. Arning ſich über die 
Möglichkeit unſerer Erzverſorgung in durchaus falſchen Vorſtellungen be⸗ 
wegen. Zunächſt iſt es unrichtig, daß wir annähernd die Hälfte 
unſeres Roheiſenbedarfs aus ausländiſchen Erzen wee 
müſſen. Es betrug (in runden Zahlen) die deutſche 


f Eiſenerz⸗ Eiſenerz⸗ Eiſenerz⸗ Roheiſen⸗ 
Im Jahre förderung einfuhr aus fuhr erzeugung 
Mill. Tonnen Mill. Tonnen Mill. Tonnen Mill. Tonnen 
%% 4,10 8,52 
1910: 2% 7. 07% fait 99 988 . 8.00 14,79 


Wäre im Jahre 1910 die ganze deutſche Eiſenerzförderung im Zollinland 
verhüttet worden, ſo brauchten wir nur knapp 20 Prozent unſeres Erzbedarfes 
einzuführen. Da wir aber rund 3 Millionen Tonnen ausführen, mußten wir 
dementſprechend unſere Einfuhr ſteigern. In dem neuen Roheiſen ſteckt aber 
auch ein ſehr bedeutender Teil abermals verhüttetes Alteiſen, das wir nur 
zum kleinſten Teil einführen. Großbritannien hat ſo gut wie gar keine Eiſen⸗ 
erzausfuhr, muß aber trotzdem jetzt ſchon 50 Prozent ſeines Erzbedarfes aus 
weit entfernten Ländern beziehen. Belgien hat eine ſehr minimale Eigen⸗ 
förderung, iſt darum faſt ganz von ausländiſchen Erzquellen abhängig. Wir 
befinden uns in einer erheblich günſtigeren Poſition. Für unſere Erzver⸗ 
ſorgung kommt dann aber noch ein ſehr günſtiger Umſtand in Betracht, der 
gerade jetzt wegen der nationaliſtiſchen Kriegshetzereien jenſeits und de 
der Vogeſen beſondere Beachtung verdient. 

Oben iſt eine Zuſammenſtellung der europäiſchen Erzreſerven mitgeteiſ 
worden. Danach ſteht Deutſchland, nach ihm Frankreich mit der Menge der 
aufgeſchloſſenen Erzvorräte weitaus an der Spitze. Der Schwerpunkt der 
Eiſenerzförderung beider Länder liegt in dem lothringiſch— luxemburgiſchen 
Grenzgebiet. Hier lagern ungeheure Eiſenerzſchätze („Minette“), die an 
Quantität nicht einmal von dem gewaltigen Vorkommen am Oberen See in 
Nordamerika übertroffen werden, wenn auch der Metallgehalt der Minette 
(25 bis 40 Prozent) hinter dem der erſtklaſſigen ſchwediſchen, ſpaniſchen, ſüd⸗ 
ruſſiſchen und nordamerikaniſchen zurückbleibt. Doch wird dieſer Mangel durch 
die gewaltige Mächtigkeit des Minettevorkommens großenteils wett gemacht. 
Es kommt aber noch auf folgendes an. 5 

Bergmeiſter Dr. Kohlmann-⸗Diedenhofen berechnet! den heute als bau- 
würdig anzuſehenden Minetteerzvorrat wie folgt: 


„Stahl und Eiſen“, Heft 11, 1911. 
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Kohlmann erläutert, der „für die Eifeninduftrie der Zukunft“ in Betracht 


kommende Erzvorrat „iſt naturgemäß ein erheblich größerer als der oben 
berechnete“ an „heute bauwürdiger Minette“. Wenn ſich auch dieſe bedeutendſte 
der genau bekannten europäiſchen Erzablagerungen auf drei Staatengebiete 
verteilt, ſo iſt doch Luxemburg durch die Zollunion mit Deutſchland zu einem 
Wirtſchaftsgebiet verſchmolzen. Die Ungunſt des Schickſals hat aber dann 
Frankreich mit ſo unzureichenden, dazu noch ſchlecht verkokbaren Kohlenab⸗ 
lagerungen verſehen, daß es mit dem beſten Willen keine ſeinen ungeheuren 
Erzvorräten entſprechende inländiſche Hütteninduſtrie entwickeln kann! Frank⸗ 
reich iſt aus natürlichen Gründen genötigt, einen ſtark zunehmen- 
den Teil ſeiner Eiſenerzförderung auszuführen! Und da für dieſe 
Ausfuhr neben dem kleinen Belgien das große Deutſchland mit ſeiner erz⸗ 
hungrigen Eiſeninduſtrie geradezu vor der Tür liegt, muß die franzöſiſche 
Minetteausfuhr immer mehr ihren Weg nach den deutſchen Hüttenwerken 
nehmen. Kohlmann, der von kompetenter Seite als „der beſte Kenner“ des 
franzöſiſch⸗deutſchen Minettereviers bezeichnet wird, unterſuchte auch eingehend, 
ob etwa den deutſchen Hütten durch einen franzöſiſchen Erzausfuhrzoll die 
Erzdeckung aus unſerem Nachbarſtaat erſchwert beziehungsweiſe verteuert 
werden würde, und kommt zu dem Schluſſe: „Hieraus iſt alſo erſichtlich, welch 
großes Intereſſe die franzöſiſche Eiſeninduſtrie an einem großen Abſatz der 
Erze, und da dieſer nicht im eigenen Lande erfolgen kann, an der 
ungehinderten Ausfuhr der Erze hat. Die Einführung eines Ausfuhr⸗ 
zolls, wie man ihn in Frankreich vielerorts befürwortet hat, würde alſo in 
erſter Linie die franzöſiſche Eiſeninduſtrie ſelbſt treffen.“ Hierbei weiſt 
Kohlmann auch darauf hin, daß ja die franzöſiſche Induſtrie auf die Zu⸗ 
fuhr von Koks aus Deutſchland angewieſen iſt, die natürlich deutſcher⸗ 
ſeits zu ſehr empfindlichen Repreſſivmaßregeln gegen einen franzöſiſchen Erz⸗ 
ausfuhrzoll ausgenutzt würde. Wiegt man fo die gegenſeitigen Chancen ab, 
dann ſtellt ſich heraus, daß Deutſchland gegenüber Frankreich ſehr im Vor⸗ 
teil iſt. Dazu kommt noch die intime geſchäftliche Verbindung deutſcher Groß⸗ 
eiſenwerke mit dem franzöſiſchen Minetterevier. Bedeutende Erzkonzeſſionen 
vornehmlich in dem Baſſin de Briey befinden ſich in Händen rheiniſch-weſt⸗ 
fäliſcher Großinduſtriellen.“ 

| Deutſchland beſitzt nachweislich in den lothringiſch⸗lurxemburgiſchen Minette⸗ 
ablagerungen ein Erzreſervoir, das uns auf Jahrhunderte hinaus ver— 
ſorgen kann! f 


1 Wie die „Frankfurter Zeitung“ ſchreibt, hat die große Grube St. Pierremont im Baſſin 
de Briey, Hauptbeteiligte (J¾2) Gelſenkirchener Bergwerksgeſellſchaft, die franzöſiſche Behörde 
um die Konzeſſion einer Drahtſeilbahn erſucht, mit der die Erze von der Grube über die 
Grenze zu der der Gelſenkirchener Geſellſchaft gehörenden Adolf-Emil⸗Hütte bei Eſch in Luxem⸗ 


burg transportiert werden ſollen. So fraterniſieren die franzöſiſchen mit den deutſchen Kapita⸗ 


liſten, und die kapitaliſtiſche Preſſe in Paris und Eſſen tut, als ob ein Krieg zwiſchen Deutſch— 
land und Frankreich „unvermeidlich“ ſei. 
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In dem deutſch⸗franzöſiſchen Grenzgebiet wird ſchon jetzt mehr Eiſenerz 
gefördert, als der geſamte Verbrauch der deutſchen Induſtrie ausmacht. Be⸗ 
ſonders das mit den hochwertigſten Erzen verſehene Baſſin de Briey hat ein 
koloſſales Anwachſen der Förderung erlebt. Im Jahre 1901 lieferte es erſt 
1,20, im Jahre 1910 bereits 8,44 Millionen Tonnen Erze, über 60 Prozent der 
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franzöſiſchen Minetteförderung. Im Jahre 1910 find faſt 37 Prozent dieſer 


Förderung ausgeführt worden, im Jahre 1907 waren es erſt 24 Prozent. 


Bis zum Jahre 1907 führte Frankreich mehr Eiſenerze ein als aus. Seit⸗ 
dem entwickelt es ſich raſch zu einem der erſten Erzausfuhrländer, und zwar 
wird Deutſchland davon prozentual am meiſten profitieren, wenn ſich die 


deutſch⸗franzöſiſchen Beziehungen andauernd friedlich geſtalten. Frankreich 


liefert uns ſeine Erze, wir verſorgen es mit Koks und Kohlen. Gerade 
mit Rückſicht auf unſere Kohlen-, Eifen- und Stahlinduſtrie haben 


wir das größte Intereſſe an einem freundſchaftlichen Verhältnis 
zu Frankreich! Dieſes muß dieſelbe Rückſicht walten laſſen aus gleichen 
Gründen. Wenn die beiderſeitige Diplomatie ein zukunftsreiches Werk ver⸗ 
richten will, ſo ſoll ſie auf eine Zollunion zwiſchen Deutſchland und 


Frankreich hinwirken. 


Sind Sparkaſſen Wohlfahrtseinrichtungen? 
Von Ernſt Link. le 
Seidel gibt in feinem Artikel über Sparkaſſen im „Handwörterbuch der 


Staatswiſſenſchaften“ folgende Definition: „Sparkaſſen ſind Anſtalten für die 
einheitliche Verwaltung und verzinsliche Anlegung kleiner Geldbeträge. Sie 


haben den Zweck, durch ſichere Aufbewahrung und zinstragende Anlage von 


Barerübrigungen den wirtſchaftlichen Sinn der Bevölkerung zu heben.“ In 
den Definitionen anderer Autoren tritt es noch ſchärfer hervor, daß die Spar⸗ 
kaſſen vornehmlich als Wohlfahrtseinrichtungen für Minderbegüterte gedacht 
werden. Einzelne Schriftſteller ſetzen die Sparkaſſen als ein Stück ſozialer 
Hilfe direkt den übrigen Kreditinſtituten als kapitaliſtiſchen Unternehmungen 


gegenüber. Den Schlüſſel zur Erklärung der Tatſache, weshalb gerade dieſe 
Seite hervorgehoben oder gar allein betont wurde, liefert eine geſchichtliche 


Betrachtung. In der Tat find die Sparkaſſen urſprünglich — als die erſten 
Ideen zu ihnen Mitte und Ende des achtzehnten Jahrhunderts auftauchten 


— als ſoziales Heilmittel geplant und befürwortet worden. Die Wirkungen 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe, die ſich in jener Zeit zuerſt deutlich und 


für das Proletariat ſchädigend bemerkbar machten, wollten wohlmeinende 
Sozialpolitiker, die für jene Zeit beſſer als Philanthropen gekennzeichnet 


werden, unter anderem auch dadurch aufheben, daß ſie dem wirtſchaftlich 


Schwachen zu einer finanziellen Stütze verhalfen: Die Sparkaſſen ſollten die 
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Erſparniſſe der unteren Klaſſen ſammeln, um ſie durch Zinſen erhöht in Zeiten 
der Not wieder zurückzuliefern. Wohltätige Einzelſpender und Vereine, die 
eigens zu dieſem Zwecke gegründet wurden, übernahmen die Garantie für 
die Wohlfahrtskaſſen. Dieſe Vorſtellungen blieben auch für die Praxis ſo vor⸗ 
herrſchend, daß noch im ganzen neunzehnten Jahrhundert des öftern Männer, 
die ſoziales Empfinden pflegten, Sparkaſſen gründeten oder doch den Anſtoß 
zur Gründung gaben. Und in den neunziger Jahren hat der „Verein für Sozial⸗ 
politik“ die Sparkaſſenfrage hauptſächlich unter dieſem Geſichtswinkel zu be⸗ 
handeln verſucht. In Deutſchland iſt dieſe Auffaſſung die faſt allein herrſchende 
noch dadurch geworden, daß das preußiſche Geſetz vom 12. Dezember 1838 
beſtimmt: „Es iſt zu ſehen, daß die Errichtung (der Sparkaſſen) ſelbſt haupt⸗ 
ſächlich auf das Bedürfnis der ärmeren Klaſſe, welcher Gelegenheit zur An⸗ 
legung kleiner Erſparniſſe gegeben werden ſoll, berechnet ... werde.“ 

Wenn nun auch die ſubjektive Abſicht nach dieſer Richtung ohne Zweifel 
beſtanden hat, bleibt dennoch die Frage, ob die Definitionen das Charakte⸗ 
riſtikum der Sparkaſſen treffen. Dieſe Frage wird allein durch die Tatſache 
berechtigt, daß gerade in der Zeit wirtſchaftlicher Proſperität Deutſchlands 
1871 bis 1880 nach Ballod eine Verdreifachung der Sparkaſſenbeſtände, ein 
Anwachſen um rund eine Milliarde Mark in Preußen allein ſtattgefunden 
hat. Auch ſonſt gehen wirtſchaftlicher Aufſchwung und Entwicklung des Spar⸗ 
kaſſenweſens in ſo eklatanter Weiſe parallel, daß ſich die Annahme aufdrängt, 
die Sparkaſſen dienten vor allem als kapitaliſtiſches Kreditinſtitut, die Samm⸗ 
lung kleinerer Summen ſei nicht der Zweck, ſondern das Mittel, und die 
größere wirtſchaftliche Feſtigkeit der Sparer ſei nicht das Hauptmotiv der 
Einrichtung von Sparinſtituten, ſondern eine allerdings wünſchenswerte Folge. 

Auch wenn die Funktion und der Zweck von Sparkaſſen nur in der 
produktiven Verwendung der Einlagen beſtünde, wäre die Definition nicht 
irreführend, die den Nachdruck auf die Sammlung kleiner Summen und die 
dadurch hervorgerufene Feſtigung wirtſchaftlich Schwacher legt. Das iſt aber 
eine weitere Frage, ob tatſächlich die ärmeren Schichten das Hauptkontingent 
der Einleger ſtellen. Sie wäre nur zu löſen durch die Statiſtik. Es ſind auch 
mannigfache Verſuche der Beantwortung gemacht worden. Aber gerade die 
Feſtſtellung des Berufes, der wirtſchaftlichen und ſozialen Lage von Sparern 
ſtößt auf Schwierigkeiten. Selbſt wenn der Stand bei der erſten Einzahlung 
eindeutig erfaßt werden könnte, fehlt doch jeder Anhalt darüber, wie ſich mit 
weiteren Aus⸗ und Einzahlungen die Lage geändert hat, ob das Buch in 
andere Hände übergegangen iſt ufw. In der Mehrzahl der ſtatiſtiſchen 
Tabellen begnügt man ſich daher mit der Auszählung der Spareinlagen nach 
beſtimmten Größenklaſſen. Es iſt aber eine bekannte Erſcheinung (ſpeziell in 
Deutſchland), daß für eine Familie auf die Namen der Angehörigen mehrere 
Bücher ausgeſtellt werden. Gerade in begüterten Kreiſen werden geringere 
Summen für die Kinder auf Sparkaſſenbüchern feſt angelegt. Um Einblick 
in dieſe Verhältniſſe zu erhalten, müßte man neben genauer Berufsſtatiſtik 
die Höhe der Aus⸗ und Einzahlungen mit Berückſichtigung der Dauer der 
Beſtände feſtſtellen, wie es bisher nur in der „Denkſchrift aus Anlaß des 
fünfzigjährigen Beſtehens der Städtiſchen Sparkaſſe Frankfurt a. M. (1900)“ 
verſucht worden iſt. f 

Auf die Bedeutung der Sparkaſſen für das Kreditweſen und den Ver⸗ 
mögensſtand eines Volkes hat bereits Neymarck (Bulletin de l'Institut inter- 


= die den den 
nationale de statistique, Band XIV, Seite 438 ff.) hingewieſen und dieſe Zu⸗ f 


ſammenhänge für wichtiger erachtet als den „moraliſchen Wert“ der Kaſſen. 


Welche Bedeutung hat das Sparkaſſenweſen innerhalb der Volkswirtſchaft 
als Inſtitution zur Sammlung und Verwertung von Kapitalien? Um dieſe 
Frage zu löſen, bedarf man einer Überſicht über die Eingliederung der Spar⸗ 
kaſſenbeſtände und des Sparkaſſenkredits in das geſamte Volksvermögen oder 


wenigſtens Bank⸗ und Kreditweſen eines Landes überhaupt. Bei der großen 


Schwierigkeit, Finanzvorgänge des volkswirtſchaftlichen Alltagslebens inner⸗ 


halb einer Nation zu erfaſſen, iſt es nicht möglich, die aufgeworfene Frage | 


heute zu beantworten. 

Dennoch iſt es nicht unintereſſant, unter dieſem Geſichtswinkel Wenigen 
die zur Verfügung ſtehenden Daten des Statiſtiſchen Landesamts über die 
preußiſchen Sparkaſſen im Jahre 1909 zu leſen. 1909 beſtanden insgeſamt 


1692 Sparkaſſen mit 5934 Sparſtellen. Eine Sparſtelle kam auf 59 Quadrat⸗ 


kilometer und 6700 Einwohner. Die Zahl der Sparkaſſenbücher betrug 12362 


Millionen, ſo daß auf je 100 Einwohner 31 Bücher entfielen. Wie verteilen 


ſich nun die Bücher nach Höhe der Einlagen (Konten)? Es entfielen vom 


Hundert aller Bücher auf die 


Bücher bis zu 60 u: Einlagen 
über 60 bis 150 - ee 
- 150 = 800 = - BD. 
- 800 60 = - CC 
= 600 = 3000 = z ee 
- 8000 = 10000 = z V 4,91 
über 10000 = - N, 0,71 


Verfolgt man dieſe Zahlen bis 1898 zurück, fo ergibt fi), daß ſich der 


Anteil der Bücher mit geringen Konten ſtändig zugunſten der mit großen 


Einlagen verſchiebt. Bei den Konten bis 60 Mark läßt ſich dieſer Verlauf 


allerdings nicht klar verfolgen. Der Anteil der Bücher mit Konten von 60 
bis 600 Mark ſinkt dagegen beſtändig (von 73,08 Prozent im Jahre 1898 
auf 68,66 Prozent im Jahre 1909), während der Prozentſatz der Bücher mit 


Einlagen über 600 Mark ebenſo ſtetig ſteigt (von 26,92 Prozent im Jahre 


1898 auf 31,34 Prozent im Jahre 1909). Die kleinen Einlagen verlieren 
alſo für die Sparkaſſen immer mehr an Bedeutung. 


Dieſe Tatſache wird noch deutlicher, wenn wir den Anteil der verſchiedenen f 
Kontenklaſſen an dem Einlageſtand feſtzuſtellen ſuchen. Eine Auszählung iſt 
allerdings nicht vorgenommen worden; die vom Landesamt angeſtellte Sc 


sale aber im weſentlichen für die Verhältniſſe zu. 
In der Kontenklaſſe 


bis zu 60 Mark tragen 3545233 Sparkaſſenbücher 98,77 Millionen Mark 
von 60 bis 600 - - 4942074 - 1259,42 - = 


’ 


über ((o „ m , 
Insgeſamt 12362256 Sparkaſſenbücher 10332,69 Millionen Mark 


Das heißt auf ein Viertel aller Bücher, nämlich die mit Einlagen von mehr 


als 600 Mark, entfallen 87 Prozent der geſamten Einlagebeſtände. 


ö 
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Bezeichnend für den rein kapitaliſtiſchen Charakter der Sparkaſſen iſt | 


weiter die Art der Anlegung von Sparkaſſengeldern. Von den Beſtänden 
e Reſerve⸗ und , waren zinsbar angelegt 10 765,53 Mil⸗ 
ionen Mark. 
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Und zwar entfielen von je 100 Mark auf 
CCC MEEtct;k1;3 303928 Mark 
Ländliche ⸗ , RAR RE ENDE 11.2 Er 
ä a a Een. 
ä ß ie 
obne bürgſ cha... 90,4 

⸗ mit . CV 150 
Wechſel 0,75 


eeombardd dd 1,02 
Anlagen bei Gemeinden, öffentlichen Inſtituten u. Korporationen 12,10 = 
Sonſtige Anlagen V 0,87 


War in der Gründerzeit der erſten Sparkaſſen gedacht worden, daß die 
Einlagen vornehmlich an die Sparer und ſonſt notleidende kleine Leute 
entliehen werden ſollten, ſo findet ſich heute auch nicht ein einziger Poſten, 
der dieſem Gedanken entſprechen würde. Die Hauptſummen (6400 Mil⸗ 
lionen Mark, das heißt faſt 60 Prozent) ſtehen den Agrariern in Stadt 
und Land als Hypotheken zur Verfügung. Die Regierung, die ja nach 
dem Sparkaſſengeſetz einen weitgehenden Einfluß auf die Sparkaſſen beſitzt, 
benutzt dieſen Einfluß in weiteſtgehendem Maße zur Unterſtützung der Agrarier. 
Wer je Gelegenheit hat, die Verfügungen der Regierung betreffend Spar⸗ 
kaſſen durchzuſehen, wird in jeder dritten auf eine fürſorgende Maßnahme 
zur Hebung des ländlichen Kredits ſtoßen. Perſönlicher Kredit wird nur in 
ganz ſeltenen Fällen gewährt; nur 24 Prozent aller Einlagebeſtände ent⸗ 
fielen auf ihn. Alle Beſtrebungen gewiſſer Kreiſe, die die großkapitaliſtiſche 
Verwendung der Gelder beklagen, werden dagegen nichts ausrichten können. 
Kommt doch der in Form von Schuldſcheinen und Wechſeln gewährte Kredit 
allein wieder denjenigen Kapitaliſten zu gute, die durch ihre wirtſchaftlich 
gefeſtigte Lage genügende Bürgſchaft bieten. Etwa 10 Prozent der Beſtände 
ſind in Schuldverſchreibungen des Reiches und Preußens angelegt. 
Nach dem neueſten der Offentlichkeit bekannt gewordenen Sparkaſſen⸗ 
entwurf ſoll dieſer Prozentſatz zwangsmäßig erhöht werden, wofür der 
Staat den kommunalen Verbänden, die die Sparkaſſen unterhalten, in anderer 
Beziehung größere Freiheit der Bewegung gewähren will. Abgeſehen von 
dieſer geplanten Feſtlegung der Beſtände zur Beſſerung der ſchlechten Finanz⸗ 
verhältniſſe des Staates wird dann der kapitaliſtiſche Charakter der Spar⸗ 
kaſſen noch ſchärfer hervortreten können. 

Für öffentliche Zwecke wurde aus dem Reſervefonds und den Zinsüber⸗ 
ſchüſſen 1909 nur ein kleiner Bruchteil verwendet, nämlich 23,12 Millionen 
Mark, das ſind 0,22 Prozent des Einlagebeſtandes. Ja, ſelbſt wenn man 
dieſe Aufwendungen ſeit dem Beſtehen der Kaſſen ſummiert, kommen erjt 
415,95 Millionen Mark für ganz Preußen heraus, das ſind nur 4,03 Prozent 
des Einlagebeſtandes von 1909. Berlin zum Beiſpiel überwies 1909 nichts 
zu gemeinnützigen Zwecken und hat bisher überhaupt nur 0,86 Prozent des 
jetzigen Beſtandes aufgebracht. Nach unſeren ſozialen Anſchauungen müßte 
der Geſamtüberſchuß vollſtändig zu gemeinnützigen Zwecken verwandt werden, 
da die Kreditgewährung an Private tatſächlich nicht zu überwindende Schwierig⸗ 
keiten bietet. 

Wenn auch die Summen, die nur einzelne Proletarier infolge der elenden 
Lage ihrer Klaſſe in die Sparkaſſen ſtecken, in den großen Summen des 
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Bürgertums verſchwinden, wie unſere Betrachtung zeigte, liegt doch die Frage 


nahe, ob ſie nicht zweckmäßigerweiſe der auf dem Gewerkſchaftskongreß an⸗ 
geregten Volksverſicherung zugeführt werden könnten. Jedenfalls werden 
die Genoſſen, die jenen Plan ausarbeiten, die in den Sparkaſſen vom Prole⸗ 


tariat angeſtauten Summen bei der Diskuſſion nicht unberückſichtigt laſſen 
dürfen. 


Zeitſchriftenſchau. 


(Bürgerliche Revuen.) 


Im Juliheft des „Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik“ (Tübigen 1911) | 
behandelt L. Pumpianski „Das Problem der Krbeitsloſigkeit in England“. Das 


letzte Jahrzehnt ſtand im Wirtſchaftsleben Englands faſt durchwegs im Zeichen der 


Depreſſion. Die Arbeitsloſenziffer der berichterſtattenden Trade Union ſtieg ſtufen⸗ 
weiſe von 2,4 Prozent im Jahresdurchſchnitt 1899 auf 6,5 Prozent im Jahre 1904. 
1908 erreichte ſie ihr Maximum von 9,5 Prozent (Jahresdurchſchnitt 8,1 Prozent) 


und ſank dann 1910 auf 3,7 Prozent. 


Bisher wurde Abhilfe auf drei Wegen verſucht: durch Armenfürſorge, durch öffent⸗ : 


liche Wohltätigkeit und durch die von den Lokalverwaltungen unternommenen Not⸗ 
ſtandsarbeiten. Alle dieſe Methoden der Bekämpfung des Übels haben ſich als wir⸗ 
kungslos erwieſen. Zwar verſuchte das Arbeitsloſengeſetz von 1905 die Notſtands⸗ 
arbeiten zu regulieren, indem ihre Verwaltung in den einzelnen Kreiſen (Boroughs) 
zentraliſiert wurde, aber auch dieſer Verſuch war ein Fehlſchlag. Die mit großen 


Koſten unternommenen Notſtandsarbeiten erwieſen ſich als Arbeitsgelegenheit für un⸗ 


ſtändige Arbeiter, boten aber den temporär Arbeitsloſen, zu deren Hilfe ſie eigent⸗ 
lich beſtimmt waren, keine Zuflucht. Deshalb ſoll das „Arbeitsloſengeſetz“ von 1905 
demnächſt wieder außer Kraft geſetzt werden. 


Neue Wege in der Arbeitsloſenfrage wies der Bericht, den eine unter dem Ein⸗ 


fluß der „Fabier“ ſtehenden Minorität in der 1905 eingeſetzten „königlichen Armen⸗ 
geſetzkommiſſion“ erſtattete. Dieſer unterſcheidet vier Typen von Arbeitsloſen: 1. Ar⸗ 


beiter ſtändiger Berufe. Sie bilden die große Mehrheit der engliſchen Arbeiter. 


inne 0 


Arbeitsloſigkeit iſt bei ihnen meiſt nur temporär infolge außerordentlicher Ereigniſſe, 
wie Kriſen uſw. Sie genießen häufig den Schutz ihrer Gewerkſchaften. 2. Arbeiter 
in unterbrochenen Beſchäftigungen; hierher gehören vor allem die Bauarbeiter ſowie 
die in Kommunalarbeiten, die im Wege der Submiſſion vergeben werden, tätigen 


Arbeiter. 3. Die Unterbeſchäftigten, Gelegenheitsarbeiter. Hierher gehören vor allem 
die Dockarbeiter, Marktträger uſw. 4. Die nicht leiſtungsfähigen Arbeitsloſen, die 


nicht arbeiten können oder wollen. 


Die dauernd Arbeitsloſen der erſten Gruppe ſind meiſt ungelernt und gehören 2 
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keiner Organiſation an. Viele Arbeitsloſe dieſer Gruppe ſind durch techniſche Revo⸗ 4 
lutionen aus ihrer Arbeit geworfen, ſie ſinken dann bald in die Gruppen 2 und 3. 


In der zweiten Gruppe iſt die Arbeitsloſigkeit nicht wie in der erſten ein Zufall, ſie 
folgt aus dem Beruf ſelbſt und übt ihre degradierende Wirkung auf den Charakter 
der Betroffenen. Die Kommiſſion ſchätzt ihre Zahl auf 1¼ bis 2½ Millionen. In 
der dritten Gruppe (1 bis 2 Millionen) bildet die Arbeitsloſigkeit faſt den normalen 
Zuſtand. Im Durchſchnitt beträgt die Arbeitszeit in der Woche etwa 28 Stunden. 
Zeitweilig, das heißt während der ſtillen Saiſons, gehören dieſer Gruppe auch Ar⸗ 
beiter aus der Gruppe 2 an. Von hier iſt nur mehr ein Schritt in die vierte Gruppe, 


zu den Paupers. | 


Schon dieſe Gruppierung zeigt, daß die Arbeitsloſigkeit nicht als eine Folge 1 


> 


perſönlichen Verſchuldens anzuſehen ift, daß das „ſubjektive Moment“ auszuſchalten 


BE 


iſt. „Die Geſamtzahl der Arbeitsloſen der Nation,“ jagt darum der Bericht, „ſteht 
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in keiner Beziehung zur Exiſtenz der Trunkſucht oder Laſterhaftigkeit unter den Ar⸗ 
beitern; die Fluktuationen würden ſicher nicht geringer ſein (wenn auch die darauf 
folgende Not geringer wäre), wenn alle Menſchen Temperenzler und ſo ſparſam wie 
nur möglich wären.“ 

Zur Abhilfe ſchlägt der von der „Arbeiterpartei“ ſowie von der Independent 
Labour Party mit großem Beifall aufgenommene Minoritätsbericht vor allem die 
Einrichtung eines nationalen Arbeitsnachweiſes vor. Da aber durch die ſyſtema⸗ 
tiſchere Verwendung der Arbeitskräfte viele Arbeiter nun ganz ausgeſchaltet würden, 
ſoll das Schulalter, in dem Kinder nicht induſtriell beſchäftigt werden dürfen, auf 
15 Jahre erhöht und für Jugendliche zwiſchen 15 und 18 Jahren eine Maximal⸗ 
arbeitszeit von 30 Stunden wöchentlich eingeführt werden. Dieſe Jugendlichen 
müſſen während weiterer 30 Stunden wöchentlich einen öffentlichen phyſiſchen und 
techniſchen Unterricht genießen. Ferner ſoll die Arbeitszeit der Eiſenbahn⸗ und 
Straßenbahnarbeiter gekürzt und den Müttern junger Kinder die Lohnarbeit ver⸗ 
boten werden. Dieſe ſollen aus öffentlichen Mitteln unterſtützt werden. Ergänzend 
ſoll der Staat in Kriſenzeiten eingreifen, und zwar durch planmäßige Vergebung 
feiner Arbeiten. Gegen temporäre Arbeitsloſigkeit der der erſten Gruppe angehörenden 
Arbeiter ſoll eine obligatoriſche Verſicherung eingeführt werden, für die permanent 
arbeitslos gewordenen Arbeiter ſchlägt die Kommiſſion ſtaatlichen Unterhalt unter 
der Bedingung einer obligatoriſchen, eventuell zwangsweiſe durchgeführten „Schulung“ 
vor. Landwirtſchaftliche Kolonien und Auswanderung ſollen nach Möglichkeit in der 
Behandlung der Arbeitsloſen Anwendung finden. 

| Dieſem Programm gemäß wurde Mitte 1909 ein Geſetz über nationale Arbeits⸗ 
nachweiſe durchgeführt. Ein Netz von Arbeitsvermittlungsſtellen ſoll über das ganze 
Land erſtreckt werden und „ſchnell, ſicher und umſonſt“ funktionieren. Bei Arbeits⸗ 
kämpfen ſoll ſtrikteſte Neutralität beobachtet werden. Die angeworbenen Arbeiter 
ſollen von dem Kampfe benachrichtigt und die Entſcheidung ganz ihnen überlaſſen 
werden. 8 

Im Zuſammenhang mit dieſem Arbeitsnachweisgeſetz ſtehen die Geſetzentwürfe 
über Arbeitsloſenverſicherung der Bau⸗ und Metallarbeiter, welche die Regierung 
eingebracht hat. Die Verteilung des Arbeitsloſenfonds und die Verwaltung der 
Verſicherungsorganiſation ſoll den Arbeitsnachweiſen anheimfallen. Dieſer Geſetz⸗ 
entwurf umfaßt nur beſſergeſtellte, gelernte Arbeiter und bleibt daher gerade für 
die Gelegenheitsarbeiter und ungelernten Arbeiter überhaupt ziemlich wirkungslos. 
Auch der ausgeprägt bureaukratiſche Charakter der Reform ruft eine wohlbegründete 
Mißſtimmung und Oppoſition in den Kreiſen der vorgeſchrittenen Sozialpolitiker 
hervor. 

In der Septembernummer von „The nineteenth century and after“ 
(London 1911) ſchreibt Ellis Barker über „Die Krbeiterrevolte und ihre Be- 
deutung“. Der Ausbruch der gewaltigen Streiks und Unruhen hat die Offentlich⸗ 
keit Englands in das größte Staunen verſetzt. Denn dieſe iſt durch die Verſiche⸗ 
rungen der Freihändler, daß es dem Arbeiter nirgend ſo gut gehe wie in England, 
völlig irregeführt. Dieſe Behauptung wird durch die offizielle Statiſtik des Arbeits⸗ 
amtes geſtützt, nach der die Wochenlöhne in England 35 bis 45 Schilling betragen 
ſollen. Das Arbeitsamt gibt aber nur die Lohnſummen für die beſtbezahlten Ge⸗ 
werkſchafter und nimmt dabei auf die Zeiten der Arbeitsloſigkeit keine Rückſicht. 
Daß aber in der Tat die Löhne engliſcher Arbeiter im Durchſchnitt entſetzlich 
niedrig ſind, ergibt ſich unter anderem aus einer mehrbändigen Publikation des 
Arbeitsamtes aus den Jahren 1909 und 1911 (Report of an Enquiry by the Board 
of Trade into the Earnings and Hours of Labour). Dieſe genauen und ein⸗ 
gehenden Unterſuchungen zeigen, daß faſt 6 Millionen engliſcher Arbeiter (Textil⸗ 
und Bekleidungsinduſtrie, Bauten, öffentliche Arbeiten, Eiſenbahnen und Landarbeit) 
bei voller Beſchäftigung nur zwiſchen 9 Schilling 3 Pence und 27 Schilling 3 Pence 
verdienen. Aber auch in den Berufszweigen, wo die gelernten Arbeiter am höchſten 
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bezahlt werden, find die Löhne der ungelernten Arbeiter elend. So bein dieſe 
Löhne im Maſchinenbau durchſchnittlich 19 Schilling, wovon man aber noch 2 Sch 
ling für Zeiten der Arbeitsloſigkeit abziehen muß. Noch erbärmlicher aber iſt die 
Lage der ganz unqualifizierten Arbeiter, der Millionen von Laſtträgern, Kutſchern, 
Dockarbeitern uſw. Nun haben aber genaue Berechnungen von Rowntree für Vork 
ergeben, daß eine Arbeiterfamilie von fünf Köpfen bei allerbeſcheidenſter Verköſti⸗ 
gung und Behauſung mindeſtens 21 Schilling 8 Pence wöchentlich braucht. Daraus 
ergibt ſich, daß der größte Teil der Arbeiter Englands eben an der Grenze des 
Exiſtenzminimums oder unter ihr ſteht. Das wird auch durch die voneinander 
völlig unabhängigen Forſchungen verſchiedener hervorragender Soziologen beſtätigt. 
Rowntree gibt die Zahl der Paupers für York mit 27,84 Prozent der Bevölkerung 
an, Booth nennt für London die entſprechende Zahl von 30 Prozent, und ganz 
ähnlich ſchildert Lady Bell die Zuſtände in dem Eiſeninduſtriezentrum Middles⸗ 
brough. Mindeſtens 3 Millionen Menſchen fallen in England der Armenverſorgung 
zur Laſt, das heißt faſt 7 Prozent der Bevölkerung. Von den Perſonen über 
64 Jahren, die im Königreich leben, haben faſt zwei Drittel ein wöchentliches Ein⸗ 
kommen von weniger als 10 Schilling. Dabei hat ſich die Lage der Arbeiter in 
den letzten zehn Jahren weſentlich verſchlechtert. Von 1900 bis 1910 haben die 
Geldlöhne im Durchſchnitt um 0,3 Prozent abgenommen, der Preis von Brot iſt 
um 14,8, der von Speck um 38,9, der von Zucker um 24,3 Prozent geſtiegen, die 
Detailpreiſe in London überhaupt um 9,9 Prozent. Die Zahl der Paupers in Eng⸗ 
land und Wales iſt von 1900 bis 1909 von 688505 geſtiegen auf 793851, die der 
Einbruchsdiebſtähle von 11248 auf 19888. 5 
So iſt der Boden bereitet für die Agitation des Klaſſenkampfes. Bis vor 
kurzem war die engliſche Gewerkſchaftsbewegung ungemein zerſplittert. So beſaßen 
14 Induſtrien 1153 ſelbſtändige Vereine (darunter die Bauarbeiter 27, die Berge 
arbeiter 28, die Metallarbeiter 207, die Textilarbeiter 271 uſw.). Zwiſchen dieſen 
Vereinen gab es fortwährend Zänkereien und Reibungen, oft wegen ganz lächer⸗ 
licher Kleinigkeiten. Seit einigen Jahren haben Beſtrebungen eingeſetzt, die Vereine 
der einzelnen Induſtrien zu amalgamieren. Mit beſonderer Leidenſchaftlichkeit wird 
dieſe Agitation von dem 1910 aus Auſtralien zurückgekehrten revolutionären Syndi⸗ | 
kaliſten Tom Mann geführt. In ſeinem Blatte „The Industrial Syndicalist“ predigt 
er in glühenden Worten den Klaſſenkampf, eventuell auch mit den Mitteln der 
Sabotage, und verherrlicht die Taktik der franzöſiſchen Syndikaliſten. | 
Die rieſigen Ausſtände der letzten Zeit find denn auch nicht unter der Führung | 
der Gewerkſchaftsvorſtände erfolgt, es war die Maſſe ſelbſt, die in den Kampf trat, 
auch bei den wohlorganiſierten Eiſenbahnern brach die Gewerkſchaftsdiſziplin völlig 
zuſammen. Hier wie in dieſer ganzen Bewegung herrſchte der revolutionäre a | | 
liſtiſche Geift Tom Manns. 
Die ſtürmiſche Bewegung der letzten Zeit war nur der Anfang gewaltiger Kämpfe. 
Die Arbeiter werden höhere Löhne erzwingen. Das beſchleunigt aber die Einführung 
neuer Maſchinen, den Bankrott der kleineren Betriebe, die Konzentration des Kapitals. 
Das bedeutet den Zuſammenbruch des Freihandelſyſtems. Der Schutzzoll allein, 
meint Mr. Barker, iſt imſtande, die Lage der Arbeiter weſentlich zu beſſern und zu 
gleich die heimische Induſtrie konkurrenzfähig zu erhalten. | 
Als Ergänzung dieſes Programms empfiehlt endlich Herr Barker die Verſtaat⸗ 
lichung und Militariſierung des Verkehrsweſens und derjenigen Induſtrien, die für 
die Landesverteidigung notwendig ſind, das Verbot der Streikpoſten und Errichtung 
bewaffneter Bürgergarden, ſowie gerichtliches Vorgehen gegen diejenigen, „die aus 
ſicherer Entfernung den Pöbel zu Plünderung, Mordbrennerei und Bürgerkrieg an⸗ 
reizen“. „Wir müſſen uns,“ ſchließt Herr Barker, „für die Möglichkeit einer Revo⸗ 
lution vorbereiten.“ G. E. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W 
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Der türkiſch⸗italieniſche Krieg. 
Von Hermann Wendel. 


Der „kühne Griff“, mit dem ſich die italieniſche Regierung der türkiſchen 
Provinz Tripolis bemächtigt, hat überall den Waſſerſtoff der ſogenannten öffent⸗ 
lichen Entrüſtung überkochen laſſen wie ſelten eine Gelegenheit, „und es wallet 
und brauſet und ziſcht“. Nun iſt aber dieſes Wallen und Brauſen und Ziſchen 
einmal eine ſehr billige Sache dort, wo man die Marokkopolitik gelaſſen er- 
tragen oder gar mit Eifer unterſtützt hat, denn man kann nicht Herrn Giolitti 
den Giftbecher reichen, wenn man Herrn v. Kiderlen-Wächter der Speiſung 
auf dem Prytaneion für wert hält. Zum zweiten kommt man mit dem Wallen 
und Brauſen und Ziſchen der verletzten Ethik um keinen Schritt weiter; will 
man vielmehr wiſſen, wie es mit dem Raubzug Italiens gegen Tripolis 
ſteht, ſo muß man ihn als Glied einer hiſtoriſchen Tatſachenkette auffaſſen. 
Daß die Nordküſte Afrikas im erſten Jahrzehnt des zwanzigſten Jahr— 
hunderts zu einem brennenden Problem der Weltpolitik geworden iſt, hängt, 
weit entfernt, ein Zufall zu ſein, aufs engſte mit jenem gewaltigen welt⸗ 
geſchichtlichen vorgang zuſammen, den man das Erwachen Aſiens zu nennen 
pflegt. Wie es das Kommuniſtiſche Manifeſt vorausſagte, hat der europäiſche 
Kapitalismus mit der ſchweren Artillerie feiner billigen Waren in alle chine⸗ 
ſiſchen Mauern Breſchen geſchoſſen, die den Orient vom Okzident ſchieden. 
Aus dem ſüßen Schlummer ihrer naturalwirtſchaftlichen Idylle ſind die 
Völker Aſiens herausgeriſſen und in die Hetz und Hatz der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsweiſe hineingeſchleudert worden. Erſt von den weißen Herren 
ausgebeutet, wollen ſie jetzt ſelber Ausbeuter ihrer Bodenſchätze und ihres 
einheimiſchen Proletariats werden: eine Bourgeoiſie hat ſich allenthalben 
entwickelt, die nationale und liberale Tendenzen auf ihre Fahnen ſchreibt, 
das will ſagen, die Ausbeutung durch das fremde Kapital abſchütteln und 
ür die Ausbeutung durch das eigene Kapital Schutz vor deſpotiſcher Willkür 
gaben möchte. Daher Chauvinismus und Konſtitutionalismus als die zwei 
Seiten dieſer mächtigen Bewegung. Der erfolgreiche Krieg Japans gegen 
n wirkte wie ein Sturmſignal auf die aſiatiſche Welt. Seitdem reichen 
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ſich die panaſiatiſche Propaganda mit dem Hauptſitz in Tokio und die pan⸗ 
islamitiſche Propaganda die Hand, und eins reihte ſich logiſch ans andere: 
die Verfaſſungsbewegung in China, die Unabhängigkeitsbeſtrebungen in Indo⸗ 
China, die gefährliche Gärung in Indien, die Revolution in Perſien, die 
Revolution in der Türkei und nicht zuletzt die Wirkſamkeit der Nationaliſten⸗ 
partei in Agypten. Mit einem Schlage wurde mit dieſer unabweisbaren 
Tatſache, daß die Völker Aſiens anfangen, ihre Geſchicke ſelber in die Hand 
zu nehmen, der Aktionsradius des europäiſchen Kolonialimperialismus er⸗ 
heblich verkürzt. Wo ſich vor noch nicht zwölf Jahren die Mächte ſammelten 
wie die Aasgeier über einer gefällten Beute, im äußerſten Oſten, iſt heute 
der Konkurrenzkampf nahezu erloſchen. Nur Japan drängt mit unermüdlicher 
Zähigkeit Europäer wie Amerikaner, zunächſt wirtſchaftlich, an den Küſten 
des Stillen Ozeans zurück und weckt mit jedem ſeiner Fortſchritte Jubel im 
ganzen Morgenland. Als zum erſtenmal ein Dampfer mit der aufgehenden 
Sonne auf weißem Felde in der Flagge vor Kalkutta und Bombay erſchien, 
einer japaniſchen Linie gehörend, die mit billigeren Frachten und höherer 
Leiſtungsfähigkeit eine engliſche Linie mattgeſetzt hatte, klang die Freude in 
ganz Indien wider. Kiautſchou liegt heute trübſelig als verlorener Poſten da. 

Kein Wunder, daß ſich jetzt der europäiſche Imperialismus auf Gebiete 
ſtürzt, in denen er noch, ungehindert durch erwachende Völker, mit dem 
Löffel tief in den Brei hineinfahren zu können glaubt. Den Anfang machte 
Marokko, Tripolis iſt nur die Fortſetzung. Der italieniſche Imperialismus 
nun iſt keineswegs von heute oder geſtern. Zwar iſt die Apenninenhalbinſel 
kein kapitaliſtiſch überſättigtes Land, das es nötig hätte, um nicht im eigenen 
Fett zu erſticken, ſeinen überſchüſſigen Mehrwert bei kolonialen Unterneh⸗ 
mungen abzuſtoßen. Ganz im Gegenteil! Italien iſt überwiegend ein Agrar⸗ 
land, und zwar mit einer fo verderblichen ſozialen Verfaſſung, daß die Frucht⸗ 
barkeit des Bodens und die Gunſt des Klimas bei weitem nicht jo zur Gel⸗ 
tung kommen, wie fie könnten. Großgrundbeſitz in Verbindung mit General 
pächter⸗ und Teilpächterſyſtem haben es zuwege gebracht, daß ganze Provinzen 
vor allem der verwahrloſte Süden, nicht imſtande find, ihre bäuerliche Be 
völkerung zu ernähren, und fie in hellen Haufen übers Meer ſchicken — 
emigrazione della fame, Hungerauswanderung iſt die ſtehende Bezeichnung 
für dieſe Heimatflucht. Von Jahrzehnt zu Jahrzehnt ſteigerte ſich die Zahl 
der Auswanderer. Es waren 1 
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Nimmt man auch an, daß etwa ein Drittel dieſer Hungeremigranten als 
Saiſonarbeiter nur einen Teil des Jahres ins Ausland geht und wieder in 
die Heimat zurückkehrt, ſo bleiben noch immer Ziffern übrig, die wahrhaft 
erſchreckend ſind. 1 

Die Schutzzollpolitik, in deren Bahnen Italien 1887 eingeſchwenkt iſt, hat 
die wirtſchaftliche Miſere natürlich ſteigern helfen. Wohl hat ſie im Norden 
des Landes künſtlich eine Induſtrie großzüchten können, allerdings nur eine 
Induſtrie zweiten Ranges, da einer der Hauptfaktoren des modernen Wirt⸗ 
ſchaftslebens, die Kohle, in Italien fehlt, aber gleichzeitig hat ſie dieſer In⸗ 
duſtrie den inneren Markt gründlich zerſtört, da ihre Folgen, Handelskonflikte 
und Handelskriege mit anderen Staaten für die Erzeugniſſe des italieniſchen 
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ckerbaus, Wein, Ol, Südfrüchte, die Abſatzmärkte verrammelten und ſo die 
ermanente Agrarkriſe verſchärften. Italien gehört auch zu den Ländern, die 
ei der herrſchenden Agrarwirtſchaft das Brotkorn für ihre Bevölkerung nicht 
merhalb der eigenen Grenzen erzeugen können, ſondern Getreide einführen 
tüſſen. Ganz wie im preußiſchen Deutſchland wurde nun durch die Schutz⸗ 
Upolitit im Intereſſe einer Handvoll Großgrundbeſitzer den Maſſen das 
rot ebenfalls ungeheuerlich verteuert. Wenn irgend ein Land, fo hat alſo 
talien allen Grund, durch innere Koloniſation und Agrarreformen der In⸗ 
iſtrie einen einheimiſchen Abſatzmarkt zu ſchaffen und nicht durch welt⸗ 
nlitiſche Abenteuer ſeine Schuldenlaſt — 13 Milliarden Lire — ins Wahn⸗ 
itzige hinein zu ſteigern. 

Aber zu ſolchen Abenteuern hat ſich die italieniſche Regierung ſtets 
arch einzelne intereſſierte Kapitaliſtengruppen drängen laſſen, wobei ideo- 
giſche Vorſtellungen, Erinnerungen an die Seemacht und den Reichtum 
er Handelsrepubliken Genua und Venedig ebenſo mitſprechen mochten wie 
e Erwägung, daß Italien ſeiner Lage zuliebe dabei ſein mußte, wenn die 
errſchaft über das Mittelmeer aufgeteilt wurde. Das afrikaniſche Tunis 
id Tripolis, kaum mehr als vierundzwanzig Stunden von der Südſpitze 
ſtaliens entfernt, lag bei ſolchen Plänen als Stützpunkt beſonders nahe. 
ſchon 1871 hatte Mazzini, der irrende Ritter der Weltrevolution und Welt- 
Infufton, zur Koloniſierung von Tripolis aufgefordert, und fo richtete man, 
ichdem England 1876 eine flüchtige Abſicht Italiens auf die Inſel Sokotra, 
gleicher Höhe mit dem Kap Gardafui dem Golf von Aden vorgelagert, 
treitelt hatte, in Rom all ſein Augenmerk auf Tunis, das damals ebenſo 
trkiſche Provinz war wie heute Tripolis. Über die italieniſche Auswande⸗ 
ung nach Tunis, die zu Ende der ſiebziger Jahre des vergangenen Jahr— 
Indert3 einen lebhaften Anlauf nahm, exiſtiert eine ganze Literatur. Bis 
181 ſetzten ſich die Einwanderer weſentlich aus Handeltreibenden zuſammen, 
d der Erwerb von Grundeigentum den Europäern nicht offen ſtand: zwi⸗ 
en 11000 bis 25000 ſchwankt in verſchiedenen Angaben die Zahl der Ita⸗ 
ner, die fi) damals im Lande aufhielten. Das Geſchäftsleben der Städte 
Ia ganz in den Händen italieniſcher Kaufleute, und Italieniſch war die 
ſlechthin herrſchende europäiſche Sprache. Da hißte 1881 Frankreich, das 
1 auf dem Höhepunkt ſeiner kolonialen Expanſion angelangt war, 
ler Tunis die Trikolore, und Italien, deſſen ſchönſte Hoffnungen in der 
Tüte geknickt waren, warf ſich, enttäuſcht und verbittert, Deutſchland und 
Lerreich⸗Ungarn in die Arme: die Annexion Tuneſiens durch Frankreich 
tt an der Wiege des Dreibundes. Freilich hörte der Zuſtrom von Ita⸗ 
liiern nach Tunis nicht auf, und mit nicht geringer Beſorgnis ſehen die 
Imzoſen, wie ihre nordafrikaniſchen Beſitzungen immer ſchneller italieni- 
fit werden — in Tunis und Algier zuſammen mögen 150000 Italiener 
haſen, in Tunis bilden fie den Kern der weißen Bevölkerung. 

Aber das offizielle Italien ſchaute nach einem anderen Fleck exotiſcher 
Coe, um dort ſeine Pfähle einzuſchlagen: das war an der Küſte des Roten 
eres. Schon ſeit 1882 beſaß Italien hier an der Aſſabbai ein Koloniechen 
) nicht von der Größe des Fürſtentums Reuß jüngere Linie; 1885 be⸗ 
htigte es ſich eines größeren Stückes an der Küſte mit dem wichtigen 
Hen Maſſaua und taufte das Land Erythrea (Kolonie am Roten Meer). 
N 


Wahrheit ſollte es roter, blutgetränkter Boden werden, denn wenn auch 
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Vertrag führten, mit dem Italien das Protektorat über Abeſſinien an fid 
riß, und zwei Jahre ſpäter, 1891, Nordoſtafrika in eine italieniſche und eng 
liſche Intereſſenſphäre aufgeteilt wurde, ſo brach doch 1896 die ganze Herr 
lichkeit zuſammen. Auf dem Schlachtfeld von Adua ließ General Bare 


Sage; heute bleibt ſogar die Olivenernte hinter dem Bedarf der Bevölkerm 
zurück, und an vielen Stellen weht der Flugſand der Wüſte bis an de 
Küſtenrand der Syrte.“ Aber einige Finanzinſtitute waren mit ihren Inte 
eſſen in Tripolis verankert und entfalteten eine rege Agitation in der Pref 
Allen voran der „Banco di Roma“, der faſt ein vatikaniſches Unternehm 
iſt und ausſchließlich klerikales Kapital umſchließt und deſſen Beteiligung 
dem Tripolisabenteuer die Groteske begreiflich macht, daß der oberſte Vi 
treter der Chriſtenheit im Vatikan ſeinen Segen über die Exploſivgeſcho 
ſprach, die in den Gaſſen von Tripolis Frauen und Kinder in Stücke riſſe 
In den glühendſten Farbentinten des Südens ſchwelgte die dem „Banco 
Roma“ feile Preſſe, um die paradieſiſchen Reize von Tripolis den Maſſen d 
italieniſchen Volkes zu demonſtrieren. „Weniger als eine Tagereiſe von u 
entfernt“, ſchrieb 1905 ſchon die „Rivista d' Italia“, „bietet ein Land, vierm 
ſo groß wie Italien, mit fruchtbarem, aber vernachläſſigtem Boden, ſchaml 
ſeine Flanken den Liebkoſungen des italieniſchen Arbeiters dar. Dieſe Flank⸗ 
die einſt unter dem heißen Kuſſe der phöniziſchen, griechiſchen und römiſch 
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ziviliſation den Reichtum gebaren, wecken heute ihre ſchlummernden Kräfte, 
ie die jahrhundertelange Verlaſſenheit noch glühender und ſehnſüchtiger ge— 
acht hat, und laden unſere Auswandererdampfer ein, ihre Route zu ändern 
nd ihren Bug nicht in den Ozean zu lenken, ſondern nach Süden, in ‚unfer 
Neer“, in die Nähe unſerer Küſten, einem Strande entgegen, an dem das 
scho der italieniſchen Stimme zu widerhallen ſcheint. Aber Italien wird gut 
aran tun, zu bedenken: was Tripolis angeht, heißt es nicht allein handeln, 
3 heißt auch ſchnell handeln!“ Was Wunder, wenn durch ähnliche feurige 
obgeſänge auf die Schätze von Tripolis ſich auch die Maſſe des Kleinbürger⸗ 
ums und Kleinbauerntums und ſelbſt ein Teil des Proletariats in einen 
uperialiſtiſchen Rauſch hineinhetzen ließ. Es ſind ja nicht nur die wirklichen, 
ondern auch die eingebildeten Intereſſen einer Klaſſe, die ihr Handeln be— 
immen, und ſo mußte die Perſpektive eines tripolitaniſchen Siedelungs— 
indes der Zukunft all den Schichten verlockend erſcheinen, in die Jahr um 
ahr die überſeeiſche Auswanderung breite Lücken reißt, und die vor allem 
| Argentinien ein transozeaniſches Neu⸗Italien emporblühen ſahen, deſſen 
ntwicklung dem Mutterland wenig zugute kam. 
Aber nicht nur nach innen, ſondern auch nach außen bereitete der italieniſche 
mperialismus ſein Abenteuer ſorgfältig vor. Mit zwei Mächten galt es 
ch zu verſtändigen, die mit ihrem Kolonialbeſitz Grenzländer von Tripolis 
garen, mit Frankreich und England. Ob Frankreich, eben wegen des ſtarken 
alieniſchen Bevölkerungseinſchlags in Algier und Tunis, nicht mehr ein 
egatives Intereſſe daran hat, über dem benachbarten Tripolis die grün— 
eiß rote Flagge zu ſehen, kann zum mindeſten als ungelöſte Streitfrage 
etrachtet werden. Jedenfalls war es 1902, als mit Italien über Tripolis 
erhandelt wurde, im hitzigſten Marokkofieber mitten drin, und der Spatz in 
er Hand erſchien ihm wertvoller als die Taube auf dem Dache: Italien 
5 Frankreich freie Hand in Marokko, und Frankreich erklärte als Entgelt 
ſin „desinteressement“ an Tripolis. Die Ausſicht auf Tripolis war der 
rund, weshalb ſich in Algeciras die italieniſche Regierung durchaus nicht 
s „brillanter Sekundant“ benahm. Mit England muß eine ähnliche Ver⸗ 
indigung erfolgt ſein. Seit der Abfall der nordamerikaniſchen Kolonien 
en Hebelpunkt engliſcher Macht nach Indien verlegte, war alle Politik des 
eitiſchen Kabinetts darauf gerichtet, eine geſicherte Zufahrtsſtraße vom Mutter⸗ 
nd zu ſeiner wichtigſten Kolonie herzuſtellen. Eine der bedeutſamſten 
eſtungen auf dieſem Wege iſt Agypten. Freilich bleibt dieſes Land dem 
amen nach türkiſcher Oberhoheit noch unterworfen und von zwei türkiſchen 
rovinzen, Tripolis und Yemen, flankiert. Würde die eine aus dem Beſtand 
8 ottomaniſchen Reiches herausgebrochen und einer europäiſchen Macht 
awerleibt, jo wäre das mit einer Feſtigung der britiſchen Stellung in 
buten verbunden. Darum mag man in London wie in Paris um ſo 
eniger gegen den Banditenſtreich Giolittis einzuwenden gehabt haben, als 
hl auch noch Abmachungen über die Verteilung des Hinterlandes von 
polis unter Frankreich und England beſtehen. 
N Ein Faktor, der bei allem nicht ausgeſchaltet werden konnte, war die 
rkei als der rechtmäßige Beſitzer von Tripolis. Die jungtürkiſche Revo⸗ 
lion, die eine Kräftigung der ottomaniſchen Staatsmacht anſtrebte und zum 
fil auch erreichte, wird in Rom recht wenig zupaß gekommen fein. Mit 
er ſah man der Reorganiſation des Heeres zu. Aus Furcht, daß ſich 
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ihre Schlünde eines Tages gegen den Jildis⸗Kiosk richten könnten, hatt 
Abdul Hamid die türkiſchen Kriegsſchiffe, mit abgeſchraubten Verſchlußſtücke 
der Geſchütze und mit ewig gelöſchten Feuern unter den Keſſeln, auf dei 
Bosporus verfaulen laſſen. Jetzt kam das neue Regime und erwarb vo 
der deutſchen Regierung drei Panzerſchiffe und war bemüht, die junge Türk 
auch zur See wehrhaft zu machen; ſelbſt die türkiſchen Frauen fuhren au 
dem Schlummer ihrer Haremsindolenz auf und opferten ihre Geſchmeid 
um für den Bau einer Kriegsflotte das Ihre beizutragen. Giolittis Räube 
bande wollte und konnte nicht abwarten, bis dieſe Rüſtungen weiter gediehe 
und gefährlicher geworden waren: jetzt hieß es ſchnell handeln, und Hal 
über Kopf feuerte fie los. Während ſonſt langatmige Verhandlungen da 
Zeichen der Zeit ſind, ſchlugen hier ſchon die erſten italieniſchen Granate 
in Tripolis ein, als noch nicht die Tinte der zwei Noten getrocknet war, d 
die Konſulta und die Hohe Pforte gewechſelt. | 

Die junge Türkei tft in einer unglückſeligen Lage. Der nationale Chaub 
nismus, der proklamiert: die Türkei den Ottomanen! und die unbeding 
Selbſtändigkeit des Landes ſich zum Ziel geſetzt hat, iſt ihr ſicherſtes Fund 
ment. Nun iſt es aber für die Türkei faſt zu ſpät, die nationale Una 
hängigkeit zu wahren. Zur Verteidigung eines ſo ausgedehnten überſeeiſche 
Beſitzes ſcheint eine ſtarke Rüſtung unerläßlich — läge ein anſehnliches Panze 
geſchwader mit dem Halbmond in der Flagge bereit, jo hätte man ſich j 
Rom den Banditenſtreich zehnmal für einmal überlegt. Aber will ſich d 
Türkei von Kopf bis zu Fuß panzern, ſo gibt ſie an einer anderen Stel 
ihre nationale Unabhängigkeit preis: um Heeresvermehrung und Flottenbg 
ins Werk zu ſetzen, müſſen im Ausland Anleihen untergebracht werden. De 
iſt lediglich die moderne Form der Eroberung und Ausbeutung eines Stück 
Türkei durch das europäiſche Kapital, und aus dieſem Zirkel kommt 
nicht heraus. . 

Dieſer Schwäche der jungen Türkei ſich bewußt, mag die italieniſche R 
gierung vielleicht von einem militäriſchen Spaziergang nach Tripolis geträun 
haben. Darin dürfte ſie ſich täuſchen. Hat die türkiſche Regierung auch de 
Menſchenmögliche an Zerfahrenheit geleiſtet und iſt zur See an keinen ern 
haften Widerſtand zu denken, von einem Panzer, den ein türkiſches Torpet 
in die Luft befördern, oder einem Kreuzer, der auf eine Unterſeemine gerat 
mag, abzuſehen, fo wird doch in Tripolis Italien einen heftigen Guerillakri 
gegen die kürkiſchen Truppen und eingeborenen Stämme zu führen habe 
Kolonialkriege pflegen über die Maßen hartnäckig und blutig zu fein, in 
ſieht man ſich Frankreichs jahrzehntelange Kämpfe in dem benachbarten Algi 
an, jo kann Italien ſich auf Verluſte gefaßt machen, gegen die Adua e 
Kinderſpiel war. a 4 

Aber weit mehr als auf den militäriſchen ift die Türkei auf den ökonomiſche 
Krieg angewieſen. Das Komitee „Einheit und Fortſchritt“, das in ſeinem Ve 
hältnis zur türkiſchen Regierung etwa den Jakobinerklubs in der franzöſiſcht 
Revolution entſpricht, hat den Widerſtand bis aufs Meſſer proklamiert ur 
ſucht die Ausweiſung aller italieniſchen Staatsangehörigen aus der Türk 
— 50000 an der Zahl — und den Boykott italieniſcher Waren durchzuſetze 
Gegen die Ausweiſung hat mit Recht ein großes Arbeitermeeting in Salon 
proteſtiert, denn fie läßt Unſchuldige, darunter arme Teufel, an Stelle d 
Schuldigen leiden und würde damit nur die Erbitterung in den Maſſen di 
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italieniſchen Volkes ſchüren. Auch der Boykott kann, wie 1908 ſeine Ver⸗ 
hängung über die öſterreichiſchen Waren gezeigt hat, durchlöchert werden. 
Aber zu anderen Kampfmitteln ökonomiſcher Art vermag die Türkei ihre 

Zuflucht zu nehmen. Da der Kriegszuſtand alle Verträge zerreißt, können 

die Kapitulationen aufgehoben werden, kraft deren die italieniſchen Staats⸗ 

bürger wie alle Europäer in der Türkei beſondere Vorrechte genießen. Sie 
müßten fortan alſo gleichfalls Steuern zahlen und wären der türkiſchen Ge— 
richtsbarkeit unterworfen; auch die beſonderen italieniſchen Poſtämter auf 
türkiſchem Boden wären zu ſchließen. Der Handelsverkehr zwiſchen Italien 
und der Türkei ſtellt ſich in folgenden Ziffern dar: 1908 führte Italien in 

die Türkei für 245% Millionen, die Türkei in Italien für rund 100 Mil⸗ 

lionen Piaſter Waren ein. Zu den wichtigſten türkischen Ausfuhrartikeln ge⸗ 

hören lebendes Vieh, Eier, Weizen, Hafer, getrocknete Trauben und Feigen, 

Bohnen, Olivenöl, Tabak, Farbſtoffe, Seidenkokons und Sämereien. Erläßt 

die Türkei ein Ausfuhrverbot für dieſe Waren, die leicht einen anderen Ab— 

ſatzmarkt finden, mit der Spitze gegen Italien, ſo wird die italieniſche Induſtrie 
ganz beträchtlich geſchädigt. An Stelle des trotz aller Organiſation ziemlich 
regelloſen Boykotts könnten Prohibitivzölle von 100 Prozent auf alle Waren 
ſtiakteniſcher Herkunft gelegt werden, die außerdem, nach Rückkehr beſſerer Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den beiden Staaten, die Grundlage für HandelSvertrags- 
verhandlungen abzugeben imſtande wären. Tritt dazu noch in Agypten, wo 

100000 Italiener anſäſſig ſind, und in Tunis aus dem Gefühl panislami⸗ 

tiſcher Gemeinbürgſchaft heraus ein Boykott italieniſcher Waren, jo wird 

das Wirtſchaftsleben Italiens die Folgen des Tripolisabenteuers recht ſchmerz— 
haft zu ſpüren bekommen. 

Vorausſetzung iſt allerdings, daß ſich das türkiſche Kabinett von dem 
Nomitee „Einheit und Fortſchritt“ hinreichend den Rücken ſteifen läßt und nicht 
fortwährend in der demütigen Haltung des Bettlers bei den Mächten um 

Vermittlung anklopft. Das Komitee „Einheit und Fortſchritt“ weiß genau, daß 

s bei dem Kampf um Tripolis um den Hals des Jungtürkentums geht. 

Wird dieſe Provinz ohne ernſteren Widerſtand preisgegeben, ſo brechen alle 

Stützen des jungtürkiſchen Regimes — die Folgen ſind kaum zu überſehen. 

Außerdem weiß das Komitee recht wohl, inwieweit auf die Mächte Verlaß 

ſt. Sie alle haben dem brutalſten Banditenſtreich aller Zeiten mit ver⸗ 

ſchränkten Armen zugeſehen und halten den Spritzenſchlauch nur bereit, um 
den Brand zu lokaliſieren. Zunder iſt allerdings genug im Orient gehäuft, 
uf den die Funken überſpringen könnten. Montenegro lauert nach Albanien 
hinüber, in Belgrad träumt man von dem Großſerbenreich, Bulgarien hat 
ängſt den Großmachtskitzel, Griechenland ſchielt nach Kreta. Sie alle warten 
eit der italieniſchen Kriegserklärung fieberhaft geſpannt auf ihre Stunde. 
Schlägt dieſe Stunde und züngeln die Flammen auf dem Balkan auf, dann 
narſchiert Oſterreich nach Salonik, das es als Ziel ſeiner Erpanfions- 
eſtrebungen unverrückbar im Auge behält, der Zarismus wird ſich ein⸗ 
niſchen, Frankreich an der ſyriſchen Küſte ſeine Flagge zeigen und England 
birft klirrend ſein Schwert in die Wagſchale. 

Dann haben wir den Weltkrieg. Weltkrieg aber heißt Weltrevolution. 

Veltkrieg iſt die Götzendämmerung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung. 

Unter den Mächten, die aus klappernder Furcht vor dieſer Weltrevolution 

en Weltkrieg zu verhindern ſuchen, ſpielt Deutſchland die kläglichſte Rolle. 
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8 In ſatter Selbſtzufriedenheit wußte die deutſche Bourgeoispreſſe immer 31 
berichten, wie gut Deutſchland bei der Türkei und in der Welt des Islan 
überhaupt angeſchrieben ſei. Das war einmal! Die Jungtürken haben e 
nicht vergeſſen, daß Wilhelm II. der beſte Freund ihres erbittertſten Feinde 
Abdul Hamid war; ſie denken noch an den Julitag 1908, als durch ein 
unblutige Revolution die Verfaſſung errungen wurde: alle fremden Schiff 
auf dem Bosporus ſalutierten mit Flaggenwimpeln dem Ereignis — eins 
die deutſchen nicht! Und ſeitdem hat es Verſtimmung auf Verſtimmung ge 
geben. Die Potsdamer Abmachungen über Perſien waren nur der letzt 
Tropfen, der ein volles Faß zum Überlaufen brachte. | 

Über den Schwur Wilhelms II., der ſich am Grabe Saladins 1898 zur 
Schirmherr über 300 Millionen Mohammedaner aufwarf, lacht man heute 
die jungtürkiſchen Organe find voller gereizter Angriffe gegen die deutſch 
Regierung, die mit der Entſendung des „Panther“ nach Agadir erſt di 
italieniſchen Kriegsſchiffe nach Tripolis gelockt habe und nun ihre oft ge 
rühmte Freundſchaft für die Türkei durch eine offene Begünſtigung Italien 
in die Tat umſetze: in den Spalten dieſer Blätter iſt, wie ehemals „da 
perfide Albion“ ein beliebtes politiſches Schlagwort war, „das perfide Deutſck 
land“ ein ſtehender Ausdruck! 
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Bebels Denkwürdigkeiten. 
Zweiter Band. 

Von F. Mehring. 
II. N 
An das Kapitel über Schweitzer ſchließt Genoſſe Bebel ein Kapitel übe 
den Beginn feiner parlamentariſchen Tätigkeit. Er wurde bekanntlich ſcho 
in den ſogenannten konſtituierenden Reichstag des Norddeutſchen Bundes g 
wählt, der freilich nichts zu „konſtituieren“, nicht einmal etwas mitzubeſchließe 
ſondern nur mitzuberaten hatte; der endgültige Beſchluß über die Annahn 
oder Ablehnung der norddeutſchen Bundesverfaſſung war den Einzellan 
tagen vorbehalten. . 
Der deutſche Parlamentarismus ſtand damals nach Charakter und Tale 
auf einer verhältnismäßig höheren Stufe als heutzutage; es ſei nur an Männı 
wie Waldeck und Ziegler, wie Bennigſen und Miquel, wie Windthorſt ur 
Mallinckrodt erinnert; ſelbſt die Konſervativen hatten in Hermann Wagen 
einen in ſeiner Art eigentümlichen, eben deshalb von ihnen freilich ſtets ſche 
angeſehenen Kopf aufzuweiſen. Dazwiſchen ſtand nun Bebel mit fein 
27 Jahren und ſeiner gänzlichen Unerfahrenheit in parlamentariſchen Dinge 
ganz allein oder doch ſo gut wie ganz allein, denn ſein einziger Geſinnung 
genoſſe, der energieloſe und unbedeutende Advokat Schraps, war für nich 
zu rechnen. Bismarck hat denn auch ſpäter dem biederen Harden erzählt, d 
es getreulich weiter geklatſcht hat, mit Bebels parlamentariſchen Anfänge 
habe es ſehr gehapert; erſt im Laufe der Jahrzehnte habe er ſich, und de 
ſei am Ende kein großes Kunſtſtück, eine gewiſſe Suade angeeignet. 
Davon iſt aber kein Wort wahr. Bebel hat ſich von vornherein m 
ſicherem Fuße auf parlamentariſchem Boden bewegt; ja feine erſte parl 
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nentariſche Tat war, daß er den ergrauten Häuptern des Parlamentarismus 
inen ergötzlichen Streich ſpielte, worüber man in ſeinen Denkwürdigkeiten 
as Nähere nachleſen kann. Zum Worte iſt er im Plenum freilich nur ein⸗ 
nal gekommen, aber in dieſer Jungfernrede legte er ſofort den Finger in 
ie wunde Stelle der Politik Bismarcks, die er als großpreußiſch kennzeichnete. 
der Norddeutſche Bund ſei nur ein Groß-Preußen, umgeben von Vaſallen⸗ 
taaten, deren Regierungen nichts weiter als Generalgouverneure der Krone 
Sreußens ſeien. Um den großpreußiſchen Charakter des Nordbundes nicht zu 
efährden, weigere ſich Bismarck, die ſüddeutſchen Staaten in ihn aufzunehmen, 
bgleich durch die Militärkonventionen mit dieſen Staaten für den Fall des 
trieges die militäriſche Macht Deutſchlands in der Hand Preußens vereinigt 
ind der Einſpruch Frankreichs alſo nicht zu fürchten geweſen ſei. „Eine Ein⸗ 
niſchung Frankreichs in die inneren Angelegenheiten Deutſchlands würde zur 
‚olge gehabt haben, daß ganz Deutſchland ſich wie Ein Mann gegen Frank⸗ 
eich erhoben hätte.“ 

Bebel zeichnete damit treffend die Politik, die Bismarck hätte befolgen 
tüſſen, wenn er kein großpreußiſcher Junker, ſondern ein nationaler Staats⸗ 
tan auch nur im bürgerlichen Sinne des Wortes geweſen wäre. Bismarck 
zollte freilich den Krieg mit Frankreich, aber nicht den Volkskrieg, der dem 
eaktionären Großpreußentum den Hals gebrochen hätte, ſondern den 
zabinettskrieg, der ihm ermöglichte, auch die ſüddeutſchen Staaten zu ver- 
reußen. Deshalb wies er die dringenden Anträge des Großherzogtums 
zaden, in den Norddeutſchen Bund aufgenommen zu werden, kategoriſch ab, 
seil der vorausſichtliche Einſpruch Frankreichs einen wirklichen Volks krieg 
ntzündet haben würde, bereitete aber den Kabinettskrieg vor, indem er 
einem alten Freunde Bonaparte die elende und erbärmliche Falle der ſpaniſchen 
Hronkandidatur eines hohenzollernſchen Prinzen ſtellte, worin er ſich um ein 
yaar ſelbſt gefangen hätte. 

Die Jungfernrede Bebels ging auch keineswegs ſpurlos an dem Reichstag 
orüber. Sie rief nicht weniger als drei nationalliberale Redner auf die 
ribüne, darunter den ewigen Lasker, der, ſelbſt einer der leerſten und un⸗ 
rträglichſten Schwätzer, die der deutſche Parlamentarismus großgezogen hat, 
i Bebel nur den Bierbankpolitiker ſehen wollte. Nicht eigentlich geſcheiter, 
ber doch pfiffiger griff Miquel die Sache an, indem er Bebels Oppoſition 


egen den Norddeutſchen Bund halb mit partikulariſtiſchen und halb mit ultra⸗ N 


tontanen Tendenzen verquicken wollte, was dann jahre- und jahrzehntelang 
on dem liberalen Klüngel ausgepatſcht worden iſt, bis endlich auch diejenigen 
lle geworden ſind, die ſonſt niemals alle zu werden pflegen. 

In dem erſten Reichstag des Norddeutſchen Bundes, der im Herbſte 1867 
ewählt wurde und ſein einziger bleiben ſollte, ſtand Bebel nicht mehr allein. 
us Sachſen ſtießen drei Geſinnungsgenoſſen zu ihm, darunter Liebknecht, 
nd auch der Allgemeine Deutſche Arbeiterverein hatte ein paar Mandate 
robert. Die Frage, was die parlamentariſche Tätigkeit für die Arbeiterklaſſe 
edeute, begann jetzt praktiſch zu werden, und ſie führte zu einer weſentlichen 
deinungsverſchiedenheit zwiſchen Bebel und Liebknecht. Beide ſind überhaupt 
ter uneinig geweſen, als man bei der Unzertrennlichkeit ihrer Namen für 
reund und Feind anzunehmen geneigt ſein möchte, und mit Recht macht 
ebel aus dieſen jeweiligen „Unſtimmigkeiten“ durchaus kein Hehl; um fo 
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hrenvoller für beide, daß fie ſich doch immer wieder zuſammenfanden in 
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dem Kampfe für die große Sache, der ihr Leben geweiht war. In der parla 
mentariſchen Frage vertrat Liebknecht zur Zeit des Norddeutſchen Bunde: 
einen rein negierenden Standpunkt, von deſſen Unhaltbarkeit er ſich dam 
bald ſelbſt überzeugt hat. = 
Eine andere „Unſtimmigkeit“ zwiſchen Bebel und Liebknecht ergab fd 
beim Ausbruch des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges, und auch in ihr behiel 
Bebel die Oberhand. Er ſetzte durch, daß ſie ſich bei der Verhandlung übe 
die erſte Kriegsanleihe der Abſtimmung enthielten, während Liebknecht an 
fangs befürwortet hatte, mit Nein zu ſtimmen. Heute iſt Bebel dieſes Er 
folges jedoch nicht mehr froh; er meint, daß, wenn damals alles ſchon be 
kannt geweſen wäre, was heute bekannt iſt, auch er für ein ablehnende 
Votum geweſen ſein würde. Aber ſchon mit der Stimmenthaltung war ein 
großer Teil und namentlich der leitende Ausſchuß der eigenen Fraktion un 
zufrieden, geſchweige denn, daß die anderen ſozialdemokratiſchen Reichstags 
abgeordneten die erſte Kriegsanleihe bewilligten und auch der Generalrat de 
Internationalen Arbeiteraſſoziation in ſeinen Kundgebungen die Auffaſſun 
vertrat, daß der Krieg auf deutſcher Seite ein Verteidigungskrieg fi. 
Die damalige Situation zeigt recht deutlich, wie wenig im Grunde mit dei 
Begriffen des Angriffs⸗ und Verteidigungskriegs geſagt iſt. Bonaparte un 
ſeine Dezemberbande bereiteten den Angriff auf Deutſchland ebenſo vor, wi 
Bismarck und ſeine Junker den Angriff auf Frankreich, ja in noch viel ge 
fährlicherer Weiſe, denn das franzöſiſch⸗italieniſch⸗öſterreichiſche Angriffsbündni 
gegen Deutſchland ſtand im Juni 1870 dicht vor ſeinem Abſchluß. Es wa 
ſchließlich ein Zufall, daß die von Bismarck gelegte Mine etwas früher explo 
dierte, als urſprünglich beabſichtigt war, was für Bismarck den Nachteil hatt 
daß er beinahe ſelbſt in die Luft geflogen wäre, aber auch wieder den Von 
teil, daß die bonapartiſtiſche Gegenmine zerſtört wurde, noch ehe ſie vollende 
war. Dieſe Sachlage erkannten Bebel und Liebknecht ganz richtig, indem ſi 
durch ihre Stimmenthaltung bekundeten, daß der Rabbi und der Mönch gle i 
angenehm dufteten. Allein deshalb war es für das internationale Proletaric 
keineswegs gleichgültig, ob der Schwarzkünſtler in Berlin oder der Schwarz 
künſtler in Paris ſiegte; der Sieg Bonapartes wäre ihm entſchieden ver 
hängnisvoller geworden als der Sieg Bismarcks, und wie dieſer Geſichtspun 
erklärt, daß der größere Teil der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten für di 
erſte Kriegsanleihe ſtimmte, ſo ſcheint mir, daß er auch die Kundgebunge 
der Internationalen Arbeiteraſſoziation ſehr weſentlich beeinflußt hat. 4 
Nach dem Sturze Bonapartes war klare Bahn geſchaffen; der Krieg u 
deutſcher Seite wurde nunmehr ein reaktionärer und volksfeindlicher Eroberung 
krieg, dem alle ſozialdemokratiſchen Elemente nur die ſchärfſte Oppoſitio 
machen konnten und auch gemacht haben. In der Winterſeſſion des Nord 
deutſchen Reichstags verweigerten alle ſozialdemokratiſchen Abgeordneten di 
Mittel für die Fortſetzung des Krieges, Bebel und Liebknecht aber erwarbe 
ſich vor den anderen unvergängliche Verdienſte, indem ſie mit einer Kühnhei 
die in deutſchen Parlamenten unerhört war, umheult und ſelbſt förperlic 
bedroht von den wütenden Mordspatrioten, den kulturfeindlichen und volk 
verräteriſchen Charakter des nunmehrigen Krieges geißelten und damit de 
franzöſiſchen Arbeiterklaſſe ein Pfand unzerſtörbarer Solidarität gaben. Biß 
marck rächte ſich mit einem Hochverratsprozeß, der für Bebel, Liebknecht un 
Hepner zunächſt eine hunderttägige Unterſuchungshaft herbeiführte. u 
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Im Frühjahr 1871 erfolgten die Wahlen zum erſten deutſchen Reichstag, 
in den wieder nur Bebel als einziger Vertreter der Sozialdemokratie gelangte. 
Er trat mutig für die Pariſer Kommune ein und wußte die renommierteſten 
Größen des bürgerlichen Parlamentarismus, die ihm unverſchämt kommen 
wollten, den Prahlhans Lasker und ſelbſt den feierlichen Präſidenten Simſon, 
auf den Sand zu ſetzen, daß es nur ſo eine Art hatte. Als das Haus, mit 
einer handgreiflichen Verletzung der Geſchäftsordnung, feinem Präſidenten 
wieder auf die Beine half, ſagte Ziegler zu Bebel: „Hören Sie, wir ſind 
alleſamt Sch. . kerle, wenn Sie die Gewalt in die Hände bekommen, ſo 
hängen Sie uns ſamt und ſonders an die Laterne!“ Das war ſo die Art 
des alten Herrn, namentlich wenn er abends beim Glaſe Wein ſaß; nur 
wenn er auf Eugen Richter zu ſprechen kam, deſſen blöde, ihn äſthetiſch und 
politiſch gleich ſehr anwidernde Sozialiſtentöterei nach ſeiner richtigen Ahnung 
der Fortſchrittspartei den letzten Reſt geben würde, wurde er noch viel 
deutlicher. | 
Die Partei erholte ſich ſchnell von den Schlägen des Krieges, und neue 
Kräfte ſtrömten ihr in reicher Fülle zu: Auer, Blos, Grillenberger, Moſt, 
den Bebel in einer ſehr wohltuenden Weiſe ſchildert, milde, aber doch wohl 
nur gerecht. Ihn ſelbſt befreite dann von der immer wachſenden Partei⸗ 
arbeit, die ſeine damals ſchwächliche Geſundheit völlig zu zerſtören drohte, 
der Leipziger Hochverratsprozeß im Frühjahr 1872 und ein Majeſtätsbelei⸗ 
digungsprozeß dazu, die ihm für nahezu drei Jahre erſt in den Feſtungen 
Hubertusburg und Königſtein, dann noch im Gefängnis in Zwickau zu einem 
beſchaulichen Daſein verhalfen. Namentlich das — nach ſeiner Schilderung — 
doch ziemlich idylliſche Leben, das er zwei Jahre lang mit Liebknecht ge- 
meinſam in Hubertusburg führte, ſtellte ſeine zerrüttete Geſundheit wieder 
her und gewährte ihm die Möglichkeit, ſich geiſtig fortzubilden. 

Aber auch auf dem Königſtein und in Zwickau wußte ſich Bebel die lange 
Haft erträglich zu machen; er hatte ſich eine eigene Gefängnisphiloſophie 
zurechtgelegt, die ſich gerade an ſeiner temperamentvollen Art als probat 
erwieſen hat. Er ſchreibt darüber: „Ich habe allezeit den Grundſatz befolgt, 
ich in Unvermeidliches, das man nicht zu ändern vermag, nach Möglichkeit 
zu fügen und den Dingen die beſte Seite abzugewinnen. Von dieſem Ge⸗ 
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ichtspunkt ausgehend, bin ich, ohne mir das geringſte zu vergeben, den 
Befängnisbeamten bei Ausübung ihres ſchweren Amtes möglichſt entgegen⸗ 
gekommen, indem ich mich in die vorgeſchriebene Ordnung fügte. Dafür 
varen jie ſtets dankbar. In den größeren Gefängniſſen haben es die Be- 
imten mit fo viel ſozial bedenklichen und verkommenen Elementen zu tun 
O den traurigen Produkten unſerer famoſen ſozialen Ordnung —, daß ihr 
Dienſt einer der ſchwerſten iſt, den es gibt; ſie ſind glücklich, wenn ſie Leute 


mmer ihre Obhut bekommen, mit denen ſie menſchlich verkehren können.“ 


Bebel ſaß noch in Zwickau, als die Einigungsverhandlungen zwiſchen den 


Liſenachern und den Laſſalleanern begannen. Er und Bracke waren mit dem 


entwurf des Einigungsprogramms ebenſo unzufrieden wie Marx und Engels; 
Jebel entwarf an ſeinem Teil ein Gegenprogramm, von dem er jedoch ſelbſt 
igt, daß es ihm unter den Händen zu einer Broſchüre ausgewachſen ſei. 
lus der Darſtellung in ſeinen Denkwürdigkeiten geht hervor, daß Liebknecht 
ie Hauptſchuld oder — wie wir heute wohl ſagen müſſen — das Haupt⸗ 
erdienſt daran hatte, daß die Einigung trotz des theoretiſch ſehr anfecht- 
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baren Programms zuſtande kam. Bebel und Bracke wie Marx und Engels 
haben damals weidlich räſoniert, daß ihnen Liebknecht die Sache einiger⸗ 
maßen über den Kopf wegnahm, aber ſo wie ſich die Dinge heute hiſtoriſch 
darſtellen, muß man doch anerkennen, daß Liebknecht vollkommen im Recht 
war, wenn er die Einigung, die die Maſſen hüben und drüben in durchaus 
ſicherem Inſtinkt verlangten, nicht an theoretiſchen Meinungsverſchiedenheiten 
ſcheitern laſſen wollte, für die die Maſſen weder hüben noch drüben ſchon 
ein klares Verſtändnis hatten. Bebel und Bracke fanden ſich denn auch ſchnell 
in die Situation, während Marx und Engels noch lange grollten. | 

Der Briefwechſel, den Bebel damals mit ihnen führte, gehört zu den 
intereſſanteſten Partien ſeiner Denkwürdigkeiten. Er mußte dabei die Er⸗ 
fahrung machen, daß es kein leichtes Stück war, ſich „mit den beiden Alten 
in London“ zu verſtändigen, namentlich bei dem „übertriebenen Mißtrauen“, 
das ſie gegen „alles Laſſalleſche“ hegten. Dies Mißtrauen war zwar längſt 
bekannt, aber ſo wie es ſich wieder in den Briefen von Engels äußert, die 
Bebel mitteilt, befremdet es immer von neuem. Der Verdacht gemeiner 
Eiferſucht reicht ja an die „beiden Alten“ nicht von fern heran, und auch der 
unangenehme Eindruck, den Laſſalle bei dem Beſuch, den er 1862 in London 
abſtattete, nach übrigens unkontrollierbaren Gerüchten hinterlaſſen haben ſoll, 
genügt keineswegs, den Ingrimm zu erklären, womit Engels, vielleicht noch 
heftiger als Marx, gegen den „heiligen Laſſalle“ losfährt. | 

Die einzig annehmbare Erklärung diefes immer wieder auflodernden 
Zornes ſcheint mir zu ſein, daß, nachdem Marx und Engels in den vierziger 
und fünfziger Jahren mit unendlicher Mühe und in unzähligen Fehden die 
Elemente des wiſſenſchaftlichen Kommunismus von allen Spuren des Aller⸗ 
weltsradikalismus und Allerweltsſozialismus befreit hatten, ſie allzu arg⸗ 
wöhniſch gegen die ideologiſchen Reſte waren, die Laſſalles Anſchauungen 
allerdings noch vom hiſtoriſchen Materialismus trennten. Dazu kam dann 
noch ihre unzulängliche Kenntnis der oſtelbiſchen Zuſtände, denen ſie als ge 
borene Rheinländer immer mit der Empfindung gegenüberſtanden: Was kann 
aus Nazareth Gutes kommen? Glücklicherweiſe gingen ſie nicht ſo weit, um 
des Gothaer Programmes willen ſich von der Partei loszuſagen, womiſ 
ſie anfangs gedroht hatten, zumal da ihre Prophezeiung, auf dieſer Grund 
lage werde die Einigung nicht ein Jahr dauern, alsbald durch den tatſäch 
lichen Verlauf der Dinge bündig widerlegt wurde. Bebel hielt ihren peſſi 
miſtiſchen Auffaſſungen tapfer die Stange, und ſeine damals nach Londor 
gerichteten Briefe haben wohl den Grund gelegt zu dem aufrichtigen Reſpekt 
mit dem Engels ſpäter von Bebels „wunderbar feiner Naſe“ zu ſprechen pflegte 

Mit dem allmählichen Verwachſen der beiden Fraktionen beſchäftigen ſich 
dann die letzten Kapitel des Bandes, bis zu den Attentaten Hödels und 
Nobilings und dem weißen Schrecken der Attentatswahlen. Auch ſie enthalten 
noch manches anregende und belehrende Detail, doch müſſen ſich dieſe Zeilen 
damit beſcheiden, den Leſer zum eigenen Studium des Buches anzuregen 
ſeinen reichen Inhalt zu erſchöpfen, kann nicht ihre Aufgabe ſein. Und ſo ſe 
nur noch eines wehmütigen Reizes gedacht, der dieſen Band von Bebel 
Denkwürdigkeiten ſchmückt: in ihm tritt weit lebendiger als im erſten Di 
Geſtalt der unvergeßlichen Frau hervor, der Bebel den erſten Band gewidme 
hat, aber den zweiten nun nicht mehr in die treuen Hände legen konnte. 
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Die Meinungsverſchiedenheit, die wegen Schweitzer zwiſchen dem Genoſſen Bebel 
und mir beſteht, veranlaßt eine ganze Reihe von bürgerlichen Blättern, von der „Frei⸗ 
ſinnigen Zeitung“ bis zur „Deutſchen Tageszeitung“, mich mit wilden Schmähungen 
zu überſchütten. Ich lehne nun gern ab, dieſe wohlfeilen Triumphe — nach der be- 

kannten Theorie des Genoſſen Bebel über das Urteil der Gegner — gegen ihn ſelbſt 
zu verwerten, denn was zwiſchen ihm und mir auszumachen iſt, ſteht in der Tat 
über dem leeren Gerede der bürgerlichen Zeitungsſchreiber. Soweit jedoch dieſe edle Zunft 
behauptet, Bebel habe mich zu Ehren des verſtorbenen Eugen Richter vor allem Volke 
abgeſchlachtet, muß ich mich um meiner ſelbſt willen dazu mit einem kurzen Worte äußern. 
Ich ſoll nämlich den verſtorbenen Eugen Richter in „niederträchtiger“, „pöbel— 
hafter“, „ſchamloſer“ uſw. Weiſe angegriffen haben, weil er im Jahre 1905 dasſelbe 
über Schweitzer geſagt habe, was jetzt Bebel in ſeinen Denkwürdigkeiten beſtätige. 
Dieſe Behauptung iſt einfach aus leerer Luft gegriffen. Meine Differenz mit Bebel 
wegen Schweitzer iſt jetzt mindeſtens 15 Jahre alt, und vor etwa 10 Jahren habe 
ich mich deshalb mit ihm ſchon in der „Neuen Zeit“ auseinandergeſetzt. Vor etwa 
6 Jahren nun, im Mai 1905, erließen die Berliner Vertrauensmänner der Partei 
einen Aufruf um Material für eine Berliner Parteigeſchichte. Auf dieſen Akt der 
Pietät, der keine Perſon und keine Partei angriff, antwortete Eugen Richter in einem 
ſelbſt für ſeine Verhältniſſe ungewöhnlich hämiſchen Artikel unter dem Titel: Sozial⸗ 
demokratie und Reptilienfonds, worin er höhniſch erklärte, er wolle gern Material 
für die Geſchichte der Partei liefern, und nun den Schwindel, wovon er ſich 40 Jahre 
genährt hat, abermals abhaſpelte, den Schwindel nämlich, daß die Sozialdemokratie 
ein Produkt des Reptilienfonds ſei. Es iſt richtig, daß er ſich dabei auch auf Bebels 
Urteil über Schweitzer berief, aber es iſt ebenſo richtig, daß ich in der Notiz, worin 
ich ihm an einigen Punkten ſei es ſeine Unwiſſenheit, ſei es ſeine Unwahrhaftigkeit 
nachwies, dieſen Punkt mit keiner Silbe berührt habe, wovon ſich jeder überzeugen 
kann, der die Nr. 122 der „Leipziger Volkszeitung“ vom 29. Mai 1905 nachſchlagen 
will. Mit Bebel hatte ich mich wegen Schweitzer längſt auseinandergeſetzt, und ſelbſt 
wenn dem nicht ſo geweſen wäre, ſo wäre die moraliſche Abfertigung eines Gegners 
von dem Kaliber des verſtorbenen Eugen Richter die unpaſſendſte Gelegenheit zu 
einer ſolchen Auseinanderſetzung geweſen. Aus dieſem einfachen Tatbeſtande machen 
nun die brotwucheriſchen wie die dividendenlüſternen Bewunderer Eugen Richters in 
ihrer lauteren Wahrheitsliebe und ihrem ſonoren Sauherdenton das Märlein zurecht, 
ihr Götze habe 1905 die Beſtechlichkeit Schweitzers aufgedeckt, ich hätte ihn deshalb 
„niederträchtig“, „pöbelhaft“, „ſchamlos“ uſw. angegriffen, aber nun käme Bebel als 
i Räder über mich. Was mich bei alledem faſt zu Tränen gerührt hat, iſt die helle 
Begeiſterung, womit ſich der Knuten⸗Ortel, der faſt jeden Tag mit unſauberen Denun⸗ 
ziationen hinter den Beamten herhetzt, die in Düſſeldorf für den ſozialdemokratiſchen 
Kandidaten geſtimmt haben ſollen, für die erhabene Idee ins Zeug wirft, daß die 
Sozialdemokratie ein Produkt bismärckiſcher Staatskunſt ſei. So lohnen ſich dem ſeligen 
Eugen doch die Dienſte, die er bei den Zolltarifdebatten von 1902 den Brot- und 
Fleiſchwucherern geleiſtet hat, und wie tröſtlich, daß es noch Dankbarkeit auf Erden gibt! 
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17 2. Die leiſtungen der Maffe. 
Nachdem wir das Weſen der unorganiſierten und doch einheitlich 
agierenden Maſſe kennen gelernt haben, iſt es nicht ſchwer, ſich über das 
zu verſtändigen, was ſie leiſten kann. 

„„Die Maſſe kann nur zerſtören“, erklärt Le Bon und glaubt fie damit 
verurteilt zu haben. Aber Krapotkin, der Verherrlicher der Maſſe, weiß 
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von den bisherigen Aktionen der Maſſe auch nichts anderes zu ſagen. 
Sein Ideal der Maſſe iſt jene, die in der franzöſiſchen eee agierte. 
Er reſümiert ihre Aktion in folgenden Worten: 

Aus verſchiedenen Gründen kam die Idee des Volkes in der Hauptſache ledig 
lich in Negationen zum Ausdruck. „Auf, laßt uns die Grundbücher ver⸗ 
brennen, in denen die Feudallaſten verzeichnet ſtehen! Nieder mit den Zehnten! 
Nieder mit Madame Veto (der Königin)! Die Ariſtokraten an die Laterne!“ Aber 
wem ſoll die frei gewordene Erde übergeben werden? Wer ſoll die Erbſchaft der 
guillotinierten Ariſtokraten antreten? Wem ſoll die Staatsgewalt überantwortel 
werden, die den Händen des Monſieur Veto entfiel, aber in denen des Bürgertums 
eine Macht wurde, die ganz anders, ſchrecklicher war als unter dem ancien régime! 

Dieſer Mangel an Klarheit in den Vorſtellungen des Volkes über das, was 
es von der Revolution erhoffen konnte, drückte der ganzen Bewegung ſeinen 
Stempel auf. . Aber wenn die Ideale des Volkes hinſichtlich des Aufbaues 
wirr waren, io waren fie im Gegenteil in ihren Negationen über gewiſſe Punkte 
ſehr klar und beſtimmt (J, S. 12, 13). 

Von Le Bon unterſcheidet ſich Krapotkin dadurch, daß er die Unfähig⸗ 
keit der Maſſe, „poſitiv“ zu ſchaffen, bloß in ihrer theoretiſchen Unklarheit 
begründet ſieht. Wäre ſie beſſer unterrichtet geweſen, dann hätte ſie auf 
poſitiv wirken können. 

Iſt dem ſo? f 

Zunächſt iſt zu bemerken, daß die Unwiſſenheit und Unklarheit der 
Maſſe kein Zufall iſt. Man bemerke, wir ſprechen hier von der unorgani⸗ 
ſierten Maſſe. Die Aktionen organiſierter Maſſen haben wieder ihre be 
ſonderen Geſetze, von denen wir hier nicht handeln. Wo die Volksmaſſe 
nicht organiſiert iſt, rührt das nicht daher, daß ſie der Organiſation nich 
bedarf, ſondern daher, daß ſie entweder den Wert der Organiſation nich 
erkannt hat oder, und das wird öfter der Fall fein, daß fie durch politiſchen 
und ökonomiſchen Druck daran verhindert iſt, ſich zu organiſieren. In dem 
einen wie in dem anderen Falle lebt die Volksmaſſe unter Bedingungen, die 
ihre Aufklärung und Bildung ungemein erſchweren. Wenn ſolche Maſſen 
in Aktion treten, werden ſie notwendigerweiſe unwiſſend und unklar ſein 

Aber ſelbſt wenn der ſonderbare Fall einträte, daß es möglich wäre, ſie 
zu klarer Einſicht in die geſellſchaftlichen Verhältniſſe zu bringen, und gleich 
zeitig unmöglich wäre, fie zu organiſieren, würde die Aktion der Maſſe 
ſich auf bloßes Zerſtören beſchränken müſſen — das Zerſtören natürlich 
nicht im phyſiſchen, ſondern im ſozialen Sinne genommen, als Zerſtörer 
von Einrichtungen. 

Wir haben im vorhergehenden Kapitel geſehen, daß die Einheitlichke 
des Willens einer Maſſe durchaus kein Myſterium iſt. Sie würde aber 
allerdings ein Myſterium ſein, könnte ſie ſich poſitiv äußern. In einer 
Volksmaſſe, die von unerträglichem Drucke oder großen Gefahren bedrängt 
iſt, kann leicht ohne langes Beſinnen die Einheitlichkeit des Willens auf 
kommen, jene Perſonen oder Inſtitutionen zu beſeitigen, die für die 
Maſſe die ſichtbarſten Träger jenes Drucks oder jener Gefahren ſind. 

Nicht ſo einfach iſt es dagegen, an Stelle einer ſolchen Perſon oder 
Inſtitution neue zu ſetzen. Namentlich wenn ſich's um letzteres handelt 
kommen ſo viele Details in Betracht, ſind ſo viele Erwägungen erforder: 
lich, daß die Maſſe ſich ſofort, wenn ſie ſchaffen wollte, aus einer handelnder 
in eine beratende und beſchließende Verſammlung verwandeln müßte. Das 
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ſt aber ſchon aus phyſiſchen Gründen unmöglich. Bereits in einer Ver⸗ 
ammlung von tauſend Perſonen, mit einem Präſidenten, Schriftführern, 
tefter Geſchäftsordnung, iſt ein eindringendes ſachliches Beraten kaum 
hurchführbar. Kein Parlament der Welt zählt jo viele Mitglieder. Wie 
ollte da eine unorganiſierte Maſſe beraten und beſchließen können, die jo 
zahlreich iſt, daß ſie herrſchende Perſonen, ſtaatliche Inſtitutionen zu be⸗ 
eitigen vermag, die vielleicht Hunderttauſende von Menſchen umfaßt! 
Auch nur der leiſeſte Verſuch, eine ſolche Maſſe zu poſitivem Schaffen zu 
ringen, müßte elend ſcheitern, ſelbſt wenn ſie theoretiſch ſehr klar und 
»öllig einig wäre, was ja ſo gut wie ausgeſchloſſen iſt. 

Aber noch mehr. Die „poſitive Arbeit“ erfordert nicht bloß ein kleines, 
zeſchloſſenes Kollegium Beratender, ſie erfordert auch Zeit. Man kann 
nicht binnen einigen Stunden ohne jede Vorbereitung ein neues Geſetz 
nachen oder eine neue Organiſation aufbauen. 

Zeit iſt aber gerade das, was der Maſſe fehlt. Sie lebt von der Hand 
n den Mund, und niemand arbeitet für fie. Sie kann nicht dauernd bei- 
ammen bleiben. Sie ſteht auch in keinem dauernden Zuſammenhang. 
Sie iſt ja nicht organiſiert. Sie muß nach wenigen Stunden auseinander— 
aufen, denn die einzelnen Individuen bedürfen der Nahrung, des Schlafs, 
hes Erwerbs, um ihr Leben zu friſten. Alles das finden fie nicht, ſolange 
ie in Maſſe verſammelt ſind. Dazu muß jeder ſein Heim oder das 
Surrogat dafür aufſuchen. Damit hört aber die Maſſe auf, zu exiſtieren, 
hie individuellen Beſchäftigungen, Einwirkungen und Lebensbedingungen 
reten in ihre Rechte. Ganz unberechenbare Verhältniſſe entſcheiden dar- 
iber, ob, wann und zu welchen Zwecken dieſe Individuen ſich wieder als 
Maſſe zu gemeinſamer Aktion zuſammenfinden. 

In jedem einzelnen Fall kann die Maſſe alſo nur leiſten, was ſich 
innen wenigen Stunden vollbringen läßt, und das kann nur ein Akt der 
Zerſtörung ſein. 

Aber das bedeutet keineswegs eine Verurteilung jeglicher Maſſenaktion. 
Ind namentlich die Verächter der Maſſe haben keine Urſache, die Tatſache, 
ſaß ſie nur zerſtören könne, gegen fie auszuſpielen, denn gerade jene Ver— 
ichter der Maſſe ſind in der Regel die größten Verehrer einer Inſtitution, 
hie eigens geſchaffen iſt und mit den größten Koſten aufrechterhalten wird, 
im zu zerſtören, und die abſolut nichts anderes leiſten kann, als zerſtören: 
ie Armee. 

Die Verächter der Maſſe ſehen in der Armee die hehrſte Inſtitution 
es Staates. Die Monarchen find in erſter Linie Führer der Armee. Gut⸗ 
eſinnte Patrioten ſollten ſich alſo hüten, zu behaupten, eine Menſchen⸗ 
enge, die nur zerſtören könne, ſei dadurch ſchon als ſchädlich gebrandmarkt. 
Man wird vielleicht entgegnen, das Kriegsheer wirke poſitiven Nutzen da— 
urch, daß es das Vaterland verteidigt. Aber ſelbſt wenn wir davon abſehen 
»ollen, daß dabei unter den Intereſſen des Vaterlandes meiſt nur die 
einer Ausbeuter zu verſtehen ſind, ſo kann man doch erwidern, daß den 
leichen poſitiven Nutzen auch die Maſſe zu ſchaffen ſucht. Sie verteidigt 
ie Rechte des Volkes. Das ändert aber nichts an der Tatſache, und 
arum handelt es ſich jetzt, daß Armee wie Maſſe ihre Zwecke nur er- 
eichen können durch Zerſtörung. Und bei der Armee tft das Zerſtören oben- 
rein ausſchließlich ein phyſiſches Morden, Sengen und Brennen. Die 
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Aktion der Volksmaſſe erreicht dagegen ihren Zweck, Beſeitigung verhaßter 
Perſonen oder Inſtitutionen, oft ſchon durch bloßen moraliſchen Druck. 

Ob ihre Aktion dem geſellſchaftlichen Fortſchritt dient oder ihn hemmt, 
in dieſem Sinne nützlich oder ſchädlich wird, läßt ſich ebenſowenig ein 
für allemal ſagen, wie es ſich von kriegeriſchen Aktionen ſagen läßt. Es 
hat ſicher ſehr viele Kriege gegeben, die die geſellſchaftliche Entwicklung 
gehemmt haben, aber doch auch ſolche, die ſie förderten; zum Beiſpiel die 
Kriege der franzöſiſchen Republik, früher ſchon die Kriege der Holländer 
gegen die Spanier, manche Kriege gegen die Türken (micht der jetzige 
Flibuſtierzug der Italiener) uſw. 4 

So wäre es auch ein Unding, von vornherein zu jagen, die Maſſe könne 
nur ſchädlich wirken, weil fie nur zu zerſtören vermöge. Aber ebenſowenig 
geht es an, wie die Verehrer der Maſſe tun, anzunehmen, daß die Maſſe 
um mit Krapotkin zu reden, „ſtets ein richtiges Gefühl von der Lage hat“ 
und ſtets nur das zerſtört, was im Intereſſe der geſellſchaftlichen Ent 
wicklung zerſtört zu werden verdient. 1 

Solange es eine Ziviliſation gibt, iſt die Volksmaſſe zu jeder Zei 
ſo ausgebeutet und bedrängt, daß ſie ſtets Grund hat, ſich zu empören, daf 
ſie ſtets Perſonen und Inſtitutionen vorfindet, die ſie haſſen, deren Be 
ſeitigung ſie wünſchen muß. Aber dieſe Sachlage allein bewirkt noch kein 
Aktion der Maſſe. Im gewöhnlichen Lauf der Dinge ſtehen die Individuen 
aus denen das Volk beſteht, den herrſchenden Klaſſen und ihren Macht 
mitteln vereinzelt, mutlos, hoffnungslos gegenüber. Nur wenn beſonder 
Ereigniſſe fie aufs äußerſte erregen, zuſammenführen, Zweifel an dei 
Kraft oder Sicherheit ihres Bedrückers oder aber den Mut der Verzweif 
lung in ihnen ſelbſt hervorrufen, kann es zu einer Aktion der Maff 
kommen. Dieſe erwächſt aus beſtimmten Ereigniſſen und nicht etwa au 
einem beſonderen Scharfſinne der Maſſe, die ja als Maſſe noch gar nich 
beſteht und ihre beſonderen überlegenen Kräfte nicht entfalten kann, jo 
lange nicht die Ereigniſſe zahlreiche Individuen aus ihrer Iſolierung ge 
riſſen und zuſammengeführt haben. 1 

Am eheſten find es Niederlagen im Krieg und Hungersnot, die di 
Maſſen erregen und rebelliſch machen. Oft find die Urſachen der Er 
regung ſolche, an denen die Machthaber perſönlich unſchuldig ſind, zun 
Beiſpiel eine Mißernte. Aber die Machthaber ſind die Nutznießer des be 
ſtehenden Syſtems der Unterdrückung und Ausbeutung und werden fü 
das Elend, das eintritt, auf jeden Fall verantwortlich gemacht. . 

Jedes Regierungsſyſtem, ob feudaliſtiſch, ob kapitaliſtiſch, ob konſer 
vativ, ob liberal, war bisher mit Not und Elend der Volksmaſſe verknüpf 
Unter jedem kann dies Elend durch Krieg, Mißernten, Kriſe jo verſchärf 
werden, daß es zu rebelliſchen Ausbrüchen und Maſſenaktionen gegen da 
beſtehende Regierungsſyſtem führt. Iſt dieſes ein rückſchrittliches, werde 
ſie im Sinne des Fortſchritts wirken. Iſt es ein fortſchrittliches, können ſi 
reaktionäre Tendenzen entwickeln. 4 

Es hieße einer myſtiſchen Teleologie huldigen, wollte man annehmer 
daß die Maſſe ſtets dann und dort in Aktion trete, wo dies im Intereſf 
der geſellſchaftlichen Entwicklung notwendig ſei, und daß ihr Eintrete 
ſtets dieſem Zweck diene. Da die Maſſen ſtets bedrückt ſind, ſtets Grun 
haben, ſich gegen die augenblicklichen Machthaber zu wenden, wer dieſe aue 
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‚fein, in welcher Richtung dieſe tätig fein mögen, und da die Tatſache ihrer 
Erhebung von Bedingungen abhängt, die mit dem fortſchrittlichen oder 

rückſchrittlichen Charakter der Machthaber nichts zu tun haben, können 

Aktionen der Maſſe ebenſo reaktionär, ja geradezu ſinnlos ſein, wie ſie 

unter Umſtänden die Lokomotiven der gewaltigſten geſellſchaftlichen Fort⸗ 

ſchritte zu werden vermögen. 

Die Verehrer der Maſſe ſehen meiſt nur die Erſcheinungen letzterer Art 
während der franzöſiſchen Revolution, und doch traten in jenem Zeitalter 
auch Erſcheinungen auf, die das Gegenteil bekundeten. Neun Jahre vor 

der Erſtürmung der Baſtille kam es in London zu einem gewaltigen Aus⸗ 

bruch der Volkswut, der für mehrere Tage lang die Hauptſtadt in den 

Beſitz der Maſſe brachte. Dieſe Empörung, die ſogenannten Gordon- 

unruhen, erwuchs ſicher ebenſo wie die Erhebung der Pariſer aus der uner- 

träglichen Lage des Volkes. Aber der Gegenſtand, gegen den ſie ſich richtete, 
waren nur die Katholiken, die ſeit 1778 etwas weniger grauſam behandelt 
wurden als bis dahin. Aber auch dieſer Zweck verlor ſich im Fortgang des 

Aufſtandes, der ſchließlich eine bloße Orgie der Plünderung und Be⸗ 

rauſchung wurde, der das Militär ein blutiges Ende machte. Nicht 

ſo ſinnlos, aber höchſt reaktionär erwies ſich der wütende Volksauf⸗ 
ſtand, der 1808 in Spanien losbrach. Er wendete ſich gegen die Franzoſen, 
die eben einem elenden Regiment von Pfaffen, Junkern und Höflingen, 
das das Land ruinierte, ein Ende gemacht hatten und anfingen, nützliche 

Reformen durchzuführen. Jener Aufſtand verjagte die Reformer und 

ſchuf wieder Platz für das alte reaktionäre Geſchmeiß. Will man Bei⸗ 

ſpiele reaktionärer Maſſenbewegungen aus unſeren Tagen haben, dann 
erinnern wir an ruſſiſche Pogroms, an amerikaniſche Lynchungen von 

Negern und Japanern uſw. 

Man ſieht, die Aktion der Maſſe dient nicht immer dem Fortſchritt. 

Das, was ſie zerſtört, ſind nicht immer die ſchlimmſten Hemmniſſe der Ent⸗ 

wicklung. Sie hat ebenſo oft reaktionären wie revolutionären Elementen 

dort in den Sattel geholfen, wo ſie ſiegreich war. 

| Damit treffen wir auf einen weiteren Nachteil, der ſtets der Aktion der 

9 Maſſe anhaftet: ſie vermag wohl unter Umſtänden zu ſiegen, aber nie ſelbſt 

die Früchte des Sieges einzuheimſen, da ſie eben nur zu zerſtören vermag. 

Wie die Armee wohl imſtande iſt, Siege zu erfechten, die Feſtlegung der 

Gewinne des Sieges im Friedensſchluß aber den Diplomaten und Staats⸗ 

männern überlaſſen muß, die dem blutigen Ringen gemächlich zugeſehen, 

ſo iſt auch die Maſſe bisher ſtets dazu verurteilt geweſen, für andere die 

Kaſtanien aus dem Feuer zu holen. Es hängt das damit zuſammen, daß 

ö die Maſſe wohl kämpfen, nicht aber — als Maſſe — Geſetze machen oder 
den Staat verwalten kann. Sie muß das immer kleinen Gruppen über⸗ 

0 laſſen, die ſich dauernd dieſen Aufgaben widmen, entweder Leuten, die als 

Ausbeuter die nötige Muße dazu haben, oder eigens dafür bezahlten Re⸗ 

präſentanten oder Beamten. 

Die hiſtoriſche Wirkung der Aktion der Maſſe hängt daher nicht bloß 
davon ab, ob und in welchem Grade fie ſiegt, welche Perſonen oder Inſti⸗ 
tutionen durch fie zurückgedrängt oder weggefegt werden, ſondern auch da- 

von, welcher Art die Elemente ſind, für deren Herrſchaft der Sieg der Maſſe 
655 macht. 
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Durch die Art dieſer Wirkung wird es auch beſtimmt, wie die Aktion 
der Maſſe auf dieſe oder vielmehr auf die Individuen, die ſie bilden, zurück⸗ 
wirkt, nachdem dieſe Aktion und damit das Beſtehen der Maſſe ſelbſt auf⸗ 
gehört hat. Sind es revolutionäre Elemente, die dadurch in den Sattel ge⸗ 
hoben werden, Elemente, die daran gehen, drückende Mißſtände aufzuheben, 
dringende Forderungen der Maſſe durchzuführen, eine Fortentwicklung der 
Geſellſchaft anzubahnen und damit allenthalben die froheſten Erwartungen 
wachzurufen, ſo fühlen ſich alle jene dadurch gehoben, die an der Aktion 
teilgenommen und dadurch den neuen Zuſtand geſchaffen haben. . 

Ja, darüber hinaus wird nun jedem Mitglied der Volksmaſſe, ob es 
bei der Aktion mittat oder nicht, klar gemacht, welch gewaltige Wirkungen 
es durch ſein Mittun hervorrufen könnte. Selbſtbewußtſein, Kraftgefühl, 
lebhaftes politiſches Intereſſe und Verſtändnis, aber auch leichte Erregbar⸗ 
keit, der Drang, die Aktion zu wiederholen, ſobald den Reformen Gefahren 
oder Stockungen drohen — alles das wird in der Volksmaſſe aufs höchſte 
geſteigert. Sie nähert ſich jenem Idealbild, das aus den Erfahrungen der 
großen Revolution abgeleitet wurde. 

Scheitert dagegen die Aktion der Maſſe an innerer Haltloſigkeit, an der 
Unvernünftigkeit ihrer Ziele, oder ebnet ihr Sieg nicht revolutionären, 
ſondern reaktionären Elementen den Weg, führt dieſe Aktion nicht zur 
Weiterentwicklung des Beſtehenden, ſondern zu erneuter Befeſtigung ſchon 
früher vorhandenen Drucks, dann ergreift das Gefühl der Ohnmacht und 
des Zweifels an ſich ſelbſt die Individuen der Volksmaſſe; Entmutigung, 
Hoffnungsloſigkeit, Apathie bewirken, daß ſelbſt die ſtärkſten Erre zung 
mittel für lange Zeit auf ſie nicht mehr wirken. 

Die Wirkungen und Erſcheinungsformen der Maſſenaktion können alf 
der mannigfaltigſten Art ſein. Sie laſſen ſich ſchwer vorher ermeſſen, denn 
die Bedingungen, von denen ſie abhängen, ſind höchſt komplizierter Natur 
Sie wirken faſt immer entweder überraſchend, alle Erwartungen üben 
treffend, oder enttäuſchend. 

Noch mehr als von der Art und dem Grade ihrer Wirkungen gilt das 
aber ſchon von ihrem bloßen Eintreten. Wir haben bereits darauf hinge 
wieſen, daß es nicht überlegener Scharfſinn der Maſſe, ſondern ein Sur 
ſammentreffen bejonderer Bedingungen iſt, was ihre Aktion hervorruft. 
Dieſe Bedingungen laſſen ſich nicht willkürlich ſchaffen, und ſie treten nicht 
immer gerade dann ein, wenn eine Aktion der Maſſe in deren eigenem 
Intereſſe am Platze wäre. Manche dieſer Aktionen iſt ſehr zur Unzeit ge⸗ 
kommen, wenn ſie mehr ſchadete als nützte, andererſeits iſt aber auch manche 
gerade dann ausgeblieben, wo ſie am notwendigſten geweſen wäre. 

Wie wir ſahen, hat Krapotkin — und auch ſchon andere vor ihm — be⸗ 
hauptet, in der franzöſiſchen Revolution habe das Volk ſeine Lage immer 
ſehr richtig beurteilt. Aber er ſelbſt muß wenige Seiten, ehe er dieſe Be⸗ 
hauptung aufſtellt, mitteilen, wie vom 17. Juli 1791 bis zum Frühjahr 
1792 die Maſſe ſich nicht rührte und der Reaktion oder, richtiger geſagt, 
der Bourgeoiſie freien Lauf ließ, ſo daß Danton, Marat und viele andere 
bereits an der Revolution verzweifelten. Krapotkin erklärt dies dadurch, 
daß das Volk gefeſſelt war durch ſeine Führer. Dieſe wollten aber doch 
auch ſpäter von der Aktion der Maſſe nichts hören. Wenn es in dem Jahre 
von 1791 bis 1792 nicht zu großen Aktionen der Maſſen kam, ſo lag das 
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zum großen Teil daran, daß die Momente, die fie 1789 erregt hatten, zeit⸗ 
veiſe ausgeſchaltet waren: die Hungersnot und die Drohung der be— 
vaffneten Gegenrevolution. Die Ernten von 1789 und 1790 waren reich- 
liche geweſen, und niemand gefährdete die Nationalverſammlung. Die Ar- 
beiten der geſetzgebenden Verſammlung ſchienen dem Volke Gutes zu ver- 
iprechen. Was im Jahre 1792 die Aktion der Maſſe wieder in Fluß brachte, 
19 nicht die „Führer“, ſondern der Krieg, der im April 1792 erklärt 
vorden war. 

| Andererſeits, als am 9. Thermidor (27. Juli) 1794 Robespierre durch 
hie bürgerliche Gegenrevolution geſtürzt wurde, verſagte wieder die Maſſe. 
Bon da an begann der Niedergang des kleinbürgerlich-demokratiſchen Re⸗ 
zimes. 
Und wie damals iſt es ſeitdem nur zu oft gegangen, ſo erſt jüngſt in 
ber ruſſiſchen Revolution. Im entſcheidenden Moment, als die Revolution 
durch die Gegenrevolution aufs ſchlimmſte gefährdet war, blieb der Appell 
der Revolutionäre an die Maſſen, in den Streik zu treten (Dezember 1905), 
jerade im Zentrum der Bewegung, in Petersburg, ohne ausreichenden 
Diderhall. 

Das Eintreten einer Aktion der unorganiſierten Maſſe iſt ein Elemen⸗ 
arereignis, das man wohl, wenn man ſeine Bedingungen erkannt hat, mit 
iniger Wahrſcheinlichkeit in einer gegebenen Periode, die dieſe Bedin⸗ 
jungen erfüllt, erwarten, das man aber nicht beliebig herbeiführen und 
uch nicht mit voller Beſtimmtheit für einen vorher fixierten Zeitpunkt an⸗ 
etzen kann. Oppoſitionelle Parteien können wohl daran tun, ſich in Zeiten 
jroßer Erregung der Volksmaſſen zu rüſten, um eine eventuelle Aktion der 
Maſſe auszunutzen. Sie werden jedoch in neun Fällen von zehn elend 
Schiffbruch leiden, wenn ſie ihre Politik auf das erwartete Eintreten einer 
olchen Aktion in einem beſtimmten Zeitpunkt aufbauen, damit drohen, ſich 
azu öffentlich verpflichten. 

Die Unberechenbarkeit der Aktionen unorganiſierter Maſſen iſt oppo⸗ 
itionellen und namentlich revolutionären Bewegungen und Parteien oft 
verhängnisvoll geworden. Und doch beruht gerade darauf die Stärke ſolcher 
tionen und die Möglichkeit ihres Sieges. Denn die phyſiſchen Machtmittel 
per Maſſe find in der Regel gering, denen der Regierung in feiner Weiſe 
ſewachſen. Sie wirkt ſieghaft dort, wo die Einheitlichkeit und Rückſichts⸗ 
oſigkeit ihres Willens ſich überlegen zeigt, wo ſie auf Unſicherheit, Kopf⸗ 
oſigkeit, Angſt ſtößt. Dieſe Eigenſchaften erzeugt fie in einer moraliſch be- 
eits geſchwächten Regierung durch die Plötzlichkeit und Wucht ihres für 
freund und Feind gleich überraſchenden Auftretens. 

Wo die Regierung von der Maſſenaktion nicht überraſcht wird — und das 
rd faſt bei jeder nicht ſpontanen, ſondern vorbereiteten Maſſenaktion der 
fall ſein — oder wo ſie eine derartige Aktion gar provoziert, da werden 
hre Machtmittel in der Regel ausreichen, die Maſſe niederzuſchlagen. Es 
t ein altbewährtes Mittel von Regierungen, die ſich durch eine anſchwel⸗ 
ande Bewegung im Volke bedroht fühlen, durch gewaltſame Maßregeln 
ſeſſen Empörung herauszufordern, um fie dann in ihrem Blute zu er⸗ 
icken. Nach dieſem Rezept wurde 1848 die Juniſchlacht heraufbeſchworen. 
zo gedachte auch Bismarck die deutſche Sozialdemokratie zu Straßen⸗ 
impfen zu treiben, als alle anderen Mittel fehlſchlugen, ihren Aufſtieg 
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niederzuhalten. Aber das deutſche Proletariat iſt zu unorganiſierten Maſſen. 
aktionen nicht ſo leicht zu veranlaſſen wie das anderer Nationen. Und nicht 
zum wenigſten dem iſt es zuzuſchreiben, wenn der Aufſtieg unſerer Partei 
bisher durch keine einzige entſcheidende Niederlage für längere Zeit unter⸗ 
brochen wurde, wie es bei den ſozialiſtiſchen Bewegungen anderer Groß. 
ſtaaten hin und wieder der Fall war. ! 

Indes wäre es verkehrt, wenn daraus geſchloſſen würde, jede oppofitio: 
nelle Partei habe unter allen Umſtänden jegliche Aktion der unorganiſier⸗ 
ten Maſſe prinzipiell zu verpönen. Mag deren Aktion ſehr oft unzeitgemäß 
ſein, anderſeits ſehr oft dann ausbleiben, wenn ſie am Platze wäre, jo 
hängt doch ihr Ausbleiben ebenſowenig von unſerem Gutdünken ab wie ihr 
Eintreten. Wenn ihre Bedingungen gegeben find, dann tritt fie unab⸗ 
wendbar ein, ohne Rückſicht darauf, ob die Regierungen und auch die Revo 
lutionäre defretieren, daß jede Maſſenaktion zu unterbleiben habe. Ele: 
mentarereigniſſe laſſen ſich nicht willkürlich dirigieren. Nichts komiſcher alz 
etwa Erörterungen darüber, ob wir Sozialdemokraten durch das allgemein 
Wahlrecht, durch das Parlament oder durch Maſſenaktionen die politiſch 
Macht erobern wollen. Als ob das von unſerem Belieben abhinge! Ebenſo 
gut könnten wir darüber debattieren, ob es morgen hageln ſolle oder nicht 

Eine andere Frage iſt dagegen die, ob die Bedingungen, aus dener 
zeitweiſe Aktionen der Maſſe bisher entſprangen, auch jetzt noch beiteher 
und weiter zu beſtehen verſprechen; ob ſie nicht vielmehr im Abnehmer 
begriffen find oder völlig aufgehört haben, zu exiſtieren: kurz, nicht die 
Frage, ob wir die Aktion der „Straße“ wollen, ſondern vielmehr die 
Frage, ob wir erwarten dürfen, daß ſie noch einmal eine biſtoriſß 
Rolle ſpielen wird. 

Dieſe Frage iſt nicht mit ein paar Worten abzutun. Sie ſoll uns ir 
einem Schlußartikel beſchäftigen. Schluß folgt, 


Marokko und der deutſche Erzbedarf. 
Von Otto Hue. 
II. 


Irrig iſt es aber auch, anzunehmen, uns ſtünden ganz beſonders 9 
Schwierigkeiten in der Erzdeckung aus dem Ausland entgegen. Es betru 
die Eiſenerzeinfuhr in Deutſchland insgeſamt im Jahre 1900 4,10 Millioneſ 
Tonnen, 1910 9,81 Millionen Tonnen: 


1900 1910 1900 1910 | 
Davon aus Millionen Millionen Davon aus Millionen Millionen 
Tonnen Tonnen Tonnen Tonnen 


Spanien . 1,84 2,86 Oſterreich⸗ u 0,27 020 
Schweden 1,43 3,24 Tunis — 0,12 
Frankreich.. 0,06 1,77 Kanada 0,1157 
Rußland . 0,08 0,77 Griechenland. . 0,12 0,082 | 


Algerien 0,15 0,22 


Griechenland, Algier, Tunis und Kanada liefern uns nur geringe Mengen 
die leicht entbehrt werden können. Frankreichs Beziehungen zu uns erörterte 
wir ſchon. Blieben noch Spanien, Schweden, Rußland und Oſterreich⸗Ungarn 
Spanien iſt ſo kohlenarm, die Indolenz ſeiner Bevölkerung, die ſtaatlich 
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Mißwirtſchaft iſt jo groß, und feine Erzgruben ſtehen fo ſtark unter dem 
Einfluß ausländiſcher Kapitaliſten (auch deutſcher), daß es 90 Prozent feiner 
Erzförderung exportieren muß. Meiſtens geht ſie nach Großbritannien. Aber 
mach die niederrheiniſch⸗weſtfäliſchen Hütten verarbeiten ſeit dem Jahre 1906 
zirka 2 Millionen Tonnen ſpaniſcher Erze, deren hoher Eiſengehalt den weiten 
Transport, überdies per Schiff bis Ruhrort⸗Duisburg, wirtſchaftlich ausgleicht. 
Da wir in Spanien dieſelben Handelsrechte genießen wie Großbritannien, 
teht die Partie gleich; was dieſes Land an billigeren Schiffsfrachten vor uns 
»oraus hat, wird durch unſere größere Eigenförderung und durch eine zweifel⸗ 
os beſſere Betriebsorganiſation ausgeglichen. 

ö Nun zu Schweden, das uns allerdings mit einem Erzausfuhrzoll drohte. 
Aber Schweden wie Norwegen ſind aus dem gleichen Grunde wie Frankreich 
noch weit größerer Kohlenmangell) unbedingt auf Erzausfuhr angewieſen, 
venn die Rieſenlager der lappländiſchen Erze überhaupt nationalwirtſchaftlich 
herwertet werden ſollen. Ein Ausfuhrzoll würde natürlich alle Bezieher 
ſchwediſcher Erze treffen, uns alſo nicht ausnahmsweiſe. Doch iſt die Sache 
nicht ſo kritiſch, wie ſie ausſieht. Die in Mittelſchweden heimiſche uralte 
Qualitätseiſeninduſtrie (Grängesberg) verhüttet noch vorwiegend mit den ſehr 
euren Holzkohlen und iſt in abſehbarer Zeit nicht in der Lage, ihre Pro⸗ 
huktion entſprechend dem verfügbaren Erzreichtum zu ſteigern.! Nun gar die 
m hohen Norden liegenden ungeheuren lappländiſchen Erzberge bei Gelli- 
bara, Kirunavara, Tuolluvara uſw.! Dort iſt die regelmäßige Verhüttung 
m Ort und Stelle aus klimatiſchen Gründen und wegen Brennſtoffmangel 
Zusgeſchloſſen. Die lappländiſchen Erze müſſen ausgeführt werden oder un⸗ 
gehoben bleiben! Unſer Fraktionsredner Genoſſe v. Voll mar hat bei der letzten 
Verlängerung des deutſch⸗ſchwediſchen Handelsvertrags im Reichstag mit Recht 
darauf verwieſen, daß dieſe Zwangslage der ſchwediſchen Erzgruben von den 
heutſchen Unterhändlern viel zu wenig beachtet worden iſt. Auch dieſer 
Handelsvertrag iſt in Anlehnung an unſer Zolltarifgeſetz viel zu ſehr auf 
die Intereſſen der deutſchen Agrarier zugeſchnitten und waren unſere 
Unterhändler auch deshalb zu Zugeſtändniſſen bereit, die keine Begründung 
in dem angedrohten Erzausfuhrzoll finden. Dieſer würde die nordſchwediſche 
Erzinduſtrie empfindlich treffen, der ja an einer Ausfuhrſteigerung liegen muß, 
um die inveſtierten Kapitalien zu verzinſen. Freilich hat die ſchwediſche Re⸗ 
gierung in den Jahren 1907/08 unter dem Druck der öffentlichen Meinung 
die Erzgrubenbeſitzer zu einem nationalwirtſchaftlich ſehr intereſſanten Ver⸗ 
‚rag genötigt, wonach ein erheblicher Teil der Erzfelder verſtaatlicht und 
die Erzausfuhr in gewiſſer Hinſicht beſchränkt worden iſt! Die Eiſen⸗ 
erzausfuhr darf aus den Revieren Kirunavara, Svazzavara, Gellivara und 
Grängesberg nur bis zum Höchſtbetrage von 5100000 Tonnen geſteigert 
verden, welches Quantum wahrſcheinlich bis zum Jahre 1921 erreicht wird. 
es Abkommen ſoll eine maßloſe Verſchleuderung der nationalen Erzſchätze 
verhindern. Für die Dauer dieſes Vertrags wird aber kein Erzausfuhrzoll 
—8 . dd e ENE 


A. Heubach ſchreibt im „Erzbergbau“, Heft 17, Jahrg. 1911, nach dem „Jern- 
‚sontoret Annaler“, die mittelſchwediſchen Erzlager enthielten f chätzungsweiſe 153,5 Mil⸗ 
ionen Tonnen: „Gegenwärtig iſt das Erz, welches in den Minen gefördert wird, 
die den Hüttenwerken gehören, mehr als genügend, um den Bedarf der Eiſeninduſtrie 
195 3 und oft hört man ſagen, daß zu große Lager vorhanden ſind und keine 
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erhoben, oder wenn doch, ſo muß der Staat ihn Arts. Das iſt . 
ſonders für Deutſchland, als den größten Verbraucher ſchwediſcher Erze 
(zirka 80 Prozent der Gefamtausfuhr!), von Wichtigkeit. Drei große nieder⸗ 
rheiniſch⸗weſtfäliſche Hüttenwerke haben mit ſchwediſchen Geſellſchaften Liefe 
rungsverträge über die Beſchaffung von jährlich 805000 Tonnen Erz bis zum 
Jahre 1912 abgeſchloſſen; vier andere niederrheiniſch-weſtfäliſche Hüttenwerke 
ſicherten ſich vertraglich den Bezug von 1 Million Tonnen bis zum Jahre 
1917.“ Was dann kommt, wird nicht zuletzt davon abhängen, ob es dem 
deutſchen Volke gelingt, die Reichsregierung zu veranlaſſen, die Vorbedingungen 
für beſſere Handelsvertragsabſchlüſſe zu ſchaffen. Deutſchland iſt ein 
erſtklaſſiges Induſtrieland geworden, darauf muß unbedingt bei der Reviſion 
unſeres Zolltarifgeſetzes Rückſicht genommen werden. Geſchieht dies, dann 
haben wir noch weniger als bisher die Erſchwerung ausländiſcher Erzzufuhren 
zu fürchten. 1 

Allerdings erfährt das günſtige Bild der deutſchen Erzverſorgung eine 
ſtarke Trübung, wenn wir unſere Aufmerkſamkeit auf Oberſ chleſien lenken 
Seine große Hütteninduſtrie konnte ſchon ſeit Jahren nur noch ein gute 
Drittel ihres Eiſenerzbedarfs aus inländiſchen Gruben decken. Nur 52 Prozent 
des oberſchleſiſchen Geſamtverbrauchs an Erzen, Schrott, Zuſchlägen (Mangan 
uſw.) war 1909 deutſchen Urſprungs. Oberſchleſien liegt zwiſchen Ruß⸗ 
land und Oſterreich eingekeilt. Das natürliche Abſatzgebiet für ober 
ſchleſiſche Induſtrieerzeugniſſe iſt dank unſerem Zolltarifgeſetz von 1902 mit 
ſeitdem noch erhöhten Zollſchranken umgürtet! Nach Norden hin öffnet 
ſich zwar die ſtarkbeſiedelte norddeutſche Tiefebene, aber die Eiſenbahn 
transportwege dorthin ſind lang und teuer, die billigere Waſſerſtraße der 
Oder iſt häufig ganz unbrauchbar. Überdies tritt die wirtſchaftsgeographiſch 
günſtiger gelegene mitteldeutſche Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie, in den letzten 
Jahren auch noch eine an die Oſtſeeküſte angeſiedelte Hüttenanlage (Donners⸗ 
marckſche „Kraftwerk“), konkurrierend gegen Oberſchleſien auf. Natürlich auch 
Rheinland⸗Weſtfalen. Nicht genug damit, daß der oberſchleſiſchen Induſtrie 
durch unſere ungünſtigen Handelsverträge Rußland und Sſterreich⸗ Ungarn 
ihr natürliches Abſatzgebiet ſtärker verrammelt wurde, es iſt ihr auch die 
Erzeinfuhr aus den beiden Ländern erſchwert. Ungariſcherſeits arbeitet man 
auf eine Verhinderung der Erzausfuhr (durch Frachtverteuerung), wenn nicht 
auf gänzliches Verbot hin, um die eigene Hütteninduſtrie zu entwickeln; das⸗ 
ſelbe Motiv leitet die Intereſſenten in Oſterreich. Die Zufuhr öſterreichiſch⸗ 
ungariſcher Eiſenerze nach Oberſchleſien ging zurück trotz ſteigenden Bedarfs, 
Auch aus Rußland erhält Oberſchleſien feit einigen Jahren eher weniger als 
mehr Eiſenerze. Die ruſſiſche Regierung hat ſchon direkte Erzausfuhrverbote 
(für die Weſtgrenze) erlaſſen, ſie dann, um der ſich in Kriſenzuckungen win⸗ 
denden ſüdruſſiſchen Gruben- und Hütteninduſtrie Erleichterung zu verſchaffen, 
teilweiſe wieder aufgehoben; auch ſchon mal wieder verſchärft. Oder es wurde 


1 Nach dem ſchwediſchen Staatsvertrag durften im Jahre 1910 etwa 3,65 Millionen 
Tonnen Erze ausgeführt werden, die Ausfuhr darf noch um 1½ Millionen Tonnen 
zunehmen, wodurch für den Hauptbezieher Deutſchland die Sicherung ſeines unbedingt 
notwendigen Bedarfs an den hochwertigen ſchwediſchen Erzen bis zum Jahre 1982 
ermöglicht iſt. Es müßte denn der erwähnte Staatsvertrag mit den Erzgruben ge⸗ 
ändert werden. Aber es ſprechen ebenſoviel Gründe dafür wie dagegen, daß a" 
Anderung keine Erſchwerung der Erzausfuhr bedeuten wird. | 
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durch Erhöhung der Eiſenbahntarife die Erzausfuhr nach Oberſchleſien er⸗ 
ſchwert. Kein großes weſteuropäiſches Eiſen⸗ und Stahlinduſtriegebiet iſt 
nämlich ſo auf ruſſiſche Erze angewieſen wie Oberſchleſien. Die dortigen 
Hüttenbeſitzer haben, um Frachtkoſten zu ſparen und um die Erzausfuhr⸗ 
verbote zu umgehen, bedeutende Hochofenwerke jenſeits der Grenze, bei 
Sosnovice uſw., angelegt. Dort werden die Erze ausgeſchmolzen, das Roh- 
eiſen wird diesſeits der Grenze weiterverarbeitet. Das nahegelegene ruſſiſch— 
polniſche Erzvorkommen umfaßt nach K. Bogdanowitſch, Profeſſor an der 
Bergſchule zu St. Petersburg, nur noch 33,7 Millionen Tonnen (Gruppe a), 
die nicht einmal 30 Prozent Metallgehalt beſitzen. Das iſt nur ein Not⸗ 
behelf. Die ungeheuren Erzablagerungen im Uralgebiet kommen wegen der 
rieſigen Entfernungen — noch dazu bei miſerablen Verkehrseinrichtungen — 
von der weſteuropäiſchen Landgrenze auf wer weiß wie lange Zeit nur für 
die relativ klägliche uraliſche Eiſeninduſtrie in Betracht. Dagegen bilden die 
ſüdruſſiſchen Erzablagerungen, vor allem die 60- bis 70prozentigen, meiſt 
phosphorfreien Krivoi⸗Rogerze ein vorzügliches Schmelzgut für die oberſchle— 
ſiſchen Hütten. Die Förderung der Krivoi-Rogerze ſtieg in den letzten Jahren 
auf manchmal über vier Millionen Tonnen (90 Prozent der Geſamtförderung 
Südrußlands). Es ſollen freilich nach den verſchiedenen Schätzungen nur noch 
50,80 oder 100 Millionen Tonnen Krivoi⸗Rogerze zu gewinnen fein, weshalb 
die Regierung der heimiſchen Induſtrie durch Ausfuhrverbote das erſtklaſſige 
Erz zu ſichern beſtrebt iſt. Aber ſelbſt ſehr optimiſtiſche Beurteiler der rufji- 
ſchen Zuſtände bezweifeln ſtark, ob ſich in abſehbarer Zeit in jenem, von 
einer verbrecheriſchen Adminiſtration heruntergewirtſchafteten, nur dünn be⸗ 
völkerten Lande eine ſeinem rieſigen Mineralienreichtum auch nur halbwegs 
entſprechende Metallinduſtrie entwickeln wird. Die weit überwiegend aus 
Bauern beſtehende Volksmaſſe iſt ja gezwungen, ihre Getreideernte zu ver— 
kaufen, um die Abgaben an den Staat zahlen zu können. Der Hunger iſt 
bei dem ruſſiſchen Volke ein gewöhnlicher Gaſt. Unter ſolchen Umſtänden 
kann kein für die Abſatzbedürfniſſe einer bedeutenden Eiſen- und Stahlinduſtrie 
ausreichender Inlandskonſum aufkommen. Infolgedeſſen lebt die ruſſiſche 
Hütteninduſtrie faſt nur von ſtaatlichen Aufträgen. Sobald dieſe ſtocken, iſt 
die Kriſe da. Südrußland beſitzt noch das rieſige Erzvorkommen auf der 
Krimhalbinſel Kertſch, das Bogdanowitſch auf 450 Millionen Tonnen ſchätzt. 
Dieſe Erze ſind zwar nicht ſo reich wie die von Krivoi-Rog, aber billiger 
gewinnbar und für die Verfrachtung per Schiff günſtig gelegen. Daher wer— 
den ſie größtenteils über See ausgeführt. 

Trotz der rieſigen Entfernung vermag Oberſchleſien immer noch mit Nutzen 
Erze von Krivoi⸗Rog zu beziehen, wenn keine Steigerung der Eiſenbahntarife 
oder eine Belaſtung durch einen Ausfuhrzoll eintritt. Dagegen iſt allerdings 
bereits einigermaßen Vorſorge getroffen durch die Heranſchaffung ſchwediſcher 
Erze, die aber ſehr erleichtert werden kann durch Verbilligung des Trans⸗ 
portes. Überhaupt iſt die Frage der Transportkoſten die Lebensfrage der 
oberſchleſiſchen Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie. Darin muß den dortigen Indu— 
ſtriellen beigeſtimmt werden. Sehmer berechnet etwa 25 Prozent der Roh— 
eiſenſelbſtkoſten Oberſchleſiens allein als Erztransportkoſten! Welche Bedeutung 
ein gut ausgebautes Waſſerſtraßennetz in Verbindung mit mäßigen Eiſen⸗ 
bahntarifen gerade für das wirtſchaftsgeographiſch ungünſtig gelegene Ober: 
ſchleſien hat, geht aus folgendem hervor: Die Tonnenpreiſe für per Eiſen⸗ 
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und Qualität die ſchon im Barnumſtil geprieſenen marokkaniſchen Erze find 
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bahn bezogene Krivoi⸗Rogerze beliefen ſich loco Oberſchleſien 1907 auf 26 bis 
28 Mark. Würde die ruſſiſche Regierung die Erzausfuhr über die Weſtgrenze 
ganz verbieten — was befürchtet wird —, dann könnten dieſelben Erze über 
Nikolajew — Schwarzes Meer — Mittelmeer — Gibraltar — Nordſee durch den 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal bis Stettin ſo billig transportiert werden, daß die 
preußiſche Eiſenbahn die Bahnfracht Stettin — Königshütte nur um 2 bis 3 Mark 
pro Tonne zu ermäßigen brauchte, dann bekäme die oberſchleſiſche Hütte das 
ſüdruſſiſche Erz ebenſo billig wie jetzt auf dem ruſſiſchen Eiſenbahnweg. Hier 
tritt die außerordentliche Transportverbilligung durch Benutzung des Waſſer⸗ 
wegs ſinnenfällig hervor. Damit iſt aber auch auf ein Mittel hingewieſen, 
welches zur Erleichterung der Erzausfuhr nach Oberſchleſien in e 
kommen muß: Verbilligung der Transportkoſten! 4 

Woher es auch feine Erze uſw. beziehen muß, Oberſchleſien iſt mehr | 
jedes andere unſerer großen Induſtriegebiete auf gute Handelsvertrags⸗ 
beziehungen mit dem Ausland angewieſen, die Deutſchland als erſtklaſſiges 
Induſtrieland, das Lebensmittel und induſtrielle Rohſtoffe ein⸗ und halh⸗ 
oder ganz fertige Induſtriewaren ausführen muß, charakteriſieren. Auch wenn 
wir ganz Marokko erhielten, dort ſehr reichhaltige Erzablagerungen aus⸗ 
beuteten, die notabene nach dem heutigen Stande der Hüttentechnik verwert⸗ 
bar wären, und wenn die Marokkoerze mit höherem wirtſchaftlichem Nutzen 
wie die ſpaniſchen, griechiſchen oder ruſſiſchen der deutſchen Hütteninduſtrie 
zugeführt würden, jo änderte das an der Situation Oberſchleſiens gar nichts! 
Soll Oberſchleſiens Erzbedarf ausreichend gedeckt werden, dann müſſen Trans⸗ 
portverbilligungen eintreten, ganz gleich, ob die Erze aus Südrußland, 
Marokko oder Schweden eingeführt, oder ob unſere einheimiſchen Erzquellen 
zur Bedarfsdeckung benutzt werden. Aber es genügt nicht, daß produziert 
wird, die Erzeugung muß auch abgeſetzt werden, und da muß beſonders Ober⸗ 
ſchleſien für den Sieg der Hochſchutzzöllnerei in unſerem Zolltarifgeſetz büßen. 
Es ſitzt eingekeilt zwiſchen den erhöhten ruſſiſchen und öſterreichiſchen Zoll⸗ 
mauern, deren Erhöhung unſer überagrariſches Zolltarifgeſetz veranlaßt hat, 
Es hat noch weitere Repreſſalien zu fürchten, wenn unſere Regierung, den 
Landwirtbündlern getreu, weitere Erſchwerungen der Nahrungsmitteleinfuhr 
aus Rußland und Oſterreich⸗Ungarn eintreten läßt. Nicht i in die marokkaniſche 
Ferne brauchen wir zu ſchweifen, wenn wir das einzige, wirklich an 
Erznot leidende größere deutſche Induſtriegebiet unterſtützen wollen, 
ſondern ihm helfen nennenswert herabgeſetzte Transportkoſten und 
Handelsverträge, die uns den Rohſtoffbezug für unſere Induſtrie aus 
ſehr erzreichen Ländern wie Rußland, Schweden und Norwegen gegen Ge⸗ 
währung von ähnlichen Gegenvergünſtigungen erleichtern. | 

In der Tat, wir brauchen kein „Deutſches Marokko“ für die 
Deckung unſeres Erzbedarfs! Abgeſehen davon, von welcher Quantität 


— man denke dabei an die Märchen von dem „unerſchöpflichen“ Vorkommen 
von Diamanten und den unauffindbaren Goldlagern im deutſchen Afrika! —, 
wir beſitzen in Deutſchland ſelber Erzgebiete, die Not leiden, 
weil fie ihre Förderung nicht glatt abſetzen können! Im Giegtal 
beſteht ſchon ſeit Jahrhunderten die Förderung des hochwertigen (47 bis 
50 Prozent Metallgehalt) Spateiſenſteins, des beſten deutſchen Erzes. 
In den Tälern der Lahn und Dill wurde ſchon zur e wie heute 
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der vorzügliche, etwas manganhaltige Roteiſenſtein (an 50 Prozent Metall⸗ 
gehalt) und der manganreiche Brauneiſenſtein (40 Prozent) gewonnen. Die 
fiegen-naſſauiſchen Erze geben bei entſprechender Miſchung ein vorzüg⸗ 
liches Qualitätseiſen. Einecke und Köhler berechneten im Jahre 1908 den heute 
verwendbaren Erzvorrat im Sieg⸗, Lahn⸗ und Dillgebiet auf 266,3 Millionen 
Tonnen! Leider ſind die Lagerungsverhältniſſe vielfach ſehr ungünſtig, die 
Gewinnungskoſten ſtiegen deshalb ſtark; ſie halten ſich zwiſchen 8 bis 9 Mark 
pro Tonne, betragen teilweiſe nach Werksangaben ſogar über 10 Mark, wo⸗ 
bei man wohl eine ſehr freie Berechnung der Selbſtkoſten annehmen darf.“ 
Einecke ermittelte für Lahn⸗ und Dillerze einen Selbſtkoſtenpreis von durch— 
ſchnittlich 8,54 Mark.“ Hohe Frachtkoſten können jo teure Erze nicht vertragen, 
zumal wenn viel billigere (Minette) zu haben ſind. Infolgedeſſen iſt die För⸗ 
derung und der Verbrauch der ſiegenmaſſauiſchen Erze im Rückgang begriffen; 
ur in Hochkonjunkturzeiten tritt eine vorübergehende Zunahme ein. Betriebs⸗ 
tockungen, Arbeiterentlaſſungen kommen häufig vor. Die einheimiſche Hütten⸗ 
nduſtrie iſt in ihrem Kohlen- und Koksbezug durchaus abhängig von dem 
heiniſch⸗weſtfäliſchen Kohlenſyndikat, in dem die dirigierenden Beſitzer der 
Hüttenzechen („gemiſchten Werke“) durch Hochhaltung des Kokspreiſes ſchon 
dafür ſorgen, daß die ſiegen⸗naſſauiſchen Hochofen⸗ und Walzwerke einen 
kohlen⸗ und Kokspreis bezahlen müſſen, der ihnen das große Übergewicht 
ber Ruhrgebietsinduſtrie ſtets fühlbar macht. Siegen-Naſſau iſt aber als 
Erz⸗ und Hütteninduſtriegebiet lebensfähig zu halten, wenn es 
aennenswert ermäßigte Transporttarife bekommt! Dann können 
eine Erze am Niederrhein mit den ſpaniſchen und ſchwediſchen die Konkurrenz 
glücklich aufnehmen, dann können fie ſogar, wofür neuerdings wieder Ver⸗ 
bindungen angeknüpft find, in Oberſchleſien die ausländiſchen Erze er- 
etzen oder doch ergänzen. In abjehbarer Zeit fol die Kanalverbindung 
zwiſchen dem Rhein und Hannover wie der Waſſerweg vom Ruhrgebiet 
Herne⸗Dortmund) bis zur Nordſee für Maſſentransporte vollſtändig aus⸗ 
gebaut ſein. Dann müſſen doch die ſiegen-naſſauiſchen Erze, da ihnen nun 
auch die bedeutend niedrigere Waſſerfracht ſehr zugute kommt, erheblich bil- 
‚iger nach Oberſchleſien transportiert werden können als die ſüdruſſiſchen 
Erze über Gibraltar — Stettin! Durch großzügigen Ausbau unſerer 
matürlichen und künſtlichen Waſſerſtraßen und weitere Ermäßi— 
zung der Eiſenbahntarife kann den Erzen aus Siegen-Naſſau das 
nitteldeutſche und ſchleſiſche Abſatzgebiet näher, das heißt bil— 
iger erreichbar gebracht und zugleich die ſchleſiſche Erznot min— 
bheſtens erheblich gemildert werden! 

Liegt das nicht viel mehr im Intereſſe unſerer Nationalwirtſchaft als ein 
Engagement in irgend einem kolonialen Abenteuer, das uns ſehr fraglichen 


Zum Vergleich ſei mitgeteilt, daß die luxemburgiſchen Grubenbeſitzer folgende 
Frzpreiſe pro Tonne publizieren: 1896 2,49 Franken, 1900 2,80 Franken, 1910 
„88 Franken. Nach dem Rapport Général sur la Situation de l’Industrie et du 
Jommercependant Pannée 1910. Luxemburg 1911. Über die Preiſe für Minetteerz 
agt der Bericht der lothringiſchen Zechenbeſitzervereinigung pro 1910, da die meiſten 
Sruben im Beſitz von Hütten ſeien, käme es „für fie nicht zur Bildung eines be⸗ 
timmten Erzpreiſes“. 

Der Eiſenerzbau und der Eiſenhüttenbetrieb an der Lahn, Dill und in den 
benachbarten Tälern. Jena 1907, Verlag von Fiſcher. 
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Gewinn, dafür aber ſicher internationale Verwicklungen verſpricht, in deren 
Verlauf unſere weltwirtſchaftlichen Intereſſen auf das ſchwerſte geſchädigt 
werden würden?! | 
Die Intereſſenten am ſiegen⸗naſſauiſchen Erzbergbau fordern ſtaatliche 
Maßnahmen zu ſeiner Erhaltung; es wird ſogar ein Faint auf 
manganhaltige Erze zum Schutze der ſiegen⸗naſſauiſchen verlangt. Im Reichs⸗ 
tag ſind dieſe Wünſche bereits in einer von antiſemitiſch⸗konſervativer Seite 
eingebrachten Reſolution und ihrer Begründung vorgebracht worden. Ein 
Einfuhrzoll auf Erze würde aber faſt die geſamte deutſche Hütteninduſtrie 
belaſten zugunſten eines einzelnen Bezirkes, welcher obendrein unſeren W 
darf an manganhaltigen Erzen nicht entfernt decken kann. 

Dieſe Erzſchutzzollangelegenheit iſt nun aber in ein kurioſes Licht gerücht 
worden durch den „flammenden Aufruf“, den ein „Ausſchuß des chriſt lich⸗ 
nationalen Arbeiterkongreſſes“ gegen die ſogenannte „landesverräte⸗ 
riſche Haltung der Sozialdemokratie“ in der Marokkoaffäre erlaſſen 
hat. Die Unterzeichner des Aufrufes, die Herren Abgeordneten Behrens, 
Generalſekretär Stegerwald und Handlungsgehilfenſekretär Bechly, ſind 
antiſemitiſch⸗klerikal⸗konſervative Parteigänger. Von derſelben Seite wird 
aber auch die Forderung nach Einfuhr eines Erzeinfuhrzolles leb⸗ 
haft unterjtügt! Wenn nun im Sinne der von dem Aufruf des vchriſtlich 
nationalen Ausſchuſſes“ empfohlenen alldeutſch⸗kapitaliſtiſchen „Kolonialpolitik“ 
das als erzreich geprieſene Südmarokko „deutſch“ würde, ſodann die Mannes 
mann, Krupp, Thyſſen, Gelſenkirchen, Bhönie — noch dazu nach dem Vor⸗ 
gang des rheiniſch⸗ weſtfäliſchen Kohlenſyndikat⸗Kohlenkontors mittels eigener 
Laſtſchiffe — die Marokkoerze in großen Mengen für ihre Hütten einführten, 
was wäre dann das Schickſal des jetzt ſchon notleidenden ſiegen⸗ 
naſſauiſchen Erz⸗ und Hüttengebiets? Es müßte ſeine Betriebe 
faſt alle einſtellen, ein uraltes, immer noch erzreiches deutſches Eiſen 
induſtriegebiet würde veröden und verkommen! Oder gedenken die Herren 
Behrens (Vertreter im Reichstag für den naſſauiſchen Erz⸗ und Hütten 
diſtrikt Wetzlar) und Genoſſen die Marokkoerze mit einem Einfuhrzoll 
zu belegen? Das wäre freilich eine der Schildbürger würdige vation 
Wirtſchaftspolitik“. | 

Ein Einfuhrzoll auf Erze hätte noch die weitere Wirkung, daß er das 
direkt herbeiführte, was im Intereſſe unſerer gewaltigen weſtdeutſchen Eiſen⸗ 
und Stahlinduſtrie nicht nur, ſondern auch der bedeutenden mitteldeutſchen 
und ſchleſiſchen verhütet werden muß, nämlich eine Verteuerung der beſten 
franzöſiſchen Minetteerze! Sind dieſe durch Einfuhr⸗ oder Ausfuhrzoll ver⸗ 
teuert, dann werden ohne Zweifel die an den freien Erzmarkt gelangenden 
lothringiſch⸗lurxemburgiſchen Erze ebenfalls im Preiſe geſteigert werden. Das 
aber wäre gleichbedeutend mit der Ruinierung mancher unſerer nicht im 
Beſitz von Gruben befindlicher Hüttenwerke. Ohnehin ſetzen die Intereſſenten 
— einerſeits gewiſſe rheiniſch⸗weſtfäliſche Großeiſeninduſtrielle, andererſeits 
der Saarfiskus und ſein Anhang — ihren ganzen Einfluß ein gegen die 
Moſelkanaliſierung. Sie würde eine Erleichterung und weſentliche Ver⸗ 
billigung der Minettezufuhren nach dem Ruhrgebiet bedeuten und, nach der 
bald zu erwartenden Fertigſtellung des nordweſtdeutſchen Waſſerſtraßennetzes, 


Profeſſor Dr. H. Schuhmacher, Die weſtdeutſche Eiſeninduſtrie und die Mosel. 
kanaliſierung. Leipzig 1911, Verlag von Duncker & Humblot. 
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bönnte auch die Verſorgung des ſchleſiſchen Hüttenbezirks mit lothringiſchen 
— wie mit ſiegen⸗naſſauiſchen — Erzen erheblich verbilligen. Aber die für 
unſere Nationalwirtſchaft ungemein wichtige Kanaliſierung der Moſel iſt auf 
die lange Bank geſchoben, weil die privatwirtſchaftlichen und fiskaliſchen 
Intereſſen bei unſerer Regierung höher im Kurſe ſtehen als die gemein⸗ 
wirtſchaftlichen. Wir müſſen darum befürchten, daß ſtatt einer Kanaliſierung 
der Moſel zwecks einer möglichſt ſtarken Ableitung der beſten franzöſiſchen 
Minetteerze nach Deutſchland ein belgiſch⸗luxemburgiſch⸗franzöſiſches Kanal⸗ 
projekt verwirklicht wird, das für die belgiſche Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie von 
außerordentlichem Vorteil ſein würde. Oder der oft erörterte Plan, die 
franzöſiſche Nordweſtküſte durch einen für große Laſtſchiffe berechneten Kanal 
mit dem Minetterevier zu verbinden, wird ausgeführt, woraus Großbritan⸗ 
niens Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie ungemein profitieren könnte! 
Iſt es denn überhaupt zu verſtehen, daß unſere „nationalen Wirtſchafts⸗ 
politiker“ die Erſchließung überſeeiſcher Erzquellen förmlich als eine „Lebens⸗ 
frage“ für unſere Induſtrie erklären, während es feſtſteht, daß wir im eigenen 
Lande, nicht weit von unſerem größten ſchiffbaren Strome abgelagert, un⸗ 
geheure und vorzüglich verwertbare Erzreſerven beſitzen! Erzreſerven, wie 
ſie keinem unſerer beachtlichen induſtriellen Konkurrenten auch nur annähernd 
fo gewaltig zur Verfügung ſtehen! Wenn die vielen Millionen Mark, die 
allein im Hereroaufſtand verpulvert wurden, für den Ausbau des deutſchen 
Waſſerſtraßennetzes verausgabt worden wären, dann könnten die erzarmen 
deutſchen Hüttenbezirke auf die möglichſt billigſte Weiſe aus dem erzreichen 
Südweſten, Süden und Weſten, auch aus dem nicht erzarmen Thüringen mit 
dem begehrten Rohſtoff verſorgt werden. Deutſchland leidet durchaus 
nicht unter Erzmangel, feine Erzverſorgung iſt vielmehr eine An- 
gelegenheit der Eijenbahn-, Kanal⸗ und Stromverwaltungen! 
Billiger Transporte bedürfen wir, dann können wir unſeren Erzbedarf 
aus dem Inland in ungleich höherem Maße und weit länger decken als 
unſere Konkurrenten. 


Litcrariſche Rundſchau. 


Robert Michels, Die Grenzen der Geſchlechtsmoral. Prolegomena, Gedanken 
und Unterſuchungen. München und Leipzig 1911, Frauenverlag. 196 Seiten. 


Unter dieſem mir nicht gerade angemeſſen ſcheinenden Titel veröffentlicht 
Dr. Michels eine Reihe von Aufſätzen, die zum Teil ſchon in verſchiedenen Zeit⸗ 
ſchriften erſchienen find. Es handelt ſich um Plaudereien und Eſſays, denen Be- 
leſenheit und eigene Beobachtung zugrunde liegen, die aber nicht auf wiſſenſchaft⸗ 
lichen Wert Anſpruch erheben. Das Unwiſſenſchaftliche liegt meines Erachtens nicht 
in der „Umgehung des der Beſchreibung läſtigen ſtatiſtiſchen Apparats“ und in der 
Vermeidung des „den gebildeten Maſſen unverſtändlichen Jargons“, ſondern vielmehr 
in der mangelnden Durcharbeitung der Fragen. Alles, was zuverläſſig beobachtet 
iſt, kann der Wiſſenſchaft Material liefern, aber ſtellt darum noch lange nicht eine 
wiſſenſchaftliche Arbeit dar. Übrigens ſtellt ſich der Autor ſelbſt die Aufgabe, „mehr 
zu fragen als zu antworten, mehr Probleme zu ſtellen als zu löſen“. 

Die Aufſätze haben ſehr verſchiedenen Wert. Das Kapitel über die äußerlichen 
Unterwerfungsmerkmale der Frau in der Ehe behandelt Fragen, die eigentlich zu 
kleinlich und zu äußerlich ſind, um außerhalb des Feuilletons einer Tageszeitung 
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ihr Leben zu friſten. Wie die deutſche Bourgeoiſie ihre Verlobungskarten ſtiliſte . 
ſcheint mir ebenſowenig eine Sache von Bedeutung, wie der Unterſchied in der Be⸗ 


nennung verheirateter und unverheirateter Frauen. Dagegen wird man in den „Ero⸗ 


tiſchen Streifzügen in verſchiedenen Ländern“ manches Intereſſante finden. Michels 


hat in Deutſchland, Frankreich und Italien gelebt und ſich eingehend der Beobachtung 


des Geſchlechtslebens gewidmet, wobei man ihm unbedingt einen offenen und un⸗ 


voreingenommenen Blick zuſprechen muß. Auch Michels beſtätigt den von anderen 


Autoren hervorgehobenen Unterſchied in der geſellſchaftlichen Erſcheinung des Liebes⸗ 
lebens in Italien auf der einen und in mitteleuropäiſchen Ländern auf der anderen 
Seite. In der Tat empfindet der Italiener die öffentliche Schauſtellung von Liebes⸗ 
betzeugungen, die bei deutſchen und franzöſiſchen Paaren die Regel bildet, als un⸗ 


würdig und ekelhaft. Wer viel reiſt, hat reichlich Gelegenheit, recht ſaftige Proteſte 


der italieniſchen Reiſegefährten ſolcher Liebespärchen zu hören. Auch in den „Zwiſchen⸗ 
ſtufen der Ehrbarkeit“ fehlt es nicht an Leſenswertem; allerdings hätte Dr. Michels 
bei einiger Vertiefung in römiſche Verhältniſſe gerade dieſen Teil ohne Mühe außer⸗ 


ordentlich ausbauen können. Viel Vernünftiges iſt auch in dem Kapitel über Braut⸗ 


ſtandsmoral, worin Michels die unheilvollen Folgen der bürgerlichen Sitte betont, 


die „in der Brautnacht die junge Frau ihrem Bräutigam überliefert, wie man eine 
gefangene Maus dem Kater vorwirft, damit er ſie verſchlinge“. 


In dem Kapitel „Über die Grenzen des Rechtes und der Pflicht der ehelichen 


Kindererzeugung“ tritt der Autor warm für den Neomalthuſianismus ein. Ein meines 
Wiſſens neues Argument zugunſten der willkürlichen Verhütung der Befruchtung ſieht 
er in der geringen Eignung eines jungen Ehepaars, da bei der überwiegend erotiſchen 
Stimmung der Flitterwochen eine gleich nach der Hochzeit eintretende Schwanger⸗ 


ſchaft eine Schädigung des Keimes oder doch eine Störung des Einvernehmens der 
jungen Gatten nach ſich ziehen kann. 


Es mag nicht ohne Intereſſe ſein, daß Michels in der ſtrengſten Monogamie, der 
weder beim Manne noch beim Weibe unehelicher Geſchlechtsverkehr vorausgegangen 
iſt, das höchſte Ideal des Geſchlechtslebens ſieht. In dem Buche kommt eine ge⸗ 
ſunde Achtung des Geſchlechtlichen zum Ausdruck und eine weitgehende Billigkeit 
gegen die Rechte der Frau. Das Kapitel über die Körperlichkeit der Liebe enthält 
manche gute Bemerkung über den Kultus, den der Wüſtling mit der Keuſchheit oder 
ſinnlichen Ungewecktheit des Weibes treibt. „Gerade darum, weil er mit einer Seite 
des weiblichen Lebens hypertrophiſche Bekanntſchaft gemacht hat, iſt der Wüſtling 


außerſtande, zu begreifen, daß auch das Idealbild, das er ſich, als Antitheſe zu dem 
Realbild ſeiner Erfahrungen, gemacht hat, wenn auch in natürlicher und normaler 


Form, die gleichartigen ſexuellen Züge aufweiſt wie jene, die er — ob mit Recht 
oder mit Unrecht, wäre noch zu unterſuchen — verachten lernte. Es iſt deshalb nur 
logiſch, daß das Poſtulat der abſoluten Reinheit des Weibes nicht von Idealiſten, 
welche die geſunde Sinnlichkeit des Weibes als ein koſtbares Kulturgut ſchätzen | 
und hochhalten werden, ſondern von ſolchen Elementen der Männerwelt aufgeſtellt 
wird, welche eines unerreichbaren Idols bedürfen, weil ihr unreines Empfinden im 


geſund⸗ſinnlichen Normalweib ſtets die Züge wittert, die es mit den Dirnen der 


Goſſe, bei denen ſie ſich ihre Begriffe über das Weſen des Weibes geholt haben 


kraft ſeines Geſchlechtes gemeinſam hat.“ (S. 149.) 


Daß das Buch vorwiegend „Salonprobleme“ behandelt, mache ich ihm nicht zum | 
Vorwurf, denn zum großen Teil find es Probleme, die für jeden Menſchen Bedeutung 
haben ſollten, und deren Problemnatur im Proletarier nur durch Mühſal und Not 
erſtickt wird. Die Titel der einzelnen Kapitel hätten wohl ſchlichter und beſcheidener 
gewählt werden können. Bei „äußerlichen Unterwerfungsmerkmalen der Frau in der 
Ehe“ denkt man ſich doch wahrhaftig etwas anderes als Betrachtungen über Ver⸗ 
lobungskarten, Frau⸗ und Fräuleintitel uſw. 
| Der Stil iſt, wie ſchon aus den angeführten Beiſpielen hervorgeht, ziemlich 
eingeſchachtelt und durch das Überwiegen der Subſtantive gelegentlich ſchwer und 
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ſchwülſtig. Kleine Irrtümer fehlen nicht. Auf Seite 172 wird es als eine „den Fach⸗ 
leuten geläufige Tatſache bezeichnet, daß das Heiratsalter, zumal in den höheren 
Ständen, wenn auch langſam, immer noch weiter in die Höhe geht“; nach Prinzing 
(Die Wandlungen der Heiratshäufigkeit und des mittleren Heiratsalters, „Zeitſchrift 


für Sozialwiſſenſchaft“, 5. Band) ſinkt das mittlere Heiratsalter außer in England, 
Rußland und Frankreich in allen europäiſchen Staaten. Unrichtig iſt auch, daß das 
durchſchnittliche Heiratsalter der Frau in Italien 25 Jahre betrage; nach der letzten 


offiziellen Statiſtik vom Jahre 1908 betrug das Durchſchnittsalter der Frau bei der 


| erſten Eheſchließung 23¼ Jahre. In der Michelsſchen Durchſchnittszahl find die 
Witwen mit einbegriffen. 


Die Ausſtattung des Buches iſt vorzüglich. Die italieniſchen Widmungsworte, 


die der Autor voranſchickt, und in denen er das Buch ſeinem Töchterchen widmet, 
kann ich nicht umhin, geſchmacklos zu finden. Wie kann ein Vater „mit väterlicher 


Liebe und brüderlicher Herausforderung“ (fraterna sfida) ſeinem kleinen Mädchen 


ein Buch widmen, in dem ſo viel von dem Schmutz und Unrat unſerer Zeit die 
Rede iſt! Mir ſcheint, ein Vater könnte nur mit dem Gefühl des Schmerzes und 


— — — 


eines an Scham grenzenden Unbehagens daran denken, daß auch ſein Kind einſt in 


dieſe Welt eingeweiht werden müſſe, und er ſollte ihr einen anderen Führer wünſchen, 
als ein zwar ernſt gemeintes, aber in feuilletoniſtiſchem Plauderton gehaltenes Buch. 
Oda Olberg. 


Auguſt Winnig, Der große Kampf. Herausgegeben vom Deutſchen Bauarbeiter⸗ 
verband. Hamburg 1911. Vertrieb durch die Buchhandlung Vorwärts, Berlin SW 68. 
288 Seiten. Preis 3 Mark. 


Der vorjährige Machtkampf im deutſchen Baugewerbe war zum erſtenmal eine 


umfaſſende Machtprobe auf zentraler Grundlage. Hinter den äußeren Formen der 


gewerblichen Tarifverträge hatten die Geſetze des Klaſſenkampfes weitergewirkt, und 


ſo mußte einmal die Zeit kommen, wo es kein friedliches Kompromiſſeln mehr gab, 


wenn auch bürgerliche Sozialtheoretiker noch kurz vorher Tarifverträge als gewerb— 


liche Friedensdokumente ſchwungvoll gefeiert hatten. Im Baugewerbe, in dem von 


jeher die meiſten tariflichen Abmachungen exiſtieren, ſetzte ein Kampf ein, bei dem 
jeder äußere Grund zu fehlen ſchien. Weder ein Pfennig Lohnzulage noch auch nur 


— — 
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eine Verkürzung der Arbeitszeit um eine Minute war gefordert worden. Lediglich 
um die Form des neu zur Verlängerung ſtehenden Tarifvertrags handelte es ſich. 
Sollten in Zukunft wieder wie früher die örtlichen Organiſationen ſeine Träger ſein, 
oder ſollte als alleiniger Kontrahent der Zentralvorſtand gelten? Aus Gründen, die 
im achtundzwanzigſten Jahrgang der „Neuen Zeit“ genügend dargelegt worden find,! 
hatten die Bauarbeiter ein ſehr ſtarkes Intereſſe an der Abwehr des Anſchlags, der auf 
die völlige Vernichtung der Organiſation hinauslief. Wäre es dem „Arbeitgeberbund 
für das Baugewerbe“ geglückt, in dieſem Kampfe den Sieg davonzutragen, und wären 
die Verbände der Bauarbeiter niedergeworfen worden, dann hätten die Scharfmacher 
in den anderen Gebieten mit vereinten Kräften ſofort das Beiſpiel nachgeahmt. Auf 
der ganzen Linie ſiegten die Bauarbeiter, und ihren geſchickten Führern gelang es 
ſogar, durch eine klug berechnete Taktik eine Spaltung in den Reihen des Arbeit- 
geberbundes herbeizuführen. 


Vergl. die Aufſätze von A. Bringmann, „Neue Zeit“, XXVIII, 2, S. 135, 205, 
522, 586. Über dieſes Thema ſind bereits vier Bücher erſchienen: 1. Denkſchrift über 
die Tarifverträge i im deutſchen Baugewerbe. 1910. Herausgegeben von den am Kampfe 


beteiligten Arbeiterorganiſationen. 2. Die Stellung Berlins zum Tarifkampf im 


deutſchen Baugewerbe. 1910. Herausgegeben von den Berliner Unternehmern. 3. Die 
Erneuerung der baugewerblichen Tarifverträge. 1910. Herausgegeben vom Bundes⸗ 


W 


vorſtand des Arbeitgeberbundes für das deutſche Baugewerbe. 4. Der gewerbliche 
Tarifvertrag. Herausgegeben vom Zentralverband der e Hamburg 1911. 
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Bei der hohen prinzipiellen Bedeutung, die dieſem Kampfe zukommt, iſt es zu 
begrüßen, daß ſich der Deutſche Bauarbeiterverband zur Herausgabe der obigen 
Schrift entſchloſſen hat. Ja, es war geradezu ſeine Pflicht, ſie zu publizieren, um ſo 
auch weiteren Kreiſen jetzt und künftig die Möglichkeit des Studiums dieſes „großen 
Kampfes“ zu bieten. Denn ſolche Zeiten, die das Austragen der Konflikte erfordern, 
werden bei der Zuſpitzung der Klaſſengegenſätze nach nicht allzu langer Friſt wieder⸗ 
kehren, und nicht nur bei dem Bauarbeiterverband, der hier naturgemäß zur Vorhut 
wurde, ſondern ebenſo auch in den anderen Gewerben. 1 
In zehn Kapiteln zeigt uns der auf dieſem Gebiet beſonders beſchlagene er⸗ 
folgreiche Leiter des „Grundſtein“ die Bedingungen, die zur Entwicklung der Tarif⸗ 
verträge führten, wie die Zeit kommen mußte, wo kein Kompromiſſeln und kein 
Nachgeben mehr angebracht war, wie aus ſcharfem Klaſſeninſtinkt die Unternehmer 
mit ſcharfen Worten die Vermittlungsverſuche der Behörden, die doch Blut von ihrem 
Blut ſind, zurückwieſen, und wie endlich in den Kampf eingetreten werden mußte 
und wie an der Phalanx des Proletariats die ſchönſten Berechnungen der Unter⸗ 
nehmer, die Kaſſenmittel würden bald aufgezehrt ſein, fehlſchlugen. Die Arbeiter 
haben bei ihren Lohnkämpfen ſelten einen Teil der „öffentlichen Meinung“ auf 
ihrer Seite; mancher aber glaubte, daß bei dem vorjährigen, ihnen ſkrupellos auf⸗ 
gezwungenen Kampfe dies in umfangreichem Maße der Fall war. Doch auch die 
ſolchen Glaubens waren, dürften durch die Ausführungen Winnigs eines anderen 
belehrt werden. Nur ganz wenige bürgerliche Blätter berichteten leidlich a | 
über die Vorgänge, alle anderen druckten unbeſehen die ihnen von der Unternehmer 
leitung zugeſandte Korreſpondenz ab. Und das war eigentlich nur natürlich und 
ſelbſtverſtändlich! Dagegen wird von Winnig rühmend das Verdienſt der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Preſſe hervorgehoben, die vollauf ihrer Aufgabe gerecht ward und von An⸗ 
fang an mit objektiver Klarheit ihren Leſern darlegte, um was es ſich hier handelte, 
Das zehnte Kapitel enthält außer einer Geſamtwürdigung des Kampfes und 
dem leidigen Konflikt mit dem Zimmererverband noch einige prägnante theoretiſche 
Ausführungen über den zentralen Vertrag und einen Ausblick in die Zukunft, in 
der der Kampf auf zentraler Grundlage immer häufiger und vielleicht einmal zum 
einzigen Kampf überhaupt wird. Eine Reihe wertvoller Anlagen ergänzen die in 
klarer, formvollendeter Sprache und vorzüglichem Aufbau gegebene Darſtellung. 
Was dem Werke feinen beſonderen Wert gibt, iſt in erſter Linie der Umſtand, 
daß der Verfaſſer an der Hand gewerkſchaftlicher Erfahrung ſinnenfällig zeigt, wie 
auch unter der Ara der Tarifverträge das Weſen des Klaſſenkampfes weiter besteht 
und die Gegenſätze, die etwas verborgen ſchienen, bei erſtbeſter Gelegenheit um ſo 
kraſſer, rückſichtsloſer und brutaler aufeinanderplatzen. An dieſem Schulbeiſpiel kann 
jeder, der Augen hat, ſehen, daß die Verträge den Klaſſenkampf nicht nur nicht aus⸗ 
ſchließen, ſondern daß ihre Entwicklung einfach dahin drängt, das Kampfterrain zu 
verbreitern. Der zentrale Vertrag, der heute überall angeſtrebt wird und 
dem die Gewerkſchaften nicht mehr entweichen können, bringt auch den 
zentralen Kampf mit ſich, der zum zentralen Aushungern werden kann, | 
wenn die Arbeiter nicht bereit find. Damit fie aber bereit find und die Taktik 
des Gegners kennen lernen, hat der Bauarbeiterverband dieſes Buch erſcheinen laſſen, 
deſſen Lektüre wir angelegentlich empfehlen können. J. Kli 


Notizen. 


Mehr Eifer für die freie Jugendbewegung! Daß die große Bedeutung ber 
freien Jugendbewegung für die proletariſche Arbeiterbewegung überhaupt heute in 
unſeren Reihen faſt allgemein erkannt wird, iſt eine erfreuliche Tatſache. Der En | 
geweihte kann ſich aber der Erkenntnis nicht verſchließen, daß der freien Jugend⸗ | 
bewegung trotz der allgemeinen Anerkennung nicht die allgemeine Unterſtützung zur N 
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eil wird, die fie verdient und dringend erfordert. Was in dieſer Richtung bis jetzt 
eleiſtet iſt, ſoll damit nicht verkleinert werden, aber es iſt nicht genug. Viel, viel 
iehr muß geſchehen. Dieſe Erkenntnis drängt ſich uns deſto ſtärker auf, je mehr 
‚ir erkennen müſſen, daß der Wert eines an Körper und Geiſt wahlgebildeten Nach⸗ 
zuchſes für die im Kampfe ſtehenden Arbeiter gar nicht abzuſchätzen iſt. In der 
at: gar nicht abzuſchätzen. Und darum müſſen die Anſtrengungen und der Eifer, 
ie wir aufwenden, um Geiſt und Körper unſerer Jugend zu bilden, ebenſo grenzen⸗ 
98 fein, wie die ungeheure Schuld der Volksſchule an der geiſtigen und körperlichen 
zerkrüppelung unſerer Jugend grenzenlos iſt. Man muß allerdings einige Einſicht 
aben in das Syſtem unſerer Volksſchule, um klar zu erkennen, wie viel den Kindern 
er Proletarierſchule an harmoniſcher Ausbildung ihres Körpers und Geiſtes fehlt, 
gie die Schule bewußt und ſyſtematiſch verhindert, daß die körperlichen und geiſtigen 
klagen ihrer Zöglinge geweckt und entwickelt werden, wie die Schule bewußt und 
Iſtematiſch, ſtatt klare Erkenntnis der Wirklichkeit zu vermitteln, die Geiſter ver⸗ 
lödet und unfähig macht, ſich in der Wirklichkeit zurechtzufinden. Das muß man 
biffen, um zu erkennen, wie viel von unſerer Seite getan werden muß, um den 
Schaden wettzumachen. 
Nun iſt an dem Eifer der in der freien Jugendbewegung tätigen Genoſſen durch⸗ 
us nicht zu zweifeln; im Gegenteil: die Begeiſterung, mit der ſich die meiſten ihrer 
ſahrhaftig nicht leichten Aufgabe widmen, muß rühmend anerkannt werden. Aber 
3 iſt hier wie anderswo auch: die Begeiſterung, jo notwendig und ſchön ſie iſt, iſt 
‚Nein nicht ausreichend, um der ſchwierigen Aufgabe gerecht zu werden; es muß an 
jeſer Stelle mit Nachdruck hingewieſen werden auf das pädagogiſche Geſchick, das 
1 ihrer Löſung unerläßlich iſt. Viele, ſehr viele der tätigen Genoſſen fühlen das 
Übſt am beiten. Trotz des heiligſten Eifers, trotz des beiten Willens gelingt es ihnen 
och häufig nicht, an die Jugend heranzukommen. Woran liegt das? Die Urſache 
t offenbar in vielen Fällen der Mangel an pädagogiſchem Geſchick. Im Zuſammen⸗ 
ang damit ſteht dann eine gewiſſe Unfähigkeit, praktiſche Anleitungen zu geben. 
Es führt zu gar nichts, daß man die Augen gegen dieſe Mängel verſchließt; wo 
e beſtehen, kümmert die Jugendbewegung dahin wie eine Pflanze, der es an Licht 
nd Luft mangelt. Und das wollen wir doch nicht, das wollen wir doch mit allen 
räften verhindern. Darum iſt es unſere Pflicht, auf Mittel und Wege zu ſinnen, 
ie dem Mangel abzuhelfen iſt. 
Der Vorſchlag, den ich in dieſer Richtung zu machen habe, gründet ſich auf eine 
ehr einfache Überlegung. Das, was ich oben ausführte über die Verſündigung der 
zolksſchule an der proletariſchen Jugend, trifft auch auf viele in der Jugendbewegung 
itige Genoſſen zu. Wie könnte es auch anders ſein? Wer aber andere erziehen 
ul, der bedarf dazu gewiſſer Vorkenntniſſe; und die regnen nicht vom Himmel. 
n dieſer Stelle muß der Hebel angeſetzt werden: es muß ein Ausbildungskurſus 
är Jugendleiter eingerichtet werden! Ein mit der Sache gründlich vertrauter 
jenoſſe muß die Leitung dieſes Kurſes übernehmen, der ſowohl theoretiſche wie 
raktiſche Anweiſungen, die letzteren ganz beſonders, zu geben hat. Dann hat das 
bing einen Kopf. So, wie es jetzt iſt, kann es nicht lange weitergehen, ohne daß 
‚njere Jugendbewegung Schaden erleidet. Auch in dieſer Sache können wir von 
nſeren Gegnern lernen; fie haben erkannt, daß in der Jugendbewegung, ſoweit ſie 
e Leiter berührt, die Perſonenfrage eine Hauptfrage iſt. Manchem älteren Genoſſen 
ird das letzt Geſagte nicht recht in den Sinn paſſen; aber die Erfahrung beſtätigt 
> alle Tage: die Erziehung der Jugend muß nach eigenen pſychologiſchen Geſetzen 
ae. Man darf die Jugendbewegung nicht auf eine Stufe ftellen mit der Be⸗ 
egung der Erwachſenen. 

Ich bleibe alſo dabei: ein Ausbildungskurſus für Jugendleiter iſt dringend not⸗ 
endig. Wie lange ein ſolcher Kurſus dauern ſoll? Nun, in vier Wochen läßt ſich 
zanches erledigen. Natürlich muß der Kurſus alljährlich ſtattfinden. Aber die Koſten? 
Pan wir den Wert und die Notwendigkeit einer Sache erkannt haben, ſo haben wir 
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noch nie gezögert, auch die nötigen Mittel dafür aufzuwenden. Das Geld wird fin 
ein Kulturwerk im eminenten Sinne hergegeben und wird reiche Zinſen tragen. 
wann, wo und von wem der Kurſus eingerichtet werden ſoll, das ſind Fragen, 
von unſeren „leitenden Inſtanzen“ entſchieden werden müſſen. 

Daß der Wille da iſt, das iſt die Hauptſache, und der muß da ſein, und zwar 
ſobald wie möglich. 3, 


Die ſozialdemokratiſche Bewegung in Bosnien und Herzegowina. Vom 9. 
11. Juli haben in Serajewo der fünfte Kongreß der Gewerkſchaften und der d 
Kongreß der ſozialdemokratiſchen Partei Bosniens und der Herzegowina ſtattgefun 
Die Arbeiterbewegung hat in dieſen Ländern manche Erfolge zu verzeichnen: 
Gewerkſchaften, die das vorige Jahr mit 4390 Mitgliedern abgeſchloſſen hatten 
zählen jetzt 6068, alſo 38 Prozent mehr. Die Parteiorganiſationen, die erſt vor z e 
Jahren gegründet wurden, haben jetzt 2077 Mitglieder, eine Zunahme gegen das Vor⸗ 
jahr um 373 Mitglieder, gleich 22 Prozent. An den Demonſtrationen am erſten Me 
nahmen 7750 Arbeiter teil. 

Das Partei- und Gewerkſchaftsorgan „Glas Slobode“ erſcheint zweimal wöchent 
lich und hat 3800 Abonnenten, bedeutend mehr als die bürgerlichen und auch mehr al 
die Regierungszeitungen. Die nie abreißenden Beſchlagnahmungen und die ſchweren 
Beſtrafungen der Redakteure ſind Urſache großer Ausgaben, aber die Anhänglichkeit dei 
Arbeiter an ihr Blatt iſt fo groß, daß fie nicht nur eine Kaution von 6000 Kronen 
für dieſes eingezahlt haben, ſondern beſtändig durch Zuſchüſſe alle Schädigungen durd 
die Staatsgewalt wieder gut machen. Nach dem Beſchluß des Parteikongreſſes wird 
das Blatt vom 1. Januar ab dreimal wöchentlich erſcheinen. Die Gewerkſchaft del 
Eiſenbahner hat ein Fachorgan. Sehr eifrig verbreiten die Genoſſen auch die Partei 
organe und die Broſchüren, die in Belgrad (Serbien) und Agram (Kroatien) erſ cheinen 

Die Sozialdemokratie in dieſen Ländern hat mit doppelten Schwierigkeiten 31 
kämpfen. Erſtens weil das Land eine Kolonie iſt und infolgedeſſen die eigene Re 
gierung als Intereſſenvertreter der öſterreichiſch⸗ ungariſchen Agrarier und Ka 
liſten die freie und volle wirtſchaftliche Entwicklung hindert, ja unterdrückt. Zweiten 
iſt es die Willkürherrſchaft der Regierung, die die beſten Agitatoren der Partei unk 
der Gewerkſchaften entweder in Gefängniſſen verfaulen läßt oder über die Grenzen 
jagt. Der Parteikongreß beſchäftigte ſich hauptſächlich mit dieſen Verhältniſſen. 11 

Die Eiſenbahnen ſind nicht aus Rückſicht auf die wirtſchaftlichen Intereſſen dei 
Landes gebaut, ſondern aus militäriſch⸗ſtrategiſchen und kolonialausbeuteriſchen Rüch 
ſichten. Mit voller Wucht beuten die öſterreichiſch⸗-ungariſchen Kapitaliſten zwei Natur 
ſchätze aus: Kohle und Wälder. Die Eiſenbahnen verbinden die Kohlen- und Holz 
vorräte mit den Zentren der öſterreichiſch⸗-ungariſchen Induſtrie. Der Export dei 
Rohſtoffe iſt boppelt fo groß wie der Export der fertigen Waren, die Handelsbilan 
iſt ſtets paſſiv. Im Jahre 1909 betrug der Export 123 Millionen Kronen, der Impor 
139,5 Millionen Kronen. Die Rohſtoffe, die Naturſchätze, werden billig ausge 
die Induſtrieprodukte des herrſchenden Landes teuer eingeführt. 

Durch Verhinderung der Ablöſung der Bauern von der feudalen Abhängige 
richten die Agrarier die bosniſch⸗herzegowiniſche Landwirtſchaft zugrunde. Deshall 
iſt das Unglaubliche geſchehen: Dieſes durch und durch landwirtſchaftliche Land mul 
ſelbſt Nahrungsmittel einführen! Im Jahre 1908 überſtieg die Einfuhr des Getreide 
die Ausfuhr um 7500 e 

Unter der wirtſchaftlichen Lahmlegung des Landes hat natürlich die Arbeiterſchaf 
ſehr zu leiden. Deshalb muß es das Beſtreben der Sozialdemokratie jein, der wirt 
ſchaftlichen Entwicklung freie Bahn zu ſchaffen. Ihre Vorbedingungen ſind im politiſchen 
Kampfe zu erreichen: durch Löſung der Agrarfrage, durch Eroberung der politiſchen 
Volksrechte und des Selbſtbeſtimmungsrechts des Landtags. 3. Topalowits 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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er nationale Separatismus und der Innsbrucker Parteitag. 
Von Guſtar Eckſtein. 


Das Proletariat ſteht als Klaſſe im Gegenſatz zu allen anderen Klaſſen 
r Geſellſchaft. Doch damit find die Beziehungen der Proletarier zur Ge— 
lſchaft, in der fie leben, nicht erſchöpft. Der Arbeiter in einer beſtimmten 
abrik ſteht im Kampfe mit dem Unternehmertum überhaupt und mit 
inem Anwender insbeſondere. Zugleich aber iſt er an dem Wohlergehen 
ieje8 Unternehmens, an dem Gedeihen der betreffenden Induſtrie inter- 
(tert, bei deren Niedergang er brotlos wird. Und fo verknüpfen den Ar- 
liter zahlreiche Bande mit Angehörigen anderer Klaſſen. Wirtſchaftliche 
aid nationale, religiöſe und geſellige Intereſſen verbinden ihn mit jenen. 
afolgedeſſen findet er ſich, beſonders in Ländern, in denen die Klaſſen⸗ 
genſätze noch nicht auf die Spitze getrieben find, im Kampfe für be- 
mmte Intereſſen oft Seite an Seite mit Mitgliedern anderer Klaſſen, 
fühlt ſich dann leicht als deren Kampfgenoſſen und wird von jenen als 
cher mit Freuden begrüßt. Als die Bourgeoiſie Englands in den vier— 
ger Jahren des vorigen Jahrhunderts ihren leidenſchaftlichen Feldzug 
gen die Getreidezölle führte, da wandte ſie alle Mittel der ſkrupelloſeſten 
‚emagogie an, um die Arbeiterſchaft für ſich zu gewinnen, und trotz des 
ſiderſtandes der Chartiſtenführer iſt ihr das jo wohl gelungen, daß das 
(gliſche Proletariat durch Jahrzehnte politiſch unmündig blieb. Und heute 
ürſuchen die engliſchen Konſervativen dasſelbe Mittel, indem fie die eng— 
Ichen Arbeiter mit den Sirenenklängen des Schutzzolls zu betören ſuchen. 
de Arbeiter Frankreichs haben das lebhafteſte Bedürfnis, ſich ſelbſt und 
ire Kinder aus den Banden des Klerikalismus zu befreien, der jede ſelb— 
Indige geiſtige Regung im Keime erſtickt. Darin finden fie ſich mit Teilen 
(3 Kleinbürgertums zuſammen, welche die wirtſchaftliche Konkurrenz der 
Löſter fürchten, und jo kam es zu einer Waffenbrüderſchaft, die das fran- 
z iſche Proletariat in den Sumpf des „Blocks der Linken“ führte und deren 
ile Folgen auch heute noch lange nicht überwunden ſind. Auf der anderen 
dite war es dem deutſchen Zentrum mit Hilfe des liberalen „Kultur— 
1911-1912. I. Bd. 7 
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kampfes“ gelungen, den katholiſchen Glauben als gefährdet hinzuſtellen 
und unter ſeiner Fahne die Angehörigen der verſchiedenſten Klaſſen zum 
gemeinſamen Schutze der heiligen Religion zu vereinen. 5 1 
Hier überall ſehen wir, wie eine teilweiſe Intereſſenharmonie von 
herrſchenden Klaſſen dazu ausgenutzt wird, um das Proletariat vom 
Klaſſenkampf abzulenken und für Ideologien zu begeiſtern, die nicht deſſen 
Ausdruck ſind. Je ſchöner, je verlockender dieſe Ideologie, je höher, heiligen 
die Idee, für deren Verwirklichung angeblich gekämpft wird, um ſe 
weniger gelangt der einzelne zur klaren Beſinnung, um fo weniger ver: 
mag er ſich Rechenſchaft abzulegen, wie weit ſeine wirklichen Intereſſen ir 
jener Idee zum Ausdruck gelangen, in jenem Kampfe gewahrt werden, un 
ſo gefährlicher iſt der Zauberbann, unter dem er ſteht. Das Schlagwor 
wird zum Fetiſch, den der Gläubige blind anbetet, von dem er Wunder er 


Würde opfert. Wie ſchwer es iſt, dieſen Bann zu brechen, das ſehen win 
jeden Tag an jenen deutſchen Arbeitern, die noch immer gläubig den 
Zentrum Gefolgſchaft leiſten und ſich bisher wenigſtens zum größten Zei 
davon auch durch die ärgſten Verrätereien ihrer Führer nicht abwendi 


ſchaft ködert und zuſammenhält, eigentlich bettelarm. Wer bedroht heut 


Die Macht der Kirche im Staate wächſt, zugleich nimmt aber ihr Einflu 
auf das Proletariat um ſo mehr ab, je mehr dieſes aus allen überkommene 
Verhältniſſen herausgeriſſen und in eine Welt hineingeſtellt wird, die tät 


lich und ſtündlich zeigt, wie wenig das Vertrauen in einen Gott hilft, de 


die noch vor wenigen Jahren die Welt in die ungeheuerſte Aufregung ve 
ſetzten, klingen uns heute ſchon ziemlich ſchal, ihre agitatoriſche Kraft i 
größtenteils dahin. i 1 

Ganz anders der Nationalismus. Die Freihändler und Schutzzöllner hatt 
überhaupt darauf verzichten müſſen, ihre Ziele mit dem Glanze des Erhabene 
mit dem Schimmer des Ehrfurchtgebietenden, des Heiligen zu umgeben. T 
Höhe der Zollſätze iſt nichts, was das Gemüt unmittelbar ergreift, was ( 
innerungen der Kindheit, Träume der Jugend in uns weckt. Und ſelbſt d 
ſchönſten Agitationsgedichte, die dem engliſchen Arbeiter das Paradies ſch 
derten, das ihm nach Aufhebung der Kornzölle beſchieden ſei, konnten dar 
nichts ändern, daß die Fragen der Handelspolitik mehr dem Gebiet d 
Magens und des Kopfes als dem des Herzens angehören. In dieſer Hinſi⸗ 
waren Zentrum und Freimaurer ſehr im Vorteil. Sie appellierten beide \ 
die heiligſten Gefühle des Herzens, an die tiefſten Regungen des Gemü 
Aber dieſer ihr Appell konnte eben nur bei denen verfangen, denen Religi 
und Kirche in Liebe oder in Haß Herzensſache ſind, und deren Zahl iſt gera 
unter dem Proletariat im Abnehmen. Zudem mußte ſich die Zugkraft die 
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ſchlagworte abſtumpfen, als ſich zeigte, daß Staat und Kirche ſich heute ſehr 
it verſtehen, daß keine Gewalt die Religion bedroht, daß aber die pfaffen- 
ſe Schule ebenſo verpfafft iſt wie die pfäffiſche. 

Der Nationalismus wendet ſich ebenſo an das Gemütsleben, an die heiligſten 
‚efühle, wie Klerikalismus und Freimaurertum. Aber feine Ideologie wird 
cht wie jene von der ökonomiſchen Entwicklung ſelbſt zu Grabe getragen, 
it Gegenteil, gerade die modernſte Phaſe des Kapitalismus richtet nicht nur 
Urtſchaftliche, ſondern auch geiſtige Zollſchranken auf zwiſchen den ihr unter- 
ſorfenen Herrſchaftsgebieten. Der Nationalismus iſt die für den Hausbrauch 
lreitgeſtellte Form des Imperialismus. Das einſt friedliche Induſtriekapital 
1 zum angriffsluſtigen, beute⸗ und herrſchgierigen Finanzkapital geworden. 
(eine Ideologie iſt nicht mehr der Kosmopolitismus, den der Freihandel 
tedigte, ſondern der Imperialismus, der Raſſendünkel, der Nationalismus. 

Aber nicht nur deshalb iſt gerade dieſe Ideologie das gefährlichſte Mittel 
zr Verführung für das Proletariat, weil ihre Macht nicht wie die des 
Laffenſtreits im Rückgang begriffen iſt, ſondern gerade durch die kapitaliſtiſche 
aätwicklung immer höher getrieben wird. In Nationalitätenſtaaten, das heißt 
i Staaten, in denen verſchiedene Nationalitäten neben⸗ und miteinander 
Hen, machen ſich die ſprachlichen Schwierigkeiten und nationalen Gegenſätze 
din Arbeiter, beſonders dem, der der im Staate unterdrückten Nation angehört, 

f Schritt und Tritt fühlbar, und dadurch wirkt das nationale Prinzip gerade 
af die beſten, auf die kampfluſtigſten Teile des Proletariats oft beſonders 
veführeriſch, weil es dort oft die erſte, unentwickelte Form des Klaſſen⸗ 
Einpfes darſtellt. Hier iſt der wirtſchaftliche Unterdrücker häufig zugleich der 
ntionale, und dieſer Gegenſatz macht, wie Otto Bauer ſehr ſchön zeigt,“ 
„lle Ausbeutung und Unterdrückung, die ſonſt begriffen werden will, un- 
nttelbar anſchaulich, ſichtbar und dadurch unerträglich“. Doch jo befruchtend 
i diefer Hinſicht die nationale Fremdherrſchaft wirkt, auf die Dauer erzeugt 
dier fortwährende Gegenſatz die Gefahr, daß der Geiſt des Klaſſenkampfes 
iſegeleitet wird, daß der fremde Kapitaliſt und Bureaukrat nicht als Kapi⸗ 
tiiſt und Bureaukrat bekämpft wird, ſondern als Fremder; und endlich gilt 
dun der Fremde, der Andersſprachige ſchlechthin, welcher Klaſſe immer er 
agehört, als der Gegner, dem mindeſtens Mißtrauen entgegenzubringen iſt. 
Dieſe Entwicklung haben die Dinge in unſerer tſchechiſchen Bruderpartei ge⸗ 
ummen, begünſtigt durch eine ganze Reihe von ſpeziellen Momenten, die der 
Cenart der öſterreichiſchen Verhältniſſe in Staat und Partei zuzuschreiben find. 
Die öſterreichiſche Parteiorganiſation war urſprünglich faktiſch die Organi⸗ 
jtion der deutſchen Genoſſen. Die andersſprachigen Organiſationen haben 
ſi nach und nach in dem Maße, wie ſie ſich entwickelten, von ihr losgelöſt 
ud ſelbſtändig gemacht. Der Parteitag zu Wien vom Jahre 1897 konſtatierte 
ao im weſentlichen, ſanktionierte damit aber auch eine Tatſache, als er fol⸗ 
gide Erklärung annahm, die einen Kommentar zum neuen Organiſations⸗ 
Hut der Partei darſtellt: 

Die vom Prager Parteitag angebahnte und vom ſechſten Parteitag (eben dem 
Vener) durchgeführte Organiſation der öſterreichiſchen Sozialdemokratie nach ſelb— 
ſindigen nationalen Gruppen hat den Zweck, für die Arbeit der Organiſation 
m) 

Otto Bauer, Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie. Wien 1907, 
Vener Volksbuchhandlung. S. 176. 5 
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des vielſprachigen Proletariats in Oſterreich die beſten praktiſchen Bedingungen zı 
bieten, die praktiſchen Schwierigkeiten der Sprachverſchiedenheit zu überwinden 
Indem wir ſo die Nützlichkeit der vollen Selbſtändigkeit für die Organi 
ſation der Sozialdemokratie jeder Zunge anerkennen und ihr Rechnung tragen 
ſchaffen wir zugleich in dem Geſamtparteitage und der Geſamtexekutive die Ein 
richtungen, die geeignet ſind, noch mehr als bisher die feſte und ſchlagfertige Zu 
ſammenfaſſung aller einzelnen Organiſationen zum gemeinſamen Kampfe zu ſichern 
Nationale Selbſtändigkeit und internationale Geſchloſſenheit iſt da 
Grundprinzip unſerer Organiſation. — 

Wir ergreifen dieſe Gelegenheit, um im vorhinein jede Intereſſenſolidaritä 
mit den nationalen und chauviniſtiſchen Parteiungen und Kämpfen de 
beſitzenden Klaſſen auf das entſchiedenſte zurückzuweiſen. Wir habe 
das Bewußtſein, daß die Klaſſengegenſätze ſtärker und tiefer trennen als national 
Verſchiedenheit, und wir erklären, daß dieſe Organiſation ausſchließlich beſtimm 
iſt, die wirkſamſte Form zu ſchaffen, in der die international geeinigten und brüder 
lich verbundenen Sozialdemokraten aller Zungen den Kampf führen gegen die Aus 
beuterklaſſen in ihrer eigenen Nation und gegen die Ausbeuterklaſſen aller Nationen 

Nicht um die nationalen chauviniſtiſchen Beſtrebungen der beſitzenden Klaſſe 
zu unterſtützen, iſt dieſe unſere Organiſation geſchaffen, ſondern ſie hat zum Biel 
fie um fo ſchärfer, rückſichtsloſer und wirkſamer bekämpfen zu können. * 


Der zweite und dritte Abſchnitt dieſer „Erklärung“ zeigen, daß man ji 
der großen Gefahr bewußt war, der man ſich ausſetzte, indem man den G. 
danken der einheitlichen Parteiorganiſation aufgab. Es mag dahingeſtel 
bleiben, ob damals überhaupt anders entſchieden werden konnte; jedenfall 
aber bildet die Annahme des neuen Parteiſtatuts den Ausgangspunkt alle 
nationaliſtiſchen Abſplitterungsverſuche, die die Aktionsfähigkeit der öſte 
reichiſchen Sozialdemokratie ſchon ſeit Jahren ſchwer beeinträchtigt, jetzt abı 
zu einer Kriſe geführt haben, die auf dem für den 29. Oktober nach Inn 


bruck einberufenen Parteitag der deutſchen Sozialdemokratie in Oſterreich g 


5 


ſtärker find als d 


gewohnten Umgebung geriſſen und in ande 
niſſe geworfen. Da fand er einen Fabrikherrn, der ihn ausbeutete; er it 
ein Deutſcher. Der Werkführer, der ihn vorwärts hetzte, war ein Deutſch. 
Der Hauswirt, der ihn plünderte und noch verhöhnte, war ein Deutſch 
Der Beamte, an den er ſich um ſein Recht hätte wenden ſollen, war 
Deutſcher, der ihn nicht verſtand. Der Gendarm, der ihn ins Loch ſteckte, a! 
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er war ein Deutſcher. Begreiflich, daß da nur zu leicht ſich der ganze Haß, 
die ganze Erbitterung, die gegen alle dieſe Ausbeuter und Plagegeiſter an⸗ 
geſammelt waren, gegen die Deutſchen überhaupt entluden. Die nationalen 
Gegenſätze ſind ja ſo viel leichter zu erkennen als die ökonomiſchen. Da 
aber darf man unſeren tſchechiſchen Parteigenoſſen das Zeugnis nicht verſagen, 
daß ſie mit Mut und Unerſchrockenheit dem Chauvinismus entgegentraten, 
daß ſie nach Möglichkeit trachteten, aufklärend zu wirken, das Solidaritäts⸗ 
gefühl der Klaſſe zu wecken und das Klaſſenbewußtſein an die Stelle des 
Nationalbewußtſeins zu ſetzen. 

War das ſchon, beſonders angeſichts der fortwährend ſteigenden nationalen 
Verhetzung aller bürgerlichen Parteien, ein ſehr ſchweres Stück Arbeit, be⸗ 
ſonders da ſich ja dieſer Prozeß der Unterwerfung tſchechiſcher Proletarier 
unter deutſches Kommando fortwährend wiederholte, ſo trug die Geſtaltung 
der politiſchen Verhältniſſe Oſterreichs und der Rolle, die dem Proletariat 
in dieſen Kämpfen zufiel, noch ſehr weſentlich dazu bei, dieſe Aufgabe weiter 
zu erſchweren. 

Der Arbeiterbewegung im Deutſchen Reiche wurde das allgemeine Wahl⸗ 
recht faſt in die Wiege gelegt. Das öſterreichiſche Proletariat mußte ſich diefen 
rampfplaß erſt nach Jahrzehnte dauernden erbitterten Kämpfen erobern. Bis 
zum Jahre 1896 wurden in Oſterreich die Reichsratsabgeordneten lediglich 
bon vier „Kurien“ gewählt, der der Großgrundbeſitzer, der Handelskammern, 
der Städte und der Landgemeinden. In dieſen letzteren beiden Kurien be⸗ 
tand ein ziemlich hoher Zenſus, ſo daß gegen 4 Millionen erwachſener Männer 
dom Wahlrecht überhaupt ausgeſchloſſen blieben. Um dieſe politiſch entmündigten 
Schichten kümmerten ſich die bürgerlichen Parteien überhaupt nicht. Wer 
‚einen Stimmzettel abzugeben hatte, zählte überhaupt nicht. Hier war das 
Rekrutierungsgebiet der Sozialdemokratie. Aber dieſe politiſch entrechteten 
Schichten waren keineswegs rein proletariſch, und je ärmer eine Nation war, 
um ſo breitere Schichten auch des Kleinbürger⸗ und Kleinbauerntums fielen 
n jene von der offiziellen Politik ignorierte Schicht. Sie alle konnten ſich nun, 
oweit nicht die Ideologie des Klerikalismus dem entgegentrat, um das Banner 
der Sozialdemokratie ſcharen, die ja in der Forderung des allgemeinen Wahl⸗ 
echts ihrer aller dringendſtes politiſches Poſtulat zum Ausdruck brachte. Die 
Sozialdemokratie wurde zur Wortführerin aller Entrechteten. Am wenigſten 
beeinflußte dieſer Umſtand den Charakter des deutſchen Flügels der Partei, 
erſtens, weil die deutſche Nation die reichſte Oſterreichs iſt und daher ein 
derhältnismäßig größerer Teil des Kleinbürger⸗ und Kleinbauerntums zu 
gen politiſch Berechtigten gehörte, zweitens aber auch, weil ſich gerade unter 
den Deutſchen die politiſche Form des Klerikalismus am ſtärkſten fühlbar 
nachte und beſonders die ärmeren Schichten des Bürger⸗ und Bauerntums 
ür ſich gewonnen hatte. Bei den Tſchechen aber machten ſich dieſe Einflüſſe 
ingleich ſtärker geltend. Erklärte doch Genoſſe Radimsky, damals einer der 
merkannteſten Führer der tſchechiſchen Parteigenoſſen, auf dem Wiener Kongreß 
zes Jahres 1897: „Wir haben uns im Jahre 1892 eine ſelbſtändige nationale 
Sarteiorganifation gegeben, und zwar erſtens aus rein praktiſchen Gründen, 
beil wir die Maſſen des tſchechiſchen Volkes in rein ſozialdemo— 
ratiſchem Sinne nicht organiſieren können.“ 


1 ©. 130 des Protokolls. 
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Im Jahre 1896 kam endlich die erſte Abſchlagszahlung auf die ſo leiden⸗ 
ſchaftlich geſtellte Forderung des allgemeinen Wahlrechts: die fünfte Kurie. 
Dieſe ſchuf etwa 3½ Millionen neue Wähler. Doch waren dieſe in der neuen 
Kurie nicht allein ſtimmberechtigt, ſondern in ihr ſtimmten auch die Ange⸗ 
hörigen der erſten vier Kurien nochmals. Dadurch war eine politiſch ſehr 
merkwürdige Situation geſchaffen. Die bürgerlichen Parteien waren nun 
genötigt, zwei ganz verſchiedene Arten der Wahlagitation zugleich zu führen, 
eine für ihre alten Wähler, eine für die große Maſſe. Die fünfte Kurie wurde 
die Hochſchule der bürgerlichen Demagogie. Dabei aber war bereits das 
moraliſche Schwergewicht ſo ſehr zugunſten der demokratiſchen Forderungen 
verſchoben, daß die 72 Mandate, über welche die fünfte Kurie zu verfügen 
hatte, eine außerordentlich erhöhte Bedeutung gewannen; es mußte daher 
jeder bürgerlichen Partei um ſo mehr daran gelegen ſein, auch in dieſer Kurie 
Mandate zu erobern. Was aber konnten die bürgerlichen Parteien jenen 
zum großen Teil proletariſchen Schichten bieten, um die ſie ſich bis zu dieſem 
Augenblick nie gekümmert? Soziale, wirtſchaftliche Forderungen waren von 
vornherein faſt ganz ausgeſchloſſen. Hier wurde es zu durchſichtig, daß 
ſich die Intereſſen der alten Wähler mit denen der neuen nicht vereinbaren 
ließen. So wurden die bürgerlichen Parteien geradezu gezwungen, jene 
Punkte in den Vordergrund zu ſchieben, wo wirkliche oder eingebildete Inter⸗ 
eſſen eine Gemeinſchaft zwiſchen arm und reich herſtellten. In den Alpen⸗ 
ländern verſchärfte ſich der Kampf um den Klerikalismus, in den Sudeten⸗ 
ländern der um die Nationalitätenfragen. En 
Das eigentliche Organ der Internationalität innerhalb der öſterreichiſchen 
Arbeiterbewegung war damals die kleine ſozialdemokratiſche Parlaments⸗ 
fraktion, die, zuſammengeſetzt aus Vertretern der verſchiedenen Nationalitäten, 
im Parlament einen furchtbar ſchweren Kampf zu führen hatte. Gerade dieſer 
kittete ſie feſt zuſammen, und eben ihre Internationalität verlieh vor allem 
der kleinen ſozialiſtiſchen Fraktion in dem von Nationalitätenkämpfen zer⸗ 
riſſenen Hauſe eine moraliſche Autorität, wie ſie keine andere Partei bejaß. 
Endlich ward 1907 in heißen Kämpfen, unter geſchickter und kühner Aus 
nützung der politiſchen Lage, das „allgemeine, gleiche und direkte“ Wahlrecht 
erobert, und das Ergebnis der erſten Wahlen übertraf alle Erwartungen 
Die ſozialdemokratiſche Fraktion war die ſtärkſte des neuen Hauſes und wurde 
erſt durch die Fuſion zweier klerikaler Gruppen an die zweite Stelle gerückt. Die 
Wahlagitation war unter ungeheurer Begeiſterung vor ſich gegangen, die Sozial 
demokratie, die ruhmgekrönte Befiegerin des alten abſolutiſtiſch⸗bureaukratiſcher 
Oſterreich, die Bringerin des gleichen Rechts, konnte nun die Früchte ihrer Ar 
beit ernten, das Volk fandte ihre Vertreter in das neue „Volkshaus“. 
Die öſterreichiſche Sozialdemokratie hat nie ein Hehl daraus gemacht 
daß ſie eine Arbeiterpartei iſt, daß die Intereſſen des Proletariats für fie 
die maßgebenden find. Aber die Geſchichte hatte fie dazu gezwungen, er 
die primitivſten Forderungen der Demokratie durchſetzen, erſt den Kampf 
platz erobern zu müſſen, auf dem das Proletariat als Klaſſe ſeine Schlach 
ten ſchlagen kann. Hätte zum Beiſpiel die Erringung des Koalitionsrechtes 
alſo eine rein proletariſche Forderung, durch Jahrzehnte den Kern den 
ſozialdemokratiſchen Politik in Oſterreich geſpielt, die Entwicklung de 
Partei und beſonders ihre Stellung zu den nationalen Fragen hätten ein 
anderes Ausſehen gewonnen. Der Kampf um die rein demokratiſche For 
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erung des Wahlrechtes mußte den proletariſchen Charakter der Partei 
urücktreten laſſen gegenüber ihrem demokratiſchen, am ſtärkſten natürlich 
ort, wo die Klaſſengegenſätze noch nicht ſcharf hervortraten, wie in 
ianchen von den Alpenländern, in denen der Antiklerikalismus die Agi⸗ 
Aion beherrſcht, oder dort, wo die ſozialen Gegenſätze in nationale Formen 
ekleidet waren, wie in den tſchechiſchen Gebieten von Böhmen, Mähren 
nd Schleſien. 

Die tſchechiſche Sozialdemokratie hatte bei den erſten Wahlen des all⸗ 
emeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes zahlreiche Stimmen auch aus 
reifen des Kleinbürger⸗ und Kleinbauerntums erhalten. Auf dieſe Schich⸗ 
m ſtürzten ſich nun ſofort die bürgerlichen Parteien, um fie entbrannte 
er heißeſte Kampf, und da war es für die nationaliſtiſchen Schreier das 
kächſtliegende, die tſchechiſchen Sozialdemokraten der Abhängigkeit von 
en verhaßten Deutſchen, von Wien zu beſchuldigen, und dieſe mit der 
rößten Heftigkeit vorgebrachten Anklagen drohten in den großen Maſſen 
er neu gewonnenen Wähler und Parteigenoſſen Widerhall zu finden. 
m dem entgegenzutreten, ſuchte man ſeine Unabhängigkeit auch nach 
ußen zu betätigen. Im neuen Haufe bildete ſich wohl noch eine ſozialdemo⸗ 
atiſche Fraktion, aber ſie war in nationale Klubs gegliedert, und es kam 
1 Abſtimmungen, bei denen die Klubs nicht auf einer Seite ſtanden. So 
uchs die Spannung, die Entfremdung. Zum direkten Kampfe aber kam 
3 erjt über eine der dringendſten Lebensfragen des öſterreichiſchen Prole- 
ıriat3, die Organiſation der Gewerkſchaften. 

Es heißt zwar in der Bibel: „Deine rechte Hand ſoll nicht wiſſen, was 
e linke tut“, aber dieſer gute Rat läßt ſich nicht immer befolgen. Es 
t unmöglich, daß die politiſche Organiſation des Proletariats immer 
ehr vom nationalen Gedanken beherrſcht wird, dieſer aber aus der Ge- 
erkſchaftsbewegung ausgeſchaltet bleibt. Selbſt wo dieſe beiden Bewe⸗ 
ingen nicht jo innig zuſammengehen, wie das bisher in Oſterreich der 
all war, ließe ſich eine ſolche geiſtige Trennung nicht durchführen. 
Schon im Jahre 1897, alſo unmittelbar im Anſchluß an die Sanktio⸗ 
erung der nationalen Autonomie in der Partei, war eine „tſchechoſlawiſche 
ewerkſchaftskommiſſion“ mit dem Sitze in Prag errichtet worden. Dieſe 
ſtand von da an neben der Wiener internationalen Reichskommiſſion der 
ewerkſchaften, ohne daß je die Kompetenzen dieſer beiden konkurrierenden 
örperſchaften ſcharf gegeneinander abgegrenzt worden wären. Auch hier 
hffte man von der Zeit eine Ausgleichung, wo dieſe nur Verſchärfung der 
ſegenſätze bringen konnte. Tatſächlich trat dieſe auch ein, die Prager Kom⸗ 
iſſion bildete den Kriſtalliſationspunkt, um den ſich immer mehr die ſepa⸗ 
tiſtiſchen Gewerkſchaftsgebilde lagerten. 

Tatſächlich bereiten die nationalen Verhältniſſe der Gewerkſchafts⸗ 
[wegung Oſterreichs ungeheure techniſche Schwierigkeiten. Deutſch iſt die 
(izige Sprache, die noch am eheſten in allen Landesteilen verſtanden wird. 
der Verſuch, die Geſchäftsgebarung der Zentralinſtanzen zu vereinfachen 
id dadurch zu verbilligen, mußte daher dazu führen, der deutſchen Sprache 
(3 Vermittlungsſprache neue Anwendungsgebiete zuzuweiſen. Die natio- 
le Überempfindlichkeit, die ſich beſonders der Tſchechen bemächtigt hatte, 
lüßte aber in jedem ſolchen Verſuch einen Vorſtoß deutſcher Anmaßlich⸗ 
tt wittern. So verſchärften ſich auch hier die Gegenſätze fortwährend. 
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Im Jahre 1905 waren noch auf dem außerordentlichen allgemeinen Ge⸗ 
werkſchaftskongreß für das tſchechiſche Gewerkſchaftsprogramm insgeſamt 2364 
Stimmen abgegeben worden, dagegen aber 197202. Heute gibt es in Oſter⸗ 
reich keinen gewerkſchaftlichen Zentralverband mehr, der nicht von den Sepa⸗ 
ratiſten geſprengt worden wäre. Im Juliheft des „Kampf“ von 1911, alſo 
vor wenigen Monaten, machte Genoſſe Otto Bauer einen Friedensvorſchlag, 
von dem er hoffte, daß er die ſteigende Flut des Separatismus vielleicht 
zum Stehen bringen werde. Er ſchlug eine territoriale Abgrenzung vor, wo⸗ 
nach die tſchechiſchen Teile von Böhmen, Mähren und Schleſien der Prager 
Gewerkſchaftskommiſſion zugehören ſollten, das übrige Oſterreich der Wiener 
Reichskommiſſion. Sofort machten ſich gegen dieſen Vorſchlag die gewichtigſten 
Bedenken geltend. Er mute dem Separatismus einen Verzicht auf ſein Prinzip 
der nationalen Autonomie zu und ſei daher für dieſen unannehmbar. Heute 
ſind alle dieſe Diskuſſionen hinfällig geworden. Denn was Bauer damals verhin 
dern wollte, iſt ſeither längſt geſchehen, der Separatismus iſt auch nach Wier 
übergeſprungen und hat hier die letzten einheitlichen Verbände national zerriſſen 

Gewerkſchaftlich iſt die Frage heute eigentlich entſchieden, nachdem die fin 
den 17. März dieſes Jahres nach Wien einberufene Reichskonferenz der ge 
werkſchaftlichen Zentralverbände debattelos und einſtimmig eine Reſolution 
angenommen hat, in der es heißt: 955 g 

Die Reichskonferenz billigt deshalb den Abbruch aller weiteren Verhandlungen 
mit den Separatiſten durch die Reichsgewerkſchaftskommiſſion und macht es dei 
Zentralverbänden zur Pflicht, mit den ſeparatiſtiſchen Organiſationen kein Gegen 
ſeitigkeitsverhältnis einzugehen und die Einheit der Organiſationen mit allen ihne 
zu Gebote ſtehenden Mitteln zu wahren. a 

Der Gedanke der „nationalen Autonomie“, praktiſch des nationaliſtiſche 
Separatismus, iſt von der politiſchen Organiſation auf die gewerkſchaftlich 
übergeſprungen, und lange Zeit ſtellten ſich die Wortführer des gewerkſchaft 
lichen Zentralismus auf den Standpunkt, daß jene nationale Autonomie mu 
in der politiſchen, nicht aber in der gewerkſchaftlichen Bewegung Daſeine 
berechtigung beſitze. Aber auch dieſe Frageſtellung iſt heute durch die Ereig 
niſſe überholt. : | 

Durch viele Jahre lag die ganze Agitationsarbeit unter dem tchechiſche 
Proletariat in den Händen jener Parteigenoſſen, die ſich heute zum Sehe 
ratismus bekennen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß fie für ihre Anſchauunge 
eintreten. Aber es war ein böſes Verhängnis, daß andere Stimmen übe 
haupt nicht zu jenen proletariſchen Maſſen dringen konnten, die nur de 
tſchechiſchen Sprache mächtig ſind, und es kann den tſchechiſchen Führern de 
Vorwurf nicht erſpart werden, daß ſie alles getan haben, um jeden ſolche 
Verſuch zu vereiteln. Als ſich nun die Gegenſätze in der Gewerkſchaftsfrage au 
innerhalb der tſchechiſchen Organiſationen verſchärften, machten einige energiſch 
tſchechiſche Genoſſen den Verſuch, ihrer von der Prager Richtung abweichenden 
zentraliſtiſchen Meinung Ausdruck zu geben. Als ihnen der Raum der b 
ſtehenden Parteiblätter dazu verweigert wurde, gründeten ſie ein eigen 
Blatt zur Propagierung ihrer Ideen, den „Proletar“. Am 6. Oktober 191 
alſo unmittelbar nach dem Kopenhagener Kongreß, der die von der tſchechiſche 
Sektion angefochtenen Gewerkſchaftsmandate jener zentraliſtiſchen Gruppe a 
gültig anerkannt hatte, verkündete die „Rovnoſt“, das offizielle Parteiorge 
der tſchechiſchen Sozialdemokraten Mährens, den Ausſchluß jener Sünde 
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zum Teil altverdienter Genoſſen, aus der Partei, und bald darauf wurden 
eine ganze Reihe von Organiſationen, deren Mehrheit zentraliſtiſch geſinnt 
var, aufgelöſt, Hunderte von Mitgliedern ausgeſchloſſen. 

Daraufhin gründeten die Ausgeſchloſſenen eine neue Partei, die ſich zum 
Unterſchied von der beſtehenden „tſchechoſlawiſchen“ als „tſchechiſche“ fozial- 
hemokratiſche Arbeiterpartei konſtituierte. Natürlich ſtand dieſe neue Bildung 
don Anfang an in ſchärfſter Oppoſition zur älteren Partei, gegen die fie ja 
begründet worden war. Für die deutſche Partei entſtand nun die Frage, 
velcher der beiden Parteien ſie ſich zuwenden, welche ſie als eigentliche Ver⸗ 
reterin des tſchechiſchen ſozialdemokratiſchen Proletariats anerkennen ſolle. 
Obgleich die Gründer der neuen Partei prinzipiell den Standpunkt der 
Internationalität mit der deutſchen Partei teilten, obwohl ihr Blatt, der 
Proletar“, die einzige Möglichkeit darſtellte, die Ideen des Zentralismus 
im das tſchechiſche Proletariat heranzubringen — denn jede andere Gründung 
ines zentraliſtiſchen Blattes in tſchechiſcher Sprache wäre von der tſchecho⸗ 
lawiſchen Partei wieder prompt mit dem Ausſchluß der Redakteure be— 
ntivortet worden —, konnte ſich die deutſche Partei doch lange Zeit nicht 
u einer klaren Stellungnahme entſchließen. Noch immer herrſchte die Hoff⸗ 
zung, um den Bruch, um die Spaltung herumzukommen, die Zeit werde und 
nüſſe den Separatiſten die Schädlichkeit, die Widerſinnigkeit ihres Vorgehens 
eigen, ein offen ausgeſprochener Bruch aber ſei kaum wieder gut zu machen. 
3o blieben die tſchechiſchen Zentraliſten zunächſt ganz auf ihre eigenen Kräfte 
ngewieſen, und dieſe erwieſen ſich bei den Reichsratswahlen dieſes Jahres 
ls numeriſch ſchwächer, als Freund und Feind meiſt angenommen hatten. 
is beſteht heute kein Zweifel, daß die überwiegende Mehrheit der tſchechiſchen 
Zarteigenoſſen und insbeſondere der tſchechiſchen ſozialdemokratiſchen Wähler 
m Lager der tſchechoſlawiſchen und nicht in dem der tſchechiſchen Partei ſteht. 
Und doch kann dem Innsbrucker Parteitag, deſſen weitaus wichtigſter 
zunkt der Tagesordnung die Stellungnahme in dieſer Frage iſt, die Ent⸗ 
heidung nicht ſchwer fallen. Der Ausweg, der von mancher Seite vor⸗ 
eſchlagen wurde, beide tſchechiſche Organiſationen als gleichberechtigt anzu⸗ 
erkennen, iſt ziemlich ausſichtslos; denn die Gegenſätze haben ſich derart zu⸗ 
eſpitzt, daß kaum anzunehmen iſt, daß die beiden tſchechiſchen Parteien ſich 
uf ein ſolches Verhältnis einlaſſen könnten, abgeſehen von der Unmöglichkeit, 
3 praktiſch aufrechtzuerhalten. 

In Oſterreich wurde ſeit dem Jahre 1905 kein Geſamtparteitag mehr ein⸗ 
erufen, obgleich ein ſolcher, die Verkörperung des internationalen Gedankens, 
ach dem Organiſationsſtatut der Partei in jedem zweiten Jahre fällig war. 
Nan wollte, beſonders während der heftigen Kämpfe um das Wahlrecht, 
ie Gegenſätze innerhalb der Partei nicht hervortreten laſſen, die auf einem 
zeſamtparteitag vorausſichtlich zum Bruch geführt hätten. Auch hier ſollte 
ie Zeit Dinge zum Ausgleich bringen, die ihrer Natur nach immer mehr 
useinanderſtrebten. Heute iſt die Frage jo geſtellt, daß es ein Ausweichen 
icht mehr gibt. In Innsbruck muß die Entſcheidung fallen. Sie iſt von 
er größten Bedeutung nicht nur für die Zukunft der öſterreichiſchen Partei 
nd des öſterreichiſchen Proletariats. 

Der Nationalismus tritt in den verſchiedenen Ländern unter verſchiedenen 
ormen auf, fein eigentlicher Charakter iſt aber überall der gleiche. In den 
gationalitätenſtaaten des europäiſchen Oſtens und Südoſtens, in Rußland 
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und auf dem Balkan, zeigt er die größte Verwandtſchaft mit den öſter 
reichiſchen Verhältniſſen. Unter dem jüdiſchen Proletariat Polens und Ruß⸗ 
lands iſt er in eine engere Verbindung mit religiöſen Momenten getreten. 
In der Schweiz macht er keinen Unterſchied zwiſchen den Deutſchen, Franzoſen 
und Italienern, die das Land als erbgeſeſſene Bürger bewohnen, wendet ſich 
aber mit aller Schärfe gegen die Zuwandernden aller Sprachen. In Amerika 
geht er mit dem Raſſendünkel eine eigenartige Verbindung ein, wendet ſich 
aber heute ſchon nicht mehr allein gegen Schwarze und Gelbe, ſondern auch 
gegen die Einwanderer aus Oſt⸗ und Südeuropa. Der iriſche Nationalismus, 
der manche Ahnlichkeiten mit dem tſchechiſchen aufweiſt, hat der Arbeiter⸗ 
bewegung ſowohl Britanniens als Amerikas ſchon große Schwierigkeiten be⸗ 
reitet, und bekannt iſt es, einen wie ſchweren Kampf unſere franzöſiſchen 
Genoſſen gegen den Gedanken der „nationalen Revanche“ zu beſtehen 
hatten; wie ſuggeſtiv der Imperialismus ſelbſt in feinen blödfinnigiten und 
brutalſten Formen auf manche Teile des Proletariats zu wirken vermag, 
zeigt uns jetzt Italien. So ſehen wir den Nationalismus allenthalben ſein 
Haupt erheben. Er iſt heute diejenige Ideologie, der die größte Zukunft unter 
den herrſchenden Klaſſen beſchieden zu ſein ſcheint, der Ausdruck ihres imperia⸗ 
liſtiſchen Machtrauſches ebenſowohl als ihrer Furcht vor dem internationalen 
Proletariat. Was aber dieſe Ideologie ganz beſonders gefährlich macht, das iſt 
ihre leichte Übertragbarkeit auf die Teile des Proletariats, die noch nicht für den 
Klaſſenkampf gewonnen ſind. Darum kennt die Sozialdemokratie heute keinen 
furchtbareren, keinen gefährlicheren Gegner und Feind als den Nationalismus. 

Die Augen des geſamten internationalen Proletariats ſollten in den nächſten 
Tagen mit Spannung auf den Parteitag der deutſchen Sozialdemokratie in 
Oſterreich gerichtet ſein, der in einer der wichtigſten Schickſalsfragen des inter⸗ 
nationalen Proletariats ſeine Entſcheidung zu treffen hat. 

Der öſterreichiſche Kaiſerſtaat iſt eine Art Verſuchslaboratorium der Welt⸗ 
geſchichte. Die Probleme des Zuſammenlebens der Nationen, die heute dort 
zur Diskuſſion ſtehen, werden einſt die geſamte Internationale befchäftigen. 
Hoffen wir, daß ſich das in jo vielen Stürmen erprobte Proletariat Oſter⸗ 
reichs der ungeheuren Aufgaben gewachſen zeigt, die ihm das Schickſal ſtellt. 


Die Aktion der maſſe. 


Von K. Kautsky. 


3. Die hiſtoriſchen Wandlungen der Maffenaktion. 
Wir haben unfere Anſchauungen vom Weſen und den Leiſtungen der Ma 
aus der Geſchichte gewonnen. Das iſt der einzige Weg, ſie zu ſtudieren. 
Aber unſere Geſellſchaft iſt in ſtetem und raſchem Wechſel begriffen. 
Was geſtern galt, kann heute ſchon falſch ſein. Bietet uns die hiſtoriſche 
Erfahrung das einzige Mittel, ſoziale und politiſche Faktoren zu erforſchen, 
ſo müſſen wir, ehe wir die Ergebniſſe ſolcher Erfahrungen praktiſch an⸗ 
wenden, ſtets unterſuchen, ob die Bedingungen der hiſtoriſchen Erfahrung 
ſich nicht geändert haben. Dies gilt auch von dem Gegenſtand, mit dem wir 
uns hier beſchäftigen, der ſpontanen Aktion unorganiſierter Maſſen. | 
Zwei Momente ſollen es jein, die ſich in den letzten vierzig Jahren 
erheblich änderten und die Maſſenaktionen in dem Sinne, in dem wir hier 


Ei 


err rg? N 2 I 
t Pig . 


K. Kautsky: Die Aktion der Maſſe. 107 


‚non ihnen handeln, ſehr erſchweren: einmal die Wandlungen im Militär- 
weſen, dann die Gewährung von Volksrechten. Seit den Kriegen von 1866 
| und 1870 datiert das moderne Kriegsweſen in Europa. Gerade damals ge- 
wann aber auch die Volksmaſſe in den meiſten Staaten Europas dauernde 
Rechte. Im Jahre 1867 wurde im Norddeutſchen Bunde, bald darauf im 
Deutſchen Reiche das allgemeine gleiche Wahlrecht verliehen. Gleichzeitig 
kamen Koalitionsrecht und Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit. Um 1867 
gelangte in Oſterreich ein liberales Regime obenauf. Damals gewann ein 
großer Teil der engliſchen Arbeiter das Wahlrecht, 1870 wurde in Frankreich 
das Kaiſerreich geſtürzt, die Republik proklamiert, in Italien der Einheits⸗ 
ſtaat hergeſtellt. | 

Mit alledem wurden neue Verhältniſſe geſchaffen, die völlig unbekannt 
waren zu der Zeit, in der die von uns betrachteten ſpontanen, unorgani⸗ 
ſierten Maſſenaktionen ihre großen hiſtoriſchen Wirkungen übten. Sind 
ſolche Aktionen heute noch möglich oder doch ausſichtsvoll? 

Dias iſt die Frage. 

Auf die Wandlungen des Militärweſens hat ſchon Engels in ſeiner viel⸗ 
zitierten Vorrede zu den Marxſchen „Klaſſenkämpfen in Frankreich“ hinge⸗ 
wieſen: die Zerſtörungskraft der Schießwaffen iſt enorm geſtiegen, dabei 
iſt die Anwendung im Kampfe verwendbarer Waffen mehr als je ein 
Monopol der Armee geworden. Die Bauart der modernen Städte mit 
ihren breiten, geraden Straßen macht jeden Barrikadenkampf unmöglich, und die 
Eiſenbahnen ermöglichen die raſcheſte Zuſammenziehung großer Truppenmaſſen. 
Mit alledem wollte Engels aber bloß die Unmöglichkeit eines be- 
waffneten Aufſtandes erweiſen. Das traf nicht jede Maſſenaktion, denn der 
bewaffnete Aufſtand iſt nur eine ihrer Formen, allerdings ihre entichei- 
dendſte und wirkſamſte. Und auch die moraliſche Wirkung friedlicher 
Maſſenaktionen, bloßer Demonſtrationen, wird erheblich herabgeſetzt, wenn 
die Regierung ſtets ſicher iſt, Manifeſtationen, die ihr unbequem werden, 
mit Waffengewalt auseinandertreiben zu können. 

Die hiſtoriſche Rolle von Maſſenaktionen wird durch dieſe Entwicklung 
des Militärweſens ſicher eingeſchränkt, aber doch nicht völlig aufgehoben. 
Und jene Einſchränkung ſelbſt war für Engels nur eine vorübergehende. 

Er ſchloß daraus: „die Zeit der überrumpelungen, der von kleinen be- 
wußten Minoritäten an der Spitze bewußtloſer Maſſen durchgeführten 
Revolutionen iſt vorbei“. Ganz anders geſtaltet ſich die Sache, wenn die 
große Mehrheit der Bevölkerung im Lager der Revolution ſteht. Dieſelbe 
Entwicklung ſeit 1866 und 1870, die das Militär der Barrikade gegenüber 
unwiderſtehlich machte, hat es ſelbſt innerlich verändert, hat das preußiſche 
Syſtem der allgemeinen Wehrpflicht faſt in ganz Europa durchgeſetzt und 
die Dienſtzeit verkürzt. Der Soldat wird dem Volke näher gebracht und 
wird immer ſchwerer gegen dieſes zu gebrauchen. Je mehr das Volk von 
revolutionären Ideen erfüllt iſt, deſto weniger werden die Söhne des Volkes 
im Waffenrock zu Poliziſtendienſten zu gebrauchen ſein. 

Andererſeits verſchwindet der Vorteil der raſcheren Zuſammenziehung 
des Militärs durch Eiſenbahnen dort, wo die Maſſenaktion nicht auf ein⸗ 
zelne Lokalitäten des Reiches beſchränkt iſt, ſondern allenthalben vor ſich geht. 

Kurz, Engels meinte, eine Revolution würde wieder möglich, ja ſie 
würde von ſelbſt unwiderſtehlich, ſie wachſe den herrſchenden Gewalten über 
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den Kopf, ſobald die große Maſſe der Bevölkerung im ganzen Lande re 

volutionär geſinnt iſt. Bis dahin das Wachstum der Bewegung im Gange 

zu halten, unter Vermeidung jeder entſcheidenden Kraftprobe, das war der 
Schluß, den er aus ſeiner Auffaſſung zog. 

Sie erklärt keineswegs jede Maſſenaktion, ſondern nur den Barrikad 
kampf, wenigſtens für abſehbare Zeit, als ausſichtslos. Gerade unmittelbar 
ehe Engels ſtarb kam aber eine neue Form der Maſſenaktion auf, die weit 
energiſcher iſt als alle anderen, außer dem Barrikadenkampf, und die unter 
günſtigen Umſtänden ſchon ſehr große Erfolge erzielt hat, der Maſſenſtreik, 

Die Entwicklung des Militarismus beſeitigt alſo nicht die Bedingungen 
für Maſſenaktionen, ſondern nur die für eine einzelne ihrer Formen: aller⸗ 
dings für ihre kraftvollſte. 

Viel mehr als vom Militarismus erwarten manche von dem Wirken 99 | 
Volksrechte für das Aufhören unorganiſierter Maſſenaktionen. Die Organi⸗ 
ſierung großer Maſſen der Bevölkerung in politiſchen und gewerkſchaft⸗ 
lichen Vereinen macht raſche Fortſchritte. Immer größer iſt der Teil des 
Volkes, der in dauernden Organiſationen vereinigt iſt. Damit wird ſpontanen 
Ausbrüchen der unorganiſierten Volksmaſſe immer mehr der Boden eingeengt. | 

Das iſt richtig. Die Aktion organiſierter Maſſen tft von der unorgani- | 
fierter ganz verſchieden. Vorbedacht und planmäßig geleitet, jtellt jene ihre 
Ziele und die Mittel zu ihrer Erreichung ſchon von vornherein feſt. Sie 
vermag nicht das Unerwartete völlig auszuſchalten, aber ſie beſchränkt es 
auf ein Minimum. Sie bringt damit größere Stetigkeit in die Klaſſen⸗ 
kämpfe der unteren Klaſſen, geht vernichtenden Niederlagen aus dem Wege, 
hat freilich auch keine ſo glänzenden Siege zu verzeichnen wie die ſpontane 
Aktion der unorganiſierten großen Volksmaſſe. Jeden Sieg aber, den ſie er⸗ 
ringt, vermag fie voll auszunutzen. Denn im Gegenſatz zur nicht organi⸗ 
ſierten Maſſe hat die organiſierte ihre Organe, Repräſentanten und Be⸗ 
amte, die dauernd wirken und den Sieg feſthalten, während die nicht orga⸗ 
niſierte Maſſe die Ausnutzung ihrer Siege immer anderen überlaſſen muß. 

Das Wachstum der proletariſchen Kampforganiſationen ändert alſo 
ſicher den Charakter der politiſchen und ökonomiſchen Maſſenkämpfe in 
hohem Grade. Aber es iſt nicht zu erwarten, daß es ihm gelingen wird, die 
Bedingungen unorganiſierter, ſpontaner Maſſenaktionen völlig aufzuheben. 

Wir haben ſchon eingangs unſerer Ausführungen geſehen, daß die Zahl 
der Organiſierten trotz des raſchen Wachstums der Organiſationen immer 
noch nur einen kleinen Bruchteil der Geſamtmaſſe des Volkes ausmacht und 
daß ſie auch nach einer Verdopplung und Verdreifachung ihrer Ausdehnung 
nur eine Minderheit bilden würden. 

Es iſt gar nicht daran zu denken, in abſehbarer Zeit die Gesamt 
der Bevölkerung zu organiſieren; wahrſcheinlich kommt es innerhalb der 
kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe überhaupt nicht dazu, denn das Kapital 
ſucht immer wieder neue Scharen unorganiſierter Arbeiter den organiſierten 
entgegenzuſetzen, immer neue Rekrutierungsgebiete nicht organiſierter Ar⸗ 
beiter zu erſchließen. Noch liefert die Landbevölkerung genug davon, und 
daneben werden immer mehr ausländiſche Arbeiter herangezogen. Anderer⸗ 
ſeits wächſt der Druck auf einzelne Arbeiterkategorien, zum Beiſpiel auf die 
ſtets zunehmende Zahl von Arbeitern in Staatsbetrieben, der ihre Organi⸗ 
ſation aufs äußerſte erſchwert. 4 
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Sicher find die gewerkſchaftlichen und politiſchen Organiſationen des Pro- 
etariats noch lange nicht an der Grenze ihres Wachstums angelangt. Eine 
eſte Grenze dafür gibt es überhaupt nicht. Arbeiterſchichten, deren Organi⸗ 
ierung geſtern noch hoffnungslos erſchien, können heute durch irgend eine 
merwartete Bewegung ein ſolches Kraftgefühl erlangen, daß ſie fähig 
pe den ſich in einer dauernden und ſtarken Organiſation zu vereinigen. 
lber im allgemeinen kann man jagen, daß die Schwierigkeiten, der Organi- 
erung der Volksmaſſe neue Gebiete zu erobern, um ſo mehr wachſen, je 
iehr Gebiete fie bereits erobert hat. Um fo größer iſt der Widerſtand des 
kapitals und des kapitaliſtiſchen Staates, die durch das Anwachſen des 
seindes geängſtigt werden und immer ſtärkere Mittel des Terrorismus 
der der Korruption anwenden, um ſein Fortſchreiten zu hemmen. Um ſo 
eringer aber auch die Energie und Kampffähigkeit in den noch zu erobern- 
en Gebieten. Es iſt klar, daß die kraftvollſten und kampffähigſten Arbeiter- 
hichten ſich zuerſt organiſieren. Je länger eine Schicht der Organiſierung 
nzugänglich bleibt, deſto ſchwächer und mutloſer wird ſie ſein, und dieſe 
ſchwäche und Mutloſigkeit find nicht bloß Urſachen, ſondern auch Wir⸗ 
ingen des Mangels an Organiſation. Denn je mehr das Kapital erſtarkt, 
eſto tiefer degradiert es alle jene proletariſchen Elemente, denen es nicht 
slingt, ſich zu organiſieren. 

Andererſeits iſt freilich zu bemerken, daß der Einfluß einer proletari- 
zen Organiſation ſich nicht auf ihre Mitglieder beſchränkt. Gerade in 
zug auf Maſſenaktionen übt ſie eine Wirkung weit über dieſen Kreis 
naus. Die Wirkung kann doppelter Art ſein. Es kann vorkommen, daß 
e Organiſierten ſich um die Nichtorganiſierten abſolut nicht kümmern, ja 
aß fie eine undurchdringliche Scheidewand zwiſchen ſich und ihnen ziehen. 
amit nehmen ſie den nicht organiſierten Elementen das letzte bißchen von 
raft und Selbſtbewußtſein, das fie beſaßen. Spontane Maſſenaktionen 
iefer letzteren Elemente werden da auf vereinzelte ohnmächtige Ver⸗ 
Heiflungsausbrüche reduziert. Das war eine Zeitlang der Fall in England. 
Anders verfahren die organiſierten Elemente dort, wo ſie ſozialiſtiſch denken, 
ſo ſie die Klaſſenintereſſen des geſamten Proletariats, nicht bloß ihre be⸗ 
ſränkten Berufsintereſſen vertreten. Hier ſuchen die Organiſierten die Un- 
ganiſierten zu heben, zur Organiſation fähig zu machen und unter Um⸗ 
ſinden zu ihren Aktionen heranzuziehen. Auch dieſe Methode wirkt ſpontanen 
zaſſenausbrüchen entgegen, aber nicht dadurch, daß die unorganiſierten 
Laſſen unfähig zu jeder Aktion werden, ſondern dadurch, daß jede Aktion, 
och wenn Unorganiſierte an ihr teilnehmen, von den Organiſierten beſtimmt 
ud geleitet und von dem Geiſte ihrer Diſziplin durchtränkt wird, die beſte 
ethode, um auch die Unorganiſierten der Organiſation entgegenzuführen. 
Indes, wie groß auch der Prozentſatz der Organiſierten in der Geſamt⸗ 
tıjje der Bevölkerung und wie ſtark der Einfluß jener auf dieſe werden 
nig, dadurch werden nicht ſpontane Maſſenaktionen unmöglich, bei denen 
d. Organiſation als ſolche keine Rolle ſpielt, wenn auch noch fo viel Or⸗ 
gniſierte ſich an ihr beteiligen. 

| In der Hauptſache wird die Organiſation in Fällen eingreifen, die vorher⸗ 
9 ehen ſind. Je umfangreicher eine Organiſation, je mehr ſie Hunderttauſende 
i ganzen Reiche umfaßt, deſto ſchwerfälliger wird ihr Mechanismus, deſto 
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Ereigniſſe die Geſamtmaſſe der Bevölkerung in die höchſte Erregung verſetzen 
und zu unmittelbaren Aktionen drängen. In ſolchen Situationen erſtehen 
wieder die Bedingungen zu ſpontanen Maſſenaktionen, die unter Umſtänden 
ein ganzes Regierungsſyſtem hinwegfegen können. Den günſtigſten Boden 
dafür bietet ein Krieg, der ja das Unerwartete und Unberechenbare in Per⸗ 
manenz erklärt. Indes kann auch ſchon ein Rieſenſtreik, der das ganze geſell⸗ 
ſchaftliche Leben ſtillſetzt, gewaltige Uberraſchungen über Nacht bringen. Die 
Behörden gießen in ſolchen Fällen Ol ins Feuer, wenn ſie die proletariſchen 
Organiſationen, die ihnen gefährlich erſcheinen, auflöſen, deren Führer ver⸗ 
haften. Um ſo eher wird die Maſſenaktion den Charakter einer ſpontanen, 
unorganiſierten Aktion erlangen, der leicht ein revolutionärer wird. 

Das Wachstum der proletariſchen Organiſationen beſeitigt alſo keines⸗ 
wegs die Möglichkeit oder auch nur die Wahrſcheinlichkeit umfangreicher ſpon⸗ 
taner Maſſenaktionen für alle Zeiten, ſondern ſchränkt ſie bloß in normalen 
Zeiten erheblich ein. Und das gleiche gilt vom allgemeinen Wahlrecht. Auch 
dies ſoll ſpontanen Maſſenaktionen entgegenwirken, da es den Maſſen Gelegen⸗ 
heit gibt, in legaler, geregelter Weiſe ohne jede Gefährdung für ſich oder 
andere auf das wirkſamſte gegen alle politiſchen Inſtitutionen und Perſonen 
vorzugehen, durch die ſie ſich bedrängt fühlen. 1 

Darin liegt wohl ebenfalls viel Wahres. Indeſſen würden auch durch 
dieſen Faktor ebenſo wie durch die Verbreitung der Organiſation die Ver 
anlaſſungen zu ſpontanen Maſſenaktionen nur eingeſchränkt, nicht aufgehoben 
Und noch weit weniger als die Organiſation kann das Wahlrecht in un 
erwarteten, plötzlichen Situationen ſpontane Aktionen überflüſſig machen 
Vermag eine Rieſenorganiſation unter Umſtänden nicht ſofort für jedes Er 
eignis des Tages oder gar der Stunde eine Loſung bereitzuhalten, jo if 
es von vornherein ausgeſchloſſen, daß das Wahlrecht auch nur jeder Er 
regung der Maſſen im Jahre Ausdruck gibt. Die Wahlperioden ſind lang 
die Auflöſung der Vertretungskörper in der Zwiſchenzeit liegt meiſt im Be 
lieben der Regierungen, und die werden ſich hüten, ohne Not gerade di 
Zeiten ſtärkſter Volkserregung zu einem Appell an die Wähler zu benutzen 
In den Zwiſchenzeiten zwiſchen den Wahlen iſt durch das allgemeine Wahl 
recht der Drang nach Maſſenaktionen keineswegs aufgehoben. . 

Das Wahlrecht, wie es in den modernen Staaten beſteht, gibt aber ſelb 
während der Wahl nicht der geſamten Maſſe der Bevölkerung die Gelegen 
heit, ihre Stimme in die Wagſchale zu werfen. Die Frauen, die bei ſpontane 
Maſſenaktionen in der Regel eine ſehr energiſche Rolle ſpielen, ſind bisher 
mit vereinzelten Ausnahmen, noch überall vom Wahlrecht ausgeſchloſſen. Jedo⸗ 
auch ein großer Teil der Männer hat es nicht. In England iſt das Wahlreck 
heute noch ein beſchränktes, und der bürgerliche Radikalismus denkt trotz alle 
ſchönen Redensarten nicht daran, es zu erweitern. Die ärmſten Teile de 
Bevölkerung ſind vom Stimmrecht ausgeſchloſſen. In ganz Großbritannie 
beſaßen es 1906 nur 16,64 Prozent der Bevölkerung, in Deutſchland dagege 
22 Prozent. Hätte England das deutſche Wahlrecht zum Reichstag, ſo würd 
es ſtatt 7300000 Wahlberechtigte 9600000 zählen, 2300000 mehr. So vie 
Männer ſchließt es vom Wählen aus, die bei Maſſenaktionen auf der Straß 
nicht zu den letzten gehören würden. 1 

Indes auch beim deutſchen Reichstagswahlrecht kann ſich keineswegs jed 
Mann betätigen, der bei einer Maſſenaktion mitwirken würde. Das Wal 
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echt iſt nicht nur ein höchſt ungleiches Pluralwahlrecht zuungunſten des 
nduſtriellen Proletariats durch die wachſende Verſchiedenheit in der Be— 
ölkerungszahl der Wahlkreiſe geworden, es ſchließt auch einen großen Teil 
er männlichen Bevölkerung vom Wahlrecht aus. Während zum Beiſpiel 
england das Wahlalter mit dem 21. Jahre beginnen läßt, ſetzt die deutſche 
teichsverfaſſung dafür das 25. Lebensjahr feſt. 

Im Jahre 1900 zählte die deutſche Reichsſtatiſtik 2026096 Männer im 
ter von 21 bis 25 Jahren. Seitdem iſt ihre Zahl noch bedeutend gewachſen. 
s iſt hauptſächlich das induſtrielle Proletariat, das durch deren Ausſchluß 
om Wahlrecht benachteiligt wird. Bei der Zählung von 1907 ſtanden von 
» 10000 männlichen Erwerbstätigen der betreffenden Berufsabteilung in 
er Landwirtſchaft 887, in der Induſtrie dagegen 1314 im Alter von 21 bis 
5 Jahren. Dafür waren bei der Landwirtſchaft von 10000 Erwerbstätigen 
089 über 25 Jahre alt, von der Induſtrie nur 6774. 

Noch ſchlimmer wird das Verhältnis, wenn wir nicht Induſtrie und Land⸗ 
girtſchaft, ſondern Selbſtändige und Lohnarbeiter miteinander vergleichen. 
Jon je 10000 männlichen Selbſtändigen (in Landwirtſchaft, Induſtrie und 
handel) ſtanden 159 im Alter von 21 bis 25 Jahren, dagegen von 10000 
zännlichen Lohnarbeitern 1501, alfo im Verhältnis faſt zehnmal fo viel. 
die abſoluten Zahlen ſind noch draſtiſcher. Von den männlichen Selbſtändigen 
‚aren 21 bis 25 Jahre alt 70555. Von den männlichen Lohnarbeitern 
712981, alſo 24 mal fo viel. 

Neben dieſen vom Wahlrecht ausgeſchloſſenen Bevölkerungsſchichten kommen 
uch noch die Ausländer in Betracht, die am Wahlakt nicht teilnehmen, von 
Laſſenaktionen auf der Straße dagegen nicht ausgeſchloſſen werden können. 
hre Zahl iſt beſonders groß in dem demokratiſchſten Staate Europas, der 
ſchweiz, wo fie ſchon 1900 faſt 12 Prozent der Bevölkerung bildeten, 1910 
5 Prozent. Am ſtärkſten ſind ſie in den größeren Städten. In Zürich 
achten ſie 1909 bereits faſt ein volles Drittel der Bevölkerung aus. Und 
‚re Zahl wächſt raſch. 1888 betrugen fie dort noch nicht ein Viertel der 
evölkerung (22 Prozent). Dabei überwiegt unter ihnen das männliche 
lement. Machten die Ausländer überhaupt 1909 32,67 Prozent der Be⸗ 
ölkerung aus, jo die männlichen 34,58 Prozent der männlichen Bevölkerung. 
kehr als ein Drittel der Männer ſind in Zürich vom Wahlrecht ausgeſchloſſen, 
Mt ausſchließlich induſtrielle Lohnarbeiter! Noch größer als in Zürich iſt die 
ahl der Ausländer in Baſel (1910 38 Prozent) und in Genf (1910 41 Pro⸗ 
nt der Geſamtbevölkerung). Man begreift unter dieſen Umſtänden, warum 
ei den Wahlen die Arbeiterbevölkerung der Schweiz lange nicht fo ſehr zur 
eltung kommt und ſich nicht ſo kraftvoll äußert wie bei ihren Maſſenaktionen 
if der Straße, zum Beiſpiel bei Umzügen am 1. Mai. 

Indes, ſelbſt wenn es gelänge, ein Wahlgeſetz zu erlangen, das jedem 
wachſenen Bewohner des Landes ohne Unterſchied des Geſchlechts und der 
bſtammung das Stimmrecht verliehe, würde das Proletariat dabei doch 
cht feine volle Kraft zu entfalten vermögen. 

Die Kraft des Proletariats liegt in ſeiner großen Zahl, in ſeiner Maſſe. 
1 Maſſen vereinigt, entfaltet es fein größtes Selbſtbewußtſein. Vereinzelt 
hlt ſich der Proletarier ſchwächer, iſt er leichter zu beeinfluſſen. An die Wahl⸗ 
ne aber tritt er als einzelner heran. Bei dieſem Akt vermag man ihn 
zel leichter einzuſchüchtern oder zu beſtechen, als bei einer Maſſenaktion, 
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wenn nicht die Zugehörigkeit zu einer ſtarken Organiſation ihm Kraftgefühl 
und moraliſchen Halt verleiht. Das geheime Wahlrecht mildert etwas dieſen 
Mißſtand, hebt ihn aber nicht völlig auf, wie die Erfahrungen in Amerika, 
in England, in Frankreich zeigen. Auch in Deutſchland können wir vom Wahl⸗ 
terrorismus ein Lied ſingen. Wenn bei den Reichstagswahlen die Wahl⸗ 
korruption noch keine ſolche Rolle ſpielt wie in mehr demokratiſchen Staaten, 
ſo rührt dies bloß von der großen Machtloſigkeit des Reichstags her. Aber 
allenthalben wachſen die Anſtrengungen der beſitzenden Klaſſen, durch alle 
Mittel der Einſchüchterung, Erpreſſung, Lüge und Beſtechung den Zuzug der 
Maſſen zur Sozialdemokratie zu hemmen und die Schwächeren, Einfältigeren 
oder Furchtſameren unter ihnen in ihre Gefolgſchaft zu zwingen. Wahlſiege 
der Sozialdemokratie werden dadurch nicht unmöglich; ſie werden dadurch 
vielmehr immer glorreicher und eindrucksvoller, denn die Größe und Be⸗ 
deutung des Sieges wird nicht nach der Beute bemeſſen, die der Sieger 
macht, ſondern nach der Stärke des Feindes, den er zu überwinden hatte. 

Aber je mehr die Anſtrengungen unſerer Gegner wachſen, die Wahlergebniſſe 
durch Tücke und Gewalt zu fälſchen, um fo weniger drücken die Stimmen⸗ 
zahlen und gar die Mandate, die die Sozialdemokratie erringt, das volle 
Maß der Kraft aus, über die das Proletariat verfügt, und um ſo mehr kann 
es dies volle Maß nur bei ſpontanen Maſſenkundgebungen äußern. | 

Proletarier, die ſich als Streikbrecher gebrauchen laſſen oder gegen die 
Sozialdemokratie ſtimmen, tun dies nicht, weil fie zufrieden find, weil es 
ihnen gut geht, weil ſie die beſtehenden Verhältniſſe aufrechterhalten wollen, 
ſondern weil ſie zu ſchwach und mutlos ſind, weil ſie an ſich und ihre Klaſſe 
nicht glauben, weil fie vermeinen, durch Ducken im Moment weiter zu kommen, 
und weil fie die Bedeutung der Aktionen von Partei und Gewerkſchaft nicht 
begreifen. Gerade dieſe Elemente, denen noch keine Aufklärung geleuchtet, 
feine Organiſation Halt und Stetigkeit verliehen hat, ſind in der Regel die 
bedrückteſten und geſchundenſten. Geraten ſie in eine Maſſenaktion, die ihnen 
das Gefühl von Kraft verleiht und ſich direkt gegen eine ſie bedrückende 
Inſtitution oder Perſon wendet, was fie ohne weiteres begreifen, dann tun fi 
leicht nicht nur mit, ſondern werden am eheſten dabei zur Ekſtaſe geneigt ſein 

In Momenten großer, nationaler Erregung können daher ſpontane Maſſen 
aktionen in weit höherem Grade als eine Wahlkampagne die geſamte Maſſ 
des arbeitenden Volkes, organiſierte und unorganiſierte, Wähler und Nicht 
wähler, Sozialdemokraten und Mitläufer bürgerlicher Parteien zu eine 
einzigen großen, wuchtigen Phalanx vereinigen. | 

Freilich nur dann, wenn dieſe Kundgebungen das ganze Reich umfaſſen 
Das war bisher kaum jemals der Fall. Die großen Maſſenaktionen, di 
von 1789 bis 1871 hiſtoriſche Wirkungen hervorriefen, waren ſtets auf einzeln 
Lokalitäten — in der Regel die Hauptſtadt — beſchränkt. | 

Die Wahlaktion bei allgemeinem Wahlrecht iſt in den modernen Grof 
ſtaaten die erſte gleichzeitige Aktion des geſamten Volkes in allen Teilen de 
Staates. Wie viele Proletarier auch von dieſer Aktion noch ausgeſchloſſe 
ſein mögen, es wurde doch ehedem nie eine ſo große Maſſe durch irgen 
eine Maſſenaktion anderer Art gleichzeitig in Wirkſamkeit gebracht. Gan 
abgeſehen von den Rechten, die das Geſetz den Wählern verleiht und di 
ihre Aktion mehr oder weniger politiſch bedeutungsvoll machen, iſt ſcho 
durch dieſe Tatſache allein in den letzten Jahrzehnten der Wahlkampf d 
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gewaltigſte Maſſenaktion des Proletariats geworden, und er wird es bleiben, 
abgeſehen von den ſeltenen Momenten, in denen die Maſſen des geſamten 
Volkes im ganzen Reiche gleichzeitig durch irgend ein Ereignis zur Siedehitze 
erregt werden, ohne daß eine Wahlkampagne als Sicherheitsventil der Ex⸗ 
ploſion vorbeugt. Neben dem modernen Verkehrsweſen iſt es gerade das 
allgemeine Wahlrecht ſelbſt, das die Bedingungen derartiger umfaſſender 
Maſſenaktionen ſchafft, indem es ſelbſt in den entfernteſten Winkeln des 
Reichs politiſches Intereſſe wachruft und die Zuſammenſchweißung großer 
Maſſen in einem ausgedehnten, den ganzen Staat umfaſſenden Partei⸗ 
organismus fördert, in dem ebenſo partikulariſtiſche wie zünftige Abſonde— 
kungen überwunden ſind und der die Geſamtmaſſe der Wähler in allen 
Teilen des Landes aufs höchſte beeinflußt. 

Damit werden ſpontane Maſſenaktionen von einem Umfang und einer 
Gewaltigkeit möglich, wie ſie bisher unerhört waren. 

Das allgemeine Wahlrecht beſeitigt alſo weder die Möglichkeiten noch 
den Antrieb zu Maſſenaktionen. Es kann nur, ebenſo wie die Organiſation 
der Maſſen, den Boden für manche Aktionen dieſer Art einengen, die Gelegen⸗ 
heiten, die dazu führen, verringern, aber nicht ſie völlig beſeitigen. 

Zu einer völligen Beſeitigung ſpontaner Maſſenaktionen könnte es nur 
mter der Vorausſetzung kommen, daß es dem allgemeinen Wahlrecht und 
der proletariſchen Organiſation gelänge, die Grundurſache zu beſeitigen, die 
n der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe zu derartigen Maſſenaktionen drängt, 
die ſtete Tendenz nach Verelendung der Maſſen, die ununterbrochen wirkt, 
munterbrochen die Maſſen erbittert, ſo daß es nur großer, erregender Ver— 
inlaſſungen bedarf, ſollen ſie in heftigen Aktionen den Druck abzuwälzen ſuchen, 
der auf ihnen laſtet. Die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe erzeugt mit Not⸗ 
vendigkeit in der Kapitaliſtenklaſſe den Drang, die Maſſe des Volkes immer 
nehr herabzudrücken, ſie, wie das Wort lautet, das man dafür geprägt, zu 
berelenden. Ebenſo notwendig erſteht die Gegenaktion des Proletariats, der 
kampf gegen das Elend. Darauf beruht die Unvermeidlichkeit des Klaſſen⸗ 
ampfes, der um jo erbitterter wird, je länger er dauert, je kampffähiger im 
kampf und durch den Kampf die Gegner werden und je gewaltiger die Unter- 
chiede ihrer Lebenslage, je mehr ſich die Kapitaliſten durch die wachſende 
Ausbeutung über das Proletariat erheben. 

Nicht immer wächſt dabei wirklich deſſen Elend, wohl aber ſeine Erregung, 
ein Bedürfnis, den Druck abzuwälzen, den es immer ſchmerzlicher empfindet. 

Dabei erzeugt jedoch die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe auch mit Natur⸗ 
iotwendigkeit einzelne Situationen, in denen das Elend der Volksmaſſe akut 
vird. Das find Situationen, in denen alle Bedingungen zu großen Maſſen⸗ 
aktionen zuſammentreffen und dieſe oft genug unvermutet über Nacht von 
elbſt in die Höhe ſchießen. Derartige Situationen werden geſchaffen durch 
kriſen mit ausgedehnter Arbeitsloſigkeit, Steuerdruck, Teuerung und Krieg. 

Wenn in den Jahrzehnten nach 1871 ſpontane Maſſenaktionen keine ſo 
roße hiſtoriſche Rolle ſpielten wie in den vorhergehenden hundert Jahren, 
o lag dies nicht ausſchließlich daran, daß damals den Volksmaſſen in ganz 
Veſteuropa politiſche Rechte und die Möglichkeiten der Organiſation gegeben 
burden. Es lag vielmehr auch und vorzugsweiſe an den eigenartigen 
konomiſchen Verhältniſſen, die ſeitdem eintraten und die eine Zeitlang den 
Mauben erwecken konnten, als ſeien die verelendenden Tendenzen der kapita⸗ 
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liſtiſchen Produktionsweiſe und die beſonderen Erzeuger der Maſſenerregung 
Teuerung, Kriſe, Krieg, völlig überwunden. | 

Bald nach 1871 ſetzte die überſeeiſche und ruſſiſche Lebensmittelkonkurrenz 
ein, die die Preiſe der Lebensmittel zum Fallen brachte. Das wurde in den 
ſiebziger und achtziger Jahren noch paralyſiert durch die ungeheure damals 
herrſchende Kriſe, die auch noch in verſchiedenen Ländern Unruhen erzeugte = 
Krawalle in Wien 1884, die Kämpfe um Trafalgar Square in London 1887 uſw. 
Mit dem Beginn des letzten Jahrzehnts des vorigen Jahrhunderts begann 
dann eine Ara der Proſperität, nur durch kurze Kriſen unterbrochen, die ein 
Steigen der Löhne herbeiführte, indes die Lebensmittelpreiſe ſanken oder 
doch nicht dauernd ſtiegen. Und dabei blieb Europa vierzig Jahre lang von 
den Schrecken und Verwüſtungen eines Krieges völlig verſchont. 

Wir alle wiſſen jetzt, daß dieſe Ara nicht der Anfang einer dauernden 
Umwandlung des Kapitalismus zu milderen Formen war, ſondern nur ein 
kurzes Zwiſchenſpiel, durch ein Zuſammentreffen verſchiedener Umſtände her⸗ 
beigeführt, das ſeit einigen Jahren wieder allen Schrecken des düſtern Dramas 
der kapitaliſtiſchen Ausbeutung Platz macht. 

Die Haupturſache der anſcheinenden Milderung der Verhältniſſe ſeit 1871 
hatte die Ausdehnung des Eiſenbahnweſens in den Vereinigten Staaten ge⸗ 
bildet, wodurch ein ungeheures Gebiet unbebauten Bodens der Welt des 
Kapitalismus erſchloſſen wurde, für das praktiſch noch nicht das Privat⸗ 
eigentum am Boden galt. Dieſe kommuniſtiſche Milderung des Kapitalismus 
konnte aber unter deſſen Herrſchaft nicht ewig dauern. Heute iſt ſo gut wie 
aller Boden in den Vereinigten Staaten Privateigentum und damit die ver⸗ 
elendende Tendenz des Kapitalismus wieder in ihre vollen Rechte eingeſetzt. 

Die Preiſe der Lebensmittel ſind ſeit einem halben Dutzend Jahre in 
ſteter Steigerung begriffen, und dieſe Steigerung droht eine dauernde zu fein. 

Die preisſteigernde Wirkung des Privateigentums am Boden in Amerika 
wird noch verſtärkt durch die Folgen des Raubbaus in Rußland und Ame⸗ 
rika, durch die Zunahme von Verbänden der Produzenten und Händler, 
vielleicht auch durch die Revolutionierung der Goldproduktion. Techniſche Fort⸗ 
ſchritte und das Auffinden neuer Goldlager haben die Produktionskoſten und 
damit den Wert des Goldes möglicherweiſe raſcher geſenkt als den Wert der 
Lebensmittel, da die Produktivität der Landwirtſchaft infolge der Hemmungen 
des Privateigentums am Boden, der Erhaltung des techniſch rückſtändigen 
Kleinbetriebs und der Landflucht der Arbeiter nur langſam ſteigt. Nimmt 
man zu alledem noch die wachſenden Schutzzölle ſowie die Steuererhöhungen 
der letzten Jahre, dann hat man ſo ziemlich die Urſachen der Teuerung bei⸗ 
ſammen. Sie alle find dauernder Natur. Auch auf die Agrarzölle und Steuer: 
erhöhungen werden die herrſchenden Klaſſen nicht freiwillig verzichten, fie 
ſind die notwendige Folge des imperialiſtiſchen Kolonial⸗ und Rüſtungs 
fiebers, das ſich des Kapitalismus bemächtigt hat. 

Dieſer iſt in den letzten vierzig Jahren Herr der ganzen Welt gewo 
zahlreiche Induſtrien erſtehen außerhalb Europas, es wachſen wieder die 
Kriſen, und immer ſtärker wird der Drang der einzelnen Induſtrieſtaaten 
ſich Märkte, Einflußgebiete und Rohſtofflieferanten zu ſichern; es erſteht au 
der einen Seite die moderne Zollpolitik, auf der anderen der Imperialismus 
das Wettrüſten zur See, wachfender Steuerdruck, ununterbrochene Kriegs 
gefahr, die durch das Erwachen des Orients noch geſteigert wird. 
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Damit verſchärfen ſich nicht nur die Klaſſengegenſätze und Klaſſenkämpfe, 
damit erſtehen auch wieder in höherem Maße als jeit langem die Bedin- 
| gungen für ungeheure, ſpontane Maſſenaktionen. Es iſt eine beſondere J Ironie 

der Geſchichte, daß die neue Periode der Maſſenaktionen für Weſteuropa in 
dieſem Jahre von England eingeleitet wurde, dem Land, das man durch 
proletariſche Organiſation und demokratiſche Rechte mehr als jedes andere 
bor ſolchen Aktionen gefeit glaubte, und das in dieſer Beziehung von allen 
Verehrern einer friedlichen Entwicklung als Muſterbild geprieſen wurde. 
Krieg und Teuerung waren die beiden großen Hebel der Maſſenaktionen 
in der franzöſiſchen Revolution geweſen. Teuerung und Kriegsgefahr, viel⸗ 
leicht bald Krieg ſelbſt in noch verheerenderer Weiſe als vor hundert Jahren, 
ſind wieder die Signatur unſerer Zeit geworden. Damit verſprechen auch 
ſpontane Maſſenaktionen wieder eine große hiſtoriſche Rolle zu ſpielen. Trifft 
das ein, dann wird die politiſche und ſoziale Entwicklung erheblich an Stetig⸗ 
keit verlieren, wieder ſprunghafter, unberechenbarer werden; ſie kann uns 
überraſchende, gewaltige Siege, jedoch auch zeitweiſe ſchmerzliche Niederlagen 
bringen. 
Aber wie machtvoll man ſich auch die Maſſenaktionen vorſtellen mag, 
die aus dieſer Situation entſpringen können, ſie werden nicht mehr völlig 
den Charakter tragen, den ſie ehedem hatten. Die vierzig Jahre politiſcher 
Volksrechte und proletariſcher Organiſation können nicht ſpurlos vorüber⸗ 
gegangen ſein. Die Zahl der organiſierten und aufgeklärten Elemente in der 
Maſſe iſt zu groß geworden, als daß ſie ſich nicht auch bei ſpontanen Aus⸗ 
brüchen geltend machen müßte, wie plötzlich dieſe auch kommen mögen, wie 
gewaltig die Erregung, der ſie entſpringen, wie ſehr auch jede planmäßige 
Leitung bei ihnen ausgeſchaltet ſein mag. 

Es erſcheint ausgeſchloſſen, daß ſolche Ausbrüche je wieder in den Ländern 
mit ſtarker Sozialdemokratie und ſtarken Gewerkſchaften einen ſinnloſen oder 
reaktionären Charakter annehmen, wie etwa die Gordonunruhen in England 
1780 oder die ſpaniſche Erhebung 1808. Selbſt in Rußland hat das ſozia⸗ 
liſtiſch denkende Proletariat bereits 1905 Pogrome überall unmöglich gemacht, 
wo es dominierte. Sie wurden nur dort möglich, wo die Revolution nieder⸗ 
geſchlagen war. 

Aber nicht nur in der Steckung des Zieles, ſondern auch in der Ge- 
ſtaltung der Aktionsmethoden muß ſich der Einfluß der organiſierten und 
überlegenden Elemente auf die unorganiſierten, von bloßen Inſtinkten und 
Bedürfniſſen getriebenen Maſſen ſtark geltend machen, ſie von zweckloſem 
Tun, ausſichtloſem Beginnen abhalten, ſie vor ausgeſtellten Fallen, tückiſchen 
Provokationen warnen, fie ihre Aktion rechtzeitig abbrechen laſſen, wenn dieſe 
zu ſcheitern droht. 

So dürfen wir hoffen, daß Mißerfolge, wie fie ſpontanen Maſſenaktionen 
ſo häufig beſchert ſind, nicht mehr ſo vernichtende Formen annehmen, wie 
es ehedem meiſt der Fall geweſen. 

Iſt trotzdem eine Niederlage eingetreten, dann wiſſen Arbeiter, denen das 
Leben in der Organiſation Beſonnenheit, Diſziplin und Zuverſicht zu ihrer 
Sache anerzogen hat, den Mißerfolg ſtandhafter zu tragen, in geordnetem 
Rückzug, ohne Panik, ohne Verzweiflung, und ſich bald wieder zu ſammeln 
und zu verſtändigen. Auch das muß auf die unorganiſierte Maſſe zurück⸗ 
wirken und ihren moraliſchen Halt vergrößern. 
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Gelingt aber die Maſſenaktion, tritt ſie mit einer ſo überwältigende 9 
Wucht, ſo großer Erregung und Rückſichtsloſigkeit der Maſſen, ſo ungeheurem 
Umfang ihres Bereichs, ſo überraſchender Plötzlichkeit bei ſo ungünſtiger 
Situation unſerer Gegner auf, daß ſie unwiderſtehlich wirkt, dann kann die 
Maſſe heute den Sieg ganz anders ausnutzen als ehedem. Wir haben ſchon 
darauf hingewieſen, daß die Siege der organiſierten Maſſe, im Gegenſatz zu 
denen der nichtorganiſierten, nicht kurzlebig oder nur für andere erfochten 
ſind, daß ſie ihre Organe hat, ihre Abgeordneten und Beamten, die durch 
Verträge, Geſetze uſw. den Sieg für fie feſtlegen. Die Intereſſen der orga⸗ 
niſierten und der nichtorganiſierten Maſſe ſind aber die gleichen. Die Organe 
der Sozialdemokratie und der von ſozialiſtiſchem, nicht zünftigem Geiſte ge⸗ 
tragenen Gewerkſchaften wirken für ſie alle. Wo dieſe Organiſationen Wurzel 
gefaßt haben, da ſind die Zeiten vorbei, in denen das Proletariat durch ſeine 
Siege in ſpontanen Maſſenaktionen nur für einzelne, gerade in der Oppo⸗ 
ſition begriffene Fraktionen ſeiner Gegner die Kaſtanien aus dem Jeuk 
holte. Es wird ſie künftighin ſelbſt verzehren können. 5 

Das Zuſammenwirken organiſierter und nichtorganiſierter Maſſen in 
großen, plötzlichen Aktionen kann unerhörte, bisher noch unbekannte Formen 
annehmen. Die letzten Unruhen in England haben bereits ſehr eigenartige 
Erſcheinungen gezeitigt. Aber darüber läßt ſich vorher gar nichts ſagen. 

Je mehr umfaſſende, ſpontane Maſſenaktionen wieder zu einer hiſtoriſchen 
Rolle gelangen ſollten, deſto mehr käme ein völlig unberechenbares Element in 
unſer politiſches Leben, das für uns alle die größten Überraſchungen, freudiger 
wie peinlicher Natur, mit ſich brächte. Die Entwicklung nähme wieder einen 
kataſtrophalen Charakter an, wie ſie ihn von 1789 bis 1871 in Europa hatte. 

Ob uns das unbequem iſt oder nicht, würde an der Sache nichts ändern. 

Mit der ſogenannten Marxſchen Kataſtrophentheorie hat ge Auffaſſung 
nichts zu tun. Marx hat nie eine ſolche Theorie aufgeſtellt. Ja er nahm 
ſogar an, in einem Lande wie England könne das Proletariat ohne Kata⸗ 
ſtrophe zur politiſchen Macht gelangen. 

Über die Formen, in denen ſich der proletariſche Klaſſenkampf in ſeinen 
verſchiedenen Phaſen bewegen wird, hat weder Marx noch haben ſeine 
Schüler eine beſondere Theorie aufgeſtellt. Wenn wir für die nächſte Zeit 
die politiſche und ſoziale Situation ſchwanger mit Kataſtrophen ſehen, ent 
ſpringt dies aus unſerer Auffaſſung dieſer beſonderen Situation, nicht aus 
einer allgemeinen Theorie. 

Geht aber aus der Beſonderheit der Situation die Notwendigkeit einer 
beſonderen, einer neuen Taktik hervor? Einige unſerer Freunde behaupten 
das. Sie wollen unſere Taktik revidieren. | 

Eingehender ließe ſich darüber erſt reden, wenn fie mit ee Bor. 
ſchlägen aufträten. Das iſt bis heute nicht geſchehen. | 

Vor allem müßte man wiſſen, ob man neue taktiſche Grund sag oder 
neue taktiſche Maßnahmen verlangt. Beſondere Situationen erheiſchen ſicher 
beſondere Maßnahmen. Aber die kann man nicht vorher feſtſetzen, ſie müſſen 
ſich aus der jeweiligen Situation ergeben. Gilt das ſchon im allgemeinen, 
ſo gilt das am meiſten für Ereigniſſe, die, wie ſpontane Maſſenaktionen, 
völlig unberechenbar ſind, von denen man gar nichts Beſtimmtes voraus⸗ 
ſagen kann, bei denen nicht nur Art und Zeitpunkt des Eintretens, ſondern 
das Eintreten ſelbſt völlig ungewiß ſind. 8 
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Solchen Ereigniſſen gegenüber kann man nichts tun, als danach trachten, 
daß ſie uns nicht völlig unvorbereitet treffen. Wir werden ihnen um ſo mehr 
zewachſen ſein und in jedem Moment um ſo eher am zweckmäßigſten handeln, 
e ſtärker und aktionsfähiger unſere Organiſation und je klarer unſere Ein⸗ 
icht, je beſſer wir Staat und Geſellſchaft begreifen, je genauer informiert 
vir über die Abſichten und Machtmittel unſerer Gegner wie über die Stim⸗ 
nungen und Machtmittel des Proletariats ſind. 

Ausbau der Organiſation, Gewinnung aller Machtpoſitionen, die wir aus 
‚igener Kraft zu erobern und feſtzuhalten vermögen, Studium von Staat 
und Geſellſchaft und Aufklärung der Maſſen: andere Aufgaben können wir 
ins und unſeren Organiſationen auch heute noch nicht bewußt und plan⸗ 
näßig ſetzen. Über das Unberechenbare können wir nachdenken, nicht aber 
on vornherein taktiſche Beſtimmungen treffen. 

Jene taktiſchen Aufgaben, die wir uns heute ſetzen können und müſſen, 
edeuten nichts weniger als eine neue Taktik, ſondern eine Fortſetzung und 
Zekräftigung derjenigen, die unſere Partei ſeit mehr als vier Jahrzehnten 
gon Sieg zu Sieg geführt hat. 


| Aus einem kleinbäuerlichen Paradies. 
Von S. Topalowitſch. 


Uns Sozialdemokraten in wirtſchaftlich unentwickelten Ländern kommt es 
anz wunderbar vor, daß manche unſerer ausländiſchen Genoſſen für den 
indwirtſchaftlichen Zwergbetrieb ſchwärmen können. Iſt es denn dieſen Ge- 
oſſen nicht bekannt, daß heute, zur Zeit der Weltherrſchaft des Kapitalismus, 
ie Länder der kleinbäuerlichen Wirtſchaft nur Ausbeutungsobjekte der groß⸗ 
pitaliſtiſchen Mächte ſind, daß fie das fürchterlichſte Maſſenelend der bäuer⸗ 
chen Bevölkerung beherbergen, daß in ihren Städten ein wucheriſches Paraſiten⸗ 
im hoch kommt, die feſte Grundlage der politiſchen Reaktion und der kor⸗ 
ıpteiten Cliquenwirtſchaft, daß fie die Heimſtätten der barbariſchſten Quälerei, 
e Verkümmerung und Unkultur der Maſſen find? In Serbien beſitzen wir 
‚reits, was Genoſſe Artur Schulz als „ſozialen Aufſtieg“ der Bauern be⸗ 
eichnet. Betrachten wir an der Hand der amtlichen Statiſtiken einen Augen⸗ 
ick dieſes kleinbäuerliche Paradies. 

Häufig wiſſen dieſelben Genoſſen, die im Kleinbetrieb den „ſozialen Auf⸗ 

eg“ des Bauern ſehen, zugleich die Vorzüge der Kolonialpolitik zu rühmen. 
kögen ſie doch einmal ihren Blick ſtatt auf die politiſch unterjochten und 
ilitäriſch regierten Kolonien auf jene ſogenannten ſelbſtändigen Staaten 
chten, die in Wirklichkeit doch nur Kolonien des Kapitalismus ſind, wie die 
alkanſtaaten. Hier können ſie die kulturellen Segnungen kapitaliſtiſcher 
„lonialpolitif am beſten ſtudieren. 
Ihren übermäßig entwickelten Militarismus verdanken die Balkanſtaaten 
im europäiſchen Kapitalismus. Aus den ſchwachen wirtſchaftlichen Quellen 
ir eigenen Nation hätte er nie die erforderlichen Mittel ſchöpfen können. 
konnte ſich nur mit Hilfe auswärtiger Anleihen entwickeln. Die folgende 
belle zeigt uns für Serbien, Bulgarien und Rumänien die Abhängig⸗ 
t der Staatsſchulden von der Entwicklung der Militärlaſten. Es betrugen 
i Millionen Dinar (1 Dinar = 1,23 Mark) die 
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Militärlaſten Staatsſchulden 
Serbien (1880 bis 191 650 5 


Bulgarien (1880 bis 191/00 940 643 
Rumänien (1883 bis 1906). 970 1439 


Nach einem amtlichen Bericht aus dem Jahre 1909 ſind von den 735 Mil⸗ 
lionen der ſerbiſchen Staatsſchuld nur 108 Millionen für den Bau von Eiſen⸗ 
bahnen ausgegeben worden; den ganzen Reſt verſchlang das Militärbudget. 

Warum entwickelt und fördert aber der europäiſche Kapitalismus den 
Militarismus auf dem Balkan und ſteigert damit deſſen Kriegsgelüſte und 
ſo die internationale Kriegsgefahr? Warum ſtellt die doch ſo friedliebende 
franzöſiſche Finanzwelt dieſen Friedensſtörern ihre Hilfsmittel ſo bereitwillig 
zur Verfügung? Die Entwicklung des Militarismus, der Zerſtörungskräfte, 
iſt eben für das europäiſche Kapital viel rentabler als die der Produktions⸗ 
kräfte jener Länder. a 
j Im Jahre 1910 betrug die Staatsſchuld Serbiens 735325834,59 Dinar, 

alſo pro Kopf der Bevölkerung 245 Dinar. Tatſächlich bekommen hatte 
Serbien aber nur 568547033 Dinar. Die Gläubiger haben daher an der 
Kursdifferenz allein bereits 166778801 Dinar „verdient“. Zur Tilgung der 
Schuld und als deren Verzinſung wurden bisher 336 Millionen bezahlt; die 
Staatsſchuld hat ſich aber in dieſer Zeit nur um 55894000 Dinar verringert. 
Nach dem jetzigen Plane wird Serbien bis zur völligen Tilgung ſeiner Schuld 
noch 1680 Millionen an Zinſen und Amortiſationen zahlen müſſen. Der 
Staat hat alſo nicht viel mehr als eine halbe Milliarde erhalten, muß aber 
faſt 2 Milliarden zurückzahlen! * 

Das iſt aber noch nicht alles. Serbien erhält nämlich gar nicht das bare 
Geld. Dieſelben Bankgruppen, welche die Anleihen beſorgen, vermitteln auch 
zugleich die Lieferung von Kanonen und anderem Kriegsbedarf. Die Staats- 
kaſſe erhält alſo ſchließlich für ihre Schuldſcheine nur die quittierten Ned; 
nungen der Waffenfabriken. Natürlich ſind die gelieferten Artikel teuer und 
ſchlecht, während ſich die geriſſenen Agenten und die unkontrollierten buregu 
kratiſchen Cliquen in der korrupteſten Weiſe bereichern und die ſchmutzigſter 
Gaunereien ausführen. 5 

Bei der Ausgeſtaltung des Militarismus, bei der Aufnahme der Anleihen 
war auf die wirtſchaftlichen Kräfte des Volkes gar keine Rückſicht genommer 
worden. Hier hatten die Verwertungsbedürfniſſe des fremden Kapitals kom 
mandiert. Nun aber mußten die Zinſen und Amortiſationen gezahlt werden 
und ſo ging das Staatsbudget ſprunghaft in die Höhe, die Steuerſchraub 
wurde aufs äußerſte angeſpannt und das Volk mit furchtbarſter Kraft aus 
geſaugt. In den letzten dreißig Jahren hat das Staatsbudget um 475 Prozen 
zugenommen und beträgt zurzeit 122 ½ Millionen. Davon entfallen 52 Prozen 
auf militäriſche Ausgaben, zwei Drittel entfallen auf die der Klaſſenherrſchaf 
dienenden Inſtitutionen überhaupt. Von den Einnahmen aber ſtammen 8 
Prozent aus indirekten Steuern. | | 

Um das für die Steuern nötige Geld zu beſchaffen, mußte der Bauer fein 
Produkte verkaufen. Durch die Geldwirtſchaft einerſeits und durch das Ein 
dringen der ausländiſchen Induſtrieprodukte andererſeits waren überraſchen 
raſch die uralten Hausgenoſſenſchaften und die Handwerkstätigkeit der Bauer 


ı Die Zahlen find dem wertvollen Buche „Socialisticki Agitator“ (Der ſozia 
demokratiſche Agitator) unſeres ſerbiſchen Parteiſekretärs D. Tutzowie entnommen. 
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ernichtet worden. Die Zerſtückelung des Grund und Bodens iſt auf die Spitze 
etrieben, vielleicht wie nirgend anderswo. So war im Jahre 1889 die Zahl 
er Betriebe: 

ns 1 Hektar 1 bis 2 Hektar 2 bis 5 Hektar 5 bis 20 Hett. 20 bis 50 Heft. Über 50 Het. Über 100 Hekt. 
32752 47110 97717 64437 2444 148 — 


| Die Produktionsart aber war ſehr rückſtändig. Man arbeitete noch immer 
uf dieſelbe Weiſe wie vor Jahrhunderten. Alle Verſuche, die Bauern mit 
eueren Arbeitsmethoden vertraut zu machen, blieben erfolglos. Die Bauern 
'atten Furcht vor allen Neuerungen, da die Kleinheit ihres Beſitzes ihnen nicht 
eſtattet, irgendwelche Verſuche zu machen. Bekommen ſie in irgend einem 
zahre nicht ſicher den notwendigen Ernteertrag aus ihren kleinen Feldern, 
ann bleibt ihnen nichts übrig, als zu verhungern. Das Altbewährte iſt aber 
mmer das Sicherſte. 

Nach einer amtlichen Enquete aus dem Jahre 1902 beträgt die geſamte 
zahresproduktion Serbiens etwa 500 Millionen Dinar. Damals betrugen 
ie Ausgaben für den Staat und die ſelbſtverwaltenden Körperſchaften nur 
2 Millionen Dinar. Das macht 14 Prozent des geſamten Wertes der 
zahresproduktion. Das iſt aber die ſchwerſte Belaſtung eines Volkes in der 
anzen Welt. Die Belaſtung der Volkswirtſchaft durch öffentliche Ausgaben 
eträgt in Frankreich 12 / und in Spanien 13 Prozent. Serbien marſchiert 
n der Spitze mit 14½ Prozent! 

Zur Bezahlung der Staatsſchulden brauchen die ſerbiſchen Regierungen 
zold. Dies können fie aber nur durch die Ausfuhr von Landesprodukten ge- 
ginnen, weshalb die Förderung des Exportes von jeher ihr Hauptſtreben 
var. Tatſächlich wuchs dieſer auch ganz enorm. Aber die treibende Kraft 
bar nicht die Produktivität der bäuerlichen Wirtſchaft, ſondern die Steigerung 
es Staatsbudgets. Nicht nur der Überſchuß der Wirtſchaften wurde aus⸗ 
eführt, auch das, was zur Ernährung der Bevölkerung und zur Fortführung 
er Produktion eigentlich unbedingt notwendig iſt. Am deutlichſten zeigen das 
ie Ziffern des Viehexportes. Gemeinhin gilt Serbien als einer der ſtärkſten 
nd wichtigſten Viehproduzenten. Das iſt aber eine ganz irrige Vorſtellung. 
In Wirklichkeit iſt Serbien das an Vieh ärmſte Land Europas. 

Nach einer Statiſtik des Landwirtſchaftsminiſteriums über den Stand des 
77 8 85 in Serbien und anderen Staaten ergibt ſich, daß kamen in den 
ändern: 


6 a Rindvieh Von 100 Stück 
Im Jahre auf auf Rindvieh waren 
100 Einwohner 100 Hektar Kühe 
Dänemark 1903 75,18 48,3 57,5 
ö 10001 40,4 32,8 55,2 
j 10901 32,3 50,0 58,5 
h Dehiſchland 13901 33,6 35,0 55,3 
1.901 38,0 27,4 52,9 
10900 86,4 31,7 49,9 
1828095 59,27 20,70 44,0 
187900 38,35 19,81 32,2 


Während die Viehzucht abſolut genommen ungefähr ſtationär bleibt, geht 
e im Verhältnis zur Bevölkerung des Landes rapid zurück. Auf 100 Ein⸗ 
ſohner Serbiens kamen: 
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Rindvieh 


überhaupt Ochſen Schweine 
00 SR Ne Lin: 24 106 
190000 38 13 38 | 
19 11 32 5 


Ein Geſpann Ochſen iſt das wichtigſte Produktionsmittel des Kleinbauern | 
Von 100 Familien Serbiens beſaßen aber 1866 60 Familien, 1900 32 Familien, 
1905 27 Familien je ein Ochſengeſpann. 

Im Gegenſatz aber zu dieſen Zahlen ſtieg die Ausfuhr von Minde 
enorm. Sie betrug: 5 


Verhältnis zu dem Werte 


In den Perioden Stück der ganzen Ausfuhr . 
1843 bis 1850 21056 10,79 4 
1851 = 1860 28554 15,96 a 
1861 = 1870 34720 13,92 3 
1871 1880 45534 16,86 

1881 1890 45449 15,69 

1891 = 1895 58576 19,05 

1896 1900 61694 19,55 2 
1901 = 1905 68064 . * 


Dieſe Zahlen erklären fi durch | die beten Tatſache, daß im Not 
der Bauer zuerſt zum Verkauf feines Viehs greift. 

Die übermäßige Rinderausfuhr verteuert die Preiſe der landwirtſchalk 
lichen Produkte, die die Mehrzahl der Bauern regelmäßig zukaufen müſſen. 
Auf der anderen Seite verteuern aber die hohen fiskaliſchen Zölle die Preise 
der Induſtrieprodukte, die aus dem Ausland kommen. Auch dadurch 1 
das Leben immer ſchwerer und ſchwerer. 

Dabei iſt der Ernteertrag in Serbien durchſchnittlich ſehr niedrig; er be 
trägt kaum ein Drittel des in Ländern mit rationeller Kultur erreichten, ob⸗ 
gleich in den Gegenden des Getreidebaus der Boden von Natur durchaus 
nicht unfruchtbar wäre. Aber der ſerbiſche Ackerbau wird höchſt irrationell 
betrieben. Für Maſchinen hat der kleine Bauer keine Verwendung, auch ab⸗ 
geſehen von den Koſten, die er nicht aufbringen kann. Denn wie ſollen ſeine 
eigene Arbeitskraft und die ſeiner Familienmitglieder ausgenutzt werden, 
wenn die Maſchine arbeitet? Die eigene Arbeitskraft rechnet der Bauer aber 
überhaupt nicht. So treibt er mit ſeinen primitiven Werkzeugen und ſeinem 
noch rückſtändigeren Verfahren Raubbau an der oberſten Schicht ſeines Feldes, 
die bald ausgeſogen iſt. Daher zeigt ſelbſt jener kleine Ernteertrag noch 3 
Zendenz zu fallen. 

Nach der amtlichen Statiſtik betrug der Ernteertrag in Hunderten von 
Kilogramm pro Hektar der bebauten Fläche: 


Im Jahre Mais EN re ah Bohnen Kohl Kartoffeln 
1893 8,10 7,— 5,40 5,70 5,50 41,90 21,0 | 
1897 . 19,33 18,33 9,34 9,83 12,10 142,72 7049 
1898 . 15,55 10,10 7,24 8,15 — — — 
1899 13,66 8,48 6,19 7,12 — — — 
1900 11,78 6,87 5,15 5,61 7,26 68,90 43,01 
1901 10,50 7,40 5,90 6,51 9,80 84,80 57,80 
1902 9,07 9,77 7,92 7,40 7,40 66,82 43,23 
1903 . 9,85 8,38 6,93 6,87 8,57 60,28 48,04 
1904 . 4,91 9,60 6,15 5,78 4,20 81,62 25,08 

1905 10,68 8,02 6,15 6,26 7,86 63,90 34,58 
1906 . 13,06 9,34 6,73 7,68 9,37 62,62 48,29 
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Wie ſieht alfo in Wirklichkeit dieſes kleinbäuerliche Paradies aus? Un⸗ 
ihig, die Laſten des ſtets anſchwellenden Militarismus aus eigener Kraft zu 
ragen, gerät Serbien in immer drückendere Abhängigkeit vom europäiſchen 
apital; Staatsſchulden und Steuerlaſten wachſen mit furchtbarer Geſchwindig⸗ 
sit, ebenſo die Ausfuhr landwirtſchaftlicher Produkte, aber auf Koſten der 
igenen Volkswirtſchaft; und während die Preiſe der landwirtſchaftlichen Pro- 
ukte ſteigen und die Bevölkerung wächſt, gehen der Ernteertrag ſowie der 
ziehſtand zurück. Die Folgen dieſer Zuſtände find leicht zu erraten: ein 
ubeſchreibliches Elend der Landbevölkerung, ein Leben der fortgeſetzten Ent- 
ehrungen und der ewigen Arbeitsqual, Unwiſſenheit, Unkultur, Barbarei. 

Die ſerbiſche Staatsſtatiſtik kennt eine Rubrik, die den anderen fehlt. Da 
ählt man diejenigen, die vor Hunger geſtorben find. Ihre Zahl betrug: 
902 40 Perſonen, 1903 31, 1904 31, 1905 49, 1906 55 Perſonen. 

Die Unterernährung der breiten Maſſen iſt zahlenmäßig zu konſtatieren. 
zo beträgt zum Beiſpiel der Milchkonſum pro Kopf der Bevölkerung in 
dänemark 410 Liter, in Deutſchland 400, in der Schweiz 636, in Serbien 
ber nur 85 Liter im Jahre! Dasſelbe Bild ergibt ſich bei Betrachtung des 
Zeizenkonſums. Dieſer betrug pro Kopf der Bevölkerung in Kilogramm: 


In den Jahren Oſterreich⸗ Deutſch⸗ England 


Ungarn land mit Irland Frankreich Italien Serbien 
1897 bis 191 90,6 88,7 157,1 208,4 122,9 86,4 
110,0 96,5 162,4 211.2 145,0 90,9 


Auch bei allen anderen Nahrungsmitteln iſt die konſumierte Menge ge⸗ 
inger als anderswo. Es gibt viele Familien, die ſich durch das ganze Leben 
urchhungern müſſen. 

Wir haben nicht die Großſtädte mit ihrem Staub, Lärm und Luftmangel, 
nd doch iſt die Verkümmerung der Bevölkerung und die Sterblichkeit fo groß 
ie kaum ſonſtwo. Das find die Folgen der Überarbeit und der Unter- 
rnährung. Der Rüſtungswahnſinn läßt bei uns auch zahlreiche tatſächlich 
Renſtunfähige als tauglich erklären; und doch hat die Zahl der Dienſttaug⸗ 
ichen in zehn Jahren um 19,38 Prozent abgenommen. In den Jahren 
894 bis 1906 find die Militärpflichtigen im Durchſchnitt an Höhe um 2,5 Zenti⸗ 
neter, dem Gewicht nach um 2,05 Kilogramm, dem Bruſtumfang nach um 
9 Zentimeter zurückgegangen. Die Zahl der an Tuberkuloſe Geſtorbenen 
etrug in Deutſchland im Jahre 1906 1,55 pro Tauſend der Bevölkerung. 
im agrariſchen Serbien, in dem Lande ohne Induſtrie, ohne Großſtädte, be- 
rägt dieſe Zahl faſt das Doppelte. Es ſtarben in Serbien an Schwindſucht: 


Im Jahre Geſamtzahl überhaupt Geſtorbenen Einwohner 
14158 8,56 2,27 
56806 11,02 2,57 
ae e 12,03 2,77 
e Nr? ©, 7861 11,94 2,87 


Wenn ſo mancher Sozialpolitiker gegen die verfluchte „Verelendungstheorie“ 
onnert, dann zählt er die Pfennige, die im Laufe der kapitaliſtiſchen Ent⸗ 
dicklung in die Taſchen der europäiſchen Proletarier gefallen find. Er ver⸗ 


Be Die Bevölkerung Serbiens iſt dabei in ſchnellem Wachstum begriffen. Sie 
7 5 Jahre 1890 2161961 Köpfe, 1900 2492882 und hat jetzt die dritte Million 
aſt erreicht. 
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gißt dabei nur eine Kleinigkeit: daß auch außerhalb der Zollgrenzen Deutſch⸗ 
lands Menſchen die Erde bewohnen. Das Wirkungsgebiet des Kapitalismus 
iſt die ganze Welt. Dieſelbe kapitaliſtiſche Entwicklung, die den Kapitaliſten 
Milliarden, den europäiſchen Proletariern etliche Pfennige gebracht hat, hat 
zugleich in kapitaliſtiſch unentwickelten Ländern Tauſende und aber Tauſende 
von Exiſtenzen vernichtet, Jammer und Elend geſchaffen. Betrachtet man den 
ganzen Wirkungskreis des Kapitalismus, ſo findet man ſogleich die Beſtätigung 
der Verelendungstheorie auch in ihrer vulgären Auffaſſung. 

Die bisherige Struktur unſerer Geſellſchaft erlaubte eine deſpotiſche Eliquen- 
regierung, die jedes geſunde politiſche Leben unmöglich machte. Nun hat ſich 
im letzten Jahrzehnt die ſtädtiſche Bourgeoiſie organiſiert und nach dem Sturze 
der vorigen Dynaſtie die politiſche Herrſchaft im Lande an ſich gebracht. Wir 
befinden uns jetzt in einer Zeit der raſchen Entwicklung der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft. f 

Zugleich mit der Entwicklung der kapitaliſtiſchen Produktion und mit der 
Teuerung der Lebensmittel auf dem internationalen Markte geht bei uns 
das Eindringen des Kapitals auch in die Landwirtſchaft vor ſich. Und was 
geſchieht auf dem Dorfe? Eine raſche Zuſammenlegung der Grund⸗ 
ſtücke. Obgleich ſich in Serbien die Bauern des beſonderen Privilegs er⸗ 
freuen, daß die Grundſtücke unter 5 Hektar nicht für Schulden beſchlagnahmt 
und nicht frei verkauft werden dürfen, wußten die Bauern doch auf allerhand 
Schleichwegen das Geſetz zu umgehen. Das zeigt ſich in einer Inteve au 
Statiſtik der landwirtſchaftlichen Betriebe. Es gab Betriebe: 


Bis 1 bis 2 2 bis 5 5 bis 20 20 bis 50 Über 50 Über 100 18 3 5 
Im Jahre 1 Hektar Hektar Hettar Hektar Hektar Hettar Hettar In gefamt Y 


1889 . 32752 47110 97717 64437 2444 148 u 244591 
1897 . . 26643 35090 98642 126534 10617 825 83 293421 


Die Zahl der Betriebe von unter 2 Hektar iſt von 79862 auf 
61733 oder um 23 Prozent zurückgegangen, während in derſelben 
Zeit die Zahl der Betriebe von 20 bis 50 Hektar um 334 Pro⸗ 
zent, derjenigen über 50 Hektar aber um 458 Prozent geſtiegen iſt. 

Wie wäre es möglich, dieſe Tatſache mit der Schulzſchen Theorie der 
Produktivität der bäuerlichen Kleinbetriebe zu erklären? 3 

Parallel mit diefer Zuſammenlegung und als ihre Folge vollzieht ſich die 
Umwandlung der Betriebsform. Das ſieht man an der Einfuhr der land⸗ 
wirtſchaftlichen Maſchinen. Es wurden in Serbien eingeführt für Dinare: 


Dre d = : 
Im Jahre Masch er en a Elan Im Jahre en e Ernten | 
1894 15 000 3000 19022 2498000 38000 
1890... 02% 990900 5000 1908... 7.2 208481 42331 
189000 “„ — 5000 19044 384279 4941 
1897 14000 2000 1905 3859679 17520 
18998 11000 5000 190606. 1594199 87 
1899 58 000 4000 1907 441130 7572 
1900 62 000 16000 1908 370909 108692 
1901 . 166 000 16000 1909 310896 104800 


Der Großgrundbeſitz, der bisher in Serbien nicht beſtand, entwickelt ſch 
nun aus der Notwendigkeit, die Produktivität der Landwirtſchaft zu ſteigern. | 
Dieſe innerliche Umwandlung hat die modernen kapitaliſtiſchen Verhältniſſe 
auch auf dem Lande geſchaffen und . damit auch das Feld für die ſozia⸗ 
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ſtiſche Propaganda auf dem Dorfe. Waren bisher die Dörfer das unbe- 
renzte Herrſchaftsgebiet der Prieſter, jo hat nun die Sozialdemokratie dort 
hre Organiſationen gegründet, die bereits mehr als 2000 Mitglieder zählen. 
lm 1. Mai wurde die Arbeit auch dort niedergelegt und die rote Fahne 
urch die Dorfſtraßen getragen. 
h 


| Die ſächſiſche Hewerbeauffihht im Jahre 1910. 


Von Guſtar Riem. 


Die Jahresberichte der ſächſiſchen Gewerbeaufſichtsbeamten für 1910 ſind 
icht umfangreicher wie in den letzten Jahren, im Gegenteil. Trotz der wach⸗ 
enden Induſtrialiſierung Sachſens, trotz der wachſenden ſozialen Aufgaben 
er Gewerbeinſpektoren werden die Berichte relativ immer dürftiger. Die 
unternehmer haben bekanntlich ihren Einfluß geltend gemacht, damit die 
zewerbeinſpektoren in ihren Berichten kein Material liefern zur Kritik der 
nangelhaften Durchführung der beſtehenden Arbeiterſchutzgeſetze und ihrer Un⸗ 
ulänglichkeit. Die Einzelberichte ſind, wie die „Leipziger Zeitung“ beſonders 
ervorhebt, nach der im vorigen Jahre vom Reichskanzler erlaſſenen 
seuen Anleitung erſtattet. Nach dieſer ſollen die Berichte ſich ihrer „geſetz⸗ 
‚hen Beſtimmung gemäß“ auf die Mitteilung von Tatſachen und Wahr⸗ 
sehmungen beſchränken. Theoretiſche Erörterungen, insbeſondere Ab— 
chweifungen auf das Gebiet der Ausgeſtaltung und Abänderung 
eſtehender Geſetze oder Verordnungen ſollen nicht in die Berichte 
ufgenommen werden. 

In der den Jahresberichten vorausgeſchickten Einleitung heißt es: 

„Die Beziehungen der Gewerbeaufſichtsbeamten zu den Arbeitgebern und 
en Arbeitern waren im allgemeinen befriedigend. Die Zahl der an Amts— 
telle erſcheinenden Arbeitgeber wächſt ſtändig, die der Arbeiter hat 
twas abgenommen, wogegen der Verkehr mit den Arbeiterorgani— 
ationen ein regerer geworden iſt.“ 

Es geht aus dieſen Außerungen zweierlei hervor: Die Arbeitgeber haben 

dach der neueren Entwicklung der Gewerbeinſpektion mehr Zutrauen zu der 
onſt bitter gehaßten Inſtitution, die Arbeiter ſehen mit dem gewaltigen 
Vachstum der Arbeiterorganiſationen in größerem Maße in dieſen ihre Ver⸗ 
retung. Es kommt hinzu, daß der einzelne Arbeiter je nach der Veranlagung 
er betreffenden Gewerbeaufſichtsbeamten immer mehr oder weniger wirt— 
chaftlich gefährdet iſt bei ſolchen Anzeigen über gewerbliche Mißſtände oder 
zerſtöße gegen die geſetzlichen Arbeiterſchutzbeſtimmungen. Denn wenn der 
Internehmer mit oder ohne Schuld der Beamten erfährt, wer der Anzeiger 
bar, fliegt dieſer ohne Gnade auf die Straße. 
Beſonders erwähnenswert erſchien die Tatſache, daß der Vorſtand der 
Zewerbeinſpektion Chemnitz I ſogar an einer Verſammlung von Gießerei⸗ 
rbeitern teilgenommen habe, in der Mißſtände in Gießereien beſprochen 
burden. Das will ſchon etwas heißen in Sachſen, in dem die Induſtriellen 
inen ſolchen Einfluß auf die Regierung ausüben, wie ihn unter anderem 
ie Ablehnung der von der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften geplanten 
lusſtellung der Hausinduſtrie auf der Internationalen Hygieneausſtellung in 
Dresden gezeigt hat! 
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Zum erſten Male iſt in Tabeelkef rin in dem Bericht die Zahl der ung 
die Gewerbeaufſicht fallenden, bei der Arbeiterzählung des Berichtsjahres er⸗ 
mittelten fabrikmäßigen oder dieſen gleichſtehenden Gewerbebetriebe und der 
in ihnen beſchäftigten Arbeiter nach Alter und Geſchlecht ſowie die Täg 
der Aufſichtsbeamten angegeben. 

Danach betrug die Zahl der Betriebe 28929 gegen 21926 im Jahre 1905 
und 19622 im Jahre 1900. Die Zahl der in den Betrieben a } 
Arbeiter betrug 735925 gegen 614714 refp. 548 353. 


Davon waren: A 
1910 1905 1900 


Erwachſene männliche Arbeiter 443956 377170 346618 
Arbeiterinnen über 16 Jahre 2303853 188 806 157060 
Junge Leute von 14 bis 16 Jahren 59150 46983 42837 
Sinderinnter hren 2466 1755 1838 


Wir haben alſo eine Zunahme der Arbeiterzahl in den letzten zehn Jahren 
um 187572. Davon waren: 99338 erwachſene männliche Arbeiter, 73283 
Arbeiterinnen über 16 Jahre, 16313 jugendliche Arbeiter von 14 bis 16 Jan 
und 628 Kinder. 

Man erſieht aus dieſen Zahlen die unaufhaltſame Entwicklung der In⸗ 
duſtrie, aber auch die immer größere Hereinziehung der weiblichen und 
jugendlichen Arbeitskraft in die Räder des Kapitalismus. Und ſelbſt die 
Kinderarbeit hat trotz der Erweiterung der Kinderſchutzbeſtimmungen . 
genommen! | 

Über die Arbeitszeit, reſpektive die Verkürzung der Arbeitszeit ſagt der 
Oberregierungsrat Glaſey, daß das Beſtreben der Arbeiter nach einer Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit durch früheren Arbeitsſchluß auch im Berichtsjahr 
vielfach hervorgetreten ſei. Die Verkürzung der Arbeitszeit (von 11 auf 
10 Stunden!) für die Frauen iſt von dieſen ſehr begrüßt worden. Bei den 
Arbeitgebern hat dagegen der für die Arbeiterinnen an den Sonn⸗ 
abenden und Vorabenden von Feſten vorgeſehene Arbeitsſchluß um 5 Uhr 
nachmittags wenig Beifall gefunden, weil in den meiſten Betrieben die 
männlichen und weiblichen Arbeiter Hand in Hand arbeiten. Das Aus⸗ 
ſchalten der weiblichen Arbeitskräfte habe denn auch meistens für die männ⸗ 
lichen Arbeiter einen früheren Arbeitsſchluß zur Folge. In vielen Betrieben 
wird, um männliche und weibliche Arbeitskräfte gleich lange arbeiten laſſen 
zu können, in der Regel nur noch 10 Stunden gearbeitet. Die Unter 
nehmer beklagen die durch die Verkürzung der Arbeitszeit herbeigeführte = | 
teuerung der Fabrikate. () 

Viel vernünftiger iſt ein Urteil eines großen Maſchinenfabrikanten A 
Amtshauptmannſchaft Bautzen, der fich befonder gegen die Überftunden 
ausſprach. Er erklärte, daß in feinem Betrieb die zehnſtündige Arbeitszeil 
grundſätzlich nicht überſchritten werde. Die Hauptſache ſei ein guter 
Lohn, dann werde auch flott gearbeitet. 

Der Beamte der Kreishauptmannſchaft Chemnitz gibt eine intereſſante 
Überficht über Dauer, Beginn und Ende der Arbeitszeit. Danach beträgt in 
455 von 993 Betrieben mit 26705 von 47341 Arbeitern die tägliche Arbeits⸗ 
zeit 9¼ bis 10 Stunden. In manchen Betrieben iſt auch eine weſentlich 
kürzere Arbeitszeit. Bei 41106 (76,9 Prozent) überſchreitet die tägliche Are 
zeit nicht die Dauer von 10 Stunden. 
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Wir gehen wohl nicht fehl, wenn wir dem Wachstum der Organiſation 
diefe verhältnismäßig günſtige Entwicklung zuſchreiben. Es iſt dort beſonders 
ie Metallinduſtrie zu Haufe, und gerade in dieſer hat ſich die Drgani- 
ation glänzend entwickelt. Ein Beweis dafür war der letzte Kampf in Chemnitz 
ind fein für die Metallarbeiter günſtiger Ausgang. 

In dem Bericht der Gewerbeinſpektion der Kreishauptmannſchaft Dresden 
ſeißt es: Das Drängen der Arbeiter nach Verkürzung der Arbeitszeit hat im 
Berichtsjahr Erfolg gehabt, beſonders in der Steininduſtrie. Dagegen muß 
ser Beamte konſtatieren, daß noch an den Brennöfen der Ofenfabriken 
ine 30- bis 36ſtündige Arbeitszeit ohne längere Ruhepauſe üblich 
ft, und er ſtellt die Behauptung auf, daß Unternehmer wie Arbeiter (9 
ine ſolche für unmöglich halten. 

Der Bericht für die Kreishauptmannſchaft Zwickau konſtatiert ebenfalls 
ine erfreuliche Wirkſamkeit des geſetzlichen Zehnſtundentags für die Arbeite⸗ 
innen auch für die männlichen Arbeiter inſofern, als dadurch auch ihre 
lrbeitsform abgekürzt wurde. Das war insbeſondere in den größeren 
Naſchinenfabriken zu konſtatieren. Dagegen wurde in den Spinnereien und 
Luchfabriken die bisher übliche 10½ſtündige Arbeitszeit beibehalten, obwohl 
n dieſen Betrieben die weiblichen die männlichen Arbeiter bei weitem über⸗ 
biegen. Eine intereſſante Konſtatierung iſt auch die, daß durch die Ein- 
ührung von drei Schichten an Stelle von Tag- und Nachtſchichten 
12 Stunden eine viel beſſere, fehlerfreiere Ware hergeſtellt 
hurde, die den Ausfall an Arbeitszeit wieder wett machte. 

Es geht alſo ſelbſt aus dieſen ſehr vorſichtigen Berichten der Gewerbe⸗ 
ufſichtsbeamten hervor, daß alle Einwendungen, die von Unternehmerſeite 
egen die Kulturforderung der Verkürzung der Arbeitszeit erhoben werden, 
infällig ſind. Weder geht der Profit deshalb zurück, noch wird die von einer 
irbeitszeitverkürzung „betroffene“ Induſtrie deswegen konkurrenzunfähig. 
über die Lebenshaltung der ſächſiſchen Arbeiterſchaft urteilen alle Be⸗ 
ichterſtatter mehr oder weniger ungünſtig. Die Tatſache, daß trotz teil⸗ 
deiſe durch die Wirkſamkeit der Drganifation erhöhter Löhne infolge der 
anz exorbitanten Steigerung der Lebensmittelpreiſe ſich die Lebenslage der 
lrbeiterſchaft verſchlechtert oder zum wenigſten nicht gebeſſert hat, müſſen 
ie zugeben. So ſchreibt der Bautzener Beamte: 

Venn auch in den Induſtriezweigen, die ſich im Berichtsjahr eines etwas regeren 
zeſchäftsganges zu erfreuen hatten, die Löhne hier und da etwas erhöht ſind, 
0 kann doch von einer Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Lage der 
erbeiter nicht geſprochen werden. Die unheilvolle, längere Zeit auf Handel 
nd Gewerbe laſtende Bauarbeiterausſperrung (von den Unternehmern provoziert! 
die Red.), die andauernd ungewöhnliche Höhe der Nahrungsmittel-, 
nsbefondere auch der Fleiſchpreiſe und — auch die geſetzliche Verkürzung 


er Arbeitszeit der Frauen haben die Lebenshaltung der meiſten Arbeiterfamilien 
ngünſtig beeinflußt. 


Die letztere Urſache wird ſicherlich nur von den Unternehmern angegeben, 
enen die Verkürzung der Arbeitszeit den Profit kürzt. 

Der Beamte der Kreishauptmannſchaft Chemnitz meint: 
Das Einkommen der Arbeiter dürfte ſich daher gegen das Vorjahr nur in 
nigen Induſtrien gebeſſert, in anderen dagegen infolge ungenügender Arbeits⸗ 
elegenheit verſchlechtert haben, ſo daß die wirtſchaftliche Lage der Arbeiterbevölkerung, 
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namentlich auch wegen der noch immer hohen Lebensmittelpreiſe, im 
allgemeinen als eine günſtigere nicht bezeichnet werden kann! „ 


Der Dresdener Beamte führt zunächſt einige Ausnahmelöhne an. So 
ſoll es in den Hutfabriken öfter () vorkommen, daß ein Hutpreſſer mit ſeiner 
Frau wöchentlich 90 Mark verdient, Arbeiter der Muſikinſtrumentenbranche 
ſollen bei üblicher Arbeitszeit gar in der Woche durchſchnittlich 60 bis 100 Mark 
verdienen. 4 

Wenn diefe Angaben ſtimmen ſollten, kann es ſich nur um ganz ber- 
einzelte Fälle handeln, die für die Beurteilung der Lebenslage der Arbeiter 
nicht verwertet werden dürfen. Der Beamte muß aber trotz dieſer Schön⸗ 
färberei zugeben: 4 

Dagegen wirken die hohen Nahrungsmittelpreiſe, insbeſondere die des 
Fleiſches, und Steigerungen der Wohnungsmieten drückend auf die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage der Arbeiterbevölkerung. 


Der Leipziger Beamte ſagt, nachdem er beſonders die ſchlimme Lage 
der Zigarrenarbeiter erwähnt: | 

Leider haben die Lebensmittelpreiſe ihre ſteigende Richtung bei⸗ 
behalten, ſo daß die Lebenshaltung der Arbeiter trotz vermehrter Arbeits⸗ 
gelegenheit () ſich nur wenig gehoben hat. 3 


Einzig der Zwickauer Beamte konſtatiert für ſeinen Bezirk eine Beſſerung 
der Lage der Arbeiter beſonders der Stickinduſtrie. Dieſe Beſſerung iſt dam 
aber nur der Organiſation zu verdanken, die gerade in den letzten Jahrer 
beſonders in dem Plauener Bezirk große Fortſchritte erzielt hat. en 

Waren die Lebensmittelpreiſe im vorigen Jahre ſchon hoch, fo find fir 
bekanntlich in dieſem Jahre noch ganz gewaltig geſtiegen, ſo daß man ſick 
einen Begriff davon machen kann, wie ungünſtig ſie jetzt die Lebenshaltung 
beeinfluſſen. | 4 

Es wird alſo trotz der Magerkeit und der Vorſicht durch die Bericht 
der ſächſiſchen Gewerbeaufſichtsbeamten vollinhaltlich beſtätigt 
daß das, was ſich die Arbeiter durch ihren zähen und unermüd 
lichen Kampf erringen, durch die künſtliche Verteuerung der Lebens 
mittel ihnen zum großen Teil wieder genommen wird. Wie würd 
es erſt ausſehen, wenn die Arbeiter keine ſtarken gewerkſchaftlichen Organ 
ſationen ſich geſchaffen hätten? = 


frauen» und Kinderarbeit. Unfall- und berufsgefahren. 


Trotz der Zurückhaltung, deren ſich die Berichterſtatter der Gewerbeinſpe 
tionen in bezug auf die Kritik der Zuſtände in den Betrieben befleikiger 
geht doch aus dem dürftigen Material hervor, wie ſchlimm es noch mit de 
Durchführung der geſetzlichen Beſtimmungen zum Schutze der A 
beiter und vor allem der Arbeiterinnen und jugendlichen Perſone 
in den der Aufſicht unterſtellten Betrieben beſtellt iſt. En 

Die Beſtimmungen des 8 137a der Gewerbeordnung über die Mitgab 
von Arbeit nach Haufe werden vielfach übertreten. 8 

In einer zu einer Schamottewarenfabrik gehörenden Tongrube un 
zwei Steinbrüchen mußte Frauen die Arbeit unterſagt werden. Eine ande! 
Frau arbeitete an einer Kreisſäge ohne Schutzhaube. Der Unter 
nehmer, der ſelbſt Vertrauensmann der Berufsgenoſſenſchaft il 
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nußte erſt durch die zuſtändige Polizeibehörde unter Straf— 
ndrohung gezwungen werden, an feinen Kreisſägen Schutzhauben 
nzubringen. Auch ein nettes Bild! 
Zu welchen Mitteln Unternehmer greifen, um nur den geſetzlichen Ein⸗ 
hränkungen der Ausbeutung der Arbeiterinnen zu entgehen, erzählt der 
gericht des Chemnitzer Beamten. Dort hat der Inhaber einer größeren 
Zutzmacherei zwei Firmen gegründet, auf die er feine Arbeiterinnen ber- 
eilte. Jede beſchäftigte dann nur 8 bis 9 Arbeiterinnen. Dieſe offenbare 
umgehung des Geſetzes gelang; denn der Beamte hielt es, wie er ſagt, für 
usſichtslos, dagegen vorzugehen. 
Die Ankleideräume entſprachen in häufigen Fällen nicht den geſetz⸗ 
chen Vorſchriften, ebenſowenig die Aborte. 
In einer Zelluloſefabrik hatte man den Arbeiterinnen eine Abort— 
nlage als Kleiderablage, Aufenthalts- und Eßraum eingerichtet. 
Der Bericht des Beamten der Kreishauptmannſchaft Leipzig ſtellte in 
09 Anlagen 595 Verſtöße gegen die die Beſchäftigung von Arbeiterinnen 
:gelnden Beſtimmungen feſt. Es wird gewiß den Eifer zu Übertretungen 
nſpornen, wenn, wie der Beamte ſchreibt, Strafanträge in der Regel nicht 
eſtellt worden find. Auch iſt kaum anzunehmen, daß eine Strafe von 
Mark, die ein Molkereibeſitzer erhielt, weil er die Arbeiterinnen Sonn⸗ 
igs von ½3 Uhr früh bis 2 Uhr mittags beſchäftigte, beſſernd wirkt. 
Die Beſchränkungen der Kinderarbeit paſſen manchen Unternehmern 
nicht. So werden ſehr häufig Umgehungen der Kinderſchutzbeſtimmungen 
nd Verſtöße dagegen gemeldet! Manche Unternehmer ſind außerordentlich 
artnäckige Sünder. So mußte ein Unternehmer wegen des gleichen Ver⸗ 
oßes zum drittenmal beſtraft werden. Für den Fall der Wiederholung 
urde ihm Gefängnisſtrafe angedroht. 
Aus dem Bericht des Dresdener Beamten geht hervor, daß bei den 
viſchen 4 bis 7 Uhr morgens vorgenommenen Reviſionen noch ziemlich viele 
inder mit Austragen von Waren (Backwaren jedenfalls) beſchäftigt 
urden. Die Kinder entzogen ſich den an ſie gerichteten Fragen 
Her meiſt durch ſchleunige Flucht. Sie waren jedenfalls von ihren 
uftraggebern gut inſtruiert, und die Not der Eltern beſtimmt ſie, ihrem 
genen Schutz entgegenzuwirken. 

Daß die Arbeit der körperlichen und geiſtigen Ausbildung der Kinder 
(tßerordentlich nachteilig iſt, beſtätigen einige Reviſionsbeamte. 
So heißt es im Chemnitzer Bericht: 
Die den Kindern zugewieſenen Arbeiten entſprachen durchgehends ihrer Leiſtungs⸗ 
higkeit. Vielfach handelte es ſich um Hilfsarbeiten, die bei der Beſchäftigung der 
(tern nötig waren. Allerdings werden die Kinder oft ſo anhaltend be— 
häftigt, daß ihre Tätigkeit eine rein mechaniſche wird und auf ihre 
(iſtige Entwicklung abſtumpfend wirken muß. 
Der Dresdener Beamte ſagt: 


. Die Art der Beſchäftigung war im allgemeinen als angemeſſen zu bezeichnen. 
i der Stuhlflechterei führt das Über⸗ und Untergreifen der Hände mitunter zu 
zer ſchiefen Körperhaltung, was auch die Eltern und Lehrer beſtätigten. 

‚ Über die Beſchäftigung der Kinder in Lumpenſortierereien und die 


1 Aigen Gefahren heißt es in dem Bericht der Zwickauer Gewerbe— 
pektion: 
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Sowohl in geſchloſſenem Raume wie in der Heiminduſtrie werden in zunehmendem 
Maße Lumpen ſortiert. Die Zahl der dabei verbotswidrig beſchäftigten 
Kinder iſt immer noch erheblich. Aber auch dann, wenn die Kinder an der 
Heimarbeit nicht teilnehmen, beſteht für deren Geſundheit die Gefahr, daß ſie den 
ſich entwickelnden Staub einatmen, zumal die für Arbeitszwecke benutzten 
Wohnräume in der Regel klein und niedrig ſind und keine geeigneten Lüftungs⸗ 
anlagen beſitzen. = 

Nachtarbeit der Kinder wird häufig dadurch veranlaßt, daß die Arbeit 
von den Faktoren erſt abends ausgegeben und gefordert wird, daß fie 
bis zum nächſten Morgen fertiggeſtellt wird. | 


Etwas eigenartig mutet diefen „Bekenntniſſen“ gegenüber an, daß de 
Beamte im Anſchluß an dieſe Kritik eine Statiſtik knüpft, durch die er be 
weiſen will, daß die Kinder, die nicht arbeiten, den größten Teil derjeniger 
Kinder ſtellen, die beim Betteln, bei Unehrlichkeit und bei Roheiten be 
troffen wurden. Was ſoll das beweiſen, etwa, daß die geſundheitſchädlich 
Kinderarbeit — moraliſch wirkt? N 

Im allgemeinen ſcheint bei einigen Berichten überhaupt die Tendenz ob 
zuwalten, die Kinderarbeit als durchaus nicht ſo ſchlimm hinzuſtellen, un! 
meiſtens werden die Eltern gewiſſermaßen als Beweis für die Notwendigkei 
der Kinderarbeit ins Feld geführt. i ä \ 

So fagt der Bautzener Beamte: „Im allgemeinen wird von den Elter 
über Mangel an Kinderarbeit geklagt!“ ö 

Hoffentlich weiß der Beamte, daß es die Not iſt, die Eltern zu ſolchen 
wenig kinderfreundlichen Klagen zwingt, und daß es die heftigſte Anklag 
gegen unſere gottgewollte herrliche Geſellſchaftsordnung bedeutet, wenn Elter 
ſolche Klagen ausſtoßen. a 

Die Berufsgefahren wachſen naturgemäß mit der Entwicklung de 
Technik, dem immer komplizierten Produktionsprozeß und der Haſt de 
Maſchinenarbeit. Und trotz dieſer erhöhten Unfallgefahren gibt es immer no 
eine Menge Unternehmer, die nicht einmal die geſetzlichen Beſtimmungen ein 
halten, um den Arbeiter vor Gefahren für Leben und Geſundheit zu ſchützen 

Dazu kommen noch die ungeheuren Geſundheitsſchädigungen, dene 
die Arbeiter in vielen Berufen ausgeſetzt find: Bleivergiftung bei Schrif 
ſetzern, Malern, Milzbrandvergiftung bei Bürſtenbindern, Gerber 
Hautausſchläge in Färbereien, Erkrankungen der Atmungsorgar 
bei der Verwendung von Säuren und dem ſich entwickelnden Staub. E 
konſtatiert der Beamte in Leipzig eine beträchtliche Zunahme der Ble 
erkrankungen. 4 

Daß trotz dieſen ſchweren Gefahren für Leben und Geſundheit die Unte 
nehmer ſehr lax in der Anbringung und Durchführung von Schu 
vorrichtungen und Vorkehrungen zur Verbeſſerung der hygieniſchen 3 
ſtände ſind, beweiſen die zahlloſen Erinnerungen. Es iſt unglaublich, W 
leichtfertig Betriebsunternehmer mit dem Leben und der Geſundheit ihr 
Arbeiter umſpringen. So mußte angeordnet werden, daß aus dem Deſtillie 
raum einer Spiritusraffinerie eine offene Feuerſtätte, in eine 
anderen Falle eine offene Lampe entfernt wurde. In Zelluloid fabrik 
mußte Beſchaffung von feuerſicheren Räumen für den Abfall und g 
nügende Ausgänge, die Umkleidung der Heizräume und Trennul 
der einzelnen Arbeiter durch Blechwände vorgeſchrieben werden. Vi. 
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elber halten es die Unternehmer trotz der furchtbaren Kataſtrophen nicht 
ür nötig. Bei der Reviſion der Holz warenfabriken regten die Aufſichts⸗ 
beamten fortgeſetzt die Abſchaffung der Akkordarbeit an, damit der 
Arbeiter nicht nur aufs Verdienen ſein Augenmerk zu richten braucht, heißt 
es im Bericht der Kreishauptmannſchaft Dresden. Dasſelbe Beſtreben haben 
die Arbeiterorganiſationen; denn Akkordarbeit iſt bei den niedrigen Sätzen 
Mordarbeit. Die Beamten mußten verlangen, daß die Säurebottiche in den 
Metallbetrieben nicht ungehindert ihre mörderiſchen Dämpfe ausſtrömen 
onnten und bedeckt werden, und eine Unmenge anderer Anordnungen 
nehr, die zeigen, wie gewiſſenlos die Profitſucht manche Unternehmer ge⸗ 
nacht hat. 

6 15 dabei werden bei weitem nicht alle Betriebe revidiert, die 
neiſten dazu nur einmal im Jahre, wenige nur zwei⸗ oder dreimal. 

So wurden in ſämtlichen Kreishauptmannſchaften von 28929 Betrieben 
nit 735925 Arbeitern nur 21619 mit 657866 Arbeitern revidiert. 19650 
yabon einmal, 2470 zweimal, 663 dreimal. Ermittelt wurden 2751 Verſtöße 
retreffs der Beſchäftigung von Arbeiterinnen (beſtraft wurden nur 58 Unter⸗ 
tehmer), 3293 Verſtöße betreffs der Beſchäftigung jugendlicher Perſonen (be- 
traft 36). 

Man ſieht, wie ſehr es noch im argen liegt in Sachſen, wie viel noch an 
iner wirklich durchgreifenden Reviſion der Betriebe fehlt. 

Alle Forderungen, die unſere Vertreter im Reichstag bisher vergeblich 
ur Durchführung einer wirklichen Gewerbeinſpektion erhoben, ſind unberück⸗ 
ichtigt geblieben. Und ſo werden nach wie vor von vielen Unternehmern 
zie einfachſten Vorkehrungen zum Schutze des Lebens und der Geſundheit 
‚er Arbeiter außer acht gelaſſen, wird freventlich mit der Arbeitskraft ge⸗ 
vüſtet; denn Arbeiterleben find billig. Vorrichtungen zum Schutze von Leben 
md Geſundheit der Arbeiter jedoch koſten Geld! 

Aber noch größeren Mehrwert aus den Arbeitern durch Überftunden 
ſerauszupreſſen, dafür iſt reges Intereſſe bei den Unternehmern vorhanden 
— und die Regierung hat dafür bereites Entgegenkommen. Für erwachſene 
Irbeiterinnen wurden im Berichtsjahr 1644 Betrieben Überſtunden im Ge⸗ 
amtbetrag von 1862641 ⅛ Stunden (30984 Betriebstage) bewilligt. Dazu 
ommen noch 13935 Stunden (949 Betriebstage) für Sonnabende. 

Den Löwenanteil davon hatte die Textilind uſtrie mit 873475 Stunden, 
hr folgt die Nahrungs- und Genußmittelinduſtrie mit 339131, die 
Zekleidung mit 257447, die Papierinduſtrie mit 96259, die Induſtrie 
er Holz⸗ und Schnitzſtoffe mit 59012 und die polygraphiſchen Ge— 
derbe mit 53300 Stunden. Für Sonntage wurden dann noch für 188 Be⸗ 
riebe 118727 Überſtunden nachgelaſſen, hier ſtand die Papierinduſtrie 
ait 81984 Stunden an der Spitze, dann folgt die Textilinduſtrie mit 
1287 Stunden. 

Gerade die Gewerbe, in denen die Frauenarbeit vorherrſcht, zahlen die 
Hedrigjten Löhne und verlangen die meiſten Überſtunden reſpektive Aus⸗ 


5 


ahmen von den geſetzlichen Beſtimmungen. Frauenarbeit iſt ja billig. Aber 
er weibliche Organismus iſt noch weniger widerſtandsfähig gegenüber den 
jeſundheitlichen Gefahren in den Fabriken. 

Aus den hier kritiſch beſprochenen Berichten der ſächſiſchen Gewerbe— 
uſpektion erſieht man aufs neue, daß die Arbeiter nur durch ſich ſelbſt, nur 
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Schutz im Betriebe ſichern können. Nur dort, wo ſtarke Organiſationen vor⸗ 
handen ſind, finden die Gewerbeaufſichtsbeamten auch wenig Verſtöße der 
Unternehmer gegen die geſetzlichen Vorſchriften; denn nicht die heute n 
ganz unzureichende Gewerbeauſſicht kann der Profitgier der Unterneh ier 
eine Grenze ziehen, ſondern in erſter Linie die Widerſtandskraft der Arbeiter 
ſelbſt. Die Berichte ſtellen alſo nur feſt, wie weit dieſe gediehen iſt. 


Ztitſchriftenſchau. 


Der am 29. Oktober in Innsbruck zuſammentretende Parteitag der deute 
Sozialdemokraten Oſterreichs wird ſich in erſter Linie mit der brennenden Frage 
des tſchechiſchen Separatismusſtreites zu befaſſen haben. Im folgenden bringen wir 
einen Auszug aus den intereſſanten Diskuſſionen, die in den letzten Monaten in der 

Monatsſchrift der deutſchen Genoſſen Oſterreichs, dem „Kampf“, über dieſes Thel 
geführt wurden. Ei 

In der Auguſtnummer dieſer Zeitſchrift ſtellt K. Kautsky den öſterreichiſchen Ge 
noſſen „Eine Frage“. Daß ſich der Verband der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten 
auflöſen, daß alſo der Separatismus aus der Gewerkſchaft in die Politik über⸗ 
ſpringen werde, war zu erwarten. Aber unerklärlich erſcheint es, daß dieſer Auf⸗ 
löſungsprozeß ſo ſtill und unmerklich vor ſich geht. Anderswo würden die Maſſen 
bei dieſer Gefahr ſtürmiſch die Einberufung eines Geſamtparteitags fordern; ein 
ſolcher bildet das Organ, dem Willen der Geſamtpartei Geltung zu verſchaffen. Der 
Macht des Staates iſt das Proletariat nur gewachſen, wenn es alle ſeine Macht⸗ 
mittel im Lande zu einem einheitlichen Körper zuſammenfaßt. Für die Propaganda 
mag die ſprachliche Trennung in nationale Parteien nötig ſein, für die Aktion iſt 
Einheit nötig. Überall wirken im Proletariat zentrifugale Tendenzen, die nur on 
Geſamtparteitagen überwunden werden können. In Oſterreich wären dieſe nötiger 
als irgendwo ſonſt, und dennoch ſind ſie ſeit Jahren nicht abgehalten worden. 
Fürchtet man, daß ſie unmöglich ſind, daß die Geſamtpartei nicht mehr beſteht? 
Der Elan der Maſſen hat manches zuwege gebracht, woran die Führer verzweifelten. 
Andernfalls iſt die offene Konſtatierung der Tatſachen noch immer beſſer als der 
ſtill fortwuchernde Auflöſungsprozeß. Den Maſſen muß zum Bewußtſein gebracht 
werden, daß eine Geſamtpartei nötig iſt. Je länger man wartet, deſto ſchwieriger 
wird die Situation. Alſo warum verzichtet die öſterreichiſche Sozialdemokratie auf 
dieſe Einberufung? 

Der Aufſatz Bauers im Juliheft hat Kautsky nicht überzeugt. Bauer will zuerst 
den Separatismus in beſtimmten Grenzen anerkennen und dadurch den gewerkſchaft⸗ 
lichen Kampf ſchlichten. Warum? Weil er ſich in den Wahlen ſtärker zeigte, als man 
dachte? Das darf kein Grund ſein, den Kampf gegen eine ſchädliche Kraft aufzu⸗ 
geben, ſondern nur, ihr kräftiger entgegenzutreten. Mit dem Separatismus iſt kein 
Frieden möglich; wie jeder Organismus in der kapitaliſtiſchen Welt muß er wachſen, 
um leben zu können, und der Friede würde bald neuen Reibungen weichen. Bauer 
erwartet ſelbſt, daß der Frieden und der Neubau der Organiſation erſt ſpäter 
möglich ſind; das heißt, daß das Proletariat Oſterreichs jahrelang ohne Geſamt⸗ 
organ bleiben muß. Dann werden aber die Differenzen immer mehr auswachſen; 
der Nationalismus wird um ſich greifen, und ſo wie jetzt die Geſamtpartei tot iſt, 
wird dann die Sozialdemokratie Oſterreichs tot ſein und in eine Anzahl nationaler 
Arbeiterparteien aufgelöſt ſein. Darum iſt Gefahr im Verzug. Aber hoffentlich ifl 
im Empfinden der Genoſſen die Geſamtpartei noch nicht tot, ſondern nur ein⸗ 
geſchläfert; ein Anſtoß kann ſie wieder erwecken, und wenn es dabei zu Kämpfen 
kommt, ſo beweiſt das, daß innere Kämpfe unvermeidlich ſind; aber dann ſtatt des 
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‘rderblichen nationalen Bruderkampfes der ſtärkende Kampf um eine höhere Or⸗ 
niſationsform. 

E. Burian beleuchtet in einem Artikel „Die gewerkſchaftlichen Einheits 
ſtrebun gen nach den Wahlen“ zuerſt das Weſen der Zentraliſation, wie auch 
ſarx fie forderte, als einheitliche Zuſammenfaſſung aller Kräfte, die für das Prole⸗ 
ſciat unbedingt notwendig iſt, die aber einer weitgehenden Selbſtregierung der 
ile gar nicht widerſpricht. Wir fordern daher die Organiſationsform, die uns 
gen die kapitaliſtiſche Tyrannei am ſtärkſten macht; das iſt die internationale. Soll 
12 Internationalität, die in der ganzen Welt um ſich greift, vor der Organiſation 
i3 Proletariats Halt machen? Die gemeinſame Organiſation aller Arbeiter eines 
Lrufs bleibt das einzig Richtige. 

Der Wahlkampf hat nun den tſchechiſchen Zentraliſten wenig Erfolge gebracht. 
die nationale Leidenſchaft iſt gegen ſie angeſtachelt worden, und die große Partei 
It fie zu erdrücken geſucht. Aber was beweiſt das? Nicht um die Partei, ſondern 
un Anſchauungen, Prinzipien und Programme handelt es ſich in dem Kampfe, 
1d dieſe, die wir vertreten, werden die Verhältniſſe immer wieder auftauchen 
Uſen. 

Die neue tſchechiſche Partei wird mit Unrecht verpönt; ſie darf das Verdienſt für 
) in Anſpruch nehmen, die internationalen tſchechiſchen Arbeiter vor dem Syndika⸗ 
mus bewahrt zu haben, der noch viel größeren dauernden Schaden angerichtet 
tte. Der Kampf iſt nicht ein rein gewerkſchaftlicher, ſondern er geht um das 
Linzip der Internationalität. Es ſcheint, als ob das internationale Prinzip in Oſter⸗ 
uch brüchig geworden fei. Gewiß find ſtarke nationale Kräfte wirkſam. Der natio⸗ 
rle Kampf wird nicht mehr wie früher vom Kleinbürgertum und von der Intelli⸗ 
enz getragen und um Schulen und Beamtenſtellen geführt. Er iſt jetzt ein Kampf 
de Bourgeoiſien um Abſatzmärkte und um Anteil an der Staatsmacht. Daher bietet 
je alles bis zum letzten Mann auf und reißt Kleinbürger, Bauern und Arbeiter 
rt fi, um die ganze Nation zu einem machtvollen Ganzen zuſammenzufaſſen. Die 
angtſchechen, die früher die Partei der entſtehenden tſchechiſchen Großbourgeoiſie 
nederwarfen, vertreten heute die Bourgeoisintereſſen und machen dieſen alle anderen 
Kaſſen, auch die Arbeiter, dienſtbar. Ahnlich geht es in der deutſchen Nation. Aber 
ddurch wird auf beiden Seiten ein wilder Kampf gegen die Sozialdemokratie ent⸗ 
fht, der dieſe zwingt, energiſcher für den Internationalismus zu kämpfen. So 
etſtehen zwei Tendenzen in der Partei; die eine will ſich dem Nationalismus an⸗ 
ſſen, die andere will ihm energiſch entgegentreten. So erklärt ſich das Steigen 
s Nationalismus im heutigen Wahlkampf; aber nur als vorübergehende Erſchei— 
ing, denn zugleich läßt ſich daraus ein Wachstum des Internationalismus für die 
kunft erwarten. f 

Otto Bauer machte 1907 in ſeinem großen Werke den Vorſchlag zu einer ein⸗ 
litlichen Geſamtorganiſation, innerhalb welcher nationale Verbände eine weit⸗ 
(hende Autonomie haben würden. Es iſt anders gekommen. Renner wollte noch 
lch dem Kopenhagener Kongreß das Übel bei den Hörnern faſſen; aber der neueſte 
Irſchlag Bauers führt uns von dem großen Organiſationsplan weit weg. Soll 
d öſterreichiſche Internationale ſich der von den „Autonomiſten“ geſchaffenen Sach⸗ 
je anpaſſen? Erſtens iſt die Entſcheidung der Wählerſchaft noch nicht die Ent⸗ 
ſeidung der organiſierten Arbeiterſchaft über Gewerkſchaftsfragen. Zweitens wird 
d beſte Gewerkſchaftsform, die einheitliche, im Bauerſchen Vorſchlag aufgegeben, 
Ahrend er zugleich die Einheitlichkeit der tſchechiſchen Arbeiterſchaft zerreißt und 
ee Art territorialen Partikularismus befürwortet. Mit dem alten Ideal, der ge⸗ 
u inſamen Organiſation, iſt aber für die Bedürfniſſe jeder Nation mehr zu er⸗ 
chen als unter dem neuen Plane. Alle Vorſchläge, außerhalb der einheitlichen Or— 
gaiſation die Löſung zu finden, ſind unbefriedigend. Die internationale Organi⸗ 
0 ion bedeutet dagegen nicht nur Einheit und Macht der Gewerkſchaft, ſondern zu⸗ 
gich Einheit innerhalb jeder Nation und weitgehende Selbſtverwaltung. Im Sinne 
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des alten Bauerſchen Vorſchlags müſſen wir die neuen Formen innerhalb der 
ſamtheit ſuchen. | 1 
Zu der Gewerkſchaftsfrage nimmt auch Julius Deutſch in einem Aufſatz 
„Nationale oder internationale Gewerkſchaften“ Stellung. Politiſch ſtimmt er mit 
Bauer überein; die diplomatiſche Taktik des Parteivorſtandes kann nur Verwirrun N 
in den eigenen Reihen ſtiften. Beide tſchechiſche Parteien ſollen in gleicher Weiſe 
anerkannt werden. Aber Bauers Vorſchlägen zum Gewerkſchaftsſtreit kann nicht zu⸗ 
geſtimmt werden. Dieſe prinzipielle Anerkennung nationaler Gewerkſchaften bedeutet 
ſchon einen Bruch des von uns ſelbſt beantragten internationalen Kopenhagener 
Beſchluſſes, der die Notwendigkeit der internationalen Einheit des Gewerkſchafts⸗ 
kampfes betont; dazu haben wir kein Recht. Aber praktiſch iſt der Vorſchlag als 
Übergang zur Einheitlichkeit ungeeignet, da er die nationalen Reibungen vermehren 
ſtatt mildern wird. Die territoriale Abgrenzung wird gemiſchtſprachige Gebiete der 
einen oder der anderen Organiſation zuweiſen; jede nationale Gewerkſchaft hätte 
mit fremdſprachigen Minoritäten zu tun, die nur durch Wort und Schrift in der 
eigenen Sprache gewonnen werden können; dieſe werden Forderungen ſtellen, 
Schwierigkeiten machen, und die nationalen Reibungen würden nicht aufhören. Die 
Okonomie der Kräfte gebietet uns, möglichſt lange an dem internationalen Verband 
feſtzuhalten, bis ſich neue Formen herausgebildet haben; innerhalb dieſes Verbandes 
werden die Reformen kommen, die eine künftige Einheit ermöglichen. Alſo nicht 
immer den Separatiſten mit Vorſchlägen entgegenkommen. Unſere Zentralverbände 
entwickeln ſich ſchon wieder aufwärts; die ökonomiſche Entwicklung arbeitet in 
unſerem Geiſte. Daß eine Einheit nur auf dem Boden des Bauerſchen Vorſchlags 
möglich iſt, muß entſchieden verneint werden. . 
Im Septemberheft ergreift Viktor Adler in einem Artikel „Die ſeparatiſtiſche 
Kriſe“ das Wort, vor allem zur Beantwortung Kautskys. Das nationale Problem 
hat von Anfang an der Partei ſchwierige Aufgaben geſtellt. Die Einheit der Parte 
konnte nur durch ſchwere Arbeit hergeſtellt werden, deren bewegende Kraft der Wille 
zur Gemeinſamkeit war. Nicht durch Mehrheitsbeſchlüſſe, ſondern nur durch Ver 
einbarung vollzog ſich die Entwicklung der Partei; die Demokratie bei nationale 
Verſchiedenheit erfordert dieſe Methode. Die Antwort auf Kautskys Frage iſt dami 
gegeben; der Wille zur Gemeinſamkeit fehlt dermaßen, daß eine Vereinbarung aus 
geſchloſſen erſcheint. Dieſe Tatſache durch einen Geſamtparteitag konſtatieren zi 
wollen, wäre zwecklos, ja ſogar ſchädlich, weil damit Brücken, die zur Gemeinſam 
keit zurückführen können, abgebrochen werden. Man macht nicht Kraftproben, wem 
man weiß, daß ſie mißlingen müſſen. Techniſche Hinderniſſe eines Geſamtpartei 
tags ſind Nebenſache; aber oft ſind ſie — wie die Frage der Zulaſſung beide 
tſchechiſchen Parteien — nur der Ausdruck praktiſcher Unmöglichkeiten. Wer ſich di 
Sache als Zivilprozeß vorſtellt, für den liegt ſie einfach genug; die Tſchechen komme 
entweder nicht, und dann werden ſie kontumaziert, oder ſie weigern ſich, zu ge 
horchen, dann werden ſie verurteilt. Aber damit iſt man nicht nur keinen Schul 
weiter gekommen, ſondern umgekehrt wird dadurch der Separatismus geſtärl 
werden. Denn unſere Hoffnung, daß die Tſchechen von ihrem Wege zurückkomme 
werden, beruht auf der Überzeugung, daß der internationale Gedanke im tſchech 
ſchen Proletariat nicht tot, ſondern bloß ins Unterbewußtſein herabgeſunken if 
ihn darf man durch unkluges Vorgehen nicht völlig abſtumpfen. Wir müſſen warte 
bis der Separatismus ſich ausgelebt hat; wir können nichts machen, die tſchechiſche 
Arbeiter müſſen ſich ſelbſt helfen, ihn zu überwinden. Unſere Verſuche reizen m 
ihre Empfindlichkeit; die Tatſachen aber lehren zu deutlich, wohin er ſie gefüh 
hat: politiſche Spaltung, Schwächung der gewerkſchaftlichen Organiſation, Iſolierun 
in der Internationale. 1 
Der Schaden, den der Separatismus der ganzen Bewegung zugefügt hat, 
nicht hoch genug zu veranſchlagen. Die Geſamtpartei iſt funktionsunfähig gemach 
der Lebensnerv des Klaſſenkampfes iſt durch die gewerkſchaftliche Spaltung al 
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ben — und völlig ohne Nutzen, denn die nationale Autonomie, die in der poli⸗ 
tiſchen Organiſation immer neben Schwierigkeiten auch Vorteile mit ſich bringt, iſt 
in der Gewerkſchaft nur ſchädlich. Als Milderungsgrund kann nur gelten, daß die 
tſchechiſchen Genoſſen unfähig geworden find, gewerkſchaftlich zu denken; ſie über⸗ 
tragen ſchablonenhaft auf die Gewerkſchaft, was nur in der politiſchen Organiſation 
ausführbar iſt, und ſind blind für gewerkſchaftliche Notwendigkeiten. Das Fehlen 
des Willens zur Gemeinſamkeit, das jede gemeinſame Organiſation als deutſche 
Derrſchaft anſieht, macht einen Geſamtparteitag unmöglich. Weshalb wurde er aber 
nicht früher einberufen? Weil dann der Riß ſchon früher gekommen wäre; 1905 
gaben die Tſchechen ſchon eine Erklärung für den Separatismus ab; dann kam der 
Wahlrechtskampf, der Wahlkampf; wäre dann 1907 oder 1909 ein Geſamtparteitag 
einberufen worden, ſo wäre der Verband im Reichsrat geſprengt worden, bevor die 
parlamentariſche Aktion feſte Wurzeln in den Maſſen ſchlagen konnte. 

Die Schuld der Geſamtexekutive kommt alfo darauf hinaus, daß ſie kein Ol 
ins Feuer gegoſſen hat. Sie hat vermieden, die Entrüſtung und Leidenſchaft der 
deutſchen Genoſſen anzufachen; hat es auch nichts gefruchtet, ſo iſt es auch kein 
Schaden geweſen. Die Gründung der neuen tſchechiſchen Partei iſt von uns ent⸗ 
chieden mißbilligt worden; aber ſie iſt als Akt der Verzweiflung zu verſtehen. Die 
alte, tſchechoſlawiſche Partei hat nicht aufgehört eine ſozialdemokratiſche Partei zu 
ein; fie glaubt, den Boden des Klaſſenkampfes keinen Augenblick verlaſſen zu haben; 
ie unterliegt einer furchtbaren Suggeſtion, aber wir müſſen darauf rechnen, daß ſie 
die ſeparatiſtiſche Kriſe überwinden wird. Die deutſche Partei hat die ſchwere Auf⸗ 
gabe, ihren Weg fo zu wählen, daß eine künftige Einheit vorbereitet wird. 

' Karl Cermak führt in einem Aufſatz „Der Weg zur Klärung“ aus, daß Bauers 
Löſung ſchon deshalb unmöglich iſt, weil die Separatiſten ſie ablehnen Die Zeit 
ür eine Ordnung des Streites iſt noch nicht gekommen. Für eine Rückkehr zur 
sefferen Einſicht ift es zu ſpät, für eine Beurteilung der neuen Lage zu früh. Nach⸗ 
dem ſich die nationaliſtiſch fühlenden Tſchechen abgeſondert haben, wird die weitere 
Werbekraft von ihren gewerkſchaftlichen Erfolgen abhängen. Der Kampf gegen das 
Anternehmertum wird beiderſeits belehrend wirken; dann erſt wird ſich die Löſung 
organiſch entwickeln. Der Wiederaufbau der Geſamtpartei iſt auch nicht möglich; ein 
Beſamtparteitag kann nur einen Beſchluß faſſen; Einheit iſt aber nur möglich durch 
Vereinbarung; eine Geſamtpartei kann nur durch den gemeinſamen Willen aller 
Nationen beſtehen. Wollten wir die Separatiſten, die mit uns das Ziel gemeinſam 
haben, als Feinde behandeln, ſo verſchlimmert man die Sache des Zentralismus. 
Aber es muß mehr als bisher Aufklärung über dieſe Fragen in der Preſſe geſchaffen 
verden, damit der Boden vorbereitet wird. 

| Dito Bauer beantwortet in „Geſamtparteitag und Gewerkſchaftsfrage“ die 
gegen ſeinen im Juliheft des „Kampf“ gemachten Vorſchlag vorgebrachten Einwände. 
Nautsky denkt an eine Geſamtpartei, worin ſich die Minderheit der Mehrheit beugt; 
eine ſolche beſteht nicht mehr. Deutſche und tſchechiſche Arbeiter ſind, denken und 
ühlen, kraft Herkunft und Nation, völlig verſchieden, auch wo ſie beide Sozial⸗ 
demokrat find. Dem ſeßhaften Deutſchen iſt der Sozialismus ein tieferfaßter Glaube, 
ein klares Wiſſen; der zuwandernde Tſcheche übertrifft ihn an proletariſchem Trotze 
ind Kühnheit, ſteht hinter ihm aber an klarem Wiſſen zurück, vor allem ſeitdem in 
ven letzten Jahren die tſchechiſchen Maſſen ſchnell erobert wurden, ohne ihre alten 
Borurteile abzulegen. Ahnliche Verſchiedenheiten zum Beiſpiel zwiſchen Berlinern 
ind Badenſern werden durch die gemeinſame Sprache überbrückt; aber zwiſchen 
Deutſchen und Tſchechen fehlt dieſe Möglichkeit geiſtiger Beeinfluſſung. Dazu kommt, 
Daß die Tſchechen ſich im ſtetigen Kampfe gegen deutſche Herrſchaft emporgerungen 
haben; dieſer Gedanke des Kampfes gegen deutſche Herren erfüllt die Maſſen — und 
tun finden ſie in der ſozialdemokratiſchen Partei, in der Gewerkſchaft wieder Deutſche 
m führender Stelle. So wird der Gedanke begreiflich, daß er auch hier die deutſche 
Süßeung als Herrſchaft empfindet und fie befeitigen will. Alle „Einheit“ heißt bei 
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den Separatiſten „Deutſche Herrſchaft“ dieſer Gedankengang hat bei den Tſche⸗ | 
die Kraft einer Selbſtverſtändlichkeit bekommen. Dann hat die Obſtruktion den Ge⸗ 
danken gefördert, daß eine Minderheit ſich der Mehrheit nicht zu fügen braucht 
Dieſes Prinzip iſt ſelbſtverſtändlich für nationale Minderheiten, die nie hoffen können, 
Mehrheit zu werden; und daher wird auch die tſchechoſlawiſche Partei ſich nie einem 
Mehrheitsbeſchluß unterwerfen. Der Staat bleibt trotz der Obſtruktion durch ſeine 
Gewaltmittel beſtehen; die Geſamtpartei hat ſolche nicht und fällt bei dieſer Sach⸗ 
lage einfach in Teile auseinander. Auf dem Geſamtparteitag würde die beſchließende 
Mehrheit eine deutſche Mehrheit ſein; ſein Beſchluß iſt von vornherein wertlos für 
die Tſchechen, die nicht einmal auf den internationalen Kongreß hörten. Ein Kampf 
um die Organiſationsfrage: Zentralismus oder Separatismus wäre nichts weiter 
als ein erbitterter nationaler Kampf zwiſchen Deutſchen und Tſchechen in jedem 
Fabrikdorf. Ein Geſamtparteitag wäre jetzt ein liquidierender, während wir warten 
wollen, bis ein konſtituierender möglich iſt. | 

Gegen den Vorſchlag des territorialen Kompromiſſes iſt ſcharf opponiert worden 
Natürlich iſt die Gemeinſamkeit beſſer; aber ſie iſt unmöglich. Dann iſt der territoriale 
Separatismus immer das kleinere Übel gegen den nationalen Separatismus. Im 
erſten Falle überlaſſen wir den Tſchechen ihr Gebiet; im zweiten Falle tragen ſie 
den Kampf in jede Fabrik, wo die Maſſe deutſch iſt und ſchädigen dieſe direkt durch 
Lähmung der gewerkſchaftlichen Kampffähigkeit. Mit dem nationalen Separatismus 
iſt kein Frieden möglich. Es mag ſein, daß er doch übergreifen wird auf deutſche 
Gegenden; aber das wollen wir abwarten; vorerſt iſt dann doch ein Frieden da, 
der den Kampf gegen die Unternehmer ermöglicht und damit die Maſſen gewerk⸗ 
ſchaftlich denken lehrt. Die territoriale Abgrenzung ſoll nicht allgemein gelten, ſondern 
durch Vertrag von Verband zu Verband innerhalb der einzelnen Gewerbe ange 
werden. 

Ob die Entwicklung dahin führt, wiſſen wir nicht; in der ſchechoſlawiſchen 
Partei ringen zwei Richtungen, eine proletariſche und eine kleinbürgerlich⸗nationg⸗ 
liſtiſche, um die Macht. Tragen die Tſchechen den Separatismus nach Wien hinein, 
dann natürlich gibt es nur Kampf; dann müſſen wir über den langen u | 
Meg Sur ſchließlichen Einheit kommen. 

Im Septemberheft iſt gleichfalls „Eine Antwort des Pravo eidu⸗ abgedruckt, 
damit die Leſer die Argumente der Tſchechen aus deren Munde ſelbſt erfahren können. 
Die deutſchen Genoſſen haben immer die Nationalfrage als eine Machtfrage ange⸗ 
ſehen: der tſchechiſche Arbeiter ſoll der deutſchen Sozialdemokratie untertänig und 
tributpflichtig ſein, wer ſich weigert, die Unterwerfung unter Wien zu fördern, den 
ſchließen ſie aus der Internationale aus. Was nicht deutſche Zeichen trägt, iſt für 
ſie nicht gleichberechtigt, und wenn wir Gleichberechtigung fordern, klagen ſie uns 
des Chauvinismus an. Was die kapitaliſtiſche Regierung nicht vermochte, will die 
deutſche Sozialdemokratie zuſtande bringen, die tſchechiſchen Arbeiter zur Erhaltung 
des deutſchen Charakters Oſterreichs in den deutſchen zentralen Gewerkſchaften her⸗ 
anzuziehen. Weil wir uns nicht ihrem Diktum unterwerfen, verfolgen ſie uns 
in der gehäſſigſten Weiſe; und weil das alles nichts hilft, klagen ſie uns vor der 
Internationale an. Aber wie die Wahlen zeigen, können ſie uns doch nicht * 
nichten. i 3 
Als die Arbeiterbewegung heftig verfolgt wurde, konnte man noch nicht an 
nationale Fragen denken. Als die Verfolgung nachließ, bildeten ſich die Organi⸗ 
ſationen zumeiſt auf nationaler Grundlage; nach Hainfeld wurden dieſe zu einer 
einheitlichen Geſamtorganiſation zuſammengefaßt, deren Exekutive in Wien ſaß und 
hauptſächlich deutſch war. Die Tſchechen beteiligten ſich daran, aber um ſo gehäſſiger 
trat die Herrſchſucht der Deutſchen zutage, um ſo eifriger bauten ſie ihre eigene 
Partei auf. Das Anwachſen der Bewegung machte als Zwiſcheninſtanzen Landes⸗ 
zentralen nötig, welche in Böhmen und Mähren natürlich e a 
waren. 
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| Aber jetzt wollten die deutſchen Minoritäten ſich nicht unterwerfen; fie erhoben 
en Nationalismus zum Organiſationsprinzip, als die gemeinſame Organiſation nicht 
ehr ihre Herrſchaft bedeutete, und für dieſe Länder wurden zwei ſelbſtändige 
andesorganiſationen, eine tſchechiſche und eine deutſche, geſchaffen. Das hat die 
ſchechen beſtimmt, alle Feſſeln abzuſchütteln. Nachdem die Geſamtparteitage auf⸗ 
hört hatten, beſtand noch lange die Fraktionsgemeinſchaft im Parlament, aber 
ich da ſuchten die Deutſchen ihre Herrſchaft zur Geltung zu bringen, und als das 
icht ging, löſten ſie lieber den Verband auf. Sie haben offenbar mit ihrem Wiener 
ieg gewiſſe nationale Verpflichtungen übernommen, deren Erfüllung ihnen ver⸗ 
ehren würde, eine innigere Verbindung mit den tſchechiſchen Genoſſen aufrecht⸗ 
erhalten. In der Geſamtpartei entſchieden die Deutſchen immer, weil die anderen 
ationen finanziell von ihnen abhängig ſind und mit ihnen gehen. Ahnlich haben 
e Deutſchen die zentralen Reichsgewerkſchaften gegründet, und ſie trugen alles 
eld der Tſchechen nach Wien, ſtellten unfähige Leute als Angeſtellte an, eee 
ei Lohnkämpfen die deutſchen Kreiſe und brachten fo die tſchechiſchen Arbeiter z 
mpörung. Als dieſe ſich dann ſelbſtändig zu machen begannen, wurden ſie in der 
ickſichtsloſeſten Weiſe verfolgt, für unorganiſiert erklärt und boykottiert; und die 
ichsdeutſchen Gewerkſchaften folgten dieſem Beiſpiel. 
Als das alles nicht half, verſuchten ſie die tſchechiſche Sozialdemokratie zu ſpalten. 
ie gründeten eine neue Wiener Zentrale und eine Zeitung, in der fie Marodeure 
iſtellten, und mittels ihrer Angeſtellten verſuchten ſie uns zur Tributpflicht und 
ntertänigkeit gegen Wien zurückzubringen. Sie verklagten uns in Kopenhagen, daß 
ir uns ihnen nicht unterordnen wollten, und mit Hilfe ihrer Stammesgenoſſen 
lang es ihnen, ein Votum gegen uns zu bekommen. Dieſelben Länder, deren 
rganiſationen zu Hauſe ſelbſt geſpalten ſind, forderten uns im Namen der Einheit 
ir Unterwerfung auf. Dann gingen die deutſchen Genoſſen dazu über, den Ange⸗ 
ellten der Wiener Gewerkſchaftskommiſſion Mittel in die Hand zu geben, unſere 
artei zu ſpalten. Sie ſtellten bei den Wahlen Kandidaten gegen uns auf und 
‚ten fi ſehr empört, als wir dafür ihnen tſchechiſche Arbeiterkandidaturen gegen⸗ 
ſderſtellten. Die Wahlen haben gezeigt, daß ſie machtlos gegen unſere Feſtigkeit 
id; aber damit haben wir auch alles Vertrauen in die Lohalität der deutſchen 
enoſſen verloren. 
| Kautsky hat früher gefordert, daß der Kampf um die Organiſationsform nicht 
meinem Kampfe gegen die Tſchechen werden dürfe. Aber jetzt vergißt er das, ruft 
im Kampfe gegen den Separatismus auf und billigt es, daß die ſozialiſtiſchen 
rundſätze der Gleichberechtigung und der Selbſtbeſtimmung nur ſo weit Geltung 
iben, als die deutſchen Genoſſen es zulaſſen. Er beurteilt die Sache nur vom 
tandpunkt der Intereſſen der deutſchen Genoſſen; ſo weit hat auf ihn die Suggeſtion 
er Deutſchen gewirkt. 

Die deutſchen Genoſſen legen die Grundſätze des Sozialismus unrichtig aus, 
enn ſie daraus das Recht herleiten, über andere Nationen zu herrſchen. Die poli⸗ 
‘hen Intereſſen eines ausgebeuteten und politiſch unterdrückten Volkes, das für 
tionale Selbſtändigkeit kämpft, muß der Politik eines privilegierten Volkes der 
isbeuter und Bedrücker entgegengeſetzt ſein. Der Hinweis auf die proletariſchen 
orderungen der Lohnerhöhungen und Sozialreformen iſt leeres Geſchwätz, ſeitdem 
ir parlamentariſch kämpfen, denn dabei handelt es ſich um die politiſche Macht. 
ir wollen einen gemeinſamen Boden mit den deutſchen Genoſſen ſuchen im Kampfe 
gen die Bourgeoiſie, aber dann müſſen ſie auf ihre Herrſchgelüſte verzichten. Wir 
eiben Sozialdemokraten und ſtehen auf dem Klaſſenkampfſtandpunkt: aber die Ober⸗ 
rrſchaft der Deutſchen iſt kein ſozialiſtiſches Prinzip und die Internationale darf 
‘ht das Grab der Eigenberechtigung der Heinen Nationen fein. 

Im Oktoberheft ſchreibt R. Hilferding unter der Überſchrift „Die Geſamt⸗ 
uptei iſt tot, es lebe die Geſamtpartei“. Im „Pravo Lidu“ wird klar ausgeſprochen: 
enn die neue tſchechiſche Partei von der deutſchen Partei anerkannt wird, ſo ſchneidet 
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dieſe ſich ein Zuſammengehen mit unſerer großen tſchechoſlawiſchen Partei ab. 
iſt es ausgeſchloſſen, daß der kommende Innsbrucker Parteitag die neue Parte 
anerkennen wird; dieſe Drohung bedeutet alſo eine politiſche Trennung der 
ratiſten von den übrigen Sozialdemokraten. Bisher ſind die Deutſchen immer 
gewichen; auf jedes Vordringen der Separatiſten haben ſie mit neuen Friede 
ſchlägen geantwortet. Verſtändlich ſind dieſe wie auch die von Bauer aus d 
kenntnis des großen Schadens, den die Spaltung bringen muß; aber eine obje 
Unterſuchung der Urſachen und Kräfte hätte ergeben, daß die Tſchechen ſie unm 
annehmen würden. Bauers Vorſchläge wären diskutierbar geweſen, wenn ſie 0 
Prag gekommen wären; aber ſie kamen aus Wien, und Prag lehnte ſie von vor 
herein ab. Dasſelbe gilt für Viktor Adlers Hoffnung, politiſch noch mit den Tſchech 
von Fall zu Fall zuſammenarbeiten zu können. Auch das können ſie nicht wo 
fie müſſen Erfolge aufweiſen, und das können fie nur, wenn ſie anſtatt der jd 
durchführbaren proletariſchen Forderungen die nationalen Forderungen in den Vo 
grund ſchieben. Dann haben ſie ein gemeinſames Kampffeld mit den bürgerl 
Tſchechen; dabei wird die Partei zu einer nationaliſtiſch⸗kleinbürgerlichen Hilfstr 
der bürgerlichen Parteien, und tatſächlich befinden ſich die Separatiſten ſchon in ihrer 
Abhängigkeit. Können ſie dann nicht in ſozialpolitiſchen Fragen mit uns zuſammen⸗ 
arbeiten? Auf dieſem Gebiet werden ſie uns als Konkurrenten betrachten, weil fi 
nicht zulaſſen können, daß die deutſchen Sozialdemokraten beſſer als ſie die Inter- | 
eſſen des tſchechiſchen Proletariats verfechten; durch einen Wort⸗ und Scheinradilg⸗ 
lismus, der ſeine Kraft in der Demagogie hat, werden ſie uns zu überein 
ſuchen. N 

Natürlich wird dieſe Entwicklung eine Oppoſition unter den tſchechiſchen Arbei 
hervorrufen. Es wird oft geſagt: um dieſe Oppoſition nicht zu hemmen, dürfen wir 
keinen Kampf gegen die Tſchechoſlawen führen, da dieſer ſie nur noch feſter zusammen. 
ſchmiedet. Aber erſtens iſt eine ſolche Ideologie ſehr zähe, wie der chriſtliche Separa, 
tismus in Rheinland⸗Weſtfalen zeigt; und zweitens wird das proletariſche Intereſſe 
nur durch Kampf gegen den Mißbrauch, der mit ihm getrieben wird, geweckt. 
der Kampf kann den Separatismus zurückdrängen, Kampf innerhalb des tſchechiſche 
Proletariats. Zwar reden wir nicht die tſchechiſche Sprache, aber die neue tſchechiſch 
Partei redet unſere internationale Sprache auf tſchechiſch. Sie iſt noch klein, abe 
ſie muß von uns als die einzige Vertreterin des internationalen tſchechiſchen Prole 
tariats unterſtützt werden. Und auch aus dem Grunde, daß der nationalen Ber 
hetzung der deutſchen Arbeiter keine Argumente gegeben werden dürfen, können win 
die nationaliſtiſche tſchechoſlawiſche Partei nicht mehr als ſozialiſtiſche Partei m 
erkennen. 

Wir dürfen nicht mehr ſcheinen wollen, als wir wirklich ſind. Wir haben an 
haft Kämpfer gewonnen, aber die Zeit fehlte, fie alle mit ſozialiſtiſchem Bewußtſeis 
zu erfüllen. Das muß jetzt in einem ſchmerzlichen Prozeß nachgeholt werden. Di 
Zeit der Vereinbarungen iſt vorbei; die Maſſen müſſen um die Entſcheidungen 
kämpfen. Dazu braucht man eine neue wirkliche Geſamtpartei mit kräftiger Aktions 
fähigkeit; darin iſt nur für die neue tſchechiſche, nicht aber für die tſchechoſlawiſch 
Partei Platz, der wir genau ſo gegenüberſtehen wie einer radikalbürgerlichen Partei 
Dieſe neue Partei ins Leben zu rufen, iſt die Aufgabe des Innsbrucker Partei 
tags. Einheit in Gewerkſchaft und Partei auf Grund eines furchtlos und rückſichtslo⸗ 
bekannten Internationalismus, mit dieſer Loſung werden wir den Separatiät 1 
und die Demagogie in Oſterreich beſiegen. 5 | 

Druckfehlerberichtigung. Im Artikel „Marokko und der deutſche Erzbedarf“ 01 
Otto Hue in Heft 2 muß die Geſamtſumme des Minetteerzvorrates (S. 57) bee 
5191 Millionen Tonnen (ftatt 7191 Millionen Tonnen). | 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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der Parteitag von modena. 
Von Oda Olberg (Rom). 


Der Parteitag von Modena war als ein außerordentlicher Kongreß 
einberufen worden, um eine Antwort auf die Fragen zu geben, die im An- 
chluß an die Berufung Biſſolatis in das Miniſterium Giolitti aufge- 
vorfen worden waren. Der vorige Parteitag hatte die Frage der Teil- 
nahme von Sozialiſten an der Regierung als ganz außer dem Bereich der 
Hraktiſchen Möglichkeit liegend betrachtet und von einer prinzipiellen Stel⸗ 
ungnahme abgeſehen. Fünf Monate ſpäter war das unmöglich Scheinende 
zur Tatſache geworden, und die Partei ſah ſich vor die Frage geſtellt, einem 
ozialiſtiſchen Miniſter ihre Solidarität zu gewähren oder zu verweigern. 
In der ungeheuren Erregung, in die der Fall Biſſolati die Partei verſetzte, 
vurde die Einberufung eines außerordentlichen Parteitags gefordert, der 
iber das Geſchehene urteilen und für das Kommende Normen vorſchreiben 
ollte. Seitdem ſind Monate ins Land gegangen, die Erregung hat ſich ge- 
egt, und über das Urteil der Parteimehrheit in Sachen der Teilnahme an 
her Regierung konnte nicht mehr der geringſte Zweifel beſtehen: dieſe Teil⸗ 
zahme war verworfen, ehe der Parteitag zuſammentrat. Den Brennpunkt 
der Diskuſſion bildete dieſe Frage in Modena nicht. 

Statt des Eintritts in ein Kabinett ſtand die geſamte reformiſtiſche 
Taktik zur Diskuſſion, nicht mehr, wie bisher, nur von den Revolutionären 
ritiſiert und gemißbilligt, ſondern von den Reformiſten ſelbſt in Frage 
jejtellt. Hier lag das eigentlich Neue, das „Außerordentliche“ des Partei— 
ags. Auf ihm haben ſich die Reformiſten gegen den ſyſtematiſchen Mini- 
terialismus gewendet, nachdem die Mehrheit der Parteigenoſſen dies be⸗ 
eits getan hatte. Sie haben der Tatſache einer neuen Orientierung Rech⸗ 
lung getragen und find denen gefolgt, denen fie Führer fein wollen. 

Dieſe Erſcheinung hat eine viel größere Bedeutung und Tragweite, als 
uf den erſten Blick ſcheinen mag, und ſie iſt keineswegs damit abgetan, 
aß man in ihr ausſchließlich einen opportuniſtiſchen Trick ſieht, um die 


Nacht zu bewahren. An ſich iſt es von großem und internationalem Inter⸗ 
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eſſe, daß die miniſterielle Taktik die Maſſen, zu deren Vorteil ſie doch 
dienen ſollte, entfremdet hat, und daß dieſe Entfremdung gerade in einer 
Periode zum Ausdruck kommt, in der der parlamentariſche Einfluß der 
ſozialiſtiſchen Parlamentsfraktion unverkennbar groß iſt und unſere Ab⸗ 
geordneten von dem Miniſterium geradezu umworben werden. Die Maſſe 
legt ihre Unzufriedenheit mit der heutigen Taktik gerade in einem Zeit⸗ 
punkt an den Tag, den man nicht mit Unrecht im reformiſtiſchen Sinne 
eine Erntezeit nennen kann. Wann und wo hat je ein Miniſterpräſident 
der ſozialiſtiſchen Partei zum Munde geredet, wie dies Giolitti in jeiner 
Turiner Bankettrede getan hat? Wann hat man je für 34 oder 35 Stim. 
men in der Kammer eine weitgehende Wahlreform in die Wagſchale ge 
legt? Nicht des mißglückten, geſcheiterten, von der Regierung gemißach⸗ 
teten Miniſterialismus hat ſich die Partei müde gezeigt, ſondern einer 
reformiſtiſchen Hochkonjunktur, während deren die Berufung eines ſozia- 
liſtiſchen Abgeordneten in ein Kabinett im Bereich der täglichen Möglich⸗ 
keit liegt! Die Maſſen haben ſich nicht von Mißerfolgen der Reformiſten, 
ſondern von ihrer erfolgreichen Taktik abgewendet. a 

Vom Standpunkt der Revolutionäre liegt hierin nichts Verwunder⸗ 
liches. Dieſe halten dafür, daß die Partei den beſtändigen Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen Bourgeoiſie und Proletariat in ihrer politiſchen Haltung zum Aus 
druck bringen müſſe, nicht nur, weil fie dadurch die Nutzbarmachung der 
politiſchen Kräfte des Proletariats für die Erhaltung des heutigen Ne 
gimes verhindert, nicht nur, weil fie dadurch den Maſſen Führer und Weg 
weiſer in ihrer Kritik unſerer Geſellſchaftsordnung ift, ſondern auch, weil 
ſie durch dieſes Vorgehen dem dumpfen Grolle der beherrſchten Klaſſe Aus⸗ 
druck gibt und ihr mehr oder weniger unklares Streben nach einer neuen 
Geſellſchaftsordnung verkörpert. Von dieſem Standpunkt aus kann es 
nicht verwundern, daß die Maſſen durch eine Politik des Zuſammengehens 
mit der herrſchenden Klaſſe befremdet und irre gemacht werden, und daß 
ſie ſich einer Fraktion zuwenden, deren Tun ſie im Einklang mit dem täg⸗ 
lichen Empfinden der Maſſen ſehen. Für den Revolutionären ſtellt alſo die 
heutige Ablehnung der miniſteriellen Taktik durch die Maſſen nur die 
Probe aufs Exempel dar. 8 

Was bedeutet fie aber für den Reformiſten? Daß ihre Taktik als aus 
ſchließliche falſch und unfruchtbar iſt, ſagen die einen; daß die Maſſen 
für ſie noch nicht reif ſind, meinen die anderen. | Be 

Nun liegt in der Tat keinerlei Grund vor, nur den beſtändigen 
Miniſterialismus und das beſtändige Zuſammengehen mit der herr⸗ 
ſchenden Klaſſe als echt reformiſtiſch anzuſehen. Die Reformiſten haben nie 
behauptet, daß die Fraktion miniſteriell ſein müſſe, ſondern nur gefordert, 
daß ſie miniſteriell ſein könne. Die Grenzen ſollten allein durch den Vor⸗ 
teil des Proletariats beſtimmt ſein. Wo liegt nun aber von dieſem Stand⸗ 
punkt aus der Grund, heute das Miniſterium zu verlaſſen, heute, wo es 
das allgemeine Wahlrecht verſpricht, wo es den Reformiſten zufolge von 
der Reaktion bedrängt wird? In der Tripolisaffäre, gibt man zur Ant⸗ 
wort. Darauf wäre zunächſt einzuwenden, daß ſchon vor dem Auftauchen 
dieſer Affäre die Zweckmäßigkeit weiteren Miniſterialismus auch von te 
formiſtiſcher Seite in Frage geſtellt wurde, und weiter, daß die Tripolis⸗ 
affäre durchaus keinen Anfall von Wahnſinn, keinen jähen Bruch mit den 
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| irnertitien Traditionen darſtellt, ſondern eine, wie Bonomi ganz 
richtig ſagt, notwendige und normale Äußerung des kapitaliſtiſchen Re⸗ 
gimes. Für jedes bürgerliche Kabinett iſt, wie Lerda hervorhob, ein 
Kolonialabenteuer potentiell gegeben: wer dem Kabinett feine Unter- 
ſtützung gewährt hat, darf nicht über die feinem Weſen gemäßen Auße⸗ 
rungen kopfſcheu werden. Dieſen Argumenten gegenüber vertrat Turati 
den Standpunkt der praktiſchen Zweckloſigkeit des weiter andauernden 
Miniſterialismus. Die Tripolisaffäre legt unfehlbar Beſchlag auf einen 
Teil der finanziellen Reſourcen des Landes und macht ſomit jede praf- 
tiſche Reformpolitik, der zuliebe die Fraktion miniſteriell ſein könnte, un⸗ 
möglich. Deshalb vor allem iſt den gemäßigten Reformiſten zufolge der 
Übergang zur Oppoſition nötig geworden. Von dieſem Standpunkt aus 
wäre der italieniſche Staat heute wie ein vor der Verarmung ſtehender 
Menſch zu behandeln, dem ſchön zu tun nicht mehr lohnt. 
Uns will es ſcheinen, als ob die Erklärung für die Anderung der Taktik 
aus Veränderungen des bürgerlichen Milieus nicht ſtichhaltig wäre. Denn 
ſchließlich gibt es, wie Biſſolati und die Seinen hervorhoben, immer noch 
etwas zu erreichen und immer noch etwas abzuwehren. Außerdem wäre 
das völlige Verſagen der Staatsfinanzen doch abzuwarten. Wem das 
Miniſterium vor drei Monaten der Unterſtützung durch die Partei wert 
ſchien, dem ſollte es unſerer Meinung nach noch heute ihrer wert erſcheinen. 
Viel tiefer geht, vom reformiſtiſchen Standpunkt, die andere Erklärung: 
die Unreife der Maſſen. Man bedenke, daß die Reformiſten ſich der Tatſache 
gegenüber befinden, eine in ihrem Sinne erfolgreiche Taktik des Zu⸗ 
ſammengehens angewandt zu haben und ſich trotzdem die Maſſen ent⸗ 
fremdet zu ſehen. War die Taktik falſch oder haben die Maſſen ſie nicht 
verſtanden? Je tiefer die Reformiſten von der Richtigkeit ihrer Taktik über⸗ 
zeugt ſind, um ſo mehr müſſen ſie die Entfremdung dem mangelnden Ver⸗ 
ſtändnis des ſozialiſtiſchen Proletariats zur Laſt legen. In der Tat betonte 
Turati wieder und wieder die Unreife der Maſſen, ihren intellektuellen und 
moraliſchen Tiefſtand. Für ihn beſagt die tatſächliche Entfremdung nur, daß 
der Reformismus dem Verſtändnis der Maſſen allzu weit vorausgeeilt iſt und 
den Einfluß auf ſie verloren hat, weil er ſeinen Schritt nicht nach ihren Fähig⸗ 
keiten richtete. Da er des Einfluſſes bedarf, muß er mit dieſer tatſächlichen Rück⸗ 
ſtändigkeit rechnen und nicht den Maßſtab feiner eigenen geiſtigen Fähigkeiten, 
ſondern den des Verſtändniſſes der Maſſen ſeinen Handlungen zugrunde legen. 
Dieſer Standpunkt iſt konſequent, wie auch der Bonomis konſequent iſt, 
der der ſozialiſtiſchen Aktion nicht die Grenzen des Verſtändniſſes der Maſſen 
gezogen wiſſen will, aber gleichzeitig betont, daß die Partei der großen 
Maſſe gar nicht bedürfe und ohne ſie handeln könne, ohne aufzuhören, 
ür ſie zu handeln. Die Reformiſten haben in Modena eingeräumt, daß 
ie ihren Einfluß auf die Maſſen teilweiſe eingebüßt haben, gerade ob 
hrer reformiſtiſchen Taktik. Für die einen lag der Fehler in dem über— 
näßigen Gebrauch des Miniſterialismus, für die anderen in der Unreife der 
Mafje. Mit Rückſicht auf dieſe Unreife wollen die Turatianer ſtehen bleiben, 
vährend die Fraktion Biſſolati fortſchreiten will, der Loslöſung von den 
Maſſen nicht achtend. Da dieſe Fraktion nicht einmal ein Zehntel aller 
Stimmen des Kongreſſes erhielt, ſo gebührt unſer Intereſſe vor allem den 
don Turati geführten gemäßigten Reformiſten. 
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An ſich ſcheint es nun keine große Sache zu ſein, daß eine Fraktion der 
Partei vorübergehend einen Wechſel der Taktik für geeignet hält, um ihren 
Einfluß nicht einzubüßen. Aber in der Nähe beſehen, iſt die Taktik doch etwas 
anderes als ein nach Belieben zu wechſelndes Kleid. Sie iſt der notwendige 
Ausfluß beſtimmter Vorausſetzungen und Wertungen. Was hat denn die Re. 
formiſten zum Miniſterialismus getrieben? Doch nicht die Liebe für Giolitti 
doch nicht das Streben, mit der Parlamentsmehrheit zu verſchmelzen, jonderr 
einfach die Auffaſſung, daß entſcheidende Schlachten der Zeitgeſchichte in 
Parlament geſchlagen werden. Hier liegt wohl der ausſchlaggebende Unter 
ſchied zwiſchen Reformiſten und Revolutionären. Die erſten ſehen in einen 
großen Teile des ſozialen Geſchehens das Ergebnis des parlamentariſcher 
Widerſtreits und glauben im Ernſt, daß ſie durch das Gewicht ihres Votum 
ein Stückchen Schickſal beſtimmen. Sie glauben das, wohlverſtanden, nich 
bloß bei den Fragen, in denen die Maſſe hinter ihnen ſteht, in denen ſi 
überhaupt nicht entſcheiden, ſondern nur ausführen: ſie glauben es auch be 
all den Geſetzen, die nur einem gleichſam zufälligen Spiel der parlamen 
tariſchen Kräfte ihre Mehrheit verdanken. Auch die Revolutionäre bezweifel 
keinesfalls, daß die Stimmen der ſozialiſtiſchen Abgeordneten Ausdruck eine 
tatſächlichen Macht ſein können, aber doch nur, wenn und ſoweit hinter ihne 
ein Maſſenwille ſteht, der im Sinne der Abſtimmung auch außerhalb de 
Parlaments ins Gewicht fallen könnte. So unerquicklich es iſt, dieſelbe 
Dutzendwahrheiten immer wieder zu wiederholen, fo kann man doch nid 
unterlaſſen, dieſen ausſchlaggebenden Unterſchied in der Beurteilung de 
Parlaments in helles Licht zu ſetzen. Die Revolutionäre halten dafür, da 
was nicht potentiell in den Maſſen gegeben iſt, als deren Wille und Fähi 
keit, es zu erringen, durch keine noch ſo ſchlaue Taktik der herrſchenden Klaf 
abzuliſten ſei: natürlich kann man Buchſtaben, Worte, Geſetze erliſten, aber 
ſtellen keine Errungenſchaft dar, weil die Maſſe fie nicht zu nützen imſtande i. 
Aus dieſer Auffaſſung folgt die Taktik. Die Revolutionäre fordern d 
Oppoſition, weil ſie zu wiſſen glauben, daß die Zugeſtändniſſe der Regieru 
an die beherrſchte Klaſſe nur das Fazit einer Machtverſchiebung find, well 
die wirtſchaftliche Entwicklung, die Organiſation der Arbeiterſchaft, die Schärful 
des Klaſſenbewußtſeins uſw. herbeigeführt haben, und die im Parlamet 
lediglich gebucht wird. Die Revolutionäre ſind der Überzeugung, durch ile 
Oppoſition den Forderungen der Logik und der „Pädagogik“ zu entſprech, 
aber ſie können dieſe Überzeugung doch nur deshalb haben, weil ſie nit 
glauben, mit ihren groben oppoſitionellen Tritten die zarten Saaten künftir 
Reformen zu zertreten. Einer abweichenden Auffaſſung des ſozialen Geſchehes 
entſpricht eine verſchiedene Wertung der parlamentariſchen Aktion und dier 
eine verſchiedene Taktik. 5 
WWas fruchtet zum Beiſpiel dem italieniſchen Proletariat der prozeſſuale Satz 
gegen willkürliche Verhaftung? Auf dem Papier iſt man darin unendlich weit, währid 
tatſächlich Verhältniſſe vorliegen, die eine Volksbewegung für einen „Habeaskorp'“ 
akt“ ratſam erſcheinen laſſen. Wie viele italieniſche Proletarier und ausländihe 
Handwerksburſchen haben wochenlangen Arreſt erduldet, ohne überhaupt verhörtzu 
werden! Man kann geradezu jagen, daß die Überfülle geſetzlicher Garantien eel 
tatſächlichen Beſſerung im Wege ſteht. Fehlte das Geſetz, ſo ließe ſich die Sach in 
den Vordergrund des öffentlichen Bewußtſeins rücken und könnte zum Brennpilt 
einer Maſſenagitation werden. Heute dagegen iſt alles auf dem Papier längſter⸗ 
reicht und nur der proletariſchen Wirklichkeit unerreichbar fern. et 
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Gewiß darf niemand den Reformismus ſchlechthin dem chroniſchen Mini⸗ 
ſterialismus gleichſetzen. Aber deſſenungeachtet bringt der Reformismus die 
Taktik des kleineren Abels und damit die des Miniſterialismus notwendig 
mit ſich. Wer ſich als Vorſehung des Proletariats fühlt, wer fie) die Ver⸗ 
antwortung zuſchreibt für das Werden und Vergehen von Miniſterien, für 
Fortſchritt und Reaktion, dem weiſt dieſe Auffaſſung eine andere Taktik zu. 
Es iſt ein pfychologiſches Unding, im Parlament einen Motor der Zeit- 
geſchichte zu ſehen, ſich gleichzeitig die Kraft zuzuſprechen, dieſen Motor zu 
beeinfluſſen und ſich trotzdem dieſe Beeinfluſſung zu verwehren. Deshalb 
können die Reformiſten wohl auf einem Kongreß den Antiminiſterialismus 
zur Norm machen, aber befolgen können ſie dieſe Norm nicht, ſolange ſie 
m ihrer heutigen Auffaſſung von Parlament und Regierung feſthalten. 


Gehen wir nach dieſen allgemeinen Betrachtungen zu den Kongreßverhand⸗ 
ungen und namentlich zu dem Widerſtreit der verſchiedenen Gruppen über, 
o muß vor allem betont werden, daß gerade Mailand der Herd des refor- 
niſtiſchen Antiminiſterialismus war. Gerade dort, wo man am weiteſten nach 
:echt3 gegangen war, hat die Gegenbewegung am ſtärkſten eingeſetzt. Dieſe 
Erſcheinung kam ſchon auf dem vorigen Parteitag zur Geltung. Die Refor⸗ 
niſten ſtanden vor der Alternative, entweder ſelbſt die Fahne des Anti- 
niniſterialismus zu ſchwingen, oder einen Teil ihrer bisherigen Anhänger 
n das Lager der Intranſigenten übergehen zu ſehen. Unter dieſen Um⸗ 
tänden kam eine Mailänder Reſolution zuſtande, die die Auffaſſung der 
ozialiſtiſchen Partei als eines Schutzinſtituts der Maſſen ablehnt, die Not⸗ 
bendigkeit der Erkämpfung von Reformen betont und den Miniſterialismus 
‚er Parlamentsfraktion nur ausnahmsweiſe und nur nach Einvernehmen 
nit dem Parteivorſtand gelten laſſen will. Die Teilnahme an der Regierung 
bird als mit den Leitſätzen und Bedürfniſſen der Partei unvereinbar ab⸗ 
elehnt, und es heißt hier, daß „der Eintritt eines Sozialiſten in ein bürger⸗ 
iches Kabinett ihn automatiſch aus der Parteiorganiſation entfernen würde“. 
Schließlich wird der Übergang zur Oppoſition im Hinblick auf die Tripolis⸗ 
ffäre gefordert und ſo die Fraktion beauftragt, das Miniſterium nicht weiter 
yſtematiſch zu unterſtützen. Vergegenwärtigt man ſich, daß dieſelbe Mailänder 
Sektion im vorigen Jahre gegen die Wahlbündniſſe auftrat, fo läßt ſich nicht ver⸗ 
ennen, daß der Reformismus recht energiſch anfängt, ſeine Taktik zu revidieren. 
BVBaäre dieſe Reſolution in ihrer urſprünglichen Faſſung vor den Kongreß 
ekommen, ſo hätte ſie nicht auf die reformiſtiſche Mehrheit rechnen können. 
eben ihr wäre die Reſolution der Referenten Buſſi und Treves geblieben, 
ie den Miniſterialismus gelten ließ und nur angeſichts der gegenwärtigen 
olitiſchen Lage „die Opportunität der Teilnahme der Sozialiſten an der 
kegierung“ in Abrede ſtellte. Man mußte zwiſchen prinzipieller und oppor⸗ 
miſtiſcher Ablehnung vermitteln und die Reſolution nach rechts ausweiten. 
50 entſtand jene endloſe vereinbarte Reſolution, die die Namen von Treves, 
zuſſi, Zibordi, Rigola und Turati trug.“ In ihr fehlt die Rückſicht auf 
p n 


Trotz der ungeheuren Länge ſei die „konkordierte“ Reſolution als Doku⸗ 
zent zur Parteigeſchichte hier in wörtlicher Überſetzung wiedergegeben, wobei man 
icht alle ſtiliſtiſchen Mißgeburten dem Überſetzer zur Laſt legen wolle: „In Er⸗ 
agung, daß die ſtets wachſende techniſche, moraliſche und politiſche Hebung des 
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den Raum und auf die Geduld der Leſer fo vollkommen, daß ſogar ein 
Polemik mit Ferri und der von ihm verfochtenen Unterſtützung eines Kab 
netts „von Fall zu Fall“ eingeflochten iſt. Ihrer kongreßtaktiſchen Bedeutun 
nach ſollte ſie die Stimmen der Mailänder mit denen der Provinz Reggi 
und mit denen des nach links ſtrebenden Reformismus der Konföderatio 
der Arbeit vereinigen. en 

Geglückt ift dieſe Konzentration bekanntlich nicht. Das in zwölfter Stund 
erfolgte Einbringen und Zurückziehen von Reſolutionen war unbedingt d 
am wenigſten erfreuliche Seite des Kongreſſes. Die Verrenkungen der R 
formiſten, um eine Spaltung in der Abſtimmung zu vermeiden, obwohl ein 
ſolche Spaltung in den Überzeugungen gegeben war, machten unbedingt eine 
kläglichen Eindruck. Biſſolati hatte keine ſeinen Standpunkt vertreten! 
Reſolution vorgelegt, aber trotzdem fand ſich eine Anzahl von Genoſſen, d 
zwar nicht den Eintritt in ein Miniſterium, aber doch die weitere Unte 
JJ T dy 


abſolute Vorbedingung des ſozialiſtiſchen Endzweckes iſt, ohne die die ſcharfſinnigſt 
politiſchen und parlamentariſchen Manöver eitel bleiben und Grund beſtändig neu 
Enttäuſchungen ſein müſſen, erachtet es der Kongreß als erſte und wichtigſte M 
gabe der ſozialiſtiſchen Partei, unter den heutigen Verhältniſſen in Italien die I 
beit für die ſozialiſtiſche Erziehung, Propaganda und Organiſation zu verſtärke, 
der Kongreß hält dafür, daß es auf dieſer Grundlage im Intereſſe des Proletaric 
liegt und den tief revolutionären Zielen der ſozialiſtiſchen Entwicklung entſpric, 
die Entwicklung fortſchreitender ſozialer Reformen zu erleichtern, die von dem Pro: 
tariat verſtanden, gefordert und errungen werden müſſen, wobei ihre Erringu; 
normalerweiſe durch energiſche Oppoſition gegen die herrſchenden Einrichtung 
der Bourgeoifie und nur ausnahmsweiſe durch opportune Zugeſtändniſſe ı) 
Kollaboration zu erzielen iſt. In Gemäßheit dieſer Grundprinzipien und auch 
Hinblick anf die politiſchen Erfahrungen des letzten Jahrzehnts, die experimen l 
dartaten, daß die Kollaboration oder gemilderte Oppoſition im Parlament bei ar 
Berechtigung, ſoweit es ſich um die Vertretung der proletariſchen Rechte oder 
die Wahlreform handelte, bei längerer Dauer der Entwicklung, Einheit und Kam ⸗ 
tüchtigkeit der ſozialiſtiſchen Kräfte des Landes nicht zum Vorteil gereichten: erklit 
der Kongreß, daß die ſozialiſtiſche Partei allerdings keine Politik gladiatorenha't 
und ewig gleicher Oppoſition annehmen kann, die die parlamentariſche Aktion cf 
heben und logiſcherweiſe zur Utopie der ſyſtematiſchen Gewalt und zur Wahlentll⸗ 
tung führen würde; daß die Partei allerdings mehr als je das Phrajentum ” 
kämpfen muß, das das Vertrauen der Maſſen epiſodiſch zu impulſiven und kranf⸗ 
haften Bewegungen aufſtachelt, die unfruchtbar ſind und eine unheilvolle Realyn 
erzeugen; daß fie aber gleichzeitig und mit derſelben Energie ſich der entgeg⸗ 
geſetzten und gleichwertigen Illuſion entgegenſtellen muß, indem ſie eine ſozialiſtihe 
Politik der Vormundſchaft über das Proletariat bekämpft, die durch beſtändige n 
erkennung des jeweiligen Tatbeſtandes, und um den Kontakt mit der Regierung iht 
zu verlieren, das kleinere übel dem größeren vorzuziehen, faſt die ganze Aktioner 
Partei — auch infolge des heutigen Standes der pſychologiſchen Entwicklung er 
Maſſen — auf eine mehr oder weniger geſchickte Tätigkeit wohlmeinender Parlarn⸗ 
tarier reduzieren würde. Der Kongreß erklärt daher einen ſyſtematiſchen Minter 
rialismus der ſozialiſtiſchen Parlamentsfraktion für abſurd. Des weiteren häl er 
dafür, daß in der heutigen Phaſe der italieniſchen Geſchichte, ohne ſich für möge 
Situationen einer fernen Zukunft feſtzulegen, die Möglichkeit der Teilnahme on 
Sozialiſten, die weiter als ſolche betrachtet werden wollen, an einem bürgerlſen 
Kabinett auszuſchließen ſei, welche Teilnahme, da fie eine innige und beſtärlge 
Solidarität der Partei mit der geſamten Verteidigungsaktion der dem Proletſial 
entgegengeſetzten Klaſſe einſchließen würde, nur in faſt revolutionären, heute cht 
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tügung des Kabinetts Giolitti forderten. Dadurch löſte ſich die äußerſte 
ſtechte vom reformiſtiſchen Block los, was offenbar im Intereſſe der Klarheit 
ind Aufrichtigkeit lag. Wo kamen aber Klarheit und Aufrichtigkeit hin, als 
riefe Reſolution kurze Zeit nach ihrer Einbringung zurückgezogen wurde, 
veil die Reformiſten erfuhren, daß ihr Block auch nach links abzubröckeln 
segann! Durch ihre fortſchreitende Verdünnung war nämlich die erwähnte 
konkordierte“ Reſolution ſchließlich einem Teil der Reformiſten, und vor 
alem den Mailändern ſelbſt, zu farblos geworden, und fie forderten in dem 
Schlußſatz die Streichung des Wortes „ſyſtematiſch“. Als dieſe natürlich nicht 
ewährt wurde, machte ein Mitglied des Parteivorſtandes, Genoſſe Modi— 
liani, ſich die ganze Reſolution ohne das beanſtandete Wort zu eigen, ſo 
aß der unbedingt antiminiſterielle Reformismus jetzt eine eigene Reſolution 
‚atte. Mit gleichzeitig unkluger und unwürdiger Eile wurde darauf die Re- 
olution der Rechten zurückgezogen, und die Abgrenzung zwiſchen der Fraktion 
orauszuſehenden Zeitläufen und zu faſt revolutionären Zwecken denkbar wäre, und 
ur auf den ausdrücklichen Willen der Partei und des organiſierten Proletariats 
rfolgen könnte. Angeſichts der praktiſchen Unmöglichkeit, alle Fälle vorauszuſehen 
nd zu kodifizieren, unter denen die Unterſtützung eines Kabinetts gerechtfertigt wäre, 
ält der Kongreß dafür, daß zwar die Parlamentsfraktion in der Wahl ihrer jewei⸗ 
gen Taktik ungehemmt ſein müſſe, und daß die ſinnloſe und unlogiſche Politik, die 
von Fall zu Fall“ entſcheidet und die ſozialiſtiſchen Kräfte in der Kammer den 
hlimmſten Feinden des Proletariats in die Hände gibt, auszuſchließen ſei, daß aber, 
denn ausnahmsweiſe Motive für die Unterſtützung eines Kabinetts ſprechen, die 
etreffende Beſchlußfaſſung im Einvernehmen mit dem Parteivorſtand erfolge, unter 
uziehung der Vertreter der ſozialiſtiſch organiſierten Gewerkſchaften. 

In Erwägung, daß die Eroberung des allgemeinen Wahlrechts keine weſentliche 
erzögerung mehr erfahren kann, wenn das Proletariat dieſes Wahlrecht wirklich 
fill und nach feinem Werte abſchätzt (welcher Wert minimal wäre, ſolange es ſich 
m eine großmütige und vielleicht intereſſierte Spende von oben handelt); in Er⸗ 
ägung, daß die tripolitaniſche Expedition, aus welchen Gründen ſie auch entſtanden 
in mag und wie immer man ihre politiſche und militäriſche Bedeutung abſchätzen 
zöge, den Grundgefühlen widerſpricht, aus denen der Sozialismus hervorgeht, und 
ne unvermeidliche Hemmung der ſozialen Reformpolitik darſtellen wird; in Er⸗ 
ägung, daß das Proletariat dieſer Expedition unter keinen Umſtänden ſeine Soli⸗ 
wität gewähren kann und durch ſeine offene und kampftüchtige Desavouierung 
gaktiſch am wirkſamſten ihre verhängnisvollen Folgen abſchwächt; in Erwägung 
ließlich, daß es politiſch abſurd und moraliſch unmöglich wäre, einen lebhaften 
d wirkſamen Proteſt gegen den neuen Kolonialwahnſinn durchzuführen und gleich⸗ 
itig im Einklang mit der Regierung vorzugehen, die der Träger dieſes Unter⸗ 
"mens iſt und am unmittelbarſten für es verantwortlich, gibt der Parteitag der 
‚einung Ausdruck, daß die ſozialiſtiſche Parlamentsfraktion nicht weiter das heutige 
abinett ſyſtematiſch mit ihren Stimmen unterſtützen könne und ſolle.“ 

g Man beachte den tiefſinnigen Satz, der von einer „innigen und beſtändigen 
olidarität der Partei mit der geſamten Verteidigungsaktion der dem Proletariat 
tgegengeſetzten Klaſſe“ ſpricht! Als erſtes ſollte der Parteivorſtand einen Preis 
Segen für die beſte Interpretation dieſes merkwürdigſten aller Sätze. Mit großer 
einheit hat ſich Genoſſe Lazzari über die zarte Form luſtig gemacht, in der die 
ö chſte Inſtanz der Partei, eben der Parteitag, ſeinen Willen zum Ausdruck bringt, 
dem er „eine Meinung ausſpricht“. Sehr angebracht iſt auch die Polemik gegen 
erri! Nachgerade ſcheinen die Parteitagsreſolutionen eine Art Sack zu werden, in 
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Biſſolati und der Fraktion Turati, die doch taktiſch die wichtigſte dei 
ganzen Kongreſſes war, wäre gänzlich fortgefallen, wenn nicht ein ſüd 
italieniſcher Parteigenoſſe, Baſile, die zurückgezogene Reſolution der Rechte 
aufrechterhalten hätte. So blieb die reformiſtiſche Dreiteilung und daneben 
die Reſolution der Integraliften! und die revolutionäre Reſolution Lerda. 0 
Die Ergebniſſe ſind bekannt: die Revolutionäre brachten es auf 8634 Stim 
men, rund 2600 mehr als vor einem Jahre. Dieſer Zuwachs iſt um fo be 
achtenswerter, als 70 Parteiſektionen der Provinz Forli mit rund 1700 Mir 
gliedern als Proteſt gegen den Fall Biſſolati aus der Partei ausgetrete 
find und dadurch der revolutionären Fraktion verloren gingen. Für Lerd 
ſtimmten Rom und Turin, weiter Biella, Bergamo, die Hälfte der Sektio 
Imola, Venedig, faſt alle kleineren Orte der Toskana, zwei Sektionen de 
Emilia und ſämtliche Sektionen der italieniſchen Partei im Ausland, i 
ganzen 264 von 602 an der Abſtimmung beteiligten? Sektionen. Die Int 
graliften find in dem letzten Jahre von 4574 auf 1073 zuſammengeſchmolze 
Die drei reformiſtiſchen Reſolutionen zuſammen erzielten 11508 Stimme 
gegen 12991 in Mailand, und zwar erhielt Baſile 1954, die „konkordiertt 
Reſolution 7818 und die Reſolution Modigliani 1736 Stimmen. Für d 
„konkordierte“ Reſolution ſtimmte faſt die ganze Emilia, ein Teil von Lig 
rien, Genua, Siena uſw. Die Abſtimmung zeigt unwiderleglich, daß d 
ſtärkſte einheitliche Fraktion in der italieniſchen Partei heute durch die R 
volutionäre dargeſtellt iſt. 
Sit dieſes Ergebnis allein durch die Fehler der Reformiſten zuſtande c 
kommen, wie dieſe ſelbſt meinen, oder iſt es eine Folge der verſchärft 


1 Dieſe Reſolution hatte folgenden Wortlaut: 

„Im Hinblick auf die politiſche Haltung einiger Genoſſen, welche die Einberufu) 
dieſes außerordentlichen Parteitags veranlaßt hat, betont der Kongreß, daß Wei 
und Zweck der ſozialiſtiſchen Partei keine Unterſtützung eines Miniſteriums zulaſſ, 
ſondern nur ausnahmsweiſe das Eintreten für eine konkrete und weſentliche Refo 
erlauben, zu welcher Taktik die Einwilligung des Parteivorſtandes und der Rat 
Konföderation der Arbeit einzuholen iſt. Der Parteitag ſchließt jede Teilnahme t 
Sozialiſten an der Regierung aus, auch mit Rückſicht auf die herrſchende Regierun⸗ 
form, und ruft allen Genoſſen die Pflicht der Diſziplin und der Einhaltung ! 
Kongreßbeſchlüſſe ins Gedächtnis.“ 

2 Die Reſolution Lerda lautet: | 

„In Erwägung, daß die Teilnahme an der Regierung und die Unterſtützig 
eines bürgerlichen Kabinetts eine Intereſſenſolidarität zwiſchen herrſchender und 
herrſchter Klaſſe vorausſetzen, die der Theorie und Praxis des Klaſſenkampfes wit“ 
ſpricht; in weiterer Erwägung des Umſtandes, daß die teilweiſen und vorübergehl⸗ 
den Vorteile, die ſich durch dieſe Teilnahme und Unterſtützung für einige Kategom 
der Proletariats erzielen laſſen, in den Maſſen die Illuſion erwecken, daß ſich ie 
Umgeſtaltung der Geſellſchaft allein durch die parlamentariſche Aktion erzielen lle, 
beſtätigt der Kongreß den Beſchluß des Parteitags von Bologna, der jede Unr⸗ 
ſtützung eines Miniſteriums ausſchließt, und ſpricht dem Verhalten einiger Abgeid⸗ 
neten, die im Widerſpruch zur Parteidiſziplin und zum Parteiprogramm eingewi gt 
hatten, einem bürgerlichen Miniſterium beizutreten, ſeine lebhafte Mißbilligung 18. 
Der Kongreß fordert weiter die Parlamentsfraktion auf, ihre Kritik der bürgerlien 
Einrichtungen zu verſchärfen, und ruft das Proletariat zur eifrigen Arbeit für ie 
eigene Hebung und Erziehung auf, als der weſentlichen Vorbedingung der ſozi een 
Erneuerung.“ N / ae 

3 Dieſe Zahlen find nicht offiziell, können alſo kleine Ungenauigkeiten entha n. 


da Olberg: Der Parteitag von Modena. 145 


Bropaganda der Intranſigenten? Wir dürften ein Ergebnis dieſer beiden 
Imſtände vor uns haben: der Propaganda der Tatſachen und der der Ideen. 
lllzuviel haben die Fehler der Reformiſten ihrer numeriſchen Stärke bis 
etzt nicht geſchadet, aus dem einfachen Grunde, weil die Reformiſten ja als 
euige Sünder vor dem Parteitag erſchienen waren und für ihre Fehler 
Ibbitte leiſteten. Ja, gerade die Auffaſſung, daß von den Reformiſten Fehler 
‚egangen wurden, war ihrem Zuſammenhalten nützlich. Sobald man die 
eutige Erſchlaffung aller Parteiorgane einem Fehler der leitenden Fraktion 
ur Laſt legte, genügte es, dieſen Fehler zu verurteilen, ohne mit der Fraktion 
elbſt zu brechen. Den Revolutionären erſchien als logiſche und notwendige 
folge, was die Reformiſten für einen beiläufigen Mißgriff erachteten. Die 
ingeſtandenen „Fehler“ haben ſicher den Reformiſten mehr genützt als den 
tevolutionären. Selbſt die Tripolisaffäre hat ſich geradezu als eine Rettung 
hrer Kongreßtaktik erwieſen. Der Übergang zur Oppoſition, der für ihre 
stellung im inneren Parteileben zur Notwendigkeit geworden war, erſchien 
adurch nach außen hin gerechtfertigt und plauſibel, womit ich übrigens keines⸗ 
gegs jagen will, daß die Reformiſten Tripolis nur als einen Vorwand des 
Ibergangs zur Oppoſition, nicht als einen Grund angeſehen hätten.. 
Die Reformiſten find offenbar der Überzeugung, daß der Parteitag in 
ine für ſie äußerſt ungünſtige Periode des politiſchen Lebens gefallen iſt. 
dieſe Auffaſſung ſcheint mir ganz unberechtigt. Die Reformiſten ſtanden in 
Nodena weſentlich günſtiger da, als fie dies gleich nach dem Fall Biſſolati 
etan hätten. Sie ſahen ſich auch der unangenehmen Notwendigkeit ent⸗ 
oben, Biſſolati zu desavouieren, da das Intereſſe an ſeinem Eintritt in 
a3 Kabinett inzwiſchen faſt ganz verſchwunden war. Aller Anſchein ſpricht 
afür, daß die Partei vor der tripolitaniſchen Affäre des Miniſterialismus 
enau ſo müde war wie jetzt. Wie hätten aber die Reformiſten, ohne den 
chein kraſſeſten Opportunismus auf ſich zu laden, dieſer Müdigkeit ohne 
ie Tripolisaffäre Rechnung tragen können? 

Von einer theoretiſchen Ausbeute kann man bei dieſem Kongreß nicht 
eden. Im Grunde bewegt ſich die Diskuſſion in der italieniſchen Partei ſeit 
jahren im Umkreis derſelben Fragen: der Stellung des Proletariats zur 
zourgeoiſie, der Möglichkeit, die proletariſche Machtſtellung zu ſtärken, ohne 
ie herrſchende Klaſſe vor den Kopf zu ſtoßen, der Ausſichten, die ein kluges 
in= und Herlavieren zwiſchen den bürgerlichen Parteien bietet, der Chancen, 
ie Regierung für die Vertretung proletariſcher Intereſſen zu gewinnen, und 
hließlich der Funktion, die dem Proletariat in dieſem Spiel der politiſchen 
räfte zukommt. Zu dieſen Fragen ließe ſich gewiß einiges Neue ſagen, aber 
I f BMI 


Aus den Kongreßverhandlungen ging mit unbeſtreitbarer Deutlichkeit hervor, 
5 alle Reformiſten mit Ausnahme eines knappen halben Dutzend der Fraktion 
iſſolati mit größter Leidenſchaft den Krieg mit der Türkei mißbilligten. Wenn 
an allerdings Turati glauben ſollte, ſo gibt es weit ſchlimmere Dinge als die 
ipolitaniſche Affäre. Er bezeichnet in der „Critica Sociale“ vom 16. Oktober aus⸗ 
ücklich als etwas weit Schlimmeres „die hundertmal entwaffnete Rhetorik der ultra⸗ 
itranſigenten Einſeitigkeit, die doktrinäre Auffaſſung der Klaſſengegenſätze als etwas 
bſolutes, Unüberwindliches, Ewiges; die dauernde Ablehnung der Teilnahme der 


ozialiſten an der Regierung; das für alle Zukunft verbindliche Votum des Alt- 
ungferntums“. Schlimmer als Tripolis!! 


* 
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man muß bedenken, daß in Modena zwei alte und längſt vertretene Auf 
faſſungen einander offen gegenübertraten, nämlich die echt reformiſtiſche un 
die revolutionäre, während die eigentlich neue Auffaſſung des gemäßigter 
Reformismus es klug fand, als das verſchleierte Bild von Sals durch den 
Kongreß zu ſchreiten. a ö 
Faſt alle Argumente, die ſonſt von den Revolutionären, den „Intranſi 
genten“ gegen Theorie und Taktik der Reformiſten vorgebracht werden, hatte 
diesmal die gemäßigten Reformiſten ſelbſt mit Beſchlag belegt. Was ſie abe 
dem Parteitag und der Partei ſchuldig geblieben ſind, das iſt, zu zeigen, mi 
welchem Recht ſie ſich mit dieſen Worten an die Parteigenoſſen wenden, ohn 
offiziell mit der früheren Lesart des Reformismus und mit ihrer eigene 
Vergangenheit zu brechen. Eine Brücke zwiſchen ihrem früheren Reformismu 
und der neuen Taktik haben ſie nicht zu ſchlagen gewußt. Das muß nu 
ihre Aufgabe bis zum ordentlichen Parteitag des nächſten Jahres ſein. Bi 
dahin liegt die Leitung der Partei weiter in ihren Händen. Glauben fir 
dieſer Aufgabe gleichzeitig im Sinne der Beſchlüſſe von Modena und i 
Sinne ihrer reformiſtiſchen Auffaſſung gerecht werden zu können, ſo müſſe 
ſie für dieſe Vereinigung des unvereinbar Scheinenden eine Formel finde 
Wenn die gemäßigten Reformiſten etwas anderes ſein wollen, als ein kur 
lebiges Anpaſſungsprodukt, ſo müſſen ſie ihrer neuen Taktik einen neue 
theoretiſchen Rückhalt geben. Vermögen ſie das nicht, ſo kennzeichnen ſie si 
ſelbſt dadurch als eine unfruchtbare Baſtardbildung. Von den Reformiſte 
muß man den Beweis erwarten, daß ſie den Kongreßbeſchlüſſen treu bleibe 
können, ohne ſich ſelbſt untreu zu werden. Im anderen Falle wird ſich 
kürzeſter Friſt die Prophezeiung Bonomis verwirklichen: man wird ſie wed 
fürchten noch ernſt nehmen, und die Revolutionäre werden auf den Trümme 
reformiſtiſchen Mißerfolges ihre Fahne aufpflanzen. 5 


Einfuhrſcheine. 
Von K. Kautsky. 
I. | 
Man ſagt, der deutſche Akademiker habe keinen Mut. Nun, Herr Sriedr) 
Beckmann, Doktor der Staatswiſſenſchaften, bezeugt Courage. Er hat geree 
die Zeit einer drohenden Hungersnot dazu auserſehen, eine Verteidiguz 
der Einfuhrſcheine zu veröffentlichen, in der er ihre preisſteigernde Wirkuz 
anerkennt und als ein „nationales Intereſſe“ preiſt.“ f 
Wir dürfen bei den meiſten unſerer Leſer vorausſetzen, daß ihnen 85 
Weſen der Einfuhrſcheine bekannt iſt. Wer ſich näher damit vertraut mad 
will, den verweiſen wir auf den Artikel Kurt Heinigs über „Die Getrei⸗ 
einfuhrſcheine“ in der „Neuen Zeit“ (XXVIII, 2, 960 ff.). 
Für unſere Kritik des Beckmannſchen Buches genügt folgendes. . 
Seit 1894 erhält jeder, der Getreide aus dem Deutſchen Reiche ausfüll, 
einen Einfuhrſchein in der Höhe des Zolles, der bei der Einfuhr der gleich 


1 Dr. Fr. Beckmann, Einfuhrſcheinſyſteme. Kritiſche Betrachtung mit beſond et 
Berückſichtigung der Getreideeinfuhrſcheine. Karlsruhe, C. Braunſche Hofbuchdruck ee 
VIII und 170 Seiten. 2,20 Mark. a 
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Setreidemenge ins Reich zu zahlen wäre. Dieſer Schein wird bei der Ein- 
uhr von Getreide irgendwelcher Art, aber auch bei der von Kaffee und 
petroleum als Zahlung bei den Zollkaſſen angenommen. Der Exporteur 
ann ihn an jeden beliebigen Importeur oder Zwiſchenhändler verkaufen; 
da weit mehr Wert an Getreide, Kaffee und Petroleum eingeführt als an 
Betreide ausgeführt wird, kann der Exporteur immer ſicher ſein, den Schein 
aſt ohne Verluſt zu verkaufen. Er iſt fo gut wie bares Geld. 

Der Zweck dieſer Scheine iſt der, zu bewirken, daß die Getreidepreiſe in 
illen Gegenden Deutſchlands ſtets mindeſtens um den Betrag des Zolles 
iber den Preis des Weltmarktes hinausgehen. 

Das war ehedem in Oſtelbien zum großen Schmerz ſeiner Junker nicht 
ber Fall geweſen. Das öſtliche Deutſchland erzeugt einen Überfluß an Ge⸗ 
reide. Vor der Einführung des Schutzzolls hatte es ihn auf dem billigen 
Baſſerweg ins Ausland, namentlich nach England gebracht. Seit dem Schutz⸗ 
oll erhielt es höhere Preiſe im Inland. Aber immerhin war in Oſtelbien 
has Angebot zu groß, als daß ſie dort um den vollen Betrag des Zolles 
tiegen. Es ſuchte ſeinen Überfluß nach Weſt⸗ und Süddeutſchland abzuſetzen, 
vo die Getreideproduktion zur Ernährung der Bevölkerung nicht ausreicht. 
Um dort die oſtpreußiſche Konkurrenz zu erleichtern, führte die preußiſche 
Regierung billige Eiſenbahntarife für den Getreidetransport nach Weft- und 
Züddeutſchland ein, die Staffeltarife. Darob empörten ſich aber die Agrarier 
htefer Länder. Die agrariſche Solidarität aller Gebiete Deutſchlands ſiegte, 
894 fielen die Staffeltarife, und die Einfuhrſcheine für Getreide wurden ein- 
jeführt. Durch fie erhält jeder Getreideerporteur zu dem Preis, den er auf 
dem Weltmarkt erhält, noch den Betrag des Zolles geſchenkt. Und dieſes 
Geſchenk iſt bekanntlich durch den Zolltarif von 1902 artig erhöht worden — 
auf 5 Mark für Roggen und Hafer, 5,50 Mark bei Weizen. 

Für alle Gebiete, die ihre Produkte leicht zu den Seehäfen bringen können, 
ſedeutet dies eine direkte Exportprämie, denn der Seeweg zu den Staaten 
m der Küſte der Oſtſee und Nordſee iſt bedeutend billiger als der Eifen- 
vahntransport für größere Strecken innerhalb Deutſchlands. Die Getreide- 
zusfuhr wird noch unterſtützt durch beſonders billige Exporttarife auf den 
Siſenbahnen. 

Dank dem iſt die Ausfuhr namentlich von Roggen und Hafer ſehr ge⸗ 
tiegen. 

Nehmen wir nicht einzelne Jahre, was in der Landwirtſchaft wegen des 
Bechjel3 der Ernten ſehr irreführt, ſondern unterziehen wir uns der Mühe, 
zus den Zahlen des Statiſtiſchen Jahrbuchs für das Deutſche Reich die jähr⸗ 
ichen Durchſchnitte längerer, etwa dreijähriger Perioden zu berechnen, dann 
inden wir, daß die Ausfuhr im Jahresdurchſchnitt betrug: 


1898 bis 1900 1908 bis 1910 
109752 685559 Tonnen 
177238878 410 635 - 


Sie geht namentlich zu den Nationen an der Oſt⸗ und Nordſee. So waren 
n der Roggenausfuhr 1910 folgende Staaten beſonders ſtark beteiligt: 


Tonnen Tonnen 
Rußland mit Finnland 164678 Dantemarlk 146987 
Schweden. 55188 Niederlande. . 138628 


Norwegen . 138628 Pelgennn 280 
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Dabei iſt auch die Mehlausfuhr ſtark geſtiegen, von 73926 Tonnen in 
Jahresdurchſchnitt 1898 bis 1900 auf 287847 im Jahresdurchſchnitt 190 
bis 1910. Dieſe Steigerung iſt ebenſo wie die der Ausfuhr des Roggen 
eine ſtetige, von Jahr zu Jahr anwachſende, nicht durch den Wechſel de 
Ernten zu erklären. | 

Damit wächſt auch der Betrag, der in Geſtalt von Zollvergütungen den 
exportierenden Junkern geſchenkt wird. Die in Anrechnung genommenen 
Einfuhrſcheine haben folgende Höhe: | 


Mark Mark 
1894 617560900 1900 °% 0. 102239008 
199955 894900 19999. 23003720) 
190ͤ . 596029000 19110000 1283205008 
90ͤ́ 9900 


Man ſieht, die Junker haben allen Grund, zufrieden zu ſein. Wenige 
dagegen die Konſumenten. Alles wird von Tag zu Tag teurer, und dab 
zahlt das Deutſche Reich noch Exportprämien an diejenigen, die es von Bre 
und Viehfutter entblößen! Kein Wunder, daß der Anſturm gegen die Ein 
fuhrſcheine von Tag zu Tag ſteigt und die Zahl ihrer Gegner zuſehends wächt 

Da tritt Herr Dr. Beckmann auf, fie zu verteidigen. Er muß „mit 5 
dauern feſtſtellen“, i | 

daß die fachliche, wiſſenſchaftlich fördernde Behandlung der Frage... einer leide 
ſchaftlichen, politiſchen Behandlung gewichen ijt.... Bei der Mehrzahl der heute en 
ander gegenüberſtehenden verworrenen und ungeklärten Anſichten bei dem undurg 
ſichtigen Tatſachenkomplex hat die Wiſſenſchaft bisher keine Sichtung der allgemein 
Anſichten vorgenommen, noch eine ſyſtematiſche objektive Unterſuchung des Getreid 
einfuhrſcheinſyſtems gebracht. Deſto reichlicher iſt die Behandlung der Frage zu 
Zwecke der politiſchen Ausnutzung (S. 61, 62). | 


Herr Dr. Beckmann will nichts wiſſen von Leidenſchaft und Politik, wiſſe 
ſchaftliche Objektivität iſt ſein Streben. Leidenſchaft und Politik ſind ih 
offenbar, wie ſo manchem Herrn Profeſſor, unverträglich mit wiſſenſcha 
licher Objektivität. In Wirklichkeit iſt dieſe gar nicht erreichbar ohne Leide 
ſchaft, ohne ein leidenſchaftliches Suchen nach Wahrheit. Und andererſeits 
es nicht wiſſenſchaftliche Objektivität, ſondern Charakterloſigkeit, wenn mı 
die Wahrheit, die man nach redlichem Suchen gefunden, nicht mit aller Leide 
ſchaft verficht. Endlich aber, wie ſoll man die Politik aus dem Spiele laſſ 
bei der Erforſchung eines Dinges, das von vornherein Produkt der Politik if 
Wie immer das Ergebnis der wiſſenſchaftlich-objektiven Erforſchung der Ei: 
fuhrſcheine ausfallen mag, es muß, wenn es irgendwie Beachtung find 
politiſche Wirkungen erzielen, und es wäre eine ganz lächerliche Fiktic, 
wollte uns jemand einreden, er ſtudiere das Syſtem der Einfuhrſcheine, oh 
das Bewußtſein zu haben, daß es ſich dabei um eine politiſche Einrichtuf 
handle. | 

Natürlich ſteht auch Dr. Beckmann auf einem beſtimmten politifchen Star’ 
punkt. Es iſt der des Agrariertums. Seine wiſſenſchaftliche Objektivität 
ſteht darin, daß er den Zolltarif von 1902 als feine wiſſenſchaftliche Bas 
anſieht. Dieſer Tarif iſt ein Ergebnis des Wunſches, daß in Deutſchland unk 
allen Umſtänden die Preiſe von Roggen 5 Mark, von Weizen 5,50 Mark ült 
dem Weltmarkt ſtehen. Die Aufgabe der objektiven Wiſſenſchaft beſteht dar, 
die Mittel herauszufinden, die jenen Wunſch zur Wirklichkeit werden laſſ⸗ 
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Bezeichnend für dieſe Auffaſſung ſind die Worte, mit denen Beckmann 
13 Reſultat feiner Unterſuchungen einleitet, einen Vorſchlag zur Abänderung 
er Einfuhrſcheine, von dem wir noch reden werden. 

Er ſagt: 

Die Anderung (des Syſtems der Einfuhrſcheine) kann nicht vom Zollſyſtem aus⸗ 
hen; dieſes garantiert Rentabilität der geſamten Produktion, die nach wie vor er⸗ 
alten bleiben muß. ... Unſer Vorſchlag will ... dem Sinken der Preiſe — dem 
unſche der Konſumenten — entgegenwirken. Der Vorſchlag der Konſumenten ver⸗ 
unte den Grundgedanken des Syſtems (S. 162, 168). 


Die Konſumenten — das iſt für Beckmann der Feind: 


Den Kern der Gegnerſchaft (gegen die Einfuhrſcheine) bilden die Konſumenten 
ıd die ihnen naheſtehenden Kreiſe. 

Die bisher behandelten Vorſchläge und Argumente ſind vom Konſumentenſtand⸗ 
inkt aus erfolgt und zeigen die ablehnende Stellung der Konſumenten. Faſſen wir 
1s Syſtem aber als Beſtandteil der Zollpolitik auf, fo hat das Konſumenten⸗ 
iterefje zurückzutreten. Grundlegend für das Einfuhrſcheinſyſtem iſt das 
Loduzentenintereſſe. . .. Eine grundlegende Anderung im Syſtem iſt erſt dann 
lrechtigt, wenn der Zuſtand der deutſchen Landwirtſchaft einen Wechſel verlangt 
(127, 128). 


Wenn man den Gegenſatz von Produzenten⸗ und Konſumentenintereſſe der 
Hllpolitik zugrunde legt, jo hat eine wiſſenſchaftlich objektive Unterſuchung 
deſer Politik vor allem klarzulegen, welches dieſer Intereſſen das höhere iſt. 
Ackmann ſagt dagegen: Da die Zollpolitik, wie fie der Reichstag 1902 feſt⸗ 
ſzte, das Intereſſe der Agrarier („Produzenten“), nicht der Geſamtbevölke⸗ 
ing („Konſumenten“) wahrt, muß dieſer Geſichtspunkt auch für die wiſſen⸗ 
ſaftliche Erforſchung der Zollpolitik im allgemeinen und der Einfuhrſcheine 
i beſonderen gelten. Dieſe ſind nicht abzuſchaffen, ſolange fie die Profite 
ud Grundrenten der Agrarier erhöhen. 

Ebenſowenig wie die Frage, warum das Produzentenintereſſe zu ent⸗ 
ſeiden habe, unterſucht Beckmann ſyſtematiſch „objektiv“ die weitere Frage, 
der Zollſchutz heute noch auch nur durch das Produzentenintereſſe geboten 
ſ. Er weiſt darauf hin, daß der Zollſchutz für die deutſche Landwirtſchaft 
itwendig wurde durch das Sinken der Preiſe. Der Freihandel gefährdete 
de Landwirtſchaft 

in dem Augenblick, wo amerikaniſches Getreide und ruſſiſcher Roggen ſo billig 
of nordiſchen und deutſchen Märkten erſchien, daß im Preiſe keine Garantie mehr 
I für den Erſatz der aufgewendeten Produktionskoſten (S. 27). 


Welches ſind die Produktionskoſten des Getreides? Das erfährt man bei 
Admann nicht, und doch iſt ohne Klarheit darüber eine wiſſenſchaftliche Unter⸗ 
ſchung der Beziehungen zwiſchen Zoll und Landwirtſchaft unmöglich. Wenn 
de Agrarier von ihren Produktionskoſten ſprechen, ſo rechnen ſie ſtets die 
werzinſung des Bodenkapitals“, das heißt die Grundrente dazu. Daß ein 
Ctreidepreis die aufgewendeten Produktionskoſten nicht erſetzt, heißt nichts 
aderes, als daß er nicht mehr die bisherige Höhe der Grundrente abwirft. 
geſe zu ſchützen, iſt nach agrariſcher und Beckmannſcher Auffaſſung die heiligſte 
Nicht des Staates. Aber leider ſteigert jede Preiserhöhung des Getreides 
d Grundrente, damit den Bodenpreis und die „Produktionskoſten“ des Ge⸗ 


tides. Das iſt die bekannte Schraube ohne Ende, die vom „Produzenten⸗ 
1911-1912. I. Bd. 12 
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intereſſe“ aus eine immer weiter fortſchreitende Erhöhung der Agrarzö 
„berechtigt“ macht. 5 * 
Stellt man ſich nicht auf dieſen Standpunkt, dann darf man ſich we 
fragen, ob heute noch die Getreidezölle notwendig ſind, ſelbſt wenn man 
1879 für notwendig erklärte. | 
Der Preis von 1000 Kilogramm Weizen betrug zum Beiſpiel in 


1901 1902 1909 1910 

Mt. Mk. Mk. Mk. 

Bor. nu u dB 163 234 212 
Neme)ort .:..2. 421 123 184 170 


Der Weizenpreis ſtand alſo in den letzten beiden Jahren auf dem offer 
Weltmarkt höher als zu Beginn des Jahrhunderts innerhalb des zollgeſchütz 
Deutſchen Reiches. . 

Von dieſer Tatſache weiß merkwürdigerweiſe die objektive Wiſſenſchaft! 
Herrn Dr. Beckmann nichts zu berichten. Seine Begründung der Agrarzie 
hört mit dem großen Preisſturz des Getreides ſeit den ſiebziger Jahren ( 
Jetzt find fie eingeführt, und jetzt hat die objektive Wiſſenſchaft ſich nur darf 
zu kümmern, daß fie gehörig wirken. Und darum muß fie fi) für die Einfu⸗ 
ſcheine erklären: 4 

Die beiden großen Ziele, die der Oſten verfolgte, find infolge der Wirkung 
Einfuhrſcheinſyſtems vollkommen erreicht: 

1. Abfluß von bedeutenden Mengen überflüffigen Getreides aus dem rein agrariſn 
Oſten. 

2. Erzielung eines Preiſes, in dem der Zoll wenigſtens grundſätzlich zur Gellig 
kommt und der ungefähr auf der Höhe der Getreidepreiſe der weſtlichen Mitt 
ſteht (S. 58). | | 

Wir können alfo jenem Argument zuſtimmen, daß das Einfuhrſcheinſyſtem t 
ſächlich mehr wie früher die Getreidepreife à la hausse beeinflußt; daß in den Jan 
und für die Getreidegattungen, an denen Deutſchland einen Überfluß produztt, 
allein jenes Syſtem und nicht der Schutzzoll ein Sinken der Preiſe verhütet. ji 
dieſer Tatſache liegt jedoch ein Zweck des Syſtems; es ſoll den Zoll auf dem Inl d⸗ 
markt zur Geltung bringen, auch dann, wenn eine Produktion über den nation en 
Bedarf vorliegt: „Es liegt darin kein Beweis für die Unrichtigkeit des Site). 
Wenn einmal der Zollſchutz als notwendig anerkannt ift, jo find auch die Maßnalen 
volkswirtſchaftlich gerechtfertigt, die ihn zur Geltung bringen. Daher iſt die Tatſhe, 
daß jenes Syſtem mehr wie der Zollſchutz preisſteigernd wirke, mehr ein Ir 
ment für als gegen dasſelbe; darin liegt ſein Zweck (S. 70). | 5 


Mit den letzten Worten gibt Herr Dr. Beckmann freilich zu, daß die in 
fuhrſcheine nicht bloß den Zollſchutz aufs wirkſamſte zur Geltung briren, 
ſondern darüber hinaus noch eine Wirkung üben: | 


Der Schutzzoll ſichert der heimiſchen Produktion nur fo weit angemeſſenen IH 
als ſie auf dem heimiſchen Markte Abſatz findet und dem heimiſchen Konſum int; 
der Zoll wirkt nur im Inland. Das Einfuhrſcheinſyſtem dehnt denſelben Schal) 
den Teil der heimiſchen Produktion aus, der den inländiſchen Konſum übereig 
und ins Ausland wandert; es geht über den Schutz nationaler Arbeit hinau⸗ & 
bewirkt, daß auch die Mehrausfuhr unter den Schutzzoll geſtellt wird, den ben 
Preis erhält wie der Konſum des Inlandes (S. 150). | 


In der Tat, eine höchſt ſchätzenswerte Eigenſchaft der Einfuhrſcheine. de 
Schutzzoll iſt eine ſehr ſchöne Einrichtung: er beſteuert die Maſſe der ol 
ſumenten, um den Betrag dieſer Steuer in Form erhöhter Profite und Gd 
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enten in die Taſchen der Induſtriellen und der Grundbeſitzer zu befördern. 
undes wirkt dieſe famoſe Einrichtung leider nur im Inland. Der Kapitalis⸗ 
tus ſtrebt aber nach unbegrenzter Ausdehnung. Und feine Ethik ift voll des 
ngemeſſenſten Gleichheitsgefühls — ihm geht die Gleichheit über alles, näm⸗ 
ch die Gleichheit der Profite. Es erſcheint ihm als eine empörende Un⸗ 
erechtigkeit, daß der im Inland durch den Zoll mit höherem Profit begabte 
unternehmer einen geringeren Profit einſacken ſoll, wenn er exportiert. Das 
yſtem der Einfuhrſcheine erweiſt ſich da als vortrefflich geeignet, feine ethiſchen 
leichheitsbedürfniſſe zu befriedigen. 

Dieſes Syſtem iſt eine Forderung des Naturrechtes: 

Das Syſtem bedeutet die Wiederherſtellung eines natürlichen Zuſtandes; es 
möglicht dem Getreide, ohne Rückſicht auf politiſche Grenzen, den beſten Abſatz 
ifzuſuchen (S. 125). 


Der „beſte Abſatz“ iſt zumindeſt der zu den Preiſen des Weltmarktes plus 
ll. Wenn der oſtpreußiſche Gutsbeſitzer feinen Roggen in Kopenhagen zum 
ſeltmarktpreis verkauft und für den Doppelzentner vom Deutſchen Reiche 
uch 5 Mark hinzuerhält, dann iſt der „natürliche Zuſtand wiederhergeſtellt“. 
Der Naturzuſtand iſt das Ideal unſerer Agrarier. Um ihn zu erreichen, 
ihnen kein Preis zu hoch — den die anderen zahlen. 

Das jetzige Syſtem der Einfuhrſcheine hat nur einen Fehler, allerdings 
eien ſehr groben. Es verletzt die heiligſten Gefühle kapitaliſtiſcher Sittlich⸗ 
14 dadurch, daß es bloß dem Getreideexporteur zugute kommt. Haben nicht 
de Eiſenproduzenten dasſelbe Anrecht auf ſtaatliche Ausfuhrprämien? Aller⸗ 
dags erhalten ſie ſchon heute ſolche Prämien, die ihnen im Ausland eine 
sgedehnte Schleuderkonkurrenz ermöglichen. Aber dieſe Prämien müſſen 
de armen Kartelle aus eigener Taſche bezahlen, aus den Extraprofiten, die 
den Konſumenten des Inlandes dank den Zöllen abknöpfen. Aber was 
dn Krautjunkern recht iſt, muß den Schlotjunkern billig ſein. 

Herr Dr. Beckmann weiſt denn auch darauf hin, daß in der Exportinduſtrie 
er Ruf „nach Einfuhrſcheinen, wie ſie in dem Getreideexport Deutſchlands 
i Übung ſind“, immer lauter erſchallt. 

Der allgemeine Wunſch nach induſtriellen Einfuhrſcheinen hat ſich immer 
uhr verdichtet und bereits zu einer Reſolution einiger Abgeordneten im Reichstag 


gührt, hat aber noch nicht einen einigermaßen diskutablen Vorſchlag gezeitigt, der 
piktiſch anwendbar wäre (S. 16). 


Herr Dr. Beckmann hat einige praktiſche Bedenken, ſein Herz aber zieht 
il! zu dieſer neuen Ausdehnung des Syſtems der Schröpfung des Staats, 
ds heißt der Steuerzahler, zugunſten des Kapitalprofits:» 

Sollte es gelingen, ein derartiges Syſtem in geeigneter Politik gegenüber dem 
Aland durchzuführen, fo wäre es ein geeignetes Mittel zur Stärkung unſerer 
Eortinduſtrie, zur Erzielung eines bedeutenden Aktivpoſtens in der deutſchen Handels⸗ 
bınz (S. 24). 

Das Syſtem kapitaliſtiſcher Plusmacherei durch die Staatshilfe, des 
Sſutzzolls iſt leider ein beſchränktes, da es nur die verſtärkte Ausbeutung 
di inneren Marktes erlaubt. Dieſe Schranken des Schutzzollſyſtems werden 
dich das Syſtem der Einfuhrſcheine und ſonſtigen Ausfuhrprämien durch⸗ 
buchen. Nur noch die Ausdehnung des Weltmarktes bildet unter dieſem 
Sſtem die Schranke für das Streben, durch Auspowerung der Konſumenten 


— 
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und Steuerzahler des Vaterlandes Extraprofite aus der geſamten Produftü 
herauszuholen, möge ſie im Inland oder Ausland Abſatz finden. 

Eine berauſchende Ausſicht. Aber leider, leider iſt wie jedes ethiſche Ide 
auch dieſes dazu verurteilt, Ideal zu bleiben und nur ſtückweiſe unvo 
kommene Verwirklichung zu finden. Zum Unglück für unſeren national 
Kapitaliſten, der nach Schutz der nationalen Arbeit ſchreit und den int 
nationalen Markt zu monopoliſieren ſtrebt, gibt es auch bei den ander 
Nationen Kapitaliſten induſtrieller und landwirtſchaftlicher Art, die mi: 
minder profitgierig ſind. Nun kann man den Profit auf zwei verſchiede 
Methoden erhöhen: durch Herabſetzung der Produktionskoſten bei glei: 
bleibendem Preis, oder durch Erhöhung des Preiſes bei gleichbleibend 
Produktionskoſten. Ein Teil der Kapitaliſten iſt durch hiſtoriſche Verhältn 
gezwungen, ſich hauptſächlich auf die erſtere Methode zu werfen: fo die E 
lands, Dänemarks, Hollands. Sie profitieren von Ausfuhrprämien ande: 
Länder, die ihnen dadurch billige Rohmaterialien und Lebensmittel zuſendt 
Englands Induſtrie wurde in den letzten Jahrzehnten ſehr durch das bil! 
Eiſen und den billigen Zucker gefördert, die deutſche Unternehmer, dit 
deutſche Prämien-, Kartell⸗ und Zollpolitik gefördert, ihm ſandten. ! 

Aber die Methode, ſich durch künſtliche Erhöhung der Preiſe zu bereiche 
iſt bequemer und raſcher durchführbar. Faſt in allen kapitaliſtiſchen Stach 
haben ſich die Kapitaliſten ihr zugewandt, ſie ſchreien nach Schutzzöllen, fur: 
ſich in Kartellen zu organiſieren. Dabei werden fie aufs empfindlichſte gest 
durch die Schleuderkonkurrenz des Auslandes. Ihr zu begegnen iſt eine ie 
Hauptſorgen. Sie laſſen ſich Ausfuhrprämien der Konkurrenten nicht gefae 
und wirken ihnen entgegen durch Erhöhung ihrer Zölle, durch Auszahla 
von Prämien an die eigene Induſtrie, endlich, wenn die Ausfuhrprämiiei 
des Konkurrenten trotz alledem zu ſtark wirkt, durch Zollkriege, durch diree 
Verbot des Imports von Waren, auf die vom exportierenden Land Aush) 
prämien bezahlt wurden. ö 

Durch ſolche Methoden iſt ſchließlich die Förderung der Zuckerauslh 
durch Ausfuhrprämien unmöglich gemacht worden. Mit Recht beſorgt er 
Dr. Beckmann, daß an dem Widerſtand des Auslandes auch die Aus dehim 
des Syſtems der Einfuhrſcheine auf die Induſtrie ſcheitern könnte. Ebe 
fürchtet aber noch mehr: das ſchon beſtehende Syſtem der Getreideein ht 
ſcheine könnte unmöglich gemacht oder doch erheblich eingeſchränkt weer 
wenn das Ausland daran Anſtoß nimmt. Freilich, die Viehzüchter ML 
lands, Dänemarks und Hollands haben nichts dagegen, daß Deutſchm 
ihnen auf ſeine Koſten billigen Roggen und Hafer ſendet. Aber einde 
davon geht nach Oſterreich, nach Frankreich und namentlich nach Rußland ho! 
wohnen Agrarier, die ebenſo wie die oſtelbiſchen nach hohen Getreidepiſe 
verlangen. Wächſt die deutſche Getreideausfuhr ſo weiter wie bisher, an 
werden ſie ſich energiſch dagegen wehren, und ſo könnten fie eines ſane 
Tages das ganze Syſtem der ſtaatlichen Förderung des Brotwuchers ur 
Einfuhrſcheine unmöglich machen und das Brot des deutſchen Arbeiter © 
wenig im Preiſe ſenken. 8 

Ein entſetzlicher Gedanke für einen Jünger der deutſchen offiziellen gie 
ſchaft, und fo bietet Herr Dr. Beckmann ſeine ganze wiſſenſchaftliche Sch 
auf, eine Form ausfindig zu machen, in der die Einfuhrſcheine dem der che 
Volke gegenüber ihren Wuchercharakter forterhalten, aber ohne daß ſie ab 


n 
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en Agrariern der Nachbarländer läſtig fallen, ſo daß dieſe keinen Grund 
nehr haben, Maßregeln gegen ſie zu treffen. 

Das Ergebnis dieſes wiſſenſchaftlichen Strebens iſt ein Reformvorſchlag, 
er vielleicht noch einmal eine Rolle ſpielen wird. Seine Unterſuchung lohnt 
ich ſchon deswegen, weil ſie einiges neue Licht auf das Weſen und Wirken 
er Einfuhrſcheine ſelbſt wirft. 


II. 


Die Reform des Syſtems der Einfuhrſcheine, die Dr. Beckmann vorſchlägt, 
eht von der Tatſache aus, daß es nicht auf die Ausfuhr aller Getreidearten 
n gleicher Weiſe wirkt. 

Bei Roggen und Hafer findet eine Mehrausfuhr ſtatt; es wird zurzeit 
ſehr davon exportiert als importiert. Bei den anderen Getreidearten iſt das 
icht der Fall. 

Nun behauptet Beckmann, nur im Falle der Mehrausfuhr wirke der Ein⸗ 
Ahrſchein als Ausfuhrprämie. Wolle man der Gegnerſchaft des Auslandes 
egen das Syſtem der Einfuhrſcheine vorbeugen, dann brauche man bloß der 
Nehrausfuhr von Roggen und Hafer entgegenzuwirken. Dieſe ſei eine Folge 
avon, daß Deutſchland heute von jenen Getreidearten mehr produziere und 
heniger konſumiere als ehedem. Der wachſende Wohlſtand bewirke, daß 
ehr Weizen⸗ und weniger Roggenmehl verbraucht werde. Andererſeits aber 
eige die Produktion des Roggens und Hafers ſchneller als die des Weizens, 
beil intenſiver Roggen⸗ und Haferanbau weniger Kapital erfordern als 
ntenfiver Weizenbau. 5 

Es gelte nun den Weizenbau zu fördern und die Roggen- und Hafer⸗ 
Altur zurückzudrängen. Das geſchehe, wenn das Syſtem der Einfuhrſcheine 
a der Weiſe reformiert wird, daß die Gültigkeit der Einfuhrſcheine für Roggen 
nd Hafer auf die Einfuhr dieſer Getreidearten beſchränkt wird. Die Folge 
avon wird ſein, daß ihr Wert ſinkt, denn wegen der Mehrausfuhr können 
icht mehr alle Einfuhrſcheine dieſer Getreidearten an den Mann gebracht 
yerden. Ein Teil muß unbenutzt liegen bleiben. Mit dem Werte der Ein⸗ 
ihrſcheine ſinkt die Ausfuhrprämie, die fie darſtellen. Der Roggen kann dann 
icht mehr ſo profitabel im Ausland untergebracht werden. Die Folge wird 
unächſt ein Sinken der Roggen⸗ und Haferpreiſe fein, aber Herr Dr. Beck⸗ 
nann tröſtet ſeine agrariſchen Leſer: Dieſe Wirkung wird raſch vorübergehen. 
Ran wird künftighin weniger Roggen und Hafer anbauen, weniger aus⸗ 
ihren, die Mehrausfuhr hört auf, damit erhalten die Einfuhrſcheine wieder 
hren vollen Wert, und Roggen und Hafer werden bald wieder um den vollen 
getrag des Zolles über den Weltmarktpreis erhöht. Die durch den Rückgang 
er Roggen⸗ und Haferkultur frei werdende Bodenfläche wird mit Weizen 
ebaut werden, bei dem heute die Einfuhr in ſo hohem Maße die Ausfuhr 
berſteigt, daß weder eine Mehrausfuhr noch ein Sinken der Preiſe durch 
ie Vermehrung der Produktion zu erwarten iſt. 

Die Getreidepreiſe im allgemeinen bleiben alſo gleich hoch, die Agrarier 
erlieren nichts, und jede Gefährdung des Syſtems der Einfuhrſcheine durch 
as Ausland hört auf. Agrarierherz, was willſt du noch mehr? 

In der Tat, ein famoſer Plan, an dem nur eine Kleinigkeit bedenklich iſt: 
ner Gedankengang, auf dem er beruht, iſt von A bis 3 falſch. Richtig daran 
t nur der Ausgangspunkt, die Mehrausfuhr von Roggen. 
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Es betrug bei dieſer Getreideart im Spezialhandel: | 
In Tonnen . 
Ausfuhr Einfuhr Mehreinfuhr Mehrausfuhr 1 
18999 a A906 914.072 784366 — 
18999. „ß 501251 477793 — 
190090 9 893 333 823 241 5 
901! 983 863 706 771643 — 
1902 19046001 976042 871441 — 
19993 99982 813 763 604731 — 
1944 356710 472485 115725 — 
195 319942 572 186 252 244 — 
199633 22864 648467 405 603 — 
190 222822 608 267 375 445 — 
1008 22 20 2.020272,0080.127 347 264 — 288863 
199 565650544 274722 — 375822 
1910 . 820007 389 508 — 430499. 


Das Sinken 995 Einfuhr, das Steigen der Ausfuhr iſt alſo ein ſtetiges. 
Überdies findet auch bei Roggen eine ſtarke Mehlausfuhr ſtatt. Sie Hei 
im Spezialhandel: 

1906 1907 1908 1909 1910 
72 945 69383 72 508 106 769 106310 Tonnen. 

Nicht jo jtetig iſt die Entwicklung beim Hafer. Wir finden da folgende 

Zahlen: 


In Tonnen g 8 
Ausfuhr Einfuhr Mehreinfuhr Mehrausfuhr 

489999898  ALDRE 456201 408917 — 
1899, namen DAT 259147 190710 — 
19 [ 462351 356 353 — 
1 ͥͤ Vb... ĩ SAGT 412536 266419 — 
190J9üüü̃ 2192008 389 254 256298 — 
19 2000 470321 2383 989 — 
IJ AIR 366 368 143780 — 
1900 k 020102408 966250 863 846 — 
9000 ñ ß 644 541 401444 — 
1900” ́[ 323176 — 25 709 
9% 2482,0.:495003 299 804 urn 195289 
hh; 27328500288 527941 227658 — 
1910 . 436 530 457721 21191 — 


Hier iſt die End zur Mehrausfuhr weit weniger entſchieden aus⸗ 
geſprochen. Immerhin iſt ſie vorhanden. 

So weit können wir Beckmann zuſtimmen. Aber bei ſeinem nächſten Som 
ſchon müſſen wir ihm widerſprechen. Er fagt: 


Umgekehrt wie die (ſteigende Produktion) entwickelt ſich der Konſum. Der Ver: | 
brauch an Roggen hat feit 1890 um 6 Prozent abgenommen. Zune hmender 
Wohlſtand und Geſchmacksverfeinerung drängen den Konſum zum W 
hin (S. 130). | 


Zum Beweis dafür bringt er folgende Zahlen vor: Der Soggentonfum 
betrug pro Kopf der Bevölkerung | 


1902/03 . . . 158,3 Kilogramm 1906/07 . . . 148,5 Kilogramm 
1808/04 . . . 154,8 - 1907/08. 2 1494 - 5 
1904/05. 147,0 5 1908/09 . 141,3 - 
1905/06 . . 149,0 - 
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Bei dieſen Ziffern iſt zunächſt zu bemerken, daß ſie den Geſamtkonſum 
angeben. Der Rückgang des Konſums kann wohl daher rühren, daß die 
Menſchen infolge höheren Wohlſtandes mehr Weizen eſſen und weniger Roggen. 
Es kann aber auch eine Folge davon ſein, daß der Roggen als Futtermittel 
durch billigere Getreidearten verdrängt wird, zum Beiſpiel Gerſte und Mais. 
Um uns erkennen zu laſſen, welche dieſer Urſachen den Roggenkonſum zurück⸗ 
gehen läßt, hätte Herr Dr. Beckmann doch auch die Bewegung des Konſums 
anderer Getreidearten anführen müſſen. Er meint aber, es genüge, um den 
wachſenden Weizenkonſum zu zeigen, wenn er den abnehmenden Roggen⸗ 
konſum darlege. Holen wir das von dem Herrn Doktor Verſäumte nach. 
Nehmen wir denſelben Zeitraum, den er ſich für die Darſtellung des Roggen⸗ 
konſums ausſuchte. Wir finden: Konſum pro Kopf von 


Weizen Gerſte 
1902/08 3. 100,1 Kilogramm 74,5 Kilogramm 
F 93,2 = 80,8 = 
1904/05 993,4 = 71,3 = 
A 99,8 = 78,4 = 
1 e RT nn 94,4 = 82,5 = 
en 90,7 a 86,3 = 
r 83,6 = 80,7 = 


Wir finden alfo in dem von Beckmann unterfuchten Zeitraum beim Weizen 
eine ebenſo ſtarke Abnahme wie beim Roggen! Mit dem „Wachstum des 
Wohlſtandes“ und der „Geſchmacksverfeinerung“ ſeit 1902 iſt es alſo Eſſig. 
Aber auch die Abnahme des Roggenkonſums hätte ein anderes Geſicht 
erhalten, wenn Herr Dr. Beckmann nicht gerade das Jahr 1902/03 zum Aus⸗ 
gangspunkt gewählt und das Jahr 1909/10 noch berückſichtigt hätte. 1901/02 
betrug der Roggenkonſum pro Kopf 137,7 Kilogramm und 1909/10 152,0 Kilo⸗ 
gramm, alſo um 14 Kilogramm mehr! Womit nicht geſagt ſein ſoll, daß der 
Verbrauch wirklich im allgemeinen ſteigt, ſondern womit nur bewieſen wird, 
daß die Verbrauchsziffern einzelner Jahre wenig beſagen. Vergleicht man 
größere Zeiträume, dann findet man, daß der Konſum pro Kopf betrug: 


Im Jahresdurchſchnitt Roggen Weizen Gerſte 
Kilogramm Kilogramm Kilogramm 

1900 bis 199444. 149,0 92,5 72,9 

2900: +2. 1910,20, °2.25%%0 5:.145,6 92,3 84,4 


Diefe Zahlen find verläßlicher. Sie zeigen uns wieder, daß die Abnahme 
des Roggenverbrauchs nicht einer Zunahme des Weizenverbrauchs der Men⸗ 
ſchen, ſondern eher einer Zunahme des Gerſtenverbrauchs bei der Viehfütterung 
zugeſchrieben werden darf. 

Trotzdem die Zahlen aus einzelnen Jahren abſolut nichts für den wirk⸗ 
lichen Konſum beweiſen, hat doch der preußiſche Landwirtſchaftsminiſter Frei⸗ 
herr v. Schorlemer ſich einzelne Jahre herausgeſucht, um aus deren Zahlen 
bei den jüngſten Teuerungsdebatten im Reichstag den wachſenden Wohlſtand 
zu erhärten. Er ſagte (nach dem Bericht des „Berliner Tageblatt“): 

Im Laufe der Jahre hat ſich der Wohlſtand geſteigert und die Geſchmacksrichtung, 
auch des mittleren und kleineren Mannes, erheblich verändert. Wer in früheren 
Jahren ſeinen Dienſtboten noch Roggenbrot vorſetzen konnte, iſt heute genötigt, ihnen 
Weißbrot und Semmeln zu kaufen. Damit ſteht der ſtatiſtiſche Nachweis im Einklang, 
daß in Deutſchland der Verbrauch an Roggen von 1893 bis 1909 von 158 auf 
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142 Kilogramm zurückgegangen iſt (Hört, hört!), während in demſelben Beiteaun. 
der Verbrauch an Weizen von 83 auf 92 Kilogramm geſtiegen ift. 

Zur Stunde, wo ich dies ſchreibe, liegt mir noch nicht das ſtenographiſch 
Protokoll vor. Hat der Miniſter ſich wirklich ſo ausgedrückt, wie hier ver 
zeichnet iſt, dann hat er ſich nicht bloß des Fehlers ſchuldig gemacht, aus 
einzelnen nach Belieben herausgegriffenen Jahren in unzuläſſiger Weise 
Schlüſſe gezogen, ſondern überdies falſche Zahlen angegeben zu haben. El 
kommt zu ſeinem Reſultat nämlich nur dadurch, daß er die Roggenzahler 
für 1909, dagegen die Weizenzahlen für 1910 angibt. Ein etwas ungewöhn 
liches Verfahren, wenn man von „gleichen Zeiträumen“ ſpricht. Es erklär 
ſich freilich dadurch, daß der Weizenkonſum 1909 nur 83,6 Kilogramm betrug 
alſo faſt ebenſoviel wie 1893 (83,2). Für Roggen war dagegen die Ziffe 
für 1910 nicht brauchbar, weil zu hoch (152,0), hier paßte die für 1909 beer 
die 141,3 ausmachte. 

Das ſtatiſtiſche Material des Herrn Miniſters wird in würdiger Weiſe 
ergänzt durch ſeine Mitteilungen über die ſteigende Begehrlichkeit der Dienſt 
boten, die auf tiefgründige ökonomiſche Studien in Küche und Snap] 
ſchließen laſſen. 

Nicht beſſer wie mit der Urſache der Abnahme des Roggenverbrauchs ſteh ö 
es mit der der Zunahme der Roggenproduktion. i 

Tatſache iſt allerdings, daß die Produktion von Roggen in Deutſchlan 
während des letzten Jahrzehnts ſtärker wuchs als die von Weizen. 

Da das Jahr 1901 ein außergewöhnliches Mißjahr war, wollen wir vor 
ihm abſehen und die drei Jahre vor ihm mit den drei letzten Jahren ver 
gleichen. Wir finden: | 


Roggen Weizen Roggen Weizen 

Tonnen Tonnen Tonnen Tonnen 
1899 908325 3607610 1908 . 10736874 3767767 
18999 8675 92 3847447 1909 . . . 11348415 3755747 
1900 8550659 3841165 1910 . . 10511160 3861479 N 


Beim Roggen weiſen die drei letzten Jahre der Periode feit 1900 einen 
erheblich höheren Ertrag auf als die drei erſtgenannten, nicht beim Weizen 
Die Zunahme rührt zum Teil von der zunehmenden Intenſität des Be ; 
triebs her, die die Roggenerträge ſteigert, aber auch die Weizenerträge. 4 
Pro Hektar wurden Doppelzentner geerntet: | 


2 


Im Jahres durchſchnitt Roggen Weizen 
1898 513 190000 3.5.0000 18,7 
1908 191) X 20,1 


Wenn trotzdem die Weizenproduktion nicht ſtieg, wohl aber die Roggen | 
produktion, fo iſt dies dem zuzuſchreiben, daß die mit Weizen bebaute u A 
zurückging, die mit Roggen bebaute zunahm. 

Die Erntefläche betrug im Jahresdurchſchnitt: 4 
Roggen Weizen 2 


Heltar Hektar 
1898 bi 90 000%ͥü 59 2011654 
190% d 1.2.5 6145813 1886 300 
Zunahme (+) oder en (—) + 222069 — 125 354 


Neben der Kultur des Weizens iſt die des Spelz zurückgegangen, de 
ehedem in Süddeutſchland, namentlich in Württemberg, als Brotfrucht . f 
angebaut wurde. 
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Seine Erntefläche betrug im Jahresdurchſchnitt: 9 
32291 
2099801 


Woher rühren dieſe Verſchiebungen im Getreidebau? Beckmann meint: 
Die Haupturſache iſt der Mangel an dem zum Weizenbau erforderlichen flüſſigen 
Kapital. Die fortſchreitende Intenſivierung, die Notwendigkeit größerer Erträge bei 
allgemein ſteigenden Produktionskoſten verlangt beſonders für Weizen ſteigende Auf⸗ 
wendung an Kapital und Arbeit. Der Weizen verlangt aber, wenn er hohe Roh⸗ 
und Reinerträge liefern ſoll, intenſive Bodenbearbeitung und große Aufwendungen 
an natürlichem und künſtlichem Dünger; mittlere oder geringe Kultur bringt im 
Weizenbau nur geringe Erträge. Umgekehrt verhält ſich Roggen; er bringt in mäßig 
intenſiver Wirtſchaft ſchon hohe Reinerträge (S. 138). 


Dianach wäre es die Armut der Junker, die ſie triebe, Roggen an Stelle 
von Weizen zu bauen. Aber in einem ſo hoch kapitaliſtiſchen Lande wie 
Deutſchland, wo ſo viel Kapital Anlagen ſogar im Ausland ſucht, kann doch 
Kapitalmangel kein Grund fein, daß irgend ein Produktionszweig nicht ge⸗ 
deiht. Die Junker würden genügend Kapital für die Intenſivierung des 
Weizenbaus finden, wenn er höhere Profite lieferte als der Roggenbau. Der 
Profit iſt bei der heutigen kapitaliſtiſchen Art der Landwirtſchaft für ſie ebenſo 
wie für die Induſtrie der entſcheidende Regulator der Kapitalsanwendung. 
Die Frage iſt nicht die, welche Getreideart einen höheren Kapitalsaufwand 
erfordert, ſondern die, welche einen höheren Profit für das aufgewandte 
Kapital liefert. Das hängt aber nicht von den Produktionskoſten allein ab, 
ſondern auch vom Preiſe des Produktes. Wollen wir alſo wiſſen, warum 
die Agrarier lieber Roggen als Weizen bauen, müſſen wir unterſuchen, ob 
nicht die Roggenpreiſe einen höheren Profit liefern als die Weizenpreiſe. 
Darüber erfahren wir aber bei Beckmann nichts. 
Hätte er ſich damit beſchäftigt, dann wäre er freilich in der Frage, ob 
die Einfuhrſcheine als Exportprämien wirken, zu einer anderen Meinung 
gekommen als derjenigen, die er jetzt vertritt. 
Dr. Beckmann wendet ſich dagegen, daß die Einfuhrſcheine „grundſätzlich 
reine Exportprämien“ darſtellen. Sie würden zu ſolchen nur unter gewiſſen 
Bedingungen. Das ſtimmt. Falſch aber iſt es, wenn er als dieſe Bedingung 
die Mehrausfuhr bezeichnet: Als Exportprämien wirkten die Einfuhrſcheine 
nur bei jenen Getreidearten, von denen mehr ausgeführt als eingeführt werde. 
Für die Mehrausfuhr erhält die deutſche Landwirtſchaft eine reine Export⸗ 
prämie (S. 89). 
Die „deutſche Landwirtſchaft“ iſt ein Abſtraktum. Wer die Einfuhrſcheine 
erhält, das ſind die einzelnen Exporteure. Für die iſt es aber ganz gleich, 
wieviel von der Ware, die ſie ausführen, wieder eingeführt wird. Maß⸗ 
gebend iſt für ſie nicht das Verhältnis zwiſchen Einfuhr und Ausfuhr, ſondern 
das Verhältnis zwiſchen dem Preis, den ſie für ihr Produkt im Inland oder 
Ausland erhalten. Wird für ſie durch den Einfuhrſchein die Ausfuhr ins Aus⸗ 
land rentabler, ſo wirkt er wie eine Exportprämie, wird er tatſächlich eine ſolche. 
Ein Beiſpiel möge das klar machen. Angenommen, Roggen koſte in Berlin 
16 Mark, in Riga 12 Mark. Die Fracht koſte von dem Sitze des verkaufenden 
Landwirtes nach Berlin 6 Mark, nach Riga 4 Mark. Für einen Einfuhrſchein 
löſt er pro Doppelzentner 5 Mark. Verkauft er feinen Roggen in Berlin, fo 
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bleiben ihm abzüglich der Fracht 10 Mark pro Doppelzentner. Ver er 
ihn nach Riga, bleiben ihm nur 8 Mark. Aber da er den Einfuhrſchein im 
Werte von 5 Mark bei der Ausfuhr erhält, ſteckt er 13 Mark ein. Er bekommt 
alſo eine Prämie dafür, wenn er ſeinen Roggen ins Ausland verkauft. Bei 
entſprechendem Frachtpreis kann die Verſendung nach Riga ſtatt nach Berlin 
vorteilhaft ſein, ſelbſt wenn der Preis in Berlin höher ſteht als der Welt⸗ 
marktpreis plus Zoll. Wenn der Roggen in Berlin unter den oben an⸗ 
geführten Umſtänden um 6 Mark höher ſteht als in Riga, alſo auf 18 Mark, 
wird der Produzent nach Abzug der Fracht doch nur 12 Mark dafür löſen, 
dagegen in Riga nach wie vor 13 Mark. 

Je geringer die Differenz zwiſchen den Preiſen im Inland und auf dem 
Weltmarkt und je billiger die Frachten ins Ausland, je höher im Inland, 
deſto mehr wirkt der Einfuhrſchein als Ausfuhrprämie. Er wirkt ſo nicht auf 
die „Landwirtſchaft“, ſondern auf einzelne Landwirte, und zwar profitieren 
im allgemeinen jene unter ihnen am meiſten, die nahe an der Grenze und 
namentlich an der Oſtſee wohnen. 

Und wie auf einzelne Gegenden iſt die Wirkung der Einfuhrſcheine als 
Ausfuhrprämien auf gewiſſe Zeiten beſchränkt. Die „Mehrausfuhr der Land⸗ 
wirtſchaft“ wird dagegen gemeſſen nach dem Verhältnis von Einfuhr und 
Ausfuhr während des ganzen Jahres. Es wäre ſicher unſinnig, etwa an⸗ 
zunehmen, die Entſcheidung darüber, ob ein Einfuhrſchein für die Roggen⸗ 
ausfuhr eines oſtelbiſchen Junkers im Oktober und November eine Ausfuhr⸗ 
prämie darſtelle, hänge nicht von den Preiſen ab, die er zu jener Zeit be⸗ 
kommt, und den Frachten, die er zu zahlen hat, ſondern von dem Betrag 
der Roggeneinfuhr, die etwa an der holländiſchen Grenze ein halbes Jahr 
ſpäter ſtattfindet. Es iſt eine ganz komiſche Auffaſſung der Agrarier, die 
Dr. Beckmann von ihnen übernimmt, „daß in dem Augenblick eine Export ö 
prämiierung eintrete, wo die Ausfuhr überwiege“ (S. 89). 

Umgekehrt wird ein Schuh draus: Weil die Einfuhrſcheine als Export⸗ 5 
prämien wirken, darum ſteigt die Ausfuhr, bis ſie ſchließlich ſogar die Ein⸗ 
fuhr überwiegt. | 

Warum wirken ſie aber nicht auf alle Getreidearten in gleicher Weite? 
Warum fördern fie am meiſten die Ausfuhr und damit auch die Produk⸗ 
tion des Roggens, indes der Weizenbau zurückgeht? Das Rätſel löſt ſich, 
wenn man unterſucht, wie die Einfuhrſcheine auf den Preis jeder der ver⸗ 
ſchiedenen Getreidearten wirken. Wir müſſen uns erinnern, daß nicht jede 
Getreideart den gleichen Zoll zahlt. Vergleichen wir nun die prozentuelle 
Erhöhung des Weltmarktpreiſes, die bei den einzelnen Getreidearten ein⸗ 
tritt, wenn der Einfuhrſchein vom Exporteur zu ſeinem vollen Betrag ver⸗ 
wertet werden kann. Es betrug für je 1000 Kilogramm: 


Gerſte 
London 


Hafer 
London 


Weizen 
Amſterdam 


N 1910 
Zoll 


. Erhöhung des Bellmarlipreifes 1 
den Einfuhrſchein 155 


40,0 % 


42, / 88,7% 10, % 


| 
| 
1 
= SR 


K. Rautsty: Einfuhrſcheine. | 159 


Die Prämiierung der Ausfuhr in der Form des Einfuhrſcheines wirkt 
alſo am meiſten beim Roggen, dann beim Hafer, erheblich weniger beim 
Weizen und ſo gut wie gar nicht bei der Gerſte. Unter ſonſt gleichen Ver⸗ 
hältniſſen profitieren die Agrarier am meiſten, wenn ſie Roggen ausführen, 
oder Hafer. Daher forcieren ſie deren Anbau, vernachläſſigen den des Weizens 
und mißachten den der Gerſte. Es wird bei den gegebenen Zollſätzen höchſt 
profitabel, ſoviel als möglich Roggen und Hafer auszuführen und ſie als 
Viehfutter durch Gerſte und Mais zu erſetzen. Durch das Verhältnis zwiſchen 
Zollſatz (beziehungsweiſe Betrag des Einfuhrſcheins) und Weltmarktpreis er⸗ 
klärt ſich die verſchiedene Geſtaltung der Einfuhr und Ausfuhr wie der Anbau⸗ 
flächen bei den verſchiedenen Getreidearten. 
Es betrugen im Jahresdurchſchnitt: 


Weizen 


1898 1908 
bis bis 
1900 1910 


Gerſte 


1898 1908 
bis bis 
1900 1910 


1898 1908 
bis bis 


1900 1910 


Ausfuhr im Spezialhandel 
C 
Einfuhr im Spezialhandel 
Dine n 
Ernteflächen Hellar.. . . 


109752 | 685 559 73873 410635 208235 250761 18995 1910 


789552 337165 392566 428 4891384057 


2289 1281012 925 2518 704 
5923744 6145 8134135892 4291 553 


2011654 1886 300 1648 742 1615 252 


Vergleichen wir die Bewegungen des Handels und die Verſchiebungen 
der Ernteflächen mit dem Verhältnis des Zolles oder Einfuhrſcheins zum 
Preiſe, dann finden wir: 


N Roggen Hafer Weizen Gerſte 
5 
Erhöhung des Preiſes durch 

den Einfuhrſchein 42,2 % 40,0 %% 33,7 % 10,0 °/o 
Ausfuhr (Zunahme + bezw. 
Abnahme —) . [T 575807 | + 836762 | + 42526 — 17085 
Emm 0.2. — 452397 ＋ 35923 4 905071 | 1505779 
Ernteflähen -. . . . J 222069 | + 155661 | — 125354 | — 33490 


Wir jehen, je mehr der Zoll und damit der Einfuhrichein den Preis, 
den der Agrarier erhält, über den Weltmarktpreis erhöht, deſto mehr ſteigt 
die Ausfuhr, ſinkt die Einfuhr, ſteigt die Erntefläche. Je geringer die Er⸗ 
höhung des Preiſes, deſto weniger ſteigt die Ausfuhr (ſie kann ſogar ſinken), 
deſto mehr ſteigt die Einfuhr, indes die Erntefläche ſinkt, trotz des wachſen⸗ 
den Konſums. 

Was die Verſchiebungen im Anbau und dem Getreidehandel mit dem 
Ausland hervorruft, iſt alſo weder der ſteigende Wohlſtand der Maſſen noch 
die Kapitalarmut der Junker, ſondern die Verſchiedenheit des Verhältniſſes 
zwiſchen Zoll und Weltmarktpreis bei den verſchiedenen Getreidearten. Je 
höher im Verhältnis zum Preiſe der Zoll bei einer beſtimmten Getreideart, 
um ſo höher für ſie die Ausfuhrprämie des Einfuhrſcheins, um ſo größer 
der Antrieb zu ihrer Ausfuhr und zur Ausdehnung ihres Anbaus. 

Daß dem ſo iſt, das gibt Dr. Beckmann ſelbſt durch ſeinen Vorſchlag zu, 
ohne es zu merken. Dann, nachdem er behauptet, die geſteigerte Roggen⸗ 
zusfuhr ſei eine Folge der Verdrängung des Roggens durch den Weizen 
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im Konſum und der Kapitalarmut der Junker, will er dieſe Ausfuhr nicht 
einſchränken durch Bekämpfung ihrer angeblichen Urſachen, ſondern durch 
eine Maßregel, die auf eine Herabſetzung der Exportprämie für den Roggen 
hinausläuft. 

Dieſe Maßregel würde auch ihren Zweck erfüllen, wenn dieſer in nichts 
anderem beſtände als in der Verminderung des Roggenanbaus und der 
Roggenausfuhr. Aber das iſt für Dr. Beckmann nur Nebenſache. Die Haupt⸗ 
ſache iſt ihm, die Gefährdung des Syſtems der Einfuhrſcheine durch die 
leidige Politik zu beſeitigen, indem er die preisſteigernde Wirkung dieſer 
Scheine im Inland beibehält und doch ihre Wirkung als Exportprämien 
aufhebt. Dieſen edlen Zweck wird er jedoch nicht erreichen. 

Wir haben geſehen, daß die Wirkung der Einfuhrſcheine als Export⸗ 
prämien bei einer beſtimmten Getreideart nicht davon abhängig iſt, daß in 
dieſer die Ausfuhr die Einfuhr überwiegt. Die Verhältniſſe, die heute die 
Einfuhrſcheine zu Ausfuhrprämien machen, würden wohl vorübergehend 
für Roggen und Hafer etwas verſchlechtert, nicht aber für Weizen. Die 
Weizenausfuhr wird ſich dann lohnender geſtalten als die Roggeneinfuhr 
und mit Hilfe der Einfuhrſcheine gefördert werden. Sie hat bisher ſchon zu⸗ 
genommen, wenn auch nicht ſo raſch wie die Roggenausfuhr, ſie würde nach 
der Beckmannſchen „Reform“ dieſe überſteigen. Wenn heute ſchon deutſcher 
Roggen bis nach Amerika geht, wird dann deutſcher Weizen in der Welt 
herumſpazieren, indes das deutſche Volk hungert. | | 

Die Agrarier des Auslandes werden aber über die Prämien auf Weizen⸗ 
ausfuhr nicht mehr entzückt ſein als über die auf Roggen. Ihre Feindſelig⸗ 
keit gegen das Syſtem der Einfuhrſcheine wird nicht geringer werden, und 
je mehr die deutſche Landwirtſchaft ihre ganze Wirtſchaftspolitik auf die 
Einfuhrſcheine einrichtet, und je größer dadurch ihre Ausfuhr wird, um ſo 
gewaltiger muß der plötzliche Zuſammenbruch auf ſie wirken, wenn eines 
ſchönen Tages dies Syſtem durch Eingriffe von außen — etwa durch Zoll⸗ 
kriege oder neue Handelsverträge — unmöglich gemacht wird. | 

Je größer die Künſteleien, die den Brotwucher auf die Spitze treiben, 
um ſo näher die Gefahr von Kataſtrophen für eine Landwirtſchaft, die ihre 
Exiſtenz auf ſo ſchwankenden Grundlagen aufbaut. 

Ebenſowenig wie das Ausland wird aber Dr. Beckmann die Konſumenten 
des Inlands durch ſeine „Reform“ mit den Einfuhrſcheinen verſöhnen. 
Er erhofft dieſes, da er meint, ſein Vorſchlag ſehe nach einer Maßregel zur 
Linderung der Teuerung aus: 

Nicht unfreundlich werden unſerem Vorſchlag die Konſumenten gegenüber⸗ 
ſtehen, da er ſich mit einem ihrer Argumente teilweiſe deckt und ihrem Haupt⸗ 
wunſche nach Herabſetzung der Getreidepreiſe entgegenkommt.... Er iſt dazu 
angetan, die politiſche Antipathie und manche unbegründeten Vorurteile weiteſter 
Kreiſe gegen das Einfuhrſcheinſyſtem abzuſchwächen und der politiſchen er 
beutung der Materie die Spitze zu nehmen (S. 167, 168). 


Unſer Herr Doktor wünſcht dieſe Wirkungen, iſt ſich dabei aber jeht 
wohl bewußt, daß ſie nur einer Täuſchung der „weiteſten Kreiſe“ ent⸗ 
ſpringen könnten, die daraus entſpränge, daß ſein Vorſchlag einen falſchen 
Schein erweckte. 

Er jagt ſelbſt von den „Konſumenten“: | 

Jedoch dürften fie ſich in ihren Erwartungen teilweiſe getäufcht ſehen. 


n Bern 
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| Und indem er das weiter ausführt, zeigt er, daß der Teil, in dem ihre 
Erwartungen nicht getäuſcht werden, ein ganz winziger iſt: vorüber⸗ 
gehend werden die Roggenpreiſe ſinken, nicht aber die Weizenpreiſe. 
Das iſt der ganze Vorteil für die Konſumenten. Binnen kurzem werden 
die Roggenpreiſe wieder auf dem alten Stand ſtehen: 

N Die Baiſſe iſt nicht Zweck der Anderung (des Syſtems der Einfuhrſcheine), nur 
ihr Mittel. Sie (die Preisſenkung) bleibt eine temporäre Erſcheinung. Sobald 
ſie ihren Zweck erreicht hat (den Rückgang des Roggenbaus), wird ſie automatiſch 
verſchwinden. Dann erſt tritt die eigentliche Folge der Anderung ein: ſie hebt 
den Inlandpreis wieder auf den Weltmarktpreis plus Zoll⸗ 
ſatz (S. 169). 


| Es iſt alfo purer Schwindel, eine ganz gewöhnliche Vorſpiegelung 
falſcher Tatſachen, wenn die Sympathien der Konſumenten für die Beck— 
mannſche „Reform“ der Einfuhrſcheine dadurch gewonnen werden ſollen, 
daß man ihnen den Glauben beibringt, ſie „komme ihrem Hauptwunſch 
nach Herabſetzung der Getreidepreiſe entgegen“. 

ö Die Vereitelung dieſes Hauptwunſches iſt vielmehr das Hauptmotiv 
des Beckmannſchen Vorſchlags. 

Trotzdem er ganz im Sinne der Agrardemagogie liegt, beſchleichen 
ſeinen Urheber doch trübe Zweifel, ob die Agrarier ſich dafür erwärmen 
werden. Soll doch die feſtere Verankerung des Brotwuchers durch eine vor— 
übergehende Preisſenkung zweier Getreidearten erreicht werden. In der 
Tat hat auch ſchon der Reichskanzler bei der Teuerungsdebatte im Reichs⸗ 
tag die Beckmannſche Reform prompt abgelehnt. Herr Dr. Beckmann kennt 
offenbar ſeine Pappenheimer. Ihre Kurzſichtigkeit duldet nicht die ge⸗ 
ringſten Konzeſſionen. Mag der Gewinn noch ſo groß ſein, der durch ein 
vorübergehendes Opfer zu erkaufen wäre, mag die Gefahr noch ſo drohend 
ſein, die aus der Verweigerung des vorübergehenden Opfers erwächſt: ſie 
geben nichts auf, was ſie einmal in ihren Krallen haben. Das Motto, das 
ihre Vorfahren im achtzehnten Jahrhundert aus Leichtfertigkeit wählten, 
wählen ſie aus brutaler und beſchränkter Habgier: Nach uns die Sintflut! 


Das engliſche Parteienſhſtem und die Arbeiterpartei. 
Von J. Sachſe (London). 


1. Die Stellung der Arbeiterpartei im engliſchen Parlament und die Konferenz 
der Independent Labour Part. 


Angeſichts des gewaltigen Emporſchäumens des Klaſſeninſtinktes der 
engliſchen Arbeiter, wie es in den Unruhen zutage trat, erlangt die Frage 
der Stellung der engliſchen Arbeiterpartei zu den anderen Parteien, zur 

Regierung und zum Parlamentsbetrieb überhaupt aktuelle Bedeutung, 
eine Frage, deren Diskuſſion ſchon die Birminghamer Jahreskonferenz 
der Independent Labour Party (J. L. P.) faſt völlig in Anſpruch nahm. 
Die Debatte knüpfte dort an die von einer Anzahl von Ortsgruppen ein⸗ 

gebrachte Reſolution an: | 


Um die Autorität der gewählten Volksvertreter im Parlament gegenüber dem 
übermächtigen Einfluß der Miniſter herzuſtellen, die faſt jeden wichtigen Beſchluß 
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des Unterhauſes als eine Vertrauensfrage behandeln, deren Ablehnung mit der 
Parlamentsauflöſung beſtraft werden kann, erſucht die Konferenz die Arbeiter⸗ 
fraktion des Unterhauſes, alle derartigen möglichen Konſequenzen zu ignorieren und 
bekanntzugeben, daß ſie die Abſicht habe, ihre eigenen Forderungen unentwegt in 
den Vordergrund zu drängen und über alle vorgebrachten Fragen ausſchließlich 9 


nach ihrem ſachlichen Werte abzuſtimmen. 


Dieſer Reſolution ſtand ein Amendement der Ortsgruppe Walthamſtow 
gegenüber, das es für die Pflicht der Arbeiterfraktion erklärt, alle mög⸗ 
lichen Konſequenzen ihres Verhaltens in Betracht zu ziehen und ſich bei 
ihren Entſchließungen ausſchließlich von den Intereſſen der Partei und dem 
Wunſche leiten zu laſſen, die Gelegenheiten zur Erreichung ihres | 


Zieles zu vermehren. 


Die Debatte war außerordentlich lebhaft 1 anregend. Sie wurde 4 
zum überwiegenden Teile von den anweſenden Arbeiterabgeordneten ge⸗ 
führt, unter denen drei verſchiedene Meinungsrichtungen zur Geltung 
kamen. Die Genoſſen Jowett und Lansbury, der erſtere der Par⸗ 
lamentsvertreter von Bradford, der letztere der vielverheißende neue Ab⸗ 
geordnete für den Londoner Wahlkreis Bow und Bromley, ſetzten ſich ſehr 
entſchieden für die Reſolution ein. Dieſe wurde ebenſo entſchieden von dem 
Genoſſen Ramſay Macdonald, dem gegenwärtigen und möglicherweiſe 
permanenten Präſidenten der Arbeiterpartei, bekämpft; er erklärte ſich 
energiſch für das Amendement. Eine Mittelſtellung nahmen die Genoſſen 
Barnes und Keir Hardie ein. Sie ſtimmten der von Jowett und 
Lansbury gegen die Taktik der Arbeiterfraktion gerichteten Kritik unum⸗ 
wunden zu und verurteilten das Amendement, weil es auf die Gutheißung 
jener Taktik hinauslaufe. Sie wandten ſich aber auch gegen die Reſolution, 
weil ſie die darin vorgeſchlagene Löſung für unpraktiſch und ein Miß⸗ 
trauensvotum gegen die Arbeiterfraktion für unangebracht hielten. Auf 
ihren Vorſchlag wurden ſowohl Reſolution wie Amendement unter allge⸗ 
meinem Beifall zurückgezogen, weil man annahm, daß dieſe freie Ausſprache 
über die Parteitaktik auch ohne Beſchlußfaſſung eine ſegensreiche Wirkung 


ausüben werde. 


Ich wohnte der ganzen Debatte bei und gewann entſchieden den Ein⸗ 
druck, daß die große Mehrheit der Konferenz den Standpunkt Jowetts 
und Lansburys teilte. Es war unverkennbar, daß die Delegierten mit 
der Taktik der Arbeiterpartei nicht zufrieden waren. Macdonald, der 
ſie in Schutz nahm, übte noch einen großen perſönlichen Einfluß auf die 


Konferenz aus, aber es ſcheint, daß er den Höhepunkt ſeiner Macht in der 


J. L. P. bereits überſchritten hat und man ihn, obſchon er ein Parlaments⸗ 
vertreter der J. L. P. iſt, mehr und mehr als das Mundſtück der nichtſogt N 


liſtiſchen Elemente der Arbeiterpartei betrachtet. 


Die Argumente, mit denen die verſchiedenen Redner ihre Stellungnahme 
begründeten, ſind, ſo intereſſant ſie zur Beurteilung der allgemeinen Taktik 
der Arbeiterpartei waren, in diefem Zuſammenhang nicht wichtig. Mit Aus⸗ 


nahme Jowetts und wohl auch Maedonalds — der aber jedenfalls wenig 


davon merken ließ — ſchienen die Diskuſſionsredner die wirkliche Bedeu⸗ 


tung der Streitfrage mehr zu ahnen als klar zu begreifen. Denn hinter der 
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Reſolution und dem Amendement ſteckt mehr, als auf der Oberfläche liegt. 


Es handelt ſich nämlich nicht bloß darum, ob die Arbeiterfraktion im gegen⸗ 
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wärtigen Parlament der heutigen liberalen Regierung gegenüber eine 
mehr oder minder unabhängige Haltung bewahren ſoll, ſondern um die 
viel tiefergreifende Frage: Welche Stellung hat die Arbeiter⸗ 
partei gegenüber dem engliſchen Parteiregierungs⸗ 
ſyſtem überhaupt einzunehmen? 

Auf dem europäischen Feſtland ſieht man noch vielfach mit Neid und Be- 
wunderung zu dem engliſchen Zweiparteienſyſtem empor. Die Reaktionäre 
bewundern in ihm das bewährte Mittel gegen das Aufkommen einer ſtar⸗ 
ken ſozialiſtiſchen Bewegung, indem es dafür ſorgt, daß jeder Ausbruch der 
Volksunzufriedenheit ſich in der abwechſelnden Bevorzugung der einen 
großen bürgerlichen Partei vor der anderen äußert. Die Fortſchrittsmänner 
im bürgerlichen und zuweilen wohl auch im ſozialiſtiſchen Lager ſehen da⸗ 
gegen in dem Zweiparteienſyſtem den Urheber der freiheitlichen Inſtitu⸗ 
tionen Englands, ein treffliches Inſtrument der Demokratie. Unterdeſſen 
wird dieſes Syſtem in England ſelber zum Gegenſtand immer häufigerer 
und immer heftigerer Angriffe, und zwar eigentümlicherweiſe ebenfalls ſo⸗ 
wohl aus dem reaktionären wie dem bürgerlich⸗demokratiſchen und ſozia⸗ 
liſtiſchen Lager. In der Tat wendet ſich gegen das Zweiparteienſyſtem 
mehr oder weniger entſchieden und klar alles, was noch eine großangelegte, 
grundſätzliche Politik verfolgen will. Die extremen Schutzzöllner und 
Jingos der „Morning Poſt“ und der „National Review“ ſchmollen ebenſo 
wie der extreme Mancheſtermann Lord Hugh Cecil, die beſten Elemente in 
der Arbeiterpartei ſchreiben dagegen Artikel und Broſchüren, und was die 
S. D. P. anbetrifft, ſo iſt im Grunde ihre ganze Tätigkeit direkt oder in⸗ 
direkt ein ewiger Kampf gegen das Parteiweſen. Am offenſten und ſyſte⸗ 
matiſchſten iſt der Angriff in dem von Genoſſen Askew hier bereits be⸗ 
ſprochenen Buche von Hilaire Belloc und Cecil Cheſterton: 
„The Party Syſtem“, geführt worden. 

Einen ſchweren Stoß hat das Zweiparteienſyſtem durch das Aufkommen 
einer ſtarken Arbeiterfraktion erhalten. Und zwar zunächſt mehr auf in⸗ 
direktem Wege, indem es die Bedeutung der iriſchen Fraktion in früher 
unbekanntem Maße hob und ſie ſeit den Wahlen von 1910 ſogar zum aus⸗ 
ſchlaggebenden Zünglein an der Wage machte. Damit war die regelrechte 
Funktion des Zweiparteienſyſtems geſtört, und man mußte zu allerlei künſt⸗ 
lichen und auffälligen Mitteln ſeine Zuflucht nehmen, um es im Gange zu 
erhalten. Das gewagte Experiment dieſer Art war die öffentliche Ankündi⸗ 
gung der Vetokonferenz des vorigen Jahres. Auf dieſe Störung des Gleich⸗ 
gewichtes ſind die meiſten von konſervativer Seite kommenden Angriffe 
auf das Parteienſyſtem zurückzuführen. Die Unzufriedenheit der bürger⸗ 
lichen Radikalen und der Arbeiterparteiler wendet ſich dagegen mehr gegen 

den inneren Mechanismus des Parteiregierungsſyſtems, gegen die Über- 
macht des Kabinetts und die Ohnmacht des Unterhauſes und ganz be⸗ 
ſonders auch gegen die Geſchäftsordnung des Unterhauſes. In dieſen An⸗ 
griffen äußert ſich die beginnende Enttäuſchung darüber, daß die über- 
ſchwenglichen Hoffnungen der Arbeiterpartei auf die praktiſchen Erfolge 
ihrer parlamentariſchen Tätigkeit nicht erfüllt worden ſind. 

Diooch ehe wir auf die Rolle der Arbeiterpartei im engliſchen Parteien- 
ſyſtem eingehen, dürfte es von Intereſſe ſein, dieſes Parteienſyſtem ſelbſt 
und die Art und Weiſe, wie es funktioniert, kurz darzuſtellen. 
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2. Die Parteimaſchine. f 

Dem Beobachter der engliſchen Politik muß ſehr bald ein Umſtand 4 | 
fallen: die Kämpfe, die ſich im engliſchen Parlament abſpielen, find keine 
Klaſſenkämpfe, die Gegenſätze, die dort zutage treten, find keine Klaſſen⸗ 
gegenſätze. Wenn die politiſchen Formen und Einrichtungen eines Staates 
nur die jeweiligen ſozialen Machtverhältniſſe ausdrücken, ſo zeigt das Bei⸗ 
ſpiel Englands jedenfalls, daß die ganze reguläre politiſche und parlamen⸗ 
tariſche Tätigkeit eines Landes dazu da ſein kann, die wirklich beſtehenden 
ſozialen Gegenſätze und Intereſſengegenſätze zu verhüllen. Um dies zu illu⸗ 
ſtrieren, braucht man bloß zu fragen, wo denn im engliſchen Unterhaus 
die Parteien oder Gruppen ſind, die die reſpektive Intereſſenvertretung 
der verſchiedenen ſozialen Klaſſen, der Junker und Großinduſtriellen, der 
Finanzariſtokratie, der Pächter oder Kleinbürger darſtellen. Man wird ſie 
nicht finden können. Seit fünf Jahren beſteht eine einzige Ausnahme von 
dieſer Regel — die Arbeiterpartei; aber auch ſie iſt nicht die Vertreterin 
des enterbten Proletariats in dem Sinne, wie es die ſozialiſtiſchen Par⸗ 
teien der feſtländiſchen Parlamente ſind. Die beſitzenden Klaſſen verzichten 
auf die direkte Anteilnahme an der Politik und auf die Führung poli⸗ 
tiſcher Kämpfe; fie überlaſſen dieſes Geſchäft einer in ihrem Auftrag han⸗ 
delnden und innerhalb dieſes Auftrags mit abſoluten Vollmachten ausge⸗ 
ſtatteten regierenden Gruppe, die für Ruhe und Ordnung zu ſorgen, die 
gewöhnlichen Staatsgeſchäfte zu leiten und die auf allerlei Umwegen 
ſich als unvermeidlich hervordrängenden Reformen ſo langſam und in ſo 
harmloſer Form wie nur möglich durchzuführen hat. 

Denn um eine einheitliche regierende Gruppe handelt es ſich in England 
und nicht etwa um einen ernſthaften Kampf zweier gegenſätzliche ſoziale 
Intereſſen vertretenden Parteien. Das Merkmal der ganzen engliſchen Po⸗ 
litik iſt die in mehr oder weniger regelmäßigen Zwiſchenräumen erfolgende 
Abwechſlung der beiden regierenden Gruppen an der Herrſchaft. Um 
dieſe Abwechſlung zu bewerkſtelligen, ſind die beiden Parteien genötigt, 
gewiſſe allgemeine, aber niemals ſehr tiefgehende Unterſchiede in ihren Re⸗ 
gierungsmethoden beſtehen zu laſſen, die dann den Wählern gegenüber als 
fundamentale Gegenſätze übertrieben werden und ſich im beſonderen an ge⸗ 
wiſſe konkurrierende Intereſſengruppen — nicht etwa Klaſſen, denn 
beide Parteien appellieren an die ganze Nation, und vor allem an die 
große Mehrheit derſelben, die Arbeiterklaſſe — zu wenden. Aber ſchon die 
Tatſache der Abwechſlung deckt die Unrealität des Kampfes auf. Wenn 
Lloyd George heute Balfour als den Schleppenträger der volksausſaugen⸗ 
den Junker und Plutokraten denunziert und Balfour den Lloyd George als 
den revolutionären Expropriator verſchreit, der England dem ſchrecklichſten 
Ruin ausliefert, ſo wiſſen Lloyd George und Balfour ganz genau, daß in 
drei, vier oder ſpäteſtens fünf oder ſechs Jahren der Junkerknecht Balfour 
genau dieſelbe Politik fortſetzen wird, die der Revolutionär Lloyd George 
begonnen. Daß überhaupt keine Unterſchiede zwiſchen der Politik der beiden 
Parteien beſtehen, wird niemand behaupten wollen. Aber die Gegen ⸗ 
ſätze zwiſchen ihnen find äußerſt minimal, und ein ernſthafter Kampf 
beſteht überhaupt nicht. Die Verteilung der Rollen, die die eine Partei als 
im allgemeinen und vorwiegend „konſervativ“, die andere als im allge 
meinen und vorwiegend „fortſchrittlich“ ſtempelt, und die ſtetige Abwechſ⸗ 


K 


Ke 
N u: 2 9 
* 

er 9 


J. Sachſe: Das engliſche Parteienſyſtem und die Arbeiterpartei. 165 
N 


lung der beiden Rollenträger an der Macht iſt eben das einzige Mittel, wie 
eine einheitliche, durch keine wirklichen ſozialen Gegenſätze getrennte regie- 
rende Gruppe ihre Herrſchaft in einem „demokratiſchen“ Staate wie Eng⸗ 
land fortzuführen vermag. Ohne dieſe Rollenverteilung offenbarte ſich das 
engliſche Regierungsſyſtem dem Volke ohne weiteres als eine unerträgliche 
Oligarchie und wäre keine politiſche Maſchinerie vorhanden, die für die 
„konſtitutionelle“ Durchführung von Konzeſſionen an Forderungen des 
Volkes, Sozialreformen und dergleichen ſorgen könnte, die ſich als unab- 
weisbar herausſtellen. 

Die regierende Gruppe, die England zu allen Zeiten beherrſcht, ſetzt ſich 
zuſammen aus der offiziellen Regierung des Tages und den Führern der 
offiziellen parlamentariſchen Oppoſition, alſo aus den Miniftern und den 
Exminiſtern, ein Begriff, der in England gleichbedeutend iſt mit Miniſtern 
n spe. Nach den Plätzen, die dieſe Perſonen im Unterhaus und im Ober⸗ 
haus einnehmen, werden ſie kurz „the Front Benches“, die Vorder— 
»äanfe, genannt. Die Miniſter ſitzen auf der Vorderbank zur Rechten des 
Präſidenten, die Exminiſter, alſo die Führer der Oppoſition, auf der 
Vorderbank zur Linken des Präſidenten. Im Unterhaus find die beiden 
Borderbänfe nur etwa zwei Meter voneinander entfernt, und ſehr häufig 
verden die wichtigſten Regierungserklärungen von dem ſprechenden Mi- 
liſter den gegenüberſitzenden Exminiſtern ſozuſagen ins Ohr geflüſtert, 
als ob es ſich um eine private Angelegenheit dieſer Perſonen handelte. Die 
Mitglieder der liberalen Vorderbank ſtehen ſtets auf dem beiten freund- 
chaftlichen Fuße mit den Mitgliedern der konſervativen Vorderbank, die 
ie zu bekämpfen vorgeben. Ja noch mehr, die meiſten von ihnen ſind durch 
zahlloſe Bande nicht nur geſellſchaftlicher, ſondern auch verwandtſchaftlicher 
Natur aufs engſte miteinander verbunden. Um nur einige der bekannteſten 
Beiſpiele zu erwähnen, ſo iſt die Frau des liberalen Premierminiſters 
Asquith eine Schweſter der Frau des früheren konſervativen Kolonial- 
ekretärs Lyttelton; dieſer iſt wieder ein Onkel des liberalen Unterſtaats⸗ 
ekretärs Maſterman; der Miniſter des Innern Churchill, eine der ſtärkſten 
Säulen des Radikalismus, iſt der Vetter des konſervativen Exminiſters, 
bes Herzogs von Marlborough; ein liberaler Einpeitſcher, der unlängſt ins 
Kabinett aufgerückt, iſt der Vetter eines konſervativen Einpeitſchers; ein 
inderer liberaler Einpeitſcher, Sir John Fuller, der jetzt, glaube ich, irgend 
inen kolonialen Gouverneurpoſten erhalten hat, iſt der Schwager des par- 
amentariſchen Finanzſekretärs Hobhouſe, aber beide „liberale“ Staats- 
nänner verehren in dem konſervativen Lordkanzler Lord St. Aldwyn ihren 
Stoßpapa; der frühere liberale Miniſter Lord Fitzmaurice iſt ein Bruder 
es konſervativen Führers Lord Lansdowne; der liberale Staatsſekretär 
ür Indien, Lord Crewe, iſt ein Schwiegerſohn des theatraliſchen Eigen⸗ 
rödlers Lord Roſebery, dieſer wieder iſt ein Schwiegerſohn des konſerva— 
iven Finanziers Lord Rothſchild, und ſo fort mit Grazie. Tatſächlich bilden 
zie beiden Vorderbänke nicht nur eine einheitliche regierende Gruppe, ſon⸗ 
ern auch eine einheitliche Sippſchaft, und ſchon aus dieſem Grunde wäre 
in wirklicher Kampf zwiſchen den Führern der beiden Parteien völlig undenkbar. 
1 Wer wählt, ernennt oder ſtellt die Vorderbänke, alſo die Miniſter? Man 
bird vergeblich danach fragen. Man weiß, wie Regierungen und einzelne 
Ninifter in Deutſchland, Frankreich oder den Vereinigten Staaten ange- 
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ſtellt und geſtürzt werden. In England hat weder der König noch auch da 
Parlament oder eine Partei etwas darüber zu ſagen. Die regierende Grupp 
ergänzt ihre Reihen einfach auf dem Wege der willkürlichen Kooptierung 
Wem einmal der große Wurf gelungen, in die regierende Clique aufge 
nommen zu werden, der hat eine „geſicherte Lebensſtellung“. Er brauch 
nicht zu fürchten, wie ein armer Bülow, Briand, Clemenceau nach einige 
Jahren der Monarchen⸗ oder Volksgunſt in ruhmloſer Obſkurität ſein 
Memoiren ſchreiben zu müſſen. Er weiß, daß er nicht geſtürzt wird. Hat e 
den ihm gebührenden Zeitraum offizieller Regierungsgewalt erſchöpf 
dann zieht er ſich mit feinen Kollegen auf einige Jahre auf die oppoſitie 
nelle Vorderbank zurück, um von dort aus, ohne Miniſtergehalt zwar, abe 
auch ohne Arbeit und Verantwortung an der Regierungsmacht teilzunehmen 

Denn die Anteilnahme der Führer der jeweiligen Oppoſition an de 
Macht iſt ein weiteres entſcheidendes Kennzeichen des engliſchen Regie 
rungsſyſtems. Ob ein regelrechter Mechanismus beſteht, der dieſe Anteil 
nahme bewirkt, kann nicht mit Beſtimmtheit behauptet werden, aber da 
ſie wirklich ſtattfindet, kann einem unbefangenen Beobachter der engliſche 
Politik kaum entgehen. Alle Welt weiß ja, daß zum Beiſpiel die äußer 
Politik Englands durchaus einheitlich geleitet wird, einerlei, ob Sir El 
ward Grey oder Lord Lansdowne der Chef des Auswärtigen Amtes iſt. Abe 
auch in der inneren Politik iſt die Kontinuität ein anerkannter Grundjal 
Keine wichtige Entſcheidung einer Regierung wird von der nächſten R 
gierung widerrufen, auch wenn dieſelbe von der letzteren als Oppoſitio 
ſcheinbar noch fo wütend bekämpft worden war. Dieſe Kontinuität der PI 
litik iſt eine Notwendigkeit des Zweiparteienſyſtems, das offenbar ſel 
bald in die Brüche gehen müßte, wenn jede Regierung ihren frühere 
Verſicherungen treu bleiben und konſequent nur das eigene Parteipr 
gramm verwirklichen wollte. Dieſe Kontinuität iſt aber auch nur möglic 
wenn die Regierung des Tages nur ſolche Maßregeln durchführt, die d 
Oppoſition nach ihrem Regierungsantritt auch wirklich fortſetzen kan 
Mit einem Worte, ein Sieg der einen und eine Niederlage der andere 
Regierungspartei iſt nur in Fragen von relativ untergeordneter Bede 
tung möglich, die die Aufrechterhaltung des Parteienſyſtems nicht g 
fährden, ſondern womöglich fördern und die Entfachung einer heftige 
aber ungefährlichen Wahlagitation auf beiden Seiten ermöglichen. Wir 
lich entſcheidende Fragen, wie äußere Politik, Sozialreformen, tatſächli 
auch die Rüſtungspolitik, fallen von vornherein außerhalb des Bereid 
des Parteikampfes. Das Einvernehmen der Miniſter und der Exminiſt 
tritt beſonders deulich zutage, wenn es ſich um die Vertuſchung von Ve 
waltungsſkandalen, um die Verteidigung der Mißbräuche der herrſchend 
Finanzariſtokratie handelt, und vor allem, wenn ein Angriff irgend ein 
unabhängigen Abgeordneten gegen den ganzen Schwindel des Parteie 
ſyſtems zurückgeſchlagen werden ſoll. | | 

Um einen ſolchen komplizierten Humbug aufrechterhalten zu könne 
bedarf die regierende Gruppe offenbar gewaltiger Herrſchaftsmittel, d 
dafür ſorgen, daß das Syſtem glatt funktioniert, daß das Volk über d 
wahren Verhältniſſe getäuſcht wird, und daß jeder leiſeſte Verſuch ein 
Widerſtandes ſofort mit einer ungeheuren Übermacht erdrückt wird. Die 
Herrſchaftsmittel ſtehen den Vorderbänken in ausreichendem Maße 3! 
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zerfügung. Die Mittel, die die abſolute Macht der Vorderbänke ſichern 
und das ganze Syſtem im Gange erhalten, ſind hauptſächlich die folgenden: 
die Wahlgeſetze und die Beherrſchung der Wahlen durch den Caucus, die 
zarteiclique, die den Wahlkampf leitet; 2. die Kontrolle des Unterhauſes, 
erroriſierung der Abgeordneten durch die Einpeitſcher und ihre Korrum— 
ierung mittels der geheimen Parteifonds; 3. die kollektive Verantwortung 
es Kabinetts und 4. die Geſchäftsführung im Unterhaus. 

Das Fehlen von Stichwahlen oder des Proporzes macht das Auftreten 
ines dritten Kandidaten in den meiſten Fällen unmöglich und verhindert 
amit das Aufkommen einer ſtarken dritten Partei. Dasſelbe bezwecken die 
ohen offiziellen und ſonſtigen Wahlkoſten ſowie bisher auch das Fehlen 
on Abgeordnetendiäten. Durch den Caucus, die lokalen und zentralen 
Jahlorganiſationen ſichern ſich die reſpektiven Parteiführer das Recht der 
Auswahl der Parteikandidaten. Revoltiert aus irgend einem Grunde die 
kale Wahlorganiſation und ſtellt fie eine den Parteiführern unliebſame 
erſon als Kandidaten auf, dann werden ihr die unerſchöpflichen und zur 
ührung des Wahlkampfes unentbehrlichen Geldquellen verſchloſſen. Das⸗ 
Abe geſchieht, wenn ein ſich durch Ehrlichkeit und Unabhängigkeit unange⸗ 
ehm bemerkbar machender Abgeordneter die Wiederwahl ſucht; iſt er da— 
ei ſehr weit gegangen, dann wird ihm ſogar ein dritter Kandidat entgegen- 
eſtellt und ſeine Wiederwahl unmöglich gemacht. Ein Kandidat wird vom 
aucus nur dann anerkannt, wenn er ſich verpflichtet, nicht nur das gegen⸗ 
zärtige Programm der Parteiführer, ſondern auch alle ihre künftigen Be⸗ 
hlüſſe, auf die er natürlich nicht den geringſten Einfluß hat, zu unter⸗ 
ützen. Der größte Teil der ausſichtsvollen Kandidaten ſetzt ſich zuſammen 
us Verwandten und Konnexionen der Vorderbänke, aus wohlhabenden 
nd in ihrem Wahlkreis einflußreichen Perſonen, auf deren Unterſtützung 
ie Vorderbankpolitiker Wert legen, und ſchließlich aus einer Anzahl Jour⸗ 
aliſten und Advokaten, die ſich durch ihre nützliche Agitation für die Po- 
tik der reſpektiven Vorderbank beſonders bemerkbar gemacht haben. Auf 
ieſe Weiſe wird dafür geſorgt, daß zumindeſt 90 Prozent eines jeden 
nterhauſes aus ihren reſpektiven Parteiführern gegenüber durchaus 
loyalen“ und, was noch viel wichtiger, vom Geſichtspunkt des Parteien⸗ 
„items aus abſolut „zuverläſſigen“ Leuten befteht. Aber das Syſtem gibt 
ch damit nicht zufrieden. Es könnte ja trotzdem vorkommen, daß irgend ein 
hrlicher und unſchuldiger Abgeordneter die Sachlage ſo ſehr verkennte, daß 
im Unterhaus die Wünſche des Volkes vertreten und ſo das Spiel der 
orderbänke ſtören wollte. Um das zu verhindern, beſteht im Parlament 
lber ein ſinnreicher Mechanismus, deſſen Geſamtwirkung die iſt, den Ab⸗ 
ordneten die Ausübung der Loyalität leicht und bequem, ihre Durch— 
:echung dagegen überaus läſtig, opfervoll oder ganz unmöglich zu machen. 
ie Einpeitſcher find zu dem Zwecke eingeſetzt, die Loyalität der Abgeord— 
eten zu ihren Parteiführern ftetig zu überwachen. Sie haben darauf zu 
hten, daß die Abgeordneten den Wünſchen der Vorderbänke gemäß reden 
nd abſtimmen. Sie find es, die, wenn nötig, den entſprechenden Druck auf 
H etwa unabhängig gebärdende Abgeordnete ausüben, und ſie ſtellen das 
ermittlungsglied dar zwiſchen den Miniſtern und Exminiſtern und dem 
ſpektiven Caucus. Der Druck kann ſelbſtverſtändlich mannigfache Formen 
nehmen von der Gewährung oder Vorenthaltung von allerlei Vorteilen, 
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geſetzgeberiſcher Maßnahmen, kolonialer Einmiſchungen, lohnender Stelle 
und Amter bis zur regelrechten Gehaltszahlung und der Sicherung ode 
Verhinderung der Wiederwahl. Die letzteren Herrſchaftsmittel werden an 
gewandt mit Hilfe der geheimen Parteifonds, von denen niemals geſproche 
werden darf, deren Exiſtenz aber jedem, der auch nur eine Ahnung vo 
der engliſchen Politik hat, bekannt iſt. Dieſe Gelder, über die die Parte 
führer unumſchränkt verfügen, werden zuſammengebracht aus den Spende 
reicher Parteianhänger, die dafür Titel und Würden oder ihrem private 
Intereſſe dienende Regierungsmaßnahmen, namentlich auf dem Gebiet de 
äußeren und Kolonialpolitik, erhalten, Die wichtigſte Einnahmequelle de 
Parteifonds iſt die Ernennung von Lords. Jeder Lordstitel hat ſeine 
Preis, der ſich im Durchſchnitt auf etwa 50 000 Pfund Sterling (ein 
Million Mark) beläuft. Man wird nun verſtehen, warum liberale Regie 
rungen dem Oberhaus immer friſches Blut zuführen, während ſie ihm de 
Krieg auf Leben und Tod ankündigen. b | 
Dieſe Preſſionsmittel werden ergänzt durch die Beherrſchung des Unter 
hauſes durch das Kabinett, die nur in der ſyſtematiſchen Rückſichtnahm 
auf die Wünſche und Intereſſen der oppoſitionellen Vorderbank ein 
Schranke findet. In keinem konſtitutionellen Staate der Welt iſt die Mad’ 
der Regierung im Parlament ſo abſolut, iſt der einzelne private, das heit 
von den Vorderbänken unabhängige Abgeordnete fo ohnmächtig wie i 
engliſchen Unterhaus. Das wirkſamſte Mittel, unbequeme Abgeordnete i 
Zaume zu halten und die Volksvertreter im allgemeinen jedes Einfluſſe 
auf die Staatsgeſchäfte zu berauben, iſt diekollektive Verantwor 
tung des Kabinetts. Nicht genug, daß jede Regierungsmaßregel von den 
Kabinett als eine Vertrauensfrage betrachtet wird, deren Verneinung d 
ſofortige Reſignation des Miniſteriums nach ſich zieht, kann das Unterhau 
auch einem einzelnen Miniſter nicht das Vertrauen verſagen, ſelbſt wenn 
ſich der ſchlimmſten Mißbräuche ſchuldig gemacht hat, ohne gleichzeitig de 
Sturz des ganzen Miniſteriums herbeizuführen. Das Unterhaus ertrü 
aber lieber jede Miniſterwillkür und jede Erniedrigung, als daß es die R 
gierung zu Fall bringt. Denn es liegt in der Natur des Zweiparteienſyſtem 
daß der Sturz der Regierung ſofortige Neuwahlen nach ſich ziehe 
muß. Und bekanntlich ſcheuen Abgeordnete nichts ſo ſehr als Neuwahle 
namentlich wenn dieſe, wie in England, auch im beſten Falle eine Ausgal 
von etwa 1000 Pfund Sterling (20 000 Mark) für jeden Kandidaten b 
deuten. So kommt es, daß das engliſche Unterhaus nicht imſtande iſt, au 
nur die kleinſte Anderung an irgend einer Vorlage durchzuſetzen, wenn d 
Regierung ſich dagegen ausſpricht. Zu alledem kommt aber noch die g 
radezu ſkandalöſe Geſchäftsordnung des Unterhauſes. 

(Schluß folk 


der ärztliche Antimoderniſteneid. 
Po Von Dr. Karl Gumpertz (Berlin⸗Wilmersdorf). 


Die Intoleranz der alten, die relative Weitherzigkeit der modernen Medizi 
ſchulen hat Helmholtz ſehr ſchön beleuchtet: 

„Wer auf wohlgeſicherter Baſis arbeitet, kann einen Irrtum ſehr leis 
zugeben, ihm wird dabei nichts genommen als das, worin er ſich geirrt h. 
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Senn man aber den Ausgangspunkt auf eine Hypotheſe geſtellt hat, die ent⸗ 
yeder durch Autorität gewährleiſtet erſcheint oder nur gewählt iſt, weil fie 
em entſpricht, was man für wahr halten zu können wünſcht, ſo kann jeder 
HB das ganze Gebäude der Überzeugungen rettungslos einreißen. Die über⸗ 
sugten Anhänger müſſen deshalb für jeden einzelnen Teil eines ſolchen Ge⸗ 
äudes denſelben Grad von Infallibilität in Anſpruch nehmen, für die Ana⸗ 
»mie des Hippokrates ebenſoviel wie für die Fieberkriſen; jeder Gegner 
mn ihnen nur als dumm oder ſchlecht erſcheinen, und die Polemik wird 
ach einer alten Regel um ſo leidenſchaftlicher und perſönlicher, je unſicherer 
er Boden iſt, der verteidigt wird.“ 

Auf dieſem alten Standpunkt dogmatiſcher Deduktion ſteht heute eine 
en jüngſten Zweig unſeres mediziniſchen Lehrgebäudes, die ſoziale Medizin, 
iltivierende Schule, welche zu ſtaatlicher Anerkennung zwar nicht gelangt 
t, aber unzweifelhaft einen wirtſchaftlichen Machtfaktor bedeutet: der wirt⸗ 
haftliche Verband der Arzte Deutſchlands, der ſogenannte Leipziger Verband. 
Dieſer Verband geht aus von dem Dogma: Jedem Arzte ſoll Zulaſſung 
Ir Kaſſenpraxis offenſtehen; die Prüfung der Verträge, die Beſtimmung des 
»onorars iſt Sache eben dieſes Verbandes, welchem fi ein „honoriger“ 
ollege bedingungslos zu fügen hat. 

Es iſt ſeitens dieſes Verbandes auch empiriſch Material zur Kaſſenarzt— 
age geſammelt worden, aber das der ſogenannten freien Arztewahl Uns 
ünſtige wird faſt völlig unterdrückt. 

Außf dieſe Gemeinſchaft trifft alles das zu, was Helmholtz als charakteriſtiſch 
ir dogmatiſche Schulen ſchildert: wer widerſpricht, iſt dumm oder ſchlecht. 
zehört er ſelbſt dem Arzteſtande an, fo iſt's klar, daß er ſeines perſönlichen 
zorteils wegen die Rechte feiner Kollegen verkürzen will. Aus den kollegialen 
sereinen ſucht man ihn herauszudrängen; er erhält auch gelegentlich Stock— 
rügel auf den Magen, indem er aus der Kaſſenpraxis überall dort verdrängt 
ird, wo der Leipziger Verband als vertragſchließende Organiſation auftritt. 

Der Leipziger Verband hat ſich der Stellenvermittlung bemächtigt, er 
ergibt Schiffsarztſtellen und Vertretungen. Es werden auch Nichtmitglieder 
ar Bewerbung zugelaſſen, aber nur, wenn ſie Ehrenſcheine unterſchreiben, 
ie zu bedingungsloſer Gefolgſchaft verpflichten. Es iſt klar, daß der Ver⸗ 
‚efung oder Aſſiſtenz Suchende nicht den geringſten Einfluß beſitzt auf die 
on der Leipziger Zentrale jetzt oder in zehn Jahren zu ſperrenden Orte 
der Kaſſen. So lange iſt er aber zu blindem Gehorſam verpflichtet! Bevor 
er hier geforderte Wucherzins in einem Teile der ärztlichen Preſſe ins rechte 
icht geſetzt worden war, hat man ſogar lebenslänglich Reverenz vor dem 
eipziger Geßlerhut verlangt! 

Solche Ehrenſcheine ſind zwar rechtlich unwirkſam, aber der Zuwider⸗ 
andelnde verfällt der ehrengerichtlichen Beſtrafung auch dann, wenn ihm 
ur die Wahl bleibt, ſeine durch Vertrag übernommenen Verpflichtungen zu 
erletzen oder das vor Jahren leichtſinnig gegebene Ehrenwort zu mißachten! 
Die ärztlichen Ehrengerichte beſtrafen nur aus einem Paragraphen: Der 
rzt hat ſich der Achtung, die fein Beruf erfordert, unwert gezeigt. Für den 
tit verſchwindenden Ausnahmen dem Leipziger Verband angehörenden Ehren⸗ 
‚ter verſchmilzt die Standeswürde unwillkürlich mit der ſogenannten Standes⸗ 
eue, das heißt der Folgſamkeit gegen die Leipziger Organiſation. So er⸗ 
ären ſich Urteile, welche der Laie wie der Juriſt nicht begreifen. Ein ohne 
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Berirehing verreiſender Arzt wird beſtraft, obwohl die nächſte Ecke Arzt * 
Rettungswache nachweiſt. Derjenige aber, der bei kaſſenärztlichen Streik 
Schwerkranken feine Hilfe verweigert, bleibt ſtraflos. | 

Noch niemals hat man davon gehört, daß bei Kaſſenkämpfen ein Ehrer 
gericht Aufforderung zum Vertragsbruch, Beleidigung oder frivole Denunziatio 
ſeitens der Leipziger Agitatoren ahndet. Wer aber als Gegner des Leipzige 
Verbandes mit Ehrengerichten in Berührung kommt, darf weniger auf ver 
ſtändnisvolle Berückſichtigung ſeiner Seelenverfaſſung rechnen. Mit dem Auger 
blick, wo auch wirtſchaftliche oder politiſche Meinungen der Jurisdiktion de 
Ehrengerichte unterſtellt werden (eine ſolche Steigerung ihrer Befugniſſe i 
ſchon vereinzelt angeſtrebt worden), würde man zwiſchen Ehrengerichten un 
Ketzergerichten ſchwer unterſcheiden können. 

Können ſich Leipzig und Rom vergleichen laſſen in der Zuſage blinde 
Gehorſams, fo nehmen fie einander nichts in der Abſage an moderne Forſchungs 
methoden. Roms glaubensfroher Zögling verzichtet auf die Lektüre kritiſche 
Werke, die ſchon früher der päpſtliche Index verbot. Leipzigs „wiſſenſchaf 
licher“ Agitator fällt ſein Urteil über ärztliche Gegner, ohne erſt ihre Literatu 
zu ſtudieren, und ähnlich geht's anderen „Arztefeinden“ unter den Sozia 
politikern und Statiſtikern. Der „ſtandestreue“ Arzt ſoll ja nicht Blätte 
leſen, die ihn zum Denken nach einer dem Leipziger Verband und Arzte 
vereinsbund nicht genehmen Richtung anregen. Solche Dinge ſuche man aud 
aus der Tagespreſſe zu eliminieren — das war die Reſolution eines ärz 
lichen Standesvereins! Alſo nicht mehr und nicht weniger als die Unter 
drückung der Wahrheit wird unter der Flagge des Standesintereſſes erſtreb 
Die traurigſte Folge der gegenwärtigen Gegenſätze zwiſchen ärztlichen O 
ganiſationen und Krankenkaſſen iſt aber die, daß der ärztliche Nachwuchs fi 
das Unſoziale feines Betragens keine Empfindung mehr hat. Der ältere Ar 
wurde noch durch den Doktoreid an ſeine Kulturmiſſion erinnert, der vo 
heute „kann's nicht finden in dem Schein“. So iſt die Majorität der deutſche 
Arzte aufgehetzt worden zur Bekämpfung unſerer größten innerpolitiſchen Ta 
der ſozialen Geſetzgebung und ihres Ausbaus. 

Der Terror dieſer ärztlichen Antimoderniſtengemeinde trifft Freund wie Fein 
Hervorragende Mitglieder des Leipziger Verbandes, welche zuvor für Erweiterun 
der ſozialen Geſetzgebung eingetreten waren, mußten unter dem Drucke der bi 
nauſiſchen Majorität dieſe Überzeugung verleugnen. Leiter ſtädtiſcher Kranken 
häuſer, Univerſitätslehrer brachten es über ſich, in Kranken nicht Hilfsbedürftic 
Menſchen zu ſehen, nein, Mitglieder einer — aus wie nichtigen Gründe 
oft — ausgeſperrten Kaſſe, die durch Maßregelung kirre gemacht werden ſollt 

Man hat hingewieſen auf die Staatsgefährlichkeit des römiſchen Ant 
moderniſteneids. Der Religionslehrer, der Rom Gefolgſchaft geſchworen ha 
kann einmal die Autorität des Staates vor ſeinen Schülern herabſetzen; 
muß es nicht tun. Der Leipziger Antimoderniſteneid iſt nur darauf gerichte 
dem Machthunger und dem Geſchäftsgedeihen einer Intereſſentengruppe G 
nüge zu tun. Welches Unheil würde die Leipziger Richtung erſt in den bildung 
fähigen Gehirnen der Jugend anrichten, wenn ſie die Profeſſuren für fozia 
Medizin beſetzte! Was iſt jetzt ſchon durch die Nachſicht der Staatsbehörde 
gefehlt worden! 

Ein Beiſpiel für viele. In Halle herrſchte Streit zwiſchen Krankenkaſſe 
und Arzten. Die Aufſichtsbehörde ſchloß einen Vertrag, durch den freie Arzt 
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ahl eingeführt wird. Auch die mediziniſche Poliklinik der Univerſität figuriert 
ter den Kaſſenärzten, fie behandelt nur gegen Honorar, führt dieſes aber 
> an die ärztliche Kontrollkommiſſion. Der Staat bezahlt die Gebäude und 
ren Unterhalt, er beſoldet Arzte und Beamte, aber die Arzte laſſen ſich 
re im Auftrag des Staates ausgeübte Tätigkeit von den Krankenkaſſen ge⸗ 
ndert honorieren und verwenden die fo erhaltenen Summen nicht zum 
eſten des Inſtituts, auch nicht für einen gemeinnützigen Zweck, ſondern 
hren ihn ab an die Truſt⸗ und Parteikaſſe! Sicherlich wird mit dieſem Vor⸗ 
hen noch ein Nebenzweck verbunden. Die Nachunterſuchungen und ihre 
oſten ſind ſtets die Achillesferſe des vom Leipziger Verband propagierten 
reiwahlſyſtems geweſen; durch derartige Zuwendungen werden nun die 
oſten der Nachunterſuchungen herabgeſetzt oder verſchwinden ganz aus dem 
udget: der Erfolg iſt eine Beeinfluſſung der Statiſtik der finanziellen Neben⸗ 
irkungen des Leipziger Syſtems. 

0 Als ſtädtiſcher oder Staatsbeamter vermag der der Leipziger Antimoder- 
ſtengemeinde Verpflichtete oft nicht ſeine Unparteilichkeit zu bewahren. Mit 
elcher Stirne ſollte etwa ein Stadtmedizinalrat, der zuvor gegen den „Terror 
ir Kaſſenvorſtände“ gedonnert, in feiner amtlichen Stellung vorgehen gegen 
ſſiſtenzärzte, die auf Geheiß ihrer Zentrale den Dienſt bei ausgeſperrten 
aſſenpatienten verweigern? Wie kann der von der Zunftleitung Abhängige, 
rem Gewiſſenszwang Unterliegende ein hygieniſcher Berater der armen 
olksgenoſſen ſein, denen die Anſprüche der Leipziger „Standestreuen“ die 
amilienverſicherung verſagen? Führt ihn fein Amt mit gegneriſchen Ärzten 
aſammen, wie ſoll er ihre Leiſtungen unbefangen beurteilen, nachdem die 
tandestreue als Vorbedingung für vollwertige Arzte deklariert worden iſt? 
Und wie iſt ein Profeſſor der Medizin zu beurteilen, der ſeinen Lehr⸗ 
uftrag mißbraucht, um für den wirtſchaftlichen Verband Reklame zu machen? 
er von den dreien iſt der Staatsgefährliche? der Dozent der Phyſik, welcher 
ch im Privatleben zu ſozialdemokratiſcher Weltanſchauung bekennt, der katho⸗ 
‚che Religionslehrer, der den vom Papſt geforderten Eid geleiſtet hat, oder 
er kliniſche Leiter, aus deſſen Wirken und Lehren die heranwachſende Gene- 
‚tion die Überzeugung gewinnt, Kranke feien im Stiche zu laſſen, ſobald der 
‚ınftmeifter das Signal gibt. 


Literariſche Rundſchau. 


ertha Siemering, Krbeiterbildungsweſen in Wien und Berlin. Eine kritiſche 
Unterſuchung. I. Band, 3. Ergänzungsheft der „Freiburger Volkswirtſchaftlichen Ab⸗ 
handlungen. Herausgegeben von Karl Diehl und Gerhard v. Schulze⸗Gävernitz. 
Karlsruhe 1911, G. Braunſche Hofbuchdruckerei und Verlag. 200 Seiten. 4 Mark. 

Das Buch trägt einen Haufen von Materialien über das Bildungsweſen zu⸗ 
Inmen, deren innere Durcharbeitung, Klärung und Nutzanwendung der Verfaſſerin 
der nicht gelungen iſt. Die Arbeit ſtolpert von Anfang bis zu Ende über die Un⸗ 
kirheiten und Zwieſpältigkeiten der Verfaſſerin. Sie ſtellt in einem einleitenden 
Sıpitel ein Bildungsideal auf, das fie aus Goethes Wanderjahren deſtilliert. Goethe 
in Fragen der Menſchenbildung fürwahr kein ſchlechter Berater, aber für die 
Vientierung der Arbeiterbildung der Gegenwart kommt er nicht in erſter Linie in 
§tracht. Die Verfaſſerin kann deshalb die Verbindung auch nur rein äußerlich her⸗ 
ſllen, indem fie die Volksbildung zu einem Ausſchnitt der Menſchenbildung und 
i» Arbeiterbildung zu einem Ausſchnitt der Volksbildung erklärt. Das iſt zwar 
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bequem und im allgemeinſten Sinne auch nicht unrichtig — ſchließlich läßt ſich alle 
beweiſen —, aber die Arbeiterbildung wird dadurch von vornherein ihres ganze 
beſonderen Charakters entkleidet. Man braucht ſich deshalb auch nicht zu ve 
wundern, wenn die Verfaſſerin ſpäter zu den krauſeſten und philiſtröſeſten Urteile 
über die gewerkſchaftliche und politiſche Arbeiterbildung gelangt. 1 
Ein weiterer Fehler des Buches beſteht darin, daß es feinen allgemeinen „Erge 
niſſen und Folgerungen“ lediglich das Arbeiterbildungsweſen Wiens und Berlin 
(eigentlich nur Berlins) zugrunde legt. Die Verfaſſerin hat anfangs den Kreis ihr 
Unterſuchungen weiter ziehen wollen, hat es aber unterlaſſen, weil ſie fürchtete, de 
das eine Arbeit langer Jahre ſein würde. Sie fand Troſt in der Annahme, daß au 
bei einer erheblichen Ausdehnung ihrer Unterſuchung kein weſentlich anderes E 
gebnis zuſtande kommen würde. Ich kann mich dieſer Auffaſſung nicht anſchließe 
Gerade Berlin iſt wegen feiner Größe und der eben daraus zu erklärenden ſchwerer⸗ 
Beweglichkeit keineswegs typiſch für das Arbeiterbildungsweſen; in einer groß 
Zahl mittlerer Großſtädte, in denen die nötige finanzielle Leiſtungsfähigkeit mit d 
wünſchenswerten Überſichtlichkeit und Geſchloſſenheit der Arbeiterbewegung zuſamme 
traf, iſt man ſchon ſeit langer Zeit eigene Wege der Arbeiterbildung geſchritte 
Schon vor der Reorganiſation des parteigenöſſiſchen Bildungsweſens hatten ei 
Reihe von Städten ihr intereſſantes und charakteriſtiſches Bildungsleben. Ich e 
innere nur an Hamburg, Bremen, Leipzig und Dresden. ii 
So kann man den Ergebniſſen der Verfaſſerin keinen großen Wert beimeſſe 
abgeſehen davon, daß ſie ihre Schlußfolgerung mit unverkennbarer Voreingenomme 
heit gegen die Sozialdemokratie zieht. Dank ihrer Zwieſpältigkeit ſucht fie freil 
dieſe Gegnerſchaft gern unter dem Mantel wiſſenſchaftlicher Objektivität zu ve 
bergen. Außerdem muß ſie mehr als einmal die ſozialdemokratiſche Bildungsarbı 
anerkennen, ſowohl wegen ihrer inneren Einheitlichkeit und ihrer äußeren Geſchloſſe 
heit als auch wegen der finanziellen Opferwilligkeit. Aber „die janze Richtun 
paßt ihr nicht. Sie will überhaupt nicht, daß die Arbeiter ihre „ſogenannte a 
gemeine Bildung“ aus eigener Kraft zu fördern ſuchen, „ſtatt deſſen aber energiſch 
womöglich offizieller Anſchluß an die beſtehenden bürgerlichen Vortragsveranſte 
tungen“. Die eigentliche Aufgabe des gewerkſchaftlichen Bildungsweſens jei neb 
der Einführung in die gewerkſchaftliche Organiſation die — „Hebung der Fachkenr 
niſſe“! Vielleicht hat ſich Fräulein Siemering inzwiſchen aus den Verhandlung 
des Gewerkſchaftskongreſſes überzeugt, daß die Gewerkſchaften ſelbſt vorläufig nı 
eine etwas andere Auffaſſung von der Art und dem Ziel ihrer Bildungsarbeit habe 
Ich würde im übrigen ſchon zufrieden geweſen ſein, wenn ich das Buch oh 

die Schlußfolgerungen der Verfaſſerin lediglich in ſeiner Eigenſchaft als Materialie 
ſammlung hätte empfehlen können. Leider kann ich auch das nicht uneingeſchräß 
tun, obwohl Dr. Siemering unter den vielen, die ihr „in liebenswürdigſter Weil 
Material geliefert haben, auch mich aufführt. Zwar kann ich mich über die Art i 
Verwendung meiner Mitteilungen nicht gerade beklagen; daß die Verfaſſerin ande 
grundſätzliche Auffaſſungen über die Arbeiterbildung hat als wir Sozialdemokrat 
iſt ihr gutes Recht, und daß ſie den Bildungsausſchuß und die Parteiſchule, 
Zentralinſtitute für ganz Deutſchland find und nur rein zufällig in Berlin don 
zilieren, als Berliner Arbeiterbildungsweſen wertet, iſt eine der vielen Unklarhein 
ihres Buches, die ſie mit ſich ſelbſt abzumachen hat. Aber ich halte ihre Darftellu 
der Bildungsarbeit der Freien Volksbühne und vor allen Dingen die Behandlu 
der gewerkſchaftlichen Bildungsarbeit nicht für einwandfrei. Man ſpürt hier imm: 
hindurch, daß die Verfaſſerin mit ihren Sympathien auf der Seite der — ſagen 10 
der anderen iſt. Man würdige nur die geiſtreiche Konſtatierung „lediglich m) 
unſerem hier ſehr ſpärlichen Material“, daß die Qualität der von einzelnen Mr 
gliedern der Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereine gewählten Inſtitute zu ihrer weiten 
Fortbildung beſſer ſei als die der freien Gewerkſchaften. Es handelt ſich nur ıl 
eine ſehr primitive Statiſtik, auf die die Verfaſſerin ſich ſtützt, und um „einige M⸗ 
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IHher“, trotzdem nimmt fie ſich ein jo allgemein herabſetzendes Urteil heraus! Das 
tur ein Beiſpiel für viele. NUR DR | 

Man darf dem denkenden Arbeiter, der ſolche Schriften überhaupt lieſt, und 
e ſozialiſtiſch geſchulten Bildungspolitiker aber zutrauen, daß ſie über ſolche 
arlich mehr inſtinktive als beabſichtigte Parteilichkeit hinwegſehen. Was dann 
üg bleibt, iſt in ſeinem tatſächlichen Teil eine ganz achtbare, mit großem Fleiße 
ummengetragene Sammlung von Material über das Arbeiterbildungsweſen der 
een Hauptſtädte. Fehlt leider nur das richtige geiftige Band! Heinrich Schulz. 


ner Krbeiten aus dem Gebiete der ſozialen Medizin. Herausgegeben von 
r. Ludwig Teleky, Privatdozent für ſoziale Medizin an der Univerſität Wien. 
ten und Leipzig 1910, Verlag von Moritz Perles. 189 Seiten. Preis 5,20 Kronen. 
Der Herausgeber ſtellt ſich zur Aufgabe, eine Sammelſtelle zu ſchaffen für wiſſen⸗ 
heitliche Arbeiten aus dem Gebiete der ſozialen Medizin, die auf öſterreichiſche 
chältniſſe Bezug haben. Dieſe erſte Folge von Arbeiten bringt eine Reihe medi- 
cher und hygieniſcher Abhandlungen, die zum Teil Arbeiten aus dem Seminar 
e Herausgebers find. Die vorzüglichen Abhandlungen intereſſieren vor allem den 
, aber auch der Sozialpolitiker wird aus ihnen eine ganze Menge für ſich zu 
on wiſſen. Beſonders ſei aus der Zahl der Abhandlungen die von Dr. Alfred 
über „Die Geſundheitsverhältniſſe der Wiener Steinmetzen und Perlmutter⸗ 
rler“ hervorgehoben. Sie iſt allein ſchon darum von großem Intereſſe, weil fie 
n zeigt, wie uns als rein kliniſche Momente imponierende Verhältniſſe nur in 
nie unmittelbaren ſozialen Bedingtheit verſtanden werden können. 
Ausgezeichnet iſt die einleitende Abhandlung des Herausgebers über „Die Auf⸗ 
gen und Ziele der ſozialen Medizin“, feine Antrittsvorleſung bei der Übernahme 
e Lehrauftrags für ſoziale Medizin. Die Lektüre dieſes Aufſatzes möchte ich 
gentlich denjenigen empfehlen, für die „ſoziale Medizin“ fi) auf das Schreiben 
Gutachten nach Schema F reduziert und die für ein die Praxis förderndes 
ſretiſches Mitarbeiten oder gar nur Nachdenken nichts übrig haben. Der Aufſatz 
eät ein tiefes Verſtändnis der ſozialen Verhältniſſe und Bedingtheiten, und an 
ier Lektüre hat man wirklich eine Freude. 

Dem Unternehmen Telekys ſei der beſte Erfolg gewünſcht Lipſchütz. 


o Hübner, Geograpßiſch-ſtatiſtiſche Tabellen aller Länder der Erde. Fort: 
führt durch F. v. Juraſchek. 60. Ausgabe für 1911. Frankfurt a. M., Heinrich 
eller. 107 Seiten. 1,50 Mark. 

Die neueſte Ausgabe des bekannten, ſehr verwendbaren Handbüchleins iſt be⸗ 
ukenswert dadurch, daß fie die Ergebniſſe der Volkszählungen von 1910 für eine 
ehe von Ländern, darunter das Deutſche Reich, verzeichnet, und daß ſie dem bis⸗ 
gen Inhalt eine Überſicht über Preiſe und Verbrauch von Lebensmitteln und Roh⸗ 
gen in Deutſchland, Oſterreich, England und den Vereinigten Staaten hinzufügt; 
haben, die gerade jetzt, im Zeitalter der Teuerung, gut verwendbar ſind. k. 


Notizen. 


Die konſumgenoſſenſchaftliche Brotproduktion. Die wirtſchaftliche Revolutionie⸗ 
13 hat im vergangenen Jahrzehnt auch im Bäckergewerbe manche Veränderung mit 
0 gebracht, die jedoch weniger nach außen hin in Erſcheinung tritt. Auf dieſen 
gang wurde bereits im 28. Jahrgang, 1. Band, S. 25 ff. verwieſen. Mittlerweile 
tias Ergebnis der amtlichen Betriebszählung von 1907 veröffentlicht worden, das 
it bloß die Ermittlungen der Arbeiterorganiſation beſtätigt, ſondern mit aller 
tlichkeit die Proletariſierung der Kleinhandwerkerſchichten im Bäckergewerbe bloß— 
Danach arbeiten 25538 oder 22 Prozent von ſämtlichen Hauptbetrieben ohne 
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Hilfsperſonal; in 34465 Betrieben find je 15 5 Korionek (Gehilfen 1115 Lehr 
beſchäftigt, darunter wiederum in der weitaus größten Zahl der Beteienen 
mit einer Hilfskraft. Zu den kapitalſchwachen Zwergunternehmunger 
hören rund 61000 Betriebe oder 52 Prozent. Die Griftengmöglichtei 
Kleinhandwerker iſt vornehmlich auf große Lehrlingshaltung und die überaus 0 
rigen Zuſtände in den Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen zurückzuführen. | 

Die Zwergbetriebe werden aber von den Großbetrieben ſtark bedrängt 
ſchreitet die Entwicklung, begünſtigt durch die Technik, rüſtig vorwärts. 1875 oh 
283 Betriebe mit mehr als zehn beſchäftigten Perſonen ermittelt; die Bet 
zählung 1907 ſtellte 1469 ſolcher Großbäckereien feſt. Im Vergleich zur allgem 
Entwicklung der kapitalſtarken Großbetriebe bleibt hier das Ergebnis allerdings) 
zurück. Immerhin find die Anſätze zu modernen Fabrikanlagen ſehr beachtense 
wenn demgegenüber der hohe Prozentſatz von Zwergbetrieben nicht außer a 
laſſen wird. 

Den Privatunternehmungen, Klein⸗ wie Großbetrieben, iſt in den letzten J Ir 
durch die Errichtung von Konſum⸗- und Genoſſenſchaftsbäckereien eine 
zu unterſchätzende Konkurrenz entſtanden. Mehr als den Genoſſenſchaftsbäckerei 
es den Betrieben der Konſumvereine gelungen, den Privatunternehmungen Aby 
zu tun. Der Erfolg iſt vornehmlich auf den ſicheren Beſtand der Warenabnen 
zurückzuführen, dann auf die rationelle Ausnützung der Betriebsräume und Ari 
kraft durch die moderne Technik. Durch dieſe Begünſtigung konnten die Gene 
ſchaftsbetriebe alle Privatunternehmungen erfolgreich aus dem Felde ſchlager 
ſich bezüglich des Umfanges und der inneren Einrichtung an die erſte Stelle a 
ſchwingen. 

Die Organiſation der Bäcker und Konditoren verfolgt ſeit Jahren ur 
Zuſammenſtellung der Jahresumſätze in den Genoſſenſchaftsbetrieben dieſe Enn 
lung.! 1901 wurden 8,568 Millionen Mark Umſatz in 35 Betrieben mit 562 Arbe 
ermittelt. Die letzte Umfrage im Vorjahr erbrachte das Reſultat, daß im Ih 
1909/10 in 244 konſumgenoſſenſchaftlichen Bäckereibetrieben mit! 
Arbeitern um 61,835 Millionen Mark Waren umgeſetzt wurden Ju 
halb dieſer neun Jahre iſt die Steigerung der Produktion rapid vor ſich gegen 
Der Wert der erzeugten Waren hat ſich ſiebenmal vergrößert, ebenſo vermehrte 
die Betriebe um das Siebenfache, und die Zahl der beſchäftigten Arbeitskräfte iı 
das Vierfache geſtiegen. Der Geſamtumſatz ſteigerte ſich in den letzten zwei Ir 
um 15½ Millionen Mark oder 25 Prozent, wovon der Löwenanteil mit 12 Milln 
Mark allein auf Brot entfällt. Eine erhebliche Zunahme weiſen ebenfalls die feir 
Artikel wie Konditorei⸗ und Kuchenwaren auf. Hier ſtieg der Umſatz von 17 
2,6 Millionen Mark oder um 91 Prozent; die Produktion des Weißgebäcks en 
ſic von 6,6 auf 8,8 Millionen Mark. 

Gleichlaufend mit der Produktionszunahme ſtieg die Arbeitsleiſtung del 
ſchäftigten. 1901 betrug die durchſchnittliche Leiſtung eines Arbeiters im ie 
17103 Mark, bei der letzten Erhebung ſchnellte ſie auf 26224 Mark en o 
was einer durchſchnittlichen Mehrproduktion von 65 Prozent gleichkommt. Din 
tenſivierung der Arbeitsleiſtung trat ein trotz der Verkürzung der Arbeitszei! 
tariflich feſtgelegt iſt und in kontinuierlichen Betrieben täglich acht Stunden, i id 
übrigen neun Stunden beträgt. Darin kommt die höhere Ausnützung der Techn u 
die Überlegenheit der Maſchine zum Ausdruck. Die Leiſtungsfähigkeit der Genſe 
ſchaftsbetriebe hat die Möglichkeit einer gewaltigen Ausdehnung vor ſich. Mehr o \ 
Hälfte aller Betriebe — 184 — find Kleinbäckereien, in welchen bis zu fünf Ari 
beſchäftigt werden, darunter find ſogar 66 Anlagen, wo nur bis zu zwei Arbei! 
Produktion erzeugen; nur in 56 Betrieben beträgt die Zahl der Beichäftigten't 
als 10. Durch das Anwachſen der Genoſſenſchaftsbewegung wird in den kommi 
Jahren ein großer Teil der Kleinbetriebe in die Klaſſe der a Se 


1 Siehe „Neue Zeit“, XXVIII, 1, S. 25. „ 
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Das Unternehmertum im Bäckergewerbe weiß ganz gut, daß die Ausdehnung 
enoſſenſchaftlichen Brotproduktion fie erheblich in der Profitrate ſchmälert. Erſt⸗ 
wird durch die Errichtung von Konſumbäckereien der willkürlichen Brotpreis⸗ 
(hung Einhalt getan, weil die Genoſſenſchaften preisregulierend wirken können. 
‚er deshalb, weil der Privatunternehmer bei dem Übergang der Konſumvereine 
eigenproduktion den beiten, barzahlenden Kundenkreis verliert. Die Bäckermeiſter 
Brotfabrikanten laſſen daher alle Minen ſpringen, um die Regierung zum Erlaß 
geſetzlichen Beſtimmungen zu veranlaſſen, nach welchen die Genoſſenſchafts⸗ 
gung in ihrem Vormarſch aufgehalten werden kann. Die Generalverſammlung 
Innungsverbandes der Bäckermeiſter, die in dieſem Jahre in Stuttgart ſtatt— 
richtete nachſtehende Reſolution an die Regierung: 

„Die in Stuttgart verſammelten Vertreter der ‚Germania‘, des Zentralverbandes 
ſcher Bäckerinnungen, erklären ſich mit dem im preußiſchen Abgeordnetenhaus 
brachten Antrag Hammer, durch welchen die Konſumvereine mit allen Rüde 
tungen und Rabatten als Dividende zur Beſteuerung herangezogen werden 
(1, ſolidariſch. 

Die Reichsregierung wird erſucht, die Konſumvereine entſprechend ihrem Umſatz 
(falls auch zur Warenhausſteuer heranzuziehen und das Filialunweſen dieſer 
ine ſowie der Filialen der Großbäckereien, welches auf die Vernichtung ganzer 
gerbszweige des Mittelſtandes hinzielt und fortgeſetzt an Ausdehnung gewinnt, 
heiner ſtaffelförmigen Steuer zu belegen. Zum Schluſſe wird die Reichsregierung 
ſht, alle Vorſchriften und Kontrollen, denen die Gewerbetreibenden in bezug auf 
Zeſchaffenheit der Verkaufsſtellen und Waren ausgeſetzt find, auch auf die Konſum⸗ 
ine zu übertragen.“ 

Die reaktionären Kleinhandwerker werden die Genoſſenſchaftsbewegung ebenſo— 
9 in ihrem Vormarſch aufhalten können, als ſie auch nicht imſtande waren, die 
ſſenſchaftliche Eigenproduktion von Brot⸗ und Backwaren einzuſchränken. 

N A. Lankes, Hamburg. 


Katholizismus und Kapitalismus. Das allgemeine Kirchenkonzil von Vienne 
) verkündete den Satz: „Wenn jemand in jenen Irrtum verfällt, daß er hart⸗ 
ig behauptet, das Zinsnehmen ſei nicht ſündhaft, jo beſchließen wir, daß diefer 
ein Ketzer zu beſtrafen ſei.“ Jedes Gericht, das dieſen Glaubensſatz in feinen 
‚len verletzen würde, ſollte dem Kirchenbann unterliegen. b 
Dieſes Dogma der katholiſchen Kirche beſteht natürlich heute noch zu Recht, und 
‚at den katholiſchen Theologen und Kirchenrechtslehrern nicht wenig Kopfzerbrechen 
licht, darum herum zu kommen. Man kann dem in dieſem Beſtreben aufgebrachten 
arfſinn feine Bewunderung nicht verſagen. 

Die Zeiten, wo kirchliche Synoden die Wucherer, das heißt alle, die Zins nahmen,! 
1 Vahrſagern, Meineidigen, Brandſtiftern, Räubern, Fälſchern, Blutſchändern uſw. 
eſtellten und ihnen ein kirchliches Begräbnis verweigerten, ſind längſt dahin; 
| bie „ſtarre“ katholiſche Moral mußte dem Zeitgeiſt, das heißt dem vordringenden 
Jtalismus, ausgiebige Konzeſſionen machen. 

Es iſt recht amüſant, zu verfolgen, wie ſich im Laufe der Zeiten die Scholaſtiker 
Kirchenjuriſten gedreht und gewunden haben, um dieſen Schwierigkeiten zu ent⸗ 
In. Eine Aufhebung des dogmatiſch feſtgelegten Zinsverbots war nicht gut mög⸗ 
land iſt auch bis heute nicht erfolgt, aber — die römiſchen Kongregationen haben 
en dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts auf wiederholte Anfragen von 
ehtvätern geantwortet, man ſolle diejenigen, welche einen mäßigen Zins nehmen, 
1zewiſſen nicht beunruhigen, ſofern fie nur bereit ſeien, ſich den etwaigen kirch⸗ 
Das fünfte Laterankonzil definiert Wucher als Gewinn und Frucht aus einer 
u ichtbaren Sache, die nicht durch die dem Gläubiger erwachſende Mühe und Aus⸗ 
oder Gefahr gerechtfertigt find. 
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lichen Entſcheidungen zu unterwerfen. So hat die katholiſche Kirche, wie a 
oft, ein von ihr einmal anerkanntes Prinzip zwar nicht aufgehoben, a 
Wirkſamkeit ſuspendiert. Das hat den doppelten Vorteil, daß man den n 
Anforderungen Rechnung trägt, dabei aber doch ein ſchönes Prinzip im Silb 
ſtehen hat, das ſich vornehm ausnimmt, und das man bei Bedarf leberzeff 
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holen kann. 


Aber die katholiſche Kirche mußte bi erkennen, daß ein ſo verſtecktes . 
nicht mehr angeht. Die kapitaliſtiſche Wirtſchaft iſt längſt kein beſcheidenes! 
mädel mehr, das ſich freut, wenn ihm der geiſtliche Herr insgeheim ſeine € 
weiſt. Sie iſt eine allſeits umworbene Dame geworden, die ihre Huld 
verſpricht, der ſich rückhaltlos zu ihr bekennt, der ſie auch „Unter den 
grüßt. Das war wieder eine bittere Pille, die die „unbeugſame, ſtarre“ & 
Moral zu ſchlucken bekam. Die Kaſſierung der katholiſchen Feiertage bill 
der zarten Angebinde, mit denen der katholiſche Klerus um die Gunſt de 
Schönen buhlt. Aber nun muß er auch noch zeigen, daß er nichts nac 
ſchmutzigen Wäſche weiß, die die umworbene Schöne unter ihren prächtigen 
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trägt. Von Wucher ſpricht man nicht mehr; das wäre doch unzart und! 


Man unterſcheidet zwiſchen „Verdienſt“ und „Profit“. 


Dieſe feine Unterſcheidung macht wenigſtens Herr Profeſſor Dr. Adolf 9: 


Wohlfahrtspflege“ in München⸗Gladbach herausgegebenen „Sozialen Kult 


Auguſt⸗Septemberheft der vom hochkatholiſchen „Verband für ſoziale ie 


geſchäftlicher Gewinn,“ ſagt der fromme Herr Profeſſor, „it die Vergeltung 
produktive Arbeit und heißt dann Verdienſt. Oder er iſt es nicht und het 
Profit.“ Jeder „ethiſch Entwickelte, jeder mit einem wirtſchaftlichen Ge 
gabte“ wird ſich durch die Erlangung eines ſolchen Profits, „wenn er dadic 


nicht gerade fein Gewiſſen ſchwer belaſtet, nicht in dem Grade innerlich I 
fühlen, wie das die Eigenſchaft des Erringens eines redlichen Gewinnes if 

Das wäre nun fo weit ganz ſchön, wenn nur fo ohne weiteres feſtſtite 
unter „produktiver Arbeit“ zu verſtehen iſt. Herr Mayer klärt uns darül 


inſtruktive Beiſpiele alsbald auf, die durch ihre Auswahl und Gegenüberſtell 
geradezu pikantes Intereſſe beanſpruchen dürfen. Als Rothſchild „nach der) 
von Waterloo auf einem ſchnell gecharterten Schifferboot bei Sturm und Ne 
den Kanal fegte und einige Stunden früher auf der Londoner Börſe erſchie n 


Siegesnachricht; als er nun in aller Stille kaufte und verkaufte, ohne nt 
Miene zu verraten, was ihn dazu veranlaßte“, da erzielte er einen rechte 
„Verdienſt“. Die Schnupfen produzierende Arbeit der nächtlichen Fahrt ie 
Kanal rechtfertigt alſo die unzweifelhafte Bereicherung auf Koſten anderer. 1 
erzielte der erſte König Hollands, der ganz offenſichtlich Aktien an der Bj 
kaufte, um ihren Kurs zu drücken, und ſie dann heimlich wieder aufkaufen 
einen „Profit“. Er konnte ſich alſo nach Profeſſor Mayer durch die Erlangu 
Gewinnes, wenn er dadurch auch nicht gerade fein Gewiſſen ſchwer belaſte, 
in dem Grade innerlich befriedigt fühlen, wie es durch das Erringen eis 
lichen Verdienſtes (wie etwa des Rothſchildſchen) bewirkt wird. Allerdings il 
nur, falls der edle König „mit einem wirtſchaftlichen Gewiſſen begabt we 
dieſer Gegenſtand aber nicht zu den Kroninſignien gehört, dürfen wir wohl 
daß ſich König Wilhelm J. über ſeine Börſengaunereien ebenſo innerlich ki 
fühlte wie Herr Nathan Rothſchild oder wie jener Getreideſpekulant, der e 
in Zeiten des Überfluſſes billig kauft und in Zeiten des Mangels teuer 1 
und deſſen Gewinn Herr Profeſſor Mayer natürlich auch als „Verdienſt“ bei 

Von der Verdammung des Zinsnehmens bis zur Anpreiſung der Agia 
ein etwas weiter Weg. Aber der katholiſchen Moralphiloſophie waren jan 
ſchwerere Aufgaben Beuel. Sie hat ſie alle gelöſt. Ob A mit Ae 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Band Nr. 6 Ausgegeben am JO. November 1911 30. Jahrgang 
| Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet 


Ein neuer fall Arnim? 

15555 Berlin, 4. November 1911. 
Wären die Bethmann und Kiderlen Nachkommen des Kaiſers Rotbart, 
ir im Kyffhäuſer ſchläft, jo wäre man verſucht, ihnen mit dem boruſſiſchen 
ſchter zuzurufen: „Ich wußte wohl, es mußte ſo verlaufen, Das Glück 
zr niemals mit den Hohenſtaufen.“ Im Augenblick, wo fie das Marokko⸗ 
[kommen wenigſtens äußerlich unter Dach und Fach gebracht haben, wirft 
nen der Staatsſekretär des Reichskolonialamtes ſein Amt vor die Füße, 
il er mit den Früchten ihrer glorreichen Politik nicht einverſtanden iſt, 
d aus Zorn über dieſen Widerſtand einer „nachgeordneten Behörde“ 
Urfen fie an ihrem Teil die Frage des perſönlichen Regiments auf, juſt 
n Vierteljahr vor den Reichstagswahlen, die ihnen doch ſonſt ſchon harte 
giſſe genug zu knacken geben. 

Mit einer Genialität, die ihresgleichen ſucht, erklärt Herr v. Bethmann 
i einer offiziöſen Note, es käme nicht darauf an, wer in der Sache recht 
de, aber es ſeien „ganz unhaltbare Zuſtände“, wenn das Reichskolonial⸗ 
gt in einer Frage, in der es, wenigſtens nach offizieller Auffaſſung, doch 
d urteilsfähigſte Inſtanz iſt, die Politik des Reichskanzlers zu ſtören 
ſhe. Er ſpielt die Sache ſogar ins kriminelle Gebiet über, indem er von 
em „Bruche des Amtsgeheimniſſes nachgeordneter Stellen“ ſpricht, für 
dt er zwar nicht Herrn v. Lindequiſt, den nunmehr entlaſſenen Staats⸗ 
wetär des Reichskolonialamtes, perſönlich, aber doch ſtraf⸗ und ſtaats⸗ 
etlich verantwortlich machen wolle. Es iſt die alte Theorie Bismarcks, 
0 die Botſchafter und Staatsſekretäre einzuſchwenken haben wie die 
Uteroffiziere, je nach dem Belieben ihres Vorgeſetzten, und vergebens ſucht 
d gegenwärtige Reichskanzler dieſe Spur zu verwiſchen, indem er be- 
haptet, was jetzt geſchehen ſei, dürfte „in der Geſchichte der deutſchen Ver- 
tung kaum ein Beiſpiel“ finden. 

Solche Beiſpiele ließen ſich aus Bismarcks Tagen eine ganze Anzahl 


Rühren. Es genügt jedoch, an den Fall Arnim zu erinnern. Dem Grafen 
911-1912. I. Bd. 13 
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Arnim beliebte es, in politiſchen Fragen feine eigene Meinung zu habe 
und mitunter eine geſcheitere als ſein Chef, der Fürſt Bismarck; als eini 
Proben davon an die Offentlichkeit drangen, wurde Arnim — ganz * 
jetzt Herr v. Lindequiſt — auf ungreifbare Indizien hin angeklagt, ſei 
Amtspflichten vernachläſſigt zu haben, und daraufhin vor die Gerichte 
ſtellt, die ihn nach mehreren Prozeſſen, denen man ſchmeicheln wür! 
wenn man ſie bloß anfechtbar nennen wollte, ſchließlich wegen Lande 
verrat3 in contumaciam zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt, fo daß 
wie unſere Altvordern zu ſagen pflegten, im Elend, das heißt in der U 
bannung ſterben mußte. Bismarck hat ſich wenigſtens an ſeinem Leben 
ende ſeiner Hetze gegen Arnim geſchämt; in feinen Denkwürdigkeiten tadı 
er die übertriebene Strenge der Gerichte und ſucht ſich von dem Be 
der Rachſucht zu reinigen; er will nur von der „bureaukratiſchen Rec 
haberei eines in feiner Autorität mißachteten Vorgeſetzten“ zu ſeinem B. 
gehen gegen Arnim veranlaßt worden ſein, was denn zu dem Vorgehen ˖ 
gegenwärtigen Reichskanzlers gegen Herrn v. Lindequiſt vortrefflich pa. 
Denn den Vorwurf perſönlicher Rachſucht, von dem ſich der Mohr B. 
marck vergeblich zu ſäubern ſuchte, ſind wir weit entfernt, ſeinem Na 
folger auf dem Seſſel des Reichskanzlers zu machen. Nicht nur, weil hi 
keinen Beweis dafür haben, ſondern auch, weil Herr v. Bethmann Holl 
ſicherlich kein Bismarck iſt. Auch gibt es bei mancher Ahnlichkeit auch man: 
Unähnlichkeit zwiſchen den Fällen Arnim und Lindequiſt. Als Bismal 
ſich zu einem öffentlichen Vorgehen gegen Arnim entſchloß, begann er ir 
mit, den verhaßten Gegner wegen angeblichen Amtsverbrechen ſofort v⸗ 
haften zu laſſen, während Herr v. Bethmann Hollweg ſeinen Krieg ger! 
Lindequiſt nur erſt damit beginnt, ihm Amtsverbrechen offiziös vor 
werfen; er verſteigt ſich nicht einmal — und vermutlich aus guten Gründi 
nicht — zu der papierenen Drohung einer gerichtlichen Anklage. In ie 
Hauptſache aber — als Bismarck fein Keſſeltreiben gegen Arnim began, 
war er von dem friſchen Glanze diplomatiſcher Erfolge umſtrahlt — es n 
gleich nach dem Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege —, ſo daß ihm die Mehrht 
der Nation und jedenfalls die Mehrheit des Reichstags durch dick und din 
nachſtampfte, während der vielleicht zäheſte Gegner feiner gegen Arn! 
gerichteten Kampagne der alte Kaiſer Wilhelm war, der zu Arnim ſelt 
ſich bitterlich über die „Ranküne“ beklagte, die ihm jeden treuen Dieit 
raube, der nicht nach Bismarcks Pfeife tanzen wolle. Herr v. Bethmat 
Hollweg dagegen ſtrahlt in jungfräulicher Reinheit von allen diplomatiſc 
oder überhaupt politiſchen Erfolgen; er hat nicht einmal die Mehrheit 7 
Reichstags — denn im Grunde will auch die ſchwarzblaue Brüderſcht 
nicht viel von ihm wiſſen —, geſchweige denn die Mehrheit der Natin 
hinter ſich, und was ihn auf einem Poſten erhält, der ihm geſtattet, it 
ſouveräner Verachtung auf „nachgeordnete Behörden“ herabzuſehen, 6 
allein der Wille des Kaiſers. | 
Bei der ausbündigen Begeiſterung, die das Organ der 970 0 ö 
für Herrn v. Lindequiſt bekundet, iſt dieſer Herr vermutlich ein Politit 
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dem Herzen des Schnapsblocks. Aber das hindert nicht, daß er in ein- 
en Fragen geſcheiter urteilen kann als der weiſe Staatsmann, zu dem 
ich in „gottgewollter Abhängigkeit“ befand, ebenſo wie Graf Arnim, der 
reaktionärer Geſinnung durchaus mit Bismarck wetteifern konnte, dieſen 
nanchen Fragen an Klugheit und Umſicht übertroffen hat. Jedenfalls 
n Herr v. Lindequiſt ſich gegen den Teil des Marokkoabkommens ge- 
rt hat, der das Schuld⸗ und Schuldenkonto des Reiches mit den Fieber⸗ 
pfen des Kongo belaſten will, gegen deren Erwerb ſogar Herr Jesko 
zuttkamer als ehemaliger Gouverneur von Kamerun öffentlichen Ein⸗ 
ich erhoben hat, ſo hat er in dieſer Frage die große Mehrheit der Nation 
tief in bürgerliche Kreiſe hinter ſich, und das perſönliche Regiment 
ı fih nicht brüsker kundgeben, als wenn fein Dolmetſch Bethmann er- 
t: Recht hin und Recht her, „nachgeordnete Behörden“ müſſen auf ihren 
kundigen Widerſpruch verzichten, ſobald die Parole ausgegeben iſt: 
olo, sic jubeo. 
das iſt die würdige Schlußſtrophe des elenden Marokkoabenteuers, das 
ſchon ſeit Jahren ſpielt und die traurige Unzulänglichkeit des per⸗ 
ichen Regiments mit jeder neuen Phaſe aufs neue und immer trauriger 
indet hat. Aber freilich — man ſoll nie die alte Wahrheit vergeſſen, 
jedes Volk nur gerade die Regierung hat, die es verdient, und die 
liche Schuld daran, daß ein Volk von 65 Millionen ſich wie eine 
ge von Sammeln nach dem Willen eines einzelnen Mannes gängeln 
a muß, trägt die hammelhafte Politik der beſitzenden Klaſſen, die „den 
(nerſtolz vor Königsthronen“ ſelbſt dann nicht mehr aufzubringen 
In, wenn fie jeden neuen Tag durch eine nationale Blamage dazu auf⸗ 
ſitſcht werden. Sie ballen wohl die Fauſt in der Taſche, ſchwingen ſich 
wohl einmal zu einer unverbindlichen Redensart auf, aber ſowie es 
Klappen kommt, ſpielen dieſe Philiſter — und die Liberalen nicht 
lt — die „Potemkins in Neu⸗Byzanz“, ſuchen ſie, wie eine konſer⸗ 
te Monatsſchrift höhnt, „mit den Regiekünſten des alten ehrlichen 
mein“ die Täuſchung vorzuſpiegeln, als fühle ſich die Nation ſelig 
t den Segnungen des perſönlichen Regiments. Es find noch immer 
ben Philiſter, deren Typus Freiligrath vor 70 Jahren beſungen hat: 
| Drum fehlt ihm die Entſchloſſenheit; 
| Kommt Zeit, kommt Rat — er ſtellt ſich toll, 
Hält Monologe lang und breit 
| Und bringt in Verſe feinen Groll. 
Stutzt ihn zur Pantomime zu, 
; Und fällt's ihm einmal ein zu fechten: 
b So muß Polonius⸗Kotzebue 

Den Stich empfangen — ſtatt des Rechten. 


ı den bevorſtehenden Debatten des Reichstags über das Marokko⸗ 
temen wird es an Stichen weder für Polonius⸗Bethmann noch für 
tz ue-Kiderlen fehlen, zumal da nach allem, was bisher über jenes Ab— 
men bekannt geworden iſt, die deutſche Diplomatie dieſe Gelegenheit, 
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die Scharten ihrer zahlreichen Niederlagen auszuwetzen, keineswegs HA 
hat, und ſelbſt die Ausſicht, die über manches andere hinweghelfen kön 
nämlich daß der marokkaniſche Zankapfel nun für immer beſeitigt ſei, 
einigermaßen trügeriſch zu ſein ſcheint. Aber die parlamentariſchen 
treter der Arbeiterklaſſe werden ſich nicht daran genügen laſſen, die 2 
zeuge zu treffen, ſondern ſie werden auch die Rechten zu treffen w 
jenes perſönliche Regiment, das wie ein Alp auf der deutſchen Nation 1 

Das Beſte werden dann freilich die Wähler am 12. Januar des näct 
Jahres tun müſſen, und wir haben gar nichts dagegen, daß die Offiz 
der Bethmann und Kiderlen den Herrn v. Lindequiſt mit ihren Eſel! 
tritten bearbeiten, jo daß ſelbſt die „Deutſche Tageszeitung“, die gi 
nicht an allzu großer Zimperlichkeit leidet, ſich vor dieſer raſenden Du 
heit bekreuzigt. Sie iſt in der Tat dazu geeignet, auch dem trägſten Phi 
einzubleuen, daß endlich dem perſönlichen Regiment der Kehraus gei 
werden müſſe, und die ſchlaueren Reaktionäre wiſſen wohl, wie weni 
gegenwärtige Lage dazu geeignet iſt, an der letzten Säule der W 
deutſchen Herrlichkeit zu rütteln. | 

Aber es iſt nun ſchon eine Erfahrung der Geſchichte, 155 noch nien 
getrogen hat: wen die Götter verderben wollen, den ſchlagen fie mit Kr 
heit, und jedes innerlich vermorſchte Regiment endet damit, ſich eigen 
das eigene Grab zu ſchaufeln. 
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\ Jean Baptist v. Schweitzer. 
„ Eine Entgegnung von K. Bebel. 


Als ic daran ging, den Abſchnitt über Schweitzer dem zweiten im 
„Aus meinem Leben“ einzuverleiben, folgte ich einer hiſtoriſchen und pſt 
lichen Verpflichtung. Mehr als irgend ein anderer Abſchnit aus mi 
Leben lag mir die Niederſchrift dieſes Kapitels am Herzen. Ja es wel 
mir ein alles andere überwiegender Wunſch, die Abhandlung über Schrit 
noch ſchreiben zu können, um Liebknechts und meine Haltung in dem ſe 
als ſechsjährigen Kampfe, den wir gegen ihn geführt, rechtfertigen zu kin 
wozu vor allem die Darſtellung Mehrings in ſeiner Geſchichte der dat 
Sozialdemokratie mich nötigte. 

Indem ich auf dieſe Kämpfe einging, handelte es ſich für mich nic u 
eine hiſtoriſche Darſtellung der Perſönlichkeit Schweitzers, das lag 190 
ſondern nur um die Schilderung der Urſachen und Gründe, die Scheit 
und uns in Gegenſatz zueinander brachten. Ich entſchloß mich, dab en 
keinem Wort auf die Darſtellung einzugehen, die Mehring von dieſen Kühl 
gab, weshalb ich fie nicht einmal vorher las. Ich wollte ihn nicht in die it 
Lage bringen, auf Angriffe an der Stelle nicht antworten zu können, 15 
ich ſie gegen ihn erhob. Mehring ſieht meine, nach ſeiner Anſicht falſe & 
urteilung Schweitzers in erſter Linie begründet in meinem angeblichen K 0 
liſchen Rigorismus, der mich veranlaßte, die unleugbar vorhandenen Chat 
fehler Schweitzers faſt ausſchließlich aus dieſem Geſichtspunkt zu Beni 
wodurch ich notwendig zu einer falſchen Auffaſſung über See 
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Diefe Anſchauung Mehrings iſt falſch. Ich bin kein Rigoriſt, auch wenn 
hring glaubt, dafür einen ſchlagenden Beweis aus meinem Buche erbringen 
können. Wäre ich es, dann müßte ich die moraliſchen Qualitäten eines 
ſalle einer ähnlichen Beurteilung unterziehen. Niemand wird mir nach— 
veiſen vermögen, daß ich ſchriftlich oder mündlich einen Satz über Laſſalle 
gte, der eine ſolche Auffaſſung zuließ. Ich dürfte auch ſchließlich Friedrich 
gels von einer ſolchen Beurteilung nicht ausſchließen, der nie ein Heiliger 
r und es nicht fein wollte und deſſen amüſante Erzählungen im ver- 
uten Kreiſe über ſeine Streiche noch gegenwärtig zu meinen angenehmſten 
nnerungen gehören. 

Auch die homoſexuellen Neigungen eines Schweitzer hätte ich mit keinem Wort 
zähnt, hätte er ſich bei Betätigung ſeiner Neigung jene Rückſicht auferlegt, 
doch unter allen Umſtänden, mögen wir in Geſellſchaftszuſtänden leben, 
welchen wir wollen, gefordert werden müſſen. Außerdem galt es für mich, 
Stimmungen zu erklären, die dieſes Verhalten in und außerhalb der 
yeiterfreife gegen ihn hervorgerufen hatte. Meine Legitimation, wie frei 
über den Homoſexualismus denke, liegt in der Tatſache, daß ich vor 
jren die Aufhebung gewiſſer Beſtimmungen des § 175 des Reichsſtrafgeſetz⸗ 
hes beantragte und zu dieſem Zweck eine nichtöffentliche Verhandlung des 
chstags über meinen Antrag durchſetzte. Spricht dieſer mein Antrag für 
orismus? 

Auch den Hinweis Mehrings auf meine Beurteilung eines „Volksſtaat“⸗ 
ſakteurs in einem Briefwechſel mit Bracke konnte er nur dadurch als Beweis 
nes „Rigorismus“ ausnutzen, daß er den Leſern der „Neuen Zeit“ nicht 
Umſtände andeutete, aus denen meine Verurteilung des Verhaltens der 
effenden Perſönlichkeit hervorging. Mein Vorwurf gegen den Betreffenden 
erte nicht auf deſſen Liederlichkeit, ſondern auf der Tatſache, daß er die 
rnommenen Verpflichtungen als Redakteur aufs gewiſſenloſeſte vernach⸗ 
igte, aber für Allotrias aller Art Zeit im Überfluß hatte und uns durch 
Schuldenmachen in Verlegenheit brachte. Wie auch Liebknecht über den 
reffenden dachte, geht aus einem Briefe hervor, den er faſt gleichzeitig 
mir an Bracke ſchrieb und in dem es hieß: „Ich werde von den Re⸗ 
ionsgeſchäften faſt erdrückt, ich habe alle Korreſpondenzen zu korrigieren, 
arbeitet ſo gut wie gar nicht. Er gibt ſich für krank aus — mit ſeiner 
inkheit hat es aber eine ſonderbare Bewandtnis, fie hört immer auf, wenn 
Arbeit vorbei iſt, und kehrt zurück, ſobald die Arbeit wieder anfängt.“ 
Ich hoffe, daß der „Rigorismus“, den ich im Falle R. betätigte, in der 
tei in Geltung bleibt. In jener Zeit hatten wir dreifachen Grund zu 
iem Rigorismus, denn wir waren damals eine ſehr arme Partei, und 
un ein R. für feine Perſon nicht mit 75 Mark monatlich auskommen konnte 
icht mit 45 Mark, wie Mehring meint —, was ſollte denn da ein Mann 
Liebknecht tun, der mit 150 Mark monatlich eine ſtarke Familie ernähren 
Ye und erſt ſechs Jahre ſpäter, im Jahre 1875, eine mäßige Aufbeſſerung 
128 Gehalts bekam. Das war opferwilliger Heroismus. | 
Ich würde mit keiner Zeile auf diefe im ganzen herzlich gleichgültige An⸗ 
e genheit eingegangen fein, hätte nicht Mehring verſucht, aus dem Vorgang 
R. einen beſonderen Trumpf gegen mich auszuſpielen. 

Mit Schweitzer lagen die Sachen anders. Indem ich gegen ihn meine 
lagen erhob, geſchah es aus dem Geſichtspunkt, daß feine moraliſchen 
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Qualitäten wie die Baſis feiner materiellen Exiſtenz im grellſten Widerjk, 
ſtanden zu der politifchen Rolle, die er ſich vindizierte, und die Art, wi 
dieſe Rolle ſpielte, unſeren Widerſpruch hervorrufen mußte. 

Schweitzers politiſche Zweideutigkeit begann ſehr früh. So ſchreibt) 
Herzog von Koburg, der als Ehrenpräſident des deutſchen Schützenfeſte; 
Frankfurt (Juli 1862) mit Schweitzer, der Mitglied des engeren Ausſch 
des Deutſchen Schützenbundes und Mitglied des Feſtausſchuſſes war 
nähere Berührung kam, im dritten Bande ſeiner Memoiren Seite 86: 

„An der Spitze dieſer (der radikalen) Partei ſtanden Schweitzer und Wi 
Obgleich man gegen den erſteren von vielen Seiten Bedenken erheben ht 
als ſei er in der Eſchenheimer Straße (in der das Palais des Bundes 
lag, deſſen Präſidium Oſterreich in Händen hatte. A. B.) fo wohl gele 
wie unter den Sozialdemokraten, worüber mir jede Beurteilung fernlaß 
ſtanden ihm doch zahlreiche Schützen zur Seite.“ 

Zu dieſem Rufe politiſcher Zweideutigkeit, in dem er ſchon damali 
ſeiner Vaterſtadt ſtand, geſellte ſich die moraliſche Verlottertheit einer kel 
nariſchen Exiſtenz, wie fie kurz nach Schluß des Frankfurter Schützenf e 
in dem Vorfall im Mannheimer Schloßgarten und in der Unterſchlagn 
von 2600 Gulden aus der Schützenfeſtkaſſe zutage trat. Ein Mann mit ſole 
Antezedenzien, der nach einer Parteiführerſchaft ſtrebte, forderte denn ) 
das ſtärkſte Mißtrauen heraus. Und verſtärkt wurde dasſelbe durch wen 
ähnliche Vorgänge in feinem Leben. So die Annahme von Geldern ı 
Berliner Ariſtokratie für das tägliche Erſcheinen des „Sozialdemokrat“ (Fil 
jahr 1865), wodurch dieſe Ariſtokratie ein eigenartiges Intereſſe für e 
Beſtand eines ſozialdemokratiſchen Organs bekundete. Die ruchloſe Rolle) 
er ſeinem Freund und Sozius v. Hofſtetten gegenüber ſpielte, als er die 
Vermögen in feinem Blatte verbraucht hatte und ihn wie eine ausgepizt 
Zitrone auf die Straße warf. Die Annahme der 400 Taler aus den Hüte 
des Führers der Barmen⸗Elberfelder Konſervativen, des Herrn v. Kuſſen 
eine Tat, von der ſeine Parteigenoſſen erſt Jahre nachher durch Zufall Kenrii 
erhielten. Die wiederholten Eingriffe in die Kaſſe des Allgemeinen Deutſe 
Arbeitervereins für ſeine Privatzwecke, Handlungen, deren 9 nur ein b 
raliſch verlotterter Menſch fähig ſein konnte. 

Mit dieſen moraliſchen Verfehlungen gingen die politiſchen Hand in Si 
die zum Teil zu den bereits angeführten moraliſchen Vergehungen in) 
ziehung ſtanden. 

Schweitzers Tag von Damaskus Bismarck gegenüber beginnt mit fer 
Leipziger Rede am 13. Oktober 1864, als Laſſalle bereits die Augen geſchlle 
hatte. Es war die Rede betitelt: Die Partei des Fortſchritts als Träri 
des Rückſchritts, wonach die liberale Bourgeoiſie der Hauptfeind der Arbeeı 
klaſſe war, die Konſervativen und Bismarck als die der Arbeiterklaſſe frei 
licher geſinnten politiſchen Faktoren dargeftellt wurden. Eine Rede, die 
Grundgedanken von jetzt ab die Richtſchnur für Schweitzers politiſches Han!! 
bildete, nur zeitweilig und epiſodenartig unterbrochen von radikalen Viel 
täten, zu denen ihn die Angriffe ſeiner Gegner und das wach werdende ik 
trauen eines Teils der Mitglieder des Allgemeinen Deutſchen Ah 
zwangen. 

Mehring meint, was ich über die letzten Jahre von Schweitzers pol 
Tätigkeit vom Sommer 1869 bis Frühjahr 1871 zu ſagen wiſſe, künneit 
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ſeſentlichen nicht angefochten werden. Gut. Aber da möchte ich doch kon⸗ 
atieren, daß Schweitzers Politik vom Sommer 1869 bis 1871 keine andere 
‚ar als vor jener Zeit. Er blieb ſich in ſeiner Politik von 1864 bis 1871 
urchaus konſequent, die eben erwähnten Ausnahmefälle vorbehalten. 

In ſeinem zweiten Artikel über den zweiten Band meiner Erinnerungen 
ußert Mehring über meine parlamentariſche Tätigkeit im norddeutſchen 
eichstag: 

an feiner Jungfernrede legte er jofort den Finger in die wunde Stelle 
er Politik Bismarcks, die er als großpreußiſch kennzeichnete. Der Nord⸗ 
eutſche Bund ſei nur ein Großpreußen, umgeben von Vaſallenſtaaten, deren 
egierungen nichts weiter ſeien als Generalgouverneure des Königs von 
reußen. Um den Norddeutſchen Bund nicht zu gefährden, weigere ſich Bismarck, 
e ſüddeutſchen Staaten in ihn aufzunehmen, obgleich durch die Militär⸗ 
inbentionen mit dieſen Staaten für den Fall des Kriegs die militäriſche 
kacht Deutſchlands in der Hand Preußens vereinigt und der Einſpruch 
rankreichs alſo nicht zu fürchten ſei.“ 

Dann fährt Mehring fort: „Bebel zeichnete damit treffend die Politik, die 
ismarck hätte befolgen müſſen, wenn er kein großpreußiſcher Junker, ſondern 
n nationaler Staatsmann auch nur im bürgerlichen Sinne geweſen wäre.“ 
Ich akzeptiere dieſes Urteil über meine politiſche Haltung, hebe aber 
er nachdrücklich hervor, daß die Politik Schweitzers der meinen und der 
ebknechts direkt gegenüberſtand, denn Schweitzer unterſtützte die Politik des 
oßpreußiſchen Junkers Bismarck, alſo jene Politik, die Mehring in den an⸗ 
zogenen Sätzen ſcharf verurteilt. 

Der Hauptgegenſatz zwiſchen Schweitzer und uns lag ja gerade darin, daß 
ir demokratiſche Politik vertraten, Schweitzer aber großpreußiſche Politik, 
e auf das energiſchſte zu bekämpfen wir uns für verpflichtet hielten. Dazu 
m die Überzeugung, daß der hochintelligente Schweitzer genau ſo gut wie 
ir den großpreußiſchen Charakter der Bismarckſchen Politik erkannte, wofür 
chlreiche Außerungen im „Sozialdemokrat“ — die ich teilweiſe in meinem 
uche anführe — ſprechen, aber dennoch deſſen Politik mit äußerſtem Raffine⸗ 
ent verteidigte. 

Für den Verkauf Schweitzers habe ich in meiner Abhandlung über ihn die 
ndizien beigebracht, die nach meiner Auffaſſung gar keine andere Deutung 
laſſen. So, um nochmals einige zu nennen, die fünf Bismarckartikel Anfang 
65, die den Rücktritt von Marx, Engels, Liebknecht uſw. als Mitarbeiter am 
Sozialdemokrat“ zurfFolge hatten. Die Aufnahme der Reklameartikel Tölckes 
m Geburtstag des Königs Wilhelm, Schweitzers Beziehungen zu den Hoch⸗ 
nſervativen im Sommer 1865 und zu dem Prinzen Albrecht von Preußen, 
ch können die letzteren auch noch andere geweſen fein als nur politiſche. 
ie auffällige Tatſache der viermonatigen Beurlaubung Schweitzers aus der 
krafhaft Frühjahr 1866, angeblich um ſeine erſchütterte Geſundheit zu 
iftigen, in Wahrheit zu einer umfaſſenden journaliſtiſchen und agitatoriſchen 
itigkeit für die Bismarckſche Politik, wobei Polizei und Gerichte über ſeine 
Atiſche Tätigkeit beide Augen zudrückten. Weiter die Überlieferung des 
gemeinen Deutſchen Arbeitervereins, Herbſt 1868, an die Berliner Polizei 
Id die wiederum einzig daſtehende Art ſeiner Beurlaubung aus der Straf⸗ 
ft im Januar 1869, um eine umfaſſende Agitation gegen uns und die Ein- 
lrufung der Generalverſammlung des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins 
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nach Barmen⸗Elberfeld Ende März in die Wege zu leiten. Dabei beſaß 
die wunderbare divinatoriſche Gabe, daß, als er nach den getroffenen V 
bereitungen am 18. Februar wieder ins Gefängnis ging, er ſchon wußte, ö 
er bei Eröffnung der Reichstagsſeſſion am 4. März, im Widerſpruch mit 
bis dahin und bis jetzt von der preußiſchen Regierung vertretenen Auffaff 
des Artikels 31 der Reichsverfaſſung, als Reichstagsabgeordneter aus 
Strafhaft entlaſſen wurde, um dann auch der Barmen⸗Elberfelder Gener 
berſammlung beizuwohnen uſw. uſw. Für alle dieſe einzigartigen Vorgän 
haben weder Mehring noch andere, die ſeine Auffaſſung über Schwei 
teilen, eine ausreichende Erklärung zu finden gewußt. 

Mehring glaubt einen beſonders ſchlagenden Beweis für die Unabhänt 
keit Schweitzers von Bismarck in dem Verlauf der Elberfelder Reichsta; 
wahl Anfang 1867 gefunden zu haben. 

Unterſuchen wir. 

Mehring gibt zu, daß bei der engeren Wahl in Barmen⸗Elberfeld gie 
Bismarck und Forckenbeck Schweitzer ziemlich unverblümt ſeinen Wähl: 
empfohlen, für Bismarck zu ſtimmen, und Bismarck tatſächlich mit Hilfe N 
ſozialdemokratiſchen Stimmen gewählt wurde. Darin liege aber nicht, 
ich annähme, ein neuer Beweis für die Schlechtigkeit Schweitzers, ſondr 
ein Zug ſehr geſchickter Taktik im Intereſſe ſeiner ſelbſt und ſeiner Pari 
Bismarck ſei bereits bei der Hauptwahl im Wahlkreis Jerichow geil 
worden und habe dort die Wahl angenommen, ihm habe alſo an ein 
zweiten Wahl nichts gelegen, wohl aber habe er wünſchen müſſen, Yordı 
beck gewählt zu ſehen, „den einflußreichſten unter denjenigen Führern u 
Fortſchrittspartei, die ins Lager der Regierung überzulaufen bereit ware! 

Ich laſſe dahingeſtellt fein, ob Bismarck wirklich an der Wahl Fordı- 
becks ſo viel zu liegen brauchte, nachdem die Geſinnungsgenoſſen Fordı- 
becks wie Bennigſen, Miquel, Lasker, Simſon, Tweſten und eine ganze Rhe 
anderer namhafter Führer der neugegründeten nationalliberalen Partei, u 
der nunmehr auch Forckenbeck gehörte, gewählt waren. 

Doch ſei dem, wie ihm wolle. Tatſache iſt aber, Bismarck brauchte uf 
die Wahl Forckenbecks in Barmen⸗Elberfeld nicht zu warten, da dieſer bers 
in Neuhaldensleben⸗Wolmirſtedt wie Bismarck in Jerichow gewählt war 

Die Mehringſche Beweisführung, mit der er meine Methode, die Diye 
zu beurteilen, zu Boden werfen wollte, hat alſo ein großes, großes Lock 

Wenn nun Bismarck trotzdem die Wahl in Barmen⸗Elberfeld nicht l 
nahm, obgleich, wenn er in Jerichow niederlegte, dort todſicher ein zweer 
konſervativer Abgeordneter gewählt worden wäre, ſo allem Anſchein ich 
aus Dank gegen Schweitzer für die Unterſtützung, die er im Frühjahr N 
Sommer 1866 während feiner Gefängnisferien feiner, Bismarcks, Politik e 
leiſtet hatte. Bismarck mochte hoffen, daß bei einer Nachwahl Schweißen 
Barmen⸗Elberfeld gewählt werden würde, er hätte dann als ud, 
Gegenpol von mir im Reichstag geſeſſen. 

Schweitzer wurde bekanntlich bei der Nachwahl nicht gewählt, fon 
Gneiſt, wohl aber bei der Wahl im September 1867, und zwar, wie er ſoſt 
zugeſtand, mit Hilfe der Konſervativen, die in der engeren Wahl faſt Mi 
für Mann für ihn ſtimmten, wobei Schweitzer auch die ſchon erwähnen 
400 Taler von Herrn v. Kuſſerow erhielt. Stand Schweitzer auf wir ch 
demokratiſchem Boden, niemals hätte er weder Geld noch Wahlhilfe erlaſt. 
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Ich komme zu den ſybaritiſchen Neigungen Schweitzers, deren Befriedigung 
r ihn, den Katilinarier, die Haupttriebfeder bildeten, ſich zum Champion 
r großpreußiſchen Politik Bismarcks aufzuwerfen. 

Meine Anklage beruhe auf ſchwankender Grundlage, habe doch ein Freund 
chweitzers, wie Paul Lindau, beſtritten, daß er einen liederlichen Lebens⸗ 
andel geführt, ſagt Mehring. Es geht ihm wie Guſtav Mayer, der in ſeinem 
rzweifelten Suchen nach einem Menſchen mit einem Namen von Klang, 
r die Anklage gegen Schweitzer: er ſei ein Sybarit geweſen, dementieren 
unte, als dieſe Autorität Paul Lindau entdeckte. Als Liebknecht und ich 
nde März 1869 in Elberfeld Paul Lindau beſuchten, zu welcher Zeit er 
hefredakteur der „Elberfelder Zeitung“ war, lauteten ſeine Urteile über 
chweitzer weniger milde. 

Als urteilsfähiger Mann über Schweitzers Lebensweiſe berufe ich mich 
f v. Hofſtetten, der von Schweitzer ſagte: er werfe das Geld mit Händen 
is dem Fenſter, woher er es habe, wiſſe er nicht. Ein zweiter Zeuge bin 
ſelbſt, der ich von Schweitzer eingeladen wurde, in einer Equipage zu 
hren, die Schweitzer, wenigſtens während der Dauer des Reichstags, mit 
dei galonierten Dienern gemietet hatte. Wie Mehring zugeben wird, ein 
ſtſpieliges und für einen mittelloſen Arbeiterführer etwas ſeltſames Ver⸗ 
lügen. 

Des weiteren habe ich mich in meinem Buche auf die Mitteilung von 
irteigenofjen bezogen, die Schweitzers Treiben verfolgten, deren Ausſagen 

glauben wir guten Grund hatten. Vielleicht lebt auch noch das eine 
er andere Mitglied des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins, das von 
n Champagnergelagen Kenntnis erhielt, die Schweitzer dann und wann in 
iem kleinen Kreiſe Allergetreueſter zum beſten gab. 

Die Lebensweiſe Schweitzers wäre gleichgültig, ſtünde ſie nicht mit der 
age zuſammen: Woher bezog er das Geld für dieſelbe und woher die 
ittel für die Deckung des großen Defizits, das der „Sozialdemokrat“ ſtändig 
tte, der nach ſeinem eigenen Geſtändnis niemals ſeine Koſten gedeckt, aber 
orme Opfer erfordert habe. 

Und nun ſtelle ich einige Fragen. 

Glaubt jemand, daß Bismarck, der den roten Revolutionär Auguſt Braß 
ifte, der Lothar Bucher an ſich zu feſſeln wußte und durch dieſen Karl 
arx für den Staatsanzeiger zu gewinnen ſuchte, vor der Tugendhaftigkeit 
hweitzers zurückgeſchreckt ſei und ihn nicht auch zu kaufen verſuchte? Die 
age ſtellen, heißt ſie verneinen. Hatte nicht Bismarck faſt ein größeres 
tereffe, Schweitzer für ſich zu gewinnen ftatt Karl Marx, da Schweitzer im 
land lebte und an der Spitze der einzigen, wenn auch kleinen geſchloſſenen 
beiterpartei ſtand, die vor 1866 exiſtierte? Gab der Vizepräſident des All⸗ 
neinen Deutſchen Arbeitervereins, der noch gegenwärtig lebende Dr. Dammer 
W. Fritzſche den Rat, er ſolle bei ſeiner Agitation in Sachſen neben 
5 Laſſalleſchen Staatshilfe für Produktivgenoſſenſchaften für die preußiſche 
itze eintreten und die Preßberichte über ſeine Verſammlungen direkt an 
marck einſenden, dann hatte für letzteren die journaliſtiſche und agita⸗ 
iſche Tätigkeit eines Schweitzer für ſeine Politik einen ganz anderen und 
I höheren Wert. Und wenn dabei Schweitzer den Sozialismus predigte, 
Trennung der Arbeiter von der Bourgeoiſie betrieb und die letztere 
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Arbeiterklaſſe ſchmackhaft zu machen, ſo konnte Bismarck eine Taktik,! 
ihm die Bourgeoiſie in die Arme trieb und ihre Oppoſitionsgelüſte geg 
ihn brach, nur willkommen heißen, ſie war ihm viel Geldes wert. 
Was aber hätte Schweitzer veranlaſſen können, Bismarck gegenüber d 
Rigoriſten zu ſpielen? Nichts, abſolut nichts. | . 
Sein Grundſatz in Geldſachen war der des Veſpaſian: non olet. Er nah 
wie ich gezeigt habe, das Geld, wo er es fand, ob aus den Taſchen arn 
Arbeiter, oder aus den Taſchen ſatter Bürger, oder aus den Händen 
Edelſten und Beſten. Non olet. | | 
Es gibt nicht einen Zug in feinem Leben, der ihn als anſtändig 
Menſchen zeigt, wohl aber viele, die zeigten, daß weder moraliſche n. 
politiſche Skrupel ſein Gewiſſen beunruhigten. | 
Sein Biograph Guſtav Mayer, dem niemand Voreingenommenheit geg 
Schweitzer wird vorwerfen können, der vielmehr, ich möchte jagen ihn a: 
liebevollſte behandelt, muß dennoch das Geſtändnis machen: Schwei 
war ein Menſch ohne Charakter, er war ein Kondottiere. ‚a | 
Ein ſchlimmeres Urteil kann man über einen Mann in öffentlic 
Stellung nicht fällen. Allerdings verhindert dieſes Urteil Mayer nicht, 
die Integrität des Kondottiere Bismarck gegenüber zu glauben, weil! 
die Zahl der Silberlinge nicht zu bezeichnen vermag, die Schweitzer 
ſeine Rolle empfing. Warum dieſes nicht möglich ſein konnte, darüber h) 
ich mich in meinem Buche genügend ausgeſprochen. | 
Nicht überſehen werden darf auch das Urteil, das feine eigenen iı 
hänger am Ende feiner Laufbahn über den Mann fällten, für den fie jale 
lang ein Hoſianna hatten und die doch keine Undankbaren genannt wern 
dürfen, weil fie nur ihrer beſſeren Erkenntnis und ihrer gewonnenen (n 
ſicht folgten, als ſie denjenigen als ehrlos von ſich ſtießen, zu dem ſie 02; 
Vertrauen verloren hatten. Ein Vorgang fo tragiſch, daß dieſem kein zwee 
im Leben der Partei an die Seite zu ſtellen iſt. ö 4 
Und was waren die Erziehungsreſultate Schweitzers an den Mitgliet‘t 
des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins? „ 
Als er den Verein verließ, herrſchte in demſelben der Laſſallekultus ıi 
Laſſallefanatismus in höchſter Potenz. Er herrſchte bekanntlich fo ſtark, f 
als endlich nach weiteren vierjährigen Kämpfen die Vereinigung der been 
Fraktionen ſich vollzog, dieſe bei einem erheblichen Teile der Mitglie 
des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins weit mehr den Wirren N 
Innern des Vereins, die zu einer Spaltung auszuarten drohten, und n 
Drucke der Staatsgewalten von außen als dem warmen Eifer für die er 
einigung zu danken war. Und das Programm, das wir annehmen mufm 
wollten wir nicht von vornherein die Einigung in Frage ſtellen, war üer 
wiegend dem Gedankenkreis des Laſſalleanismus entnommen, worübe ! 
einſtmals Marx in der „Neuen Zeit“ und Engels in feinen Brieferd! 
mich, die ich in meinem Buche veröffentlichte, ſich genügend deutlich de 
geſprochen haben. Danach waren Marx und Engels der Anſicht, in Gh 
habe der Laſſalleanismus geſiegt, das heißt im Grunde Schweitzers Fr 
ziehungsmethode. | 
Das möchte ich insbeſondere denjenigen unter unſeren Marxiſten zibe 
denken geben, die in hypnotiſche Verzückung geraten, weil Schweitzer, n 
zu ſeiner Zeit vielleicht kein zweiter deutſcher Parteigenoſſe, das March 
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tapital“ begriff und einige wiſſenſchaftliche Arbeiten veröffentlichte, an 
nen der ſtrengſte marxiſtiſche Kritiker kein Fehl entdecken konnte. 

Möge man Schweitzer als Theoretiker oder Populariſierer der Theorie 
eiſen, ich habe dagegen keine Einwendungen zu machen. Aber als Führer 
ner Arbeiterpartei war er ein Verderber, der darauf ausging, die ihm 
[genden Arbeiter zugunsten ſeiner perſönlichen Intereſſen für ihnen 
emde politiſche Zwecke auszunutzen. Als ſolcher war er gemeingefährlich 
id mußte bekämpft werden. Er unterlag, die Sieger waren wir. 


die braunſchweigiſchen Landtagswahlen. 
Von Richard Wagner. 


Wenn der mittelalterliche Aberglaube noch blühte, könnte die braun- 
weigiſche Regierung leicht in den Verdacht kommen, Farnkrautſamen 
den Schuhen zu tragen, der bekanntlich unſichtbar machen ſoll. Nachdem 
ı 8. Februar dieſes Jahres der Landtag geſchloſſen war und einige Zeit 
rauf der frühere Staatsminiſter v. Otto plötzlich und unerwartet ſeinen 
ſchied genommen hatte, um dem Polizeiminiſter Hartwieg Platz zu 
ichen, ſah und hörte man nichts mehr von der Regierung, fie ſchien vom 
dboden verſchwunden zu ſein. Dabei rückte der Termin der Landtags— 
ihlen immer näher. Der braunſchweigiſche Landtag hat eine vierjährige 
ahlperiode. Da der alte Landtag am 5. Dezember 1907 gewählt war, 
ußten die Neuwahlen ſpäteſtens Mitte Dezember ſtattfinden. Da fünf 
ochen vorher mit der Auslegung der Urwählerliſten begonnen werden 
uß, war es alſo Anfang Oktober die höchſte Zeit, daß man etwas über 
n Wahltermin erfuhr. Doch die Regierung ſchwieg, fie ſchlief den Schlaf 
3 Gerechten. Da klopfte der „Volksfreund“ einmal energiſch auf den 
iſch, und jetzt endlich in allerletzter Stunde wurde bekannt gegeben, daß 
Landtagswahl am 21. November ſtattfinde. Unter Landtagswahl iſt 
bei die Wahl der Abgeordneten durch die Wahlmänner zu verſtehen. 
n die Wahl der Wahlmänner bekümmert ſich nämlich die Regierung 
dt, die überläßt fie den Gemeindebehörden. Acht Tage nach der allge⸗ 
inen Landtagswahl findet die Wahl der Abgeordneten aus den privi⸗ 
ſierten Berufsſtänden ſtatt, eine braunſchweigiſche Eigentümlichkeit, auf 
ich gleich zurückkommen werde. 

Man kann ziemlich beſtimmt annehmen, daß die ſpäte Veröffentlichung 
Wahltermins ein Wahlmanöver der Regierung iſt. Die kurze Friſt ſoll 
f Sozialdemokratie die Wahlagitation vereiteln. Die Regierung dürfte 
jedoch irren, da die ganze vierjährige Dauer des bisherigen Landtags 
t den zahlreichen Wahlrechtsdemonſtrationen und Wahlrechtsprozeſſen 
Wahlagitationszeit aufgefaßt werden kann. Die Wahlrechtsfrage iſt 
durch im Herzogtum Braunſchweig zu einer ſo brennenden Frage ge— 
rden, daß das öffentliche Intereſſe kaum noch beſonders wachgerufen zu 
rden braucht, zumal der neue Landtag einem Verſprechen der Regie⸗ 
ig gemäß ſich vornehmlich mit der Landtagswahlreform beſchäftigen ſoll. 
Deſſenungeachtet iſt auf eine Eroberung auch nur einiger Mandate 
ch die Sozialdemokratie mit irgend einer Wahrſcheinlichkeit nicht zu 
‚men, Dafür iſt das braunſchweigiſche Landtagswahlrecht viel zu erbärmlich 
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Es ſtammt in feinen Grundzligen noch aus dem Jahre 1832 und iſt 
Jahre 1899 den neuen Steuerverhältniſſen angepaßt worden, ohne 
durch einen freiheitlichen Charakter erhalten zu haben. a 

Der braunſchweigiſche Landtag zerfällt nicht wie der preußiſche in 
Herrenhaus und ein Abgeordnetenhaus, er wird von einer Kamm 
der Landesverſammlung, gebildet. In dieſe Landesverſammlung, 
48 Abgeordnete zählt, iſt aber eine Art Herrenhaus dadurch eingeflocht 
daß von den 48 Abgeordneten 18 durch privilegierte Berufsſtände gewe! 
werden. Die evangeliſchen Geiſtlichen ernennen aus ihrer Mitte 2 
geordnete. Die höchſtbeſteuerten Großgrundbeſitzer entſenden 4, die hö 
beſteuerten Gewerbetreibenden, wie man im Wahlgeſetz die großen Un 
nehmer nennt, wählen aus ihrer Mitte 3, die akademiſch gebildeten 
amten, Arzte, Profeſſoren uſw. 4 und die höchſtbeſteuerten Einkomm 
ſteuerpflichtigen, womit die nicht gewerbetreibenden Geldſäcke, alſo 
reichſten Rentner gemeint ſind, 5 Abgeordnete. | 

Daß die Geiftlichen ein beſonderes Privileg haben, entſpricht 
großen Macht, die die evangeliſche Kirche in Braunſchweig hat. Dem K 
ſiſtorium unterſteht heute noch das Volksſchulweſen, das dementſprecht 
auch das ſchlechteſte in Deutſchland iſt. Der Lehrermangel iſt ganz eno 
Auf einen Lehrer kommen oft 150 Schüler. In dieſer Beziehung fl 
Braunſchweig noch hinter Preußen und ſelbſt hinter Mecklenburg. 
Schulentlaſſung iſt ebenfalls ungeregelt. In der betreffenden Beſtimmt 
heißt es, daß die Schulpflicht mit der Konfirmation endet. Das Ke 
ſtorium hat aber die Macht, Kinder für unreif zu erklären und noch län 
in die Schule gehen zu laſſen. Es benutzt dieſe Macht dazu, die Diſſiden! 
kinder ein Jahr länger in der Schule zurückzuhalten. Finanziell it) 
evangeliſche Geiſtlichkeit glänzend geſtellt, ſie ſitzt in den fetteſten Pfrüre 
und ließe ſich in dieſer Beziehung mit der Geiſtlichkeit der engliſchen €: 
kopalkirche vergleichen. Die Anmaßung der evangeliſchen Geiſtlichkeit ü! 
ſteigt denn auch in Braunſchweig alle Grenzen. Das Konſiſtorium, da 
Wolfenbüttel ſitzt, iſt eine Art ſelbſtändiger Nebenregierung. „ 

Die den Akademikern zuerkannten Abgeordneten repräſentieren) 
Macht der höheren Bureaukratie. Dieſe iſt in Braunſchweig fo mächtig) 
in Rußland der Tſchin. Der braunſchweigiſche Tſchin ergänzt ſich zus 
nur aus beſtimmten Familien, aus der wie Kletten sufammenhalteil 
Vetternſchaft. Selbſt die Domänen werden nur in der Vetternſchaft e 
pachtet, ſo daß ſie der Volksmund Gevatterdomänen nennt. Die Zahl) 
höheren Beamtenſtellen iſt übertrieben groß; ſo hat Braunſchweig e 
doppelt ſo viel höhere Beamte als das gleich große Großherzogtum Salt 
Weimar. Überflüffig, zu bemerken, daß ſich unter den hohen Bean? 
ſtellen viele Sinekuren befinden. 5 

Die übrigen privilegierten Berufsſtände umfaſſen den Großbeſitz. 

Doch auch die 30 Abgeordneten, die aus allgemeinen Wahlen heit 
gehen, werden nicht vom Volke gewählt. Braunſchweig hat wie Preußen): 
Dreiklaſſenwahlſyſtem. In den Städten iſt das Wahlrecht zudem noc 
die Erwerbung des Bürgerrechtes gebunden, die nicht billig iſt. | 

Das Dreiklaſſenwahlſyſtem, das ich hier nicht weiter zu zerglie 
brauche, macht es im Herzogtum Braunſchweig der Sozialdemokratie 
unmöglich, ein Mandat zu erringen. Auch wenn alle Wahlmännerd 


Richard Wagner: Die braunſchweigiſchen Landtagswahlen. 189 


dritten Klaſſe ſozialdemokratiſch find, iſt es uns kaum möglich, durch⸗ 
udringen, da in der Stadt Braunſchweig, die für einen ſozialdemokratiſchen 
Wahlſieg allein in Betracht käme, die Einkommen der zweiten Klaſſe zu 
och ſind, als daß wir Wahlmänner der zweiten Klaſſe gewinnen 
önnten. 

Bei der bevorſtehenden Landtagswahl iſt in der Stadt Braunſchweig das 
Berhältnis ſo, daß in der erſten Klaſſe 636, in der zweiten 2544 und in der 
ritten 9532 Urwähler wählen. Leute mit einem Einkommen von 3000 bis 
000 Mark wählen noch in der dritten Klaſſe. 

Das Wahlverfahren ſelbſt iſt ſo kompliziert und die Beſtimmungen ſind 
o verworren, daß ſich eigentlich jede Wahl anfechten läßt. In der Stadt 
zraunſchweig zum Beiſpiel wurde eine Wahl immer wieder für ungültig 
rklärt. Es ging nie ohne Fehler ab, die Behörden fanden ſich ſelbſt nicht 
ehr in dem Durcheinander der Beſtimmungen zurecht. 

Der Landtag iſt natürlich nach ſeiner Zuſammenſetzung reaktionär, 
olks⸗ und arbeiterfeindlich. Um ſo beſſer kommt er mit der Regierung aus 
nd fie mit ihm. Eigentliche Parteien waren bisher im Landtag nicht vor⸗ 
anden. Es war eine homogene reaktionäre Maſſe. Das zeigte ſich nament⸗ 
ch in den Wahlrechtsdebatten. Wiederholt hatte die Sozialdemokratie des 
zerzogtums Petitionen um Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten 
nd geheimen Landtagswahlrechtes eingereicht. Eine ſolche Petition ſtand 
uch in der Frühjahrsſeſſion des Jahres 1908 auf der Tagesordnung des 
andtags. Da hatte endlich die betreffende Landtagskommiſſion eine Wahl⸗ 
form ausgearbeitet. Sie ſchlug der Regierung vor, die indirekte Wahl 
bauſchaffen, aber an der Dreiklaſſenteilung feſtzuhalten. Die Wähler ſollten 
verteilt werden, daß 10 Prozent auf die erſte, 20 Prozent auf die zweite 
nd 70 Prozent auf die dritte Klaſſe entfielen. Der Wähler erſter Klaſſe 
lte drei, der Wähler zweiter Klaſſe zwei und der Wähler dritter Klaſſe 
ne Stimme erhalten. Die Wähler erſter und zweiter Klaſſe hätten dann 
iſammen ebenſoviel Stimmen gehabt wie die der dritten Klaſſe. Daraus 
jieht man, wie wenig das Wahlreformprojekt der Landtagskommiſſion 
ein gerechtes Wahlrecht dachte. 

Das Kommiſſionsprojekt wurde zwar von dem Landtag angenommen, 
e Debatte zeigte jedoch zur Genüge, daß es dem Landtag um gar keine 
erbeſſerung zu tun war. Der Berichterſtatter der Kommiſſion, ein Bankier 
13 Blankenburg, hielt nämlich eine ähnliche Wahlreformrede wie ſeiner⸗ 
it Bethmann Hollweg, er hob das beſtehende Wahlrecht in den Himmel 
nd wußte überhaupt keinen Grund anzuführen, weshalb man es eigentlich 
formiere. Er verriet damit, daß man dem Volke nur Sand in die Augen 
reuen wollte. Auch ſämtliche Diskuſſionsredner ſchwelgten mit den ſattſam 
kannten Scheingründen in einer Verherrlichung des Dreiklaſſenwahlſyſtems. 
er Braunſchweiger Oberbürgermeiſter erhob ſich ſogar zu der feierlichen 
rklärung, daß der Landtag nie und nimmer an der Dreiklaſſenwahl 
itteln laſſen werde. Ja ſelbſt ein in liberalem Geruch ſtehender Kom⸗ 
erzienrat, der ſonſt als einziger für das gleiche Wahlrecht eintrat, ſchloß 
0 der Reaktion an und erklärte, er halte das gleiche Wahlrecht für einen 
einen Bundesſtaat nicht für angebracht. Die Regierung handelte alſo 
ur im Sinne des Landtags, wenn fie deſſen Wahlreformentwurf ſtill— 
weigend im Papierkorb verſchwinden ließ. | 
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SH der Landtag, wenn reaktionäre Maßnahmen in Betracht komm 
und es gilt, dem Großbeſitz neue Vorteile zu verſchaffen, ein Herz und ei 
Seele, jo zeigt ſich bei Kleinigkeiten ein Gegenſatz zwiſchen Stadt u 
Land. Die ländlichen Abgeordneten möchten nämlich den Landtag, in dez 
fie fo ſtark wie die ſtädtiſchen vertreten find, völlig beherrſchen. So erklän 
ihr Führer, das Land Braunſchweig brauche die Hauptſtadt gar nicht, 
wäre beſſer daran, wenn es dieſen Waſſerkopf los wäre. Da die Wa⸗ 
anlagen, die wegen ihrer Schönheit weltbekannt find, ebenſo wie die ni 
ihnen zuſammenhängenden Straßen Landeseigentum find, hat der Landt; 
auch in die Verhältniſſe der Stadt Braunſchweig hineinzureden. Da bı- 
weigern denn die ländlichen Abgeordneten alle Ausgaben. Das jchlechte: 
Pflaſter — und Braunſchweig hat vielfach noch mittelalterliches Ko 
pflaſter — iſt ihnen gut genug, ja ſogar die Niederreißung der Wallanlagı 
und ihren Verkauf an Bauunternehmer verlangte der Führer der ländlich! 
Abgeordneten von der Regierung. | 
üöberaus bezeichnend für den abſcheulichen Geiſt, der den ganzen Lau⸗ 
tag beherrſcht, war eine Prügeldebatte im Frühjahr 1908. Da war ıı 
Lehrer wegen Schülermißhandlung zu einer kleinen Geldſtrafe verurtet 
worden. Das hatte zur Folge, daß ſich der ganze Landtag wie ein Man 
für die Prügelfreiheit der Lehrer ausſprach. Ein Mathematikprofeſr 
meinte, wenn die Lehrer nicht mehr jo viel prügeln dürften, wie ſie wollt,, 
bedeute das die ſchlimmſte Gefahr für das Vaterland. Ein Abgeordner 
nach dem anderen pries den Prügel in oft geradezu begeiſterter Wer. 
Kein einziger Landbote fand ſich, der die Prügelei verurteilt hätte. (n 
Sanitätsrat meinte ſogar, ſelbſt wenn ein „Bengel“ jo geprügelt wei, 
daß er acht Tage nicht ſitzen könne, fo ſei das durchaus nicht geſundhe⸗⸗ 
ſchädlich, worauf der Führer der ländlichen Abgeordneten wörtlich jar: 
„Wenn der Junge acht Tage lang nicht ſitzen konnte, hätte er liegen jolt, 
das wäre ihm ganz geſund geweſen.“ Dieſe Roheit quittierte der Landig 
mit allgemeiner Heiterkeit. Der Regierungsvertreter entſchuldigte die e⸗ 
gierung, daß ſie den Staatsanwalt von der Erhebung der Anklage gen 
den Prügelpädagogen nicht habe abhalten können. Sie habe aber im 
Lehrer — alſo demſelben Manne, den das Gericht wegen Schülermißhad⸗ 
lung verurteilt hatte — ihre Anerkennung und die Hoffnung auße⸗ 
ſprochen, daß er ſich durch die Strafe nicht verleiten laſſen werde, in ſeim 
Eifer zu erlahmen. Das konnte in dieſem Falle nur heißen, er möge weit- 
prügeln! überflüſſig, zu bemerken, daß auch die beiden Geiſtlichen it 
wahrem Feuereifer für den Prügel eintraten. Knuten⸗Oertel könnte m 
dem braunſchweigiſchen Landtag ſeine helle Freude haben! Dieſes Li⸗ 
ſpiel möge genügen, um darzutun, was das Volk von einem ſolchen Led⸗ 
tag und einer ſolchen Regierung zu erwarten hat. | 
Es wäre denn auch alles beim alten geblieben, wenn nicht die Arbeit 
ſchaft der Regierung durch wiederholte Straßendemonſtrationen gezat 
hätte, daß das Volk ſich die bisherige Entrechtung nicht weiter gefcen 
laſſen werde. Dieſe Demonſtrationen, die zum Teil einen ſtürmiſchen ja 
blutigen Verlauf nahmen, waren unbedingt notwendig, da Regierung nd 
Landtag allen Petitionen und Verſammlungsbeſchlüſſen eine eiſerne Er 
entgegenſetzten und fo taten, als ob in Braunſchweig das Volk überhaßt 
nicht mitzureden habe. Das brutale Vorgehen der Polizei, die unmer⸗ 
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hrochenen Polizeiſchikanen, die bis zu einer offenen Vergewaltigung des 
Bereins⸗ und Verſammlungsgeſetzes führten, und die Schreckensurteile, 
ie die Klaſſenjuſtiz gegen die Redakteure des „Volksfreund“ fällte, ftei- 
zerte die allgemeine Erbitterung gegen Regierung und Landtag fo ſehr, 
aß ſich die Regierung endlich genötigt ſah, Ol auf die ſtürmiſchen Wogen 
zu gießen. Sie veranlaßte die Juſtizkommiſſion des Landtags, ein neues 
Wahlreformprojekt auszuarbeiten und dem Landtag zur Beſprechung bor- 
ulegen. Die Juſtizkommiſſion ging darauf ein und geſtaltete ihre Vor— 
age genau nach den Intentionen der Regierung. 

Die Regierung hielt es nämlich für unannehmbar, daß die dritte 
Maffe jo viel Stimmen erhalten ſollte wie die erſte und zweite zuſammen. 
das ſei eine Ungerechtigkeit, nicht etwa gegen die dritte Klaſſe, ſondern 
egen die erſte und zweite. Die Regierung lehnte alſo das Pluralwahl⸗ 
echt ab. Der Wahlreform ſoll vielmehr das Gemeindewahlrecht zugrunde 
elegt werden. Es bliebe demnach in der Hauptſache alles beim alten. Die 
8 Privilegierten bleiben dem Landtag erhalten, ebenſo die Dreiklaſſen⸗ 
inteilung nach der direkten Steuerleiſtung. Die indirekte Wahl, die in 
Zraunſchweig im Gegenſatz zu Preußen geheim iſt, wird dagegen abge- 
hafft. Jede Klaſſe wählt die Abgeordneten direkt und geheim, und zwar 
»ählen alle Klaſſen gleich viele Abgeordnete. In der Stadt Braunſchweig, 
ie 9 Mandate erhalten ſoll, wählten in der erſten Klaſſe 636, in der zweiten 
laſſe 2544 und in der dritten Klaſſe 9532 Wähler je 3 Abgeordnete. Die 
hreiteilung würde eine Vermehrung der Mandate zur Folge haben. Es iſt 
eplant, die Zahl der aus der allgemeinen Wahl hervorgehenden Abgeordneten 
uf 36 zu erhöhen. Von dieſen entfielen auf die dritte Klaſſe 12, ſo daß die 
zozialdemokratie, ſelbſt wenn ſie alle Stimmen der dritten Klaſſe erhielte, 
n günſtigſten Falle nur 12 Mandate erobern könnte, während die alte re⸗ 
ktionäre Maſſe mit den 18 Privilegierten 42 Mandate in ganz ſicherem 
selig hat, alſo mehr als eine Zweidrittelmehrheit bildet. Es handelt ſich 
‚jo bei dieſer Wahlreform nur darum, der dritten Klaſſe die Möglichkeit zu 
eben, ein paar Vertreter in den Landtag zu ſchicken, dieſe aber von born- 
erein in einer machtloſen Minderheit zu laſſen. Die Wahlreform iſt alſo 
eiter nichts als eine grobe Volkstäuſchung. Das aber ergaben die Vers 
andlungen im Februar dieſes Jahres, die wiederum den Landtag in ſeiner 
reulichen Rückſtändigkeit zeigten, daß die ganze Wahlreform nur ein 
ngitproduft iſt. Die Demonſtrationen hatten den Herren doch heiß ge= 
lacht. 

Das Projekt enthält neben der Verbannung der dritten Klaſſe in eine 
Asſichtsloſe ewige Minderheit noch beſondere Verſchlechterungen. So ſoll 
s Wahlrecht von einem dreijährigen Aufenthalt im Herzogtum und einem 
zeijährigen Beſitz der Staatsangehörigkeit abhängig gemacht werden. Das 
Sahlalter will man auf das 30. Lebensjahr hinaufſetzen. Auch an die Steuer⸗ 
ihlung ſoll das Wahlrecht gebunden ſein. 

Der Landtag hat ſich mit dieſen Grundzügen einverſtanden erklärt und 
darauf geſchloſſen worden. Die Regierung will nach einem feierlichen Ver⸗ 
rechen des Geſamtminiſteriums eine entſprechende Wahlreformvorlage dem 
auen Landtag machen. Der neue Landtag ſoll dann, nachdem er die Vor⸗ 
ge angenommen hat, ſofort aufgelöſt werden, um einem auf Grund des 
euen Wahlrechts gewählten Landtag Platz zu machen. Das hat der da— 
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malige Staatsminifter v. Otto im Landtag öffentlich gelobt, und der jetzig 
Staatsminiſter Hartwieg hat ſich dieſem Gelöbnis angeſchloſſen. | 
Die bevorſtehende Landtagswahl hat alfo ihre beſondere Bedeutung. De 
neue Landtag wird ein neues Wahlrecht bringen. Wenn es nun auch ſel 
fraglich iſt, ob Sozialdemokraten gewählt werden, ſo kann dennoch durch eir 
große ſozialdemokratiſche Stimmenzahl ein Druck auf Landtag und Regierun 
ausgeübt werden, der fie zwingt, bei der Geſtaltung des neuen Wahlrecht 
ſich etwas volksfreundlicher zu zeigen als bisher. Außerdem iſt die Zahl de 
abgegebenen ſozialdemokratiſchen Urwählerſtimmen bisher noch nicht fei 
geſtellt worden, da die Regierung ſich mit einer Wahlſtatiſtik nicht abgib 
Stellt ſich bei der bevorſtehenden Landtagswahl eine große ſozialdemokratiſc 
Stimmenzahl heraus, fo wird das nicht nur der Regierung eine heilſan 
Angſt einflößen, ſondern auch ein gutes Vorzeichen für die Reichstagswahl 
fein. Deshalb wird der Landtagswahlkampf von der ſozialdemokratiſch 
Partei mit allem Nachdruck geführt. 5 | 
Trotz dem Gelöbnis der Minifter ſcheint es wahrſcheinlich, daß der neı 
Landtag nicht ſofort mit der Wahlreform beſchäftigt wird. Der braunſchwe 
giſche Etat wird auf zwei Jahre bewilligt, ja ſogar für ein drittes Jahr de 
die Regierung die Abgaben erheben. Die Regierung wird ſich deshalb v. 
dem letzten ſozialiſtenreinen Landtag erſt den Etat bewilligen laſſen. Daß 
iſt ſie zwei, ja drei Jahre lang von dem auf Grund des neuen Wahlrecht 
gewählten Landtag unabhängig. Dann hat fie auch noch andere Anſchläg, 
die fie einem mit Sozialiſten durchſetzten Landtag nicht gern wird vorleg 
wollen. So will fie in der Stadt Braunſchweig ein berittenes Schutzman⸗ 
korps errichten, das ganz offenbar nur gegen demonſtrierende Arbeiter 
Aktion treten ſoll, alfo eine Provokation der Arbeiterſchaft bedeutet. Al; 
auch Johann Albrecht, der als Regent 1'/ Millionen Mark jährlich bezie, 
will Zulage haben. Das Reſidenzſchloß gefällt ihm nämlich nicht, er will, 
umbauen. Nach der Verfaſſung hat der Monarch die Ausgaben für fol: 
Bauten aus feiner Taſche zu beſtreiten. Das paßt jedoch dem Regenten nic, 
weshalb er ſich feine Zivilliſte um 300000 Mark erhöhen laſſen wollte. Di. 
über mußte der Staatsminiſter von Otto gehen, der ſich dieſe Forderung! 
vertreten weigerte. Der neue Staatsminiſter will es jetzt jo machen, daß r 
vom Landtag eine erſte Rate von 100000 Mark für einen Schloßumb: 
fordert. Der erſten Rate werden dann natürlich weitere Raten folgen. Az 
dieſe eigentlich verfaſſungswidrige Ausgabe wird ſich die Regierung noch va 
dem ſozialiſtenreinen Landtag bewilligen laſſen. Es iſt deshalb nicht ar 
geſchloſſen, daß die Wahlreform wiederum verſchoben wird. 4 
Der Landtagswahlkampf wird von der ſozialdemokratiſchen Partei alln 
geführt. Selbſt wenn irgendwelche Neigung zu einem Zuſammengehen t 
anderen Parteien vorhanden wäre, was jedoch nicht der Fall iſt, ſo köne 
ſich dieſe Neigung dennoch nicht betätigen, da ſich die einzelnen bürgerlidh 
Parteien infolge der Verſchmelzung zu einer reaktionären Maſſe über ie 
Anhängerſchaft ſelbſt nicht klar find. So kann erſt die nächſte Reichstas⸗ 
wahl feſtſtellen, ob überhaupt noch eine fortſchrittliche Volkspartei in Bra 
ſchweig exiſtiert. Br 4 
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die Landtagswahlen und das 6roßblockerperiment 
in Elfaß-Lothringen. 
Von Jean Martin (Mülhauſen i. E.) 


Die erſten Wahlen zur Zweiten Kammer des elſaß⸗lothringiſchen Land⸗ 

tags haben in der Hauptwahl am 22. und in der Nachwahl am 29. Oktober 
1911 ſtattgefunden. Sie haben das beruhigende Ergebnis gehabt, daß al le 
beteiligten Parteien ſich den Sieg zuſchreiben — auch die Nationaliſten, 
venngleich dieſe keinen einzigen Kandidaten durchbrachten, der als reiner 
Nationaliſt und nicht zugleich als Parteimitglied des Zentrums kandidierte, 
und obwohl die vom Zentrum aufgeſtellten nationaliſtiſchen Führer Preiß, 
Blumenthal und Laugel elendiglich auf der Strecke geblieben ſind. Aber 
die nationaliſtiſche Preſſe hat jetzt nachträglich Troſt gefunden in der Er- 
zenntnis, daß der elſaß⸗lothringiſche Nationalbund ja im Grunde gar keine 
oolitiiche Partei iſt, und daß er ſich füglich zufrieden geben darf mit den 
Zugeſtändniſſen an den nationaliſtiſchen „Gedanken“, die er in gegneriſchen 
Wahlaufrufen und Kandidatenreden entdeckt zu haben glaubt. Wäre dieſe 
obenswerte Beſcheidenheit etwas früher dageweſen, ſo hätte der National⸗ 
hund auf die Aufſtellung von Kandidaten ganz verzichten können, und er 
hätte ſich damit eine Reihe von eklatanten Wahlniederlagen erſpart, ohne 
aß ihm jemand dieſe Beſcheidenheit übelgenommen haben würde. So muß 
nan ihn im Verdacht haben, daß die Konzentration nach rückwärts auf die 
Aatoniſchen Erfolge des nationaliſtiſchen „Gedankens“ eine doch nicht ganz 
‚hmerzloje und ungewaltſame Operation war, deren verantwortliche Ur⸗ 
yeber die dem Nationalbund nicht angehörenden, ganz brutal realiſtiſch ge⸗ 
ichteten Wähler ſind. 
Die Niederlage des Nationalbundes iſt in der Tat das hervorſtechendſte 
Nerkmal der erſten elſaß⸗lothringiſchen Landtagswahlen. Dieſes Experi⸗ 
nent, mit welchem die klerikal⸗nationaliſtiſchen Demagogen im Elſaß, vom 
höſen Gewiſſen als Mitſchuldige der Schnapsblockpolitik im Reichstag ge- 
veinigt, die nahe bevorſtehenden Reichstagswahlen vorzubereiten gedachten, 
ſt gründlich mißglückt, und vielleicht darf erwartet werden, daß niemand 
mu Lande verrückt genug iſt, die klägliche politiſche Mißgeburt des National⸗ 
Ban über die Reichstagswahl hinaus künſtlich am Leben erhalten zu 
vollen. 

Das iſt ein gerade vom Arbeiterſtandpunkt aus ganz beſonders be- 
jrüßensiwertes Ergebnis der Wahlen. Die Arbeiter find es denn auch in 
erſter Reihe geweſen, die die Kataſtrophe des nationaliſtiſchen Gaukelſpiels 
herbeigeführt haben. Der auch durch Maſſenverbreitung von Flugblättern 
nit nationaliſtiſchen Karikaturen unternommene Verſuch, die Arbeiter und 
kleinbürger gegen die Sozialdemokratie als die „kaiſerliche Sozialdemo⸗ 
ratie“, die mit der Zuſtimmung zu der neuen Verfaſſung den preußiſch⸗ 
deutſchen Gouvernementalismus in Elſaß⸗Lothringen ſtärken wolle, zu ver- 
hetzen, iſt mit dem Hinweis auf die Verbeſſerung des Wahlrechtes erfolg- 
eich abgewieſen worden. Die praktiſche Arbeit der ſozialdemokratiſchen 
Fraktion im neuen Landtag, wo nun 11 Sozialdemokraten (auf 60 Mit⸗ 
ieder der Zweiten Kammer) wirkliche Arbeiterpolitik zu treiben und den 
Vorkampf gegen die Mängel und Schäden der neuen Verfaſſung zu führen 
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in der Lage find, wird der Lüge von der „kaiſerlichen Soitbenotai 
vollends den Garaus machen. 

Von den im ganzen Lande am Hauptwahltag des 22. Oktober 1911 | 
gegebenen rund 300000 Stimmen haben erhalten: 


Sozialdemokr ate id dee 
Liberal⸗ Demokraten „„ „ 688934 „ - 
Zentrum und Zentrumshoſpitanten „ i 38,2 2 
Lothringer Block und une Unabhängige 84.682: 11% - 
Nationaliſten 8439 = 2,8 - 


Der Prozentſatz der ſozialdemokratiſchen Stun iſt faſt genau derſel 
wie bei der Reichstagswahl von 1907 (23,7 Prozent oder 81589 Stimm 
bei 346611 Abſtimmenden). Dieſe Tatſache bedeutet einen großen Stimme! 
erfolg der Partei, denn die Verminderung der Zahl der Wahlberechtigt 
(im ganzen Lande jetzt nur 377270 gegen 397255 bei der Reichstagswa 
von 1907) benachteiligt in erſter Reihe die Sozialdemokratie, da das 
fordernis der einjährigen Anſäſſigkeit in der Gemeinde als Vorausſetzu 
des Landtagswahlrechtes vor allem, wie dies auch die Abſicht der Reich 
tagsmehrheit bei der Beratung der Verfaſſungs⸗ und Wahlrechtsvorlage we 
die fluktuierende Arbeiterſchaft trifft. Wenn die Partei trotz dieſer Wal⸗ 
rechtsverſchlechterung (im Vergleich mit dem Reichstagswahlrecht) denſelb 
Prozentſatz der abgegebenen gültigen Stimmen wie bei der Reichstagswa 
erreicht hat, ſo würde fie unter denſelben Wahlrechtsvorausſetzungen wie !. 
der Reichstagswahl ihre Stimmen um viele Tauſende vermehrt haben. D 
überſieht die Zentrumspreſſe gefliſſentlich, um ihren Leſern weismachen 
können, die Sozialdemokratie ſei gegenüber der Reichstagswahl von 19 
bei dieſen erſten Landtagswahlen in Elſaß⸗Lothringen zurückgegangen. 

Hingegen iſt es wirklich Tatſache, daß das Zentrum gegenüber der Neid: 
tagswahl ſowohl abſolut als auch im Verhältnis zu den abgegebenen gültig! 
Stimmen zurückgegangen iſt: es erhielt jetzt auch unter Einrechnung der 
genannten Unabhängigen, die ſich dem Zentrum gegenüber irgendwie ve 
pflichtet und damit deſſen Unterſtützung bei dieſer Landtagswahl gewonn 
hatten, 114785 Stimmen oder 38,2 Prozent der abgegebenen Stimme 
während es in denſelben Bezirken 1907 eine Stimmenzahl von 143899 
zielte, gleich 41,5 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei der v. 
allem dem Zentrum zuſtatten kommenden Veränderung des Wahlrechts (ö. 
Wohnſitzklauſel begünſtigt in erſter Linie die landwirtſchaftliche Bevölkerur 
hätte das Zentrum, um nicht zurückzugehen, nicht nur denſelben Prozent; 
der Stimmen erreichen, ſondern ihn ganz erheblich überſteigen müſſen. Davı 
iſt nichts zu bemerken. Offenbar iſt auch das Zentrum nach den ununt 
brochenen Prügeln, die ihm allenthalben im Reiche ſeit der famoſen Finar 
reform von 1909 von den Wählern verabfolgt worden ſind, außerordentl 
beſcheiden geworden, ſonſt wäre die „Germania“ wohl nicht in Verſuchu; 
gekommen, von einem gewaltigen Stimmenerfolg des Zentrums bei di 
elſaß⸗lothringiſchen Landtagswahlen zu faſeln und den Sozialdemokrat 
und Liberalen nacjgujagen, fie hätten gegenüber dem Zentrum „ſchmähl) 
abgeſchnitten“. Die Herren vom Zentrum geben ſich da, wenn ſie ſich d⸗ 
gleichen wirklich einbilden, einer verhängnisvollen Selbſttäuſchung hin, de 
ſie bei den Reichstagswahlen in einigen 1 recht unſanft 3 
werden können. 
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Zufriedener als mit feinen Stimmenerfolgen konnte das Zentrum am 
bend des 22. Oktober mit feinen Mandatserfolgen fein: neben 5 Sozial⸗ 
smofraten und nur 2 Liberalen waren am Hauptwahltag 19 ausgeſprochene 
lerikale und 9 Abgeordnete vom Block der Lothringer gewählt worden, die 
ı der Schulfrage dem Zentrum gegenüber größtenteils ebenfalls verpflichtet 
nd. Dieſer äußere Erfolg des Zentrums und die Gefahr, daß der zweite 
zahlſonntag (29. Oktober) eine komplette Zentrumsmehrheit bringen könnte, 
ihrte ſchon am 23. Oktober zu einem Wahlabkommen zwiſchen dem erweiterten 
zzialdemokratiſchen Zentralwahlkomitee in Straßburg und den Liberal⸗ 
yemofraten, — einem Abkommen, wonach unter Zuſicherung gegenſeitiger 
nterſtützung die Sozialdemokratie ihre Kandidaten in 17 Wahlkreiſen und 
e Liberal⸗Demokraten die ihrigen in 7 Wahlkreiſen zurückzogen. Das Er⸗ 
ebnis war die Wahl von weiteren 6 Sozialdemokraten und von 10 Liberal— 
hgemokraten, aber auch noch einigen Zentrümlern und Lothringer Blockleuten 
m 29. Oktober, fo daß die Zweite Kammer des elſaß⸗lothringiſchen Landtags 
ch jetzt aus 26 Zentrümlern, 12 Liberal⸗Demokraten, 11 Sozialdemokraten, 
) Abgeordneten vom Lothringer Block und 1 halb liberalen, halb klerikalen 
Unabhängigen“ (dem Fabrikanten Schlumberger in Gebweiler) zuſammen⸗ 
tzt. Mit feinen Verbündeten vom Lothringer Block bildet das Zentrum in 
zanchen Fragen, zumal zur Verteidigung der Konfeſſionsſchule, trotz der im 
gemeinen nicht übel befolgten liberal⸗ſozialiſtiſchen Wahlparole, eine ſichere 
erikale Mehrheit. 

Bei der gegebenen Sachlage ſind im Zentralwahlkomitee unſerer Partei, 
18 übrigens zu dieſem Vorgehen durch die diesjährige Landesverſammlung 
18drücklich ermächtigt war, für das Experiment mit dem ſogenannten Groß⸗ 
lock der Linken bei der Nachwahl eine Reihe von Parteigenoſſen eingetreten, 
e von etwelcher Schwärmerei für die berühmte Großblockpolitik durchaus frei 
nd. Das Ergebnis war, wie ſchon bemerkt, leidlich befriedigend, — es ſcheint 
un aber, daß der hinkende Bote nachkommen ſoll. Ich ſpreche von der nachträg⸗ 
chen Begeiſterung für den liberalen Blockbruder, die in Straßburg entſtanden 
t und dazu geführt hat, daß die liberal⸗demokratiſche Preſſe in Sperrſchrift 
hmunzelnd eine Feſtſtellung unſeres Straßburger Parteiorgans weitergeben 
in, wonach „die liberalen Wähler teilweiſe der ausgegebenen Parole beſſer 
olge gegeben haben als die ſozialdemokratiſchen Wähler auf dem flachen 
ande, dort, wo unſere Organiſationen noch manches, vielfach alles zu wünſchen 
brig laſſen“. Was da zugunſten der liberalen Wähler behauptet wird, iſt 
fach nicht wahr: wenn man die Ergebniſſe der Haupt⸗ und der Nachwahl 
den ländlichen Kreiſen einander gegenüberhält, fo ergibt ſich die Richtig⸗ 
it der alten Binſenwahrheit, daß im allgemeinen den liberalen Wählern 
ze Palme der Diſziplinloſigkeit gebührt. Wozu ſolche unangebrachte Lob⸗ 
idelei eines politiſchen Gegners, mit dem man am Tage nach dem Zuſammen⸗ 
ehen bei einer Nachwahl doch wieder fertig fein ſoll? ... Noch unrichtiger 
omöglich iſt der Satz: „Die Parteileitungen ihrerſeits haben nichts ver⸗ 
iumt, die Blockkandidaten zum Siege zu führen. Vorwürfe können weder 
ach der einen noch der anderen Richtung erhoben werden.“ In Wirklichkeit 
ehen die Dinge fo, daß in das Blockabkommen auch der Wahlkreis Geb- 
eiler⸗Sulz inbegriffen war, in welchem die Liberalen vor der Hauptwahl 
en bereits genannten „Unabhängigen“, Fabrikant R. Schlumberger, unter⸗ 
ützten, der dann bei der Nachwahl, nach dem Rücktritt des Zentrumskandi⸗ 
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daten, plötzlich die Unterſtützung des Zentrums gegen den fozialdemofral. 
ſchen Kandidaten Wicky erhielt — und die Liberalen rührten keinen Fing 

zugunſten des „Blockkandidaten“ Wicky, obwohl die Zentrumspartei i 

Eintreten für den bisher von den Liberalen unterſtützten „unabhängige: 

Schlumberger damit begründeten, daß Schlumberger auf dem Gebiet d 

Kirche und Schule dem Zentrum die gewünſchten Garantien gegeben hab 

Die liberale Parteileitung in Gebweiler ſpielte in den acht Tagen zwiſch 

Haupt⸗ und Nachwahl den toten Mann und tat nichts, rein gar nichts f 

die ins Blockabkommen einbegriffene Kandidatur Wicky, die denn auch rich 

mit 2209 gegen 3225 Stimmen unterlag. Das war die nackte 0 
Kapitulation vor dem größten Geldſack. Einem ſolchen „Blockbruder“, men. 

gleich er in einer Reihe anderer Wahlkreiſe, und zumal den Nationaliſt 
gegenüber, nach Kräften feinen Mann geſtellt haben mag, auf Koſten d 
eigenen Parteianſehens am Ende noch Weihrauch ſtreuen, das iſt denn de 
des Guten zu viel. 

Für die Stellung des Zentrums zum elſaß⸗lothringiſchen Nationalbu) 
iſt bezeichnend, daß nicht nur der einzige der gewählten nationaliſtiſch! 
Führer, der Reichstagsabgeordnete Abbé Wetterle, ein Zentrumsmann, 
ſondern daß auch der echtdeutſche Zentrumsſprößling Profeſſor Dr. Mar! 

Spahn, der hoffnungsvolle Sohn Dr. Peter Spahns, nebenbei Reichsta:- 
abgeordneter von Warburg-Hörter, als elſäſſiſcher Landtagskandidat in di 
Nachwahlnöten die nationaliſtiſchen Wähler von Mülhauſen-Land, naddı 
die nationaliſtiſche Gegenkandidatur ohne irgend eine Parole zurückgezogi 
worden war, wie folgt anbiedern ließ: 


Die Stimmen der Nationaliſten werden wohl vollzählig Herrn Spahn zufall 
Das elſaß⸗lothringiſche Zentrum tft die einzige Partei, die das nationaliſtiſche P⸗ 
gramm reſtlos umfaßt. Die Geſamtlage im Lande zwingt ferner jeden Natigı- 
liſten, der Partei ſeine Stimme zuzuführen, die mit der ſeinigen gemeinſam in 
fährlicher Oppoſition zum Regierungsgroßblock ſteht. In dieſem ban eig Mom! 
müſſen alle perſönlichen Rückſichten fallen. 


Bedenkt man, daß das der Mann iſt, der in einer Schrift über 85 
Zentrum deſſen Fahnen überall flattern läßt, „wo deutſcher Sinn ud 
deutſches Recht hochgehalten wird“, jo hat man einen kleinen Begriff vi 
der vollendeten Skrupelloſigkeit, mit welcher die Zentrumsdemagogen 
dieſen Wahlen in Elſaß⸗Lothringen kämpften. Dem jungen Spahn half ir 
für einen Profeſſor der Kaiſer⸗Wilhelms⸗Univerſität in Straßburg doppt 
couragierte nationale Purzelbaum übrigens nichts: fein ſozialdemokratiſar 
Gegner in Mülhauſen⸗Land, dem am Hauptwahltag nur 3 Stimmen 1 
abſoluten Mehr gefehlt hatten, wurde in der Nachwahl mit über 1000 Stimm 
Vorſprung gewählt. Die raffinierteſten Beſchwörungskünſte helfen an 
frommen Zentrum in unſeren Tagen nichts mehr. 

Von den 58 Mitgliedern des alten Landesausſchuſſes kehren nur 26 1 
der Zweiten Kammer des neuen Landtags wieder. An friſchem Blute fehlts 
alſo nicht. Ein neuer Horizont tut ſich auf mit neuen Männern und nern 
Zielen. Wenn man irgendwo glauben ſollte, die Sozialdemokratie weile 
da im liberal⸗demokratiſchen Schlepptau nachſchwimmen, ſo wird man N 
wohl arg täuſchen. 
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das engliſche Parteienſhſtem und die Arbeiterpartei. 
Von J. Sachſe (London). 


3. Die Geſchäftsordnung des Unterhaufſes. 
AZunächſt nimmt die Regierung fünf Sechſtel der ganzen Zeit des Unter⸗ 
gauſes für ſich allein in Anſpruch. Angelegenheiten, die nicht von der Re⸗ 
lierung, ſondern von den Volksvertretern vorgebracht werden, können nur 
n einem Tage der Woche, am Freitag, zur Verhandlung gelangen. Sehr 
äufig wird auch dieſer eine Tag von der Regierung konfisziert; ſo gab es 
n der gegenwärtigen Seſſion bis zur Oſtervertagung keine „private mem- 
ers days“. Aber auch im günſtigſten Falle betragen dieſe nicht mehr als 
twa 25 Tage in einer Jahresſeſſion. Das Los entſcheidet darüber, welche 
Abgeordneten an dieſen private members’ days zu Worte kommen ſollen. 
der Leſer mag ſich ausrechnen, wie groß die Wahrſcheinlichkeit für jedes der 
70 Unterhausmitglieder iſt, einen Nachmittag zur Vorbringung ſeiner 
Ingelegenheit zu bekommen. Aber ſelbſt die wenigen Glücklichen, denen das 
gelingt, haben damit herzlich wenig gewonnen. Der Nachmittag kann zur 
Einbringung entweder einer Vorlage oder einer Reſolution benutzt wer⸗ 
den. Bringt der Abgeordnete eine Vorlage ein, dann kann ſie, wenn 
illes gut geht, an dieſem Tage die zweite Leſung paſſieren. Wenn dies ge⸗ 
chehen, dann iſt die Vorlage tot und begraben. Geſetz kann fie nur werden, 
venn ſich die Regierung ihrer beſonders annimmt, ſie zu der ihrigen macht. 
Fine Reſolution verzichtet natürlich von vornherein auf die Wirkſam⸗ 
eit, ſie iſt bloß ein Mittel, für irgend eine Idee Propaganda zu machen. 
Immerhin iſt es manchmal ſchon von Nutzen, wenn man die Abgeordneten 
wingen kann, in irgend einer Frage Farbe zu bekennen. Aber dazu braucht 
3 nicht zu kommen. Ob eine Abſtimmung erfolgt oder nicht, hängt vom 
Belieben des Sprechers (fo heißt der Vorſitzende des Unterhauſes) ab, 
yer ſeine Pflicht gut genug kennt, um den Parteiführern und Abgeord— 
ıeten eine offene Stellungnahme zu heiklen Fragen zu erſparen. Um nur 
in Beiſpiel aus der allerletzten Zeit anzuführen, hat der Sprecher eine 
Abſtimmung über die Ende April verhandelte Minimallohnreſolution der 
Arbeiterpartei einfach verhindert. Aber das Glück beim Losziehen bietet 
och lange keine Gewähr dafür, daß die dem Abgeordneten am Herzen 
iegende Frage auch nur überhaupt zur Diskuſſion gelangt. Handelt es ſich 
um eine Vorlage, dann kann der Sprecher ſie unter allerlei Vorwänden 
für geſchäftsordnungswidrig erklären. Eine Reſolution kann ebenfalls 


(Schluß.) 


einer angelegte Mittel, um ſie unſchädlich zu machen. Sie heißen im Unter⸗ 
hausjargon „shelving amendment“ und „blocking motion“. Ein shel- 
ring amendment iſt ein Ablenkungsamendement, das fo abgefaßt 
ſt, daß es nicht den entfernteſten logiſchen Zuſammenhang mit der ur⸗ 
prünglichen Reſolution hat. Debattiert und abgeſtimmt wird dann über das 
Amendement, nicht über die Reſolution. Berührt eine Reſolution eine den 
Borderbänken unbequeme Angelegenheit, dann findet ſich ſtets ein Söld⸗ 
ing, der ein shelving amendment einbringt, das in ſolchen Fällen vom 
Sprecher immer für ordnungsgemäß befunden wird. Belloc führt in 
einem Buche ein eklatantes Beiſpiel dieſer Art an. Er hatte im Unterhaus 
eine Reſolution eingebracht, um die Frage der geheimen Partei⸗ 
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fonds aufzurollen. Als das Ergebnis einer rührigen Kuliſſentätigk 
brachte darauf ein liberaler Abgeordneter ein Amendement ein, worin i 
Geheimhaltung der Fonds der Tarifreformliga als beſonde 
ſchädlich erklärt wird. Die Konſervativen brachten ein ähnliches Amend. 

ment mit Bezug auf die F reihandelsliga ein. Beide waren in Or 

nung. Es entſpann ſich eine lange Debatte über die reſpektiven Vor⸗ u 
Nachteile des Freihandels und des Schutzzolls; die Liberalen ſtimmten f. 
den einen, die Konſervativen für den anderen. Von den geheimen Part 
fonds wurde kein Wort weiter gehört. Die blocking motion, etwa mit „V. 
ſperrungsreſolution“ zu überſetzen, iſt eine noch ſchönere Einrichtung. Gi: 
ein Abgeordneter Notiz, daß er gelegentlich zur Beſprechung einer k. 
ſtimmten Frage eine Reſolution einzubringen gedenke, dann hat kein a: 
derer Abgeordneter das Recht, die betreffende Frage anzuſchneiden. Die 
Regel des Unterhauſes iſt für die Vorderbänke ein treffliches Mittel, je: 
Diskuſſion ihnen unbequemer Fragen zu verhindern. Sickert es durch, d 
Keir Hardie oder O'Grady die Polizeibrutalitäten in Südwales, die Unte 
drückung der Hindus oder die Lage der Kaffern in den ſüdafrikaniſch 
Goldgruben zur Diskuſſion bringen will, dann findet ſich ſofort ein wa⸗ 
ſiſcher Grubenherr, der eine Reſolution über die unerhörten Gewalttat 
der Polizei im Streikgebiet ankündigt, ein berüchtigter anglo-indiid: 
Bureaukrat wird die ſchändliche Gewaltherrſchaft Englands in Indien l. 
ſprechen wollen, und ein ſchwerreicher ſüdafrikaniſcher Minenmagnat wi 
nichts Eiligeres zu tun haben, als auf die beſtialiſche Ausbeutung d 
Kaffern aufmerkſam zu machen. Die Reſolutionen werden natürlich nieme, 
eingebracht, und die Diskuſſion der betreffenden Fragen iſt für die Dau; 
der Seſſion verhindert. Es iſt notoriſch, daß die Einpeitſcher der beiden Re: 
teien ſich Abgeordnete dingen, um unbequeme Fragen, namentlich auch af 
dem Gebiet der äußeren Politik, zu blockieren. Es muß vielen aufgefallı 
ſein, daß ſehr wichtige Fragen der inneren und äußeren Politik im en⸗ 
liſchen Unterhaus niemals zur Diskuſſion gelangen. Hier iſt eine Erk! 
rung dafür. So wurde die Balkankriſe niemals diskutiert, obſchon die en: 
liſche Regierung bekanntlich die Naſe ſehr tief darin ſtecken hatte. V' 
kurzem iſt durch einen Zufall die ganze Abſurdität der blocking motions cf 
die Spitze getrieben worden und wäre es faſt zu einer Kriſe darüber 
kommen. Anläßlich der Vertagung über die Oſterferien wollte die Arbeite 
partei eine Reſolution zur Beſprechung der Arbeitsverhältniſſe der Po⸗ 

angeſtellten einbringen. Die Konſervativen bekamen aber Wind davon u 
brachten eine blocking motion über den Gegenſtand ein. Dies erbitterte ! 
Arbeiterpartei jo ſehr, daß fie eine ganze Anzahl von Fragen, die den ko⸗ 

ſervativen Abgeordneten teuer find, aber ein minimales öffentliches Inte 
eſſe beanſpruchen, wie kleine Eiferſüchteleien im Heer und in der Marin, 
die Umtriebe der Mormonen, die Art der Einkommenſteuererhebung uf. 

blockierte. Man vergegenwärtige ſich die Beſtürzung des Unterhauſes, c 
es entdeckte, daß die Diskuſſion faſt aller denkbaren Fragen verſperrt iv. 

Ja, nicht einmal dieſer öffentliche Skandal konnte beſprochen werden, den 
ein Abgeordneter war vorſichtig und zyniſch genug, eine blocking moti) 
über den Mißbrauch der blocking motions einzubringen! Die Angelege⸗ 
heit konnte nur in der Form einer Anfrage an den Miniſterpräſidenten ir 
rührt werden. Dieſer erklärte, daß er mit Freuden bereit jei, Abhilfe 
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chaffen — wenn dem von keiner Seite ein Widerſpruch begegne. Herr As- 
with weiß natürlich ganz genau, daß er darauf bis zum jüngſten Tage 
parten kann. Die Frage der blocking motions iſt ſeitdem nicht wieder er⸗ 
vähnt worden. Will ein Abgeordneter die Aufmerkſamkeit auf irgend eine 
Angelegenheit, einen Mißſtand oder ſonſt etwas lenken, dann bleibt ihm 
m Grunde nur ein Weg offen: der der Frageſtellung an den zu- 
tändigen Miniſter. Dieſes Mittel kann angewendet werden, ohne die 
chwerfälligen Formalitäten der in anderen Parlamenten üblichen „Inter⸗ 
yellationen einhalten zu müſſen. Aber der Fragende darf keine Rede halten, 
die Tätigkeit der Regierung nicht kritiſieren, und die Regierung iſt nicht 
yerpflichtet, die Frage zu beantworten. Iſt die Frage der Regierung un⸗ 
hequem, dann verweigert fie tatſächlich auch die Antwort oder redet um die 
Sache herum. 

Beſteht alſo für die Volksvertreter tatſächlich keine Möglichkeit, eine von 
her Regierung verpönte Angelegenheit zur Sprache zu bringen, fo ſteht 
»3 für fie nicht viel beſſer, wenn fie Regierungsanträge oder Regierungs- 
vorlagen kritiſieren oder modifizieren wollen. Ob es ſich um ein Amende- 
nent zur Thronrede oder zu einer Bill handelt, ſtets ſetzt die Regierung 
die Zeit genau feſt, die dem Unterhaus zur Verhandlung der Sache zur 
Verfügung ſteht. Sit dieſe Zeit abgelaufen, dann tritt die Klotüre, im 
Unterhausjargon die Guillotine genannt, in Wirkung, und kein weiteres 
Amendement kann dann zur Abſtimmung, geſchweige denn zur Diskuſſion 
gelangen. Die Zeit bis zur Klotüre aber wird ausnahmslos mit der Dis⸗ 
zuſſion von meiſt ſinnloſen Scheinanträgen der oppoſitionellen Border- 
bank ausgefüllt, was die Regeln des Unterhauſes und die Willfürherr- 
chaft des Sprechers ſtets erleichtern. So wurde beiſpielsweiſe bei der Ver⸗ 
handlung der Alterspenſionsvorlage tagelang über völlig ſinnloſe Amen⸗ 
dements der offiziellen Oppoſition geredet und auf dieſe Weiſe verhindert, 
aß der wirklich bedeutungsvolle Vorſchlag der Arbeiterpartei, die Alters- 
grenze von 70 auf 65 Jahre herabzuſetzen, überhaupt zur Verhandlung ge⸗ 
angte! Ja ſogar welcher Abgeordnete bei einer Debatte das Wort erhalten 
oll, hängt ausſchließlich von dem Belieben des Sprechers ab, aber Mit- 
glieder der Vorderbänke haben ſtets den Vorrang. Hier gibt es kein ein- 
faches Sich⸗zum⸗Wort⸗Melden wie in jeder anderen Verſammlung ver— 
künftiger Menſchen, ſondern man kann die „ehrenwerten“ Volksvertreter 
vie Epileptiker herumhüpfen ſehen, um das Auge des Sprechers zu er— 
haſchen (to catch the Speaker's eye). Kein den Vorderbänken beſonders 
zäſtiger Abgeordneter wird ſo leicht „des Sprechers Auge fangen“. Es 
braucht nicht geſagt zu werden, daß der Sprecher den beiden Vorderbänken 
gegenüber ſtets eine peinliche Unparteilichkeit an den Tag legt; feine Auf⸗ 
2 iſt es, die gemeinſamen Intereſſen der beiden Vorderbänke zu 
vahren. 
N 4. Das funktionieren der Parteimafdine. 

Die Wirkung des ganzen komplizierten Räderwerkes ift, nicht nur die 
Nacht der Entſcheidung in allen großen und kleinen Fragen ausſchließlich 
m die Hand der Vorderbänke zu legen, ſondern auch die Macht der Initia⸗ 
tive. Im Unterhaus können nur Angelegenheiten verhandelt werden, die 
don den Vorderbänken oder mit ihrer Erlaubnis vorgebracht werden, 
Gegenſtand parlamentariſcher Kämpfe und Wahlkämpfe können nur 


Fragen fein, welche die Vorderbänke beſtimmen. Eine wirkſame Initiat 
des Volkes oder feiner gewählten Vertreter würde ja dem Zweipartei 
ſyſtem den Todesſtoß verſetzen. Dieſes ſteht vor einem Dilemma. Es brau 
gewiſſe Streitfragen zwiſchen den beiden Vorderbänken, die wenigſte⸗ 
ſcheinbar wichtig genug ſein müſſen, um die Vorderbänke ſelber und il 
düpierten Anhänger im Lande in eine künſtliche Erregung hineinhetzen 
können, die zur Entfeſſelung von Wahlkämpfen und zur Aufrechterhaltu: 
des Abwechſlungsſpiels nötig ift. Auf der anderen Seite muß ſorgfälf 
darauf geachtet werden, daß dieſe Streitfragen niemals in fundament: 
Gegenſätze ausarten, denn dies könnte zu einem relativ dauernden Si 
der einen Partei über die andere führen. Aber ein dauernder Sieg wie 
für den Sieger ebenſo verhängnisvoll wie für den Beſiegten; er würde de 
ganzen Syſtem ein Ende bereiten. Deshalb laſſen die Vorderbänke grii 
prinzipielle Gegenſätze, die das Volk definitiv in zwei Lager ſpalten kön 
ten, niemals aufkommen. Die heißeſten Kämpfe werden ausgefochten u 
Fragen, um die fi) im Grunde kein Menſch kümmert, wie Schulvorlag! 
Schankkonzeſſionsvorlagen und dergleichen mehr. Iſt trotz der Bemühung 
der Parteiführer oder durch ihre Unvorſichtigkeit eine wirklich entſcheiden 
Frage einmal in den Vordergrund gerückt, dann gehen ſofort beide Bord! 
bänke daran, die Frage zu verfälſchen und den Streitpunkt fo zu v' 
ſchieben, daß die Offentlichkeit das Intereſſe an ihr verliert. Zu definititt 
Entſcheidungen darf es nie kommen. So find die Debatten des Unt: 
hauſes über Freihandel und Schutzzoll zumeiſt geradezu ein Ekel. Ak 
weiß alle Welt, und die ehrlichen Schutzzöllner am beſten, daß der fon]: 
vative Führer Balfour vom Schutzzoll nichts wiſſen will und daß ein k 
ſervativer Wahlſieg noch lange nicht eine Anderung der Zollpolitik bedeuf 
würde. Auch die Oberhausfrage iſt derart verfälſcht worden, daß fie n) 
das geringſte öffentliche Intereſſe mehr erweckt. So haben wir im Grune 
nur einen Wettkampf darum vor uns, ob die oppofitionelle Vorderbal 
ein paar Jahre früher oder ſpäter an die Reihe kommen ſoll. Wirkliche grue 
Intereſſenkämpfe werden nicht ausgefochten. Die ganze Parteiregierun“ 
tätigkeit erſchöpft ſich in dem Beſtreben, das Syſtem aufrechtzuerhalt! 
Und was die Geſetzgebung und die Exekutive Bedeutungsvolles leiſti 
iſt eigentlich bloß ein mehr oder weniger zufälliges Nebenprodukt 0 
Parteiregierungsſyſtems. 

Von dieſem Geſichtspunkt betrachtet, erſcheint beiſpielsweiſe % 1 
ganze Verfaſſungskonflikt in einem neuen Lichte. Er begann in akunn 
Form bekanntlich mit der Ablehnung des erſten Budgets des Lloyd Genie 
durch das Oberhaus. Es iſt bekannt, daß die konſervativen Führer, namel: 
lich Balfour, gegen die Ablehnung waren, weil fie befürchteten, eine fo) 
Tat könnte einen Konflikt heraufbeſchwören, der ſich ſchwer beſchwichtiln 
laſſen würde. Auch Lord Lansdowne entſchloß ſich erſt zur Verweigerng 
der zweiten Leſung, als er klar erkannte, daß die Maſſe der unabhängiſn 
Lords, die Junker, die ſogenannten Hinterwäldler, die im Budget ite 
Intereſſen ernſtlich bedroht glaubten, dasſelbe auch gegen die Parole er 
konſervativen Führer verwerfen würden. Dieſe Tat war die erſte praktel 
ausgeführte Revolte der unoffiziellen Mitglieder einer Parlamentskamie 
gegen die Vorderbänke. Die Tat mußte geſühnt und ihrer Wiederholig 
vorgebeugt werden. Das Unterhaus iſt ſchon jetzt „zuverläſſig“ genug; an 


200 Die Neue f 


| 
| 


J Sachſe: Das engliſche Parteienſyſtem und die Arbeiterpartei. 201 


er Seite haben die Vorderbänke nichts zu befürchten, dafür ſorgt ſchon 
er Caucus. Aber die Lords verdanken ihre Würde und ihre legislative 
acht keinem Caucus und keiner Miniſtergunſt, das heißt die eigentlichen 
ords alten Schlages, die Junker. Sie haben fie mit ſich auf die Welt ge- 
racht, fie find überdies meiſt reich, ſtolz und unabhängig, alſo ein Element, 
13 den Vorderbänken gelegentlich das Spiel verderben kann. Wie dem ab⸗ 
fen? Das Oberhaus muß eben reformiert werden, es muß aus Wahlen 
ervorgehen, mit anderen Worten, wie das Unterhaus dem Caucus und den 
orderbänken tributpflichtig gemacht werden. Selbſtverſtändlich ſind beide 
orderbänke einmütig für die Reform des Oberhauſes. Bis die Reform er- 
gt, wird den Lords die Macht genommen, ſich den Beſchlüſſen nicht etwa 
r Volksvertretung, ſondern der Vorderbänke zu widerſetzen. Sobald das 
berhaus durch die Reform in die Gewalt der Vorderbänke gelangt, erhält 
feine Machtbefugniſſe wieder zurück. 

Wie iſt es aber möglich, daß ein ſolch koloſſales Syſtem von Schein und 
äuſchung, von Zwang und Korruption, von Betrug und Selbſtbetrug in 
nem „freien“ Lande geduldet wird oder nicht klar ans Licht kommt? Das 
igliſche Parteiregierungsſyſtem hat eine überaus ſtarke Seite, die die 
eiſten ſeiner Kritiker entweder nicht ſehen wollen oder unterſchätzen: es 
nktioniert nämlich. Alle Welt weiß, daß England in faſt allen Beziehungen, 
entlich was die Bewegungsfreiheit und das Wohlergehen ſeiner Volks⸗ 
aſſen angeht, einen Vergleich mit den anderen Kulturländern ſehr wohl 
ishält. Der Durchſchnittsengländer iſt ſich der Tatſache halb bewußt, daß 
r ganze Parteienkampf mehr Schein und Sport als Wirklichkeit und 
enſt iſt, er läßt es ſich aber gefallen, weil ihm der Schein der Freiheit ge- 
ſſen iſt, weil er überhaupt jedem Sport zugetan, und vor allem, weil 
findet, daß die Dinge trotzdem nicht ſo übel ihren Lauf gehen, daß 
m ſich ſchlecht oder recht durchwühlt (to muddle through), daß notwendige 
gierungsmaßnahmen ſchließlich durchgeführt werden, und daß ſich das 
Ak, wenn es ſeine Forderungen laut und beharrlich genug erhebt, in der 
:gel Gehör verſchaffen kann. Dieſer Erfolg wird nur erreicht, weil in 
igland zwei wichtige Vorausſetzungen gegeben ſind. Die engliſche Bour— 
oiſie muß ein Opfer bringen, deſſen nur entweder eine altersſchwache, 
tes Selbſtvertrauens bare oder eine außerordentlich kluge und meit- 
jtige herrſchende Klaſſe fähig iſt. Die Bourgeoiſie muß ſich der regieren- 
n Gruppe völlig und ſchrankenlos anvertrauen, ſie muß ſie auch dann 
ne ernſtlichen Widerſpruch walten laſſen, wenn ſie, natürlich nur ſofern 
ſich nicht gerade um Lebensfragen handelt, den unmittelbaren Inter⸗ 
en der Bourgeoiſie zuwiderhandelt oder zuwiderzuhandeln ſcheint. Das 
| die erſte Vorausſetzung. Die zweite iſt, daß die regierende Gruppe ſelber 
n ähnlicher pſychologiſcher Beſchaffenheit ſein muß. Sie muß ſchwach oder 
ig genug ſein, um jede ſelbſtändige Regung des Proletariats durch 
nelles Entgegenkommen zu erſticken, jede beharrliche Forderung des 
kes durch rechtzeitige Konzeſſionen halb zu befriedigen, halb zu beſiegen. 
ir ein Beiſpiel aus der Gegenwart. Hat das Arbeitsloſenproblem bedroh- 
e Formen angenommen und fordert das Proletariat immer ungeſtümer 
3 Recht auf Arbeit, dann muß die an der Macht befindliche Vorderbank 
8 eigener Initiative ein Sozialverſicherungsgeſetz einbringen, nach dem 
Arbeiter zwar nie einen Wunſch geäußert, das aber doch ſo hoch über 


202 


den Leiſtungen anderer Staaten ſteht, daß es die Kritik faſt entwaffnet u 
die urſprüngliche Forderung in Vergeſſenheit bringt. Aber nicht nur d 
die oppoſitionelle Vorderbank muß den Vorſchlag mit Begeiſterung 
grüßen, und die Bourgeoiſie, die Arbeitgeber, denen die Vorlage ganz 
trächtliche Laſten auferlegt, müſſen dieſe ohne Murren und willig auf 
nehmen. Man vergegenwärtige ſich ein Parlament, in dem Fragen 
das Alterspenſionsgeſetz, die Sozialverſicherung oder auch nur die Arbei 
börſen, die in jedem anderen Lande den Mittelpunkt der heftigſten Käm 
bilden würden, ohne die Spur eines Parteikampfes unter allgemein 
Beifall durchgehen! Das Regierungsſyſtem erfordert es, daß die Bo 
geoiſie von dem Kampfe um ihre direkten und offenkundigen Rlaffenint: 
eſſen abſteht. Das Opfer iſt unter Umſtänden nicht leicht, aber es lohnt |) 
Denn es verhindert oder erſchwert das Erwachen des Proline 3 
Klaſſenbewußtſein. 


5. Die Arbeiterpartei und die Parteimaſchine. 


Wie verhält ſich nun die Arbeiterpartei zu dieſem Regierun; 
ſyſtem? Der Eintritt der Arbeiterfraktion ins Unterhaus ſtörte das Zui 
parteienſyſtem in zweierlei Weiſe. Erſtens durch die nackte Tatſache 
Aufkommens einer dritten Partei, die noch dazu auch numeriſch bedeut! 
genug war, um unter Umſtänden das alte Gleichgewicht ſtören zu kön! 
Dann aber auch dadurch, daß mit ihr zum erſtenmal eine Partei im Unt 
haus einzog, die offen eine Klaſſe vertreten, für Klaſſenintereſſen fümp 
eine Klaſſenpartei fein wollte. Damit erhielt das alte Syſtem ı 
Loch. Auf der anderen Seite war die Arbeiterpartei von vornherein i 
dem großen Geburtsfehler behaftet, daß fie, wie alles Bedeutende, was e 
England erreicht wird, als ein Nebenprodukt des alten Parteienſyſtems u 
Welt kam. Die Arbeiterpartei hat ihre Unterhausmandate faſt ohne As 
nahme dem liberalen Caucus zu verdanken. Freilich griffen die Liberen 
nur deshalb zu dieſem bedenklichen Auskunftsmittel, weil ſich im Proleta al 
bedrohliche Regungen politiſcher Selbſtändigkeit zeigten, die es zu r- 
drücken oder zu entwaffnen galt, und weil die liberale Vorderbank danke 
ſchon über Gebühr lange Oppoſition hatte ſpielen müſſen und deshalb uf 
allerlei verzweifelte Mittel verfiel. Aber die Arbeiterpartei hat unter er 
Wirkung ihres großen Geburtsfehlers noch heute zu leiden. 

Einmal im Unterhaus eingezogen, ſtanden der Arbeiterpartei zwei 5 
offen, um ſich Geltung zu verſchaffen und die von ihren Auftraggeb n, 
der Arbeiterſchaft, verlangten Maßnahmen zu verwirklichen zu ſuchen. ie 
konnte dem geſchilderten Regierungsſyſtem mit ſeinem ganzen parlann⸗ 
tariſchen Hokuspokus, das die Vorderbänke allmächtig und die wirklien 
Volksvertreter impotent macht, entſchloſſen den Krieg erklären. Oder (er 
lie konnte verſuchen, ſich in das Syſtem einzufügen, ihren Führern ie 
Stellung einer dritten Vorderbank zu erringen und ſo an er 
Regierungsmacht gewiſſermaßen einen Anteil zu gewinnen. Die Arbeir⸗ 
partei iſt den letzteren Weg gegangen. Mit dieſer Feſtſtellung iſt keine n⸗ 
klage gegen ſie beabſichtigt. Ihre Führer haben ohne Zweifel in m 
Glauben gehandelt, mit ihrer Taktik die Intereſſen der Arbeiterſchaft m 
beiten vertreten zu können. Es liegt ferner auf der Hand, daß kee 
Methode zunächſt tatſächlich auch größere „praktiſche“ Erfolge * 
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ir alle Fälle iſt ſie die bei weitem bequemere. Hätte die Arbeiterpartei 
on Anfang an dem Parteienſyſtem den Fehdehandſchuh hingeworfen und 
it Schärfe für die Demokratiſierung der parlamentariſchen Regierung 
ekämpft, dann hätte ſie ſich damit ſofort die unverſöhnliche Feindſchaft der 
den Vorderbänke zugezogen, und möglicherweiſe wären auch die ſozial⸗ 
sformeriichen Konzeſſionen der letzten Jahre nicht errungen worden. Auch 
arf man ſich die Sache nicht etwa ſo vorſtellen, daß die Arbeiterpartei ſich 
ı einem beſtimmten Augenblicke vor die oben gekennzeichnete Alternative 
stellt ſah und mit Vorbedacht ihre Wahl traf. Die Vorderbänke hatten 
chtzeitig ihre Vorbereitungen getroffen und gingen von Anfang an daran, 
je Arbeiterpartei allmählich und unmerklich in das Parteienſyſtem hinein⸗ 
iſchieben. Die Arbeiterpartei wurde mit Höflichkeitsbezeugungen, ja ſogar 
onzeſſionen aller Art derart überſchüttet, daß fie die Feſſeln des Parteien⸗ 
ſtems anfangs gar nicht merkte und ſich einbilden konnte, auch unter den 
gebenen Verhältniſſen alles mögliche aus eigener Kraft erreichen zu 
innen. Gelang es den Führern der Arbeiterpartei auf Grund einer Ab- 
ahung mit den liberalen und konſervativen Einpeitſchern, bei allen De- 
ıtten regelmäßig gleich nach dem Vertreter der oppoſitionellen Vorder— 
mk „des Sprechers Auge zu fangen“, jo waren fie nicht wenig ſtolz auf 
eſe „Errungenſchaft“. Sie merkten nicht, daß fie dieſes Linſengericht mit 
rer Erſtgeburt bezahlten, daß fie ſich zu Mitſchuldigen an dem Parteien- 
ımbug machten, daß fie damit das moraliſche Recht verſcherzten, eine 
mokratiſche Parlamentsform zu fordern, daß fie ihre Aktionsfreiheit, ihre 
nabhängigkeit opferten. Dasſelbe gilt von der Liebenswürdigkeit, mit 
r die Vorderbänke der Arbeiterpartei häufige Gelegenheiten verſchafften, 
re Reſolutionen, Amendements, Vorlagen uſw. zur Verhandlung zu 
ingen. 

Erſt allmählich begann manchen Arbeiterabgeordneten ein Licht über die 
irkliche Sachlage aufzugehen. Sie machten die Entdeckung, daß die Ar⸗ 
ziterpartei trotz aller Liebenswürdigkeit und Konzeſſionen der Vorder— 
inke gerade jene Vorſchläge, an denen der Arbeiterklaſſe am meiſten ge⸗ 
gen iſt, nicht vorwärts oder überhaupt nicht zur Diskuſſion bringen konnte, 
aß die Partei zu völliger Impotenz verurteilt war, wenn es den Vorder— 
ınfen nicht in den Kram paßte, ihr beizuſpringen. Einige von ihnen 
gannen deshalb ihre Angriffe gegen das Parteienſyſtem als den Kern 
8 Übels zu richten, wobei ſich beſonders Genoſſe Jowett hervortat. 
“eilih nur außerhalb des Parlamentes, denn im Unterhaus ſelber wird 
ſolchen Erörterungen ſelbſtverſtändlich keine Gelegenheit geboten. 

Man wird nun, glaube ich, die eigentliche Bedeutung der Streitfrage, 
i2 die Birminghamer Jahreskonferenz der J. L. P. beſchäftigte, verſtehen 
Innen. Was die Reſolution der Arbeiterpartei anempfiehlt, iſt der 
(undſätzliche Kampf gegen das Parteiregierungsſyſtem 
ud für die Demokratiſierung des engliſchen Parlamentarismus. Das 
galthamſtower Amendement dagegen lehnt dieſe Methode ab und 
fürwortet dagegen in Wirklichkeit, wenn auch nicht ausdrücklich, den 
nſchluß an das Parteienſyſtem, weil es darin das beſte Mittel 
ſht, „die Gelegenheiten der Partei zur Erreichung ihres Zieles zu ver- 
lehren“. Von den zwei Rednern, die den Sinn der Streitfrage am 
Irften erkannten, nämlich Jowett und Macdonald, entſchied ſich der erſtere 
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gegen, der letztere fiir das Parteienſyſtem. Die Genoſſen Barnes u; 
Keir Hardie, die mehr mit Jowett ſympathiſierten, aber für ein Kompron; 
eintraten, überblicken, wie mir ſcheint, die Alternative noch nicht gene 
Die endgültige Wahl wird ohne Frage von ausſchlaggebendem Einfl: 
auf die Zukunft der Arbeiterpartei ſein, aber ſie muß bald erfolg 
ſoll noch eine Umkehr möglich ſein. Bisher ging die Entwicklung üb- 
wiegend in der Richtung der Anteilnahme am Parteienſyſtem. Die Führ 
der Arbeiterpartei haben verſucht, hinter den Kuliſſen, durch Hintertrepp⸗ 
einflüſſe von den Machthabern Gelegenheiten zur Vorbringung ihr 
Fragen zu erbitten, anſtatt gegen deren Recht zur Erteilung oder V. 
weigerung folder Gnaden zu proteſtieren. Im Gegenteil, fie haben ı 
ganzes Beſtreben darauf gerichtet, ſich ſelber einen geringen Teil jeis 
Rechtes zu verſchaffen. Der Ton der Unterhausreden der meiſten Arbeit⸗ 
führer iſt ebenfalls ganz auf das alte Parteienſyſtem zugeſchnitten; e 
debattieren, als handelte es ſich um einen gutmütigen Wettſtreit und nit 
um die Auskämpfung ernſter und zum Teil unverſöhnlicher Intereſſ⸗ 
gegenſätze. Sie behandeln die Mitglieder der beiden Vorderbänke mit t.- 
ſelben ausgeſuchten Höflichkeit, wie die beiden Vorderbänke einander. Sp 
fie Asquith nicht, wie er es jo oft verdiente, einmal als einen aus'⸗ 
ſprochenen Feind der Arbeiterklaſſe bezeichnen, mag noch hingehen; 8 
mag an taktiſchen Erwägungen oder an Unkenntnis liegen. Daß aber ſeſt 
Balfour oder Chamberlain, alſo ſozuſagen die beruflichen Reaktionäre le 
ein ſolches offenes Wort zu hören bekommen, iſt ſchon auffälliger. 1, 
Lloyd George und Churchill, die einen feſten Boden unter ihren Fün 
ſpüren, gehen in ihren gelegentlichen Scheinangriffen gegen die konſerg⸗ 
tive Vorderbank viel weiter als etwa Macdonald und Henderſon. Ebeſo 
werden die Führer der Arbeiterpartei von Asquith und Balfour ſtets it 
dem größten Reſpekt, wie es einer Vorderbank oder Vorderbankkandidan 
gebührt, behandelt. Das find indes nur äußerliche Symptome, die un 
gewiß nicht überſchätzen ſoll. Seit ungefähr einem Jahre aber hat ſich e⸗ 
ſelbe Tendenz in viel bedenklicheren Formen geäußert. Manche Arbeir⸗ 
führer haben die Neigung gezeigt, fundamentalen Gegenſätzen zu n 
bürgerlichen Vorderbänken aus dem Wege zu gehen. Einen ſolchen unülr⸗ 
brückbaren Gegenſatz ſtellt, was man auch theoretiſch von ihr denken mie, 
die Geſetzesvorlage über das Recht auf Arbeit dar, die man ſtark in n 
Hintergrund drängen ließ. Auch fehlt es nicht an Anſätzen, die Arbeir⸗ 
partei organiſatoriſch dem Parteienſyſtem anzuſchmiegen. Die Abſchaff ig 
des „pledge“, des Gelübdes zur Fraktionsdiſziplin, die auf der letzten Jahs⸗ 
konferenz zu Leiceſter durchgeſetzt wurde, ſteht wohl mit dem Osboſe⸗ 
urteil im Zuſammenhang. Allein der Vorſtand, der den Statutenäue⸗ 
rungsantrag einbrachte, beſtritt dies, und Macdonald erklärte: „ie 
Anderungen find vom Vorſtand vorgeſchlagen worden, um aus der Paei 
eine wirkliche Partei zu machen. Dies war der grundlegende e⸗ 
danke.“ Und weiter: „Die Frage, die die Konferenz zu entſcheiden m, 
iſt die: Sollen die Statuten jo abgeändert werden, daß ſie uns genaum 
dieſelbe Poſition bringen wie die liberale und die konſervative Pari“ 
Ja oder nein.“ Schließlich iſt ſeit einiger Zeit der Vorſchlag aufgetaut, 
die Arbeiterfraktion ſolle ihren Präſidenten nicht wie bisher jährlich ler 
zweijährig wechſeln, ſondern ſich einen permanenten Füh et 
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zählen wie die beiden Vorderbänke. Wechſelnde Führerſchaft wäre natür- 
ch mit dem Aufſteigen der Arbeiterführer zu einer dritten Vorderbank 
hwer vereinbar. Ob alle dieſe Erſcheinungen bloß die automatiſche Fort⸗ 
ntwicklung einer von Anfang an in Bewegung geſetzten Tendenz ſind 
der ob ein ordnender Geiſt dahinter ſteht, möchte ich nicht gern entſcheiden. 
zicher aber iſt, daß ein entſchloſſener Kampf der Arbeiterpartei gegen das 
zarteienſyſtem, gegen die Übermacht der Vorderbänke oder meinetwegen 
uch nur gegen die ihres ausführenden Organs, des Kabinetts, der ganzen 
jewegungsrichtung der Arbeiterfraktion zur Eroberung eines allerdings 
echt ſchattenhaften „Plätzchens an der Sonne“ ein Ende machen würde. 

Das heutige Parteienſyſtem iſt nur jo lange möglich, als die Arbeiter- 
artei keine klaſſenbewußte Kampfpartei iſt. Umgekehrt müßte ein ener⸗ 
iſcher Kampf der Arbeiterpartei gegen das Parteienſyſtem ſie zu einer re⸗ 
olutionären Kampfpartei machen, weil er unfehlbar die erbitterte Feind⸗ 
Aigkeit der beiden Vorderbänke gegen die Arbeiterpartei zur Folge haben 
ürde. Möglich, daß die kleinen Konzeſſionen an die Arbeiterpartei dann 
ufhören würden, weil fie ſich nicht mehr lohnten. Aber der unausbleibliche 
erfolg einer ſolchen Taktik der Arbeiterpartei wäre der, ſie endlich zu einer 
aſſenbewußten ſozialiſtiſchen Partei zu machen. Der andere Weg führt auf 
ie Dauer zur Aufſaugung der Arbeiterpartei durch das Parteienſyſtem 
nd zu ihrem Zerfall. 


Literariſche Rundſchau. 


tag Verworn, Die Erforſchung des Lebens. Ein Vortrag. Zweite Auflage. 
50 Seiten. Jena 1911, Verlag von Guſtav Fiſcher. Preis 80 Pfennig. 


Die Broſchüre bringt einen Vortrag, den Verworn vor mehreren Jahren in der 
Bereinigung für ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung zu Berlin“ gehalten hat. Verworn 
ellt ſich hier zur Aufgabe, „zu zeigen, daß es nötig iſt, den unklaren Kauſalbegriff, 
er nicht weniger Myſtik in ſich birgt als der Zweckbegriff, ganz aus der Betrach⸗ 
ing der Lebensäußerungen wie überhaupt aus deren wiſſenſchaftlichem Denken zu 
itfernen und die Lebensvorgänge lediglich unter dem Geſichtspunkt eines konſe⸗ 
ienten Konditionismus“ .. zu analyſieren“, daß die wiſſenſchaftliche Erkenntnis 
r in der Ermittlung der gegenſeitigen Abhängigkeitsverhältniſſe der Dinge be⸗ 
hen kann. In einer Diskuſſion der Frage, was Leben ſei, zeigt uns Verworn 
e großen Vorteile der konditionalen Betrachtungsweiſe. Schließlich wird die Frage 
ach den Beziehungen zwiſchen Materie und Bewußtſein behandelt. Es zeigt ſich, 
ß hier dasſelbe Scheinproblem vorliegt wie beim „Ding an ſich“. Das Problem 
Rein Erbſtück des primitiven Dualismus von Leib und Seele, eine „naive Idee 
3 primitiven Urmenſchen“, und im pſychophyſiſchen Parallelismus hat ihr „noch 
um Überfluß die Wiſſenſchaft .. ihren Segen erteilt“. Die Aufgabe einer wiſſen⸗ 
haftlichen Analyſe der Bewußtſeinsvorgänge „kann nur allein darin beſtehen, 
mtliche Bedingungen feſtzuſtellen, unter denen Empfindungen, Vorſtellungen, 
edanken, Gefühle und Willensakte zuſtande kommen. Sind dieſe Bedingungen 
mtlich ermittelt, ſo iſt der Bewußtſeinsvorgang erklärt. Er iſt nichts anderes als 
eſer Bedingungskomplex ſelbſt“. Es beſteht ſowohl bei der ſubjektiven als bei der 
jektiven Analyſe der Bewußtſeinsvorgänge „keinerlei prinzipielle Schwierigkeit, ſich 
rzuſtellen, daß aus einfachen unbewußten, etwa reflexartigen Vorgängen im Ge⸗ 
rn ſich durch immer weitergehende Kombination ſchließlich ganz komplizierte Be⸗ 
ußtſeinsakte, wie zum Beiſpiel Gedankengänge, zuſammenſetzen können“. Es „führt 
is die phyſiologiſche Forſchung der Löſung dieſes Problems mit jeder neuen Er⸗ 


| Die 


206 


fahrung über die Vorgänge im Gehirn um einen Schritt näher, indem fie die a 
dingungen ermittelt, unter denen der Bewußtſeinsakt zuſtande kommt“. 

Der Vortrag iſt ſo klar und anregend geſchrieben, daß es wirklich ein Gen 
iſt, ihn zu leſen. Verworn verſteht es, durch Sichtung des Stoffes und Herd, 
kehrung der wichtigſten Momente, ohne dem Stoffe jeglichen Zwang anzutun — n 
ſo häufig bei populariſierenden Biologen der Fall iſt —, ſchwierige Probleme a; 
einem größeren Leſerkreiſe zugänglich zu machen. Die Schrift ſei aufs wärn; 
empfohlen. Lipſchi. 


Zcitſchriftenſchau. 
(Bürgerliche Revuen.) 


Unter dem Titel „Die ſteigende Flut des Zozialismus“ bringt die Oktob⸗ 
nummer von „The Journal of Political Economy“ (Chicago 1911) einen Arti! 
von Robert F. Hoxie über die Wahlſiege und Erfolge des Sozialismus 
Amerika. Dieſe find durchweg neuen Datums. Sie drücken ſich am ſtärkſten ı 
der Eroberung von ſtädtiſchen Amtern aus. Der Hauptſitz des Sozialismus lit 
in den Staaten des mittleren Weſtens. Der Staat Wisconſin allein hat ft 
22 Prozent, die zehn Staaten des mittleren Weſtens zuſammen haben 70 Prozit 
der im ganzen Lande tätigen ſozialiſtiſchen Funktionäre aufzuweiſen. Ein zweit, 
aber weniger ſtarkes Zentrum liegt in den Bergwerksdiſtrikten des Weſtens u) 
Nordweſtens und an der pazifiſchen Küſte, beſonders in Kalifornien. 

Von den Städten, die Sozialiſten in ihre Vertretungskörper ſenden, iſt r 
Milwaukee Großſtadt. Von den anderen 15 Städten, aus denen in letzter Zeit 
deutendere Erfolge der Sozialiſten gemeldet wurden, haben nur 3 mehr % 
10 000 Einwohner, 10 haben deren weniger als 5000. Etwa ein Drittel der ı 
Amtern gewählten Sozialiſten wohnen in Ortſchaften mit weniger als 1000 Einwohne 

Profeſſor Hoxie hat nun zahlreiche Fragebogen ausgeſchickt, um die nähen 
Umſtände der ſozialiſtiſchen Wahlerfolge zu erforſchen. Von den 78 Gemeind, 
aus denen er Antwort erhielt, und das waren faſt alle, in denen Sozialiſten ıe 
wählt worden, hatten nach dieſen Berichten 30 einen ſtark induſtriellen Charakt, 
20 waren Bergwerksſtädte, in 14 herrſchte ſtarker Eiſenbahn⸗ und Schiffsverke⸗ 
85 waren landwirtſchaftlich und 3 Vorſtädte größerer Städte. In den meißt 
dieſer Gemeinden bilden die gewählten Sozialiſten eine ziemlich ſchwache Mino⸗ 
tät in den betreffenden Vertretungskörpern. 

Es entſteht nun die Frage, ob dieſe Erfolge wirklich ſozialiſtiſche find, obe 
nicht viel mehr eher trotz des Sozialismus der Gewählten errungen wurden 6 
wegen desſelben. Eine allgemeine Urſache der ſozialiſtiſchen Siege anzugeben, t 
unmöglich (Profeſſor Hoxie erklärt ausdrücklich, von den allgemeinen öfonomifdı 
Bedingungen bei ſeiner Unterſuchung abzuſehen). Es find ſieben Gruppen foldı 
Urſachen zu unterſcheiden: Erſtens das allmähliche Wachstum eines gemäßigt 
opportuniſtiſchen Sozialismus. Dieſer Typus herrſcht beſonders in Wisconſin ud 
den anderen mittleren Weſtſtaaten, und zwar vorwiegend in den Induſtrieſtädſt 
mit ſtark deutſchem Einſchlag der Arbeiterbevölkerung. Das unmittelbare 21 
dieſer Sozialiſten iſt ehrliche und tüchtige Stadtverwaltung, Ausgleichung 1 
Steuerlaſten, Einſchränkung der Kapitalskorporationen, direkte Volkskontrolle it 
Geſetzgebung und der Beamten, die Verbeſſerung der Arbeits⸗ und Wohnun⸗ 
verhältniſſe, Volksbildung und Ausdehnung des ſtädtiſchen Eigenbetriebs. Die 
Sozialiſten können ſich auf eine ſorgfältig aufgebaute Organiſation und auf ſtae 
Gewerkſchaften ſtützen, finden aber auch in breiten Schichten des Bürgertus 
Unterſtützung. Ein zweiter Typus, der ebenfalls auf ſtarken Organifationen J⸗ 
ſiert, herrſcht hauptſächlich in den Bergwerksdiſtrikten. Hier macht ſich das Alaffı- 
bewußtſein ſtärker geltend. Dieſe beiden Gruppen ſtellen hauptſächlich die wirft) 
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fialiſtiſchen Siege, die allerdings die Minderheit der unter ſozialiſtiſcher Flagge 
sochtenen Erfolge bilden. 
Bei einem dritten Typus werden in kleinen ländlichen oder halbländlichen 
tſchaften vorübergehende Erfolge errungen, wobei in der Regel lediglich der 
poſitionsgeiſt aus rein lokalen Anläſſen in der Abgabe ſozialiſtiſcher Stimm⸗ 
‚tel zum Ausdruck gelangt. Ein vierter Typus knüpft ſich an größere Lohn⸗ 
npfe, die von den ſozialiſtiſchen Agitatoren zur Verkündung des Prinzips des 
Fſiſſenkampfes benutzt werden. Eine fünfte, in ihrer Tragweite viel bedeutendere 
ſcheinung iſt die allgemeine Unzufriedenheit mit der Korruption im öffentlichen 
Den. Der Sozialismus iſt hier der Repräſentant der öffentlichen Moral, die ſich 
einer völligen Reform des Syſtems betätigen ſoll. Dieſe Erfolge haben natür⸗ 
mit dem Klaſſenkampf nichts zu tun. Ein ſechſter Typus ſozialiſtiſcher Erfolge 
ſteht dort, wo die Verzweiflung an den öffenlichen Inſtitutionen nicht fo weit 
t, wo man aber Sozialiſten in der Überzeugung wählt, daß ſie perſönlich ſich 
der allgemeinen Korruption rein halten werden. Endlich kommt es in kleinen 
aſchaften auch oft aus rein zufälligen Gründen, perſönlicher Beliebtheit des 
jadidaten uſw., zu ſozialiſtiſchen Wahlſiegen. 

So zeigt ſich der amerikaniſche Sozialismus als eine vielgeſtaltige Erſchei⸗ 
lig. Sollte er aber zu größerer Macht gelangen, dann werden ſich die bürger- 
ten Parteien gegen ihn zuſammenſchließen. Dann werden die Sozialiſten bür⸗ 
liche Stimmen verlieren, aber zugleich die von Arbeitern gewinnen, die heute 
ih glauben, ihre Stimme nutzlos wegzuwerfen, die fie einem ſozialiſtiſchen Kan⸗ 
aten zuwenden. 

Zu beunruhigen braucht man ſich aber nicht, denn die anfangs revolutio⸗ 
gen Sozialiſten werden bald Opportuniſten und find, wenn ſie in verantwort- 
je Stellungen gelangen, von liberalen Reformern nicht zu unterſcheiden. 
„The Quarterley Review“ (London 1911) bringt im Oktoberheft einen Artikel 
on Jahre auſtraliſcher Staatenbund (Commonwealth). Große prinzipielle Gegen⸗ 
de gibt es innerhalb des auſtraliſchen Bundesparlamentes nicht. Von den 
0 000 Wählern Auſtraliens find vielleicht 20 000 Gegner jeder Staatsein⸗ 
"hung und 50 000 Kommuniſten. Alle anderen haben überhaupt keine theore⸗ 
ihen politiſchen Überzeugungen außer allenfalls ihre Abneigung gegen jene beiden 
gemen Parteien. Sie alle anerkennen die Berechtigung der Staatshilfe, es 
delt ſich alſo ſtets nur um die Frage des Mehr oder Weniger. Unter ſolchen 
Fhältniſſen kann es zur Bildung wirklicher Parteien nicht kommen. Was unter 
ſem Namen im Bundesparlament auftritt, das ſind nur loſe Verbindungen 
Intereſſengruppen, die eine Zeitlang durch die Verfolgung eines gerade vor⸗ 
enden praktiſchen Zieles und durch die Gemeinſamkeit der Parteimaſchine zu⸗ 
cmengehalten werden, in jeder neuen politiſchen Situation aber wieder aus⸗ 
imderfallen und ſich neu gruppieren. 

Eine Ausnahme ſcheint nur die Arbeiterpartei zu bilden, die als geſchloſſene 
S:tei mit wachſender Macht auftritt. Bei näherem Zuſehen zeigt ſich aber, daß 
) fie aus ganz verſchiedenartigen Elementen zuſammengeſetzt iſt, aus Im⸗ 
Caliiten und Antiimperialiſten, aus Kommuniſten und Individualiſten, aus 
Feraliſten und Zentraliſten. Die Partei ſucht dieſe inneren Gegenſätze gar nicht 
Loerbergen; aber alle dieſe vielfach auseinanderſtrebenden Elemente haben zur 
zeichung ihrer verſchiedenen Ziele ein Stück gemeinſamen Weges und ſind ſich 
ein bewußt. Dieſes gemeinſam zu erreichende Zwiſchenziel beſteht aus einer 
the von ſozialpolitiſchen Geſetzen zugunſten der Arbeiter, wie obligatoriſches 
d iedsgericht, Verſtaatlichung von Grund und Boden uſw. 

Bis etwa 1890 hatten die Intereſſen der auſtraliſchen Arbeiter, Handels⸗ 
teitellten, Kleinpächter uſw. überhaupt keine beſondere politiſche Vertretung. 
=. Auſtraliſche Arbeiterbund, der damals zunächſt aus den „weniger diſzipli⸗ 
ten und unterrichteten“ Schichten der Arbeiterſchaft erſtand, war ganz von 
galiſtiſchem Geiſte beſeelt. Das änderte ſich aber ſehr bald, und als Programm 


208 


wurde lediglich eine Reihe praktiſcher Reformen aufgeſtellt. Die theo 
Überzeugungen blieben Privatſache. Die politiſchen Erfolge der Arbeit 
ſind nicht nur dieſem nüchternen Geiſte zuzuſchreiben, ſondern auch den 
keiten und dem Fleiß der Führer und Agitatoren, die ihren Gegnern an 
kenntnis meiſt weit überlegen ſind, ſowie der ſtraffen Parteidiſziplin, welche 
einzelne Fraktionsmitglied an die Entſcheidungen der Fraktionsmajorität ab 
bindet, eine Politik, die nach der Anſicht des ungenannten Verfaſſers des Art 
die große Gefahr des Parteiabſolutismus mit ſich bringt, aber gerade durch 
Charakter der Arbeiterpartei als einer Vereinigung ſo verſchiedenartiger 
mente beſonders notwendig wird. i 5 
In der Frage der Landesverteidigung hielt ſich die Arbeiterpartei zuerf 
different, entſchied ſich aber 1908 für die obligatoriſche militäriſche Ausbil 
der Knaben im Alter von 14 bis 20 Jahren, wodurch eine Milizarmee 
127 000 Mann aufgebracht werden ſoll. 3 
In der Frage der Einwanderung ſteht die ganze Bewohnerſchaft Auſtra 
prinzipiell auf dem Standpunkt, daß Einwanderung notwendig iſt; in der Pr 
aber will jede Klaſſe nur ſolche Einwanderer ins Land laſſen, die ihr keine 
kurrenz bereiten. Die Arbeiterpartei will Einwanderung erſt dann begünſt 
wenn die Nationaliſierung des Bodens in größerem Maße durchgeführt iſt. Ve 
würde die Einwanderung ländlicher Arbeiter nur die Preiſe der Grundſtüch 
die Höhe treiben. a 
Innerhalb der Arbeiterpartei gibt es eine radikale Minorität, die fid 
ſonders aus den großen Städten rekrutiert. Sie wird heute durch die eiſ 
Parteidiſgiplin niedergehalten. Daß fie die Oberhand gewinnt, iſt eine ei 
aber, wie der Artikelſchreiber meint, noch entfernte Gefahr. | | 
Das „Archiv für die Geſchichte des Sozialismus und der Arbeiterbeweg 
beginnt im erſten Heft des zweiten Bandes mit der Veröffentlichung der Eh 
für die Zeit vom Juli 1910 bis Juni 1911. Vom Internationalen Soziali 
kongreß in Kopenhagen werden im Wortlaut mitgeteilt: die Reſolutionen | 
die Sicherung des Weltfriedens, über die Einheit der Gewerkſchaftsbewegung 
bei zur Vorgeſchichte dieſer Reſolutionen die Forderungen der Prager Gel 
ſchaftskommiſſion vom Jahre 1905, die Antwort der öſterreichiſchen Reichsgel 
ſchaftskommiſſion auf dieſe Forderungen, die Reſolution der Separatiften ı 
28. März 1910, die der Zentraliſten vom 4. April 1910 und die Erklärung 
Landeskonferenz der tſchechiſchen Vertrauensmänner vom 15. und 16. Mai 
mit erläuternden Anmerkungen abgedruckt werden, ferner die Reſolution { 
internationale Solidarität, über Arbeiterſchutzgeſetzgebung, über Arbeitsle 
verſicherung und über die Genoſſenſchaftsfrage. j 
Aus dem Deutſchen Reiche wird zunächſt über den Parteitag zu Magde 
berichtet und die Reſolutionen zur Budgetfrage, zur Wahlrechtsfrage und b 
das Genoſſenſchaftsweſen im Wortlaut abgedruckt. Zur Budgetfrage werden ı 
beigebracht: die Korreſpondenz zwiſchen der badiſchen Landtagsfraktion unde 
Parteivorſtand, die vor Magdeburg auf den Parteitagen der Landesorgaf 
tionen Badens und Heſſens beſchloſſenen Reſolutionen zur Budgetfrage fowi! 
nach Magdeburg gefaßten Beſchlüſſe der Parteitage Württembergs und des Nie 
rheins. Außerdem wird noch die Schulreſolution des ſächſiſchen Landesparten 
mitgeteilt. | 
Aus Oſterreich werden die wichtigſten Dokumente über den Separatisu 
ſtreit abgedruckt, nicht nur Beſchlüſſe von Partei⸗ und Gewerkſchaftskonfereſe 
ſondern auch andere wichtige Erklärungen. | 
Aus der Schweiz endlich wird über den Parteitag zu Baſel berichtet und 
Reſolution über die Beziehungen zwiſchen Partei und Gewerkſchaften abgedic 
Bei allen Reſolutionen find die Abſtimmungsergebniſſe detailliert angegeben. 


1 

IQ 
BZ 
— 


| 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 


EN 


. Band Nr. 7 Ausgegeben am 17. November 1917 30. Jahrgang 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet 


Kronprinsliche Fronde. 
Berlin, 11. November 1911. 


Wenn man ſich als falſcher Prophet erwieſen hat, ſo ſoll man es wenig⸗ 
tens ehrlich bekennen, und fo geſtehen wir, daß wir gewaltig auf dem Irr⸗ 
veg waren, als wir vor acht Tagen annahmen, daß in der Marokkodebatte 
des Reichstags dem perſönlichen Regiment von ſozialdemokratiſcher Seite 
gehörig der Marſch geblaſen werden würde. Statt deſſen pries heute der 
Benoſſe Frank den gegenwärtigen Träger des perſönlichen Regiments, weil 
er „eine mutige und verdienſtvolle Tat von bleibendem Werte“ vollbracht 
habe. Das iſt allerdings bitter für unſeren Prophetenruf. 

Inzwiſchen bilden wir uns ein, noch zwei Augen im Kopfe zu haben * 


und die Dinge zu ſehen, wie fie find. Im Anfang Juli begann die Marokko⸗ 


ıffäre mit der Entſendung des „Panther“ nach Agadir. Dieſer „Panther⸗ 
prung“, für den bis heute auch noch nicht der Schatten eines vernünftigen 
Grundes hat angegeben werden können, war entweder eine ſouveräne Laune 
oder ein frivoles Wahlmanöver oder beides. Seine Folge war, daß Europa, 
und in erſter Reihe Deutſchland, monatelang zwiſchen Krieg und Frieden 
ſchwebte. Sein Ergebnis aber beſtand in einem Abkommen, das dem Reiche 
teils neue Koloniallaſten aufbürdete — afrikaniſche Fieberſümpfe und Sand⸗ 
wülten, deren Erwerb vor dem Reichstag zu vertreten der berufenſte Ver⸗ 
treter der amtlichen Kolonialpolitik ſich ſo ſchämte, daß er lieber ſeinen Ab⸗ 
ſchied nahm — teils wirtſchaftliche Abmachungen mit Frankreich traf, die 
ſich, ſoweit ſie haltbar und vernünftig ſind, auf diplomatiſchem Wege hätten 
erreichen laſſen, ohne daß die ziviliſierte Welt ein Vierteljahr lang und 
länger vom Waffenlärm dröhnte und ohne daß ſich die deutſche Diplomatie 
bei auswärtigen Mächten allerlei Naſenſtüber holte. 

Begreiflich genug erregte dieſe Leiſtung des perſönlichen Regiments die 
allgemeinſte Enttäuſchung. Namentlich die Junker begriffen, daß ſie die 


holde Bürde nicht noch zu den anderen Bürden auf ſich nehmen könnten, 
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mit denen beladen fie ohnehin in den Wahlkampf marſchieren müflen, Dre 
und gottesfürchtig, wie fie find, beſchloſſen ſie alſo, den Pantherſprung na 
Agadir in verbeſſerter Auflage zu wiederholen, mochte dabei auch ſe 
eigentlicher Urheber über Bord gehen, der gegenwärtige Reichskanzler, d 
zwar immer ihr gehorſamer Leibeigener geweſen, aber ihnen doch nicht a 
„ſtarker Mann“ genügt. Am erſten Tage der Marokkodebatte legte He 
v. Heydebrand mit der ganzen Furie eines Gaſſendemagogen los, um d 


nationalen Leidenſchaften aufzuſtacheln, mit der junkerlichen Plempe geg 


England zu hetzen und die deutſche Diplomatie einer traurigen Unfähigke 
zu zeihen. Er verſtieg ſich zu der komiſchen Behauptung, für den Kriegsf. 
würden die Junker nicht nur ihr Blut, ſondern ſogar ihr Gut opfern, ur 
warf ſich dann zur Abwechſlung, als erprobter Schmierenkomödiant, auf 56 
tragiſche Seite, indem er ſich auf die Worte berief, die Schiller einem P i 
mittelalterlichen Schlagetot in den Mund gelegt hat: 
Für ſeinen König muß das Volk ſich opfern, 
Das iſt das Schickſal und Geſetz der Welt. 
Nichtswürdig iſt die Nation, die nicht 
Ihr alles freudig ſetzt an ihre Ehre. f 
Jedoch der Dialektik des perſönlichen Regiments erwies ſich der 15 
liche Schlaumeier nicht ganz gewachſen. Zu dieſem Regiment gehört näml 
die kronprinzliche Fronde wie das B zum A. Das iſt ja pfychologiſch au 
ſehr einfach zu erklären. Wird jeder Kronprinz in der Vorſtellung erzoge 
daß er in ſeinem achtzehnten Lebensjahr zur Fülle aller menſchlichen Wei 
heit gelangt ſei, ſo muß ſein wohlwollendes Gemüt — und wohlwollen 
Gemüter beſitzen gewiß alle Kronprinzen — danach trachten, dieſe Fülle m 
auch über „ſein Volk“ auszuſchütten, und da ſteht ihm nun das Leben d 
eigenen Vaters als fatales Hindernis entgegen. Dadurch geraten die Kro 
prinzen ſozuſagen von ſelbſt in eine Oppoſitionsſtellung zu ihren Erzeuger 
wie man gern annehmen mag, unbewußt und unwillkürlich obgleich es au 
ruchloſe Geſellen unter ihnen gegeben hat, die ihren Alten ganz offen N 
allen Teufeln wünſchten, um ſelbſt ans Ruder zu kommen. Von dieſe 


Kaliber war ſogar der preußiſche Nationalheros, der alte Fritz. Als fe 


Vater wider Erwarten von einer ſchweren Erkrankung geneſen war, ſchri 
er ſeiner Lieblingsſchweſter: „Der liebe Gott muß ſeine ſehr guten Grün 
haben, ihm das Leben wiederzugeben. Ich muß mich nun ſeitwärts ſchlage 
Sie können Sich darauf verlaſſen, liebſte Schweſter, daß er die Nat 
eines Türken hat und das kommende Geſchlecht überleben wird, ſobald 
Luſt dazu hat und ſich nur ein klein wenig ſchonen will.“ Und ehe er 
ſchrieb, war dieſer reizende Junge von ſeinem Vater halbtot geprüge 
worden, um ihm alle unkindlichen Mucken auszutreiben. So unausrottb 
gehört die kronprinzliche Fronde zum e Regiment, dem ſie Pi 


nie gefehlt hat. 


Glücklicherweiſe find aber ſanftere Sitten ins Band gefommen. Die Kro 


f prinzen gönnen jetzt den Königen das Leben, und die Könige prügeln 1. 


Kronprinzen nicht mehr halbtot. Die Sache ſelbſt iſt ſogar von der patri 
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ſchen Gelahrtheit in die anmutige Lehre gebracht worden, die kronprinzliche 
ronde ſei gerade das erfriſchende Element der Monarchie, die ſie vor der 
önſt unvermeidlichen Gefahr der Erſtarrung ſchütze. Verfahren Sie ſäuberlich 


—— 


tit dem Knaben Abſalom! riet Bismarck dem Könige Wilhelm gegenüber der 


vonprinzlichen Fronde, und dieſer Rat gilt heute noch. Als im Jahre 1863 | 


er damalige Kronprinz von Berlin nach Danzig reiſte, um in einer öffent⸗ 
chen Anſprache ſeine Mißbilligung der väterlichen Politik auszuſprechen, 
tußte er in der Stille abbitten, während der Oberbürgermeiſter Winter, an 
en der Kronprinz ſeine Worte gerichtet hatte, öffentlich als Sündenbock ge⸗ 


hlachtet wurde. Aber wenn der gegenwärtige Kronprinz von Danzig nach 
erlin reiſt, um von der Hofloge des Reichstagsſaales die Rede des Junkers 
Heydebrand mit ſeinem pantomimiſchen Beifall zu begleiten, ſo muß auch 
in der Stille abbitten, während der glückliche Politiker, den er durch feine 


wichtige Zuſtimmung ausgezeichnet hatte, vor allem Volke als Sündenbock 


eſchlachtet wird. 

Dieſe Abſchlachtung des junkerlichen Führers, die der Reichskanzler am 
veiten Tage der Marokkodebatte vollzog, ſoll nun „eine mutige und ver⸗ 
enſtvolle Tat von bleibendem Werte“ ſein. Solche Anſchauungsweiſe ent⸗ 
richt durchaus den Überlieferungen der Freiſinnigen Partei, aber in der 
zialdemokratiſchen Partei hat ſie bisher keinen Kurs gehabt; von ihr iſt ſie 
elmehr ſtets als überaus kurzſichtig verurteilt worden. Wir würden ſicher⸗ 
h keine beſondere Notiz davon nehmen, wenn es ſich nur um eine gelegent⸗ 
he Entgleiſung handelte, aber ein Teil der Parteipreſſe ſtimmt leider in 
njelben Ton ein, und demgegenüber müſſen wir doch die bisherige An- 
jauung der Partei feſthalten, wonach man die Dinge fo nimmt, wie ſie 
id, und nicht ſo, wie man wünſchen möchte, daß ſie ſeien. Wäre Beth⸗ 
ann Hollweg fähig und geneigt, mit den Junkern ernſthaft anzubinden, 
wäre das gewiß eine vortreffliche Sache, aber wie oft haben Partei⸗ 
noſſen bewieſen, daß ein Handlanger des perſönlichen Regiments niemals 
eder fähig noch geneigt ſein kann, mit dem Junkertum einen Krieg auf 
ben und Tod zu beginnen! 

Die ganze „mutige und verdienſtvolle Tat“ löſt ſich dahin auf, daß ſich 
wenn die Leſer einen etwas unäſthetiſchen, aber zutreffenden Vergleich 
rzeihen wollen — das Geſchwür des perſönlichen Regiments an noch einer 
telle geöffnet hat, und was den „bleibenden Wert“ dieſer „Tat“ anbetrifft, 
| könnten wir von Bismarck lernen, der in feinen Denkwürdigkeiten die 
hnprinzliche Fronde ſeinerzeit einfach als „Danziger Epiſode“ abtut. Mehr 
(3 eine Epiſode iſt auch das Spektakelſtück nicht, das ſich eben im Reichstag 
(geſpielt hat. Man braucht nur die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 
id die „Kreuzzeitung“ zu leſen, um zu erkennen, daß die Organe der 
liden Helden, die vierundzwanzig Stunden früher wie zornige Löwen auf- 
(ander losgingen, nur nach baldiger Verſöhnung ſchmachten. Bethmann 
Hllweg weiß ſehr gut, daß die Wahlen nicht von den Miniſtern, ſondern 
in den Landräten gemacht werden, und die Junker wiſſen ſehr gut, daß 
in ihrem eigenſten Junkerintereſſe eine Sühne des monarchiſchen 
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Skandals auf ſich nehmen müſſen, fo fiher man darauf rechnen darf, d 
ſie demnächſt mit Zins und Zinſeszins dem Reichskanzler heimzahl 
werden, was er ihnen unter dem harten Zwange der gene Staal 
räſon hat antun müſſen. f . 

Von „bleibender Bedeutung“ kann der Zwiſchenfall nur dad werde 
daß er die Wahlausſichten der Regierung wie des Junkertums weſentl 
verſchlechtert, und daß er für dieſen Zweck von der ſozialdemokratiſch 
Agitation gründlich ausgenutzt wird. Allein dieſe Ausnutzung iſt nur mögl 
und wirkſam, wenn ſie vom prinzipiellen Standpunkt aus geſchieht, wenn 
die Bethmann und die Heydebrand mit gleichem Maße mißt, gleichviel, 
ſich dieſe Brüder aus Gründen, die mit den Intereſſen der Arbeiterkla 
nicht das geringste zu tun haben, einmal in die Haare geraten. Das it 
bisher ſozialdemokratiſche Taktik, und die hat ſich zu gut bewährt, als d 
fie verlaſſen werden ſollte zugunſten der freiſinnigen Taktik, die ſich imn 
auf dem Gipfel der Dinge wähnte, wenn fie gegen das Junkertum ein Zi 
aus den Reden eines reaktionären Miniſters oder gar aus den Werken ; 
ſeligen Schiller mobil machen konnte. 

Es war unſeres Erachtens ein warnender Wink des Schickſals, als 0 


N noſſe Frank, wie im Eingang ſeiner Rede mit ſeinem Kompliment 


Bethmann Hollwegs Adreſſe, jo am Schluſſe mit einem Zitat aus Schil, 
verunglückte. Er ſchrieb jene Worte eines feudal⸗mittelalterlichen Schla 
tots, auf die ſich Heydebrand, und dieſer von ſeinem Standpunkt aus ı 
Recht, bezogen hatte, aufs Konto des „Freiheitshelden“ Tell, der übrige 
auch nur ein beſchränkter Philiſter war, und als er dem Geßl erhut ni 


Reverenz erwieſen hatte, ſich vor Geßler nur ſo zu verantworten wußte: 


Verzeiht mir, lieber Herr! Aus Unbedacht, 
Nicht aus Verachtung Eurer iſt's geſchehen. 
Ich bitt' um Gnad', es ſoll nicht mehr begegnen. 


Allen Zitaten aus Bethmann und Schiller find fo friſche und munte 
Reden vorzuziehen, wie fie Genoſſe Däumig im vergangenen Sommer geil 
die Kriegshetzer gehalten hat und wie fie zum würdigen Ende der di. 
tägigen Reichstagskanonade die patriotiſche Wut der Erzberger und Mi 
dan erregten. 


Goldproduktion und Teuerung. 
Von Eugen Varga. 


Schwer laſtet die Teuerung auf allen proletariſchen Schichten; die 5 
rungenſchaften des gewerkſchaftlichen Kampfes werden durch dieſelbe zumik 
gemacht. Die Arbeiterſchaft aller Länder fordert ſtürmiſch eine Abhilfe. 

Die gelehrten Advokaten des Kapitalismus bemühen ſich, zu beivein 
daß die herrſchenden Klaſſen keine Schuld an der Teuerung haben: fie track 
die Schuld auf andere Faktoren abzuwälzen. 

Zwei Theorien ſind es beſonders, welche dieſem Zwecke dienen: 1. daßt 
Teuerung durch die Lohnerhöhungen der Arbeiter entſtanden ſei, 2. daß le 


| 


Ad 
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Teuerung den Veränderungen in der Goldproduktion entſpringt. 
Die erſtere Lehre iſt jo durchſichtig, daß fie keiner ernſten Widerlegung be⸗ 
yarf. Dagegen verdient die zweite ernſte Überlegung, da fie in gewiſſer 
Formulierung mit einem großen Schein von Wahrſcheinlichkeit auftritt, ja 
janz marxiſtiſch klingt. Im „Kapital“ ſelbſt finden wir keine Analyſe dar⸗ 
iber, wie Veränderungen in der Goldproduktion auf die Geſtaltung der Preiſe 
virken würden. Marx jagt zwar: 

„Wir wiſſen, .. daß bei gleichbleibenden Werten der Waren ihre Preife 
nit dem Werte des Goldes, des Geldmaterials, ſelbſt wechſeln, verhältnis⸗ 
näßig ſteigen, wenn er fällt, und fallen, wenn er ſteigt“ („Kapital“, I, S. 81). 
Oder: 

„Sinkt .. der Wert des Wertmaßes ſelbſt, fo erſcheint dies zunächſt im 
greiswechſel der Waren, die unmittelbar an den Produktionsquellen der 
dlen Metalle mit ihnen als Waren ausgetauſcht werden“ („Kapital“, I, S. 82). 
Aber das ganze „Kapital“ iſt doch auf der ſtillſchweigenden Vorausſetzung 
ines unveränderten Goldwertes aufgebaut (abgeſehen von dem Kapital über 
ie urſprüngliche Akkumulation), jo daß wir unmittelbar daraus keine Auf- 
lärung ſchöpfen können, ob die gegenwärtige Teuerung einer Entwertung 
es Goldes geſchuldet ſein kann oder nicht. Bauer iſt dieſer Meinung.“ Wir 
gagegen glauben beweiſen zu können, daß die Veränderungen in 
ser Goldgewinnung keinen Einfluß auf die Teuerung haben können. 
Wir wollen zu dieſem Zweck alle Formen dieſer Erklärungsart geſondert 
‚etrachten. Dieſelbe hat zwei Hauptformen: 

1. Die Quantität des jährlich produzierten Goldes iſt in letzter Zeit enorm 
eſtiegen; infolge der Vermehrung der Quantität muß nunmehr für jede 
Bare eine größere Menge Gold in Tauſch gegeben werden als bisher. 
2. Infolge Einführung neuer Maſchinen in den Goldbergbau und Herbei⸗ 
chaffung billiger Arbeitskräfte ſind die Produktionskoſten des Goldes gefallen; 
aher müſſen die Preiſe ſteigen. 

Erſtere Verſion ſtützt ſich auf die „Quantitätstheorie“, die zweite auf die 
lrbeitswert⸗ reſpektive Produktionskoſtentheorie. 

Nun iſt aber die Quantitätstheorie, wonach die Preiſe aller Waren ſich 
ach der Quantität der im Umlauf befindlichen Zirkulationsmittel richten, 
ur für die reine ungedeckte Papiervaluta oder für die geſperrte Silber⸗ 
Bährung richtig, nicht aber für die Goldwährung. 

Das Geld hat nämlich bekanntlich neben ſeinen anderen Funktionen auch 
ie Funktion, als Zirkulationsmittel zu dienen. „Das Gold als Zirkulations⸗ 
tittel weicht ab vom Gold als Maßſtab der Preiſe und hört damit auch auf, 
girkliches Aquivalent der Waren zu fein, deren Preiſe es realiſiert.“ Deshalb 
t es möglich, ... „das Metallgeld in feiner Münzfunktion durch Marken 
us anderem Material oder Symbole zu erſetzen. . . . Relativ wertloſe Dinge, 
Japierzettel, können alſo an ſeiner Statt als Münze funktionieren.“ Es kann 
ber nur ſo lange dieſe Funktion erfüllen, ſolange die Ausgabe des 
Japiergeldes auf diejenige Quantität beſchränkt iſt, worin das 
on ihm ſymboliſch dargeſtellte Gold (reſpektive Silber) wirklich 
irkulieren müßte. Wird aber mehr unbedecktes Papiergeld herausgegeben, 
ls das durch dasſelbe ſymboliſch dargeſtellte Gold zirkulieren würde, fo werden 


Otto Bauer, Die Teuerung. S. 39 passim. 
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die Papiergeldzeichen in dem Maße entwertet werden, als ihre Quantität 
Quantität des zur Abwicklung des Warenverkehrs benötigten Goldes übe 
ſchreitet. Dies geſchah zum Beiſpiel zur Zeit der Aſſignaten. In ſolch. 
Fällen tritt natürlich eine allgemeine Teuerung ein! Ahnlich ſteht es bei ein 
geſperrten Silberwährung, mit dem Unterſchiede, daß der Wert reſpekti 
Preis der Silbermünzen niemals unter dem Werte reſpektive Preis des 
den Münzen enthaltenen Silberwertes ſinken kann, dagegen ſehr wohl ſta 
über dem Silberwert ſteigen kann, weil es wegen der Sperrung unmögli 
iſt, Rohſilber am Markte zu kaufen und ausmünzen zu laſſen.“ 

Was aber für die unbedeckte Papierwährung und die geſperrte Silbe 
währung richtig iſt, iſt für das Gold nicht richtig. Das Goldgeld funkti 
niert nicht nur als Wertmaß, iſt nicht bloß Wertzeichen, jonderni 
wirklicher Wert.” Eine Goldmünze enthält im allgemeinen ebenſoviel geſe 
ſchaftlich notwendige Arbeitszeit wie die dafür eingetauſchte Ware. Die bio 
Vermehrung der Goldproduktion würde daher nur in jenem Fal 
eine Wertverminderung des Geldes und hierdurch eine Teuerur 
hervorrufen, wenn die Vermehrung eine ſo große wäre, daß a 
ſoluter Überfluß an Gold herrſchen würde, daß ein zu großer T 
der geſellſchaftlichen Arbeit auf die Produktion des Goldes verwendet word 
wäre. Dies iſt aber keineswegs der Fall: die Jagd nach dem Golde v. 
ſeiten der Zentralbanken iſt heute ſo intenſiv, wie ſie nur jemals geweſen i 
Daher iſt jede Erklärung der Teuerung, welche auf der Duane 
baſiert iſt, von vornherein unrichtig. 

Um aber unſere Beweisführung voll zu machen, wollen wir auf ein 
Moment die Richtigkeit der Quantitätstheorie vorausſetzen und darlegen, de 
die gegenwärtige Teuerung ſelbſt auf dieſer Grundlage nicht nie das | 
der Goldproduktion erklärt werden kann. 

Die Goldproduktion der Welt betrug in den letzten zehn Jahren: 


u 

a Prozent 1% Prozent | 
1900 288 100 19053 506 41588 | 
190! 8393 102 1977 0 163 
190 186 147 1908 . 666 174 
19093 419 139 19909? 6588 1798 
19094 56523 137 1910 688 179 4 
1905 568 148 


1 ale welche die jährliche Goldproduktion als die Grund 
der Preisgeſtaltung betrachten, find mit der Erklärung der Teuerung ra) 
fertig: der 79 Prozent betragenden Steigerung der Goldproduktion entfprit 
eine allgemeine Preisſteigerung der Waren um 79 Prozent. 

Nun iſt aber die Gegenüberſtellung der jährlichen Zunahme der 60 
produktion mit der Bewegung der Warenpreiſe ſelbſt auf Grundlage d 
Quantitätstheorie unrichtig. Denn zur Abwicklung des Tauſchverkehrs die 
nicht nur die in jedem Jahre neugewonnene Goldquantität, ſondern die € 
ſamte ſeit Jahrhunderten aufgehäufte Goldmenge, welche ſich im europätl’ 
amerikaniſchen Wirtſchaftsgebiet vorfindet. Richtig angewendet, darf alſo n: 


Rudolf Hilferding, Das Finanzkapital. S. 24 passim. 

Als Maß der Werte kann Gold nur dienen, weil es ſelbſt urbeitsprodutt. 
„Kapital“, I, S. 63. 

5 Statiſtiſches Jahrbuch für das Deutſche Reich. 32. Jahrgang Berlin 1911. ©. 
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ie Zunahme der Geſamtquantität der Preisbewegung der Waren gegenüber⸗ 
eſtellt werden. | NR 

Verläßliche Schätzungen beziffern die im europäiſch⸗amerikaniſchen Kultur⸗ 
reis vorhandene gemünzte und ungemünzte Goldmenge auf 12,3 Millionen 
ilogramm' im Jahre 1900. 

In den Jahren 1901 bis 1910 wurden neu produziert 5,8 Millionen 
ilogramm. Nun dient aber nicht die ganze neu produzierte Quantität 
ar Vermehrung der Zirkulationsmittel. Beiläufig der dritte Teil wird nach 
en Schätzungen des amerikaniſchen Münzamtes, Helfferichs und Lexis' zu 
iduſtriellen Zwecken verbraucht. Zur Vermehrung der zur Abwicklung des 
zarenverkehrs dienenden Quantität wurden daher nur beiläufig 3,8 Mil- 
zonen Kilogramm verwendet, was 32,4 Prozent des im Jahre 1910 
orhandenen Quantums ausmacht. 

Wäre alſo die Quantitätstheorie richtig, ſo wäre eine Teuerung von 30 bis 
2 Prozent durch die Steigerung der verfügbaren Goldmenge erklärbar, wenn 
ie Quantität der umgeſetzten Waren gleich geblieben wäre. 

Dies iſt jedoch eine abſolut irreale Vorausſetzung! Obwohl wir keine Statiſtik 
er Weltproduktion aller Artikel beſitzen, können wir aus den vorhandenen Daten 
zit Sicherheit feſtſtellen, daß die Weltproduktion an Waren in ebenſolchem Maß⸗ 
ab geſtiegen iſt. Die Weltproduktion betrug in tauſend Tonnen: 


1900 1909 Steigerung 
91888 136 500 48 Prozent 
480726 61000 50 . 
@teinfoblen . . . 725000 980000 35 . 
en 529 858 61 
13291 659 361400 88 
775710 99 130 31 z 
15513 22467 45 - 


Da alſo die Produktion und der Verkehr der anderen Waren in den letzten 
ahren — wie die Statiſtik dieſer wichtigſten Warenarten zeigt — mindeſtens 

gleichem Maße geſtiegen iſt wie die Zunahme der zur Abwicklung des 
erkehrs dienenden Goldmaſſe, ſo kann die Teuerung des letzten Jahres ſelbſt 
if der unrichtigen Baſis der Quantitätstheorie nicht durch die Steigerung 
r Goldproduktion erklärt werden. 
Wir tun ein übriges, wenn wir noch hinzufügen, daß die Steigerung der 
oldumlaufmittel nur dann eine Teuerung herbeiführen könnte, wenn der 
ze Warenumſatz durch effektives Gold abgewickelt werden würde. Nun iſt 
aber allgemein bekannt, daß der größte Teil der Warenumſätze nicht durch 
ermittlung von effektivem Gold, ſondern durch Goldzeichen (Schecks, Bank⸗ 
ten, Clearing) erledigt wird, teils wegen der leichteren Handhabe, teils — 
ze es ſich zur Zeit der Kriſen ſchlagend zeigt — aus abſolutem Mangel an 
ſektivem Gold, wie es auch momentan der Fall iſt. Die Vermehrung des 
oldvorrats der Welt würde alſo nicht eine Preiserhöhung der Waren, ſondern 
e Verdrängung eines aliquoten Teiles der Goldzeichen durch effektives Gold 
ir Folge haben. — 
e r . 

Die Schätzungsziffer von W. Lexis. 

»Kompaß, Finanzielles Jahrbuch für Oſterreich⸗Ungarn, 1911, und Statiſtiſches 
andbuch für das Deutſche Reich, 1910. 
Durchſchnitt der Jahre 1898 bis 1902. 
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Wenden wir uns nun der 1 zu, ob eine Verbilligung der kr 
duktionskoſten des Goldes die gegenwärtige Teuerung verurſac 
haben kann? 

Stellt ſich die Produktion eines Kilogramm Goldes — durch Anwendu 
neuer Maſchinen — billiger, iſt in einer Gewichtseinheit weniger geſellſcha 
lich notwendige Arbeitszeit enthalten, ſo muß ſich die Wertverminderung d 
Goldes ohne weiteres auf die zum Preismaß dienenden Goldmünzen üb: 
tragen, da doch die verſchiedenen Notenbanken das rohe Gold zu einem fi: 
Preiſe, alfo für eine fire Anzahl Goldmünzen übernehmen, da außerdem! 
engliſchen, amerikaniſchen und auſtraliſchen Münzſtätten verpflichtet find, dz 
rohe Gold jedermanns umſonſt oder gegen Aufrechnung einer minimal; 
Prägegebühr in Münzen auszuprägen. „Der Preis des Goldes, gemeſſen 
der Münze desſelben Metalls, kann nicht variieren.“ 

Geht der Wert des rohen Goldes zurück, ſo überträgt ſich die We. 
verminderung reſtlos auf die Goldmünzen; und da dieſe das Wertmaß bild, 
muß ſich ihre Wertverminderung in einem allgemeinen Preisaufſchwung alı 
Waren kundgeben, und zwar nicht nur bei jenen Waren, die gegen effekte 
Goldzahlung gehandelt werden, ſondern bei allen Waren, weil doch die Go⸗ 
münze bei allen Transaktionen als „ideelles Rechengeld“ dient. 

Aus vielen Berichten der letzten Jahre geht nun hervor, daß in der Go⸗ 
produktion wirklich neue Maſchinen angewendet und Koſtenerſparniſſe erzit 
worden find. Die Teuerung iſt alſo zum Teil dieſem Umſtand geſchuldet 

So lautet die Theorie, deren Richtigkeit bisher von niemand angeziveilt 
wurde. So ſagt zum Beiſpiel Otto Bauer:? „Die Herabſetzung der (- 
winnungskoſten des Goldes im ſüdafrikaniſchen Goldbergbaut 
wahrſcheinlich eine der Urſachen der heutigen Teuerung. Wir müfn 
heute für jede Ware mehr Geld, mehr Gold hingeben, weil in jedem Bo) 
ſtück heute weniger geſellſchaftliche Arbeit verkörpert iſt als früher.“ 

So wahrſcheinlich all dies klingt, ſo allgemein angenommen auch die 
Meinung iſt, können wir dieſelbe aus folgenden Gründen nicht fe 
richtig halten: 

Es iſt eine allgemein bekannte Tatſache, daß die Preiſe der Waren ir 
in dem Falle von der in ihnen enthaltenen gejellihaftli notwendigen 
beitszeit beſtimmt ſind, wenn dieſelben ohne Erhöhung der Produktionskoſn 
dem Bedürfnis gemäß vermehrt werden können. Die Preiſe jener Wan 
jedoch, die nur mit vermehrten Produktionskoſten in erhöhter Menge Ir 
geſtellt werden können, werden von den Produktionskoſten der unter n 
ſchlechteſten Produktionsbedingungen produzierten, aber zur Befriedigung 3 
Bedarfes noch notwendigen Menge beſtimmt. Dies iſt der Fall bei den I 
dukten des Ackerbaus. „Der Produktionspreis des ſchlechteſten, keine Rele 
tragenden Bodens iſt ſtets der regulierende Marktpreis...“ („Kapital“, 1, 
2. Teil, S. 197). 

Die Einführung einer Arbeit erſparenden Maſchine, einer 10 
niſchen Neuerung ſenkt den Marktpreis der Waren der erſten Gt: 
tung ganz allgemein: die neue Produktionsweiſe wird die geſellſchaftlie, 
die preisbeſtimmende. Wird dagegen eine derartige Neuerung in ein 9% 
duktionsgebiet eingeführt, in welchem der e, der ſchlechteſn, 

ı Hilferding, Finanzkapital. S. 36. 

2 Otto Bauer, Die Teuerung, ©. 39. | | 
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och notwendigen Warenquantität den Marktpreis reguliert, ſo wird der 
Narktpreis nur dann ſinken, wenn durch die Neuerung auch der 
egulierende Preis, die Produktionskoſten der unter den ſchlech— 
eſten Umſtänden produzierten Ware fallen. Iſt dies nicht der Fall, 
9 bleibt der Marktpreis der alte, und das Ergebnis der Neuerung iſt nur 
ie Steigerung des Surplusprofits der unter günſtigeren Verhältniſſen Pro⸗ 
uzierenden. 

Diejenigen, welche behaupten, die neueingeführten Maſchinen hätten den 
reis des Goldes geſenkt, machen die ſtillſchweigende Vorausſetzung, Gold ſei 
ine Ware, deren Produktionskoſten durch die geſellſchaftlich notwendige Arbeits⸗ 
eit ſchlechthin beſtimmt ſeien. Wir behaupten jedoch 1. daß bei der Gold— 
roduktion geradeſo wie bei der Getreideproduktion die unter den ſchlechteſten 
zedingungen produzierte Goldmenge preisregulierend iſt und die beſſeren 
sruben eine Differentialrente genießen; 2. daß die Arbeit erſparenden 
keuerungen den Produktionspreis des unter den ſchlechteſten Be— 
ingungen produzierten Goldes nicht herabgeſetzt haben, alſo nur 
en Erfolg hatten, die Differentialrente im Goldbergbauzuſteigern. 

Die Analyſe der Goldproduktion beweiſt die Richtigkeit unſerer Behauptungen. 
Will jemand eine Goldlagerſtätte abbauen, ſo ſind für ihn die maximalen 
zroduktionskoſten mit abſoluter Pünktlichkeit im vorhinein gegeben; die Pro⸗ 
uktionskoſten eines Kilogramm Goldes dürfen nicht die Verausgabung von 
inem Kilogramm gemünztem Golde erreichen. Wo die Gewinnung eines 
Alogramm rohen Goldes mehr koſtet, kann die Grube nicht abgebaut werden, 
a der Abbau einen Verluſt ergeben würde.“ 

Von was hängen aber die Produktionskoſten eines Goldbergwerkes ab? 
in erſter Linie nicht von der angewandten Produktionsweiſe, ſondern vor 
llem von dem Reichtum an Goldgehalt. 

Die Produktionskoſten des Goldes richten ſich nämlich nicht nach dem ge— 
gonnenen Golde, ſondern nach der Quantität des verarbeiteten Erzes 
nd der Tiefe der Gruben; auf das Gold bezogen gibt es überhaupt keine 
inheitlichen Produktionskoſten, denn es gibt Gruben, welche mit der Förderung 
und Verarbeitung derſelben Quantität Erzes das Fünffache an Goldertrag 
tefern als ärmere Gruben. 

Setzen wir nun voraus, es werden neue, Arbeit erſparende Methoden zur 
sörderung und Verarbeitung des Golderzes erfunden und eingeführt. Würde 
adurch der Preis der Goldware gegenüber anderen Waren ſinken? 
Keinesfalls! 

Die Neuerung hätte nur die Folge, daß nunmehr auch ſolche Goldfelder, 
delche bisher nicht abgebaut wurden, ausgenützt werden können; denn durch 
ie billigere Verarbeitung des Erzes kann ein Kilogramm Gold nunmehr mit 
er Ausgabe eines geringeren Quantums an gemünztem Gold erzeugt werden. 
die Produktionskoſten des den Preis regulierenden, unter den 
chlechteſten Bedingungen produzierten Goldquantums wären nach 
die vor die gleichen: das Ergebnis wäre nur, daß nunmehr auch die bisher 
hlechteſten, keine Differentialrente abwerfenden Goldgruben eine Rente hätten; 
ie Rente der bisher ſchon eine Differentialrente einheimſenden Gruben aber 
ine entſprechende Erhöhung erfahren würde! 

„Gold findet ſeinen Tauſchwert gegenüber den Waren fertig vor, ſoweit es ſich 


n den Welthandelspreiſen abſpiegelt.“ W. Lexis, Lehrbuch der Volkswirtſchaft, S. 101. 
1911-1912. I. Bd. 16 
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Eine Verminderung des Marktpreiſes würde nur dann eintreten, wen 
durch die Arbeit erſparenden Neuerungen eine ſo große Meng 
neuproduzierten Goldes auf den Markt kommen würde, daß ei 
Teil davon überflüffig wäre. In dieſem Falle würde der Preis herunte 
gehen, und ein Teil, die unter den ſchlechteſten Umſtänden produzierende 
Bergwerke würden die Produktion einſtellen. | 

Dies ift aber keineswegs der Fall. Die Notenbanken aller Länder nehm 
die zu dem bisherigen Preiſe angebotenen Rohgoldmengen begierig auf; di 
einem Überfluß kann abfolut keine Rede fein, daher auch von keiner Prei 
verminderung. Wurden Arbeit erfparende Neuerungen im letzten Jahrzeh 
eingeführt, ſo haben ſie nur die Bergwerksrente erhöht, ohne den Goldwe 

zu vermindern. 5 
Wir könnten mit dieſen rein theoretiſchen Überlegungen ruhig unſere Au 
führungen ſchließen. Wir wollen aber, um unſere Anſicht annehmbarer 
machen, noch einiges hinzufügen. | 
Daß die Verhältniſſe der Goldproduktion wirklich jo liegen, wie wir 
anführten, beweiſt das Schickſal der Goldbergwerksunternehmungen. Ein 
die Hälfte der neuen Goldminen muß den Betrieb in kürzeſter Zeit ſchließe 
weil die Produktionskoſten den Verkaufspreis überſteigen; während ander 
die reiches Erz abbauen, ganz horrende Profite einheimſen, welche offenkund 
aus einer Differentialrente entſtammen. a 
Zur Illuſtrierung deſſen, wie ungleich das Ergebnis der Goldminen i 
geben wir hier die Dividendenſtatiſtik einiger ſüdafrikaniſcher Goldminen: 
1901 1902 1903 1904 1905 1906 1907 1908 1909 191 


Struglo French Exploration 8 27½ 17/ — 20 — — — 10 12 
Conſolited Gold.. — 25 — 12½ 15 11 oO 
Eaſt Rand — — 25 20 20 — 45 42½ 40 4 
Feten 187½ 250 262 300 300 300 600 30 
General Mining. — 10 10 — 20 — : — 5 
Globe and Phoeniz. . 50 35 — — 22½ 27½ 15 22½ 35 12 
Premier Deffered . 1 ́ [f 
South African Gold Truſt 50 50 — 2 15 — — 10 25 2 


Rand Mines — 80 100 100 180 180 190 850 22 


Wir ſehen alſo, daß die Dividenden der Goldminenunternehmungen zwiſch 
0 und 600 Prozent variieren; es gibt Minen, die in zehn Jahren 70 Proze 
und ſolche, die 2600 Prozent Dividenden bezahlten. Dies iſt nur in einem Pu 
duktionszweig möglich, wo es einen fixen Verkaufspreis, aber ſehr ſchwanken⸗ 
Produktionskoſten gibt, und wo der fixe Verkaufspreis von der unter di 
ſchlechteſten Bedingungen produzierten Warenquantität beſtimmt wird. 

Diejenigen, welche behaupten, die Teuerung der letzten Jahre ſei der V. 
billigung der Goldproduktion geſchuldet, hätten die Pflicht, uns den wi 
ſchaftlichen Mechanismus aufzuzeigen, durch welchen ſich die vermindert 
Produktionskoſten im Preiſe durchſetzen. 5 

Bei ſolchen Waren, welche ſchrankenlos vermehrt werden können, ſetzt f 
die Verminderung der Produktionskoſten durch die Konkurrenz der die ne: 
Methode zuerſt einführenden Unternehmungen in die Verminderung der Pre: 


1 Siehe ausführlich bei Max Epſtein, Die engliſche Goldmineninduſtrie. Dres 
1909, O. Böhmert. | 
2 Deutſcher Börſenkalender 1911. Beilage der „Frankfurter Zeitung“. 
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. Die Konkurrenz zwingt die anderen Werke, entweder mit den Preiſen 
zenfalls herunterzugehen oder die Kunden zu verlieren, da die konkurrierende 
ternehmung eventuell den ganzen Markt mit Waren verſorgen kann. 
Bei der Produktion der Goldware gibt es keine Konkurrenz. Das Kilo- 
mm des neuen, billiger produzierten Rohgoldes wird von den Noten⸗ 
faken mit ebenſoviel Stück Goldmünzen oder denſelben entſprechenden Waren 
gauft als früher. Die rieſige, ſeit Jahrhunderten aufgehäufte, zu allen 
Iren im feſten Austauſchverhältnis ſtehende Goldmenge wird im Preiſe 
en der Verminderung der Produktionskoſten des Goldes nicht berührt.“ Die 
kligere Produktion erhöht die Differentialbergwerksrente; hier gibt es keine 
enkurrenz: der durch die Verminderung der Produktionskoſten erreichte Nutzen 
Fßt als Surplusprofit in die Taſchen der Grubenkapitaliſten. 

O. Bauer ſelbſt ſcheint etwas von dieſem Sachverhalt vorgeſchwebt zu 
hben, denn neben dem oben angeführten Gedankengang zieht er noch einen 
zeiten zur Erklärung der durch die Verbilligung der Goldproduktion an⸗ 
glich verurſachten Teuerung heran. Er jagt: 

„Die Beſitzer der Goldbergwerke liefern das geförderte Gold an die Münz⸗ 
itten und Banken ab. Sie bekommen dafür Münzen oder Wechſel, An⸗ 
niſungen auf Gold. Damit bezahlen ſie zunächſt die Koſten der Gold⸗ 
pduktion. Der Überſchuß der erzeugten Goldmenge über die Erzeugungs⸗ 
kten bleibt ihnen. Er iſt deſto größer, je geringer die Produktionskoſten find.“* 
Wir ſehen, hier ſetzt Bauer ſelbſt einen fixen, von den Produktionskoſten 
dsfelben unabhängigen Preis des Goldes voraus, im Gegenſatz zu ſeinen 
ſeteren Ausführungen, wonach das Sinken der Produktionskoſten das Sinken 
de Kaufkraft des Goldes automatiſch nach ſich zieht! Er ſetzt dann ſeine Aus⸗ 
Firungen folgendermaßen fort: 

„Für dieſen Überſchuß kaufen fie dann Waren. Die Goldproduzenten ver⸗ 
uhren nicht den Warenvorrat, da ſie Gold, nicht Waren erzeugen; wohl 
ger ſteigern ſie die Nachfrage nach Waren. Sie ſteigern ſie um ſo mehr, je 
gißer der Überſchuß der Produktion über die Koſten iſt, je geringer alſo die 
Aſten find. Die vermehrte Nachfrage nach Waren bei gleichbleibendem Vor⸗ 
1 treibt den Preis der Waren in die Höhe. Auf dieſe Weiſe werden 
drch das Sinken der Herſtellungskoſten des Goldes die Preiſe 
dr Waren erhöht.“ | 
Wir ſehen alfo, nicht das Sinken des Preifes der Goldware, ſondern die 
omehrte Nachfrage nach Waren bei gleichbleibendem Preis des Goldes wird 
hr als die Urſache der Teuerung bezeichnet. 5 

Indeſſen glauben wir, daß auch dieſe Erklärungsart nicht ſtichhaltig iſt. 

Erſtens würde die vermehrte Nachfrage der höhere Profite einheimſenden 
Inenfapitaliften nur eine erhöhte Nachfrage nach gewiſſen Waren, hauptſäch⸗ 
1 nach Luxus gegenſtänden, oder aber, wenn eine Akkumulation ſtattfindet, nach 
Peitsmitteln, nicht aber nach Lebensmitteln, Kleidern, Wohnungen uſw. be- 
ken, deren Preiſe ſich ſämtlich im letzten Jahrzehnt ſo immens erhöht haben. 


f ; „Es verſteht ſich von ſelbſt, daß, je fortgeſchrittener das Lebensalter der kapi⸗ 
teſtiſchen Produktion, um fo größer die allerſeits aufgehäufte Geldmaſſe, um fo 
ner alſo die Proportion, die die jährliche neue Goldproduktion dieſer Maſſe zu- 
fit, obgleich dieſer Zuſchuß ſeiner abſoluten Quantität nach bedeutend ſein kann“ 
Capital“, II, S. 449). 

„Die Teuerung“, S. 39. 


220 Die N 
S3dweitens aber iſt der Mehrprofit, den die Minenkapitaliſten felbjii 
beſten Falle mehr einheimſen als früher, verſchwindend klein gegen! 
geſamte im Weltverkehr umgeſetzte Warenmenge, kann alſo i 
allgemeine Preisſteigerung hervorrufen, wie folgende Überlegung beige 

Der Geſamtwert des im Jahre 1909 produzierten Goldes betrug 8 
Millionen Mark. 

Setzen wir einen extremen Fall voraus: daß der Profit der Grun 
kapitaliſten in dieſem Jahre um volle 25 Pran des Geſamtweie 
größer war als in den vorhergehenden Jahren. In dieſem Falle würde 
zuſchüſſige Summe, mit welcher die Grubenkapitaliſten die Nachfrage N 
Waren vermehrten, 470 Millionen Mark betragen. 

Zu der geſamten Nachfrage des Weltmarktes iſt dies aber eine ſo 2 
ſchwindende Größe, daß fie eine Steigerung der Warenpreiſe unmöglich 
urſachen kann. Wir können alſo auch die Erklärung Bauers — die eing 
welche theoretiſch ſtichhaltig wäre — nicht annehmen: und wir müe 
dabei verharren, daß die Veränderungen der Goldproduktion rb 
die Urſache der Teuerung ſein kann! 

Wenn die Verfechter bürgerlicher Intereſſen daran feſthalten, daß Veröb 
rungen der Goldproduktion die Teuerung verurſacht haben, ſo hat es für ſie ee 
guten Sinn: fie wollen die Verantwortung für die Teuerung auf einen umerd 
baren, fernliegenden techniſchen Faktor abwälzen. Für die Verfechter proletari) 
Intereſſen hat dies aber keinen Sinn, wenn meine Ausführungen richtig fir. 

Sollten ſie unrichtig ſein, werde ich mich gern eines Beſſeren belehren lan 


Die Nationalratswahlen in der Schweiz. 


Von Dionys Sinner. 


Man hatte gehofft, daß die diesmaligen Nationalratswahlen, dien 
29. Oktober ſtattfanden, nach dem Proportionalwahlſyſtem vorgenome 
werden könnten. Die Minderheitsparteien: Sozialdemokraten, Di 
kraten, Ultramontane und Konſervative hatten im Jahre 1909 eine) 
meinſchaftliche Aktion für die Einführung der Proportionalwahl ee 
Nationalrats unternommen und für das Initiativbegehren zur Ergann 
der Bundesverfaſſung 142 263 Unterſchriften geſammelt, während de 
„nur“ 50 000 notwendig find. Hatte die freifinnige Herrſchaftspartei o 
die Unterſchriftenſammlung mit allen Mitteln bekämpft, jo zog fie nun t 
recht alle Regiſter, um die Verwerfung der Proporzinitiative zu erziä 
Zuerſt erſchien der Bundesrat mit einer ſogenannten „Botſchaft“ and 
Bundesverſammlung, die nichts anderes als eine freiſinnige Streitſei 
gegen das Initiativbegehren war und dem Parlament deſſen Ablehrn 
empfahl, die es denn auch beſchloß. Und dann ſetzte die ganze freiſinit 
Parteipreſſe ein, wozu noch Verſammlungen und Flugblätter hinzuka el 
Dieſe Kampfeswaffen wurden freilich auch von den Freunden der Prost 
initiative angewandt, aber ſie befanden ſich gegenüber der alten herriche)* 
freiſinnigen Partei in verſchiedenen Beziehungen im Nachteil, der noch it 
den Umſtand verſtärkt wurde, daß die Ultramontanen der Kantone oe 
burg und Wallis die Proporzaktion nicht mitmachten, ſondern ſich it 
freiſinnigen Gegnern zur Bekämpfung derſelben anſchloſſen. Ohne e 
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hnenflucht, die natürlich auch auf andere Kreiſe ihre proporzfeindlichen 
ſckwirkungen hatte, wäre in der Volksabſtimmung vom 23. Oktober 1910 
Proporzinitiative angenommen worden, während ſie ſo mit 265 194 
zen 240 305, alſo mit einer Mehrheit von rund 25 000 Stimmen ver⸗ 
‚fen wurde. Die Mehrheit iſt allerdings relativ klein, und das Abitim- 
ingsreſultat erſcheint um jo günſtiger, als die erſte Proporzaktion vom 
hre 1899 mit 244 666 gegen 169 008, alſo mit einer Mehrheit von 74 000 
immen verworfen wurde. Innerhalb elf Jahren hat ſich demnach die 
tuation ſehr zugunſten der Proportionalwahl verſchoben, und es erſcheint 
her ſehr wahrſcheinlich, daß ein dritter Anlauf dem Gedanken der Propor⸗ 
nalwahl zum Siege verhelfen wird. Zu dieſer Hoffnung berechtigt auch 
Umſtand, daß im Jahre 1910 von den 25 Kantonen 14 ſich für die Pro⸗ 
etionalwahl erklärten, das heißt in 14 Kantonen machte die Zahl der ab⸗ 
gebenen Ja, und nur in 11 Kantonen die Zahl der Nein die Mehrheit aus. 
i Verfaſſungsänderungen genügt für deren Annahme nicht nur die Mehr- 
t der abgegebenen Stimmen, ſondern fie muß ergänzt werden durch die 
ehrheit der Kantone. 

So mußten alſo die diesjährigen Wahlen noch nach dem beſtehenden 
ſen Wahlrecht vorgenommen werden, das in der Hauptſache auf die herr- 
ende freiſinnige Partei zugeſchnitten, auch noch der ultramontanen Partei 
glich iſt, für die ſozialdemokratiſche Partei aber äußerſt nachteilig wirkt 
d eine brutale Vergewaltigung bedeutet. An ſich wäre ja das eidgenöſ⸗ 
he Wahlrecht durchaus befriedigend. Es iſt allgemein, geheim, gleich und 
ſekt, wird ſchon mit dem zwanzigſten Altersjahr vom Bürger erreicht und 
m überall im ganzen Lande ohne Karenzzeit ausgeübt werden. Wie man 
er die beſte Waffe ſtumpf machen kann, jo haben die herrſchenden Frei— 
nigen auch dieſes ideale Wahlrecht für die Arbeiterſchaft entwertet durch 
s Liſtenſyſtem in Verbindung mit dem Majoritätsſyſtem und durch eine 
"ünftelte Wahlkreiseinteilung, die die Arbeiterſchaft bis jetzt immer zur 
‚inderheit verurteilt hat. Es wurden einfach ſtädtiſche und induſtrielle Be⸗ 
ke mit ländlichen Bezirken zuſammengeworfen zu einem Wahlkreis, in 
n das Bürgertum in Stadt und Land die überwiegende Mehrheit hat und 
Arbeiterſchaft in die dauernde Rolle der Minderheit verſetzt iſt. Das 
iſeſte Beiſpiel dafür war der erſte Nationalratswahlkreis Zürich, in dem 
gadt und Bezirk Zürich zuſammengeſchweißt waren mit dem faſt rein länd⸗ 
en Bezirk Affoltern, der mit ſeinen 2000 bis 3000 Stimmen die 15 000 
ialdemokratiſchen Stimmen wirkungslos machte, da fie beiſpielsweiſe im 
ihre 1908 die bürgerlichen Stimmen auf 17 000 erhöhten und fo die ſozial⸗ 
nokratiſche Partei leer ausgehen ließen. Erſt im zweiten Wahlgang er⸗ 
alt ſie infolge beſonderer Umſtände eines von den neun Mandaten. Und 
wie hier liegt es in faſt allen Pluralkreiſen, deren es 44 mit 2 bis 8 Ver⸗ 
tern gibt, während nur 5 Kreiſe je einen Abgeordneten wählen. Hätten 
r in der Schweiz nur Einerkreiſe wie in Deutſchland, Oſterreich und an⸗ 
cen Ländern, jo wäre eine ganze Anzahl derſelben für die ſozialdemokra⸗ 
iche Partei ſicher. ae 

Ein weiterer ungünſtiger Umſtand für die ſchweizeriſche Sozialdemo⸗ 
tie iſt die halbe Million Ausländer in der Schweiz, von denen ein ſehr 
(oßer Teil Arbeiter im ſtimmfähigen Alter ſind, die aber das Wahlrecht 
icht beſitzen, ſo daß ihre Stimmen für unſere Partei verloren gehen. Die 
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bürgerlichen Parteien leiden viel weniger unter dieſen Verhältniſſen, ö 
darum wollen auch ſie von einer Erleichterung der Einbürgerung von 9; 
ländern nichts wiſſen; die proletariſche Helotenſchar von vielleicht 200 
Arbeitern fol zum Nachteil der Sozialdemokratie nicht verkleinert wer 

So kommt es, daß bisher im Bundesparlament der ſchweizeriſchen de 
kratiſchen Republik die Arbeiterſchaft jo ſchwach vertreten war und bei 
hinter den Bruderparteien monarchiſcher Staaten zurückſtehen mußte. 

Die diesmaligen Wahlen fanden nur inſofern unter etwas anderen 1: 
ſtänden ſtatt, als infolge der Vermehrung der Bevölkerung von 3 315 443 
Jahre 1900 auf 3 741 971 in 1910 die Zahl der Nationalräte um 22, von 
auf 189, vermehrt und infolgedeſſen der Züricher Wahlkreis, deſſen Vertre; 
zahl von 9 auf 12 erhöht werden ſollte, in zwei Kreiſe mit 7 und 5 Vertreſ 
geteilt wurde. Mit dem neuen zweiten Wahlkreis (Zürich⸗Außerſihl) erh 
die ſozialdemokratiſche Partei eine ſichere Domäne, da fie hier die gr: 
Mehrheit von zirka 10 000 gegen zirka 4000 bürgerliche Stimmen bei 
Natürlich iſt dieſe Kreiseinteilung von der herrſchenden freiſinnigen Pa 
nicht aus Liebe zur Arbeiterſchaft oder zur politiſchen Gerechtigkeit von 
nommen worden. Die Freiſinnigen mußten mit der Gefahr rechnen, bei 
fortſchreitenden Erſtarkung der ſozialdemokratiſchen Partei alle 12 Manit 
an dieſe zu verlieren; andernfalls aber, ſolange ſie ausſchließlich oder 
ausſchließlich die ganze Vertretung beſitzen würden, ſo viel Stoff zur Ur 
friedenheit und Empörung der Arbeiterſchaft im ganzen Lande zu Tief 
daß dadurch der Gedanke der Proportionalwahl mächtig gefördert wer: 
würde. Für uns wäre deshalb der Fortbeſtand dieſer politiſchen Bergen! 
tigung bis auf weiteres günſtiger geweſen, da er uns ſchließlich einen gan 
Sieg gebracht hätte, während der neue Zuſtand die Ausſchaltung eines: 
ſonders anſchaulichen und aufreizenden Unrechtes bedeutet. 

Aber die Notwendigkeit der Erſetzung der heutigen Wahlrechtsverh⸗ 
niſſe durch die Proportionalwahl beſteht dennoch ungeſchwächt fort, da der: 
genannte „freiwillige Proporz“, der im Kampfe gegen die Proporzinitia) 
eines der wichtigſten Argumente war, ſchmählich Schiffbruch gelitten 
Nur in 6 von den 49 Wahlkreiſen wurden der Arbeiterſchaft von vornhen 
durch Abmachung insgeſamt 8 Sitze überlaſſen, von denen fie aber nur di 
erſten Wahlgang erhielt und da zum Teil nur aus eigener Kraft, wie 
Appenzell und Biel, wo die freiſinnigen „Gerechtigkeitsmeier“ die ſoz! 
demokratiſchen Kandidaten im Stiche ließen oder auch indirekt befämpfi 
In Bern wurden der ſozialdemokratiſchen und konſervativen Minderhe 
von 7 Sitzen überlaſſen, um die fie noch in einem zweiten Wahlgang kämfe 
müſſen, in dem dann die Freiſinnigen ihren konſervativen Geldſacksbrüdt 
beiſtehen werden, um die viel ſtärkere ſozialdemokratiſche Partei zu ıt 
rechten und den ganzen „freiwilligen Proporz“ als Humbug zu entlarin 

Man konnte auf dieſe Wahlen weitgehende Erwartungen ſetzen in bei 
auf Zuwachs der ſozialdemokratiſchen Wählermaſſen wie auch auf die ! 
oberung einer Anzahl neuer Mandate, da die bürgerlichen Parteien ine 
verfloſſenen dreijährigen Amtsperiode des Parlaments für die Arbeiterſef 
ſo gut wie nichts getan, vielmehr immer und ſtets die Intereſſen dere 
ſitzenden Klaſſen gefördert und den kapitaliſtiſchen Klaſſenſtaat befeſg 
haben; dazu kommt, daß die herrſchende Teuerung für die Arbeiterklaſſe, ! 
kleinen Beamten und Angeſtellten uſw. einen wirklichen Notſtand bede!! 
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Der Schweizerbund hat von 1908 bis 1910 ſeine Jahreseinnahmen von 145,9 
auf 166,8 Millionen Franken erhöht und gleichzeitig die Summe der Zoll⸗ 
einnahmen von 70,7 auf 80,6 Millionen Franken. In derſelben Zeit ſtiegen 
die dauernden Militärausgaben von 40,3 auf 42,2 Millionen, und außerdem 
wurden noch 35 Millionen Franken als einmalige Ausgaben aufgewendet 
für neue Gewehre, neue Exerzierplätze, Feſtungsbauten, Kriegsmaterial⸗ 
anſchaffungen uſw. Die Subventionsſumme an die Agrarier ſtieg von 4 auf 
5 Millionen Franken. So wurden die Mehreinnahmen für den Militarismus 
und die Agrarier ſowie für die Bureaukratie verwendet, während gleichzeitig 
die Staatsſchulden des Bundes um 17 auf 117 Millionen ſtiegen. 

0 Eine Summe von 200 000 Franken zur Förderung der Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung wurde wegen angeblicher „prekärer Lage der Bundesfinanzen“ ver⸗ 
weigert Dieſer Vorwand darf ruhig als eine plumpe Lüge zur Verſchleierung 
des Mangels an gutem Willen, für die Arbeiter etwas zu tun, bezeichnet 
werden. 

Als einzige gute Tat bleibt die Kranken⸗ und Altersver⸗ 
ſicherung, die indes namentlich in ihrem erſten Teile nur einen ſehr 
beſcheidenen Verſuch auf dem Gebiet der ſozialen Verſicherung darſtellt, 
nichtsdeſtoweniger aber von den Verſicherungskapitaliſten und den profit- 
wütigſten Unternehmern bekämpft wird und erſt noch die Volksabſtimmung 
paſſieren muß, in der das erſte Verſicherungsgeſetz von 1900 geſcheitert iſt. 


Eine von unſerer Fraktion im Nationalrat unternommene Aktion ) 


g egen die Teuerung, die ſich namentlich dagegen wandte, daß das 
argentiniſche Gefrierfleiſch als „konſerviertes Fleiſch“ deklariert und mit 
‚einem Zoll von 25 Franken pro 100 Kilogramm, ſtatt als friſches Fleiſch 
mit einem Zoll von 10 Franken belegt wird, verlief reſultatlos, da die 
agrariſchen Volksaushungerer auf dem höheren Satz beharrten und die Ber- 
treter der Städte und der Induſtrie wie auch der Bundesrat ihnen willige 
Handlanger abgaben. Es war der der herrſchenden freiſinnigen Partei an⸗ 
gehörende Berner Regierungsrat Dr. Gobat, der bei dieſer 
Gelegenheit gegen das beſtehende Regime die wuchtige Anklage erhob: 
„Wir leben in einem Lande, in dem die Behörden das 
Volk ſyſtematiſch aushungern durch das künſtliche 
Mittel der Schutzzollgeſetzgebung. Durch Verringe⸗ 
rung und Ausſchaltung der Konkurrenz wird das Leben 
künſtlich verteuert.“ 
Die Wahlen fielen überdies in eine Zeit, in der die truſtartig organi⸗ 
ſierten Milchwucherer einen neuen Preisaufſchlag von 25 auf 27 Centimes 
pro Liter beſchloſſen hatten, der am 1. November in Kraft treten ſollte und 
der in der geſamten Arbeiterſchaft wie auch in anderen Volksſchichten mit 
kleinem Einkommen die größte Aufregung verurſachte, die zu öffentlichen 
Kundgebungen in Form von impoſanten Volks- und beinnner® Frauen⸗ 
verſammlungen führte. 

Unter dieſen Umſtänden hätte der Wahltag für die Maſſen zu einem 
Abrechnungstag mit den Arbeiterfeinden und Lebensmittelwucherern 
werden ſollen. Das wurde er aber leider nicht, im Gegenteil, die Wahl⸗ 
beteiligung war ſchwach, und in manchen Kreiſen haben die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Kandidaten ſogar weniger Stimmen erhalten als vor drei Jahren, 
und vielfach iſt auch die Stimmenzahl der bürgerlichen Parteien zurück⸗ 


gegangen. Von etwa 830 000 ſtimmberechtigten Bürgern iſt nach unfere 
Feſtſtellungen nur etwa die Hälfte zur Urne gegangen, um das Stimmrech 
auszuüben, während die andere Hälfte mit der Schlafmütze über den Ohre 
zu Hauſe geblieben iſt. Eine ſolche politiſche Intereſſeloſigkeit ſtellt der Er 
ziehung der Bürger durch die Demokratie ein ſehr ungünſtiges Zeugni 
aus. Speziell auf die Arbeiterſchaft übt das verruchte Wahlſyſtem ein 
lähmende Wirkung aus, da ſich Tauſende von Arbeitern ſagen, unter dei 
obwaltenden Umſtänden iſt der Kampf für uns doch nutzlos und ausſichts 
los. Dieſe Auffaſſung iſt ja durchaus verfehlt und verkennt vollſtändig di 
Bedeutung und den Demonſtrationswert, aber auch die erzieheriſche Wir 
kung der Zahlen. Aber fie hängt mit der ganzen nur auf unmittelbare 
praktiſchen Erfolg gerichteten Politik in der Schweiz zuſammen, die di 
bürgerlichen Parteien verfolgen und die auch das Denken der Arbeiter be 
herrſcht. Und darum herrſcht auch in der ſchweizeriſchen Arbeiterbewegun 
jo wenig theoretiſche Einſicht und eine förmliche Abneigung gegen erniterei 
Selbſtſtudium und geiſtige Fortbildung. 

Es wurden nun von den 55 in 26 Wahlkreiſen aufgeſtellten ſozialdemo 
kratiſchen Kandidaten nur 10 gewählt, während 8 weitere in die Stichwah 
kamen, in der das relative Mehr gilt. Die gewählten Genoſſen ſind 
Arbeiterſekretär Greulich, Stadtrat (früher Pfarrer) Pflüger, Sekundar 
lehrer Seidel und Redakteur Sigg, alle in Zürich, und Redakteur Grimm 
Bern, alle fünf gewählt im neuen Wahlkreis Zürich⸗Außerſihl; Advoka 
Dr. Studer in Winterthur; Eugſter, früher Pfarrer, ſeit Jahren Zentral 
präſident und Redakteur des Schweizeriſchen Textilarbeiterverbandes 
Dr. med. Rickli⸗Langenthal (Kanton Bern); Schriftſetzer Näher⸗Biel uni 
Gerichtspräſident Dr. Affolter in Solothurn. Davon gehörten die Genoſſen 
Greulich, Studer, Eugſter und Rickli bisher ſchon dem Nationalrat an 
ir wiedergewählt wurde der Genoſſe Advokat Dr. Ferri in Lugano. 

In die Stichwahl gelangten 8 Genoſſen, in Bern (8), Baſel (2), Bader 
bei Zürich, Genf und Neuenburg. Davon wurden am 5. November gewählt 
Redakteur Johann Frei und Konſumverwalter Jäggi⸗Büttiker in Baſel 
Stadt und Charles Naine in Neuenburg. Der zweite Wahlgang in Bern 
Genf und Baden findet erſt am 12. November ſtatt, es ſtehen alſo nod 
fünf unſerer Genoſſen in Stichwahl, ſo daß die ſozialdemokratiſche Fraktion 
im neuen Nationalrat 14 bis 16 Mitglieder auf 189 Abgeordnete ins 
geſamt zählen dürfte gegen 6 bisherige. 

Insgeſamt wurden nach unſeren Berechnungen 115 491 Stimmen fin 
die ſozfaldemokratiſchen und rund 300 000 für die bürgerlichen Kandidater 
abgegeben. Da in der erſteren Zahl auch bürgerliche Stimmen enthalter 
ſind, ſo darf man ſie wohl auf 100 000 reduzieren. Es ſtehen ſich dann üben 
300 000 bürgerliche und 100 000 ſozialdemokratiſche Stimmen gegenüber 
ſo daß rund 400 000 Wählerſtimmen abgegeben wurden, von denen eir 
Viertel auf unſere Partei entfällt. Sie hätte demnach auch auf ein Vierte 
von den 189 Sitzen Anſpruch, ſo daß ſie deren 47 ſtatt nur 14 oder 16 be 
ſitzen müßte, während die anderen Parteien, insbeſondere die freiſinnigen 
um ſo viel weniger Sitze hätten. Von den im erſten Wahlgang gewählter 
169 Nationalräten gehören 106 der freiſinnigen, 37 der ultramontaner 
Partei, 10 den Sozialdemokraten, 8 den Liberalkonſervativen, 5 den A 
kraten an, 3 ſind Unabhängige oder Wilde. | 
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| In mehreren Wahlkreiſen hat die ſozialdemokratiſche Stimmenzahl eine 
freuliche Vermehrung erfahren, ſo namentlich in Bern und Baſel, ferner 
den Kantonen Thurgau und Graubünden, und es iſt daher um ſo mehr 
bedauern, daß unſere Partei in den Kantonen St. Gallen und Luzern 
r keine Kandidaten aufgeſtellt, ſondern Stimmenthaltung beſchloſſen 
t. Die gleiche Taktik übten die Bürgerlichen im neuen Wahlkreis Zürich⸗ 
‚ıberfihl, wo die Sozialdemokratie die Mehrheit hat und nach Lage der 
Inge die gleiche Ausſchließlichkeit üben mußte, wie es ihr gegenüber die 
ärgerlichen in nahezu allen anderen Wahlkreiſen machen. Dieſer Zuſtand 
deutet den Bankrott der beſtehenden Wahlrechtsverhältniſſe. Und ſo ſind 
2 Nationalratswahlen von 1911 eine neue wirkungsvolle Demonſtration 
r die Notwendigkeit des Proporzes, der jeder Partei gibt, was ihr ihrer 
ärke nach gebührt. 


Die Heimarbeit in frankreich. 
Von Paul Louis (Paris). 


Die Ausbreitung der Heimarbeit iſt eine allgemein feſtgeſtellte Tatſache. 
e geht mit der größeren Ausdehnung der Fabrikarbeit parallel. Die 
haren, welche die Induſtrie alljährlich aus den ländlichen Bezirken an 
) zieht, verteilen ſich in den Städten auf dieſe beiden Betriebsarten. Aber 
Heimarbeit hat ſich nicht bloß in den großen Fabrikſtädten eingebürgert, 
erſtreckt ſich auch auf das flache Land, wo fie eine Menge ganz bedürfnis⸗ 
er Arbeitskräfte an ſich zieht, die ſich immer wieder erneuert. 
Verſchiedene Produktionsmethoden laſſen eine Zerſplitterung des Be⸗ 
ebs in zerſtreute Heimarbeitsſtätten nicht zu und ſind daher auf den 
brikbetrieb beſchränkt; andere Herſtellungsarten dagegen wandern aus 
n Fabrikbetrieb in die Heimarbeit. Geſchähe dieſe Abwanderung nicht 
d wäre ſie nicht eine internationale Erſcheinung, ſo würde die Kon— 
tration der Induſtrie, die das Geſetz unſerer Zeit, das Ergebnis des 
nzen ökonomiſchen Syſtems iſt, noch viel deutlicher zutage treten. Aber 
in darf ſich nicht durch den Schein täuſchen laſſen. Die Konzentration der 
iduſtrie vollzieht ſich trotz der Ausbreitung der Heimarbeit zweifellos mit 
Ober Schnelligkeit. Die heutige Heimarbeit, die von dem Großkapital ab- 
ngig iſt, von ihm geleitet und ernährt wird, hat nichts zu tun mit der 
ien Arbeit des ſelbſtändigen Handwerkers von ehemals. Sie produziert 
ht direkt für den Konſumenten: fie verdingt ſich meiſtens den großen 
uſern, die aus ihr einen koloſſalen Mehrwert gewinnen und die ſie der 
brikarbeit um ſo mehr vorziehen, als dieſer Gewinn nicht nur bedeutend 
her, ſondern auch bequemer iſt. 

Die Urſachen der Entwicklung der Heimarbeit ſind mannigfach. Sie 
nöglicht den Unternehmern die ſchrankenloſe Ausdehnung der Aus— 
Mi indem fie einfach eine größere Zahl von Arbeitskräften heran- 
hen. 2 

Was ſie vor allem charakteriſiert, iſt, daß ſie in immer ſteigendem 
aße die Männer und Frauen der Landbevölkerung an ſich zieht, ſei es, 
B die Arbeit, die man ihnen zuweiſt, ihren Hauptberuf ausmacht, ſei es, 
5 dieſe für fie bloß eine Nebenbeſchäftigung bedeutet. 
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Zweitens bedeutet diefe Inanſpruchnahme der ländlichen re 
für die Fabrikanten ein Minimum an Unkoſten. Sie brauchen keine Rar 
einzurichten, um ihr Perſonal unterzubringen; ſie haben keine Ausla 
für Heizung oder Beleuchtung; die Koſten für Beaufſichtigung find gl 
Null, und da die Arbeit nach einem vorher feſtgeſetzten Tarif pro Stück 
zahlt wird, ſo iſt die Beaufſichtigung an ſich ſchon überflüſſig. „ 

Drittens finden die üblichen Bedingungen des Arbeitskontraktes 
dieſe wechſelnden und unbeſtändigen Arbeiter, die man jeden Augent 
ohne vorhergehende Kündigung entlaſſen kann, keine Anwendung. 9 
braucht man keine Kündigungsfriſt einzuhalten. 

Viertens laſſen die ſogenannten Arbeiterſchutzgeſetze die Heimarbeiter 
allgemeinen faſt gänzlich unberückſichtigt. Zu ihren Gunſten kennt ' 
Geſetz keine geſundheits⸗ und ſicherheitspolizeilichen Maßnahmen, kei 
Normalarbeitstag und keine regelmäßigen Arbeitspauſen. Die Geſetze i u 
Unfallverſicherung erſtrecken ſich nicht auf fie, 

Fünftens kennen dieſe Arbeiter und Arbeiterinnen, wie ja auch n 
anders möglich, in ihrer Iſolierung nicht die Vorzüge, die Macht, i 
ſozialen Errungenschaften der Organiſation. Zerſtreut in den Proletar! 
vierteln der Städte oder in den Bauernhäuſern der Dörfer, überlang 
ihre Arbeit gefeſſelt, nehmen fie nur in ſeltenen Fällen Fühlung 11 
einander. Sie find von der täglichen Überanſtrengung zu ermattet, als 
ſie ſich untereinander über ihre gemeinſamen Intereſſen verftändt: 
könnten. Sie kennen nicht die Macht der Gewerkſchaft und wagen kaum 
einer beſſeren Zukunft zu träumen. Ihr Anwender hat nicht zu befürcht 
daß fie ſich erheben oder in den Streik treten. Wie ſollten fie eine Bere) 
gung zuſtande bringen? Und wie ſollten fie, zerſtreut, wie fie find, e 
greifen, daß trotz der Konkurrenz, die ſie ſich machen und die das Un: 
nehmertum ausnutzt, die Solidarität ſie mit einem feſten Bande un 
einander verbindet. 

Sechſtens Stehen die Heimarbeiter überall auf der niedrigſten Lohnt 
Sie find ebenſo unglücklich, ebenſo arm wie jene Bergarbeiter am Anf! 
des neunzehnten Jahrhunderts, die 1,25 Franken täglich verdienten, ebiſ 
vom Elend niedergedrückt wie die Weber von Louviers, Elboeuf und Sein 
von denen uns Villermé im Jahre 1840 erzählte, deren Hungerlöhne 
erſte Auftreten der großen Induſtrie in Frankreich kennzeichneten. N 
ſage ich! Das Los mancher heimarbeitenden Weißnäherinnen iſt in Pi 
und noch mehr in den ländlichen Departements im Innern, in Cher, Ine 
Loire et Cher, Allier, viel ſchlimmer als das der Arbeiterinnen in 2 
Webereien des Nordens unter dem Julikönigtum. \ 

Man begreift, welches Intereſſe das Großkapital an der Förderung e 
Heimarbeit haben muß. | 

Bis jetzt hat man ſich mit dieſer Betriebsart trotz des Aufſchwunges, 2 
ſie nahm, in Frankreich herzlich wenig beſchäftigt. Die Enqueten, wie 
das englische Parlament und der amerikaniſche Kongreß anſtellten, fare! 
in unſerem Lande keine Nachahmung. Keine Heimarbeitsausſtellung 0 
in Paris ſtattgefunden, die ſich mit denen von Berlin, Frankfurt a! 
und Brüſſel vergleichen ließe. Man wußte vom Hörenſagen aus zerſtreien 
und ſchlecht zuſammengeſtellten Dokumenten, daß die HeimarbeiterinN 
die Näherinnen, Stickerinnen, Schneiderinnen, Blumenmacherinnen, N 
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von den Frauen zu reden, nicht einmal jo viel verdienten, daß fie das 
te Leben damit friſten konnten. Aber keine offizielle Unterſuchung war 
zeleitet worden. 
Dieſe ſtaatlichen Nachforſchungen, deren Reſultat auch nicht immer ver— 
ich iſt, wären unnötig geweſen, wenn die Gewerkſchaften aus eigenen 
ften hier hätten Erſatz ſchaffen können. Aber abgeſehen von einem kraft⸗ 
n Verſuch der Blumenarbeiterinnen, haben die großen Gewerkſchafts— 
hände niemals etwas in dieſer Hinſicht unternommen. Nicht daß ſie ſich 
dieſes wichtige Problem nicht intereſſieren würden — hat doch die letzte 
ferenz der Arbeitsbörſen ſich damit beſchäftigt —, ſondern weil ihnen 
nötigen Mittel fehlen. Man überließ alſo das Feld dem Arbeitsamt, 
wie man weiß, eine ſtaatliche Einrichtung iſt. 
Bevor wir uns damit beſchäftigen, was das Arbeitsamt in dieſer Hin⸗ 
unternommen hat, wäre es intereſſant, die Zahl der Heimarbeiter 
nkreichs feſtzuſtellen. Da muß man nun gleich von vornherein zugeben, 
die Statiſtiken uns durchaus nicht befriedigen. Selbſt die paar unge⸗ 
enden Angaben, die man beſitzt, ſtimmen untereinander nicht überein. 
will ſie aber trotzdem dem Leſer in aller Kürze mitteilen. 
Nach dem Bericht über die Arbeitsverhältniſſe im Jahre 1902, den die 
ere Arbeitskommiſſion veröffentlichte, würde die Zahl der Heimarbeite— 
ien allein in der Bekleidungsinduſtrie 630 000 betragen. Aber es ſcheint, 
dieſe in Bauſch und Bogen angegebene Zahl gewiſſe notwendige Unter— 
dungen nicht berückſichtigt. 
Die Berufsſtatiſtik von 1906 enthält eine beſondere Rubrik mit der Über- 
ft: Arbeiter in Alleinbetrieben (travailleurs isolés). Das Falſche an 
er Rubrik iſt, daß ſie die kleinen Handwerker, die allein arbeiten, die 
(marbeiter und die Lohnarbeiter, die in verſchiedenen Häuſern unregel— 
zig beſchäftigt werden („Störarbeiter“), zugleich umfaßt. Die erſte und 
dritte Kategorie intereſſieren uns hier nicht, aber wie ſoll man ihren An⸗ 
an der Geſamtzahl und den einzelnen Kategorien herausfinden? Nach 
or Statiſtik gibt es in den Alleinbetrieben 44 600 Männer und 117 800 
ſuen in der Textilinduſtrie, 472 000 Männer und 709 200 Frauen in der 
(leidungsinduſtrie, 107 500 Männer und 141000 Frauen in der Ver⸗ 
itung von Leder und Häuten, 184 100 Männer und 11500 Frauen in 
Verarbeitung von Holz. Dieſe ſelbe Berufsſtatiſtik ſchätzt die Zahl der 
intlichen Heimarbeiter auf 250 000 Männer und 540 000 Frauen. Aber 
| iſt dieſe Statiſtik wert? Nimmt man die Zahl von 540 000 Frauen 
richtig an, ſo wäre die Zahl 630 000 falſch, die der Bericht der höheren 
miſſion für 1902 angibt. Aber wie ſoll man zwiſchen ihnen entſcheiden 
welcher Statiſtik ſoll man den Vorzug vor der anderen geben? 
ar iſt, daß die Zahl der Heimarbeiter, in Frankreich wie in Deutſch⸗ 
„England und Amerika, einen bedeutenden Prozentſatz der Maſſe der 
arbeiter ausmacht. 
die Enquete des Arbeitsminiſters, der ich die folgenden Statiſtiken 
ehe, umfaßt nicht die Geſamtheit der Berufe, in denen ſich die Heim- 
it eingebürgert hat und eine wichtige Rolle ſpielt. Sie beſchäftigt ſich 
! mit der Weißnäherei. Aber gerade das iſt einer der Berufe, in denen 
(Löhne am tiefſten ſtehen und in denen die Heimarbeit mit allen ihren 
Im den größten Raum einnimmt. Die Tatſache, daß fie vor allem in 
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die Weißnäherei eingedrungen iſt, iſt nicht verwunderlich; ſie iſt im Ge 
teil ſehr leicht dadurch erklärlich, daß hier die Arbeit bee 
zurückgeblieben und die Ausgaben für Werkzeuge äußerſt gering ſind. 
da außerdem die Herſtellung von Hemden, Leibchen und Unterhoſen nın 
ringe Anleitung erfordert und auf dem Lande oft als Nebenbeſchäftig 
angeſehen wird, ſo haben die Unternehmer ſo viele Arbeitskräfte, als ſie 
brauchten, dort angeworben, und dadurch, daß fie die ländlichen Arb 
gegen die ſtädtiſchen ausſpielen, können ſie ſich leicht gegen Forde 
nach Lohnerhöhung ſchützen. 

Die Unterſuchungen der offiziellen Beamten ſind in fünf Bänden nik 
gelegt, die von 1907 bis 1911 veröffentlicht wurden, und von denen ei 
bis zu 700 Seiten umfaſſen. In der Vorrede zum erſten Bande bekl. 
ſich die Kommiſſäre, die die Nachforſchungen vornahmen, über die Hir 
niſſe, die ſich ihnen bei der Ausführung ihrer Aufgabe in den Weg ſtel 
überall ſeien ſie auf Skeptizismus und Mißtrauen geſtoßen. Sie befra: 
Fabrikanten oder Händler, unternahmen monographiſche Unterſuchu 
einzelner Etabliſſements, prüften die an Arbeiterinnen geſchickten Fi 
bogen und arbeiteten ſchließlich auf Grund der Haushaltsbudgets der! 
milien dieſer Arbeiterinnen Monographien aus, ehe ſie ſich an eine 
ſammenfaſſende Darſtellung machten. Eine ſolche Unterſuchung kann 
einen beſchränkten Umfang haben. Wenn man jedoch Hunderte von 
ſpielen ſammelt, Jo erlangen die daraus gezogenen Schlüſſe doch 0 
wirklichen Wert. Im ganzen ſind 2012 Arbeiterinnen befragt worden, 
denen 1783 die Fragebogen beantwortet haben. Die Unterfuchungeı 
ſtreckten ſich auf induſtrielle Departements, in denen die Heimarbeit ir) 
Proletariervierteln der großen Städte, und auf überwiegend län 
Departements, in denen die Heimarbeit in den Dörfern betrieben 
Die Enquete umfaßte 23 Departements: Aisne (82 Fragebogen), 9 
(32), Aude (N, Les Bouches du Rhone (41), Cher (190), La Haute Garti 
(121), Herault (12), Indre (230), Iſere (40), Loire et Cher (62), Loire! 
Maine et Loire (24), Meurthe et Moſelle (67), Meuſe (59), Nord 3 
Oiſe (18), Pas de Calais 131), Rhone (100), Sarthe (88), Seine 0 
Seine Inferieure (49), Somme (49), Les Vosges [Vogeſen] (12). 

Die meiſten Fragebogen, die in den fünf Bänden veröffentlicht 
enthalten ſchreckliche Elendsbilder. Iſt die Armut der Heimarbeiteie 
dem Lande ſchon ſehr groß, fo erſcheint fie noch viel drückender in den ( 
ſtädten, beſonders in Paris, wo die Mietspreiſe in den ungeſundeſtern 
übervölkertſten Vierteln ungeheuer geſtiegen find und ſich die Len 
haltung unglaublich verteuert hat. Auf die Einzelheiten können wir hien 
eingehen. Sie enthüllen in Frankreich dasſelbe Elend, das aus den in 1 
Ländern angeſtellten Unterſuchungen bekannt iſt. 

Der fünfte Band enthält die Zuſammenfaſſung der unte 
ergebniſſe. Sie gewähren uns mit voller Deutlichkeit einen Einblick 5 
jenen Jammer, den die Heimarbeit im Gefolge hat. 

Die Länge der Arbeitszeit iſt ſehr verſchieden. Aber in allen Derr 
ments ſind größere oder kleinere Gruppen von Heimarbeiterinnen au. 
Wäſchebranche 11 Stunden und mehr an der Arbeit, während das € 
von 1900 bekanntlich den 10ſtündigen Maximalarbeitstag für die 86 
arbeiterinnen eingeführt hat. 
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Im Departement Allier gaben 34 Prozent der befragten Perſonen 
Stunden und mehr an. Der Prozentſatz beträgt: 42 Prozent in Les 
ches du Rhone, 27 in Cher, 22 in Haute Garonne, 30 in Herault, 15 in 
dre, 40 in Iſere, 18 in Loire et Cher, 28 in Loire, 100 in Maine et 
re, 29 in Meurthe et Moſelle, 17 in Meuſe (Maas), 36 in Nord, 50 in 
one, 16 in Sarthe, 36 in Seine, 52 in Seine Inferieure, 30 in Somme, 
Prozent in Vosges. 

Außerdem wurde noch eine beſondere Statiſtik der Frauen aufgeſtellt, 
mehr als 13 Stunden arbeiten. In Cholet ſind ſie beſonders zahlreich, 
Prozent der geſamten Heimarbeiterinnen; die größten Prozentſätze haben 
lach Marſeille, Rouen, Grenoble, Paris und Toulouſe. Gewöhnlich iſt 
den großen Städten die Überarbeitung viel ſchlimmer als in den länd— 
en Orten. Aber man darf nicht nur die Zeit, die ausſchließlich der 
entlichen Arbeit geopfert wird, in Rechnung ziehen. Auch die Abliefe⸗ 
ig der Ware erfordert Zeit, und alle Weißnäherinnen beklagen ſich dar- 
r, wieviel Zeit fie auf ihren Geſchäftsgängen oder beim Warten in den 
ſchäften verlieren müſſen, und wie der Unternehmer dieſe oft willkürlich 
längert. Die Löhne ſind im allgemeinen ſehr niedrig und unzureichend, 
H nur die primitivſten Lebensbedürfniſſe zu befriedigen. 

Wenn man den Jahres- oder Tageslohn einer Weißnäherin feſtſtellt, 
muß man von der Geſamteinnahme die Auslagen abziehen, welche die 
beiterin zu tragen hat. | 

Erſtens die Miete für eine geliehene oder Abzahlung für eine gekaufte 
Iſchine. In dem Departement Maine et Loire beträgt die Miete pro 
hr 12 Franken. In Indre beträgt fie 10 Centimes vom Franken der 
tiggeſtellten Ware. 

Dazu kommt das eigentliche Zubehör, Zwirn, Nadeln und Maſchinenöl. 
manchen Orten, beſonders im Weſten, zwingen die Unternehmerinnen 
Arbeiterinnen, den Zwirn bei ihnen zu kaufen. In Somme ziehen 
ne Fabrikanten beträchtliche Gewinne aus dieſem Geſchäft. Nur ſehr 
ten finden ſich Unternehmer, die dieſe Ausgaben auf ſich nehmen. 
Drittens kommt noch hinzu der Transport der zu liefernden Waren. 
den großen Städten verſchlingen die Ausgaben für den Omnibus oder 
Trambahn einen nicht beträchtlichen Teil des ganzen Lohnes. Denn 
Entfernungen ſind groß, und nur allzuoft iſt die ſchon bejahrte Frau 
ßerſtande, ihre Bürde zu tragen. 

Die Beleuchtungskoſten werden eine ſchwere Laſt, beſonders wenn bei 
rzehn-, fünfzehn⸗ oder gar ſechzehnſtündiger Plackerei die Arbeitszeit bis 
die Nacht ausgedehnt wird. 

Dazu kommen noch die Abzüge für fehlerhafte Arbeit, die in manchen 
genden gang und gäbe ſind. 

Die Enquete gibt eine ſehr vollſtändige Tabelle der Stundenlöhne und 
terſcheidet dabei ſolche von höchſtens 10 Centimes, dann von 11 bis 20 
d endlich über 20 Centimes. 

In manchen Gegenden wird die Stunde immer oder wenigſtens faſt 
mer mit weniger als 10 Centimes bezahlt. Dies iſt der Fall in Allier, 
einer ziemlich großen Anzahl von Gemeinden in Cher und in einigen 
sädten des Indre. In Paris erhalten dieſen Lohn ein Fünftel der Nähe— 
men von Frauen⸗, Kinder⸗ und Männerwäſche und beinahe die Hälfte 
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der Näherinnen von Hauswäſche. Den Stundenlohn von 11 bis 20 9 
erhalten viele Arbeiterinnen in Iſere und in Meurthe et Moſelle, beinn 
die Hälfte von allen, welche die Fragebogen beantwortet haben. 

Löhne von über 20 Centimes findet man nur in Paris und Lyon, u 
auch da ziemlich jelten. überhaupt find Cher, Indre und Allier die rü 
ſtändigſten Departements, denn manche Frauen verdienen dort nicht einm 
5 Centimes pro Stunde. 

Eine andere Tabelle als Vervollſtändigung der eben wiedergegeben 
handelt von den Jahreslöhnen. Der Prozentſatz der Näherinnen, die me 
als 400 Franken verdienen, iſt nur in Aisne, Iſere, Maine et Loire, No 
und Somme nicht unbedeutend. In Paris ſelbſt verdienen 11 Prozent d 
Näherinnen von Frauen- und Kinderwäſche und 23 Prozent in der Hau 
wäſchebranche weniger als 200 Franken, 35 Prozent in der Frauen⸗ u 
Kinderwäſche⸗, 56 Prozent in der Herrenwäſche- und 50 Prozent in d 
Hauswäſchebranche geben 200 bis 400 Franken an, 53 Prozent der in d 
Frauen⸗ und Kinderwäſche⸗, 38 Prozent der in der Herrenwäſche⸗ u 
27 Prozent der in der Hauswäſchenäherei Beſchäftigten erreichen 4 
Franken. In vielen Gemeinden von Allier, Cher, Indre, Loire et Ch. 
Meurthe et Moſelle und Les Vosges bleibt die Jahreseinnahme unt 
200 Franken. Sie bleibt bei vielen Arbeiterinnen noch unter 100 Frank 
Sicher bedeuten dieſe niedrigen Löhne oft nur einen Nebenverdienst od 
entſprechen nur einer gewiſſen Anzahl von Arbeitswochen im Jahre, al 
dieſe Konſtatierung gilt durchaus nicht von allen Unglücklichen, denen di. 
ſkandalöſe Entlohnung zuteil wird. 

Auch in die troſtloſen Wohnungs⸗ und Ernährungsverhältniſſe 1 
Näherinnen in der Heiminduſtrie geſtatten die hier geſammelten ſtatiſ 
ſchen Daten tiefe Einblicke. Wieviel Heimarbeiterinnen kennen nicht einn 
Fleiſch! Wie viele leiden unter ſchmerzhaften Krankheiten, die fie d 
nackten Not verdanken! Die meiſten wohnen in engen, ſchmutzigen Löche 
zuſammengepfercht, haben nicht genügend Luftraum zum Atmen u 
fallen jo den furchtbarſten Seuchen zum Opfer. In manchen Departemer 
hat man eine große Anzahl von Arbeiterinnen feſtgeſtellt, deren 5 
heitszuſtand ſtark erſchüttert war, und dabei bleiben die angegeben! 
Prozentſätze noch weit hinter der Wirklichkeit zurück, ſei es, daß die Ko 
miſſäre des Arbeitsminiſteriums bei ihren Fragen in dieſer Hinſicht 0 
diskret vorgingen, ſei es, daß die Befragten nicht antworten wollten ol 
fürchteten, ſich zu ſchaden, wenn ſie die Wahrheit zugeſtänden. 

Der Prozentſatz der kränklichen, invaliden oder ſchwer kranken Arbei⸗ 
rinnen erreicht in Cher 23 Prozent, in Allier 25, in Loir et Cher 39, 
Meurthe et Moſelle 16, in Meuſe 25, in Nord 10, in Oiſe 22, in Pas e 
Calais 17 Prozent. Er ſchwankt in Paris, je nach den einzelnen Branch, 
zwiſchen 6 und 24 Prozent. In den Vogeſen beträgt er etwa 16 Proze. 
Die Zahl der Augenleidenden ſpeziell beträgt im Departement Loir et Elt 
34 Prozent, im Departement Cher 15 Prozent. 

Dieſen traurigen Angaben geſellen ſich noch die Daten über ungeſune 
Wohnräume. In Paris gehört ein Drittel zu dieſer Kategorie; beince 
ein Drittel der Departements Somme und Rhone, ein Viertel in Hera! 
und Pas de Calais, zwei Fünftel in Marſeille, beinahe die Hälfte in er 
und beinahe zwei Drittel in Rouen. 
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Dieſes Geſamtbild wirkt niederſchmetternd; es führt uns die düſterſten 
Zilder, wie ſie die Großinduſtrie in ihren Anfängen eröffnete, wieder vor 
lugen, in jenen Zeiten, wo das Proletariat noch nicht die Macht hatte, zu 
ämpfen und Widerſtand zu leiſten, als ſich der allmächtigen Bedrückung, 
taubjucht und Tyrannei der Unternehmer noch kein Hindernis in den Weg 
tellte. 
Der Heimarbeiter iſt der am meiſten niedergedrückte von allen, er iſt 
örperlich geſchwächt, geiſtig dem Einfluß neuer Ideen unzugänglich, nur 
chwer iſt er für den Gedanken der Klaſſenſolidarität zu gewinnen. Er iſt 
aher eine Gefahr für das geſamte Proletariat. Je mehr er an Zahl wächſt, 
ſeſto mehr wird die Angriffskraft der Arbeiterklaſſe geſchwächt. Darum 
tellt die weitere Ausdehnung dieſer Betriebsform ein in jeder Hinſicht 
ſochwichtiges Problem für den Sozialismus dar. Er muß die Heimarbeiter 
ür ſich gewinnen und ſie aus ihrer Erſtarrung aufrütteln, oder aber es 
vird eine Lücke, eine ſehr große Lücke in den Reihen der Lohnarbeiter vor— 
ganden fein. 

Die Unternehmer haben in ihren Antworten auf die franzöſiſche Enquete 
hie Vorteile nicht verheimlicht, die ihnen dieſe Betriebsform bringt. Wir 
nüſſen hier, auf die Gefahr hin, uns zu wiederholen, die Außerungen der 
Internehmer ſelbſt anführen: 

1. Die Heimarbeit iſt ſehr ökonomiſch. Die allgemeinen Unkoſten ſind 
jet ihr weniger bedeutend als bei der Fabrikarbeit und beſchränken ſich in 
Zeiten geſchäftlicher Flauheit auf ein Minimum; es ſind in ihr keine Kapi⸗ 
alien für Betriebsmaterial feſtgelegt, und die Arbeiterinnen werden nied- 
iger entlohnt als die Fabrikarbeiterinnen; ſchließlich iſt noch die Buch⸗ 
ührung eine einfachere. 

2. Bei der Heimarbeit entgeht das 1 enehmerhtr den Widerwärtig⸗ 
zeiten, die ihm aus der Aufrechterhaltung der Diſziplin erwachſen. Da find 
‘eine Streiks zu befürchten und keine Arbeiterſchutzgeſetze zu beobachten. 
8 Das Unternehmertum entgeht dabei auch der Haftpflicht für Arbeits⸗ 
unfälle und hat keine unangenehme Überraſchungen in bezug auf die Her⸗ 
ſtellungskoſten zu fürchten. 

4̃. Die Heimarbeit iſt ergiebiger als die Fabrikarbeit, fie iſt regelmäßiger 
und liefert gut gearbeitete Ware. 

5. Folgen die moraliſchen Erwägungen, deren Heuchelei man gar nicht 
erſt zu unterſtreichen braucht: Die Heimarbeit ſteht höher als jede andere, 
denn ſie beläßt die Frau in der Familie. Sie geſtattet es, verheirateten 
Frauen Arbeit zu geben, ſichert ihnen höhere Löhne, als die Fabrikarbeit 
ſie zahlt, oder doch wenigſtens einen Zuſchuß. 

Alle dieſe Argumente kann man kurz und brutal ſo formulieren: Die 
Heimarbeit genießt überall dort, wo ſie ebenſoviel Gewinn bringt wie die 
Fabrikarbeit, bei den Unternehmern den Vorzug; denn ſie organiſiert die 
Unterdrückung und ſtellt die völlige Knechtſchaft des Lohnſklaven wieder her, 
indem ſie den Arbeiter für die ſozialiſtiſche und gewerkſchaftliche Propa⸗ 
ganda unzugänglich macht. 

Aus dieſem Grunde haben wir die Pflicht, uns aufs intenſivſte mit dem 
Fortſchreiten dieſer Betriebsform zu beſchäftigen, die degradierend wirkt 
5 die dazu beiträgt, die Beſtrebungen des Proletariats zunichte zu 
machen. 
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In Frankreich wie überall haben Philanthropen, deren Standpunkt 
von dem unſeren ſehr verſchieden iſt, die Frage aufgeworfen, ob man die 
Lage der Heimarbeiter verbeſſern könnte. 

Man hat den Vorſchlag gemacht, die Unternehmer und Induſtriellen 
welche Arbeiter und Arbeiterinnen in elenden Löchern beſchäftigen, dazu zi 
zwingen, ein Verzeichnis von deren Namen und Adreſſen an das Arbeits. 
amt einzuſenden. Aber der Wert eines ſolchen Mittels iſt nicht recht ein 
leuchtend. 

Man hat vorgeſchlagen, Lohnminima feſtzuſetzen, wie ſie in En e 
und Auſtralien beſtehen. Aber auch deren Nutzen iſt nicht recht klar. Ent 
weder wird das fixierte Lohnminimum ein ſehr niedriges ſein und nur zr 
ganz ungenügenden Lebensbedingungen zureichen; der wirkliche Nutzen if 
dann gleich Null oder recht recht mäßig. Oder die Feſtſetzung der Minime 
gewährt eine etwas weniger elende Entlohnung, dann werden die Unter 
nehmer einen großen Teil der Arbeiter entlaſſen, die ſie bis dahin beſchäf 
tigten. Man müßte auch eine ſtrenge Kontrolle einführen und ſich deſſer 
verſichern, daß die feſtgeſetzten Tarife eingehalten werden: dieſe Kontroll 
dieſe Überwachung ſetzen eine kräftige Organiſation voraus, die nicht eri 
ſtiert und in dieſem Milieu verſtreut wohnender Arbeiter ſehr Bi ; int 
Leben gerufen werden kann. 

Jedesmal, wenn man ſich mit der Heimarbeit beſchäftigt, wenn man le 
Mitteln ſucht, ihre Mißſtände zu beſeitigen und die Verwüſtungen zu be 
kämpfen, die ſie anrichtet, bemerkt man die ungeheure Schwierigkeit, di 
dieſe Aufgabe in ſich birgt. Die Entwicklung der großen Fabrikinduſtri 
erzeugt aus ſich ſelbſt heraus ein Gegenmittel: die Konzentration und mi 
ihr den Widerſtand der Arbeiter. Hingegen ſchafft Ausbreitung der Heim 
arbeit, welche die Fabrikarbeiter durch Herabſetzung der Löhne und ein 
ruinöſe Konkurrenz ſchädigt, von ſelbſt kein Gegengewicht. Sie prägt de 
Maſſen, die nach und nach in ihren Bereich hineingezogen werden, nicht di 
Notwendigkeit und den Begriff irgend einer Solidarität ein. Anſtatt, wi 
es die Großinduſtrie tut, die Arbeiter zu einer Armee zuſammenzuſchließer 
die ſich der gemeinſamen Intereſſen aller ihrer Soldaten bewußt iſt, ei 
zeugt die Heimarbeit unter ihnen Eiferſüchteleien und Gegenſätze und het 
ſie gegeneinander. Sie iſt alſo die ſchlimmſte Betriebsform, die ſich i 
unſerer heutigen Zeit herausbilden konnte. Aber fie wird erſt mit dei 
kapitaliſtiſchen Syſtem ſelbſt verſchwinden, deſſen letztes und — man mu 
es offen geſtehen — raffinierteſtes Auskunftsmittel ſie iſt. | 


Die Geſtaltung der Fleifchpreife. 
Von J. Karski. 


Die ſeit einer Reihe von Jahren ſteigenden Fleiſchpreiſe haben die Frage na 
den Faktoren, die hier mitwirken, aktuell gemacht. Die ſoeben erſchienene Arbe 
von Heinrich Gerlich: Die Preisbildung und Preisentwicklun 
für Vieh und Fleiſch am Berliner Markter kommt daher ſehr wi 
kommen. Der Verfaſſer, der offenbar mit den einſchlägigen Verhältniſſen au 


1 Schriften des Vereins für Sozialpolitik. Band 139. Leipzig 1911, Verlag dı 
Dunder & Humblot. Preis 4 Marf. 
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zenaueſte vertraut iſt, gibt in dem vorliegenden Bande eine ſehr eingehende Schil— 
herung der Zuſtände im Handel mit Schweinen und Schweinefleiſch und verſpricht, 
n einem weiteren Bande Ähnliches über die übrigen Handelszweige zu liefern. 

Jm erſten Teile, wo die Verhältniſſe der Schweineproduktion kurz ſkizziert 
werden, hebt der Verfaſſer mit Recht hervor, daß für die Verſorgung der groß— 
fädtiſchen Märkte mehr und mehr die Spezialbetriebe, die gewerbsmäßigen 
Mäſtereien ins Gewicht fallen. Zwar bleibt das Schwein nach wie vor „das 
Zuchttier des kleinen Mannes“, aber aus dem Schweinekober des Kleinbauern 
wandert es erſt in die „Schweinefabrik“, in die Mäſterei, wo oft 400 bis 700 Stück 
nach genau erprobten Methoden gemäſtet und bei vier- bis ſechsmonatigem Um⸗ 
ſchlag mehrere Tauſend dem Markte zugeführt werden. Vorläufig überlaſſen dieſe 
Großbetriebe noch dem Kleinbauern die mühevolle und riskante Aufzucht der Ferkel 
und kaufen ihm die „Magerſchweine“ ab. Ob ſich nicht auch das in den nächſten 
Jahrzehnten ändern wird? 

Vorläufig iſt jedoch auch die Konzentration des Maſtbetriebs noch nicht ſo weit 
fortgeſchritten, daß die Landwirte verdrängt werden. Um alſo die Millionen Tiere, 
die jährlich gebraucht werden, auf die großſtädtiſchen Märkte zu führen, bedarf es 
eines ausgedehnten, weitverzweigten Handels. Dieſer hat ſich in mancher Hinſicht 
moderniſiert, aber eine von alters her vertraute Sitte bleibt: der Viehhändler iſt 
der Geldmann, der dem Bauern gern „aus der Verlegenheit hilft“, indem er 
Vorſchüſſe gibt. Nur trat früher dieſer Wohltäter in Geſtalt des Mannes auf, der 
jederzeit aus der um den Leib geſchlungenen „Geldkatze“ ein paar hundert blanke 
Taler auf den Tiſch zahlen konnte, während er heute mehr mit Wechſeln operiert, 
an die ſich ja auch das Bäuerlein hat gewöhnen müſſen. Der Viehhändler macht 
dieſe Geſchäfte gern, denn dadurch hält er die Verkäufer in Abhängigkeit: je tiefer 
ſie bei ihm in der Kreide ſtecken, deſto ſicherer kann er die Preiſe drücken. Auch die 
Mäſter hat er zum Teil in der Taſche: ſie kaufen gegen Kredit von ihm Mager- 
ſchweine und verkaufen an ihn die ſchlachtreifen Tiere. Manche dieſer Händler 
find großkapitaliſtiſche Unternehmer, die bis zehn-, zwanzig⸗ und mehr tauſend 
Stück Schweine pro Jahr umſetzen. In ihren Dienſten ſteht ein ganzes Heer von 
Agenten, die für ihre Rechnung die Tiere aufkaufen. 

Aber nicht alle Händler ſind ſo kapitalkräftig, daß ſie das Geſchäft mit eigenen 
Mitteln betreiben können; viele müſſen ihrerſeits Kredit in Anſpruch nehmen, 
und dieſen finden ſie am leichteſten bei den Kommiſſionären. Dieſe ſind eigentlich 
Vermittler: ſie vermitteln Kauf und Verkauf auf den ſtädtiſchen Viehhöfen. Der 
Händler liefert große Partien an den Markt, die in kleinen Partien verkauft 
werden. Er braucht ſofort Geld oder Wechſel, um von neuem kaufen zu können, 
die Käufer aber beanſpruchen Kredit, zumeiſt kurzfriſtigen, auf acht bis vierzehn 
Tage, aber zuweilen auch längeren. Der Kommiſſionär zahlt alſo an den Händler 
den Betrag aus und ſtundet dem Käufer. Gerlich berichtet, daß öfters die Händler 
ihre Exiſtenz den Kommiſſionären verdanken: ein Aufkäufer, der für ſeine Firma 
tätig iſt, wird von der Selbſtändigkeitsſucht geplagt; der Kommiſſionär kommt ihm 
entgegen, gewährt ihm einen Kredit von 10 000 bis 20 000 Mark; der Mann eta⸗ 
bliert ſich als Händler, macht Geſchäfte auf eigene Fauſt. Natürlich iſt dann die 
Selbſtändigkeit illuſoriſch, der neugebackene Händler iſt vollkommen abhängig 
vom Kommiſſionär. Durch ſolche Manöver ſichern ſich die Kommiſſionäre die 
Herrſchaft über den Markt. An Proviſionen berechnen dieſe Kommiſſionäre 
1½ Prozent, und da ſie ihr Kapital ungefähr fünfundzwanzigmal im Jahre um⸗ 
ſetzen, bedeutet das eine Verzinſung von 35 bis 40 Prozent. Ob es aber bei dieſen 
1½ Prozent bleibt? Uns will es fraglich ſcheinen. Es werden jedenfalls ſowohl der 
Händler als der Fleiſcher bei ihrem Kreditbegehr noch Zinſen zahlen müſſen, und 
nicht zu knapp. Im Jahre 1910 waren in Berlin auf dem Schweinemarkt 33 Kom- 
miſſionäre tätig, die den Verkauf von rund 1291000 Schweinen im Werte von 
147 Millionen Mark vermittelten. Die Proviſionen allein belaufen ſich alſo auf 
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annähernd 2 Millionen Mark. So bildet ſich auf dem Viehmarkt ein komplizierte 
Abhängigkeitsverhältnis heraus. Der landwirtſchaftliche Produzent iſt abhängig vor 
Händler, dieſer vom Kommiſſionär. Dieſer als Repräſentant des „Finanzkapitals 
iſt die gewichtigſte Perſönlichkeit, er beherrſcht den Markt. Aber er greift auch au 
die andere Seite hinüber, er hält auch die Viehkäufer in finanzieller Abhängigkei 
die e e 

Im Schlächtergewerbe hat ſich nämlich auch eine eigenartige Entwicklung vol 
zogen. Hier drängt ſich zwiſchen den Händler und den Fleiſchermeiſter der Engros 
ſchlächter. Dieſer kauft große Partien Schweine und Rinder — zum Teil ar 
Kredit beim Kommiſſionär —, läßt fie ſchlachten und verkauft dann das Fleiſ⸗ 
an die Fleiſchermeiſter. Allerdings ſchlachten in Berlin noch ein paar Hunde 
dieſer letzteren auf eigene Rechnung. Dabei iſt es aber nicht vorteilhaft, wenn de 
Kleinmeiſter mit ſeinen Geſellen ſelbſt im Schlachthaus dieſe Tätigkeit beſorg 
ſondern es haben ſich die ſogenannten Stück- oder Lohnſchlächter etabliert, die di 
Tiere in Empfang nehmen und ausgeſchlachtet wieder abliefern. Es überwiege 
indeſſen immer mehr die Engrosſchlächter. Im Jahre 1895 ſchlachteten 89 Engro 
ſchlächter 340 816 Schweine und 78 Stückſchlächter 286 946 Schweine, dagegen 191 
119 Engrosſchlächter 786 905 und 48 Stückſchlächter 315 100 Schweine. Gerli 
meint, es ſei nicht anzunehmen, daß die Engrosſchlächter das Geſchäft gänzlich a 
ſich reißen, denn es bleibt immer noch ein handwerksmäßiges Gewerbe: der Unten 
nehmer beaufſichtigt den Betrieb, er kann aus techniſchen Gründen die Ware nich 
aufſtapeln, er muß in ſtändiger Fühlung mit feiner Kundſchaft ſein, beſonders u 
die Kreditfähigkeit des einzelnen Käufers richtig zu beurteilen. Wir möchten dei 
nicht fo ohne weiteres zuſtimmen. Iſt einmal die produktions⸗ und verkehrstech 
niſche Unterlage für das kapitaliſtiſche Unternehmen gegeben, ſo werden ſich au 
die Formen finden, um es weiter auszubauen. 

So viel iſt jedenfalls ſicher, daß heute bereits weder die landwirtſchaftliche 
Produzenten den Viehpreis noch die Ladenfleiſcher den Fleiſchpreis beitimmei 
die Entſcheidung liegt vielmehr bei den kapitaliſtiſche 
Zwiſchengliedern, den Kommiſſionären und den Engros 
ſchlächtern. Das Kreditgeſchäft, das bei der Abhängigkeit der Verkäufe 
(Landwirte) und der Käufer (Fleiſcher) naturgemäß zum Wuchergeſchäf 
wird, ſpielt da eine mächtige Rolle, und es muß die Herrſchaft dieſer Zwiſcher 
händler über den Markt immer mehr ſich ausdehnen und befeſtigen. | 

Aus dieſen Gründen iſt es auch leichter gejagt als getan, wenn man verlang 
die Kommunen ſollen eingreifen, um die Fleiſchpreiſe zu regulieren. Es wa 
vielleicht möglich, von langer Hand die Sache vorzubereiten, wenn die Kommun 
eigene Mäſtereien errichten, das Magervieh durch die landwirtſchaftlichen © 
noſſenſchaften aufkaufen, die ſchlachtreifen Tiere auf eigene Koſten ſchlachte 
laſſen und das Fleiſch in den Markthallen an die Konſumenten und die Laden 
fleiſcher verkaufen würden. Sie müßten ſich dabei auf eine wütende Gegenwel 
der Händler, Kommiſſionäre und Engrosfleiſcher gefaßt machen, die nicht fo leid 
zu überwinden wäre. Aber einfach in den Zeiten außergewöhnlicher Fleiſchteuerun 
eingreifen wollen, iſt zwecklos, denn im Handumdrehen entringt man die Her 
ſchaft über den Markt dieſen kapitaliſtiſchen Zwiſchenhändlern nicht. 

Wie entſteht nun unter den beſtehenden Verhältniſſen der Marktpreis fi 
Fleiſch? Gerlich führt für Schweinefleifch in Berlin aus: Es kommen in Betrach 
1. Der Stallpreis. Er ſchwankt ſtark infolge der Schwankungen der Preiſe di 
Futterkoſten. 2. Die Transportkoſten, die zwar nicht beſonders hoch find, ab 
immerhin 50 bis 60 Pfennig pro Stück bei einer Entfernung bis zu 100 Kilomeli 
betragen und noch dadurch erhöht werden, daß das Gewicht der gemäſteten Tie 
beim Transport raſch abnimmt; die Verluſte ſollen bis zu 5 Prozent ausmache 
3. Die Marktunkoſten und Verſicherungsgebühren. Hier handelt es ſich um die G 
bühren, die auf dem ſtädtiſchen Viehhof au zahlen find (Standgeld, Wiegegeld 
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ferner die Futterkoſten für ein paar Tage und ſonſtige kleine Unkoſten. Unter 
den letzteren ſpielen die Zahlungen an die „Treiber“ eine Rolle. Dieſe ſind in 
gewiſſem Sinne die Vertrauensleute der Händler. Sie nehmen die Tiere in Emp⸗ 
fang, ſortieren ſie nach der Qualität, ſorgen für Fütterung, ſind beim Verkauf 
dabei, überwachen das Wiegen und die Ablieferung an die Käufer. Es fungieren 
im ganzen an vierzig Obertreiber, die je ſechs bis acht Gehilfen gegen Wochen- 
lohn beſchäftigen, während ſie ſelbſt für jedes Schwein 30 Pfennig erhalten. Man 
ſpricht von „Schweinetreibern mit Miniſtergehalt“, aber das ſcheint noch gelinde aus⸗ 
gedrückt, denn es ſoll das Einkommen einzelner von ihnen ſo an 1000 Mark pro 
Woche betragen. 4. Die Proviſionen: die Aufkäufer erhalten in der Regel 1 Mark 
pro Schwein und mehr, die Kommiſſionäre 1¼ bis 1½ Prozent des Verkaufs⸗ 
preiſes. 5. Die Geſchäftsgewinne des Händlers. 6. Die Koſten der Schlachtung. 
7. Der Gewinn des Engrosſchlächters. 8. Die Geſchäftsunkoſten des Laden⸗ 
ſchlächters. 9. Der Gewinn des Ladenſchlächters. 

Die Koſten unter Punkt 2 bis 4 ſollen 5 bis 7 Mark pro Zentner Lebend— 
gewicht ausmachen, die unter 6 genannten werden auf 3,75 Mark pro Zentner 
Fleiſch berechnet. Da nach der allgemein angenommenen Norm die Schlachtaus⸗ 
beute bei Schweinen 80 Prozent des Lebendgewichtes ergibt, könnte man hiernach 
die notwendigen Koſten, um die das Fleiſch über den „Stallpreis“ hinaus ver⸗ 
teuert werden muß, annähernd berechnen auf 9,75 bis 12,15 Mark für 100 Pfund 
im Großhandel. Die unter 8 genannten Koſten ſind ungemein variabel. Da 
ſpielen die Art des Betriebs, die Ladenmiete, die Verluſte durch Kreditieren eine 
entſcheidende Rolle. Die Gewinne der Händler, Großſchlächter und Detailliſten 
würden ſich nur beurteilen laſſen, wenn die Preisſtatiſtik genau wäre. 

Dieſe Statiſtik der Preiſe verſagt indeſſen. Über die „Stallpreiſe“ wiſſen wir 
wenig. Sie richten ſich nach den Notierungen auf dem Viehmarkt inſofern, als 
die Landwirte und Mäſter, ſoweit ſie orientiert ſind, möglichſt dieſen Preis zu er⸗ 
reichen ſuchen. Natürlich erreichen ſie ihn nicht, denn der Händler muß ſeine 
Koſten berechnen und will Gewinn machen. Es haben Erhebungen ſtattgefunden, 
bei denen das Landesökonomiekollegium die Preiſe, die die Landwirte tatſächlich 
erzielten, mit den Berliner Marktnotierungen verglich, und es ſollen ſich dabei 
Spannungen von 4 bis 12 Mark pro Zentner ergeben haben. Danach würde 
unter Berückſichtigung der Koſten den Händlern ein Gewinn von 3 bis 6 Mark 
pro Schwein verbleiben. Indeſſen ſind dieſe Zahlen kaum maßgebend. Gerlich 
meint, ſie ſeien eher zu hoch als zu niedrig gegriffen. Aber die Angaben über den 
„Stallpreis“ ſtammen jedenfalls nicht von Kleinbauern. Dieſe ſind ſchlecht orien⸗ 
tiert, ſind verſchuldet, verkaufen obendrein nicht nach Gewicht, ſondern nach „Augen— 
maß“; da fallen jedenfalls für die Händler noch höhere Gewinne ab. 

Die Marktpreiſe für Vieh werden jetzt ſorgfältig ermittelt. Früher kam es 
gor, daß die Händler zu niedrige Preiſe angaben, um die Landwirte und Mäſter 
‚rrezuführen. Seit 1909 aber wird die Notierung von einer Kommiſſion kon⸗ 
rolliert, die ſolche Mogeleien verhindert. Dieſe Notierungen der Preiſe auf den 
zroßſtädtiſchen Viehmärkten find jedenfalls die einzige zuverläſſige Quelle für die 
Staſtiſtik. Dagegen ſind die Angaben über die Fleiſchpreiſe zum großen Teil un⸗ 
brauchbar. Die Großhandelspreiſe werden in den Markthallen ermittelt, indem 
nan einige „als zuverläſſig bekannte Verkäufer“ befragt. Daß dabei die wirk— 
ichen Preiſe nicht annähernd ermittelt werden können, iſt klar. Noch ſchlimmer iſt 
‚3 mit den Preiſen im Kleinverkauf. Es werden zwar ganze Bände mit derartigen 
IUngaben angefüllt, aber es iſt ſchade um die Arbeit und um das Papier. Hier 
gariieren die Preiſe nicht nur überaus ſtark nach der Qualität, ſondern auch nach 
er Stadtgegend und ſogar — nach der Kundſchaft. Die Fleiſcher üben nämlich 
ern „ausgleichende Gerechtigkeit“ und knöpfen der Hausfrau, die ihnen wohl— 
abender erſcheint, gern einen Sechſer mehr ab. Auf der anderen Seite muß die 
frau, die „auf Büchel“ kauft und daher nicht zum Konkurrenten über die Straße 
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gehen kann, auch ihren Obolus entrichten. Die beliebten „Durchſchnittspreiſe“ be 
ſagen daher gar nichts, ſind fiktiv. Man tröſtet ſich damit, daß die Fehler ſich gleich 
bleiben, daß man alſo wenigſtens die Preisſchwankungen nach dieſen Notierunger 
beurteilen kann. Aber auch das ſtimmt nicht. Da die Fehlerquellen zu groß ſind 
kommen auch die Schwankungen nicht richtig zum Ausdruck. 

Aus dieſen Gründen muß man den Vertretern des Schlächterge zu: 
ſtimmen, wenn fie die Auslaſſungen des Landwirtſchaftsminiſters als grober 
Unfug bezeichnen. Der Miniſter hat bekanntlich, um das Odium der Fleiſchver 
teuerung von den Agrariern abzuwälzen, erklärt, die Spannung zwiſchen Vieh 
und Fleiſchpreiſen ſei zu groß und ſteige beſtändig. Hier wird aber mit Zahler 
manipuliert, die nicht ohne weiteres vergleichbar find, weil die Angaben aus gan; 
verſchiedenartigen Erhebungen ſtammen. Damit iſt aber keineswegs gejagt, daf 
die Zwiſchenhändler und Detailliſten unſchuldig find an der Teuerung, jonden 
nur, daß man ihnen die Preistreiberei nicht zahlenmäßig nachweiſen kann. Gerlich 
ſucht unter methodiſcher Verwertung aller verfügbaren Zahlen der Preisbewegun 
auf den Grund zu kommen. Er kommt zu dem Reſultat, daß ſich die Preiſe fü 
Schweine und für Fleiſch im Großhandel ziemlich parallel bewegen und beid 
ſteigen. Dagegen erſcheint der von ihm berechnete Bruttogewinn der Detailliſten 
als eine ſehr veränderliche Größe. Der Aufſchlag, die Differenz zwiſchen Produk 
tions⸗ und Konſumpreis, ſchwankt nämlich in den einzelnen Monaten der Jahr 
1895 und 1910 zwiſchen 5,4 und 28,1 Pfennig pro Pfund oder zwiſchen 8½ un 
60⅝% Prozent der Schlachtpreiſe. Das iſt auch ſehr erklärlich: der Fleiſchermeiſte 
iſt den Stößen des Marktes am ſchärfſten ausgeſetzt. Händler, Kommiſſionär un 
Großſchlächter wälzen auf ihn die Erhöhung der Preiſe ab; er gibt den Sto 
weiter, macht aber dabei die Erfahrung, daß der Konſument dieſen Stößen in 
ſofern Widerſtand leiſtet, als er feinen Konſum einſchränkt. Steigt der Preis 
dann vermindert ſich der Abſatz. Daher gibt es bei der Preiserhöhung der Vieh 
preiſe eine Zeit, wo der Fleiſcher, beſonders der mit Arbeiterkundſchaft, ſchlech 
fährt, einen Teil der Mehrkoſten durch Verminderung des Profits zu tragen hal 
Allmählich erſt kann der Detailpreis dem Großhandelspreis folgen und ſoga 
ſchärfer anziehen als jener. Kommt aber der Viehpreis zum Sinken, dann hat de 
Fleiſcher gute Zeiten, weil er jetzt nur langſam mit den Fleiſchpreiſen herabgeh. 
Im Einklang damit ſteht, was Gerlich über das Auf und Ab im Fleiſchergewrbe er 
mittelt hat: in guten Zeiten ſchießen die Geſchäfte aus dem Boden wie die Pilze 
in ſchlechten regnet es Pleiten. Es iſt eben auch hier der „goldene Boden“ dahir 
es gibt keine Stabilität, es wird der Kleinmeiſter, trotzdem der Aufſchlag hoch if 
durch die Konjunktur ſchärfer getroffen als die großkapitaliſtiſchen Zwiſchenhändle! 

Indem aber die Agrarier und ihr Miniſter den Zwiſchenhändler als Sünden 
bock hinſtellen, verſchweigen ſie die Hauptſache. Nämlich: durch die Zollpolitik un 
die Grenzſperren wird die Beherrſchung des Marktes durch dieſe Zwiſchenhändle 
erleichtert. Stünden die Grenzen für die Einfuhr von Schweinen offen, dann wär 
es den 33 Kommiſſionären ſehr erſchwert, den Preis auf dem Berliner Viehmar! 
in die Höhe zu treiben; ſtünde die Grenze offen für die Einfuhr von Fleiſch, dan 
wäre die Preistreiberei der Großſchlächter viel ſchwieriger. Vor allem aber 
würden nicht die Preiſe der Agrarprodukte und vor allem der Futterſtoffe zu 
gunſten der Großgrundbeſitzer künſtlich verteuert, dann würde auch die Viehzucht it 
Inland ſchnelle Fortſchritte machen. Sobald aber das Angebot an Schlachtvieh nich 
mehr hinter dem Bedarf zurückbliebe, würde auch den Zwiſchenhändlern das „Man 
pulieren“ des Marktes erſchwert. Denn es iſt eine bekannte Tatſache: monope 
liſtiſche Tendenzen, Tendenzen zur Ringbildung, ſetzen ſich auf dem Lebensmitte 
markt um ſo erfolgreicher durch, je knapper der Markt verſorgt iſt. Alſo: der kap 
taliſtiſche Zwiſchenhandel iſt eine Geißel für die Konſumenten, aber die agrariſch 
Handelspolitik iſt das ſicherſte Mittel, die Konſumenten dieſem Warenwucher aus | 
zuliefern. | 
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Calmes, Die Statiſtik im Fabrik- und Warenhandelsbetrieb. Leipzig 1911, Ver⸗ 
lag Glöckner. 4,20 Mark. 

Die Fabrikſtatiſtik iſt in ähnlicher Weiſe zu einem beſonderen Spezialgebiet. 
ausgebildet worden, wie die Fabrikbetriebskunde zu einer Betriebslehre wurde. 
Der moderne Großbetrieb iſt ein vielgeſtaltiges Gebilde und wird dabei immer 
ſchwerer zu überſchauen. Die rechenhafte Überſicht über alle Geſchäftsvorgänge 
muß deshalb nach beſonders kunſtvollen Methoden erſtrebt werden. Dazu dient 
die Fabrikſtatiſtik. 

Ganz zutreffend charakteriſierte denn auch Calmes den Zweck der Fabrif- 
ſtatiſtik als eine Überficht über die Unternehmung und über ihre Teile, die gejeß- 
mäßigen Zuſammenhänge in den Erſcheinungen find aufzudecken, das Normale 
von dem Anormalen im Hinblick auf die Kontrolle, auf die Beſeitigung etwaiger 
Mängel und dergleichen iſt zu erkennen. So handelt es ſich alſo hier um Kontroll- 
methoden, um ſtatiſtiſche Erhebungen, die der Generaldirektion eine ſchnelle Orien⸗ 
tierung über alle Einzelheiten des Betriebs geben ſollen. Es wird nicht nur der 
bisherige Verlauf in der Entwicklung des Unternehmens regiſtriert, ſondern alle 
Fehler der Betriebsführung ſollen erkannt und für die Zukunft vermieden werden. 

Je nach dem Zwecke der ſpeziellen ſtatiſtiſchen Unterſuchung unterſcheidet man 
denn auch verſchiedene Formen der Betriebsſtatiſtik. Eingang und Ablauf der 
kapitalen Geldwerte wird durch die Vermögensſtatiſtik, die Statiſtik der Gewinne 
und Verluſte, die Kaſſa⸗ und Finanzſtatiſtik regiſtriert. 

Dann werden die internen geſchäftlichen Verbuchungen regiſtriert. Eine Lager⸗ 
ſtatiſtik wird geführt: eine Überſicht der Einkaufswerte und Einkaufspreiſe, der 
Vorräte und des Verbrauchs. Dementſprechend iſt die Verkaufstätigkeit zu über⸗ 
wachen, der Umſatz, die Verkaufspolitik, die Verkaufsunkoſten und Gewinne, die 
Verkaufspreiſe und die Verkaufsorganiſation. Die Unkoſtenſtatiſtik und die Fabri⸗ 
kationsſtatiſtik geben Durchblicke in das Getriebe der geſamten Fabrikations⸗ 
und Verwaltungstätigkeit. 

Aber eine geſchäftskluge Direktion richtet nicht nur den Blick nach innen, 
ſondern auch nach außen. Es wird nicht nur die eigene Fabrik beobachtet, ſondern 
auch die Konkurrenz, die allgemeine Konjunktur. Dazu dient die externe Statiſtik, 
der Ausblick auf die wirtſchaftliche Entwicklung der Konkurrenzunternehmungen. 

Ein beſonderes Intereſſe verdient das Gebiet der Beamten- und Arbeiter⸗ 
ſtatiſtik. Die einzelnen Verwaltungsſtellen werden auf ihren Beamtenſtand fort- 
laufend beobachtet. Es wird fixiert, wieviel Beamte in jedem Reſſort beſchäftigt 
ſind, wie hoch ſich die Gehaltswerte belaufen und welche Arbeitsleiſtungen erledigt 
werden. Die Spitze des Geſchäftes ſucht ſich alſo darüber zu informieren, wo an 
Beamtengehältern geſpart werden kann, wo die Verwaltungskoſten zu vereinfachen 
ſind. Es iſt ſchade, daß die Aufrechnungen ſolcher Beamtenſtatiſtiken immer ſehr 
ſorgfältig geheimgehalten werden. Auch hier würde ſich nämlich zeigen, daß die 
Oligarchie im privatkapitaliſtiſchen Betrieb große Ahnlichkeit hat mit der Olig⸗ 
archie im Staatsbetrieb. Wenn geſpart werden ſoll, wird zunächſt an den unteren 
ſubalternen Beamten geſpart, nicht an den hohen und höchſten Angeſtellten⸗ 
gruppen. 
| Dann kommt auch eine Arbeiter- und Lohnſtatiſtik zur Durchführung. Jeder 
Werkmeiſter hat laufend zu berichten, wieviel Arbeiter er in ſeinem Betrieb be⸗ 
ſchäftigt, wieviel die Geſamtſumme der Arbeitszeiten und der Arbeitslöhne be⸗ 
trägt. Dieſe Lohnſtatiſtik bildet ein beſonders gepflegtes Gebiet der Zahlenunter⸗ 
ſuchungen; man geht ſogar oft fo weit, aus dieſen Zahlenreſultaten Schlüſſe zu 
ziehen, die nicht gezogen werden können. Wenn zum Beiſpiel auf Grund der Be- 
triebsſtatiſtiken für einen ganzen Bergbaubezirk ausgerechnet wird, welche durch⸗ 
ſchnittliche Fördermenge pro Kopf der geſamten Arbeiterſchaft des Reviers erzielt 
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wurde, ſo laſſen ſich aus dieſen Ergebniſſen wohl mancherlei Unbaltspuntte für 
die Rentabilität der bergbaulichen Arbeit im Vergleich zu der Verkaufspolitik ge- 
winnen. Aber mit der Arbeitsleiſtung des Bergmannes ſelbſt hat das weniger zu 
tun. Haben die Erträgniſſe einmal nicht die gewohnte Höhe erreicht, fo iſt doch „die 
Faulheit des Arbeiters“ nicht als Grund anzuführen. Der gezahlte Arbeitslohn hat 
im Geſamtreſultat der Kalkulation eine ſehr ſekundäre Bedeutung, viel wichtiger 
iſt die Art der Betriebsführung, die Anwendung der entſprechenden Arbeits⸗ 
maſchinen, die mehr oder weniger zweckmäßige Durchführung des geſamten Ar⸗ 
beitsplans. Durch ein ſehr hübſches Beiſpiel hat das kürzlich die „Bergarbeiter 
zeitung an der Zeche „Boruſſia“ demonſtriert. 

In der vorliegenden Arbeit wird alſo ein wichtiges Gebiet der Fabrikbetriebs⸗ 
kunde behandelt, und wenn wir in den Zentralbureaus der großen Gewerkſchafts⸗ 
verbände für die Zukunft Beobachtungsſtationen einrichten, werden die Fach⸗ 
referenten, die den fabrikorganiſatoriſchen Fortſchritt im Unternehmerlager zu 
verfolgen haben, jene Fachwerke zu ſtudieren haben, von denen Calmes' Buch 
einen ſehr markanten Typ darſtellt. R. W 
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„The Socialist Review“ enthält einen Aufſatz „Der ſozialiſtiſche Staat“ von 
einem verſtorbenen Mitglied der Fabiergeſellſchaft James R. Barr. Viele Sozialiſten 
wollen über den künftigen ſozialiſtiſchen Staat nicht reden, da ſeine Einrichtung doch 
der Zukunft überlaſſen werden muß. Es iſt aber möglich, in großen Zügen etwas über 
ihn auszuſagen. Die Darſtellung des ſozialiſtiſchen Staates als der Herrſchaft einer 
allmächtigen Bureaukratie, die alle perſönliche Freiheit unterdrückt, iſt vor allem 
durch die Schriften Spencers verbreitet worden. Nach unſerer Auffaſſung wird der 
kommende Staat jedem einzelnen die größtmögliche Freiheit gewähren und die 
Autorität von oben auf ein Minimum beſchränken. Abſolute Freiheit iſt unmöglich 
in dem geſellſchaftlichen Zuſammenleben. Die Freiheit iſt nur möglich, ſoweit die 
Lebensbedingungen fie erlauben; wer materiell von anderen abhängig iſt, kann 
nicht frei fein; daher wird der ſozialiſtiſche Staat vor allem verhindern müſſen 
daß wenige über die Exiſtenzbedingungen des Volkes verfügen. | 

Alles, was zum perſönlichen Leben gehört — Freiheit von Bewegung, bon 
Kleidung und Ernährung, von Rede und Schrift, von geiſtiger und künſtleriſcher 
Betätigung — wird dem einzelnen überlaſſen werden müſſen, ohne daß der Staal 
ſich darum kümmert; über den weiteren oder engeren Umfang dieſer Liſte kann 
Meinungsverſchiedenheit beſtehen, aber jedenfalls iſt die unerträgliche bureaukratiſche 
Allmacht im Zukunftsſtaat ein Hirngeſpinſt. Aufgabe des Staates iſt die Regelung 
der Wirtſchaft, ihre Organiſation überall, wo Privatbetrieb ſchädlich oder ungenügend 
iſt, die Verteidigung nach außen, die Sorge für Sicherheit und Ordnung und die 
Erziehung. Blieben dabei Staat und Induſtrie ähnlich organiſiert wie heute, je 
würde das zweifellos einen unerträglichen Zuſtand mit ſich bringen; aber die Or⸗ 
ganiſation der Induſtrie wird eine ganz andere werden, und durch die Eroberung 
des Staates durch das Proletariat wird auch das politiſche Syſtem umgewälzt und 
namentlich bedeutend dezentraliſiert werden. Grundbedingung dafür, daß wir für 
Erweiterung der Staatsbetriebe eintreten, iſt die vollkommene Demokratie im Staate 
alſo allgemeines Wahlrecht. Weitere Unzuträglichkeiten erwachſen heute aus der Ver⸗ 
miſchung der politiſchen und der induſtriellen Funktionen des Staates. Statt tech⸗ 
niſcher Sachverſtändigen verwalten unfähige Politiker die öffentlichen Dienſte. Der 
Sozialismus will nicht nur die Produktionsmittel verſtaatlichen, er will auch den 
Staat differenzieren, ſeine politiſchen und wirtſchaftlichen Funktionen trennen, und 
damit wird die Unfähigkeit der Leitung verſchwinden. | 

Wie wird die induftrielle Organiſation ſtattfinden? Es iſt gar nicht ficher, daß 
der Sozialismus alle Privatbetriebe beſeitigen wird; Luxusartikel zum Beiſpiel 
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werden wohl beſſer von Privatunternehmungen angefertigt. Solche könnten alſo 
gefördert werden, während dagegen andere Betriebszweige, auf denen die ganze 
Produktion beruht, unbedingt verſtaatlicht werden müſſen. Dazu gehören die Aus⸗ 
nutzung der Naturſchätze (Grund und Boden, Bergwerke, Waſſerfälle), die Verkehrs⸗ 
mittel, die großkapitaliſtiſche Produktion, die Arbeiten im öffentlichen Dienſte, die 
Geld» und Kreditinſtitutionen. Privatbetriebe find alſo nicht unmöglich geworden; 
ie können bloß nicht mehr das öffentliche Intereſſe ſchädigen. So wird der Sozia⸗ 
lismus eine Bürgſchaft individueller Freiheit. Mit der Verfügung über dieſe Grund: 
ſagen der Produktion kann der Staat das Recht auf Arbeit durchführen, die Ver⸗ 
zeudung von Arbeitskraft aufheben und die Arbeit demokratiſch organiſieren. Die 
Arbeit wird nicht einfach von oben bureaukratiſch geregelt wie heute; wie jetzt die 
Zewerkſchaften ſich ſchon ein Mitbeſtimmungsrecht auf die Arbeitsbedingungen zu 
ichern ſuchen, wird das dann noch viel mehr der Fall fein; fie werden autonome 
Bruppen mit ausgedehnten Befugniſſen zur Regulierung ihrer Arbeit bilden, ähnlich 
vie die alten Zünfte. 

Eine weitere Aufgabe beſteht darin, daß die Arbeitskraft in der wirkungsvollſten 
Weiſe verteilt und angewandt wird. Mit der Arbeitspflicht für jeden arbeitsfähigen 
Menſchen, mit der Aufhebung der Arbeitsloſigkeit, mit dem Verſchwinden der großen 
Maſſe von unproduktiven Menſchen, die als Agenten der Konkurrenz, als Juriſten, 
Mrämer, Annoncenſammler oder im Dienſte des Luxuslebens der Reichen auf Koſten 
ber Maſſen leben, würde die verfügbare Arbeitskraft jo ſtark ſteigen, daß mit den 
zortrefflichen Produktionsmitteln gerüſtet, die notwendige Arbeitszeit für jeden 
nißerordentlich gering werden wird. Daher wird der ſozialiſtiſche Staat als Pro— 
yuftionsorganismus, auch dem Ausland im Tauſchverkehr gegenüber, jeder kapita⸗ 
iſtiſchen Geſellſchaft ungeheuer überlegen ſein. Zu ſeiner Erhaltung wird er alſo 
nuch keinen beſonderen Schutz bedürfen. 

„The International Socialist Review“ vom Auguſt enthält einen Aufſatz 
yon Archibald Crawford „Der Klaſſenkampf in Südafrika“. Kein Land war in 
hen letzten Dezennien jo völlig vom Kapitalismus unterjocht und zugleich ſo frei 
hon Streiks wie Südafrika. Erſt vor vier Jahren fand die erſte Bewegung der 
Arbeiter der Goldbergwerke ſtatt; zwei Jahre ſpäter wurden die Eiſenbahner von 
Ratal im Kampfe gegen die „Volksregierung“ niedergeſchlagen; und vor ſechs 
Ronaten fand in Johannesburg der Kampf der Straßenbahner ſtatt. Dieſe Kämpfe 
erzählen zugleich die Geſchichte des Emporkommens der 1. W. W. (Industrial Workers 
f the World), des Weltinduſtrieverbandes der Arbeiter. Zwei Führer haben ſich 
gabei hervorgetan, beide Iren; Mary Fitzgerald, die vor acht Jahren als Maſchinen⸗ 
chreiberin auf dem Bureau des Bergarbeiterverbandes angeſtellt wurde und ſeitdem 
ils Organiſatorin der Bewegung dem Verband große Dienſte leiſtete, und F. Glynn, 
in Straßenbahner, der ſeit zwei Jahren voran in der Bewegung ſteht, eine feurige 
tebellennatur. 

Der Bergarbeiterſtreik entſprang aus dem Streben der die Goldproduktion be— 
errſchenden Minenkapitaliſten, die weißen Arbeiter zu beſeitigen. Anfangs hand— 
abte ein weißer Arbeiter mit Hilfe farbiger Arbeiter eine Bohrmaſchine, oder er 
eitete die Handarbeit vieler Farbiger; er ſtand in Akkordlohn; die Koſten für 
Ihnamit und die farbigen Gehilfen hatte er zu beſtreiten. Allmählich wurden jedem 
Beißen mehr Maſchinen mit mehr farbigem Perſonal unterſtellt; weil fie dabei 
iehr verdienten, förderten fie dieſe Entwicklung ſelbſt, ohne zu bemerken, daß fie ihre 
igene Poſition untergruben. Ihre qualifizierte Arbeitskraft wurde überflüſſig, ſie 
yaren nun nur mehr eine Art Aufſeher, die Farbigen verſtanden ſchließlich die Be⸗ 
ienung der Maſchinen gerade jo gut wie fie. Und als endlich die Weißen die Ab⸗ 
cht der Kapitaliſten bemerkten, die Forderung aufſtellten: ein Mann eine Maſchine, 
nd in den Streik traten, war es zu ſpät. Nur die weißen „Aufſeher“ ſtreikten, die 
arbigen Arbeiter arbeiteten weiter. Nie hatte man ſich um die Farbigen gekümmert 
nd fie als Arbeitsgenoſſen betrachtet. Jetzt zeigte ſich deren Macht und die völlige 
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Überflüſſigkeit der Weißen. Als die letzte Hoffnung auf einen Solidaritätsſtreit d 
weißen Maſchiniſten, die alle organiſiert waren, aber jetzt zu ihren Meiſtern hielte 
geſcheitert war, mußten die Bergarbeiter, völlig geſchlagen und unterjocht, den Kam 
aufgeben. 

Die] e Lektion führte zu der Gründung einer Arbeiterunion auf moderner Grun 
lage, in die als erſte ein Teil der Straßenbahner eintrat. Bald darauf brach e 
Streik der Straßenbahner aus, die die Beſeitigung eines verhaßten Inſpektors fo 
derten. Als die Elektriker mit einem Sympathieſtreik drohten, gab die Stadtbehör 
nach, aber mit dem Entſchluß, ſpäter Rache zu nehmen. Vorläufig nahm die I. W. 
infolge dieſes Sieges einen gewaltigen Aufſchwung; überall drang ihre Agitatit 
ein. Dann fing die Gegenaktion mit der Maßregelung einiger Führer an; beritte 
Polizei wurde maſſenhaft herangezogen und gegen die Streikenden mit Munitie 
verſehen; in brutalſter Weiſe wurde Männern und Frauen mißhandelt, ein altes Gef, 
von Krüger gegen die „Uitlanders“ — das als Anlaß zum Transvaalkrieg gedie 
hatte — wurde hervorgeholt und in Wirkung geſetzt. Glynn wurde zu Zwangsarbe 
verurteilt, und der Streik mußte aufgehoben werden. So endete der Kampf m 
einer Niederlage; aber die Organiſation iſt gewachſen an äußerer Kraft und inner 
Geſchtoſſenheit, und neue Kämpfe ſtehen uns bevor. 

In einem Artikel derſelben Revue „Was werden wir mit den Kruſts mg 
ſchildert Robert J. Wheeler zuerſt die Macht der Truſts, die Ausbeutung d 
Armen und die ſinnloſe Geldvergeudung der Truſtmagnaten. Was dagegen machen 
Rooſevelt ſagte: die Truſts regulieren. Der höchſte Gerichtshof erfand den Gegenfi 
zwiſchen guten und ſchlechten Truſts, verurteilte die Standard Oil und den Tabe 
truſt und gebot ihnen, gute Truſts zu werden. Wer das nicht verſteht, bedenke m 
daß dieſer Gerichtshof ſelbſt aus bezahlten Dienern der Truſts beſteht. Andere ſage 
die Truſts müſſen gebrochen und aufgelöſt werden, damit der freie Wettbewe 
wieder geſichert wird. Sie verſtehen nicht, daß die Konkurrenz durch ihre eige 
Entwicklung zum Monopol führen muß. Das find die kleinen Geſchäftsleute; d 
Truſt iſt die Maſchine, die ihnen die Arbeitsgelegenheit nahm; nun wollen fie dir 
Maſchine zerſtören, ähnlich wie die Arbeiter vor einem Jahrhundert die Maſchin 
zerſtörten, die ſie brotlos machten. Die Arbeiter ſind ſeitdem weiter gekommen u 
denken nicht mehr daran, die Maſchinen oder die Truſts zerſtören zu wollen. 

Die Demokraten, die jetzt regieren, die Vertreter der Geſchäftsleute, ſetzten ei 
Unterſuchungskommiſſion ein. Sie hatten erwartet, daß die Truſtherren ihr Monof 
leugnen und ſich widerſpenſtig zeigen würden. Aber Herr Gary, der Vertreter d 
Stahltruſtes, ſagte ruhig aus, daß fein Truſt die Stahlproduktion beherrſche, d 
das notwendig und ohne Schaden für die ganze Produktion nicht aufzuheben 
und er regte an, daß der Staat die Truſts übernehmen ſollte. Herr Gary weiß je 
gut, daß der Staat ihm nichts anhaben kann, aber er ſieht auch die wachſende A: 
lehnung des Proletariats. Eine Verſtaatlichung der Truſts, unter voller Entſchä⸗ 
gung des Kapitalwertes, bedeutet Sicherſtellung der Truſtherren durch den Sta, 
ihre völlige Enthebung von aller Mühe, von Sorgen und Unſicherheit. Die Arbei 
würden dabei nichts gewinnen. Statt Privatperſonen hätten fie den Staat ( 
Meiſter und Ausbeuter, der Polizei und Armee ausgiebig gegen fie verwendi 
würde. 

Die Sozialiſten wollen einen anderen Ausweg. Die Arbeiter ſollen ſich über! 
in Fabrik und Werkſtatt organiſieren. Durch die Eroberung der politiſchen Mat 
werden die Arbeiter Meiſter über die Truſts werden und die Produktion in jed! 
Betriebszweig regeln. Statt Politiker werden fie Sachverſtändige aus ihrer Mi? 
in die Regierung ſchicken, die für die Regelung der Produktion und der Verteiluz 
der Produkte zu ſorgen hat. Durch die Organiſation in Gewerkſchaften und in it 
politiſchen Partei werden die Arbeiter die Truſtfrage löſen. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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heinrich v. Kleiſt. x 


Von F. Mehring. 


In ſeiner kampffrohen und kecken Art hat der junge Leſſing einmal über 
as Geflenne von den „unglücklichen Dichtern“ geſpottet. 

Er meinte, diejenigen, die ſo zu reden die Natur unglücklich gemacht 
abe, als die Blinden, gehörten eigentlich gar nicht darunter, weil ſie un⸗ 
lücklich geweſen ſein würden, wenn ſie auch keine Dichter geworden wären. 
indere hätten ihre üblen Eigenſchaften unglücklich gemacht, und auch dieſe 
nien nicht als unglückliche Dichter, ſondern als Böſewichter oder als Toren 
nzuſehen. Die einzigen, die als unglückliche Dichter gelten dürften, ſeien 
iejenigen, die eine unſchuldige Ausübung der Dichtkunſt oder eine allzu 
rnſthafte Beſchäftigung mit ihr, die uns gemeiniglich zu allen anderen 
zerrichtungen ungeſchickt laſſe, ihr Glück zu machen verhindert habe. Und 
n dieſem Verſtand ſei ihre Anzahl ſehr klein. 

Ob zu dieſer ſehr kleinen Anzahl Heinrich v. Kleiſt gehört, deſſen hun⸗ 
ertſter Todestag am 21. November dieſes Jahres wiederkehrt, könnte 
raglich erſcheinen. An Siechtum des Leibes und der Seele hat es ihm nicht 
efehlt, und ſein Leben iſt ſelbſt, nicht mit Unrecht, eine entſetzliche Krank⸗ 
eitsgeſchichte genannt worden. Auch iſt es reich an Handlungen und Unter- 
jungen, in deren Lichte Kleiſt wenn auch keineswegs als ein Böſewicht, 
» doch als unbegreiflicher Tor erſcheint. Am letzten Ende iſt es aber doch 
ine allzu ernſthafte Beſchäftigung mit der Dichtkunſt geweſen, die ihn zu 
llen anderen Verrichtungen ungeſchickt gelaſſen, ihm ein trauriges Leben 
nd einen elenden Tod beſchieden hat, ſo daß wahr bleibt, was ſein großer 
ſeitbewerber um den Kranz dramatiſchen Ruhmes, was Hebbel in den 
hwerſten Tagen eigener Not von ihm geſungen hat: 


Er war ein Dichter und ein Mann wie einer, 

Er brauchte ſelbſt dem Höchſten nicht zu weichen, 
An Kraft ſind wenige ihm zu vergleichen, 

An unerhörtem Unglück, glaub' ich, keiner. 


> 
— 


Und dies Unglück iſt auch dem toten Kleiſt treu geblieben. Wie er, der 
eborene Dramatiker, bei ſeinen Lebzeiten nie eines ſeiner Dramen auf 
en Brettern geſehen hat, ein beiſpielloſer Fall in aller Geſchichte, ſo haben 
e ſich auch nach ſeinem Tode nicht die Bühne zu erobern vermocht, mit 
ner einzigen Ausnahme, dem „Käthchen von Heilbronn“, dem ſchwächſten 
on allen, das im vorigen Jahrhundert, oft genug freilich in einer von un⸗ 
erufenen Händen verſchandelten Form, ein Lieblingsſtück namentlich der 
rauenwelt geworden iſt. Der „Zerbrochene Krug“, die „Hermannsſchlacht“, 


242 Seuileton dei Neuen 3 
der „Prinz von Hon Iden zwar auch geſpielt, und neueſtens hab 
zwei Berliner Theater zum hundertſten Todestag des Dichters ſich ſelbſt 
die „Pentheſilea“ gewagt, doch wirklich eingebürgert, als ein dauernd 
Beſitz des Theaters, haben ſich dieſe Dramen nicht, und das ärgſte Los v 
ihnen hat der „Prinz von Homburg“ gezogen, wenn er für die PBaradefı 
lichkeiten desſelben Hofes mißbraucht wird, der kalten Blutes den Dich 
hat verhungern laſſen. 

Nur in einem dürfte ſich Kleiſt glücklich preiſen, wenn er hen n 
lebte: die Literatur über ſein Leben und ſeine Werke beginnt ins Un 
meſſene anzuſchwellen; ein papierener Nachruhm iſt ihm geworden, auf d 
er, wäre ſein Ehrgeiz darauf gerichtet geweſen, wohl ſtolz ſein könnte. 
iſt eine faſt unüberſehbare Reihe von Biographen und Herausgebern, 
er gefunden hat: von den Tieck und Bülow, den Koberſtein und Köpke, d 
Treitſchke und Wilbrandt bis auf die Brahm und Erich Schmidt. Es fi 
darunter ſehr fleißige und tüchtige Arbeiten, aber im ganzen entſpricht i: 
Ergebnis doch nicht dem gewaltigen Aufwand. Viele Gerüchte über Klei 
Leben find klargeſtellt, und auch die byzantiniſche Legende hat dabei, . 
gern anerkannt ſei, manch derben Puff erhalten: es iſt eitel Humbug, ii 
die Königin Luiſe den Dichter durch ein Jahresgehalt von 60 Louis: 
unterſtützt oder der König Friedrich Wilhelm III. noch kurz vor Kleiſts T. 
dem Unglücklichen eine Anstellung verſprochen und ihm die Wahl gelajı 
habe, ob er königlicher Adjutant werden oder eine Kompagnie befehlig 
wolle. Beide Legenden trugen zwar von jeher den Stempel komiſchen 1: 
ſinns an der Stirn, aber es iſt unter den obwaltenden Umſtänden an 
Ehren wert, wenn fie von bürgerlichen Literarhiſtorikern ausdrücklich pre. 
gegeben werden. Jedoch im Grunde find die Rätſel, in die Kleiſts Dalı 
gehüllt iſt, trotz aller eifrigen Arbeit nicht gelöſt worden, und ob fie nun: 
oder ſo zu erklären verſucht worden find, jo beſtätigen fie ſchließlich? 
Urteil Goethes, der in Kleiſt einen von Natur ſchön intentionierten, an 
von einer unheilbaren Krankheit ergriffenen Körper ſah. 

Dieſer krankhafte Zug geht wie durch Kleiſts Leben, ſo auch durch je 
Werke. Die fire Idee des Selbſtmordes zu zweien hat ihn manches In 
beſchäftigt, ehe er fie ausführte, und immer wieder kehrt er auf fie zurk 
Mag die Überlieferung unrichtig ſein, wonach er in einer der ziemlich hr 
figen Perioden ſeines Lebens, wo er völlig in einem für uns undurchdriz 
lichen Dunkel verſchwindet, im Irrenhaus zugebracht habe, jo ruft u 
allzuviel in feinem Tun und Laſſen den Verdacht hervor, daß er zeitwſe 
unter den Anfällen offenbarer Geiſtesſtörung gelitten hat. Und fo‘ 
auch, wenigſtens unter ſeinen größeren Dichtungen, kaum eine, die ni! 
unter krankhaften Einfällen litte, unter ſpukhaften Auswüchſen, die (d 
dem freudigſten Leſer den Genuß empfindlich ſtören: ſei es nun, daß et 
Held als Nachtwandler handelt und leidet oder die Heldin durch einen IM 
Himmel kommenden Cherub aus Feuersnot gerettet wird, oder daß de 
Frau, an deren Totenbett uns der Dichter geführt hat, als weisſagede 
Zigeunerin wieder auferſteht. Ganz frei von dieſer „Unart feines Geiſt“ 
wie Kleiſt in lichten Augenblicken ſelbſt zu ſagen pflegte, iſt im Bar 
nur der „Zerbrochene Krug“. 

Damit muß man ſich bei Kleiſt ein für allemal abfinden, und was er 

Dichter dabei verliert, gewinnt der Mann, der trotz der krankhaften Dir 
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ſition, durch die ihn, um mit Leſſing zu reden, die Natur unglücklich ge⸗ 
macht hatte, dennoch ſo viel Herrliches geſchaffen hat. Dieſer Geſichtspunkt 
entzieht ſich überhaupt der pſychologiſchen Würdigung, wie nicht näher dar⸗ 
gelegt zu werden braucht. Ein Geſichtspunkt dagegen, der einen tiefen Ein⸗ 
blick in Kleiſts Weſen und namentlich auch in ſein unglückliches Schickſal 
als Dichter gewährt, iſt von ſeinen Biographen und Herausgebern kaum 
je berührt worden. Soviel ich ſehe, hat ihn nur Treitſchke einmal flüchtig 
geſtreift, und auch nicht etwa in ſeinem Aufſatz über Kleiſt, ſondern in 
einer beiläufigen Rezenſion, wo er — obendrein in ganz beiläufigem Zu⸗ 
ſammenhang — jagt, daß Kleiſt ſein Lebtag ein preußiſcher Offizier der 
alten Schule geblieben ſei. 
Wohlverſtanden: geblieben ſei. Denn daß Kleiſt, als Sprößling 
einer armen Offiziersfamilie, in blutjungen Jahren ſchon und nach ſehr 
unzulänglicher Schulbildung, ſo daß der ſprachgewaltige Mann niemals 
völlig die Schwierigkeiten der Grammatik überwunden hat, ins Offiziers⸗ 
korps des friderizianiſchen Heeres geſteckt wurde, verſteht ſich von ſelbſt. Er 
hat die tragikomiſchen Rheinfeldzüge gegen die franzöſiſche Revolution mit⸗ 
gemacht, ohne jede kriegeriſche Begeiſterung; an ſeine Schweſter Ulrike, die 
ihm ſein ganzes Leben hindurch die opferfreudigſte und treueſte Freundin 
geblieben iſt, ſchrieb er 1795: „Gebe uns der Himmel nur Frieden, um die 
Zeit, die wir hier ſo unmoraliſch töten, mit menſchenfreundlichen Taten be⸗ 
zahlen zu können.“ | 

Nach dem Bafeler Frieden desſelben Jahres kehrte Kleiſt in die Garniſon 
Potsdam zurück, wo er ähnlich wie vierzig Jahre früher ſein älterer Namens⸗ 
vetter Ewald Kleiſt, der Dichter des Frühlings, der ihm an Begabung un⸗ 
endlich nachſtand, aber ebenfalls an periodiſcher „Melancholie“ krankte, unter 
dem rohen und ungebildeten Treiben ſeiner Kameraden unſäglich litt. So 
zog er im Jahre 1799 den bunten Rock aus und begann im Alter von 
zweiundzwanzig Jahren auf der Univerſität ſeiner Vaterſtadt Frankfurt a. O. 
zu ſtudieren. 
Bald genug zeigte ſich, daß er, zumal bei feiner mangelhaften Vorbil⸗ 
dung, kein Stern der Wiſſenſchaft werden konnte. Er begann jetzt ein un⸗ 
ſtetes Wanderleben durch Süddeutſchland, die Schweiz, Frankreich, das, 
immer wieder durch geiſtige und körperliche Leiden unterbrochen, den 
Dichter in ihm erweckte. Und in ſeiner überreizten Art wollte er nun gleich 
den Kranz von Goethes Stirn reißen, ein Drama ſchaffen, das die Größe 
der Griechen und Shakeſpeares vereine, und nach Vollendung dieſes voll⸗ 
kommenen Kunſtwerkes ſterben. Zu feinem Helden wählte er ſich den Nor- 
mannenhäuptling Guiskard, und mit dieſem Stoffe hat er jahrelang ge⸗ 
rungen, bis er am 3. Oktober 1803 der Schweſter die erſchütternden Worte 
ſchreibt: „Der Himmel weiß, meine teuerſte Ulrike (und ich will umkommen, 
wenn es nicht wörtlich wahr iſt), wie gern ich einen Blutstropfen aus 
meinem Herzen für jeden Buchſtaben eines Briefes gäbe, der ſo anfangen 
könnte: Mein Gedicht iſt fertig. Aber du weißt, wer nach dem Sprichwort 
mehr tut als er kann. Ich habe nun ein halbtauſend hintereinander fol- 
gender Tage, die Nächte der meiſten mit eingerechnet, an den Verſuch geſetzt, 
zu ſo vielen Kränzen noch einen auf unſere Familie herabzuringen; jetzt 
ruft mir unſere heilige Schutzgöttin zu, daß es genug ſei. Sie küßt mir 
gerührt den Schweiß von der Stirn und tröſtet mich, wenn jeder ihrer 
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lieben Söhne nur ebenſoviel täte, ſo würde unſerem Namen ei 
unter den Sternen nicht fehlen. Und ſo ſei es denn genug. Ich 
vor einem zurück, der noch nicht da iſt, und beuge mich ein Jahrtauſend ve 
feinem Geiſte. . .. Die Hölle gab mir meine halben Talente; der Himm 
ſchenkt dem Menſchen ein ganzes oder gar keines.“ In einem Augenbli 
unſeliger Verzweiflung hat Kleiſt damals verbrannt, was von feine 
Drama fertig war. Nur die erſten fünfhundert Verſe haben ſich erhalte 
ein mächtiger Torſo, an dem man wohl begreift, daß der alte Wielan 
dem Kleiſt einzelne Szenen des Gedichtes vorgeleſen hatte, begeiſtert au 
rufen konnte, Kleiſt ſei dazu berufen, die durch Goethe und Schiller no 
offen gelaſſene große Lücke in unſerer dramatiſchen Literatur auszufüller 
wenn die Geiſter des Aſchylos, Sophokles und Shakeſpeare ſich vereinigte 
eine Tragödie zu ſchaffen, ſo würde ſie eben das ſein, was Kleiſts Guiska 
ſei, ſofern nur das Ganze jenen Szenen entſpräche. 

Damals ſuchte Kleiſt den Tod unter franzöſiſchen Fahnen; er W 
nach Boulogne, wo Bonaparte die große Expedition nach England rüſtet 
von St. Omer aus ſchickte er der Schweſter den Abſchiedsgruß: „Was ich D 
ſchreiben werde, kann Dir vielleicht das Leben koſten, aber ich muß, ich mu 
ich muß es vollbringen. Ich habe in Paris mein Werk, ſoweit es fertig wa 
durchleſen, verworfen und verbrannt, und nun iſt es aus. Der Himm 
verſagt mir den Ruhm, das größte der Güter der Erde; ich werfe ihm, w 
ein Kind, alle übrigen hin. Ich kann mich Deiner Freundſchaft nicht würd 
zeigen, ich kann ohne dieſe Freundſchaft doch nicht leben; ich ſtürze mich 
den Tod. Sei ruhig, Du Erhabene, ich werde den ſchönen Tod der Schlacht 
ſterben. Ich habe die Hauptſtadt dieſes Landes verlaſſen, ich bin an jeti 
Nordküſte gewandert, ich werde franzöſiſche Kriegsdienſte nehmen, di 
Heer wird bald nach England hinüberrudern, unſer aller Verderben laue 
über dem Meere; ich frohlocke bei der Ausſicht auf das unendliche Grab 
Doch als er, ohne Paß, zu Juß wandernd, in die Nähe des franzöſiſch 
Heeres kam, drohte ihm ein ſchimpflicher Tod, der Tod des Spions; dav 
ſchauderte er doch zurück. Er bat den preußiſchen Geſandten in Paris u. 
einen Paß, erhielt ihn zwar, allein direkt nach Potsdam, wo er im Ju 
1804 eintraf, nachdem er auf der Rückreiſe in Mainz eine tödliche Kran 
heit durchgemacht hatte, die ihn, wie man meint, vor gänzlicher . 
zerrüttung bewahrt haben ſoll. 

Den Bemühungen ſeiner Familie gelang es, den gänzlich gebe n 
Mann zum Eintritt in die Beamtenlaufbahn zu bewegen, und er wur! 
bei der Domänenkammer in Königsberg angeſtellt, nachdem ihn der Genere 
adjutant des Königs, der alberne Tabakſchmaucher Köckeritz, ernſtlich v. 
dem „Verſchemachen“ verwarnt und die eigene Schweſter, die ihm ſchon ein 
großen Teil ihres Vermögens geopfert hatte, in würdigerer Form das Ve 
ſprechen abgenommen hatte, im Staatsdienſt zu verharren. Aber der Dicht. 
war nun einmal erwacht und verlangte ſein unveräußerliches Recht. Mi- 
trauiſch geworden gegen die eigene Kraft, verſuchte ſich Kleiſt jetzt zunäct 
an Überſetzungen aus dem Franzöſiſchen, an Fabeln Lafontaines, an eine! 
frivolen Luſtſpiel Molieres, dem er einen feierlichen, myſtiſch⸗religiöſt 
Hintergrund gab. Noch ſeltſamer war, daß er einen antiken Sagenſtif 
wählte, um den ganzen Schmerz und Glanz feiner Seele hineinzulegt. 
Das Schickſal der Amazonenkönigin Pentheſilea, die in Achill den 1 
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chſten der Männer zu ihren Füßen niederzwingen will und nach kurzem 
kauſche des Übermuts ihre Zähne in den zuckenden Leichnam des Ge⸗ 
ebten ſchlägt, ſoll ihm fein eigenes Schickſal verſinnbildlichen, ſein Ringen 
m das vollkommene Kunſtwerk und ſeinen furchtbaren Fall von der Höhe. 
er ſelbſt hat in dieſem Gedicht, das bei ſeinem Mangel an Handlung kaum 
in Drama genannt werden darf und in der Tat nur durch den zum Teil 
Zunderbaren Glanz der Sprache blendet, ſtets ſein Eigenſtes geſehen, was 
och nur wieder auf die „Unart ſeines Geiſtes“ zurückzuführen iſt. Die 
Pentheſilea“ für die Bühne zu erobern, wird ſtets ein ſpieleriſches Experi⸗ 
nent bleiben, auch wenn ein paar große Theater den hundertſten Todestag 
es Dichters dadurch am würdigſten zu ehren meinen. 

N Jedoch zur ſelben Zeit ſchrieb Kleiſt den „Zerbrochenen Krug“, zu dem 
r die Anregung ſchon einige Jahre früher bei einem Aufenthalt in der 
Schweiz durch einen Kupferſtich erhalten hatte; in dieſem kleinen Meiſter⸗ 
verk, das nur an einer allzu großen Länge leidet, ſtand er mit breiten 
Füßen auf feſter Erde, und zugleich begann er ſich der Novelle zuzuwenden, 
hie ihm reiche Lorbeeren verhieß, wenn auch nicht ſo reiche wie das Drama. 
In dieſe Anfänge geſunden Schaffens brach die Kataſtrophe von 1806 herein, 
hie den altpreußiſchen Staat zerſchmetterte. Es iſt nun die herkömmliche 
Auffaſſung, daß Kleiſt am Unglück des Vaterlandes zum nationalen und 
politiſchen Dichter gereift ſei, daß ſein verwüſtetes Leben dadurch einen 
neuen und reichen Inhalt gewonnen habe, daß er ſich mit der inbrünſtigen 
Liebe eines großen Herzens feſt an ſein Volk geklammert und die herrlichen 
Werke geſchrieben habe, die ihn an die Spitze unſerer politiſchen Sänger 
ſtellten; dabei bleibt es nur nach der eigenen Anſicht dieſer Hiſtoriker „un- 
begreiflich“, daß er jenen finſteren Lebensüberdruß mit ſich umhergetragen 
habe, der ihn ſchließlich zum Selbſtmord trieb. 

Dies entſcheidende Rätſel ſeines Lebens iſt aber keineswegs „un⸗ 
begreiflich“; es löſt ſich ſehr einfach dadurch, daß Kleiſt gegenüber der ge- 
waltigen Umwälzung des nationalen Lebens durch die franzöſiſche Er⸗ 
oberung doch nur den Fremdenhaß des altpreußiſchen Junkers und Offiziers 
aufzubringen vermochte. Dieſer Haß, wie er in beißenden Satiren, in ge- 
waltigen Kriegsliedern, vor allem in ſeiner mächtigen „Hermannsſchlacht“ 
ausbrach, hatte ſicherlich einen dämoniſch⸗genialen Zug, und man braucht 
ihn wahrlich nicht darauf zurückzuführen, daß Kleiſt perſönlich von den 
Franzoſen ſehr übel behandelt und einen großen Teil des Jahres 1807 
unter dem gänzlich unbegründeten Verdacht der Spionage auf franzöſiſchen 
Feſtungen herumgeſchleppt worden war. Gewiß empfand Kleiſt die natio- 
nale Schmach aufs tiefſte, aber er ſah nur ihre Vollſtrecker, nicht ihre Ur— 
heber; fremd und kaltſinnig ſtand er den Reformen der Stein und Schön, 
der Scharnhorſt und Gneiſenau gegenüber, trennte er ſich von den vorwärts— 
drängenden Kräften des Volkes und geriet immer tiefer in die Arme jener 
faulen Romantik, die in Napoleon weit mehr den Erben der Revolution 
haßte als den Zwingherrn der Nation. Die bigott-reaftionären Aufſtände 
der Spanier und der Tiroler waren das Ideal Kleiſts, und es iſt nur ein 
neues Quidproquo der bürgerlichen Literarhiſtoriker, wenn ſie ſagen, Kleiſts 
heiße und hinreißende Worte ſeien verhallt, weil die Deutſchen zu geſittet 
geweſen ſeien, den Krieg wie die ſpaniſchen Guerillas zu führen. Ernſt 
Moritz Arndt hat nicht minder „maßlos“ als Kleiſt zum Kampfe gegen den 
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Franzmann aufgerufen, aber obgleich er als Dichter unendlich tief unte 
Kleiſt ſtand, fanden ſeine Worte das Ohr der Maſſen, weil in ihnen de 
Odem einer neuen Zeit wehte. 5 Sg 

Nach feiner Entlaſſung aus der franzöſiſchen Gefangenſchaft kehrte Klei 
nicht nach Preußen zurück, das von franzöſiſchen Truppen überſchwemm 
war, ſondern ſiedelte ſich in Dresden an, wo er vom Herbſte 1807 bis zun 
Frühling 1809 ſeine produktivſte Zeit, aber freilich auch die Zeit erlebte 
die ihn in unlösbare Konflikte verſtrickte. Faſt dramatiſch verkörperten fie 
dem geborenen Dramatiker die Gegenſätze, in denen ſich ſein Leben auf 
reiben ſollte. Auf der einen Seite Pfuel, der ſpätere Kriegsminiſter un 
Miniſterpräſident von 1848, und Rühle v. Lilienſtern, der es bis zum Che 
des Großen Generalſtabs in Berlin bringen ſollte, alte Kameraden aus de 
Potsdamer Zeit, die den Kreiſen der preußiſchen Reformer naheſtandey 
und immer redlich bemüht geweſen ſind, Kleiſts beſſeres Teil zu retten, au 
der anderen Seite die romantiſchen Apoſtaten und Sophiſten Gentz un 
Adam Müller, von denen Gentz den Dichter von Wien her begönnerte 
Müller ihm aber wie ein böſer Genius im Nacken ſaß. Mit Müller zu 
ſammen gab Kleiſt den „Phöbus“ heraus, eine Monatsſchrift, die nur einen 
Jahrgang erlebte, da ſie ſich faſt allein von den Beiträgen der beiden Heraus 
geber nähren mußte. Das Geld zu dieſem Unternehmen hatten Pfuel, Rühl 
und die Schweſter Ulrike hergegeben; Müller hatte ſich vorſichtig zurück 
gehalten, aber er verſtand es, geiſtig den lenkſamen Dichter immer meh 
zu beherrſchen. Schon im „Käthchen von Heilbronn“, das Kleiſt in dieſen 
Dresdener Tagen ſchuf, zeigt ſich eine ungeſunde Schönfärberei des Mittel 
alters, eine Unſicherheit des dramatiſchen Stils, die neben die märchenhaft 
rührende Geſtalt der Heldin die abſtoßend⸗realiſtiſche Karikatur der Gegen 
ſpielerin Kunigunde ſtellte, und der junkerliche Trick bricht häßlich hervor 
indem der biedere Graf Wetter v. Strahl Käthchen trotz ihrer hingebender 
Liebe mit der Peitſche zurückweiſt, ſolange ſie als die eheliche Tochter eine 
ehrſamen Waffenſchmieds gilt, aber fie begeiſtert als „Prinzeſſin von 
Schwaben“ zu ſeinem ehelichen Gemahl erhebt, ſobald ſich herausſtellt, daß 
ſie die Frucht eines kaiſerlichen Ehebruchs iſt. 5 

Hoch über dieſem Ritterſchauſpiel ſteht die „Hermannsſchlacht“, die eben 
falls der Dresdener Zeit Kleiſts angehört. Es wird immer bewundernswer 
bleiben, wie er dieſen ganz undramatiſchen Stoff zu bewältigen gewuß 
hat, wie er die ausgeſprochene Tendenz ſo durchaus mit künſtleriſcher 
Mitteln vertritt, daß dies Werk allein genügen würde, für immer dat 
törichte Gerede zurückzuweiſen, als ob Tendenz mit Kunſt unvereinbar ſei 
Selbſt die „Unart feines Geiſtes“ weiß Kleiſt dichteriſch zu adeln, denn di 
geſpenſtiſche Alraune, die den Pfad des Varus im Teutoburger Wald. 
kreuzt, iſt durchaus dichteriſch empfunden. Jedoch die hohe Kunſt, womi 
Kleiſt den Vernichtungskrieg barbariſcher Stämme gegen eine überlegen 
Kultur zu ſchildern weiß und zu verherrlichen ſucht — bis in ſo häßlich 
Szenen hinein wie jene, in der Thusnelda ihren römiſchen Verehrer, mi 
dem ſie viel zu lange kokettiert hatte, um ein Recht zum Zorne über ſein 
Treuloſigkeit zu haben, durch einen Bären zerfleiſchen läßt — zeigt doch 
nur, daß die „Hermannsſchlacht“, wie Kleiſts patriotiſche Dichtung über 
haupt, ſich im dumpfen Banne hiſtoriſch rückſtändiger Anſchauungen be 
wegt. In der Tat konnte nur ein preußiſcher Junker und Offizier des alter 
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=Jages mit den Schlußworten des Dramas auf das Paris der großen 
olution zielen: 

Denn eh' doch, ſeh' ich ein, erſchwingt der Kreis der Welt 

N Vor dieſer Mordbrut keine Ruhe, 

Als bis das Raubneſt ganz zerſtört 

Und nichts als eine ſchwarze Fahne 

Von ſeinem öden Trümmerhaufen weht! 


Wie die Tendenz dann freilich, ſobald fie ſich unkünſtleriſcher Mittel be- 
it, auch das edelſte Kunſtwerk zerſtören kann, verrät ein drittes Werk 
ſts aus der Dresdener Zeit, „Michael Kohlhaas“, die ſchönſte feiner Er⸗ 
ungen. Zur Hälfte oder zu zwei Dritteln iſt fie über jedes Lob erhaben, 
ı) deshalb, weil ſich der junkerliche Trotz des Dichters zum Kampfe eines 
(ken Mannes für fein gutes Recht verklärt, aber dann zerfaſert fie ſich 
ſeine abgeſchmackte Zigeunergeſchichte, um in einem bei den Haaren herbei⸗ 
genen Zuſammenhang den König von Sachſen als napoleoniſchen Vaſallen 
dem ſchmählichen Untergang ſeines Geſchlechts zu bedrohen. 

Als im Frühjahr 1809 der Krieg zwiſchen Frankreich und Oſterreich aus⸗ 
ich, ſtiegen die Hoffnungen Kleiſts aufs höchſte; er beſang den hartherzigen 
poten, der auf dem öſterreichiſchen Throne ſaß, als den Retter der Welt, 
dem Mordgeiſte in die Bahn trete, und den Erzherzog Karl feierte er 
) der Schlacht bei Aſpern als den „Überiwinder des Unüberwindlichen“. 
ſiedelte nach Prag über, um den Ereigniſſen näher zu ſein, aber bald 
ug die Schlacht bei Wagram alle ſeine Hoffnungen nieder, und es folgte 
einer jener furchtbaren Zuſammenbrüche, an denen Kleiſts kurzes Da⸗ 
ſo reich iſt: ſchwere Krankheit, Selbſtmordverſuche und Anfälle von 
hnſinn, in deren einem er ſich mit dem Gedanken trug, Napoleon mit 
enik zu vergiften. 

Im November 1809 kehrte er, nachdem alle Hoffnungen geſcheitert waren, 
er auf Wien geſetzt hatte, nach Berlin zurück. Er kam gerade zur rechten 
t, um den preußiſchen König, der aus dem Königsberger Exil, wohin er 
h der Schlacht bei Jena geflüchtet war, in die preußiſche Hauptſtadt 
ückſiedelte, mit einem ſchönen, aber leider ganz ſinnloſen Gedicht zu be⸗ 
ßen. Tatſächlich kam der König als franzöſiſcher Kriegsgefangener nach 
Ain, auf Befehl Napoleons, der ihn feſter unter der Fauſt haben wollte; 
iſt aber ſang den armſeligen Menſchen an: 


Blick auf, o Herr! Du kehrſt als Sieger wieder, 
Wie hoch auch jener Cäſar triumphiert; 

Ihm iſt die Schar der Götter zugefallen, 
Jedoch den Menſchen haſt du wohl gefallen. 


So konnte wieder nur ein preußiſcher Junker und Offizier alten Schlages 
Idioten feiern, der damals den Reformern, die ihm feine Krone retten 
lten, durch ſeinen verbohrten Eigenſinn jeden Tag zur bittern Qual machte. 
d während in den Kreiſen dieſer Reformer der Gedanke zu rumoren be⸗ 
im, den unfähigen König zu entthronen, fang Kleiſt in feinem „Prinzen von 
mburg“ das hohe Lied der Subordination unter den königlichen Willen. 
lt hat in dieſem Drama das halb Unmögliche möglich gemacht, er hat das 
‚preußentum in feiner Miſchung von Brutalität und Stupidität in die 
häre der Kunſt zu erheben gewußt, und bis auf die nachtwandleriſchen 


248 | es der Neu 


Neigungen des Helden, die doch nicht fo leicht, wie Hebbel meinte, a 
Organismus des Dramas zu löſen find, iſt der „Prinz von Homburg“ reicg 
künſtleriſchen Qualitäten; er ſteht einzig da in unſerer dramatiſchen Liter n 
durch den kühnen Verſuch, ſchon durch die drohenden Schatten des Todes 
erreichen, was in der Tragödie ſonſt nur durch den Tod erreicht wird: 
ſittliche Läuterung und Verklärung des Helden. Aber die edle Kunſt e 
Dichtung wurde zum Verhängnis des Dichters; der banauſiſche Hof let 
das Drama mit aufrichtigem Entſetzen ab, und jo wenig wie die „Herma: 
ſchlacht“ hat Kleiſt ſeinen „Prinzen von Homburg“, von der Bühne zue 
ſchweigen, auch nur in den Druck zu bringen gewußt. Beide Dramen 
erſt ein Jahrzehnt nach ſeinem Tode durch Tieck veröffentlicht worden. 
Dieſer letzte Schlag hat ihn dann völlig gebrochen. Kleiſt kämpfte ın 
mehr hilflos mit der gemeinſten Not des Lebens, und wie der Dichters 
nur noch zu einigen häßlichen Schauergeſchichten brachte, jo verlor der Mu 
jeden Halt. Als Kleiſt im Herbſte 1810 ein dürftiges Winkelblatt, die „r 
liner Abendblätter“, herauszugeben begann, erbat er für ſie die Unterſtützit 
des Staatskanzlers Hardenberg, während er die Spalten feiner Zeitung n 
gleich einem Aufſatz Adam Müllers öffnete, der die Reformen Hardenbch 
mit dem giftigſten Hohne übergoß. Kleiſt wurde dadurch in eine Reihe ı 
häßlichen Händeln verwickelt, in denen er einen beklagenswerten Mangeln 
Mut und Würde zeigte. Sicherlich haben ſeine Biographen recht, wennit 
ſein Petitionieren bei Hardenberg mit dem heutigen Offiziöſentum nicht r 
wechſelt haben wollen, aber ſie haben unrecht, wenn fie es mit der „Leit 
gläubigkeit“ Kleiſts zu entſchuldigen ſuchen, daß er den ſchmählichen Au 
Müllers in ſein Blatt aufnahm. So weltfremd war Kleiſt nicht, zumalhe 
ihm die Reformen Hardenbergs doppelt verhaßt ſein mußten, weil fie — ii: 
damals bekannter war, als es heute iſt — nur ein Abklatſch der Geſetzgeb ig 
waren, die der König „Morgen-⸗Wieder⸗Luſtik“ auf Befehl Napoleons in 
ſeinem neugebackenen Königreich Weſtfalen eingeführt hatte. Daß gleihnj) 
Kleiſt für ſeine Perſon die Unterſtützung der Reformer beanſpruchte, die ch 
in amtlicher Stellung befanden, war alte Junkertradition, aber man verſſt 
danach auch die herbe Ablehnung, die Kleiſt bei charaktervolleren Reformn 
fand als dem leichtblütigen Hardenberg. Gneiſenau, der gewiß ein Franzo l 
haſſer und auch — wie feine klaſſiſche Abhandlung über die „Freiheit 
Röcke“ zeigt — ein literariſch gebildeter Mann war, hat ſich nicht für Of 
intereſſiert, als ihn der Unſelige in den letzten Nöten feines Lebens auffuce. 
In einer ältlichen hyſteriſchen Frau gewann Kleiſt endlich den Gefährn 
des Selbſtmords, den er unter den rüſtigen Freunden ſeiner Jugend vergeb® 
geſucht hatte. Ehe er ſie und ſich erſchoß, ſchrieb er feiner Schweſter Uhr: 
„Du haſt an mir getan, ich ſage nicht, was in den Kräften einer Schweit, 
jondern in den Kräften eines Menſchen ſtand, um mich zu retten: die Ver 
heit iſt, daß mir auf Erden nicht zu helfen war.“ Ihm war auf Erden nt 
zu helfen, weil der geniale Dichter, der die höchſten Flüge wagen dure, 
ſich niemals dauernd über die niederen Regionen des altpreußiſchen Jun 
tums zu erheben vermochte. Es iſt nicht nach der Lehre des alten Wein 
Mitleid und Furcht, die das Trauerſpiel dieſes Lebens erregt, aber Mit! d 
mit dem Opfer und Haß gegen den Krebsſchaden der deutſchen Nation. 
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Einiges über Tolſtoi. 
| Von Diefenbad. 


„N. Tolſtoi, Ueber die Biffenfchaft. Einzige vollſtändige autorifierte Ausgabe, 
berſetzt von Dr. Albert Skarvan. Samt brieflicher Diskuſſion mit Tolſtoi und 
jnleitung, herausgegeben von Dr. Eugen Heinrich Schmitt. 61 Seiten. 1 Mark. 
‚Ueber das Recht. Briefwechſel mit einem Juriſten. 23 Seiten. 50 Pfennig. 
Brief an einen Hindu. Heidelberg und Leipzig 1910, Verlag von L. M. Waibel 
„Co. 36 Seiten. 75 Pfennig. 

Dr. Schmitt, der Herausgeber dreier kleiner Tolſtoibroſchüren, hat ſich im Vor⸗ 
t zur erſten „Über die Wiſſenſchaft“ die Aufgabe geſetzt, Tolſtois ſozialphiloſophiſchen 
undgedanken vom Unwert alles gegenwärtigen Wiſſens ſchärfer ans Licht zu rücken. 
berſucht durch eine längere Einleitung nebſt Beigabe eines indirekten Briefwechſels, 
durch Vermittlung des Überſetzers Skarvan zwiſchen Schmitt und Tolſtoi geführt 
rde, in deſſen kulturnihiliſtiſchen Ideen die Spreu vom Weizen zu ſondern. Dar⸗ 
erwüchſe nun aber vor allem die Notwendigkeit, die Ausführungen Schmitts 
‚ft gleichermaßen zu ſieben. Jedoch ſteht dem ſchon der Umſtand im Wege, daß 
philoſophierende Kommentator Schmitt durchaus nicht über jene urwüchſige Klar⸗ 
des Gedankens und Ausdrucks verfügt, die auch die eigenbrödleriſchſten Seiten⸗ 
ze des philoſophiſchen Predigers Tolſtoi erhellt und verſchönt hat. Dr. Schmitt 
»hdet alle materialiſtiſchen, moniſtiſchen, poſitiviſtiſchen, evolutioniſtiſchen und 
tiſch⸗idealiſtiſchen Anſichten, daneben die „Gewaltigen des Mammons“, der Re⸗ 
zung und die „ſozialdemokratiſche Demagogie“ nach Kräften und macht für eine 
gate Sorte vom chriſtlich⸗philoſophiſchen Gnoſtizismus, für ſeine Ideen vom 
neren Erleben des Unendlichen“ uſw. eine gutgemeinte, aber wenig lichtvolle 
»paganda. Um fo überraſchender berührt es, wenn er Tolſtoi ſelbſt im Schlußwort 
Fug und Recht vorhält, daß deſſen myſtiſche und widerſpruchsvolle Gotteserkennt⸗ 
für Tolſtoi ſelbſt nicht durchſichtiger ſein könne als eine blinde Glasſcheibe. 
erhaupt wirken Schmitts Ausführungen dort, wo er Tolſtoi opponiert, weit ein⸗ 
ſchtender als dort, wo er Tolſtois religionsphiloſophiſchen Myſtizismus würdigt 
in feiner „gnoſtiſchen“ Denkweiſe erklärt. Tolftoi verdammt die ganze moderne 
ſſenſchaft und nennt fie ein „falſches“ und irrtümliches Wiſſen, weil ſie das Privileg 
er ausbeuteriſchen Minorität von verſchwindender Kopfzahl iſt und als ſolches 
der inhaltlich noch formal überhaupt irgendein in ſeinem Sinne nützliches Moment 
ihr vorhanden ſein kann. Schmitt nimmt die moderne Wiſſenſchaft gegen dies Aus⸗ 
itten des Kindes mitſamt dem Bade, dem wenigſtens eine gewiſſe Größe der Aktion 
) ein tiefes ſoziales Empfinden zugrunde liegt, in Schutz. Aber die Anklagen, die 
ſelbſt gegen die moderne Wiſſenſchaft erhebt, find noch tauſendmal mehr weiter 
5ts als abſtruſe Querköpfigkeiten eines gnoſtiſchen Querulantentyps, als welchen 
te Dr. Schmitt ſich auch durch Einflechtung lächerlicher Erzählungen über die Schick⸗ 
e ſeiner eigenen philoſophiſchen Perſon in der Offentlichkeit ſattſam kennzeichnet. 
in individueller Standpunkt findet ſich vielleicht am kürzeſten im folgenden tief⸗ 
nigen Satze der Vorrede verborgen: 

„Nicht eine Abſtammungslehre, die den Menſchenleib aus Tierformen hervor⸗ 
jen läßt, fol hier beſtritten werden, aber die Anſicht, daß die höhere kosmiſche 
d überkosmiſche Grundlage des Menſchen ſich aus dem Tieriſchen und nicht bloß 
demſelben, Energien entnehmend, entwickelte, der Pflanze gleich, die aus dem 
den Säfte und Kräfte ſaugt. Das Gehirn iſt bloß Reſonanzboden höherer 
rahlungen.“ Im Lichte dieſer höheren Strahlungen geſehen, iſt es kein Wunder, 
nn © mitt die moderne Wiſſenſchaft tadelt, daß ſie den Menſchen ganz auf das 
er reduziere und in erſter Linie das Sinnenleben der äußeren Natur und das Spiel 
© pſychologiſchen Vorſtellungen und Bilder, die wir mit dem Tiere gemein haben, 
orſchen. Die moderne Naturwiſſenſchaft und Pſychologie müßte allerdings ihre 
nze bisherige Methode aufgeben und damit allen Boden unter den Füßen ver⸗ 
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lieren, wenn ſie Herrn Dr. Schmitt zuliebe von ihrem rationellen Syſtem, zue; 
Einfache und dann erſt das Komplizierte zu unterſuchen, abgehen wollte. 
In Wirklichkeit hat Tolſtois ſchlichte und wenn auch primitive, ſo doch 

die Praxis des kleinen Mannes gerichtete Religionsphiloſophie mit Schmitts Gnoſti 
mus, bei dem wohl jedem Nichtgnoſtiker der „Reſonanzboden“ einigermaßen brun 
nicht viel gemein. Aber da der große Utopiſt Tolſtoi ſich in religiöſen Fragen ſchl; 
lich von Jahr zu Jahr mehr mit allerhand ſonderbaren Heiligen einließ, iſt es 
begreiflich, wenn dieſe ihn auch nach ſeinem Tode halb oder ganz für ſich in 
ſpruch nehmen. Und das um ſo mehr, als ſich gerade in Tolſtois eligionsphiloſophiſ, 
Ideen, wie er ſie in ſeinen letzten Schriften und Briefen vertrat, Wertvolles 
Wertloſes, geiſtreicher Tiefſinn und phantaſtiſche Kindlichkeiten aufs ſeltſamſte !. 
miſchen. So findet ſich in einem der vorliegenden Briefe an Skarvan⸗Schmitt j 
legentlich eine höchſt eigentümliche Definition deſſen, was Tolſtoi mit dem Beg 
„Gott“ verbindet. Er ſchreibt: „Gott hat die Welt erſchaffen, Gott ha mich 
ſchaffen, — heißt eigentlich nur ſo viel, daß ich nicht weiß und nicht wi ſen kal 
wie ich und die Welt und der Anfang von allem entſtand.“ Das klingt wohltu! 
wenig theiſtiſch im gewöhnlichen Sinne! Aber wie viele von Tolſtois Anhäng 


ö 
verbinden bei dem ſtändigen Mißbrauch, den ſie mit dem Wort und Begriff „Gr 
treiben, wohl die Idee jenes einfachen X, das Tolſtoi damit ausdrücken will. Frei 
hat ſich Tolſtoi ſelbſt an anderen Stellen ſeiner Schriften über den großen . 
bekannten wieder weit weniger zurückhaltend ausgeſprochen. 3 

Vom ſelben Geiſte getragen wie der Aufſatz „Über die Wiſſenſchaft“, iſt Tolft: 
Abhandlung „Über das Recht“, die er einem angehenden Juriſten der Petersbur 
Univerſität ſchrieb. Es iſt bezeichnend für Tolſtois Denkart, daß er in allem R. 
und Geſetz nichts weiter als ein klugerſonnenes Machtmittel der herrſchenden Klaßf 
eine verhüllte Waffe ihres Klaſſenkampfes ſieht. Er zieht aber daraus nun n 
etwa den Schluß, daß dieſes Recht zugunſten der unterdrückten Schichten umzuänd 
wäre, ſondern weil er den Klaſſenkampf ſelbſt als unethiſch verwirft, wird auch!; 
Recht, das Tolſtoi nicht als hiſtoriſch geworden und hiſtoriſch veränderlich, ſond 
als etwas durchaus Gegenwärtiges und Abſolutes auffaßt, von ihm in Bauſch 1 
Bogen verdammt. Im ganzen betrachtet, bildet dieſer Brief an das Petersbur 
Studentlein, das mit den Gefühlen des „Schülers“ im Fauſt an Tolſtoi herantu 
eine kühne und machtvolle Anklage gegen das beſtehende Strafſyſtem, das „ol 
Gerechtigkeit, Güte, Mitleid und Verzeihung“ die Welt wohl noch ſchlimmer demorı: 
ſiert, als dies nach Tolſtois Bekenntnis ſelbſt die Theologie vermag. — 

Im Hochſommer ſeiner künſtleriſchen Periode, in der Entſtehungszeit von „Kr; 
und Frieden“, hat Tolſtoi dort eine glänzende, inſtinktiv geſchichtsmaterialiſtiſe 
Unterſuchung des ruſſiſchen Feldzugs gegeben. Es war ein begrenzter Ausſchn 
ein kleines Stück flammender Welthiſtorie, das er als Dichter erfaßte, das durch fe: 
gewaltige Lebensregung den großen Künſtler zwang, gerade im Schleier der Dicht: 
die tiefſte wiſſenſchaftliche Erkenntnis wiederzugeben. Für den Tolſtoi der ſpäte⸗ 
Periode iſt dieſe ganze Welt verſunken und vergeſſen. Er geht überall nur noch 40 
jenen ethiſch⸗theiſtiſchen Vorſtellungen aus, die den ſtändigen Grundton feiner Lei 
ausmachen und die er — mit nicht mehr Gültigkeit, als fie der kosmologiſche Gott: 
beweis beanſpruchen kann — als eingeboren, ewig und überall nachweisbar voraı- 
ſetzt. Die ethiſche Idee iſt in Tolſtoi ſeit ſeinem Damaskustag ſo mächtig geword 
daß ſie, von einigen kurzen künſtleriſchen „Entgleiſungen“ abgeſehen, alles übre 
in ihm überwuchert hat. Er findet ſie deshalb auch außerhalb ſeines Ichs in alı 
Zonen, alles Leben im Tiefſten durchziehend, wieder. Auf dieſer Anſchauungswes 
beruht Tolſtois „Brief an einen Hindu“, der ſeine Aufmerkſamkeit auf die Leid 
des indiſchen Volkes unter dem engliſchen Joch und auf die von Indern ſelbſt aı- 
gehenden Reorganiſations⸗ und Moderniſationsbeſtrebungen hingelenkt hatte. In da 
Verſuch, ein Land, das über die heiligſten moraliſchen Schätze, über die ethiſe 
Panazee der buddhiſtiſchen Lehre ſeit Jahrtauſenden verfügt, durch Europäiſierun, 
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0 moderne Machtmittel zu ſanieren, ſieht Tolſtoi nichts als einen grauen⸗ 
en Widerſinn der Geſchichte. „Wenn die Engländer Indien unterjocht haben, ſo 
jah es nur deshalb, weil die Inder als das höchſte Grundprinzip ihrer geſell⸗ 
lichen Einrichtung die Gewalt anerkannt haben und auch jetzt anerkennen; im 
‚nen dieſes Prinzips haben ſie ſich ihren Fürſten unterworfen, in ſeinem Namen 
en ſie ſich gegenſeitig bekämpft, kämpften ſie gegen die Europäer, gegen die Eng⸗ 
her und möchten auch jetzt noch gegen fie kämpfen. ... Im vorliegenden Falle 
1 einzige Mittel zur Befreiung eines Volkes von der Unterjochung allein die 
be... Widerſetzet euch nicht dem Übel, aber beteiliget euch auch nicht an ihm; nehmet 
t teil an der Adminiſtration, nicht an Gerichten, nicht an Steuereintreibungen 
hauptſächlich nicht am Militär, und niemand in der Welt wird euch unterjochen.“ 
Es iſt ſehr leicht, eine Auffaſſung zu belächeln, die, ſtatt in den ökonomiſchen 
ebkräften und in der Kapitaliſierung Indiens das beſtimmende Moment für deſſen 
wicklung zu ſehen, die moraliſchen Ideen für den rechtmäßigen Grundregulator 
s Lebens hält und dort Mißgriffe der Geſchichte annimmt, wo die Wirklichkeit 
3 Prinzip augenſcheinlich widerlegt. Tolſtois Intellekt iſt wahrlich groß und ſtark 
ug, um alle Bewunderung zu verdienen. Aber die Kraft des Herzens iſt bei Tolſtoi 
fig noch größer und ſtärker, ſo daß das Herz ſeinen Verſtand immer wieder kom⸗ 
diert. So nimmt auch Tolſtois hiſtoriſcher und kultureller Irrtum ſeinen Urſprung 
der Wahrhaftigkeit ſeines moraliſchen Gefühls, das den Mann bis in die letzten 
hre beherrſcht hat. Haltbar und imponierend an jenem Kulturkrieg, den der große 
treter eines unwiſſenſchaftlichen Sozialismus unternahm, bleibt ſchließlich doch 
gewaltige, alles umfaſſende und alles zertrümmernde ſoziale Empfinden, das den 
lſtoi der ſpäteren Periode bis zur Verleugnung ſeiner eigenen glänzenden Ver⸗ 
igenheit trieb. Die Wurzeln ſeiner Kritik und viele ihrer Konſequenzen ſind ſo 
und und ſo menſchlich wie alle die großen Kunſtwerke ſelbſt, die er in ſeiner 
ätezeit ſchuf. Tolſtois Bilderſturm hat nichts gemein mit der Negerwut, die 
Iſchinen zertrümmert. Er gleicht mit ſeinen Donnerkeilen in der Hand vielmehr 
em uralt heiligen Vater, der mit gelaſſener Hand aus rollenden Wolken ſegnende 
itze über die Erde ſät. 


Bücherſchau. 


Heymans, Die Psychologie der Frauen. Die Pſychologie in Einzeldarſtellungen, 
Band III. Heidelberg 1910. VI und 308 Seiten. Geb. 5 Mark. 


Heymans Frauenpſychologie iſt das typiſche Werk eines Univerſitätsprofeſſors. 
türlich rückt es weit ab von den Tendenzſchriften der Frauenrechtlerinnen und ihrer 
»gner. „Ganz objektiv“ und fein ſäuberlich getrennt wird ein Moment gegen das 
dere abgewogen, mit großem Aufwand von Akribie die angewandte Methode in 
ken Vorzügen und Nachteilen von den noch möglichen abgegrenzt, mit einer Flut 
chwiſſenſchaftlicher Ausdrücke, die bei der Grobheit der Materialgewinnung direkt 
:eführen müſſen, der Eindruck des rein „Wiſſenſchaftlichen“ erweckt — und durch 
ien Fehler des Fundaments fällt der ganze mühſame Bau zuſammen. Selbſt 
2 mühſamſte und ſorgfältigſte Spezialarbeit eines Individuums bleibt eben ver⸗ 
blich, wenn fie nicht an der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung orientiert 
„So wird Heymans durch den Glauben an eine Menſchheit und eine allgemein 
tige Wiſſenſchaft dazu verführt, „möglichſt viele, möglichſt vollſtändige, möglichſt 
akte und möglichſt unter ſich vergleichbare Charakter beſ chreibungen von mög⸗ 
Hit verſchiedenen Individuen“ als „umfaſſendes und zuverläſſiges Tatſachen⸗ 
aterial“ über die Pſyche der Frau anzuſprechen. Mit einem gelehrten, aber fälſch⸗ 
h herangezogenen Beiſpiel aus der Aſtronomie ſoll bewieſen werden, „daß neben 
nen zahlreichen Urſachen, deren jede im einzelnen Fall eine falſche Entſcheidung 
:günftigt, es überall doch eine Urſache gibt, welche auf eine richtige Entſcheidung 
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hindrängt: nämlich der objektiv vorliegende Tatbeſtand“. Nach Heyma 
genügend großem Material die Fehlerquellen gleich häufig die verſchied 
lichen Richtungen einſchlagen, die ſich im Geſamtreſultat aufheben, ſo daß | 
richtige Tatbeſtand übrig bleibt. Daß dagegen die Fehlerquellen auch in gleie 
Richtung laufen und ſich zu einem mächtigen Strom vereinigen können, ſcheint Hehm 
nicht in den Sinn gekommen zu ſein. So verließ er ſich ſicheren Herzens auff 
Beantwortung verſchiedener Fragen über die Seele von Mann und Frau durch €: 90 
3000 niederländiſche Arzte. Was dabei herauskommen mußte, iſt klar: in allen 9 
urteilen der Bourgeoiſie aufgewachſene Arzte geben ihre Bourgeoisanſchauungen ie 
Bourgeoisfrauen wieder. Dieſe Schranken werden auch nicht durch die richtige e 
merkung erweitert, daß alle Differenzen zwiſchen Mann und Frau nur ſtatiſtie 
Natur ſind, daß der Durchſchnitt der Frauen Eigenſchaften beſitzt, die ſich bei > 
Männern feltener finden, daß die Unterſchiede alſo nicht für jeden einzelnen Mr 
und jede einzelne Frau gelten. | 

Die Bourgeoisfrau hat Heymans im ganzen richtig gezeichnet. Gerade infg 
unſerer Anſchauung von der ſozialen Bedingtheit jeglicher Kreatur können wir ıf 
die tatſächlichen Abweichungen der Frauen⸗ von der Mannespſyche mit den bür! 
lichen Gleichmacherinnen kühn beſtreiten. Bei den Reſultaten ſelbſt fällt auf, ) 
nirgends von der Sexualität geſprochen wird. Da die Unterſcheidung von Fran 
und Männerpſychologie auf Geſchlechtsdifferenzen beruht, wirkt dieſe ſtillſchweigd 
Umgehung geradezu verblüffend. Iſt es Prüderie, die den Herrn Profeſſor abll 
über ein ſo heikles Thema zu ſchreiben? Oder glaubt er im Ernſt, daß man Fran 
pſychologie treiben kann, ohne die erotiſch-pſychiſchen Differenzen zu beschreiben. n 
die ſexuell⸗phyſiſchen Unterſchiede zur Erklärung mit heranzuziehen? In den Ein 
reſultaten miſchen ſich richtige Beobachtungen mit ſchiefen Urteilen, iberborfi 
Bemerkungen mit vorſchnellen Schlüſſen. So folgert Heymans aus der ſehr kue 
Teilnahme der Mädchen an unſerer bürgerlichen Schul⸗ und Univerſitätsgelehrſani 
„daß die durchſchnittliche Frau ſich auf dem Gebiet der Wiſſenſchaft nie ı 
nimmer wirklich heimiſch fühlen wird“ (S. 143). Zu ſolch falſchen Vor: 
ſagen führt das logiſche Salto mortale, erſt aus den verſchiedenen pfychiſchen 
ſcheinungen die Grundeigenſchaften der größeren Aktivität und Emotionalität e 
Frau zu abſtrahieren und aus dieſer Abſtraktion nachher zu folgern, daß die n 
zelnen Qualitäten nicht verſchiebbar ſeien, da ſie ja mit den typiſchen Grundeir 
ſchaften der Frau untrennbar zuſammen hingen! 

Bei der Frage nach dem Urſprung der pſpychiſchen Verſchiedenheiten der 0 
ſchlechter gibt Heymans eine intereſſante Variation der Antwort, daß die Pic 
Geſchlechtsunterſchiede tiefer lägen als „die Kultur“. Die Differenzen find nur rei 
dauernd, nicht aber unzertrennlich mit den körperlichen Geſchlechtsunterſchieden 5 
bunden. Sie find vielmehr Ergebniſſe der ſexuellen Ausleſe und auf dem Wegen 
allmählichen Ausleſe zu ändern. „So wie nun niemand daran zweifeln wird, a 
wenn einmal alle Männer ſich entſchlöſſen, nur hochgewachſene Frauen zu heine 
in den folgenden Geſchlechtern ein allmähliches Steigen der durchſchnittlichen ml 
lichen Körperlänge ſich ergeben würde, ſo würde auch etwa die weibliche Emotionate 
ſich mit der Zeit ſicher mäßigen, wenn die Männer dieſelbe in ihren Gefährtiſe 
nicht mehr wünſchten.“ Wenn wir aus dieſem Gedankengang die nature 
liche Kategorie Ausleſe ausſcheiden und für ihn die Erkenntnis verwerten, daß d 
nur ökonomiſche Tatſachen unmittelbar ſoziale Anderungen hervorrufen, ſondern 1 
in den Köpfen Wünſche und Zweckvorſtellungen ſetzen, die dann kauſal wirkſam weſe 
können, fo haben wir den verwertbaren Kern herausgeſchält: die ökonomiſche 1 
wicklung ſchafft Idealbilder der Frau, die allmählich konkrete Geſtalt annehmen. "0 
gibt uns, die wir als Frauen und Männer noch den Fluch der Can ſpie 
eine feſte Stütze fröhlicher Zukunftshoffnung. * A 


1 Vom Verfaſſer ſelbſt geſperrt hervorgehoben. 
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(iguerite Andoux, Marie Claire. Roman. 

Ein ſtilles Buch, das in ruhigem epiſchem Fluſſe, mit einer naiven Sachlichkeit, 


jede Reflexion fernliegt, in ſchöner, einfacher, klarer Sprache geſchrieben iſt, hat 
Faris viel von ſich reden gemacht. Es hat den Preis von 20000 Franken davon⸗ 
agen, den eine Pariſer Zeitſchrift für den beſten franzöſiſchen Roman des Jahres 
eſetzt hatte, und hat in kurzer Zeit zahlreiche Auflagen erlebt. Oetave Mirbeau 
‚eine Vorrede zu dem Buche geſchrieben, die trotz aller Uberſchwenglichkeiten das 
Infte Intereſſe des Leſers für die Verfaſſerin erweckt. 

Ihr Schickſal iſt auch ungewöhnlich genug, um dieſes Intereſſe zu rechtfertigen. 
Roman ſelbſt würde, meiner Meinung nach, kaum das Aufſehen erregt und 
n ſolchen Erfolg davongetragen haben, wären ſeine literariſchen Verdienſte nicht 
h das ſentimentale Intereſſe an der Perſönlichkeit der Dichterin in eine etwas 
tliche Beleuchtung geſetzt worden. 

Marguerite Andoux war bis vor kurzem eine kleine Pariſer Näherin, etwa in 
Mitte der Dreißiger, die für 3 Franken täglich in bürgerlichen Familien nähte 
ſchneiderte oder zu Hauſe arbeitete in einem ſo kleinen Zimmerchen, daß man 
Modell forträumen mußte, um Platz für die Nähmaſchine zu ſchaffen. Ihre 
gen hatten unter dieſer Arbeit fo gelitten, daß der Arzt in ſie drang, das Nähen 
ugeben, wenn fie nicht blind werden wolle. 

In ihrer Armut und Einſamkeit, zart und kränklich, wie ſie war, war es ihr all 
Jahre hindurch ein Troſt geweſen, die Erinnerungen ihrer Kindheit niederzu⸗ 
'eiben. Ein Zufall führte ſie in literariſche Kreiſe, die ſich für ſie intereſſierten und 
| den Weg in die Öffentlichkeit bahnten. Ihr Roman iſt die Geſchichte ihrer Kindheit. 
Sie war kaum fünf Jahre alt, als ihre Mutter ſtarb. Der Vater fing an zu 
ken und verſchwand eines Tages auf Nimmerwiederſehen. Sie kam ins Kloſter. 
Erinnerungen an die Erlebniſſe aus dieſer Zeit, an die Kloſterſchweſtern, die 
2 Erziehung leiteten, an die Gefährtinnen und Freundinnen füllen den erſten Teil 
Buches. Wie eine Lichtgeſtalt ragt unter dieſen mehr oder weniger an Leib und 
ele verkrüppelten oder verknöcherten Geſtalten Marie Aimse hervor, die ſich des 
ides mit großer Liebe annahm. Zwiſchen den Zeilen lieſt man die kleinen und 
ßen Erlebniſſe, die ſich innerhalb der Kloſtermauern abſpielen, die kleinlichen 
trigen und Eiferſüchteleien, die kurze, tragiſche Liebesepiſode Marie Aimses. Alles 
nur leiſe angedeutet — Erinnerungsbilder, die ſich loslöſen aus dem Schatten 
! Vergangenheit, die fi) formen und für einen Augenblick ſichtbare Geſtalt an⸗ 
men und wieder untertauchen. 

Marie Claire verläßt das Kloſter. Sie wird auf einen Pachthof geſchickt, wo ſie 
e Arbeit verrichten muß. Sie hütet die Schafe, ſie melkt die Kühe und ſorgt für 
Schweine. Aber ſie iſt bei einfachen, guten Menſchen, die ſie liebevoll behandeln. 
1 altes Buch, das fie irgendwo aufſtöbert, erweckt in ihr eine ſtets wachſende 
denſchaft für die Lektüre. Sie lieſt, was ihr in die Hände fällt, und hat den 
menden Wunſch, auch einmal ein Buch zu ſchreiben. 

Der Pächter ſtirbt, und der Hof geht in andere Hände über. Marie Claire wird 
eder einmal von den Menſchen getrennt, die fie liebgewonnen hat. Sie bleibt 
f dem Hofe, auf dem ſie ſich nun als Fremde fühlt, bis der Bruder der Pächters⸗ 
iu, Henri Deslois, kommt und zwiſchen den beiden Kindern — fie find beide kaum 
bzehnjährig — ſich ein zartes, rührendes Liebesverhältnis anſpinnt. So unſchuldig, 
kindlich⸗naiv, daß kein Hauch von Sinnlichkeit, von Leidenſchaft die Seelen dieſer 
nder ſtreift, welche lachend und träumend in aller Heimlichkeit in Wald und Feld 
rumtollen, zuſammen leſen und ſchwärmen und ſo völlig in dem harmloſen Genuß 
3 Augenblicks aufgehen, daß fie mit keinem Gedanken an die Zukunft denken. Aber 
: anderen denken daran; und mit rauher Hand greifen fie in das Idyll und zer- 
Iren die zarte Blüte knoſpender Neigung. 

| Marie Claire kehrt ins Kloſter zurück. Noch einmal ſieht ſie ihre geliebte Marie 
im&e wieder, die, von den Kloſterinſaſſen verachtet, weil fie in „ſündiger“ Liebe 
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geliebt und gelitten, zu den Lepröſen geht, um ihr Leben unter ihnen zu be 
Dann geht ſie nach Paris, ein halbes Kind, ganz auf ſich allein angewie 
40 Franken in der Taſche, um dort ein neues Leben zu beginnen. 175 

Damit ſchließt der Roman, deſſen Reiz vornehmlich in der Ehrlichkeit n 
Schlichtheit beſteht, womit die einfachen Erlebniſſe erzählt ſind, ohne Poſe, n 
eitle Selbſtbeſpiegelung. Es iſt kein ſtarkes Temperament, deſſen Flammen uns dau 
entgegenſchlagen, keine große Leidenſchaft, die uns fortreißt. Ein Hauch von Er 
gnation liegt über dem Ganzen, eine leiſe, ſtille Wehmut. Am überraſchendſten ish 
Sprache, dieſe einfache, klare, knappe Diktion, die von jeder Sentimentalität, jan 
Gefühlsüberſchwang frei iſt. Die junge Näherin, die kaum orthographiſch ſchree⸗ 
kann und die einen mehr als dürftigen Schulunterricht genoſſen, hat augenſcheiic 
ein feines Sprachgefühl, und ſie hat Geiſt und Geſchmack an der Proſa der be 
Autoren gebildet. „ 

So iſt ihr die Anerkennung und der Ruhm, die ſo plötzlich über ſie hein 
brachen, von rein menſchlichen Geſichtspunkten aus wohl zu gönnen. Julie Rom 


G. Reck, Reine Großmutter. Novellen. Frankfurt a. M., Verlag der Literari e 
Anſtalt Rütten & Loening. Geh. 2 Mark, geb. 3 Mark. N en 
Drei kurze Novellen in einer geſchulten, pointierten Sprache erzählt. An 
Kabinettſtücke pſychologiſierender Erzählungskunſt, gleichſam am Salontiſch geſchrien 
Der Ton iſt rein objektiv, der Stil ſchmucklos, faſt nüchtern und doch heben fidhi 
einzelnen Geſtalten aus dem Milieu ſo ſcharfumriſſen und deutlich hervor, wie ur 
je die Gegenſtände in einer klaren Herbſtlandſchaft. Eine Höhe formaler Runfil 
erreicht, die an Maupaſſant erinnert. Die Charaktere, jo individuell fie ſind, ger 
alle mit Notwendigkeit aus der Atmoſphäre hervor, in der ſie leben. 2 De 
Dieſe Großmutter, „die erſte Tragödin ihres Jahrhunderts“, wie die An 
Enkelin ſtolz irgend jemand nachplappert, die mit 64 Jahren die Rolle eines fis: 
zehnjährigen Knaben mit Glück zu fpielen verſteht, die ganz in der Oberflächenkru 
ihres Standes aufgeht, wirkt trotz manchem wahr und echt. Die Atmoſphäre or 
Seide und Spitzen, Puder und Schminke, Eleganz und ſchillerndem Lebensgelf 
macht ſie jeden Tag wieder zur jugendlich⸗elaſtiſchen „großen Dame“, deren Laier 
am Tage ſo oft wechſeln wie ihre Haare und Kleider. Nur ab und zu ſieht u 
wie durch eine Lücke der Maske den ſorgfältig verſteckten Menſchen, ein kleines, a:3 
liebebedürftiges Weiblein, das ſich ſchließlich mit antiker Seelenruhe ſterben leg 
Der „Bruder Ludwig“ in der zweiten Novelle war ſchon als Kind blaß nt 
jämmerlich, ein Gegenſtand der Verachtung für den ſtarken, geſchäftstüchtigen Ver 
und von den robuſten Geſchwiſtern mehr gelitten als geachtet. Er iſt der Ttie 
eines hochbegabten Dekadenzmenſchen, eine rein äſthetiſch empfindende willensſchwhe 
Natur, die immer wieder alle Anläufe zu einem tätigen Leben aufgibt und ine: 
drückendem Gefühl ihrer Körper⸗ und Nervenſchwäche zu trinken anfängt. 
Die dritte Novelle führt uns in die Ecke eines großen, eleganten Reſtaura⸗s 
Junge, reiche Sportsleute kommen mit ihren Damen von Namen, um ein „pa⸗ 
midales Souper“ einzunehmen. Es ſind Vertreter jenes nervenſtarken Reichtus, 
deſſen geiſtige Bedürfniſſe durch ein Geſpräch über Pferde, Hunde uſw. geſtillt ud. 
Unter ihnen ſitzt einer, verdrießlich, müde, kränklich, mit den Zügen eines intelligenn, 
aber heruntergekommenen Gewohnheitstrinkers. Er beginnt eine geiſtreiche, in 
pointierte Geſchichte zu erzählen. Man muß zuhören. Etwas von der dumfn, 
hoffnungsloſen Müdigkeit des geiſtreichen Trinkers geht auf die robuſten Hörer ür. 
Die Stimmung iſt verdorben. „So 'n Kerl, fo 'n — — der Teufel ſoll ihn hol! 
Gewaltſam ſucht man die alte, derbe Stimmung zu gewinnen. N 
Man darf in ſolchen Erſtlingsnovellen nichts Großes, Bedeutendes ſuchen. Nn 
kann nicht Weltanſchauung verlangen von einer Kunſt, welche die Schönheit e⸗ 
ſchnittener Steine, von Kameen und Intaglien beſitzt. E. Hoerit. 
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ort Franz, Die ſchönſten Märchen für die nationale Kinderwelt. Bearbeitet 
1 Sinne des Reichsverbandes gegen die Sozialdemokratie. Bilderſchmuck von 
einhold Pfeiffer. München, Verlag von J. Birk & Co. 99 Seiten. Preis 1 Mark. 


In den letzten Jahren iſt in unſerer Partei der bis dahin ziemlich ſchwach ent⸗ 
elte Sinn für geſunde politiſche Satire in erfreulichem Maße gewachſen. Die 
ire iſt ganz gewiß nicht die wichtigſte Waffe in unſerem Kampfe und wird neben 
Ernſte der wiſſenſchaftlichen Aufklärung und neben der Wucht der politiſchen 
enſchaft immer erſt in zweiter und dritter Linie kommen, aber nach den großen 
n auch wir die „kleinen Mittel“ nicht verachten. Zumal es in der Tat mancherlei 
heinungen im Lager unſerer Feinde gibt, denen man mit der Narrenpeitſche 
wirkungsvoller beizukommen vermag als mit der Keule. Zu dieſen Erſcheinungen 
rt ohne Zweifel auch der famoſe Reichsverband gegen die Sozialdemokratie, 
man gewiß nicht unterſchätzen darf, wie das früher in unſeren Reihen vielfach 
er geſchah, dem man aber andererſeits wirklich zu viel Ehre antun würde, wollte 
ſich mit ihm etwa in ernſthafte wiſſenſchaftliche Disputationen über Weſen und 
ſe des Sozialismus einlaſſen. Ernſte Wiſſenſchaft und — Reichsverband! Nein, da iſt 
tüchtige Tracht Prügel mit der Narrenpeitſche des Satirikers tatſächlich beſſer am 
ze, und man kann es mit Freude begrüßen, daß Genoſſe Rudolf Franz ſich zu einer 
Spezialiſten in dieſer Art „Behandlung“ des Reichsverbandes auszubilden ſcheint. 
ne vor Jahr und Tag bei Birk & Co. erſchienene größere ſatiriſche Arbeit „Warum ich 
Sozialdemokrat bin, eine Streitſchrift im Sinne des Reichsverbandes gegen die 
ialdemokratie“, wurde ihrerzeit an dieſer Stelle bereits angezeigt, und es freut 
heute die Leſer der „Neuen Zeit“ auf eine zweite ähnliche Publikation des Genoſſen 
nz aufmerkſam machen zu können. Seine Überſetzung der bekannten deutſchen 
ks⸗ und Kindermärchen aus dem Grimmſchen ins Reichsverbändleriſche war ein 
t glücklicher Gedanke; auch die Ausführung dieſes Gedankens iſt im allgemeinen 
t gut gelungen, wenn auch hier wieder, wie ſchon bei der erwähnten Streitſchrift, 
nichmal eine ermüdende Breite etwas ſtört. Vielleicht wäre es auch beſſer geweſen, 
goſſe Franz hätte es mit einem reichlichen Dutzend ſolcher Märchenübertragungen 
(ig ſein laſſen, ſtatt deren reichlich zwei Dutzend (fünfundzwanzig) zu bieten; 
t der beſte und glücklichſte Gedanke leidet ſchließlich darunter, wenn man ihn 
luſehr abhetzt. 

Doch ſollen dieſe kleinen Ausſtellungen unſeren Leſern die Freude an der Lek⸗ 
der (nur für Erwachſene beſtimmten und nur ihnen verſtändlichen) „Märchen⸗ 
imlung“ des Genoſſen Franz nicht ſchmälern, zumal einzelne dieſer „Märchen“ 
re Perlen eines gefunden und friſchen politiſchen Humors darſtellen. Der Illu⸗ 
kor, Reinhold Pfeiffer, hat durch ein ganz famoſes Titelbild (der preußiſche Schutz⸗ 
im als Märchenerzähler!) und durch eine Fülle überaus luſtiger und gelungener 
tilluſtrationen die ſatiriſchen Abſichten des Genoſſen Franz in der wirkſamſten 
je unterſtützt, ja ihnen recht eigentlich erſt zu voller Wirkung verholfen. 

Wir wünſchen dem amüſanten Büchlein recht viele Leſer. 


Lofe Blätter. 


| Die antike Bildung. Die bürgerliche Preſſe verbreitete im vergangenen Sommer 
Mitteilung, daß der letzte Reſt des humaniſtiſchen Gymnaſiums durch die Be⸗ 
gung des griechiſchen Unterrichts vernichtet werden ſolle. An dieſe Nachricht, die 
inzwiſchen erfreulicherweiſe als grundlos herausgeſtellt hat, knüpften der „Vor⸗ 
ats“ und die „Neue Zeit“ einige kritiſche Bemerkungen, etwa des Sinnes, daß 
| nit das neudeutſche Reich den endgültigen Bruch mit dem Deutſchland der klaſſiſchen 
ratur und der klaſſiſchen Philoſophie vollziehe. Dieſe Bemerkungen wieder regten 
»„pädagogiſche Gewiſſen“ des Genoſſen Heinrich Schulz fo auf, daß er in Nr. 47 
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des vorigen Jahrganges der „Neuen Zeit“ an zwei verſchiedenen St 
mehr als neun Druckſeiten mit den Ketzern des „Vorwärts“ und der 
ins Gericht ging. an 

Für die „Neue Zeit“ war ich der Schuldige, doch hinderte mi eine 
Erkrankung, ſofort zu antworten, obgleich ich, um die Angriffe des Genof 
Schulz zu erledigen, mich weſentlich kürzer faſſen kann als er. Er beh⸗ 
unſere klaſſiſche Literatur und Philoſophie mit dem humaniſtiſchen Gymn 
haupt nichts zu tun habe, da nach den Akten der preußiſchen Bureauf 
Gymnaſium erſt ſeit 1856 oder höchſtens ſeit 1837 beſtehe. Nach mei 
beſteht es allerdings ſeit dem ſechzehnten Jahrhundert, und als ſeinen 
Gründer pflegt man keinen preußiſchen Bureaukraten, ſondern Philipp 
zu nennen. Aber es iſt klar, daß wenn Genoſſe Schulz recht haben f 
ganze Argumentation an einer einfachen Jahreszahl zuſammenbrechen würde 

Gleichwohl kann Genoſſe Schulz nicht unterlaſſen, das Verhältnis unſerer K 
zur antiken Bildung unter die Lupe zu nehmen, wobei ihm jedoch Irrtümer ue 
laufen, die ich an einem fo alten und guten Freunde gerne vermißt hätte. Wie 
mann ſoll das eigentliche Verſtändnis für die Größe der antiken Kultur nid 
ſehr durch das Studium der griechiſchen Sprache als durch den Anblick der Eu 
niſſe griechiſcher und römischer Kultur gewonnen haben, während Winckelmann I! 
behauptet, daß er ſchon als Konrektor in Seehauſen, das heißt ehe er auch nue 
antikes Kunſtwerk mit Augen geſehen hatte, vor den „grindigen Köpfen“ altmärkh 
Schulkinder „Gleichniſſe aus dem Homer gebetet“ habe. Ferner ſollen unſere Klat 
über die mangelhaften Lateinſchulen ihrer Zeit manch bitteres Wort geſchr⸗ 
haben, während Leſſing bekannte, daß er die glücklichſten Jahre feines Lebens, a 
denen er ſich oft zurückſehne, auf der Fürſtenſchule in Meißen verlebt habe. Sır 
ſoll Heinrich Heine „ein herzlich ſchlechter Grieche“ geweſen fein, und Genoſſe Eu 
beruft ſich auf einige anonyme Schulfüchſe, nach deren Behauptung Heine g. 
überhaupt nicht Griechiſch gelernt hat, aber Heine ſelbſt verſichert allerdingsd. 
Gegenteil und hat davon in feinen Gedichten — von feiner Proſa zu geſchweig 
reiche Proben gegeben, von den „Nordſeebildern“ bis zum „Romancero“, fo daß l 
ein ſo ausbündiger Haſſer Heines, wie Treitſchke, in einer antiſemitiſchen Schri fi 
geben muß, in den „herrlichen Verſen“: Schon tauſend Jahre aus Gräcia, habe in 
noch einmal alles zuſammengefaßt, was die Deutſchen ſeit Winckelmanns Tagenıb 
die Schönheit der helleniſchen Welt geſungen und geſagt hätten. Doch genug dio 

In einem zweiten Artikel derſelben Nummer empfiehlt mir Genoſſe Schu 

„Erziehungslehre“ des Herrn Ludwig Gurlitt zur beſſeren Belehrung. Leider jee 
er mich nur gleichzeitig durch die Proben, die er aus dieſem Werke mitteilt, von h 
Lektüre wirkſam ab, und feine Verſicherung, daß er mit Herrn Ludwig Gurlit. d 
autoritativ aufgepflanzte Hochachtung vorm Altertum ablehne“, hilft mir auchlie 
weiter. Ich bilde mir ein, daß ich mir meine, wie ich gern bekenne, aufrichtige oe 
achtung vorm Altertum durch eigene Arbeit erworben habe, aber wenn ich dau 
unbeſcheiden denken und in der Tat nur Autoritäten nachplappern ſollte, ſo zie 
freilich Autoritäten wie Goethe, Leſſing, Winckelmann, Heine, Marx, affe 
ſchieden der Autorität des Herrn Ludwig Gurlitt vor. 

In den wenigen Zeilen, durch die ich das Unglück gehabt habe, die 0 
Philippika des Genoſſen Schulz hervorzurufen, habe ich in keiner Weiſe die Sid 
des humaniſtiſchen Gymnaſiums beſchönigt und den Anſpruch, daß die „akadeiſ 
Bildung“ die Vorausſetzung jedes denkenden und ſozuſagen ſelbſt jedes anftärig 
Menſchen fei, in der entſchiedenſten Weiſe zurückgewieſen. Aber ebenſo entjced 
muß ich für meinen Teil den Verſuch des Genoſſen Schulz ablehnen, das Kin 
dem Bade zu verſchütten und den Leſern der Ae die antike ie 
haupt zu verleiden. * 
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wibeum Pfannkud). 


Ein gelehrter Profeſſor, Herr Karl Lamprecht in Leipzig, ſchreibt in 
em gelehrten Werke, das ſogar eine neue Ara der Geſchichtſchreibung zu 
ffnen beabſichtigt: „Die Erfahrung hat gezeigt, daß kaum ein Beruf die 
rſonen mehr verbraucht als die parteipolitiſche und vor allem die ſozial⸗ 
fokratiſche Agitation; wie viele der Agitatoren haben nicht im Irren⸗ 
is geendet!“ Und daran knüpft dieſer menſchenfreundliche Herr die patrio⸗ 
je Hoffnung, daß bei dem raſchen Wechſel der Perſonen die Alten bald 
ſchwunden ſein und die „jüngeren Vertreter“ der Partei ſich aus dem 
ademiſchen Nachwuchs“ ergänzen werden, der an den „unwiſſenſchaft⸗ 
an Lehren von Marx“ geringes Gefallen finde. 

Zum Unglück für den gelahrten Herrn haben die Alten in der Partei 
ein zäheres Leben, als auch ſonſt wohl trutzigliche Burſchenkraft in der 
ähmten Seeſtadt Leipzig meint. Es iſt ja eine alte Erfahrung, daß fi) 
feſſoren immer oder doch faſt immer die verkehrte Brille aufſetzen, wenn 
über die Arbeiterbewegung orakeln, und Herr Lamprecht verleugnet 
e Erfahrung nicht, wenn er die unzweifelhafte Tatſache, daß viele köſt⸗ 
* Kräfte der Partei vor der Zeit durch die Senſe des Todes dahin⸗ 
„übt worden find, auf die ſozialdemokratiſche Agitation zurückführt. Nein, 
e Opfer ſind dem blinden Wüten der herrſchenden Klaſſen gefallen, bei 
| jo viele Profeſſoren fo elende Schergendienſte geleiſtet haben, oder ſie 
zen von vornherein den Keim des Todes in ſich, weil die Arbeiterjugend 
ben ſogenannten Kulturſtaaten unter den erbärmlichſten Verhältniſſen 
vachſen muß. Die Agitation für die hohen Ziele des proletariſchen 
mzipationskampfes, das Leben und Weben in der gewaltigſten Bewe⸗ 
g wahrhaft menſchlicher Kultur wirkt als ſolches nur erfriſchend und 


bend; wie wäre es ſonſt möglich, daß ſo viele unſerer Vorkämpfer das 
iſche Alter erreichen! ö 
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wenn ſie es leider auch nicht war: fie wurde vier Generationen lange 
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Es klingt freilich faſt märchenhaft, wenn wir ſagen, daß heu 
oberſten Rate der Partei mit ungeſchwächter Kraft ein Genoſſe 5 
die Vorträge von Schulze⸗Delitzſch über Kapital und Arbeit mit ange 
der mit angeſehen hat, wie Laſſalle im Saale des Admiralsgartens von;! 
Fortſchrittlern niedergeſchrien und von der Polizei wegen angeblichen He 
verrats verhaftet wurde. Und doch iſt es jo, daß Genoſſe Pfannkuch, 
am 28. dieſes Monats ſeinen ſiebzigſten Geburtstag feiert, auf eine 
lange Strecke des Parteilebens, bis auf deſſen Urſprung hin, mit der 
nugtuung zurückblicken darf, immer rüſtig und tätig dabei geweſen zu j 
Ihm gelten heute unſere herzlichen Glückwünſche und Grüße. | 

Geboren in Staffel, hatte Wilhelm Plannkuch das Tiſchlerhandwerk 
lernt und war im Alter von neunzehn Jahren in die Fremde gegangen. 
der Zeit des preußiſchen Konfliktes lebte er drei Jahre in Berlin, und 
reger Wiſſensdurſt führte ihn zunächſt an die falſche Quelle. Er ſelbſt 
ſich einmal über die Eindrücke, die Schulzes Vorträge auf ihn 0 
haben, alſo geäußert: „Denkende Arbeiter konnte die Theorie Schu: 
nicht befriedigen. Offenſichtlich lag für jeden, der ſehen wollte, die Tatij 
klar zutage, daß die Kleingewerbetreibenden nur unter beſonderen Gli 
umſtänden in der Lage waren, die Konkurrenz mit der Großinduſtrie N 
zunehmen und auszuhalten. Die Teilung der Arbeit und die ſtets n) 
differenzierten Maſchinen wurden die Totengräber des Kleinhandwers 
Zudem konnten die Arbeiter als Klaſſe gar nicht daran denken, in die i ö 
als ſozial höher ſtehend geſchilderte Stufe der Kleingewerbetreibenden f 
zurücken.“ Unbefriedigt von Schulze⸗Delitzſch wandte Pfannkuch ſich e 
Agitation Laſſalles zu, deſſen Schriften er eifrig ſtudierte, um dann n 
die Jahreswende von 1866 auf 1867 in feine Heimat zurückzukehren. Ge 
licherweiſe bewährte ſich an ihm das bibliſche Wort nicht, daß der Pro)e 
in ſeinem Vaterland nichts gilt. Er hat in Kaſſel über ein e 
hundert eine ungemein fruchtbare Tätigkeit entwickelt. 

An und für ſich bot das ehemalige Kurfürſtentum Heſſen, das dan 
gerade von Preußen annektiert wurde, keinen günſtigen Boden fürdi 
ſozialdemokratiſche Propaganda. Die entſcheidenden Schichten der Kl 
kerung waren kleine Bauern und Handwerker; nur hier oder da, wii N 
Hanau, begann die moderne Induſtrie ihren Einzug zu halten. Ein grze 
Teil der Bodenfläche war Waldland, und der bergige Charakter des Lade 
verzögerte lange den Bau von Eiſenbahnen. Dazu kam eine Maſſe künſt he 
Hinderniſſe, die von den Kurfürſten der Entwicklung von Handel und on 
duſtrie in den Weg gelegt wurden. In einem Punkte freilich hätt di 


heſſiſche Bevölkerung trefflich für die Revolution einexerziert fein ſſer 


ihren Kurfürſten geſchabt und geſchunden wie die Bevölkerung keineſan 
deren deutſchen Staates, ſoviel das immer ſagen will. Das koloſſale ger 
mögen des Fürſtenhauſes war durch den ſcheußlichen Menſchenverkau an 
Ende des achtzehnten Jahrhunderts erworben worden; ſolche Gauneiie 
en gros erwieſen ſich im neunzehnten Jahrhundert freilich nicht meh al 


elm Pfannkuch. 
ich aber an Gaunereien en detail waren die heſſiſchen Kurfürſten um 
finderiſcher. Einer dieſer Biedermänner ſteigerte bei jeder Entbindung 
1 Mätreſſe — und fie war von einer kaninchenhaften Fruchtbarkeit — 
Preis des Salzes um einen Kreuzer, und es entſtand ein heſſiſches 
onallied mit dem Kehrreim: „Alles ſeufzt zum Gott des Lichts: Ach, 
Sure läßt uns nichts.“ Aber bis auf ſolches Ballen der Fauſt in der 
he wurde dieſer nichtsnutzige Deſpotismus mit einer Geduld ertragen, 
hre Schmach vergebens als „heſſiſche Treue“ zu maskieren ſuchte. 

zur im Jahre 1831 war es, in Nachwirkung der franzöſiſchen Juli⸗ 
ſution, zu einem Krawall gekommen, der das ebenſo feige wie hab— 
ige Fürſtenhaus bis auf den Tod erſchreckte und zum Erlaß einer für 
Zeit ſehr leidlichen Verfaſſung führte, die nur an dem Fehler litt, daß 
durfürſten, ſobald die Gefahr vorüber war, nach Belieben auf ihr herum⸗ 
pelten. Daran trug der heſſiſche Liberalismus die eigentliche Schuld, 
er ſich immer nur auf ohnmächtige Proteſte beſchränkte, wobei ihm 
h als mildernder Umſtand angerechnet werden kann, daß er bei dem 
gel einer modernen Induſtrie keine reelle Macht hinter ſich ſah und 
ntlich nur aus intellektuellen Elementen beſtand. Immerhin — als es 
Jahre 1848, in Nachwirkung der franzöſiſchen Februarrevolution, wieder 
evolutionären Bewegungen im Lande kam, ging es doch übers Bohnen— 
daß Oetker, der gefeiertſte Führer der heſſiſchen Liberalen, abwiegelnde 
Iſchriften erließ, ſo daß der zunächſt wieder bis auf den Tod erſchreckte 
fürſt in fröhlichem Erſtaunen ausrief: „Das iſt ja der vernünftigſte 
n im Lande.“ Die biederen Heſſen ſonnten ſich damals in dem abſonder⸗ 
1 Ruhme, kein deutſcher Volksſtamm hätte fo gerechten Grund zur Em⸗ 
ing gehabt wie fie, aber keiner hätte jo „maßvoll“ wie fie ſeinen Sieg 
enutzt. 

nter dieſem liberalen Maulheldentum tat ſich 1848 in Kaſſel aller⸗ 
auch ſchon eine demokratiſche und ſogar demokratiſch⸗ſoziale Partei 
Ihr leitender Kopf war der Profeſſor Winkelblech, der ſich aus eng— 
In und franzöſiſchen Okonomen und Sozialiſten ein „Syſtem des Föde⸗ 
mus“ zurechtgebraut hatte, das darauf abzielte, den verheerenden Kapi⸗ 
nus von den heſſiſchen Grenzen fernzuhalten, die bäuerlichen und 
Hürgerlichen Zuſtände des Landes aber auf utopiſtiſcher Grundlage 
eformieren. Dieſer borniert⸗partikulariſtiſche Sozialismus mußte 
lich im Sande verlaufen, ſo ehrlich es Winkelblech auch meinen mochte. 
it dem Verebben der Revolution von 1848 begann wieder das kur— 
iche Getrampel auf der Verfaſſung von 1831, und nun zeigte die heſ— 
Bevölkerung allerdings einen Widerſtand, der manche ehrenhafte Züge 
es; namentlich die Gerichte hielten ſich tapfer, und das Offizierkorps 
leinen Heeres, das auf die Verfaſſung vereidigt war, reichte — mit 
tvenigen Ausnahmen — ſeine Entlaſſung ein, als der Kurfürſt die be- 
fete Macht für ſeine Staatsſtreichpläne mißbrauchen wollte. Es iſt 
ent, daß dann öſterreichiſche, preußiſche und bayeriſche Truppen das 
N der kurfürſtlichen Willkürherrſchaft unterwarfen. Der heſſiſche Libe⸗ 


259 


260 


ralismus hielt bei alledem aber dem angeſtammten Fürſtenhaus die 
als Bismarck im Juni 1866 Oetker aufforderte, die proviſoriſche Regie 
in Heſſen zu übernehmen, wie er dieſelbe Aufforderung auch an Benr 
in Hannover richtete, weigerten ſich beide Biedermänner, ihre Haut in 
Abenteuer zu riskieren, deſſen Verlauf ſich noch gar nicht abſehen lie 
unterwarfen ſich lieber ſchweigend der preußiſchen Militärdiktatur, 
auf einen Vorſchlag einzugehen, der ihnen geſtattet hätte, einmal | 
Erkleckliches für den Liberalismus herauszuſchlagen. 

In dieſer Lage der Dinge kehrte Pfannkuch in ſeine Heimat a 
fand in Kaſſel einen Arbeiterbildungsverein vor, der von liberaler 
gegründet worden war. Dieſer Verein ſtand unter der Leitung 
Pfarrers und eines Liberalen; jede Diskuſſion über ökonomiſche oder 
tiſche Fragen war in ihm ſtreng verpönt. Jedoch verſtand Pfannkuch 
kleinen Kreis von Arbeitern für die Gedanken Laſſalles zu erwärmen 
bald bot ſich ihm auch eine Gelegenheit, öffentlich hervorzutreten. Ein 
Achtundvierziger verſuchte eine heſſiſche Volkspartei zu gründen, i im 
kratiſch⸗partikulariſtiſchen Sinne, wie ſie ſchon 1848 aufgetaucht war, und 
die Arbeiter einzufangen, aber Pfannkuch, der als Laſſalleaner gegen 
partikulariſtiſche Ach und Weh gefeit war, erſchien mit ſeinen Anhänge 
der Verſammlung, in der die neue Partei gegründet werden ſollte 
ſetzte eine Reſolution durch, in der vielmehr der Anſchluß an den 
meinen Deutſchen Arbeiterverein beſchloſſen wurde. Seitdem war A 
kuch der Führer der Kaſſeler Arbeiter. 

Es ging nun ſchnell vorwärts, namentlich unter den Schneide 0 
machern, Tabakarbeitern, auch den Drehern und Schmieden der Hes 
ſchen Maſchinenfabrik. Obgleich die Bewegung durch den Mangel 
kalen ſehr erſchwert wurde, ſo konnte doch ſchon 1869 das Stiftungsf 
Vereins in den Räumen des Stadtbaus unter großer Beteiligung ge 
werden; die Kaſſe des Wahlvereins erhielt einen Überſchuß von 120 J 
Dieſe gelungene Demonſtration ſpornte zu immer größerer Tätigkt 
politiſchem und gewerkſchaftlichem Gebiet an, und fie wurde noch weil 
troffen, als wenige Monate darauf die erſte Generalverſammlung d' 
werkſchaftsverbandes in Kaſſel ſtattfand; nach bürgerlichen Scham 
waren es 4000 bis 5000 Menſchen, die Schweitzer als Präſidenten 50 ? 
bandes bei feiner Ankunft jubelnd begrüßten. 

Zu Pfingſten 1870 verheiratete ſich Pfannkuch, und wie fo viele n 0 
Vorkämpfer gewann er eine Lebensgefährtin, die ihm im Glück des 0 
eine Stätte immer friſcher Erholung von der anſtrengenden polil 
Tätigkeit ſchuf. Nach außen hin mußte er dieſe Tätigkeit einſchränn, 
er Anfang 1871 eine Stelle in der königlichen Eiſenbahnwerkſtättege 
erhielt, wo er bald Führer einer Kolonne, ſogenannter „Grubennif 
wurde. Um ſo eifriger leiſtete er agitatoriſche Kleinarbeit und orget iſi 
regelmäßige Geldſammlungen in der geſamten Eiſenbahnwerkſtät. 
den Reichstagswahlen von 1874 gewann die Partei in Kaſſel ee 1 
ſchon 4507 Stimmen. 
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Um dieſe Zeit führten heftige Angriffe eines nationalliberalen Blattes 
die Kaſſeler Parteimitglieder zu einer öffentlichen Disputation. Gegen 

Redakteur dieſes Blattes wurde Pfannkuch auserſehen, die Sache der 
heiter zu vertreten. Das Thaliatheater, wo der redneriſche Zweikampf 
tfand, war bis auf den letzten Platz gefüllt, halb von Nationalliberalen 
halb von Sozialdemokraten. Pfannkuch erfocht einen glänzenden Sieg, 
ſelbſt Oetkers „Heſſiſche Morgenzeitung“ anerkannte. Sie ſchrieb: 
fannkuchs Vortragsweiſe ſtach vorteilhaft von der ſeines Gegners ab. 
nn wir auch nicht zugeben können, daß ſeine Beweisführung für die 
htigkeit der ſozialiſtiſchen Anſchauungen überall ſtichhaltig war, ſo ge— 
en wir gern, daß in dem Vortrag recht gute Gedanken enthalten waren 
in annehmbarer Weiſe entwickelt wurden.“ Im übrigen wurde dieſes 
ell verhängnisvoll für beide Paukanten; der nationalliberale Redakteur 
e jo blamiert, daß er Kaſſel verließ, aber Pfannkuch verlor auch die 
lung, die er ſieben Jahre in der Eiſenbahnwerkſtätte innegehabt hatte. 
Gleich darauf kam das Sozialiſtengeſetz, deſſen Freuden auch Pfannkuch 
lich ausgekoſtet hat. Er betrieb während dieſer Zeit ein Geſchäft. Nach 
Ablauf des Sozialiſtengeſetzes ſiedelte er als Redakteur der „Tiſchler⸗ 
ung“ nach Hamburg über, und von hier wurde er als Mitglied des 
teivorſtandes berufen, dem er ſeit dem 1, Januar 1894 angehört. Was 
n dieſer Stellung geleiſtet hat, wie in anderen Ehrenämtern, als Abge— 
neter für den Reichstag, als Berliner Stadtverordneter uſw. iſt bekannt. 
Und ſo bleibt uns nur der Wunſch übrig: In multos annos! Möge ihm 
auf viele Jahre ſein rüſtiges Alter blühen! 
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Die Liquidation der marokkofrage. 
Von Karl Radek. 


1. Deutſchlands verzicht auf Marokko. 


Der unter Fanfarenſtößen auf den weltpolitiſchen Raub hinausgeſandte 
zmther“ kehrt zurück von einer Katzenmuſik empfangen, daß ihm und 
en Befehlshabern die Augen übergehen. Was er in den Krallen hält, 
den „Patrioten“ nicht als Siegestrophäe, ſondern als Dokument der 
ſiedrigung „Deutſchlands“. Die wilden Kriegstänze, die um die Beute 
Herrn Kiderlen⸗Wächter im Reichstag von den bürgerlichen Parteien 
geführt werden, deuten auf eine eklatante Niederlage der deutſchen 
ſrokkopolitik hin. Wer den Ausgang der letzten Marokkokriſe objektiv wür- 
ö n will, muß ſich möglichſt frei halten von der Suggeſtion durch das 
rüll der bürgerlichen Preſſe, obwohl die Aufnahme, die die Liquidation 
»Marokkofrage dort gefunden hat, bei der Würdigung dieſes ſehr wich⸗ 
(n Abſchnitts der auswärtigen Politik Deutſchlands berückſichtigt werden 
3. Schon darum, weil ihr Echo im Ausland deſſen Urteil über die Macht 
2 deutſchen Imperialismus beeinfluſſen muß, und weil die Mißſtim⸗ 
ig im Lager des deutſchen Imperialismus ſelbſt ein Gärungselement 
tellt, das zu neuen imperialiſtiſchen Vorſtößen führen kann. 
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Die deutſche Regierung hatte, wie wir ſchon vor Monaten fes 
niemals die Abſicht, in Marokko feſten Fuß zu faſſen. Sie nahm aber de 
nicht etwa aus Widerwillen gegen die Raubpolitik überhaupt Abſtand, 
dem jetzt Herr Bethmann Hollweg prahlt — da müßte aus Deutſchle 
Geſchichte, um bei den neueſten Zeiten zu verbleiben, die Gründung 
deutſchen Kolonien und die Pachtung von Kiautſchou verſchwinden; | 
Enthaltſamkeit iſt auch nicht durch die Friedensliebe verurſacht, die \ 
Bethmann Hollweg in ſeinem Herzen gefunden hat, nachdem er durch | 
Haltung in der Frage des Wettrüſtens der Welt gezeigt, daß es der deut 
Regierung nicht einfällt, mit dem Finger zu rühren, um die akute Ge 
eines Weltkrieges auch nur auf einen Augenblick zu mildern. | 

Nicht aus dieſen Gründen, die der deutſchen Regierung ebenſo ft 


4 ſind wie dem Beelzebub die Grundſätze der chriſtlichen Religion, noch 


aus wahltaktiſchen Motiven, ſondern aus rein imperialiſti ji 
Erwägungen heraus verzichtete die Regierung auf 
oberungen in Marokko. Marokko lag außerhalb der Richtung 
der ſich die Weltpolitik Deutſchlands i in der jetzigen Situation befindet. 
auch noch ſo viel Wahrheit in der bekannten Wendung von dem Ziczat 
der auswärtigen Politik Deutſchlands ſtecken, auch dieſe Zickzackwege 
nicht nur durch die Unfähigkeit der deutſchen Diplomatie und das pen 
liche Regiment verurſacht, ſondern fie werden von den weltgeſchichtl! 
Wirrniſſen herbeigeführt, die ſehr oft durch Verſchiebungen der Well 
mit einem Ruck das Steuer der deutſchen Weltpolitik umwenden. Und: 
erlaubte der Wellengang nicht, nach Marokko zu jegeln. Die Lage) 
Türkei war ſeit dem Frühjahr bedroht: der albaniſche und aral 
Aufſtand, der Niedergang des jungtürkiſchen Anſehens, das rar 
6 


dem Balkan ließen verſchiedenes erwarten. Die Türkei bildet aber eine 

tige Poſition in den Rechnungen des deutſchen Imperialismus gegen 
England, wie hier ſchon wiederholt ausgeführt wurde. Dabei nähertei 
da3 deutſch⸗ engliſche Ringen um die Endlinie der Bagdadbahn feine 0 
In einer ſolchen Situation eine Politik zu beginnen, die Frankreich e f 
land feſſeln müßte, war für die deutſche Diplomatie — ſchätzt man ſie n 
noch niedriger als gewöhnlich ein, obwohl Übertreibung auch hier dies 
kenntnis trübt — unmöglich. Umgekehrt: ihre Politik ging a 
das Werk von Potsdam weiterzuführen. In Potsdam wurde Rußli 
Verhältnis zur Tripelentente gelockert. Die Liquidation der Marokkon 
ſollte Frankreich von der Notwendigkeit befreien, die engliſche Ve 
ſtützung in Marokko mit der Unterſtützung Englands im nahen Oſte 
bezahlen, wo die franzöſiſchen Intereſſen ſelbſt keine Schwächung der Tek. 
erfordern. Dieſes allgemeine Ziel der letzten deutſchen Marokkoaktio e 
klärt eben den nervöſen und ſonſt unverſtändlichen Eingriff der eg 
liſchen Regierung in die deutſch⸗ franzöſiſchen Verhandlungen it 
die Rede Lloyd Georges vom 21. Juli. Es galt, in Frankreich den Ein 
hervorzurufen, als ſteckten hinter der deutſchen Aktion noch andere ie 
als die offiziell zugeſtandenen, es galt, in der Welt den Eindruck heoo 
zurufen, Deutſchland bleibe in dem Rahmen von Entſchädigungsſed 
rungen nur dank dem engliſchen Machtwort. Und dieſes Ziel war dil 
ſache, warum Deutſchland jo daran gelegen war, daß die Verhandlige 
unter vier Augen, nur zwiſchen Frankreich und Deutſchland er 
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zweite weltpolitiſche Urſache, warum Marokko nicht das Ziel der deut⸗ 
a Politik bilden konnte, war die Tatſache, daß eine Beſitzergreifung von 
len Marokkos ohne Zuſtimmung Frankreichs, ſelbſt wenn ſie zu keinem 
ege geführt hätte — was ſehr unwahrſcheinlich zu fein ſchien —, Deutſch⸗ 
genötigt hätte, dort eine große Land⸗ und Seemacht zu unterhalten, 
heißt, ſich für die nächſten für die ganze weltpolitiſche Entwicklung ſo 
iſchen Jahre in der Nordſee ſehr zu ſchwächen. Denn ſelbſt wenn die 
hstagsmamelucken ohne weiteres eine große Flottenvermehrung be⸗ 
igen wollten, würde ihr Ausbau Jahre erfordern, in denen die Schiffe 
Agadir die Entblößung der heimiſchen Gewäſſer bedeuten müßten. Zu⸗ 
die Gefahr des Krieges, der von vornherein als Angriffskrieg unter 
Deutſchland ſehr ungünſtigen diplomatiſchen Bedingungen ſtattgefunden 
e. Und wegen welcher Intereſſen ſollte der deutſche Imperialismus 
alle ihm drohenden Gefahren die Augen zudrücken? Das Geſchrei der 
nnesmannpreſſe von der bedrohten deutſchen Erzeinfuhr, von dem Lande 
zukünftigen Baumwollbaus, der großen Getreideausfuhr war doch nur 
Gewinnung der breiten und nicht eingeweihten Kreiſe der deutſchen 
‚rgeoifie beſtimmt, was wirklich dahinter ſteckte, war ſehr armſelig. Wie 
um die angeblich bedrohte Erzzufuhr Deutſchlands beſtellt iſt, wußten 
die Fachmänner des Auswärtigen Amtes ſehr wohl. Sie wußten auch 
daß an dem Schneider⸗Creuzotſchen Minenſyndikat die Herren Krupp 
Stinnes beteiligt ſind, und daß auch die Mannesmänner nichts dagegen 
en, zuſammen mit dieſen und den Franzoſen aus einem Troge zu eſſen, 
n ſie nur einen entſprechenden Anteil bekommen. Wie leicht eine 
igkeit darüber zu erzielen war, beweiſt die Tatſache, daß Herr Mannes— 
un, ſobald er ſeine 40 Prozent bekam, nichts mehr gegen das Ver⸗ 
inden Deutſchlands aus Marokko einzuwenden hatte. Das Gerede von 
Baumwollbau konnte auch nur die Unkundigen verblüffen: die Re⸗ 
ung wußte am beſten aus ihren in der Denkſchrift des Kolonialamtes 
F die Baumwollfrage niedergelegten Studien, wie utopiſch der Plan 
Sprengung des amerikanischen Baumwollmonopols iſt, und die 2 Mil- 
‚en Mark, die alles zuſammen die deutſchen kapitaliſtiſchen Kreiſe ge⸗ 
det haben, um Deutſchland durch Proben des Anbaus von Baumwolle 
en deutſchen Kolonien von der Abhängigkeit von der New Norfer Baum⸗ 
lbörſe zu befreien, zeigten, wie wenig wirklich kapitaliſtiſches Intereſſe 
er dem Baumwollnotgeſchrei ſteckt. Daß aber die marokkaniſche Ge⸗ 
Deeinfuhr kein beſonderes Anziehungsmittel für eine agrariſche Regie⸗ 
3 darſtellen konnte, die das deutſche Volk mit einer chineſiſchen Mauer 
| billigen Brote abſondern möchte, iſt ohne weiteres klar. Für die Feſt⸗ 
ng! in Marokko ſprachen nur die üblichen Intereſſen des Finanzkapitals, 
in Marokko in beſonderer Art nicht engagiert waren, alſo ſich den all⸗ 
einen Intereſſen des Finanzkapitals, die augenblicklich eine Konzentra⸗ 
auf die Bemühungen in der Türkei erfordern, unterordnen mußten. 
dieſer Seite war alſo die Regierung keinem ſpeziellen Drucke ausgeſetzt. 
ergab ſich nicht nur aus der Tatſache, daß den an den türkiſchen Unter⸗ 
nungen beteiligten Banken daran gelegen ſein mußte, daß der deutſche 
tiſche Druck ſich auf die Vertretung ihrer Unternehmungen konzentriere, 
ern auch daraus, daß die Berliner Banken ſchon darum das marok⸗ 
ſche Geſchäft mit wenig Sympathie betrachteten, weil die deutſchen 
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Marokkointereſſen von Anfang an nicht von Bo finanziert 
Hinter dem Marokkorummel ſtanden keine größeren imperialiſtiſche nie 
kreten Intereſſen, er wurde entfacht, abgeſehen von der Agitation; 
Mannesmänner, nur durch den allgemeinen Expanſionsdrang, der vo 
Anblick des Aufbaus eines franzöſiſchen nordafrikaniſchen Reiches ge 
wurde. Diekonkreten Intereſſen des deutſchen Impe 
lismus waren gegen eine auf die Feſtſetzung in 
rokko gerichtete Politik. Die Abneigung gegen ſie wurde bes 
Regierung noch verſtärkt durch die Lage, in die ſie durch eine ſolche N 
dem Volke gegenüber gelangen mußte. Wenn es ſich um Lern 
intereſſen des Imperialismus handeln ſollte, dann würde es aufs Ee 
oder Brechen gehen: aus Furcht vor der ſozialen Revolution wird f 
Kapitalismus nicht dem Sozialismus ausliefern, ohne zu einem 
Ausfluchtsmittel, zur überſeeiſchen Expanſion zu greifen, koſte es, w 
wolle. Aber einer Politik aufs Biegen oder Brechen weicht der deutſcheh 
perialismus, der der klaſſenbewußteſten, der beſtorganiſierten Arbeiten 
der Welt gegenüberſteht, ſo lange aus, als er kann. Schrieb do 
„Deutſche Tageszeitung“, die ſich während der ganzen Kr 
das neben der „Kölniſchen Zeitung“ beſtinſpirierte Blatt 
am 1. November folgende Worte, die jeder ſozialdemokratiſche Agita 
Antwort auf die Frage: Wo liegen die Wurzeln der Frieden 
Herrn Reichskanzlers? verwenden ſollte: 4 


Ein „deutſches Südweſtmarokko“ wäre alſo nach der ganzen Lage mich 
augenfälligen Bruch mit unſerer früheren Haltung und ohne mier | 
drohung zu haben geweſen, die bei der Haltung Englands mit einiger Sidhe 
tatſächlich zum Kriege geführt hätte. Nun würde unſere Stel n 
gegenüber einer Regierung, die Die Verantwor 
einen ſolchen Krieg auf ſich nehmen zu ſollen gla 
keinen Augenblick zweifelhaft geweſen jein; die 8 
aber, ob die Maſſe des deutſchen Volkes von der Notwei 
keit, ja auch nur der unbedingten Gerechtigkeit eines ſoſe 
Krieges in dem Maße hätte überzeugt werden können 
es wünſchenswert geweſen wäre, möchten wir nicht bejce 


Wir laſſen die Frage beiſeite, inwieweit die Hoffnung des deuh 
Imperialismus berechtigt iſt, daß es ihm jemals gelingen ſollte, di) 
beiterklaſſe für ſeine Unternehmungen einzufangen; es unterliegt l 
keinem Zweifel, daß er diesmal im eigenen Intereſſe gehandelt hat, © 
mit der Stimmung in den Arbeitermaſſen rechnete. Das Heer bte 
überwiegend aus gewerblichen Arbeitern — im Jahre 1910 waren laı d 

unlängſt dem Reichstag zugegangenen „Nachweiſung über die Herkunfun 
Beſchäftigung der Militärpflichtigen“ von den Eingeſtellten 82 310 in m 
wirtſchaftlichen und 203 145 in anderen Berufen tätig geweſen. Au ei 
ſolche Armee angewieſen, muß der Imperialismus, ſolange ihm ſeine at 
eſſen es erlauben, kriegeriſchen Zuſammenſtößen ausweichen. Das fir 
Gründe, warum Deutſchland entſchloſſen war, Marokko Frankreiſf zu be 
laſſen. 

Es konnte ſich alſo nur um die Erreichung einer Annähern 
Frankreichs an Deutſchland und um die Gewinnung von ( 
ſchädi i gungen handeln für den Machtzuwachs Frankreichs in * 
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Gründe aber, die den Verzicht Deutſchlands auf Marokko verurſachten, 
iten auch bei dem diplomatiſchen Kampfe um die Entſchädigung. Wer 
vornherein genötigt und entſchloſſen iſt, ein Geſchäft zu liquidieren, 
gat bei der Beſtimmung des Preiſes nicht mehr freie Hand. Deutſchland 
te von Frankreich wirtſchaftliche Vorrechte erreichen. Konnte es die Ver⸗ 
lungen abbrechen und eventuell die Lage verſchärfen unter der Loſung: 
ſches Volk, trage deine Haut zu Markte wegen der Vorrechte der deutſchen 
ijeg Es mußte alſo auf ſeine Forderung verzichten und ſich mit dem Ver⸗ 
chen der Gleichberechtigung in der wirtſchaftlichen Betätigung begnügen. 
tſchland forderte faſt drei Viertel des franzöſiſchen Kongo, bekam aber 
Hein Sechſtel. Konnte es zum Abbruch der Verhandlungen ſchreiten, 
dem es durch ſeine Verhandlungen mit Frankreich die Marokkofrage 
Nimbus einer „nationalen Frage“ entkleidet und bewieſen hatte, daß es 
fene um ein gewöhnliches imperialiſtiſches Schachergeſchäft handelte? 
Jurfte nicht einmal zu ſehr mit dem Säbel raſſeln, erſtens weil dadurch 
nme in Frankreich geſchaffen werden konnten, die die geſuchte An⸗ 
zung an die Republik vereiteln mußten, zweitens weil die Regierung 


r 


egen ihre Politik gerichtete Marokkoagitation im Nacken fühlte. Nichts 
le dieſe Verſuche, die deutſche Marokkopolitik auf die von der Regierung 
iedenen Geleiſe zu bringen, mehr fördern müſſen als das Säbelraſſeln 
Regierung. Darum war ſie voll Rückſichtnahme und voll Widerwillen 
m die chauviniſtiſche Hetze. So kam, was kommen mußte: ein Verzicht 
Marokko gegen ſehr magere Entſchädigung. 

Das wäre ſchon an und für ſich kein Erfolg. Aber dieſer erfolgloſe Aus⸗ 
g verwandelte ſich in eine Niederlage dank der Unfähigkeit der 
ſchen Diplomatie. Sie wollte einen friedlichen Ausgleich der Inter⸗ 
i des deutſchen und franzöſiſchen Imperialismus und begann mit 
r Geſte, die, wie ſie auch gemeint geweſen ſein mag, als Drohung 
gefaßt werden mußte. Das erregte den Marokkotaumel der national- 


'talen und freikonſervativen Preſſe, in deren Marokkogeheul die ganze 


„ und urteilsloſe Preſſe einſtimmte. Obwohl die Regierung von 
ang an durch die Berliner Telegramme der „Kölniſchen“ und 
rankfurter Zeitung“, durch inſpirierte Artikel des Berliner 
okalanzeigers“, der „Deutſchen Tageszeitung“ und der 
reuzzeitung“ ihre eigene Politik unzweideutig markierte, trat ſie 
Marokkohetze nicht entgegen, weil ihr bei den Verhandlungen mit Frank⸗ 
) der erregte nationale Chorus der Eiſenfreſſer nötig war, und weil fie 
ihrer junkerlichen Hochnäſigkeit die Selbſtändigkeit der Meute unter⸗ 
ste, die ihr gewöhnlich aus der Hand frißt. Je länger die Verhand⸗ 
Zen dauerten, deſto mehr erweckten ſie den Eindruck des Schachers, bei 
Deutſchland ſeine Angebote minderte. Das mußte nach außen hin den 
druck der Schwäche machen, nach innen den Taumel ins Raſen ver⸗ 
deln. Die Ausbrüche aber der chauviniſtiſchen Preſſe unterſtrichen den 
druck des Auslandes: Deutſchland wird übers Ohr gehauen. Die Des⸗ 
miſation in den Reihen der Bureaukratie, wie ſie durch den demonſtra⸗ 
n Rücktritt Lindequiſts vom Kolonialamt zutage trat, verſtärkt dieſen 
druck, mindert das Preſtige des deutſchen Imperialismus. So ſieht die 
emeine Bilanz des neueſten deutſchen Marokkokurſes aus. Sehen wir 
näher ihre wichtigſten Poſitionen an. 
911-1912. I. Bd. 19 
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2. Die „Gleichberechtigung' des Kapitals in marokko. . 

Im Marokkoabkommen erkennt Deutſchland das franzöſiſche Pr 
torat an, wofür Frankreich die Handels⸗ und Gewerbefreiheit, die Ahr 
und zollpolitiſche Gleichheit aller Nationen, ihre Gleichberechtigung bei) 
Submiſſionen und beim Bergbau anerkennt und die Freiheit der ö 
ausfuhr ſichert. Zur Kontrolle über die Zollverwaltung und die Berge; 
der Beſtellungen ſoll die marokkaniſche Staatsbank, in der die Vert! 
aller größeren kapitaliſtiſchen Staaten ſitzen, jedes Jahr einen ane 
ihrer Direktoren entſenden, ſo daß jede „Nation“ Einblick in die Gch 
der Franzoſen bei der Ausſaugung des Landes bekommen ſoll. Es fir 
ſcheinen, daß das deutſche Kapital Veranlaſſung hat, mit dieſem Aus! 
der Sache ſehr zufrieden zu ſein. Für dieſe Annahme ſcheint auch die 
ſache zu ſprechen, daß eine Reihe von Banken und Induſtrieuntern 
in einem Aufruf erklären, fie ſeien überzeugt, „daß die jetzt zuſtand 
kommene Einigung die Löſung darſtellt, die Deutſchlands handelspoliſ 
und koloniale Intereſſen nach Möglichkeit ſicherſtellt“. Auf die Han 
dieſer Finanzmagnaten muß aber neben der Tatſache, daß ſie von dei 
gierung ſubventioniert oder abhängig ſind, wie Ballin von der Hapag) 
necken vom Norddeutſchen Lloyd, Wörmann, dann Vertreter von Kolle 
banken, die Tatſache nicht ohne Einfluß ſein, daß ſie an Marokko nicht t 
eſſiert ſind. Die Bagdadbahnaktionäre, die Kolonialgeſellſchaft für i 
weſtafrika, die Deutſch⸗Aſiatiſche, die Deutſch⸗Oſtafrikaniſche Geſellſg 
deren Vertreter den Aufruf unterzeichnet haben, haben kein ſpezielles? { 
eſſe an Marokko, aber ein deſto größeres daran, daß das Jammern! 
die Niederlage das Anſehen des deutſchen Kapitals nicht ſchädige. Di 
ſchreiben fie in ihrem Aufruf: „Dagegen erblicken die Unterzeiche 
eine ſchwere Schädigung des deutſchen Anſehens unde 
Machtſtellung unſeres Vaterlandes in der Verbittn 
ſäenden, das Selbſtvertrauen des deutſchen Volkes untergrabenden g 
tation, die ſeit dem Abſchluß der Verträge heftiger denn je getrieben n 
Noch ausdrücklicher wird darauf hingewieſen in einem Aufruf von A 
burger Kapitaliſten, der mit keinem Worte die angebliche Sicherun! 
Intereſſen des deutſchen Kapitals in Marokko erwähnt, aber erklärt:“ 
Kritik, welche ſich an den Abſchluß der Marokkoverträge knüpft, drol u 
ſerem Anſehen in der Welt gefährlich zu werden.“ Alſo auch dieſe k 
rungen der Vertreter des deutſchen Kapitals ſchaffen die Zweifel 
Sicherung der Freiheit der „friedlichen Expanſion“ des deutſchen Kat 
in Marokko nicht aus der Welt. | 
Dieſe Zweifel beruhen zuerſt auf allgemeinen Erwägungen üb“ 
Bedingungen der kapitaliſtiſchen Expanſion in kolonialen Ländern. Ri 
Erſchließung vollzieht ſich weniger im Wege des friedlichen Warenveel 
als durch die künſtliche Aufzüchtung einer modern organiſierten Verwan 
und durch die Befriedigung ihrer Bedürfniſſe. Bahn-, Hafen-, Straßib 
Militärlieferungen, das iſt es, was das Kapital in die Kolonien ih 
Natürlich muß auf die Deckung dieſes Bedarfes einen ſtarken Einfluß 
Frage üben, wer die Verwaltung des Landes in Händen hat. In deſen 
liſchen Kolonien, in denen England zollpolitiſch anderen Mächten gt 
über keine Vorrechte befigt — wie in Indien —, erwächſt ſchon aus ie 
Tatſache der engliſchen Verwaltung der Vorſprung des engliſchen * ta 
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zu kommt die engere Verknüpfung der Verwaltung eines Koloniallandes 
dem Kapital des „Mutterlandes“. Nirgends blieben die wirtſchaftlichen 
gen des politiſchen Protektorats aus mit der Ausnahme des Falles, wo 
koloniſierende Land überhaupt keine konkurrenzfähige Induſtrie hat, 
Rußland, das ſelbſt in Sibirien von dem amerikaniſchen, engliſchen 
japaniſchen Kapital verdrängt wird. 

Neben dieſen allgemeinen Erwägungen unterſtützt die Zweifel an dem 
rte der Errungenſchaften, die Herr Kiderlen⸗Wächter der deutſchen Bour⸗ 
iſie gewonnen hat, die Tatſache, daß es keine jo in jeder Hinſicht mono⸗ 
iſtiſche Kolonialpolitik gibt wie die franzöſiſche. Seit 1892 wurde 
Mehrzahl der franzöſiſchen Kolonien ohne irgendwelche Rückſicht auf 
Intereſſen, wie auf die des fremden Kapitals, handelspolitiſch Frank— 
h angeſchloſſen. Und das Reſultat? „Der prozentuelle Anteil Frank⸗ 
s am Kolonialhandel, insbeſondere an der Einfuhr, iſt ſeit 1891/92 
z erheblich geſtiegen“, ſchreibt Dr. Robert Ermels in feinem an 
ſachen reichen, obwohl nicht tief eindringenden Buche über „Frank- 
58 koloniale Handelspolitik“. „Nach dieſer Richtung“, 
rt er weiter aus, „hat alſo das Geſetz die gewünſchte Wirkung voll und 
8 gezeitigt.“ 

Gegen die aus dieſer kolonialen Politik Frankreichs für Marokko ge⸗ 
ten Schlüſſe werden zwei Einwendungen ins Feld geführt. Die erſte 
uft ſich auf die Tatſache, daß die Verpflichtungen, die Frankreich in dem 
abgeſchloſſenen Vertrag übernommen hat, eine zollpolitiſche Bevor⸗ 
ung der franzöſiſchen Induſtrie unmöglich machen. Dieſe Verpflich⸗ 
gen laſſen ſich jedoch gelegentlich ablaufen, wie unter anderem die Ge⸗ 
chte der Handelspolitik Frankreichs in Tunis? beweiſt. Frankreich über⸗ 
m bei der Okkupation von Tunis im Jahre 1881 eine ganze Reihe von 
delspolitiſchen Verpflichtungen. Es achtete ſie ſo lange, bis es ſich in 
nis feſt im Sattel fühlte. Seit dieſem Augenblick begann es auf ihre 
ſchaffung hinzuarbeiten. Und fünfzehn Jahre nach der Beſetzung von 
nis erreichten dieſe Bemühungen ihr Ziel. Handelsrechte in wenig ent⸗ 
kelten Ländern bilden oft die Scheidemünze zur Ausgleichung kleinerer 
chnungen, da fie bei der Monopoliſierung der Hauptgeſchäfte durch das 
ſpniſierende Reich wenig faktiſchen Wert beſitzen. So erkannte Sſterreich, 
ſeit dem Jahre 1856 Meiſtbegünſtigung in Tunis beſaß, im Jahre 1896 
75 als zollpolitiſche Provinz Frankreichs an gegen den Verzicht Frank- 
ihs auf einen gewiſſen handelspolitiſchen Vorteil, den es in Eſterreich 


'oß. Dasſelbe tat Italien, um das Ende feines Zollkriegs mit Franf- 
h zu beſchleunigen. England, deſſen Rechte in Tunis auf einem unbe- 
Inzten, einſeitig nicht kündbaren Vertrag vom Jahre 1875 beruhten, 
o auf einer nicht minder ernſten Baſis wie die durch 
3 deutſch⸗franzöſiſche Abkommen für Deutſchlands 
zellung in Marokko geſchaffene, hat nach langen und ſchwie⸗ 
in Verhandlungen auch nachgegeben gegen Zugeſtändniſſe auf Koſten 


Berlin 1910, Verlag Frenkel. 150 Seiten. 

Siehe über dieſes ſehr intereſſante Kapitel der Kolonialgeſchichte das Buch 
Dr. J. Bertrand: Zollpolitiſche Verhältniſſe und Handel zwiſchen 
nkreich und Tunis. Berlin 1910, Verlag Süſſerott. 
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Siams und eine Vorzugsbehandlung der englichen Baumwolle.“ Man führ 
eben keine Kriege wegen ſchlechter Behandlung unweſentlicher Intereſſe 
in einer fremden Kolonie, ſondern opfert ſie ſchließlich bei größeren Ge 
ſchäften als Draufzahlung. Seit 1898 iſt Frankreich auch zollpolitiſch Her 
von Tunis, obwohl das Land nicht zu den aſſimilierten, das heißt zol 
politiſch direkt an Frankreich angeſchloſſenen Kolonien gehört. Und das Re 
ſultat? Die tuneſiſche Ausfuhr nach Frankreich und Algerien, die im Jahr 
1886 26 Prozent der Geſamtausfuhr betrug, iſt im Jahre 1908 auf 49 Pro 
zent geſtiegen, die franzöſiſche Einfuhr nach Tunis betrug im Jahre 188 
53 Prozent, im Jahre 1908 69 Prozent. Dagegen fiel die tuneſiſche Aus 
fuhr nach Italien in derſelben Zeit von 43 Prozent auf 20 Prozent, die ita 
lieniſche Ausfuhr nach Tunis von 13 auf 5 Prozent; dieſelben Zahlen be 
trugen für England 19 und 13 Prozent, 11 und 8 Prozent.? Welcher Leben: 
inhalt aber ſich hinter dieſer Zahlenbewegung verbirgt, mögen die nad) 
folgenden Ausführungen in dem Bericht des deutſchen Konſuls 
Tunis für 1910 zeigen. * 

Mit dem geſamten nichtfranzöſiſchen Handel hat der deutſche die Schwieri 
keit gemeinſam, daß alle Verwaltungen ihre Bedürfniſſe an Materialien 
den Stellen kaufen, wo es die franzöſiſchen Verwaltungen i 
Frankrei ch tun. Nur ganz ausnahmsweiſe wird davon abgewichen. Im al 
gemeinen herrſcht eine unüberwindliche Abneigung vor, ſich von den franzöſiſche 
Lieferanten zu befreien. Es wird lieber das ſchlechtere und teure Material g 
nommen, als daß man fremde Ware beſtellt. Bei der neuen Eiſenbahnanleihe 
geradezu vorgeſchrieben, daß nur franzöſiſches Material verwendet werden da 
Dadurch iſt ein großes Abſatzgebiet in Tuneſien der fremden Induſtrie verlor 
gegangen. Bei den großartigen Arbeiten, die Frankreich dort durchzuführen he 
hat nur die franzöſiſche Induſtrie verdient. Sie ſcheint es auch redlich aue 
zu haben. 


Das zweite Argument, das ins Treffen geführt wird zur Unterſtühm 
der optimiſtiſchen Auffaſſung von der Zukunft des Anteils des fremde 
Kapitals an der Erſchließung Marokkos auch unter franzöſiſchem Prote 
torat, bildet die Berufung auf die bekannte geringere Konkurrenzkraft d 
franzöſiſchen Induſtrie. Es iſt wahr, daß von 1042 Millionen Franken d 
Geſamtaußenhandels der franzöſiſchen Kolonien nur 441 auf den franz 
ſiſchen und 601 auf den Handel anderer Mächte fielen. Man vergeſſe ab 
nicht, daß eben die geringere Konkurrenzfähigkeit der franzöſiſchen Induſt. 
fie immer mehr auf die franzöſiſchen Kolonien anweiſt und die Regieru 
anſpornt zu noch ſtrengerer Durchführung der protektioniſtiſchen Me⸗ 
regeln in den Kolonien. So leſen wir bei Eugen Kaufmann:“ | 

Sehr zugenommen hat der Export nach den franzöſiſchen Kolonien; nach di 
Bulletin de Statistique vom November 1908 nahm er 1903 bis 1909 allein n) 
den wichtigſten Kolonialgebieten um 187 Millionen zu; insgeſamt entfält 
etwa ein Drittel der Zunahme des Exportes feit 1890 1 
die franzöſiſchen Kolonien. 


1 Bertrand, 1. c., S. 151 bis 160. 

f Abgerundete Zahlen nach Tabelle III und VIII in den Beilagen zum die 
Bertrands. 

s Kaufmann, Die Entwicklung der franzöſiſchen Volkswirtſchaft in den letn 
Jahrzehnten. „Archiv für Sozialwiſſenſchaft“, Band XXIX, Septemberheft 19, 
©. 461. 
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Alſo auch dieſe Berufung kann nur die Zweifel beſtätigen, die über den 
Wert der Errungenſchaften des Herrn Kiderlen-Wächter ſich aufdrängen. 
daß dieſe Zweifel in den Handelskreiſen Oberhand haben, bezeugt am 
jeften der Artikel von Jannaſch im „Export“, dem Organ der Handels— 
jeographiſchen Geſellſchaft. Sie müſſen entſtehen, weil man keinen vernünftigen 
Srund dafür finden kann, warum der franzöſiſche Kolonialkapitalismus 
peziell in Marokko ſeiner Natur untreu werden ſollte. „Wir gehen nicht 
iach Marokko“, ſchrieb während der Verhandlungen der „Temps“, „damit 
ms die Flagge und den anderen der Handel bleibe.“ Am bezeichnendſten 
aber für die Abſichten der franzöſiſchen Regierung iſt die Tatſache, daß fie 
während der Verhandlungen jede Forderung Deutſchlands nach prozen— 
zueller Sicherung ſeines Anteils an öffentlichen Ausſchreibungen ablehnte.“ 

Kein Wunder, daß die deutſchen Kapitaliſten den Marokkovertrag als 
Berluft buchen. Andererſeits iſt es freilich zweifellos, daß dieſer Vertrag 
ür das Volk — nicht die Kapitaliſten — Frankreichs eine Politik ſchwerer 
Reubelaftung inauguriert. 


5 Das Abenteuer des exſchahs. 
Von Krſchawir Tſchilinkirian. 
Täbris, 28. Oktober 1911. 


Die Leſer werden ſich der vollſtändigen Niederlage des Exſchahs und 
eines Bruders Salar Dowleh erinnern. Trotz der peſſimiſtiſchen Mei⸗ 
tungen, die zur Zeit der Rückkehr des Exſchahs verbreitet waren, erlitt die 
eaktionäre Bewegung einen tödlichen Schlag, und das konſtitutionelle 
Zerſien eroberte wieder ſeine Konſtitution, deren Verluſt das ganze Land 
icht nur in einen Zuſtand politiſcher Verwirrung verſetzen, ſondern auch 
eine Unabhängigkeit erſchüttern würde. 

Alle Ereigniſſe, die ſich nach der Rückkehr des Exſchahs bis zu ſeiner 
Flucht abſpielten, ſind in der europäiſchen Preſſe berichtet worden. Wir 
deabſichtigen, ſoweit als möglich eine Analyſe dieſer Vorgänge zu geben. 
Por allem iſt es intereſſant, zu wiſſen, wieſo die reaktionäre Bewegung 
ine derartige Ausdehnung gewinnen konnte. 
| In unferen früheren Artikeln? haben wir den Leſern der „Neuen Zeit“ 
Aseinandergeſetzt, daß der Kampf zwiſchen dem Schah und den Royaliſten 
inerſeits und den Konſtitutionellen andererſeits ein Klaſſenkampf war. Die 
üngſte reaktionäre Bewegung iſt nur der Wiederbeginn des Kampfes, der 
urch die Einnahme von Teheran und die Vertreibung des Exſchahs unter⸗ 
rochen worden war. Dieſe allgemeine Erklärung wird freilich die Leſer 
icht befriedigen: ſie werden den berechtigten Wunſch haben, die Umſtände 
ennen zu lernen, die es dem Exſchah und den Royaliſten ermöglichten, den 
liehe für die Wiederherſtellung der monarchiſchen Ordnung neuerlich auf⸗ 
unehmen. 


Es gab deren mehrere; wir werden jedoch unſer Augenmerk nur auf die 
edeutſamſten richten. 


Siehe darüber die intereſſanten Auseinanderſetzungen der „Kölniſchen Zeitung“ 
om 14. und 18. September mit dem „Temps“ und „Journal de Debats“. 
Vergl. „Neue Zeit“ XXVIII, 2, S. 198 ff., S. 234 ff., XXIX, 1, ©. 187 ff. 
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Einer der wichtigſten Umſtände, der die jüngſte reaktionäre Be 
begünſtigte, war die feindliche, provozierende Stellung, die Rußland en 
konſtitutionellen Perſien gegenüber einnahm. Die Autokratie, die in Ruß 
land jetzt an der Herrſchaft iſt, gab ſich aus vielen Gründen niemals mi 
dem Siege des Volkes in Perſien zufrieden; ganz beſonders, weil die per 
ſiſche Konſtitution, ſo gemäßigt ſie auch iſt, mit allen Kräften danach ſtrebte 
die Privilegien aufzuheben, die Rußland während der Regierung des Schah 
erlangt hatte. Der perſiſche Medſchlis (das Parlament) wies zum Beiſpiel di 
Bedingungen zurück, die Rußland für die Anleihe machte, erneuerte nicht di 
Konzeſſion für Eiſenbahnbauten, die Rußland von den Schahs zugebillig 
worden war, und rief ſchwediſche und engliſche Offiziere herbei zur Orgg 
niſation der Gendarmerie, amerikaniſche Finanzleute für die Finanzen uf 
Das reaktionäre Rußland hatte alſo Grund, mit der perſiſchen Konfti 
tution unzufrieden zu fein, und rächte ſich, indem es dem Medſchlis und de 
perſiſchen Regierung bei jeder ſich darbietenden Gelegenheit Schwierig 
keiten machte, jede Bewegung unterſtützte, die gegen den Medſchlis gericht 
war, und ſelbſt die Unruhen ſchürte, wie zum Beiſpiel im Bezirk von Ardabil 
Dieſer Antagonismus veranlaßte Rußland, ſogar entgegen einer offizielle 
Verpflichtung zu geſtatten, daß der Exſchah ſein Exil verließ und ſich mi 
ſeinem Gefolge auf einem Dampfer der ruſſiſchen Schiffahrtsgeſellſchaf 
„Kaukaſus & Mercuri“ nach Perſien begab. Aber nicht allein darauf br 
ſchränkte ſich die Hilfe, die Rußland dem Exſchah gewährte. Die ruſſiſche 
Konſuln kündigten der Bevölkerung der Städte die Ankunft des Exſchah 
an und machten ſeine Wünſche und Befehle bekannt, als ob ſie die inte el 
eſſierteſten Agenten des Exſchahs wären. So leſen wir in der in Tiflis en 
ſcheinenden Zeitung „Horizont“ in einer von Bandar⸗Gaz geſchriebene 
Korreſpondenz unter dem Datum 7.20. Juli 1911: 


Der ruſſiſche Konſul von Aſterabad hat das Volk im Auftrag des Exſchal 
beruhigt und hat eine Amneſtie für alles, was geſchehen iſt, in Ausſicht geftell 
Der ruſſiſche Konſul hat ferner angekündigt, daß der Exſchah zurückgekehrt iſt, u 
ſein Land zu regieren, und daß er es ſich angelegen ſein laſſen wird, Ruhe m 
Ordnung im Lande wieder herzuſtellen. („Horizont“ Nr. 149, 12.25. Juli 1911) 

Der Exſchah war bereits in Aſterabad und rückte gegen Mazanderan vo 
Auf die Initiative der Demokratiſchen Partei war die Bevölkerung vo 
Täbris zu einer Verſammlung nach dem Artillerieplatz beſchieden worde 
Kaum war das Volk verſammelt, als der Platz von ruſſiſchen Truppen un ; 
zingelt und die Verſammlung aufgelöft wurde. 

Die perſiſche Regierung hatte den ehemaligen Gouverneur von Ardab f 
gefangen geſetzt, den bekannten Raſchid ul Mulk, der, von den Ruſſen b 
ſtochen, ſein Land verraten und beſtändig Unruhen in der Provinz Ardab 
hervorgerufen hatte. Obwohl die Ruſſen dieſen Aufruhr veranlaßt hatte 
benutzten ſie ihn als willkommenen Vorwand zur Verſtärkung ihrer Truppe 
in jenem Bezirk. Nachdem der verräteriſche Aufwiegler einige Monate 
Gefangenſchaft verbracht hatte, beſchloß die perſiſche Regierung, ihn m 
dem Tode zu beſtrafen. Sobald der ruſſiſche Konſul von Täbris dieſen B 
ſchluß erfuhr, machte er bei der perſiſchen Regierung energiſche Vorſte 
lungen, und als dieſe bei ihrer Entſcheidung beharrte, gab der Konſul de 
Koſaken und der ruſſiſchen Infanterie in Täbris Befehl, feinen Agent 
mit Gewalt zu befreien. Sofort belagerte die ruſſiſche Infanterie und A 
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llerie das perſiſche Gouvernementsgebäude; Raſchid ul Mulk wurde be⸗ 
eit und in das ruſſiſche Feldlager gebracht. Aber damit begnügten ſich die 
uſſen nicht; nachdem ſie Raſchid ul Mulk mehrere Tage bei ſich beherbergt 
ıtten, übergaben fie ihn Samad Khan, dem berüchtigten Reaktionär und 
gebenen Gehilfen des Exſchahs, der auf Befehl des letzteren Täbris von 
zuem belagerte und ſomit Urſache zahlloſer Opfer wurde. Samad Khan 
jeder ernannte Raſchid ul Mulk zum Gouverneur von Savutchbulak, das 
h unter feiner Herrſchaft befand. 

Wir wollen nicht einzeln die Provokationen aufzählen, durch die die 
zuſſen zum Erfolg des Exſchahs beitrugen, weil alle, die ſich für die per⸗ 
ſche Frage intereſſieren, die Vorgänge in der Tagespreſſe geleſen haben 
erden. 

Zur Verbreitung der reaktionären Bewegung trug auch die ethniſche 
uſammenſetzung Perſiens bei; immerhin darf dieſes nicht in abſolutem 
inne verſtanden werden, wie es gewiſſe Publiziſten tun. Allerdings be⸗ 
and während der Revolution von 1906 bis 1908 wie auch während der 
ingiten Bewegung die militäriſche Macht der Reaktionäre hauptſächlich 
13 Nomaden, aber es wäre unrichtig, zu behaupten, daß alle Nomaden 
it der monarchiſchen Verwaltung ſympathiſieren. Die Nomaden bilden 
nen ziemlich großen Teil der Bevölkerung Perſiens, aber mit der wirt⸗ 
haftlichen Entwicklung des Landes iſt fait die Hälfte ſeßhaft geworden. 
ir können die Stämme der Kurden anführen, die ſich jetzt zum großen 
eil mit Kleinhandel und Teppichfabrikation beſchäftigen; obwohl am zahl⸗ 
ächſten unter den perſiſchen Nomaden, ſpielten fie eine unbedeutende Rolle 
der reaktionären Bewegung im Vergleich zu den Schahſevenſtämmen, die, 
enngleich an Zahl viermal geringer als die Kurden, doch den größten und 
tigſten Beſtandteil der Reaktion bildeten. Ferner war es für die Schahs 
imöglich, allen Nomaden Privilegien zu gewähren, die hauptſächlich in 
ir Plünderung der Bauern und friedlichen Einwohner des Landes be- 
unden. Dieſe Privilegien find nur einigen Stämmen erteilt worden; die 
ideren ſind ebenſo wie das Volk ausgebeutet worden. Einer der am 
eiſten ausgenutzten Stämme waren die Bachtjaren, die von den letzten 
ſchahs, beſonders aber von Zilleh⸗Sultan, dem Vizekönig von Iſpahan, ſehr 
aterdrückt wurden. Daher haben die Bachtjaren von jeher bis auf den 
eutigen Tag die Reaktion mit Heftigkeit bekämpft und bilden augen⸗ 


icklich die tätigſte und ergebenſte Streitmacht der konſtitutionellen Re⸗ 


erung. 

Der dritte und wichtigſte Umſtand, der der reaktionären Bewegung den 
ößten Aufſchwung gegeben hat, geht unmittelbar hervor aus dem ſozialen 
id politiſchen Leben der drei letzten Jahre des konſtitutionellen Perſien. 
Wie war die Lage Perſiens vor der Ankunft des Exſchahs in dem per⸗ 
ſchen Hafen? | 

Als Rußland und England unannehmbare Bedingungen für die Aus⸗ 
‚ndSanleihe ſtellten und die Inlandsanleihe keinen Erfolg hatte, ſtimmte 
er Medſchlis für neue Steuern zur Durchführung der Finanzreform. Aber 
5 adoptierte nicht das Syſtem der Progreſſivſteuern, das allein Perſien 
'r einer finanziellen und politiſchen Kriſis hätte retten können, ſondern 
belegte die notwendigſten Objekte wie Salz, Tabak, Materialwaren uſw. 
it Steuern. Dieſes Steuerſyſtem ſchuf naturgemäß eine allgemeine Un⸗ 
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zufriedenheit im Volke, das ſchon erſchöpft und verarmt war durch di 
drückenden Steuern der früheren Verwaltung. Das Volk erhob ſich gege 
die neuen Steuern und verlangte durch Demonſtrationen ihre Abſchaffune 
Häufig endeten dieſe Demonſtrationen mit der Zerſtörung der neuen In 
ſtitutionen, wie der Endſchumen (Provinziallandtage), der Stadträte, de 
Gerichtshöfe uſw. Die Unzufriedenheit des Volkes nahm immer mehr 3 
und wurde ſo drohend, daß das Miniſterium Sipehdars ſich genötigt fal 
einige der Steuern, insbeſondere die auf Salz und Materialwaren, aufzi 
heben. Wir müſſen hinzufügen, daß der Medſchlis das Steuerſyſtem nich 
deshalb annahm, weil er ein anderes nicht kannte, ſondern einfach, we 
Großgrundbeſitzer und Großkaufleute in ihm Sitz und Stimme hatte 
Durch ſeine unpopuläre Geſetzgebung brachte der Medſchlis die kau 
tionellen Ideen in Mißkredit und ſäte Gleichgültigkeit unter die Volk 
maſſen, die allein fähig waren, die Konſtitution Perſiens zu unterjtüge 
Dieſer Umſtand ermutigte den Exſchah und die Royaliſten; aber es u 
noch folgendes hinzu. 0 
Sobald der zweite Medſchlis ſeine Arbeiten begann, erfolgte eine deutlt 
ſoziale Scheidung. Dieſe Scheidung machte ſich zuerſt im Medſchlis ſelbſt bi 
merkbar. Ein Teil der Deputierten verlangte die Umänderung des „Ranu 
Eſſaſi“ — der grundlegenden Geſetze der Verfaſſung. Laut dieſer Um 
rung ſollten erſtens dem Miniſterium geſetzgebende Rechte bewilligt werde 
ferner ſollte die Regierung dem Medſchlis gegenüber nicht für alle Han 
lungen verantwortlich gemacht werden, ſondern eine gewiſſe Aktionsfreihe 
haben. Die Deputierten, die dieſe Umänderung verlangten, waren die R 
präſentanten der Großgrundbeſitzer und der reaktionären Geiſtlichkeit; 
griffen zu dieſem Mittel, den Vormarſch des Volkes aufzuhalten, als Al 
ſahen, daß die Volksverfaſſung nichts gemein hatte mit der von ihnen e 
hofften. Der Führer dieſer Deputierten im perſiſchen Parlament war d 
berühmte Sipehdar. Als einer der größten Großgrundbeſitzer PVerfier 
konnte er füglich nicht damit einverſtanden ſein, daß die ganze Geſetzgebun 
des Landes dem Parlament vorbehalten bliebe. Auch durch ſeine ſonſti! 
Handlungsweiſe zeigte Sipehdar, daß er die Regierung des Schahs b 
kämpft hatte, um egoiſtiſche Abſichten zu erreichen und ſeine eigene Di 
tatur durchzuſetzen. So verlangte er von dem Medſchlis die Annahme d 
Bedingungen, die Rußland für die Anleihe ſtellte. Er wollte dem Medſchl 
nicht gehorchen und ſtrebte danach, unabhängig zu regieren. Ohne 1 
1 


willigung des Medſchlis erteilte er Konzeſſionen an Fremde, zum Beiſpi 
die Konzeſſion für die Schiffahrt auf dem Karunfluß und für die Eiſe 
bahn von El Mohammereh. Sipehdar ſtand indeſſen nicht allein da. Dur 
ſeine hervorragende Beteiligung an der Einnahme von Teheran hatte 5 
nicht nur im Medſchlis, ſondern auch im Miniſterium ſeine Stellung 9 
kräftigt, und infolge feiner reaktionären Tendenzen hatte er die konſerv 
tiven Abgeordneten des Medſchlis und die reaktionären Elemente 1 
für ſich. Alle dieſe Elemente, mit Sipehdar an der Spitze, bildeten d 
Sipehdarismus, deſſen Programm erſtens die Auflöſung des beitehendt 
Medſchlis war, ferner die Bildung eines beratenden Medſchlis, ähnlich de 
ruſſiſchen Duma, endlich die Veröffentlichung temporärer Geſetze, die Diktat 
der Regierung uſw. Dieſe Rückkehr Sipehdars zur Reaktion gefiel der r“ 
ſiſchen Reaktion fo gut, daß die „Nowoje Wremja“ von St. Petersburg, " 
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rend der Revolution 1906 bis 1908 Sipehdar heftig angegriffen hatte, 
Worte genug fand, um fein Programm und feine Bedeutung zu loben.... 
Segen den Sipehdarismus kämpfte im Medſchlis die Fraktion der den 
sintereſſen am meiſten ergebenen Deputierten; man kennt fie unter 
Namen der demokratiſchen Deputierten des Medſchlis. Die Demokraten 
mnen einen heftigen Feldzug gegen Sipehdar. Sie deckten die Gründe 
er Handlungen auf und kritiſierten fie ſchonungslos. Sipehdar, er- 
it über dieſe Beurteilung, reichte beim Miniſterium ſeine Demiſſion ein, 
e aber nicht auf, Intrigen anzuzetteln. Man fürchtete ſeine Rache; 
nand wagte es, ein Miniſterportefeuille anzunehmen, und ſolange 
ehdar dem Miniſterium fern blieb, war es unmöglich, ein Miniſterium 
längerer Dauer zu bilden. Dieſem beſtändigen Wechſel folgte ſchließ⸗ 
eine vollſtändige Miniſterkriſis, die nur das Reſultat der oben er- 
nten Kriſis in dem ſozialen Leben der Perſer war. 
Inzwiſchen war der alte Regent geſtorben, und der von dem Medſchlis 
ählte neue Regent war zwar in Europa erzogen, aber mit den Geſetzen 
Klaſſenkampfes unbekannt und glaubte durch bloße Bildung einer par- 
entariſchen Majorität die Kriſis beilegen zu können. 
Dieſe Majorität wurde bald unter dem Namen „Block“ aus Sipehda⸗ 
ſchen und gemäßigten Deputierten gebildet. Die Gemäßigten waren 
Block beigetreten, weil ſie mit dem Programm Sipehdars zum Teil 
pathiſierten. Da der Block Sipehdar geneigt war, wurde dieſer in das 
üſterium zurückberufen. Einmal an der Spitze der Regierung, fing 
ehdar an, die Demokraten zu verfolgen, die außer der geſchloſſenſten 
einheitlichſten Fraktion im Medſchlis ihre aus den demokratiſchen Ele⸗ 
ten des Landes gebildete Partei hinter ſich hatten. Sipehdar unter- 
1 mehrmals das ſehr verbreitete und einflußreiche Organ der Demo- 
n, die täglich erſcheinende Zeitung „Iran Now“; aber die Demokraten 
Ki ſich durch ſtarke, bisweilen bewaffnete Opposition und fuhren fort, 
„Iran Now“ zu veröffentlichen. Sipehdar ergriff weitere Maßnahmen; 
erbannte durch Vermittlung des ruſſiſchen Geſandten den Redakteur 
„Iran Now“, den Sozialdemokraten Raſſul Zadeh. Etwas fpäter ver⸗ 
lte er die Entfernung aller demokratiſchen Soldaten aus Teheran. 
als er ſah, daß feine Maßregeln die Demokratiſche Partei nur noch 
i kräftigen, wandte er ſich an den Medſchlis und verlangte die Bewilli⸗ 
der Aktionsfreiheit und Unabhängigkeit des Miniſteriums. Auch die 
u ßigten Deputierten waren über das Verlangen Sipehdars nicht wenig 
tit, und eine Spaltung drohte ſich in dem Block zu vollziehen, als 
dar heimlich die Hauptſtadt verließ. Auf dieſe Flucht folgte eine 
uk, weil die reaktionäre Partei ſofort verbreitet hatte, daß Sipehdar 
slusland gegangen ſei, um mit dem Exſchah zuſammenzutreffen und 
bat mit ihm nach Perſien zurückzukehren. In Angſt vor den Drohungen 
ihdars kapitulierten die Gemäßigten, und Sipehdar kehrte nach Teheran 
k, nachdem er von dem Block die feſte Zuſicherung erhalten hatte, fein 
iſterium zu unterſtützen und die folgenden Bedingungen zu akzeptieren: 
d Medſchlis aufzulöſen und den neuen Medſchlis erſt nach zwei Jahren 
berufen, 2. dem Miniſterium bis zur Einberufung des neuen Medſchlis 
e egislativen und exekutiven Rechte zu verleihen, 3. zur Reorganiſation 


r Itmee dem Kriegsminiſter 10 Millionen Rubel zur Verfügung zu 
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ſtellen, ohne Verpflichtung des Miniſters (Sipehdars), darüber Rech 
au legen. Dieſe Bedingungen ſind allein ſchon ein Beweis für die rea 
nären Abſichten Sipehdars; ein weiterer Kommentar erübrigt ſich. 
Die Demokraten blieben nicht untätig; ſie verfolgten jeden S0 
Sipehdars und verdoppelten ihre Angriffe. Die parlamentariſche Frak 
der Demokraten bewies, daß Sipehdar die grundlegenden Geſetze der! 
faſſung mit Füßen trat, und erklärte, daß fie das Parlament nicht verla 
würde, bevor der neue Medſchlis einberufen ſei. Inzwiſchen bereitete 
demokratiſche Preſſe das Volk auf eine zweite Revolution vor. 1 
Das ſind die wichtigſten Umſtände, die die jüngſte reaktionäre Beweg 
begünſtigten, und unter ihnen war es beſonders die Kriſis in dem ſozi 
Leben der Perſer, die den Exſchah und vor allem ſeine e ern 
ſich in das Abenteuer zu ſtürzen. 1 ; 1 
Das konſtitutionelle Perſien ia auch diesmal ſiegreich aus 
Kampfe hervor, aber dieſer Sieg kam ihm teuer zu ſtehen. Man hat 
ſtets nur von den Verluſten, die Perſien hatte, geſprochen, und die Vor 
außer acht gelaſſen, die das Abenteuer des Exſchahs dem Lande brach 
Wie oben erwähnt, hatte Sipehdar den Medſchlis bereits veranlaßt, 
Programm anzunehmen. Nach Schluß der Sitzungsperiode des aw. 
Medſchlis hätte Sipehdar ſomit die Volksvertretung für zwei Jahre 1 
Wahrheit für immer — verabſchiedet, um ſein Regierungsprogramm fz 
richtig durchzuführen. Inzwiſchen kehrte der Exſchah nach Perſien zul 
bevor die Legislaturperiode des zweiten Medſchlis abgelaufen war. 
Erſcheinen brachte das ganze konſtitutionelle Perſien in Bewegung. Den) 
danke, daß das Land nicht allein ſeine Konſtitution, ſondern wahrſcheif 
auch ſeine Unabhängigkeit verlieren würde, wenn der Exſchah den D 
wieder eroberte, veranlaßte die Erhebung aller Volksſchichten, und Sipe 
des Verrats angeklagt, mußte in die ruſſiſche Geſandtſchaft flüchten n 
fi) der Wut des Volkes zu entziehen. So wurde alſo das Abenteueſe 
Exſchahs die Veranlaſſung zu dem Sturze des Sipehdar. Dieſer S 
bezeichnend, denn er bedeutet zu gleicher Zeit den Fall des Sipehdariz 
der alle Chancen gehabt hatte, in Perſien zuwege zu bringen, was 1 
ſchah unmöglich war. 9 
Das Abenteuer des Exſchahs zerſtörte auch den „Block“, der von m 
Bildung an eine fo jämmerliche Rolle im Medſchlis geſpielt hatte. D. 


tiven unfähig waren, und das Volk ſammelte ſich um die demokrath⸗ 
Parteien. In dem Medſchlis bekamen die demokratiſchen Deputierte ) 
entſcheidende Stimme, und derjelbe feige Medſchlis, der vor den Lcd 
rungen Sipehdars kapituliert hatte, drohte allen Reaktiene mid 
Beiſpiel Ludwigs des Sechzehnten. 3 

Die letzten Ereigniſſe ſicherten endgültig den Erfolg der dem 0 
Parteien Perſiens bei den nächſten Wahlen zum Medſchlis, und e 
Parteien liegt es ob, Nutzen aus dieſen Vorteilen zu ziehen.“ 1 


1 So ſchienen die Dinge zu liegen, als unſer perſiſcher Genoſſe den boten 
Bericht abſandte. Aber der ruſſiſche Abſolutismus kann kein freies und gefdt 
Perſien an ſeinen Grenzen brauchen. Der japaniſche Krieg, die Revolutii, fi 
innere Fäulnis haben ihn wahrſcheinlich für immer unfähig gemacht, mil an 
ö 
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Zur Ke ichs ſtatiſtik. . 
Von Jakob Viletzky. 

ie deutſche offizielle Statiſtik erfreut ſich keines guten Rufes und ſteht 
ſſenſchaftlichem Anſehen der amerikaniſchen oder der engliſchen bedeutend 
Dort beſonders, wo die Klaſſenintereſſen ſtark berührt werden, bietet 
is nur minderwertige, unvollſtändige Ergebniſſe. Vor allem gilt das 
er Reichsſtatiſtik und ganz beſonders von ihrem landwirtſchaftlichen Teil. 
ie vielgerühmten Gewerbezählungen, auf welche ſich die Forſcher ge— 
lich zu ſtützen verſuchen, bieten namentlich im landwirtſchaftlichen Teil 
underwertigſten Ergebniſſe. 
ach der Zählung von 1907 iſt es ſogar unmöglich, nicht nur die Zahl 
1landwirtſchaftlichen Betrieben Beſchäftigten, ſondern auch nur die Zahl 
Betriebe ſelbſt zu beſtimmen. 
a3 die Reichsſtatiſtik bietet, iſt ein Muſterbild des bureaukratiſchen 
fens. Und wenngleich Bureaukratismus auf ſämtlichen anderen Gebieten 
ich wirkt, ſo zeigt er ſich gerade hier in ſeiner ganzen Nacktheit. 
ie Zählung hat 5736 082 landwirtſchaftliche Betriebe ergeben. Sicher 
wird man annehmen — eine auf genauen Berechnungen beruhende Zahl! 
Reſer Zahl operieren ja ſämtliche Forſcher, fie bildet den Ausgangs⸗ 
für alle Unterſuchungen, ſie gilt als Grundlage bei der Ermittlung 
ſedeutung der deutſchen Landwirtſchaft und einzelner landwirtſchaftlicher 


pen. Nun iſt aber dieſe Zahl nichts anderes als ein ſtatiſtiſches Kunſtſtück 


entſpricht der Wirklichkeit etwa ebenſo wie eine Berechnung der Zahl 
öwen in der Sahara. 

iter dieſen „Betrieben“ haben wir bis zu 1 Ar 1361 Betriebe, 1 bis 2 Ar 
7, 2 bis 5 Ar 308 673, 5 bis 20 Ar 824049, 20 bis 50 Ar 821830, 
bis 1 Hektar 646 995 Betriebe. 

r hatten alſo 2000 000 „Betriebe“ durchzunehmen, bis wir nur zu den 
eben“ mit einem halben Hektar kamen, und man müßte weitere 650 000 
ſen, damit man endlich an die „Betriebe“ mit einem einzigen Hektar 
t. Die Reichsſtatiſtiker haben eben gar nicht feſtgelegt, was unter 
üb zu verſtehen iſt, und haben ganz verſchiedene Erſcheinungen zu⸗ 
ungehäuft. Als Betrieb zählten fie ſchon jede Hauswirtſchaft, zu welcher 


N 


5 Ackerſtreifen gehört. 


nderte von Tauſenden ſolcher „Betriebsinhaber“ genießen das zweifel⸗ 
Glück, der verehrlichen Gruppe der Landwirte zugeordnet und zur 
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fühlt er ſich immer noch gewachſen. Im Verein mit England befolgt er 
eſelbe Politik, die im achtzehnten Jahrhundert Rußland und Preußen gegen- 


ſe Moment ſcheint jetzt gekommen zu ſein. Während Deutſchland an Frank⸗ 


) Yaroffo überläßt, das keinem von beiden gehört, und Italien Tripolis über⸗ 
„ hickt ſich Rußland zu einem Banditenſtreich in Perſien an: alles das voll⸗ 
Mon den Vorkämpfern der Heiligkeit des Eigentums — das heißt des kapita⸗ 


ſen Eigentums, das ſtets auf der Aneignung fremden Arbeitsproduktes beruht. 
| Die Redaktion. 
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ſiſchen Großmacht ernſthaft militäriſch anzubinden. Aber einem Lande wie 


olen befolgten: das Land nie zur Beruhigung und Konſolidierung kommen | | 
om, alle Elemente der Unordnung und Desorganifation in ihm zu fördern, 
ſließlich Gelegenheit zu haben, im Namen der Ordnung einzumarſchieren. 
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Gdlage einer ſozialen Pyramide gezählt zu werden, an de 
23000 Großgrundbeſitzer ſtehen, nur deshalb, weil ſie vielleicht einen St 
Kartoffelland oder vielleicht eine wenige Ar große Wieſe beſitzen, wo 
Ziegen oder ſogar eine Kuh herumlaufen. 8 

Ein Streifen Kartoffelland iſt freilich ein Betrieb, in dem man 2 
aufwendet und der Einnahmen hat, auch wenn der „Betriebsinhaber“ 
10 Ar mit Kartoffeln bebaut. Das erſcheint unſeren Statiſtikern bereits 
genügend bedeutende Größe; haben ſie doch nicht weniger als eine | 
Million noch kleinerer „Betriebe“ aufgezählt. 

Wenn wir die Durchſchnittsernte im Reiche gleich 134,5 Doppelge 
pro Hektar annehmen (für genannte Betriebe wird ſie zweifellos 
ringer ſein, da in der Regel Mangel an ausreichender Düngung vor 
haben wir für 10 Ar die Ernte von 13,45 Doppelzentner. Bei einem 
ſchnittspreis von 4,5 Mark pro Doppelzentner wird die Höchſteinnahme 60° 
ausmachen. Nach Abzug der erwachſenen Koſten für Düngung, Saat 
wird der auf einen Betrieb fallende Reingewinn kaum 40 bis 45 M 
ſteigen, wobei dem „Betriebsinhaber“ noch keine Entlohnung feine 
gutgeſchrieben iſt. Wenn das ein „Betrieb“ heißen ſoll, warum follk 
dann eine Mutter, welche für ihre große Familie Kleidung und 
ſelbſt herſtellt und repariert, nicht für eine Schneidermeiſterin halten 
haben wir auch mit einem „Betrieb“ zu tun, mit einem Betrieb mi 
beſchäftigten Perſon, und wenn die Töchter dabei helfen, mit mehr 
ſchäftigten Perſonen. Das iſt kein Scherz, ſondern eine ernſtgemeint 
überſtellung zweier vollkommen analoger Beiſpiele. Die beiden „Betrie 
— die Schneidermeiſterin und der Eigentümer einiger Ar — arbe 
für ihren eigenen Bedarf, ſie erſparen beide einen gewiſſen Betrag 
Familie. Und um für eine mehrköpfige Familie Kleidung zu verfertig 
man gewiß nicht weniger Zeit, als zur Bearbeitung eines mit Ka 
bauten Streifens von 10 Ar. 

Dank dieſem Irrtum der Reichsſtatiſtik, die Haushaltung mit lan 
lichem Betrieb wahllos zuſammenwirft, iſt die Zahl der in der 
ſchaft beſchäftigten Perſonen viel höher angegeben, als es in Wi 
Fall iſt, und dadurch wurde die Bedeutung einzelner Betrieb ggg 
ſchief dargeſtellt. 1 

Natürlich gibt es auch unter den kleinſten Betrieben einen gewiſe st 
zentſatz wirklich landwirtſchaftlicher Betriebe, zum Beiſpiel Weinberg) 
Obſtgärten mit einer Ausdehnung von 2 bis 5 Ar; die Reichsſtatiſt g 
uns aber keine Möglichkeit an die Hand, dieſe Betriebe von der großen du 
derjenigen „Betriebe“ zu ſondern, deren Eigentümer auf dem Lande uhn 
und nur in dem oben gekennzeichneten Sinne Landwirtſchaft treiben. ii 
Ergänzungsfragen in dem Zählungsfragebogen würden es möglich nch 
viele Tauſende von Wirtſchaften, die jetzt dank den Reichsbeamten | 2 
triebe umgewandelt worden ſind, aus dieſer Liſte zu ſtreichen. 

Daß zum landwirtſchaftlichen „Betrieb“ alles, was man nur wih 
kann, herangezogen wurde, das bezeugt uns auch eine Tabelle übe 30 
und Geſchlecht des Perſonals der landwirtſchaftlichen Betriebe. 1 

Für jeden vernünftig denkenden Menſchen, wenn es nur kein Bur ul 
und preußiſcher Staatsbeamter iſt, exiſtiert eine Beziehung zwiſchen 570 
eines landwirtſchaftlichen Betriebs und der Zahl der darin beſchäftig 
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kräfte. Ferner iſt es klar, daß in Betrieben, die nicht über 1 Hektar 
) haben, eine größere Anzahl Perſonen nur ſelten Beſchäftigung finden — 
ſaben dort einfach nichts zu tun. 

Venn alſo in dieſen „Betrieben“ doch jo viele Arbeiter verzeichnet wer⸗ 


ſo ſind das offenbar keine landwirtſchaftlichen Arbeiter, die Betriebe ſind j 
landwirtſchaftlichen und dürfen daher natürlich auch nicht den landwirt⸗ 


tlichen Betrieben beigezählt werden. Die Berufs⸗ und Betriebszählung 
Jahre 1907 hat aber 473 Betriebe unter 1 Hektar mit 11 bis 20 Ar⸗ 
rn, 74 mit 21 bis 30 Arbeitern, 43 mit 31 bis 50 Arbeitern, 26 mit 
3 100 Arbeitern, 14 mit 101 bis 200 Arbeitern und zum Glück nur 
a, welcher über 200 Arbeiter beſchäftigte, ausgeforſcht. Der kleinen Be⸗ 
e von 5 bis 20 Hektar ergab die Zählung 2000 mit je über 20 Arbeitern. 
Herren Beamten erklären es dadurch, daß bei der Zählung auch die 
obeſitze mit geringer Ackerbaufläche in die Rechnung mit aufgenommen 
hen.! Es war von den Herren ſehr unvorſichtig, daß fie dieſe Erklärung 
ben, denn ſie läßt darauf ſchließen, daß ſie bei den großen Betrieben 
landwirtſchaftlichen Betrieb mit dem nichtlandwirtſchaftlichen vorſätzlich 
bewußt vermiſcht haben. Es fragt ſich nun, in wie vielen Tauſenden von 
in hat dieſe Vermiſchung bei den kleinen Betrieben auch ſonſt noch ſtatt⸗ 
iden? Das wiſſen wir nicht, wir können es aber ahnen. Unter 5736082 
eben gab es 3300046 Nebenbetriebe, das iſt 57,5 Prozent! Was iſt es 
ine ſtatiſtiſche Darſtellung der Betriebe, wenn mehr als die Hälfte davon 
nbetriebe bilden! Das beweiſt klar und deutlich, daß als „landwirt⸗ 
licher Nebenbetrieb“ alles mögliche und unmögliche gerechnet wurde, daß 
Betriebe einbezogen ſind, die mit Landwirtſchaft ſehr wenig zu tun haben. 
ier haben wir es wirklich mit einer ſtatiſtiſchen Orgie zu tun, mit einer 
nach großen Zahlen, die gar keine reelle ökonomiſche Bedeutung be⸗ 
„Die Zählung gibt uns alſo keine Vorſtellung von der wirklichen Zahl 
zandwirtſchaftlichen Betriebe. 

licht viel mehr erfahren wir über die Zahl der in den landwirtſchaftlichen 
eben beſchäftigten Perſonen. In einem Falle geben es die ſtatiſtiſchen 
nten ſogar ſelbſt zu. Sie ſchreiben: „Dieſe Angaben über die Höchſtzahl 
gleichzeitig beſchäftigten Perſonen ſind namentlich bei den kleinen Be⸗ 
en äußerſt unzuverläſſig, da die Frage unter C 4 der Karte nach der 
ſtzahl der im Vorjahre gleichzeitig beſchäftigten nicht ſtändigen Arbeits⸗ 
» jeher oft mißverſtanden zu fein ſcheint und Richtigſtellungen nicht 
er möglich waren.“ 

Diefe Offenheit macht eigentlich den Reichsſtatiſtikern wenig Ehre. Es 
‚en ſehr wichtige Fragen erhoben: die Zahl der ſtändig Beſchäftigten, 
zahl der am 12. Juni 1907 Beſchäftigten und die Höchſtzahl der 
dem einzelnen Betriebe nötigen Arbeitskräfte. Die Fragen wurden 
Auf Seite 455 des Teils 1b der landwirtſchaftlichen Betriebsſtatiſtik (Band 212, 
r Statiſtik des Deutſchen Reichs) heißt es wörtlich: Da in den Tabellen 4 und 5 
1 6 0 in denen eine wenn auch noch ſo kleine landwirtſchaftliche Fläche er⸗ 
t wurde, alſo auch die großen Forſtbetriebe mit nur geringer Landwirtſchafts⸗ 
1 zur Auszählung gelangt ſind, haben demzufolge bei der Gliederung nach der 
Hirtſchaftlich benützten Fläche kleine landwirtſchaftliche Betriebe öfters auffallend 
läches Perſonal zu verzeichnen. Es iſt das eben das Perſonal, welches haupt⸗ 
5 in der Forſtwirtſchaft beſchäftigt wurde. 
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aber fo plump gejtellt, daß man erjt nach vieler Mühe darauf fomm 
was eigentlich die Statiſtiker wollen. Natürlich bekam man ſehr unzuverlä 
Angaben zur Antwort. Nun wäre es klar, daß unter ſolchen Umſtär 
dieſe Ergebniſſe nicht weiter behandelt werden dürften. Das gilt aber 
für gewöhnliche Sterbliche, für den Beamten iſt aber alles zuläſſig. 
kam eine ganz ſinnloſe Tabelle über die Höchſtzahl der in den landr 
ſchaftlichen Betrieben gleichzeitig beſchäftigten Perſonen zuſtande. 

Wenn wir die Zahl der in den Betrieben jeder Gruppe beſtändig bei 
tigten Perſonen gleich 100 anſetzen, jo betrug die Zahl der am 12. Juni] 
Beſchäftigten in Betrieben bis zu 0,5 Hektar 236 Beſchäftigte, von 0,5 
2 Hektar 181, von 2 bis 5 Hektar 140, von 5 bis 20 Hektar 131, von 20 
100 Hektar 133, über 100 Hektar 149, im Durchſchnitt 150 Befchäffige 

Die kleinſten Betriebe bis 2 Hektar hätten alſo zum 12. Juni 1907 
Perſonal um das Zwei⸗ und Mehrfache, die größten — über 100 Hekta 
um das Anderthalbfache und die übrigen um weniger als das e 
fache vermehrt. Der 12. Juni ift nun gerade eine Zeit, wo die Arbe 
der Landwirtſchaft in en üblichen Gang begriffen iſt und wo man &ı 
beſonderen Vergrößerung des Perſonals bedarf. Nun wird jedermann 
ſehen, daß man in der Hochſaiſon um ſo mehr Arbeitskräfte wird neu 
ſtellen müſſen, je weniger früher herangezogen wurden. Was lehren 
aber die Tabellen der Reichsſtaliſtike 

Wenn wir die Zahl der am 12. Juni 1907 in den Betrieben beſchif 
Arbeiter gleich 100 annehmen, ſo beträgt die Höchſtzahl der im Zein 
1906/07 Beſchäftigten in Betrieben bis zu 0,5 Hektar 129 Beſchäftigke 
0,5 bis 2 Hektar 131, 2 bis 5 Hektar 125, 5 bis 20 Hektar 134, 2 
100 Hektar 139, über 10⁰ Hektar 119, im Durchſchnitt 130 Beſchäfligt 

Es ſtellt ſich alſo heraus, daß die kleinſten Betriebe, welche, wie 
ſchon geſehen haben, zum 12. Juni ihr Perſonal bereits mehr als alle i übe 
Betriebe vergrößert haben, dieſes zur Hochſaiſon in demſelben Maße ri 
alle übrigen Gruppen und ſogar mehr als die größten Betriebe noch il 
vergrößern. 

Offenbarer Unſinn, der ſeine Urſache in Mängeln des geſamme sh 
hat. Und doch wird dieſer Stoff bearbeitet, die Reichsſtatiſtiker belehren 
auf 150 Seiten über die Höchſtzahl der gleichzeitig beſchäftigten Berl 
auch die Forſcher machen ihre Voranſchläge und Berechnungen des ue 
zelnen Gruppen der Landwirtſchaft beſchäftigten Arbeitsperſonals uſw. ii 
wen lachen die Reichsſtatiſtiker, über uns oder über ſich ſelbſt? | 

Ebenſo erſtaunlich find die Zahlen des weiblichen hauptberuflich errtb 
tätigen Perſonals. Von 1895 bis 1907 iſt die Zahl der Frauen ald 
hauptberuflich Erwerbstätigen in der Landwirtſchaft plötzlich von 2,7 
lionen auf 4,60 Millionen geſtiegen. Sicherlich hat ſich die Anwendun d 
Frauenarbeitskräfte ausgedehnt. Der größere Teil dieſes Zuwachſes isa ab 
zweifellos den Beamten zuzuſchreiben, die im Jahre 1907 einen Ei 
Begriff der Frauenarbeit aufitellten als im Jahre 1895. 

Und ſie verheimlichen es auch nicht. Dr. R. van der Borght ſchreibt: gu 
Teil beruht das ohne Frage auf der genaueren und vollſtändigeren Erſſſu 
der weiblichen Arbeitskräfte in der Landwirtſchaft, insbeſondere de & 
frauen und ſonſtigen weiblichen Familienangehörigen, die hauptberuſch 
landwirtſchaftlichen Betrieben des Familienhaupts tätig ſind.“ Herr v | d 
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urght braucht nicht jo beſcheiden zu ſein. Hier handelt es ſich um eine 
113 andere Auffaſſung der Frauenarbeit in der Landwirtſchaft im Vergleich 
früheren Betriebs⸗ und Berufszählungen. Die Geſamtzahl der haupt⸗ 


ſuflich Erwerbstätigen in der Landwirtſchaft betrug in Millionen: 


1882 1895 1907 
5,71 5,54 5,28 
Frauen 259 2,75 4,60 
Zuſammen 8,24 8,29 9,88 


Während alſo die Zahl der Männer regelmäßig und langſam ſinkt, er⸗ 
ht ſich plötzlich im Jahre 1907 nach vorheriger geringer Steigerung im 
hre 1895 die Zahl der Frauen um 1,8 Millionen oder um 67 Prozent! 
'rgends, in keinem Zweige der Landwirtſchaft merken wir einen derartigen 
ßen Umſchwung im Zeitlauf von zwölf Jahren. Das haben nur die Reichs⸗ 
tiſtiker entdeckt. 

Nicht beſſer iſt es auch mit dem Viehſtand. Die Beamten haben Alt⸗ und 
ungvieh zuſammengeworfen: Pferde und Fohlen, Rindvieh und Kälber, 
hweine und Ferkel. Man muß zugeben, daß eine derartige Zählung am 
‘htejten iſt; allerdings haben die Reichsſtatiſtiker damit einen groben Fehler 
gangen. Heutzutage, wo der Fleiſchbedarf ſteigt, wo ſich die Städte fort⸗ 
wickeln und das Futter teuer wird, iſt es am rentabelſten, das Vieh mög- 
ft raſch aufzufüttern und auf den Markt zu bringen. Deshalb gibt es im 
dernen landwirtſchaftlichen Betrieb eine bedeutend größere Zahl von Jung⸗ 
ih als früher, und infolgedeſſen iſt der durchſchnittliche Wert des Viehs 
ſentlich geringer als früher. Je mehr Vieh alſo in einem Betrieb gezüchtet 
ed, deſto notwendiger iſt die Unterſcheidung zwiſchen dem jungen und dem 
sgewachſenen Vieh. Wäre dieſe vorgenommen worden, jo würde allerdings 
„ Fortſchritt der Landwirtſchaft weniger bedeutend ſcheinen, als heute viele 
‚ten und als es die Beamten auf Grund dieſer Ergebniſſe ſchildern. 
Zum Schluſſe wollen wir noch ein charakteriſtiſches Muſter zur Beurteilung 
r Wiſſenſchaftlichkeit dieſer Zählung zeigen. Es handelte ſich um Pachtland. 
ſcherlich hat das Pachtland bei uns keine fo große Bedeutung erworben wie 
m Beiſpiel in England. Sit aber die Frage einmal geſtellt, jo wäre es doch 
gebracht, nach Pachtbedingungen, Pachtzins, Art des Pachtobjektes, ob es 
ieſenland, Ackerland uſw. iſt, nach alldem zu fragen. 

Dieſe Fragen haben die Beamten nicht geſtellt. Statt deſſen wird auf 


0 Seiten () eine ſinnloſe Tabelle darüber gegeben, ob mehr oder weniger 
die Hälfte () der Betriebsfläche eigenes Land oder Pachtland iſt. 
Warum wird dieſe Frage geſtellt und nicht eine andere? Warum iſt nach 
. Hälfte und nicht nach einem Drittel oder Viertel des Landes zu fragen? 
rum. .. — Aber was vermag der Beamte zu antworten! Er hat feine 
iche getan, und weiter kümmert ihn nichts. 

Wieſo entſtehen aber ſolche Aufſtellungen, deren Unſinnigkeit jedem Un⸗ 
rteiiſchen ſofort klar wird? Hier iſt der Hund begraben. 

Die Statiſtik hängt nicht in der Luft. Sie iſt eine Abbildung der reellen 
rhältniſſe. Wir dürfen ſagen, daß jeder Staat die Statiſtik beſitzt, die ſeiner 
irdig iſt. Die reaktionäre Junkerregierung kann nur eine reaktionäre Statiſtik 


1 Die herrſchenden Klaſſen legen ihre ſchwere Hand darauf, direkt oder 
Pirekt. 


wid | 
ne oder bemüht ſich, ihnen ein ganz ie Anf en 
geben. L. Brentano äußert ſein Erſtaunen darüber, daß ſeit dem drei 


ſtellen ließ, um zu ermitteln, für wen eigentlich dieſe Zölle nutzbringe 
Wir ſtaunen nicht. Im Gegenteil, man könnte ſich nur wundern, wenn 
reaktionäre, halbabſolutiſtiſche Regierung aus eigener Veranlaſſung eine A 
die das Weſen dieſer Frage aufdecken würde, unternähme. Hier wie 
muß man ſie dazu zwingen, man muß für die Klärung der Frage ke 
Wir glauben, daß die Sozialdemokratie darauf beſtehen muß, 
Anſchluß an die anderen Maßnahmen eine Enquetekommiſſion zum S 
der Wirkungen der Getreidezölle und der Urſachen der Teuerung 
wird, die unter weiteſter Kontrolle der Offentlichkeit zu tagen hätte. 
Das Werk des Reichsſtatiſtiſchen Amtes iſt nicht nur des alb ſchle⸗ 

es von Beamten ausgeführt wird, ſondern auch de held. | 
der Kontrolle und dem Druck einer ſtockreaktionären Regierung ſteht, 
einer Reihe der wichtigſten Erſcheinungen feine Klarheit braucht und 
Der Grund, warum die Agrarſtatiſtik am ſchlechteſten geführt wird 
eben der, daß die Regierung aufs engſte mit den Junkern verbunden 
In der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft wird der Statiſtik die größte Bedeu 
zuteil werden, da die Regelung des Sozialbetriebs das genaue un 
Wiſſen ganzer Reihen von Erſcheinungen im wirtſchaftlichen und 
Leben vorausſetzt. Aber auch in der Gegenwart ſpielt ſie eine große R 
Und fo hat auch hier die Sozialdemokratie mit Junkern und Bourge 
mit Reaktion und Beamtenſtumpfſinn zu kämpfen. Das deutſche Prolet 
braucht eine weitumfaſſende, auf allen Gebieten des ſozialen Lebens tent) 
freie Statiſtik. Auch das muß ein Ziel unſeres Kampfes ſein! 5 


nochmals das 6roßblorkerperiment in Elfaß- Ao 
Eine Replik von J. Veirotes (Straßburg). 


In Nr. 6 der „Neuen Zeit“ hat Genoſſe Jean Martin aus = 
eine Würdigung der erſten elſaß⸗lothringiſchen Landtagswahlen und des mil 
verbundenen Großblockexperimentes publiziert, die ich im großen und ganzer 
unterſchreiben könnte, wenn nicht Genoſſe Martin ſich veranlaßt geſehen hätt bei 
dieſer Gelegenheit einige nach meiner Auffaſſung durchaus unberechtigte Vortitfl 
gegen das Straßburger Parteiorgan, die „Freie Preſſe für Elſaß⸗ „Lothringen au 
erheben. Er hat nämlich in Straßburg eine nachträgliche Begei ſter 16 
für den liberalen Blockbruder entdeckt, die zu einer „unangebrachten Lobhu lei 
des politiſchen Gegners“ geführt haben ſoll. Mir iſt von einer ſolchen Begeiſtlung 
nichts bekannt. Auch kann ich in dem angeführten Zitat unſeres . 
Parteiorgans nicht im geringſten eine Lobhudelei des liberalen Gegners erb ken. 

Ich bin auch der Überzeugung, daß ſämtliche Leſer der „Neuen Zeit“ meine uf 
faſſung teilen werden, wenn ſie den Artikel der Straßburger „Freien Preſſi im 
Zuſammenhang kennen lernen. Genoſſe Martin gebraucht nämlich eine Mh . 
des Zitierens, die ich als richtig abſolut nicht anerkennen kann, und die wir al? 
unſere Gegner ſie anwenden, aufs ſchärfſte verurteilen. Um den Vorwurf A 8 
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udelei erheben zu können, reißt er einen Satz aus dem Zuſammenhang heraus, 
nterbreitet aber dem Leſer nicht, was im beſonderen in den Vorderſätzen geſagt 
orden iſt. Ich erlaube mir daher, nachzuholen, was Genoſſe Martin verſäumt 
It, um fo dem Leſer der „Neuen Zeit“ ein objektives Urteil zu ermöglichen. 
In dem Artikel unſeres Straßburger Parteiorgans über den Ausfall des 
veiten Wahlganges werden einleitend die Siege regiſtriert, welche unſere Ge— 
offen mit Hilfe der Liberalen über die Klerikal-Nationaliſten errungen haben. 
hann heißt es wörtlich weiter: 
Iſt es fo den vereinten Anſtrengungen der Liberalen und Sozialdemokraten 
ungen, mit dem Nationalismus Tabula rasa zu machen, jo hatten die Vertrags⸗ 
arteien in ihrem Kampfe gegen das Zentrum weniger Glück. Daß Genoſſe Wicky 
uf verlorenem Poſten focht, das war am letzten Sonntag bereits zu erkennen. 
ber das Mandat des Genoſſen Müller⸗Möglin hätte gerettet werden können, wenn 
e liberalen und unabhängigen Wähler nur einigermaßen der Parole gefolgt 
ären.“ 
ö Sieht das nach einer Lobhudelei des liberalen Blockbruders aus? Auch Genoſſe 
kartin wird das nicht behaupten wollen! Ebenſowenig kann das von den folgenden 
ätzen behauptet werden: 
„Auch in einer Reihe anderer Kreiſe, wo die liberalen Kandidaten gegen das 
entrum ſtanden, hätten erſtere den Sieg davontragen ſollen. Zwar ſtand es von 
urnherein feſt, daß bei den ſchwachen Mehrheiten, welche die Kompromißparteien 
if ihre Kandidaten vereinigt hatten, und angeſichts der infernaliſchen Hetze, 
elche die Klerikalen gegen den Großblock inſzeniert hatten, ein Sieg auf der 
mzen Linie unmöglich war. Sämtliche Wähler herüber oder hinüber zu be— 
mmen, iſt auch bei einem politifch geſchulteren Volke als dem elſaß-lothringiſchen 
n Ding der Unmöglichkeit.“ 
Wer unvoreingenommen dieſe Sätze prüft, wird in ihnen eine objektive Wür⸗ 
gung der gegebenen Verhältniſſe, eine Erklärung dafür finden, warum es nicht 
lungen iſt, dem Zentrum ſämtliche zur Nachwahl ſtehenden Mandate zu ent⸗ 
ißen. Doch weiter nichts! 
In dem Artikel unſeres Straßburger Parteiblatts werden dann die Kreiſe 
umath und Altkirch angeführt als ſolche, die unbedingt dem Zentrum hätten 
triſſen werden können. Dann heißt es weiter: 
„Doch von dieſen Unſtimmigkeiten abgeſehen, die dem Zentrum ſechs weitere 
ſitze verſchafften, muß doch zugegeben werden, daß der Großblock funktionierte. 
ie Befürchtung, daß die liberalen Wähler nicht parieren würden, hat ſich als 
undlos erwieſen. Selbſt in Straßburg⸗Stadt wurde der Parole entſprochen. Daß 
e Wahlbeteiligung um etwas geringer und nicht alle liberalen Wähler für unfere 
andidaten zur Wahlurne marſchierten, erklärt ſich aus dem Umſtand, daß keinerlei 
ſegenkandidaten aufgeſtellt waren. Sonſt aber haben die liberalen 
zähler teilweiſe der ausgegebenen Parole beſſer Folge ge— 
„ben als die ſozialdemokratiſchen Wähler auf dem flachen 
ande, dort, wo unſere Organiſationen noch manches, viel⸗ 
[6 alles zu wünſchen übrig laſſen. Die Parteileitungen ihrerſeits 
ben nichts verſäumt, die Blockkandidaten zum Siege zu führen. Vorwürfe können 
der nach der einen noch nach der anderen Richtung erhoben werden. Und bedenkt 
m, daß der Verſuch des Großblocks geſtern zum erſten Male in Elſaß-Loth⸗ 
igen unternommen wurde, berückſichtigt man objektiv die gegebenen Verhältniſſe, 
hat man allen Grund, mit dem Ergebnis des geſtrigen Tages zufrieden zu ſein.“ 
Wo iſt hier eine Begeiſterung zu bemerken? Wo eine Lobhudelei des liberalen 
ockbruders? Eine nüchternere Betrachtung über einen Wahlkampf, der uns von 
| Mandaten 11 Mandate gebracht hat, dürfte wohl nicht oft geſchrieben werden. 
ß der Schreiber obiger Zeilen — als den ich mich recht gern bekenne — gerade 
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rechtigkeit widerfahren ließ, dürfte ihm doch nicht als Fehler oder Verſt 
gegen die Parteiprinzipien anzurechnen ſein! Genoſſe Martin ſagt zwar, d 
liberalen Wählern gebühre die Palme der Diſsiplinloſigkeit. Es ſei einfach ni 
wahr, daß die Liberalen teil w eiſ e der Wahlparole beſſer Folge gegeben hab 
als die ſozialdemokratiſchen Wähler in jenen Landorten, wo wir keinerlei Orgar 
fationen beſitzen. Nun, ein Blick auf das Geſamtwahlreſultat beweiſt die Richt: 
keit der von unſerem Straßburger Parteiblatt aufgeſtellten Behauptung. Ne 
dem Abkommen zwiſchen den Parteien der Linken ſollten die ſozialdemokratiſch 
Wähler in 15 Wahlkreiſen die liberalen Kandidaten zum Siege führen. Geſcheh 
iſt dies aber nur in acht Wahlkreiſen. Sieben liberale Kandidaten blieben g 
der Strecke. Dagegen haben die Liberalen in fünf Wahlkreiſen unſeren Kandidat 
das Mandat verſchafft, und nur in zwei Kreiſen iſt ihnen das nicht gelung 
Dabei hatten die Liberalen aber während der Verhandlungen von vornherein ö 
klärt, daß es ihnen in dieſen beiden Kreiſen (Gebweiler und Habsheim⸗ Lands 
unmöglich fein werde, den ſozialdemokratiſchen Kandidaten durchzubringen. 9 
Grund der Einzelreſultate läßt ſich auch nachweiſen, daß vielfach kat holiſche 9 
beiterſtimmen im zweiten Wahlgang auf den Zentrumskandidaten überging 
Während zum Beiſpiel in Colmar⸗Stadt die liberalen Wähler bis auf den letz 
Mann für den Sozialdemokraten ſtimmten, find im benachbarten Kreiſe Colm 
Weſt⸗Münſter mindeſtens 300 Arbeiterſtimmen auf den Kandidaten der Klerika 
übergegangen. Im Wahlkreis Brumath, wo der liberale Kandidat mit 41 Stimm 
Minderheit unterlag, läßt ſich auf Grund der Einzelreſultate feſtſtellen, daß 
Bruchteil unſerer Wähler verſagt hat, und daß gerade dadurch dem Zentrum 
Mandat zugeſchanzt wurde. Wenn dies in unſerem Straßburger Parteiblatt h. 
vorgehoben und gleichzeitig auch auf die Urſache dieſer bedauerlichen Erſcheim 
— den Mangel einer Organiſation — hingewieſen wurde, ſo geſchah das io: 
lich nicht aus Begeiſterung für den Liberalismus, ſondern lediglich aus dem 
ſtreben heraus, für Abhilfe zu ſorgen. Bisher waren wir ſtolz darauf, zu jet 
was iſt! Ich für meinen Teil werde es auch künftig fo halten! | 
Daß die Behauptung von dem beſſeren Parieren der liberalen Wähler 
nicht auf alle Einzelreſultate und nicht auf ſämtliche Orte erſtrecken kon 
ergibt fi) aus dem gewiß genügend einſchränkenden Worte „teilweiſe“ fo: 
auch aus der dem Genoſſen Martin doch ganz ſicherlich bekannten Tatſache, daß! 
Artikel geſchrieben wurde zu einer Zeit, wo Einzelreſultate überhaupt noch ni 
vorlagen. Er erſchien am Montag früh, dem Tage nach der Wahl, und ane 
ſich von dem Artikel, den Genoſſe Martin über den Ausfall der Wahl für ? 
Mülhauſer Parteiblatt geſchrieben, durchaus nicht in ſeiner Tendenz. Die wann 
beiden Artikeln die gleiche. Gleichmäßig wurde konſtatiert, daß der Großlek 
funktionierte und daß die Sozialdemokratie mit dem Reſultat der Wahl zufrien 
ſein könne. Daher war es nach meiner Auffaſſung mindeſtens überflüffig, n 
wiſſenſchaftlichen Organ der Partei auf Grund eines an und für ch 
durchaus richtigen Satzes Vorwürfe zu erheben, die geeignet find, das Straßbun r 
Parteiorgan und die hinter ihm ſtehenden Genoſſen in durchaus falſchem Lichter 
ſcheinen zu laſſen.! | 


m 


1 Wir erlauben uns zu dieſer Diskuſſion eine Bemerkung. Der Gegenſatz e 
hier auftritt, dürfte mit Vorliebe für und Gegnerſchaft gegen die Idee des „Gß⸗ 
blocks“ zuſammenhängen. Es ſcheint uns aber nicht ſehr zweckmäßig, Verſtä)i⸗ 
gungen für Stichwahlen als „Blockpolitik“ zu bezeichnen. Unter „Blockpolitik“ 7 
ſtand man urſprünglich eine Vereinbarung verſchiedener Parteien zu planmäßin 
Zuſammenarbeiten im Parlament, dann auch zur Aufſtellung von Kandidaten 1 
gemeinſamem Plane ſchon im erſten Wahlgang. Eine derartige Blockpolitik hat die gbe 
Mehrheit unſerer Partei bisher ſtets abgelehnt. Dagegen galt es für uns als ſeſt⸗ 
verſtändlich, daß wir unſere Stimmzettel bei Stichwahlen auch dann nicht 0 
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Literariſche Rund ſchau. 


Ir. med. Wilhelm Hanauer, praktiſcher Arzt in Frankfurt a. M., Die ſoziale 
Hygiene des Jugendalters. Kurz gefaßtes Handbuch für Arzte, Verwaltungs⸗ 
beamte und Sozialpolitiker. Berlin 1911, Verlag von Richard Schoetz. 255 Seiten. 
Preis broſch. 6 Mark, geb. 7 Mark. 


Wir leben im Zeitalter des „Handbuches“. Es iſt für den einzelnen ſchier un⸗ 
nöglich geworden, ſich in den einzelnen Spezialgebieten ſeiner eigenen Wiſſenſchaft 
u orientieren und die Spezialliteratur zu verfolgen. Dieſem Bedürfnis der Drien- 
jerung kommt das „Handbuch“ entgegen. Es kann dabei zweifacher Art ſein: das 
zewöhnlich vielbändige Handbuch, das ohne Rückſicht auf den Umfang das ganze 
Zpezialwiſſen zuſammenfaßt und in die Spezialliteratur einführt, und das kom⸗ 
hendiöſe Handbuch, das in ſchneller Folge eine ſyſtematiſche Überſicht des Wiſſens 
n den einzelnen Spezialgebieten gibt, von allen Dingen ſozuſagen die nötigen 
stichworte in ſyſtematiſcher Reihenfolge aufführt und des weiteren auf die ſyſte⸗ 
natiſch geordnete Spezialliteratur verweiſt. 

Dem letzteren Typus eines Handbuches will die vorliegende Zuſammenfaſſung 
über die ſoziale Hygiene des Jugendalters entſprechen. Um es von vornherein zu 
agen — in einer Beziehung entſpricht es dem Weſen eines kompendiöſen Hand— 
ſuches nicht. Es iſt auf eine ſyſtematiſche Überſicht über die wichtigſten in Betracht 
den Bearbeitungen und Einzelabhandlungen in gar keiner Weiſe Rückſicht 
jenommen. 

Das Buch zerfällt in vier Hauptteile: 1. Die ſoziale Hygiene des Säuglings⸗ 
ters, 2. die ſoziale Hygiene des vorſchulpflichtigen Kindesalters, 3. die ſoziale 
Hygiene des ſchulpflichtigen Alters, 4. die ſozialhygieniſche Fürſorge für die ſchul⸗ 
ntlaſſene Jugend. Namentlich werden der erſte und der dritte Abſchnitt vom Ver⸗ 
aſſer berückſichtigt. Die Zahl der beſprochenen Spezialfragen iſt ſehr groß, in dieſer 
Zeziehung iſt das Gebiet erſchöpfend behandelt. Es ſeien nur die folgenden Abſchnitte 
enannt. Im erſten Hauptteil: die ſozialen Urſachen der Säuglingsſterblichkeit, Einfluß 
er Ernährung auf die Säuglingsſterblichkeit, Säuglingsſterblichkeit und Wohnung, 
‚ie Behandlung erkrankter Säuglinge, die Ernährung des Säuglings (Stillenqueten, 
ie Urſache des Nichtſtillens, die Vorzüge der Muttermilch gegenüber der Tiermilch, 
ie Stillpropaganda, die Säuglingsfürſorgeanſtalten, Mutterberatungsanſtalten, Milch⸗ 
ichen), Säuglingsfürſorge im Ausland. Im zweiten Hauptteil: die Fürſorge für 
as geſunde Kindesalter, die Fürſorge für kranke Kinder (Infektionskrankheiten, 
hroniſche Erkrankungen), das Kinderheilſtättenweſen, die Sorge für das vorſchul⸗ 
flichtige Kindesalter im Ausland. Im dritten Hauptteil: die Schule, die Luft in 
en Schulräumen, Schulbäder, Reinigung der Schulräume, Schulärzte, Wohnung, 
ernährung, Kleidung der Schulkinder, Alkohol und Schulkind, die gewerbliche Kinder⸗ 
beit, Konſtitution und Krankheiten im ſchulpflichtigen Kindesalter, Prophylaxe und 
herapie der Krankheiten des ſchulpflichtigen Kindesalters, hygieniſche Fürſorge für 
eſondere Gruppen hilfsbedürftiger Kinder im ſchulpflichtigen Alter, ſozialhygieniſche 


erfen, wenn kein Parteikandidat, ſondern nur bürgerliche Kandidaten in Frage 
ammen, zwiſchen denen wir zu entſcheiden haben. Bezeichnet man Verſtändigungen 
ar Stichwahlen als Großblockpolitik, jo liegt die Gefahr vor, entweder, daß eine 
erartige Stichwahlpolitik, auch wenn fie durch die Tatſachen vollkommen gerecht- 
ertigt wird, auf den Widerſtand von Genoſſen ſtößt, die von einem planmäßigen 
ujammenarbeiten unſerer Abgeordneten in den Vertretungskörpern mit bürger- 
chen Parteien nichts wiſſen wollen; oder aber, daß durch die Anerkennung der 
kotwendigkeit einer ſolchen Stichwahlpolitik auch das dauernde Zuſammenarbeiten 
lit den bürgerlichen Parteien manchen Genoſſen plaufibel gemacht wird, die nicht 
teren, daß hier mit dem Namen der Großblockpolitik zwei ſehr verſchiedene Arten 
olitiſcher Betätigung einander gleichgeſetzt werden. Die Redaktion. 
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Fürſorge für Schulkinder im Ausland. Im vierten Hauptteil: Berufswahl, Get 
hygieniſches, Wohnung, Ernährung, Leibesübungen, Fortbildungsſchulen, Fü rg 
für Kränkliche, Erholungsbedürftige, beſonders Hilfsbedürftige, Fürſorge im Aus 
land. Natürlich kann es ſich ſtets nur um ein ganz kurzes Verweilen bei den ein 
zelnen Dingen handeln, wie es für das gewaltige Gebiet der ſozialen Hygiene de 
Jugendalters auf dem engen Raume von 255 Seiten gar nicht anders möglich Ki 

Die Darſtellung weiſt techniſche Mängel auf, namentlich mangelt es ihr häu 1 
an jener ordnenden Präziſion, die das Aufnehmen und geiſtige Verarbeiten 55 
Stoffes ſo ſehr erleichtert. Trotzdem ſei das Buch zur ſchnellen Orientierung ſel 
empfohlen. Namentlich wer auf dem Gebiet der ſozialen Hygiene des Jugendalter 
ſich noch nicht zu Haufe fühlt, wird in dem kurzen Handbuch eine wahre Fülle vo 
Wiſſenswertem finden. Die Ausführungen ſind von wiſſenſchaftlichem Ernſt un 
tiefem ſozialem Empfinden durchdrungen. 4 

Für den theoretiſch und praktiſch Mittuenden, der eine kompendiöſe Zuſammel 
faſſung des Geſamtgebiets braucht und deſſen Bedürfniſſen ein Handbuch wie da 
vorliegende ja auch entſprechen könnte, verliert Hanauers Buch ſehr an Wert, d 
es, wie gejagt, einer ſyſtematiſchen Überſicht über die Literatur entbehrt. Die m 
geordnet hingeworfenen Literaturnachweiſe können dieſen Mangel nicht erſetzen 

Eine ſachliche Ausſtellung ſei gegen die Meinung des Verfaſſers gemacht, de 
die Zunahme der weiblichen Fabrikarbeit nicht für die Abnahme des Stillens ve 
antwortlich gemacht werden kann (S. 41). Gerade eine neuere Arbeit im fünfte 
Band des Archivs für ſoziale Hygiene von Fräulein Dr. Marie Baum bringt de 
ſtatiſtiſchen Nachweis, daß die Fabrikarbeit der Frau eine Abnahme des Stiller 
bedingt. Auch gegen die Ausführungen im Kapitel über die unehelichen Kind 
wären manche Ausſtellungen zu machen. Lipſchü 


Dr. med. Albert Uffenheimer, Privatdozent an der Univerſität München, Sog 
Säuglings- und Jugendfürſorge. Sammlung „Wiſſenſchaft und Bildung“. Leipz 
1910, Verlag von Quelle & Meyer. 172 Seiten. Preis geb, 1,25 Mark. 


Das kleine Buch iſt aus Vorleſungen hervorgegangen, die mit Führungen di 
die der Fürſorge dienenden Inſtitutionen verknüpft waren. Der größte Teil d 
Büchleins iſt der Säuglingsfürſorge gewidmet (bis Seite 103, ziemlich ausführl 
über die unehelichen Kinder). Die Darſtellung iſt naturgemäß wegen des verhältni 
mäßig engen Raumes gedrängt. Ein Vorzug iſt das große pädagogiſche Geſchick, n 
dem der Verfaſſer den Laien in die einſchlägigen Verhältniſſe einzuführen verfiel 

Während das Buch von Hanauer über die ſoziale Hygiene des Jugendalte 
demjenigen zu empfehlen iſt, der eine ſchnelle Orientierung über alle Einzelfrag 
des Gebietes braucht, wird dem Büchlein von Uffenheimer derjenige den Borg 
geben, der bloß eine kurze Einführung in die Säuglings⸗ und Jugendfürſorge wünſc 1 
Das Büchlein ift lebhaft und anregend geſchrieben. Es ſei ſehr empfohlen, wenn a 
der bürgerliche Standpunkt des Verfaſſers an manchen Stellen zum Ausdruck komm 

Am Schluſſe findet ſich ein kurzes, aber ſyſtematiſch geordnetes Literati 
verzeichnis. Lipf h 


Was wir wollen! Lehrplan der Sonntagsſchule des Sozialdemokrat 89. 
vereins Zürich. Selbſtverlag des Schulvereins. 31 Seiten. Preis 10 Centim 9 


Der Kritik der parteigenöſſiſchen Berufspädagogen wird der Lehrplan ein 
Sonntagsſchule unterbreitet, die in Zürich gegründet werden ſoll, einer „die „Alla, 
ſchule ergänzenden Schule mit ausgeſprochener proletariſcher Klaſſentendenz“. „ | 
wir von der berufspädagogiſchen Kritik für unſeren Lehrplan erwarten“, heiß Wi 
„das find techniſch⸗pädagogiſche Verbeſſerungen und praktiſch⸗ pädagogiſche Wink 
Dagegen „an den Grundgedanken unſeres Lehrplans wollen wir nicht rütteln laſſe. 
In der Tat bedeutet auch in dieſem Falle der Grundgedanke, die Tendenz d 
Planes ſo gut wie alles, die Auswahl der Lehrſtoffe dagegen ſehr wenig. „ er 
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geurteilung des Züricher Unternehmens, der Qualität des Unterrichtes ſind uns die 
en Plan begleitenden Ausführungen und Definitionen daher viel weſentlicher als 
er Lehrplan ſelbſt, zumal auch die „proletariſche Klaſſentendenz“ aus dieſer Zu⸗ 
ummenſtellung von Unterrichtsgegenſtänden und Unterrichtsmitteln wenig hervor⸗ 
‚uchtet. In ſechs Klaſſen, die das ſechſte bis fünfzehnte Lebensjahr umfaſſen, ſoll 
urch Erzählung von Märchen und moraliſch belehrenden Geſchichten, durch Vorleſen 
nd Lernen von Gedichten, auch Tendenzgedichten, Betrachten und Beſprechen von 
gildwerken, durch muſikaliſche Darbietungen, durch Beſuche von Muſeen und Kunſt⸗ 
usſtellungen, Veranſtaltung von Spaziergängen, Theaterſpielen uſw., wozu in den 
eiden letzten Schuljahren noch beſondere Kurſe naturwiſſenſchaftlicher und geſell⸗ 
haftswiſſenſchaftlicher Art treten, den Kindern eine ſozialethiſche, äſthetiſche und 
itellektuelle Bildung gegeben werden. | 
Leider muß ich nun geſtehen, daß in den Ausführungen zum Lehrplan von 
proletariſcher Klaſſentendenz“ nicht viel zu ſpüren iſt. Zum Beiſpiel: „Der Menſch“ 
zl die Wahrheit lieben, „weil die Lüge die Bundesgenoſſin der Unterdrücker des 
zolkes iſt“. Ferner: „Der Menſch ſoll den Mitmenſchen nicht beneiden und ſoll ihm 
icht wehe tun .., weil jeder Haß und jede Mißgunſt die Arbeiter entzweit und 
nen das Leben erſchwert.“ So wird einer Moral, die in abſtrakter, unwirklicher 
höhe über den Klaſſengegenſätzen ſchwebt, das Wort geredet, eine Tatſache, die bei 
er zentralen Stellung, welche der ethiſchen Belehrung hier eingeräumt wird, an 
zedeutung gewinnt. | 

In ganz ähnlicher Weiſe ſoll der Weltanſchauungsunterricht an den religiöſen 
gegenſätzen vorbeigleiten. Man will „den religiöſen Sitten⸗ und Weltanſchauungs⸗ 
mterricht, wie er von Kirchen und Sekten erteilt wird, nicht bekämpfen“. „Beſſer 
Das religiöſe Ideal der himmliſchen Seligkeit als ein Leben ohne höheren Lebens⸗ 
zweck“ Gegen die idealloſen Menſchen ſoll gewettert werden, die „keine höheren 
Zebenszwecke als die rohe Sättigung aller tieriſchen Bedürfniſſe“ kennen. 
Ob man ferner in Zürich wirklich nicht nötig hat, „den Lehren der Staatsſchule 
ntgegenzutreten“? Ob dort die ſtaatlich angeſtellten Lehrer tatſächlich, wie die Lehr⸗ 
lanverfaſſer vorausſetzen, mit ihrer Weltanſchauung, auch wenn ſie ſtaats⸗ und 
irchenfromm iſt, zurückhalten, um die „Pflicht ſtrikter Neutralität“ zu erfüllen? Jeden⸗ 
alls iſt es in Deutſchland anders. Muß man in Zürich ſchon nach allen Seiten ſo 
iel Rückſicht nehmen, in Deutſchland würden derartige Schulen ohne weiteres in 
ie ſchroffſte Kampfſtellung zum ſtaatlichen Erziehungsweſen gedrängt werden und 
ich nur mühſelig oder gar nicht behaupten können. Träfe es alſo zu, was die 
züricher Genoſſen glauben, daß von der allgemeinen Einrichtung ſozialdemokratiſcher 
zchulvereine und der Gründung einer internationalen Jugendbildungsorganiſation 
ie Zukunft abhinge („In der Jugendbildung liegt die alleinige Bürgſchaft für den 
zieg des Sozialismus!“), könnte man um den Sieg des Sozialismus wohl beſorgt fein. 
b Arnulf. 
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In „La vie ouvrière“ Nr. 45 und 46 (vom 5. und 20. Auguſt) ſchreibt 
( Merrheim über „Die internationale Stahlkonferenz“, die am 6. Juli in Brüſſel 
uſammentrat. Dort kamen die Stahlkönige der Welt zuſammen: Männer wie 
zchwab und Gary aus Amerika, v. Bodenhauſen und Thyſſen aus Deutſchland, 
dugh Bell aus England, Dreux und René Fould aus Frankreich, Keſtranek aus 
‚iterreich und noch viele andere aus Belgien, Kanada, Rußland uſw. Sie kamen 
uſammen, um eine Internationale der Stahlproduzenten zu ſchaffen, die gegen⸗ 
eitige Konkurrenz aufzuheben. Eine Kriſe der Überproduktion herrſcht auf dem 
ziſenmarkt: die Produktion von Roheiſen ſtieg in den fünf wichtigſten Ländern 
on 35 Millionen Tonnen im Jahre 1900 auf 58 Millionen im Jahre 1910 (Amerika 
733, Deutſchland 14,8, England 10,2, Frankreich 4,0, Belgien 1,8). Dabei find in 
lmerika nur 226 der 421 Hochöfen in Tätigkeit; es könnte allein 40 Millionen 
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produzieren; Deutſchland kann 1914 20 Millionen produzieren und ähnl. 
anderen. Die Kriſe iſt alſo da; die Preiſe ſind ſchon gefallen. Nun wird Roh 
nur wenig exportiert (2 Millionen Tonnen); das meiſte wird zu Stahl berarbei: 
und die Stahlproduktion dieſer fünf Länder hat ſich von 23,9 Millionen im Jahre 
1900 auf 46,0 Millionen Tonnen im Jahre 1909 vermehrt, alſo verdoppelt; der 
Export ſtieg ſeit 1891 (3 Millionen) auf 8,6 Millionen im Jahre 1908. Dieſer 
Export unterſteht einigen mächtigen Kartellen, die ſchon teilweiſe zu einer inter⸗ 
nationalen Verſtändigung kamen. Der Deutſche Stahlwerksverband iſt als Kartell 
organifiert, das den beteiligten Unternehmungen in der Produktion die Freiheit 
läßt und nur den Markt regelt und beherrſcht; die angeſchloſſenen Unternehmer 
beſchäftigen 200 000 Arbeiter und produzieren 11 Millionen Tonnen. Der ameri⸗ 
kaniſche Stahltruſt beſchäftigt 218 000 Arbeiter, beſitzt 119 Hochöfen, 116 Stahl⸗ 
werke, viele Erzgruben, Eiſenbahnen, Dampferlinien, er hat ein Kapital von 
7 Milliarden und übt durch Perſonalunion einen großen Einfluß auf andere 
Unternehmungen aus. Er hat gegen kleinere Außenſeiter zu kämpfen, die die Pro- 
duktion emportreiben; zugleich ſuchen die Teilnehmer des Deutſchen Stahlwerks. 
verbands ihren Betrieb zu erweitern, um bei der Erneuerung eine größere Be 
teiligungsquote zu erhalten. Daher droht die Überproduktion von allen Seiten 
„Ein wütender Kampf wird zwiſchen den Stahlproduzenten geführt“, ſagte ne 
der Direktor der Cockerillwerke in Belgien. 
Der Schienenabſatz iſt ſchon international geregelt; ein Zentralkontor 170 
dafür, daß jedes Land feine Beteiligungsziffer bekommt. Im Jahre 1910, bei dei 
Verlängerung des Syndikats auf drei Jahre, wurden die Beteiligungen feſtgeſet 
auf 37,36 Prozent für England, 25,70 für Amerika, 20,13 für Deutſchland, 18% 
für Belgien, 4,47 für Frankreich. Bei dieſer Erneuerung ſchlug Gary die 
ſammenkunft vor, die zuerſt als Hirngeſpinſt verlacht wurde, jetzt aber tatſä 
ſtattgefunden hat. 
Bei der Bureauwahl traten zwei Richtungen in der Stahlwelt zutage: Deutſch 
land⸗Belgien⸗Amerika, die das fortſchrittliche kühne Element bilden und 20 reſp 
20 reſp. 11 Delegierte geſchickt hatten, ſtellten als Präſidenten Gary, währen 
Frankreich⸗England (mit 15 reſp. 35 Delegierten), die die konſervative Routit 
vertreten, als Schriftführer den Engländer Peat vorſchlugen. Nach dem offizielle 
Bericht (die Sitzungen waren natürlich nicht öffentlich) herrſchte über das Zie 
fofort große Einſtimmigkeit. Gary hielt eine ſchwungvolle Rede gegen den Krie 
und für den Frieden auf jedem Gebiet; das Recht ſoll über der Gewalt ſtehen | 
um das zu erreichen, muß man fich zuerſt nähertreten und kennen lernen. 
anderen Delegierten, Bodenhauſen, Hugh Bell, Dreux uſw., bekundeten mit ſchönen 
Phraſen oder geſchäftstrocken ihr prinzipielles Einverſtändnis. Ein Komitee wurd 
gewählt, um den zutage getretenen Anſichten eine praktiſche Geſtalt zu geben. 
Die franzöſiſche metallurgiſche Preſſe iſt noch nicht begeiſtert für den Plan 
ſie will nicht ſofort zuſtimmen, daß die heutige geringe Ausfuhr franzöſiſchen 1 
Stahls eine Zwangsjacke für die Zukunft ſein ſoll; aber das Organiſationstalen 
der Amerikaner hat ſchon jo viel fertig gebracht, daß man den Erfolg ruhig abwarten 
kann. Das große Ziel iſt die Regelung, die Beſchränkung der Produktion. Dadurt 
können erſt die Preiſe ſtabil werden, ohne daß es nötig ſein wird, die Preiſe ſelbſt zu regelt 
Die ſozialen Folgen dieſes Zuſammenſchluſſes können ſehr groß ſein. Aller 
dings wird dadurch nicht der Friede kommen, über den die Herren ſo ſchö 
redeten; ſie ſind als Lieferanten an den Rüſtungen intereſſiert; über kleine Diffe 
renzen werden ſie ſich einigen, aber bei den großen Gegenſätzen wird ſchließlich di 10 
Kanone mitreden. Dieſer Zuſammenſchluß bedeutet eine viel gewaltigere Mach 
gegen die Arbeiter, die ſich auch feſter international organiſieren müſſen. Die Ent 
wicklung des Kapitalismus folgt nicht genau den von Marx vorgeſchriebenen Linien 
die Aktiengeſellſchaft zerſplittert das Eigentum. Die wirkliche Entwicklung müſſe 
wir ſtudieren; dieſer neueſte gewaltige Schritt zum ökonomiſchen Internationalis 
mus räumt fo gut mit der angeblichen Grundlage alles Fortſchritts, der Kon 
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rrenz auf wie mit der zur patriotiſchen Verhetzung der Maſſen dienenden natio⸗ 
len Phraſe. Er bedeutet einen Fortſchritt, gegen den wir nicht ankämpfen, ſon⸗ 
rn aus dem wir lernen, unſere eigene Macht zu entwickeln. 

ber dasſelbe Thema ſchreibt „The Western Clarion“ (Organ der kana⸗ 
chen ſozialdemokratiſchen Partei) unter der Überſchrift „Internationale Induſtrie“: 

‚ch hat erklärt, daß in Brüſſel eine Regelung der Preiſe oder eine Umgehung der 
llgeſetze nicht beabſichtigt wurde, ſondern nur eine Verſtändigung zur Schaffung 
n Standards ſowohl für Größen und Sorten der Stahlwaren, um Koſten und 
ger zu ſparen, wie für die Behandlung, die Unterbringung und die ſanitäre Ver⸗ 
gung der Arbeiter. Zugleich wies er darauf hin, daß die Stahlinduſtrie die 
chtigſte der Welt iſt und eine mächtige Hand im Spiele der ganzen Weltpolitik 
ben wird. Kein Wunder, daß die Preſſe der kleinen Bourgeoiſie erſchreckt wird; 

genüber dieſer Macht erſcheinen alle heiligen Rechte von Königen und anderen In⸗ 
umenten des Himmels bedeutungslos. Gerade zur Zeit, als der Präſident der 
zrvard⸗Univerſität feierlich davon redet, daß der amerikaniſche Bürger von keinem 
onopol, ſei es in Geld, Kredit, Fleiſch oder in Arbeit (Gewerkſchaft!), etwas 
ſſen will, wächſt dieſes rieſenhafteſte aller Weltmonopole empor. Trotz aller 
ſetze, trotz alles Nationalismus, aller Agitation und richterlichen Entſcheidung 
ichſt der Internationalismus in der Induſtrie groß. Der Hund bellt, aber der 
ond geht feinen Weg. Nicht weil Gary oder andere das wollen. Sie müſſen ein⸗ 
ch. Sie find die Automaten, deren ſich die Entwicklung bedient, um ein ſoziales 
gitem vorzubereiten, das fie verabſcheuen. 

„The international socialist Review“ vom September bringt einen 
ifſatz „Die Folgen des Mitſpielens“ (What comes of playing the game) von 
harles Edward Ruſſell. Die proletariſche Bewegung kann an dem poli- 
ſchen Spiele nicht teilnehmen; das bezeugt nicht bloß das heutige England, das 
zeugt vor allem das Experiment in Auſtralien und Neuſeeland. In Auſtralien 
it die politiſche Arbeiterbewegung, die vor achtzehn Jahren entſtand, einen Sieg 
fochten; die Arbeiterpartei hat das Spiel mitgeſpielt und gewonnen; ſie be⸗ 
reicht ſeit April 1910 die Regierung, fie iſt die Regierung ſelbſt. Aber ſie regiert 
nau ſo wie andere Parteien; durch die Stimmen der Arbeiter emporgehoben, 
t fie die Arbeiter in genau derſelben Lage gelaſſen wie vorher. Die große Aus⸗ 
zutungsmaſchine läuft wie bisher; das einzige, was ſich geändert hat, iſt, daß 
zt die Arbeiterpartei die Poſten und Stellen inne hat. Sie iſt oben, und ihr Ziel 
jetzt, oben zu bleiben. Daher mußten der Gegenpartei die Waffen aus der Hand 
ſchlagen werden. Dieſe ſagte, die Arbeiterpartei ſei nicht patriotiſch und wolle 
in Weltfrieden. Die Arbeiterregierung wies dieſe Verleumdung durch die Tat 
rück; fie ließ Waffenfabriken bauen, organiſierte die nationale Verteidigung 
d ſchickte den Miniſterpräſidenten mit 18 Parlamentsmitgliedern zu den Krö⸗ 
ingsfeſten in London. Es war beſchämend, daß dieſer Mann, ein früherer Ma⸗ 
iniſt, dort in Kniehoſen zwiſchen den Hofleuten herumlief; aber es gehört zum 
1 Spiel. Inzwiſchen leben die Arbeiter unter dem alten Drucke und wer- 
ı auf Grund eines veralteten Geſetzes über Schlichtung der Arbeitsſtreitigkeiten 
13 Gefängnis geſteckt, wenn fie ſtreiken. Für radikale Umwälzungen iſt ja auch 
15 Geſellſchaft noch nicht reif; ein Verſuch dazu würde nur eine empfindliche 
"ederlage bei den nächſten Wahlen bewirken. Daher wurde das Unternehmertum 
glichft geſchont; alles, was Geſchäft hieß, war heilig, und die Arbeiterparteiler 
eſen mit Stolz darauf hin, daß das Geſchäftsleben, daß Bank und Börſe und 
ofite nicht die geringſte Beunruhigung erlitten haben; jetzt kann die Oppoſition 
icht mehr ſagen, daß die Arbeiterpartei aus böſen Revolutionären beſteht; wir 
men oben bleiben, denn wir genießen Vertrauen. 

Nun ſoll man nicht ſagen, daß die Schuld an alledem bei den Führern liege. 
gentliche politiſche Führer, wie in Amerika, hat man hier nicht; ſie ſind hier ge⸗ 
ihlte Vertrauensperſonen der Mitglieder. Sie ſind nicht ſchlechter als andere; ihre 
rſönliche Ehrlichkeit ſteht über jedem Zweifel und weit über der Korruption ameri⸗ 
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Gouverneur eines Staates wählen, könnte dieſer als Befehlshaber der Miliz 


kaniſcher Politiker. Auch ihre Fähigkeiten ſind nicht zu beftreiten; vieles he 
in den Regierungsbureaus ſchon verbeſſert. Es liegt in dem Weſen der P 
ſelbſt, daß, wer mitſpielt, nicht anders handeln kann; er iſt an die Rege 
Spieles gebunden. Wer gewinnen will, muß Rückſichten nehmen und ſein Pr 
opfern. Die meiſten ſind Sozialiſten; von dem heutigen „Miniſter der Ver 
gung“, Pearce, hörte der Autor vor Jahren die klarſte Auseinanderſetzun 
ſozialiſtiſchen Grundſätze. Sie glauben an das ſozialiſtiſche Endziel, für das 
Volk „noch nicht reif“ iſt, und ſpielen unterdeſſen das Spiel der Kapitaliſten 

Zugleich macht die Sache des Sozialismus nicht die geringſten Fortf 
Die Maſſe der Arbeiter iſt faſziniert durch das politiſche Spiel, denkt nur an 
an der Wahlurne und wird von den wahren proletariſchen Intereſſen abge 
Ohne dieſe Arbeiterpartei wäre eine gute proletariſche Bewegung enkſtanden 
jetzt nicht emporkommen kann. 7 

Es gibt ein Land, wo es noch ſchlimmer iſt: Neuſeeland. Dort ſchickte 
Arbeiterklaſſe ſchon vor zwanzig Jahren ihre Leute in die Regierung. Jetzt 
dieſe Miniſter als große Männer nach London, der engliſchen Regierung 
Dreadnought aus den Taſchen des Volkes anzubieten; jetzt wird Streik al 
Verbrechen beſtraft; jetzt beutet die Regierung in ihren Bergwerken die Ar 
ſchlimmer aus als Private und geht mit den Monopoliſten zuſammen; jetzt wi 
das obligatoriſch Schiedsgericht von den Unternehmern benutzt, um die Löhn 
niedrig zu halten, während alle Preiſe ſteigen — und zugleich iſt das Proletari 
gleichgültig gegen eine revolutionär⸗ſozialiſtiſche Agitation und denkt nur an d 
nächſten Wahlen. Gewiß, etwas wurde gewonnen: Die Arbeitszeit wurde geſetzl i 
feſtgelegt, ſowie Sicherheitsvorſchriften, Unfallentſchädigung und Alterspenfi 
Aber die Aufbauſchung dieſer Reformen diente nur dazu, die Gedanken bo 
Notwendigkeit der Aufhebung aller Ausbeutung abzulenken. 

Das alles iſt ein warnendes Beiſpiel für Amerika. Was gewinnen mir 
wir beſtimmte Perſonen zu beſtimmten Amtern wählen? Mit unferem Ziel 
das nichts zu tun; umgekehrt, es bringt uns weiter davon weg. In allen 
liſchen Ländern beſteht dieſe Verehrung des politiſchen Erfolges; wir können 
ihnen nur lernen, was wir zu vermeiden haben. (Es iſt wohl überflüſſig, 
zuweiſen, wie der Autor infolge ſeiner Beſchränkung auf engliſche Länder 
ſehen hat, daß die Politik, anders gehandhabt, eine wichtige Waffe im Befr 
kampf des Proletariats ſein kann.) 

Ein Aufſatz im Oktoberheft „Was können wir durch politiſche Aktion erre 
von Ed. Moore führt aus: Die politiſche Macht wird jetzt von den Kapita 
benutzt, daher ſchlägt die Polizei Streikende nieder und wird das kapitali 
Eigentum geſchützt. Streikpoſten werden eingeſperrt; Kapitaliſten können dur 
Maſchinen Arbeiter verkrüppeln oder töten laſſen, ohne beſtraft zu werden 
können Kinder durch Ausbeutung zugrunde richten, während Tiere geſetzlie 
ſchützt werden. Wenn aber die Arbeiter einen revolutionären Sozialiſten 


hindern, daß Bourgeoisverbände Arbeiterführer verfolgen, er könnte Leute 
Otis und ſein Werkzeug Burns einſperren und durch ſein Veto arbeiterfeind 
Geſetze verhindern. Eine Mehrheit unſerer Leute in dem Parlament eines St 
könnte verhindern, daß Unternehmer Privatpolizei gegen Streikende mieten 
könnte die Richter beſeitigen, die jetzt die arbeiterfreundlichen Geſetze als ung 
erklären; ſie könnte das Töten von Arbeitern in Betrieben und Eiſenbahnen 
ein ſtrafbares Verbrechen erklären. Ein ſozialiſtiſcher Bürgermeiſter könnte S 
brecher als gemeingefährliche Perſonen, die die Ordnung und Sicherheit gefäh 
verhaften laſſen und abſchieben. Alle Klaſſenkämpfe find politiſche Kämpfe ut 
Verfügung über das Eigentum; nur durch den politiſchen Kampf können die 
beiter das Recht auf das Eigentum gewinnen, das ſie erzeugen. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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| hamburgiſche Parteigeſchichte. 

Von 5. Mehring. 

aufenberg, Geſchichte der Arbeiterbewegung in Hamburg, Altona und 
gegend. Erſter Band. Hamburg 1911, Druck und Verlag: Hamburger Buch⸗ 
uckerei und Verlagsanſtalt Auer & Co. in Hamburg. VIII und 647 Seiten. 
eis broſch. 7 Mark, geb. 10 Mark, für Parteigenoſſen zu Vorzugspreiſen. 

Im Mai 1907 wurde in der Landesverſammlung der ſozialdemokratiſchen 
let: Hamburgs den Vorſtänden der Auftrag erteilt, eine Geſchichte der 
beiterbewegung im niederelbiſchen Städtegebiet und deſſen Umgebung 
zuszugeben. Im Herbſte desſelben Jahres erhielt dann der Genoſſe 
(fenberg den ehrenvollen Auftrag, dieſe Geſchichte zu ſchreiben. Bereits 
Mai 1910 veröffentlichte er eine Vorarbeit: Hamburg und fein Prole- 
gat im achtzehnten Jahrhundert, die ihrerzeit in dieſen Spalten mit hoher 
irkennung beſprochen worden iſt, und vom Mai 1911 iſt die Vorrede des 
in Bandes datiert, der durch ſeinen ſtattlichen Umfang und feine würdige 
tattung, aber weit mehr noch durch feinen wertvollen Inhalt imponiert. 

Ne glückhafte Hand, die die Hamburger Genoſſen in der Geſchichte der 
hen Arbeiterbewegung von jeher gehabt haben, hat ſich auch in der 
ihres Hiſtorikers erprobt. Allerdings iſt Laufenbergs Werk wohl nicht 
0 was die Landesverſammlung im Mai 1907 eigentlich ins Leben rufen 

gte; es iſt keine volkstümlich geſchriebene und leicht verſtändliche Dar⸗ 
ung, die ſich mehr oder weniger auf die Bannmeile des niederelbiſchen 
titegebiet3 beſchränkt, und wir glauben wohl, daß manch braver Genoſſe 
h namentlich vor den erſten Kapiteln des Buches etwas hilflos fühlen 
a Aber was Laufenberg bietet, iſt etwas ungleich Beſſeres und Größeres, 
sſeine Auftraggeber im Sinne gehabt haben mögen und — noblesse 
le: nach den hiſtoriſchen Leiſtungen des hamburgiſchen Proletariats durfte 
u Geſchichte keine lokale Chronik, ſondern mußte fie ein Standard work 
T. ‚Barteiliteratur werden. 

Lit einem bewundernswerten Fleiße, den vielleicht nur der völlig zu 
en vermag, der ſich jemals an ähnlichen Aufgaben verſucht hat, iſt Ge⸗ 
Laufenberg allen, auch den entlegenſten Wurzeln der Arbeiterbewegung 
amburg und Umgegend nachgegangen, und es iſt ſchon eine Leiſtung, 
en weitſchichtigen und meiſt ganz unverarbeiteten Stoff im Lauf von drei 
n Jahren zu ſammeln. Die ungleich ſchwierigere Aufgabe war dann, 
n ritiſch zu ſichten und nach wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten zu ordnen, 
bauch fie hat Laufenberg in einer Weiſe zu bewältigen gewußt, die unter 
rf mannigfaltigſten Geſichtspunkten ehrliches Lob verdient. 
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Schon in der Anzeige keiten Vorarbeit hob ich hervor, b er 
nicht die perſönlichen Erinnerungen der Genoſſen, die die Parteikä 
Hamburg handelnd und leidend miterlebt haben, zum leitenden Geſich 
ſeiner Darſtellung gemacht hat, ſondern dieſe aufgemauert hat auf 
ſolideren Fundament, auf der objektiven Darſtellung des hiſtoriſchen Bo 
aus dem die Partei in Hamburg erwachſen iſt. Das hat freilich den äu 
lichen Nachteil, daß, wie ſchon die Vorarbeit, ſo auch die erſten Abſchn 
des Hauptwerks den naiven Leſer, der ohne hiſtoriſche Schulung an 
Stoff herantritt, etwas fremd anmuten, vielleicht ſogar abſchrecken werd 
allein dieſer Nachteil muß mit in den Kauf genommen werden, wenn 
ſich um die entſcheidende Frage handelt, ob der hiſtoriſche Stoff von ve 
herein in das rechte Licht gerückt worden iſt. Allen Leſern, die mit den 
fängen des Werks nicht fertig zu werden wiſſen, kann nur empfohlen werk 
zunächſt die Einleitung (Hamburg an der Wende des Jahrhunderts) 
vielleicht auch das Erſte Buch (Vom Ausgang der Befreiungskriege bis 
Verfaſſungsreviſion von 1860) zu überſchlagen und zu ihnen erſt | 
ſteigerter Fähigkeit des Verſtändniſſes zurückzukehren, wenn fie das in) 
Buch (Der Allgemeine Deutſche Arbeiterverein und die Anfänge des Org 
ſationskampfes), das Dritte Buch (Die großen Fragen der Organ 
und das Vierte Buch (Die ſozialiſtiſche Arbeiterpartei) durchſtudiert ja 
Dieſe drei Bücher find für jeden auch nur einigermaßen geſchulten = 0 
verſtändlich, wenigſtens bei ernſthaftem Bemühen. 8 

Nach alſo geſicherter Grundlage hat dann freilich Laufenberg aue 
perſönlichen Erinnerungen älterer Parteigenoſſen reichlich benutzt Bi i 
vollem Rechte, da ſie weſentlich dazu beitragen, ſeiner Darſtellung farb 
und friſches Leben einzuhauchen. Das iſt der gar nicht hoch genug 
ſchätzende Wert ſolcher Erinnerungen, die in ihrer Art für den Sifto 
ebenſo unentbehrlich find wie die objektiven und urkundlichen Zeugniſſe 
der Gang der Geſchichte hinterlaſſen hat: nur können ſie niemals das 
mälde ſelbſt ſein, ſondern ſie ſind immer nur die Lichter, die auf dae 
mälde fallen. Sie können manches, ja vieles erhellen, was ſonſt in völlſn 
Dunkel oder doch in ungewiſſem Zwielicht bleiben würde, jedoch ſie fr 
auch ſehr trügeriſche Irrlichter werden, wenn der Hiſtoriker nicht das 
jektive Element, das ihnen allemal anhaftet, durch ſeine ſachliche e 
. weiß. 0 

In dieſer Beziehung hat Genoſſe Laufenberg meines Erachtens dureh 
das Richtige getroffen, und er hat namentlich auch die Klippe zu umſcken 
gewußt, die ihm beſonders gefährlich werden konnte: das allzu tiefe Einl ſe⸗ 
in örtlichen und perſönlichen Kleinkram. Gewiß bringt er hundert und b bet 
hundert Einzelheiten vor, die, jede für ſich, außerhalb Hamburgs mu eit 
geringes Intereſſe erregen können, und das war nicht nur ſein Recht, for 
auch feine Pflicht, denn der Wert ſolcher lokalen Parteigeſchichten bie) 
nicht zuletzt darin, daß fie — was eine allgemeine Parteigeſchichte n nieal 
kann — bis ins Kleine hinein den opfer⸗ und tatenreichen Kampf verg en: 
wärtigen, den das Proletariat um feine Emanzipation führen muß. Ya 
es gibt hier eine Grenze, wo das Kleine zum Kleinlichen, wenn nic zl ) 
noch Schlimmerem entartet, und dieſe Grenze hat Laufenberg mit 0 
Takt eingehalten. Es hängt damit zuſammen, daß er, was dem Verla 3 
ebenſo großem Lobe gereicht wie ihm, auf jeden bildlichen Schmuck 1“ 
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9s verzichtet hat. Damit ſoll ſelbſtverſtändlich ſolch Schmuck nicht ein 
allemal verurteilt werden; er hat je nachdem ſein gutes Recht und kann 
nützlich, ja unentbehrlich ſein. Allein in wiſſenſchaftlichen Werken, die 
thafte Anforderungen an das Nachdenken der Leſer ſtellen, iſt er im all⸗ 
einen gern zu entbehren; da zerſtreut er gewöhnlich nur die Aufmerkſamkeit, 
er zu feſſeln beabſichtigt, ganz abgeſehen von den Fällen, in denen er 
als Schleppdampfer dient, um ein Wrack aus dem Hafen zu bugſieren. 
dat Laufenberg nach der lokalen Seite hin das richtige Maß zu finden 
ußt, jo auch nach der allgemeinen Seite hin. Bei der hervorragenden 
eutung Hamburgs für die deutſche Arbeiterbewegung war es von vorn⸗ 
in gegeben, daß die örtliche Parteigeſchichte zugleich bis zu einem hohen 
de allgemeine Parteigeſchichte werden mußte. Laufenberg hat ſich aber 
28wegs daran genügen laſſen, die mannigfachen Vorarbeiten auf dieſem 
iet zu benutzen, ſondern er hat ſich auch hier als ein durchaus ſelb⸗ 
diger Forſcher bewährt und eine Reihe neuer oder doch bisher viel zu 
ig beachteter Geſichtspunkte hervorgehoben, die die hiſtoriſche Erkenntnis 
proletariſch⸗ revolutionären Bewegung in bedeutſamſter Weiſe zu fördern 
‚met find. Klarer und ſchärfer als irgend einer ſeiner Vorgänger ſucht 
je Urſprünge dieſer Bewegung in dem hiſtoriſchen Werden, in der öfo- 
iſchen Entwicklung, in der ſozialen Struktur der modernen Arbeiterklaſſe 
wird ſo den Forderungen der hiſtoriſch⸗materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
Hung im weiteſten Maße gerecht. 

Nehmen wir zum Beiſpiel das Kapitel über die Laſſalleſche Organi⸗ 
Insform. Sie hat ja lange gegolten und gilt zum Teil heute noch als 
Produkt eines genial angelegten, aber eigenwilligen und vielfach doch 
gewickelten Kopfes, und für dieſe Auffaſſung laſſen ſich ſelbſt Männer 
Marx und Engels anführen, die in der Organiſationsform Laſſalles 
ter nur die Form einer Sektenagitation haben erblicken wollen. Laufen⸗ 
betrachtet nun aber einmal die Kehrſeite der Medaille; er fragt nicht: 
JLaſſalles Kopf dieſe Form mit Recht oder Unrecht ausgeheckt, ſondern 
agt: Hat ſich die tatſächliche Lage der Dinge in Laſſalles Kopf richtig 
unrichtig widergeſpiegelt? Und offenbar iſt dieſe zweite Frage der 
eiſch⸗materialiſtiſchen Methode gemäßer als die erite. 

aufenberg führt dann im einzelnen den Nachweis, daß alle Eigentüm⸗ 
hiten der Laſſalleſchen Agitation und Organiſation, die Forderungen des 
meinen Stimmrechtes und der Produktivaſſoziationen, die Ablehnung 
rzewerkſchaftlichen Organiſation, die diktatoriſchen Vollmachten des Präſi⸗ 
I keineswegs dem ſouveränen Belieben Laſſalles entſprungen oder von 
ausländiſchen Vorbildern abgelauſcht, ſondern daß ſie von ihm richtig 
Ent worden find als die — um einen heute beliebten Ausdruck zu ge⸗ 
ahen — „Forderungen des Tages“, das heißt der hiſtoriſchen Situation, 
er ſich juft damals die deutſche Arbeiterklaſſe nach ihrer ökonomiſchen 
mäcklung und ſozialen Struktur befand. Laufenberg hebt die bezeichnende 
uche hervor, daß von den Mitgliedern, die dem Allgemeinen Deutſchen 
Kterverein in Hamburg zunächſt beitraten, ſieben Neuntel vier Berufen 
* den Schneidern, den Schuhmachern, den Tiſchlern, den Zigarren⸗ 
dern, mit anderen Worten den führenden Schichten des Revolutions⸗ 
5, denſelben — mit Ausnahme der Zigarrenarbeiter —, die ſchon in 
n ötreiks am Ende des achtzehnten Jahrhunderts im Vordergrund ſtanden 
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und ſchon lange vor Laſſalle in der Mitte des neunzehnten Jahrhi d 
in neue Bewegung geraten waren. . 
Von dieſen vier Berufen gehörten drei dem Handwerk, einer der M0 
faktur, keiner der großen modernen Induſtrie an. Die Tatſache, daß 
Zunftgeſellen, nicht Fabrikarbeiter für Laſſalle begeiſterten, hat ihrer 
ſchon die Wochenſchrift des ſeligen Nationalvereins getröſtet; neuerdings 
Wendel in ſeiner Monographie über Frankfurt hervorgehoben, daß die S 
mit entwickelter Induſtrie und entwickeltem Proletariat, wie Hanau 
Offenbach, der Fortſchrittspartei die Stange hielten, die Arbeiter n 
Zunftorten Frankfurt und Mainz dagegen ſich zu Laſſalle bekannten; 
gleiche Erſcheinung iſt von anderen für Berlin beobachtet worden, wo 
Agitation Laſſalles zunächſt auch nur in den Schichten des Handwen 
namentlich der Schuhmacherei, einigen Widerhall fand, während ihr 
modernſte Arbeiterſchicht Berlins, die Maſchinenbauarbeiter, einen la 
und zähen Widerſtand entgegenſetzten. Die Sache ſelbſt iſt alſo oft gel 
beobachtet worden, aber es iſt das Verdienſt des Genoſſen Laufenberg 
in ihrem hiſtoriſchen Zuſammenhang erkannt und damit manch meu ö 
über die Agitation Laſſalles verbreitet zu haben. | 
Die Intereſſenſchichtung des Revolutionsjahres war bei weitem noch | 
überwunden, als Laſſalle der neu erwachten Arbeiterbewegung ihre leiten 
Ziele ſteckte. Aber fie verſchob ſich in wachſendem Maße und geriet gel 
im damaligen Augenblick unter der Einwirkung und der Ausdehnung 
Maſchine, unter dem Stachel der engliſchen Konkurrenz und der technte 
Revolution, die der amerikaniſche Unabhängigkeitskrieg herbeiführte, in ine 
größere Gärung. So ſind jene Schichten das Element der größten E nel 
wie die gleichzeitigen Lohnbewegungen, in denen fie die Führung beſt 
unwiderleglich dartun. Zugleich drängt die Maſchine fie mit anderen Arb 
ſchichten in wachſende Berührung. Wie ſie die techniſchen Unterſchiede zwi 
Handwerk und Manufaktur verwiſcht, die kapitaliſtiſch gegliederten „ 
den Manufakturen durch die Entwicklung der Fabrik nähert, ſtellte fiel 
die Arbeiterſchichten beider Induſtriegruppen durch Begünſtigung der ( 
ſtadtentwicklung, Herabdrückung der gelernten, Förderung der Frauen- n 
Kinderarbeit im Weſen gleichartige Tätigkeitsverhältniſſe her und ſchuf im 
den Boden für die organiſatoriſche Verbindung beider Schichten. 
Die feinen Unterſuchungen, in denen Laufenberg darlegt, wie ſich aus if 
Lage der Dinge die Forderungen der Laſſalleſchen Agitation und die goie 
der Laſſalleſchen Organiſation entwickeln mußten, laſſen ſich auf beſchränen 
Raume nicht wohl zuſammenfaſſen; fie müſſen in dem Buche ſelbſt nachgeſe 
werden. Hier ſeien nur noch die Schlußſätze des Kapitels wie dergegen 
Laſſalles theoretiſche Leiſtungen wie die von ihm geſchaffene Form der Duni 
ſation bilden den Ausdruck einer gegebenen hiſtoriſchen, einer gegebenen natio le 
Situation. Hier lagen ihre Schwächen und die unterſcheidenden Merkmale gi 
über der eben jetzt ins Leben tretenden Internationalen Arbeiteraſſoziation de 
Erbin des Kommuniſtenbundes, die den Ruf des Kommuniſtiſchen Manifeſtes: i 
letarier aller Länder vereinigt euch! erneut auf ihr Banner ſchrieb und die a 
Zentraliſation der einzelnen Arbeitergeſellſchaften zwar als Vorbedingung der (a 
zipation der Arbeiterklaſſe erkannte, die Emanzipation felber jedoch für einſlbe 
lokale und nationale Bedingniſſe ſich erhebende, rein geſellſchaftliche Aufgal er 
klärte, eine Aufgabe, welche alle Länder mit moderner Produktionsweiſe ufaf 
und nur gelöſt werden könne durch deren planmäßiges Zusa Verses 
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auch die ſtarken Seiten der Laſſalleſchen Organiſation. Gewiß — über ihr ent⸗ 
nten die Bruderzwiſte, niemand aber konnte dem deutſchen Proletariat die 
miſationskãmpfe der kommenden Jahre erſparen. Bei noch geringer Zahl des 
ikproletariats waren die hausinduſtriellen Lohnarbeiter, die hausinduſtriellen 
meifter die Träger der ſozialen Demokratie. In die politiſche Harmonie beider 
trug die ökonomiſche Bewegung notwendig den inneren Hader. Daß aber die 
tionskämpfe der nächſten Jahre, die innere Zerriſſenheit der Arbeiterſchaft in 
verhältnismäßig kurzer Zeit überwunden wurden, war einzig dem ſtraffen Zen⸗ 
zmus der Laſſalleſchen Organiſation verdankt. Ihre diktatoriſche Leitung und 
bedingungsloſe Propaganda des Prinzips verkündeten gleich eindringlich die 
rordnung des Teiles unter das Ganze, die Notwendigkeit, materielle Differenzen, 
ſie aus der ſelbſtändigen Bewegung der proletariſchen Gruppen hervorſprangen, 
utragen nicht als politiſche Fraktionen, ſondern auf dem Boden und im Rahmen 
jemeinfamen Organiſation. 

In dieſer immer auf den objektiven Grund der Dinge ſelbſt dringenden 
ſe behandelt Laufenberg das Jahrzehnt der „Bruderzwiſte“, das ja den 
ten Teil der Zeit umfaßt, die er in ſeinem erſten Bande bis zum Erlaß 
Sozialiſtengeſetzes ſchildert: unter gänzlicher Mißachtung der perſönlichen 
huldigungen, die damals hüben und drüben erhoben worden ſind. Seine 
ſtellung wird hoffentlich der für die Partei im Grunde ja nichts weniger 
ſchmeichelhaften Vorſtellung, als wäre ſie je korrupten Einflüſſen zugänglich 
ie den Gnadenſtoß geben. Nicht als ob Laufenberg auf eine „Ver⸗ 
ung" der Gegenſätze ausginge, die damals die deutſche Arbeiterbewegung 
teten; im Gegenteil arbeitet er ſie jo klar und ſcharf heraus, daß man 
Fehlgriffe und Irrtümer der einzelnen Perſonen leicht erkennt. Aber 
m er ihnen bis auf den Grund nachgeht, zeigt er ihre hiſtoriſche Un⸗ 
keidlichkeit auf, an der menſchlicher Wille nichts ändern konnte. Ich kann 
nicht verſagen, hier noch eine Probe ſeiner Darſtellung einzuſchalten; es 
gelt ſich um die verfehlte Gewerkſchaftsorganiſation, die der Berliner 
äterkongreß von 1868 unter dem Einfluß Fritzſches und Schweitzers be⸗ 
‚fen hatte. Laufenberg ſchreibt: 

Die Organiſation ſtellt ſich dar als eine äußerlich zwiſchen zwei Perſonen 
ritzſche und Schweitzer —, in Wahrheit zwiſchen zwei Materien geſchloſſenes 
promiß. Die die Organiſationsform vorwiegend kennzeichnende Ausſchußidee 
hummt der Gewerkſchaft der Zigarrenarbeiter. Sie entſpricht Berufen, wo das 
inweſen wie bei den Zigarrenarbeitern lokale Fachvereine entwickelt oder wie 
äſchlern, Schneidern, Zimmerern, Maurern aus der Zunftzeit Organiſations⸗ 
herhalten hat, und bringt zum Ausdruck, daß über Lohnbewegungen, für welche 
85 der Geſamtheit beanſprucht werden, auch das Organ der Geſamtheit zu 
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eiden habe. Auch die Beſtimmung des Statuts, wonach zwar im Sinne der 
Kaſſen Reiſe⸗ und Sterbe⸗, aber kein Krankengeld bezahlt werden durfte, 
t auf jene Schichten, die in der Tat noch dem Berliner Arbeiterkongreß das 
ige gaben, mochte fich auch bereits ein ſtarker Einſchlag der Fabrikarbeiterſchaft 
kbar machen. Sollten aber die im Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein führenden 
ten zum Anſchluß an die gewerkſchaftliche Bewegung bewogen werden, dann 
les die Berufsbewegung mit der politiſchen aufs engſte zu verknüpfen. Dahin 
die Tradition von 1865, wies mehr noch die Ideenentwicklung der letzten 
i. Und wie die innere Entwicklung des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins 
hier in der Stärkung der Präſidialmacht offenbart hatte, löſte man ganz 
elben Sinne die neue Aufgabe, indem man den Präſidenten des Allgemeinen 
eſchen Arbeitervereins zugleich zum Präſidenten des Arbeiterſchaftsverbandes 
ae, der auf Grund feiner Präſidialbefugniſſe die volle Macht der politiſchen 
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Organiſation inerhalb des Verbandes der Arbeiterſchaften jederzeit zur G0 
zu bringen vermochte. Damit aber entſtand eine Diktatur zu beiden Händen 
Inſtitution, die nicht nur gegen die Entwicklungsbedingungen der Korporativbew 
verſtieß und um fo ſchwerer wog, als das Wachstum zentraliſtiſcher Organiſat 
zunächſt notwendig in beſcheidenen Grenzen blieb, die den Kampf wider die Di 
im Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein ſelber zu einer politiſchen Notwend 
machten. Daß er ſich als Kampf gegen Schweitzers Perſon abſpielte, war nach 
der Dinge unvermeidlich und das tragiſche Schickſal eines bedeutenden und u 
Sache, die er vertrat, hochverdienten Mannes, der, nicht frei von Fehlern 
Schwächen, doch mit vollem Rechte von ſich ſagen durfte, daß er „ſeine 

Exiſtenz einer heiligen Sache, der Sache des Volkes bis in ihre außer 8 
quenzen“ gewidmet habe. 


Im Verlauf ſeiner Darſtellung erzählt Laufenberg einen Hergang 
ſich auf Schweitzer bezieht, aber in völlige Vergeſſenheit geraten war, 
Schweitzer im Frühjahr 1871 von der Leitung des Allgemeinen Deut 
Arbeitervereins zurücktrat, hatte ihm die Generalverſammlung des 
eins ihre Anerkennung und ihren Dank ausgeſprochen; als er abe 
nächſten Generalverſammlung im Zuhörerraum beiwohnte, wurd 
hinausgewieſen, weil die Verſammlung keine geheime polizeiliche 0 
wachung wolle und brauche, und er wurde für unfähig erklärt, je ir 
in den Verein aufgenommen zu werden. Dieſer Beſchluß tft und bleil 
häßlicher Flecken auf dem Andenken des Allgemeinen Deutſchen Arb 
vereins, denn was immer Schweitzer geſündigt haben mochte, ſo hat!, 
Generalverſammlung kein Recht, ihn öffentlich, ohne jede Prüfung! 
Unterſuchung, ja ohne ihn auch nur zu hören, für infam zu erklären! 
gegen empörten ſich mit Recht die Arbeiter Hamburgs, und fie faßten 


genden Beſchluß: „Die hieſige Mitgliedſchaft des Allgemeinen Deut 
Arbeitervereins erklärt den früheren Präſidenten J. B. v. Schweitzer 
aller Anfeindungen, bevor nicht treffendere Gründe gebracht werder 
ehrenhaft und nicht fähig, ein Verräter an der Arbeiterſache gewef 
ſein! Sie ſtützt dieſe ihre Erklärung auf eine ſiebenjährige Erfahrur, 
noch nie ſeit Begründung des „Sozialdemokrat“ ſtets wiederholt it: 
brachte Verdächtigungen begründet worden find. Die hieſige Mitglieih 
ſtimmt mit der früheren Generalverſammlung überein, daß die Bei 
leitung des Herrn J. B. v. Schweitzer eine muſtergültige geweſen, m 
dauert, daß Schweitzer zur Zeit der letzten Generalverſammlung bann 
glied des Vereins geweſen, um ihm gegenwärtig die Kandidatur zurß 
ſidentſchaft anzutragen.“ Dieſe Erklärung wurde dem Vereinsorga ! 
Veröffentlichung eingeſandt, doch weigerte ſich die Redaktion (Haſſelmm 
im Einverſtändnis mit dem Präſidenten (Haſenelever), fie zu verife 
lichen. Beide appellierten an die Diſziplin der Hamburger und ie 
ihren Einſpruch an die nächſte Generalverſammlung, die allein befu. 
die Beſchlüſſe einer früheren Generalverſammlung zu revidieren. ie 
formell zutreffende Einwand ſchlug denn auch durch, wenngleich ers i 
heftigen Debatten, zumal da Haſſelmann im Vereinsorgan erklärt! 
Vorwurf, ein falſcher Bruder zu fein, ſei gegen Schweitzer weder eſob 
noch bewieſen worden; Schweitzer habe jahrelang allein die ſozia en 
kratiſche Bewegung über Waſſer gehalten und ſich ein Verdienſt ertrrb‘ 
daß Bebel und Liebknecht ihm nicht die Schuhriemen auflöſen Fön 
das Verbrechen Schweitzers habe nur darin beſtanden, daß er im 
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ktritt von der Agitation dem konſervativen Sozialpolitiker Rudolf 
zer für deſſen Werk über den Emanzipationskampf des vierten Standes 
ges Material zur Geſchichte des Allgemeinen Deutſchen Arbeiter- 
ins gegeben habe. Inzwiſchen erledigte ſich der Streit dadurch, daß 
weitzer auf viele Anfragen hin in dem bekannten Flugblatt jeden 
dereintritt in die Agitation ablehnte und übrigens zur Einigung 
chen Eiſenachern und Laſſalleanern mahnte.“ 

ein gewerkſchaftliches Organ hat dem Genoſſen Laufenberg in einer Kritik 
3 Buches mehrere Irrtümer vorgehalten, denen er in feiner Darſtellung 
Gewerkſchaftsweſens verfallen ſein ſoll. Meines Erachtens hat in dieſen 
kten Laufenberg recht und nicht ſein Kritiker, doch will ich keineswegs 
eiten, daß ſich in Laufenbergs Buch auch manche tatſächliche Irrtümer 
n mögen. Das iſt ganz unvermeidlich und ſozuſagen ſelbſtverſtändlich 
den, der einmal ſelbſt auf dieſem Gebiet gearbeitet hat und den trümmer⸗ 
en Zuſtand kennt, worin die urkundlichen Zeugniſſe der deutſchen Arbeiter- 
sgung aus den ſechziger und ſiebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
Iten find. Schwerer als ſolche einzelnen tatſächlichen Irrtümer fällt ins 
zicht, daß Genoſſe Laufenberg die neuen Geſichtspunkte, die er zur Ge⸗ 
jte der Arbeiterbewegung beibringt, etwas zu einſeitig ins Auge faßt, wie 
ja allen Leuten zu paſſieren pflegt, die wirklich Neues zu ſagen haben, 
er andere wichtige Momente wenn nicht überſieht, ſo doch zu nachläſſig 
mdelt, und daß er manchmal auch wohl Zuſammenhänge herausſpintiſiert, 
wenigſtens nach meiner Kenntnis der Dinge, doch nicht exiſtieren. 
Darüber zu ſprechen wird noch Gelegenheit und Zeit genug ſein. Für 
e mag es genügen, das Buch Laufenbergs als eine hervorragende Leiſtung 
Parteiliteratur anzuerkennen und die Genoſſen des niederelbiſchen Städte⸗ 
ts zu dieſem rühmlichen Denkmal ihrer ruhmreichen Geſchichte zu be⸗ 
wünſchen. 


N Laufenberg erwähnt aus Haſſelmanns Erklärung den Satz nicht, der ſich auf 
lf Meyer bezieht, wohl aber berührt Genoſſe Bebel die Sache im zweiten 
N feiner Denkwürdigkeiten, wo es auf Seite 180 heißt: „Mayer (Guſtav Mayer) 
Fin ſeinem Buche über Schweitzer, es wären die literariſchen Gefälligkeiten 
eie konſervativen Sozialpolitiker Rudolf Meyer geweſen, die Schweitzers Aus⸗ 
aus dem Verein herbeigeführt hätten. Das iſt ein Irrtum, jo empfindlich 
man im Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein nicht. Auch hätte alsdann Haſen⸗ 
b ausgeſchloſſen werden müſſen, der, wie allbekannt war, damals ebenfalls mit 
Uf Meyer im Verkehr ſtand. Dieſer Verkehr wäre aber auch kein Grund zu 
i Ausſchluß aus der Partei geweſen. Haben doch auch Fr. Engels und ich ſpäter 
udolf Meyer in perſönlicher Beziehung geſtanden, der 1893 in Prag unſer 
l durch die Stadt war.“ Man kann die Ausrede, hinter die ſich Haſſelmann 
fen energiſchen Proteſt der Hamburger flüchtete, nicht treffender kritiſieren, aber 
Irrtum“ liegt bei Herrn Guſtav Mayer, dem trefflichen Biographen Schweitzers, 
wegs vor; er hat den angeblichen Grund für Schweitzers Ausſchluß ganz ge⸗ 
nach dem „Neuen Sozialdemokraten“ berichtet. Nachſchrift bei der Kor⸗ 
ker. Der Kürze wegen will ich hier gleich meine Duplik auf Bebels „Entgegnung“ 
1.6 dieſes Blattes einſchalten. Sie beſchränkt ſich auf die Anzeige, daß noch im 
U dieſes Winters die politiſch⸗taktiſchen Aufſätze und Reden Schweitzers erſcheinen 
un, die jedem unbefangenen Genoſſen ein ſelbſtändiges Urteil über die Frage 
lichen werden, ob ſich die deutſche Sozialdemokratie fünf und zum Teil ſieben 
Klang von einem Spitzel Bismarcks hat nasführen laſſen. 
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G. Küntzel, Die politiſchen Leſtamente der Hohenzollern. Nebſt ergänzenden Al 
ſtücken. Leipzig und Berlin 1911, Druck und Verlag von B. G. Teubner. u 
155 Seiten. Preis geh. 2,20 Mark. 

Die beiden Bändchen ſind für die Verherrlichung der Hohenzollern beſtin 
aber ſie ſind auch ganz amüſant für alle diejenigen zu leſen, die nur durch ſta 
rechtliche Bande mit dieſer Familie verknüpft find. Sie zeigen, wie fern die ho 
zollernſchen Kurfürſten und Könige dem deutſchen Kulturleben geſtanden ha 
wie ihr ganzes Sinnen und Trachten immer nur auf Soldaten, Steuern 
deſpotiſche Herrſchaft ausgegangen iſt, höchſtens noch verbrämt mit ein 
frommen Redensarten bei einigen von ihnen. Amüſant iſt auch das groteske Deu 
das mehrere dieſer gottbegnadeten Herrſcher ſchrieben; mit der deutſchen &pı 
haben fie bis auf Friedrich Wilhelm IV. auf grimmigerem Kriegsfuß ii 
mit allen Feinden, die ihnen ſonſt erwachſen find. 

Von hiſtoriſchem Intereſſe iſt ihr Kampf mit dem Junkertum, wie er 
namentlich in dem Teſtament des Königs Friedrich Wilhelm J. ausſpricht, 1% 
Hohenzollern, der dieſen Kampf mit einiger Energie geführt hat, wenn natüi 
auch nur im Intereſſe ſeiner deſpotiſchen Gewalt. In ſeinem Teſtament kan 
feinem „lieben Sukzeſſor“ nicht dringend genug raten, dem Adel den Daue 
aufs Auge zu drücken; das Bild, das er von den Junkern der einzelnen Landes 
entwirft, iſt nichts weniger als ſchmeichelhaft. Der „liebe Sukzeſſor“ hat de 
Rat aber nicht befolgt, vielmehr recht eigentlich Preußen zum Junkerparadieg 
macht. Es war der ſogenannte Große Friedrich, der in ſeinem — franzöſiſch 
ſchriebenen — Teſtament als Hauptpflicht eines preußiſchen Königs die Erhaln 
des Adels nennt. Er tadelt zwar an vielen Junkern die faulenzeriſche und nieg 
Art, aber er rät, fie durch Auszeichnungen und Belohnungen in den Dienſe 
Staates zu locken, und daran hat er es an feinem Teile nicht fehlen laſſen. 

Leider iſt ſein Teſtament nicht vollſtändig mitgeteilt; die Ratſchläge, de 
feinen Nachfolgern für die Ausplünderung der übrigen deutſchen Fürſten een 
hat, werden noch immer unter den ſtrengſten Siegeln der preußiſchen A ir 
gehalten Wenn man bedenkt, was in dieſem delikaten Punkt ſchon vom ie 

Fritz bekannt iſt, jo muß er allerdings in feinem Teſtament ganz ruchloſe an 
gegen ſeine Mitbrüder von Gottes Gnaden geſchmiedet A. Wie hi 
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Es heißt darin, den Prinzen werde eine fo tolle Vorſtellung ihrer erla ke 
Geburt eingeflößt, daß fie ſich für göttliche Weſen hielten, während der Han 
der Etikette ſie jedes Selbſtvertrauens beraube. Dazu käme die Verdum un 
durch den religiöſen Unterricht; die Zumutung, ſchon mit 15 Jahren ſiber 


nünftig zu ſein, wie die Franzoſen erſt mit 40 Jahren würden, und die 1 0 
heirat auf Befehl der Eltern, mit dem Anſpruch, für alle übrigen Frauen f ö 9 


zu ſein, wie Priamus für die ſchöne Helena war. 5 
Von Intereſſe iſt auch das Kapitel, wie Friedrich die preußiſche Staat ä 
gegenüber den „Prinzen von Geblüt“ feitlegt. Er jagt da: „ Es git eis Al a 
d er Souverän noch i 2 

er zu regieren iſt: man nennt es einen Prinzen von Geblüt. Die Größe 
unft gibt ihnen einen gewiſſen Hochmut, den fie Adel nennen; er macht hne 
den Gehorſam unerträglich und jede Unterwerfung verhaßt. Gibt es eine Init 
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Kabale, einen Schleichweg, fo find fie da. In dieſem Staate gelten fie weniger 
ınderswo; am beiten kommt man mit ihnen aus, wenn man den erſten, der 
Fahne der Unabhängigkeit erhebt, kräftig niederwirft, fie mit aller Auszeich⸗ 
z und allen äußeren Ehren behandelt, die ihrer Geburt geſchuldet find, aber fie 
den Geſchäften fernhält und ihnen die Führung der Truppen nur unter ſicherer 
Iſchaft anvertraut, nämlich wenn fie Talent haben und wenn man ſich auf 
1 Charakter verlaſſen kann.“ Dasſelbe gelte auch von den Prinzeſſinnen, die 
niemals und unter keinem irgend denkbaren Vorwand in die Regierung miſchen 
en. Dieſe Grundſätze find nicht immer eingehalten worden — es hat im 
ßiſchen Staate manchmal Weiberherrſchaft und auch prinzliche Heerführer 
gänzlichem Mangel an Talent gegeben, aber im allgemeinen haben ſie ſtets 
ten und gelten fie noch. 


av Mayer, Die Trennung der proletariſchen von der bürgerlichen Demokratie 
Deutſchland (1863 bis 1870). Leipzig 1911, Verlag von C. L. Hirſchfeld. 
Seiten. Preis 1,80 Mark. 

Eine fleißige und tüchtige Arbeit, die zuerſt in Grünbergs Archiv für die Ge⸗ 
te des Sozialismus erſchienen iſt, aber wohl einen Sonderabdruck verdient. 
Der Verfaſſer ſchildert eine Entwicklung, die noch gleichzeitig der Geſchichte 
Sozialdemofratie und des bürgerlichen Radikalismus angehört. Er will zeigen, 
n einem Zeitalter des aufſtrebenden Kapitalismus das Bedürfnis nach natio⸗ 
Einigung und die Vertiefung der ſozialen Gegenſätze ſich als lebendigere und 
it auch für die Parteibildung fruchtbarere Kräfte erwieſen habe als die auf 
hal⸗ſtaatsrechtlichem Boden zurückbleibenden Forderungen der „reinen“ Demo— 
(e. Er ſagt mit Recht, dieſe habe ſich von ihrer Niederlage in den Revolutions⸗ 
gen nie wieder erholt, und alle Verſuche, fie neu zu beleben, ſeien mehr oder 
ger vollſtändig geſcheitert. Erſt nach der Legierung ihrer aus dem individua⸗ 
then Prinzip der Freiheit abgeleiteten Poſtulate mit den aus dem Solidari⸗ 
tefühl entwurzelter Maſſen elementar emportreibenden ſozialiſtiſchen Be⸗ 
(ungen habe die Demokratie in gründlich veränderter Geſtalt von neuem eine 
tige Werbekraft entfaltet. 

Sollte Herr Mayer mit dieſem nicht ganz klaren Satze die deutſche Sozial⸗ 
kratie meinen, jo iſt dagegen nichts einzuwenden; ſollte er jedoch dabei die 
dnokratiſche Vereinigung“ der Herren Breitſcheid und Gerlach im Auge gehabt 
un, jo haben wir von deren „mächtiger Werbekraft“ noch nicht viel geſpürt, und 
iglauben nicht daran, daß ſie ſich in der Zukunft noch entfalten wird. Man mag 
bedauern, und es mag eine durchaus diskutable Frage fein, ob es für die 
nale Entwicklung nicht beſſer geweſen wäre, wenn wir eine ſtarke bürgerliche 
e okratie gehabt hätten: eine Demokratie, die aus der Junkerdomäne Deutſch⸗ 
einen modernen Kulturſtaat geſchaffen hätte, ſelbſt wenn dadurch die prole- 
© brevolutionäre Bewegung ein langſameres Tempo angenommen hätte. Aber 
stabel wie dieſe Frage fein mag, jo iſt fie rein akademiſch, und bei der Vor⸗ 
der bürgerlichen Demokratie für Schillerzitate kann man nur ſagen: Was 
In der Minute ausgeſchlagen, gibt keine Ewigkeit zurück. 

Die letzte Minute, die der bürgerlichen Demokratie in Deutſchland die Mög⸗ 
hit gewährte, ſich eine Zukunft zu ſichern, war die Zeit, die Herr Mayer in 
1: kleinen Schrift ſchildert. Wie in ſeiner Biographie Schweitzers, zeigt er auch 
deine an einem bürgerlichen Hiſtoriker ebenſo anerkennenswerte wie ſeltene 
ilfangenheit; er hat eine Maſſe Material aus verſchollenen Schriften und 
ingen zuſammengeſucht und weiß es klar und überſichtlich zu gruppieren. 
ange freilich ein bürgerlicher Hiſtoriker bleibt, zeigen feine ſchon zitierten 
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kungen über den „formal⸗ſtaatsrechtlichen Boden“ der bürgerlichen Demokratie 
Ühre „aus dem individualiſtiſchen Prinzip der Freiheit abgeleiteten Poſtulate“. 
er jener Boden noch dieſe Poſtulate haben die bürgerliche Demokratie in 
land umgebracht, ſondern fie iſt untergegangen, weil fie weder eine klare 


298 Feuilleton der de 


noch konſequente noch mutige Stellung in den Klaſſenkämpfen der Zeit N ne 
wußte, wovon auch die Schrift Mayers Proben genug gibt. N 
Der eigentliche Kern der bürgerlichen Demokratie kann immer nur das 3 
bürgertum fein. Das deutſche Kleinbürgertum ift aber in den Jahrhunderten 
dem Dreißigjährigen Kriege ſo verkümmert, und es iſt von den herrſche 
Klaſſen ſo zuſammengehudelt worden, daß es weder im Jahre 1848 noch in 
Konfliktsjahren ſelbſtändige Politik zu treiben vermochte. Was an ihm noch kr 
war, ging zum kämpfenden Proletariat über; was an ihm feig und krank 
ſchwach war, hing ſich als Schwanz an das Junkertum oder die Bourgeoiſie. 
Dagegen iſt nun einmal nicht aufzukommen, und die Verſuche, die bürge 
Demokratie zu beleben, ſcheiterten nicht an irgendwelchen Ideologien, u 
| 
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der Tatſache, daß ſie keine Klaſſe mehr hinter ſich bekommen konnte. Bis au 
neueſten kommen dieſe Verſuche nicht über einen kleinen Kreis gebildeter und 
ſichtiger Bourgeois hinaus, was viel zu ſehr im hiſtoriſchen Verlauf der 2 
liegt, als daß es ſich jemals ändern könnte. 9 


Sammlung von Lichtbildervorträgen. Herausgegeben von der Zentralſtelle fü; 
Bildungsweſen der deutſchen Sozialdemokratie in Oſterreich. Erſter Vortrag 
75 farbigen Lichtbildern: Der Urſprung und die Entwicklung des del 
Von H. Redel. Wien 1911, Verlag von Robert Danneberg. Preis 12 5 

Zur Verbreitung der Bildung unter der Arbeiterſchaft haben die öſterreich 
Genoſſen unter anderem zu einem Mittel gegriffen, das auch in Deutſchland ö 
unbekannt iſt; nur wenden es bei uns allerhand bürgerliche Volksbildungs⸗ 
ähnliche Vereine an, und findige Diapoſitivverleger treiben einen ſchwungh 
Handel damit. Es handelt ſich um das Verleihen von Lichtbilderſerien, 1 
ein fertiger Vortragstext geliefert wird, der im Anſchluß an die Lichtbildeie 
irgend einem Teilnehmer der Veranſtaltung abgeleſen wird. Das iſt ein Nothl 
der in dem Mangel an geſchulten, populärwiſſenſchaftlichen Rednern und ie 
geringen Finanzkräften kleiner Korporationen begründet iſt. Früher beſchr! 
man ſich dabei faſt ausſchließlich auf die Beſchreibung von Reiſen, von fte. 
Ländern und Völkern, Kunſtdenkmälern, Städteanſichten, auf Biographien! 
hiſtoriſche Geſchehniſſe, zu denen Abbildungen vorlagen; in letzter Zeit tn 
mehr wiſſenſchaftliche Themen vorgezogen zu werden. Dabei liegt aber die Ga 
einer Verflachung nur allzu nahe. 15 

Schon an und für ſich wirken Lichtbildervorträge vielfach nur wie G5 
bücher, beſonders wenn man vor einem Publikum ſpricht, das tagsüber körpl 
ſchwer gearbeitet hat und geiftige Beſchäftigung wenig gewohnt iſt. Auge und) 
können kaum zu gleicher Zeit das Gebotene aufnehmen, und das Ohr Eu 
naturgemäß dabei zu kurz. Bleibenden Wert hat aber eine ſolche Bilden 
unterhaltung — ſie wird als ſolche auch meiſt von den Zuhörern aufgefaßt «| 
dem Gros der Beſucher nicht. Alle Redner, die ihre Vorträge durch Lichte 
ergänzen, haben mit dieſem Übelſtand zu kämpfen; und wo es ſich um Lehr⸗ 
um Unterhaltungszwecke handelt, iſt man vielfach bereits dazu übergegange.! 
Lichtbilder nur gewiſſermaßen als Anhang zum eigentlichen vorausgehenden de 
trag zu bringen, eine Methode, die ſich auch nach meinen Erfahrungen 0 
bewährt hat. 

Die Gefahr, daß das Publikum nur die Bilder und dabei auch meiſt m 
Außerlichkeiten — Farbenpracht, aufregende oder komiſche Situationen 1 al 
Auge hat, iſt aber noch größer bei Lichtbildervorträgen, deren Text geliefer un 
von einem Nichtfachmann abgeleſen wird. Hier fehlt von vornherein ſchold 
perſönliche Intereſſe, das ſonſt die Zuhörerſchaft an den Redner feſſelt; ders 
trag ſelbſt wird degradiert und ſpielt etwa dieſelbe Rolle wie die 1 5 
elektriſch betriebenen Klaviers im Kinematographentheater. Bei Bejchreibig 
aller Art mag das noch hingehen, bei der Behandlung wiſſenſchaftlicher en 
iſt dieſe Methode zu verurteilen, 
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erhaltungsbedürfnis der breiten Maſſe entgegenkommt, eine bildende Wirkung 
e nur in den ſeltenſten Fällen ausübt. 

Ich will nun nicht etwa den öſterreichiſchen Genoſſen einen Vorwurf daraus 
hen, daß fie zu dieſer Art von Lichtbildervorträgen gegriffen haben. Schließ⸗ 
iſt Etwas beſſer als Nichts, und bei den öſterreichiſchen Verhältniſſen mag eine 
zre Methode zurzeit nicht möglich ſein. Aber in dieſem Falle hätten die Fehler 
zerlicher Unternehmungen unter allen Umſtänden vermieden werden müſſen. 
iſt jedoch nicht geſchehen. Das vorliegende erſte Bändchen der geplanten 
nmlung iſt kaum beſſer als die oberflächlichen Machwerke vieler Diapoſitivver⸗ 
r. Vor allem dürfen die Grenzen nicht zu weit geſteckt werden. In einem 
1 anderthalbſtündigen Vortrag das Thema „Urſprung und Entwicklung des 
ens“ einſchließlich des prähiſtoriſchen Menſchen zu behandeln, iſt, zumal bei 
m vorgeleſenen Text, eine Poſſe, nur geeignet, die wiſſenſchaftlichen Populari⸗ 
msbeſtrebungen bei den Fachleuten und die Wiſſenſchaft bei den Zuhörern zu 
reditieren. Hier iſt unſtreitig des Guten zu viel getan; ein Thema wie etwa 
e erſten Menſchen“ wäre umfaſſend und anziehend genug geweſen. 

Zur Not hätte man ſich aber mit dem Gebotenen abfinden können, wenn das 
ma einigermaßen zweckentſprechend ausgeführt worden wäre. H. Redel hat es 
jedoch nur allzu leicht gemacht. Seine Arbeit verrät überall einen oberfläch- 
n Dilettantismus; das Ganze mutet an wie ein kritikloſes Exzerpt aus der im 
Wir kritiklos zuſammengeſtellten Literatur. Eine Dispoſition, an der ſich die 
örer entlang finden könnten, iſt nicht zu erkennen. Kunterbunt find die ver— 
denſten, wahllos herausgegriffenen Dinge zuſammengeſtoppelt; loſe reiht ſich 
Bildertext — „hier ſehen wir!“ — an den anderen, und infolge der Planlojig- 
wimmelt es von Wiederholungen. Zum Beiſpiel tauchen in dieſem Vortrag 
r die „Entwicklung“ des Lebens die Ammoniten urplötzlich zwiſchen Urſäugern 
„Nlugechſen der Kreidezeit auf; wo fie im Stammbaum hingehören, erfährt 
nicht. 

Dabei vermiſſen wir ſo gut wie alles, was dem ungebildeten Zuhörer den Ent⸗ 
lungsgedanken verſtändlich machen könnte. Über den Urſprung des Lebens 
heigt ſich der Verfaſſer aus, über die gerade im Anſchluß an das biogenetiſche 
Andgeſetz wichtige Entwicklung von den Urlebeweſen bis zu den Fiſchen bringt er 
e Silbe. Welche Stellung den Wirbelloſen im Stammbaum der Tiere gebührt, 
bt, trotzdem ſie verſchiedentlich erwähnt werden, rätſelhaft. Das Warum und 
0? der Entwicklung wird nicht einmal geſtreift, trotzdem gerade hierdurch 
ereſſe und Verſtändnis des Publikums geweckt werden könnte; in ideologiſcher 
ſonifikation ſoll der „Drang nach Weiterentwicklung in der Natur“ (S. 27) und 
Experimentiertrieb (S. 21) alles erklären. Welche prächtigen Anknüpfungs⸗ 
kte ließ ſich da der Verfaſſer entgehen: woraus entſteht die Lunge des Lungen⸗ 
es? wie die Extremitäten der Landwirbeltiere? was iſt der Fortſchritt beim 
el und Säugetier gegenüber dem Reptil? und dergleichen mehr. Dafür wäre 
iches Überflüſſige auszuſcheiden; zum Beiſpiel iſt die ataviſtiſche Fiſtel⸗, Klo⸗ 
„ Schwanzbildung einzelner Individuen für den Durchſchnittslaien unver⸗ 
dlich und wirkt bei ſeiner Vorbildung auf ihn eher beluſtigend als belehrend. 
u kommen eine Anzahl direkter Unrichtigkeiten: zum Beiſpiel Beutler (S. 10) 
es auch in Südamerika; das Weſen der Fortpflanzung (S. 17) beſteht nicht in 
Befruchtung — die iſt eine ſekundäre Erſcheinung — ſondern in der Zell- 
ng; die Menſchen des Aurignacien und Magdalenien errichteten noch keine 
hlbauten (S. 26). Nicht einmal ſtiliſtiſch iſt der Text einwandfrei. Plattheit des 
Dee und krampfhafte Witzelei — vorgeleſene Witze! man denke! — 
gnen uns wiederholt, unter anderem S. 6 Z. 24, S. 7 Z. 6, S. 14 Z. 7, S. 19 3.24 ff. 
Jedenfalls, ſo gut es die Genoſſen von der öſterreichiſchen Zentrale für das 
ungsweſen gemeint haben, dieſer erſte Verſuch iſt, das muß im Intereſſe der 
fungsarbeit und der Arbeiterſchaft ausgeſprochen werden, mißlungen; weitere 
Hen hoffentlich beſſer ausfallen. Gg. Engelbert Graf. 
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Johannes Linnankoski, Das Lied von der glutroten Slume. Frankfugz 4 
Verlag der Literariſchen Anſtalt Rütten & Löning. Preis geheftet 4 Mark, deb 
5 Mark. 

Linnankoski iſt ein Dichter, zweifellos und im beſten Sinne des Ro 
Mag noch manches Unreife ſich in dieſem Roman finden, ſteht der Verfaſſer 
nicht immer auf der Höhe geſchulten Geſchmacks, findet er auch nicht immer 
beſten Ausdruck für einen Gefühlsinhalt — woran zum Teil auch die Überſet 
ſchuld ſein mag —, das Naturleben ſeiner nordiſchen Heimat ſpricht aus di 
Buche mit allen Farben und Düften des rotblühenden Tannenforſtes, im Do 
der Waſſerſchnellen und in der lichten Stille ſchneebedeckter Triften. Linnankt 
Sprache iſt voll Muſik, Duft, Farbe, lebendiger Wärme, auch im deutſchen Gem 
Man fühlt ſich erinnert an die herbkräftige Poeſie Rumbergs zum Beiſpiel in, 
Wolke Bruder“. Die gleichen konkreten, treffenden Naturbilder, Metaphern, 
logien, die gleiche Neigung des finnländiſchen Bauern zur Naturmyſtik und su 
bewußt⸗poetiſchen Sprache. 7 2 Ig © 

Die Natur ift in diefem Buche nicht bloß geſehen, beobachtet, empfunden 
ſelbſt lebt, ſpricht, handelt und fühlt. Alles Natürliche tritt in bedeutungsvolle) 
ziehungen zum Leben der Menſchen und ihren Schickſalen. Das Unbelebte gem: 
Leben: die blühenden Tannen horchen auf die Worte zweier Menſchenkinder 
flüſtern ſie weiter, in ſtiller Nacht ſchauen die ſchwarzen Dachluken der grf 
Mutter nach, die ihren jungen Sohn von unbedachten Liebeswegen heimholtz 
Brunenneimer knarrt bedeutſam in feiner Eiſenkette, die Windmühle im 
rührt plötzlich wie vom Schlafe erwacht die Flügel und fragt: Was nun? üb: 
eine naive Wechſelwirkung zwiſchen Menſch und Natur. N 

Wohl kein Verſuch ift dem modernen Dichter gefährlicher als dieſer, die! u 
zu beleben. Auch der Dichter iſt heute in erſter Linie reflektierender Kulturmei 
Wenn der Barbar beim Rauſchen feiner Wälder, in der unendlichen Stille fi je 
Steppen ohne weiteres an lebendige Stimmen, perſönliche Weſen dachte, wene 
dem Schrei des Vogels, dem Geheul wilder Tiere, kurz allem Naturgefchehen 
heime, mächtige Beziehungen zum eigenen Leben unterſchob, jo war das nud 
naive Folgerung, die er aus feiner von hundert verborgenen Gefahren ung 
heimnisvollen Naturgewalten umdrängten Lebensweiſe zog. Solche naive 0 
myſtik iſt dem Kulturmenſchen unmöglich, höchſtens als Kind hat er mit e 
Möbeln in der Stube, dem Baume auf dem Hofe, dem Hunde oder der Hauẽt 
vertraute Zwieſprache gehalten. Selbſt der einfachſte Bauer fühlt ſich der Ku 
gegenüber ſicher und aufgeklärt genug, um in ihr etwas Selbſtverſtändliches, n 
Einfaches zu ſehen, das leider ab und zu ſeinem Fleiße einen böſen Streich ſel 
Nur wenn Krankheiten unſichtbar und tückiſch Vieh oder Menſchen überfallen d 
erwacht in ihm das Bewußtſein unheimlicher Naturgewalten, und die alte Nu 
myſtik feiert ihre Auferſtehung in den verſchnörkelten Zeremonien fogenarle 
Aberglaubens. Auch die letzte Feſtung naiv⸗barbariſcher Welt⸗ und Lebensanfa 
ung, der religiöſe Glaube, ſchwindet unaufhaltſam mit der wachſenden Ber 
ſchung und Erkenntnis der Natur. Das bewußte Denken dringt in alle Fugen 1 
Winkel des Seelenlebens, zerſetzend, zerlegend. Wohl verſucht der Menſch ir 
wieder, im Gefühl ſeiner Abhängigkeit von mächtigen ſoziologiſchn und natürle 
Mächten die zerſetzten Elemente wieder zuſammenzuſetzen, was aber dabei hei e 
kommt, iſt nicht die alte unmittelbare Myſtik, ſondern Metaphyſik, Theo gi 
etwas Reflektiertes, Erdachtes, Gekünſteltes. Selbſt der Dichter und Künſtlerde 
doch vor allen anderen die Gabe beſitzt, kindlich⸗naiv zu empfinden, ſozuſageim 
alte Entwicklungsſtufen in ſich zu wiederholen, bringt es heute ſelten N 
Sentimentalität und Reflexion ſich der Natur zu nähern. 

Daß bei Linnankoski das Gewollte, Gedachte nur ſelten durchſchimmen d 
Naturmyſtik friſch und unmittelbar den Leſer ſelbſt in ihren Bann zieht unide 
kritiſchen Verſtand zum Schweigen zwingt, das iſt das Wertvolle, wirklich Poeſc 
an dieſem Roman. Der Handlung ſelbſt, obwohl im einzelnen reich an font? 
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echt menſchlichen Situationen, fehlt es doch im ganzen an voller pſychologiſcher 
jrſcheinlichkeit. Der junge reiche Bauernſohn Olof, der ſtrotzend von Geſund⸗ 
geiſtiger wie körperlicher Kraft und Schönheit, von ungeſtümem Tatendrang, 
heits⸗ und Liebesdurſt getrieben das Vaterhaus trotzig verläßt, als Flößer⸗ 
lle die Ströme und Seen ſeines Vaterlandes befährt und an jedem neuen Orte 
Glück liebender Umarmung ſucht und auch findet, nicht weil es ihm um 
n, ſinnlichen Genuß zu tun iſt, ſondern in dem unbeſtimmten Suchen nach 
nd einem außerordentlichen, hohen und ſchönen Lebensinhalt, dieſer Olof iſt 
einzelner prächtiger Einzelzüge kein ganz wirklicher Menſch. Und wenn gegen 
uß des Buches manche jener halbvergeſſenen Frauengeſtalten, denen er einſt, 
uſcht von ſeinem Jugendglück, von Freude, Schönheit und Liebe ſprach, ſeinen 
von neuem kreuzen, um ihn erſchrocken erkennen zu laſſen, daß keine unſerer 
dlungen für ſich bleibt, daß ſie Folgen gebiert, die außer unſerer Macht und 
cht liegen, jo berührt den Leſer die Häufung dieſer Szenen doch etwas fremd- 
„da ſie im Vorhergehenden nicht genügend begründet find. Das Ziel findet 
endlich, geläutert und gereift, in der Gemeinſchaft mit einem edlen und 
rgewöhnlichen Weibe, in der Sorge für fie und fein Kind und in reger Arbeit 
gemeinen Nutzen. Ein großes Moor wird nach ſeinem Plan und unter ſeiner 
ung trocken gelegt. Der Schlußgedanke im „Fauſt“ klingt hier an. „Nun iſt 
ich der Anfang gemacht!“ mit dieſen Worten, halb Jubel, halb Seufzer, ſchließt 
Buch. g 
Ein Bauernroman, wenn man ſo ſagen will, aber nur in dem Sinne, daß es 
lig Bauern ſind, die hier handeln, wortkarge, trotzige und doch gefühlswarme 
ne ihrer rauhen nordiſchen Heimat. Von den Bauern als Geſamtheit, als 
fe, von ihren Kämpfen und Intereſſen weiß der Verfaſſer nichts. Der hiſto⸗ 
e Hintergrund fehlt. | 
Das Problem, das er ſich ſtellt, iſt das Problem des Jünglings, der im engen, 
ſaten und perſönlichen Kreis aufgewachſen, die großen Dinge des Lebens dunkel 
und im Gefühl ſeiner jungen Kraft hinausſtürmt, ſich das Ideal zu erobern. 
„reine Frauenliebe ſcheint ihm das Höchſte, aber unbefriedigt geht er von einer 
anderen, verſtrickt ſich in Schuld, gibt Leid, wo er Freude geben möchte. Die 
untnis der unheilvollen Verkettung aller mit allen führt ihn auch zur Erkennt⸗ 
der Bedeutung ſozialer, gemeinnütziger Tätigkeit, des Lebens für andere. 
Das Buch beſitzt die Stärke und die Schwäche eines Jugendwerkes. Es fragt 
ob Linnankoski die großen zeitgeſchichtlichen Probleme wird erfaſſen und ge- 
en können. Man darf ſeinem nächſten Werke erwartungsvoll entgegenſehen. 
1: E. Hoernle. 


on Fendrich, Schauinsland. Dresden, Kaden & Co. 346 Seiten. Preis 6 Mark. 


Was aus Genoſſen Fendrichs Feder bisher verſtreut in den Feuilletons unſerer 
geipreſſe erſchien, liegt nun zu einem impoſanten Bande vereint vor. Ein Wander⸗ 
I nennt er ſich im Untertitel, und all ſeine Skizzen, Plaudereien, Aufſätze ſtehen 
dwie zu Wandern und Naturgenießen in Beziehung. Die Kinder, Kämpfer und 
ie, deren naturwüchſiges Menſchentum in dem Buche auflebt, hat Fendrich auf 
ih Schwarzwald⸗ und Alpenſtreifereien mit demſelben ſozialen Dichterherzen er⸗ 
mit dem er die Wälder, Wege und Berge belauſcht, deren ſtille, reine Stim⸗ 
gen über den Buchſeiten liegen. Alle die, die in Fabrikſälen, Packräumen und 
haus fronden, die feſtſitzen in Mühe und Arbeit, die von Wandern und Reiſen 
I träumen können — alle die will das Buch „auch ins Land ſchauen laſſen 
ihnen manch Stückchen zeigen der weiten wunderbaren Welt“. Und die vielen, 
„ Leben untergeht im Geklingel der Trambahn, will das Buch wieder von 
Fienter Naturſchwärmerei zu heroiſcher Naturbetrachtung hinanführen, zu 
r ttelbarem Naturſchauen und Naturerleben. 
Die künſtleriſchen Mittel, mit denen der Schwabe Fendrich vor uns Welten und 
(chen lebendig werden läßt, haben viel von der Art der alemanniſchen Erzähler, 


302 Feuilleton der 
über Gottfried Keller hinweg eine Art, deren naturſinnige Beſchaulichteit bi 81 
Goethe zurückgeht. Auch Fendrichs Schaffen iſt mehr beſchauliches Plaudern 
ſtraffes Geſtalten. Seine Käuze und Leute erſtehen nicht unter knappen, fir) 
Strichen, hinter denen der Dichter verſchwindet, ſondern unter gemütlich⸗ humoriſtiſ 
Geplauder werden fie vor uns leibhaftig in ihrer Komik, Originalität oder Ti 
und unter ihrer alltäglichen Schale wird uns das Beſondere ihres ergebe 
Weſens ſichtbar. Man fühlt, wie fie ihrem Schilderer ob ihrer verborgenen So 
lichkeit ans Herz gewachſen ſind. Dieſe ſchwäbiſch⸗warmherzige Art, mit der Ser; 
Welt, Menſchen und Weltdinge betrachtet, äußert fi) da und dort in einer Feinhei) 
Stimmungsweichheit, die an ſeinen Landsmann Hermann Heſſe heranreicht. Un! 
allem Lebenstrotz, der in den meisten der Fendrichſchen Geſtalten lebendig iflı 
die moraliſch⸗pädagogiſche Abſicht ſeiner Plaudereien ausmacht, ſchlägt die Wei 6 
der Stimmungen da und dort in einen Ton um, der hart an der Grenze der E A 
mentalität hinſchwingt. So am ſtärkſten in den Skizzen „Die Welt“ und „Sid 
Blüte“. Doch neben all der ſchwäbiſchen Weichheit iſt Fendrich ein dichter 
Element eigen, das ihn von den beſchaulichen Sinnierern um Hermann Heſſe u 
ſcheidet: er ſieht ſozial. Er ſchaut die kleinen Dinge, ohne die großen Zuſame 
hänge zu vergeſſen. Produkte ihres Milieus, die Beine auf der Heimaterde 
ſtehen ſeine Geſtalten vor uns. Und in ſeinen Naturbetrachtungen iſt nicht nu 
Lauſchen nach den großen Atemzügen der Mutter Erde, ein verſonnenes Starr 
die große Einſamkeit, ſondern auch ein Schöpfen aus dem ewigen Kraftaueld 
Natur, den uns die kapitaliſtiſche Entwicklung verſchüttete, und der in unſeren 2 
erſt neu entdeckt werden mußte. Fendrichs Mühen um dieſen Quell iſt ein ji 
liſtiſches Mühen. „Es iſt die letzte Sehnſucht aller ſozialiſtiſchen Dichterdenker)e 
jungen Rieſen Antäus wieder ganz zu feiner Mutter zu führen“, heißt's img 
wort. Es iſt auch Fendrichs letzte Sehnſucht, den proletariſchen Rieſen on 
der Größe der Natur wachſen zu fehen, und ſtempelt feinen Skizzen⸗ und Wag 
band zu einem Geſchenk fürs Proletariat. A 
Das Buch iſt fo geſchmackvoll ausgeſtattet, wie man's von den meiſten Bin 
des Dresdener Parteiverlags gewöhnt iſt. Zahlreiche ganzſeitige und kleinere Nu 
photographien, die künſtleriſch fein wiedergegeben find, verſtärken die Wald n 
Bergſtimmungen des Buches. Es iſt ein Werk für den Weihnachtstiſch der Arbe 
ſchaft. Robert Ei 


Claude Farrère, Der Mann, der einen Mord beging. Roman. Berechtigte be 
Ausgabe. Frankfurt a. M., Verlag der Literariſchen Anſtalt Rütten & 5 
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die hübschen und mit maleriſchem Auge geſchauten Milter ci 5 
Gang der Handlung. Dieſe hält ſich in den üblichen romanhaften Grenzen. N 
den maßvollen und diskreten Mitteln einer traditionell geſchulten Kunſt wirdm 
geſchildert, wie ein Militärattache der franzöſiſchen Geſandtſchaft ſchließlich uu 
Morde ſchreitet, um eine geliebte Frau vor der Brutalität ihres Mannes zu ren 
Der Roman bringt nichts Tiefes, nichts Beſonderes, iſt ein Typus dere he 
Kunſt, die nicht durch eigene Kraft, ſondern eher durch die Gunſt einer ae 
Dichterſprache, eines durch Lektüre und Umgang mit Gebildeten ermorint 
Phantaſieſchatzes Leben gewinnt. E. > ui 
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Lofe Blätter. 


ffpvengifhe Gaunereien. Von geſchätzter Hand erhalten wir folgendes Doku⸗ 
das in lehrreicher Weiſe zeigt, wie alsbald nach dem Ausbruch der großen 
ſiſchen Revolution, zur Zeit, wo die deutſche Zeitungspreſſe noch wenig ent⸗ 
war, die noch heute florierende Gaunerei einſetzte, den „Untertanen“ unter 
orwand, ihre Intereſſen zu fördern, die abſolutiſtiſch⸗feudaliſtiſche Wirtſchaft 
khaft zu machen. Das Schriftſtück, deſſen Adreſſe irgend ein damaliger 
er Duodezdeſpot geweſen iſt, lautet: 

durchlauchtigſter Herzog, gnädigſter Fürſt! Euer Durchlaucht Scharfblick iſt 
ng nicht entgangen, daß es nie notwendiger war, die niedere Volksklaſſe auf 
rer Faſſungskraft anpaſſende Art von den Vorteilen, welche die gegenwärtige 
ſung des Adels und der Regierung deutſcher Staaten überhaupt ihrem Wohl 
rem praktiſchen Intereſſe gewährt, zu überzeugen und ihr die Nachteile alle 
e Seele zu ſtellen, welche Unzufriedenheit mit derſelben für ſie herbeiführen 
als jetzt, wo durch irrige Freiheitsgrundſätze der gemeine Mann in ein Hell⸗ 
verſetzt worden iſt, welches ihn ſchwindelnd macht. Man hat zwar ſchon 
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re Verſuche gewagt, welche dem äußeren Anſchein nach dieſem Zwecke zu ent- 
In ſcheinen, allein teils waren die Verfaſſer bisheriger Volksſchriften nicht 
em Intereſſe beſeelt, welches den vorderen Ständen in deutſchen Landen 
ſein muß, teils wurde durch Volksſchriften verſteckt gerade der entgegen⸗ 
ge Zweck beabſichtigt und mehr Unheil als Vorteil geſtiftet. Dieſe Lage der 
erzeugte in mir den Plan zur Herausgabe einer Volkszeitung, wodurch die 
10 Volksklaſſe indirekt auf den Standpunkt geführt werden ſoll, auf dem ſie 
. wenn die zeitherigen Regierungen ſichere Dauer behalten ſollen. Ab⸗ 


liſt es, in dieſer Volkszeitung der produzierenden und gewerbetreibenden 
klaſſe Aufſchlüſſe über mehrere Kultur der Landwirtſchaft und ihrer Gewerbe 
ben, verdeckt aber ſie immer auf die Vorteile aufmerkſam zu machen, 
aus einem freiwilligen Gehorſam gegen höhere Stände, gegen die 
jeung und gegen die Geſetze und beſtehende Einrichtung der öffentlichen Ab- 
für ſie entſtehen müſſen, und dieſen Gehorſam an ihr praktiſches Intereſſe 
tnüpfen. Ich war ſo glücklich, dieſen lange gewährten Plan mit Hilfe der 
in Landesdirektion zu realiſieren. Aber offenbar iſt es, daß er nur dann 
1 Zweck vollkommen erreichen wird, wenn der Wirkungskreis, worinnen die 
| der Volkszeitung ihren Umlauf haben, groß genug iſt. In dieſer Hinficht 
g ich es auch, Euer Durchlaucht um Unterſtützung diefer Zeitung, welche, um 
Schein von perſönlichen Rückſichten höherer Stände zu vermeiden, der Ge⸗ 
Regiſtrator Grieshammer allhier herausgeben muß, untertänigſt zu bitten. 
Durchlaucht iſt es ſehr leicht, durch die Landprediger höchſtdero Landes dieſem 
Hatt Eingang in den Schulen und bei der Klaſſe von der Nation zu ver⸗ 
n, für welche es beſtimmt ift, wenn Eure Durchlaucht gnädigſt geruhen 
„dieſe Prediger dazu auffordern zu laſſen. Entſpricht dieſe Idee Euer 
taucht erhabenen Geſinnungen, fo werde ich alles anwenden, um fie fo ſehr 
öglich zu vervollkommnen. Und indem ich eine öffentliche Anzeige von dieſer 
Lig beifüge, erſterbe ich ehrfurchtsvoll Euer Durchlaucht untertäniger Diener 
niglich preußiſche Kammerdirektor v. Hardenberg. 

‚ahreuth, den 10. Juli 1796.“ 

ieſer Hardenberg war dabei nicht einmal ein in der Wolle gefärbter Junker, 
on der ſpätere preußiſche Staatskanzler, von dem wir vor acht Tagen er- 
en, daß er nach dem Muſter des Königs „Morgen⸗wieder⸗luſtik“ eine Reihe 
eformen im preußiſchen Staate eingeführt hat, zu dem beiläufig im Jahre 
(Bayreuth gehörte. 

erſelbe Hardenberg, der ein ſo reges Intereſſe für die offiziöſe Schwindel⸗ 
bekundete, ſträubte ſich freilich mit Händen und Füßen, als im Jahre 1813 
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Niebuhr und Schleiermacher eine zwar höchſt loyale, aber doch ehrliche 
herausgeben wollten. Erſt als der Bauernſohn Scharnhorſt mit höchſtem 
für den Plan der beiden patriotiſchen Gelehrten eintrat, gab Hardenb 
nahm aber die neue Zeitung unter die ſtrengſte Bene des Aus wärkiſh 
an deſſen Spitze er ſtand. 1 

Da wir einmal in alten Papieren dieſes Kanzlers kramen, wollen 
noch eine ſeiner ſtaatsmänniſchen Kundgebungen regiſtrieren, die oben 
eignet iſt, einen bedauerlichen Irrtum im „Handwörterbuch der Stag 
ſchaften“ zu berichtigen. In dieſem Werke berichtet eine leibhaftige p 
Exzellenz, der Wirkliche Geheime Rat Fiſcher, in Preußen ſei das Briefg 
ſtets beſonders ſorgfältig behütet worden, und führt als abſchreckenden 
zu dieſer blütenweißen Unſchuld an, das berüchtigte cabinet noir habe 
der franzöſiſchen Okkupation Berlins täglich 2000 Briefe geöffnet. Nun h 
franzöſiſche Okkupation Ende 1810 auf; Anfang 1811 aber — am 14. Mai 
der Staatskanzler v. Hardenberg an den Polizeipräſidenten in Königs 
königlichem Siegel folgendes Schreiben: 

„Unter allen Maßregeln, die in der höheren Polizei Anwendung f 
die Kontrolle der Briefe ohne Zweifel die wichtigſte. Sie gibt die meiſte 
ſicherſten Reſultate, und ihre Ausübung iſt weder mit großen Koſten, noch m! 
Gefahr einer leichten Bekanntwerdung verbunden, wenn 
nur mit einiger Vorſicht und Geſchicklichkeit verfahren wird. Di 
verdient daher die höchſte Aufmerkſamkeit. Es iſt mir nicht genau bekannt, ou 
in welcher Art Euer Hochwohlgeboren ſich dieſerhalb mit dem dortigen H per 
geeinigt haben, ich gebe mir indeſſen die Ehre, denenſelben das in dieſer Ange e 
heit hier angenommene Verfahren zur eventuellen Berückſichtigung ergeber 
empfehlen. — Das hieſige Hofpoſtamt, welches eine Liſte der in höhere 
tiſcher Hinſicht verdächtigen Subjekte mit der Anweiſung 
hat, alle an ſie und womöglich auch die von ihnen kommenden Briefe zu 
und durchzuſehen, teilt mir poſttäglich ein Verzeichnis aller geöffnet 
mit, wo außer der Adreſſe, dem Datum und Orte des Schreibens, auch 
genannt iſt, der Name des Verfaſſers und der Inhalt kurz aufgenommen i 
Alle Briefe, deren Tendenz aus dem Inhalt nicht ganz deutlich zu erſehen 
wirklich verdächtig iſt, werden mir nach Umſtänden im Original oder abſch 
vorgelegt. Auf dieſe Weiſe erhalte ich Reſultate und kann zugleich überſeh 
viel von ſeiten der Poſtbehörde, bei welcher, wie auch dort, ein eigene 
jekt mit dieſem Gegenſtand beſchäftigt und an Hauptpoſttagen ein 
unſeres Bureaus zugeordnet wird, für den allgemeinen Zweck getan wird. 
Mit alledem ſoll übrigens nicht beſtritten werden, daß Hardenber 
liberalſte Miniſter war, den der preußiſche Staat je produziert hat. Er w 
noch mutiger als der gegenwärtige Reichskanzler, indem er in einem der h 
Zwiſte zwiſchen König⸗ und Junkertum einen Junker nicht bloß mit Worte a 
hauchte, ſondern ſogar ein paar davon nach Spandau auf die Feſtung ſchi 
für lieferte er dann durch das berüchtigte Regulativ von 1816 die Ba 
Händen und Füßen gebunden, den Junkern aus, was für dieſe alle 
bleibendem Werte war, da es ihrem bankrotten Leibe die Möglichkeit gab, 
altpreußiſchen Staate bis ins neudeutſche Reich hinüber 


Druckfehlerberichtigung. Im vorigen Feuilleton iſt bei der Korrektur 
entſtellender Druckfehler überſehen worden. Gneiſenau hat nicht über die 
der Röcke“, ſondern über die „Freiheit der Rücken“ (nämlich vom preußif 
poralſtock) geſchrieben. Be 
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Be freie hand. 
| „ Berlin, 25. November 1911. 


In den Verhandlungen der Budgetkommiſſion über das Marokkoabkommen 
it die auswärtige Politik der Bethmann Hollweg und Kiderlen⸗Wächter, trotz 
ler entgegengeſetzten Verſicherungen dienſtwilliger Offiziöſer, nichts weniger 
8 glorreich abgeſchnitten. Namentlich iſt es nicht gelungen, den „Panther⸗ 
rung“ irgendwie als eine notwendige oder nützliche Aktion zu rechtfertigen; 
elmehr hat, wie ſich immer klarer herausſtellt, dieſe „Geſte“ den erſten An⸗ 
ß dazu gegeben, daß im vergangenen Sommer ein verheerender Weltkrieg 
hr als einmal dicht vor der Schwelle geſtanden hat. 

In anderer Beziehung hat Herr v. Kiderlen⸗Wächter ſein Konto von einigen 
eſchuldigungen zu entlaſten gewußt, mit denen es beladen worden war. 
amentlich ſcheint er ſich nicht, wie von beachtenswerter Seite behauptet 
urde, formaler Unhöflichkeiten gegen das Auswärtige Amt in London ſchuldig 
macht zu haben. Freilich muß man darüber erſt die andere Seite hören, 
ie denn überhaupt ein abſchließendes Urteil über die Affäre erſt möglich 
„wenn auch die engliſche Regierung geſprochen haben wird, was über- 
orgen geſchehen ſoll. Aber man braucht das, was die Bethmann und Kiderlen 
ihrer Rechtfertigung vorzubringen haben, deshalb nicht von vornherein auf 
leichte Achſel zu nehmen. Man würde den alldeutſchen Kriegshetzern nur 
affer auf ihre Mühle liefern, wenn man die auswärtige Politik Englands, 
0 von jeher eine hartgeſottene Geſchäftspolitik geweſen iſt, in milderem Lichte 
Oliden oder darſtellen wollte, als die geſchichtliche Erfahrung geſtattet. Und 
5 wäre noch nicht einmal das Schlimmſte. Allein unſer ganzer prinzipieller 
(andpunkt würde verletzt werden, wenn wir aus noch ſo berechtigter Ab- 
gung gegen die Reaktionswirtſchaft, unter der wir leiden, ihrer auswärtigen 
tik mehr aufbürdeten, als ſie verdient. 

Sie iſt ſeit langen Jahren tölpelhafter betrieben worden als die aus⸗ 


Fertige Politik Englands oder Frankreichs, was ſich daraus erklärt, daß die 
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deutſche Diplomatie ſich aus der rückſtändigen Junkerklaſſe bebe un 
deren kurzſichtigen Intereſſen gebunden iſt. Jedoch die Methoden, nach den 
ſie betrieben wird, ſind in anderen Ländern nicht beſſer als hierzulande, u 
wenn die auswärtige Politik Englands und Frankreichs geſchickter gehandha 
werden mag als die auswärtige Politik Deutſchlands, ſo iſt ſie deshalb 
London und Paris nicht etwa edel- und großmütiger oder gar mehr auf! 
Intereſſen der arbeitenden Klaſſen bedacht als in Berlin. In ihrem Hat 
mit auswärtigen Mächten ſind wir ſchon deshalb zu ſtrenger Unparkeilicht 
gegen die deutſche Diplomatie verpflichtet, weil es nicht im Intereſſe d 
internationalen Proletariats liegt, daß ſie als die allein Schuldige an d 
Kriegsgefahr des vorigen Sommers erſcheint; der Kampf gegen die imper 
liſtiſche Politik würde nur erſchwert werden, wenn als alleinige Schuld ein 
einzelnen Regierung erſchiene, was tatſächlich die Schuld aller Regierung 
oder noch genauer die Schuld eines verderblichen Syſtems iſt. 
Was heute mit ſo tiefem Eindruck die große Maſſe der Nation 930 
hat, daß ſelbſt die Agitation für die Reichstagswahlen darüber in den Hint 
grund tritt, iſt eine Stimmung, wie ſie den Reiter der Ballade überkam, 
er unwiſſend über das Eis des Bodenſees getrabt war, ein tödlicher Schredi 
über den grauenhaften Zuſtand, daß eine winzige Zahl von Leuten, den 
Einſicht und deren guter Wille völlig unkontrollierbar iſt, darüber entfcheitt 
darf, ob Europa durch einen Weltkrieg verwüſtet werden ſoll oder nicht. N 
mals iſt dieſer unerträgliche Zuſtand ſo grell und kraß hervorgetreten | 
gegenwärtig, und niemals iſt die Empörung darüber bis tief in bürgerli 
Kreiſe gleich lebhaft und tief geweſen. Je notwendiger es iſt, dies Feuer! 
ſchüren, um fo notwendiger iſt es auch, immer die prinzipielle Seite der Sge 
hervorzukehren und ſorgſam bedacht zu ſein, daß nirgends die verkehe 
Meinung entſtehen kann, als läge die Sache irgendwie anders, wenn Be. 
mann Hollweg und Kiderlen-Wächter ebenſo pfiffige Kartenſpieler wären, le 
fie es zweifellos nicht find. Dieſe diplomatiſche Durchſtecherei iſt gleich t- 
werflich, ob nun Bismarck die Emſer Depeſche fälſ 95 oder Kiderlen den „Raul 
nach Agadir ſchickt. 5 I 
Man darf auch fein übermäßiges Gewicht darauf legen, daß Deutſchld 
mit ſeinem perſönlichen Regiment übler daran iſt als Staaten mit pan 
mentariſchen Regierungen. Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik mot 
das zwar auch einen Unterſchied, aber keinen ſo ſehr großen. Wenn je in einn 
Punkte, jo haben die deutſchen Verteidiger des perſönlichen Regiments ni! 
ſo ganz unrecht mit der Behauptung, daß die auswärtige Politik auch j 
parlamentariſch regierten Staaten über die Köpfe des Parlaments gemqt 
werde. So wie heute die auswärtige Politik aller Staaten iſt, eine Ra’ 
oder Schacherpolitik, mit dem Ziel, andere Staaten übers Ohr zu hauen a 
Beſten des eigenen Staates, kann fie nicht durch eine Verſammlung In 
mehreren hundert Köpfen kontrolliert werden. Ein Parlament kann wl 
die auswärtige Politik in großen Zügen vorzeichnen, aber es kann die > 
folgung feines Willens nicht kontrollieren; es kann ſich nicht dagegen ſchütl, 
daß in der Ausführung die Zwecke vertauſcht werden. Ein Kabinett, 8 
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Intereſſen der Dynaſtie und der herrſchenden Klaſſen gegenüber dem 
and vertritt, kann ſich von einem Parlament nicht in die Karten ſehen 
„mit denen es das Ausland bemogelt oder zu bemogeln verſucht, ſchon 
hes Gegenſatzes willen nicht, der zwiſchen den Intereſſen der Dynaſtie 
der herrſchenden Klaſſen auf der einen, der Intereſſen der Arbeiterklaſſe 
her anderen Seite beſteht. 

n Sehr draſtiſcher Weiſe hat Lothar Bucher vor ſechzig Jahren die Art 
Weiſe geſchildert, wie ſich ſelbſt das engliſche Unterhaus auf dem Ge⸗ 
der auswärtigen Politik über den Löffel barbieren läßt. Er ſchreibt: 
Minister des Auswärtigen knüpft im tiefſten Geheimnis Verhandlungen 
teilt Inſtruktionen an Geſandte und Admirale, zeichnet Punktationen. 
einiger Zeit wird vom Ausland her etwas ruchbar; jemand verlangt 
unft, interpelliert. Der Miniſter enthält die Auskunft vor. Wie er das 
t, hängt von ſeinem Temperament, ſeiner Geſchicklichkeit ab. Der eine 
eigert rundweg die Antwort ‚aus hohem Pflichtgefühl‘, ‚im Bewußt⸗ 
‚feiner Verantiwortlichkeit‘, ‚im Intereſſe des Dienftes‘! „Die Sache 
bt“, der diplomatiſche Hexenkeſſel kocht, die Maſſen ſind in Fluß, das 
iſt beinahe fertig; ein vorzeitiges Wort, ein profaner Blick — und alles 
verdorben, der Stein der Weiſen würde zur Kohle. Hohes Haus bebt 
ſbergläubiſchen Schauder zurück und ergibt ſich in feine Unwiſſenheit. 
Palmerſton erreicht denſelben Zweck auf eine andere, luſtigere Weiſe. 
pringt mit einer Behendigkeit auf, als habe er die Interpellation 
nicht erwarten können. Er iſt äußerſt glücklich, ja dankbar, daß ſein 
werter Freund — wenn er denſelben ſo nennen darf — die Sache vor 
Haus gebracht, dem alle Diener Ihrer Majeſtät verantwortlich, dem 
zu groß und nichts zu klein, deſſen Weisheit die Geſchicke Englands 
N Und er jagt entweder eine faktiſche Unrichtigkeit oder einen ſorgfältig 
genen Doppelſinn oder eine Abgeſchmacktheit oder eine Inſolenz. Wir 
in nicht alle Reden Palmerſtons nachgeleſen, aber ſehr viele, und wir 
In keine Antwort gefunden, die nicht in eine der vier Kategorien gehörte.“ 
veit Bucher, der ein ſcharfer Beobachter war und die diplomatiſchen 
Inereien aus dem Grunde kannte, aber in feiner bürgerlichen Hilfloſig⸗ 
lich keinen beſſeren Rat wußte, als das willenloſe Werkzeug eines Diplo⸗ 
in zu werden, der noch ungleich geriebener und geriſſener war als 
lerfton. 

ür die Arbeiterklaſſe gibt es dieſe Hilfloſigkeit nicht mehr. Sie hat ein 
tes Mittel, die Kriegs⸗ und Friedensfrage den Händen der Diplomatie 
itreißen, indem fie dieſe Frage in ihre eigenen Hände nimmt. Das 
natiſche Spiel, über deſſen unglaubliche Einfältigkeit ſelbſt Bismarck ſich 
hes Mal verächtlich genug ausgelaſſen hat, wird nur dadurch zum furcht⸗ 
Ernſt, daß die Maſſen mit ihrem Gut und Blut die diplomatiſchen 
Hijungen honorieren. Sobald jie ſich deſſen weigern, fallen die diploma⸗ 
hi Kartenhäuſer zuſammen. So weit find wir leider noch nicht, aber wir 
duf dem beſten Wege, an dieſes Ziel zu gelangen. Wenn im vorigen 
uner die Wetterwolken des Krieges ſich zwar zuſammenballten, aber am 
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Ende doch nicht entluden, jo gebührt ein weſentlicher Teil des Ve 
daran den Friedenskundgebungen des internationalen Proletariats, und 
heute nicht nur die Grey vor dem engliſchen Parlament, ſondern au; 
Kiderlen vor dem Reichstag ſich in ganz anderer Weiſe verantworten mi 
als es in den Tagen Palmerſtons und auch noch Bismarcks diplomeſt 
Sitte war, ſo iſt auch das dem Entſchluß der Arbeiterklaſſe zu 1 
ihr eigenes Urteil über Krieg oder Frieden vorzubehalten. | 
Ein alter Poet hat gefagt: Wenn ſich die Könige zanken, jo beton 
die Völker die Prügel. Aber wenn die Völker erklären, daß ſie ſicht 
mehr prügeln laſſen wollen, ſo werden die Könige bald ein Haar darin fie 
ih zu zanken. Gewiß kann die Friedenspolitik der Arbeiterklaſſe nochſi it 
unter allen Umftänden einen Weltkrieg verhindern, allein ſie kann ı 
ſorgen, daß ein ſolcher Krieg zum Verderben aller derer ausſchlägt, d 
angezettelt haben. Dieſe Politik kann durchaus nur eine Politik der 
Hand ſein. Sie braucht ſich aus angeblich nationalen Gründen nicht 
Bethmann und Kiderlen zu begeiſtern, aber ſie braucht auch nicht au 
ſcheu vor dieſen Junkern für die Grey und Lloyd George zu ſchwärmer e 
braucht nicht zu ſagen, was ſie beim Ausbruch eines Weltkriegs tun, alt 
braucht auch nicht zu ſagen, was ſie in dieſem Fall unterlaſſen wird. 
Worauf es einſtweilen nun ankommt, iſt dies: in allen großen und kn 
Diplomaten der politiſchen Welt die Empfindung zu erwecken und 
wachzuhalten, daß von nun an der Knüppel beim Hunde liegt. Das k 
ſie ſchon kapieren, ſo gering nach Bismarcks und Buchers Behauptu 
allgemeinen ihr Grips ſein mag, und ſobald ſie es kapiert haben, il 
Friede fo lange und fo weit gefichert, als es in dem * dpa 
alter nur immer möglich ſein mag. | = 


Das Duell Bethmann⸗hehdebrandl. 
Von G. Sedebour. 


Zu hoffnungsloſer Verworrenheit hat die Entwicklung der Mal. 
wirren die an und für ſich ſchon hinreichende Zerfahrenheit in dem ben j 
ſchen Regierungsſyſtem gezeitigt. Die Früchte boruſſiſcher Diplomaten 
fielen wie ſtreiterzeugende Erisäpfel mitten in den Ring des 1 
klüngels hinein. Zunächſt geriet der Reichskanzler v. Bethmann il 
weg und ſein Bundesgenoſſe bei den Agadirexperimenten in einen mi 
mit dem Chef einer „nachgeordneten Behörde“, dem Staatsſekretä kd 
Kolonialamtes Herrn v. Lindequiſt. Dann machte die konſeriti 
Partei ſcharfe Oppoſition gegen die Regierung, und der Reichskanzleff 
wieder in unerwartetem Grimme über den Wortführer dieſer Regier ig 
partei mit den ſchwerſten Vorwürfen her. Bei dieſer Gelegenheit er 
wir das heitere Zwiſchenſpiel, daß der preußiſche Kronprinz auf der RG 
tagstribüne gegen die von feinem eigenen Vater gebilligte Politi de 
Kanzlers pantomimiſch demonſtrierte. Wirrwarr über Wirrwarr in R 
gierungslager! Und das unmittelbar vor den Wahlen, die vorher ſcho fi 
den geſamten Regierungsklüngel ſchweres Unheil vorausahnen ließe 
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Im die Bedeutung dieſer Vorkommniſſe richtig zu würdigen, muß man 
rertigen, was wir denn eigentlich für ein Regierungsſyſtem in 
tſchland haben. Es iſt eine völlig ſinnloſe Fabel, daß wir in Deutſch⸗ 
beglückt ſeien mit einer Regierung, die über den Parteien ſchwebe und 
leichmäßiger Berückſichtigung der Intereſſen aller Bevölkerungsklaſſen 
Wohl des Geſamtvolkes zu fördern beſtrebt ſei. Die amtierende Bureau- 
(e, in deren Händen die Verwaltung der Staatsgeſchäfte liegt, iſt for- 
allerdings völlig unabhängig von irgendwelchen politiſchen Parteien. 
höchſten Beamten werden im Königreich Preußen vom König und im 
(he vom Kaiſer ernannt, und von ihnen hängt wieder die „nachgeordnete“ 
ıntenichaft ab. Tatſächlich hat aber die preußiſche Tradition der kon⸗ 
tiven Partei, insbeſondere ihrem Kern, dem oſtelbiſchen Junkertum, 
(Beſetzung aller politiſch einflußreichen Beamtenpoſten nahezu reſtlos 
antwortet. Verſchiedene Hofkamarillen kämpfen zwar untereinander 
die Gunſt des Königs. Im Nutzeffekt kommen aber alle deren Be- 
ungen auf die Förderung der junkerlichen und der mit ihnen verſippten 
verfilzten ſonſtigen großkapitaliſtiſchen Intereſſen hinaus. 
zo haben wir denn tatſächlich eine Parteiregierung, und zwar eine 
t teiregierung ſchlimmſter Art, weil es die Regierung 
ler Minderheits partei ift, die nicht durch einen in aller Offent⸗ 
geit geführten politiſchen Kampf, ſondern durch allerhand Hintertreppen⸗ 
rufe ih in ihrer Machtpoſition zu behaupten weiß. 
dem Zuſammenwirken dieſes Regierungsklüngels liegt ein ungeſchrie⸗ 
r Pakt zugrunde. Für die Wirtſchaftspolitik Deutſchlands wird das 
rtejfe der großagrariſchen und großinduſtriellen Ausbeuter maßgebend. 
i Verwaltungsbefugniſſe bleiben der Bureaukratie unbeſchränkt über⸗ 
ea, ſofern fie ihre Befugniſſe nach Kräften zur Bekämpfung oppofitio- 
Ar Parteien, insbeſondere der Sozialdemokratie, ausnutzt. Die Macht⸗ 
iel des Reiches, Heer und Marine, werden nach Möglichkeit geſteigert, 
zu deren Erhaltung die Steuerkräfte des Volkes bis zum Weißbluten 
tiepreßt. Dem Kaiſer und ſeinen nächſten Ratgebern bleibt die aus⸗ 
dige Politik zur freien Betätigung ihrer genialen Eingebungen über- 
a, immer unter der Vorausſetzung, daß die großkapitaliſtiſchen Ausbeutungs⸗ 
teſſen durch eine imperialiſtiſche Politik nach Kräften gefördert werden. 
luf Grund dieſes ungeſchriebenen Paktes haben denn bisher auch die 
Anen Gruppen der Regierungsſippe im großen und ganzen, von vor— 
hgehender Verſtimmung abgeſehen, einträchtiglich zuſammengearbeitet. 
In dieſes ſchöne Verhältnis ſind nun arge Mißtöne gekommen. Schon 
il ahren war es klar geworden, daß die boruſſiſche Regierungsſippe nicht 
im Innern des Reiches als Hemmſchuh jeder politiſchen und wirtſchaft⸗ 
Entwicklung wirkte; auch in der auswärtigen Politik führten ihre 
loden das Reichsſchiff im Zickzackkurs von Blamage zu Blamage. Die 
müſtung darüber entlud ſich im November und Dezember 1908 bei den 
Herlichen Parteien, indes nur gegen das perſönliche Regiment. Ein 
er Aufwand an Worten ward vertan. Die Bemühungen der Sozial- 
. kratie, das entrüſtete Bürgertum auch zu Taten aufzumuntern, blieben 
utlos. Im Reichstag war nichts, aber auch gar nichts an Verfaſſungs⸗ 
r ſſerungen zu erreichen. Im Gegenteil: die Erſetzung des Hottentotten⸗ 
05 durch den ſchwarzblauen Block der Konſervativen und des Zentrums 
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führte eine Periode verſtärkter wirtſchaftlicher Reaktion herbei, un 
Jahre 1910 wagte ſich auch wieder das perſönliche Regiment mit 0 
fordernden Kundgebungen an die Offentlichkeit. 
Natürlich konnte es den Nutznießern des Regierungsklüngels nicht 
gehen, daß ſich inzwiſchen im Volke ein für die Reaktion bedrohliches 
witter zuſammengezogen hat, das ſpäteſtens bei den Wahlen im Ja, 
1912 zur Entladung kommen muß. Alle krampfhaften Verſuche der $ 
männiſchen Regierung, auf dem Gebiet der inneren Politik, der S. 
politik und wirtſchaftlicher Beſtrebungen Erfolge zu erzielen, die einen 
ſchwung der Volksſtimmung hätten herbeiführen können, ſchlugen kl 
in ihr Gegenteil um. Da ſcheint es durchaus glaubhaft, daß die 1 
Bethmann und Kompanie, als ſie ſo auf dem letzten Loche pfiffen 
Sommer dieſes Jahres auf den verzweifelten Gedanken gerieten, 
einen Erfolg imperialiſtiſcher Politik und durch Erregung nationaliſt! 
Leidenſchaften einen Umſchwung in der Volksſtimmung herbeizuführen: 
ihnen ähnliche Erfolge eintragen würde wie der Hottentottenrumme 
den Wahlen von 1907. War dies auch nicht der einzige Beweggrun 
das neueſte Marokkounternehmen, jo wäre es jedenfalls deſſen Veranſtet 
eine höchſt erwünſchte Nebenwirkung geweſen. Aber gerade dieſer 
Coup, mit dem Herr v. Bethmann und ſeine Gehilfen das deutſche Br‘ 
verblüffen dachten, hat Zerwürfniſſe tiefſter Art zwiſchen den wicht 
Faktoren der Regierungsſippe in Deutſchland hervorgerufen. 0 
Die geſchichtliche Entwicklung der Marokkowirren braucht hien 
näher erörtert zu werden. Hier kommt es nur auf deren Rückwirkun 
deutſche Verhältniſſe an. Der Pantherſprung nach Agadir wurde allgee 
dahin gedeutet, daß die Reichsregierung damit Anſprüche auf marokkank 
Gebiet anmelden wollte. Die Regierungsvertreter behaupten jetzt, N 
beabſichtigt zu haben. Daß fie wochenlang den Gerüchten über ihre f 
pationsabſichten freien Lauf ließen, läßt ſich nur dann erklären, wer 
hofften, Vorteile für ihre Verhandlungen mit Frankreich daraus zu 3) 
Daneben mochte es ihnen auch nicht unangenehm ſein, daß in dem Deu! 
Bürgertum eine patriotiſche, auf imperialiſtiſchen Raub abzielende (i 
mung erzeugt wurde, die bei den allgemeinen Reichstagswahlen gute Du 
hätte tun können. Es liegt aber auch eine Außerung des Reichskanzlers | 
vor, wie angenehm ihm in der Tat diefe Stimmung geweſen tit. 5 
nämlich in der Reichstagsſitzung vom 10. November: } 
Meine Herren, wir haben Monate durchlebt und durchleben jetzt Tage, Bi 
einer leidenſchaftlichen Stimmung durchflutet find, wie wir es kaum jem 
Deutſchland erlebt haben. Ein Grundton dieſer Stimmung iſt der Wille Di 
lands, ſich mit ſeinen Kräften und allem, was es vermag, in der Welt durchz 5 
Das war die gute und die erhebende Erſcheinung, die wir erlebt haben, einc 
ſcheinung, die mich geſtützt hat, auch wenn fie ih in Worten { 
mich wandte; und ich empfinde Dank für dieſe Gefühle, die im deutſchen 0 
geherrſcht haben. 10 


Man muß dieſe Worte des Herrn v. Bethmann Hollweg ins Auge fl 
um die Methode dieſes doppelzüngigen Politikers richtig e 
können. Denn was war es, was dieſe erhebende Eric 
ihn geſtützt hat, hervorrief? Hätte er von Anfang an offen über ſeine 1 
ſich ausgeſprochen, ſo hätten wir die „erhebende Erſcheinung“ nie de 
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m der offenen Tür in Marokko und um einiger Sumpfſtrecken am Kongo 
id Ubangi willen hätten die Patrioten ſich nicht in die Unkoſten eines im⸗ 
rialiſtiſchen Begeiſterungsrauſches geſtürzt. Der konnte nur deshalb ſich 
toben in phantaſtiſchen Delirien aller Art, weil Bethmann Hollweg es 
chig geſchehen ließ, daß die Patrioten ihn ſelbſt und den Herrn v. Kiderlen— 
ächter als zwei deutſche Recken prieſen, die hochgemut ausgezogen ſeien, 
n den Nibelungenſchatz in Südmarokko zu heben. 

Als es nun ſchließlich doch ruchbar wurde, daß die deutſche Reichsregie⸗ 
ng wirklich nur die offene Tür in Marokko und einige Landzipfel an der 
merungrenze als Beute heimbringen würde, war die Enttäuſchung der 
urioten groß. Es war aber naheliegend, daß fie dieſes Ergebnis, das fo 
ig ihren hochgeſpannten Erwartungen entſprach, auf die Intervention 
iglands vermittels der Rede des Schatzkanzlers Lloyd George zurückführten. 
e ſchütteten nunmehr in bitterem Zorne ganze Kübel patriotiſcher Ent- 
ſtung über die Leute aus, denen ſie vorher üppige Vorſchußlorbeeren ge- 
endet hatten. Die nachträgliche Behauptung der Regierung, daß ſie von 
an nichts anderes gewollt habe, als ſie erreicht hat, kam viel zu 
it, um die Entrüſtungsfluten einzudämmen. 

Gerade die konſervative Partei, der bisher der Reichskanzler in allen 
sen agrariſchen Beſtrebungen nach dem Munde zu reden pflegte, hatte durch 
Anützung der imperialiſtiſchen Hurraſtimmung ihre wankenden Scharen 
eder um die Junkerfahne zu ſammeln geſucht. Nun zerrann dieſer kurze 
raum in nichts; daraus erklärt ſich, daß die Konſervativen in eine Oppoſi⸗ 
Insſtimmung gegen ihren getreuen Reichskanzler hineingerieten, der ihrer 
kariſchen Gier zwar ſtets zu Willen geweſen iſt, aber mit ſeiner imperia⸗ 
tiſchen Politik fie offenbar genasführt hatte. Der ſchlecht verhehlte Grimm 
r Junkerpartei kam denn auch in den Worten ihres Führers, des Herrn 
Heydebrand deutlich zum Ausdruck. Gleichzeitig trat zutage, daß auch in 
in militäriſchen Kreiſen und bei Hofe die Entrüſtung infolge der Ent⸗ 
uſchung imperialiſtiſcher Hoffnungen weit um ſich gegriffen hatte und ſich 
gen den Reichskanzler kehrte, dem man die Schuld an dieſem Mißerfolg 
imaß. Gewiſſermaßen als ſymboliſcher Vertreter dieſer höfiſchen und mili- 
riſchen Fronde gab auf der Reichstagstribüne der preußiſche Kronprinz 
inem Unwillen über die Bethmänniſche Politik pantomimiſchen Ausdruck. 
Die unaufrichtige Politik Bethmanns, durch Erweckung von Hoffnungen, 
e er nicht befriedigen wollte und nicht befriedigen konnte, ſich vorübergehend 
zen günſtigen Reſonanzboden für ſeine Marokkopolitik zu ſchaffen, hatte ſich 
(jo letzten Endes gegen ihre Urheber gekehrt. Parlamentariſch war er völlig 
liert. Gerade die konſervative Partei, die eigentliche dauernde Stütze des 
ſeußiſchen Regierungsſyſtems, kehrte ſich gegen ihn. Das Ausſcheiden des 
(aatsſekretärs v. Lindequiſt aus dem Amte noch vor Beginn der Ausein⸗ 
Een über die Maroffofrage bewies, daß auch in bureaukratiſchen 
eiſen ihm eine ſtarke Gegnerſchaft erwachſen war. Und was das ſchlimmſte 
für einen ſtrebſamen Beamten, die höfiſche Fronde drohte feinen Einfluß 
lim Kaiſer zu untergraben. 

In dieſer Situation ſuchte und fand doch zunächſt Bethmann Hollweg 
leder Rettung und Stütze bei ſeinem Monarchen, der dem Anſchein nach 
In Anfang an mit den Zielen und dem Verlauf der Bethmänniſchen Marokko⸗ 
litik vollkommen einverſtanden geweſen ſein muß. Die Zeit zwiſchen dem 
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erſten und dem zweiten Tage der Marokkodebatte hat der imitierte N. | 
von Hohenfinow, der auf dem höfiſchen Parkett offenbar vortrefflich Beſch⸗ 
weiß, nach Kräften ausgenutzt. Am 10. November erſchien er im Reichstag, ı 
einen unerwartet energiſchen Stoß gegen den konſervativen Führer v. Heydebra 
zu führen, nachdem der frondierende Kronprinz nach Danzig heimgeſchickt w 

Es zeugt von einer völligen Verkennung der Verhältniſſe, wenn man d 
Vorgehen des Herrn v. . als eine Befreiungstat im Kampfe geg 
das Junkerjoch feiert. In dieſem Vorſtoß des Kanzlers prägt ſich nur N 
Kampf um die Macht zwiſchen zwei Faktoren des Regierungsklüngels au 
Das höfiſch⸗bureaukratiſche Element revoltierte gegen den wachſenden Einf. 
der Junkerſippe. Daß der ergrimmte Inhaber des Kanzlerpoſtens gegen fein: 
junkerlichen Gegner einzelne durchaus zutreffende und wirkſam borgebrad: 
Vorwürfe ſchleuderte, ändert nichts an der Grundtatſache eines Kampfes 1 
die Macht innerhalb des antidemokratiſchen Regierungsklüngels. 

Es ſind dabei obendrein nur einzelne Wendungen in der Philipp 
des Herrn v. Bethmann, nicht aber alle ſeine Angriffe auf Herrn v. Hey. 
brand, denen die Sozialdemokraten ihre Zuſtimmung geben können. Wei 
Herr v. Bethmann zum Beiſpiel gegen Herrn v. Heydebrand losdonnert, 
müſſe es ihm allein überlaſſen, „wie er dieſe Schmähung ſeiner eigenen! 
gierung vor der ganzen Welt mit feinem Vorſatz, die Regierung nicht herun 
zureißen, und mit ſeinem nationalen Gewiſſen vereinen will“, jo iſt du 
folgendes zu bemerken: An und für ſich iſt es ſicher ein Widerſpruch, wen 
der Vertreter der konſervativen Partei, die ſich ſtets als Hüterin jeder ſta⸗ 
lichen Autorität aufſpielt, weil nur durch den Götzendienſt der Autorität i 
Minderherrſchaft aufrechterhalten werden kann, ſich gegen die Autorität 
Regierung kehrt. Aber dieſer Widerſpruch rührt daher, daß in Deutſchleh 
bisher entgegen dem wirklichen Verhalten der Parteien gefliſſentlich von ali 
Faktoren des Regierungsklüngels die Autoritätsduſelei kultiviert wurde. Br 
demokratiſchen Standpunkt aus muß aber jede Partei, auch die allerkonſer⸗ 
tivſte, das unbeſchränkte Recht haben, ſich gegen eine Regierung zu kehr, 
ſie alſo auch in ſcharfen Worten „herunterreißen“, wenn ſie glaubt, daß e 
Regierung eine ihrem Parteiintereſſe oder dem Gemeinwohl ſchädliche Pol! 
einſchlägt. Es iſt nur ein Beſtandteil der völlig unhaltbaren und inner) 
unwahren Ideologie des Abſolutismus, wenn verlangt wird, das der „Patri 
ſich jeder öffentlichen ernſtlichen Kritik, oder um den Wortlaut des Herrn v. Bo ⸗ 
mann zu gebrauchen, jeder „Herunterreißung“ ſeiner Regierung enthalten 3. 

Da insbeſondere wir Sozialdemokraten für uns jederzeit das Recht ı 
ſchärfſten Kritik der Regierungsmaßregeln in Anſpruch nehmen und es! 
ſtändig ausüben, würden wir unſeren eigenen Grundſätzen zumiderhandtt, 
wenn wir jener Bethmänniſchen Phraſe Beifall ſpenden, ſobald der Mini r 
ſie einmal ausnahmsweiſe nicht bloß gegen Sozialdemokraten, ſondern gen 
Mitglieder der bürgerlichen Parteien und ſogar gegen einen Führer unſer 
ſchlimmſten Gegner, der Junkerpartei, ſchleudert. Vor allem haben wir 1 
uns ſelbſt doch ſtets das Recht in Anſpruch genommen, auch die auswärtee 
Politik der Regierung öffentlich und in ſchärfſten Formen zu ri. 
ſieren, und haben unſererſeits ſtets es mit Entrüſtung zurückgewieſen, win 
man uns das verwehren wollte mit dem Einwand, daß das Vaterlid 
ſchädige, wer auf ſolche Weiſe die eigene Regierung vor den Augen ® 
Auslandes herunterriſſe. Darüber, ob ſolche Kritik notwendig iſt und we e 
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m fie anzunehmen hat, haben wir ſtets unſere eigene Überzeugung 
Heiden laſſen. Was uns Sozialdemokraten recht iſt, iſt auch den anderen 
en billig, mögen es nun Liberale, Zentrumsleute oder gar Junker fein. 
Ein anderer Vorwurf, den Herr v. Bethmann gegen Herrn v. Heyde⸗ 
id ſchleuderte, hat an ſich allerdings unſere volle Zuſtimmung verdient. 
‚find die Schlußworte in dem Leidenſchaftsausbruch des Kanzlers: 
„Um utopiſtiſcher Eroberungspläne und um Parteizwecke willen aber 
e nationalen Leidenſchaften bis zur Siedehitze zu bringen, das heißt den 
atriotismus kompromittieren und ein wertvolles Gut vergeuden.“ 

Das iſt durchaus zutreffend. Herr v. Heydebrand hat um Parteizwecke 
en die nationalen Leidenſchaften bis zur Siedehitze zu bringen geſucht 
hat dadurch den Patriotismus kompromittert. Dieſer Bethmänniſche 
wurf trifft den Junkerführer ins Mark, aber nicht nur ihn, ſon⸗ 
nalle unſere Gegner, die gewohnheitsgemäß im Kampfe gegen 
Sozialdemokratie die nationalen Leidenſchaften bis zur Siedehitze zu 
gen und zu ihren Parteizwecken zu mißbrauchen ſuchen. Der Mißbrauch 
Patriotismus zu Parteizwecken war das beliebteſte Kampfmittel unſerer 
ner bei den Hottentottenwahlen von 1907. Der Mißbrauch des Patrio⸗ 
us zu Parteizwecken iſt ein ehrwürdiges Gewaffen in dem Arſenal aller 
jerungsbeamten, vom Gendarmen und Landrat bis zum Miniſter und 
chskanzler hinauf. Den Mißbrauch des Patriotismus zu 
rteizwecken hat nicht zum wenigſten Herr v. Beth⸗ 
un Hollweg ſelber bei verſchiedenen Gelegenheiten 
gen uns auf ſein Schuldkonto geladen. Deshalb iſt es 
Erfreulichſte an dieſem Ausfall des Kanzlers gegen Herrn v. Heyde⸗ 
d: indem er den Mißbrauch des Patriotismus zu 
rteizwecken brandmarkte, ſchlug er ahnungslos in 
nem Grimme den Regierungsmännern und den Ver⸗ 
tern der bürgerlichen Parteien eine Waffe aus der 
nd, die ſie alle mit Vorliebe im Kampfe gegen uns 
wandten. In kurzer Zeit werden die Bethmann und Heydebrand 
0 wieder zuſammenfinden in dieſem patriotiſchen Tun. 

Die Sozialdemokratie kann deshalb das Duell Bethmann⸗Heydebrand 
[ein Symptom der Selbſtzerſetzung des boruſſiſchen Regierungsſyſtems 
dig begrüßen. Im übrigen werden die Genoſſen gut tun, jene Schluß⸗ 
te der Reichskanzlerrede ſich einzuprägen und fie nötigenfalls gegen 
re Gegner zu verwenden, auch gegen Herrn v. Bethmann ſelbſt, wenn 
ieder einmal es wagen ſollte, auf dem fahlen Pferde des mißbrauchten 
„ gegen uns in die Schranken zu reiten. 

kurz wir freuen uns, daß der Kanzler als Vertreter des Regierungs⸗ 
lutismus einige treffende Worte fand gegen ſeine bisherigen Verbün⸗ 
„ die Junker. Wir werden dieſe Vorgänge ausnutzen zur Aufklärung 
Volkes. Wir werden aber vor allen Dingen darauf hinwirken müſſen, 
N aufgeräumt wird mit dieſem ganzen preußiſchen Regierungsſyſtem 
lt, um an deſſen Stelle Verfaſſungseinrichtungen zu ſetzen, die den Volks⸗ 
im durchweg zur Geltung bringen, und die weder für das Treiben der 
aſchſüchtigen Junker und Bureaukraten noch für Hofkamarillen und ihre 
nälvollen Einflüſſe irgendwelchen Raum laſſen. 
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Die Liquidation der Marokkofrage. 
Von Karl Radek. 


3. die Kongo, entſchädigung⸗. 

Die Art, in der die Nachricht von der bevorſtehenden Anglieder 
eines Teiles von Franzöſiſch⸗Kongo an Kamerun von den tolonialfeen 
lichen Kreiſen Deutſchlands „begrüßt“ wurde, ſteht einzig da in der | 
ſchichte der Kolonialpolitik. Wie groß man auch den Einfluß . 


wegen des endgültigen Verzichtes Deutſchlands auf Marokko auf die Sch 
dieſer Zurückweiſung einſchätzen mag, ſo unterliegt es doch keinem Zwe 
daß die Entrüſtung über dieſen kolonialen Erwerb auch in dem ſachli⸗ 
Wert der Kiderlenſchen Errungenſchaft voll begründet iſt. Dafür bün 
ſchon in gleichem Maße die Urteile der angeſehenſten deutſchen und 0 
ländiſchen Kolonialpolitiker wie die nackten Tatſachen. Einige 
ſpiele werden wohl genügen. Um mit England zu beginnen, ſo äußerte 
der namhafte Kenner des Kongoproblems E. D. Morel am 16. Oktobe 
der „Daily News“: | 

Wirtſchaftlich und finanziell iſt der franzöſiſche Ronge ein ebenſo großer! 2 
erfolg der franzöſiſchen Koloniſation geweſen, wie ſich die vereinigten weſtafti 
niſchen Gebiete als ein glänzender Erfolg erwieſen haben. 


Der Franzoſe Felicien Chalaye, der Freund des Begründers 
Franzöſiſch⸗Kongo, des Grafen de Brazza, entwirft in ſeinem im It 
1909 in Paris bei Alcan erſchienenen Werke „Le Congo Francais“ 
durch ſeine Troſtloſigkeit erſchütterndes Bild. Wo Brazza nach ein 
Jahren der Wirtſchaft der Konzeſſionsgeſellſchaften durchzog, „ 


da waren die Dörfer verſchwunden und die Bewohner ausgeſtorben, ü 
wenige traurige Hütten von Arbeitern fanden ſich im Umkreis der ſtaatlichen 
tionen, kein Feld war beſtellt. Selbſt für ſich ſelbſt konnten die Reiſenden In 
ein Huhn kaufen, die Träger hungerten. Überall die Einſamkeit des Todes, die Hunger 


Wem dieſe Außerungen nicht objektiv zu ſein ſcheinen ſollten, weif 
von Kolonialpolitikern humanitären Schlages ſtammen, die jahrelang! 
Greuel in Belgiſch⸗ und Franzöſiſch⸗Kongo bekämpfen, der leſe die 5 
die der jetzige Generalgouverneur von Franzöſiſch⸗Kongo, Mer il i 
Oktober vorigen Jahres bei Eröffnung des Kolonialen Rates hielt: 

Ich vergleiche die Kolonie mit einem jungen Weſen von kräftiger a 
tution, deſſen Kindheit aber durch jahrelange Verwahrloſung und zu be 
zu harte Erziehungsmethoden ſtark mitgenommen iſt. Seine Geſundheit ide 
durch unendlich zart geworden und erfordert große Schonung. Es beit 
eines kräftigenden Regimes, um zu verhindern, daf 
jeden Augenblick in Siechtum verfällt. Es darf aber auch al 
kräftig behandelt werden, da es vermöge feiner Schwächlichkeit dabei zuſamm 
brechen würde Die Regenerierung von Zentralafrika iſt eine beſonders 
Aufgabe, die unausgeſetzte Aufmerkſamkeit, unendliche Fürſorge, eine 15 
liche Geduld und eine unbeugſam befolgte Methode erfordert. 


Da ſich, wie bekannt, die deutſche Kolonialpolitik durch diefe Gen 
ſchaften beſonders auszeichnet, kann man fich vorſtellen, was unter 1 
Fittichen aus der „kräftigen Konſtitution“ des Kongo wird, wenn dieſe ch 
überhaupt ein Produkt des pflichtgemäßen Optimismus des franzöſi e 
Gouverneurs iſt. Dr. Dietrich Weſter mann, Profeſſor am Ori n 
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en Seminar in Berlin, ſchreibt im „Berliner Tageblatt“ (vom | 
Oktober): 

Nirgends wird eine Kolonialregierung, die ihre Pflichten 
ſt nimmt, mit größeren Schwierigkeiten zu kämpfen 
en als hier. Woher will man genügend Arbeiter für europäifche Unter⸗ 
nungen und für eine Schutztruppe erlangen? Die Arbeiterfrage gibt ſchon 
e in unſeren viel beſſer bevölkerten Kolonien den Pflanzungen die ſchwerſten 
ſel auf. Wie will man eine ſo dezimierte, ſchwächliche, durch langjährige Fron⸗ 
ſte arbeitſcheu gemachte Bevölkerung zu ſelbſtändigen Kulturen erziehen? 


Zum Schluſſe die Meinung von Paul Rohrbach: 
Im ganzen genommen iſt Franzöſiſch⸗Kongo eine in Grund und Boden ver⸗ 
ete, durch drei oder vier Dutzend Konzeſſionsgeſellſchaften ausgeſogene Kolonie, 
er die Franzoſen außerhalb ihrer wenigen Stationen und Faktoreien nie wirk⸗ 
Autorität ausgeübt haben. Das ganze Land iſt teils ſchwach, teils überhaupt 
bevölkert, hat keine ſchiffbaren Flüſſe, mit Ausnahme des mangelhaft prakti⸗ 
Im Sanga, keine Straßen, keine Produkte, außer etwas Kautſchuk, der ſchon jetzt 
Teil ſeinen Weg über Kamerun nimmt und bald genug erſchöpft ſein wird, und 
zanze Erfolg, im Falle, daß wir uns hier eine Viertelmillion Geviertkilometer 
ſo etwas an Unland aufhängen ließen, würde darin beſtehen, daß Kamerun auf 
Karte etwas größer ausſieht, und daß wir Millionen über Millionen nutzlos 
1 0 müßten, um eine Verwaltung in dieſem wertloſen Zuwachs einzu— 
„Die volle Wertloſigkeit der Landſtriche, die uns die Franzoſen an den 
en wollen, wird man erſt erfaſſen, wenn ſie uns wirklich gehören und 
uns den Schaden beſehen, aber was man ſchon jetzt von ihnen weiß, ſollte 
lich ausreichen, um die Hände davon zu laſſen! 


dazu iſt noch zu bemerken, daß weder Weſtermann noch Rohrbach für 
(Feſtſetzung in Marokko eintraten, alſo ihr Urteil kaum durch Verärge⸗ 
oder gekränktes Nationalgefühl getrübt ſein dürfte. 
dieſe Einmütigkeit der kolonialpolitiſchen Urteile über Franzöſiſch⸗ 
90 hat ihren Grund in einer jo klaren Sprache der Tatſachen, daß fie 
von Leuten überhört werden kann, die dazu genötigt find. Franzöſiſch⸗ 
(go iſt eine von der Natur ſtiefmütterlich behandelte Kolonie. Auf der 
en 1800 000 Quadratkilometer großen Fläche wohnt eine ſpärliche Be⸗ 
run, deren Zahl nicht einmal feſtgeſtellt iſt: fie ſoll zwiſchen 3 und 
Nillionen Menſchen betragen. Große Teile des Gebiets ſtehen monate⸗ 
unter Waſſer, ſie ſind von Sümpfen bedeckt. Andere ſind ein un⸗ 
licher Urwald. Im Süden erlaubt die Tſetſefliege die Viehzucht 
, und die Bevölkerung ſtillt ihren Fleiſchhunger mit Menſchenfleiſch, 
fd den ſchlechten Geſchmack aus dem Munde zu treiben“, wie ſich ein 
heborener dem franzöſiſchen Forſcher Lefant gegenüber ausdrückte. Die 
(lafkrankh eit wütet im ganzen Süden der Kolonie und verwüſtet 
Wichtigste, was ſie beſitzt, die menſchliche Arbeitskraft. Faſt die einzige 
Wieute des Landes bilden Kautſchuk und Elfenbein. Bis in das 
5 Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts verkauften die Eingeborenen 
e Produkte an die Händler, die vom Süden her dem Laufe der Ogowe 
t ng eindrangen, und bezahlten mit dem Erlös die Kopfſteuer, zu der ſie 
ralten wurden, wenn ſie in der Nähe der franzöſiſchen Stationen wohnten. 
nem Einziehen dieſer Steuer beſtand überhaupt die Herrſchaft Frank⸗ 
i6 über den Kongo. Erſt ſeit 1890 beginnt das Eindringen des 
enzöſiſchen Kapitals, und mit einem Male ändert ſich die Lage 
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der Eingeborenen. Ohne Kammerbeſchluß, im Wege eines nicht veröff 
lichten Miniſterialerlaſſes treten im Jahre 1891 Etienne und im Jahre 1 
Delcaſſé als Kolonialminiſter einen Teil des Kongo an zwei Konzeſſic 
geſellſchaften zur Ausbeutung ab, ohne ſich darum zu kümmern, daß 
von der Berliner Kongokonferenz (1884) verboten war. Im Jahre 1899 
es ſchon 39 ſolcher Geſellſchaften, und der ihnen ausgelieferte Raum bet 
650 000 Quadratkilometer, ein Drittel Franzöſiſch⸗Kongos, größer als Ir 
reich. Auf 30 Jahre bekamen die Geſellſchaften das Recht der Ausbeute s 
licher Produkte des Bodens. Sie verpflichteten ſich dafür, neben einer fe 
jährlichen Abgabe 15 Prozent des reinen Gewinnes an den Staat a 
liefern, Schiffahrt, Telegraphen und Poſt zu erhalten und einen Beitrag 
Deckung der Koſten der Zollverwaltung beizuſteuern. Ohne das Lanz 
kennen, das ſie zu erſchließen unternahmen, gingen die Geſellſchaften an 
Arbeit. Die Kautſchukbeſtände wurden zur Erhöhung der au 
blicklichen Ausbeute direkt vernichtet, und um die übernommene 
pflichtung, jede Tonne gewonnenen Kautſchuks durch 150 neue Kautſe 
pflanzungen zu erſetzen, kümmerten ſie ſich nicht. Um die Ausfuhr 
Elfenbein zu heben, rotteten ſie die Elefanten aus, 0 
nicht beſſer ging es mit der Holzgewinnung, auch ſie wurde als Naubt 
ſchaft betrieben. 1 

So wurde mit den Naturſchäzen gewirtſchaftet. Um keinen Deut b bi 
mit den Kräften der Eingeborenen. Sie wurden durch die ſchwo⸗ 
und weißen Aufſeher aus ihren Dörfern zur Arbeit hinausgepeitſcht! 
hinausgeknallt. Man verwüſtete Dörfer, deren Bewohner ſich den Gal 
ſchaften nicht als Sklaven ausliefern wollten und es vorzogen, im) 
Wälder zu flüchten, und fing die Leute ein, um fie für irgend ein e 
gehen gegen franzöſiſche „Geſetze“ ins Gefängnis zu werfen, wo fie | 
Wüten der Aufſeher ſchutzlos ausgeliefert waren. Den Bericht, den g 
Brazza nach einer offiziellen Inſpektionsreiſe erſtattete, wagte die R 
rung nicht zu veröffentlichen. Die Auszüge, die ein Pariſer Blatt aus) 
publiziert, beſtätigen alles, auch das Unmenſchlichſte, was von den li 
klägern über die Zuſtände erzählt wurde und was Chalaye in die Ur 
zuſammenfaßte: „Le service c'est le massacre.“ (Der Dienſt iſt Mord) d 
Geſellſchaften widerſetzten ſich jeder Maßregel, die auch nur dieg 
ringſten Elemente der Entwicklung darſtellte. So wollten fie ſich trotz N 
facher Aufforderungen der Regierung nicht dazu bequemen, den Net 
Geldlohn zu zahlen. Sie belohnen ſie in Waren, für die ſie den Amt 
fachen Preis anrechnen. Und das hat noch die gute Seite, daß die i 
geborenen ihre Kopfſteuer auch nur in natura abführen können; den 0 
ihnen dem Staate gelieferten Kautſchuk verkauft diefer dann den Gel 
ſchaften zu niedrigen Preiſen. Daß unter dieſen Verhältniſſen keine & 
von einer Entwicklung der Kolonie fein konnte, iſt klar. Der e 
Franzöſiſch⸗Kongos ſtagniert in den letzten Jahren, wie ſich aus der ei 
gefügten Tabelle ergibt: 


x 


Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Aust 
Jahr een Franken Jahr ee Nan 
1900 . . . 7539515 10554868 1905. 10379145 139325 
190. . 6522180 7441252 1906. . 18093640 164606 
1902 . 5509609 8353455 1907. . . 15161686 195949 
1908 . 6978077 9938242 1908. 9998776 1687576 


1904. 9058 140 12135466 1909. 11119319 1745306 
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Dieſer Zuſtand der Kolonie ſpiegelte ſich auch in ihren Finanzen. 
mkreich mußte nicht nur die Koſten der Beſatzung tragen, ſondern auch 
rliche Zuſchüſſe zur Deckung des Generalbudgets leiſten (im Jahre 1910 
rugen fie 1 265 785 Franken). Trotzdem konnten die Einkünfte der Ko⸗ 
ie, die aus den Zöllen (3 Millionen Franken), aus der Kopfſteuer (2 Mil⸗ 
ien Franken im Jahre 1910) und aus den ſpärlich einfließenden Bei⸗ 
gen der Geſellſchaften beſtanden, nur die unentbehrlichſte Verwaltung 
alten. Dieſe Tatſache, die natürlich der Pariſer Kammer in die Augen 
ingen mußte, und die öffentlichen Anklagen gegen die Wirtſchaft der 
nzeſſionsgeſellſchaften nötigten die franzöſiſche Regierung, Scheinreformen 
bahnen. Mit 11 von 32 im Jahre 1909 beſtehenden Geſellſchaften iſt es 
ungen, einen neuen Vertrag zu ſchließen; fie verzichteten auf die ihnen 
her gegebenen Rechte, erhielten Ländereien zur Kultur von Lebensmitteln 
zum Höchſtbetrag von 10 000 Hektar zugewieſen für jede Geſellſchaft, 
bisher beſtanden hatte, ferner wurde das Monopol der Kautſchukaus⸗ 
tung auf den alten Gebieten, das nach den Konzeſſionen von 1909 bis 
0 dauern ſollte, auf die Dauer von zehn Jahren eingeſchränkt. Das Recht 
Ausbeutung anderer Produkte wurde ihnen entzogen. Die elf Geſell⸗ 
ften vereinigten ſich ſpäter in eine Geſellſchaft, in deren Händen ſich 
Millionen Hektar Boden ſich befinden. Nach Ablauf des Vertrags wird ſie 
| in Kultur genommenen Boden als Eigentum behalten und das Zehn⸗ 
he dieſes auf weitere zehn Jahre zur Kautſchukausbeute nehmen können. 
13 von dieſen Reformen zu halten iſt, das ſagte der Kolonialminiſter 
ef fimy in ſeinem Bericht über das Kolonialbudget im Jahre 1909: 


Man kann weder daran denken, die Geſellſchaften zu enteignen, das wäre 
Hal, noch kann man die Konzeſſionen zurückkaufen, das wäre zu teuer. Es iſt 
ter nutzlos, ſich in Klagen zu ergehen. Der Staat muß verſuchen, die Nachteile 
les Baſtardſyſtems möglichſt abzuſchwächen. 


Das heißt, das von dem Kapital korrumpierte Parlament will die Rechte 
0 Geſellſchaften nicht antaſten, obwohl die tauſendfache Nichterfüllung 
0 übernommenen Verpflichtungen eine ſolche Maßregel in vollem Um⸗ 
(g erlaubt und gerechtfertigt hätte. Franzöſiſch⸗Kongo blieb, was es war, 
ne armſelige, von den Geſellſchaften bis aufs Blut 
sgeſaugte Kolonie. 

Der ſechſte Teil dieſes kolonialen Juwels bildet die Entſchädi⸗ 
ng, die Herr Kiderlen⸗Wächter dem deutſchen Kapital für den Macht⸗ 
bach des franzöſiſchen ſerviert. In einer Denkſchrift verſucht die 
ſierung den Wert ihrer Eroberung zu beweiſen. Die Regierungen über- 
(pt und die deutſche beſonders haben mit ihren Denkſchriften niemals 
0 Anſpruch auf Wiſſenſchaftlichkeit erhoben. Aber weder politiſch 
ch wiſſenſchaftlich iſt noch je eine Denkſchrift auf 
vom ähnlichen Niveaugeſtanden wie die vorliegende. 

der Einleitung darf man Offenheit nicht abſprechen: 


Für ein Volk, leſen wir in ihr, das ſich entſchloſſen hat, zu koloniſieren, 
. eder Zuwachs von kolonialem Gebiet mit Freuden zu begrüßen, ſelbſt wenn 
1 zunächſt die Frage nach dem wirtſchaftlichen Werte dieſes Zuwachſes zurüd- 
ren laſſen müßte. Wer die Kolonialpolitik bejaht, muß grundſätzlich für jedes 
je kolonialen Neulandes fein, und eine Gebietsmaſſe von 750000 Quadrat⸗ 
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1 bedeutet zweifellos einen Vorteil gegenüber einer Bebietömafle 1 
500 000 Quadratkilometer. 


Dieſes Bekenntnis hat eine zweifache Bedeutung: erſtens iſt ei € 
Zugeſtändnis, daß die Erwerbung keinen wirtſchaftlichen We 
beſitzt — natürlich „zunächſt!“ — zweitens, daß Deutſchlands Kol 
nialpolitik nicht einmal im Intereſſe breiterer Kreiſe der exportier 
den Induſtrie, ſondern nur im Intereſſe des Finanzkapita 
und der Junker getrieben wird; denn nur für ſie iſt jede Sal 
wüſte von Wert, wenn man in ſie nur Eiſenbahnſchienen ſtecken und ſie | 
Militär und Beamten beſetzen laſſen kann. Von dieſem Standpunkt läßt 
natürlich auch das Kongoabkommen verteidigen. Trotzdem hätte die de 
rung am beſten getan, wenn fie ſich mit dem Ausſprechen dieſes Grumdjal 
begnügt hätte, denn ihre weiteren Argumente kompromittieren ſie nur 1 
mehr. Vorerſt eine Feſtſtellung: die Regierung verſchweigt die x 
fache, daß die im Süden der neuen Erwerbungen wohnenden Fan 
kriegeriſches, äußerſt ſchwer zu behandelndes Volk ſind, daß dasſe 
der Fall iſt mit den Mundang, die in dem öſtlich von Garua abgetreten 
Winkel wohnen; ſie ſchweigt ſich überhaupt aus über das Wichtig 
was die Kolonie beſitzt: ihr Menſchenmaterial. Nur einmal wen 
ſie dieſer Frage ihre Aufmerkſamkeit zu, aber nur, um eine Un r ichti 
keit zu ſagen: 

Für Kamerun, deſſen Schutztruppe mit den Jahren immer mehr den Ma 
an Erſatz landfremder Soldaten beklagt, iſt hiermit ein nicht zu 5 


Vorteil verbunden, zumal die Franzoſen ſchon ſeit längerer Zeit einen Teil il 
Truppen und ihrer Polizeitruppen aus den Gebieten, die wir jetzt erhalten fol 
rekrutiert haben. i 


Demgegenüber iſt feſtzuſtellen, daß die Franzoſen ihre Truppen a 
Senegaleſen zuſammenſtellen und daß die zum Militärdienſt ſich eignen! 
Stämme dazu nicht zu haben ſind, weil ſie noch eine feſte Stamnz 
organiſation und Boden beſitzen. Wie ſie über die Bevölkerung 5 
ſchweigt, teils flunkert, ſo ſtellt die Denkſchrift auch die Eigenart > 
Bodens, der Flüſſe ganz falſch dar. 

Der übrige an die Oſt⸗ und Südgrenze Kameruns anſtoßende Teil des N 
wachſes iſt teils offenes Steppenland, bis ungefähr in die Breite der Kue 
teils ſüdlich von dort, Urwaldgebiet mit reichen Kautſchukbeſtänden. en 
gleichen Charakter trägt das an die Südgrenze von Kamerun und an die Or 
von ſpaniſch Muni anſtoßende ſpitze Dreieck. 


Wieder kein einziges Wort darüber, daß ein großer Teil dieſer Geb . 
ſo das ganze „Fühlhorn“ am Sanga, reinſtes Sumpfland iſt. 
aber die Berufung auf das reiche Ur waldgebiet wert iſt, das ng 
folgender Paſſus aus dem Kommiſſionsbericht der franz N 
ſiſchen Kammer für 1908 jagen: 0 

Die wirklich freien Länder kann man aus Mangel an Aris 
kräften nicht ausbeuten, und bei dem außerordentlich niedrigen Kult 
ſtandpunkt der Eingeborenen kann man die Wälder nicht für herr e nos 
anſehen, von deren Früchten und Wild ſich die Eingeborenen nähren! 


Eine Spekulation auf die Trägheit der Abgeordneten, einen Blick u 
1 Stahl, 1. c. S. 21. 


Dr 
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Karte zu werfen, iſt die Behauptung der Denkſchrift von der Be— 
tung der beiden Kongofühlhörner. 

Dieſe Ausläufer unſeres Gebiets bringen uns in direkte Verbindung mit der 
ptlebensader Zentralafrikas, dem Kongoſtrom und ſeinen großen Nebenflüſſen 
ihren mehreren tauſend Kilometer von Waſſerſtraßen. Sie eröffnen dadurch 
rſeits dem Schutzgebiet Kamerun zwei Tore für den Handel feines öſtlichen 
ſüdöſtlichen Teiles von und zu der Küſte; andererſeits gewähren ſie Kamerun 
Möglichkeit, bei weiterem Ausbau ſeiner Wege und ſeines Eiſenbahnnetzes in 
‚on Teilen des fremdländiſchen Kolonialbeſitzes den Handel an ſich zu ziehen 
auf ſeine Bahnen zu lenken. 


Was ſagen die Tatſachen? Die angrenzenden Gebiete des belgiſchen 
Igo, des franzöſiſchen Kongo und der jetzt Deutſchland zufallenden 
gofühlhörner am Ubangi und Sanga ſind wirtſchaftlich einander jo 
lich, daß von einem Handel zwiſchen ihnen keine Rede ſein kann. Es 
ſich nur darum handeln, daß die Kautſchukausbeute aus dem deutſchen 
iet durch dieſe zwei Ausläufe nach Leopoldville im belgiſchen Kongo ge— 
ven kann, von wo fie per Bahn zum Meere ausgeführt wird, um nach 
burg abzugehen. Das iſt der Kern des weitläufigen Geredes, das dem 
ital Appetit machen jollte: die Fühlhörner find alſo Not⸗ 
helfe für die Geſellſchaften, die Deutſchland glück⸗ 
unter ſeine Fittiche bekommen hat. Seit den letzten Re⸗ 
nen in Belgiſch⸗Kongo kann das deutſche Kapital dort Geſchäfte machen. 
0 weite Umweg durch die deutſche Gebietserweiterung in Kamerun war 
alſo gar nicht nötig. 
Ind jetzt zu dem Glanzſtück: den Konzeſſionsgeſellſchaften. 
0 am 29. Oktober ſchrieb die offiziöſe „Kölniſche Zeitung“ 
Schluß einer Artikelſerie über das franzöſiſche Kongogebiet 
05 ſeine wirtſchaftliche Entwicklung: 
Als Grundſatz darf man annehmen, daß die franzöſiſchen Geſellſchaften für 
ſe Konzeſſions⸗, Eigentums⸗ und Pachtrechte mit dem Über⸗ 
unter die deutſche Souveränität auch ſelbſtverſtändlich unter das deutſche 
ſen⸗ und Kolonialrecht übergehen, und wenn fie ſich hierdurch geſchädigt glauben, 
verden ſie zuſehen müſſen, ihre Entſchädigungsanſprüche bei 
inkreich geltend zu machen, für den Reſt ſich aber rechtlich und ge⸗ 
lich mit dem neuen Souverän nach ſeinem Rechte abzufinden. 


Ind dann (Nr. 1209) führte das Blatt aus: 

Vor allem muß Klarheit darüber geſchaffen werden, wie es mit den Konzeſſions⸗ 
ſchaften in den neu erworbenen Gebieten ſteht. Wir können nicht an⸗ 
men, daß Deutſchland verpflichtet iſt, ſich mit ihnen 
leinanderzuſetzen. Dieſe Sorge muß Frankreich gelaſſen werden, 
n die finanzielle Belaſtung, die uns damit erwachſen 
de, iſt fo groß, daß der Nutzen, den wir aus dem neu ge⸗ 
n Kolonialbeſitz ziehen können, ihr in keiner 
fe entſpricht. 


zun, Deutſchland hat die Geſellſchaften mit allen Rechten übernommen, 
die Regierung hat die Kühnheit, in ihrer Denkſchrift zu behaupten, daß 
Sache nicht jo ſchlecht iſt. Erſtens find die Rechte der Geſellſchaften er- 
Ich gemindert worden, und zweitens: 


Wenn die jetzigen Konzeſſionsbeſtimmungen in praxi ſo gehandhabt werden, 
ie lauten und gemeint find — und daß dies geſchieht, wird die 
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daß dem Lande die reichen wirtſchaftlichen Werte, die die Natur 155 ge 
hat (!), trotz des oben bereits bedauerten Konzeſſionsſyſtems erhalten bleibe 


Das ſchreibt dieſelbe Regierung, die ſich in Südweſtafrika und Kamer 
Konzeſſionsgeſellſchaften auferzogen hat und ihnen nicht an den Leib 
gehen wagt. Und fie ſucht uns einzureden, daß fie es fremden Kapitalif 
gegenüber wagen wird auf die Gefahr hin, ſich die ganze imperialiſ 
Preſſe Frankreichs auf den Hals zu hetzen, wo ſie in der Denkſchrif 
klärt: „Der ganze Sinn des Marokkoabkommens iſt du 
aber der, daß es eine neue Ara der Verſtändigung u 
der Kooperation mit Frankreich einleiten fon 
franzöſiſchen Kongokapitaliſten ſehnten ſich nicht umſonſt danach, an Deut 
land abgetreten zu werden, und ihr Preßtrabant Herr André Tard 
hat nicht umſonſt zum Kongoabkommen im „Temps“ Muſik gemacht. 

Das ausgebeutete und ausgeſaugte Land, das aus Frankreichs Sänl 
in deutſche übergeht, wird weiterhin bis auf die letzten Säfte von der I 
herigen Clique ausgepreßt werden, nur mit zwei Unterſchieden: die franz 
ſchen Paraſiten werden ſich mit deutſchen verbünden zur gemeinſamen Ar! 
bei der Zapfung von Kautſchuk und Negerblut, wofür das deut 
Volk große Laſten wird übernehmen müſſen: die bl 
Vergrößerung der Schutztruppe wird mehr als 2 Millionen jährlich of 


wachſen, ſchon gar nicht zu reden von den Mißſtänden, die Deutſchl 
warten, wenn es das bis jetzt ſpärlich beſetzte Land wirklich in ſeine 
waltung übernehmen wird, gar nicht zu reden ferner von den Koſten 
Ankaufs des ſpaniſchen Rio⸗Munigebiets, der notwendig iſt, dal 
das angegliederte Land den Zugang zur Meeresküſte erhält. a 
Doch damit nicht genug. In ſeiner Rede über das Marokko. or, 
Abkommen erklärte unter anderem der franzöſiſche Minifteſ 1 
Caillaux: Ei 
Im Zentrum Afrikas können die Stellungen nochn ni 
als endgültig eingenommen bezeichnet werden. Für viele e 
päiſche Mächte wird es daher eine kluge Politik ſein, neue Regelu nt 
und Austauſche vorzubereiten, wo jeder Teil ſeinen Vorteil N 
würde. g 
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Dieſe Außerung Caillaux' findet eine Unterſtützung in einem 1 
klar gefaßten Punkte des Kongoabkommens, der von Anderungen im Kort 0 
gebiet ſpricht, daß ſie ſtattfinden könnten nur mit Zuſtimmung aller Mä e 
welche die Berliner Kongoakte unterzeichnet haben.! Die, wie es währ 
der Marokkokriſe ſich zeigte, vom Auswärtigen Amte direkt ine 
„Neue Preußiſche Korreſpondenz“ erklärt die Außerurs 
Caillaux' folgendermaßen: 

Der leitende Gedanke bei den Gebietsabtretungen, die ſoeben zwiſchen Deuh 
land und Frankreich vereinbart worden ſind, war nämlich auf deutſcher Ete 
daß alle afrikaniſchen Gebiete Deutſchlands, von Togo abgeſehen, das ab 


1 Genoſſe Vandervelde behauptet im Brüſſeler „Peuple“ vom 19. Nobener N 
er wiſſe poſitiv, der 16. Artikel des Abkommens verhülle die tatſächliche Abtre nt 
der franzöſiſchen Vorkaufsrechte auf Belgiſch⸗Kongo an Deutſchland. 
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„ miteinander in Verbindung treten oder wenigſtens Fühlung mit dem Kongo⸗ 
N gewinnen. Deutſch⸗Oſtafrika beſitzt dieſe Verbindung bereits; Deutſch⸗Weſt⸗ 
ka hat ſie ſoeben durch das Marokkoabkommen erhalten, und Südweſtafrika 
» ben Zugang zum Kongobecken in Zukunft anſtreben. Der Caprivizipfel 
bt ſich bekanntlich in das portugieſiſche, ſeinerſeits an den belgiſchen Kongo⸗ 
grenzende Angola hinein. Man darf annehmen, daß an dieſer Stelle die 
Deutſch⸗ ⸗Südweſtafrika wünſchenswerte Verbindung mit dem Kongobecken ge⸗ 
it werden wird. Deutſchland wird alſo zu gegebener Stunde eine Gelegenheit 
Verſtändigung mit Portugal wegen des Erwerbes eines Teiles von Angola 
eiführen müſſen. In dieſem Zuſammenhang muß auf den zwiſchen Deutſch⸗ 
und England beſtehenden Geheimvertrag hingewieſen werden, deſſen Inhalt 
nals veröffentlicht worden iſt, von dem man aber in unterrichteten 
itiſchen Kreiſen annimmt, daß er ſich auf die afrikani⸗ 
en Beſitzungen Portugals bezieht. Die Auffaſſung iſt, ohne auf 
erſtand zu ſtoßen, mehrfach geäußert worden, daß für den Fall, daß ſich Por⸗ 
l feiner afrikaniſchen Beſitzungen ganz oder teilweiſe zu entäußern wünſcht, 
tſchland und England ſich über die von ihnen zu erwerbenden Gebietsteile 
nigt haben. Auf dieſe Tatſachen dürften ſich die Worte Caillaux' beziehen, wenn 
agt, daß es für viele europäiſche Mächte eine kluge, vorausſehende Politik ſei, 
Abrechnung vorzubereiten, in der jeder der verſchiedenen vertragſchließenden 
e ſeinen Vorteil zu finden habe. 


Dieſe Erklärung der offiziöſen Korreſpondenz beſtätigt das, was aus 
ſchiedenſten Quellen in die Preſſe durchſickerte, als beim Ausbruch der 
tugieſiſchen Revolution die „Poſt“ die Forderung erhob, Deutſchland 
e doch Schritte tun zur Beſetzung Portugieſiſch⸗Angolas.“ Aus allen 
en Außerungen ergab ſich, daß zwiſchen Deutſchland und England zwei⸗ 
Verhandlungen über die Aufteilung der portugieſiſchen Kolonien ge⸗ 
tt wurden, ja, daß fie im Jahre 1898 zur Zeit des Burenkriegs zu einem 
chluß gekommen waren, ſpäter fol Deutſchland von der engliſchen Diplo⸗ 
lie düpiert worden fein. Dieſe Außerung Caillaux' deutet an, daß die 
itſche Diplomatie von neuem die Arbeit in dieſer 
ſchtung beginnen und daß Frankreich dabei keine Hinderniſſe be⸗ 
(en will. Dieſe Annahme erklärt auch den Kampf um den Zutritt zum 
190, die Beunruhigung in Belgien und die Schärfe, mit der Herr 
hmann Hollweg die Angriffe des Herrn Heydebrand auf England ab- 
Urte, eine Schärfe, an der es in anderen Fällen fehlte und die das nor⸗ 
ſe Maß übertraf, welches die offizielle Korrektheit der deutſch-engliſchen 
zhältniſſe erforderte. 

In dieſer Perſpektive geſehen, bedeutet der Kongovertrag nicht nur 
ne Belaſtung Deutſchlands mit neuen kolonialen 
ſten, ſondern die Gefahr neuer Reibungen und 
mpfe um die Vergrößerung des deutſchen Kolonial- 
itzes. Mit der ſchon ſeit einigen Monaten angezeigten gründlichen 
räumung im Ovamboland, das teils zu Deutſch⸗Südweſtafrika, 
zu Portugieſiſch⸗Angola gehört — fie wurde wahrſcheinlich aus Rück⸗ 


auf die nahenden Wahlen verzögert —, könnte der Tanz beginnen. 
| 


Siehe „Frankfurter Zeitung“ Nr. 307 von 1910, den Artikel Pro⸗ 
it Samaſſas in der „Täglichen Rundſchau“ vom 11. Oktober 1910, 
bentlows Artikel in der „Deutſchen Tageszeitung“ vom 20. Ok⸗ 
r 1910 und die „Kölniſche Volkszeitung“ vom 24. September 1910. 


. Die internationale Lage und das deutſch⸗franzöſiſche Abkommen. 

Wir verſuchten, den letzten Marokkokurs der Regierung aus dem Ga 
der weltpolitiſchen Entwicklung, den weltpolitiſchen Zielen, die ſich 
deutſche Regierung geſteckt hatte, und den Intereſſen der deutſchen do 
geoiſie zu erklären und die wirtſchaftliche Bedeutung der Liquidation | 
deutschen Marokkopolitik für das deutſche Kapital darzustellen. Es gilt n. 
die franzöſiſche Errungenſchaft, die den deutſchen „Patriot 
den Schlaf aus den Augen verſcheuchte, kurz zu prüfen und die | 
nalen Folgen des Marokkoabkommens zu erkennen ſuchen. 

Vom weltpolitiſchen Standpunkt wird natürlich die Einglieden 
Marokkos in das franzöſiſche Kolonialreich eine Ma ch terweiteru 
des franzöſiſchen Kapitals bedeuten. Nicht, weil es in Marokko ein 9 
ſervoir von Militärkräften finden könnte, die Frankreichs Machtpoſttion 
Europa ſtärken würden. Die militäriſche Organiſation eines Volkes 
die Marokkoberber würde eine Gefahr für Frankreich bilden, vor der bei 
herrſchende Klaſſen zurückſchrecken müßten.“ Durch Jahre, wenn nicht Sc: 
zehnte wird Frankreich franzöſiſche Soldaten nach Marokko hinſchi 
müſſen, um den Widerſtand der Berber gegen das franzöſiſche Protekte 
zu brechen. Wie ſchwer dies zu erreichen ſein wird, das ergibt ſich aus 
Geſchichte Marokkos in den letzten acht Jahren wie aus der Geſchichte 
Beſetzung Algiers. Und wollte Herr Kiderlen⸗Wächter das deutſche ! 
gerliche Publikum von der Angſt vor den zukünftigen ſchwarzen Trup 
Frankreichs kurieren, ſo laſſe er nur das Buch des franzöſiſchen Hait 
manns Viktor Piquet? über die militäriſche Geſchichte der fraß 
ſiſchen Kämpfe um das franzöſiſche Nordafrika ins Deutſche überfeh 
Tauſende franzöſiſcher Proletarier und Bauernſöhne werden it 
ihr Blut auf marokkaniſchem Boden verſpritzen. Und neben dieſen Opfi 
an Blut wird das franzöſiſche Volk noch Millionen über M. 
lionen für die Unterjochung Marokkos bezahlen, die nicht nur &e 
ditionskorps, ſondern vor allem Bahnen erfordert. Und das iſt es eb 
was das franzöſiſche Börſenkapital ſo ſehr ee 
Darin beſteht der Sieg Frankreichs. 

Was die Folgen des Marokkoabkommens anbetrifft, sci 
noch ſehr zweifelhaft, ob es die weltpolitiſchen Erwartungen der deutſen 
Regierung erfüllen wird. Sie ſpekulierte auf die Aushöhlung der franzöſh 
engliſchen Entente. Die internationale Spannung wegen Marokkos, recht 
fie, hat Frankreich vor den englischen Wagen geſpannt, es genötigt, im Orn 
die engliſche Politik zu unterſtützen, obwohl ſie den franzöſiſchen Intereen 
nicht entſprach; der Wille, die marokkaniſche Ernte in die Scheune zu brin n 
verſtärkte in Frankreich die Revanchegedanken. Wird die marokkaniſche 11 
aus der Welt geräumt, ſo wird Frankreich weniger aktiv England 1 
ſtützen. Dieſe Rechnung iſt, abſtrakt genommen, richtig. Zwiſchen n 

General Wangel vom preußiſchen Kriegsminiſterium erklärte in e 
Reichstagskommiſſion, für abſehbare Zeit komme die „ſchwarze Gefahr“ pra ſc 
nicht in Betracht. In der „Kreuzzeitung“ vom 23. November äußert ie 
über die Frage der Militärſchriftſteller Karl Martel in folgender Weiſe: ‚u 
Kolonien und überſeeiſchen Beſitz läßt fich europäiſche Wehrpflicht ſchon der G. 0 
innerer Unruhen wegen nicht anwenden.“ 

2 Viktor Piquet, Campagnes d' Afrique 1830-1910. Algerie— Tunis Ai 
Paris 1911, Charles Lavanzelle. 
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tſchen Imperialismus und dem franzöſiſchen gibt es keine größeren 
bungsflächen, und das franzöſiſche Kapital beteiligt ſich an der deutſchen 
iſtriellen Expanſion (jo zum Beiſpiel an der Finanzierung der Bagdad- 
n). Aber einer Annäherung Frankreichs an Deutſchland ſtehen zwei 
derniſſe im Wege: wenn von zwei kontinentalen Mächten die eine 
ächer iſt, dann bedeutet ihre Annäherung an die ſtärkere eine Gefähr⸗ 
‘a der Intereſſen der ſchwächeren. Oſterreich verband ſich mit dem ſtär⸗ 
n Deutſchland, weil die franzöſiſche Gefahr und die Notwendigkeit, Ruß⸗ 
98 Ausbreitung nach Süden einzudämmen, das Übergewicht Deutſch⸗ 
s über die Donaumonarchie minderte. Frankreich muß bei einer An⸗ 
erung befürchten, zu ſehr ins Fahrwaſſer deutſcher Intereſſen zu geraten. 
dann kommt noch die Tatſache in Betracht, daß der franzöſiſche Imperia⸗ 
ius ſeine ideologiſche Hülle in dem Revanchegedanken gefunden hat; 
n Ausdruck bildet eine antideutſche Stimmung der franzöſiſchen Militär- 
e, die einen ſtarken Einfluß auf die auswärtige Politik Frankreichs haben. 
Die Zukunft wird zeigen, welche Tendenz in Frankreich das übergewicht 
innt. Gelingt es Deutſchland, in England den Eindruck zu erwecken, als 
ite der engliſche Imperialismus nicht auf Rußland und Frankreich 
nen, ſo wachſen die Ausſichten der deutſchen Diplomatie, ſich mit der 
liſchen über die konkreten Gegenſätze in Zentralafrika, in Kleinaſien und 
ſopotamien friedlich auseinanderzuſetzen, was den deutſch-eng⸗ 
ſchen Gegenſatzauf einige Zeit mildern würde. Gelingt 
nicht, dann wird der deutſche Imperialismus dem engliſchen durch 
ſtungen zu zeigen ſuchen, er könne auch gegen den engliſchen Willen 
terfommen. Er wird weiterrüſten in der Rechnung, daß es England 
er fallen muß, trotz ſeiner großen Geldmittel genügend Menjchen- 
‚erial zu finden, das nötig wäre, wenn England in dem bisherigen 
po weiter ſeine Flotte zu vergrößern ſuchte. 

Das Reſultat: im erſten Falle Reibungen und Kriſen, verurſacht durch 
Kolonialſchacher, große koloniale Laſten, im zweiten Falle 
doppeltes Wettrüſten. Schon in „normalen“ Zeiten bedeutet 
triegagefahr, was erſt in der Atmoſphäre, die von der chineſiſchen 
volution und der Gärung in der Türkei beeinflußt wird. Dem 
ſgernationalen Proletariat erwächſt aus dieſen Ausſichten 
Aufgabe, in größerem Maße als bisher ſeine Aufmerkſamkeit den welt⸗ 
tiſchen Vorgängen zu widmen, hinter den großen Loſungen der Welt- 
CHE die ſich verſteckenden Profitintereſſen, die wachſende Angſt der Bour⸗ 
fie vor dem Sozialismus als treibende Kraft nachzuweiſen, den Volks- 
en zu zeigen, daß es ſich weder bei der „friedlichen“ noch bei der gewalt⸗ 
en Expanſion um ihre Intereſſen handelt. Nur bei der ſteten Erziehung 
Proletariats in dem Geiſte der prinzipiellen Gegnerſchaft 
Rüber dem Imperialismus und ſeiner Vorſtufe, der friedlichen 
Janjion des Kapitals, kann man darauf rechnen, daß keine nationaliſtiſche 


nmung in ſeinen Reihen entſteht, wenn die Kämpfe im Lager des Im⸗ 
Aismus in der Bourgeoiſie nationalen Taumel erregen.“ 

Der erſte Teil des Artikels, der in der vorigen Nummer erſchienen iſt, 
de vor der Veröffentlichung der deutſchen Darlegung der Marokkokriſe durch 
Wolffſche Bureau geſchrieben; der zweite geht am Vortag der Debatten im 
ſchen Parlament in Druck. 
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Die „Gelben“ frankreichs. 
Von Guſtar Eckſtein. 


1. Die Gelben, der Söndikalismus und der Staat. 
Die Heimat des revolutionären Syndikalismus iſt zugleich die Geburts 
Bewegung der „Gelben“, und das iſt kein Zufall. Denn beide Richtungen entf 
demſelben ökonomiſchen und ſozialen Boden und ſind wieder im Charakte 
einander bedingt. Frankreichs Induſtrie ſtagniert ſeit Dezennien beinahe, 
landshandel ſteigt nur langſam, etwa 40 Prozent der induſtriellen Arbeiter 
hören noch dem Kleingewerbe an. Zugleich iſt aber der Kapitalexport enorm, 
tärausgaben ſowie die Anforderungen der Kolonialpolitik ſteigern ſich rapid, 
Stillſtands der Bevölkerung. 
Dieſe ökonomiſchen Zuſtände zeitigen eigenartige ſoziale und politiſche X 
niſſe. Der die induſtriellen Länder beherrſchende Klaſſengegenſatz zwiſchen 
nehmer und Arbeiter tritt außer in den induſtriell höher entwickelten Gegen 
frankreichs zurück gegenüber dem Gegenſatz zwiſchen den Reichen und de 
zwiſchen den müßiggängeriſchen Paraſiten der Geſellſchaft und deren werk 
Mitgliedern. Dieſe Gegenüberſtellung, die einer älteren Phaſe des Sozialism 
ſpricht, verwiſcht die Gegenſätze zwiſchen Kleinmeiſter, Kleinbauer und Pro 
und bringt ſie alle in einen ſtark ethiſch gefärbten Gegenſatz zu den „Reichen 
bloße Vermögensverteilung gilt hier als ausſchlaggebend ſtatt der Rolle ü 
duktionsprozeß. Infolgedeſſen tritt in Frankreich die gegenſätzliche Scheidung z 
Handwerker und Proletarier nicht ſcharf hervor, während der gemeinſame H 
das Wucherkapital dieſe beiden Klaſſen vereinigt und dem Antiſemitismus, 
„Sozialismus des dummen Kerls“, die Wege ebnet. Das erſchwert natür 
weſentlich die Losreißung der proletariſchen Ideologie von den geiſtigen Feſſ 
Kleinbürgertums, das ja gerade in Frankreich auf eine zum Teil glorreiche rer 
näre Vergangenheit zurückblicken kann. Dazu kommt, daß ſich dieſe beide 
häufig in Kampfgemeinſchaft finden auch gegenüber der ſtaatlichen Bur 
Die ſtraffe Zentraliſierung der ſtaatlichen Verwaltungsorganiſation, wie 
einander die franzöſiſchen Könige, die große Revolution und die beiden Na 
gefördert haben, hat der ſtaatlichen Bureaukratie eine ungeheure Macht bei 
die um fo drückender empfunden wird, als das beſonders durch den Einfl 
herrſchenden hohen Finanz korrumpierte und von kleinbürgerlichem Cliquengei 
ſetzte parlamentariſche Syſtem zu einer ungeheuren Vermehrung der Beamten 
führt hat. Sucht ſich doch faſt jeder parlamentariſche Vertreter ſeinen Wählern 
zu empfehlen, daß er ihre perſönlichen Wünſche bei der Regierung zu erfü 
dem oder jenem Honoratioren oder ſonſt wichtigen Wähler einen Titel od 
verſchafft, hauptſächlich aber ihren Angehörigen und Freunden zu Beamtenp 
hilft, die zu dieſem Zweck eventuell erſt geſchaffen werden müſſen, nicht we 
dürfnis danach beſteht, ſondern einfach, weil die Regierung die Stimme 
treffenden Abgeordneten gerade braucht. Das iſt auch einer der Gründe, warum 
keine Partei ſich zu konſequenter Oppoſition entſchließen kann, ſondern li 
Stimmen als Preſſionsmittel zur Erlangung derartiger kleiner Begünſtigu 
wendet. Selbſt den ſozialiſtiſchen Parteien war ja dieſer Vorwurf nicht i 
erſparen. Es iſt klar, daß eine ſolche Politik zu Miniſterſchaften wie d | 
Herren Millerand und Briand führen und jenen Miniſterialismus großzüchten mu" 
der der franzöſiſchen Arbeiterbewegung tiefere Wunden geſchlagen hat als a 15 
griffe der Gegner zuſammen. Die Folge dieſer eigenartigen Verhältniſſe iſt, daß 
Kampf gegen den „Etatisme*, gegen die „Staatsſucht“, um dieſen Ausdruck nach J 
lichkeit ſinngetreu wiederzugeben, in Frankreich ungemein populär iſt, daß Ai 
aber die grimmigſten Haſſer des Staates ſehr häufig gerade die Staatsh 
ſpruch nehmen, jedoch nicht für eine weitſchauende Politik im Intereſſe ihr 
ſondern lediglich für den Vorteil ihrer eigenen Perſon oder ihrer kleinen 
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Dieſes zwieſpältige Verhältnis gegenüber den öffentlichen Gewalten iſt für den 
g utionären Syndikalismus ebenſo kennzeichnend wie für die Gelben. Beide 
(ungen donnern mit großem Aufwand von Pathos gegen die verhaßte Staats⸗ 
und beide ſuchen ſich nach Möglichkeit Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln 
erſchaffen. Am 1. Januar 1905 betrugen die Zuſchüſſe, die von franzöſiſchen 
zeindeverwaltungen zur Errichtung von Arbeitsbörſen gewährt worden waren, 
ts 3334217 Franken, wovon die Pariſer Arbeitsbörſe, dieſe Hauptfeſtung des 
utionären Syndikalismus, allein 2872379 Franken erhalten hatte.! Die jähr⸗ 
11 Zuwendungen aus Gemeindemitteln betrugen, abgeſehen von Paris, 253 980 
ken, die von den Departements, alſo aus Staatsmitteln, gewährten betrugen 
0 Franken. Beſonders charakteriſtiſch iſt das Beiſpiel der Arbeitsbörſe von 
eille, die nach ihrer eigenen, wahrſcheinlich recht übertriebenen Angabe im Jahre 
20846 Mitglieder zählte,? im ſelben Jahre aber von der Stadtverwaltung 11500 
vom Departement 8700 Franken erhielt, ſo daß auf jedes Mitglied mindeſtens 
‘anf Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln entfiel. Dabei betragen die jähr⸗ 
11 Verwaltungsauslagen einer Arbeitsbörſe nach Angabe Pelloutiers je nach ihrer 
ze nur 1620 bis höchſtens 8700 Franken.? Nun haben ſich allerdings gerade wegen 
Unzuträglichkeiten, die dieſes Syſtem für die Arbeitsbörſen im Gefolge hat, neben 
n „freie Unionen“ gebildet; aber — auch ſie „verſagen es ſich nicht, von Stadt⸗ 
iinden und Departementsverwaltungen Unterſtützungen anzunehmen“ .“ Ä 

Das iſt der Punkt, auf den die Gelben Frankreichs mit Vorliebe ihre Angriff 
10 die freien Gewerkſchaften richten. Voll Hohn weiſen ſie auf den Widerſpruch 
der hier zwiſchen den Worten und Taten der Syndikaliſten beſteht; voll Stolz 
onen fie ihre eigene Unabhängigkeit vom Staate, den fie aus voller Seele zu 
n behaupten. Zu dieſem Hohn und zu dieſem Stolz haben ſie freilich alle Ur⸗ 
15 denn als im Jahre 1902 der Stadtrat von Paris der gelben „unabhängigen 
litsbörſe“ eine „erſte“ Subvention von 38500 Franken bewilligt hatte, verſagte 
Regierung Millerand dieſem Beſchluß die Genehmigung und erleichterte den 
0 dadurch die Wahrung ihrer Prinzipientreue ſehr weſentlich.“ So ſonderbar 


‚aber auch gerade den gelben Herrſchaften die moraliſche Entrüſtung zu Geſicht 
hier haben ihnen die ſyndikaliſtiſchen Organiſationen in der Tat den Angriff 
it gemacht, und daß dieſe Gelegenheit ausgenutzt wird, iſt nur natürlich. 

Es iſt das aber nicht die einzige Angriffsfläche, die die Schwäche des Syndikalis⸗ 
den Gelben bietet: eine zweite iſt in der übertrieben revolutionären Phraſeologie 
zen, deren Außerungen oft in einem faſt komiſch wirkenden Kontraſt zu den Taten, 
Aſächlich aber zu den Kräften der Gewerkſchaften ſtehen. Iſt doch die ſyndika⸗ 
che Theorie in ihrem Kern überhaupt nichts anderes als die Philoſophie des 
Iſſes, dem die Trauben einer wirklich kräftigen und geſchloſſenen Organiſation zu 
f find. Die Gewerkſchaften Frankreichs befigen nicht nur meiſt keine oder nur 


| unbeträchtliche Unterſtützungseinrichtungen, auch ihre Streikkaſſen find ſehr ſchwach; 
Beiträge der Mitglieder find ſehr niedrig und gehen unregelmäßig ein.“ Darauf⸗ 


E Vergl. Paul Louis, Histoire du Mouvement syndical en France. 2. Auflage, 
68 1911. ©. 218. 

Vergl. Paul Louis, a. a. O., S. 227. 

Paul Louis, a. a. O., S. 217. 

Paul Louis, ebenda S. 226. 

Vergl. Auguſt Pawlowski, Les Syndicats Jaunes, Paris 1911. S. 26. 
Vergl. Paul Louis, a. a. O., S. 170 und 181. Charakteriſtiſch für die „revo⸗ 
umäre“ Tätigkeit des Syndikalismus find folgende Angaben: Im Jahre 1900 
en in Frankreich 902 Streiks aus, davon waren an 552 organiſierte Arbeiter 
ligt, regelmäßige Unterſtützungen wurden verteilt in 42 Fällen. Für das Jahr 1905 
die entſprechenden Zahlen: 830, 677 und 56, für 1910: 1073, 837 und 46! Da⸗ 
kommt Louis, der dem Syndikalismus ſehr ſympathiſch gegenüberſteht, zu dem 
Juſſe: „Hauptſächlich iſt es der Abſchluß von Kollektivverträgen mit den Unter⸗ 
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bin erflärt der Syndikalismus, daß gefüllte Kaſſen der Gewerkſchaftsbeweg 
ſchädlich als nützlich ſeien, daß der Klaſſenkampf durch die Akkumulierung vo 
nur verwäſſert werde. Allerdings zwingt dieſe revolutionäre Taktik die 
häufig, bei Streiks ihre Zuflucht zur Mildtätigkeit wohlwollender Bourg 
nehmen; aber das braucht ja ihre revolutionären Gefühle und Überzeugung 
zu verletzen. 

Die Hohlheit dieſer Phraſeologie iſt zu durchſichtig, der Widerſpruch 
Worten und Taten zu auffallend, als daß ſich nicht viele Arbeiter dadurch e 
fühlen ſollten, und dieſe ſuchen nun die Gelben für ſich zu gewinnen, wäh 
ſich dem großen Publikum gegenüber als die Retter vor der ſyndikaliſtiſchen 
aufſpielen, vor der bis vor gar nicht langer Zeit der Kleinbürger zitterte, 
gewöhnt iſt, große Worte für Taten zu nehmen und an ſie zu glauben. Sei 
auch er allerdings gelernt, die Eiſenfreſſereien der Syndikaliſten nach ihrem 
Werte zu ſchätzen — und zu verlachen. 

Dieſes Moment der Staatsgefährlichkeit ſtellt denn auch Herr Pawlowski 
teur des „Journal des Débats“, der neueſte Hiſtoriker der Gelben Frankrei 
den Vordergrund.! Er ſieht in den wackeren Gelben die Hoffnung Frankrei 
Rettung vor der roten Gefahr, die er zu dieſem Zwecke in einem anderen, k u 
erſchienenen, ebenfalls flott geſchriebenen Buche recht fürchterlich ausgemalt hat.“ T 
hatte er ſchon ſeinen Lobgeſang auf die Gelben vorbereitet, indem er feine 2 
ftellung mit folgenden Worten ſchloß: 

„Aber der revolutionäre Syndikalismus vermag, dank der Schwäche der 1 
tären Gewalten, den Fortſchritt und die Stetigkeit der Induſtrie unmöglich zu mad 
Um dem zu begegnen, würde es genügen, das Geſetz mit aller Energie anz 
und die Freiheit der Arbeit zu gewährleiſten. Sobald die Maſſe der Arbe 
Eindruck hätte, daß es eine ‚Macht‘ gibt, um ſie vor den Gewalttätigkeit 
Minorität zu beſchützen, wäre es um die Hirngeſpinſte der Syndikaliſten geſch 

Nachdem der ehrſame Spießbürger in dem erſterſchienenen Buche das 6 t 
gelernt, findet er nun in dem zweiten Troſt und Hilfe. 5 

Auf die Geſchichte der gelben Bewegung einzugehen, hätte wohl wenig Int 
Sie beſteht lediglich aus einer Reihe von Katzbalgereien zwiſchen den „Führe, 
aus den Erlebniſſen des ehemaligen revolutionären Sozialiſten und ſpäteren Spi 8 
Biétry und aus einer Reihe von Bankrotten, aus denen aber milde klerikale Hüe 
doch ſtets wieder einen Ausweg bahnen. Auch über die Stärke der Bewegung if ni 
viel zu ſagen. Auf der einen Seite ſteht die Behauptung des würdigen Herrn Bie), 
der ſchon ſeit Jahren verkündet, an der Spitze einer Armee von 600 000 Mann zu ſteli 
auf der anderen ſteht die Antwort, die auf dem Arbeitsamt des franzöſiſchen Hand 
miniſteriums und in Übereinſtimmung damit auf dem Bureau der ſozialiſtiſchen Fel 
ration du Livre (Gewerkſchaft der Buchdrucker) Frau Latour⸗Foß erteilt wurde: „e 
gelben Gewerkſchaften? Das gibt's ja gar nicht!“? Nach Angabe des Bulletin e 
Foffice du travail zählten im Auguſt des Jahres 1905 die gelben Arbeitsbörſen geſe 
1730 Mitglieder,“ während Bistry für dasſelbe Jahr einen Beſtand von 403783 I 


nehmern, wodurch in der Praxis die Gewerkſchaften den Lohnarbeitern dienlich fi” 
(S. 181). Die niedrigen Beiträge machen eine kräftige Unterſtützung der Mitgliet 
auch der roten Organiſationen von vornherein unmöglich und laſſen dadurch ie 
finanzielle Schwäche der Gelben und ihre Unfähigkeit, etwas für die Mitgliedern 
leiſten, weniger ſcharf hervortreten. 5 
1 Auguſt Pawlowski, Les Syndicats Jaunes. Paris 1911, Felix Alcan. 176. 
Preis 2,50 Franken. 4 
a Auguſt Pawlowski, La Confédération générale du Travail. Paris 1910. 55 
Alcan. 155 S. Preis 2,50 Franken. N 
Vergl. Leontine Latour⸗ Foß, Die gelben Gewerkſchaften in Frankreich. . 
bücher für Nationalökonomie und Statiſtik. Oktober 1908. III. Folge, 36. Bd., 5 1 
Paul Louis, a. a. O., S. 213. 
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ern herausrechnete, und 1908 ſchätzte Graf Seilhae vom Musée social die Zahl 
selben auf 80 000, allerhöchſtens auf 100000. Dabei iſt das eine in jeder Hin⸗ 
ſehr gemiſchte Geſellſchaft. Nach den eigenen Angaben der Gelben waren auf 
zweiten Kongreß im April 1907 Vertreter anweſend von: 37 Gewerkſchafts⸗ 
unden, 439 Gewerkſchaften, 76 landwirtſchaftlichen Syndikaten, 87 Unternehmer⸗ 
katen, 53 Einzelgruppen und Komitees, 148 Genoſſenſchaften oder Teilhaber⸗ 
ſchaften, 12 gelben Zeitungen und 2 Deputierte. Die ſogenannten „gelben 
rkſchaften“ find eben nichts weniger als Vereinigungen von Proletariern, ſondern 
virres Durcheinander von Unternehmern, Arbeitern, Landwirten uſw. unter 
ung einiger Intriganten, beſonders des Großinduſtriellen Japy und ſeines ehe⸗ 
gen Arbeiters und jetzigen Lakaien Biétry. 


2. Die „Theorie“ der Gelben. 


Bas aber an diefer Bewegung doch ein gewiſſes Intereſſe erweckt, das iſt ihre, 
keſpekt zu jagen, Theorie, die helle Schlaglichter auf die franzöſiſchen ſozialen, 
ſchen und ideologiſchen Zuſtände wirft. Das eigentliche Programm der Gelben 
jr Führer Biétry allerdings einmal ſehr kurz in folgende Worte zuſammengefaßt: 
Was wir wollen, das iſt den Sozialismus vernichten, alle Formen des Sozialis⸗ 
die atheiſtiſchen wie die konfeſſionellen.“ 

lber für die Agitation genügt dieſes ebenſo einfache wie ſchöne Programm 
lich nicht; da muß die Überlegenheit der gelben Bewegung über die ſozia⸗ 
je ins hellſte Licht gerückt werden. Wie geſchickt die Gelben neben all dem vor⸗ 
‚ten Unſinn und den Entſtellungen, die auf die ſpießbürgerliche Beſchränktheit 
1 kleinbürgerlichen Publikums zugeſchnitten ſind, doch auch die Schwächen des 
„ 75 Syndikalismus auszunutzen wiſſen, zeigt beſonders die folgende 
Aung, die dem Organ der Gelben, „Le Jaune“, entnommen iſt:? 


Wk, Die Roten und die Gelben. 


Rote will die Erpropriation. Der Gelbe will die Teilhaberſchaft. 
Rote iſt Fanatiker und Gewalt⸗ Der Gelbe iſt der ſelbſtbewußte und freie 
laſch. Arbeiter. 


Rote will das Eigentum vernichten. Der Gelbe verlangt für die Arbeiter die 
Mittel, ſelbſt zu Eigentum zu gelangen. 
‚Rote verbündet ſich mit den revolu⸗ Der Gelbe verkündet die Einigung mit 


taären Politikern gegen die Unter⸗ den Unternehmern, um die Politiker und 

mer und gegen die Fabrik. die Führer zu verjagen, die die Arbeiter 

99 ausbeuten, indem ſie die Fabriken lahm⸗ 
legen. 


2 

Rote läßt ſich verbureaukratiſieren, Der Gelbe wahrt ſeine Würde und Un⸗ 
em er bei den Stadtverwaltungen abhängigkeit. 

10 Regierungen um Unterſtützungen 

Mält; er lebt auf Koſten der Steuer⸗ 


zer. 
ven zerſtört durch die politiſchen Der Gelbe verfolgt ſeine legitimen Forde⸗ 


1 das eigene Heim und das ſei⸗ rungen, ohne die Arbeit niederzulegen 
Kameraden. und ſeine Kinder dem Hunger auszu⸗ 
liefern. 


| 

IE übt Gewalttat und Tyrannei. | Der Gelbe verabſcheut die Tyrannei und 
kämpft für die Freiheit. 

tote iſt der Gottesleugner, der Auf: Der Gelbe iſt der Gläubige, der gute Kame⸗ 

dealer, der Zerſtörer. rad, der Schöpfer des Wohlſtandes für 
alle. 


an a. a. O., S. 521. 
N bei Pawlowski a. a. O., S. 168 fg. 
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Die Gelben fegen alſo dem Programm der Roten, der Expr 
propriateure, ihr Programm der „Teilhaberſchaft“ entgegen. Der Geda 
ſich nicht gerade durch beſondere Originalität aus. Er gehört zu den älteſten iel 
liberaler „Sozialreform“ und ſpielte beſonders in Frankreich von jeher ei 
Rolle, zumal in der Bekämpfung ſozialiſtiſcher Forderungen. Die Gelben, 
die Herren Japy und Bieétry, haben nun dieſe alte, bereits etwas unſchei 
anrüchig gewordene Dame wieder neu aufgeſchminkt und mit alten und neue 
behängt, und ſo ſoll ſie wieder auf Eroberungen ausgehen. Es wird je 
ſchieden zwiſchen der einfachen Gewinnbeteiligung, auf die man bereits 
gewiſſen Geringſchätzung herabſieht, und der Beteiligung der Arbeiter mit! 
Unternehmens, an dem ſie tätig ſind. Ein ſchönes Beiſpiel von Unternehme 
in dieſer Richtung, das auch Herr Pawlowski, der Homer dieſes gelben 
wohl zu ſchätzen weiß, hat Herr Japy ſelbſt gegeben, der im Jahre 1900 
von ihm beherrſchten Etabliſſement, einer großen Uhrenfabrik, 3000 „Arbe 
ſcheine“ à 100 Franken an Arbeiter ausgegeben hat, die fünf Jahre in ſein 
trieb tätig waren. Dieſe „Anteilſcheine“, die nur mit Einwilligung der B 
leitung und nur innerhalb des Betriebs übertragbar find, tragen 4½ Proze 
Verzinſung ſteigt aber um 1 bis 4 Prozent, wenn die Dividende des Aktie 
nehmens von 30 auf mehr als 45 Franken ſteigt. Es handelt ſich hier alſo um 
beſonders ſchäbiges Prämienſyſtem; denn dieſe „Anteilſcheine“ waren dabei noch 
Jahre 1910 rückzahlbar! Herr Pawlowski führt voll Begeiſterung noch ein 
Reihe von Beiſpielen ähnlicher Großmut an, um zu zeigen, wie herrlich weit 
Gelben Frankreichs doch ſchon gebracht. 

Es entbehrt aber nicht eines gewiſſen pikanten Reizes, daß Herr Brig 
einſtige Apoſtel des revolutionären Generalſtreiks, im Jahre 1909 einen Geſetze 
einbrachte, der die Ausgabe ſolcher Arbeiteraktien begünſtigte, dabei aber ar 
die ſchönen Beſtimmungen enthält, daß dieſe Aktien der ganzen Arbeiter) | 
betreffenden Unternehmens kollektiv gehören, ſo daß kein einzelner ein 1 N 


Be der en 2296 hinaus. 

Durch dieſe Beteiligung der Arbeiter mit Aktien ſoll natürlich das Intereſſ 
Arbeiter an dem Ertrag des betreffenden Unternehmens geweckt werden. Es 
das moderne Mittel zur Förderung des bereits von Le Play unter dem zw 
Kaiſerreich fo warm befürworteten „Patronageſyſtems“: das Los der SH 
darin beſſer als das der modernen Lohnarbeiter, daß der Herr für die S 
ſorgen hatte. Wenn alſo der Arbeiter wieder in die Sklaverei zurückkehrt, ! 
Herr, der „Patron“, — vielleicht auch für ihn ſorgen. Das iſt der Grundgei 
dieſes von Le Play mit chriſtlich⸗ſozialem Ol überſchmierten „Patronageſ 
das wieder nur eine Karikatur von Gedanken Saint⸗Simons war. Dieſer 
den „Induſtriellen“, zu denen er allerdings alle Werktätigen rechnete, die nat 
Führer der Geſellſchaft geſehen. Le Play wandte dieſen Gedanken ſo, daß d 
duſtriellen“, unter denen er nun aber nur die Unternehmer begriff, die Füh 
Arbeiter ihres Betriebs ſein ſollten, daß dieſe willig und unterwürfig jener 8 
folgen ſollten. 

Das gelbe Programm vereinigt nun mit größter Ruhe die mancheſt 
Forderungen des extremſten Liberalismus mit dem chriftlichen „Sozialismus“ . 
der im bewußten Gegenſatz zum Mancheſterliberalismus entſtanden war, und 
lehnt die Waffen zur Bekämpfung des Sozialismus den Rüſtkammern de 
Sozialiſten ſelbſt. Manchmal gebrauchen ſie dabei ſogar ganz die Ausdru 
jener, der ſie aber natürlich einen anderen Sinn unterlegen. So heißt es = 
jpiel in Japys „Ideen der Gelben“ ganz in ſaint⸗ſimoniſtiſcher Weiſe 


* Mitgeteilt bei Pawlowski a. a. O., S. 167 ff. 
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ſen ſollen das wirtſchaftliche und ſoziale Leben des Landes leiten und ſich 
ziten laſſen von denen, die nichts erzeugen.“! Hier find aber unter den „Ar⸗ 
en“ die Unternehmer verſtanden und unter den Müßiggängern die ſozialiſtiſchen 
er und die Gewerkſchaftsbeamten. Ebenſo muß Fourier herhalten, wenn es 
er auf dem Kongreß der Gelben von 1909 angenommenen Reſolution heißt, 
l, Arbeit und leitende Intelligenz ſeien die drei Faktoren der Produktion, die 
entſprechender Weiſe honoriert werden müßten. 
türlich iſt dieſe ganze Theorie nur ein Aufputz, ein Faſſadenſchmuck, um die 
lichkeit der eigentlichen Abſichten zu verdecken, die allerdings gelegentlich noch 
genug nicht nur in den Taten, ſondern auch in den Worten der Gelben zu⸗ 
eten. So wird zum Beiſpiel in dem Arbeiterkatechismus der Gelben Frank⸗ 
nachdem Weisheitsſprüche zum beſten gegeben worden ſind wie der, „die 
ö ſei kein Laſter, und der Reichtum ſchließe nicht immer das Glück in ſich“, 
ie Frage der Tarifverträge behandelt. Bei dieſer Gelegenheit heißt es dann 


1 


ber diejenigen Arbeiter, ob organifiert oder nicht organifiert, welche mit 
Arbeitgeber beſondere Verträge abſchließen, die ſie für gut finden, und die 
unter den von ihren Kameraden verweigerten oder beanſtandeten Bedingungen 
ien, ſind jederzeit frei, auch dann, wenn fie mehr Vorteile bei Anerkennung 
llektivvertrags gehabt hätten.“ | 
IR dieſem Grundſatz entſprach denn auch die Streikparole, die zum Beifpiel 
„Feldegg, der Schweizer und ſpäter Stuttgarter Apoſtel Biétrys, in ſeinem 
„Gelbe Arbeiterzeitung“ ausgegeben hat. Es heißt da:“ 
wit die Forderungen der organiſierten Arbeiter unterſtützen, dann abwarten, 
V Verhandlungen ſcheitern, und der Moment zum Einſpringen für die Gelben 
ment. Und der Erfolg ift nie ausgeblieben, wo die Arbeitgeber vernünftig 
waren, uns zu unterſtützen.“ 
wäre ja eigentlich nicht nötig, die edle Geſinnung und Taktik der gelben 
5 in Frankreich beſonders darzuſtellen, da wir ja unſere Gelben genügend 
Aber Herr Biétry und ſeine Freunde behaupten, immer turmhoch über den 
des Auslandes zu ſtehen, und Herr v. Feldegg hat den Lebius, den Führer 
(ben in Deutſchland, recht ſchlecht behandelt. Die Franzoſen waren eben auf 
nes Programm ſehr ſtolz, und wenn ſich auch Herr Lebius mitterweile ein 
28 Paradepferd zugelegt hat, jo haben die Franzoſen doch die Priorität voraus. 
ie ſehr ſich aber die edlen Brüder dies- und jenſeits der Grenze ähnlich ſehen 
ürdig find, das zeigt zum Beiſpiel folgende Auslaſſung im „Jaune“ vom 
Jember 1906.“ Mit Beziehung auf die verhaßten Sozialiſten heißt es dort: 
fol man gegen dieſe organiſierte Bande tun, wenn nicht erſtens den perſön⸗ 
u Biderſtand der einzelnen Opfer der Ungerechtigkeit gutheißen und ſodann den 
nierten Widerſtand ſehr entſchloſſener Männer, die ihr Leben dafür einſetzen, 
an.“ 
ü das nicht eine Vorahnung des Hintze mit feinen „Siebenmonatskindern“? 
r ein Stück hat Herr Biétry fertiggebracht, das doch fo ziemlich alles in 
in ftellt, was Lebius und ſeine Freunde geleiſtet haben. 
0 Beginn des Jahres 1906, als die ruſſiſche Reaktion wieder zu Atem kam, 
ö 
1, 
2\ 
3 
4 


der Aufſtand in Moskau im Blut erſtickt und die Kraft des ſtädtiſchen Prole⸗ 


a erſchöpft war; als in den Städten die Pogroms und auf dem Lande die 


zitiert in „Die Gelben“, Köln 1907, Chriſtlicher Gewerkſchaftsverlag, S. 50. 
Jzawlowski a. a. O., S. 165. 


Sergleiche „Die Gelben“, S. 52 ff. 


tiert bei Gaſteiger, Die gelben Gewerkſchaften, München 1909, Sozial⸗ 
0 er Verlag, S. 98 ff. 


itiert bei Latour⸗ ⸗Foß a. a. O. S. 519. 
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Straferpebitionen wüteten, da ging Herr Biétry ungerufen zum ruſſiſ en 
ſchafter in Paris, Herrn Nelidoff, und bot ihm ſeine Hilfe gegen die Revolutio 
und auf Veranlaſſung Gringmuths verfaßte Biétry gemeinſam mit Sutſchkoff, 

Führer der „echt ruſſiſchen Leute,“ einen „Appell an unſere Brüder, die ruf 
Arbeiter“. Herr Pawlowski teilt dieſes Schriftſtück voll Stolz über dieſe „glo 
Tat mit, die „den Gelben Frankreichs in Rußland zu einem ſo ſchönen Sieg be 
wie fie ihn in der Heimat nie gehabt“! Die Niedrigkeit der Geſinnung, die in 8 
Manifeſt zum Ausdruck gelangt, das von den unverſchämteſten Aufſchneidereien 6 
ſtrotzt wie von den ſchamloſeſten Verleumdungen, wird wohl auch dadurch g 
zeichnet, daß ſelbſt ein Lebius ſich gedrungen fühlte, daraufhin von Herrn ö 
und feiner Geſellſchaft abzurüden.? 


| 


3. Die gelben und die chriſtlichen Gewerkſchaften. 


Das ſind die Taten, die dem hochtönenden „Programm“ entſprechen Die „S. 
feindlichkeit“ findet ihren Ausdruck in freiwilligen Henkersdienſten für den Zariı 
der „Kampf für die Freiheit“ mündet in Knechtsdienſte für die Unternehmer, it 
feigſten Verrat an den Klaſſengenoſſen. 

So hätte die ganze unſympathiſche Geſellſchaft ſehr wenig Anſpruch auf 
Intereſſe, wenn nicht dieſes gelbe Programm den einzigen konſequenten i 
darſtellen würde, einer dem Klaſſenkampf abholden Arbeiterbewegung eine 
logiſche Rechtfertigung zu geben. Wenn auch die franzöſiſchen Syndikaliſten! 
die Schwäche der Gewerkſchaften, vor allem aber durch den „parlamentaf 
Kretinismus“ reformiſtiſcher Politiker irregeführt ſind, die glauben, die Trieli 
der Geſellſchaft entſprängen im parlamentariſchen Karpfenteich, und die N 
Eroberung der Staatsgewalt zum Ziele haben, ſondern die Erſchleichung 'i 
Vorteile; wenn auch die Syndikaliſten infolgedeſſen die Bedeutung des polig 
Kampfes verkennen, ſo ſind ſie doch wahre Klaſſenkämpfer, und gerade dern 
das lebhafte Klaſſengefühl in ihnen geweckte Schwung der Aktion 1 
vielem, was uns ſonſt nicht nur als verfehlt, ſondern geradezu als verdertk 
ſcheint. 

Die Schwächen der Bewegung erſcheinen uns im Brennſpiegel des gelben 
gramms beſonders deutlich. Darin erſchöpft ſich aber auch deſſen ganzer pei 
Wert. Gerade die Geſchicklichkeit, mit der es unleugbar zuſammengeſtellt iſt, lit 
Hoffnungsloſigkeit des Unternehmens in voller Nacktheit erſcheinen, einer Arit 
bewegung außerhalb des Klaſſenkampfgedankens ein über die allernächſtlie n 
Ziele hinausgehendes Programm zu geben oder auch nur im Widerſpruch zu 0 
Gedanken überhaupt gewerkſchaftlich zu arbeiten. Die deutſchen Hirſch⸗ ⸗Dundlſe 
Gewerkvereine und die katholiſchen „Fachabteilungen“ beſtätigen nur dieſe ie 
nehmung. Denn auch fie werden durch ihre innere Haltloſigkeit zum Streit 
zum Verrat an ihren Klaſſenintereſſen getrieben. Die chriſtlichen Gewerkſaf 
ſind die einzige ernſt zu nehmende Organiſationsart außerhalb derjenigen Cv. 
ſchaften, die ſich direkt zum Klaſſenkampf bekennen. Aber gerade die Chriſtlichenei 
mit voller Schärfe, wie nur das Klaſſenbewußtſein, die klare Erkenntnis v 
prinzipiellen Gegenſätzlichkeit der Klaſſenintereſſen von Unternehmer und N05 
die Bürgſchaft gibt für eine zielbewußte, konſequente Gewerkſchaftspolitik, Zt 
der oft geradezu revolutionär anmutenden Hervorhebung des Klaſſencharakters He 
heutigen Geſellſchaft und dem feigen Verrat ihrer Klaſſenintereſſen und [bi] 
genoſſen ſchwanken die „Chriſten“ in ihren Forderungen und in den Hupe 
ihrer Preſſe haltlos hin und her. Und ebenſo ſteht es mit ihrer Tätigkeit 


95 


1 Pawlowski a. a. O. S. 147. 
Vergl. „Der gelbe Sumpf“, S. 29. Stuttgart 1908. Allerdings bat 8 
v. Feldegg, der Stuttgarter Agent Biétrys, dieſer moraliſchen Entrüſtung t 
etwas vorgearbeitet, daß er Herrn Lebius einige wohlgezielte Fuß trie t 
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xis.! Auf der einen Seite ſteht das meiſt noch nicht zur Klarheit gekommene 
ſſenbewußtſein der Maſſen, auf der anderen die dieſem Kampfe prinzipiell feind⸗ 
Ideologie und ihre Vertreter, die mehr oder weniger geiſtlichen Führer. Aber 
7 etwas anderes kommt hinzu. Wenn irgendwo, ſo gilt im Gewerkſchaftskampf 
Wort: „Deine Rede ſei ja ja, nein nein, alles andere iſt von Übel.“ Wer in 
Mitte ſtehen will zwiſchen den Gegnern, der iſt doch endlich, will er nicht von 
ren Seiten angegriffen werden, gezwungen, ſich einem der beiden anzuſchließen. 
ſchwächeren chriſtlichen Gewerkſchaften haben alſo in großen Kämpfen nur die 
hl, entweder ſofort ſich auf die Seite der Unternehmer zu ſtellen, an der Arbeiter⸗ 
e Verrat zu üben, oder ſich den freien Gewerkſchaften anzuſchließen. Dann muß 
aber ihrer Führer das Gefühl bemächtigen, die Führung verloren zu haben, von 
Bewegung beherrſcht zu werden, ſtatt ſie zu beherrſchen. Ihren Anhängern wollen 
nun ihre eigene Bedeutung, ihren politiſchen Freunden ihre Unabhängigkeit von 
t Diktat der führenden Roten zeigen, und die Folge iſt Eigenbrödelei, Bruch der 
ziplin, Bruch der Solidarität, endlich Verrat an der Arbeiterſchaft. 

Sehr richtig faßt Genoſſe Umbreit zuſammen, woran die chriſtlichen Organi⸗ 
onen kranken: 

„Es iſt alſo gar nicht daran zu zweifeln, daß die chriſtlichen Gewerkſchaften 
mpforganifationen find. Um Klaſſenkampforganiſationen zu ſein, dazu gehört 
lich nicht nur ein Kampf um Verbeſſerung der Lage der Arbeiter, ſondern zugleich 
Kampf gegen das kapitaliſtiſche Ausbeutungsſyſtem ſelbſt, gegen die Klaſſe 
Kapitaliſten als Klaſſe der Lohnarbeiter. So weit ſind die Gewerkſchafts⸗ 
‚ten freilich noch nicht, aber fie find bereits auf dem beſten Wege dazu, denn ihr 
apf gegen das Unternehmertum iſt nicht lediglich ein Kampf für ſoziale Vorteile 
für die Gleichberechtigung der Arbeiter, ſondern er iſt durchſetzt von ſozia⸗ 
iſchen Tendenzen gegen das Kapital.“ 

Der ſcharf betonte, klar bewußte Klaſſenkampf iſt alſo das einzig mögliche Pro⸗ 
nm einer konſequenten Gewerkſchaftspolitik. Die Jagd nach einzelnen Vorteilen, 
führe ſie auch durch den Kampf mit dem Unternehmer, führt in die Irre, wenn 
nicht geleitet wird von dem Bewußtſein der prinzipiellen Unvereinbarkeit der 
ereſſen und Forderungen der beiden ſich im Kampfe gegenüberſtehenden Geſell⸗ 
ftsklaſſen, wenn fie nicht beherrſcht wird von dem Gedanken des ſozialiſtiſchen 
ziels. 

So wenig aber in der Theorie ein Mittelweg exiſtiert zwiſchen Rot und Gelb,? 
wenig iſt in der Praxis Raum für kleinere Organiſationen, die durch ihren bloßen 
and und das Beſtreben, ſich ſelbſtändig zu erhalten, mit Notwendigkeit dazu ge⸗ 
ben werden, die Intereſſen ihrer Klaſſe zu verraten. 

Wie weit aber eine „Arbeiterbewegung“ ſinken kann, wenn ſie den geſicherten 
hen des Klaſſenkampfes verläßt, das zeigt uns das abſchreckende Beiſpiel der 
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Chiichen Henkersknechte, der Gelben Frankreichs. 


Belege hierfür unter anderem bei Umbreit, Die gegneriſchen Gewerkſchaften in 
1 Berlin 1907, S. 152 ff., und Erdmann, Die Schwarzgelben, Düſſeldorf 
1, S. 23 ff. a 

2 Daß die Chriſtlichen ſelbſt ſich dieſes Gefühls der inneren Verwandtſchaft mit 
€ Gelben nicht ganz entſchlagen können, zeigt der Eifer, mit dem fie gegen diefe 
zichſtellung proteſtieren und Merkmale hervorzukehren ſuchen, die fie prinzipiell 
jenen unterſcheiden. Alle dieſe Verſuche mußten aber fehlſchlagen, weil die Wort⸗ 
ver der Chriſtlichen gerade das eine Prinzip nicht für ihre Bewegung in Anſpruch 
(men dürfen, das allein jede ernſt zu nehmende, ehrliche Gewerkſchaftsorganiſation 
den Gelben grundſätzlich unterſcheidet, den Gedanken des Klaſſenkampfes. Be⸗ 
e mend iſt es denn auch, daß die ausführlichſten und eingehendſten Studien über 
1 Gelben in deutſcher Sprache von chriſtlicher Seite ausgehen. Vergleiche die 
ierten Werke „Die Gelben“, und Gaſteiger, „Die gelben Gewerkſchaften“. 
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E. Silberling, Dictionnaire de Sociologie Phalansterienne. Guide des au 
complätes de Charles Fourier. Paris 1911, Marcel Riviere et Cie. XI 
459 Seiten. Preis 15 Franken. „ 

Fouriers „oeuvres complètes“ find nicht feine „ſämtlichen Werke“, i 
außer ihnen, die als ſolche von 1841 bis 1845 durch die Ecole sociétaire her 
gegeben wurden, hat Fourier ſelber noch mehrere größere und kleinere Werke 
öffentlicht — von ſeinen zahlreichen Aufſätzen in der „Réforme industrielle“ 
der „Phalange“ ganz zu ſchweigen. Und unter jenen größeren Werken befindet 
vor allem auch „L' Harmonie universelle“, jene „methodiſche Sammlung ausgewä 
Stücke“ in 2 Bänden, die für uns beſondere Bedeutung erlangt hat, weil 
guten Teil auf ihr das Buch Bebels fußt. Außer den 6 Bänden der ſämtl, 
Werke hat Silberling in ſeinem Lexikon des Fourierismus nur die 1830 erſchie; 
Anzeigeſchrift („Livret d'annonce“) zur „Neuen induſtriellen und ſozietären a 
berückſichtigt. Bei dieſer Gelegenheit mag eine Überſicht über die Schriften Fou: 
gegeben werden, zumal da Bebels Angaben nicht vollſtändig ſind. [ 

Die ſämtlichen Werke umfaſſen 6 Bände, der 1. Band enthält die „Théoriel 
quatre mouvements“ (Theorie der vier Bewegungen) von 1808. Band 2 bis 5 bi 
die „Theorie de l’unit& universelle“ (Theorie der univerſellen Einheit), dien 
ſprünglich (1822) in 2 Bänden mit dem Titel „Traite de l’Association domesti 
agricole ou de Attraction industrielle“ (Abhandlung über die haus⸗ und land n 
ſchaftliche Aſſoziation oder über die induſtrielle Anziehung) erſchien. Die vierbäl 
Ausgabe enthält im 1. Bande, alſo dem 2. Bande der ſämtlichen Werke, zund 
„Le traité du libre arbitre“ (Abhandlung über die Freiheit des Willens), dien 
den Manufkripten gezogen wurde und dadurch wichtig iſt, daß ſie die „Irrtüe 
Fouriers in den „Vier Bewegungen“ richtigſtellt. Weiter bringt derſelbe Band! 
Sommaire du Traité de l’Association domestique-agricole“ (Überſicht über dil 
handlung von der haus⸗ und landwirtſchaftlichen Aſſoziation, zuerſt 1828 erſchſen 
nicht nur verfaßt, wie Bebel ſagt) und „L’Avant-propos“ (Vorrede) zu demſbe 
Werke. Der 2. Band der „Theorie de Punite universelle* (der 3. Band der m 
lichen Werke) enthält die „Theorie en abstrait“, die allgemeine („negative“) Thr 
der 3. Band die „Theorie mixte“, die vermiſchte, ſpekulative Theorie, un! 
„Synthese routiniere de association“, den praktiſchen Aufbau der Aſſozi io 
(Fouriers geniale Fachausdrücke müſſen mehr nachgedichtet als überſetzt werden ( 
folgt dann im 4. (5.) Bande die „Theorie en concret*, die beſondere, angel 
oder poſitive Theorie, und im 6. Bande der ſämtlichen Werke „Le nouveau rn 
industriel et societaire“ (Die neue induſtrielle und ſozietäre Welt, 1829 zue 
ſchienen). 

Außer dieſen Schriften zählt Silberling noch folgende auf, die er aber in fm 
Buche nicht berückſichtigt: „La fausse industrie morcelèe et son antidote Tindstı 
naturelle (Die falſche oder Stückwerkinduſtrie und ihr Gegengift, die natürlich I N 
duſtrie, 2 Bände, 1835 und 1836 erſchienen); „Pieges et charlatanisme des iet 
Owen et Saint-Simon“ (Fallſtricke und Marktſchreierei der Owenſchen und fan 
Simoniſtiſchen Sekten, 1831); „Mnémonique g&ographique* (Geographisch © 
dächtniskunſt, eine kleine Schrift von 1827). Und endlich die ſchon erwähnte Ur 
verſelle Harmonie“, zu der dann die gleichfalls oben genannten Artikel in den id 
Fourieriſtiſchen Zeitſchriften kommen. Alle dieſe Schriften, mit Ausnahme der Un 
verſellen Harmonie“, hat Fourier felber herausgegeben. Hierbei ſind die Arab 
bei Bebel auf ©. 34 f. nach Silberling dahin zu berichtigen, daß die „Rorn 
industrielle“ bis 1834, nicht bis 1833, erſchien, während die „Phalange“ zuäd 
1836 und 1837 Artikel von Fourier brachte und 1845 bis 1849, wo fie nichſme 
als „Journal“, ſondern als „Revue“ auftrat, ſehr viele Manuffripte aus Sie 
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| hlaß veröffentlichte, die dann 1851 bis 1858 in 4 Bänden herausgegeben wurden. 
| je Manufkripte bildeten die Vorarbeiten für die von Fourier geplante erweiterte 
mbändige) Ausgabe ſeines Hauptwerkes. Aus den Manuffripten find dann noch 
ö f Broſchüren zuſammengeſtellt worden, nämlich: „L'Anarchie industrielle et 
entifique“ (Die Anarchie in Induſtrie und Wiſſenſchaft); „L’Egarement de la 
‚son, demontre par le ridicule des sciences incertaines“ (Die Verirrung der Ver⸗ 
ift, nachgewieſen an der Lächerlichkeit der unbeſtimmten Wiſſenſchaften); „Le 
zanisme de l’Agiotage* (Der Mechanismus des Wuchers); „L'Esprit irréligieux 
modernes“ (Der gottloſe Geiſt der Neuzeit); „Cités ouvrières, modifications à 
oduire dans l' architecture des villes“ (Arbeiterſtädte, Anderungen, die in der 
'uart der Städte eingeführt werden können). 

Nun zu Silberlings An⸗ und Abſichten. Er oder vielmehr fein „Mitſchüler“ 
Alhaiza, der eine Einleitung beiſteuert, meint, die Sozietäre Schule, die jetzt 
‚wert Jahre alt iſt, habe die Lehren Fouriers in beiden Kontinenten ausgebreitet, 
ſoweit fie eine Kampforganiſation ſei (en tant que groupe militant), fühle fie ihr 
he nahen, und fie könne beruhigt fein über die Fortführung der Defenſivrolle, 
hauptſächlich die ihrige war. Beruhigt, weil man jetzt in Silberlings Lexikon 
Buch habe, wo jedermann alphabetiſch nachſchlagen könne, was er von Fourier 
ſen wolle. Übrigens ſei alles, was in unſerer Zeit von Kooperation und „societari- 
on“ aufkomme, nur eine teilweiſe Anwendung der Fourierſchen Lehre. Anderer⸗ 
3 habe die „irrige Auffaſſung“ des Fourierismus, die gleich den verſtohlenen An⸗ 
en der ſchwierigen Lektüre des „Meiſters“ zu danken ſei, ſeine Ausbreitung be⸗ 
rächtigt. Immerhin ſei der Geiſt der Lehre überallhin gedrungen, er walte über 
„Aufblühen einer Soziologie und einer Wirtſchaftslehre reorganiſatoriſcher Art, 
berufen ſind, die Geſellſchaft zu erneuern, indem ſie zugleich die Gefahren 
\ finanziellen Plutokratismus wie die der kommuniſtiſchen Soziali⸗ 
tung abwenden“. Da haben wir alſo den Pferdefuß. Es iſt kein Zufall, daß dem 
he als Motto aus Fourier unter anderem das Wort vorausgeſchickt wird: „Die 
einigung von Kapital, Arbeit und Talent iſt das einzige Heilmittel gegen die 
tiſche und moraliſche Anarchie.“ Es iſt auch kein Zufall, daß der „wohlverſtandene“ 
trier neuerdings eine gewiſſe bürgerliche Anhängerſchaft findet. Die ungefährliche 
monieduſelei, die ſich ſolche Leute aus Fouriers Syſtem herausklauben, ſpielt 
Inlih auch in einem unglaublich kindiſchen Roman von M. Ammon () „Das Ei 
Kolumbus“ die Hauptrolle, der 1909 in Leipzig erſchien und im weſentlichen 
e ſinnloſe Zuſammenſtellung der extravaganteſten Extravaganzen Fouriers bietet. 
es, was wir an Fourier als unſerer Auffaſſung verwandt begrüßen, insbeſondere 
ie Kritik der Geſellſchaft und feine geſchichtliche Dialektik, laſſen die Fourieriſten 
it heute wie die von geſtern liegen, um ſich nur an die Zukunftsträume zu halten, 
Hei fie ſchon deswegen hinter Fourier zurückbleiben, weil fie nicht über ihn hinaus⸗ 
ben. Wenn es nach ihnen ginge, ſo würde der Meiſter heute noch alltäglich zur 
tagsſtunde auf den Kandidaten warten, der ihm das Geld für die Verſuchs⸗ 
‚lang bringen ſollte. Kurz, dieſe bürgerlichen Fourieriſten tragen die typiſchen 
male ihrer Klaſſe, die inſtinktmäßige Vorliebe für das Unklare, Ungreifbare 
den äußerſten Widerwillen gegen das Kritiſche und Hiſtoriſche. 

Silberlings Lexikon iſt, von den gemachten Ausſtellungen abgeſehen, eine fleißige 
eit, die als Nachſchlagewerk zu den Hauptſchriften Fouriers gute Dienſte leiſtet. 
lich, da ſich Silberling im ganzen auf die einzelnen Stichworte beſchränkt, bleibt 
| Buch eben nur Lexikon und trägt wenig dazu bei, das Syſtem Fouriers als 
zes überſichtlicher zu machen. Was wir von Fourier brauchen könnten, wäre eine 
wahl ſeiner glänzenden Geſellſchaftskritik, um derentwillen Engels von ihm ſagt: 
furier iſt nicht nur Kritiker, feine ewig heitere Natur macht ihn zum Satiriker, 
zwar zu einem der größten Satiriker aller Zeiten.“ Rudolf Franz. 
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Ein Fabrikgeſetz für Indien. Am 1. Juli 1912 ſoll ein neues Fabrikgeſetz! 
Britiſch⸗Indien in Kraft treten, das beſtimmt iſt, die beſtehenden Fabrikge 
von 1881 und 1891 zu erſetzen. Das Juliheft der „Sozialen Rundſchau“ (X: 
1911, Hölder) enthält den Text dieſes Geſetzes in deutſcher Überſetzung. 

Dem Geſetz unterworfen ſind nur Fabrikbetriebe, das heißt ſolche, bei die 
Dampf, Waſſer oder eine andere mechaniſche Kraft in Anwendung gebracht ur 
und die fünfzig oder mehr Perſonen gleichzeitig beſchäftigen. Von dem Se 
ausgenommen ſind dabei die Perſonen, die zwar auf dem Areal einer Fabrik, h 
ausſchließlich an ſolchen Orten verwendet werden, an denen keinerlei mechang 
Kraft zur Produktion verwendet wird. . 

In jeder Fabrik ſind für jeden Arbeitstag in höchſtens ſechsſtündigen Zwifh 
räumen mindeſtens halbſtündige Ruhepauſen feſtzuſetzen, während denen N 


Arbeit unterbrochen werden ſoll. Sonntags hat die Arbeit in den Fabriken über! 
zu ruhen. Kinder dürfen im allgemeinen nicht unter 9 Jahren eingeſtellt wo 
und müſſen mit einem ärztlichen Atteſt der Tauglichkeit verſehen ſein. Kd 
zwiſchen 9 und 14 Jahren dürfen ebenſo wie Frauen in der Zeit zwiſchen 71 
abends und 5½ Uhr morgens nicht beſchäftigt werden. Ihre ber b 
beträgt 7 Stunden täglich, die der Frauen 11 Stunden. Der Leiter der Fabrih 
für jedes Kind und für jede Frau die Zeit der Beſchäftigung feſtzuſetzen. dr 
halb dieſer Zeit dürfen die betreffenden Perſonen nicht beſchäftigt werden. ( 
verboten, Frauen oder Kinder zur Reinigung von Maſchinen zu verwende 
lange dieſe im Gange ſind. | . 
Beſondere Beſtimmungen gelten für Textilfabriken, für die ein = 


Marimalarbeitstag von 12 Stunden beſtimmt wird. Nachtarbeit zwiſchen J 
abends und 5½ Uhr morgens iſt hier überhaupt unterſagt, Kinder dürfen 
länger als 6 Stunden täglich verwendet werden. 1 
Alle dieſe Regeln ſind durch ſehr zahlreiche Ausnahmen durchbrochen, ar 
Wert ſehr einſchränken und den Behörden, beſonders den Inſpektoren, ſehr te 
Spielraum in der Befreiung von den geſetzlichen Beſtimmungen gewähren 2 
Inſpektoren werden aber nicht nur von den Lokalregierungen „geeignete de 
ſonen“ ernannt, ſondern die Bezirksamtsrichter ſind zugleich von Amts wegerzu 
Inſpektorat berufen. Der Inſpektor iſt nicht ſelbſt zur Verhängung von Saft 
befugt, ſondern er kann innerhalb ſechs Monaten ſeit der Übertretung des Getz 
Strafantrag beim Gericht ſtellen. Dieſes kann Geldſtrafen bis zu 200 pi 
(etwa 270 Mark) verhängen. | * 
Vergleicht man dieſes neue Fabrikgeſetz für Indien mit den Beſtimm ig 
des japaniſchen, das Genoſſe Katayama an dieſer Stelle! beſprochen hat, jo fü: 
übereinſtimmend der weite Spielraum auf, der von beiden Geſetzen der bör 
lichen Willkür gelaſſen wird. Das japaniſche Geſetz verbietet die Beſchäftigur bi 
Kindern unter 12 Jahren, das indiſche bloß von ſolchen unter 9 Jahren. Hirte 
beſtimmt das japaniſche Geſetz für Kinder und Frauen einen Maximalarbest 
von 12 Stunden, das indiſche von 7 reſp. 6 und 11 Stunden. Daß das indiſe € 
ſetz für Textilfabriken einen allgemeinen Maximalarbeitstag von 12 Stunde ne 
miert, hat praktiſch wenig Bedeutung, da in dieſen Betrieben faſt ausſchußl 
Frauen und Kinder beſchäftigt werden. Ein weſentlicher Unterſchied iſt e hi 
gegen, daß dem japaniſchen Fabrikgeſetz prinzipiell alle Fabriken unterworfe fü 
in denen die Arbeit gefährlich oder geſundheitsſchädlich iſt und die me © 
15 Arbeiter beſchäftigen, während das indiſche Geſetz die Grenze erſt bei 2 
beitern zieht. 6. 


1 Neue Zeit, XXIX, 2, S. 918 fg. 
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a Oktoberheft der Zeitſchrift „Der Kampf“ ſchreibt Karl Renner über 
r Demonſtrationen“. Im Kampfe gegen die Teuerung haben wir dieſelbe 
ung gemacht wie früher im Wahlrechtskampf: zuerſt beſpöttelt und als Er⸗ 
ig oder Utopie verlacht, dann bekämpft, wird unſere Loſung durch einen Um⸗ 
der öffentlichen Meinung endlich Gemeingut faſt aller Parteien. Lange 
die Sozialdemokratie in dem Kampfe gegen die Teuerung allein; jetzt redet 
Börſe, Mittelſtand, Agrarier, Chriſtlichſoziale, Lumpenproletariat von der 
Ang, und jeder preiſt andere Mittel gegen fie an. Betreten wir jetzt die 
(>, um zu demonſtrieren, jo ſehen wir uns unverſehens in gemiſchter Geſell⸗ 
die uns nachdenklich machen muß — und auch vorſichtig. Der Teuerungs⸗ 
ö iſt eine Volksbewegung geworden; der gedankenträge Sſterreicher iſt auf- 
lelt worden, und vom Kleinkram der Sprachenkämpfe iſt die Aufmerkſamkeit 
ie großen wirtſchaftlichen Fragen gelenkt worden. Aber ſolche Volks- 
ingen bringen zugleich Konfuſion mit ſich, da die Grenzen der Klaſſen und 
ziele aufgelöſt ſind. Im Wahlrechtskampf hat der jo erzeugte Überſchwang 
bel eigenen Reihen Schaden gebracht; daher iſt die größte Achtſamkeit 
| dann am Platze, wenn eine Bewegung der Arbeiterklaſſe „Volksſache“ wird. 
gleitumſtände der letzten Teuerungsdemonſtration in Wien haben bewieſen, 
ch unſer Kampf gegen die Teuerung dieſem Stadium entgegenreift. Mit 
monſtrierten die tiefſten, elendeſten Schichten der Geſellſchaft, die unſeren 
nicht kennen, aber jetzt aus ihren Spelunken hervorkamen. Sie zu befreien, 
1 unfere Aufgabe; für fie kann das Proletariat marſchieren, aber nicht mit 
Dann kamen die halbbürgerlichen Schichten, die, durch die Luegerſche Agita⸗ 
rgiftet, überall das Perſönliche ſuchen, ſich an das Greifbare halten, politiſch 
klichkeit völlig ungebildet find und von den Methoden des Klaſſenkampfes 
bverſtehen. Neue Maſſen werden uns in dieſer Weiſe zugeführt, aber fie 
noch geſchult werden. Vor allem fehlt ihnen der klare Blick auf den An⸗ 
unft unſeres Kampfes. f 
n Wahlrechtskampf war das Objekt klar gegeben und ſichtbar; bei der Teue⸗ 
it es viel ſchwieriger zu finden, da hier die tiefſten Probleme der Wirtſchaft 
t werden. 
ziale Demonſtrationen haben kein perſönliches oder dingliches Objekt. Das 
lariat demonſtriert nicht gegen Perſonen oder Objekte, es demonſtriert ſich 
und ſeinen Maſſenwillen, feine Zahl, feine Geſchloſſenheit; es manifeſtiert 
genen Aufklärung und zur Warnung der Gegner. Was darüber hinausgeht, 
ktion, die auch beſtimmte organiſierte Formen hat. Dieſe Wahrheiten wider⸗ 
un beiten die Verleumdungen der bürgerlichen Preſſe, die die Exzeſſe des 
ptember der Partei aufhalſen möchten. Gerade weil der Kampf gegen die 
ng Volksſache geworden iſt, müſſen wir uns von aller Konfuſion ſcharf ab⸗ 
; die neu gewonnenen Anhänger, die oft noch im Banne der Luegerſchen 
7 befangen ſind, müſſen wir der Radaupolitik, der blinden Verehrung 
5 und Perſonen entwöhnen und zu ſelbſtbewußten Klaſſenkämpfern 
In. 


18 Novemberheft enthält einen Artikel von Otto Bauer „Zum Innsbrucker 
leber aus dem wir einen Teil, die Ausführungen über Parteitaktik, hier kurz 
eben. 

‘€ Arbeiterbewegung Oſterreichs ift ſeit mehr als einem Jahrzehnt vom 
des Reviſionismus erfüllt. Nicht bewußt in der Theorie; aber die beſondere 
te Hſterreichs hat uns alle — auch die theoretiſch Marxiſten ſind — mit 
üſtiſchen Illuſionen erfüllt. Obgleich ſchwächer als die preußiſchen Genoffen, 
‚en wir das allgemeine Wahlrecht; der Glaube an poſitive Erfolge wurde bei 
beitern geweckt, und als dieſe Erfolge weiter ausblieben, ſchrieb man das 
galſchen Taktik zu. Der Reviſionismus tritt dabei auch in beiden Spielarten, 
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dem Reformismus und dem Syndikalismus, oft in bemſelben Kopfe au 
ſich mit dem ganzen Bürgertum gegen die paar Kartell⸗ und Bodenma 
binden und empfiehlt zugleich die Zertrümmerung von Fenſterſcheiben. 
reviſionismus unſerer „Radikalen“ (etwas anderes als der deutſche 
Radikalismus) iſt nicht beſſer als der Reviſionismus der Hofgängerei. E 
durch eine andere Taktik die Geſetze des Kapitalismus brechen zu könn 
Teuerung liegt im ganzen Mechanismus der Wirtſchaft begründet; 
it ein Kompromiß vieler groß- und kleinbürgerlichen Klaſſen, die ſich 
zuſammenſchließen werden, um ſich gegenſeitig neue Schutzzölle zu ger 
ſie gegen uns zu verteidigen. Alle Intereſſenten der kapitaliſtiſchen 
ſtehen uns gegenüber, mit der ganzen Staatsgewalt an ihrer Seite; un 
find wir nur eine Minderheit. Wir können fie nur beſiegen, wenn w 
werden, und Mehrheit werden wir erſt, wenn der Sturm durch Europ 
Schwerterklirren erweckt. 
Die Politik der Illuſionen muß notwendig mit Enttäuſchung und Ez 
gung enden. Daher müſſen wir zurück auf Marx. Die großen Umwä 
werden auch das Maſſendenken umwälzen, aber unſere Aufklärung muß 1 
dern und beſchleunigen. 
Über „Gefahren des Tageskampfes“ ſchreibt Julius Deutf ch: Die Ken 
aktion hat einen Mangel ſozialiſtiſcher Bildung in breiten Maſſen unfer 
hänger gezeigt. Viele, die fi Sozialdemokraten nennen, verſtehen unſerſe 
Ziele nicht. Viele halten den Tageskampf für das Weſentliche und faſſen i 
als Teil des großen Befreiungskampfes auf. Mitläufer hat ja jede Bart, 
wir haben fie innerhalb unſerer Organiſation. Die Erklärung bietet die ©) 
des öſterreichiſchen Staates, wodurch die Regierung es mit keiner Partei ve 
darf und jede alſo auf poſitive Erfolge hoffen darf. Die Wähler beurtei! 
Partei nach ihren Erfolgen; und von dieſer Erfolghaſcherei ſind auch viele g 
demokraten angeſteckt. Die Schwäche der Regierung ladet geradezu dazu 
Erfolge abringen zu wollen. Das beſtimmt das Weſen unſerer Agitation, e 
äußerſt wenig Werbearbeit für den Sozialismus iſt und faſt völlig auf ders 
des Tageskampfes ſteht. Sie iſt vielfach nicht in der Weiſe mit den Ereigneen 
Tages verknüpft, daß ſie im Anſchluß an dieſe die Erſcheinungsformen des a 
lismus kritiſiert, ſondern ſie faßt großenteils den Tageskampf als En 
Die Arbeit für den Sozialismus muß in erſter Linie belehren, aufk 
Anhänger gewinnen. Die Agitation im Dienſte des Tageskampfes geht darf 
beſtimmte Wirkungen im Tageskampf ſelbſt zu erzielen, Eindruck auf die) 
lichkeit zu machen. Weil ſie nach außen wirken will, muß ſie beſonders arm 
werden, groß und mächtig erſcheinen; was in dieſen Verſammlungen geie; ! 
iſt Nebenſache; wichtiger iſt, wer es fagt, und daher müſſen berühmte Nan, 
allem Abgeordnete auftreten, um als Zugkraft zu dienen. Dieſe ſchiefe rb 
Agitation entſteht durch Überſchätzung des Tageskampfes, die alles au 16 
kung nach außen zuſpitzt. Demgegenüber muß betont werden, daß die ſoziiſt 
Aufklärungsarbeit die Hauptſache ſein muß, und daß der Tages kampf dd 
ſehr energiſch geführt werden kann, ſich ihr unterordnet. Br 
Nun find ſeit einiger Zeit die Bildungsorganiſationen ſtark emporgon A 
und zur Verbreitung von Aufklärung energiſch tätig. Aber fie erfaſſen n e 
ſehr kleinen Bruchteil der Parteigenoſſen. An die breiten Maſſen kommt 2 
heran; daher muß hier die Agitation eingreifen und in den Dienſt der fie 
ſchen Aufklärung geſtellt werden. Parteiorganiſationen, Referenten, daß 
tariat, das Vortragsdispoſitionen ausarbeitet, können alle in dieſem Sinner it 
Und auch die Parteipreſſe hat hier ihre Aufgabe. Durch eine prinzipiell . 
bekommen wir, was wir brauchen: mehr ſozialiſtiſche Bildung. 7 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Paul und Laura Lafargue. 
Von Fr. Mehring. 


In wenigen Wochen, am 15. Januar des kommenden Jahres, kehrt 
r Tag wieder, an dem Paul Lafargue vor ſiebzig Jahren geboren wurde. 
Während wir uns rüſteten, den feſtlichen Tag zu feiern, vor allem 
ch in den Spalten der „Neuen Zeit“, zu deren älteſten und verdienteſten 
itarbeitern Paul Lafargue gehört hat, ereilt uns die erſchütternde Kunde, 
ß er, gemeinſam mit der treuen Gefährtin ſeines Lebens, in der Nacht 
m 25. auf den 26. November den freiwilligen Tod geſucht hat: ehe 
m, wie er in einem hinterlaſſenen Schreiben ſagt, das unerbittliche 
keiſenalter die Freuden des Daſeins, eine nach der anderen, entreißt, 
n der geiſtigen und körperlichen Kräfte beraubt, ſeine Energie lähmt 
1d * Willen bricht, ihn zur Laſt für ſich ſelbſt und die anderen 
ach . 

Eine erſchütternde und doch auch, wie Jean Jaurès in feinem Nachruf 
cht mit Unrecht jagt, eine verwirrende Kunde! Denn mehr als je gilt 
In dem proletariſchen Emanzipationskampf, daß der Dienſt der Freiheit 
je ſtrenger Dienſt iſt, der auch dem reich mit Lorbeeren geſchmückten 
teranen nicht geſtattet, feinen Poſten zu verlaſſen, ſolange ihn noch ein 
uch von Kraft beſeelt. Und welche Fülle der Kraft lebte noch in dieſem 
gendlichen Greiſe, welch unverwüſtliche und zähe Energie, die ihn ſeit 
ſonaten und ſeit Jahren furchtlos dem Tode ins Auge blicken und doch 
je große wie kleine Pflicht des Tages ſorgſam erfüllen ließ, als läge 
ch ein langes Leben vor ihm! Sein Tod ſelbſt zeugt wider ihn, wie feine 
toben Führer und Lehrer wider ihn zeugen, die auch die Beſchwerden 
13 Alters nicht ſcheuten, um ihrer großen Sache zu dienen bis zum letzten 
demzug. Aber nur dem ſtrengen Urteil der Geſchichte ſteht das Recht zu, 
ijen Toten nach jo großen Verdienſten einer letzten Schuld zu zeihen; 
nen überlebenden Waffengefährten fehlt dies Recht, denn keiner von 
en weiß, ob er dem Tode eine gleich ſtoiſche Verachtung bezeigen wird; 
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Zolain, der an der Spitze der franzöſiſchen Arbeiterbewegung ſtand, d 
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uns bleibt nur die Pflicht, wie der deutſche Dichter des Proletariats 
mal jagt: a „ 
Seinem Irren zu vergeben, fein Verſtummen zu beweinen. 
In Paul Lafargue miſchte ſich das Blut dreier unterdrückter 
die Mutter ſeines Vaters war eine Mulattin, von den Eltern ſeiner 
war der Mann ein Inder, die Frau eine karaibiſche Indianerin. S 
es in den franzöſiſchen Nachrufen, die wir weder beſtätigen noch beſtr 
können. Sicher iſt nur, daß Lafargue Negerblut in den Adern hatte i 1 


das Weſen des Mannes gehabt; auf ſie mag ſeine geiſtige und körper 
Geſundheit, ſeine große Sorgloſigkeit, die ſich vielleicht noch in der ı 
ſeines Todes bekundet hat, und auch ein gewiſſes Maß von Hartnäckig 
zurückführen, das Marx und Engels gar manches Mal zu ärgerlich⸗ luſti 
Spotte über den „Niggerſchädel“ veranlaßt hat. 1 
Geboren in Santiago auf der Inſel Kuba, kam Lafargue im Alter 
neun Jahren Hach Frankreich und machte hier ſeine Studien für den 
lichen Beruf. In der Mitte der ſechziger Jahre gehörte er zu der ſtudentiſe 
Oppoſition gegen das zweite Kaiſerreich, zu den e vom We 
Latin“, die Rogeard beſang: 
Fünf Könige ſind's, die er zerriſſen 
In des Jahrhunderts langer Qual; 
Für ſo viel Haß ein ſchmaler Biſſen, 
Und Zeit iſt's für ein neues Mahl. 
Wohlan, ſchon winkt der längſt erharrte, 
Und ſein Gebiß, das dräuend klafft, 
Zeigt keine Scharte; i 
Ihn hungert auf den Bonaparte, . 
Den Löwen der Studentenſchaft. „ 
Viele dieſer Löwen ſind im Laufe der Jahre ſehr zahm geworde 
zahm, daß ſie ſelbſt das Fell des ruſſiſchen Bären teilten. Lafargue abe 
ein beſſeres Los. Seine Beteiligung an dem Studentenkongreß zu Kid 
im Oktober 1865, verſchloß ihm alle Univerſitäten Frankreichs; er ging u 
nach London, um ſeine mediziniſchen Studien zu vollenden und den Door 
grad zu erwerben. Vorher hatte er jedoch ſchon Karl Marx kennen dar 
als er im Februar 1865 einen Beſuch in London abſtattete, um dem Gen al 
rat der Internationalen Arbeiteraſſoziation, die im September 18644 
gründet worden waren, über deren Fortſchritte in Frankreich zu bericen 


e 

in den Tagen der Pariſer Kommune verriet, um es dafür bis zum a 
der Bourgeoisrepublik zu bringen, hatte ihm eine Empfehlungskart a. 
Marx gegeben. Wie Tolain ſelbſt, war der junge Lafargue damals ein! 
hänger Proudhons, und er pflegte gern zu erzählen, daß er die Kart an 
Marx nur aus einer einfachen Rückſicht der Höflichkeit abgegeben habe 
Aber bald erkannte er, daß Proudhon nur die Vergangenheit, r 
doch die Zukunft vertrete. Freilich ſcheint ſich der jugendliche Feuerkopf ch 
ſofort gefangen gegeben zu haben; dafür hat Marx ſelbſt ein. ergötzlhe 
Zeugnis abgelegt. „Dieſer verdammte Schlingel Lafargue quält e” 
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m Proudhonismus und wird wohl nicht eher ruhen, bis ich ihm feinen 
lenſchädel gehörig verkeilt habe“, ſchrieb Marx im März 1866 aus 
1 engliihen Seebad nach London an ſeine Tochter Laura, die ſich ein 
darauf mit Lafargue verlobte. Die Hochzeit fand im Frühjahr 1868 
und führte zur glücklichſten Ehe, deren vollkommene Harmonie nun 
durch den gemeinſamen Tod beſiegelt worden iſt. Getrübt wurde ſie 
durch den Tod zweier Kinder in frühem Alter; ſeitdem gab Lafargue 
ärztliche Tätigkeit auf, die ihm durch dieſen ſchweren Schickſalsſchlag 
idet worden war; er meinte, ohne ein gewiſſes Maß von Scharlatanerie 
e nicht auszuüben. 

m dem Aufſtand der Pariſer Kommune, in deren Rat viele ſeiner per— 
chen Freunde ſaßen, nahm Lafargue regen Anteil. In ihrem Auftrag 
er das ſüdweſtliche Frankreich inſurgieren, und er gab für dieſen 
k eine Zeitung in Bordeaux heraus, doch ſcheiterte die Miſſion aus 
den, die zu bekannt ſind, als daß ſie hier auseinandergeſetzt zu werden 
hten. Durch die Flucht über die ſpaniſche Grenze entging Lafargue 
zchergen der wütenden Bourgeoiſie, die darauf ſeine Auslieferung ver⸗ 
e, aber damit bei dem Miniſterium Caſtelar abblitzte. In Spanien 
‚ete ſich Lafargue ſofort wieder der ſozialiſtiſchen Propaganda, ge⸗ 
am mit Pablo Igleſias, namentlich im Kampfe mit dem Bakunismus, 
ſie doch nicht Herr wurden. Nach dem Haager Kongreß, dem letzten 
internationalen Arbeiteraſſoziation, für den ihm ſpaniſche und portu— 
he Sektionen ein Mandat übertragen hatten, ſiedelte Lafargue nach 
im über, wo er in den ſiebziger Jahren ſich kümmerlich durchſchlug, 
nhaber eines photo⸗lithographiſchen Ateliers. | 
eine eigentlich hiſtoriſche Wirkſamkeit, die ihm ein unvergängliches 
fen in den Jahrbüchern der internationalen Sozialdemokratie ſichert, 
en mit dem Anfang der achtziger Jahre, als die franzöſiſche Arbeiter- 
Jung zu neuem Leben erwachte und ihm die Amneſtie die Rückkehr 
Frankreich ermöglichte. In dem Menſchenalter, das ſeitdem verfloſſen 
erflicht ſich das Leben Lafargues ſo eng mit dem Leben der franzö— 
fr Schweſterpartei, daß man das eine ohne das andere nicht ſchildern 
0 Aufs glücklichſte ergänzte Lafargue ſich mit Jules Guesde, der ihm als 
itor und Redner überlegen, aber als Theoretiker nicht gewachſen war. 
Hinſam mit Karl Marx entwarfen beide im Jahre 1880 das Programm 
arxiſtiſchen Partei, des Parti ouvrier francais. 

(e begannen dann eine raſtloſe Agitation, die ihnen bereits im Jahre 
<je ſechs Monate Gefängnis eintrug. Einige Jahre darauf verfiel 
zue allein noch einmal der Klaſſenjuſtiz. Die Maifeier des Jahres 1891 
tin Fourmies einen von Alkohol und Patriotismus trunkenen Offizier 
sem Maſſaker verleitet, an dem die feiernden Arbeiter ſo unſchuldig 
r, daß ſelbſt die Kammer 50 000 Franken für die Familien der nieder- 
gelten Arbeiter auswarf und die ſofortige Freilaſſung der zahlreichen 
[genen verlangte. Um nun die „Ehre der Armee“ zu retten, ſtrengte 
gierung einen ſkandalöſen Prozeß gegen Lafargue an, der ein paar 
an vorher in Fourmies und einigen umliegenden Ortſchaften für die 
wier agitiert hatte. Er ſollte in feinen Reden zur Ermordung der Fa⸗ 
ke ten aufgefordert haben, und in einem Gerichtsverfahren, das an Häu⸗ 
gon Fälſchungen und Meineiden ſich mit dem Kölner Kommuniſten— 
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obachtet worden war, weigerte fie fich, ihn während der Wahlperiod 


fargues, deſſen parlamentariſche Tätigkeit ſich auf dieſe paar 


Stolze ſich rühmen, daß er faſt ein Menſchenalter hindurch ihr 


verbreitete, ob er die ſcharf geſchliffenen und zierlich befiederten 


prozeß inen konnte, gelang es in der Tat, den bürgerlichen 
ein Schuldig zu entreißen. Lafargue wurde zu einem Jahre or 
Abtei! | 

Aber das Verdikt der Geſchworenen wurde taſſiert durch da 


das bisher ein radikaler Deputierter beſeſſen hatte, obgleich di 
wiederum vor keinem noch ſo ſchoflen Mittel zurückſchreckte, ſei 
hindern. Entgegen der Praxis, die ſelbſt unter dem zweiten Kaif 


Gefängnis zu entlaſſen, und ſie beſtritt ihm die Staatsangehörig 
die hin ſie zwanzig Jahre früher ſeine Auslieferung von Spanien 
hatte. Keine Verleumdung wurde von den Preßorganen der Regier 
ſchmäht gegen den „Fremden“, „den Schwiegerſohn des Preuß: 
der in ſein „würdiges Vaterland“ zurückgeſchleudert werden m 
alledem wurde Lafargue gewählt; erſt bei den allgemeinen Neuf 
Jahres 1893 gelang es der Regierung, durch eine heimtückiſche 
geometrie den unbequemen Gegner zu beſeitigen. Nicht zum Kum 


ſchränkte, in denen er, wie Engels von ihm rühmte, „ſeine Diä 
ſeinen Eiſenbahnfreipaß benutzte, um das ganze Land zu bereiſen 
bis Toulouſe aufzuregen, und zwar mit brillantem Erfolg“. Lafar 
kannte keineswegs den Nutzen, den der bürgerliche Parlamentar 
die Emanzipation der Arbeiterklaſſe hat, ſoweit denn dieſer Nutz 
mag, aber er war eine viel zu ſelbſtändige und urſprüngliche N 
gern in den parlamentariſchen Trott zu ſchicken. 

Man braucht die agitatoriſch-redneriſchen Leiſtungen Lafarg 
unterſchätzen, um doch zu ſagen, daß er in erſter Reihe Schriftſte 
daß ſich ſein Geiſt auf literariſchem Gebiet am eigentümlichſten 
vollſten entfaltete, daß auf dieſem Gebiet die Spur von ſeinen 
am längſten dauern wird. Und inſofern darf die „Neue Zeit“ mit 


gegeben hat. Lafargue hat multa geſchrieben, aber auch multum 
aber doch auch viel. Wie ihn ſein mediziniſches Studium auf d 
der Naturwiſſenſchaft heimiſch gemacht hatte, ſo hatte ihn ein 
licher Lehrer wie Marx durch das Gebiet der Geiſteswiſſenſch 
war in vielen Sätteln gerecht. Ob er ſich nun in gründlichen Unte 
über die amerikaniſchen Truſts oder die ökonomiſchen Funktionen 


Satire im „Recht auf Faulheit“, im „Verkauften Appetit“, im „H 
verſchoß, ob er kritiſche Studien über die Anfänge der Romantik it 
der großen franzöſiſchen Revolution, über Viktor Hugo, Daude 
oder ob er die abſtrakten Ideen, die Idee des Guten, die Ideen 
und Ungerechten, den Begriff der Seele bis ins Dunkel 1 50 20 5 
ſchwerlötig blieben ſeine Arbeiten immer. 9 
Sie ihren Titeln nach hier alle aufzuzählen, hätte kein | 
da viele von ihnen namentlich den älteren Leſern der „9 
gegenwärtig ſein werden. Von ihnen gilt, was Oſſip Zetkin 
als zwanzig Jahren über ſie ſchrieb: „Sie verfallen nie einem al 
ſchwerfälligen Doktrinarismus, ſie ſind voller Leben und Beweg } 
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theoretiſchen Haltung voll von Beziehungen zu den praktiſchen Fragen 
Begenwart.“ Lafargues eigene Landsleute, und keineswegs bloß ihm 
lich geſinnte, haben ihn als Schriftſteller mit Diderot verglichen. Und 
r Tat war Lafargue halb Feinſchmecker, halb Volkslehrer, war er ein 
rener Dialektiker, ein Diderot. Die eigentümliche Gabe des dialektiſchen 
ens, die ſich durch keinen Scheffel ſauren Schweißes erwerben läßt, iſt 
nm auch wohl geweſen, die das geiſtige Band zwiſchen Lafargue und 
r am eheſten und feſteſten geknüpft hat; die hiſtoriſch⸗materialiſtiſche 
jode wurde das Werkzeug, mit dem Lafargue in all ſeinen hiſtoriſchen, 
arten, ökonomiſchen Unterſuchungen gearbeitet hat. N 

as Werkzeug — ich möchte jagen, wenn es nur nicht in anderem Sinne 
gerftändlich wäre: in handwerksmäßigem Sinne. Lafargue hat ſich nie⸗ 
5, n e leider manche andere Marxiſten, von den bürgerlichen Gegnern 
das Glatteis philoſophiſcher Haarſpalterei über den Begriff des hiſto⸗ 
m Materialismus verlocken laſſen: mit gutmütigem Spotte fragte er, 
man wohl von einem Tiſchler ſagen würde, der am Hammer mäkeln 
e, ſtatt ihn zu gebrauchen. „Der könnte lange ſchimpfen, denn voll- 
nenes Werkzeug gibt es eben nicht.“ Lafargue orakelte nicht über den 
iff des Hammers, ſondern nahm den Hammer am Griff und ſchlug den 
auf den Kopf. Mitunter auch wohl daneben. Aber eine hiſtoriſche 
ode kann nie jo genaue Ergebniſſe liefern wie ein chemiſches Experiment, 
wenn Lafargue ein Phantaſt geſcholten worden iſt, ſo hätte er mit Fug 
nern können, daß ein Hiſtoriker ohne Phantaſie ein krüppelhaftes Weſen 
Übrigens hat ſich dieſer angebliche Phantaſt in mancher ſeiner Schriften, 
ch im „Herrn Geier“, einer beißenden Satire auf den großſtädtiſchen 
mwucher, ſogar als ein ſehr geſchäftskluger Kopf erwieſen. N 

‚her läßt ſich der Vorwurf der Paradoxie hören, der ebenfalls oft gegen 
rgue erhoben worden ſſt. Er war freilich paradox wie Diderot; er hatte 
It eigenen Kopf und eigene Gedanken. Niemand konnte tiefer als er von 
Überzeugung durchdrungen ſein, daß die Solidarität der Arbeiterklaſſe 
wirkſamſte Waffe iſt, und in allen entſcheidenden Augenblicken iſt er dieſer 
(zeugung gefolgt. Allein deshalb huldigte er nicht dem troſtloſen Glauben, 
ſich das geiſtige Leben einer Arbeiterpartei immer in ausgefahrenen 


‚ne Träume oder Wahrheiten, wie man fie nennen will, werden der 
lſchaft ebenſowenig Schaden tun, als vielen Schaden ihr diejenigen tun, 
1 die Denkungsart aller Menſchen unter das Joch der ihrigen bringen 
en.“ Der beſchränkte Obrigkeitsverſtand hat in aller menſchlichen Gefell- 
immer viel größeres Unheil angerichtet als der beſchränkte Untertanen⸗ 
land, und von der freiwilligen Difziplin des modernen Proletariats unter- 
het er ſich wie das höckerige Kamel vom edlen Roſſe. 0 
zie die Diderot und die Leſſing gehörte Lafargue zu den Schriftſtellern 
In ungleich mehr daran liegt, die Gedankenarbeit ihrer Leſer anzuregen, 
Hor ihnen den Schulſack der eigenen Weisheit bis aufs letzte Schnipfelchen 
huſchütten. Und er teilte mit ihnen den durchſichtigen und klaren Stil 
eden feinen Geſchmack, womit er die Früchte feines Nachdenkens dar⸗ 
ohne den Schweiß und Staub der Werkſtatt. Von Kant trennte ihn 
deſſen düſtere und verkrachte Schulſprache. Er hat dieſen Philoſophen 
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iſen bewegen müſſe. Auf ſeine Paradoxien kann man die Sätze anwenden, 
e ſchon der junge Leſſing die Paradoxien Diderots verteidigt hat: 
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einmal einen „bürgerlichen Sophiſten“ genannt, was im Munde einer 
echten Kampfnatur nicht einmal fo uneben war: in dem einzigen ernſthaft 
Konflikt feines Lebens ſowie in den Ratſchlägen, die er den Aufklärern ſeir 
Zeit erteilte, iſt Kant wirklich nicht mehr als ein bürgerlicher Sophiſt 
weſen. Immerhin — kaum war das allzu kecke Wort dem Gehege feir 
Zähne entflohen, als Lafargue, wie ich aus brieflichen wie mündlich 
Außerungen von ihm weiß, ſich deshalb zu beunruhigen begann, und es 
ein ſchönes Zeugnis für ſeine Gewiſſenhaftigkeit, daß er ſich alsbald dar 
machte, in ſeiner Abhandlung über das „Problem der Erkenntnis“, ein 
feiner letzten und reifſten Arbeiten, die Kantiſche Philoſophie in ihr 
Schwerpunkt einer ſachlich ſo i wie formell maßvollen Kritik 
unterziehen. 

Eine würdige Lebensgefährtin dieſes Mannes war die Tochter von K. 
Marx. Sie hat alle Kämpfe und Leiden mit ihm geteilt; erſt nach ih, 
ſilbernen Hochzeit ſchuf ihnen ein Erbteil von Engels eine ſichere Exiſte 
Sie kauften dafür ein Landhaus in der Nähe von Paris, doch iſt es € 
Verleumdung bürgerlicher Gegner, als hätten fie nunmehr das behagli 
Daſein von Rentiers geführt. Um das ländliche Anweſen mit geringen Si 
kräften im Gange zu erhalten, hatten ſie redlich ſchaffen müſſen; . 
haften Müßiggang haben ſie nie gekannt. 

Um die Arbeiterbewegung hat ſich Laura Lafargue jedoch nicht nur 6 
verſtändnisvolle Gefährtin ihres Mannes, ſonder auch dadurch verdient - 
macht, daß fie mehrere Werke ihres Vaters vortrefflich ins Franzöſiſche üb⸗ 
ſetzte und deſſen literariſchen Nachlaß in großem Sinne verwaltete. Erſt ur 
wenigen Jahren gab ſie die „Kritik der politiſchen Ökonomie“ von 1859 in en 
Überſetzung heraus, die glücklich alle wahrlich nicht geringen Schwierigkeit 
überwunden hat; nur an der „Heiligen Familie“ drohten ihre Kräfte zu - 
lahmen, wie ſie mir einmal klagte. Jedoch wie ich einer Mitteilung des (- 
noſſen Bracke in unſerem Pariſer Parteiblatt entnehme, iſt ſie auch dat 
fertig geworden. Eine echte Tochter ihres Vaters war ſie auch als Verwalten 
feines Nachlaſſes. Sie hegte gewiß eine gründliche Abneigung gegen alle T- 
ſuche, an dem Lebenswerk von Marx und Engels mit grund- und ziellon 
Zweifeln herumzunergeln, aber der Kritik derer, denen fie zutraute, daß ie 
redlich auf der von Marx und Engels gelegten Grundlage fortbauen wolli 
hat fie nie auch nur einen Strohhalm in den Weg gelegt. Ihnen beiviesie 
ſtets ein großherziges Vertrauen; fo wählte fie mich zum Herausgeber 1 
Briefe Laſſalles an ihren Vater, obgleich ſie wußte, daß ich über Saflı 
weſentlich anders dachte als Marx und Engels. 

Sie hat kein ſchriftliches Zeugnis hinterlaſſen, weshalb fe freiwilg 
aus dem Leben ſchied; wir müſſen annehmen, daß fie den Mann nicht ük!- 
leben wollte, mit dem fie mehr als vierzig Jahre gemeinſame Schickſale ” 
teilt hat. Aber dann hat ſie dem Tode mit ſo ſtoiſchem Gleichmut ins Aue 
geſehen, wie ihr Gatte. In einem lebhaften Briefwechſel, den ich ger de 
im letzten Jahre über Veröffentlichungen aus dem Nachlaß ihres Bat‘ 
führte, traf ſie kluge Dispoſitionen auf Jahre hinaus, und noch am Tie 
vor ihrem Tode ſandte fie mir einen herzlichen Glückwunſch zur Geneſig 
von ſchwerer Krankheit. Sie hatte die Güte, hinzuzufügen: „Wir beglk⸗ b. 
wünſchen uns ſelbſt dazu nicht minder; Ihre Abweſenheit von der „Nein 
Zeit“ war mir ſehr lang erſchienen.“ Und nun ſind die erſten Zeilen, diech 
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ſeit dieſem Briefe für die „Neue Zeit“ ſchreibe, ein Nachruf für die edle 
und tapfere Frau geworden! ö 1 N 

In ihrem privaten Leben waren beide von großer Herzensgüte, auf- 
richtige Charaktere, noble Naturen. Und wir trauern um ſie mit enem 
Worte Epikurs, das Karl Marx gern anzuführen pflegte: Der Tod iſt kein 


Unglück für den, der ſtirbt, ſondern für den, der überlebt. 
| — — 


Aus der vorgeſchichte der Marzfcyen e 


Von Rudolf Hilferding. 


3. Richard Jones. 


Richard Jones iſt 1790 geboren. 1816 verließ er die Univerſität Cam⸗ 
bridge. Sein Hauptwerk „Die Verteilung des Reichtums und die Quellen 
der Beſteuerung, erſter Teil: Rente“ erſchien 1831 in London. Bald darauf 
wurde er Profeſſor der politiſchen Okonomie am neugegründeten „Kings“ 
College, wo er am 27. Februar 1833 die „Introductory Lecture“, ſeine An⸗ 
trittsvorleſung, hielt. 1835 wurde er der Nachfolger von Malthus im Indian 
College of Haileybury. Hier ſtarb er am 20. Januar 1855. Seine Schriften, 
mit Ausnahme der erſten, find gefammelt herausgegeben worden unter dem 
Titel: Literary Remains, consisting of Lectures and Tracts on Political Eco- 
nomy of the late Rev. William Jones. Edited with a Prefatory Notice by the 
Rev. William Whewell. London 1859. Die Herausgabe ſelbſt iſt von John 
Cazenove beſorgt. 
Wenn Marx von der Erſtlingsſchrift Jones rühmt, ſie zeichne ſich durch 
das aus, was allen engliſchen Okonomiſten ſeit Sir James Steuart fehle, 
nämlich durch den Sinn für den hiſtoriſchen Unterſchied der Produktions⸗ 
weiſen, ſo feiert ihn ſein Freund Whewell, der berühmte Verfaſſer der „Ge⸗ 
ſchichte der induktiven Wiſſenſchaften“, als Begründer des induktiven Syſtems 
der politiſchen Okonomie im Gegenſatz zu Ricardo, dem Vollender der deduk⸗ 
tiven Nationalökonomie. Nimmt man hinzu, daß Jones für die ſpezifiſch 
theoretiſchen Probleme geringes Intereſſe bekundet, ſo kann man ihn mit 
Recht als den Vater der hiſtoriſchen Schule bezeichnen.“ 
Jazones war Mitglied der engliſchen Staatskirche und ſtand in engen Be⸗ 
ziehungen zu dem Erzbiſchof von Canterbury und dem Biſchof von London. 
Als ihr Vertrauensmann, als Vertreter der kirchlichen Intereſſen (und der 
Konſervativen) wurde er Mitglied der Kommiſſion, die die Ablöſung der 
kirchlichen Zehnten vorbereiten ſollte. Er war dann als Vertreter des Erz⸗ 
biſchofs einer der drei Kommiſſäre, die die Umwandlung überwachten. 
Zeigt dies ſeine politiſche Haltung, ſo iſt für ſeine wiſſenſchaftliche Stellung⸗ 
nahme bedeutſam, daß ihn mit Malthus perſönliche Freundſchaft verband; 
in allen ſeinen Schriften tritt große Achtung vor der wiſſenſchaftlichen Be⸗ 
deutung und der Perſönlichkeit des Malthus zutage. Es iſt kein Zweifel, 
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Vergleiche „Neue Zeit“, XXIX, 2, S. 572 ff., 620 ff., 885 ff. 

Dies tut auch John Kells Ingram in feiner „Geſchichte der Volkswirtſchafts⸗ 
lehre“. Tübingen 1905, 2. Auflage, S. 180 ff. Es iſt bezeichnend, daß Böhm⸗Bawerk 
von Jones in ſeiner „Geſchichte der Kapitalzinstheorien“ nur zu ſagen weiß, daß er 
»nichts Belangreiches über unſeren Gegenſtand“ bringt. (2. Auflage, S. 121.) 
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feiner gef 0 5 110 aber war e das enge 9 5 
das ihn mit ſo bedeutenden Naturforſchern wie John Herſchel und 
verband. Jones ſucht mit vollem Bewußtſein die induktive M 
Natuxwiſſenſchakten auf die Okonomie als einzig berechtigte zu ü 
Er nimmt im Grunde genommen den ganzen ſpäteren W 


das 17 Und in der Ente zum „Text Book of Leetur 
Political Economy etc.“ ſtellt er aufs ſchärfſte ſeine Methode, die von de 
ſchichte und der Beobachtung ausgehe, der herrſchenden (das heiß 
Ricardos) gegenüber, die aus rein abſtrakten Prinzipien die ökono 
Geſetze ableiten wolle. Und ſo an vielen anderen Stellen. 
übernahm Jones feine Methode von den damals ſich mächtig entwi 
Naturwiſſenſchaften, ſo wurde ſeine hiſtoriſch⸗kritiſche Stellungnahme 
über der Verabſolutierung der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe im S 
Ricardos offenbar hervorgerufen durch feine Studien über die ſozialen 2 
ſtände Indiens, namentlich über deſſen Grundbeſitzverhältniſſe, die u 
Lehrer an einem Eaſt Indian College beſonders nahe lagen. In Indi 
entdeckt er die Mängel der „abſtrakten Prinzipien“ und Verallgemein 
Ricardos und die hiſtoriſche Bedingtheit kapitaliſtiſcher Verteilungsgeſe 
ſie in der Renten⸗ und Profitlehre Ricardos erſcheinen. Es iſt aber 
anderer unmittelbar praktiſch⸗politiſcher Grund, der ihn gegen Ricar 
treten läßt. Wie Malthus iſt Jones konſervativ. Allerdings iſt bei ih 
von jener grob materiellen Intereſſiertheit zu ſpüren, die bei Malthu 
die pfäffiſch⸗freundliche Phraſeologie immer wieder durchſcheint. Seine 
ſchaft für Malthus hindert ihn durchaus nicht, ſeine Kritik gegen die 
vollen „Konſequenzen und Übertreibungen“ zu richten, die aus der malth 
niſchen Bevölkerungstheorie gezogen worden ſeien, wobei aber in W 
Malthus' Theorie ſelbſt das Objekt der Kritik iſt. Und gerade die 
handlung Jones' über Bevölkerungslehre zeigt ſehr ſchön die Übe 
ſeiner hiſtoriſchen Methode gegenüber der angeblichen „Naturgeſetzli 
Malthusſchen Theoreme. Gelangt er auch nicht wie Marx zu de 
daß jede beſtimmte Geſellſchaftsordnung ihr eigenes Bevölkerungsgeſetz 
ſetze, daß alſo für den wirklichen Gang der Bevölkerungsentwicklung bei glei 
bleibender natürlich⸗biologiſcher Grundlage ſoziale Urſachen entſcheide 
ſo hebt er doch gegenüber dem angeblichen Naturgeſetz des Me 
ſozialen Momente ſcharf hervor. Und er bricht gerade den arbeiterf 
Konſequenzen der Lehre, denen in der Armengeſetzgebung dann die 
Praxis folgte, die Spitze ab, wenn er der Malthusſchen Behaup 
das Elend der Arbeiter der wichtigſte Faktor ſei, um ſie an ſchädli 
raf cher Vermehrung zu hindern, mit allem Nachdruck entgegenhält, d 
eine verbeſſerte Lebenshaltung der arbeitenden Maſſen jene „mo: 
Vorbeugungen“ bewirke, alſo die ſozialen Faktoren erzeuge, die e 
raſchen Vermehrung entgegenwirken. Es folgt unmittelbar aus ſe 
faſſung, daß Jones die Verbeſſerung der Lebenshaltung der Ar 
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genſatz zur Theorie des Malthus, im Gegenſatz auch zu der Lehre vom 
jernen“ Lohngeſetz als möglich und erſtrebenswert anſieht“ 

Iſt aber Jones jede arbeiterfeindliche Tendenz fremd, ſo fühlt er ſich doch 
ſeinem konſervativen Gemüt durch die unbefangene Rückſichtsloſigkeit der 
cardoſchen Lehren verletzt. Zeigten doch dieſe aufs klarſte den Antagonismus 
großen Klaſſen der bürgerlichen Geſellſchaft. Profit und Arbeitslohn 
hen ja nach Ricardo im umgekehrten Verhältnis zueinander; der eine kann 
r auf Koſten des anderen ſteigen. Die Grundrente aber iſt nur ein Über- 
ofit und als ſolcher ein Tribut, den die Grundbeſitzer vermöge ihres 
onopols an Grund und Boden den produktiven Klaſſen, Induſtriellen und 
pitaliſten auferlegen. Im Fortſchritt der Geſellſchaft muß immer unfrucht⸗ 
rerer Boden zur Befriedigung der Nachfrage nach Lebensmitteln heran- 
zogen werden. Damit ſteigt die Grundrente. Mit dem Steigen der Lebens⸗ 
ttelpreife müſſen aber auch die Arbeitslöhne ſteigen, und infolgedeſſen fällt 
Profit. Der Fall der Profitrate hindert oder verlangſamt aber die weitere 
kumulation, die Vorbedingung jedes geſellſchaftlichen Fortſchritts. So ſind 
Intereſſen des Grundbeſitzes dem Fortſchritt der Geſellſchaft durchaus 
gegengeſetzt. Und ſchon hatten ſich dieſe theoretiſchen Lehren zu praktiſchen 
rderungen verdichtet. Die radikaleren Ricardianer forderten die Aufhebung 
Grundeigentums als einer überflüſſigen Schranke kapitaliſtiſcher Entwick⸗ 
ig, während die Sozialiſten, von dem gegenſätzlichen Verhältnis zwiſchen 
ofit und Arbeitslohn ausgehend, die Beſeitigung des Kapitalverhältniſſes 
langten. Gegenüber dieſen Proklamierungen der Klaſſengegenſätze verficht 
nes die Harmonie der Intereſſen aller Klaſſen. Lehnt er die arbeiterfeind- 
en Konſequenzen des Malthus ab, ſo nicht minder die ſozialiſtiſchen Forde— 
igen Godwins, dieſes „ingenious, but incautious speculator“, oder die 
ndbeſitzfeindlichen der Ricardianer. Gegenüber dem Peſſimismus, der 
Ricardianer angeſichts des Falles der Profitrate befällt, verkündet er 
, optimiltifche Lehre, daß mit dem Steigen der Produktivität der Arbeit 
Anteil aller Klaſſen an dem geſellſchaftlichen Produkt ſteigen müſſe, eine 
ffaſſung, die allerdings die Durcheinanderwerfung von Gebrauchswert und 
ert in ſich ſchließt. Von dieſer polemiſchen Rückſicht des Konſervativen gegen 
fardo und feine radikalen Fortſetzer iſt Jones überall beſtimmt. Dieſe 
Jemiſch⸗konſervative Rückſichtnahme fett auch ſeiner hiſtoriſchen Einſicht ihre 
genze und verleitet Jones, bisweilen den umgekehrten Fehler zu begehen, den 
Klaſſiker machen. Übertragen dieſe kapitaliſtiſchen Vorſtellungen auf vorkapi⸗ 
ſtiſche Zuſtände, fo ſucht umgekehrt Jones bisweilen aus vorkapitaliſtiſchen 
hältniſſen Material zur Polemik gegen die Geſetze Ricardos zu gewinnen. 
na Jones auch hier in vielen Punkten gegen Ricardo recht behält, fo 
halb, weil die Zuſammenhänge der Klaſſen in der kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 
aft in der Tat komplizierter find, als fie in der gleichſam mathematiſch 
änfachten Form erſcheinen, die ihnen Ricardo gegeben hat. Soweit Jones, 
1 ejehen von der hiſtoriſchen Einſchränkung, die er an den Geſetzen Ricardos 
nimmt, Ricardo gegenüber recht behält, verdankt er dies der Hervor⸗ 
Kung des geſellſchaftlichen Zuſammenhanges der kapitaliſtiſchen Klaſſen gegen⸗ 
ur den fie trennenden und einander entgegenſetzenden Faktoren. 

h RER N 
Vergleiche darüber in den „Literary Remains etc.“ die „Lectures on Popu- 


am“ und „A short tract of Political Economy etc.“ namentlich S. 248 ff. 
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Von allen Okonomen vor Marx hat Jones den hiſtoriſchen Charak 
des Kapitalismus am klarſten erkannt und ausgeſprochen. In dem Bu 
über die Rente zeigt er, daß die kapitaliſtiſche Rente, für die allein Ricard 
Geſetze in gewiſſem Umfang zutreffen, das kapitaliſtiſche Grundeigentu 
dieſes aber die kapitaliſtiſche Induſtrie, die Verwandlung der Arbeit in Lo 
arbeit, das Auftreten einer ſelbſtändigen Kapitaliſtenklaſſe, die Ausgleich 
der Profitraten vorausſetze. Er ſtellt der kapitaliſtiſchen die früheren Ges 
ſchaftsformen gegenüber, verfolgt die Rente durch alle Wandlungen 
ihrer roheſten Geſtalt als Fronarbeit bis zu der modernen Geldre 
(farmers rent) und findet überall, daß einer beſtimmten Form 
Arbeit und ihren Bedingungen eine beſtimmte Form der Rente, das iſt 
Grundeigentums, entſpricht. In allen früheren Formen war der Gru; 
eigentümer der unmittelbare Aneigner der Mehrarbeit. Erſt in der kap 
liſtiſchen Geſellſchaft tritt der Kapitaliſt an ſeine Stelle. 

Wir übergehen hier die Korrekturen, die Jones an Ricardos Ben 
theorie vornimmt, und die Marx ausführlich erörtert, fo wichtig und 5 
eſſant dieſe Ausführungen (jo zum Beiſpiel Jones' Polemik gegen das Dot 
vom abnehmenden Bodenertrag) für die Theorie der Grundrente ſind, N 
den hiſtoriſchen Standpunkt Jones' weiter zu verfolgen. Jones macht & 
mit der Auffaſſung des Kapitals als einer hiſtoriſchen Kategorie. Das Katı 
iſt nicht mehr eine Summe von Produktions⸗ und Lebensmitteln, fonin 
eine beſtimmte Form des Arbeitsfonds, eine beſtimmte Art und Weife, f 
den Arbeitern ihre Arbeits⸗ und Lebensmittel zur Verfügung geſtellt wer n 
alſo ein hiſtoriſch erſt ſpät auftretendes geſellſchaftliches Verhältnis. Die 93 
ökonomiſche Struktur der Geſellſchaft dreht fi um die Form der Arbeit, f 
um die Form, worin der Arbeiter ſich jeine Lebensmittel aneignet oder en 
Teil feines Produktes, von dem er lebt. In „Introductory Lecture“ heiß s 

Unter der ökonomiſchen Struktur der Völker verſtehe ich jene Beziehungen zwiſer 
den verſchiedenen Klaſſen, die in erſter Linie durch die Einrichtung des Eigen m 
am Boden und die Verteilung ſeines Mehrproduktes begründet und ſpäter in größen 
oder geringerem Grade modifiziert und geändert werden durch die Einführun de 
Kapitaliſten als Faktoren der Produktion und des Austauſchs von Reichtum unde 
Ernährung und Beſchäftigung der arbeitenden Bevölkerung. (Zitiert bei Marx, S. 70, 

Mit großer Schärfe hebt Jones die verſchiedenen Formen der Arbeial 
die unterſcheidenden Kennzeichen der Geſellſchaftsformen hervor. Die hn 
arbeit, ſagt er zum Beiſpiel in den „Lectures on Labor and Capital“, ide 
„große unterſcheidende Merkmal unſerer gegenwärtigen ökonomiſchen Lie 
(Literary Remains, S. 16.) Auch die Entſtehung des Kapitals, die Tren mg 
des Arbeiters von den Produktionsmitteln deutet Jones wenigſtens an it 
dem er die Aneignung des Gemeindelandes durch die Grundbeſitzer er hlt 
Er ſieht darin nicht nur eine ſoziale Urſache für die Verſchärfung de Re 
ligionskämpfe, ſondern in den freigeſetzten Arbeitern auch die Proletier 
die als Bettler und Landſtreicher die Straßen füllen, bis fie allmählichvon 
den aufkommenden Manufakturen aufgenommen werden. Unſere Darſte ing, 
ſchließt Jones dieſen Abſchnitt, hat damit den Punkt erreicht, von den wir 
in England das Auftreten einer Klaſſe von Kapitaliſten datieren, Dr 9 
unſere modernen Pächter darſtellen.“ 


— 


„A short tract of political economy etc.“ Literary Remains, S. 225 f Jar 
Bemerkung (S. 482), daß Jones die Trennung der Arbeiter von den Produlons⸗ 
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Was aber den hiſtoriſchen Ausführungen von Jones erſt ihre eigentliche 
ße Bedeutung verleiht, iſt, daß ſie aus einer Einſicht in den Zuſammen⸗ 
g von Okonomie und Geſchichte fließen, die Jones zu einem der be- 
tendften Vorläufer der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung 
hen. Marx zitiert aus dem „Text book“ folgende Stellen: 


In dem Maße, in dem ein Gemeinweſen ſeine Produktivkräfte ändert, ändert 
zotwendigerweiſe auch feine Sitten und Gewohnheiten. Im Laufe ihrer Entwick⸗ 
3 finden alle die verſchiedenen Klaſſen eines Gemeinweſens, daß ſie mit anderen 
ſſen durch neue Beziehungen verknüpft ſind, neue Poſitionen einnehmen, von 
en moraliſchen und ſozialen Gefahren und neuen Bedingungen ſozialen und po⸗ 
chen Gedeihens umgeben ſind. 

Große politiſche, ſoziale, moraliſche und intellektuelle Veränderungen begleiten 
Anderungen in der ökonomiſchen Organiſation der Gemeinweſen und in den 
ften und Mitteln, ſeien fie reichlich oder dürftig, mit denen die Aufgaben der 
duktion ausgeführt werden. Dieſe Veränderungen üben notwendigerweiſe einen 
erſchenden Einfluß auf die verſchiedenen politiſchen und ſozialen Elemente der 
ölkerung aus, in deren Schoß jene Anderungen vor ſich gehen. Dieſer Einfluß 
eckt ſich auf den individuellen Charakter, auf Gewohnheiten, Gebräuche, Sitte 
das Glück der Nationen“ (Marx, S. 493 ff.). 
Dieſe Stellen ließen ſich leicht vermehren. So meint Jones, daß für die 
ſchiedenheit der Akkumulation bei verſchiedenen Völkern auch der Unter- 
d der Raſſe und des Temperamentes eine Rolle ſpiele, doch nur eine 
ange, denn „große Gruppen von Menſchen find gar ſehr die Geſchöpfe der 
Itände und der Erziehung, die ihnen ſolche Umſtände angedeihen laſſen“.“ 
Hieſem Zuſammenhang zeigt er auch, daß mit fortſchreitender Akkumulation 
(gefeglihen Hinderniſſe, die dem Kapitalismus entgegenſtehen, fallen und 
ijerliche Freiheit und Gleichheit an ihre Stelle treten müſſen.“ „Die Ver⸗ 
ing des Reichtums,“ heißt es an einer anderen Stelle, „beſtimmt ſtets 
ſozialen und zu allermeiſt die politiſchen Beziehungen der menſchlichen 
alſchaft; bevor wir dieſe Verteilung nicht analyſiert haben, läßt ſich ihr 
rer Mechanismus (internal mechanism) nicht verſtehen“.“ Die Unter⸗ 
ung der Arbeit unter das Kapital, heißt es in den „Lectures on Popu- 
an, bewirkt „ſoziale und politiſche Konſequenzen, die nicht geringer find 
l die ökonomiſchen und die miteinander in Wechſelwirkung ſtehen (and they 
et upon each other)“. Und Jones verſpottet an einer Stelle nicht übel 
i ideologiſche Auffaſſung Montesquieus, der den Widerſtand der Grund⸗ 
X ofratie gegen den monarchiſchen Abſolutismus ihrem Ehrgefühl zuſchreibe, 
Arend dafür viel näherliegende (natürlich wirtſchaftliche) Gründe vorhanden 
den, indes dieſes Ehrgefühl die Ariſtokratie durchaus nicht vermocht habe, 
u Bauern gegen die erdrückende Beſteuerung zu ſchützen. 

‚Im ausführlichſten äußert ſich Jones an folgender Stelle des „Lectures“: 
Wir ſehen vor uns die weite Szene, auf der die Völker der Erde unter dem 
ie des Himmels (duree of heaven) ihr tägliches Brot durch ihre Arbeit ernten. 
in Mann iſt mit Mann verbunden durch die Bande, die entſtehen und ſich bilden 
ui die Kameradſchaft bei ihrer Mühe. Solche Bande und Beziehungen ſchlingen 


"In nicht dargeſtellt hat, trifft alſo nicht ganz zu; allerdings iſt Jones' Darſtellung 

Nrügend. Marx ſcheint die hier zitierte, 1859 veröffentlichte Abhandlung nicht ge⸗ 

an zu haben, wenigſtens noch nicht zu der Zeit, als er über Jones ſchrieb (1862). 
„Lectures on Labor and Capital.“ Literary Remains, S. 54. 2 Ebenda, S. 60 
S. 85. S. 138. 
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ſich von dem Monarchen auf ſeinem Thron durch all die verſchiedenen Teilung: 
Volkes zu dem Arbeiter und feinem Werke. 

Aus dieſen natürlichen Bedingungen und moraliſchen Banden entſpringe 
höchſten öffentlichen und privaten Tugenden, welche die Geſellſchaft ſchmücken 
ſchützen können. Wir dürfen dieſe Bande nicht verachten, noch die phyſiſchen Be 
niſſe der Menſchen und ihre urſprünglichen ſozialen Konſequenzen außer acht I 
die den erhabeneren Seiten unſerer Natur ſo fremd ſcheinen. Ebenſogut müßte 
den koſtbaren Brillanten verachten, weil er in der Mine aus dem niebrgfen g 
herausgearbeitet worden iſt. 

Wir werden dann, ohne von unſerem eigentlichen Gegenſtand deshal! 
zuſchweifen, zu ſprechen haben von den Geſetzen und den Geſetzgebern — vo 
Stimme und dem Arm der Gerechtigkeit, die in geheiligten Inſtitutionen fie 
förpert, von dem Einfluß ſelbſtaufgelegter Beſchränkungen der niedrigeren An 
unſerer Natur, und wir werden ſehen, wie unſere Lebensart, unſere Sitten u 
wertvollſten Energien der Nationen ihren Glanz und ihre Stärke vom 8 
empfangen. Wir werden die Geſchichte der Meinungen betrachten und jehen, n 
Verirrungen des menſchlichen Intellektes von ihrer Seite her das Schickſal de 
ſchlechter und Nationen beeinflußt haben. Unſer Gegenſtand wird uns notwen 
das Gebiet ſolcher Unterſuchungen führen. Aber wenn wir dieſe philoſophiſ 
handeln wollen, ſo müſſen wir geduldig ihre innere Natur zu ergründen leite 
wir eine Sprache lernen, indem wir bei ihren einfachſten Elementen verweile 
dieſe zergliedern. Solch primäre Elemente ſind in der ökonomiſchen und palit 
Philoſophie die Nöte und Bedürfniſſe der Menſchen und die Bande und Bi 
die aus den Anſtrengungen, fie zu befriedigen, entſpringen. Laßt uns ſorgfält 
beharrlich bei den verſchiedenen Völkern, die ſich unſerer Betrachtung darbieten) 
Dinge ſtudieren, und ich darf verſprechen, daß Sie nicht unzufrieden ſein 1 
mit der Erhabenheit und Würde der Betrachtungen über Menſchen und Gemein‘ 
über die moraliſche Herrſchaft Gottes und über das Schickſal der Nationen, duft 
wir ſchließlich gelangt fein werden. 

Allerdings ſtehen ſolchen Stellen, die zu variieren Jones in feinen 
ſchiedenen Schriften, die leider faſt alle Skizzen oder Fragmente find, 
müde wird, eine andere gegenüber, wo er die Proſperität Englands aue 
freiheitlichen Inſtitutionen zurückführen will, aber dieſe Stelle bleib v 
einzelt.“ Daß er nicht zur völligen methodischen Klarheit über das Verhtt 
von Okonomie zur Politik gekommen iſt, zeigt auch die häufige Beruf 
die Kategorie der Wechſelwirkung. So heißt es zum Beiſpiel in charakteri ſe 
Weiſe: „Es beſteht eine beſtändige Wechſelwirkung (interaction) zwiſch 
politiſchen und ökonomiſchen Lage eines Volkes.... Die politiſche Wii 
(das heißt der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe) war offenbar die Verbrti 
der Ordnung und die Modifikation der ariſtokratiſchen Macht N de 
führung des demokratiſchen Elementes in die Regierung.“ 

Und Jones bleibt trotz ſeiner Abneigung gegen den Sozialigm ı 
befangen genug, um die hiſtoriſche Entwicklung nicht nur für die Verg ig 
heit, ſondern auch für die Zukunft gelten zu laſſen, ſehr im Gegenſatz zuer 
Vertretern der hiſtoriſchen Schule, denen die Geſchichte nur ihr a posteriorzei 


Es mag in der Zukunft einmal ein geſellſchaftlicher Zuſtand beſtehen und «se 
Teile der Welt mögen ihm entgegengehen, unter dem die Arbeiter und die efi 
des akkumulierten Vorrechtes identiſch find. Aber in der Geſchichte der Ne on 
die wir jetzt beobachten, war das bisher noch nie der Fall... Das (das hüt 
Trennung der Arbeiter von den Produktionsmitteln) dürfte kein ſo wünſchenber 
!... nn N BE 


1 Loc. eit. S. 407. . 
2 „A short tract etc.“, S. 222. ® Ebenda, ©. 233. > 
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tand ſein wie jener, in dem Arbeiter und Kapitaliſten identiſch ſind; aber wir 
ſen ihn hinnehmen als ein Stadium im Entwicklungsgang der Geſellſchaft, das 
jer die Geſchichte fortſchreitender Nationen kennzeichnet. Zu dieſem Stadium find 


Völker Aſiens noch nicht gelangt. (Textbook, ©. 73.) 


Und Marx fügt dieſer Stelle hinzu: 

Hier ſagt Jones ganz unumwunden heraus, daß er das Kapital und die kapita⸗ 
ſche Produktionsweiſe nur als eine Übergangsphaſe in der Entwicklung der geſell⸗ 
ftlichen Produktion „hinnimmt“, eine Phaſe, die einen ungeheuren Fortſchritt 
en alle vorübergehenden Formen bildet, wenn man die Entwicklung der Pro⸗ 
tivkräfte der geſellſchaftlichen Arbeit betrachtet — die aber keineswegs ein End⸗ 
ıltat bildet, vielmehr in ihrer antagoniſtiſchen Form zwiſchen den „Beſitzern des 
ımulierten Reichtums“ und den „wirklichen Arbeitern“ die Notwendigkeit ihres 
erganges einſchließt. (S. 491.) 

Bevor wir nun zu der abſchließenden Beantwortung der Frage über 
nes’ Bedeutung in der Okonomie und über ſein Verhältnis zu Marx ge⸗ 
gen, wollen wir noch das Urteil von Marx wiedergeben: 

Der Satz: „Das Kapital oder akkumulierter Vorrat, nachdem es ſchon 
migfache andere Funktionen bei der Produktion von Reichtum erfüllt hat, 
rnimmt erſt ſpät jene, dem Arbeiter feinen Arbeitslohn vorzuſchießen“ iſt der 
ſtändige Ausdruck des Widerſpruchs, einerſeits der richtigen hiſtoriſchen Auf⸗ 
ang des Kapitals, andererſeits überſchattet von der ökonomiſchen Borniertheit, 
der Vorrat als ſolcher „Kapital“ iſt. Daher wird der „akkumulierte Vorrat“ 
Perſon, die die Funktion übernimmt, den Arbeitslohn an Leute vorzuſchießen. 
iſt noch in der ökonomiſchen Befangenheit, daß Jones ſie auffaßt, eine Auf⸗ 
ng nötig, ſobald die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe als beſtimmte geſchicht⸗ 
aufgefaßt wird und nicht mehr ein ewiges Naturverhältnis der Produk⸗ 
iſt. 

Man ſieht, welch großer Sprung von Ramſay zu Jones gemacht wird. Ramſay 
art gerade die Funktion des Kapitals, die es zum Kapital macht, das Vor⸗ 
ßen des Arbeitslohns, für zufällig nur der Armut der großen Maſſe ge⸗ 
det und dem Produktionsprozeß als ſolchem gleichgültig. In dieſer bornierten 
m verleugnet er die Notwendigkeit der kapitaliſtiſchen Produktions⸗ 
je. Anders Jones. .. Jones zeigt, daß gerade dieſe Funktion (des Vor⸗ 
deßens des Arbeitslohns) das Kapital zum Kapital macht und das Charakte⸗ 
iſche der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe bedingt. Er zeigt auch, wie dieſe 
m erſt auf einem größeren Grade der Entwicklung der Produktionsſtufe ein⸗ 
it und dann eine ganz neue materielle Baſis ſchafft. Aber er verſteht deswegen 
U die „Aufhebbarkeit“, die bloß hiſtoriſch vorübergehende Notwendigkeit dieſer 
m in ganz anders tiefer Weiſe als Ramſa g 

| Wir jehen hier, wie die wirkliche Wiſſenſchaft der politifchen Okonomie damit 
det, die bürgerlichen Produktionsverhältniſſe als bloß hiſtoriſche aufzu⸗ 
ir die zu höheren leiten, wenn der Antagonismus, worauf fie beruht, auf- 


eſt iſt. Durch ihre Analyſe bricht die politiſche Okonomie die ſcheinbar gegen⸗ 
Under ſelbſtändigen Formen, worin der Reichtum erſcheint. Ihre Analyſe geht 
et ſchon bei Ricardo jo weit, daß 

1. die ſelbſtändige ſtoffliche Geſtalt des Reichtums ver⸗ 
A indet und er bloß mehr als Betätigung des Menſchen erſcheint. Alles, was 
1 Reſultat menſchlicher Tätigkeit, Arbeit darſtellt, iſt Natur und als ſolches 
N ſozialer Reichtum. Das Phantom der Güterwelt zerrinnt, und ſie erſcheint 
noch als beſtändig verſchwindende und beſtändig wiedererzeugte Objektivie⸗ 
ug der menſchlichen Arbeit. Aller ſtofflich feſte Reichtum iſt nur vorüber⸗ 
ende Vergegenſtändlichung der geſellſchaftlichen Arbeit, Kriſtalliſation des Pro⸗ 
ionsprozeſſes, deſſen Maß die Zeit, das Maß der Bewegung ſelbſt iſt; 
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2. die mannigfaltigen Formen, worin die verſchiedenen Formen des R 
tums verſchiedenen Teilen der Geſellſchaft zufließen, verlieren ihre ſchein 
Selbſtändigkeit. Der Zins iſt bloß ein Teil des Profits, die Rente bloß 1 
profit. Beide ſinken daher in Profit zuſammen, der ſich ſelbſt in Mehrwert 
löſt, das heißt unbezahlte Arbeit. Der Wert der Ware ſelbſt aber wird bio 
Arbeitszeit aufgelöſt. Die Ricardoſche Schule kommt ſogar ſo weit, daß ſie 
der Formen der Aneignung dieſes Mehrwertes — das Grundeigentum 
Rente) — als nutzlos negiert, ſoweit fie von Privaten einkaſſiert wird. 
leugnet den Grundeigentümer als Funktionär in der kapitaliſtiſchen Produl⸗ 
Der Gegenſatz wird fo auf Kapitaliſt und Lohnarbeiter reduziert. Dieſes 
hältnis aber betrachtet die Ricardoſche Okonomie als gegeben, als Naturge 
worauf der Produktionsprozeß ſelbſt beruht. Die ſpäteren bleiben hierbei 
ſtehen, ſondern erkennen, wie Jones, nur mehr die geſchichtliche Ber 
gung dieſes Verhältniſſes an. Von dem Moment aber, wo die bürgerliche t 
duktionsweiſe und die ihr entſprechenden Produktions⸗ und Distributionsvei 
niſſe als geſchichtliche erkannt find, hört der Wahn auf, fie als Naturgz 
der Produktion zu betrachten, und eröffnet ſich die Ausſicht auf eine neue Ei 
ſchaft, eine neue ökonomiſche Geſellſchaftsformation, wozu ſie nur den en) 
bildet (S. 489 ff.). | 


Wie verhält ſich Jones zu Marx? Kein Zweifel, daß er von dem ı 
läufern Marxens derjenige iſt, der der materialiſtiſchen Geihichtsauffain 
am nächſten gekommen iſt. Gewiß iſt fie bei Jones noch nicht ſyſtem 
entwickelt, noch weniger als allgemeines Bewegungsgeſetz geſchichtl)e 
Geſchehens ihm klar bewußt, und die Erkenntnis des Klaſſenkampfezg 
Bewegungsform der auf dem Privateigentum beruhenden Geſellſcht 
formationen fehlt vollſtändig. Nirgends kommt Jones über die allgenin 
Formulierung hinaus, auch in den hiſtoriſchen Partien fehlt die ſyſſn 
tiſche Anwendung auf die Entwicklung der verſchiedenen Entwicklig 
ſtufen. Aber Jones unterſcheidet ſich ſchon dadurch von den mite 
anderen, die materialiſtiſchen Geſchichtsformulierungen nahe gefonne 
ſind, daß er eben von der Okonomie her zu ſeiner Geſchichtu 
faſſung kommt, nicht wie die anderen entweder von einer unbeſtimte 
Milieutheorie oder von der Verallgemeinerung offen zutage lieg d 
politiſcher oder ſozialer Gegenſätze, indem ſie etwa den Gegenſatz voni 
und reich, von Arbeitenden oder Müßigen, von Stadt- oder Landbewoh er 
Grundbeſitzern oder Gewerbetreibenden zu einem Beweggrund geſech 
lichen Geſchehens machen. Jones geht unmittelbar von der Form de 
beit aus, die die Eigentumsverhältniſſe bedingt, auf der ſich dann diebe 
ſchiedenen Beziehungen der Geſellſchaftsklaſſen aufbauen, nach dene | 
dann ihr Recht, ihr Fühlen und Denken beſtimmen. Aber dieſe Erkemni 
ſo wichtig ſie an ſich iſt, ſo wichtige Ergebniſſe gegenüber der unhiſtor he 
Auffaſſung der Klaſſiker fie wirtſchaftsgeſchichtlich zeitigt, fie bleibe m 
mittelbar für die ökonomiſche Theorie vollſtändig unfruchtbar. Und en 
Kautsky in der Vorrede mit Recht ſagt, daß Marx anfängt, wo Jones m 
hört, ſo bedarf das der Ergänzung des Satzes, daß Marx auch 1 al 
fängt, wo Ricardo aufhört. 

Und das iſt eben das prinzipiell Neue bei Marx, 905 er die if 
riſche Auffaſſung, die bei Jones der „abſtrakten Methode“ Ricardozent 
gegengeſetzt wird, mit dieſer zu verbinden und ſie eben dadur 1 
vervollſtändigen und umzuwälzen unternimmt. Jones iſt die einfache f 
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tion Ricardos, der rein äußerliche Gegenſatz. Er kümmert ſich um die 
Jeorie nicht weiter, außer wo er einzelne Ergebniſſe Ricardos, namentlich 
i der Rententheorie, berichtigt oder ergänzt. Jones operiert ruhigsmit der 
Lerttheorie Ricardos oder auch des Malthus fort, ohne ſich viel um die 
terſchiede, die ihm nebenſächlich ſcheinen, zu bekümmern. Für die kom⸗ 
zierten Erſcheinungen, wie zum Beiſpiel die Kriſen, hat er überhaupt 
ne Erklärung. Nirgends der Verſuch, von der hiſtoriſchen Be⸗ 
jjreibung zur theoretiſchen Erfaſſung fortzugehen. Das 
gerade die Leiſtung von Marx, daß er die Erkenntnis von dem hiſtoriſch⸗ 
ſellſchaftlichen Charakter der ökonomiſchen Kategorie in den Dienſt der 
ngeftaltung der Theorie ſtellt. Wo Jones entweder die Reſultate der bis⸗ 
rigen Theorie übernimmt oder verwirft, eröffnet ji) Marx das Problem. 
ie Erkenntnis der ökonomiſchen Verhältniſſe als geſellſchaftlicher führt 
ir Aufdeckung des Fetiſchismus der Begriffe Ware, Geld, Kapital. Die 
seit erſcheint in ihrer Beſtimmtheit als Lohnarbeit und in ihrer geſell⸗ 
ſaftlich notwendigen Form; der ökonomiſche Produktionsprozeß in feiner 
dopelten Geſtalt als Arbeitsprozeß und Verwertungsprozeß, die Ware als 
(brauchswert und Wert. Das Kapital iſt nicht mehr ein ſachlicher Vor⸗ 
1 ſondern das geſellſchaftliche Verhältnis, in dem die Lohnarbeit zu dem 
Jonopol an den Produktionsmitteln ſteht. Der Arbeiter verkauft feine 
'beitskraft, das Produkt gehört dem Kapitaliſten, dem die Mehrarbeit 
‚alt. Das Ausmaß der Mehrarbeit, alſo des Mehrwerts, iſt beſtimmt 
drch die Teilung des geſchaffenen Neuwertes zwiſchen Arbeiter und Kapi⸗ 
Jen, alſo durch die Höhe des Arbeitslohns oder des variablen Kapitals. 
Ir Unterſchied des variablen vom konſtanten Kapital iſt alſo damit ge⸗ 
den, und in der Entwicklung dieſes Verhältniſſes der organiſchen Zu⸗ 
ſnmenſetzung des Kapitals wird das wichtigſte Bewegungsgeſetz des Ka⸗ 
talismus gefunden. Die Formunterſchiede des fixen und zirkulierenden 
Kpitals, die die Zirkulation erzeugt, werden als ſekundäre erkannt gegen⸗ 
ier denen des konſtanten und variablen Kapitals, die aus dem Ver⸗ 
hertungsprozeß entſpringen. Die Konkurrenz der Kapitaliſten um die An⸗ 
geſphären bewirkt die Ausgleichung der verſchiedenen Profitraten zur 
hurchſchnittsprofitrate, die die Verwandlung der Werte in Produktions- 
seije bedingt. Die hiſtoriſch⸗geſellſchaftliche Auffaſſung der ökonomiſchen 
‚ıtegorien hat ihren Fetiſchcharakter zerſtört und zur Löſung der Pro— 
eme geführt, an denen Ricardo und ſeine Nachfolger geſcheitert waren. 
zus der ſpezifiſch marxiſtiſchen Vereinigung der „in⸗ 
üiktiven Methode“ Jones' und der abſtrakten Ricardos 
t die ökonomiſche Theorie des wiſſenſchaftlichen 
Larxismus erwachſen. 

Und die einmal entdeckten ökonomiſchen Kategorien blieben hiſto⸗ 
iche; ihr Leben hörte nicht plötzlich auf, nachdem fie entdeckt waren; ihr 
ben ſollte auch nicht plötzlich gewaltſam beendet werden, wie es der uto- 
che Sozialismus wollte, der in ſeinem Denken ausgebrütete Kategorien 
Stelle der wirklichen ſetzen zu können vermeinte. Denn gerade das iſt 
das Merkmal des wiſſenſchaftlichen Sozialismus, daß der Sozialismus 
ur das Ergebnis der vollen Entfaltung der kapitaliſtiſchen Okonomie ift. 
5 iſt die Darlegung der Geſetze der kapitaliſtiſchen Welt, nicht die 
giffindung von Regeln für die Einrichtung ſozialiſtiſcher Geſellſchaften, 
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die den Sozialismus zur Wiſſenſchaft macht, indem fie ſeine Notwen! 
keit als notwendige Stufe ſozialer Entwicklung nachweiſt. Indem M 
die „abſtrakten Prinzipien“ Ricardos mit geſchichtlichem Leben beſee 
indem die Okonomie zur Geſchichte und die Geſchichte zur Okono 
wurde, überwand er den unhiſtoriſchen Rationalismus der Klaſſiker Y 
den irrationellen Konſervativismus der Hiſtoriker zugleich mit dem Uto! 

mus des älteren Sozialismus.! Die Okonomie war jetzt nicht mehr 
Lehre von toten Dingen, von der Möglichkeit möglichſt großer Produkt, 
oder möglichſt beſter Verteilung. Es war die Erkenntnis der geſellſch! 
lichen Verhältniſſe, der Beziehungen der Klaſſen und der Notwendig 
ihrer Kämpfe und deren Ausganges. Aus der Geſetzmäßigkeit der Gel; 
entwicklung der Idee war die Geſetzmäßigkeit des durch ihre ſozialen 
ziehungen determinierten Wollens der Klaſſen geworden, wie ſie die 
nomiſtiſche Wiſſenſchaft erkennen lehrt. Der Entwicklungsgedanke, jei: 
idealiſtiſchen Geſtalt entkleidet, hatte ſich der Sozialwiſſenſchaft bemächt 


Wir ſind am Ende. Mit Jones ſteht die Okonomie an dem Punkte,) 
ihre bisherige bewußte oder unbewußte Vorausſetzung — die Notweng 
keit oder Selbſtverſtändlichkeit der bürgerlichen Form der Produktion 
fallen muß, um weiteren Fortſchritt der Wiſſenſchaft zu ermöglichen. 
iſt der Punkt, von dem aus es rückwärts geht zur Vulgärökonomie, ) 
deren Rückfall in den ſchlimmſten Fetiſchglauben Marx in dem Sch 
kapitel eine glänzende Charakteriſtik gibt, oder vorwärts zum wiſſenſch 
lichen Sozialismus. 

Es iſt eine prächtige Ironie. Da ſind ſeit Erſcheinen des erſten Bare 
des „Kapital“ die Verſuche unermüdlich wiederholt worden, die Vorlae 
Marxſcher Gedankenarbeit zu entdecken. Eine ganze Literatur iſt ! 
ſtanden, und nun müſſen all die gelehrten Herren erleben, daß fie u 
falſcher Spur waren, müſſen erleben, daß erſt in ſeinem poſthumen W. 


„Es iſt alſo gar nicht zu verkennen, wie die Abhebung feiner eigenen Sri 
anſchauung vom utopiſtiſchen Sozialismus für Marx ganz und gar nur bre 
jenes Denkelement möglich wurde, in welchem die Theorie nicht anders dennil 
unmittelbar gewußte geſchichtliche Notwendigkeit zur Erfaſſung kam, als 1 
Selbſtbewußtſein gewordene Geſetzmäßigkeit, als erlebte und verſtandene Kao 
lität. Man hat das noch keineswegs ſich ganz klar gemacht und läuft daher je 
fahr, den von Marx fo lebendig gefühlten und begrifflich ſcharf herausgeatei 
teten Unterſchied ſeines Sozialismus zu jedem Utopismus wieder zu verwiſer 
Denn nicht das trennt den modernen Sozialismus vom Utopismus, was manze 
wöhnlich als das unterſcheidende Merkmal hervorhebt, daß nämlich feine l 
tiſche Aktion, alſo ſeine ſoziale Praxis, von wiſſenſchaftlicher Erkenntnis gelte 
wird; denn auch die Utopiſten wollten die Welt durch die Wiſſenſchaft umänker 
und das gerade war die Utopie. Sondern daß dieſe theoretiſche Lein 
der ſozialen Praxis nur die Syſtematiſierung der im ſozialen Entwicklußz 
prozeß ſelbſt vorhandenen Tendenzen iſt, daß dieſe Wiſſenſchaft, welche den 10 
dernen Sozialismus durchleuchtet, nichts anderes iſt als die reale Maſſ n 
bewegung felbft, nur auf einen begrifflichen Ausdruck e 
bracht, das macht den weſentlichen Unterſchied aus. Die Wiſſenſchaft des lo 
pismus war das Syſtem der vernünftigen Willensbeſtrebungen einzelner grie 
Geiſter, die Wiſſenſchaft des modernen Sozialismus dagegen iſt nichts ande 
als das bloß im Denken entfaltete Syſtem der ſozialen Wollungen ſelbſt.“ b 
Adler, Marx als Denker, Berlin 1908, „Vorwärts“.) 


| 
| 
| 
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arx ihnen den Weg weiſt, den er gegangen. Sie waren auf falſcher Spur, 
nn die Entwicklungsgeſchichte des wiſſenſchaftlichen Sozialismus ift viel 
ahr die Entwicklung der Wiſſenſchaft als die des Sozialismus. Deutſche 
ziloſophie, franzöſiſche Geſchichtſchreibung, engliſche Okonomie — in ihren 
ſamten Ergebniſſen angeeinigt und vereinigt unter dem unwiderſtehlichen 
ange, den großen Problemen, die die revolutionäre Epoche ſtellte, ihre 
ſſenſchaftliche Löſung zu erringen — tantae molis erat, um das Funda⸗ 
ent des wiſſenſchaftlichen Sozialismus zu begründen. Iſt's da ein Wunder, 
ß es jo unerſchütterlich geblieben iſt, daß nicht Neulegung, ſondern nur 
ſeiterbau die Aufgabe der Wiſſenſchaft bleibt? 

Mit einer Sorgfalt und Akkurateſſe wie kein Denker vor ihm hat Marx 
e Geſchichte ſeiner Vorgänger geſchrieben. Iſt das Werk auch Torſo ge— 
jeben, jo find doch alle weſentlichen Momente der Entwicklung der Wiſſen⸗ 
aft hervorgehoben. Auch von dieſem hiſtoriſchen Werke gilt, was ein 
derer großer Forſcher und Hiſtoriker ſeiner Wiſſenſchaft, was Ernſt 
ach in der Einleitung zur Mechanik als Grund ſeines Unternehmens an⸗ 
hrt: 

Wir wollen nun auf unſeren Gegenſtand näher eingehen und hierbei, ohne 
| Geſchichte der Mechanik zur Hauptſache zu machen, die hiſtoriſche Entwicklung 
weit beachten, als dies zum Verſtändnis der gegenwärtigen Geſtaltung der 
zchanik nötig iſt und als es den Zuſammenhang in der Hauptſache nicht ſtört. 
geſehen davon, daß wir den großen Anregungen nicht aus dem Wege gehen 
fen, die wir von den bedeutendſten Menſchen aller Zeiten erhalten können, und 
zuſammengenommen auch ausgiebiger ſind, als fie die beiten Menſchen der 
genwart zu bieten vermögen, gibt es kein großartigeres, äſthetiſch erhebenderes 
hauſpiel als die Außerungen der gewaltigen Geiſteskraft der grundlegenden 
rſcher. Noch ohne alle Methode, welche ja durch ihre Arbeit erſt geſchaffen wird, 
d die ohne Kenntnis ihrer Leiſtung immer unverſtanden bleibt, faſſen ſie und 
wingen ſie ihren Stoff und prägen ihm die begrifflichen Formen auf. Jeder, 
den ganzen Verlauf der wiſſenſchaftlichen Entwicklung kennt, wird natürlich 
freier und richtiger über die Bedeutung einer gegenwärtigen wiſſenſchaft⸗ 
en Bewegung denken als derjenige, welcher, in feinem Urteil auf das von ihm 
‚bit durchlebte Zeitelement beſchränkt, nur die augenblickliche Bewegungsrich⸗ 
ing wahrnimmt. 


Aber die Entwicklungsgeſchichte der Wiſſenſchaft iſt nicht ſtets zugleich 
2 Geſchichte der Bewußtſeinsbildung des einzelnen Denkers. Das ge⸗ 
ſuere Studium der Theorien läßt zweifellos erkennen, daß Marx viele 
(emente ſeines Denkens bei feinen Vorgängern erſt entdeckt hat, nachdem 
in Syſtem im ganzen vollendet war. Aber dieſe Einzelheiten find höch- 
Ins von pſychologiſchem oder philologiſchem Intereſſe. Denn welch gewal⸗ 
de Leiſtung, der ſich in der Geſchichte aller Wiſſenſchaft nur ganz wenige 
4 Seite ſtellen laſſen, hat Marx vollbracht, auch wenn er die ganze akku⸗ 
lierte Arbeit der vorausgegangenen Denker in den Dienſt feiner Ar- 
tskraft geſtellt hätte! Von Adam Smith ſagt Jones die ſchönen Worte: 
Nur diejenigen, die mit dem gewöhnlichen Gang der Erkenntnis gänzlich un⸗ 
traut ind, können denken, es fei für den großen Denker herabſetzend, daß er 
t all das Licht ſelber ſchuf, das er verwandte; daß er die zitternden und un- 
elkommenen Strahlen, die im allgemeinen Fortſchritt des Gedankens andere 
 relligengen entſendet hatten, ſammelte und mit ftarfer Kraft zu vollkommenem 
ht vereinte; zu einem Licht, welches die Wege der Völker erhellt und nur ver⸗ 
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ſchwinden kann, wenn die aufgeſpeicherte Erkenntnis des Menſchengeſchlechts h 
ſchwindet. Denn dies iſt die große Aufgabe, die den großen Führern im Reiche 
Wiſſenſchaft von der Geſellſchaft wie von der Natur zugewieſen iſt, und ihre $1 
endung iſt es, die das Menſchengeſchlecht zu ihren immerwährenden Schuld 
macht. 

Von Marx aber dürfen wir, jetzt, wo wir von ihm ſelbſt erfahren u 
wie jein ökonomiſches Syſtem das glänzende Ende einer glanzvollen (} 
wicklung geworden iſt, jagen, daß er doch Größeres geleiſtet. Er hat ir 
nur geſammelt und vereinigt, er hat die Intenſität und das Feuer e 
Lichtes unendlich vermehrt. Er hat das Werk geleiſtet, das Hegel von 
„großen Manne“ verlangt. „Wer, was ſeine Zeit will, ausſpricht, ihr 
und vollbringt, iſt der große Mann der Zeit. Er tut, was das Innere 
Weſen der Zeit iſt, verwirklicht ſie.“ 

So hat Marx das Verſprechen erfüllt, das er in der „Rheiniſchen 2 
tung“ gegeben hat: die kommuniſtiſchen Ideen, denen er in ihrer damale 
Geſtalt nicht einmal theoretiſche Wirklichkeit zugeſtehen konnte, en 
gründlichen Kritik zu unterziehen. Er hat das Verſprechen erfüllt, 
trieben von dem Willen zur Geiſtesmacht, durchdrungen von der „fie 
Überzeugung, daß nicht der praktiſche Verſuch, ſondern die theoretiſche %: 
führung der kommuniſtiſchen Ideen die eigentliche Gefahr bildet; in 
auf praktiſche Verſuche, und ſeien es Verſuche in Maſſe, kann man di 
Kanonen antworten, ſobald fie gefährlich werden, aber Ideen, die urı 
Intelligenz beſiegt, die unſere Geſinnung erobert, an die der Bern 
unſer Gewiſſen geſchmiedet hat, das find Ketten, denen man ſich nicht ı 
reißt, ohne ſein Herz zu zerreißen, das ſind Dämonen, welche der 9 
nur beſiegen kann, indem er ſich ihnen unterwirft“. 


aubzoll und Teuerung. 
Von K. Kautsky. 


Die Agrarzölle wurden eingeführt zu einer Zeit, in der die Preiſe der mei 
Nahrungsmittel raſch ſanken. Als dieſes Sinken trotz der Zölle weiter vor 
ging, erklärten die Schutzzöllner ihren Kritikern: man ſehe, daß der Zoll 10 
verteuernd wirke. Heute ſteigen die Preiſe. Die Schutzzöllner wollen aber e 
einer Aufhebung der Zölle nichts hören. Sie berufen ſich darauf, daß die q 
rung eine internationale Erſcheinung ſei, daß die Preiſe der Nahrungsmittel u 
in den Ländern des Freihandels ſtiegen. Die Zölle ſchadeten alſo nie den Kist 
menten, retteten die Landwirtſchaft, ohne Bedrückung der Volksmaſſe. | 

Alle dieſe Argumentationen beweiſen nur eines: daß unfere Zöllner gie 
zeitig auch Phariſäer find. Sie ſuchen ihre Erpreſſergelüſte hinter einer mehr d 
weniger gut geſpielten Arbeiterfreundlichkeit zu verbergen. 

Will man die Wirkungen der Zölle erforſchen, darf man nicht die Schu 
kungen der Preiſe unterſuchen. Die Gegner der Zölle haben nie behauptet, 00 
dieſe ein ſtetes Steigen der Preiſe herbeiführen. Das Sinken und Steigerd 
Preiſe auf dem Weltmarkt wird ſich ſtets auch innerhalb des Zollſchutzes geer 
machen. Was die Gegner der Zölle behaupten, iſt etwas ganz anderes: i 
Preiſe innerhalb des Zollſchutzes ſind ſtets höher wie u 
dem Weltmarkt. Um die Wirkungen der Zölle zu erforſchen, darf man ic 
zeitliche, ſondern muß man räumliche Vergleiche machen. Dabei iſt allerding d 
Frage, ob die Preiſe ſteigen oder ſinken, nicht bedeutungslos. Der durch dende 
über das Niveau des Weltmarktes erhöhte Preis wird erträglicher bei 15 
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reiſen. Er macht id dagegen doppelt ſchwer fühlbar bei ſteigenden Preiſen. 
enn es alſo auch richtig iſt, daß die jetzige Teuerung eine internationale Er⸗ 
ſeinung iſt, die in Ländern des Freihandels ebenſo auftritt wie in denen des 
chutzzolls, fo wird ſie doch bei weitem ſchwerer empfunden in dieſen Ländern 
3 in jenen. Und die Aufhebung des Zolles würde eine erhebliche Erleichterung 
ingen 
| Einige deutliche Illuſtrationen dafür finden wir in einer Unterſuchung des 
igliſchen Arbeitsamtes über die Lage der Arbeiter in verſchiedenen Staaten. Sie 
gann mit Großbritannien, Deutſchland und Frankreich. In erſtgenanntem 
ande wurden 94 Induſtrieſtädte unterſucht, aber nur die Verhältniſſe aus 77 
tädten in England und Wales mit 1944 Budgets von Arbeiterfamilien zum 
ternationalen Vergleich herangezogen. Gleichzeitig (Oktober 1905) erfolgte die 
nterſuchung von 33 ſolcher Städte in Deutſchland (mit Heranziehung von 5046 
udgets und Angaben über 107 000 Wohnungen) und in Frankreich (5605 Budgets 
nd 60 000 Wohnungen). Ihnen folgten Juni 1908 Belgien, 15 Städte, 1859 Bud⸗ 
‚18, 32 000 Wohnungen, und Februar 1909 die Vereinigten Staaten, 28 Städte, 
16 Budgets und 90000 Wohnungen. Die erſten Berichte und vergleichenden 
arſtellungen erſchienen 1908 (England und Deutſchland). 1909 kam Frankreich 
an, 1910 Belgien, 1911 Amerika. Im Bulletin des Waſhingtoner Arbeitsbureaus 
m März dieſes Jahres finden wir eine überſichtliche Zuſammenſtellung der Er⸗ 
bniſſe dieſer Enquete. 

Es iſt ein Nachteil der Unterſuchungen, daß ſie nicht alle gleichzeitig ſtatt⸗ 
nden. Die Vergleichbarkeit der Ziffern leidet darunter. So fand man zum Bei⸗ 
el in England, daß dort wohl bei den Bauarbeitern die Löhne 1905 dieſelben 
garen wie 1909, bei den Maſchinenbauern waren fie um 1½ Prozent, bei den 
ꝛtzern um 2½ Prozent geſtiegen. Andererſeits wuchſen die Durchſchnittspreiſe der 
ö die Unterſuchung einbezogenen Waren in dieſem Zeitraum um 4 Prozent. 
Immerhin trifft das nicht für das Verhältnis zwiſchen England, Deutſchland, 
zankreich zu, und dann find die Unterſchiede zwiſchen 1905 bis 1909 zu gering⸗ 
gig, als daß ſie dort, wo große Verſchiedenheiten in den Arbeiterverhältniſſen 
r erforſchten fünf Staaten beſtehen, dieſe Differenzen verdunkeln könnten. 

Bis zu einem gewiſſen Grade ſind alſo die gegebenen Ziffern wohl vergleichbar. 

In bezug auf Löhne ſtehen natürlich die Vereinigten Staaten obenan, ihnen 
gt England, dann Deutſchland, hierauf Frankreich. Belgien macht den Schluß. 
ber nicht in allen Gewerben ſind die Unterſchiede gleich groß. Die Unterſuchung 
streckte ſich auf zahlreiche Gewerbe, aber nur drei der beſtorganiſierten mit den 
jchſten Löhnen wurden in die vergleichende Darſtellung einbezogen: Baugewerbe, 
kaſchinenbau und Schriftſetzerei (Handſatz von Akzidenzſetzern). Es wäre zu um⸗ 
ändlich, alle die gegebenen Daten hier zu wiederholen. Wir wollen uns auf einige 
pen beſchränken. Die Geldangaben haben wir in Mark umgerechnet. 

Man fand folgende vorherrſchende Wochenlöhne (nicht etwa Minimal⸗ 
id Maximallöhne): b 


f 
| 


0 


N 
N 


Bauarbeiter Maſchinenbau Buchdruck 
Zimmer⸗ Metall⸗ Tag: Schrift⸗ 
e leute Maler dreher e löhner ſetzer 


| Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark 
igland und Wales 38—41 | 37—40 32—3832—36 32—36 | 18—22 || 28—33 
(außer London) 

eutſchland 2. . || 27—82 28—32 25—3027—33 | 29—33 18—22 25—27 
(außer Berlin) 

ankreich . 22 —29 25—31 22—27 25—31 25—32 16—20 23—29 
gien — 21 —25 21 —26 19—22 21—25 | 21—25 13—17 20—23 
einigte Staaten. | 111—129 | 69—92 66—87 65—76 69—87 38—45 || 70—83 
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Setzt man die Ziffern für England gleich 100, dann erhält man 0 
Verhältnisziffern: 


Zimmer⸗ Tag⸗ 5 

Maurer 7105 Maler Dreher Schmiede löhner 5 
Eiland 100 100 100 100 100 100 Er 
Deutſchland . 75 77 78 88 90 100 83 
Fratikreichchchh 00 72 69 80 84 87 8 
Belgien a 58 60 58 66 66 73 69 


Vereinigte Staaten 301 210 217 203 225 208 | 246 


Für die Geſamtheit der unterſuchten Arbeiterſchichten berechnete man d 
Verhältnis: England 100, Deutſchland 83, Frankreich 75, Belgien 63, Were 
Staaten 232. 

Dieſe Zahlen ſind ſehr lehrreich. Sie zeigen, daß das Verhältnis der Lohnh 
der verſchiedenen Berufe zueinander in jedem der verſchiedenen Staaten € 
anderes iſt. In England und noch mehr in den Vereinigten Staaten find ! 
Metallarbeiter ſchlechter geſtellt als die Bauarbeiter. In Deutſchland, Frankrei 
Belgien iſt das keineswegs der Fall. Beſonders bemerkenswert aber iſt es, daß 
unqualifizierten Arbeiter in England keine höheren Löhne beziehen als in Deut 
land. Und der Unterſchied zwiſchen unqualifizierten und qualifizierten Arbeite! 
iſt in England und Amerika weit größer als in Deutſchland, Frankreich, Belgi 

So betrug zum Beiſpiel der Unterſchied zwiſchen den Löhnen der Maurer 1p 


Taglöhner: en 0 
8169 In Mark ee Rn 
England ut. 100 | 
Deutihland. ;. 0... 20 See \ 50 
Frankrei ß 40 
Belgien „„ 8 N 50 
Vereinigte Staaten Wie, RE HE 200 


In England iſt alfo der Lohn eines Maurers doppelt, in Amerika ſogar di 
mal jo hoch wie der eines Taglöhners. In den drei Induſtrieſtaaten des wa⸗ 
europäiſchen Feſtlandes beträgt jener dagegen nur das Anderthalbfache dies. 
Man ſieht, wie in England und Amerika die qualifizierten und organifierten '- 
beiter in viel höherem Maße eine Ariſtokratie bilden wie bei uns. Die Zahn 
zeigen uns aber auch, inwieweit man aus den hohen Ziffern, die aus England 1d 
Amerika über die Lebenshaltung der organiſierten Arbeiter mitgeteilt werden, if 
den Wohlſtand der Bevölkerung ſchließen darf. Dabei find hier nur Wochenlö e 
in Betracht gezogen, nicht die Jahreseinnahmen. In England herrſcht meiſt ele 
größere Arbeitsloſigkeit als in Deutſchland. Die Jahreseinnahmen der ungui- 
fizierten Arbeiter werden alſo in England noch niedriger ſein als bei uns. (I 
gleiche auch Rothſteins Artikel über die engliſche und deutſche Enquete 5 
proletariſche Elend in England und Deutſchland“. „Neue Zeit“, XXVII., 1, S. 3) 

Neben den Löhnen wurden die Arbeitszeiten erhoben. Auch da finden wir e⸗ 
waltige Unterſchiede, die Reihenfolge der Staaten iſt aber dieſelbe. Nehmen ir 
als Illuſtration dieſelben Gewerbe wie oben bei der Lohnſtatiſtik, dann i 
wir als durchſchnittliche Zahl der Arbeitsſtunden in der Woche: 


ea 


ara Tag: 
Maurer Maler Dreher Schmiede löhner 


England 
Deutſchland. 
Frankreich 

Belgien 

Vereinigte Staaten 


22 
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Die Unterſchiede in der Arbeitszeit zwiſchen den verſchiedenen Staaten ſind 
Iſo ſehr groß, nicht aber jene zwiſchen den qualifizierten und unqualifizierten 
Arbeitern des gleichen Berufs im gleichen Lande, was ſich durch die Notwendigkeit 
es Zuſammenarbeitens erklärt. In England und Amerika ſind auch in bezug 
uf die Arbeitszeit die Bauarbeiter beſſer daran als die Metallarbeiter, dagegen 
gaben dieſe in Frankreich und Belgien weit kürzere Arbeitszeiten errungen als die 
Bauarbeiter. 

Im allgemeinen beſtätigt die Statiſtik die alte Erfahrung, daß lange Arbeits⸗ 
zeit und knapper Lohn Hand in Hand gehen. 

Dias tritt klar zutage, wenn man die Relativzahlen von Lohn und Arbeitszeit 
miteinander vergleicht. Die Zahlen für jeden Beruf in England ſind gleich 100 


geſetzt. 

—!,f!:!;!!:;::k:k:k:ß:ßk:: ᷑ 6: .! — 
1 Tag⸗ Alle 

| Maurer löhner Arbeiter 
| S S. 8 & 8 S & I8_ 
england 100100100 100100 100100100100 100100 100100100 100 100 
Deutſchland. 75112 77 111 78110 8801120 901121001120 83 1030 83111 
Frankreich 65 123 72 121 69118 80114 84114 871114 85/1130 75117 
Belgien . 58129 60127 58 126 66114 66 114 73114 69114 63121 


ger. Staaten. 301 87210 90217 89203106225 1060203106246 93232 96 


Hier handelt ſich's natürlich nur um Geldlöhne. Um die wirkliche Lage des 

Arbeiters zu erfaſſen, müſſen wir auch die Preiſe kennen lernen, die der Arbeiter 
ür ſeine Lebensbedürfniſſe zu zahlen hat. Da finden wir die Lage des amerika⸗ 
niſchen Arbeiters nicht ganz ſo überwältigend günſtig, wie ſie nach den Zahlen der 
Beldlöhne erſcheint. 
Die Hauptausgaben des Arbeiters treffen Wohnung und Nahrung. Aus den 
Angaben für erſtere ſeien folgende Zahlen der vorherrſchenden Mietzinſe ge⸗ 
nommen. Sie gelten für Wohnungen mit drei Räumen (Stube, Kammer, Küche). 
Sie koſteten wöchentlich: 


4 
1 


Verhältniszahl 
Miete | Geldlohn 


Mark 


England und Wales (ohne London). 3,80 —4,60 100 100 
Deutſchland (ohne Berlin) . . . . 3,60—4,90 100 83 
Frankreich (ohne Paris) 3,00 —4, 20 86 75 

r 2,20—2,90 61 63 

Vereinigte Staaten 6,90— 9,80 198 232 


Am ſchlechteſten ſcheint danach der deutſche Arbeiter dran zu fein. Seine Aus⸗ 
gaben für die Wohnung ſind ebenſo hoch wie die des engliſchen — bei gleichen 
Anſprüchen — ſein Geldlohn aber erheblich niedriger. Ja, man kann die deutſche 
Miete höher anſetzen als die engliſche, weil in letzterer die Gemeindeſteuern in⸗ 
begriffen ſind, die der deutſche Arbeiter geſondert bezahlen muß. Nach Abzug der 
Gemeindeſteuern wäre die engliſche Vergleichungszahl für Miete auf 81 ſtatt auf 
100 anzuſetzen. Beim amerikaniſchen Arbeiter überwiegt die Verhältniszahl ſeines 
Lohnes am meiſten die ſeiner Miete. Aber immerhin reicht jene Zahl doch recht 
nahe an dieſe heran. Von ſeinem höheren Lohne kommt ein erheblicher Teil nicht 
ihm zugute, ſondern der Grundrente. 
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Betrachten wir nun die Preiſe der Nahrungsmittel im Kleinhandel — ja 
Preiſe, die uns heute, angeſichts der Teuerung, am meiſten intereſſieren und d 
uns veranlaßten, uns mit den Ziffern der engliſchen Enquete zu beſchäftigen. | 

Wie beim Arbeitslohn, der Arbeitszeit und der Wohnung wollen wir auch hi 
nicht das ganze Material vorführen, das in der Enquete verarbeitet iſt, fondeı 
einige Kategorien herausheben, die für den allgemeinen Charakter der unte 
ſuchten Erſcheinungen von Wichtigkeit ſind. Man fand als vorherrſchende Prei 
(Die Maße find engliſche, 1 Pfund = 453 Gramm, 1 Gallone — 4½ Liter, 1 Nun 

— 1!/s Liter): 


7 Pfd. 7 Pfd. 
Kar: Weizen⸗ 
toffeln 


Pfg. 
2129 


1 Pfd. 
Butter 


Pfg. 
103120 


In 


mehl 


Pfg. 
68—86 


England und Wales 
(ohne London) 


Deutihland . 110-125 | 19—26 | 97—118 
(mit 1 

Frankreich 95 120 27 105 —130 
(mit Paris) 

Belgten 107—116 80—86 


Vereinigte Staaten . 134—149 97—113 


Setzen wir an Stelle der abſoluten Zahlen Verhältniszahlen, die Bei en 
lands für jede Warenkategorie gleich 100 geſetzt, ſo finden wir: 


Kar⸗ Weizen⸗ Rind⸗ Schweine dr 
Zucker Butter toffefn | mehl Milch 


fleiſch fleiſch leur 


Eiland | | 100 
Deutſchland 5 131 
Frankreich 18 
Belgien 900 
A 


Vereinigte Staaten 


Alſo nur Kartoffeln und Milch ſind — oder waren wenigſtens no bor einig 
Jahren — in Deutſchland billiger als in England. Alles andere iſt bei uns teur 
als dort und, ausgenommen Zucker, auch als in Belgien. Unſere Fleiſe⸗ 
preiſe waren ſchon 1905 die höchſten in Weſteuropa, das Weize 
mehl bei uns faſt anderthalbmal ſo teuer wie in England. Nur das ſchutzzöllneriſ 
Frankreich darf ſich noch höherer Mehlpreiſe rühmen als das Deutſche Reich. Wei 
die Schutzzöllner uns weismachen wollen, daß der Arbeiter beim Schutzzoll 0 
Produzent mehr gewinne, wie er als Konſument verliere, weil der Schutzzoll ! 
Induſtrie fördere — der induſtrielle Schutzzoll direkt, der agrariſche indirekt du 
Stärkung der Kaufkraft der Arbeiter —, ſo wird dies durch das Beiſpiel Frau- 
reichs widerlegt, wo der Hochſchutzzoll wohl hohe Preiſe erzeugt, keineswegs er 
hohe Löhne. 

Vergleichen wir die Verhältniszahlen für Weizenmehl und Schweinefleiſh b 
denen der Geldlöhne, dann erhalten wir folgende Ziffern: 


Arbeitslohn Mehl Schweinefleiſch 
,,,, 100 100 | 
Danihlad., dd 140 „ 
Franttei ,,, 7D 158 116 
Belgien ö 107 106 5 | 
Vereinigte Staaten ot, 189 „„ 


Die Verteuerung der Lebenshaltung durch den agrariſchen Schutzzoll 1 
Deutſchland und e ſpringt hier aufs ſchärfſte in die W Man iin 


Überſeeiſches. ? Im Lande geſchlachtetes. 
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ſchzeitig, wie lächerlich es iſt, die Teuerung den hohen Löhnen zuzuſchreiben. Die 
dlöhne in Amerika ſind faſt dreimal ſo hoch wie die in Deutſchland, und trotz⸗ 
miſt dort Mehl nicht teurer und Fleiſch billiger als bei uns. 

Zum Schluſſe unterſucht die Enquete, was eine durchſchnittliche Arbeiter⸗ 
ilie in England zu ihrer Ernährung in der Woche bei den dort gegebenen 
leiſen zu verausgaben hat und wie hoch ſich die Koſten gleicher Ernährung bei 
Preiſen der anderen Länder belaufen würden. Es wird angenommen, daß 
Arbeiterfamilie in der Woche 57⅛ Pfund Zucker, 1½ Pfund Speck, / Pfund 
(je, 2 Pfund Butter, 17 Pfund Kartoffeln, 10 Pfund Mehl, 22 Pfund Brot, 
Quart Milch, 4½ Pfund Rindfleiſch, Ye Pfund Schweinefleiſch, 1½ Pfund 
mmelfleiſch verbraucht. Die Koſten dafür werden bei den engliſchen Preiſen 
f 14 Mark berechnet. Nehmen wir an, die Familie benutze eine Wohnung von 
i Räumen, jo hätte fie etwa 4 Mark dafür auszugeben, zuſammen alſo 18 Mark. 
nem Schriftſetzer, der 28 bis 33 Mark in der Woche verdient, blieben alſo für 
Deckung der übrigen Bedürfniſſe 10 bis 15 Mark. Führen wir die Ver⸗ 
ichung für die übrigen Länder fort, dann ergibt ſich: 


e Wochenlohn es verbleiben 
Nahrung Miete Schriftſetzer vom Lohne 


1 Mark 
ingland. 


g 3,80 4,60 10—15 
Deutſchland 8,60 — 4,90 5—7 
Frankreich 3,00 —4, 20 6—12 
r 2,20 —2,90 4—7 
Zereinigte Staaten 6,90 9,80 43—56 


Die Ziffer für Frankreich ift in der Vergleichung des amerikaniſchen Arbeits⸗ 
tes zu niedrig berechnet, da aus Frankreich keine Preiſe für Speck und Käſe 
gegeben find. Setzt man fie nach dem belgiſchen Maßſtab an, dann erhöhen ſich 
Lebenskoſten in Frankreich von 13,78 Mark auf 15,32 Mark, der Überſchuß des 
gchenlohns reduziert ſich auf 4 bis 10 Mark. 

Der Löwenanteil vom Lohn fällt alſo überall in Europa den Feld⸗ und Haus⸗ 
rariern, der ländlichen und ſtädtiſchen Grundrente zu. Der amerikaniſche Ar⸗ 
iter hat 40 Prozent ſeines Lohnes für Wohnung und Nahrung auszugeben, der 
gliſche 60; der deutſche, der franzöſiſche und der belgiſche müſſen dafür rund 
Prozent opfern, der belgiſche wegen ſeines elenden Lohnes, der deutſche wegen 
hohen Lebensmittelpreiſe und Mieten. Nur 20 Prozent bleiben ihm für alles 
dere übrige — Heizung und Beleuchtung, Mobiliar, Kleidung, Genußmittel, 
| 15 5 Verſicherung gegen Krankheit und Arbeitsloſigkeit, Steuern, Straßen⸗ 
In uſw. 

Oder vielmehr, nur 20 Prozent blieben ihm, wenn er ebenſo lebte und wohnte 
e der engliſche Arbeiter. Da er aber weit mehr als 20 Prozent ſeines Ein⸗ 
umens für die anderen Bedürfniſſe zu verausgaben hat, muß er eben ſchlechter 
hnen und eſſen. Und trotzdem bleibt ihm für Produkte der Induſtrie doch nicht ſo 
I übrig als dem engliſchen oder gar dem amerikaniſchen Arbeiter. Dabei haben 
r einen beſſer bezahlten Arbeiter genommen, nicht einen Taglöhner. Deſſen 
ochenlohn würde in England gerade hinreichen, die Koſten für eine erträgliche 
ohnung und ausreichende Nahrung zu tragen, aber nicht für mehr. In 
1 Ländern des europäiſchen Feſtlandes reicht der Lohn des unqualifizierten Ar⸗ 
Wi Be einmal dafür aus. Und ſelbſt in Amerika läßt er nur einen geringen 
ſerſchuß. 

| Wollte ſich der Taglöhner ausreichende Nahrung und Wohnung geſtatten, ſo 
ſtaltete ſich nach der Berechnung der engliſchen Enquete ſein wöchentliches 
idget folgendermaßen: 
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Nahrung und IR Uberſchuß 


Miete rund Wochenlohn oder Det 
MI. Mt. , 
En glad 88 18 bis 22 0 bis + 
Deuiſch land 20 18 22 — 2 ů + 
Frankreich 19 16 = 20 — 8 = 
Belgien 6 13ͤüä ĩ „% — 3 ⸗ 
Vereinigte Staaten e 38 = 45 +11 > 


Dabei find hier Wochenlöhne gerechnet, nicht Jahreslöhne. Es Re 9 f 
Arbeiter geben, die das ganze Jahr hindurch voll beſchäftigt ſind. Die di 
ſchnittliche Einnahme in der Woche iſt alſo noch geringer als der Wochen 
Das völlig Unzureichende der Löhne der unqualifizierten, unorganiſierte⸗ 
beiter, alfo der großen Maſſe der Arbeiterſchaft, iſt damit 

einmal deutlich dargetan. Davon wiſſen freilich unſere ökonomiſchen Schönfä 
nichts, denn ſie unterſuchen faſt ſtets nur die Verhältniſſe der Arbeiterelite. 

Die Erhebungen, die jene Zahlen lieferten, wurden vor einigen Jah 
genommen, ehe noch die große Teuerung einſetzte. Deren Einfluß iſt in 
noch nicht merkbar. Es iſt nicht wahrſcheinlich, daß ſie alle Länder in gle 
Weiſe erfaßte. In den Ländern des Freihandels ſcheint ſie nicht ſo ſchroff auf 
zutreten wie in denen des Agrarzolls. Sauerbeck gibt folgende Verhältnisziffen 
der 1 von 45 der wichtigſten Artikel an (die Preiſe für 1904 gleich 100 geſe ) 


| 1904 1905 1906 1907 1908 
Giiglamn dn 108 110 113 104 
Deutſchlan ggg 7. 100 104 110 147 110 
Frankreich e 106 118 116 110 
Vereinigte Staaten 0 103 110 110 5.2730 


Aber ſelbſt wenn fie in allen Ländern in gleichem Maße aufträte, über 
Nahrungsmittel in gleichem Verhältnis verteuerte, ſo iſt es doch klar, daß die 
rung der Nahrungsmittel bei ſonſt gleichen Umſtänden in dem Maße drüc 
wirken muß, in dem die Ausgaben für Nahrung einen größeren Prozentſo 
Einkommens verſchlingen. Die Teuerung muß verzweifelte Zuſtände Son 
fie von einer Steigerung der Wohnungsmieten begleitet wird. 

Es kann alſo kein lächerlicheres Argument zugunſten des Agrarzoll 
als den Hinweis auf den internationalen Charakter der Teuerung. Jawoh 
international, ſie bedrückt die arbeitenden Maſſen in der ganzen, dem K 
mus erſchloſſenen Welt, aber ſie bedrückt ſie weit mehr in den Ländern des 
zolls als in denen des Freihandels. Und fie wirkt viel aufreizender h 
dort. Denn was bei vorherrſchendem Freihandel als ein Ergebnis übermä⸗ 
ökonomiſcher Gewalten erſcheint, die nur ein völliger Umſturz der beſte ) 
Produktionsweiſe zu überwinden vermöchte, erſcheint in den Ländern des Sch 
zolls als ein frivoler, künſtlich geſchaffener Wucher einer kleinen Anzah 
legierter, der ſofort zu beſeitigen iſt, wenn dieſen Privilegierten die 
gewalt entriſſen wird, durch die allein ſie den Hunger erzeugen, um ihn 8 
profitablen Geſchäft für ſich zu geſtalten. 

Die Teuerung wirkt, weil fie international iſt, in allen Ländern rey 
nierend auf die Volksmaſſen. Aber nirgends mehr als dort, wo Aare 
ſtehen. 

Das Agrariertum iſt der provozierendſte, aukreise zebolutionier 
ſoziale Faktor unserer Zeit. 

Wenn wir heute Kataſtrophen näher ſtehen als je ſeit vierzig Jahren, f. 
danken wir dies in erſter Linie den Agrariern. 
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Kleinſtaaterci. 
Von Bruno Sieligh. 


Im grünen Herzen Deutſchlands, im ſchönen Thüringen, liegt Schwarzburg⸗ 

ershauſen, ein kleiner Staat, der eben wegen feiner Zwerghaftigkeit im 
übel des politiſchen Lebens Deutſchlands vollſtändig zur Bedeutunggloſigkeit 
abgedrückt worden iſt und von deſſen wirtſchaftlichen und politiſchen Zuſtänden 
halb Deutſchlands Bevölkerung außerhalb der Grenzen dieſes Staates nur 
nig unterrichtet iſt. Es dürfte daher äußerſt angebracht ſein, dieſe Zuſtände ein⸗ 
kritiſch zu beleuchten, weil ſie getreu widerſpiegeln, wie ſehr ſolche kleinen Ge⸗ 
inweſen zum Tummelplatz der reaktionären Machenſchaften der herrſchenden 
e und ihres geſchäftsführenden Ausſchuſſes, der ſogenannten Regierung, ge⸗ 


Das Fürſtentum Schwarzburg⸗Sondershauſen hat einen Flächeninhalt von 
1 Quadratkilometer und zählt 89 917 Einwohner. Es zerfällt territorial in 
Teile: die Oberherrſchaft, welche die beiden Landratsamtsbezirke Arnſtadt 
ehren umfaßt, und die Unterherrſchaft, die von den Landratsamtsbezirken 
leben und Sondershauſen gebildet wird. Beide Teile werden durch Preußen 
einander geſchieden. Die Oberherrſchaft iſt der in der Entwicklung fortge— 
ittenere Teil des Fürſtentums. Sie zählt bei einem Flächeninhalt von 342,96 
adratkilometer 48 537 Einwohner, während die Unterherrſchaft einen Flächen⸗ 
alt von 519,15 Quadratmeter umfaßt und 41 380 Einwohner zählt. Die Be⸗ 
erung der Unterherrſchaft weiſt gegenüber der Volkszählung von 1905 eine Ver⸗ 
rung um 1428, die der Oberherrſchaft um 3437 auf. Faſt die geſamte Induſtrie 
Fürſtentums liegt in der Oberherrſchaft. Außer dem in kräftiger Entwicklung 
enden Kalibergbau iſt in der Unterherrſchaft wenig Induſtrie vorhanden. 
dwirtſchaft und Handwerksbetriebe ſind hier die Signatur. Von der Bevölkerung 
en im Jahre 1907 beſchäftigt in der Landwirtſchaft 13 195, in der Induſtrie 
ließlich Handel und Verkehr 19 584. Von den in Induſtrie, Handel und Ver⸗ 
Beſchäftigten arbeiteten noch 7249 nebenberuflich in der Landwirtſchaft. Die 
en Induſtriezweige ſind außer dem bereits angeführten Bergbau 
8, und Porzellanfabrikation, Schuh⸗ und Handſchuhinduſtrie, Maſchinenbau, 
ngießerei, Holzbearbeitungsinduſtrie. Die größte Stadt des Fürſtentums iſt 
t mit 17 841 Einwohnern. Sie iſt gleichzeitig die einzige Gemeinde mit 
10 000 Einwohnern. 
die Lebenslage der Einwohner gibt uns die beſte Aufklärung eine Denk⸗ 


von allen Steuerp lichtigen 67 Prozent ein Einkommen unter 900 Mark. Der 
nder Dan en zählte 70 Prozent, der Bezirk Ebeleben 77 Prozent und der 
rk Gehren ſogar 80 Proz ent der Steuerpflichtigen mit einem derartigen Jahres⸗ 
11 en, X ſeſes ? Bild zeigt uns den größten Teil der Bevölkerung mit einem 
kon men, das in Preußen noch ſteuerfrei iſt. Die Bezirke, in denen im Jahre 
&i die Gewerkſchaften fait noch keinen Einfluß hatten, weiſen naturgemäß die 
ürigſten Einkommen auf. Seit dieſer Zeit iſt ja manches gebeſſert. Dem ver⸗ 
ten Einfluß der Gewerkſchaften im Bezirk Arnſtadt und Gehren iſt es ge- 
5 ien, die Verhältniſſe zu verbeſſern durch Lohnerhöhungen. Auf der anderen 
e ift natürlich durch die wirtſchaftspolitiſchen Vorgänge dieſe Aufbeſſerung der 
de wieder illuſoriſch gemacht worden. 

e Verwaltung des Landes iſt ſehr koſtſpielig. An der Spitze der Regierung 


der Fürft. Die Regierung wird von ihm ausgeübt unter der Mitwirkung des 
1 riums und des Landtags. Das Miniſterium beſteht aus drei ſtimmführen⸗ 
i Mitgliedern; an ſeiner Spitze ſteht der Staatsminiſter. Jedes Mitglied des 
us iſt für ſeinen Wirkungskreis verantwortlich. Der Landtag iſt befugt, 
n Mitglieder des Miniſteriums bei Verletzung der Verfaſſung oder bei Amts⸗ 

0 bungen Anklage zu erheben. Die eingehenderen Beſtimmungen N ſind 


Regierung. Nach dieſer Denkſchrift hatten im Jahre. 1906 im Bezirk Arn⸗ 


— 


berſammlungen und Petitionen haben bisher verſagt. Demonſtrationen aufe 
Straße müſſen wirkungslos bleiben, weil trotz einer hohen prozentualen Belli 
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einem beſonderen Geſetz vorbehalten, das bis jetzt jedoch noch nicht erlafjeıg 
Außerdem beſtehen als untere Verwaltungsbehörden vier Landratsämter. 
Schwarzburg⸗Sondershauſen hat keine Zivilliſte. Der Fürſt bezieht eine 
mänenrente von 500 000 Mark jährlich. Das Kammergut, aus dem dieſe Dome N 
rente gezahlt wird, iſt fideikommiſſariſcher Beſitz des fürſtlichen Haufes und ung 
außer den Schlöſſern und ſonſtigen Gebäuden, Fiſchereien uſw. 24 Domänen 
7704 Hektar und 17 Forſtreviere mit einer Geſamtfläche von 17235 Hektar. ‘Mi 
Ländereien und Wälder mußten früher mit ihren Erträgniſſen natürlich aueh 
Ausgaben für Schule und Wegebauten und alles, was zur Unterhaltung des Leh 
nötig war, decken. Bei Regelung des Domänenabkommens find dieſe geldforder 
Teile der Landesverwaltung dem Lande zugewieſen worden, und die geldbriig 
den blieben Eigentum des fürſtlichen Hauſes. Der jeweils regierende Fürſt m 
die Verwaltung und Benutzung des Kammergutes mit Ausnahme beſtimmteih 
ſtandteile, deren Benutzung dem Fürſten vorbehalten bleiben, der Landesveng 
tung übertragen. In dieſem Falle ſind an den Fürſten die obenerwähnten 50% 
Mark zu zahlen. Dem Kammerſchuldentilgungsfonds find 96000 Mark zuzufüß 
Von den Jahreserträgen über 832000 Mark hinaus find 30 000 Mark an 
Kammerſchuldentilgungsfonds abzuführen, die zur Beſtreitung notwendiger Ba 
zu verwenden find, deren Errichtung dem Staat für Rechnung des Kammer 
obliegt. Über den Jahresertrag von 862 000 Mark hinausgehende Überfchüffg 
hören zu drei Fünfteln dem Fürſten und zu zwei Fünfteln dem Staate. Die 
waltung des Kammergutes kann der Fürſt jederzeit wieder ſelbſt übernehe . 
Dann find aus den Erträgniffen des Kammergutes 300 000 Mark an die ll 
Günther⸗ Stiftung abzuführen, die ihre Einkünfte zur Unterhaltung der Holz 
Schulen in Sondershauſen und Arnſtadt, für die Volksſchulen, für kirchlicheſſ 
andere öffentliche Zwecke zu verwenden hat. Die 300 000 Mark müſſen in de 
Linie verwendet werden für die Gymnaſien und Realſchulen in Sondershauſene 
Arnſtadt, ſoweit deren Bedürfniſſe nicht gedeckt werden können von dem 900% 
Mark betragenden Grundſtock der Karl-Günther-Stiftung. Der Grundſtock fen 
aus dem Kriegsentſchädigungsfonds. Dann ſind weiter zu verwenden 30 00 
für Gehälter der Geiſtlichen, 60 000 Mark für die Volksſchullehrer und das 


für andere Zwecke im obenbezeichneten Rahmen. Zurzeit iſt die Verwaltu 


Nutznießung des Kammergutes der Landesverwaltung übertragen, und de 
bekommt deshalb die 500 000 Mark betragende Domänenrente. Dafür ha 
verſtändlich der Staat dann die geſamten Koſten der Landesverwaltung 
ſtreiten. 9 
Der Landtag iſt das Müſter einer Volksvertretung im Sinne der Agre 
Das Wahlgeſetz ſtammt vom 14. Januar 1856 und iſt abgeändert durch Geſetz 
13. April 1881 und 19. April 1904. Di i 1 


auten ſo Ian e able nen, ſolange die & ialdemofratie darum pefitioniere, Wi, 


gung der Bevölkerung an diefen eine eigentliche Maſſendemonſtrat 51 
eben wegen der Kleinheit unſerer Verhältniſſe nie zuſtande kam und ee u 


2 
— 


unde kommen wird. Eine Anderung kann nicht eher eintreten, als bis es endlich 
ch gelingen wird, einen Vertreter der Sozialdemokratie in den Landtag zu 
ihlen, der dann im Landtag der herrſchenden Klaſſe die ſchreiende Ungerechtig⸗ 
t ſo lange vorzuhalten hätte, bis ſie endlich doch dem Drange des Fortſchritts 
nicht mehr verſchließt. Im Wahlrechtskampf ſtand bisher die Sozialdemo⸗ 
tie allein. Jetzt haben ein Häuflein unentwegter Fortſchrittsſeelen den Be- 
luß gefaßt, beim Landtag zu petitionieren wegen Anderung des Wahlrechtes, 
d gemeint, der Landtag werde ſich ihrem Wunſche fügen. Von den Fort⸗ 
rittlern iſt aber ſehr wenig zu erwarten. Die haben den Mund immer gehörig 
genommen, ſind aber immer ſehr bald auf dem Rückzug anzutreffen geweſen. 
rtſchrittler, die für die Reichstagswahlen den verkappten Konſervativen Bär⸗ 
intel, der ſich als nationalliberal bezeichnet, unterſtützen, verdienen den Namen 
Atſchrittler ſchon nicht mehr. Vor dieſen Leuten wird die agrariſche Clique im 
ndlag nicht zurückweichen, weil hinter der Forderung ja nicht einmal der ehr— 
Wille der Fordernden ſteht. Die ganze Sache entpuppt ſich beim genaueren 
nfehen als ganz einfache Wahlmache. 

Dieſen idealen Zuſtänden entſprechen natürlich auch weiter unſere Gemeinde— 
mung, unſere Geſindeordnung ſowie das Steuergeſetz. Die Gemeindeordnung 
timmt für die Wahlen zu den Gemeinderäten die Dreiklaſſeneinteilung. Das 
bſtverwaltungsrecht der Gemeinden ſteht nur auf dem Papier. Der Landrat 
m jederzeit Ausgabepoſitionen für die Schule, Kirche und anderes zwangsweiſe 
den Etat der Gemeinden einſtellen, wenn die Gemeindevertretung dieſe ab— 
nt. Die Gemeinden haben die Schulen zu bauen und die Unterhaltung der 
zulen, vor allem die Beſoldung der Lehrer zu beſtreiten; die Verfügung über 
Schulen aber haben lediglich Staat und Kirche. Infolge der hohen Schullaſten, 
die Gemeinden aufzubringen haben, müſſen dieſe ungeheuer hohe Zuſchläge 
4: Einkommenſteuer erheben. Es gibt Gemeinden mit mehr als 200 Prozent 
meindezuſchlagK Wenn der Staat fein alleiniges Abbaurecht für Bergwerke aus⸗ 
zen würde, hätte er genügend Mittel zur Beſtreitung der Ausgaben für die 
Julen, und die Steuern laſteten nicht in fo erdrückender Weiſe auf den ohnehin 
anziell ſchwachen Schultern der arbeitenden Bevölkerung. X‘ Die Kalibergwerke, 
d ungeheure Gewinne abwerfen, hat man aber privaten Unternehmern zur Aus⸗ 
tung überlafjen. 

8 gatseinkommenſteue n bezahlen, wer 200 Mo nd _ mehr verdient. 
Lin einem Haushalt mehrere erwachſene Pexſonen, die Verdienſt haben, dann 
Id bei der Einſchätzung zur Steuer der Verdienſt dieſer Familienmitglieder 
Indes Hausbaltungsvorſtandes zugezählt. Die Folge davon iſt, daß der Haus⸗ 


ern bezahlen muß, die er nicht zu zahlen hätte, wenn jedes Mitglied getrennt 


NN 


geſchätzt würde. Anträge der ſozialdemokratiſchen Partei auf Heraufſetzung 


d Steuerfreiheit bis zu einem Einkommen von 900 Mark ſind abgelehnt worden, 
Al angeblich eine Anderung des Steuergeſetzes in Ausſicht ſei. Bei einer Aus⸗ 
zung der Kaliſchätze durch den Staat wäre auch dieſe beantragte Anderung 
dchführbar geweſen. Es iſt ja auch eine Anderung der Gemeindeverfaſſung in 
Meit, aber die Staatsbürger bekommen nichts davon zu hören. Kein Entwurf 
Regierung für irgendwelches Geſetz kommt den Staatsbürgern zur Kenntnis. 
It wenn das Geſetz bereits fertig iſt, wird es der Bevölkerung bekanntgegeben. 
Landtag erfolgt die Behandlung in einer Kommiſſion, alſo hinter ver- 
ſoſſenen Türen. Die Kommiſſionsbeſchlüſſe werden faſt ausnahmslos im 
num des Landtags beſtätigt. 
Einen Ausweg aus dieſen Zuſtänden gibt es vorläufig nicht. Der Landtag 


i ſeiner Zuſammenſetzung wird ſich noch lange gegen eine Beſchneidung der Vor- 


rte der beſitzenden Klaſſe wehren. Es gibt ja Leute, die an eine Anderung 


Buben, ſobald eine Verſchmelzung der beiden Fürſtentümer Schwarzburg⸗ 
Eidershauſen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt zuſtande kommt. Dieſe Zuſammen⸗ 
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legung wird aber noch 1 lange auf ſich warten laſſen, weil 511 den Ausfa 
Landtagswahlen in Schwarzburg⸗Rudolſtadt nicht die Möglichkeit beſteh 1 
ſamte Verfaſſung und Verwaltung in Rudolſtadt auf das Niveau der S 
burg⸗Sondershäuſer Zuſtände herabzudrücken. Wir haben für Schwarz 
Sondershauſen und für Schwarzburg⸗Rudolſtadt einen Fürſten und ll 
Staatsminiſter, aber die Verwaltung iſt vollſtändig getrennt, und allen 2 
nunftgründen und allen finanziellen Bedenken gegenüber wird man nicht 
ſtände opfern, die man ſo gern überall einführen möchte, nicht nur für die E 
ſtaaten, ſondern auch für das Reich. Das Volk hat eben nichts „tau ſeggen 
es ſich den herrſchenden Gewalten in aller Form und Deutlichkeit in Erinne r 
bringt. Dazu iſt die Gelegenheit gegeben bei den bevorſtehenden Reichst 
wahlen. Wenn ſich die Empörung der Maſſen in der Abgabe roter Stimn 
Luft macht, dann dürfte unſere herrſchende Klaſſe gewarnt und der Vor 
ewegung der Weg geebnet fein. Wenn es alſo den Fortſchrittlern wirklich Ern 
it ihren Worten iſt, dann müßten ſie nun durch Taten den Beweis Ref Daf 
a, 1 5 Arbeit wird e Schuldigkeit tun. “ 


Liberale Stihwahldifziplin. 
Bon Jean Martin (Mülhauſen i. E.) 


Die Redaktion der „Neuen Zeit“ hat in einer Fußnote zu der Replik es 
noſſen Peirotes in Nr. 8 der „Neuen Zeit“ auf meinen Artikel in Nr. 6 (Di 
tagswahlen und das Großblockexperiment in Elſaß⸗Lothringen) an die u 
liche Bedeutung des Wortes „Blockpolitik“ erinnert, die mit der Bezeichn 
Verſtändigungen für Stichwahlen als „Großblockpolitik“ nicht eigentlich 
klang zu bringen iſt. Es iſt anzuerkennen, daß der Ausdruck zu Mißverſtä 
führen kann. Wenn er gleichwohl in der politiſchen Tagespreſſe Elſaß⸗Lot 
auf die Parteikonſtellation bei den Nachwahlen zum elſaß⸗lothringiſchen 
allgemein Anwendung gefunden hat, ſo mag dies dadurch mit herbeigeführt u 
ſein, daß es ſich nach Lage der geſetzlichen Beſtimmungen hier nicht um eige 
Stichwahlen (etwa im Sinne des Wahlgeſetzes für den deutſchen Reic 
handelt, ſondern um einen einfachen zweiten Wahlgang, bei dem wie b 
Hauptwahl alles, was wählbar iſt, ſich um das Abgeordnetenmandat ben 
kann, nur mit dem Unterſchied, daß jetzt das relative Mehr (an Stelle es 
luten) zur Wahl genügt. Dieſer Zuſtand ermöglicht den Abſchluß eines 
abkommens für das ganze Land auch in der Weiſe, daß beiſpielsweiſe zu 
meinſam zu unterſtützenden Vertragskandidaten der Linken ein Liberaler ava 
wenngleich der ſozialdemokratiſche Gegenkandidat doppelt ſoviel Stimm 
als er, oder auch umgekehrt. Das iſt doch ſchon eine merklich intimere Bi 
gung, als ſie bei Reichstagsſtichwahlen ſtattzufinden pflegt! Andererſeits e 
das liberal⸗ſozialiſtiſche Zuſammengehen bei dieſen Landtagsnachwahlen in 
Lothringen am 29. Oktober 1911 nicht etwa ohne programmatiſche Unterla 
mehr bildeten die Grundlage des Abkommens die folgenden ſozialdemokra 
Mindeſtforderungen, auf welche ſich die liberalen Kandidaten öffe 0 

pflichteten: 

I: Beſeitigung der Gemeindewohnfizklauſel und Einschränkung de Lande 
wohnſitzklauſel im Wahlgeſetz. 1 

2. Einführung der progreſſiven e und Vermögensſten, 7 
fung der indirekten Steuern auf Lebens⸗ und Genußmittel. „ 

3. Ausbau der Gewerbeinſpektion, insbeſondere geſetzliche Regelung! 7 
Berg⸗ und Hüttenarbeiterſchutzes. Einführung des 5 na be ge 
geſetzes, Vermehrung der Gewerbegerichte. 5 

4. Sicherung des Koalitionsrechtes für alle Arbeiter und Ang 
Privatinduſtrie, des Staates und der Gemeinde. 


ia lische Rundſchau. b 365 


. Bekämpfung aller auf die Klerikaliſierung des Staates und ſeiner Einrich⸗ 
ingen, beſonders der Schule, gerichteten Beſtrebungen. 

Auf Grund dieſer Programmvereinbarung ſtimmten auch die an der Spitze 
28 radikalen Flügels der Partei ſtehenden Genoſſen dem Nachwahlabkommen für 
en 29. Oktober zu. 

Genoſſe Peirotes bleibt nun dabei, daß die liberalen Wähler bei dieſer Nach⸗ 
ahl die Wahlparole beſſer befolgt hätten als die ſozialdemokratiſchen auf dem 
achen Lande, und er führt zum Beweis dafür an, daß nach dem Abkommen 
wiſchen den Parteien der Linken die ſozialdemokratiſchen Wähler in 15 Wahl⸗ 
teiſen die liberalen Kandidaten „zum Siege führen“ ſollten, geſchehen ſei dies 
er nur in 8 Wahlkreiſen. „Sieben liberale Kandidaten blieben auf der Strecke.“ 
Zweifel daran. Aber es geſchah nicht durch Verſchulden der Sozialdemo⸗ 
Wahlkreis für Wahlkreis faſt läßt ſich erforderlichenfalls nachweiſen, daß 
ozialdemokratiſchen Stimmen auf den liberalen Vertragskandidaten durch⸗ 
übergingen, und daß der Sieg des Reaktionärs regelmäßig den auch bei dieſer 
lachwahl noch aufgebrachten Zentrumsreſerven zu verdanken war. Wenn 
ürklich ausnahmsweiſe im Wahlkreis Brumath durch das Verſagen eines Bruch⸗ 
als unſerer Wähler dem Zentrum das Mandat „zugeſchanzt“ (1) worden fein 
ute (bei der Hauptwahl wurden hier für den Liberalen 1817 Stimmen abge⸗ 
eben und für den Sozialdemokraten 1090, bei der Nachwahl für den Liberalen 
355, alſo mehr als vorher für beide zuſammen), jo ſtünden dieſem einen Wahl⸗ 
eis mehrere andere gegenüber, wo die liberalen Wähler beim Eintreten 
lie den ſozialdemokratiſchen Vertragskandidaten noch ganz anders verſagt haben. 
n Colmar⸗Weſt⸗Münſter, wo nach der Feſtſtellung von Peirotes „mindeſtens 
9⁰ Arbeiterſtimmen auf den Kandidaten der Klerikalen übergegangen“ ſein ſollen, 
urde der von der Sozialdemokratie abkommengemäß unterſtützte bürgerliche 
hemokrat, ein Großinduſtrieller, gewählt. Dagegen wurde beiſpielsweiſe in Habs⸗ 
eim-Landſer der e ine Vertragskandidat von den liberalen 1 


m 


ae 


we 1 in Gebweiler für den en Kandidaten 
ar keinen Finger rührte! 


erechtigt zu ſein. Mögen die Leſer darüber urteilen! Von einer eingehenden Er⸗ 
rterung des polemiſchen Teiles der Replik in Nr. 8 ſehe ich in dieſem Augenblick 
1 an * Stelle im Einverſtändnis mit der Redaktion der „Neuen Zeit“ ab. 


! Utcrariſche kundlſchau. 


I: bert Grimm, Demokratie und Sozialismus. Ein Wort zur Kriſe in der 
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der Schweiz einen beſonders ungünſtigen Boden für die Entwicklung einer klaſſe 
bewußten Arbeiterbewegung bietet. Nicht nur das Vorherrſchen der Landwirtſche 
über die Induſtrie und des Handwerks innerhalb dieſer letzteren hemmen den Sen 
lismus, ſondern es kommen noch die beſonderen Verhältniſſe der Schweiz hinzu, hi 
gerade die induſtriellen, beſonders die großinduſtriellen Arbeiter zum großen X 
Ausländer ſind, die in der Schweiz keine politiſchen Rechte genießen, währen 
der anderen Seite die eingeſeſſenen Arbeiter ſich vielfach von der Landwirtſchg 
noch nicht ganz getrennt haben, neben ihrer Lohnarbeit auch noch einen Fetzen 
ihr eigen nennen. Dazu kommt dann noch die gerade durch die demokratiſche Ve 
faſſung nahegelegte Verſuchung, „praktiſchen Erfolgen“ nachzujagen, das heißt, w 
Grimm ſehr glücklich definiert (S. 25), die Bedürfniſſe derjenigen Schichten zu b 
friedigen, die man für ſich zu gewinnen hofft. Da aber die Lebensintereſſen d 
Proletariats mit denen aller anderen Klaſſen in Widerſpruch ſtehen, drängt 
Streben nach praktiſchen Erfolgen ſtets dahin, kleinbürgerliche Politik zu ma 
gegen welche die Widerſtände ungleich geringer find als gegen proletariſche. € 
kommt es, daß der „Grütliverein“, der urſprünglich faſt ganz vom Kleinbürge 
beherrſcht war, dann ſich theoretiſch zur Sozialdemokratie bekannte, nun einen 
fall in die Form einer „nationalen Arbeiterpartei“ erlebte. Im „Grütliverein⸗ 
größtenteils aus Schweizern Staatsbürgern beſteht, und der Ausländer nur 
Mitglieder zweiten Ranges aufnimmt, tritt eine nationaliſtiſche Strömung i 
mehr hervor, die ſich gegen die Ausländer auch in der Partei und gegen die vo 
ihnen vertretene radikalere Richtung wendet. 0 
Grimm, der ſelbſt natürlich durchaus nicht gegen den Kampf für Sozialrefo 
iſt, zeigt, wohin die opportuniſtiſche, von kleinbürgerlichem Geiſt beherrſchte P 
führt. Die kleine Schrift iſt daher nicht nur denen zu empfehlen, die ſich für ö 
Parteibewegung in der Schweiz, ſondern auch allen denen, die ſich für die Frag 
der Beziehungen zwiſchen Demokratie und Sozialismus überhaupt intereſſiere 
G. Eckf 


Zkłitſchriftenſchau. 


In der „Critica Sociale“ vom 1. November behandelt ein Redaktionsa 
die „Ergebniſſe des Kongreſſes von Modena“. Der Artikel lehnt zunächſt die 
ſchuldigung ab, daß in Modena aus opportuniſtiſchen Gründen an der Reſolu 
der Mehrheit Abänderungen und Zuſätze vorgenommen worden ſeien, und da 
Linksreformiſten nur aus demagogiſchen Gründen zum Antiminiſterialism | 
übergegangen ſeien. 1 

Auf den erſten Blick ſchien es, als ob ſich in Modena die Zahl der Frakti 
innerhalb der Partei noch vermehrt hätte. Während man früher nur eine 
und eine Linke kannte, erſchienen diesmal die Reformiſten ſelbſt in drei La 
ſpalten, und außer ihnen fanden ſich noch die Integraliſten und die Revolut 
In Wirklichkeit iſt aber nach des Autors Meinung die Partei nie ſo nahe 
völligen Einheitlichkeit geweſen wie gerade jetzt. „Nur zwei Tendenzen traten 
Diskuſſion und in der Abſtimmung zutage; zwei Parteien in ihren Anſätzen 
Grundlinien: die ſozialiſtiſche Partei als Partei der Arbeiter und Klaſſenpa 
Partei der politiſchen, ökonomiſchen und ſozialen Umgeſtaltung, und auf der andere 
Seite eine bürgerlich⸗radikale Partei als Ausläufer, Ergänzung und vielleicht 
als Zentrum neuer Lebenskraft des ſchlafenden und halb ſchwindſüchtigen bü 
lich⸗demokratiſchen Radikalismus.“ a 

Nachdem Turati mit dieſen Worten das Tiſchtuch zwiſchen ſich und den 
latianern zerſchnitten hat, wendet er ſich den Revolutionären zu und konſt 
daß dieſe ſich weſentlich verändert haben. Ein Artikel Lerdas in der „Soffitta 
ihm als Beweis dafür, daß die Revolutionäre heute mit jedem Dogmatismus, er 
Maßloſigkeit und mit der Verherrlichung der Gewalt gebrochen haben. Was nun⸗ 
mehr den Unterſchied zwiſchen ihnen und den Linksreformiſten bildet, das een 
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Fragen des Mehr oder Weniger. Entſcheidende prinzipielle Unterſchiede be⸗ 
den nicht mehr. 

Der Autor beſtreitet dann, daß die Linksreformiſten ſich auf das revolutionäre 
jet begeben hätten. Vielmehr find es die Revolutionäre, die nach des Autors 
nung ihre Anſicht wechſelten. Schließlich ſtellt der Artikel in Abrede, daß in 
in Modena ſiegreichen Linksreformiſten nur der von Turati verlachte In⸗ 
alismus Morgaris wieder auferſtehe. Morgari hätte die verſchiedenen entgegen⸗ 
henden Tendenzen vereinigen und verſöhnen wollen, während die jetzt ſiegreiche 
ktion gerade durch Abſtoßung der äußerſten Rechten und der äußerſten Linken 
Sieg davongetragen hätte. 

Merkwürdig iſt, daß der Artikel ausdrücklich darauf verzichtet, die Links⸗ 
rm ten als Vertreter der Kongreßmehrheit anzuſehen. Er will nur die 
men, die für die Tagesordnung Modigliani abgegeben wurden, mit denen 
agesordnung Treves⸗Turati vereinigt ſehen. „Die anderen, die uns bei einer 
wahl hätten zufallen können, geben wir gerne preis.“ Das bedeutet, in 
em ausgedrückt, daß die Linksreformiſten ſich begnügen, 9564 Stimmen zu 
m gegen 8594 der Revolutionäre, 1986 der Biſſolatianer und 1073 der In⸗ 
aliſten. Einzigartig wie der Artikel iſt auch dieſe Auffaſſung: ohne die Stimmen 
Biſſolatianer hätten die Linksreformiſten nicht geſiegt, und ſie können un⸗ 
lich von dieſer Tatſache abſehen, nachträglich die Splendiden ſpielen und die 
er preisgeben. 

Seit dem 19. November erſcheint in Rom unter dem Namen „Azione Socialista“ 
Bochenblatt der Fraktion Biſſolati, das wir, wie die revolutionäre „Soffitta*, 
infere Zeitſchriftenſchau einbegreifen werden, obwohl es ſich nicht um eine 
5 handelt. 


Aus der erſten Nummer heben wir einen Artikel Biſſolatis hervor, der unter 
Titel „Exkommuniziert?“ die Stellung der äußerſten Rechten in der 
(ei behandelt. Biſſolati weiſt darauf hin, daß der Reformismus in der italie⸗ 
5 Partei vom Jahre 1908 datiert, alfo von der Zeit, in der das Koali⸗ 
= und Verſammlungsrecht dem Proletariat geſichert wurde. Erſt dadurch er= 
n die Eroberung von Reformen möglich. Trotzdem konnte die Partei des Prole— 
15 ſich nur dadurch zur Geltung bringen, daß ſie ſich je nach der Opportunität 
ren Parteien anſchloß. „Jener Klaſſenkampf, den das Proletariat allein gegen 
15 ipfenn mußte, ſolange es galt, ſich das Recht auf freie Entfaltung im po⸗ 
m Leben zu erobern, wird jetzt durch Transaktionen und Bündniſſe fort⸗ 
12 denn das Zuſammenarbeiten der Klaſſen ſetzt voraus, daß jede Partei der 
zen Bedingungen ſtellt und beſtrebt iſt, ſelbſt möglichſt gut dabei zu fahren. 
21 verändert die Form, ohne das Weſen zu verändern: jede Partei, auch 
(ozialiſtiſche, erzielt durch ihn fo viel Erfolge, als ihren Kräften und ihrer Ge— 
theit entſpricht. Wer leugnet, daß dies Reformismus ſei, muß mit den Re⸗ 
ionären gehen.“ Der Artikel fährt dann fort, daß die Biſſolatianer keine 
re Schuld hätten als die, dem Reformismus treu geblieben zu ſein. Turati 
zen ließe ihn fallen, indem er in feiner Reſolution erklärt, daß für den Re⸗ 
Aismus die Transaktion und die Zuſammenarbeit der Klaſſen nur etwas Zu⸗ 
zes und Außerordentliches ſeien. „Nein: ſolange die Sozialiſten nicht die Mehr⸗ 
Zim Lande find, werden die Transaktionen und die Zuſammenarbeit der Klaſſen 
i etwas Zufälliges, ſondern das Weſen ſelbſt der reformiſtiſchen Methode ſein. 
der Transaktion und der Zuſammenarbeit wird dieſe Methode ſich normaler- 
ee gegen den bürgerlichen Charakter der herrſchenden Inſtitutionen wenden.“ 
Über die „Stellung des Reformismus gegenüber der Auswanderung“ ſchreibt 
eſſe G. M. Serrati in der „Soffitta* vom 1. Oktober. Der Autor, der Sekretär 
talienifchen Partei in der Schweiz iſt, legt zunächſt dar, wie ſehr die Aus⸗ 
erungspolitit der italieniſchen Bourgeoiſie die ſozialiſtiſche Auffaſſung be⸗ 
A, daß ſich das Bürgertum den ſozialen Problemen des Proletariats nur zu⸗ 
end, um ſeine eigene Machtſtellung zu ſtützen. So hätte man angefangen, ſich 
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um die Saiſonauswanderung nach Mitteleuropa zu kümmern, nachdem d 
niſchen Auswanderer im Ausland den Konſuln eine Unmenge von S 
machten und im Inland als ſozialiſtiſche Agitatoren und ſozialiſtiſche W̃ 
ſorgnis erregten. Erſt dann erſchienen der Biſchof Bonomelli und die S 
ihrem Auswandererſchutz auf der Bildfläche, erſt dann fand der Staat Ge 
die Schutzeinrichtungen dieſer Herren, die natürlich konfeſſionellen ua 
zu unterſtützen. 
Dieſe Entwicklung hat aber die Reformiſten keineswegs belehrt, daß 
fängliche Taktik, die Auswanderer im Sinne des Klaſſenkampfes zu organ 
die einzig richtige ſei. Vielmehr haben ſie, ſobald klerikale Organiſatio 
waren, mit ihnen gemeinſam gearbeitet, was zum Beiſpiel für die reforı 
„Umanitaria“ fo weit ging, daß fie den Kampf der italieniſchen Sozialiſte⸗ 
der Schweiz gegen die Anſtalten des Biſchofs Bonomelli indirekt desavouiert 
Dieſe Haltung der Reformiſten hat geradezu die Folge gehabt, die Auswand 0 
der Organiſation zu entfremden. Obwohl die „Umanitaria“ in Bern, Bi 
St. Gallen, Winterthur Auswandererſekretariate unterſtützt, find die italien ir 
Organiſationen im Rückgang. Die Arbeiter werden eben dadurch abgeftoken ö 
ſie die Reformiſten gemeinſam mit den Klerikalen vorgehen ſehen. Was die 
formiſten alſo tun, um Kräfte zu ſparen, nämlich mit den Klerikalen gemein 
vorgehen, das führt tatſächlich zu einer gewaltigen Vergeudung der Kräfte. 
Ein typiſcher Beweis dafür, daß die Reformiſten ſich von den 11 7 n 
Schlepptau nehmen laſſen, liegt in der Geſchichte der Mädchenheime. Die! 
nehmer der Schweiz, die viele Mädchen beſchäftigen, bauen dieſe Hei 
bringen die in Oberitalien angeworbenen Arbeitskräfte dort unter. Die 
werden von Nonnen geleitet und ſind natürlich ein vorzügliches Mittel, die 
ganz von den Unternehmern abhängig zu machen. Trotz dieſer unleugbar 
ſache hat ſich Genoſſe Cabrini auf dem letzten „Kongreß der Italiener i 
land“ bis zu einer Billigung dieſer Mädchenheime bringen lafjen, alſo 3 
Stellungnahme, die abſolut den Intereſſen des kämpfenden Proletariats 
ſpricht. Die Reformiſten ſcheuen ſich eben, die Bourgeoiſie, ſoweit ſie 
Willens“ iſt, vor den Kopf zu ſtoßen. Daß hinter dem guten Willen das 
intereſſe ſteht, laſſen ſie nicht gelten. g 5 
Durch dieſes Verlaſſen des Klaſſenftandpunktes von ſeiten der Refork m 
die in der „Umanitaria“ ein bedeutendes Machtmittel in der Hand haben, 
möglich, daß auf dem letzten Kongreß der Italiener im Ausland die Prieſtet 
Inftitution Bonomelli gemeinſam mit den Sozialiſten ſtimmten. Die gange 
Beſchluß erhobene Reſolution iſt nach Serrati darauf berechnet, den Auswande 
Sand in die Augen zu ſtreuen. Für die Mädchenheime wird gefordert, daß 
nach Kräften von den Unternehmern unabhängig machen ſollen, was nat 
Ding der Unmöglichkeit iſt. Weiter ſollen die Unternehmer die Tarife 
die bekanntlich in der hier allein in Betracht kommenden Textilinduſtrie 
exiſtieren. Kein Wort von der Knebelung der freien Arbeiterinnen durch 
den Heimen der Unternehmer internierten. Jedes Kriterium des Klaſſen 
fehlt. Die Reformiſten ſtreben nur noch danach, möglichſt viel Berührung 
mit den bürgerlichen und klerikalen Philanthropen zu finden, und reden 
ein, dieſe zu ſich hinübergezogen zu haben. \ 
Wie wenig übrigens dieje reformiſtiſche Politik dazu ei hat, di 
liſtiſchen Auswanderer dem Reformismus zu gewinnen, das hat die Ab 
in Modena gezeigt: alle . Sektionen des Auslandes haben für! 
. Lerda geſtinmm. O d a O 


1 Die „Umanitaria“ ift eine philanthropiſche Stiftung, die ein Herr Loria 
land durch eine letztwillige Stiftung von 20 Millionen gegründet hat, und deren? 
kung, die von Mailänder Arbeitern gewählt wird, in den Händen der Reiben 
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parteien und Wahlen. 
14 Berlin, 9. Dezember 1911. 
| er Reichstag der Blöcke hat ausgeatmet, des Hottentotten⸗ wie des 


als geſehen hat und hoffentlich auch niemals wiederſehen wird. 

5 8 liegt jetzt abermals in der Hand der Wähler, ob ſie ſich zum ſo und 
Iten Male nasführen laſſen oder ſich endlich klar darüber werden 
5 daß ihnen niemand helfen kann als ſie ſelbſt. Gründlich genug haben 
iden Blöcke ihnen dieſe Lektion eingepaukt, der Hottentottenblock 
weniger als der Schnapsblock, und wer jetzt noch nicht belehrt iſt, der 
wie zu fürchten ſteht, in alle Ewigkeit unbelehrbar bleiben. 

e landesübliche Schwindel, mit dem geſinnungstüchtige Wahlen in 
land gemacht zu werden pflegen, fehlt diesmal, obgleich nicht ver⸗ 
werden darf, daß der Abſchluß des Marokkohandels, trotz aller Sünden, 
men die Bethmann und Kiderlen in dieſer Affäre ſich beladen haben, 
sine kleine Wahlchance eröffnet. Sie verdanken dieſen Erfolg nicht 
ondern der engliſchen Diplomatie, von der ſich inzwiſchen heraus⸗ 
hat, daß ſie ebenſo mit Waſſer gekocht hat wie die deutſche und nicht 
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ere Schuld als dieſe daran trägt, daß im vergangenen Sommer ein 


rieg nur mit knapper Not vermieden worden iſt. Für die logiſch 


Willkür einiger mittelmäßigen Perſonnagen ſtellt, der Kehraus ge⸗ 
werden muß. Aber logiſch zu denken, iſt eben nicht die Sache des 
8, und der nationale Tamtam über die „würdevolle“ Haltung des 
kanzlers gegenüber den „engliihen Anmaßungen“ kann vielleicht 


und Heydebrand ſich, wie es von jedem klar blickenden Politiker 
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apsblocks, zweier Gebilde, derengleichen die deutſche Geſchichte noch 
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vorausgeſehen werden mußte, in den vollkommenſten Einklang dieſer ich 
Seelen aufgelöſt hat. | 
Alles in allem iſt das aber doch nur ein beiläufiges Item, aus dem 
ein großer Radau nicht machen läßt, und die Geſichter, die die bürgerlit 
Parteien in ihren Wahlaufrufen ſchneiden, verkünden alles andere e 
als fröhliche Siegeszuverſicht. Das gilt hüben wie drüben, und der 
aufruf der Fortſchrittlichen Volkspartei iſt vielleicht der matteſte von 
Dieſe edle Partei denkt gar nicht daran, die günſtige Gelegenheit 
nützen und ihren ramponierten Ruf ein wenig aufzufriſchen; ſie ble 
der alten Humpelpolitik, wie ſie von dem großen Staatsmann Eu 
Richter geweiht worden iſt; ſie bläſt nicht warm und nicht kalt, u 
Stichwahlunterſtützung weder der Reaktionäre noch der Revolution 
verlieren. Soweit ſie ſich noch den Luxus einer eigenen Meinung 2 
neigt fie freilich mehr auf die reaktionäre als auf die revolutionäre € 
einmal, weil ihr Herz ſie dorthin ſtärker zieht, dann aber auch, weil die d 
keinen Spaß verſtehen, während die Sozialdemokraten, ohne irgenden 
liebe für die ſchönen Augen des Freiſinns, ihn immer noch als Kanone 
gegen die Reaktion für gut genug halten. Es wäre unglaublich, w 
nicht wahr wäre, daß die offizielle Leitung der Fortſchrittlichen Volks 
dieſer Tage ein freiſinniges Blatt rüffelte, das mit einer gewiſſen & 
lichkeit die für ſeine Partei einzig vernünftige Wahlparole verficht: 
gegen rechts! Aus Angſt um die Mandate des Herrn Mugdan und 
ähnlicher Größen, die nur durch konſervative Stichwahlhilfe zu rette 
behandelt dieſe würdige Partei ihre Fahne als ein Taſchentuch, womit 
ſich je nach dem dringlicheren Gebrauch bald den rechten, bald den 
Naſenflügel putzt, was Ludwig Bamberger ſchon vor einigen Jahrz 
für die größte aller politiſchen Dummheiten erklärt hat. 
Von Leuten, denen nicht nur die kleinen Vögel des preußiſchen O i 
ſtaats, ſondern auch die großen Blamagen des Hottentottenblocks aus g 
Knopflöchern gucken, mag am Ende nichts Beſſeres zu erwarten gei f 
ſein; jedenfalls aber würde die ſozialdemokratiſche Partei ſogar auß 
großen Vögel des preußiſchen Ordensſtaats gerechten Anſpruch e 
dürfen, wenn ſie ſich mit ſolcher Geſellſchaft in einen Großblock ei 
wollte. Worauf allein noch gehofft werden darf, das iſt die verſt 
Einſicht der freiſinnigen Wähler, die ſich ſchon bei mehr als einer Na 
offenbart hat, dem Berliner Klüngel von ſogenannten „Führern“ 
Trotz. Es mag ja ein hoher Genuß ſein — über den Geſchmack iſt ſe chl 
nicht zu ſtreiten —, Herrn Mugdan im Reichstag ſchwatzen zu höre 
einen ſo verdienten Patrioten auf der Treppe der Orden und Tit 


willen nochmals auf fünf Jahre der Hungerpeitſche des 15 5 
Blocks auszuliefern, iſt am Ende doch eine allzu arge Sum 
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trumskrug iſt ſo lange zu Waſſer gegangen, daß man nachgerade zweifeln 
hte, ob er je zerbrechen würde. Aber auch hier fehlt es nicht an erfreu⸗ 
m Anzeichen dafür, daß die Fundamente des vielberühmten „Turms“ 
panken beginnen. Den Arbeitern, die heute noch dem Zentrum hold und 
ärtig ſind, wird es nachgerade zu viel des Lugs und Trugs; auch an 
m bewährt ſich der Hunger, wenn nicht als der beſte Koch, jo doch als 
weiſeſte Ratgeber. Dazu ſind die Zeiten längſt vorüber, wo das Zentrum 
igſtens in gewiſſen wichtigen Fragen als das „kleinere übel“ gegenüber 
eren bürgerlichen Parteien gelten konnte; die Spahn und Konſorten ſind 
u eng verſippt mit den Heydebrand und Konſorten und pfeifen wie 
ziel zu ſehr auf dem letzten Loch, als daß man ſich von ihnen nicht jedes 
Honären Gewaltſtreichs gewärtigen müßte. 

Die konſervativen Land- und die nationalliberalen Schlotjunker haben 
e betörten Maſſen mehr hinter ſich, die einen namhaften Zuzug zur 
aldemokratiſchen Phalanx ſtellen könnten; ſie herrſchen nur durch den 
rorismus, den ſie bei dieſen Wahlen rückſichtsloſer handhaben werden 
je. Aber ſie dürften auf einen Widerſtand ſtoßen, wie ſie ihn auch noch 
keiner früheren Wahl erfahren haben, und da werden ihnen auch die 
hen Pinſelſtriche, mit denen fie das rote Geſpenſt an die Wand zu malen 
en, nicht viel helfen. Wir ſchreiben nicht mehr 1887, geſchweige denn 
3; nicht mehr zieht der Schreckensruf: Gefährdet iſt das Palladium des 
n Staats, das Eigentum; nun heißt es: Heut helfen euch nicht die 
Ageſpinſte Der abgelebten Redekünſte: Im hungrigen Magen Eingang 
en Nur Suppenlogik mit Knödelgründen. 

Eine ſichere Bürgſchaft dafür, daß nicht Laſten über Laſten auf ihren 
en getürmt werden, bietet den Wählern einzig und allein die ſozial⸗ 
okratiſche Partei, und fie darf dem 12. Januar des kommenden Jahres 
eine Zuverſicht entgegengehen, von der im Lexikon keiner bürgerlichen 
tei etwas geſchrieben ſteht. Das entbindet ſie nicht von der Pflicht, das 
lworbereitete Feld mit äußerſter Anſtrengung zu pflügen, aber es ent- 
jet fie von der Notwendigkeit, ängſtlich ſchielende Seitenblicke in das 
herliche Gewimmel zu werfen. Gewiß iſt auch ihr nächſtes Ziel der Sturz 
Schnapsblocks, der, wenn er noch einmal fünf Jahre wirtſchaften dürfte, 
Maſſen das letzte Mark aus den Knochen ſaugen würde, aber es wäre 
chlechteſte Weg zu dieſem Ziele, wenn die Arbeiter ſich in die Obhut 
äberalen Schafe begeben wollten, um die hungrigen Wölfe abzuwehren. 
freiſinnige Jammer über die „falſchen Stichwahlen“, der jetzt ſchon wieder 
rechend ertönt, iſt keinen Schuß Pulver wert; die Forderung, daß die 
iter durch die Hauptwahlen eine Handvoll liberaler Invaliden ins Vorder— 
en ſchicken ſollen, ſchlägt allen Regeln der politiſchen Kriegskunſt ins Ge⸗ 
So dumm waren ſelbſt die feudalen Junker des Mittelalters nicht, daß 
e jre Hörigen in Ritterpanzer ſteckten, ohne daran zu denken, daß die 
en Helden ſofort Reißaus nehmen oder gar zum Feinde überlaufen würden. 
de Sozialdemokratie ſchlägt ihre Schlacht für ſich; das bleibt fo, wie 
’nmer geweſen iſt. Und auch dabei wird es bleiben, daß fie bei den 
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Stichwahlen dem kleineren Übel des Freiſinns hilft gegen das größ 
der junkerlichen Reaktion. „Falſche Stichwahlen“ haben bisher nur 
ralen gemacht, indem ſie — mit ſeltenen Ausnahmen — bei den Sti 
den Junkern halfen gegen die Sozialdemokraten. Es hängt alſo gan 
von ihnen ab, „richtige Stichwahlen“ zu machen, indem ſie die ſozi 
kratiſchen Kandidaten gegen die junkerlichen Kandidaten herauspauk 
ſie das, ſo iſt der ſchwarzblaue Block unter allen Umſtänden geliefe 
Aber in den Hauptwahlen einigen Dutzend Mugdans zum Siege z 
und dann in aller Gemütsruhe zuzuſehen, wie der Freiſinn nach ge 
Methode in den Stichwahlen einige Dutzend Heydebrands gegen einige D 
Bebels in den Reichstag ſchickt — dieſe Torheit ſollten ſelbſt hochwohlge 
Ritter vom roten Adler vierter Güte der Sozialdemokratie nicht zutrar 


Die große chineſiſche Revolution. 
5 Von Michel Pawlowitſch. 5 


I. Das tatariſche Joch. 


1. Der nationale und antidyhnaſtiſche Charakter der revolutionäre a 

| Bewegung in China. 
Noch vor etwa anderthalb Jahren las man aus der Feder de 
kannten franzöſiſchen Schriftſtellers Jean Rodes, der im Auftrag der 
graphiſchen Geſellſchaft Frankreichs und als Korreſpondent des „Te 
die Küſten⸗ und Zentralgebiete Chinas nach allen Richtungen hin 
hatte, daß mit Ausnahme des kleinen Häufleins von „Junachineſeſ 
ganze übrige Maſſe der 400 Millionen⸗Bevölkerung des Reiches der 9 
für politiſche Dinge nicht das geringſte Intereſſe hätte und in diese 
ziehung die größte Gleichgültigkeit und Apathie an den Tag lege, 
Bekräftigung dieſer feiner Anſicht tiſchte Jean Rodes die ſchon rei 
geſtandene, von dem Miſſionsprieſter Huc herſtammende Anekdote 
die in das Jahr 1850 fällt, in den Augenblick des Hinſcheidens des K 
Süan⸗Aſung. Wie Huc erzählt, erreichte ihn die Nachricht von dem 2 To 
Bogdo Chan (des Kaiſers) in ſeinem Gaſthaus, wo er in Geſellſchaft mel 
chineſiſcher Kaufleute beim Tee ſaß. Er begann das Geſchehnis 
mentieren und erging ſich in verſchiedenen Hypotheſen über die Di 
ſich in Verbindung mit der Thronbeſteigung des neuen Kaiſers e 
könnten. Die Chineſen fuhren fort, ihren Tee zu trinken, ohne ai 
die geringſte Bemerkung einfließen zu laſſen. Der geſprächige \ 
ſuchte trotzdem mit allen Mitteln, weiter feine Gäſte zu einer po 
Diskuſſion herauszufordern. Endlich erhob ſich einer von den Chine 
ſeinem Platze und legte Huc freundſchaftlich die Hand auf die 
„Wozu regſt du dein Herz auf und ermüdeſt deinen Geiſt? 
etwas ſagen: Staatsgeſchäfte gehen nur die Mandarine an, da 
ſie bezahlt. So mögen ſie ihr Geld auch wirklich verdienen. We 
wir uns um Dinge bekümmern, mit denen wir nichts zu tun 
wären Toren, wenn wir uns mit Politik befaßten, wofür uns 
einen Heller gibt.“ Und die übrigen Chineſen pflichteten ihm 
bei: „Das war wirklich weiſe geſprochen.“ Lieſt man nun d 
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99 
reſpondenten des „Temps“, die aus den Jahren 1909 und 1910 datieren, 
önnte man den Eindruck gewinnen, als ob die chineſiſche Bourgeoiſie 
heute und erſt recht die übrige Maſſe der Bevölkerung jenen chineſiſchen 
leuten vom Jahre 1850 in politiſcher Entwicklung um nichts voraus 
en und ſich nach wie vor durch denſelben Gleichmut in politiſchen Dingen 
zeichneten. 
Im die nämliche Zeit etwa, als Jean Rodes' Artikel über China im 
ps“ erſchienen, befand ich mich in London, wo ich die perſiſchen Dele- 
n Dr. Abdul Mirza und Kaufmann Raim⸗Zade auf ihren Wande⸗ 
durch die Redaktionen der diverſen großen engliſchen Blätter be⸗ 
E. Der Zweck dieſer Reiſe war, die öffentliche Meinung Englands 
den wahren Sinn der Bachtiarenbewegung aufzuklären, die einige 
jeiinnte Preßorgane als eine wahre Hunnengefahr darzuſtellen ſuchten, 
jet, die Früchte der ziviliſatoriſchen Tätigkeit der europäiſchen Staaten 
erſien für immer zu vernichten. Ganz zufällig erfuhren die in London 
haften chineſiſchen Revolutionäre von der Anweſenheit der perſiſchen 
gation und wurden von dem Wunſche erfaßt, ihre aſiatiſchen Brüder 
en zu lernen; dieſe hatten aber London bereits verlaſſen, als die 
ſeſen, ich weiß nicht mehr auf welche Weiſe, mich ausfindig machten. 
erzählte ihnen, ſo gut ich es verſtand, von den perſiſchen Dingen, und 
| vir dann zu China übergingen, ſprach ich ihnen von der Charakteriſtik 
chineſiſchen Bourgeoiſie, wie fie der „Temps“ und mit ihm andere Or- 
N der europäiſchen Preſſe brachten. „Welch ein Unſinn!“ rief einer von 
Chineſen aus. „Unſere Kaufleute ſind nicht ſo naiv, um dem erſtbeſten 
5 ier ihr Herz auszuſchütten, noch dazu, wenn er ohne Empfehlung 
gend einer revolutionären Partei kommt oder gar als Korrejpon- 
einer konſervativen Zeitung eines ſolchen Landes wie das heutige 
reich, das gleich eurem Rußland der ſchlimmſte Feind eines freien 
ig iſt. Unſere revolutionäre Bewegung konzentriert ſich hauptſächlich 
wen des Reiches, das Gros unſerer revolutionären Armeen befindet 
an nächſten der Grenzen des franzöſiſchen China, und es iſt daher 
leicht zu jagen, von welcher Seite her größere Gefahr droht, von dem 
Einen Rußland oder dem republikaniſchen Frankreich. ee 


1 Die Arbeiterklaſſe in den großen Städten iſt zu Vereinen und 
alen organiſiert und bildet den Kern Healer Armee. In den 


. a b : 
- fie bis zum geeigneten Moment zurückzuhalten, damit nicht die Eneſſ 
der Volksentrüſtung in einzelnen fruchtloſen Aufſtänden verpuffe. 
Schlüſſel der Situation liegt in der Armee. Jedenfalls ſind viele 
menter gänzlich auf unſerer Seite, und in den übrigen hat ein groß 
der Offiziere geſchworen, für die Revolution und die Unabhängigk 
Landes ihr Leben zu laſſen. Wir ſteigern unſere Propaganda unt 
Soldaten, und ſie werden mit uns ſein. Jedenfalls darf ich Ihnen 
verſichern, auch wir werden bald der Welt zeigen, daß wir nicht w 
gelten als die Bachtiaren, und wir werden bald auf Peking marf 
Beim Aufſtehen und beim Schlafengehen denken wir nur daran, 
dieſe Stunde ſchlagen wird, auf die wir uns vorbereiten, mögen 
China ſelbſt jein oder in Europa oder in Amerika.“ u 

Unter dem Einfluß gerade dieſes Geſprächs und weiterer Bela 
ſchaften mit chineſiſchen Revolutionären wie auch auf Grund ſelbſtändi 
Studiums der Frage kam ich bald zu dem Schluſſe der mene ch 
eines nahen und gewaltigen revolutionären Ausbruchs in China. Dil 
meinen Standpunkt ſetzte ich in meinem Artikel auseinander, der in 0 5 
der „Neuen Zeit“ (21. April 1911) erſchien. Darin ſagte ich unter ande 
folgendes: 


. Wenn alles, was bisher in der europäiſchen Preſſe über die fie 

faſt revolutfonäre Tätigkeit der chineſiſchen Regierung auf dem Gebiet d 
waltungsreformen und der militäriſchen Reorganiſation geſchrieben wor 
zum großen Teil als ein Produkt der durch die gelbe Gefahr aufgeregten 
taſie zu betrachten iſt, ſo muß im Gegenteil allem dem, was über das Wachs 
der revolutionären Bewegung in China, über das Erwachen der Volfsmaſſen 
zählt und geſchrieben wird, ein ganz anderer Wert beigelegt werden. Eben 
dieſem Gebiet unterſchätzt ein großer Teil der europäiſchen Preſſe die Tiefe 
die Wichtigkeit jenes großen geiſtigen Umſchwunges, den das Land der 40 
lionen erlebt; dieſelbe Kurzſichtigkeit hat dieſer Teil der Preſſe auch bei 
urteilung der perſiſchen und der jungtürkiſchen Bewegungen, wenigſtens 
Beſetzung Teherans durch die Bachtiaren und bis zur Abſetzung Abdul 
gezeigt. 
Jetzt wächſt die revolutionäre Bewegung in China immer mehr. Die 
ſammenſtöße zwiſchen der revolutionären Armee und der kaiſerlichen Armee} 
nicht auf. An vielen Stellen, ſo zum Beiſpiel in den Indochina benachbarte 
vinzen, haben die Revolutionäre tatſächlich ganze Gebiete in ihrer Gew 
find im Beſitz von Feſtungen, die ſie erobert haben. 5 
Jn letzter Zeit kommen aber die chineſiſchen Revolutionäre immer m 
der Überzeugung, daß energiſchere Kampfmethoden notwendig ſind. Alle di 
folge und Siege in den entlegenen Provinzen haben gar keinen Einfluß au 
Gang der Ereigniſſe im Reiche. Deshalb beginnen die Revolutionäre ihre 
Energie gegen das Zentrum des Reiches, gegen Peking, dieſe Feſte der Bu 
fratie, zu richten. Die Ereigniſſe der perſiſchen und der türkiſchen Rey 
die Beſetzung Teherans durch die Bachtiaren, Konſtantinopels durch die T 
von Saloniki, beſtärken viele chineſiſche Enthuſiaſten in dieſen Plänen. 
man nach einigen Erſcheinungen urteilen und einigen 
vaten Mitteilungen glauben darf, kann man in nächſte 
kunft einen entſchloſſenen Schritt ig 1 e 
warten, $ 


Die bürgerliche Preſſe itapas verfolgt mit Sn größten ih: | 
und Angſtgefühl das Erwachen des Orients; weiß fie doch nur zu gut, B 
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neues Aſien das Joch des alten Europa nicht dulden wird. Es iſt be 
t, wie eifrig die konſervative und ſelbſt die liberale Preſſe Europas, 
kein Wort verliert über die Unterdrückung der polniſchen Bauern in 
tſchland, der rutheniſchen in Oſterreich, der Irländer in England, über 
Landraub an den Eingeborenen in Algerien und Tunis, die engliſchen 
ſalttaten in Indien, die Füſilierung von Arbeitern in Europa ſelbſt 
aim. — wie eifrig dieſelbe Preſſe alle Fehlgriffe, Irrtümer, kleinen 
großen Vergehen der jungtürkiſchen Regierung regiſtrierte, gleich als 
die konſtitutionellen Regierungen Europas wirklich an nichts anderes 
m als an das Wohl ihrer Völker — und das alles, um zu beweiſen, 
gs ottomaniſche Reich einer Wiedergeburt nicht mehr fähig ſei. Selbſt 
zialiſtiſche Preſſe, die ihre Informationen aus zweiter Hand erhielt, 
u zu behaupten, daß das neue Regime der Bevölkerung der Türkei 
gebracht hätte. Erſt nach dem an Zynismus alles überbietenden 
all der Türkei durch Italien und den Greueltaten der Italiener in 
holis ging vielen Sozialiſten ein Licht darüber auf, daß ein großer Teil 
bürgerlichen Preſſe alle jene Schauermären über die Barbarei der 
ken nur zu dem Zwecke verbreitet habe, um die öffentliche Meinung 
pas auf die kommenden Vergewaltigungen dieſes Landes vorzubereiten. 
dieſe Weiſe beginnt erſt jetzt in der ſozialiſtiſchen Preſſe ein mehr oder 
er objektives Studium jener Evolution, die ſich in der Türkei ſeit dem 
tze Abdul Hamids vollzogen hat. Unzweifelhaft iſt, daß das jung⸗ 
lſche Regime der Bevölkerung des ottomaniſchen Reiches ſo viel gegeben 
r wie ein konſtitutionelles Regime in ſo kurzer Zeit zu geben überhaupt 
ande iſt — nicht mehr, aber auch nicht weniger. Wir wiſſen ſchon jetzt, 
iel Tauſende von Schulen in den letzten Jahren im türkiſchen Reiche 
inet, wie viele Chauſſeen im Lande neu gebaut wurden, welches die Wir⸗ 
des neuen Regimes war auf die Hebung der Arbeiterbewegung, das 
$ hstum der Gewerkſchaften in der Türkei (wo zu Beginn des Jahres 
I: die Zahl der organiſierten Arbeiter die reſpektable Ziffer von 180 000 
onen erreichte), auf die ununterbrochene Bildung von neuen und 
f ler wieder neuen Gewerkſchaften, jo die der Eiſenbahnarbeiter (Drient- 
, Saloniki⸗Konſtantinopelbahn), der Druckereiarbeiter, der Bäcker, 
0 mer, Trambahnarbeiter, ferner der Arſenalangeſtellten, Tabakarbeiter 
uſw. Wir wiſſen ferner, daß im Verlauf der zahlreichen Ausſtände, die 
von legten Jahren in der Türkei ausgebrochen ſind, die jungtürkiſche Re⸗ 
Hang eine weit mildere Politik verfolgt hat als jene, die bis jetzt in vielen 
Aätutionell regierten Staaten Europas gang und gäbe iſt. 

zs iſt ſicher, daß wenn in China eine konſtitutionelle Regierung Fuß 
U fie vor allem mit der Mißgunſt der europäiſchen konſtitutionellen 
Kerungen zu kämpfen haben wird, die — Frankreich mit einbegriffen — 
h der kleinen portugieſiſchen Republik fo große Feindſeligkeit bezeigt 
m und ſich erſt recht nicht jo leicht mit dem Gedanken werden ausſöhnen 
en, daß das 400 Millionen zählende China ein republikaniſches Re⸗ 
haben ſoll. Man kann im vorhinein ruhig behaupten, daß dieſelben 
vativen und liberalen Organe Europas, die die Verbrechen Abdul 
lis und der alten chineſiſchen Regierung verſchwiegen oder beſchönigten, 
darüber ſchreien werden, daß die chineſiſche Verfaſſung ein Unfinn let, 
N daß, je energiſcher ſich das neue China gegen das Andrängen einiger 
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räuberiſchen internationalen Finanzgeſellſchaften zur Wehr jest, um 
häſſiger und lärmender das Gekläffe vieler liberaler und demo re ti 
Preßorgane Europas gegen die junge chineſiſche Konſtitution losbrecher 
Schon mehr als fünfzehn Jahre, ſeit dem Chineſiſch⸗Japaniſchen K 
1894/95, iſt das Reich der Mitte in ununterbrochener politiſcher G 
begriffen. Einen beſonders kräftigen Anſtoß verliehen der chineſiſchen 
heitsbewegung — wie es auch in der Türkei und in Perſien der Fall u 
der Ruſſiſch⸗Japaniſche Krieg und die ruſſiſche Revolution. Die Tat 
daß das kleine japaniſche Volk das rieſenhafte Rußland, den bis da hir 
meiſten gefürchteten Feind der aſiatiſchen Völker, militäriſch zerſch hn 3 
konnte, machte einen ungewöhnlich ſtarken Eindruck auf die geſamte B 
kerung Chinas. Jede neue Kunde von den japaniſchen Siegen rie 
grenzenloſes Staunen unter den Chineſen hervor. Die winzigen Jar 
ringen die ſtärkſte Militärmacht Europas wie ein Kind zu Boden! A We 
die Erklärung für das Unglaubliche zu ſuchen? Weil die So 
Europa ſelbſt in die Schule gegangen waren und ſich ſeine Inſtitu 
zu eigen gemacht „batten. Mithin liegt das Heil in der Verfaſſung 
dem Parlament. Die chineſiſche Verfaſſungsidee entſtand und wuchs i 
Volksmaſſen Chinas als Folge der blutigen ruſſiſch⸗japaniſchen Schl 
auf den Feldern der chineſiſchen Mandſchurei. Noch größeren Eindri 
der Krieg hinterließ in der chineſiſchen Bevölkerung die ruſſiſche 
lution. Dieſe erfüllte bei weitem nicht die Hoffnungen, die die europ 
Sozialiſten in ſie geſetzt hatten. Dafür aber hatte ſie im Leben en aſi 
Völker eine ähnliche Bedeutung wie einſt die große franzöſiſche Re 
in dem der europäiſchen Völker. 
Die geſamte konſtitutionelle und revolutionäre Bewegung in 6b 
gleich wie es in der Türkei und in Perſien der Fall geweſen, aufs eng 
der nationalen Bewegung verquickt, das heißt mit dem Bef ebe 
beimiſche Land aus den Krallen der europäiſchen Regierungen u 
hinter ihnen ſtehenden internationalen Kapitaliſten zu beſreis N 
tief wurzelnden unverſöhnlichen Haſſe gegen die Dynaſtie der Man 
die das Land ſtückweiſe an den Meiſtbietenden losſchlug und du 
erhörte Repreſſalien, Foltern und Maſſenhinrichtungen die Wiederg 
Reiches und ſeine Errettung aus dem fremdländiſchen Joche zu 
ſuchte. Man macht ſich nur ſchwer eine Vorſtellung davon, mit we 
ringſchätzung und welchem Hochmut die Vertreter der europäiſchen M 
und des europäiſchen Kapitals den Chineſen in China ſelbſt behani delt 4 
bekannt, haben die Ausländer auf Grund der 43 Verträge, dae 
bis heute zwiſchen der Regierung des Bogdo Chan und den e ’ 
Mächten abgeſchloſſen wurden, das Recht, fih an beſtimmten Pur 
Reiches anzuſiedeln und dort Handel und Gewerbe zu treiben, w 
ſehr vielen Orten ſogenannte „Konzeſſionsgebiete“ beſitzen, da 
oder minder ausgedehnte Landſtriche, wo die ganze adminif 
in ihren eigenen Händen ruht. Solche „Gebietskonzeſſionen“ 
in Schanghai, Hankau, Tientſin, Kanton uſw. uſw. Und nun 
Chineſen im Bereich dieſer Konzeſſionsgebiete die ſchönſte Ge 
durch den Augenſchein davon zu überzeugen, welche Folgen 
Reiches und ſein Übergang in die Hände der „weißen Teufel 
In Hankau iſt es den Chineſen verboten, eine Allee zu bett 


SSS . SS ve re - 


hel Pawlowitſch: Die große chineſiſche Revolution. 377. 8 
9 . 


omenade der Europäer in Hankau und ihrer Damen bildet. In Schanghai 
f kein Chineſe ſeinen Fuß in den Stadtgarten ſetzen. Auf Schritt und 
itt findet man in den Konzeſſionsgebieten Tafeln mit der Aufſchrift: 
unden und Chineſen Eintritt verboten.“ Es braucht nicht beſonders er- 
hut zu werden, wie dergleichen Tatſachen, die von der chineſiſchen Preſſe 
häufig berichtet werden, auf die Volksſtimmung wirken müſſen. Nehmen 
dazu die ruſſiſchen Intrigen in der Mongolei, die unverhüllten Beſtre— 
igen der Imperialiſten Rußlands und Japans, die Mandſchurei endgültig 
ſich zu reißen, die aggreſſiven Schritte der Franzoſen an den Grenzen 
dochinas, der Engländer in Birma, der Deutſchen in ihrer Einflußſphäre 
„uſw., dann werden wir es leicht begreifen können, weshalb die Flamme 
Freiheitsbewegung in China keine Minute lang zum Erlöſchen kommt. 
t jedem Tage erſtanden immer neue Geſellſchaften zum Schutze des 
des gegen die fremdländiſche Flut: „Geſellſchaft zur Wahrung des 
ſtiges Chinas“, „Geſellſchaft des einigen unteilbaren China“, „Gejell- 
ft zur Entwicklung nationalen Handels und Gewerbes“, „Geſell— 
ft zum Studium der Eiſenbahnfrage und der Entwicklung des natio⸗ 
len Eiſenbahnbaus in China“, „Geſellſchaft zum Schutze der oberſten 
te Chinas in der Mandſchurei und den europäiſchen Konzeſſions⸗ 
eten“ uſw. uſw. Das erſtaunlich ſchnelle Wachstum dieſer nationalen 
gegung iſt vollkommen begreiflich. Gleich allen in ökonomiſcher und poli⸗ 
er Beziehung zurückgebliebenen Ländern tritt China in die Arena der 
tgeſchichte ſchutz⸗ und wehrlos wie ein Kind. Dieſen waffenloſen Koloß 
le ganz inſtinktiv eine entſetzliche Furcht ergriffen vor dem mit allen 
siten Errungenſchaften des Wiſſens und der Militärtechnik ausge⸗ 
eten räuberiſchen Europa. Und dieſes Gefühl der Hilfloſigkeit erfaßte 
liche Klaſſen der Bevölkerung, drang in die dunkelſten, entlegenſten 
e Reiches der Mitte. Alle Chineſen ohne Ausnahme wurden ge- 


r, daß dort, vom Meere her, eine neue, herriſche, kein Hindernis 
lende Macht gegen fie anrückte. 

= Lied, das wir unten folgen laſſen und das in China viel ge- 
en wird, gibt vortrefflich jene Stimmung der Verzweiflung wieder, 
Hie Seele des chineſiſchen Patrioten beim Anblick der Wüſte erfaßt, in 
Her böſe Wille der Mandſchudynaſtie und der europäiſchen Unterdrücker 
Br verwandelt haben. Das Lied führt den charakteriſtiſchen Titel 
13 Stöhnen des toten Reiches“. Es lautet: 


# ie 

(wind weht aus dem Weſten, ach, welches Leid! 

| Weh! Das Reich der Mitte ift nichts als ein weiter Kirchhof. 

eine ſchwarze Nacht brechen die Tataren auf ihren Roſſen herein. 

oahlreich ſind ſie, daß ſie das ganze Land wie mit einer Staubſchicht bedecken. 
Noch 5 die Sonne kaum aufgegangen, und wir mußten ſchon unſere Kleider 

wechſeln. 

2 bend iſt angebrochen, und man will uns zu Söldlingen der Mandſchu machen! 

chder Komet, der am nördlichen Firmament erſcheint, 

b Wi uns den Einſturz des Himmelsgewölbes. 
l iſt i in Nacht gehüllt! Kein Menſch, um die Bruſt zu erleichtern. 

a ben Berghöhen her dringen Stöhnen und Wimmern des Elends. 

u allen Seiten ſieht man nichts als Knochen in ſchrecklichem N 

chwelches Leid! ... Ja, wir find wahrlich nur ein Reich von Toten!. 
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| II. 
Der Wind weht aus dem Weſten! O, welches Leid! 
Wer hat ſich erhoben, um das Schwert zu ergreifen? „ 
Ach, die weißen Fahnen ſprechen von Knechtſchaft, von Unterjochung des Lande | 
Finſtere Nacht.. Aus Europa brechen Soldaten herein. N . 

Horch nur, im Palaft des Kaiſers 5 4 
Hört man die Schritte des Mannes, der mit offenen Armen 4 
Die Fremdlinge aufnimmt und mit ihnen Bündniſſe eingeht. | 
Schlimmer noch, überall ſchlagen die Fremdlinge mit ihren Konzeſſionen Brejche, | 
Seht ihr, das find die, die unſer Blut ate e und unſern Schmuck vom T 

reißen, 5 
Ihre Führer verbringen die Zeit in Sang und Völlerei.. 7 


Ach, wer wird unſer Leid erfaſſen, wer wird unſern Verzweiflungsſchrei en 
Ach, welches Leid! Wir find nichts als ein Reich von Toten! | 


Ein Gegenſtück zu dieſem Liede, das fo trefflich die Stimmung Yin 
chineſiſcher Patrioten illustriert und die zahlreichen Selbſtmorde unter Ih 
jungen Leuten des Landes erklärlich macht, bildet ein anderes, das g 
ſam den Ausweg aus dem Elend zeigt und zum Kampfe für ein 
Leben aufruft. Dieſes Lied finden wir in der Sammlung der Schullier 
von Kanton, und ſein Titel lautet „Hymne an die Freiheit“. Im gegeben 
Augenblick bildet es gewiſſermaßen die Marſeillaiſe der ſiegreichen re 
lutionären Armeen, nur mit dem Unterſchied, daß ſein Inhalt viel huma t 
und milder ift als der der berühmten franzöſiſchen Matſeillaiſe des Jah 8 
179%: 


iE 
O Freiheit, herrlichſte Gabe des Himmels, 
Im Bunde mit dem Frieden ſchaffſt du auf dieſer Erde 
Zehntauſend neue Wunder. 
Ernſt wie die Vernunft, gewaltig wie ein Rieſe, 
Der mit dem Haupte den Himmel berührt, f = 
Auf deinem Streitwagen aus Wolken, von Winden, anftatt von fer gez 
Komme ſofort zu uns, um unſer Land zu regieren, a 
Von Mitleid bewegt, zur finſteren Hölle unſerer Wee 
Komm und a uns den Strahl der Sonne! 


II. 
O weißes Europa, du biſt wahrlich das verwöhnte Kind des Himmels, 
Brot und Wein, du haſt alles in Hülle und Fülle. 
Ich liebe die Freiheit wie meine teure Gattin, 5 
Wie den Tag meiner Gedanken, wie den Abend meiner Nächte. 
Ich ſehe alles Elend meiner Heimat, 
Aber die unbeſtändige Freiheit entſchlüpft meinen Händen, 
Und ach, meine Brüder ſind Sklaven! 


. e 


II. 
Der Wind iſt ſanft, der Tau ſo glänzend, 
Die Blumen duften ſo ſüß, 
Alle Menſchen werden zu Königen. 
Doch laßt uns nicht vergeſſen, daß das Volk leidet. 
In Peking muß man den Kopf beugen 
Vor dem Wolf, unſerem Kaiſer. 
Weh, die Freiheit iſt tot.. 
Das große Aſien iſt nichts als eine unermeßliche Wüſte. 
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zwanzigſten Jahrhundert ſollen alle danach ſtreben, eine neue Ara zu eröffnen, 
zen alle mutigen Leute einmütig die Reform des Himmels und der Erde verlangen 
des Volkes Stimme zu den Höhen des Knan-Lu dringen. 
oleon, Waſhington, ihr Söhne der Freiheit 
mt, um uns mit eurem Geiſte zu erfüllen, 
⸗Jun, unſer Ahne, führe uns, 
ius der Freiheit, nimm uns unter deine Fittiche! 
In dieſen beiden Liedern, die ſchon ſeit einigen Jahren von den Schülern 
den Studenten der ſüdchineſiſchen Gebiete geſungen werden, kommt 
off der Haß gegen die regierende Dynaſtie zum Ausdruck. In dem erſten 
ehen, gewaltig wie ein Donnerſchlag, drohende Worte an die Dynaſtie — 
rte von jener Art, die die magiſche Kraft beſitzen, die von den Fremd— 
zen geknechteten Volksmaſſen aus ihrem jahrhundertelangen Schlafe 
zurütteln und fie auf den Weg des ſchonungsloſen Kampfes gegen die 
tierung zu drängen: „Horch, hörſt du im kaiſerlichen Palaſt die Schritte 
Mannes, der die Fremdlinge mit offenen Armen aufnimmt?“ In dem 
iten Liede, das von friedfertigerer Stimmung erfüllt iſt, wird der 
ſer doch noch der „Wolf“ genannt. f 
Das raſche Wachstum der republikaniſchen Ideen unter den Millionen 
Chineſen findet ſeine Erklärung in dem Beiſpiel der Vereinigten 
aten, wo Hunderte von chineſiſchen Studenten ihre Bildung ſchöpften, 
wo alljährlich Tauſende von gelben Arbeitern zurückkehren, die ihren 
dsleuten von dem gewaltigen Reichtum und der Macht der transatlan— 
en Republik erzählen; dann in dem Haß gegen die Mandſchus und zu 
cher Zeit in der Unmöglichkeit, ſelbſt bei beſtem Willen unter der chine- 
ſen Ariſtokratie ein Geſchlecht zu finden, das ſeiner Abſtammung, ſeinem 
fluß nach uſw. eine Ausnahmeſtellung unter der Bevölkerung einnähme 
ſich eines beſonderen Preſtiges erfreute. Die Dynaſtie der Ming iſt 
ft verſchwunden, ohne irgend einen Sproß zu hinterlaſſen, und wenn 
einige in der alten Stumpfheit verbliebene Chineſen bis auf den heu— 
0 Tag noch in dem Glauben leben, daß die Dynaſtie der Mandſchus 

der wahrhaft nationalen Dynaſtie der Mings abgelöſt werden wird, 
inden wir andererſeits ſelbſt unter den konſervativſten Elementen, die 
der revolutionären Bewegung angeſchloſſen haben, jo unter den Kauf— 
gen, Mandarinen uſw., nicht wenige, die unter den gegebenen Verhält— 
im die republikaniſche Regierungsform als die für China geeignetſte an— 
la. Und es müßten ſchon irgendwelche Ausnahmebedingungen ein— 
10 ſo zum Beiſpiel ein ſiegreicher Feldzug, deſſen Verlauf der Welt 
un chineſiſchen Bonaparte brächte, um ein Milieu zu ſchaffen, in deſſen 
emen das Erſcheinen eines chineſiſchen Prätendenten auf den Thron 
e Bogdo Chan ſeine Berechtigung hätte. Zurzeit gibt es wohl nicht viele, 
ieſen, die die Frage einer Kaiſerwahl beſonders intereſſierte. Das 
llidſchuregiment hat alle Chineſen nivelliert und ſie einander mehr oder 
der gleich gemacht. Vorläufig wäre im Falle des Sturzes der Mandſchu— 
hiſtie eine Monarchie in China ebenſowenig denkbar wie eine jüdiſche 
Niarchie in Paläſtina, wenn einmal das zioniſtiſche Reich zur Wirklichkeit 
en ſollte. Und ſomit iſt die Formel: Nieder mit der Dynaſtie Tſing, 
3 ben die Ming! gleichbedeutend mit der Formel: Nieder mit der Mon— 
tie, es lebe die Republik! 


1 
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Der republikaniſche Gedanke hat ſeit langem in den ſüdlichen und ei 
zentralen Gebieten des Reiches tiefe Wurzeln geſchlagen. Während in 
die nationale Bewegung unter dem Zeichen der Treue zu der Dynaſti 
den monarchiſchen Ideen ihre Entwicklung nahm, geſtaltete ſich die 
nale Bewegung in China nicht nur zu einem Kampfe wider die geg 
Dynaſtie, ſondern zu einem Kampfe wider jede monarchiſche Idee 
haupt. Bereits vor fünfzehn Jahren hatte Sun⸗Yat⸗Sen in einem G 
mit Sembat die feſte überzeugung ausgeſprochen, daß ein großer T 
chineſiſchen Volkes zur Republik vorbereitet ſei, und er erwies 
Prophet, indem er ankündigte, in China würde die Republik viel e 
Einführung gelangen als in Frankreich die ſozialiſtiſche Geſellſchaft 
nung. Zu jener Zeit mußte eine ſolche Prophezeiung Sembat als Schi 
erſcheinen. Indes im Laufe der letzten Jahre konnte man deutlich } 
nehmen, wie ſelbſt in den zurückgebliebenſten Gebieten die Bevölkerm 
ihren monarchiſchen Gefühlen ſehr ſchwankend wurde und ſich vom 
hauch der republikaniſchen Ideen anſtecken ließ. In dieſer Hinſicht über 
war all das, was unter dem Siegel der Verſchwiegenheit auf allen K 
wegen von der kaiſerlichen Familie erzählt wurde, ſehr wenig danad 
getan, das Preſtige der Dynaſtie zu heben. Die Kaiſerin Tſu⸗Hf 
chineſiſche Meſſalina, die eine beſondere Leibgarde von Quaſi⸗Eun: 
durchweg auserleſenen ſchönen Männern, um ſich ſchuf, die zu ihren O 
immer neue und neue Studenten der Pekinger Univerſität hinzuz 
einmal in den kaiſerlichen Palaſt gekommen, ſpurlos unbekannt woh 
ſchwanden, von den ſeltſamſten, plötzlichſten Todesarten betroffen — 
Kaiſerin lieferte durch ihre ganze zügelloſe Aufführung unerſchö 
Stoff zu den allerwunderlichſten Erzählungen über die am Hofe he 
den Sitten, Erzählungen, die Octave Mirbeau ſehr gut als Vorw 
ſeinem „Irrgarten der Schrecken“ hätten dienen können. Es iſt 
daß die Kaiſerin, die von ſehr kräftiger Körperkonſtitution war, 
letzten Jahren ihrer Regierung von einer Geſichtslähmung betroffen 
und offenbare Zeichen von Geiſtesgeſtörtheit aufzuweiſen begann. 
die Periode der unerhörteſten, erbittertſten Intrigen zwiſchen 
tretern der einzelnen Kamarillagruppen im kaiſerlichen Palaſt. D 
ſchreibt die Kaiſerin heute nach Anhörung eines Mandarinen ir 
Regierungsakte; am nächſten Tage gelingt es einem zweiten Ma 
mit Hilfe beſtochener Eunuchen, zu einer allerhöchſten Audienz z 
zu werden, und die Kaiſerin ruft, nachdem ſie ihn angehört hat, 
alſo werden bei uns die Staatsgeſchäfte geleitet! Es iſt zum Ver 
Welch ein Glück, daß wir das erfahren haben, denn ſonſt wäre das fte 
grunde gegangen!“ Am nächſten Tage wiederholte ſich dann etwas a 
in dieſer Art. Tſu⸗Hſi ſtimmte immer demjenigen bei, der als letzter 
ſprach, und der „getreue Diener“, der ihr die „Augen öffnete“ über 
was vorging“, hatte zu allem das Ja der Kaiſerin. Dieſe halbbloi 
Frau, geſtern noch ſtark und aufrecht wie eine Eiche, mit Adlerbl 
majeſtätiſcher Haltung, und die heute wie eine Ruine auf dem 
mit tief herabhängender Unterlippe, die ringgeſchmückten Hän 
ungewöhnlich langen Fingernägeln weit von ſich geſtreckt, in ko ar 
ſteinbeladene Gewänder gehüllt, dieſe elende, mitleiderregende 
der die höchſten Würdenträger des Reiches dem Ritual gemäß it 
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55 ſo oft das Wort an ſie kam — ſie war in der Tat gleichſam das 


mbol der dahinſterbenden Dynaſtie und der Vergangenheit, die mit ihr 
Grab ſank, um nie wieder zum Leben zurückzukehren. Und dann der 
glückliche Neffe dieſer ausſchweifenden und grauſamen Frau, der 
iſerliche Schatten“ Kuang⸗Sü! Einſt voller glühender Träume von der 
edergeburt des chineſiſchen Reiches, dann nach dem Staatsſtreich vom 
September 1898, mit einigen Backpfeifen traktiert und in einem ab⸗ 
egenen Anbau des kaiſerlichen Palaſtes untergebracht, auf einer kleinen 
ſel, wohin kein Laut von der Außenwelt zu ihm drang, ſymboliſierte er 
ierſeits mit ſeinem ganzen Ausſehen, ſeiner Lebensweiſe und feinen 
ndlungen den Verfall der einſt an Geiſt und Körper ſtarken Dynaſtie. 
ser Sproß kriegeriſcher Tataren, der im Alter von 38 Jahren das Aus— 
m eines in der Entwicklung zurückgebliebenen ſechzehnjährigen Jüng⸗ 


ler Güte und Charakterweichheit dennoch das vollkommene Bild eines 
generierten. Dieſer edle, aber tief unglückliche Jüngling, der fo uner— 
tet im Palaſt von Peking auftauchte, wo die tatariſchen Kaiſer, von der 
kamarilla geknechtet und dem Opiumrauſch vergiftet, ein elendes 
ſimiendaſein führten, leuchtete wie ein Meteor am Firmament des po— 
ſchen Lebens Chinas auf. Als Menſch und Staatsmann, als Herr der 
ſchicke von 400 Millionen Untertanen, lebte er nur hundert Tage, um 
en wie im Märchen auf Geheiß einer böſen Zauberin, der Regentin 
HN, ſich für immer in eine lebloſe Puppe, in ein „ chineſiſches 
inpelmännchen“ zu verwandeln. Die Dynaſtie in der Perſon ihrer Ver— 
her, der halbwahnſinnigen reaktionären Regentin und des liberal ge- 
lten, körperlich und geiſtig degenerierten Kaiſers, mußte jedes moraliſche 
tige einbüßen und ſymboliſierte nur die Zerſetzung des alten Regimes, 
(Sturz der alten Grundlagen, auf denen das unbewegliche China ruhte. 
J entſetzliche Chaos, das dank der Geiſtesgeſtörtheit der Kaiſerin und 
jr Unbeſtändigkeit in der bureaukratiſchen Maſchine Platz griff, fand 
leßlich ſelbſt in den Hofkreiſen Mißbilligung. Am 14. November 
‘8 verſchied der „kaiſerliche Schatten“, und am nächſten Tage folgte 
0 auch die Regentin Tju-Hfi. Aller Wahrſcheinlichkeit nach hatte man 
end ein ſtark wirkendes Gift in eines ihrer Lieblingsgerichte getan. Als 
ige europäiſche Diplomaten, durch dieſes ſonderbare Zuſammentreffen 
tipiert (der Kaiſer ſtarb am Sonnabend, die Regentin am Sonntag), 
i Höflinge um nähere Aufklärungen baten, begegneten fie nur aus— 
hendem Schweigen oder Antworten, wie zum . „Es war eben 
g, daß ſie ſtarb.“ 


N 2. Das foziale weſen des tatariſchen Jochs. 

hei oberflächlichem Blicke auf die Ereigniſſe, die ſich zurzeit im Reiche 
e Mitte abſpielen, könnte es ſcheinen, als ob es ſich vor allem um einen 
tſſenkrieg handle, um einen Krieg zwiſchen den Eroberern, den 
Nadfihuren,. und den Unterjochten, den Chineſen. Von dieſem Geſichts⸗ 
kt aus könnte man, bis zu einem gewiſſen Grade natürlich, die Schlachten 
uchen den Revolutionären unter Anführung chineſiſcher Generale und den 
derlichen unter tatariſcher Führung mit dem Kampfe des alten Rußland 


je Die Mandſchuren bilden einen der Zweige des tatariſchen Volkes. 
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38 hatte, bot bei allen ſeinen guten ſeeliſchen Eigenſchaften, bei aller 
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gegen die Horden Mamais vergleichen. Das China von heute lief h 
wiſſermaßen ſeine Kulikower Schlacht! den tatariſchen Horden und ſchüt g 
das mongoliſche Joch ab, wie es Rußland im fünfzehnten Jahrhundert 
tan hat. Es läßt ſich nicht beſtreiten, daß der Haupttheoretiker der di. 
ſiſchen revolutionären Bewegung, Sun-Yat⸗Sen, durch ſeine zahlreich 
Vorträge in Japan und den Vereinigten Staaten, durch ſeine Broſchü 
und Artikel nicht wenig zur Feſtigung der Anſicht beigetragen hat, won 
die Mandſchuren und die Chineſen als zwei feindliche Lager in demſel 
Staate einander gegenübergeſtellt werden, als zwei Raſſen, zwiſchen den 
eine Ausſöhnung unmöglich iſt. In der Wirklichkeit aber ſtellt die Si, 
millionenbevölkerung der chineſiſchen Mandſchurei nichts Homogenes d 
Und ſchon in den erſten Schlachten zwiſchen den revolutionären Arm 
und den der Dynaſtie treu gebliebenen Truppen gingen viele Mandſchuf 
auf die Seite des Volkes über. Nach den Verſicherungen des revolutionän 
Generals Li-Huan⸗Skin in ſeinem Schreiben an den Admiral Sah, in dy 
er ihn zum übertritt zu den Revolutionären zu überreden ſuchte, trat 
die mandſchuriſchen Frauen und Kinder aus den Hä⸗ 
ſern auf die Straße, um den Aufſtändiſchen Speiſe ud 
Trank zu reichen. u 
Was iſt denn nun im Grunde dieſes „tatariſche Joch“, von dem e 
chineſiſchen Bürger in ihrer „Proklamation an die Regierungen der a) 
ländiſchen Mächte“ ſprechen, in der fie erklären, auf Peking zu marſchien, 
um die Mandſchudynaſtie zu vertreiben, das tatariſche Joch abzuſchütth, 
die Republik zu errichten, die engſten Beziehungen zu den befreunden 
Nationen herzuſtellen, den allgemeinen Frieden zu feſtigen und zum 90 e 
der geſamten Menſchheit beizutragen? 0 
Wie einige Hiſtoriker berichten, wandte ſich im Jahre 1644 ein chie⸗ 
ſiſcher General, der den Oberbefehl im Feldzug gegen die Mandſchuren 
an ſeine Feinde mit dem Vorſchlag, ihm ihre Unterſtützung zu leihen 
einen Betrüger zu beſtrafen, der ſich widerrechtlich zum Kaiſer hatte 
rufen laſſen. Die tatariſchen Reiter langten in Peking an, wurden als 
freier mit Jubel aufgenommen, jagten den Pſeudokaiſer von dannen 
ſetzten ihren eigenen Vertreter auf den Thron. Wie einſt die Waräge 
alten Rußland, waren die Tataren, von Einheimiſchen gerufen, ins Lan 
kommen und begannen dann nach Gutdünken darin zu ſchalten und n 
walten. Sie beließen wohl die chineſiſchen Beamten in ihren Stellung! 
gaben aber auf den oberſten bureaukratiſchen Stufen jedem Beamten ein 
Mandſchuren bei. An die Spitze der geſamten Verwaltung wurde n 
Oberſter Rat geſtellt, der aus zwei Chineſen und zwei Mandſchuren ur 
dem Vorſitz des Kaiſers beſtand. Erhalten blieb der Zenſorenrat, Tin Ti k 
Yang, die Hauptbehörde für Reichskontrolle, deſſen Errichtung noch a 
zweiten Jahrhundert vor Chriſti Geburt datiert, und der ſich jetzt zur 
aus Chineſen und zur Hälfte aus Mandſchuren zuſammenſetzte (in 
56 Mitglieder). Jeder chineſiſche Gouverneur erhielt zur Aufrechter 
der Ordnung in ſeiner Provinz einen tatariſchen Truppenteil unt 
führung eines tatariſchen Generals, in deſſen Händen die eigentli 


8. September 1380. In dieſer Schlacht ſchüttelte der ruſſiſche Gr fest 
Dmitry, wenn auch nur vorübergehend, das Joch der Mongolen ao. 
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alt ruhte. Den Chineſen ſtanden jämtliche Zivilkarrieren offen, der mili⸗ 
riſche Beruf blieb ihnen aber gänzlich verſchloſſen. Im Gegenſatzda⸗ 
waren den Mandſchuren alle Zivilpoſten verwehrt, 
en ſie nicht vorher einen beſtimmten militäriſchen 
ang erreicht hätten. Auf dieſe Weiſe ſollten die Mandſchuren vor 
1205 eine Kriegerkaſte bleiben, befähigt, die 200 Millionen unterworfener 
hineſen im Zaume zu halten. China in ſeiner Eigenſchaft als tatariſcher 
itz ſtellte den Typus von Kolonie dar, wie ihn die kriegeriſchen Nomaden 

ffaßten und ſo gut zu organiſieren verſtanden. 

1 Die kaiſerliche Garde rekrutierte ſich noch bis in die letzten Tage hinein 
Sſchließlich aus Mandſchuren, ebenſo wie die Miliz in den wichtigſten 
ädten des Reiches, die die Aufgabe hatte, die Zentralgewalt im Falle einer 
fahr zu verteidigen. Im Zentrum einer jeden Stadt kann man, wenn 
im die altersgraue erſte Mauer mit ihren Kanonen aus dem fünfzehnten 
3 ſechzehnten Jahrhundert hinter ſich hat, eine zweite Mauer ſehen. Dieſe 
ichließt die mandſchuriſche Zitadelle, die ſich in jedem Augenblick bereit 
9 mußte, ſich gegen die Bürger von der erſten Mauer umſchloſſenen 
adt zur Wehr zu ſetzen. In den Türmen dieſer Zitadelle wohnten die 
imdſchuriſchen Soldaten, die außer dem Kriegshandwerk kein anderes 
hiben durften. 

Im Prinzip gehören alle Mandſchuren zu den „Fahnentruppen“, den 
uppen der acht Fahnen, deren Aufgabe darin beſteht, die Dynaſtie zu 
ützen. Ihnen find jedes Handwerk und der Ackerbau unterſagt; die Re— 
rung iſt verpflichtet, ihnen einen kleinen Sold zu zahlen, für ihre Woh— 

ing und Koſt Sorge zu tragen uſw. Man braucht ſich aber nur zu vergegen- 

. daß die Mandſchuren zurzeit 5 Millionen zählen, daß die Regie⸗ 
ig infolge der elenden Finanzlage des Reiches nur einen ganz ge— 

gen Teil des rückſtändigen Soldes auszahlen konnte, daß den Man— 
duren das Eingehen von Ehen mit den Chineſen unterſagt iſt, daß fie kein 
dziges Handwerk ausüben dürfen, um zu begreifen, daß der überwiegende 
in der mandſchuriſchen Bevölkerung alle Urſache hat, gleich den Chineſen 
t der beſtehenden Ordnung der Dinge unzufrieden zu ſein. Das Dekret 
9 September 1907, das die Schranke zwiſchen den Mandſchuren und 
Chineſen aufhob und den erſtern das Recht einräumte, Ackerbau und 
indel zu treiben, brachte den Mandſchuren keine Erleichterung. Im Gegen— 
% viele Soldaten von den Fahnentruppen, die bis dahin einen gewiſſen 
jan auch ſehr geringen Gehalt hatten, blieben jetzt ganz ohne Exiſtenz— 
tel. Viele unter ihnen begannen in ihrer Verzweiflung und wohl auch 
in Zeichen des Proteſtes zum Selbſtmord zu greifen, andere wieder 
ten laut mit dem Aufſtand. Schließlich wurde die Zahl der Unzufrie— 
Jen im Reiche durch Hunderttauſende ins Elend gekommener Tataren ver— 
hrt, die zuweilen weder Obdach noch ein Stück Brot hatten, um ihren 
enger zu ſtillen. Auf den Höhen der ſozialen Leiter dagegen hatten die 
kommen der Generale und Offiziere, die einst die Armee der Eroberer 
hehligt, natürlich alle höchſten Poſten am Hofe, in den Miniſterien, dem 
hichsrat, den Stadthaltereien, Provinzialregierungen uſw. in ihren Hän— 
d: behalten. Außerdem hatte im Laufe der letzten fünfzig Jahre die Be— 

tung des mandſchuriſchen Adels als Lan dadel noch eine ganz erheb— 

je Steigerung erfahren. Die Dynaſtie hatte nämlich an die oberſten man- 
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—dſchuriſchen Beamten als Belohnung für erwieſene Dienſte koloſſale 
ſtrecken verſchenkt, und die dort anſäſſigen Bauern, von ihrer Scho 
trieben, mußten zum Bettelſtab greifen oder fielen gewiſſenloſen Age 
in die Hände, die ſie in Maſſen nach Südafrika, Amerika oder Auf 
verſchleppten, in die dortigen Bergwerke oder Kohlenſchächte mit ihr 
erhört ſchweren Arbeitsbedingungen. In vielen Gegenden Chinas, ſo 
Beiſpiel in der Provinz Mün⸗Nan, herrſchten die mandſchuriſchen € 
beſitzer noch bis in die letzte Zeit hinein als mittelalterliche Feudalhe 
und die Vertreter der Zentralmacht waren abſolut machtlos, denn 
dieſen Feudalherren ſtehen wie in Albanien mächtige Clans, bereit, a 
erſten Wink ihres Herrn zu den Waffen zu greifen. 

Wenn die tatariſche Horde, die China erobert hat, ſeit langem i 
ſchroff geſchiedene Teile zerfallen iſt: die mächtigen Grundherren, die 
waltige Landterritorien beſitzen, und die beſitzloſen Proletarier, da 
in Unterdrücker und Unterdrückte, ſo hat die rein chineſiſche Bevöl 
von Anbeginn an nie ein homogenes Ganzes gebildet. Auf den o 
Stufen der bureaukratiſchen Leiter des Rieſenreichs ſehen wir Tauſende 
Mandarinen echtchineſiſchen Blutes, an der Spitze des Staat 
jeder Zeit raſſenechte Chineſen, ſo zum Beiſpiel am Ende des verflof] 
Jahrhunderts den allmächtigen Lenker der Geſchicke Chinas, den ſouv 
Beherrſcher ihrer inneren und äußeren Politik, den berühmten Li 
Tſchang, den man den chineſiſchen Bismarck nannte; dann in dem geg 
tigen Augenblick eine ganze Reihe mehr oder minder einflußreicher 
männer, in deren Händen die Zügel der Regierung ruhen, fo Tſen⸗T 
Hin, Tſcheng⸗Tſchi⸗Tong uſw., ſchon ganz abgeſehen von dem jo a 
Muan⸗Schi⸗Kai, dieſem würdigen Schüler Li⸗Hung⸗Tſchangs. Dieſer 9 
Schi⸗Kai, der hervorragendſte Staatsmann der letzten Periode der Gef d 
Chinas, der berühmte Reorganiſator der chineſiſchen Armee, Finanz⸗ 
Verkehrsminiſter, ſpielte eine beſonders verhängnisvolle Rolle in de 
wicklung ſeines Landes, indem er den unglücklichen Kaiſer Kwang⸗s 
riet und der Kaiſerin⸗Witwe die Pläne der Reformatoren denunzie 
ganze Anzahl anderer Mandarine, in deren Adern chineſiſches Blut 
begrüßte mit Begeiſterung den Staatsſtreich vom 21. September 1898, 
deſſen Folge der reformſüchtige Kaiſer in die Haft kam und die Ke 
Witwe den Thron beſtieg, die einen Teil der Reformatoren foltern, 
deren hinrichten ließ und die alte Ordnung im Reiche wiederherſte 

Natürlich war dies alles dem Dr. Sun⸗ Yat-Sen, der der hervorragei 
Theoretiker der chineſiſchen Revolution iſt und einen ungeheuren Ein 
auf die lernende Jugend und die ganze chineſiſche Intelligenz übe 
ausgeübt hat, ſehr wohl bekannt. „Das Prinzip des Raſſenkampfes 
Sun⸗Yat⸗Sen in ſeinem Programm proklamierte, ſollte es den Vol 
erleichtern, ſich mit der Idee der Republik vertraut zu machen als 
zigen Regierungsform, die den mandſchuriſchen Abſolutis 
löſen kann. Der Ruf: Nieder mit den Mandſchuren wurde in vielen 
ziemlich ruhig aufgenommen, wo die Einwohner ſelbſt ebenſo wie 
volutionären Truppen alle Maßnahmen trafen, um die friedlichen 
dſchuren zu ſchützen, während in den chineſiſchen Dörfern die Baue 
fort über die Mandſchuren herfielen, als die Vertreter des Großgrun 
als die verhaßten Gutsbeſitzer, die alles Land an ſich geriſſen hatten 
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3 zu den ſchwerſten Bedingungen an die Bauern wieder zu verpachten. Es 
t da nur zu gut begreiflich, daß das Projekt der Enteignung der Guts⸗ 
indereien und ihrer Verteilung unter die Dorfgemeinden von der ader- 
autreibenden Bevölkerung des Reiches freudig aufgenommen wurde und 
icht wenig zu dem Erfolg der Revolution auf dem Lande beitrug. Somit 
t von dieſem Standpunkt aus der Kampf gegen die Mandſchuren kein 
aſſen⸗, ſondern ein Klaſſenkampf, ein Kampf gegen das alte halb- 
zudale Syſtem, gegen die Großgrundbeſitzer, die über koloſſale Latifundien 
erfügen, gegen die ganze Junkerherrſchaft im Reiche der Mitte. Indes, 
ach einigen Symptomen zu ſchließen, die ſchon jetzt deutlich wahrnehmbar 
nd, wird die große chineſiſche Revolution die Hoffnungen, die Sun-Yat⸗ 
sen und ſeine Anhänger im Jahre 1907 an fie knüpften (ſiehe meinen Ar⸗ 
kel in der „Neuen Zeit“ vom 21. April 1911), nicht rechtfertigen. Sie wird 
n Millionen landloſer chineſiſcher Proletarier das Land nicht wieder— 
ingen, das ihnen im Laufe der letzten Jahrzehnte abgenommen wurde, 
2 wird aber dennoch der Herrſchaft der Landariſtokratie einen ſtarken 
to verſetzen und, gleich der großen Revolution vom Jahre 1789 in 
rankreich, eine koloſſale Rolle in der ökonomiſchen Evolution des Reiches 
Mitte zu ſpielen berufen ſein. Fortſetzung folgt.) 


Das neue aſtatiſche Abenteuer Rußlands. 
Von Spectator. 


Noch ſind die Wunden, die das oſtaſiatiſche Abenteuer dem Körper des 
ſſiſchen Staates geſchlagen hat, nicht vernarbt, und ſchon beginnt die Regie— 
ng ein neues. Zwei Jahre guter Ernte füllten die Staatskaſſen und hoben 
e kriegeriſche Stimmung der Hofclique, die, nachdem ſie anſcheinend der 
evolution im Innern Herr geworden, nach einer Revanche an den „Aſiaten“ 
‚hat. Sie kennt ſeit einiger Zeit im Umgang mit dieſen keine andere Sprache, 
8 die der Kriegsdrohung. Nachdem die ruſſiſche Regierung erſt kürzlich ein 
timatum an China gerichtet hatte, tritt ſie jetzt mit zwei auf einander 
‚genden, frech herausfordernden Ultimaten an Perſien heran. In unver⸗ 
rener Weiſe fordert ſie von Perſien, daß es ſich ſelbſt verleugnen, auf 
in Recht, ſich Beamte nach eigenem Ermeſſen zu wählen, verzichten ſolle, 
118 faktiſch die Anerkennung des ruſſiſch-engliſchen Protektorats bedeuten würde. 
Die Beziehungen zwiſchen Rußland und Perſien beginnen ſchon im 15. Jahr⸗ 
ndert, bleiben aber bis ins 17. Jahrhundert unbedeutend. Unter Peter J. 
zucht der Plan einer Annexion eines Teiles von Perſien auf, und bald gibt 
At Schah, der Sohn Huſſeins, Tahmasp, Peter dazu Gelegenheit. Ja, vom 
rone geſtoßen, ruft er ſelbſt die Hilfe Peters an, der dafür Baku, Derbent 
18 den ſüdlichen Teil der Küſte des Kaſpiſchen Meeres erhält. Seitdem 
ſcht ſich Rußland immer mehr in die inneren Angelegenheiten Perſiens, 
ſcht dort die Unruhen zu ſchüren und hindert jeden Fortſchritt. Nach dem 
kommen vom 12. Oktober 1813 ward Rußland nicht allein Eliſabethpol, 
(hirwan, Kuba, Taliſch, Dagheſtan, Gruſien und eine Reihe anderer Pro— 
Inzen abgetreten, ſondern ihm ſelbſt zugleich das Recht der Intervention 
die inneren Verhältniſſe Perſiens zuerkannt, damit Rußland die „Selbſt⸗ 
lerſchaft und die herrſchende Macht“ in Perſien erhalte. Seitdem ward 
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| Perſien immer mehr zum Vaſallenſtaat Rußlands, das ihm immer neu 
bietsteile abnahm und es innerlich ſchwächte. 
In dieſer Beziehung verdient beſonders der fatale Beſchluß des S 
Naſir⸗ed⸗Din vom Jahre 1879 erwähnt zu werden, ruſſiſchen Offizieren ib] 
Reorganiſation des Heeres anzuvertrauen. Selbſtverſtändlich hat die ruſſiſc 1 
Regierung kein Intereſſe daran, das perſiſche Heer zu reformieren, davon al 
geſehen, daß die ruſſiſchen Offiziere zu dieſer Rolle gar nicht taugten. Hat! 
doch eben erſt der Ruſſiſch-Türkiſche Krieg bewieſen, wie reformbedürftig da 
ruſſiſche Heer ſelbſt war. Durch dieſe Maßregel wurde die Herrſchaft Ruf 
lands über Perſien ſelbſtverſtändlich nur noch mehr befeſtigt. Rußland hät. 
Perſien ſchon lange annektiert, wenn ſich dem England nicht entgegengeſel 
hätte, das von Süden aus immer mehr nach Norden vorrückte und 9 
Rußland offen mit dem Kriege drohte. 1 

Seine Selbſtändigkeit verdankte alſo Perſien wie die alte Türkei den 
Gegenſatz zwiſchen Rußland und England. England verdankt es auch 3 
konſtitutionelle Bewegung in Perſien, daß fie nicht vom Anfang an dur 
Rußland unterdrückt wurde. Da der Schah es mit Rußland hielt, unte 
ſtützte England zunächſt die konſtitutionelle Bewegung. Die Niederlage Ruf 0 
lands in Oſtaſien ermöglichte ſchließlich den Konſtitutionaliſten den Sieg übe 
den Schah. Allein die erſtarkte revolutionäre Bewegung in Indien bewirk 
eine Umwandlung in der perſiſchen Politik Englands. Einerſeits ſah Englan 
ein, daß Rußland kein ernſter Gegner mehr iſt und die indiſchen Beſitzunge 
nicht mehr bedrohen kann; andererſeits erſcholl das Echo der Freiheit, d 
ſich Perſien erobert hatte, immer lauter in Indien. Ein Erſtarken Persien 
ließ eine Revolution in Indien und an Verluſt der engliſchen Herrſchafß in 9 
Perſiſchen Golf befürchten 1 

Aus dieſen Erwägungen heraus entſchloß ſich die engliſche Regie 
die, nebenbei bemerkt, in der Politik gegenüber Indien mehr die Intereſſe 
eines Häufleins der von Penſionen und hohen Beamtengehältern lebende 
Paraſiten, als die Intereſſen der Handelsklaſſe vertritt, zu einem Abkomme 
mit Rußland. Die ruſſiſche Regierung ſah ebenfalls ein, daß ſie eines ſolche 
bedürfe, da ſie gegen England nichts auszurichten imſtande iſt. Außerd | 
weiß fie ſehr wohl, daß der Kaukaſus nie „ruhig“ bleiben wird, ſolang 
Perſien die Freiheit genießt, und ſie ſuchte daher, geſtützt auf Englani 
ihre alte Rolle eines Gendarmen in Perſien, wie in Zen 
überhaupt, wieder aufzunehmen. So kam der berüchtigte Vertrag 
1907 zwiſchen England und Rußland zuſtande, wonach Perſien in dre 
Sphären geteilt wurde. Der nördliche Teil mit den wichtigſten Städte 
und der Reſidenz, insgeſamt 305000 engliſche Quadratmeilen mit 6, M 
lionen Einwohnern, wurde zur ruſſiſchen Einflußſphäre erklärt; der ſüdl . 
faſt menſchenleere und arme Teil, 137000 Quadratmeilen mit 690.000 | 
wohnern, bildete die britifche Einflußſphäre; die zwiſchenliegenden 188 
Quadratmeilen mit 1,91 Millionen Perſonen machten die „neutrale Sphe ä 
aus. Damit wurde der Anfang vom Ende Perſiens gemacht. Eng 
hat Perſien an Rußland ausgeliefert. Denn die ruſſiſche Ei 
ſphäre iſt der bedeutendſte Teil Perſiens, auch ſeinem Handel und 
Naturſchätzen nach. So betragen die Zollerträge in der ruſſiſchen S 
305000 Pfund Sterling, in der engliſchen nur 50000, alſo bloß den ſechſte 
Teil davon. Der engliſche Handel mit Perſien hat ſich faſt gar w 8 
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zickelt, er jtieg von 182,8 Millionen Kranz! im Jahre 1908709 auf 184,9 Mil⸗ 
onen im Jahre 1909/10, während der ruſſiſche Handel ſich 1908/09 auf 
08,6 und 1909/10 auf 489,1 Millionen Krans ſtellte. Dieſes Abkommen, 
as zur Schädigung des einheimiſchen Handels und zur Zuſpitzung der inter— 
‚ationalen Lage führte, war diktiert durch den engliſch-deutſchen Gegenſatz, 
er die engliſchen herrſchenden Klaſſen gegenüber den weiteren Folgen dieſes 
Schrittes blind machte. 

Wie dem aber auch ſei, die Aufteilung Perſiens war damit eine beſiegelte 
sache. Rußland lauerte bloß auf eine paſſende Gelegenheit, legte der Reform— 
ewegung immer neue Steine in den Weg, verſuchte kürzlich mit Hilfe des 
rſchahs Perſien zu unterjochen; als aber dies mißlungen war und Italien 
uf den Raub nach Tripolis ausging, beeilte ſich Rußland, auch Perſien ein 
nde zu machen. Wenn ſelbſt das „ziviliſierte“ Land Italien ohne jeden 
schein von Berechtigung den Krieg anfangen konnte, warum ſollte die bar— 
ariſche Zarenregierung nicht dasſelbe tun? Wie Italien ohne jeden recht- 
chen Vorwand die Auslieferung von Tripolis forderte, ähnlich ſtellte die 
Iſſiſche Regierung an Perſien das Anſinnen, ſich lebendig zu begraben.. 
Wie man in Italien bloß mit einem „Spaziergang“ nach Tripolis 
»chnete, jo ſtellt ſich die Expedition nach Perſien den ruſſiſchen Machthabern 
henfalls nur als eine Niedermetzelung aufrühreriſcher Bauern dar. Italien 
t bös hereingefallen. Und wie wird es mit Rußland fein? 

Wird die engliſche Regierung eine Okkupation von Perſien geſtatten? Die 
igliſche Bourgeoiſie iſt mit der engliſchen Politik in Perſien längſt un⸗ 
frieden; die vollſtändige Okkupation Perſiens durch Rußland kann leicht 
im Sturze Greys führen. Denn ſelbſt vom militäriſchen Standpunkt aus 
t die Nachbarſchaft Rußlands für England äußerſt unbequem. England wird 
ine indiſche Armee verdoppeln müſſen, während es gerade jetzt ſie ver— 
ndern wollte. Auf die Freundſchaft Rußlands kann man naturgemäß 
icht bauen. Rußland als Nachbar Indiens kann dort im geheimen wühlen, 
nd die langjährige Politik Englands ging eben nach der Richtung, Ruß— 
md von Indien fernzuhalten. Allerdings iſt Rußland jetzt ſchwach; wer 
irgt aber für die Zukunft? Und iſt es ganz ausgeſchloſſen, daß Rußland 
h mit Deutſchland vereinige? Siehe das Potsdamer Abkommen! 

Aller Wahrſcheinlichkeit nach wird England doch noch keine Teilung 
erſiens zulaſſen. Es wird wohl bloß dahin ſtreben, Perſien noch weiter 
ſeiner Entwicklung zu ſtören, indem es ihm ein Protektorat beider Mächte 
ifdrängt. Gibt ſich aber die ruſſiſche Regierung damit nicht zufrieden, was 
mn? Jetzt verſichert die „Nowoje Wremja“, daß Rußland keine Gebiets— 
werbung in Perſien wünſcht. Wenn aber — was zu erwarten iſt — Ruß— 
md auf einen erbitterten Widerſtand ſtößt, wird es ſich dann bloß mit 
nem Protektorat begnügen? 

Englands Preſtige unter den Muſelmanen iſt ſchon ſehr geſunken. Der 
. gte Handſtreich Rußlands muß ihre Feindſchaft gegen England ſtärken, der 
volutionären Bewegung in Indien neue Kräfte zuführen; ſomit wird alſo 
e engliſche Politik in Perſien das Gegenteil von dem erreichen, was ſie be— 
veckt hat. Und welche Vorteile wird Rußland daraus ziehen? Das Pro— 
ktorat wird es nicht allein in der Hand haben, ſondern mit England teilen 


Ein Silberkran iſt nominell gleich 75 Pfennig, in Wirklichkeit etwa 35 Pfennig. 
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müſſen. Da in England die Oppoſition gegen dieſes ſeinen Handelsin 
zuwiderlaufende Abkommen wachſen wird, muß das Protektorat zu 
Reibungen führen, die ſehr ernſte Konflikte nach ſich ziehen werden. Da 
aber noch nicht genug. Ein Protektorat Rußlands und Englands über Perf 
verſtößt viel härter gegen die Handelsintereſſen Deutſchlands als das Ma 
abkommen mit Frankreich, um jo mehr, als Rußland durchaus nicht g 
iſt, Handelsfreiheit in Perſien zu gewähren. Nicht nur entwickelt ſich de 
deutſche Handel mit Perſien trotz aller Hinderniſſe relativ gut; er verſpr 
erſt der Bagdadbahn eine feſtere finanzielle Grundlage zu geben. So n 
das deutſche Kapital mit dem ruſſiſchen in Perſien bald in Konflikt gerai 
und ſchon jetzt wetzen die literariſchen Wachthunde der deutſchen Börſe 
Zähne gegen Rußland, obgleich ſie noch nicht beißen, weil Deutſchlan 
Marokkoaffäre noch nicht liquidiert hat. 
Perſien iſt reich an Naturſchätzen, aber nicht nach deren Ausbeutung 
Rußland, noch weniger England. Perſien liegt am Kreuzwege von drei Wel 
und müßte mit dem Erwachen Aſiens wiederum große Bedeutung erlang 
Rußlands Oberherrſchaft wird aber jede Entwicklungsmöglichkeit im Keim 
erſticken. Rußland und England ſtellen ſich der wirtſchaftlichen und politife 
Wiederbelebung Perſiens und Aſiens überhaupt hindernd in den Weg. Na 
lich werden ſie dieſe Entwicklung doch nicht aufhalten können, die ihne 
über den Kopf wachſen wird.. 
Schon Perſien wird wohl der ruſſiſchen Eroberungspolitik einen daue 
Widerſtand entgegenſetzen. Viel wichtiger iſt vielleicht, daß mit der 
drückung Perſiens der Fanatismus der Mohammedaner, der ſchon 
den Italieniſch⸗Türkiſchen Krieg entfacht wurde, in hellen Flammen e 
lodern wird. Ein langdauernder Krieg — und einen ſolchen darf ma 
der Schwächg Perſiens erwarten, falls nicht die ſehr demoraliſierte, t 
Rußland beſtochene perſiſche Bourgeoiſie im Kampf die Volksmaſſen 
raten wird — kann ein Aufleben der revolutionären Bewegung a t 
e und dann auch im übrigen Rußland zur Folge haben. . 
In ſeinem Werke über das „Finanzkapital“ ſagt Hilferding, in 
die Kräfte analyſiert, die einerſeits zum Kriege treiben und dieſen 
ſeits verhindern: Der Entſcheid über Krieg und Frieden liege nicht a 
der Hand der hochkapitaliſtiſchen Staaten, wo die Gegentendenzen ge 


wachen der Nationen des öſtlichen Europa und Aſiens iſt von 
verſchiebungen begleitet, die auf die Großſtaaten zurückwirken und a 
die vorhandenen Gegenſätze zur Entladung bringen können.... Frühe 
man ſich denken konnte, ſcheint ſich dieſe Vorausſagung verwirklich 
wollen. Im Marokkokonflikt ſind die hochkapitaliſtiſchen Staaten vor 
Kriege zurückgeſchreckt. Mit unglaublichem Leichtſinn brennen zwei 
ſchaftlich zurückgebliebene Staaten an verſchiedenen Stellen der Erdfug 
Lunte an, von der aus ſich vielleicht ein Weltbrand verbreiten wird. J 
will Tripolis rauben, weil es fürchtet, daß ihm beim Erſtarken der 
dieſe Beute entgehen könnte. Rußland geht gar auf die Vernichtung 
Perſien aus. Dieſe beiden Kriege haben ſehr viel Ahnliches, nicht nur 
die unverſchämte, durch nichts mehr verhüllte Gewaltpolitik, mit der ji 
geleitet wurden; nicht nur durch ihre Grund- und Nutzloſigkeit, ſelbſt 
kapitaliſtiſchen Standpunkt aus betrachtet, ſondern ihrer Folgen wegen 


See 
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ill die Türkei ſchwächen, hat aber ſchon das Gegenteil erreicht, indem es die 
iu loſen Teile dieſes Reiches feſter aneinander kettet; Rußland wird vielleicht 
erſien zu Boden werfen, aber die zukünftigen Folgen werden für Rußland 
‚ht minder unangenehm fein wie die des Krieges um Tripolitanien für 
talien. Der Italieniſch⸗Türkiſche Krieg muß — wenn nicht alle Zeichen 
ügen — mit einem Zuſammenbruch des jetzigen Regierungsſyſtems endigen. 
in dauernder Krieg Rußlands gegen Perſien wird, wie er auch dort 
wen mag, einen neuen Beweis der militäriſchen Verlotterung und wirt⸗ 
haftlichen Unzulänglichkeit des deſpotiſchen Regimes erbringen und ſomit 
e oppoſitionelle Bewegung im Lande ſtärken, der Revolution neue Kraft 
nflößen. Wie der tripolitaniſche Raubzug die Gegenſätze der Großmächte 
tereinander verſchärfen und den Erneuerungsprozeß der Türkei eher 
rdern wird, jo wird auch die Vergewaltigung Perſiens den Konfliktſtoff 
ter den Mächten häufen, aber auch das Aufleben Aſiens beſchleunigen: 
ide Kriege zeigen den erwachenden Völkern mit blitzartiger Deutlichkeit, 
elche Gefahr ihnen droht, und werden ſie ſo aus ihrem gefährlichen 
chlummer jäh erwecken und zur vollen Klarheit bringen. 


4 
die Agrarzölle und das polniſche 6emeinweſen. 
Von Emil Caſpari (Kattowitz). 


Bei den Teuerungsdebatten im deutſchen Reichstag iſt die national-polniſche 
eichstagsfraktion ihrer agrariſchen Tradition vollauf treu geblieben, indem ſie 
ch auf die Seite der Bewucherer des arbeitenden Volkes durch Agrarzölle ſtellte. 
er Hauptredner der Polenfraktion, Graf v. Brudzewo-Mielzynski, ſelber ein Groß⸗ 
‚jarier, der nach den Angaben des Adreßbuchs der polniſchen Großgrundbeſitzer in 
r Provinz Poſen im Jahre 1909 Beſitzungen im Umfang von 3500 Hektar beſaß, 
rſelbe Herr Graf, welcher vor einem Jahre bei den Debatten über den Etat 
mens der national⸗polniſchen Reichstagsfraktion der hakatiſtiſchen deutſchen 
egierung eine untertänige Offerte mit der Bereitwilligkeit zur gemeinſamen 
ekämpfung der Sozialdemokratie unterbreitete, begrüßte warm die Erklärungen 
Reichskanzlers, daß die Regierung feſt entſchloſſen iſt, von der bisherigen 
chutzzollpolitik nicht im geringſten abzuweichen, und verſicherte dabei die ſchwarz⸗ 
auen Blockbrüder, daß die polniſche Fraktion dieſe ſelbſtverſtändlich unterſtützen 
erde, wobei natürlich das Gerede von den gemeinſamen Intereſſen der polniſchen 
mdwirtſchaft nicht fehlen durfte. Als ihren zweiten Redner ſandte die polniſche 
eichstagsfraktion ihr jüngſtes Mitglied, Herrn Adalbert Korfanty hinaus, der, nach⸗ 

‚m er plötzlich feinen national⸗demokratiſchen Demagogenmantel abgeſtreift hat, in 
Lager ſeines erbittertſten Gegners abgeſchwenkt iſt: ſeines Fraktionskollegen 
wieralski, des polniſchen Scherl, der die ganze national-polniſche Preſſe Ober- 
lleſiens in feinem Verlag monopoliſiert hat. Vor demſelben Napieralski hat aber 
rſelbe Korfanty kurz vor feiner Umſattelung die polniſchen Arbeiter als vor dem 
treuen Berater der polniſchen Großgrundbeſitzer gewarnt. Über die Rede Kor- 
nths war das Organ der polniſchen Großgrundbeſitzer in der Provinz Poſen, 
r „Dziennik Poznanski“, hell entzückt — der beſte Beweis, daß ſeine Rede den 
! Inifchen Schlachtſchitzen in ihren Kram ausgezeichnet gepaßt hat. Die ganze Wucht 
r wirtſchaftlichen Depreſſion laſtet auf den oberſchleſiſchen Montaninduſtrie⸗ 
beitern: die Arbeiter des oberſchleſiſchen Steinkohlenbergbaus allein haben im 
ihre 1910 gegenüber 1908 eine Lohneinbuße von gegen 7½ Millionen Mark er⸗ 
ten. Herr Korfanty redete der Regierung ins Gewiſſen, ſie möge doch endlich die 
igünſtige geographiſche Lage des oberſchleſiſchen Steinkohlenbeckens berückſich⸗ 
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tigen und ermäßigte Eiſenbahntarife für die oberſchleſiſche Gaskohle nach 
zur Verdrängung der engliſchen Gaskohle vom Berliner Kohlenmarkt bewilligen 
natürlich auf Koſten der Steuerzahler; denn auch bei den beſtehenden Tarife 
würden die oberſchleſiſchen Grubenherren wohl in der Lage ſein, erfolgreich 18 
der engliſchen Gaskohle zu konkurrieren, wenn fie ſich nur entſchließen möchter 
von den hochgeſchraubten Kohlenpreiſen etwas nachzulaſſen. Das wollen jedoch di 
Kohlenmagnaten nicht, fie verſuchen durch ihr fortwährendes Drängen die Re 
gierung endlich mürbe zu machen, um ſchließlich die ermäßigten Tarifſätze zu er 
langen und ſomit auch Extraprofite durch Kohlenerlös auf dem Berliner Markte 
Herr Korfanty ſchlägt ſich in dieſer Angelegenheit gänzlich auf die Seite der ober 
ſchleſiſchen Großinduſtriellen, ſtreut den oberſchleſiſchen Arbeitern Sand in 
Augen, daß fie ihr Heil von der Ermäßigung der Kohlentarife nach Berlin zu er 
warten haben, findet jedoch trotz der troſtloſen wirtſchaftlichen Lage ſeiner Arbeiter 
wähler kein Wort der Kritik über das Verwerfliche der Verteuerung der Lebens 
mittel der breiten Maſſe der arbeitenden Bevölkerung durch die Agrarzölle. Daro 
große Freude bei den polniſchen Junkern! Graf v. Brudzewo⸗ Mielzynski behauptet 
ſogar, daß die Agrarzölle für das polniſche Gemeinweſen eine unerläßliche N {8 
wendigkeit find. 
Unterfuchen wir, wem innerhalb des polniſchen Gemeinweſens, um das | 
Profeſſor Ludwig Bernhard geprägte Wort zu gebrauchen, die i eigentlie 
zugute kommen. 3 
1% N 3 
Nach den Ergebniſſen der Bevölkerungszählung vom Dezember 1905 gab es i 
der preußiſchen Monarchie 3 646 446 Perſonen, welche die polniſche Sprache al 
ihre Mutterſprache angegeben haben. Davon lebten in den polniſchen Landesteile 
Preußens 3 299 233, der Reſt, nämlich 347 213, iſt in die deutſchen Induſtrie 
seiten ausgewandert, hauptſächlich in den rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirp 
wo damals 167 539 Polen gezählt worden find. Man kann getroſt ſagen, daß dieſ 5 
polniſchen Auswanderer mit winzigen Ausnahmen der Bevölkerungsſchicht zuzu 
rechnen find, welche ihren Lebensunterhalt aus der induſtriellen Erwerbsarbei 
beſtreitet. Es ſind das Induſtriearbeiter, für welche die Agrarzölle direkt Lu 
lich un: . 
In den polniſchen Landesteilen Preußens haben wir die meiſten induſtrielle E 
polniſchen Arbeiter in Oberſchleſien. Bekanntlich hat die oberſchleſiſche Montan 
induſtrie ihren Sitz in den von der polniſchen Bevölkerung bewohnten Kreiſen. I 
den deutſchen Kreiſen Oberſchleſiens, zu denen die Kreiſe Neiße, Leobſchütz, Grott 
kau und Falkenberg gehören, gab es nach dem Ausweis der Handelskammer fü N 
den Regierungsbezirk Oppeln im Jahre 1898 kaum 7865, rund 7 Prozent der ge 
ſamten Arbeiterſchaft Oberſchleſiens, welche der Gewerbeinſpektion unterſtell 
war. Wenn wir annehmen, daß dieſer Prozentſatz ſeit jener Zeit unveränder 
geblieben ift, jo ſtellt ſich für das Jahr 1910 die Zahl der Arbeiter, welche i 
den polniſchen Kreiſen Oberſchleſiens der Gewerbeinſpektion unterſtellt waren 
auf 132 268 Köpfe und zuſammen mit denjenigen, welche den Grubenaufſichts 
beamten unterſtellt waren, auf rund 266000. Davon 10 Prozent auf deutſch 
Arbeiter gerechnet — in Wirklichkeit wird dieſer Prozentſatz nicht einmal „ 
reichlich ſein —, haben wir in Oberſchleß ien 20005 1 
dee e polniſche Arbeiter. Er 
In der Provinz Poſen wurden für das Jahr 1910 von den Fab ik 
inſpektoren 56 876, in Weſtpreußen 68 039 Arbeiter nachgewieſen. Wenn ge 
rechnet wird, daß darunter in der Provinz Poſen (nach dem Prozentſatz der An 
gaben über die Mutterſprache bei der Bevölkerungszählung vom Dezember 1905 l 
61 Prozent und in Weſtpreußen 35 Prozent polniſche Arbeiter ſind, ſo ſtellt fid 
für dieſe beiden Provinzen die Zahl der induſtriellen poi 
Arbeiter auf insgeſamt 58500. . 
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In den drei benannten polniſchen Landesteilen Preußens kann demnach die 
ſamte induſtrielle polniſche Arbeiterſchaft auf rund 298500 Köpfe ge— 
itzt werden. Wenn wir weiter annehmen, daß auf jeden dieſer Arbeiter nur 3 
ht erwerbstätige Perſonen entfallen, fo haben wir mit 1194000, und zuſammen 
; ben polniſchen Auswanderern in den deutſchen Gegenden Preußens mit 
40000 Angehörigen der polniſchen Bevölkerung zu rechnen, 
die die induſtrielle Lohnarbeit die Quelle des Lebensunterhaltes bildet. 
Dieſe große Maſſe polniſcher Bevölkerung müßte den Agrarzöllen, welche ihr 
Lebensmittel ungemein verteuern, feindlich gegenüberſtehen, wenn ſie über 
‚en wahren Charakter aufgeklärt wäre. Dieſe Aufklärung werden ſelbſtredend 
Führer der Nationalpolen, da ſie die Geſchäfte der polniſchen beſitzenden Klaſſe 
| allgemeinen und insbeſondere der polniſchen Krautjunker beſorgen, nicht ver— 
biten, dieſe Aufgabe fällt ganz der Sozialdemokratie zu. 

6 N II. 
Es iſt nunmehr noch zu unterſuchen, welche Bewandtnis es mit der Behaup— 
lig hat, daß die Agrarzölle für „die ganze polniſche Landwirtſchaft“ in den pol— 
chen Landesteilen Preußens von Nutzen find. Wir werden uns bei dieſer 
Iterſuchung nur auf die Zölle auf Brotgetreide (das heißt Roggen und Weizen) 
hchränken, wobei wir die von Or. Roncador in ſeinem unlängſt erſchienenen Buch! 
gewandte Methode zur Feſtſtellung der Nützlichkeit oder Schädlichkeit dieſer Zölle 
; die verſchiedenen Kategorien der Landwirte benutzen. 

Zu dieſem Zwecke wollen wir nach der Roncadorſchen Methode berechnen, wie— 
Ul Brotgetreide die verſchiedenen Kategorien der Landwirte, welche die offizielle 
Ibirtſchaftliche Betriebsſtatiſtik unterſcheidet, zur freien Verwertung übrig 
Halten. 
| Im Durchſchnitt der letzten fünf Jahre (1905 bis 1909) ergibt ſich eine mittlere 
Sotgetreideernte Deutſchlands von 17,5 Doppelzentner pro Hektar. Speziell für 
Provinz Poſen ſtellt fie ſich für die achtjährige Periode von 1902 bis 1909 auf 

3 Doppelzentner pro Hektar, und wenn wir das Mißerntejahr 1906 unberüd- 
j tigt laſſen auf 16,2 Doppelzentner. 

Die Betriebszählung vom Jahre 1907 hat in der Provinz Poſen folgende Zahl 
1 Betriebe mit Ackerland in den einzelnen Größenklaſſen feſtgeſtellt: 


a 
0 Von der Geſamtfläche 
E Zahl der RR iſt Ackerland 
Größenklaſſe Betriebe mit Gesamtfläche Davon beſtellt 
| Ackerland I überhaupt mit 
9 Brotgetreide 
3 Hektar Hektar Hettar 
2 Hektar 101292 61 525 48836 14731 
x bis 5 = Laer. 25611 95785 72774 37078 
= 20 = 51017 643009 489430 237106 
- 100 > 1 12719 515166 382828 167423 
0 Hettar und mehr . 2290 1113394 786 302 301 386 
| Zuſammen 192929 | 2428879 || 1780170 757724 


Unter Zugrundelegung der obigen mittleren Brotgetreideernte von 16,2 Doppel- 
nner pro Hektar ergibt ſich, daß in der Provinz Poſen auf die einzelnen Be- 
ebe mit Ackerland an geerntetem Brotgetreide zu veranſchlagen ſind: 


Dr. Bruno Roncador, Weſen und Wirkung der Agrarzölle. Jena 1911. 

| 2 Berechnet auf Grund der ſtatiſtiſchen Tabellen über Ernteflächen und Ernte— 
(räge in der Abhandlung von Dr. T. Jackowski, „Materialien zur Geſchichte der 
ndwirtſchaft des Großherzogtums Poſen vom Jahre 1861 bis zum Jahre 1911”. 
(polniſcher Sprache). Poſen 1911. Seite 142 bis 148. 
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Unter 2 Hektar,, Donpefgentnet 


a böIs8s8süöüöü 234 - 
De. md - 
20 100 VVV - 
100 Hektar und mehr VVV 7 - 


Der Getreidebedarf einer ſogenannten Normalfamilie, die man zu 
Köpfen annimmt, wird in Deutſchland auf 10 Doppelzentner gerechnet. Die w 
als 2 Hektar Ackerland beſitzenden landwirtſchaftlichen Familien müßten de 
um nur ihren eigenen Bedarf zu decken, durchſchnittlich 7,7 Doppelzentner 
getreide zukaufen. Sie haben von den Brotgetreidezöllen keinen Nutzen, ſind vi⸗ 
mehr durch ſie direkt benachteiligt. Außerdem iſt dabei noch zu berückſichtigen, 
die mittleren Ernteerträge pro Hektar infolge der oft mangelhaften Beſtel 
bei dieſen Parzellenbetrieben zu hoch veranſchlagt ſein dürften. 

Bei dem kleinen bäuerlichen Beſitz von 2 bis 5 Hektar Ackerland kommen (f 
einen Betrieb im Durchſchnitt 23,4 Doppelzentner Brotgetreide, insbeſondere ( 
einen Betrieb in Größe von 2 bis 3 Hektar nur 17,3 Doppelzentner. Dieſen kle⸗ 
bäuerlichen Beſitzern blieben demnach etliche Doppelzentner Brotgetreide 
freien Verfügung übrig. Einen unmittelbaren materiellen Schaden hätten fie a) 
von den Brotgetreidezöllen nicht. Können ſie das überſchüſſige Getreide, wenn 
dasſelbe nicht einfach verfüttern, was häufig geſchehen mag, verkaufen, ſo 
ſie ſogar einen gewiſſen Gewinn. 1: 

Was den mittleren bäuerlichen Beſitz von 5 bis 20 Hektar Fläche betri Ei 
entfällt hier auf den einzelnen Betrieb eine durchſchnittliche Ernte von 74,9 D 
zentner Brotgetreide. Wenn man jedoch berückſichtigt, daß dieſe Betriebe in 
Provinz Poſen exkluſive des Betriebsleiters im Durchſchnitt 3 ſtändige Arbe 
kräfte beſchäftigen, ſo ſtellt ſich ihr Konſumbedarf an Brotgetreide höher al 
10 Doppelzentner. Schätzungsweiſe verfügen ſie über 60 Doppelzentner an ve 
lichem Brotgetreide, ſo daß ſie aus den Getreidezöllen beträchtlichen Nutzen 
können. 

Die großbäuerlichen Betriebe von 20 bis 100 Hektar Fläche beſchäftigen 
Provinz Poſen durchſchnittlich pro Betrieb je 5,3 und die Großbetriebe 
100 Hektar Fläche je 52,7 ſtändige Arbeitskräfte.! Ganz erheblichen Nutzen 
von den Brotgetreidezöllen die großbäuerlichen Betriebe, den größten Nutzen 
der Großgrundbeſitz. 5 

Wie liegen die Verhältniſſe in Oberſchleſien? Es wurden hier im Jah 
feſtgeſtellt: 


Zahl der er iſt Ackerland 
Größenkla Betriebe mit 5 5 
rößenklaſſe Ackerland Geſamtfläche 5 
Hektar Hektar 

Unter 2 Hektar 80021 64919 53211 

2 bis 5 ⸗ 8 34610 126169 97919 

5 20 - 30183 321748 250582 

20 = 100 2 ; 3296 126938 96191 
100 Hektar und mehr RN 706 326 995 207822 
Zuſammen 148816 966769 705725 


In Oberſchleſien, ſpeziell in den von der polniſchen Bevölkerung bew ohnt 
Kreiſen der rechten Oderſeite, wo viel ſandiger Boden vorhanden iſt, ſin 
Böden weniger ertragreich als in der Provinz roien- Wenn wir trotzdem 


Siehe Statiſtik des Deutſchen Reichs. Band 212, Ib, Landwirtſcha 
triebsſtatiſtik, Tabelle 4, Seite 512 bis 513. a 
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berſchleſien eine mittlere Brotgetreideernte von 16,2 Doppelzentnern pro 
tar als Maßſtab anlegen, ſo bekommt man auf die einzelnen Betriebe mit 
erland an geerntetem Brotgetreide: 


FFF 2 a EN 3,9 Doppelzentner 
r OBERE - 
55 5 49,2 - 
k: DU ee, SE 108 5 
5 100 Hektar und mehr 1498,2 . 


sogar die kleinbäuerlichen Betriebe von 2 bis 5 Hektar Fläche haben ſonach in 
ſchleſien keinen Nutzen von den Brotgetreidezöllen. Die mittleren bäuerlichen 
ebe beſchäftigen im Durchſchnitt pro Betrieb je 3,16 ſtändige Arbeitskräfte. 
berſchuß an verkäuflichem Brotgetreide kann für fie auf höchſtens 35 Doppel⸗ 
er geſchätzt werden. Die großbäuerlichen Betriebe beſchäftigen im Durchſchnitt 
Betrieb je 6,54 und die Großbetriebe je 60 ſtändige Arbeitskräfte. Die letzteren 
en auch den größten Nutzen von den Brotgetreidezöllen. 

u. wir die gleiche Berechnung auf Weſtpreußen und den Regierungsbezirk 

t 


mitein, wo die polniſch⸗maſuriſche Bevölkerung ihre Wohnſitze hat, unter Zu⸗ 
ung einer mittleren Brotgetreideernte von 13,5 Doppelzentner pro Hektar 
Weſtpreußen und von 11,16 Doppelzentner pro Hektar für den Regierungs⸗ 
kk Allenſtein anwenden, jo ſtellt ſich heraus, daß in Weſtpreußen die klein⸗ 
erlichen Betriebe im Durchſchnitt pro Betrieb 17,3 Doppelzentner, darunter 


Betriebe von 2 bis 3 Hektar Fläche nur 12,7 Doppelzentner ernten. Da die 


eren Betriebe ihren Überſchuß an Brotgetreide im allgemeinen verfüttern, jo 
en ſie von den Brotgetreidezöllen keinen pekuniären Nutzen. Das gleiche gilt 
von den kleinbäuerlichen Betrieben im Regierungsbezirk Allenſtein, ſie ernten 
Betrieb im Durchſchnitt nur 12,9 Doppelzentner Brotgetreide. 

Wir gelangen alſo zu dem Reſultat, daß in Oberſchleſien und im Regierungs⸗ 
rk Allenſtein erſt die mittleren bäuerlichen Betriebe und in der Provinz 
ure in Weſtpreußen erſt die kleinbäuerlichen Betriebe von 3 Hektar im 
meinen an den Brotgetreidezöllen materiell intereſſiert ſein können. 

Venn wir in allen dieſen vier polniſchen Landesteilen die deutſchen Kreiſe 


Weſt⸗ Ober⸗ 15 
Poſen | preußen | Orpesuen ſchleſten | Onsatams 


108160 
24770 
48873 

11750 


59244 25 380 78917 271701 
17050 10273 29284 81377 
28468 15267 22005 114613 
8843 8050 | 1403 30.046 
1349 746 540 4863 


| 114954 | 59716 | 182149 || 502600 


5 W 


1 Zuſammen 2461742 1672949 731861 


| 1 7 75 | Oſtpreußen teen | Insgeſamt 
| u Hektar Hektar Hektar | Hektar Hektar 
‚Inter 2 Hektar 67207 40.078 15009 | 67095 || 189389 
a5 - 100101 72104 34470 | 108083 || 314758 
1 632075 422821 | 153621 | 254805 1463522 
3 . | 515159 | 522737 | 305075 | 93780 111486751 
Hektar und mehr 1147200 | 615209 | 223686 335758 2321853 
| | 


859521 5726273 
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In der veröffentlichten Form bietet uns die landwirtſchaftliche Statiſtik 
Jahre 1907 keine Unterlagen, die genaue Zahl der kleinbäuerlichen Betriebe 
2 bis 3 Hektar und deren Fläche in den polniſchen Kreiſen der Provinz Poſen 
in Weſtpreußen feſtzuſtellen. In der ganzen Provinz Poſen zählte man je 
auf 25 888 kleinbäuerliche Betriebe mit 103 812 Hektar Fläche 10 924 Betrk 
von 2 bis 3 Hektar mit 31161 Hektar Geſamtfläche. Wenn wir dieſes Verhäl 
auch auf die polniſchen Kreiſe beziehen, ſo können wir darin die Betriebe 
2 bis 3 Hektar auf 10 838 mit 30 047 Hektar Geſamtfläche ſchätzen. Die gleiche 
rechnung für die polniſchen Kreiſe Weſtpreußens ergibt 7229 Betriebe von 2 
3 Hektar mit einer Geſamtfläche von 21 888 Hektar. 

Auf Grund aller bisherigen Ausführungen gelangen wir zu dem Reſultat, 
im Jahre 1907 von der Geſamtzahl der landwirtſchaftlichen Betriebe überhi 
in den 8 Kreiſen vorhanden waren: 


Betriebe, welche Nutzen f 
den Brotgetreidezöllen haf 


Betriebe mit keinem Nutzen 
von den Brotgetreidezöllen 


überhaupt Von de 


5 Von der 
Überhaupt Geſamtze 


Geſamtzahl 


Prozent Prozen 0 

In der Provinz Poſen 118998 60,78 76783 39,22 

In Weſtpreu ßen 66473 57,74 484811 42,2 

In Oſtpreußen 35658 59,70 24063 40,30 | 

In Oberſchteſien 108201 81,87 23948 5 18, | 
Zuſammen 329325 6552 | 173275 | 


deren Flächenraum betragen hat: 


| Betriebe, welche Nutzen v 
| den Brotgetreidezöllen sa 


Betriebe mit keinem Nutzen 
von den Brotgetreidezöllen 


Von der 
Geſamtfläche 
aller Betriebe 


Deren Fläche 
überhaupt 


Deren Fläche 
überhaupt 


Hektar Prozent Hektar 
In der Provinz Poſen . 97254 3,95 [2364488 
In Weſthreuß en 61966 3,70 1610988 0 
In Oſtpreuße f 49479 6,76 6825822 93,24 
In Sberſcheſen 175178 20,38 684343 79,62 
Zuſammen 383877 6,0 >| 5242296 9 


Die meiſten landwirtſchaftlichen Betriebe, welche keinen Nutzen von den! 
getreidezöllen haben, befinden ſich demnach in Oberſchleſien, die wenig] 
Weſtpreußen; und umgekehrt: die meiſten landwirtſchaftlichen Betriebe, we 
Nutzen von den Brotgetreidezöllen haben, finden ſich in Weſtpreußen, die we 
in Oberſchleſien. 

Den größten Nutzen haben von den Brotgetreidezöllen kaum 4863 Großbetrif 
mit einer Geſamtfläche von 2 321855 Hektar, das heißt 0,96 Prozent der Geja! 
zahl der landwirtſchaftlichen Betriebe überhaupt mit 40,55 Prozent des Geſaf 
areals. 

Wenn wir endlich annehmen, daß jeder landwirtſchaftliche Betrieb, der ke 
Nutzen von den Brotgetreidezöllen hat, im Durchſchnitt 5 Perſonen ernähren 
ſo ſtellt ſich die zu dieſer Gruppe gehörige Bevölkerung in den polniſchen Kre 


der Provinz Pooen auf 894990 i 
Weſtpreußens oe e 
des Regierungsbezirks Allenſtein „ eee 


Oberſchleſi ess SSR EU E 
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eſamt auf 1 646 625 Perſonen. Es iſt ſchwer feſtzuſtellen, wie viele Perſonen 
n auf die polniſche Bevölkerung entfallen. In der Provinz Poſen ſollen unter 
ländlichen Bevölkerung 67,6 Prozent Polen vorhanden ſein.! Demnach würde 
die polniſche landwirtſchaftliche Bevölkerung der Provinz Poſen, welche keinen 
en von den Brotgetreidezöllen hat, auf 402 313 Perſonen ſtellen. In den 
ten der Provinz Poſen wird die polniſche Bevölkerung auf 316 318 Perſonen 
ätzt, jo daß wir allein in der Provinz Poſen auf 1186001 Köpfe polniſcher 
imtbevölkerung 718 631 Perſonen haben, welche keine Urſache haben, den Brot⸗ 
ädezöllen freundlich gegenüberzuſtehen. 

Mit der Behauptung der Befürworter der polniſchen beſitzenden Klaſſe, daß 
„ganze polniſche Landwirtſchaft“ und das „ganze polniſche Gemeinweſen“ an 
Agrarzöllen intereſſiert ſind, ſieht es alſo ganz windig aus. Den größten 
t davon hat die kleine Handvoll von 662 polnischen Großgrundbeſitzern der 
Anz Poſen, welche über ein Areal von 584738 Hektar verfügen, an deren 
je der langjährige Vorſitzende der national-polniſchen Reichstagsfraktion, der 
e Fürſt v. Radziwill ſteht, der größte polniſche Magnat in der Provinz Poſen, 
allein 15 630 Hektar Grund und Boden ſein eigen nennt. 

Dieſer Handvoll polniſcher Großagrarier ſoll die übergroße Mehrheit der 
iſchen Bevölkerung in Stadt und Land weiterhin durch die Agrarzölle tribut⸗ 
tig gemacht werden. Die bisherigen hohen Agrarzölle genügen den adligen 
iſchen Brotwucherern nicht, ſie haben ſich in der am 8. bis 10. März 1910 in 
n ſtattgefundenen Generalverſammlung des Polniſchen Landwirtſchaftlichen 
onalvereins für die Provinz Poſen für die weitere Erhöhung der 
Itgetreidezölle ausgeſprochen. Die polniſche Reichstagsfraktion wird 
m Wunſche nach Möglichkeit nachzukommen verſuchen. 

Mögen beim bevorſtehenden Reichstagswahlkampf die polniſchen Sozialdemo— 
n darüber die polniſchen Proletarier aufzuklären trachten. 


1 
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eſſor Dr. Auguſt Fiſcher, Die moderne Koloniſation und der Geſitzſtand. 
en und Leipzig 1911, Verlag Hödler. 180 Seiten. Preis 3,60 Mark. 

Profeſſor Fiſcher, der an der Wiener Exportakademie doziert, ſcheint einer der 
gen Oſterreicher zu ſein, dem die Ahrenthalſche Politik Glück eingebracht hat. 
Graf Ahrenthal das ſonderbare Ding, öſterreichiſcher Imperialismus genannt, 
der Taufe hob — „Gott ſei Dank,“ ſagt fromm Herr Fiſcher —, da wurde auch 
r Wiener Exportakademie ein Katheder für Kolonialpolitik gegründet, und Herr 
er übernahm das Amt, die Kaufmannſchaft zu überzeugen, fie ſei berufen, „dieſe 
e Politik, die aus vieljährigem Schlafe zu geſundem Schaffen erwacht iſt, durch 
liche Eroberungen zu unterſtützen“. (S. 9.) Als Produkt dieſer Vorleſungen, 
em Verfaſſer eine ſolche Freude zu bereiten ſcheinen, daß er oft direkt poetiſch 
entſtand das rezenſierte Büchlein. Aber was Herrn Fiſcher Nachtigall, iſt dem 
„der irgendwelche ernſtere Anforderungen ſtellt, Eule. Denn der hiſtoriſche Teil 
Buches iſt eine Kinderbucherzählung und keine wiſſenſchaftliche Arbeit: es fehlt 
Abwägung des ſpeziellen hiſtoriſchen Charakters der Kolonialpolitik einzelner 
den und Nationen, und was die imperialiſtiſche Periode der Kolonialpolitik an— 
At, jo kann die Fiſcherſche Behandlung nicht einmal das Urteil beanſpruchen, 
Nie Bekanntes wiederholt, denn fie ſtrotzt von Flüchtigkeiten. Daß Herr Fiſcher 
eutſchen Kolonialpolitik Lob zollt, wie es kein deutſcher Kolonialpatriot ris- 
t würde, ſoll wahrſcheinlich zur Anfeuerung der erſt zu entwickelnden Schar der- 
1 Spezies in Oſterreich dienen, iſt aber in einer wiſſenſchaftlichen Arbeit ein 
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Nach Angaben des Landtagsabgeordneten v. Dewitz in den „Preußiſchen Jahr- 
rng. 


* 
| 
1 


S 


nach ſeinen hiſtoriſchen Ausführungen „in das geſchilderte Material die Sonde boh | 
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Skandal. Zuletzt kommt auf die Rechnung der Humor. Der Verfaſſer erklärt, er wi 


und zur Statiſtik übergehen, um ſo das geſchichtliche Material zu erläutern. Mit | 
Statiſtik dringen wir alſo zergliedernd in die treibenden Kräfte der Geſchehniſſe € 
durch deren vielverſchlungene, geheimnisvoll webende Urſachen fie ausführend ı 
kommentierend dient, behufs Erfaſſung der aus Urſachen fließenden Wirkungen.“ (S. 1 
An dem ganzen poetiſchen Gerede iſt wahr, daß dem Verfaſſer ſehr vieles gehei | 
nisvoll blieb, und daß es für den Leſer ein Geheimnis bleiben wird, wie ſtatiſtif | 
Zahlen, die ſich im beiten Falle auf zehn Jahre beziehen, das geschichtliche Mater 
von fünf Jahrhunderten erläutern, und wie Daten über Fläche, Bevölkerung, Eiſ 
bahnen und Handel der Kolonien „viel verſchlungene, geheimnisvoll webende Urſach | 
uſw. „erklären“ können. Das ſtatiſtiſche Jahrbuch könnte dann gänzlich gene 8 
wobei es den Vorzug hat, um die Hälfte billiger zu fein und noch viele andere 2 1 
zu enthalten. 5 

Wenn Oſterreich nur ſolche Ware exportieren wird, wie das Buch Fischers, d 
hilft kein Ahrenthal: es wird aufs Haupt geſchlagen ſelbſt von dem berbün 
Deutſchland, deſſen geiſtige Produktion — wie ſchlecht es um fie auch beſtellt iſt 
ein vor ſechzig Jahren geſchriebenes Buch Roſchers über Kolonien beſitzt, das 1 
heute leſenswert iſt, und ein kurzes, an Tatſachen reiches Buch Köbners „Einlei 
in die Kolonialpolitik“ (Jena 1908) aufweiſt, hinter welchem — gar nicht iz 0 
von umfaſſenden Werken — das Buch Fiſchers himmelweit zurückſteht, ſelbſt w 
man es vom Standpunkt der Forderungen beurteilt, die wir an eine von ein 
Bürgerlichen geſchriebene Arbeit zu ſtellen überhaupt befugt ſind Karl 1d 


Max Verworn, Bonn, Die Entwicklung des menſchlichen Geiſtes. Ein Vor 
Jena 1910, Verlag von Guſtav Fiſcher. 52 Seiten. Preis 1 Mark. N 


Die Broſchüre bildet die Wiedergabe eines Vortrags, den Verworn im vol a! ! 
Jahre auf der Verſammlung der Deutſchen Geſellſchaft für Anthropologie, ei 
logie und Urgeſchichte gehalten hat. 1 

Vor allem weiſt Verworn darauf hin, daß für die Erforſchung der Geiſ 
entwicklung des Menſchen eine Reihe von ganz heterogenen Wiſſenſchaften 
gezogen werden müſſen, „die in unſerem geſamten Wiſſenſchaftsgetriebe n 
miteinander Fühlung genommen haben, wie Theologie und Anatomie, wie 
logie und Phyſiologie, wie Kunſtgeſchichte und Embryologie, wie Prähiſto 
Pädagogik, wie Zoologie und Technologie“. Im Verfolg des Problems de 
wicklung des menſchlichen Geiſtes kann einer dazu kommen, „ſich. mit jo heter 
Dingen, wie mit Nervenzellen und mit Feuerſteinen, mit Buſchleuten und mit 
logiſchen Apparaten, mit theologiſchen und techniſchen Fragen, mit Problemen 
Kunſt und der Embryologie zu befaſſen“ — womit übrigens der Verfaſſer, 
früher in Göttingen neben der Phyſiologie noch ein Kolleg über Urgeſchichte 
ſo ungefähr das Gebiet ſeiner eigenen Forſchertätigkeit umgrenzt hat. | 

Dann folgt eine Diskuſſion der phyſiologiſchen Bedingungen menſchliche 
arbeit, des „Betriebskapitals, mit dem die menſchliche Geiſtesentwicklung ihre 
beginnt“, eine ganz vorzügliche Darſtellung, die ſich vornehmlich an die N 
Unterſuchungen Verworns und ſeiner Schüler anlehnt. Das Prinzip der Ged 
ſelektion, dem Verworn ſchon in einer früheren Arbeit Ausdruck verliehen hat 
Fragen nach den Grenzen der Erkenntnis“, ſiehe die Beſprechung „Neue 
XXVII, 2), erfährt hier eine ausführlichere Begründung. „Wenn der; 
feit nicht entſprechende Aſſoziationen ſich direkt in Widerſpruch mit der Erft 
ſetzen oder gar zu Folgen führen, die ſchädlich oder gefahrbringend ſind, 
werden fie ſofort durch die elektive Wirkung der Erfahrung befeitigt. . 
Gedankenſelektion iſt für dae Entwicklung des menſchlichen Geiſt 
maßgebende Faktor. Dieſe Gedankenſelektion iſt es, die unſer log 
Denken erzeugt, das heißt eine Gedankenaſſoziation, die mit der © 
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mung im Einklang ſteht. So gewinnt die verblüffende Tatſache, daß die 
ſche Geſetzmäßigkeit im Geſchehen der Außenwelt wie in unſerem logiſchen Denken 
ausdrückt, ein geradezu ſelbſtverſtändliches Anſehen.“ Kants „Verbindung liegt 
jt in den Gegenſtänden“ ſteht in ſchärfſtem Gegenſatz zur naturwiſſenſchaftlichen 
rachtungsweiſe der Gedankenaſſoziation. 
Schon in der oben zitierten Beſprechung von Verworns „Frage nach den Grenzen 
Erkenntnis“ war in aller Kürze auf die große Tragweite hingewieſen worden, die 
Anwendung des Begriffs der Selektion in der Erkenntniskritik zukommt; es wurde 
t gezeigt, daß Verworn mit dem Begriff der Gedankenſelektion im Daſeinskampf 
ltere materialiſtiſche Erkenntniskritik von naturwiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten 
n demſelben Sinne abgetan hat, wie Marx in einer ſeiner Theſen über Feuerbach 
z geſchichtswiſſenſchaftlichen Geſichtspunkt aus ſich dazu veranlaßt ſah: „Der Haupt⸗ 
gel alles bisherigen Materialismus ... iſt, daß der Gegenſtand, die Wirklichkeit, 
Rlichkeit, nur unter der Form des Objektes oder der Anſchauung gefaßt 
dz nicht aber als menſchliche ſinnliche Tätigkeit, Praxis, nicht ſubjektiv.“ 
dieſer Richtung geht Verworn nunmehr noch weiter. Das kommt in ſeinem 
uch zum Ausdruck, in einem Schema „die großen Etappen, den Weg der menſch— 
Geiſtesentwicklung von ihren erſten Anfängen bis heute“ zu kennzeichnen, in 
n Schema, das natürlich auch die Übergänge von Etappe zu Etappe berück— 
gt. Namentlich für die Kultur der älteren Steinzeit weiſt Verworn auf die große 
deutung der Arbeit hin: „Dieſes Zeitalter beginnt mit der erſten Herſtellung 
| tverfertigter Werkzeuge. An dieſem Punkte beginnt die lange Geſchichte der 
iktiſchen Entdeckungen und Erfindungen. “ An der Technik dieſes Zeitalters, „an 
N Feuerſteintechnik rankt ſich der menſchliche Scharffinn empor wie der Efeu an 
r Felswand.“ Aus der Feuerſteintechnik und dem Spiel mit ihr entſpringen 
die erſten nachweisbaren Regungen eines äſthetiſchen Geſchmacks, und dieſe 
en als ſtarkes Motiv auf die Weiterentwicklung der Technik zurück. Erfindungen 
Entdeckungen häufen ſich.“ Es hat damit die Blütezeit der naiv⸗praktiſchen 
bachtungen und Erfindungen und Betätigung eines naiv⸗äſthetiſchen 
unes begonnen. (Kultur der älteren Steinzeit — mittleres und jüngeres Dilu⸗ 
) Sehr wertvoll ſind hier die Bemerkungen über die Kunſt des Jägers der Stein⸗ 
n deſſen Realismus in der Kunſt durch ſeine engen Beziehungen zur Natur bedingt 
8 Zu Ausgang dieſes Zeitalters, wo das Vorſtellungsleben ſchon reicher geworden 


— 


reitet ſich ein Umſchwung vor. Es beginnt das Zeitalter des theoreti— 
nden Geiſtes, deſſen erſte Etappe des dogmatiſch ſpekulativen Denkens 
jüngere Steinzeit mit ihrem Seelen- und Geiſterglauben, Ahnendienſt, Dämonen⸗ 

gt und Götterkult, die Bronze- und Eiſenzeit und ſchließlich griechiſche und 
e Kultur und Mittelalter bilden, deſſen zweite Etappe des kritiſch-experi⸗ 
itellen Denkens Renaiſſancekultur und Gegenwart ausmachen. Allerdings gibt 


In ſeinem ruſſiſchen Buche „Zur Entwicklung der moniſtiſchen Geſchichtsauf⸗ 
ing“ bemerkt Plechanoff treffend, daß in der Vorſtellung von Marx, der Menſch 
ere ſeine eigene Natur, indem er auf die äußere Natur einwirke, ſchon der 
liche Kern der marxiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung enthalten ſei, wenn dieſe Vor⸗ 
ing auch weiterer Ergänzungen bedürfe (S. 108 der zweiten Auflage). 

Eine weitergehende Begründung ſiehe Max Verworn: „Zur Pſpychologie der 
tiven Kunſt“, Jena 1907; „Die Anfänge der Kunſt“, Jena 1909. 

Kautsky ſagt: „Was den Philoſophen vom Wilden nlertefeiben, iſt nicht die 
Made des Beobachtens der Natur, ſondern der Umſtand, daß für dieſen die 
ur ſelbſtverſtändlich iſt, jenem ein Rätſel. . .. Der Menſch mußte erſt ge- 
aßen die Nabelſchnur zerriſſen haben (durch die Einſchaltung der Werkzeugs. 
Ref.), die ihn mit der Natur verband, er mußte die Natur bis zu einem ge— 
I Grade beherrſchen, fich über fie erhoben haben, ehe er daran denken konnte, 
Philoſophiſch zu unterſuchen.“ („Was will und kann die materialiſtiſche Geſchichts⸗ 
Me lung leiſten“, „Neue Zeit“, V, 1, S. 233.) Hier haben wir dasſelbe Prinzip, 
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Verworn in der vorliegenden Schrift für die Wandlungen innerhalb des „Zeit 
des theoretiſierenden Geiſtes“ keine auf der Okonomik baſierende Erklärung. 

Die Lektüre des Vortrags ſei allen warm empfohlen. Nicht etwa, weil in il 
„materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung“ propagiert würde — denn das iſt nicht der Fe 
Die große Anregung, die man von dem Vortrag erfährt, liegt einmal in folgenden 
Der Kernpunkt der marxiſtiſchen Auffaſſung der menſchlichen Geiſtesentwicklung, d 
die „Sinnlichkeit“ nicht unter der Form der „Anſchauung“, ſondern nur „als mens 
liche ſinnliche Tätigkeit, Praxis, ſubjektiv“ verſtanden werden kann, erfährt du 
Verworn von phyſiologiſchen und prähiſtoriſchen Geſichtspunkten heraus ei 
von der Geſchichtsforſchung ganz unabhängige Begründung. Das kann nur anrege 
wirken — und führt zum zweiten: Die Begründung der Verwornſchen Au 
faſſung der Entwicklung des menſchlichen Geiſtes iſt ein erfolgreich 
Verſuch, die Brücke zu ſchlagen zwiſchen einer Theorie der tieriſch 
Entwicklung einerſeits und einer Theorie der menſchlichen Geiſte 
entwicklung andererſeits. Dieſem theoretiſchen Bedürfnis einer einheitlich 
Auffaſſung der Entwicklung des Organiſchen Rechnung zu tragen, ſcheint mir 
nächſte und vornehmſte theoretiſche Aufgabe der Zeit. „ 

Geſchrieben iſt die Broſchüre meiſterhaft. a | Lipſchi 


Złitſchriftenſchau. 
(Bürgerliche Revuen.) 


Das Novemberheft von „Le Monde“ (Brüſſel 1911) enthält einen Aufſa * 
Baldacei über „Die koloniale Expanſion Italiens“. Seit ſeinem Beſtehen bemül 
lic) das Königreich Italien für eine Kolonie zur Deportation von Verbrechern u 
ſuchte ein zu dieſem Zwecke geeignetes Gebiet durch Unterhandlungen mit verſch 
denen Mächten, beſonders mit Portugal, zu gewinnen. Doch alle dieſe Ve 
blieben erfolglos. Die Notwendigkeit einer ſolchen Strafkolonie erſchien 
dringender, als im Jahre 1865 die Todesſtrafe in Italien abgeſchafft wurde. 
lich erteilte die Regierung am 15. November 1869 den Befehl, Aſſab an der a 
niſchen Küſte des Roten Meeres zu beſetzen. 

Bis zum Jahre 1882 blieb dieſe Kolonie in der Verwaltung 55 Schiff 
geſellſchaft Rubattino. Die Regierung hoffte bis dahin immer noch, auf dem 
der Verhandlungen etwas Beſſeres erlangen zu können. 

Im Jahre 1885 beſetzten die Italiener Maſſaua, und dadurch erhielt auch 
mit ſeinem Hinterland erhöhte Bedeutung. Von nun an verſuchten die Ital 
die Grenzen ihres Kolonialreichs, das nun den Namen Erhythräa erhielt,! 
ſchieben, beſonders gegen Abeſſinien. Dies brachte fie naturgemäß in Konflikt u 
dem Negus Johannes von Abeſſinien. Am 26. Januar 1887 vernichtete der R 
Alula die ſtarke italieniſche Beſatzung von Dogali, worauf die italieniſche Re 
rung 20 000 Mann nach Erythräa ſandte, die das verlorene Gebiet zurückerobert 
Als Johannes im Jahre 1889 im Kriege gegen den Mahdi gefallen war, verhalf 
die Italiener ihrem Parteigänger Menelik auf den Thron. Dieſer trat im Vertt 
von Utſchali einen Streifen abeſſiniſchen Landes an Italien ab und anerkannte 
Oberhoheit dieſer Macht über ganz Abeſſinien. Als aber die Italiener immer wei 
ins Innere des Landes vordrangen, kündigte Menelik den Vertrag von ÜUtſche 
und es kam dum Kriege, der zur furchtbaren Niederlage der Italiener bei Adi 
(1896) führte. Im Friedensvertrag erkannte Italien die völlige Unabhängig 


das dem . Schema zugrunde liegt, nur daß bei Verworn die Einteil 1. 
mehr ſpezialiſiert iſt, indem den Anfängen des theoretiſierenden, en 15 
Denkens ſchon zu Ende der älteren Steinzeit und Rasen beim fingen en 
zeitmenſchen nachgeſpürt wird. 
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ſſiniens an und verzichtete auf jedes Vordringen über die Linie Moreb-Beleſſa 
aus. N 

Wenige Wochen nach der Beſetzung von Maſſaua hatte die italieniſche Regie⸗ 
g ein Kriegsſchiff nach Sanſibar geſchickt, um mit dem Sultan dieſes Landes 
Verhandlungen wegen Landabtretungen zu pflegen. Dieſe Verhandlungen zogen 
ergebnislos bis zum Jahre 1889 hin. In dieſem Jahre ſchickte die italieniſche 
lierung drei Linienſchiffe an die Küſten von Sanſibar, da fie, wie Herr Bal⸗ 
ü treuherzig erzählt, von einigen Häuptlingen um Schutz gebeten worden war. 
en eine Jahresrente von 120 000 Rupien an den Sultan von Sanſibar erwarb 
lien mit Zuſtimmung Englands die Souveränität über die Küſten des ſüdlichen 
nalilandes (Banader). Dieſe koloniale Erwerbung brachte Italien nicht viel 
fick. Sie ſtand abwechſelnd in der Verwaltung von Handelsgeſellſchaften und in 
der Regierung ſelbſt, ohne aber irgendwelche Vorteile zu bringen. Hingegen 
f es zu zahlreichen Scharmützeln mit den Eingeborenen, die oft ſchwere Verluſte 
hoeiführten, im Jahre 1896 das Gemetzel von Lafolé, bei dem eine ganze 
lieniſche Karawane unter Anführung des Hauptmanns Cecchi aufgerieben wurde. 
Die „Bibliotheque Universelle et Revue Suisse“ (Lauſanne 1911) ſchreibt 
der „Italieniſchen Ehronik“ ihrer Novembernummer über den Kriegszug nach 
Tpolis. Dieſer hat in der geſamten Offentlichkeit Italiens die ungeteilteſte Be⸗ 
terung ausgelöſt. Wieſo kommt dieſer gewaltige Umſchwung in der öffentlichen 
inung gegenüber dem Jahre 1896, wo ſich nicht nur wütende Plebejer und ver— 
g äfelte Familienväter, ſondern auch wohlerzogene junge Leute, Akademiker, auf 
d Schienen warfen, um den Abgang der Militärzüge zu verhindern? Die Haupt⸗ 
ugche liegt in dem Niedergang des italieniſchen Sozialismus. Deſſen Glanzzeit 
vorüber ſeit dem Tode des Königs Humbert und der Anbahnung einer demo— 
hiſchen Politik durch Zanardelli und Giolitti. Dieſe führte zu einer Spaltung 
i italieniſchen Sozialismus, und nun bekämpfen ſich die Reformiſten auf der 
een Seite, die Revolutionäre und Syndikaliſten auf der anderen mit der größten 
Fiitterung, was den Sozialismus überhaupt um ſein Anſehen in der öffentlichen 
Jinung gebracht hat. Die Jugend, die vor zwanzig Jahren in Marx einen Weg- 
n ſer in höhere Regionen, in eine reine Luft geſehen hatte und dann eine Zeit⸗ 
ig ganz desorientiert war, wendet ſich jetzt — glücklicherweiſe, wie der unge⸗ 
vınte Verfaſſer meint — wieder dem ſcheinbar ſchon veralteten Patriotismus 
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Freilich ſagen die Demokraten, wichtiger als die Eroberung von Tripolis wäre 
Verwendung der dafür erheiſchten rieſigen Summen für Zwecke der Boden— 
liorationen und ſonſtiger Reformen in Italien ſelbſt. Das kann aber nur ſagen, 


d Kleinmuts, wie er heute beſonders in der italieniſchen Intelligenz vorherrſcht. 
1 Auch das „Giornale degli Economisti e Rivista di Statistica“ (Rom 
J beſchäftigt ſich in der Chronik feiner Septembernummer unter der Überſchrift 
„ich Kripolis“ mit dem von den Demokraten gegen das Tripolisunternehmen er⸗ 
Denen Einwand, daß die ungeheuren Summen, die der Krieg verſchlingt, beſſer 
Italien aufgewendet worden wären. Dieſes Argument iſt nur dann richtig, 
In man annimmt, es ſei die Aufgabe der Regierung, den Wert eines be- 
Inmien Stückes Land zu erhöhen. Wenn aber die Regierung aus den Steuer- 
erägen Mittel für Unternehmungen aufwendet, von denen niemand weiß, wie— 
ſie koſten und wieviel fie tragen werden, die aber in der Regel die Koſten nicht 
heinbringen, dann iſt es tatſächlich vom ökonomiſchen Standpunkt (das heißt 
dem des extremen wirtſchaftlichen Liberalismus. G. E.) gleichgültig, ob dieſe 
Awendungen in Italien gemacht werden oder in Tripolitanien. Wir unter⸗ 
men fortwährend Bodenmeliorationen, Eiſenbahn- und Hafenbauten, von denen 
ne beſtimmt wiſſen, daß ſie ſich nicht rentieren werden. Wenn aber auf dem ge— 


waltigen Gebiet von een auf Koften, wenn 8 Rich 109 8 er 
der Regierung nur das Notwendigſte geſchieht, eröffnet ſich dem Kapital u: 
Arbeit ein ganz anderer Spielraum, als ihn das kleine Italien bietet, 
Demokraten beſchimpfen, wenn es ſich um ſeine Ehre handelt, das ſie a 
einmal heiß lieben, wenn es ſich um ſein Geld handelt. l 
Wenn Tripolis uns nur daran verhindert, zu viel Geld in Italien 
5 geben, iſt das ſchon ein großer Vorteil. Italien hat, wie Maffeo Pantaleo: 
richtig ſagt, in Tripolitanien lediglich die öffentliche Ordnung und ein 
Polizei herzuſtellen, vor allem aber die vollſtändigſte Freiheit der Arbeit (wo 
natürlich nicht die Freiheit der Arbeiter zu verſtehen iſt, denn dieſe beein 
ja bekanntlich die wahre „Freiheit der Arbeit“, das heißt der Ausbeutung. 
und des Handels zu verbürgen. Alles andere, auch der Bau und Betrie 
Eiſenbahnen, Telegraphen, Bewäſſerungsanlagen uſw., muß dem internati 
Privatkapital überlaſſen bleiben, das alle dieſe Unternehmungen am beſte 5 
ſehen wird, wenn nur die italieniſche Bureaukratie, die ſtaatlichen Rückſichten 
die niedere Mißgunſt (basse invidie) der Sozialiſten es nicht unmöglich ma 
Im Novemberheft von „The Contemporary Review“ (London 1911) ſp ion 
D. E. J. Dillon über „Kuswärtige Angelegenheiten“. Italien wurde erft | dec 
das täppiſche Auftreten der deutſchen Regierung in der Marokkofrage zu dem 
nach Tripolis gedrängt. Es mußte zugreifen, bevor andere die Hand nach T 
ausſtreckten. Allerdings enthält der Dreibundsvertrag eine Beſtimmung, daß 
Status quo im Mittelmeer erhalten bleiben ſolle; aber dieſe Garantie wurde 
durch vereitelt, daß ſich England und Frankreich das Hinterland von Tripolit 10 
aufteilten. Daher ſah ſich Italien genötigt, mit Frankreich ein beſonderes 
kommen zu treffen, in dem Italien auf jede Einmiſchung in Marokko verzich 
wogegen ſich Frankreich verpflichtete, die Grenzen von Tripolis nicht zu 
ſchreiten. Damit hatte, meint Dillon, Tripolis aufgehört, türkiſche Provinz zu 
Tatſächlich hatte ſchon die Beſetzung Agyptens durch die Engländer den Zuſan im 
hang zwiſchen Tripolis und der Türkei aufgehoben, da dieſe über keine far 
fähige Flotte verfügt. & 
An Gründen zur militärischen Expedition nach Tripolis fehlte es der ito 
niſchen Regierung nicht, die ſich darüber beklagen konnte, daß das Vorgehen 
Banco di Roma in Tripolis behindert worden war, und daß die Türken in oſte ter. 
tiver Weiſe Küſtenbefeſtigungen dort anlegten. Es war aber ein Fehler der i 
niſchen Regierung, daß ſie der Türkei in aller Form den Krieg erklärte. 
es ſo gemacht wie zum Beiſpiel ſeinerzeit die Engländer in Agypten od 
Ruſſen in der Mandſchurei, hätte ſie mitten im Frieden in den tripolita 
Hafenſtädten Truppen gelandet und die italieniſche Flagge dort gehißt, 
das als internationales „Mißverſtändnis“ aufgefaßt und auf diplomatiſchem 
beigelegt worden: die Türkei hätte das Land, vermutlich gegen Entſchädig 
Italien abgetreten. So aber hat San Giuliano der Türkei den Krieg erk 
dies den Mächten mitgeteilt. Nun iſt es viel ſchwieriger, wieder zum Frie 
gelangen. 
Dem jungtürkiſchen Regime hat der tripolitaniſche Krieg wahrſchein 
Todesſtoß verſetzt. In der türkiſchen Regierung herrſchen Verwirrung 
fähigkeit. Beſonders ließ ſich der Großweſier Hakki Paſcha dermaßen v 
italieniſchen Geſchäftsträger überliſten, den er für ſeinen intimſten Freu 
daß er noch vor wenigen Monaten, trotz Mahmud Schefkets Bedenken, einen 
Teil der Truppen aus Tripolis nach dem Yemen verſetzte. Das „Komitee f \ 
heit und Fortſchritt“, das heute die eigentliche Herrſchaft in der Türkei ai 
auch über den Sultan, gerät immer mehr in Mißkredit. Eine konſtituti 
Türkei iſt ein innerer Widerſpruch. 4 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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1 | noch lange nicht genug! | 
K 4 7 Berlin, 16. Dezember 1911. 


die Taktik der Regierung in der gegenwärtigen Wahlbewegung unter- 
det ſich auffallend von ihrer Taktik bei den Reichstagswahlen von 1907. 
Bährend damals Fürſt Bülow die „Paarung zwiſchen Karpfen und Ka— 
hen“ als eine neue Heilsära des Vaterlandes verkündigte, Herr Dern— 
aus ſeiner Kiſte getrockneter Datteln einen tropiſchen Urwald empor— 
ßen ließ und das offiziöſe Hauptorgan feierlich erklärte, es ſei eine ten- 
giöſe Lüge, daß die Regierung umfangreiche Steuervorlagen plane, 
in die Bethmann Hollweg und Genoſſen die Zügel vollſtändig am Boden 
en. Höchſtens wiederholt die Regierungspreſſe, was Herr Wermuth 
h im Reichstag auszuführen bemüht geweſen iſt, daß nämlich die ſo— 
Annte „Finanzreform“ die Reichsfinanzen wirklich „ſaniert“ habe, was 
ins niemand glaubt, zumal der Herr Wermuth ſelbſt noch „einen kräf— 
gi Ruck“ angekündigt hat, und was zweitens der ausgeplünderten Maſſe, 
eher angeblich vermiedene Reichsbankrott keineswegs über den eigenen 
ao beruhigt, ein ſehr magerer Troſt iſt. 

kicht genug aber mit dieſer Indolenz der Reichsregierung, hält wenig— 
ei die Regierung eines Einzelſtaats die Wahlen für den geeigneten Zeit— 
ut, ihre Bereitwilligkeit zu neuen Ausnahmegeſetzen gegen die Arbeiter- 
de zu verkünden. Die königlich ſächſiſche Regierung macht aus ihrem 
een keine Mördergrube; fie will dem Koalitionsrecht an den Kragen, 
mes iſt natürlich nur ein Spiel mit Worten, wenn fie ihre mörderiſchen 
7 nicht in Geſtalt eines Sondergeſetzes, ſondern auf dem Boden des 
eſhenden Rechtes, durch Abänderung der Gewerbeordnung und des Straf— 
eſzbuchs verwirklichen will. Das iſt eine formale Unterſcheidung, an der 
d reifinnige Denker erluſtieren mögen, wie denn der freiſinnige Sprecher 
mächſiſchen Landtag ſofort auf den Köder angebiſſen hat; der tatſächlichen 
ung nach laſſen ſich Ausnahmegeſetze auch auf dem Boden des gemeinen 
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Rechtes basteln, mantel in einem ar mit 5 hochentwickelt er RI: 
juſtiz, wie Deutſchland iſt. In einer Wahlbewegung aber Ausnah 
gegen die Arbeiterklaſſe anzukündigen, widerſpricht aller bisherigen 
der deutſchen Regierungen, abgeſehen von dem Ausnahmefall, daß ſie 
Wahlen ſelbſt, wie im Jahre 1878, um die Frage eines Ausnahmege 
bewegen. Den Dresdener Staatsmännern zuzutrauen, daß ſie ſozu 
in naiver Dummheit, ohne zu wiſſen, was ſie tun, juſt im „roten 
reich“ Ol ins Feuer ſchütten, würden wir e für ein Ver : 
halten. = 
Auch der ſchwarzblaue Block geht mit ſeiner Waß kein 
ſo ins Zeug, wie man es ſonſt von ihm gewohnt iſt. Seine Kerntru 
Bund der Landwirte, veröffentlicht einen recht nichtsſagenden Wah 
der ſich mit abgedroſchenen Redensarten, die längſt keinen Hund me 
Ofen locken, gegen die Sozialdemokratie wendet, und ſein Organ 
„Deutſche Tageszeitung“, ſtolpert gleich kläglich einher. Wir haber 
Knuten⸗Ortel nie für ein Genie gehalten, aber ſoviel Grips haben 
allerdings bisher zugetraut, daß er nicht mit den gefälſchten Reichsve 
zitaten arbeiten würde, mit denen er jetzt tagtäglich herumhauſi 
ſollte doch wiſſen und weiß auch recht gut, daß die Sozialdemokratie, 
ſie mit dem Zitatenſack erſchlagen werden könnte, den ſchon der ſelige 
kamer mit ſo ſtaatsmänniſcher Geberde ſchwenkte, längſt tot und N 
ſein würde. 
Sucht man ſich nun dieſe und ähnliche Erſcheinungen zu erklä 
ſcheint die Antwort auf flacher Hand zu liegen: die herrſchende Reakt 
ein Spiel auf, das für ſie ein für allemal verloren iſt. Die Erbitter 
Maſſen über die Wirtſchaft des Schnapsblocks iſt ſo groß, daß ſie ſich 
keine noch ſo hochtönenden Verſprechungen für die Zukunft mehr be 
tigen läßt. Das iſt ſo weit auch ganz richtig gedacht. Aber dieſe Er 
würde die Ritter und die Heiligen nicht hindern, ſich mit Näg 
Zähnen an die Macht zu klammern, die noch in ihren Händen iſt. Wei 
mit ſcheinbarer Gleichgültigkeit ihrer drohenden Niederlage entgege 
ſo denken ſie eben weiter und rechnen damit, daß ihnen gerade ihre 
lage ein Schlachtfeld ſchaffen wird, auf dem ſie den Kampf mit g 
Ausſicht auf Erfolg aufnehmen können als gegenwärtig. Mit 
Worten: ſie wollen die „rote Flut“ ſo anſchwellen laſſen, daß den b 
Bürgersmann doch wieder ein Grauen überkommt und ihn zum will 
Opfer jedes reaktionären Streiches macht; was fie mit einigen Mi 
Reichsverbandszitaten nicht ergattern können, das hoffen ſie mit 
Millionen ſozialdemokratiſcher Stimmen zu erreichen. 
Dieſer offenkundigen Taktik der Regierung und der 500 10 
teien gegenüber könnte es fraglich erſcheinen, wie die ſozialdemo 
Wahltaktik einzurichten ſei. Oder vielmehr: es iſt gar nicht fraglich 
wir auf die freiſinnigen Staatsmänner hören wollen, die bekannt 
politiſche Weisheit mit Löffeln gegeſſen haben. Die ſagen uns: Nicht 
ſiegen! denn ſonſt kommt ihr in die Teufelsküche. Dieſer glorreiche 


h lange nicht genug! 32 403 


es ſogar, mit dem die freiſinnige Wahlagitation hauptſächlich hantiert, 
em fie jagt, wer ſozialdemokratiſch wähle, arbeite der Reaktion in die 
nde, da ein großer Sieg des Proletariats nur allerlei reaktionäre Hand— 
d Staatsſtreiche fördern würde. Wer alſo den friedlichen und geſetz⸗ 
ßigen Fortſchritt wolle, der müſſe die freiſinnigen Biedermänner wählen, 
reaktionäre Gewaltſtreiche in äußerſt wirkſamer Weiſe dadurch abzu⸗ 
hren wiſſen, daß ſie ſich der Reaktion freiwillig zu allen Handlanger— 
nſten erbieten. 
Auf ſolchen Wegen kann und wird ſich aber die deutſche Arbeiterklaſſe 
mals ertappen laſſen. Für ſie kann die hinterhaltige Wahltaktik der reak— 
nären Parteien und der von ihnen abhängigen Regierung nur ein An- 
3 mehr ſein, den letzten Hauch von Kraft an dieſe Wahlbewegung zu ſetzen. 
unſinnig es iſt, mutwillig Ausnahmegeſetze zu provozieren — ſchon weil 
jedes Ausnahmegeſetz gegen ſeinen tatſächlichen Urheber kehrt —, jo 
innig würde es jein, aus Angſt vor Ausnahmegeſetzen auch nur um 
garesbreite von dem Wege der politiſchen Pflicht abzuweichen. Würde die 
derne Arbeiterſchaft nichts weiter erſtreben, als was der bäuerlichen 
iſſe auf den mittelalterlichen Landtagen beſchieden war: die Stellung 
ſer geborenen Minderheit, die hier und da einige Kleinigkeiten durchſetzen, 
Ir nie die Hand auf den Hebel der Regierung legen konnte, jo hätte es 
ih einigen Sinn zu jagen: Ihr habt jetzt jo ungefähr, was ihr wollt, und 
ſetzt nicht das Gewonnene aufs Spiel, indem ihr nach Mehr verlangt. 
ler dieſes Mehr iſt gerade das, was die Arbeiterſchaft will, und ſie würde 
ſelbſt aufgeben, wenn ſie ſich durch die Drohung mit Gewalt zwingen 
ze, ihr hiſtoriſches Erbe um ein Linſengericht zu verkaufen. 
Eine je größere Stimmenzahl die Sozialdemokratie in dieſen Wahlen 
1 um jo ſchwieriger wird es für die Reaktion, Ausnahmegeſetze durch- 
ähren, und um ſo zweiſchneidiger werden dieſe ſchoflen Waffen für ſie 
e ft jein. Gewiß, am letzten Ende wird es dazu kommen, denn daß die 
een Klaſſen jemals, jobald das allgemeine Wahlrecht eine jozial- 
iokratiſche Mehrheit in den Reichstag ſchickt, mit höflicher Verbeugung 
an werden: Wohlan, meine Herren Arbeiter, Sie haben gewonnen, und 
in richten Sie ſich, bitte, nach Ihrem Belieben ein — daran glaubt natür⸗ 
kein Menſch, der noch über ſeine fünf Sinne gebietet. über kurz oder 
07 werden die beſitzenden Klaſſen ein verwegenes Spiel beginnen, und 
i dieſen Fall gerüſtet zu ſein, iſt ebenſo eine Notwendigkeit für die arbei⸗ 
eden Klaſſen, wie es eine Torheit von ihnen ſein würde, durch ihre Ab— 
1 ung die Lage der Gegner zu erleichtern. Es kann nur zu ihrem Vorteil 
schlagen, wenn ſie immer zahlreichere Streitkräfte um ihr Banner ſam⸗ 
un, auch dann, und dann erſt recht, wenn fie dadurch den hiſtoriſchen Gang 
X Dinge beſchleunigen. Ä 
Laſſalle pflegte ſeinen Anhängern im vertraulichen Geſpräch zu ſagen: 
Aan ich vom allgemeinen Stimmrecht ſpreche, ſo müßt ihr darunter immer 
i Revolution verſtehen. Und als ein revolutionäres Werbemittel hat die 
7 das allgemeine Stimmrecht ſtets aufgefaßt. Das Anwachſen ihrer 
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Stimmenzahl hat ihr immer in erſter Reihe geſtanden, im Gegenſatz 
den bürgerlichen Parteien, denen es ja in erſter Reihe auf die Erober 
von Mandaten ankommt. Inſofern liegt denn auch eine Art Nemeſis da 
daß die Sozialdemokratie mit ihrer Ziffer an Mandaten im Verhältnis 
Zahl ihrer Stimmen immer viel ſchlechter abgeſchnitten hat als alle bür 
lichen Parteien. Jedoch deshalb hat fie ſich niemals graue Haare iwad 
laſſen. Sie hat gern die Mandate mitgenommen, die ſie bekommen kon 
ohne ihren Prinzipien untreu zu werden, und ſie hat dieſe Mandate ei 
benutzt, um von den herrſchenden Klaſſen herauszuſchlagen, was irgend 
ihnen herauszuſchlagen war. Aber ſie hat ſich nie der Illuſion hingege 
daß der entſcheidende Kampf auf dem Boden des bürgerlichen Parlame 
rismus geſchlagen werden wird. Dieſen Kampf können und werden = 
Maſſen enticheiden, die fie mit dem allgemeinen Stimmrecht wirbt. 
Die defenſiv⸗offenſive Taktik, die höchſte Form der Kriegführung, in ö 
immer die Taktik der Sozialdemokratie geweſen. Sie appelliert von 
aus niemals an die Gewalt, und ſie provoziert nicht mutwillig Ausnal 
geſetze, allein wenn ihr Gewalt angetan oder wenn fie durch Ausnal 
geſetze geknebelt werden ſoll, jo widerſetzt fie ſich und geht nur um ſo Il 
ſichtsloſer zum ſiegreichen Angriff vor. Unter dieſen Umſtänden hat fie 
Drohung mit Ausnahmegeſetzen nicht zu fürchten, die, wenn damit wiri 
Ernſt gemacht werden ſollte, den Weg zu ihrem Endziel nur abküe 
würden. Die Beſeitigung des ſchwarzblauen Blocks wäre ein a 
Vorteil für die Arbeiterklaſſe, aber eine Förderung der revolutionären 
wicklung wäre ſie noch lange nicht, zumal da jede andere bürgerliche Pae 
konſtellation an den Heeres- und Flottenausgaben, an den indirſe 
Steuern und Lebensmittelzöllen uſw. feſthalten würde. Aber wie ani 
wenn ein frivoles Attentat auf das bißchen Koalitionsrecht, das die deut e 
Arbeiter noch beſitzen, neue Scharen auf Scharen in die kampfbereite ben 
des Proletariats führen würde. 1 
In den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts hatte ſich die i 


gerliche Demokratie den Wahlſpruch erkoren: 3 deuch 
Noch r nicht; ſelbſt der alte Ziegler hat eine einer Novellen ſo | 1 


Familie handelte: Noch lange nicht genug! Mit dieſer hausbackenen ee 
heit hat es der Mann immerhin zu etwas in der Welt gebracht. 4 
Wenn auch in nichts anderem, ſo dürfen wir ihn uns darin ſchon N 
Muſter nehmen. Wir können den Wahlkampf nur in dem Sinne fü en 
daß wir noch lange nicht genug Stimmen haben, wenn wir 1 
Stimmenzahl erreichen, auf die die Reaktionäre ihre heimtückiſchen 
nungen ſetzen. | 
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Von Siegfried Weinberg. 


| Es find nun zwei Jahre verfloſſen, ſeitdem der offiziöſe Vorentwurf zu 
en deutschen Strafgeſetzbuch das Licht der Offentlichkeit erblickt hat. Im 


Jahrgang der „Neuen Zeit“ (1. Band, Seite 721 ff.) habe ich dargelegt, 
halb dieſer Entwurf für unſere Partei aufs ſchärfſte zu bekämpfen und 
Ausnahmegeſetz gegen den politiſchen und gewerkſchaftlichen Emanzi— 
ö ionskampf der Arbeiterklaſſe abzulehnen iſt. Ich habe dort auch bereits 
die günſtigen Kritiken hingewieſen, die der Entwurf in allen bürger— 
jen Lagern gefunden hat. Dieje günstige Beurteilung findet man auch 
den Kreiſen der bürgerlichen Strafrechtswiſſenſchaft, und zwar ohne 
terſchied der verſchiedenen Strafrechtsſchulen, die ſich bisher jo bitter be— 
(pft haben. 
| Was ſich noch jüngſt in blutigem Haß getrennet, 
Das teilt entzückt die allgemeine Luſt! 


Schon auf der Tagung der deutſchen Mitglieder der Internationalen 
ninaliſtiſchen Vereinigung, der „Revolutionäre“ der Strafrechtswiſſen— 
ift, die im April 1911 ſtattfand, iſt es zum Ausdruck gekommen, daß der 
‘tentwurf der Regierungskommiſſion ganz brauchbar ſei. Die Freude 
ir den Regierungsentwurf hat nun einige führende Männer der Inter⸗ 
ionalen kriminaliſtiſchen Vereinigung, nämlich die Profeſſoren Liſzt, 
gienthal und Goldſchmidt, veranlaßt, ſich mit dem reaktionären Profeſſor 
Hl, dem Vater des Irrlehregeſetzes, zu einer brauchbaren Redigierung des 
ierungsentwurfes zuſammenzutun. Dieſe Umredigierung bezeichnet ſich 
ur als „Gegenentwurf“, doch iſt dieſe Bezeichnung irreführend. In dem 
ewort (Seite 3) wird ausdrücklich darauf hingewieſen, daß der Vor— 
wurf die „geeignete Grundlage“ des neuen Entwurfes abgegeben habe, 
der von den Verfaſſern des ſogenannten Gegenentwurfes weitergebaut iſt. 
Der „Gegenentwurf“, deſſen Text bereits vor einem halben Jahre ver— 
0 ntlicht wurde, deſſen Begründung jedoch erſt jetzt vollſtändig erſchienen iſt, 
tlt zweifellos rein wiſſenſchaftlich einen Fortſchritt gegenüber dem gelten— 
0 Rechte und dem offiziöſen Vorentwurf dar. So zeigt der Gegenentwurf, 
ein Beiſpiel hervorzuheben, mit welcher Leichtigkeit ſich die vielen ſtraf— 
lichen Nebengeſetze in das Strafgeſetzbuch einarbeiten laſſen, ein Unter— 
Be das bekanntlich die Verfaſſer des Regierungsentwurfes als über 
2 Kraft gehend bezeichnet haben. Die Tatbeſtände der einzelnen Straf— 
en find zu einem großen Teile glücklicher und knapper gefaßt, und die 
itematit iſt eine logiſchere. Dies find gewiß erhebliche Vorzüge, die aber 
I uns, die wir der dogmatiſchen Strafrechtswiſſenſchaft nur eine ſehr 
ſergeordnete Bedeutung beimeſſen können, nicht entſcheidend ins Gewicht 
cen, Wir wiſſen, daß nicht nur das gegenwärtige Strafſyſtem im fapita- 
liſchen Staate die Verbrechen als Maſſenerſcheinung nicht beſeitigen kann, 
dern daß auch eine radikale Umgeſtaltung des Strafrechtes ohne eine 
ikale Umgeſtaltung unſerer geſamten ſozialen Verhältniſſe nichts Weſent⸗ 
ies wird erreichen können. Iſt demnach der Nutzen, den eine Strafrechts— 
dem bei den jetzigen allgemeinen Zuſtänden ſtiften kann, nicht gar zu 
) anzuſchlagen, ſo iſt doch der Schaden, der durch ſie herbeigeführt 
U den kann, ſehr beträchtlich. Iſt doch das n mehr und mehr ein 
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Mittel geworden, politiſche Nebenzwecke der herrſchenden Klaſſen 
wirklichen und insbeſondere den politiſchen und gewerkſchaftlichen 
zipationskampf nach Möglichkeit zu behindern. Dies bringt es 
daß wir uns bei jeder Strafrechtsreform zunächſt die Frage 
müſſen, ob fie als ein Mittel zur Niederhaltung der Arbeiterfla 
braucht werden kann. Durch Erfahrungen gewitzigt, dürfen wir uns 
nicht etwa auf die Unterſuchung beſchränken, ob mit den zur Di 
ſtehenden Vorſchlägen reaktionäre politiſche Nebenabſichten verfolgt 
ſondern wir müſſen uns auch die Frage vorlegen, ob die neuen Bor! 
durch ihren Wortlaut auch in Zukunft die Möglichkeit jedes politisch 
Mißbrauchs ausſchließen. Mit bloßen Verſprechungen dürfen wir uns h 
nicht abſpeiſen laſſen. Wie lange es dauern kann, bis ſich die politiſch 
zoendbarkeit eines Paragraphen im Sinne der Reaktionäre herau 
dafür gibt der Erpreſſungsparagraph des geltenden Strafgeſetzbuc 
draſtiſches Beiſpiel. Dieſer war ſchon ein halbes Menſchenalter in 
keit, ehe er zum erſtenmal gegen ehrenwerte Arbeiter wegen ihrer 
ſchaftlichen Betätigung angewendet wurde. Heute willen unſere 3 t 
ſtändig von derartigen Mißbräuchen dieſes Paragraphen zu berichten 

Wenn wir unter dieſem Geſichtspunkt an die Prüfung des i 
entwurfes herantreten, jo kommen wir gar ſchnell zu dem Reſultat 
— ebenſo wie der Regierungsentwurf — ein gefährliches Attent 
Sozialdemokratie und Gewerkſchaftsbewegung darſtellt. Man ka 
leicht zweifeln, welcher von den beiden Entwürfen in dieſer Richtung 
licher iſt, darüber aber kann kein Zweifel beſtehen, daß die jetzigen, 
nicht idealen Zuſtände durch jeden der beiden Entwürfe noch weſent 
ſchlechtert würden. 

Schon bei der Bekämpfung des Regierungsentwurfes mußten 
in dieſem vorgeſehene Etablierung der richterlichen Wil 
rügen. Jetzt, nach Kenntnis des Gegenentwurfes, erſcheint der Vor 
faſt als eine Kette von Beſchränkungen des Strafrichters. Der 
entwurf hat den geſetzlichen Strafrahmen ſo gut wie völlig ab 
Ohne Übertreibung kann man jagen, daß dem Richter die freie 
laſſen wird, zwiſchen Strafloſigkeit und lebenslänglicher Einſperru 
erkennen. Wenn man bei Erörterung des Strafrechtsproblems von de 
gemeinen Charakter unſerer Geſellſchaft abſieht, ſo mögen ſolche Vorſ 
vernünftig und empfehlenswert erſcheinen. Vom ganzen Volke 
Vertrauensmänner — fo könnte man es ſich ausmalen — entſcheiden ı 
jede Feſſel aus der Volksüberzeugung heraus über die Strafe, die fi 
antiſoziale Tat eines Schädlings verhängt werden ſoll. In der Wi 
keit unſeres Klaſſenſtaats macht ſich die Sache nun aber leider etwas a 
Hier ſind es ausſchließlich aus den herrſchenden Klaſſen entnommen 
deren Anſichten erfüllte Richter, die zu Gericht ſitzen. Da tft die Alafieı 
ſelbſt bei beſtem Willen zur Unparteilichkeit nicht nur eine Gefah 
eine Selbſtverſtändlichkeit. Je weiter die Paragraphen gefaßt ſin 
Strafrahmen iſt, den ſie zulaſſen, deſto größer iſt a die . 
Klaſſenjuſtiz. 

Beſſer als alle abſtrakten Erörterungen mag ein praktiſches 
zeigen, mit welch unerträglicher Konſequenz der Gegenentwurf de 
ſatz der richterlichen Willkür durchführt. Als Beiſpiel diene die 
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Strafe für die Beleidigung, die ja trotz der vielen Konkurrenz auf 
ſem Gebiet noch immer das eigentliche und vor allem das bei weitem 
ifigſte politiſche Delikt iſt. 
Der ordentliche Strafrahmen des Gegenentwurfes für die einfache Be— i 
gung iſt Gefängnis von einer Woche bis zu zwei Jahren oder Geldſtrafe 
18 Mark bis zu 10 000 (zehntauſend) Mark. Das geltende Strafgeſetzbuch b 
ht nur Geldſtrafe von 3 bis 600 Mark oder Haft und erſt in letzter Stelle 
fängnis von einem Tage bis zu einem Jahre an. Der Gegenentwurf iſt 
ſchon in ſeinem gewöhnlichen Strafrahmen für Beleidigung weit dra- 
iſcher als das geltende Recht. Ja, er läßt ſogar noch den Regierungsent⸗ 
ef hinter ſich, der die zuläſſige höchſte Geldſtrafe für den Normalfall der 
eidigung auf 3000 Mark bemißt. Der reaktionäre Schrei nach Verſchär⸗ 
g der Beleidigungsſtrafen hat alſo bei den Verfaſſern des Gegenent— 
tfeg ein ſehr bereitwilliges Echo gefunden. a j 
Der Gegenentwurf beſtimmt nun aber ferner, daß „in beſonders 
weren Fällen“ eine Erhöhung der angedrohten Strafe eintritt, und 
r im Unterſchied vom Regierungsentwurf bei ſämtlichen Delikten. Dem 
enden Strafrecht iſt eine ſolche Beſtimmung fremd. Die angedrohte 
hſtſtrafe für Beleidigung z. B. beträgt in dieſem Falle fünf Jahre (im 
ſierungsentwurf drei Jahre) Gefängnis. Ein „beſonders ſchwerer Fall“ 
t nach dem Gegenentwurf vor, „wenn die verſchuldeten Folgen der Tat 
zutend ſind oder der verbrecheriſche Wille des Täters beſonders ſtark und 
verflich erſcheint“ (§ 89), was bei den Redakteuren und Agitatoren der 
tei und der Gewerkſchaften ſicherlich oftmals von den Richtern ange— 
imen werden würde. 

Doch damit nicht genug der vorgeſehenen Straferhöhungen. Im Gegen— 
zum geltenden Rechte, das nur bei beſtimmten gänzlich unpolitiſchen 
aftaten den Rückfall beſonders ſchwer beſtraft, ſieht der Gegenent- 
feine derartige ſchwere Beſtrafung des Rückfalls bei allen, zum Beiſpiel 
den politiſchen Straftaten vor. Da nun bei politiſchen Delikten die 
afe ihren „Beſſerungszweck“ regelmäßig verfehlt, kommen hier „rück— 
ge Verbrechen“ beſonders häufig vor. Im Rückfall befindet ſich nach 8 95 
b nur derjenige, der dieſelbe Straftat mehrfach hintereinander begangen 
ſondern auch derjenige, der verſchiedene Straftaten (Verbrechen oder 
ätzliches Vergehen) verübt hat, die auf derſelben Neigung beruhen, zum 
piel alſo auf der Neigung, die ſtaatlichen Autoritäten oder die Autorität 
Arbeitgebers oder Streikbrechers herabzuſetzen. In ſolchen Fällen tritt 
its im erſten Rückfall nach einer Freiheitsſtrafe, falls ſeit ihrer Ver⸗ 
ung nicht mehr als drei Jahre verſtrichen ſind, eine erhebliche Straf— 
hung nach Art der für die „beſonders ſchweren Fälle“ angedrohten ein. 
dritten und ferneren Rückfall iſt bei Vergehen, die ſonſt im Höchſtfall 
ant von mehr als ſechs Monaten bedroht ſind, alſo zum Beiſpiel 


bei Beleidigungen, Koalitionszwang und ſonſtigen Straftaten des poli⸗ 
en und gewerkſchaftlichen Tageskampfes, auf Zuchthaus von zwei bis 
i Jahren zu erkennen. Zuchthaus bis zu zehn Jahren für rückfällige 
3 und Streikſünder! Wahrlich, die Blütenträume unſerer ärgſten Reak— 
äre reifen! 5 
dieſelben barbariſchen Rückfallsſtrafen finden auch Anwendung, wenn 
3 turteilung wegen eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens (alſo 


| 
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Nas wieder zum Beiſpiel wegen Beleidigung, Koalitionszwang, 


3 
2 
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en ee PET 


den Augen unſerer bürgerlichen Richter nichts als Ehrabſchneider 


neue ein Verbrechen oder vorſätzliches Vergehen, das ihn in Verbindu 


infolge ihrer Erziehung und ihres Milieus beim beſten Willen, unparte 
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gung) feſtgeſtellt wird, daß es ſich um einen „gewerbs⸗ und gew 
heits mäßigen“ Verbrecher handelt. In der Begründung (S. 130) 
ausdrücklich hervorgehoben, daß dieſe Beſtimmung in erſter Linie auch E 
„Ehrabſchneider“ gemünzt iſt. Da viele unſerer Führer und Redakteure 


würde in Zukunft die Zuchthausſtrafe bald eine Normalſtrafe für po 
und gewerkſchaftliche Sünder werden. Doch dieſen würden in Zukun 
ganz andere Wonnen bevorſtehen. Der § 98 des Gegenentwurfes droht ih 
unter Umſtänden neben der Strafe noch lebenslängliche Einſperru 1 
einer Verwahrungsanſtalt an. Er beſtimmt: 4 

Begeht jemand, der ſchon vielfach, mindeſtens aber fünfmal, wegen Ver ei 
oder vorſätzlicher Vergehen (zum Beiſpiel Beleidigung) Freiheitsſtrafe, d ö 
mindeſtens einmal Zuchthausſtrafe (zum Beiſpiel wegen Beleidigung im R 
erlitten und die letzte Strafe vor nicht länger als drei Jahren verbüßt ha 


ſeinen Vorſtrafen als gewerbs- oder gewohnheitsmäßigen und für die Recht 
heit gefährlichen Verbrecher erſcheinen läßt, ſo kann das Gericht neben der 
auf Unterbringung des Verurteilten in eine Verwahrungsanſtalt erken 
Auf Grund der gerichtlichen Entſcheidung hat die Landespolizeibehörde 
Unterbringung zu ſorgen. . .. Die Landespolizeibehörde beſtimmt auch ü 
Dauer der Verwahrung und über die Entlaffung.... Die Entlaſſung darf 
nur eine vorläufige ſein! i 


Wenn man bedenkt, daß unter dem heute geltenden Strafrecht Arbe 
die nichts getan haben, als unter Androhung des Streiks eine Lohnerhöhl 
5 fordern, nicht nur wegen Erpreſſung beſtraft, ſondern daß ihnen jo 


0 
gehört es durchaus nicht zu den Unmöglichkeiten, daß die Vorausſet g 
des vorgeſchlagenen § 98 von den Gerichten des Klaſſenſtaats bei „geiwe: 
mäßigen“ politiſchen und gewerkſchaftlichen Sündern als gegeben e 
werden. Die Unterbringung in der Verwahrungsanſtalt iſt von u 
ſtimmter Dauer, alſo unter Umſtänden lebens länglichl Anerke 
ſei hervorgehoben, daß die Verhängung der Todesſtrafe wegen bloß 
leidigung, wegen Koalitionszwang oder ähnlicher leichter Straftat 
mit dem Emanzipationskampf der Arbeiterklaſſe in Beziehung ſtehen 
Gegenentwurf auch für den Rückfall des Sünders nicht vorgeſehen 
Dem jo gut wie unbegrenzten Straferhöhungsrecht des Richters f 
ſpricht auf der anderen Seite ein ſo gut wie unbegrenztes Stra 
rungsrecht für „beſonders leichte Fälle“. Der Richter kann nämlich 
in beſonders leichten Fällen die Strafe nach, freiem Erme 
mildern, insbeſondere auf bloßen Verweis erkennen. Ja, wo die 
drücklich zugelaſſen iſt (zum Beiſpiel bei Beleidigung, Übertretung 
kann von einer Strafe überhaupt abgeſehen werden. Daß unſere! 


zu ſein, oft geneigt fein werden, in einem Unternehmer oder bürg 
Politiker einen Kämpfer gegen ſozialdemokratiſchen Terrorismus zu 
deſſen Straftat als ein „beſonders leichter Fall“ anzuſehen iſt, wä 
dem Vorkämpfer der Arbeiterklaſſe dieſe Rechtswohltat kaum je 
geſtehen werden, darf man wohl als ſicher annehmen. 
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Die vorſtehende Überſicht zeigt, daß tatſächlich, zum Beiſpiel bei der Be⸗ 
idigung, der geſetzliche Strafrahmen, abgeſehen von der Ermächtigung, 
n Strafen überhaupt abzuſehen, vom Verweis bis zu zehn Jahren Zucht⸗ 
uus und lebenslänglicher Einſperrung geht. Eine ähnliche, wenn auch nicht 
jerall jo kraſſe Spannung zwiſchen Strafminimum und Strafmaximum 
ndet ſich bei allen Straftaten. Iſt ſchon die generelle Zuläſſigkeit der 
trafloserklärung politiſch nicht unbedenklich, ſo ſind die vorgeſehenen bar⸗ 
wiſchen Straferhöhungen eine ſchwere politiſche Gefahr. 

Auch ſonſt herrſcht der Grundſatz der richterlichen Willkür im Gegen⸗ 
itwurf vor. Manche andernfalls nützlichen Beſtimmungen werden dadurch 
ıtmertet, daß ihre Anwendung dem freien Ermeſſen des Richters anheim⸗ 
stellt wird. So der Grundſatz, daß bei Vergehen auf Haft ſtatt auf Ge⸗ 
ngnis ſoll erkannt werden können, wenn die Tat nicht aus ehrlofer Ge⸗ 
mung hervorgegangen iſt. Wenn auch der „Ehrbegriff“ der verſchiedenen 
evölkerungsklaſſen teilweiſe ein verſchiedener iſt, jo wäre doch die vorge⸗ 
glagene Beſtimmung, wenn ihre Anwendung zu einer obligatoriſchen ge⸗ 
acht würde, mit Sympathie zu begrüßen. | 
Der „Allgemeine Teil“ des Gegenentwurfes macht fi) im allgemeinen 
e Vorſchläge des Regierungsentwurfes mit mehr oder minder bedeutenden 
bänderungen zu eigen. Es dürfte deshalb nicht erforderlich ſein, an dieſer 
telle nochmals auf ſie einzugehen. Es ſei in dieſer Beziehung nur auf den 
ngangs erwähnten Aufſatz über den Regierungsentwurf und auf meine 
1 Stuttgarter Parteiverlag erſchienene Broſchüre „Die Arbeiterklaſſe und 
ir Strafgeſetzentwurf“ verwieſen. Hervorgehoben ſei, daß auch die deutſche 
trafrechtswiſſenſchaft des zwanzigſten Jahrhunderts nicht glaubt, auf die 
arbarei der Todesſtrafe verzichten zu können. In den Allgemeinen Teil 
id auch die Grundzüge eines Reichsſtrafvollzugsgeſetzes eingearbeitet, 
obei das Beſſerungsſyſtem mit ſeiner Einteilung der Sträflinge in ver- 
jiedene Diſziplinarklaſſen zugrunde gelegt iſt. Eine verſchlimmerte Drang⸗ 
lierung der politiſchen Gefangenen bedeutet es, daß der Gegenentwurf 
e Statthaftigkeit der Selbſtbeſchäftigung der Gefangenen auf- 
ebt, weil hierdurch „der Unterſchied zwiſchen Gefängnis und Haft völlig 
rmiſcht“ werde (Begründung S. 79). Die Verfaſſer des Regierungsent⸗ 
urfes hatten die Zulaſſung der Selbſtbeſchäftigung für Gefangene noch 
r „ſelbſtverſtändlich“ erklärt (Begründung zum Vorentwurf S. 66). 
Eine dem deutſchen Rechte bisher unbekannte Neuerung ſtellt das jo- 
nannte „Friedensgebot“ dar, das eine Abart der in manchen aus⸗ 
ndiſchen Staaten (zum Beiſpiel England, Italien, ſchweizeriſcher Straf- 
ſetzentwurf) eingeführten Friedensbürgſchaft darſtellt. Nach § 78 kann 
imlich das Gericht, wenn die begründete Beſorgnis beſteht, daß jemand 
ne ſtrafbare Handlung (eine bloße Übertretung genügt!), mit der er ge⸗ 
:oht hat, begehen oder eine begangene wiederholen werde, ihm auf Antrag 
3 Bedrohten oder Verletzten die ausdrückliche Verpflichtung auferlegen, 
h der Begehung oder Wiederholung der angedrohten oder begangenen 
id einer ähnlichen Handlung ſowie ihrer Androhung zu enthalten. Die 
rfüllung der Verpflichtung iſt durch Hinterlegung von Geld oder Wert— 
ieren oder durch ſonſtige Sicherheit oder aber durch Androhung einer 


enn zunächſt nur die Stellung einer Sicherheit angedroht iſt, ſo tritt an 
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efängnisſtrafe von drei Monaten bis zwei Jahren ſicherzuſtellen. Auch 
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deren Stelle, wenn die Sicherheit, zum Beiſpiel wegen Vermögensloſi 
nicht in der beſtimmten Friſt geleiſtet wird, die Androhung der Gefängnis 
ſtrafe. Handelt der Verpflichtete binnen zwei Jahren der ihm auferlegte 
Verpflichtung zuwider, ſo verfällt die geleiſtete Sicherheit, und die ange 
drohte Gefängnisſtrafe iſt zu vollſtrecken. Daneben iſt dann noch die dure 
die Straftat verwirkte ſonſtige Strafe zu verbüßen. Der Nutzen, den da 
„Friedensgebot“ durch Verhütung von Straftaten ſtiften kann, erſchei 
namentlich wenn man die größtenteils wenig befriedigenden Erfahrunge 
des Auslandes berückſichtigt, von geringer Bedeutung. Wer trotz der all 
gemeinen Strafdrohung zu einer Straftat entſchloſſen iſt, wird ſich auc 
durch irgendwelche beſonderen Strafandrohungen ſchwerlich davon al 
bringen laſſen. Wohl aber erſcheint dieſe Maßregel aus vielen Gründe 
ſehr gefährlich. Zunächſt gewährt fie ein neues Beſitzprivileg, indem fi 
dem Reichen geſtattet, mit ein paar Mark abzutun, was der Arme mit ſeine 
Freiheit büßen muß. Sodann beſteht die große Wahrſcheinlichkeit, daß fi 
ſich zu einer Gefahr für die gewerkſchaftlichen — vielleicht auch politiſchen 
Kämpfe der Arbeiterklaſſe entwickeln wird. Werden doch die Unternehme 
alles aufbieten, um durch „Friedensgebote“ die „Hetzer“ bei Arbeitskämpfe 
möglichſt bald unſchädlich zu machen. Die Friedensbürgſchaft iſt gewiſſen 
maßen das ſtrafrechtliche Korrelat der zivilrechtlichen „Einſtweiligen Vel 
fügungen“ und Arreſtbeſchlüſſe. Wie dieſe ſchafft fie die Gefahr einer Gr 
loppjuſtiz. Soll das Friedensgebot nicht zu ſpät kommen, fo wird jein 
Verhängung kaum mit den erforderlichen Garantien ausgeſtaltet werde 
können. über das Anordnungsverfahren ſagt die Begründung ſo gut a 
gar nichts. | 
Schon bei der dem Reichstag vorgelegten ſogenannten kleinen Strafgeſe 
novelle und bei dem Regierungsentwurf trat das Beſtreben zutage, nebe 
den erhöhten Freiheitsſtrafen auch noch Geldſtrafen in einer Höhe, daß fi 
einer Vermögenskonfiskation gleichkommen, anzudrohen. Weit übertrif 
aber auch hier der Geſetzentwurf ſeinen Vorgänger. Und zwar insbeſonden 
auch bei den Straftaten, die für politiſche und gewerkſchaftliche Kämpfer bi 
ſonders in Betracht kommen. Der exorbitanten Geldſtrafe, die für B. 
leidigung angedroht iſt, iſt bereits gedacht. Das Vereinsvergehen des 915 
(Teilnahme an verbotenen Vereinen), der Koalitionszwang und der ein 
fache Hausfriedensbruch werden mit Geldſtrafen bis zu 5000 (fünftauſend 
Mark oder Gefängnis bedroht. Wenn mildernde Umſtände vorliegen, 
kann in allen Fällen, in denen — auch die kleinſte — Gefängnisſtrafe a 
gedroht iſt, an Stelle derſelben auf Geldſtrafe bis zu 10 000 (zehntauſend 
Mark erkannt werden. Am weiteſten geht § 85, der bei allen Handlungen 
die auf Gewinnſucht beruhen, Geldſtrafen bis zu 50 000 (fünfzigtauſend 
Mark neben der Freiheitsſtrafe, auf die außerdem zu erkennen iſt, zuläß 
Es beſteht die Gefahr, daß auch manche Streikvergehen als auf der G 
winnſucht der Arbeiter beruhend angeſehen werden. Dieſes Syſtem de 
rieſigen Geldſtrafen bedeutet namentlich für unſere Partei⸗ und Gewer 
ſchaftspreſſe eine ſchwere Gefahr. „ 
An derartigen Gefahren für den Emanzipationskampf der Arbeiterklaſ N 

iſt auch der „Beſondere Teil“ des Gegenentwurfes reich, wenngleich ſeir 
Verfaſſer eine große Anzahl der im Vorentwurf enthaltenen en | 
mungen verdientermaßen in den Orkus geworfen haben. | 


— 
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dauptſächliches Kampfmittel gegen die Arbeiterkoalitionen iſt zurzeit 
d 153 der Gewerbeordnung. Dieſer bedroht mit Gefängnis von einem 
e bis drei Monaten, wer andere durch Gewalt, Drohung, Ehrverletzung 
Verrufserklärung beſtimmt, an Verabredungen zur Erlangung gün- 
r Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen teilzunehmen. Dieſer Paragraph iſt 
offenes Ausnahmegeſetz, das Handlungen, die ſonſt ſtraffrei ſind, nur 
alb unter Strafe ſtellt, weil ſie in Wahrnehmung berechtigter Inter— 
verübt ſind. Dennoch hat der Gegenentwurf in § 278 dieſe Beſtimmung 
nur übernommen, ſondern noch weſentlich verſchärft, indem er eine 
bis achtmal höhere Strafe, nämlich Gefängnis von einer Woche bis 
inem Jahre, und bei beſonders ſchweren Fällen oder im Rückfall bis zu 
Jahren — wohlweiſe neben Geldſtrafe bis zu 5000 Mark — androht. 
bird ferner vorgeſchlagen, im Unterſchied vom geltenden Recht auch die 
nderung der Teilnahme an derartigen Vereinbarungen unter dieſelbe 
fe zu ſtellen, was, wenn einmal der $ 153 der Gewerbeordnung in das 
Strafrecht übernommen werden ſoll, eine ſelbſtverſtändliche Forde— 
ſein dürfte. | 
der reaktionären Forderung nach ſtrafrechtlicher Beſchränkung 
Koalitionsrechtes der Arbeiter der öffentlichen 
riebe hat der Gegenentwurf — ebenſo wie ſchon der Vorentwurf — 
twilligſt Gehör geſchenkt. § 222 beſtimmt: 


Wer den Betrieb einer dem öffentlichen Verkehr oder einer zur öffentlichen 
rung mit Waſſer, Leucht⸗ oder Heizgas oder elektriſchem Strome dienenden 
ilt ſtört, wird mit Gefängnis beitraft. 


kach der Begründung ſoll unter dieſen Paragraphen nur die Arbeits— 
ellung unter Vertragsbruch, nicht aber diejenige unter Einhaltung der 
bigungsfriſt fallen. Aus dem Wortlaut des vorgeſchlagenen § 222 er- 
ſich eine derartige Beſchränkung jedoch nicht. 

u den empörendſten Angriffen gegen das Koalitionsrecht gehört die 
dung des jetzigen Erpreſſungsparagraphen gegen ehren- 
„im gewerkſchaftlichen Kampfe ſtehende Arbeiter. Zu den vielen Ver- 
, dieſe mißbräuchliche Anwendung des Erpreſſungsparagraphen gegen 
werte Arbeiter durch Anderung ſeines Wortlautes auszuſchließen, 
t auch der vorgeſchlagene 8 320, der für den Tatbeſtand der Erpreſſung 
'Erſtreben eines dem Recht zuwiderlaufenden Vermögensvorteils vor— 
Es iſt zu fürchten, daß auch dies nicht ausreichen würde, da die 
s vermutlich jeden Vermögensvorteil, auf den ein zivilrechtlicher An- 
) nicht beſteht, und der durch Androhungen erreicht werden ſoll, als 
Recht zuwiderlaufend erachten wird. Auch das in § 320 ferner vor— 
1 Erfordernis der Vermögensbeſchädigung genügt nicht, um in Zu⸗ 
die Anwendung des Erpreſſungsparagraphen auf den Lohnkampf der 
beter auszuſchließen. Eine wirkliche Hilfe kann hier nur eine ausdrück⸗ 
jederborhebung im Geſetz bringen, daß der Erpreſſungsparagraph auf 
rohung mit Streik, Boykott und Sperre keine Anwendung findet. 
In eine kurze Überſicht über ſonſtige politiſch wichtige, vom Geſetz⸗ 
tu rf vorgeſchlagene Neuerungen zu geben, ſei zunächſt darauf hin⸗ 
wen, daß auch der Gegenentwurf — ebenſo wie die ſogenannte kleine 
tigejeßnovelle und wie der Vorentwurf — eine Lex Eulenburg 


N 
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e das heißt das Verbot des Wahrheitsbeweiſes bei Beleid 
ſoweit es ſich um „Verhältniſſe des Privatlebens“ handelt. Die 
nehmung berechtigter Intereſſen ſoll nach dem Gege 
nur im Falle der ſogenannten üblen Nachrede, nicht aber bei gew 
Beleidigung Strafloſigkeit gewähren. Die Strafbarkeit der ſog 
„Verächtlichmachung von Staatseinrichtungen“ 
Zukunft nicht mehr wie bisher an das Vorliegen der Abſicht, verä 
machen, geknüpft ſein. Dabei ſind auch hier die Strafen ſehr v 
Die ſogenannten „Religionsvergehen“, deren Abſchaff 9 
allen — auch von wirklich religiöſen — Seiten gefordert worden iſt, werde 
vermutlich auf Veranlaſſung Kahls, beibehalten und unter ſchwere Str 
(Gefängnis bis zu zwei Jahren, in ſchweren G fünf Jahre 
Geldſtrafe bis 10 000 Mark) geſtellt. f 
Der jetzt zu allen möglichen Schikanen gegen die Arbe 
herangezogene „Grobe Unfug⸗-Paragraph“ findet nach dem Muſter 
gierungsentwurfes vollwertigen Erſatz durch die vorgeſchlagen 
drohung gegen Beläſtigung des Publikums durch u 
liches Verhalten. 
Im vorſtehenden iſt nicht mehr als eine kleine Blütenleſe dn 
ſchläge zuſammengeſtellt, die der Gegenentwurf zur Abänderung 
tenden Strafrechtes macht. Daß daneben noch die zur politiſchen K 
verwendbaren Beſtimmungen des geltenden Rechtes faſt lückenlo 
halten ſind, bedarf keiner beſonderen Hervorhebung. 
Das Urteil der Arbeiterklaſſe über den Gegenentwurf iſt des 
aller Anerkennung der von ſeinen Verfaſſern geleiſteten, nicht un 
lichen wiſſenſchaftlichen Arbeit leicht gefällt. Es iſt ihr gleich, ob fi 
der Bureaukratie gebraten oder von der Strafrechtswiſſenſchaft ge 
werden ſoll. Das Volk wird ſeinen eee am 13. Se 
präjentieren! € 
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Die Viehzucht in den landwirtſchaftlichen öro 
und Kleinbetrieben. = 
Von Jakob VNiletzky. 


1. Die Produktionsverhaältniffe. 


Über die Bedeutung der Viehzucht für die verſchiedenen Arten 
wirtſchaftlichen Betriebe ſowie über deren relative Eignung zu di 
duktionszweig ſind auch innerhalb der ſozialdemokratiſchen Lit 
Anſichten geteilt. Wir wollen dieſe Fragen an der Hand der kü 
öffentlichten Reichsſtatiſtik einer neuerlichen Prüfung unterziehe 

Die letzten ſtatiſtiſchen Erhebungen für das ganze Reich be 
auf das Jahr 1907. Dieſe waren, wie wir aus der weiteren Üb 
ſehen werden, bereits veraltet, bevor noch ihre Bearbeitung vollend m 
begnügen. 
vorläufig gibt es noch keine anderen, wir müſſen uns mit 115 vo 

Eine fruchtbare Vergleichung der einzelnen landwirtſchaftlich 
triebsgruppen iſt nur möglich, wenn man alle Vieharten zugleich 
nung zieht, nicht nur einzelne, etwa das Rindvieh allein B 
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er die Gattungen des Nutzviehs ſowohl in ihren Produktionskoſten als 
ihrem Nutzertrag ſehr verſchieden find, wäre die Vergleichung außer⸗ 
dentlich kompliziert und ſchwierig, in mancher Hinſicht geradezu un⸗ 
jalich. Um dieſer Schwierigkeit zu entgehen, hat ſich in landwirtſchaft⸗ 
lhen Berechnungen der Brauch eingebürgert, die verſchiedenen Vieh— 
| Hungen in ein gewiſſes Zahlenverhältnis zueinander zu ſetzen, um auf 
nr Weiſe zu einheitlichen Anſätzen zu gelangen. Die gebräuchlichen 
Armen find folgende: 1 Pferd 1, 1 Stück Rindvieh 8 ⁰, 1 Schwein = , 
18chaf — 1, 1 Ziege S ½2. Auf Grund dieſer Umrechnung ergibt ſich für 
in Viehbeſtand (Pferde + Rindvieh + Schweine + Schafe + Ziegen) folgende 
Jıhlen: 


21 


2 a In 1000 Stück In Prozent 
Größenklaſſe der Betriebe 

Bi 1882 1895 1907 1882 1895 1907 
= 

PpeaMMee 1895 2162 2311 100 
2 bis 5 C 2407 2754 3113 100 
5 20 = F 5689 6559 8334 100 

20 = 100 = 4972 |: 5375 5893 100 

= 2877 2795 2989 100 


00 und mehr a 
| Zuſammen 17840 19645 22722 100 | 110 | 128 


Aber auch dieſe Zahlen geben keine beſtimmte Vorſtellung über die Ver⸗ 
derung des Viehbeſtandes innerhalb der Betriebe verſchiedener Größe. 
s haben nämlich während dieſer Zeit auch Veränderungen in der Boden— 
äche der einzelnen Gruppen ſtattgefunden. 


| Die Größenveränderungen 


Die verſchiedenen Größenklaſſen betrugen in Prozent ſeit 1882 in Prozent 


VGSGBrößenklaſſe 1895 1907 
Hektar 5,4 5,6 5,8 100 104 107 
95 96 | 10,0 || 100 101 | 105 
5 20 - 28,6 28,9 31,9 100 101 111 
20 100 309 30,4 29,3 100 98 95 
00 und mehr - „5 25.6 25.5 2380 100 99 90 

ö Zuſammen 100 | 100 | 100 | = | er | . 


Um Vergleiche anſtellen zu können, müſſen wir berechnen, wieviel an 
ieh den Gruppen zukommen würde, falls die Flächen dieſer Gruppen ihre 
nfangsgröße vom Jahre 1882 beibehalten hätten. Die Berechnung ergibt 
Agende Zahlen: 


2. enkkaſſe 5 
. 2 Hektar 100 110 114 
Be n 00 113 123 
1 20 - 100 114 133 
7 20 =: 100° -- = a 300 110 125 
88 100 und mehr - : 100 98 116 


Als Reſultat dieſer komplizierten Hin⸗ und Herzählung ließ es ſich feit- 
ellen, daß der Viehbeſtand in Betrieben aller Größe ſeit 25 Jahren zuge- 
ommen hat. Man kann noch hinzufügen, daß das größte Wachstum — 33 
stozent — den mittleren Bauernbetriebe zukommt; um ein wenig kleiner 
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war die Zunahme in den großen und kleinen Bauernbetrichn 

ringſten in den Parzellen⸗ und ganz großen Betrieben. | 
Dieſe Tatſachen widerlegen die Meinung, der Kleinbetrieb ft e el 

die Viehzucht am meiſten. Es ergibt ſich, daß der ſogenannte Bauer! 


großbetrieb — 20 bis 100 Hektar — im ſelben Grade zur Entwicklung de I 
Viehzucht beiträgt wie der Kleinbetrieb von 2 bis 5 Hektar. 


angehörigen 1237000 fremde Arbeitskräfte tätig, das Verhältnis dieſe 
beiden Kategorien von Arbeitskräften war alſo 40 und 60 Prozent. 

Das wichtigſte Argument für die Behauptung, daß der Kleinbetrie ; 
ichon deswegen in der Fähigkeit zu einer intenſiveren Viehzucht dem Grof 
betrieb überlegen ſei, weil die Viehzucht einen größeren Aufwand von Sorg 
falt verlangt, als von fremden Arbeitskräften geleiſtet wird, iſt alſo 1 
fällig. | 
Die Legende von der größeren Anpaſſungs fh der Kleinbetriel 
an die Erforderniſſe der Viehzucht verliert aber völlig allen Sinn, wen 
wir die einzelnen Vieharten betrachten. Setzt man die Zahlen für = 
Jahr 1882 gleich 100, ſo erhält man für das Jahr 1907 folgen AN 


hältniszahlen: 
Größenklaſſe Pferde Rindvieh Schafe Schweine 
Unter 2 Hellae rk 82 5 210 
2 bis 5 z Re 121 49 209 
Die 200 ER NE ER | 142 54 239 
20.2. 100 - VVV 128 42 268 „ 
100 und mehr⸗ 111 151 38 289 | 


Durchſchnitt 119 129 42 224 


In den beiden Hauptarten, Rindvieh und Schweine, war die röß 
Zunahme in den allergrößten Betrieben zu verzeichnen. Nur die Zahl de 
Pferde hat hier weniger als die Durchſchnittsggröße zugenommen. 

Die hauptſächliche Urſache der langſamen Zunahme des allgemeinen Vieh 
beſtandes der Grobetriebe liegt im ſtarken und unaufhörlichen Sinken de 
Schafzucht; in den Großbetrieben iſt die Zahl der Schafe von 11,5 Mil 
lionen auf 4,4 Millionen geſunken, in ganz Deutſchland von 21,1 Miß 
lionen Stück auf 8,9 Millionen. Was bedeutet aber dieſer Rückgang de 
Zahl der Schafe? Den Rückgang der extenſiven Viehzucht. Was bedeut 
die ſtarke Zunahme an Rindvieh und Schweinen? Die Entwicklung de 
intenſiven Wirtſchaft. Der Großbetrieb hat eben in den abgelaufene 
25 Jahren den ſehr komplizierten Prozeß der Liquidierung der alten Wir! 


gemacht. 
ſich die Ergebniſſe, wie wir ſehen können, als ſehr bedeutend. ; 
Damit iſt noch nicht alles gejagt. Vom Standpunkt der geſelſch 
lichen Okonomie iſt es ſehr wichtig, nicht nur das Wachstum und die En 
wicklung eines beſtimmten Produktionszweigs, ſondern auch die Beſtändig 
keit dieſes Wachstums und die Dauerhaftigkeit der Produktionsentwicklun 
feſtzuſtellen. Vom Standpunkt der in kapitaliſtiſchen Begriffen befangene 
Produktionsteilhaber iſt bloß die Beſtändigkeit und Dauerhaftigkeit de 
durch die Produktion bedingten Erträge, das heißt Profite und Renter 
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ichtig. Der Kleinbetrieb erhält ſeinen Ertrag nur mittels Anwendung 
r maximalen Arbeitsmühe. Zudem iſt dieſer Ertrag nicht dauerhaft. 

Daß die Ergebniſſe der Viehzucht der Bauernbetriebe durchaus nicht 
glänzend find, wie es in der Preſſe und von den Politikern aller Rich⸗ 
ingen, außer den Sozialdemokraten, behauptet wird, geht ſchon aus den 
itgeteilten Zahlen hervor, es findet aber auch feine Beſtätigung in fol- 
dem. 

In Preußen werden ſeit 1906 jährliche Viehzählungen vorgenommen. 
as bisherige Ergebnis lautet: 


1904 1906 1907 | 1908 1909 | 1910 


In 1000 Stück 


ieh 11156 11647 12011 12089 11763 11591 
o 5661 5435 5409 5260 4975 4632 
n 12564 15356 15096 13422 14162 16492 
| In Prozenten 
ieh 100 104 108 | 109 | 105 104 
Be... . 100 97 96 93 | 88 82 
Schweine Ben, 100 122 120 | 19 14112 131 


Bei den Schafen iſt ein ununterbrochener Rückgang zu verzeichnen: im 
aufe von 7 Jahren hat ihre Zahl um 18 Prozent abgenommen. Nur 
mig beſſer ſteht es um das Rindvieh. Nur die Jahre 1907 und 1908 
ben eine Zunahme von 8 bis 9 Prozent. Seitdem hat ſich die Lage ver- 
limmert und ſchließlich, im Jahre 1910, gab es bloß 104 Prozent Rind⸗ 
eh, mit anderen Worten, noch weniger als in den drei vorhergehenden 
ihren, und nur um 4 Prozent mehr als im Jahre 1904. 

Während dieſer Zeit hat die Bevölkerung in Preußen um 8 Prozent 
genommen, jo daß der Bevölkerungszuwachs doppelt jo groß iſt wie der 
(3 Rindviehs. Von einem Fortſchritt kann hier jedenfalls keine Rede ſein. 
gegen wieſen die Schweine eine erſtaunliche Zunahme auf: in der Zeit 
in 7 Jahren iſt ihre Zahl um 31 Prozent geſtiegen. Jedesmal, wenn die 
rteidiger des gegenwärtigen Wirtſchaftsſyſtems wie auch manche naive 
otimiſten ihre Gegner vernichten wollen, muß ihnen dieſe beſcheidene und 
nz anſpruchsloſe Viehgattung zum Schwurzeugen dienen. 

Wenn wir uns aber die vorhandenen Ziffern genau betrachten, be— 
man wir über dieſen eigenartigen Fortſchritt eine ganz andere Vor— 
llung. . 

In der Zeit von nur 7 Jahren hat die Schweinezucht zwei Zeiten der 
Liſe und zwei des Aufſchwunges durchgemacht: die erſte Kriſe war im 
Ihre 1904, hierauf folgten 2 oder 3 Jahre des Aufſchwunges (für das 
ahr 1905 fehlt es an Auskunft), nachher wieder 2 Jahre der Kriſe und 
ichmals ein neuer Aufſchwung. 

Von einem Produktionszweig der Induſtrie, der ſolchen immerfort in 
hohem Maße wechſelnden Konjunkturen ausgeſetzt iſt, würden wir 
Iren, daß er ſich äußerſt ungeſund entwickelt, daß er ganz im Banne der 
Hekulation ſteht und daß ſolche Schwankungen in einem Produktions- 
zeig ſehr ſchädlich auf die geſamte Volkswirtſchaft einwirken können und 
och einwirken. Allerdings, die Induſtrie iſt auch Kriſen und Produktions⸗ 
eiſchränkungen, manchmal ſogar ſehr bedeutenden, ausgeſetzt, wir haben 


beiden Entwicklungsphaſen gehört, wie es hier, in der vielge 
Schweinezucht, der Fall iſt. Wer hatte durch dieſe Kriſe zu leide 


Jahr 1908 brachte ſehr hohe Futterpreiſe bei gleichzeitig, wenn auch im 
meinen nicht gerade ſehr tiefſtehenden, aber doch im Vergleich zu den letzten Jahre 
weſentlich niedrigen Schweinepreiſen. Beide Umſtände zuſammen veranle 

viele, namentlich kleinere Schweinebeſitzer, die See 
einzuſchränken oder ſelbſt ganz abzugeben. 


Die Antwort lautet ſehr klar und kategoriſch: das ganze Übel 15 
ernte und Preisſchwankungen hatten die am wenigſten beſitze 
Bauernſchichten zu tragen, das heißt die zahlreichſte Grup 
Bauerntums. Der vielgerühmte „Fortſchritt“ dieſer Gruppen b 
und verwandelt ſich in einen Rückſchritt. 

Und dieſe von den Statiſtikern in einigen Worten mit der r 
Härte eines preußiſchen Beamten geſchilderte Kriſe bedeutet nichts and 
als den Untergang und die Zerſtörung einer großen Anzahl von Betrie 
Wo iſt denn hier eigentlich der fortdauernde Wohlitand — 

Jetzt wollen wir uns Bayern zuwenden. Leider wurden hier kei 
jährlichen Viehzählungen vorgenommen, infolgedeſſen bekommt man 
ſo klares Bild. Die Zählungen ergaben: 


In 1000 Stück a In Prozent 
8 1904 1907 1910 1904 1907 1910 1 
Rindvieg 36 3725 3486 100 106 99 
Scheiifinmnm 2056 2236 100 111.32 


Schaffe 8 100 108 


Auch hier iſt die Zahl der Schweine während der 7 Jahre um 
zent geſtiegen, aber um die höher bewertete Viehart, das Rindvieh, 
ſchlimm, noch ſchlimmer ſogar als in Preußen. In den 7 Jahren h 
der Rindviehbeſtand nicht nur nicht vergrößert, ſondern ſogar um 
zent vermindert. Auch die bayeriſchen Statiſtiker, wie die preußif 
trachten dieſe Erſcheinung als eine zufällige. Sie ſchreiben: x 
: Einer der Hauptgründe dieſer Erſcheinung iſt die an Menge und Gü 
gewöhnlich geringe Futterernte des Jahres 1909. Sie war mit einem 
ertrag von 71 Millionen Doppelzentner und einem Hektarertrag von 4 
zentner weitaus die ſchlechteſte während der letzten zehn Jahre. 


Der durchſchnittliche Geſamtertrag war 80,5 Millionen Doppe 
und 50 Doppelzentner pro Hektar. 

Gut, wir wollen es den offiziellen Forſchern zugeben, daß 913 
dieſer Schwankungen bloß vorübergehend ſind. Wieſo werden ab 
dieſe „vorübergehenden“ Urſachen im Laufe eines Jahres die E 
einiger „Fortſchritts“jahre völlig vernichtet? Spricht dieſe Tatſach 
dafür, daß dieſer Fortſchritt nicht dauerhaft iſt? Vielleicht iſt ſog 
was als dauernder Fortſchritt auftritt, nur eine vorübergehend 
eine Reihe von zeitweiligen günſtigen, aber häufig wechſelnden 8 
herbeigeführte Erſcheinung? | a 

Ganz kurz wollen wir nur noch auf eine von unſeren Schutz 
verbreitete Lüge eingehen. Wieviel wurde doch debattiert und geſchr 
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ie engliihe Viehzucht kann den Vergleich mit der deutſchen abſolut nicht 
ufnehmen; die engliſche Landwirtſchaft, die keine Zölle kennt, kann un⸗ 
wglih mit den Vereinigten Staaten oder Argentinien konkurrieren; die 
eutſche Viehzucht iſt in blühendem Zuſtand, während die engliſche ſta— 
niert uſw. 

Alle dieſe Behauptungen dienen nur zur Täuſchung und Verwirrung 
es großen, mit der Wahrheit nicht vertrauten Publikums. Im ſelben 
zahre 1907, auf das ſich die letzten Erhebungen für ganz Deutſchland be- 
jehen, war der Viehbeſtand des Vereinigten Königreichs (Englands, Schott- 
ids und Irlands) folgender: 


In 1000 Stück In 1000 Stück 
2079 JJ 329230 
ieh 11588 Schweine 30956 


Wenn wir dieſen ganzen Viehbeſtand nach der Art, wie wir es oben mit 
em Deutſchlands gemacht haben, auf einheitliche Größen bringen, dann 
ekommen wir eine Geſamtzahl von 13 516000 Stück. Nur 13 Millionen! 
umphiert der Schutzzöllner, indem er ſtolz auf die Zahl 22 722 000 des 
zutſchen Viehbeſtandes hinweiſt. 

Aber um Vergleiche anſtellen zu können, dürfen nur gleichar 1 ige 
ſrößen genommen werden. Im Vergleich zu Holland oder Dänemark 
innte Deutſchland noch mehr imponieren. Um gleichartige Größen zu er- 
elen, müſſen gleichartige landwirtſchaftliche Flächen genommen werden. 
te landwirtſchaftliche Fläche Großbritanniens betrug im Jahre 1907 
3873 000 Acres oder 18 977 000 Hektar, die landwirtſchaftliche Fläche 
eutſchlands 31 835 000 Hektar, das iſt 1,68 mal mehr. Folglich müßte 
eim Vergleich der engliſche Viehbeſtand um das 1,68 fache vermehrt werden. 
uf dieſe Weiſe erhalten wir 22 707 000, das iſt dieſelbe Ziffer wie für 
eutſchland. 

Wenn man noch hinzufügt, daß die engliſche Landwirtſchaft keine fieber⸗ 
ten Abweichungen nach der einen oder anderen Richtung hin kennt, daß 
einer Mißernte ihrer Futtermittel fie dieſe vom offenen Weltmarkt be⸗ 
eht, daß der Viehbeſtand langſam und allmählich zunimmt, dann kann 
s Reſultat der geſunde Zuſtand und die Dauerhaftigkeit der engliſchen 
mdwirtſchaft feſtgeſtellt werden, was wir von unſerer durchaus nicht 
haupten können. 

Tatſächlich geben alſo die Reſultate unſerer Unterſuchungen ein ganz 
deres Bild als das von den Schutzzöllnern entworfene. 


9 2. die Abſatzverhältniſle. 

In der ſozialdemokratiſchen Literatur wurde bis jetzt die Frage des Ab- 
ges der landwirtſchaftlichen Produkte ſehr wenig erörtert. Sie iſt aber 
erer Meinung nach von großer Bedeutung. Im Moment des Abſatzes, 
i der Realiſierung ſeiner Produkte, ſpürt der Landwirt im allgemeinen 
d der kleine Bauer beſonders ſeinen Zuſammenhang mit der Außen⸗ 
Alt, mit den kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsbedingungen des ganzen Landes. 
urch die verkauften Produkte realiſiert er ſeinen Ertrag, und die Höhe 
eſes Ertrags iſt von den Preiſen abhängig, die der Produzent für feine 
rodukte erhält. 

Jedes ungünſtig verkaufte Schwein, jede unter dem Wert abgeſetzte 


125 bringt eine verſchwiegene Unzufriedenheit mit ſich. Die . des 
1911-1912. I. Bd. 
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Marktes verſteht ne der Bauer jehr wohl. Sollte 1 5 5 hier allerdings 
nur in ihren Hauptzügen wiedergegebene Unterſuchung ergeben, daß der 
Kleinbauer durch die Organiſation des kapitaliſtiſchen Marktes ſelbſt be⸗ 
nachteiligt iſt, gegen die ihm auch die Genoſſenſchaft nicht hilft, ſo müſſen 
wir dieſe Erkenntnis auf die Dörfer hinaustragen; auf die Agitation wirt 
ſchaftlichen Inhalts reagiert der Bauer am leichteſten. 

Die offizielle Statiſtik liefert Erhebungen ſeit 1905 über die Viehſchlach 
tungen für ganz Deutſchland. Dann gibt es noch Berichte über die Vieh 
preiſe in den einzelnen Städten während einer längeren Zeitdauer. Dies 
letzteren geben keine Vorſtellung über die Preiſe, die von den Konſumenter 
gezahlt wurden, aber die ſind für uns momentan nicht wichtig. „Dagegen fini 
uns die von den Produzenten realifierten Preiſe wichtig. In dieſer Be 
ziehung ſind die von den Schlachtviehhöfen verzeichneten Preiſe denen an 
nächſten, welche die Landwirte ſelbſt erzielen. 

Beobachtet man die in den einzelnen Quartalen vorgenommenen Vieh 
ſchlachtungen, ſo ergeben ſich für die 6 Jahre 1905 bis 1910 folgende 1 

ſchnittszahlen: 


In Prozent 


Zweites Drittes Viertes 
Jahres- Jahres- Jahres⸗ 
viertel viertel viertel 


In 1000 Stück 
Erſtes Zweites Drittes Viertes 
Jahres- Jahres- Jahres⸗Jahres⸗ 
viertel viertel viertel viertel 


Erſtes 
Jahres⸗ 


ſammen viertel 


Schweine 


3963 3409 | 3527 4308 15267 | 26,0 22,7 28,1 | 282 100 
Kühe 430 402 416 | 444 1692 25,4 23,7 | 246 26,3 100 
Kälber 1141 | 1838 | 1109 | 1009 | 4597 || 24,8 | 29,1 24,1 22,0 | 100 


Die Viehſchlachtungen, folglich auch das Angebot und die Nachfrage 
geſtalten ſich äußerſt ungleichmäßig in den verſchiedenen Jahreszeiten. D 
es unmöglich erſcheint, daß das Bedürfnis an Fleiſch in den verſchiedene 
Jahreszeiten irgend weſentlichen Schwankungen ausgeſetzt ſei, kann ieder 
falls nicht angenommen werden, daß die Nachfrage nach Schweinefleift 
etwa im Dezember um 25 Prozent höher jein ſollte als im April (wie e 
das Angebot tatſächlich iſt). Wir müſſen alſo ſchließen, daß dieſe Schwar 
kungen der Zahl des zum Markte gebrachten Viehes größtenteils nicht vo 
den Veränderungen der Nachfrage, ſondern von denen des Angebots al 
hängig ſind. Maßgebend für die Zahl der zum Markte gebrachten Pri 
dukte iſt der ländliche Produzent und nicht der ſtädtiſche Konſument. 

Das hat für den Produzenten gute und ſchlechte Folgen. Wenn 01 
dem Markte wenig Vieh vorhanden iſt, ſteigen die Marktpreiſe unverhäl 
nismäßig, iſt es aber in genügender Menge vorhanden, können die Be 
erheblich fallen. = 

Wir müſſen alfo, um ein maßgebendes Bild der Verhäln zu b 
kommen, die Abſatzgröße den Viehpreiſen gegenüberſtellen. Aber hir 
ſtoßen wir bei Bearbeitung des Materials auf eine ganze Reihe groß 
Schwierigkeiten. Die Statiſtik der Preiſe iſt überhaupt einer der ſchlimmſte 
Zweige der Statiſtik (obgleich noch nicht der allerſchlimmſte), aue 


! 
; 
5 
x 


find die Preiſe in verſchiedenen Städten zu verſchiedenen Zeiten nic 
gleich. Um die Sache zu vereinfachen und zugleich die möglichſte gene 


keit der Folgerungen zu verbürgen, haben wir 1 Verfa er 
gewendet: e ee 


er 
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Es wurden drei bedeutende Märkte gewählt — Berlin, Frankfurt a. M. 
nd München — und bei einem jeden wurden die vierteljährlichen Schwan— 
ingen der Viehpreiſe genau verfolgt, das heißt, ob ſie höher, gleich oder 
tedriger als der Durchſchnittspreis des betreffenden Jahres waren. In 
erlin zum Beiſpiel waren die Preiſe für 1 Doppelzentner Schweine im 
ahre 1910 folgende: für das erſte Quartal des Jahres 143 Mark, für das 
veite 133 Mark, das dritte 144 Mark, das vierte 140 Mark, der Durch- 
hnittspreis für das ganze Jahr beträgt demnach 140 Mark, das heißt, im 
sten Vierteljahr waren die Preiſe höher, im zweiten niedriger, im dritten 
zher als der jährliche Durchſchnittspreis, im vierten gleich dieſem. Indem 
ir die Angaben aus 9 Jahren in dieſer Weiſe verwerten, erhalten wir die 
ahl der Fälle, in welchen der vierteljährliche Preis durchſchnittlich höher, 
eich und niedriger als der jährliche Durchſchnittspreis war. 


Schwein e 


Berlin Frankfurt a. M. München 


| 


S er 
| Vierteljahr | Vierteljahr 


| 


zher als der Durchſchnittspreis . 4 2 8 9 5 2 | 4 | 9 4 
eich dem Durchſchnittspreis — 2 | — 1 — 
ſedriger als der Durchſchnittspreis 5 5 — 375 — 5 


Für alle drei Märkte waren in den 9 Jahren die Preiſe im dritten 
ertel (Juli bis September) höher. In den übrigen Jahreszeiten find 
4e Schwankungen im Vergleich zum jährlichen Durchſchnittspreis größer, 
lſonders für das erſte und zweite Viertel. Vergleichen wir dieſe Tabelle 
lit der oben angeführten der Schweineſchlachtungen. Die größte Zahl 
(weine wird im erſten und letzten Viertel (26,0 und 28,2 Prozent), die 
(ringſte im zweiten und dritten (22,7 und 23,1 Prozent) Vierteljahr zu 
Sarkte gebracht. Es ergibt ſich eine äußerſt ungünſtige Zuſammenſtellung 
je die Produzenten: wenn die höheren Preiſe herrſchen, find fie gerade 
e wenigſten imſtande, Ware zu liefern; die Preiſe werden nicht durch 
de Nachfrage, ſondern durch das Angebot beſtimmt. 

Die ſcheinbaren und falſchen Freunde der Bauern bemühen ſich, ſie zu 
erzeugen, daß vieles gewonnen wäre, wenn die Organiſation des Ab— 
ſzes verbeſſert würde. Allerdings, einiges könnte ſchon auf dieſem zent 
Heſſert werden, aber das ganze Übel läßt ſich nicht beſeitigen. 

Die Schweinezucht wird beſonders von den kleinen Bauern beitieheit 
Senn der kleine Bauer bis zum Winter ein Schwein aufmäftet, iſt er ge⸗ 
z) ungen, es zu verkaufen, da dieſer Verkauf einen bedeutenden Teil 
Ines Jahresertrags bildet und eine weitere Mäſtung mittels zugekaufter 
Ittermittel nicht jo einträglich erſcheint. Keinerlei Abſatzgenoſſenſchaften 
kmen es den kleinen Bauern erſparen, fo zu handeln und ihre Produkte 
itgedrungen möglichſt ſchnell realiſieren zu müſſen; keinerlei Vereinen 
es möglich, noch wird es je möglich fein, ſolange das Privateigentum 
d die kapitaliſtiſche Produktion herrſchen, das Angebot fo zu regulieren, 
ds die Preiſe nicht ſinken, wenn die große Maſſe der kleinen Beſitzer zu 
tverkäufen gezwungen iſt. 
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Sehr ſchlimm iſt die Lage der kleinen Bauern in den Jahren de 
ernte, wie etwa im jetzigen. Der Reichskanzler erklärte bei den Verha 
lungen der Teuerungsfrage unter lebhaftem Beifall der Rechten, daß 
den letzten Berichten im September dieſes Jahres mehr Schweine 
ſchlachtet wurden als im vorigen Jahre. = 

Worüber freuten ſich eigentlich die Herren Großgrundbeſitzer? Al 
dings, nicht von ihnen wurde dieſe reichliche Menge von Schweinen 
liefert; dazu waren die kleinen Bauern genötigt, die ihre nicht voll 
mäſteten Schweine zu ſehr ungünſtigen Preiſen verkaufen mußten, de 
ihnen in dieſem Jahre an Futtermitteln fehlte. „ 

Wir ſahen, daß gewöhnlich im dritten Quartal eine kleinere 
Schweine als die jährliche Durchſchnittsgröße verkauft wird, was 
ſelbſtverſtändlich iſt, da gerade in dieſer Zeit, beſonders bei den Ele 
Bauern, die Mäſtung ſich vollzieht. Die Ernte iſt geſammelt, und das? 
wird mit dem eigenen Futter gemäſtet, ohne das teure zugekaufte 
brauchen zu müſſen. Bei der diesjährigen ſchlechten Kartoffelernte we 
die kleinen Bauern häufig gezwungen, ihre nicht ganz ausgemäſt 
Schweine zu verkaufen. Auf dieſe Weiſe bedeutet der ſtarke frühzei 
Verkauf von Schweinen den Rückgang der Kleinbetriebe und nicht 
Entwicklung. ’ * 

Einige aufs Geratewohl herausgegriffene Zeitungsberichte werde 
Behauptung beſtätigen. Am 10. November wurde der „Münchener 9 
aus Breslau mitgeteilt, daß die kleinen ſchleſiſchen Bauern in 
Mengen gezwungen ſind, ihr Vieh, beſonders Schweine, zu verkauf 
ſie kein Futter beſitzen. Am 16. November war im „Bayeriſchen Won 
blatt“ folgende Mitteilung zu leſen: > 

Aus Niederbayern wird berichtet: Der ſchlechte Ausfall der Rüben⸗ u 
toffelernte veranlaßt viele Schweinezüchter, ihre Zuchtſauen um einen Sp 
an Händler und Metzger abzugeben, um ſie nicht mit teurem zugekauften 
überwintern zu müſſen. Dieſe Verſchleuderung der Zuchtſauen wird ſpäter 
Ferkel⸗ und Schweinepreiſe zur Folge haben. 3 

Aus zwei entgegengeſetzten Punkten des Reiches lauten die Ber 
gleich. Doch wir begreifen die Freude und das Händeklatſchen der 6 
beſitzer im Reichstag. Ihnen iſt die Möglichkeit der Ausdauer gege 
ſie können warten, bis das billige Bauernvieh vom Markte wegkommt, d 
Angebot alſo abnimmt, dann können die Gutsbeſitzer mit ihrem teu 
Vieh auftreten und koloſſale Preiſe erzielen. 5 

Vorläufig jedoch iſt es ihnen möglich, das teure Futtermittel 
kaufen. Zu ihrem Glück haben auch die Bundesſtaaten, unter dem Vor 
der Hilfeleiſtung für die notleidende Landwirtſchaft, die Frachttarife 
Futtermittel ſehr bedeutend reduziert, wodurch den Großgrundbeſitz 
Möglichkeit einer Erhöhung der Verkaufspreiſe um dasſelbe Maß des 
zierten Tarifs gegeben wurde. = 

Die Schweinezucht iſt in den Kleinbetrieben ſehr verbreitet, m 
wegen hatte dieſer Zweig der Viehzucht bei der Berührung des 
ſchaftlichen Betriebs mit dem kapitaliſtiſchen Markte am meiſten zu I 

Mit den anderen Vieharten verhält es ſich ein wenig beſſer. Wir w 
um uns kurz zu faſſen, nur zwei Arten betrachten: Kühe und Kälber 
jedem Vierteljahr während der 9 Jahre von 1902 bis 1910 waren die A 
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Ser oder niedriger als der jährliche Durchſchnittspreis in folgenden 
sällen: 


Kü he 


München 
1. | 2. | 3. | 4, 


Berlin Frankfurt a. M. 
1. 2. 3. 1.2.8.4. 


Vierteljahr Vierteljahr 


Vierteljahr 


zöher als der Durchſchnittspreis 1 3 7 92 9612197 
leich dem Durchſchnittspreis 353551 ei ae 
iedriger als der Durchſchnittspreis 7 2 1719 2 8 8 1 


Wie man es aus der früher vorgeführten Tabelle erſehen kann, fällt 
ie größte Zahl der verkauften Kühe auf das letzte (26,3 Prozent) und erſte 
25,7 Prozent) Viertel des Jahres, die kleinſte auf das zweite (23,7 Pro— 
ent) und dritte (24,6 Prozent). Das letzte Viertel des Jahres fällt auf 
llen drei Märkten für den Landwirt günſtig aus, da größtenteils die 
zreiſe in dieſer Zeit höher ſind als der jährliche Durchſchnittspreis; in 
zerlin waren ſie es ſogar in den ganzen 9 Jahren. 
Aber ſchon im anderen Maximum, im erſten Viertel, iſt die Lage nicht 
länzend, da während 7 bis 8 Jahren (von den 9) die Preiſe immer fielen 
nd niedriger als der jährliche Durchſchnittspreis waren. 
Für Kälber waren die Preiſe: 
München 
1. | 2. 3. | 4 


Berlin | Frankfurt a. M. 


I a Vierteljahr Vierteljahr | Vierteljahr 
öher als der jährl. Durchſchnittspr. 3 29 2 9 43 19 5 2 
leich dem jährl. Durchſchnittspreis . | 2 2 
rats d. jährl. Durchſchnittspr. 8 6 7 7 — 5 5 3 7 


Da man unter Kälbern das einige Monate alte Vieh verſteht, und da 
ie meiſten Kühe im Winter und Vorfrühling kalben, iſt es ſelbſtverſtänd— 
ch, daß die größte Verkaufszahl dem zweiten Viertel des Jahres zukommt. 
atſächlich werden im zweiten Viertel 29,1 Prozent der jährlichen Geſamt⸗ 
ihl an Kälbern verkauft, die allerkleinſte Zahl — 22 Prozent — im 
veiten Viertel. 
Ausgenommen Berlin, ſind die höchſten Preiſe auf den zwei b 0 
kärkten bei der allergrößten Verkaufszahl zu bemerken, das heißt im 
veiten Vierteljahr. Wenn man daher zugibt, daß die Realiſierung der 
älber dank den einen oder anderen Umſtänden ſich verhältnismäßig günſtig 
ollzieht, bleibt es dennoch unbeſtritten, daß die Realiſierung der Schweine, 
deren Zahl 3½ mal höher iſt als die der Kälber), und daß die Realiſierung 
er Kühe (dem Preiſe nach eine ſo bedeutende wie die der Kälber) ſich unter 
| dingungen vollzieht, die für die Bauernbetriebe nicht günſtig find. 

Je intenſiver der Bauernbetrieb ſich entwickelt, deſto mehr Produkte 
erden von ihm auf dem Markte realiſiert. Je mehr Produkte auf dem 
Larkte realiſiert werden, deſto größer wird die Abhängigkeit der Betriebe 
om Markte, das heißt von den allgemeinen Bedingungen der kapita— 
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liſtiſchen Entwicklung des Landes. Der Kleinbetrieb wird immer mehr ir 
den kapitaliſtiſchen Strom hineingezogen und wie jeder Kleinbetrieb gerät 
er unvermeidlich, direkt oder indirekt, in die Macht des Kapitals. a 
Die Befreiung von diefer Macht iſt nur mit der Aufhebung des Kapita 
lismus möglich. Aber dieſe Aufgabe muß unvermeidlich die Annäherung 
der großen Maſſe der kleinen Bauern an die des Proletariats herbeiführen 
Hier eröffnet ſich uns ein ungeheures Feld für unſere Agitation. | 


Zur Statiftik der Rcichstagswahlen. 
Von g. 


Bei den allgemeinen Wahlen zum deutſchen Reichstag im Jahre 1907 erhielt di 
ſozialdemokratiſche Partei 29 Mandate. 28 hiervon hatte ſie am Schluſſe der vorige 
Legislaturperiode inne gehabt, 1, welches ſie allerdings früher ſchon beſeſſen hatt 
(Mülhauſen i. E.), gewann fie. Bei den Stichwahlen gelang es ihr, 14 weitere Man 
date zu erhalten. Von ihnen hatte ſie am Schluſſe der vorigen Legislaturperiod 
7 im Beſitz (Bochum, Dortmund, München II, Speyer, Pforzheim, Karlsruhe, Mainz 
4 hatte ſie früher ſchon im Beſitz gehabt (Hanau, Homburg, Offenbach, Straßburg 
St.), 3 eroberte ſie zum erſtenmal (Bielefeld, Wiesbaden, Duisburg). Bei den i 
der gegenwärtigen Legislaturperiode ſtattgefundenen Erſatzwahlen gelang es ih 
10 Mandate hinzuzuerobern, und zwar ſind dies: Landau, Koburg, Halle, Eifenad 
Ückermünde, Friedberg, Cannſtatt, Zſchopau, Frankfurt a. O., Düſſeldor. 

5 von dieſen Mandaten hatte die nationalliberale Partei, 2 die Fortſchrittlich 
Volkspartei inne, je 1 beſaß die Wirtſchaftliche Vereinigung, die Reformpartei un 
das Zentrum. 3 von dieſen Mandaten (Halle, Zſchopau und Frankfurt a. O.) beſa 
die ſozialdemokratiſche Partei ſchon früher, die übrigen 7 eroberte ſie zum eriter 
mal. Sie verfügt zurzeit alſo über 53 Mandate. - | 

Ordnet man die Wahlkreiſe überhaupt nach dem Prozentverhältnis der bei de 
allgemeinen Wahlen des Jahres 1907 für die Sozialdemokraten abgegebenen Stimme 
ſo erhält man die Reihenfolge der nachſtehenden Tabelle. In dieſer ſtanden die 
10 Mandate damals an folgender Stelle: 1. Halle 44, 2. Cannſtatt 57, 3. Zſchopau 6 
4. Frankfurt a. O. 86, 5. Eiſenach 100, 6. Düſſeldorf 107, 7. Friedberg 112, 8. Kobuß 


5 


122, 9. Ückermünde 144, 10. Landau 194 (). 2 

Die nachfolgende Überſicht gibt das Prozentverhältnis der bei der Hauptwa 
und Stichwahl im Jahre 1907 für die ſozialdemokratiſche Partei abgegebenen Stimme 
wieder, ſoweit es wenigſtens 20 Prozent betrug. Zum Vergleich ſind dann die E 
gebniſſe der Wahlen von 1903 und 1898 herangezogen. Bei den letzteren iſt, fal 
die ſozialdemokratiſche Partei an der Stichwahl beteiligt war, dieſes Prozentverhältnj 
im übrigen das der Hauptwahl angeführt. Dann iſt auch noch die Partei bezeichn 
welche zurzeit das Mandat beſitzt. Bei den ſozialdemokratiſchen Inhabern find d 
Namen zugefügt. Am Schluſſe ſind noch diejenigen Wahlkreiſe aufgeführt, in den 
die ſozialdemokratiſche Partei zwar 1907 nicht 20 Prozent der abgegebenen Stimm 
erhielt, in denen dieſes aber 1903 bezw. 1898 der Fall war.? 1 


Duisburg war bereits von 1869 bis 1871 im Beſitz der ſozialdemokratiſch 
Partei. Seit Begründung des Deutſchen Reiches wurde dieſer Wahlkreis 1907 zue 
wiedererobert. | | En 

Die Bedeutung der gebrauchten Abkürzungen iſt folgende: K Ronjersatie 
Rp Reichspartei, WV Wirtſchaftliche Vereinigung, A Antiſemit (Reformpartei), Pl Po 
Wlf Welfe, Elſ Elſäſſer, UL Unabhängiger Lothringer, Nl Nationalliberal, F Fo 
ſchrittliche Volkspartei, © Sozialdemokrat, Z Zentrum, Lib Liberal, Wld Wild (fraktion 
los), H Hauptwahl, St Stichwahl. „ 


N Statiſtik der Reichstagswahlen. 


—b. .ä ä.ää ..ä. ä ä ä . . ....ʃ ⅛ ꝛů— —: . .ůũnꝛ. — nn nenne, 


1907 
& Das Mandat 
| jan 9 1903 1898 1 

1 Berlin IV (Büchner ). . 75,6 — 77,0 
2| Hamburg II (Diet) z 72,2 — 72,8 72,3 
3| Berlin VI (Ledebour) . 717) — 71,2 67,5 
4| Hamburg I (Bebel) 66,2 — 67,2 63,9 
5 Altona (Frohme) . 64,4 — 69,4 70,8 
6 Niederbarnim (Stadttagen) . 61,0 — 60,0 54,4 
7 Chemnitz (Noske ) 59,3 — 66,9 62,5 
8 Leipzig⸗Ld. (Geyer) 58,1 — 69,0 64,9 
9 Berlin V (Schmidt) 56,6 — 58,6 || ©t 49,9 
10 Stollberg (Schöpflin) . 56,5 Korn 67,7 59,9 
11| Dresden⸗Ld. (Horn) 56,0 — 65,8 54,8 
12 Hamburg III (Metzger) 992 = 56,2 57.8 
13 Glauchau (Molkenbuhr) . 55,2 — 71,1 60,7 
14 Nürnberg (Südekum). 55,2 — 57,1 61,9 
15 Zwickau (Stolle) 55,1 — 67,1 60,4 
16 Berlin III (Heine) 55,0 — 60,0 St 52,8 
17 Mittweida (Stüdlen) . 54,1 — 62,6 48,0 
18 Berlin II (Fiſcher) 53,2 — 55,6 St 50,0 
19 Teltow (Zubeil) ; 52,2 — 55,6 St 52,9 
20] Mülhauſen (Emmel) . 52,0 — St 43,6 258,0 
21 Calbe (Albrecht) 5144 — 51,6 2St50, 3 
22 Kiel (Legien) . 5 5122 — 56,3 St 47,9 
23 Stuttgart (Hildenbrand) . 51,2 — 54,7 51,0 
‚24 Solingen (Scheidemann). 50,9 — 57,1 || St 42,5 
25 Mannheim (Frank) 50,8 — [St 56,9 St 57,0 
26 Waldenburg (Sachſe). 50,7 — 54,9 St 50,1 
27 Lübeck (Schwartz). 50,6 — 55,1 55, 
28 Hannover (Brey) 50,5 — 54,6 52,2 
29 Dresden r. E. (Kaden) 50,4 — 60,1 || St 53,8 
30 Hanau (Hoch) 49,5 51,4 St 48,1 55, 
31 Offenbach (Ulrich). 49,2 554 St 47,9 55,0 
32 Reichenbach i. V. 49,1 — 59,5 53,2 
33 München II (v. Boner 49,0 64,1 56,2 51,7 
34 Sonneberg 49,0 — 56,1 51,1 
35 Bremen 48,4 48,5 51,1 46,6 
36 Breslau⸗Weſt 48,0 — 53,9 53,4 
37 Wanzleben 47,8 48,2 St 49,1 St 44,0 
38 Döbeln 47,4 47,0 54,4 St 47,2 
39 Magdeburg 47,3 — St 52,3 51,3 
40 Frankfurt a. M. 47,1 | 47,8 || St 52,0 50,8 
41 Gmünd 47,0 — St 65,1 St 49,1 
42 Königsberg 46,8 St 51,5 52,1 
43 Pirna 46,7 — 58,9 45,9 
bHalle 46,5 — 51,2 St 55,1 
45 Braunſchweig 46,3 — 52,2 St 52,3 
46 Brandenburg 46,1 | 48,4 50,2 St 49,6 
47 Speyer (Binder 45,9 O St 99,2 St 55,1 
48 Gotha . 45,9 — 50,1 51,7 
49 Elberfeld. 45,8 46,7 51,1 52,1 
50 Stettin 45,4 | 45,8 || St 55,6 St 47,0 
51 Pinneberg. 45,3 45,5 52,4 52,7 
52 | Meißen : 45,3 | 45,4 55,1 St 47,7 
53 Altenburg.. 45,3 46,5 51,6 45,5 
Pforzheim Eichen 45,1 | 53,6 || St 53,5 St 55, 2 
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1 1899 erobert. 2 1900 verloren. 9 1902 erobert.“ Ein * vor dem Ortsnamen zeigt an, daß der 
ghlkreis in der gegenwärtigen Legislaturperiode erobert wurde. 5 1900 erobert. „ 1904 verloren. 
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1907 
Haupt⸗ Stich⸗ 1903 
wahl wahl ö 


Mainz (David). 45,1 51,6 


55 St 55,0 
56 Reußßßß = 55,1 
57 »Cannſtat 45,0 St 
58 Darmſtadt [44,7 47,0 51,3 
59 Dresden l. d. . 44,3 45,5 55,0 
60 Erlangen 44,3 | 49,7 St 46,6 
61 Hof „ , 
62 Annaberg 232ͤĩð7J˙!7ù“% 56,6 
63 Rudotſta g, 8 53,6 
64 Randd d 2 43,6 44,6 50,1 
65 Naumbung g 6 — 53,3 
66 . 5 43,3 | 45,6 St 48,6 
67 Er „„ fin, ß 
68 5 au 7 Aa 157,9 
69 Reichenbach i. Sal. .. 43,2 | 44,6 53,3 
70| Bernburg „43,1 — 48,9 
71 Roste ni er 51,0 
7 inf 29,0 A 50,5 
73 Eßlingen 42,7 — St 51, 
74 Breslau⸗Oſt. 42,6 — St 54,2 
5 Reuß . 50,5 
76 Sorau. . JT 46,4 
77 Homburg (Brühne) . 42,1 54,6 St 49,3 
78 Dortmund EN . || 42,0 ! 59,4 St 50.2 
79 Löban 42,0 — 53,2 
80 Potsdam: 22. 42,0 | 45,9 || St 49,3 
81 Holzminden 41,7 44,1 St 45,4 
82 Lenne [41,5 44,6 St 52,0 
83 Weimar. , era 
84 Hagen , 1 SALZ 
85 Deſſau . 441,0 — St 44,3 
86 Frankfurt a. „„ 40,7 | 40,7 3St50,8 
87 Straßburg (Bohle .. 40,3 | 50,3 St 48,7 
88 Görlitz 40, di 
89 Halberſtadt . 40, | 40,1 St 47,3 
90 Freiberg 39,2 — St 094 
91 Hameln 39,1 44,2 St 42,9 
92 Borna [38,7 43,2 St 54,3 
93 Oſchat z || 38,5 42,2 St 50,4 
94 Berlin J 38,3 | 36,4 St 48,5 
95 Plaun s 38,1 38, 8 51,6 
96 Bayreuth .. 38,1 42,0 || St 47,4 
97 Karlsruhe Geck) . |} 378 51,2 St 51,1 
98 Oberbarnim . » » 2 37,8 43,1 St 46,9 
99 Harburg. 37,8 42,8 St 42,1 
100 »Eiſenac ch.. 37,6 49,2 St 47,8 
101 Leipzig⸗Stadte .. 37,2 — St 54,9 
102 Dithmarſ chens 36,9 40,3 St 44,8 
103] Jever 36,8 35,0 St 40,6 
104 Schwerin .. 36,7 | 39,9 St 49,7 
105 Bielefeld Saint) .. || 36,6 52,9 St 48,4 
106 Bitterfeld . 36,4 39,6 St 47,8 
107 *Düſſeld ore. 36,2 43,1 St 46,7 


Jüterbog 36,0 36,7 St 47,0 
Nordhauſen . 35,9 | 36,2 || St 40,1 


1 1904 verloren. 2 1899 erobert. 3 1904 verloren. 
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Das Mandat 
hat inne 


Jena Wld (Nl) 


Oldenburg 
Hirſchberg. 
Strelitz 


SD 
D 


1 Köln⸗ Stadt 35,2 | 46,0 St 45,2 St 35,6 3 
2| Friedberg . 35,2 | 42,5 St 37,2 St 39,1 || S (Buſold) 
3 Neuhaus a. O. 35,1 40,7 St 44.0 St 41,1 K 

4 Sondershaufen . 0 35,1 — [St 39,5 St 40,4 || Nl 
5 Wolmirſtedt 34,8 | 36,4 38,6 30,3 NI 
6Kottbus 34,7 38,2 St 44,0 St 53,1 Rp 
7 Goslar 34,5 | 37,0 St 44,5 St 45,5 WB 
8 Lauenburg 34,3 | 33,6 St 52,3 St 46,4 5 
9 München 1 34,1 47,2 St 62,6 St 46,3 NI 
0 Bochum (Hue) 33,8 | 50,8 || St 50,4 26,6 S 
1 Eſchwege . EEE 33,5 | 38,7 St 40,5 St 41,1 WV 
2 St 44,3 S (Zietid) 
3 St 42,5 K 
4 29,7 3 
5 Güſtrow 32,4 34,1 St 43,1 St 45,5 K 
6 Torgau 32,0 34,6 St 41,8 18,9 Nl 
7 Gebweiler. 32,0 — 34,1 33,0 [3 
2321, — 26,2 St 37,5 l 
9 Wiesbaden (Lehmann) || 31,5 | 51,7 St 45,3 St 40,8 S 
0 Schaumburg⸗ as 3 .. 1 31,3 39,4 St 41,6 18,1 Rp 
1 Altena . 315, 42,9 || St 36,5 26,3 F 
2 Eſſen 31,0 44,4 St 45,5 = 3 
3 Liegnitz 3150 — [St 44,6 St 35,6 F 
4 Heilbronn . 30,8 — St 47,0 St 42,7 5 
5 Böblingen 30,5 — [St 50,6 16,4 WB 
6 Merſeburg 30,4 | 35,5 St 39,9 26,9 


33,4 37,8 St 48,5 
32,6 36,2 St 44,5 
1 J32,5 — 35,1 


0 Kalau . 2991 — [St 39,7 24,6 K 
1 Hagenow 29.9 St 45,0 St 43,5 || F 
2 Duisburg (Gengstad) 29,7 | 52,8 St 45,1 14,7 S 
3 Parchim 29,7 St 41,1 St 39,7 5 
4 Ueckermünde. 29,6 — [St 40,9 24,2 ⁵ S (Kuntze) 
5 Hildesheim . »- » 29,3 — [St 47,0 St 33,1 [K 
6 Einbeck. 209,2 35,9 St 40,4 St 43,1 NI 
7 Helmſtedt . 291! — [St 38,5 26,0 Nl 
in 28,9 41,1 St 40,7 19,4 F 
9 Jerichow. 28,8 — [St 39,9 27,2 K 
50 Malchin 28,5 31,4 34,4 30,4 K 
51 Bautzen 28,5 — [St 42,3 29,9 A 
2 Stade 28.4 30,4 St 37,0 || St 28,4 NI 
53 Krefeld. 28,01 .— 29,6 25,6 3 
54 Gießen 27,9 St 42,5 St 38,2 WV 
55 Kaiſerslautern 27,8 48,2 St 46,2 St 48,1 & 
56 Guben 27,8 — St 32,1 25,1 Nl 
57 Breslau⸗Land 27,7 | 27,9 37,0 [St 35,6 K 
58 Göttingen. ER 27,5 St 38,9 29,1 Wlf 
59 Balingen 27,4 — 26,3 19,8 F 
enn 27,44 — St 41,0 16,3 5 
en . h 27,2 — [St 42,2 20,1 K 
62 Bensheim. 5 26,7 — St 38,7 St 43,1 NI 
63 | Würzburg 26,7 — St 46,5 St 41,6 | 8 
64 | Mu lhauſen i. ER 26,5 — 29,5 26,9 [K 


a 1906 erobert. 


ap 


5 
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dal 


165 Ruppin g 
166 Sangerhauſen 

167 Flensburg 

168 Danzig⸗Stadt 

169 Grünberg. 

170 Schleswig. 

171 Elbing. 

172 Rinteln 5 
173 Königsberg i. d. Neumark. 
174 Königsberg⸗Land. 
175 | Sauer . ; 

176 Kolmar 

177 Mansfeld. 

178 Stendal „ 
179 | Notenbing 8. 2 220% | 
180 | Heidelberg | 
181 Landsberg. | 
182 | Celle ; | 
183 Thänl! 
184 Rappoltsweiler 
185 Molsheim 5 | 
186 | Reutlingen 
187 | Wittenberg | 
188 Sagan. | 
189 | Herford NN 
190 Meiningen | 


Er 


DD 

Su 

Er 
ROSEMARIE 


== F 8 
191 | Weftpriegnit . 2158 — 17,5 ͤlp | 
192 | Mülheim a. Rhein. 21,5 — 1858 3 | 
199 Schlettſtadt 12,7 3 * 
194 Landameͥͥͥͥͥ DE 16,7 S (Huber) 
195 Arnswalde 10, ll 
196 Freudenſtadtet 21,22 — 5,1 F fr 
197 Lippe Detmold & 17, 
188 RNoſenhe m M 14,3 33 
199 Freiburg SO 10,9 3 ar 
200 Hann 7,9 3 a 
201 Aug hür gg 19,13 a 
202 | Straßburg-tand.. + :.....|.200| — 17,0 3 „ 


Von den 202 angeführten Wahlkreiſen beſitzt die blen in Klam, 
die übrigbleibenden 149 verteilen ſich wie folgt (die Zahlen in Klammern geben de 
Geſamtbeſtand an): K 25 (60), Rp 16 (25), WV 11 (18), A 2 8), Wlf 1 (2), Elf 4 ( 
ue 1 (3), 3 14 (102), Lib 1 (1), Nl 34 (51), F 39 (49), Wld 1 (5), Pin 0 (20 
S 0 (53). Summa 149 (397). 1 


Folgende 49 Wahlkreiſe waren ſchon ſozialdemokratiſch vertreten (die Ziffer 
hinter den Ortsnamen bedeuten die fortlaufenden Nummern der Tabelle): 8 ai 
1 Reichenbach i. V. (32) 11 Braunſchweig (45) 21 Dresden l. d. E. 6% 
2 Sonneberg (34) 12 Brandenburg (46) 22 Erlangen (600 
3 Bremen (35) 13 Gotha (48) 23 Annaberg (62) 
4 Breslau⸗Weſt (36) 14 Elberfeld (49) 24 Rudolſtadt (63) 3 
5 Döbeln (38) | 15 Stettin (50) 25 Randow (64) 
6 Magdeburg (39) 16 Pinneberg (51) 26 Naumburg (655 
7 Frankfurt a. M. (400) 17 Meißen (52) N 27 Reichenbach i. Schl. (69) 
8 Gmünd (41) 18 Altenburg (53) 28 Bernburg (70) el 


9 Königsberg i. P. (42) 19 Reuß j. L. (56) f 29 Roſtock (71) 
10 Pirna (43) 20 Darmſtadt (58) 30 Zittau (72) 


ferarifche Runöfin 


Eßlingen (73) 
Breslau⸗Oſt 74) 
Reuß ä. L. (75) 
Sorau (76) 
Löbau (79) 
Holzminden (81) 
Lennep (82) 


38 Weimar (83) 
39 Freiberg (90) 
40 Borna (92) 


41 Oſchatz (93) 


42 Plauen (95) 
43 Leipzig⸗Stadt (101) 
44 Kottbus (116) 
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45 Herzogtum Lauenburg (118) 
46 München 1 (119) 

47 Altena (131) 

48 Böblingen (135) 

49 Flensburg (167) 


Die folgende Überſicht zeigt diejenigen Wahlkreiſe, in denen die ſozialdemokra⸗ 


che Partei 1903 bezw. 1898 mehr, bei der Wahl von 1907 weniger als 20 Prozent 
r abgegebenen Stimmen erhielt. 


= | | | | Das Mandat 
| 1907 | 1903 | 1898 hat inne 


3 | 
Memel. 18,4 St 42,3 19,7 Nl 
Labiau . 19,2 35,6 St 42,2 F 
Raſtenburg 11,6 19,0 25 K 
ite 19,0 St 38,0 15,1 K 
Ragnit . 129 245 21,8 K 
Prenzlau . 19,9 28,0 22,8 K 
BBüllichau 18,6 21,4 18,0 || Rp 
Rügen 19,5 22,1 20,9 F 
Namslau . 16,7 21,4 15,7 K 
Ohlau . 15,9 St 23,1 14,1 K 
Beuthen 12,0 St 30,4 24,1 Pl 
Kattowitz 11,0 22,4 32,3 Pl 
Glogau 16,4 20,7 16 ar 

Plön 19,4 26,9 16,2 5 
Osnabrück 18,8 2 12,5 3 
Lüneburg. 19,2 24,6 23,1 Nl 
Recklinghauſen 19,4 20, 2 = 3 
Minden . 17,4 | St 28, 6 15,7 K 
Aachen⸗Stadt. | 19,4 23, 0 24,0 3 
Kronach 18,6 21,1 St 31,4 3 
Hall. 16,1 20,1 13,1 WV 
Waldeck 10,0 20.2 16,4 F 
Zabern. 12,4 — 23,7 Rp 
Diedenhofen 13,8 27,9 | 30,9 ug 
Saargemünd . 87 20,8 15,8 3 


Von dieſen 25 Wahlkreiſen haben heute im Beſitz: K 7, Rp 2, WV I, us 1, 


n 2, 3 5, Nl 2, F 5. 


Literatiſche Kundſchau. 


Matthieu, Die Hauptſtrömungen der Arbeiterbewegung in ihrem Verhältnis 
zum modernen Kulturproblem. Sozialpolitiſche Zeitfragen der Schweiz, Heft 16/17. 
Zürich 1911, Verlag der 5 des Schweizeriſchen Grütlivereins. 63 Seiten. 
Preis 1 Franken. N 15 
aul Kampffmeyer, Weltanſchauung und Sozialdemokratie. Süddeutſche Volks⸗ 
bücher, Heft 1. München 1911, Verlag 8 Birk & Co., G. m. b. H. 62 Seiten. 
Preis 40 ns 
Sr Li Das iſt Knarchismus? Bern 1911, Max Drechsel 
eis 
Das ite Mißverſtändnis der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung 
ſteht in dem Glauben, dieſe betrachte den Menſchen als einen Automaten, der 
h nach den Geſetzen der Mechanik bewegt; die pſychiſchen Erſcheinungen ſeien 


Plön war 1874 bis 1877 im Beſitz der ſozialdemolratiſchen Partei. 


32 Seiten. 


* 


1 


a Lad: 
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demgegenüber völlig wirkungslos. Diefe fonderbare Vorstellung hängt en 
mit dem zweiten Mißverſtändnis zuſammen, daß die materialiſtiſche Geſch 
auffaſſung eine Anwendung des vulgären Materialismus auf die Menfi 
geſchichte darſtelle. Wenn nun nach dem berühmten Ausſpruch Vogts das De 
lediglich eine Abſonderung des Gehirns iſt wie der Urin eine Abſonderung 
Nieren, ſo wäre, wird weiter gefolgert, das Denken, Fühlen und Woll 
Menſchen auch nur eine gleichgültige Begleiterſcheinung ihrer nach den En 
Mechanik verlaufenden Geſchichte, ohne Einfluß auf dieſe. 

Es iſt hier nicht nötig, auf die Frage näher einzugehen, ob auch nu 
letzte Schlußfolgerung richtig iſt; denn ſowohl Engels als insbeſondere 
haben ſich wiederholt energiſch gegen dieſe Gleichſetzung ihrer Weltanſchauu 
ihrer Methode mit jenem alten mechaniſtiſchen Materialismus gewehrt. 
berühmten Stelle in „Zur Kritik der politiſchen Okonomie“ heißt es ja au 
iſt nicht das Bewußtſein des Menſchen, das ihr Sein, ſondern umgekehrt i 
ſellſchaftliches Sein, das ihr Bewußtſein beſtimmt.“ Das geſellſe 
liche Sein beſteht aber in den pſychiſchen Beziehungen zwiſchen den Mitg 
der Geſellſchaft. Die Inſaſſen eines Zellengefängniſſes bilden keine Geſe 
außer wenn es ihnen gelingt, etwa durch Klopfzeichen miteinander in pfhe 
Beziehungen zu treten. Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung beſagt alſo 8 
über die alte Streitfrage der Metaphyſik, ob das Denken das Sein oder das 
das Denken beſtimmt, ſie ſtellt nur feſt, daß das Bewußtſein der Menſchen 
ihren geſellſchaftlichen Beziehungen, von der Rolle abhängt, die fie im geſell 
lichen Produktionsprozeß ſpielen. Das ſchließt aber durchaus nicht aus, d 
Formen, in die das Bewußtſein der Menſchen durch ihre ſoziale Situati 
goſſen wird, wieder auf das ſoziale Geſchehen zurückwirken. 

Das ſind alles Wahrheiten, die ſchon oft und oft wiederholt worden f 
iſt aber leider notwendig, ſie immer wieder darzulegen, da ſelbſt Männer, 
eingehend mit den Lehren Marx' beſchäftigt haben, und die von Lobpreiſu 
des „gigantiſchen Genies“ überſtrömen, gerade hier noch immer die erſtaunlic 
Fehlgriffe begehen und innere Widerſprüche konſtatieren wollen, die ſich nich 
Marx, ſonderen lediglich bei den Kritikern ſelbſt finden. So behauptet zum 
ſpiel Matthieu (S. 12): „Bei Marx wird die Entwicklung zu einer Art Fa 
welches die Rolle des ſchöpferiſchen Wollens und der perſönlichen Geſtaltu 
kraft nicht zu ihrem Rechte kommen läßt. Naturprodukt der kapitaliſtiſe 
duktion, ſtürzt das Proletariat die kapitaliſtiſche Weltordnung mit der Wu 
Naturgewalt.“ Dieſe Auffaſſung Marx', die, wie Matthieu hinzufügt, alle 
nicht die notwendige Folgerung aus der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſu 
ſtehe notwendig im ſtärkſten Widerſpruch mit der revolutionären Tatk 
Wirkſamkeit des Meiſters. 

Dieſer innere Widerſpruch hat nach Matthieu zur Entſtehung der 
denen Richtungen in der modernen ſozialiſtiſchen Bewegung geführt. Die 
Marxiſten legen das Hauptgewicht auf das fataliſtiſche Moment, für ie i 
Entwicklung eine Naturnotwendigkeit. Allerdings entbehrt auch dieſe Rich 
nicht des Idealismus. Aber der Widerſpruch liege darin, „daß eberne Ge 
gleichſam mit Naturnotwendigkeit im Sinne und Dienſte des Ideals 1 
ſind“ (S. 18). = 

Demgegenüber betonen der Anarchismus, der Reviſionismus und 
kalismus die Macht der Perſönlichkeit, das Recht der friſchen, urſprüng 
ſönlichen Tat. 

Die Überwindung dieſes Widerſpruchs ſieht Matthieu darin, „daß m 
Anſchluß an echt Marxſche Gedanken, aber mit ſtärkerer Betonung der 
Seite der Entwicklung den Fortſchritt darin erblickt, daß das Ideal ſich 
Realität organiſch verbindet“ (S. 31). Es iſt allerdings gewiß nicht leicht 
gründen, was mit dieſem Rätſelwort gemeint iſt; nur ſo viel iſt RR ) 
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Natthieu für keine der beſtehenden Richtungen entſcheiden kann und deshalb aus 
len zuſammen ein ſchmackhaftes Ragout brauen will. 

Er ſelbſt ſteht auf rein ideologiſchem Standpunkt. Geht er doch ſogar ſo weit, 
ie Erklärung dafür, daß der Liberalismus nicht auch den Proletarier von der 
(tbeitsfron befreit hat, in „den ungenügend fundierten und zu wenig dem wahren 
Befen des Menſchen und des ſozialen Organismus Rechnung tragenden ortho⸗ 
oxen Theorien der Aufklärungskultur“ zu finden (S. 6). Infolge dieſer rein ideo- 
ogiſchen Auffaſſung, die auch in der oft recht verſtiegenen Ausdrucksweiſe der Bro⸗ 
chüre zum Ausdruck kommt, iſt Matthieu die Darſtellung des ebenfalls rein ideo- 
ogiſch denkenden Anarchismus am beſten gelungen. Wir erfahren daher über 
eſſen Weſen aus ſeinen kurzen Ausführungen ungleich mehr als aus der ſehr 
berflächlichen Schrift Lifſchitz'e, die ſowohl über die Sozialdemokratie als über den 
lnarchismus ohne jedes tiefere Eingehen lediglich abgeſtandenen Kohl aufwärmt, 
on der Kaſernenordnung im Zukunftsſtaat und von dem chemiſchen Laboratorium 
bricht, durch das der Weg von der heutigen zur anarchiſtiſchen Geſellſchaftsordnung 
ihrt. Von Lifſchitz' engherziger Auffaſſung, der ſich ſichtlich darüber entrüſtet, daß im 
ukunftsſtaat geniale Denker und Künſtler ökonomiſch gleichgeſtellt fein ſollen mit 
jandlangern und Schornſteinfegern (S. 27), unterſcheiden ſich Matthieus Aus⸗ 
ührungen über Anarchie und Syndikalismus ſehr zu ihrem Vorteil. Beſonders 
er Nachweis, daß dieſe beiden Geiſtesrichtungen durchaus nicht zuſammenfallen, 
ie jo oft angenommen und behauptet wird, iſt wohl das Wertvollſte an Matthieus 
schrift. 

Aber gerade ſein ideologiſcher Standpunkt hat ihn verhindert, Marx' Lehren 
ichtig zu erfaſſen und den Punkt zu ſehen, auf den es bei der Diskuſſion mit dem 
jeoretijchen Reviſionismus in erſter Linie ankommt. Nach Marx hängt das Be⸗ 
ußtſein der Menſchen von ihrer geſellſchaftlichen Funktion ab; nach der Auf- 
aſſung der Reviſioniſten wird es in erſter Linie durch Argumente beſtimmt, durch 
elehrung. Das iſt nicht nur theoretiſch der ſpringende Punkt, ſondern auch in der 
axis, in der Agitation zeigt ſich die grundlegende Bedeutung dieſes Unterſchieds. 
ie Marxiſten wollen das Proletariat aufklären über feine wahren Inter⸗ 
ſſen, ſie wollen ſein Bewußtſein von den Reſten aller bourgeoiſer Ideologien frei 
lachen, damit es ſich lediglich von den Einflüſſen der geſellſchaftlichen Stellung 
nd Funktion des Proletariats beſtimmen laſſe. Die Reviſioniſten wenden ſich an 
ie Menſchen im allgemeinen, um ſie von der Gerechtigkeit der ſozialen Forde⸗ 
ungen, eventuell auch von der Schönheit eines ſozialiſtiſchen Gemeinweſens zu 
berzeugen. 

Dieſe Auffaſſung tritt beſonders deutlich in Kampffmeyers Schrift hervor. 
ieſe verrät ein noch viel geringeres Verſtändnis des Marxismus als die Bro⸗ 
hün tthieus. Glaubt doch Kampffmeyer (S. 38), gegen eine Ableitung der 
Zandlungen der Ethik aus den Veränderungen der „materiellen Produktivkräfte“ 
menden zu können, daß es „keine rein materiellen Produktivkräfte im eigent⸗ 
chen Sinne des Wortes gibt, weil in dieſen „materiellen“ Kräften durchweg 
ahlreiche intellektuelle und ethiſche Energien ſtecken“. Dieſe Verwechſlung von 
echnik und Wirtſchaft verbindet ſich bei Kampffmeyer mit einer Verwechſlung 
giſcher und ethiſcher Urteile, wie fie Windelband und Rickert in die Erkenntnis⸗ 
jeorie eingeführt haben, und fo gelangt er zu einer ethiſch⸗religiöſen Auffaſſung 
s Sozialismus, von der er vermutlich annimmt, daß ſie in Süddeutſchland einen 
eſonders empfänglichen Boden finden wird. „Eine allgemein verurteilte Pro- 
uktionsordnung“, meint er (S. 44), „kann nicht mehr beſtehen; ſie geht an dem 
gemeinen Unwillen zugrunde. ... Das Verdammungsurteil über den Kapita⸗ 
smus geht deſſen tatſächlicher Verdammung weit voraus. Erſt muß dieſes Urteil 
den Herzen von Millionen einen wahren Aufruhr erregt und die revolutionären 
kaſſenempfindungen müſſen ſich zu einer revolutionären Maſſenkraft konzentriert 
ben, ehe die Produktionsmethoden als veraltet beſeitigt werden können.“ 
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Es kommt alſo micht darauf an, das Proletariat über die dem Kapitalisn 
innewohnenden notwendigen Klaſſengegenſätze und über deſſen Entwicklun 
tendenzen aufzuklären, ſondern darauf, in der Allgemeinheit ſittliche Entrüſtr 
über die Schändlichkeiten des heutigen Wirtſchaftsſyſtems hervorzurufen. N. 
Aufklärung iſt unſere Waffe, ſondern Predigt, weshalb denn auch Kampffme 
mit beſonderer Freude den Beitritt verſchiedener Geiſtlicher zur Sozialdemokre 
begrüßt. Nicht ökonomiſches Wiſſen iſt nach dieſer Auffaſſung das erſte Erfordert 
unſerer Agitation, ſondern ein genügender Vorrat von ethiſcher Salbung und f 
licher Entrüſtung. G. Eck ſt e 


zeitſchriftenſchau. 


„Ihe International Socialist Review“ pom Oktober enthält einen kur 
Aufſatz von Kelleter d' Aachen über „Die bevorſtehende ökonomiſche Nevolut 
in Abeſſynien“. Abeſſynien iſt das einzige Land Afrikas, das feine Unabhängig! 
aufrecht erhalten hat. Allerdings iſt es ein ſehr reiches Land, das auch die 9 
gierde der Kapitaliſten geweckt hat; das Klima geſtattet in den Tälern, alle fı 
tropiſchen Produkte anzubauen; außerdem hat es viele mineraliſche Schätze, 1 
Eiſen, Kohle, Gold, Kupfer, Queckſilber. Aber der Negus Menelik hielt das La 
für die fremden Kapitaliſten geſchloſſen; mit Geſchick, einmal auch mit Waffe 
gewalt gegen die Italiener, wußte er die Fremdmächte draußen zu halten, we 
er auch die Küſtenſtriche verlor. Eiſenbahnen ließ er nicht zu; er wußte, was 
bringen würden; wiederholt kamen Großkapitaliſten und Geſandte und hielten ı 
Konzeſſionen an, aber immer wurden ſie abſchlägig beſchieden. Jetzt wird ſich d 
ändern. Menelik iſt tot, und damit iſt der Wall gegen das Eindringen des Ka 
talismus gefallen. Die Reichsgrößen und Stammführer haben unter der Form d 
konſtitutionellen Regierung die Macht an ſich geriſſen. Sie werden den Kapital 
mus einlaſſen, weil ſie ſich ſelbſt dabei zugleich außerordentlich bereichern könne 
ſie werden mit den fremden Konzeſſionsjägern die Beute teilen, und die Bevöl⸗ 
rung wird dann gemeinſam von einheimiſchen und ausländiſchen Kapitaliſten au: 
gebeutet werden. ! 

„Das heutige amerikaniſche Zeitungswefen“ (These Days in american Jol. 
nalism) iſt ein Aufſatz von Charles Edward Ruſſel überſchrieben: Viele Lei: 
glauben, daß einem freien Lande auch notwendig eine freie Preſſe entſpricht. Di 
die Amerikaner auf freie Inſtitutionen Wert legen, wird von manchem vernein 
ſicher iſt es, daß ſo etwas wie eine freie Preſſe in Amerika nicht mehr beſteht. D 
Tagesblätter teilen ſich in verſchiedene Klaſſen: | 

1. Diejenigen, die direkt Eigentum einer kapitaliſtiſchen Geſellſchaft find; d 
Eiſenbahn, oder die Straßenbahn, oder die Gasgeſellſchaft ſind zugleich Beſitz 
des lokalen Tageblatts. Der Leſer ahnt nichts davon, daß alle Nachrichten, die ih 
beim Frühſtück aufgetiſcht werden, im Intereſſe dieſer Geſellſchaft zurechtgema⸗ 
ſind; denn der Herausgeber iſt als ein achtenswerter, makelloſer Bürger bekann 
Wenige kennen das Verhältnis; es entſtand, als für eine durch Beſtechung g 
wonnene Konzeſſion die Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung nötig war; un 
ſeitdem iſt es beſtehen geblieben. Da aber dieſe Geſellſchaften ſich immer mehr 
den Händen einiger Großkapitaliſten konzentrieren, gebietet dieſe Gruppe üb 
Straßenbahnen und öffentliche Meinung der entfernteſten Städte. Kr 

2. Die Zeitungen, die durch ihre Geſchäftsverbindungen mit den Großkapit 
liſten ſolidariſch ſind. Mr. Pulitzer, der Beſitzer der „New Mork World“, we 
früher ein aufrichtiger Radikaler, der gegen die großen Einkommen donnerte ur 
in ſeinem Blatte die Intereſſen des Publikums vertrat. Als er immer mehr Ge 
verdiente, mußte er es anlegen; als, Kapitaliſt kam er in immer engere Berührur 
mit den Großkapitaliſten, fühlte ihre Intereſſen als die ſeinigen; er wurde nie 
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auft, ſondern kaufte ſich ſelbſt und vertritt jetzt die „großen Intereſſen“, die 
ch die ſeinigen ſind. 

3. Die Zeitungen, die von den „großen Intereſſen“ finanziert werden. Um 
Blatt zu gründen und zu erhalten, ſind viele Millionen Dollar nötig; daher 
rden auch ſo wenig neue Blätter gegründet. Während des Sommers, wenn die 
noncen abnehmen, braucht das Blatt Kapital, um durchzukommen, und dieſes 
in es nur von den Banken bekommen, die es aber nur dann hergeben, wenn 
e en Intereſſen nicht kritiſiert werden. Neulich wurde Hamptons „Maga⸗ 

in New York gewarnt, einen Artikel gegen Morgan und die Newhaben 
ſenba an. bringen; es brachte den Artikel dennoch und ſah fich dann von allem 

edit abgeſchnitten; obgleich das Geſchäft blühte, konnte es nicht ohne Kredit 
nen und mußte verkauft wer werden. So herrſcht über die Herausgeber eine 
icht der Zenſur, gewaltiger als die des Zarenregiments. 

4. Dann kommen noch die Zeitungen, die durch ihre Annoncen abhängig ſind; 
find al le. Faſt jede Zeitung würde mit Verluſt arbeiten, wenn die Annoncen 
ht da wären; das Abonnementsgeld kann kaum das Papier bezahlen; alles 
dere, auch der Profit, hängt von Annoncen ab. Dieſe müſſen meiſtens von den 
zrenhäuſern kommen, die ſelbſt von dem Großkapital abhängig find; annoncieren 
in mißliebigen Blättern, jo verlieren fie ihr Kapital.“ 

So hat das Großkapital mit ſeinen Intereſſen die ganze Preſſe in feſter Ge— 
lt; nur ein paar ruhmvolle Ausnahmen wirklich unabhängiger Herausgeber 
t es noch, aber wie lange werden ſie es aushalten? Ohne Geld können auch fie 
ht beſtehen. Das wichtigſte Mittel, das die Preſſe beſitzt, das Publikum im 
une des Großkapitals zu bearbeiten, beſteht in der „Nachrichtenpolitik“. Bei 
tartifeln weiß man, daß man beſtimmte Anſichten lieſt; aber Nachrichten hält 
m für objektive Tatſachen. Leitartikel lieſt ja auch keiner; daher wird gerade 
rch die beſtimmte Aufmachung der Nachrichten ein beſtimmter Eindruck geweckt 
d ſo die öffentliche Meinung beſtimmt. Der Bleiſtift des Berichterſtatters wird 
ttels unſichtbarer Fäden durch das Großkapital gelenkt. Neun Zehntel aller 
egraphiſchen und Kabelnachrichten gehen der Preſſe mittels des Bureaus 
ſſociated Preß“ zu. Dieſe rieſenhafte Macht zur Beeinfluſſung des Publikums 
hen ſich die Großkapitaliſten nicht entgehen laſſen; Morgan und ſeine Freunde 
neten darüber und ſorgen dafür, daß nichts Revolutionäres oder der Religion 
indliches in die Nachrichten hineinkommt. So wurde die Hinrichtung Ferrers 
ige verſchwiegen und endlich in einer Form gebracht, die ihn als einen gefähr- 
hen Verbrecher hinſtellte; dieſer erſte Eindruck iſt dann trotz aller ſpäteren Dar- 
lungen für die meiſten Leſer beſtimmend geblieben. Man fühlt, daß hier eine 
nahe unfaßbare Macht, die Geiſter der Menſchen zu beherrſchen, vorliegt, un— 
dlich viel größer als je ein Autokrat oder eine Inquiſition beſeſſen hat. Noch 
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| Beiſpiel: Im Januar wurde ein glänzender, vielverſprechender Autor, David 


aham Phillips, von einem Irrſinnigen ermordet. Ein Blatt in New Pork ſchrieb, 
ß er von einem Sozialiſten ermordet wurde, weil er ihrer Sache nicht beitreten 


Ute, und trotz aller Zuſchriften weigerte ſich das Blatt, eine Berichtigung auf- 
nehmen; die Leſer glauben es jetzt wohl noch alle. In ähnlicher Weiſe werden 


e Nachrichten zurechtgeſtutzt; alles wird ſorgfältig in die Form gebracht, die 
u großen Geldintereſſen entſpricht. Die alte Romantik des Zeitungsweſens, die 
eltgeſchichte dem Publikum am beſten und intereſſanteſten vorzuführen, iſt ver⸗ 
wunden; nichts anderes herrſcht heute als das ſchmutzigſte Geſchäft. Das einzige 
ittel, ſich dieſer Wirkung zu entziehen, bildet das Leſen der ſozialiſtiſchen Preſſe, 
nicht zum Geldverdienen beſtimmt iſt. 

In der Oktobernummer des „Social Demoerat“ beſchäftigt ſich A. A. Watts 
t dem Artikel von Quelch über „Die Torheit des Krieges und die Möglichkeiten 
d Gefahren des Friedens“ (Vergl. „Neue Zeit“, XXIX, 2, S. 943). Wenn auch 
r Krieg zur Revolution führen mag, jo wollen wir doch dieſen Preis nicht 
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Armeen und Flotten abgefchafft werden; aber bei dieſem Weltfrieden könnte d 


oberen Tabelle unter der Rubrik „Deutſchland“ richtig heißen: „Im Jahre 1 
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zahlen. Quelch will zu viel beweiſen. Er ſagt, auch wenn die Waffen zu 
zeugen umgeſchmiedet find, kann die Klaſſenherrſchaft noch bleiben. Aber wor 
ſoll dieſe ſich ſtützen, wenn die Armeen nicht mehr da ſind? Eine internationg 
Polizei, fähig, die Völker niederzuhalten, müßte dazu ſo zahlreich ſein, daß 
eine Armee darſtellen würde, die auch anderweitig verwandt werden könnte. W 
können nicht bei dem Einerſeits⸗Anderſeits ſtehen bleiben, wir müſſen wähle 
für oder wider den Krieg und alles, was ihn fördert. Wenn wir die Gefahren d 
Krieges und des Friedens gegeneinander abwägen, wählen wir den Frieden; jeiı 
Gefahren werden wir durch ſozialdemokratiſche Propaganda aufheben; den ＋ 
lismus können wir auf friedlichem Wege bringen. 

Darauf antwortet H. Quelch in der Novembernummer in einem Aufſatz 0 
Frieden und ſeine Gefahren“: Genoſſe Watts hat den Sinn meiner Ausführung 
gar nicht verſtanden. Es handelt ſich nicht darum, zwiſchen Krieg und Frieden 
wählen; natürlich iſt jeder Sozialdemokrat für den Frieden, und ſo ſteht es 10 
faſt allen Parteien. Aber ihre und unſere Wünſche beſtimmen die Zukunft ı 
Es handelt ſich darum, die Möglichkeiten der Zukunft objektiv zu unterſuchen; w 
des Morgens die Ausſichten auf ſchönes oder ſchlechtes Wetter betrachtet, 3 
dem Vorwurf, daß er nicht entſchieden genug den Wert des ſchönen Wetters l 
tonte, kein Gewicht beimeſſen. Es handelt ſich alſo um folgendes. Ein Frieden 
vertrag oder Bund der Großmächte wäre nicht unmöglich. Dann könnten 


Lage der Maſſen noch unerträglich ſein, während jede Möglichkeit der Empöru 
ausgeſchloſſen wäre. Hier wird alſo die gewöhnliche orthodox⸗ſozialiſtiſche Ar 
faſſung, daß der Krieg unter dem Kapitalismus unausrottbar iſt, angezweife 
Früher redeten wir über die Anarchie der Konkurrenz als das größte Übel d 
Geſellſchaft; jetzt wird ſie durch die Truſts immer mehr beſeitigt, aber zugle 
wird ein Arbeiterkampf gegen dieſe Gebilde ausſichtslos. So wäre auch eine A 
beiterrevolte gegen den Truſt der Weltmächte ausſichtslos. Denn bei der A 
57 der Armeen bleibt eine e die 1 ſtark genug gen 


bezwingen, ſo kann dem entgegnet werden, daß ein Gaſſtert nicht allgem 4 
werden kann, da er ſofort im Keime erjtidt werden würde. Die as dag 


Der induſtrielle Frieden bedeutet die e der r Lohnſtlaveres In Enge 
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gehen wir immer raſcher dem Sklavenſtaat entgegen; wenn man ſieht, wie | 


unterjochen und einſpinnen laſſen, 123 wie einige unſerer Freunde das als 5 
bauenden Sozialismus“ „ könnte man alle Hoffnung verlieren. Un 425 
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Parifer Mufeen. 


Von John Schifomsfi, 5 


Der Platz der Mona Liſa iſt leer. Vier Nägel bezeichnen melancholiſch 
e verwaiſte Stätte im weltberühmten Saal Carré des Louvres. Aber 
urch den rätſelhaften Diebſtahl des Bildes iſt die kritiſche Aufmerkſamkeit 
r ganzen Welt auf die Verwaltung der Pariſer Kunſtſammlungen ge⸗ 
ükt worden. Man macht den verantwortlichen Männern die ſchwerſten 
orwürfe, und jetzt ſpottet das Publikum von ganz Europa über die jäm⸗ 
erlichen Zuſtände, die der künſtleriſchen Jugend Frankreichs bereits ſeit 
ren Anlaß zu immer wiederholten und nie erhörten Klagen gegeben 
ben. 

Vier Wochen nach dem Verſchwinden der Mona Liſa beſuchte ich das 
ubremujeum. Als ich die Apollogalerie betrat, bemerkte ich eine zahl— 
iche Menſchenmenge, die in heiterſter Stimmung um den glasbedeckten 
iſch verſammelt war, der den Reſt der alten franzöſiſchen Kronjuwelen 
thält. Bei näherem Zuſehen ward mir die Urſache des Frohſinns kund. 
er uniformierte Wächter, der innerhalb des eiſenvergitterten Raumes 
m Schutze der aufgeſtapelten unſchätzbaren Koſtbarkeiten poſtiert iſt, war 
if jeinem bequemen Seſſel in tiefen Schlaf verſunken. Der „Regent“, der 
3 der ſchönſte Diamant der Welt gilt und einen Wert von 10 bis 12 Mil⸗ 
men repräſentiert, der roſenrote „Mazarin“ und der berühmte große 
ubin in Drachenform leuchteten und funkelten im Sonnenſchein, der be- 
tete Hüter dieſer Herrlichkeiten ſchnarchte und das Publikum wollte ſich 
sſchütten vor Lachen. Es war ein charakteriſtiſches und lehrreiches Bild. 
Die Saumſeligkeit der Verwaltung iſt aber keineswegs der einzige 
angel, der dem Beſucher der Pariſer Muſeen in die Augen fällt. Es 
bt hier Dinge, die ungleich beklagenswerter und verhängnisvoller ſind, 
id die nicht nur den Pariſer und den Franzoſen, ſondern jeden Kultur⸗ 
enſchen angehen, dem das Schickſal dieſer unvergleichlich reichen und 
ertvollen Kunſtſammlungen am Herzen liegt. 

Der ſtolze Rieſenbau des Louvres, das alte Königsſchloß am Seine— 
er, die Stätte zahlloſer Verbrechen und Niederträchtigkeiten, iſt an ſich 
wiß nicht geeignet, irgendwelche erfreulichen Erinnerungen oder er— 
benden Empfindungen zu erwecken. Trotzdem war es gut, daß die große 
evolution es beſtehen ließ, denn es repräſentiert als architektoniſche 
chöpfung ein umfangreiches und bedeutendes Stück franzöſiſcher Kunſt⸗ 
ſchichte. Viele Jahrhunderte haben an dem Bau gearbeitet und die 
u Meiſter ihm den Stempel ihres Geiſtes und ihrer Zeit aufgedrückt. 


434 Feuilleton der Neuen 


Nur gerade zu einem Muſeum hätte man ihn nicht machen dürfen. Dem 
der Komplex von Paläſten, der auf dem alten Rendezvousplatz der Wolfs 
jäger entſtand, war lediglich als Burg, Schloß und fürſtliche Wohnſtätt 
gedacht und geſchaffen. Die himmelhohen Rieſenſäle, die prunfender 
Galerien und halbdunklen Eckzimmer eignen fi) zu jedem anderen Zweck; 
beſſer als zur Unterbringung von Kunſtſammlungen. Das Louvre war 
als es 1793 eröffnet wurde, das erſte Muſeum im modernen Sinne un 
hat zahlreichen ſpäteren Schöpfungen dieſer Art als Vorbild gedient. Abe 
unſeren heutigen Anſprüchen genügt es ganz und gar nicht mehr. Wer ſick 
ſei es als flüchtiger Touriſt, ſei es zum Zwecke ernſthafter Studien, aue 
nur eine Stunde in dieſen Räumen aufgehalten hat, der wird eine körper 
liche und geiſtige Ermüdung verſpüren, die den Genuß und die Belehrun 
erheblich beeinträchtigen. Die beſchwerliche Wanderung auf dem alter 
unebenen und ſpiegelglatt gewichſten Parkettfußboden, die durch da 
Fehlen zweckmäßiger Kataloge erhöhte Schwierigkeit, ſich in dem ſyſtem 
loſen Labyrinth zurechtzufinden, und die ungeſchickte Aufſtellung der ein 
zelnen Kunſtwerke machen den Beſuch des Louvres zu einer wahren Tortu 
In der Antikenſammlung iſt nur die Venus von Milo gut placiert. Zwa 
befindet ſie ſich in einem kleinen düſteren Eckzimmer, aber da das Licht de 
einzigen Fenſters voll auf ſie fällt, der Raum im übrigen leer iſt und al 
der Abſchluß einer langen Flucht von Sälen und Korridoren erſcheint, j 
kann man das Werk als Ganzes und in allen Details, in jeiner Nah⸗ un 
ſeiner Fernwirkung bequem betrachten und genießen. Alle anderen Räum 
find mehr oder weniger unzulänglich, und ihre baulichen Mängel werden 
wie geſagt, durch die unzweckmäßige Anordnung der Kunſtwerke noch füh 
barer gemacht. So hat die Muſeumsleitung es für gut befunden, in ein 
zelnen ſchlecht beleuchteten Zimmern umfangreiche plaſtiſche Gruppen u 
mittelbar vor die Fenſter zu rücken, wodurch nicht nur die ſpärliche Lich 
quelle beſchränkt, ſondern auch die Betrachtung der betreffenden Grupp 
die nur als ſchwarze Silhouette erſcheint, unmöglich gemacht wird. Ahnli 
miſerable Zuſtände herrſchen in der Gemäldegalerie des Louvres. Einwan! 
frei iſt eigentlich nur der große moderne Rubensſaal, der mit ſeiner feſtli 
ſtimmungsvollen Dekoration und dem ſchönen Oberlicht den vornehme 
repräſentativen Zwecken vollkommen entſpricht, denen die hier unterg 
a brachten Darſtellungen aus dem Leben der Maria von Medici dienen folle: 
In dem Saale Carré und in der Grande Galerie, in denen ſich die Meiſte 
werke und Prunkſtücke der italieniſchen, ſpaniſchen, flämiſchen, niederläß 
diſchen und deutſchen Schulen befinden, ſchlägt ein Stück das andere to 
Und ähnlich ſieht es in den franzöſiſchen Sälen aus, wo die Gemälde e 
hohen Rieſenwänden in drei bis vier Reihen übereinander und wahlle 


durcheinander gehängt find. Wer die Meiſter des franzöſiſchen Barocks ur 
Rokokos und die des neunzehnten Jahrhunderts kennen lernen will, d 
findet hier das Material faſt lückenlos beiſammen. Und doch wird ih 
das „ nirgends ſo 0 . wie in 11 i g 
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At machte ſich bereits über die Ungeheuerlichkeit dieſer Plazierung el | 
er bis heute hat die Muſeumsleitung es nicht für nötig befunden, a 
fe zu ſchaffen. | 
Noch ſchlimmer fait als im Louvre ſieht es im Cluny-Muſeum 
3, das die reichhaltigſte Sammlung kunſtgewerblicher Gegenſtände, na— 
ntlich des Mittelalters und der Renaiſſancezeit, beherbergt. Auch hier 
welt es ſich um ein hiſtoriſch und architektoniſch intereſſantes Bauwerk. 
einem kleinen ſchattigen Garten mitten im Quartier Latin erheben ſich 
Ruinen des alten römischen Kaiſerpalaſtes, in dem Julian der Ab— 
mnige von ſeinen Soldaten zum Imperator ausgerufen wurde und 
ter die erſten fränkiſchen Könige reſidiert haben. Von dem antiken 
laſt find nur noch die großen, hochgewölbten Thermen erhalten, an deren 
chtige Mauerreſte ſich ein graziöſes ſpätgotiſches Gebäude anlehnt, das 
ft den Abten von Cluny als Pariſer Abſteigequartier diente. Es iſt ein 
nuß, in dieſen ſtimmungsvollen Räumen zu weilen, über die ſteilen, 
zen Treppen zu ſteigen, durch die winkeligen holzgetäfelten Zimmer und 
jeimnispollen Gänge zu wandern und durch die Bogenfenſter in die 
inen Bäume des Vorgartens hinauszublicken. Aber als Muſeum iſt das 
bäude ſchlechterdings unmöglich, und wer jemals den Verſuch gemacht 
t, etwa die hier untergebrachten wertvollen Renaiſſancewebereien und 
‚dereien zu ſtudieren, der wird das Unternehmen ſchon nach wenigen 
inuten aufgegeben haben, falls er nicht in der Lage war, mit Lupe und 
endlaterne zu arbeiten. Dazu kommt, daß die Anordnung womöglich noch 
zweckmäßiger iſt als im Louvre. Man hat durchgängig weder nach chrono⸗ 
ziſchen Geſichtspunkten, noch nach dem Material, noch nach dem Gebrauchs— 
eck gruppiert, ſondern das meiſte willkürlich durcheinander geworfen. Da⸗ 
ben herrſcht der aus England importierte Unfug, die Schenkungen hoch— 
ſtellter Mäzene pietätvoll beiſammen zu laſſen, anſtatt die einzelnen 
genſtände den betreffenden Abteilungen des Muſeums einzuordnen. 
ejer Unfug ſcheint neuerdings übrigens auch in unſere ſtaatlichen Kunſt— 
umlungen Eingang zu finden: das Berliner Kaiſer⸗Friedrich⸗Muſeum 
gt bereits ein „James⸗Simon⸗Zimmer“. 
Handelt es ſich beim Louvre und Cluny um Gebäude, die urſprünglich 
deren Zwecken zu dienen beſtimmt waren, jo haben wir in der Luxem- 
irg⸗Galerie einen regelrechten Muſeumbau vor uns. Freilich einen 
mu, der weniger den Charakter des Monumentalen als den eines provi— 
iſchen Ausſtellungshauſes trägt. Und ſein eigentlicher Zweck iſt in der 
it auch ein proviſoriſcher. Hier ſollen nämlich diejenigen modernen Kunſt— 
h die der franzöſiſche Staat als der Unſterblichkeit würdig befunden 
„aufbewahrt werden, ehe ſie endgültig ins Louvre überſiedeln, das heißt 
etwa zehn Jahre nach dem Ableben ihrer Schöpfer. Dieſes Prinzip ver— 
9 man aber aus praktiſchen und anderen Gründen nicht immer durch— 
ühren. Es gelingt den ſtaatlichen Kunſträten häufig nicht, die Unſterb— 
keit eines Künſtlers rechtzeitig zu entdecken. So kam zum Beiſpiel der 
gründer der modernen Freilichtmalerei, Eduard Manet, erſt mehrere 
hrzehnte nach feinem Tode ins Luxemburg-⸗Muſeum. Und andererſeits 
i das Louvre ſchon dermaßen überfüllt, daß man für die fällig werdenden 
Ydernen kaum noch Raum ſchaffen kann. Daher verbleibt ein großer Teil 
. Kunſtwerke weit über die geſetzliche Friſt hinaus an der proviſoriſchen 


—Sdütte und macht dieſe ſchlechterdings zur Karikatur eines Mu 
die Räume des Luxemburg an ſich für Muſeumszwecke geeignet ſein k 
kommt gar nicht in Frage. Der Beſucher glaubt ſich in ein Vorratsm 
verſetzt, bei deſſen Ausnutzung allein der praktiſche Zweck maßgebend 
in die vorhandenen Räume möglichſt viele Gegenſtände einzuſchachteln. Hie 
konnte nicht einmal der leiſeſte Verſuch gemacht werden, die Werke na 
irgendwelchen hiſtoriſchen oder äſthetiſchen Geſichtspunkten zu gruppieren 

Dieſelben oder ähnliche Zuſtände wie im Louvre, im Cluny und i 
Luxemburg herrſchen in den übrigen weniger wichtigen Pariſer Kunſtſam 
lungen. Man kann ohne Übertreibung behaupten, daß es in der fra 
zöſiſchen Hauptſtadt gegenwärtig nicht ein einziges Muſeum gibt, das de 
modernen Anſprüchen auch nur annähernd genügt. An die mannigfache 
techniſchen Forderungen, die durch unſere Bode, Lichtwark und den 110 
verſtorbenen Tſchudi für die Organiſation von öffentlichen Kunſtſamm 
lungen aufgeſtellt worden ſind, darf man angeſichts dieſer primitiven U 
kultur gar nicht denken. Die Muſeen Deutſchlands und Englands und ſog 
die des kleinen Holland haben die franzöſiſchen hinſichtlich ihrer inner 
Einrichtung längſt überflügelt. Das iſt um ſo auffallender, als die Fro 
zoſen im lebendigen Kunſtſchaffen noch immer an der S 
Über die Urſachen dieſes 


ru 
5 


Elle 


Vernachläſſigung der 
raumkünſtleriſche Probleme im allgemeinen erklären. Wahrſcheinl 
wirken alle dieſe Faktoren zuſammen und erzeugen die oben gejchili 
Zuſtände, die uns heute ſo überaus kläglich erſcheinen und die wi 
auch bei uns erſt ſeit etwa einem Jahrzehnt nach ſchweren Kämpfe 
wunden haben. SF 
Auch in Paris führen jetzt die vorgeſchrittenen Künſtler⸗ und Li 
kreiſe den Kampf gegen den ſtupiden Bureaukratismus, der in d 
ſeumsverwaltungen herrſcht. Man ficht mit dem gewohnten friſch⸗fröl 
Elan und mit äußerſt ſchneidigen, oft allzu ſchneidigen Waffen. So iſt 
Beiſpiel von einem Teile der Streiter neuerdings die kühne Beh 
aufgeſtellt worden, die jetzt verſchwundene Mona Liſa ſei nur n 
wertloſe Kopie geweſen, die echte habe man bereits, ohne daß die M 
verwaltung es bemerkt habe, vor Jahr und Tag geſtohlen, nach 
verkauft und durch eine Nachbildung erſetzt. Woran dann die düſtere Fr 
geknüpft wird, ob die Louvre⸗Galerie heute überhaupt noch Origi le 
ſitze. Da an der Spitze einiger Muſeumsverwaltungen Juden ſteh 
ſchließlich auch noch die franzöſiſchen Antiſemiten auf dem Kampf 
ſchienen, die die Urſache der Miſere nicht in bureaukratiſcher Bun 


a Unfähigkeit ſehen wollen, ſondern ein bösartiges Komplott zur ſyſte⸗ 
matiſchen Ausraubung des nationalen Kunſtſchatzes wittern. | 

Wie ſich unter diefen Umständen die Dinge geſtalten werden, iſt ſchwer 
gorauszuſagen. Daß die Oppoſition ſchließlich Siegerin bleiben muß, unter⸗ 
liegt keinem Zweifel, aber der Kampf kann lange dauern. Bis jetzt iſt 
nichts Weſentliches gebeſſert worden, und die erſten „Reformen“, zu denen 
ich die amtlichen Kunſtbonzen bequemt haben, ſind von abſonderlicher Art. 


So hat die Louvredirektion die Beſtimmung getroffen, daß hinfüro alle“ 
Stöcke und Schirme in der Garderobe abgegeben werden müſſen, und daß 
die Aufſeher ein wachſames Auge auf das Publikum haben ſollen. Infolge 


deſſen konnte ich in der aſſyriſchen Abteilung beobachten, wie eine Dame, 
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die einen zentnerſchweren Granitblock leiſe mit dem Finger berührte, vom 
Saaldiener derartig angeſchnauzt wurde, daß wir deutſche Touriſten uns 


lötzlich ganz wie zu Hauſe fühlten. 
Inzwiſchen bleibt der Platz der Mona Liſa leer; vier Nägel bezeichnen 
melancholiſch die verwaiſte Stätte im Saale Carré, das Begräbnis zu | 


Ornans hängt in der Dunkelkammer, und in der. Apollo-Galerie ſchnarcht 5 


der Wächter der Kronjuwelen. 


Der Rlaffenkampf auf der Bühne. 


Von Julie Romm. 


Die zeitgenöſſiſchen Dramatiker brauchen um neue Motive nicht verlegen zu 
ein. Unſere waffenklirrende Zeit, in der die Klaſſengegenſätze immer ſchroffer, 
immer rückſichtsloſer aufeinanderprallen, zeitigt Konflikte, die an Wucht und Größe 
inter den klaſſiſchen Muſtern der Tragödie großen Stils nicht zurückſtehen. Gibt 
3 einen tragiſcheren Konflikt als das Aufeinanderplatzen zweier Weltanſchau⸗ 
ungen? Vorausgeſetzt natürlich, daß es der Dichter verſtanden hat, die Träger 
eier Weltanſchauungen zu lebendigen Menſchen zu geſtalten, nicht zu blaſſen, 
hlutarmen, mit dem Verſtande ausgeklügelten Geſchöpfen, an die wir nicht glauben. 
Auch in mehr als einer Tragödie früherer Zeiten ſtanden einander zwei Welt— 
anſchauungen feindlich gegenüber. So zum Beiſpiel in Hebbels Maria Magdalena, 
wo die kleinbürgerlich beſchränkte Weltanſchauung Meiſter Antons mit ihrer engen, 
gradlinigen Moral und ihrem ſtarren Ehrbegriff all das keimende Leben vorwärts 
drängender Jugend unbarmherzig zertritt. Aber immer war der Konflikt auf die 
Perſon, auf die Familie beſchränkt. Heute erſt, mit dem Erſtarken der Arbeiter- 
bewegung, die eine neue Ethik, neue Grundlagen der Moral geſchaffen hat, ſpielt 
der Konflikt auf ein anderes, ein größeres Gebiet hinüber, wird aus dem indivi— 
duellen Konflikt ein ſozialer. Die proletariſche Ethik, die Ethik des Klaſſenkampfes 
ritt i in ſcharfen, in bewußten Gegenſatz zu der herrſchenden Moral. 

Zwei Ausländer ſind es, ein Franzoſe und ein Engländer, die in ihren Dramen 
5 Kampf zwiſchen Kapital und Arbeit behandeln. Der Franzoſe Paul Bourget 


hat i in ſeinem Drama „Die Barrikade“ ein Tendenzſtück geſchaffen, das zwär nicht 


nin exeſſant iſt, aber enkſchiedenen Mangel an Kraft und Größe bekundet. Es ver— 


lacht F zu einem ſentimentalen Rührſtück. Wie bei dem reaktionären 
. icht anders zu erwarten war, gehören all ſeine Sympathien den Leuten 


1 


N, 


esel der Barrikade, der Bourgeoiſte. Er iſt ein ſehr ernſthafter Herr, der Aka⸗ 


demiker Paul Bourget. Er hat ſich ſogar gemüßigt geſehen, über den ſozialen 
Gehalt ſeines Dramas einen langen Vortrag zu halten, worin er ausführte, 
= Yu dazu veranlaßt habe, „Die Barrikade“ zu ſchreiben. Er wurde nämlich 
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von verſchiedenen Seiten heftig angefeindet wegen der angeblichen Tendenz ſeine 
Dramas. Während die franzöſiſchen Kritiker faſt einſtimmig den literariſche 
und ſzeniſchen Wert des Stückes hervorhoben — mehr als dieſes eigentlich ver 
dient — machte man ihm einerſeits den Vorwurf, Licht und Schatten ungleic 
verteilt, die Vertreter der Bourgeoiſie in gar zu leuchtenden Farben geſchildert z 
haben. Und andererſeits warf man ihm das Verbrechen vor, Arbeiter und Unter 
nehmer zum Kampfe gegeneinander zu hetzen, ſich zum Apoſtel der brutalen Ge 
walt zu machen. N ee 

Was er auf diefen Vorwurf antwortet, iſt intereſſant genug, zumal au 
ſeinem Munde: „Die Frage lautet nicht, ob der ſoziale Frieden dem Klaſſenkamp 
vorzuziehen ſei, ob dieſer Kampf ſchrecklich und verabſcheuungswürdig iſt, ſonder 
ob er tatſächlich exiſtiert. Und er iſt da, und ſeine ſich immer mehr häufenden, ſic 
unaufhörlich erneuernden Epiſoden beweiſen, daß es ſich dabei nicht um ein vor 
übergehendes lokales Phänomen handelt, ſondern um ein unter gewiſſen Um 
ſtänden dauerndes, ſehr ernſtes und unabweisliches, mit dem man ſich abfinde 
muß wie ein Mann. ... Die einen jagen, ich hätte das Kreuz auf der Barrikad 
aufrichten ſollen. Sie ſprechen von dem, was ſein ſollte. Ich habe einen andere 
Ehrgeiz gehabt — das auszuſprechen, was ift.... Man mag dieſe Lage der Ding 
verwünſchen, dieſem Rückfall in die Barbarei fluchen. Ich ſchließe mich dem ar 
Aber all dieſe Verwünſchungen können die Tatſache nicht aufheben. Sie iſt da, un 
ſie iſt nicht wegzudiskutieren. Der Verfaſſer der Barrikade hat ſie nicht geſchaffer 
indem er ſie anerkannte. Vielleicht hat er einen gewiſſen Mut bewieſen, inder 
er ſie in ihrer troſtloſen Grauſamkeit zeigte. Mag ſein. Aber wo ſteht es ge 
ſchrieben, daß alle Wahrheiten tröſtlich ſind? Es gibt deren tragiſche. Die von de 
Notwendigkeit des Klaſſenkampfes iſt eine ſolche.. .. Für die meiſten Kritiker be 
deutet, einer Klaſſe ſagen: Seid ſtark! ſoviel wie: Tötet! Ich bin, wie Sie ſehen 
weit davon entfernt, an die brutale Gewalt zu appellieren. Aber wir müſſen den 
unverſöhnlichen Haſſe der Klaſſe, welche die unſere ſtürzen will, das Recht de 
unſeren entgegenſetzen. Und dazu bedürfen wir des energiſchen Sichzuſammen 
faſſens, welches der Kampf in den Raſſen erweckt, die noch fähig find, zu ſiegen. 
Ich wollte in der Barrikade auf die Gefahr hinweiſen, die uns droht. Und went 
mir das gelungen ſein ſollte, glaube ich meiner Klaſſe und folglich auch meinen 
Vaterland genützt zu haben.“ 2, 

Das iſt alles ganz logiſch, und es ließe ſich vom Standpunkt Bourgets kau 
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etwas dagegen jagen. Aber wenn man nun mit diefem Maßſtab an das . 
herantritt, ſo drängt ſich einem ſofort die Wahrnehmung auf, wie ſehr der Auto 
gerade in ſeiner Lieblingsgeſtalt gegen ſeine Logik verſtößt. a 

In der großen Kunſttiſchlerei Breſchard bricht ein Streik aus. Die Arbeite 
fühlen ſich eigentlich ſehr wohl in dem Hauſe. Breſchard iſt ein humaner, wohl 
wollender Mann, der in einem patriarchaliſchen Verhältnis zu ſeinen Arbeiter 
ſteht. Sein Sohn Philipp iſt mit dem jugendlichen Vormann Nangouät, einen 
fanatiſchen Syndikaliſten und Anhänger der Sabotage, direkten Aktion uſw. eng 
befreundet. Das heißt, die Freundſchaft datiert aus einer Zeit, wo Langoust fid 
noch nicht zur Philoſophie des Klaſſenkampfes bekannte, ſondern mit dem ſchwär 
meriſch veranlagten Fabrikantenſohn gemeinſam ſich an ſchönen Worten bereite 
Daß die Milch feines roſenroten Sozialismus ſich in das gärende Drachengift del 
Klaſſenkampfes verwandelte, das hat ſeine eigene Bewandtnis. „ 

Es ſind ganz perſönliche und recht banale Gründe, die ihn ſo weit gebrach 
haben — die Eiferſucht auf ſeinen Chef. Eine junge Arbeiterin, Luiſe Mairet 
die, wie alle wiſſen, die Geliebte Breſchards iſt, liebt im Grunde genommen Lan 
gouét und wird auch von ihm geliebt. Sie wurde die Geliebte Breſchards, weil e 
ſich ihrer und ihrer todkranken Mutter aufs wärmſte angenommen hatte. Sie hatt“ 
die Dankbarkeit, die ſie ihrem Wohltäter gegenüber empfand, für Liebe gehalten X 
und die Vereinſamung, in welche der Tod der Mutter fie verſetzt, hatte fie ir 


un 
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ſchards Arme getrieben. Als fie dann Langouet kennen lernte, erkannte fie 
en Irrtum zu ſpät. 

Langoust hat die Arbeiter aufgewiegelt. Der Delegierte des Syndikats, 
uboeuf, erſcheint, um mit Breſchard zu unterhandeln. Breſchard weiſt ihn 
off zurück. Er will mit ſeinen Arbeitern einzeln verhandeln. Das Syndikat er⸗ 
nt er nicht an. Er räumt keinem Dritten das Recht ein, ſich in feine Angelegen— 
en zu miſchen. Und jo bricht der Streik aus. Ein einziger von feinen Arbeitern, 

alte Gaucherond, der ſeit vierzig Jahren für Breſchard arbeitet, der Lehr— 
ſter Langousts, hält zu ihm. 

Das Haus Breſchard ſteht unmittelbar vor einer Kriſe. Es hat Aufträge über- 
nmen, die zu einem beſtimmten Termin ausgeführt ſein müſſen, ſonſt geht das 
us zugrunde. Das weiß Langousét, und das weiß Gaucherond. Und Gaucherond 
jetet ſich, Leute zu finden, die in einem verſchwiegenen Winkel von Paris in 
1 Heimlichkeit die Möbel fertigſtellen und verſchicken. 

Breſchard geht auf dieſen Vorſchlag mit Freuden ein. Und nun wird in einem 
roviſierten Atelier, das Gaucherond in einem ehemaligen Kloſter eingerichtet 
mit fieberhafter Haſt und unter tauſend Vorſichtsmaßregeln, um jede Über- 
iwelung auszuſchließen, gearbeitet. Die Möbel werden fertiggeſtellt und find 
1 Verſand bereit, als Langouet und Thuboeuf an der Spitze der Streiker er- 
inen. Sie haben das Verſteck entdeckt und bereiten ſich vor, die Möbel zu zer- 
mmern. Die Streikbrecher ſind eingeſchüchtert zu ihnen übergegangen. Nur 
icherond, den Revolver in der Hand, verbarrikadiert ſich in dem Atelier, in 
chem die Kiſten aufgeſpeichert ſind, und denkt nicht daran, ihnen den Weg 
zugeben. 

Auf Anregung Thuboeufs beſchließen ſie, Feuer anzulegen, um den alten 
hs auszuräuchern. Langouét übernimmt es, dies zu tun, während die anderen 
entfernen. Er kämpft einen ſchweren Kampf. Die Liebe und Achtung, die er 
ſeinen alten Lehrmeiſter empfindet, laſſen ihn dieſen beſchwören, die Tür zu 
en und ſich zu retten. Gaucherond verhöhnt ihn hinter der geſchloſſenen Tür. 
) Langoust, zum Außerſten getrieben, ſchickt ſich eben an, den Feuerbrand in 
aufgehäuften Sägeſpäne zu ſchleudern, als Luiſe Mairet erſcheint und ihm in 

Arm fällt. Sie hat durch einen Zufall erfahren, wo Langoust iſt. Sie weiß, 
en er in ſeinem Fanatismus fähig iſt, weiß, welcher Gefahr er ſich ausſetzt, 
fie iſt hergeſtürzt, um ihn zu retten. Sie kämpft mit ihm, und in der furcht⸗ 
en Aufregung, in der ſie ſich befindet, in ihrer Todesangſt um ihn entſchlüpft 
das Geſtändnis ihrer Liebe. Und inmitten des Geſtändniſſes ihrer gegenſeitigen 
he und Luiſes leidenſchaftlichem Verſuch, Langouét von feinem Vorhaben abzu⸗ 
igen, erſcheint Breſchard mit dem Polizeikommiſſär. Gaucherond und die Möbel 
gerettet. Langouöt wird verhaftet, aber bald wieder entlaſſen. 

Der Streik iſt verloren. Die Führer ſind auf die Schwarze Liſte geſetzt worden, 

kein Mitglied des Unternehmerverbandes darf Langouöt beſchäftigen. Luiſe 
jret, die mit Breſchard gebrochen hat und Langousts Frau geworden, beſchwört 
ſchard, den Namen Langouöts von der Liſte zurückzuziehen. Wenn man es ihm 
löglich mache, Arbeit zu finden, zwänge man ihn, agitatoriſch tätig zu ſein. 
wäre gezwungen, ſich untätig in Wirtſchaften herumzutreiben und würde an⸗ 
a9 zu trinken. Und er würde ſie brutal behandeln. Der Anfang ſei bereits 
acht. 

Breſchard will und kann den Namen Langouéts von der Schwarzen Liſte nicht 
r zurückziehen. Da hat Gaucherond eine Idee. Ein vornehmer Klient hat ihm 

Vorſchlag gemacht, mit einer Gruppe Arbeiter ſtändig für ihn zu arbeiten. Er 
ihm geantwortet, daß er keine Luſt habe, das Haus Breſchard zu verlaſſen. 

wäre es, wenn man eine kleine Kooperativwerkſtatt einrichtete, mit Langoust 

er Spitze. Breſchard habe nur das nötige Geld zur Einrichtung zu geben. Und 
chard gibt das Geld unter der Bedingung, daß ſein Name nicht genannt werde. 


| 
| 
| 
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Wie aus dieſer knappen Inhaltsangabe zu erſehen iſt, fällt alles Licht 
Vertreter der Bourgeoiſie und auf Gaucherond, den Arbeiter nach dem $ 
Bourgets, übrigens der einzig lebendigen und wirkungsvollen Geſtalt des Dr 
Aber gerade Gaucherond widerſpricht den Ausführungen Bourgets, die i 
führt habe und die ſeine ſoziale Einſicht, ſein Verſtändnis für die Notw 
keit und die Bedingungen des Klaſſenkampfes beweiſen. Denn Gaucherond iſt 
Verräter an ſeiner Klaſſe, der aus egoiſtiſchen und ſentimentalen Beweggrü 
zu ſeinem Herrn hält und ſeinen kämpfenden Klaſſengenoſſen in den Rücke | 
Hier gibt es nur ein Entweder — Oder. Entweder der Klaſſenkampf iſt eine N 
wendigkeit, und dann iſt Gaucherond im Unrecht. Oder Gaucherond hat recht, 1 
es iſt nur Böswilligkeit und Unverſtand der Arbeiter, welche die Segnungen 3 
Kapitalismus nicht anerkennen wollen. Dieſe Konſequenz hätte Bourget 
müſſen, wenn ſeine Ausführungen mehr ſein wollen als rhetoriſche Floskel 

Daß bei der Aufführung der „Barrikade“ das Publikum mit all ſeiner © 
pathie auf ſeiten Gaucheronds ſtand, iſt erklärlich. 5 
Die Arbeiter kommen in der Darſtellung Bourgets nicht allzu gut for 
ſind zumeiſt ſchwache, wankelmütige Burſchen, die ſich von einem jeden 
laſſen, der ihnen zum Munde redet. Der Vertreter des Syndikats, Thubo 
eine vollendete Karikatur, ein Anachronismus aus jener Zeit, wo man die Ar 
führer als lächerlich aufgeblaſene Hohlköpfe hinzuſtellen pflegte, die vo 
Arbeitergroſchen ein faules und behagliches Leben führten und ſich feige jede 
antwortung entzogen. e Ge 1 

Langoust ſelbſt iſt in der Anlage gut geſehen. Ein feuriger, von heil 
Ernſt durchdrungener junger Arbeiter mit ſtarkem Verantwortlichkeitsgefühl, 
bereit, ſeine ganze Perſönlichkeit für ſeine Überzeugung einzuſetzen. 
Formen des Kampfes, wie er ſich bei unſeren franzöſiſchen Brüdern abſp 
nichts weniger als ſympathiſch ſind, uns verkehrt und verderblich ſchei 
unſer Urteil über den einzelnen, der dieſen Kampf mit rückſichtsloſer En 
Hingabe führt, nicht beeinfluſſen. Aber wie verflacht Langoust im Laufe 
Dramas! Wie ſchwächlich wirkt das Motiv ſeiner Bekehrung zum Syndikalisms 
Von der Höhe des bewußten Klaſſenkämpfers ſinkt er zum banalen Liebheer 
herab, den rein perſönliche Gründe leiten. Und zuguterletzt tritt er dem 
edlen, von Hochherzigkeit überfließenden Breſchard gar berauſcht gegenül 
Halt und ohne Würde. Nein, Bourget hat ſich die Sache gar zu leicht gem 

Da packt der Engländer Sn Galsworthy in jeinem Drama „Ke 
Problem ganz anders an. Ohne Umſchweife und überflüſſige 1 
wirrend wirken könnten, ernit, faſt nüchtern, und dabei erfüllt von einer dränn⸗ 
den Leidenſchaft, die ſich dem Leſer mitteilt, ſpielt ſich ein erſchütternder Au 
aus den Arbeiterkämpfen der Gegenwart vor uns ab. Alles lebt. Man jpi 
Pulsſchlag eines fieberhaft erhöhten, geſteigerten Lebens in dieſen M 
welche ihre Kräfte im Kampfe meſſen, und deren Herzen erfüllt ſind von H 
Bitterkeit und heimlicher Furcht. Mit geſtraffter Energie drängt die Hand 
wärts. Die Sprache iſt knapp, lebhaft bewegt, mitunter epigrammatiſch 

Der Inhalt iſt ſchnell erzählt. In den Trenartha Zinkblechwerken wirde 
Monaten geſtreikt. Unter den Arbeitern herrſcht ein namenloſes Elend. 2 


um aufs neue mit den Ausſtändigen zu unterhandeln. Die Entbehru 
langen Winters, Hunger und Kälte haben, wie fie hoffen, die Arbeiter n 
gefügig gemacht. 8 Er 5 N 
Auch ein Vertreter der Gewerkſchaft, Simon Harneß, iſt gekommen. 
den Ausſtändigen die tatkräftige Hilfe der Gewerkſchaft, wenn ſie 
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orderung fallen laſſen und es ihm überlaſſen, mit den Unternehmern zu ver— 
andeln. Unter den Arbeitern, die mit Frau und Kindern langſam verhungern, 
errſcht eine verzweifelte Stimmung. Gar viele unter ihnen würden unter dem 
Srude der Umſtände, die einen allen Widerſtand aufgegeben, wieder andere dem 
'orſchlag des Gewerkſchaftsdelegierten zugeſtimmt haben, wenn nicht an ihrer Spitze 
in Mann ſtünde, der durch feine überragende Perſönlichkeit einen geradezu hyp— 
otiſchen Einfluß auf ſie ausübt. Der Maſchiniſt David Roberts, der leitende Geiſt 
es Streikkomitees, ein Mann von ungezügeltem Temperament und unbeugſamer 
nergie, von glühendem Haſſe gegen die Unternehmer erfüllt; eine ſtarke Perſön— 
chkeit voller Kraft und Intelligenz, voll ſchneidenden Hohns und bitterer Verach— 
ung für alles, was ihm Halbheit und Schwäche erſcheint, will weder von dem einen 
och von dem anderen Vermittlungsvorſchlag wiſſen. Er iſt überzeugt, daß die 
jerren nachgeben werden, nachgeben müſſen, wenn die Ausſtändigen nur noch eine 
anz kurze Spanne Zeit aushalten würden. 

Aber auch der Verwaltungsrat iſt uneins. Es ſind nicht humane Gründe, nicht 

rbarmen mit den furchtbaren Leiden der Ausſtändigen, um derentwillen die 
herren das Ende des Streiks herbeiſehnen. Es find die großen Verluſte, welche die 
ompanie erleidet; es iſt die Furcht vor dem Unwillen der Aktionäre, wenn die 
tten Dividenden ausbleiben, und ein wenig auch die Furcht, wie die öffentliche 
keinung die Hartnäckigkeit der Geſellſchaft gegenüber dem grauenhaften Elend 
jeer Arbeiter aufnehmen wird, die den Verwaltungsrat in ſeiner Mehrheit einer 
jeilegung des Streiks geneigt machen. 
Aber an der Spitze des Verwaltungsrats ſteht ein Mann in der Mitte der 
siebziger, John Anthony, der würdige Gegner Roberts'. Er hat die Zinkblechwerke 
us kleinen Anfängen zu ihrer jetzigen Höhe gebracht. Es iſt die Arbeit ſeines 
ebens, und er fühlt ſich damit eng verwachſen. Er wurzelt feſt in ſeiner Welt- 
nihauung, die der Roberts' diametral entgegengeſetzt iſt. Klar und unzweideutig 
ertritt er den Herrenſtandpunkt, hart und einſeitig und ohne Furcht: 

„Man ſagt, die Zeiten ſeien andere geworden. Wenn dem ſo iſt, ich bin der— 

Abe geblieben. Und ich werde es bleiben. Man hat geſagt, daß Arbeiter und 
unternehmer gleich ſeien. Phraſe! Nur einer kann Herr im Haufe ſein. Wo zwei 
känner zuſammen ſind, wird der Beſſere herrſchen. Es iſt geſagt worden, daß 
apital und Arbeit die gleichen Intereſſen hätten. Phraſe! Ihre Intereſſen gehen 
weit auseinander wie die Pole. Es iſt geſagt worden, daß der Verwaltungsrat 
ur ein Teil einer Maſchine ſei. Phraſe! Wir ſind die Maſchine. Wir ſind ihr 
ſehirn und ihre Muskeln. An uns iſt es, zu leiten und zu beſtimmen, was zu 
im iſt und dies zu tun ohne Furcht und ohne Rückſicht. Furcht vor den Arbeitern! 
urcht vor den Aktionären! Furcht vor unſerem eigenen Schatten! Ehe ich ſo 
erde, hoffe ich zu ſterben. ... Es gibt nur einen Weg, den Arbeitern gegenüber- 
treten — mit eiſerner Hand. Dieſe Halbheit im geſchäftlichen Leben, die Halb— 
eit und Schwächlichkeit dieſer Generation hat alles dies verſchuldet. . .. Dieſe 
einbürgerliche Sentimentalität, oder Sozialismus, oder wie Sie es nennen 
ollen, iſt faul. Herren ſind Herren und Arbeiter ſind Arbeiter. Bewillige ihnen 
ne Forderung, und ſie ſtellen ſechs neue. Wäre 1 an ihrer Stelle, ich täte das⸗ 
be. Aber ich bin nicht an ihrer Stelle.. 
And fo ſpielt ſich der Kampf eigentlich zwiſchen dieſen beiden ſtarren und 
arken Vertretern zweier Weltanſchauungen ab. Bis die Lage eine ſo kritiſche ge— 
orden, daß beide Seiten ihre den Konflikt bis zur äußerſten Konſequenz trei— 
unden Wortführer über Bord werfen und die Vorſchläge des Gewerkſchaftsdele— 
N annehmen. 

Harneß. .. und die beiden beiten Männer gebrochen. 

Tench (Sekretär der Kompanie). Und wiſſen Sie, Herr, dieſe Bedingungen, 
find dieſelben, die wir, Sie und ich, zuſammen ausgearbeitet und beiden Seiten 
nterbreitet haben, ehe der Kampf begann. Alles dieſes, alles dieſes — und wofür? 


I 
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Harneß. Das iſt eben der Humor davon! 
Das ganze Drama ſpielt ſich im Laufe eines Tages ab. Aber i in der 
drängenden Ereigniſſen dieſes Tages, in den Sitzungen des Verwaltungsr 
in den Verſammlungen der ſtreikenden Arbeiter, in den behaglichen Räum 
Geſchäftsführers, deſſen Frau die Tochter John Anthonys iſt, wie in der 8 
von allem entblößten Wohnung Roberts, in welcher Roberts junge, zarte 
durch Hunger und Kälte entkräftet, einem alten Herzleiden erliegt: überall i 
Schilderung gleich gegenſtändlich, voller Leben und Kraft. Mit ſchneidendem £ $ 
werden die Mitglieder des Verwaltungsrats in ihrer inneren Haltloſigkeit, 
Verlogenheit und Feigheit gezeichnet. Die erſchütternden Geſtalten der hunger 
und frierenden Frauen, von denen keine trotz aller Leiden zu einem faulen Fr 
rät, und unter denen die kraftvolle Madge Thomas in ihrem ungebrochenen 
und der Herbheit ihres proletariſchen Empfindens plaſtiſch hervortritt neben 
ſanfteren, rührenden Geſtalt Annie Roberts, die voller Stolz auf ihren ra 
charaktervollen Gatten, ohne ein Wort der Klage ſtirbt, ſind ohne alle fal 
timentalität, voll individuellen Lebens. . 
Eine Geſtalt voll köſtlicher Ironie iſt Simon Harneß, der Typus des fl ei 
ſelbſtbewußten, mit einem Blicke die Situation überſchauenden und niemals ſei 
Geiſtesgegenwart verlierenden engliſchen Gewerkſchaftsbeamten, der Freund 
Feind mit der gleichen kühlen Ruhe entgegentritt — die Verkörperung le 
ſchaftsloſer Sachlichkeit gegenüber dem Heißſporn Roberts mit ſeiner ns 
menden Leidenschaft und ſtarken Subjektivität. 
Anthony. Wenn die Leute nachgeben, wollen wir ſehen, was ſich f 
tun läßt. = 
Harneß (ironiſch). Das klingt ſehr ariſtokratiſch, ſehr von oben ber 
glaubte, dieſem Tone wären wir entwachſen. 
Anthony. Es iſt der Ton, in welchem die Leute reden. Bleibt abzuwe 
wer es länger aushält — ſie ohne uns oder wir ohne ſie. 
Harneß. Es nimmt mich wunder, daß Sie als Geſchäftsleute ſich dieſer 4 
vergeudung nicht ſchämen, meine Herren. Sie wiſſen doch, wie es e wi 
Anthony. Und wie? 
Harneß. Mit einem Kompromiß, wie immer. 
Scantlebury. Können Sie die Leute nicht übe daß ihre Inte 
mit den unſeren zuſammengehen? 
Harneß. Ich könnte ſie davon überzeugen, wenn dies tatſächlich der Fall 
Wilder. Ach, Harneß, Sie ſind ein geſcheiter Kopf. Sie glauben gar nie 
all den ſozialiſtiſchen Schwindel, der heutzutage geſchwatzt wird. Es iſt 
kein Gegenſatz zwiſchen Ihren Intereſſen und den unſeren. er 
Harneß. Ich möchte Ihnen nur eine einzige kleine Frage ſtellen. 5 
Sie Ihren Arbeitern auch nur einen einzigen Pfennig mehr zahlen, 
Sie zu tun zwingen? = 
Wanklin. Ich habe in meiner Einfalt immer geglaubt, daß es das 
geſchäftlichen Lebens ſei, nicht mehr zu zahlen als notwendig. 
Harneß. Ja, Herr, das ſcheint auch wirklich das Abe des Geſchäftsle 
fein. Und eben dieſes Abe ſteht . Ihrem Intereſſe und dem der 


* % 


So klipp und klar die Frage hier geſtellt wird, ſo wird der Konflik 
Schärfe vor uns aufgerollt, ohne Beſchönigung, ohne ſtörende, die ſchar 
turen verwiſchende Zwiſchenfälle, ernſt und düſter, ein Kulturbild vo 
und Größe. Und wenn der franzöſiſche Autor mit ſeinen Sympathien 
gar auf ſeiten der Bourgeoiſie ſteht, ſich mit deren Ideengang völlig id 
und keine rechte Fühlung findet mit den Kämpfen und der Ideenwel 
beiterklaſſe, ſo iſt es unzweideutig das kämpfende Proletariat, dem 
pathien des engliſchen Poeten gehören. Aber nie und nirgends macht 1 ei 
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ingliche Tendenz geltend. Es find die Tatſachen, die ſprechen. Es find die Men⸗ 
en, in welchen dies Aufeinanderplatzen zweier Weltanſchauungen gewiſſermaßen 
eiſch und Blut angenommen hat, die mit eindringlichem Ernſte die Morgen— 
mmerung einer neuen Zeit künden. Und dieſe Menſchen ſind ſo lebendig ge— 
aut, ſo virtuos wiedergegeben, daß man trotz aller perſönlichen Stellungnahme 
ht anders kann, als ihnen mit dem lebhafteſten Intereſſe folgen. 

Kann es eine kernigere Natur geben als dieſen greiſen John Anthony? Man 
un ihn haſſen, ihn mit allen Mitteln bekämpfen, aber man muß ihn achten. 
id er iſt eine tragiſche Geſtalt jo gut wie es David Roberts iſt. Ja vielleicht noch 
hr. Denn Roberts muß es zwar erleben, daß die Waffen, mit denen er den 
mpf geführt, ſeinen Händen entwunden werden. Aber der Kampf ſelbſt lebt 
et, wenn auch die Formen wechſeln, und der Sieg iſt ſicher — es iſt nur eine 

age der Zeit. Anthony aber ſieht ſein Lebenswerk in Stücke gehen. Er ſieht 
t Boden wanken und eine neue Zeit hereinbrechen, die über ihn und ſeines⸗ 
en hinwegſchreitet. 


Bücherſchau. 


to Bauer, Geſchichte Sſterreichs. Eine Anleitung zum Studium der öſter⸗ 
reichiſchen Geſchichte und Politik. Wien 1911, Verlag von Robert Danneberg. 
47 Seiten. Preis 60 Heller. 


Im vorigen Feuilletonheft mußten wir eine ablehnende Stellung zu den 
chtbildervorträgen einnehmen, die die Zentralſtelle für das Bildungsweſen der 
utſchen Sozialdemokratie in Oſterreich herausgibt, und wir müſſen leider ge⸗ 
hen, daß der neueſte dieſer Vorträge, der die Revolution von 1848 behandelt, 
ſere Bedenken noch ganz weſentlich verſtärkt hat. Was da geleiſtet wird, ſollte 
der Tat nicht unter ſozialdemokratiſcher Flagge ſegeln. 

Um ſo größere Freude macht es uns, ein anderes Unternehmen derſelben 
ntralſtelle freudig zu begrüßen, die Sammlung von Unterrichtsanleitungen, von 
e uns das zweite Heft, die Geſchichte Oſterreichs von Otto Bauer, zur Be— 
rechung vorliegt. Das Wirrſal der öſterreichiſchen Geſchichte auf ſo wenigen 
ten in jo durchſichtiger, klarer und allgemein verſtändlicher Weiſe klarzulegen, 
3 iſt eine Leiſtung, die nicht hoch genug geſchätzt werden kann. Das kleine Heft 
ein Muſter ſolcher Anleitungen zum Geſchichtsunterricht für Arbeiter, indem 
in ſorgſamer Abwägung für alle Perioden der öſterreichiſchen Geſchichte die 
ſcheidenden Geſichtspunkte hervorhebt und durch nicht minder ſorgſame Aus⸗ 
b der Quellennachweiſe den Weg zu eingehenderer Kunde bahnt. 

Wenngleich Genoſſe Bauer zunächſt für die öſterreichiſchen Genoſſen ge— 
eben hat, jo follte feine wertvolle Arbeit in feiner deutſchen Arbeiterbibliothek 
len. Hängen doch deutſche und öſterreichiſche Geſchichte aufs nächſte zuſammen, 
e die Arbeiterpartei beider Reiche aufs engſte miteinander verknüpft find. 


Ed. Biermann, Karl Georg Winkelblech (Karl Marlo). Sein Leben und fein 
Werk. Band I: Leben und Wirken bis zum Jahre 1849. Mit Bildnis und 
Fakſimile Winkelblechs. 378 Seiten. Preis 7,80 Mark. — Band II: Die deutſche 
Handwerker⸗ und Arbeiterbewegung des Jahres 1848. Winkelblechs Leben und 
Birken bis zu ſeinem Tode 1865. Mit Bildnis Winkelblechs. Leipzig 1909, 
1 Deichertſche Verlagsbuchhandlung Nachf. 511 Seiten. Preis 10 Mark. 
Wb. Biermann, Aus Karl Georg Winkelblechs (Karl Marlos) Nachlaß. 
eiddig 1911, A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung Nachf. 161 S. Preis 3 Mark. 
Die zweite dieſer Veröffentlichungen, die eben jetzt erſchienen iſt, erinnert 
13 0 an die erſte, die ſchon ſeit zwei Jahren ihrer Rezenſion in der „Neuen Zeit“ 
rt: ein Verſäumnis, wegen deren uns ein gerechter Vorwurf trifft. Doch 
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dürfen wir uns damit tröſten, daß unſere ſträfliche Bummelei den Verfaſſer n 
geſchädigt hat; wenn er ſich auf dem Titelblatt der erſten Veröffentlichung en 


Privatdozent an der Univerſität Leipzig nennen durfte, jo iſt er auf dem Tit“ 
blatt der zweiten ſchon zum außerordentlichen Profeſſor vorgerückt. * 
Und eine Entſchuldigung haben wir am Ende auch für unſere Saumſeligkei 

die berechtigte Abneigung, an tauſend Seiten über das Leben eines Mannes 
leſen, das ſich gut und gern auf zehn Seiten erſchöpfend behandeln ließe, ſowejt 
ſich um eine für die Nachwelt wiſſenswerte Kunde handelt. Es iſt ſicherlich ei 
erfreuliche Erſcheinung, daß ſich die Söhne großer Induſtrie- und Handelskapitä 
dem ſozialpolitiſchen Studium zuzuwenden beginnen, aber dieſer Lotos hat, w 
Schopenhauer zu jagen pflegte, auch feinen Stengel. Denn da dieſe hoffnung 
vollen Jünger der Wiſſenſchaft nicht an die Bedürfniſſe und Möglichkeiten d 
Bücherverlags gebunden ſind, ſo ſchreiben ſie, wie der alte Fritz zu ſagen 5770 
dem Teufel ein Ohr ab und laſſen gleich den Rieſendampfer eines Lexikonband 
vom Stapel, wenn es ſich um eine Gedankenfrucht handelt, die der leichte Ka 
eines Revueaufſatzes auch getragen hätte, ohne zu kentern. „ 
Jedoch was Herr Biermann in dieſer Hinſicht leiſtet, übertrifft noch weit “ 
Leiſtungen Hammachers oder Sombarts. Winkelblech war Lehrer der Chemie 
der höheren Gewerbeſchule in Kaſſel, der mit einer für ſeine Zeit ganz achtbari 
Einſicht die ausbeuteriſchen Tendenzen des Kapitalismus bekämpfte, aber ihn 
nicht anders zu begegnen wußte, als mit einer ein wenig moderniſierten “it 
belebung der chriſtlich-germaniſchen Zunftverfaſſung. Die Theorie Winkelbler 
iſt ein völlig wurzelloſes Durcheinander von Gedanken oder ſogenannten C- 
danken, die er teils aus mittelalterlichem Moder, teils aus engliſchen Okonom, 
wie Malthus, teils aus franzöſiſchen Sozialiſten, wie Fourier und Louis Bla, 
zuſammengeſucht hat, um ſie auf ein veredeltes Kurfürſtentum Heſſen als ne 
kunftsſtaat“ zu viſieren. Winkelblechs praktiſche Tätigkeit aber erſchöpfte ſich dar, 
daß er in den Revolutionsjahren die reaktionär⸗zünftleriſche Handwerkerbeweguz 
förderte, und zwar namentlich dadurch, daß er den Klaſſenkampf zwiſchen Meifter 
und Geſellen zu vertuſchen ſuchte, wobei er eine gewiſſe Gewandtheit e 
die Geſellen übers Ohr zu hauen. Vielleicht wurde er dadurch ermutigt, fi ! 
eine Arbeiterverſammlung zu wagen, aber es geſchah einmal und nicht wied: 
Stefan Born führte den Weltbeglückungsplänen des Kaſſeler Denkers einen o 
grauſamen Tanz auf, daß Winkelblech für immer auf eine agitatoriſche Täſ⸗ 
keit verzichtete. er „ . 
Über dieſen Mann nun hat Herr Biermann bereits drei Bände heraus⸗ 
geben, und einen vierten kündigt er noch an, worin erſt eine „zuſammenhängeſe 
Darſtellung der Nationalökonomie und Sozialphiloſophie Winkelblechs“ gegen 
werden ſoll. Wann dieſer Band erſcheinen wird, wagt Herr Biermann noch nt 
zu beſtimmen; wenn er damit meinen ſollte, daß die Leſer an den bisherin 
Bänden einſtweilen genug hätten, fo kann man ihm nur zuſtimmen. Und ach 
fie wären völlig ungenießbar, wenn Herr Biermann für die Langeweile, die 1s 
ſein Winkelblech bereitet, nicht in ſeiner achtbaren Perſon einen gewiſſen Ertz 
böte. Er gehörte früher zu den ärgſten Sozialiſtentötern, wobei er jedoch Fre 
Erfahrungen mit den Leipziger Genoſſen machen mußte. Seien es nun dieſe k⸗ 
fahrungen oder andere Rückſichten — genug, Herr Biermann urteilt jetzt wir 
wollender über den Sozialismus, verſteht ſich, ſoweit ein waſchechter Patriots 
darf. Kaum hat er eine Anſicht geäußert, die die Hühneraugen einer hohen Obz⸗ 
keit empfindlich zu berühren geeignet ift, als er ängſtlich über die Schultern zurk 
blickt und eine Schutzgarde von Profeſſoren herbeiwinkt, um zu zeigen, daßer 
nichts geſagt hat, als was einem Profeſſor in Amt und Würden zu jagen = 
laubt iſt. N ae 
So meint er, das Jahr 1848 ſei doch nicht fo dumm geweſen, als man fri * 

3 


wohl angenommen habe; den bahnbrechenden Arbeiten der Profeſſoren Max L 
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nd Erich Marks ſei es gelungen, eine günſtigere Auffaſſung des „tollen Jahres“ 
begründen. Immerhin genügen die beiden Schwurzeugen Herrn Biermann 
ich nicht, und er peitſcht nun das „tolle Jahr“ tot, indem er ein geſchlagenes 
albtauſend Seiten lang Seite für Seite dieſen törichten Ausdruck wiederholt. 
in andermal lobt Herr Biermann das Buch von Engels über die Lage der eng— 
ſchen Arbeiterklaſſe als „eine geniale Konzeption“, aber ſofort müſſen drei Pro— 
ſſoren vorrücken, um ihn zu decken: Hildebrand, Held und Treitſchke, „dem doch 
ahrlich keine Sympathie mit dem modernen Kommunismus nachgeſagt werden 
un“. Das genügt aber auch wieder nicht; an einer anderen Stelle kommt Engels 
n fo ſchlechter fort. Nach Herrn Biermann iſt der Profeſſor Georg Adler der 
eiſter der ſozialen Geſchichtſchreibung. Danach kommt Bernſtein, mit dem es 
ſo la la ſteht. Dann folgt meine Wenigkeit, die nur mit großer Vorſicht zu 
nießen iſt, aber doch noch einen richtigeren hiſtoriſchen Blick als der arme 
agels hat. 

\ Solche Scherze beleben ein wenig die bleierne Ode, die über dem Werke des 
zen Biermann laſtet, aber auf die Dauer werden fie freilich auch ſalzlos, und 
an endet die Lektüre mit aufrichtigem Bedauern über eine Maſſe verlorener Zeit. 


iguſt L. Mayer, El Greco. München 1911, Delphinverlag. 50 Abbildungen. 


Keine Frage hat ſo viel Erregung in die neuere Kunſtforſchung gebracht wie 
5 Grecoproblem. Theotokopulos el Greco, ein Meiſter der Malerei, der mit Tinto⸗ 


‚Ho und Belasquez Wekteiferk, vielleicht der größte Klaſſiker der ſpaniſchen Gegen⸗ 
—— wird erſt in unſeren Tagen entdeckt — dreihundert Jahre nach ſeiner 
0 


—— — 


Sean erregt das leidenſchaftlichſte Intereſſe nicht nur bei den Hiſto⸗ 
ern, ſondern auch beim Publikum und zumal bei den ſchaffenden Künſtlern. 
zum iſt er entdeckt, jo wird er zur Formel für die Beſtrebungen der jüngſten 
‚mit; Zuloaga gab das erſte Beiſpiel der Nacheiferung, aber ſeither wird Greco 
25 viel weniger wörtlich, viel weitherziger verſtanden. Die Entdeckung Grecos 
kein Zufall. Das Werk des Künſtlers war immer da und konnte in Toledo und 
adrid geſehen werden. Es mußte geſehen werden, als man ihn brauchte. Die 
ildeckung Grecos iſt jo wenig ein Zufall, wie die Re Reſultate der Entdeckungs- 
‚ten des ſechzehnten Jahrhunderts Zufälle waren. Es iſt eine Zeitnotwendigkeit. 
le bürgerliche Kunſt der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts kannte 
r eine relativ enge Orientierung: den äſthetiſchen Kultus des Endlichen. Man 
eb — ſeit Courbet, der trotz der ſtofflich⸗ſozigliſtiſchen Tendenz ſeiner Kunſt 
5 ſehr bürgerliche Kunſtform hatte — weſentlich Phänomenologie. Man war 
ng naturwiſſenſchaftlich. Die Analyſe der Erſcheinung I bis ins letzte der ſinnlich 
Zrenzten Welt hinein — aber beileibe nicht um ein Haar breit weiter — war 
5 Die Seele des Künſtlers war geradezu auf eine optiſche Senſation reduziert. 


eſe Senſation war die äußerſte Konſequenz des bürgerlichen Lebens. Dies Leben 


Ik ni an univerſalen Steigerungen. Es reizte höchſtens zum AUpereu. Und es 


‚ang jeden bürgerlichen Geiſt, der ſich ſelbſt achtete, zu einem extremen Sub⸗ 


eſte, ſubjektiveſte Erregbarkeit einer individuellen Netzhaut bedeutete. 


an, Welt war für die Kunſt nun das, was fie für die momentanite, 
fe 


Gegen dieſen naturwiſſenſchaftlichen und nervöſen, in der Ode bürgerlichen 


BEN ne ar 
GE ur 


seins zu einer Vpertrophiſchen Reizbarkeit getriebenen Rationalismus ſetzt in 


Iferen Tagen eine Reaktion ein. Sie kann nur ſynthetiſ. werden, nür Irratio⸗ 


| 15 wollen, nur Ruhe verlangen. Hier ſtellt ſich Greco als Vermittler ein. Er 


ält noch die nötige Senſibilität, die ihn der neuropathiſchen Empfindungs⸗ 
7 der bürgerlichen Künſtler zugänglich macht, und zugleich das Zuſammen— 
ſchloſſene, von dem fie die Erlöſung erwarten. Dieſe Bewegung begann, un— 
Hängig von Greco, ſchon mit Marses, Cézanne, Gogh, Hodler. Da iſt mehr als 
änomenologie, mehr als illuſioniſtiſcher Naturalismus. Da iſt mehr als Wiſſen⸗ 


| 
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Br 7 
er 
fa 
— 


446 


ſchaftlichkeit. Die Bewegung ſetzt ſich mit Franzoſen wie Waise fr fi 
als Reaktionsbewegung d direkt einen inſtinktiven Kultus des im Sinne i 
ſionismus Unrichtigen und beruft ſich dabei gern auf Greco. Man will jetzt 
als eine Senſakion des Auges. Man will eine ganz univerſale Erschütterung 
neue, den ganzen Menſchen erfüllende Vitalität. Was Impreſſion geweſer 
wird jetzt Expreſſion: das rezeptive Verhältnis zur Welt wird nun pr rodukti 
die Kunſt wird aus einem Reflexaggregat eine Dichtung. Dichtung führt i 
übers Endliche der Erſcheinung hinaus und ins Metaphyſiſche — wenn fie au 
keine poſitive metaphyſiſche Löſung der Lebensrätſel anerkennt. Es handelt fir 
um Stimmung, um Gefühl, nicht um Theologie: es handelt ſich um Kunſt 
nicht der Theologe Greco, nicht der Hiſtoriker der Inquiſition intereſſiert 
Gegenwart, ſondern der ſtarke Künſtlerdrang nach einer mehr als ſi 
begrenzten Gewalt der Form und der Farbe. 
Dies etwa iſt die Bedeutung Grecos. Wir erhalten ſoeben eine Gre 
graphie; ſie iſt die Arbeit eines ſehr gediegenen Grecokenners. Leider gib 
Mayer aber gar nichts von einer Orientierung im ſoziagläſthetiſchen Si 
verſuchte hier, die Möglichkeit einer ſolchen Behandlung anzudeuten. Grec 
uns von Mayer rein in einer — allerdings in gutem Sinne — philologiſchen 
nähergebracht: wir lernen Lebensumſtände, Werke, Stilentwicklung kenner 
iſt gewiß ſehr dankenswert. Aber es bedeutet doch wohl nur die Vorarbeit zu 
ſynthetiſchen. Grecomonographie, die zeigen müßte, wie Greco ſozial bedin 
und wie vielleicht das, was man etwas bequem Grecomode taufte, nichts 
eine bürgerlich gefaßte Vorahnung des ſynthetiſchen Kunſtſtils der Zuk 
geſellſchaft, einer Geſellſchaft, die ſelber ſynthetiſch ſein wird. Hauſenſte 


Parceval Gibbon, Was VBroum Grobelaar erzählt. Aus dem Engliſch 
ſetzt von Marie Franzos. Frankfurt a. M., Verlag der Literariſche 
Rütten & Löning. 249 Seiten. e 

Vrouw Grobelaar iſt eine wackere Burenfrau, die eine ehr ausgedehn 

beſitzt, dort Kinder und Enkel in großer Zahl um ſich vereinigt hat und ſie mi 

Erzählungen aus dem Leben auf einſamen Farmen, wie ſie es von ihrer 

bis ins Alter beobachtet und geteilt hat, abwechſelnd erſchaudern und lache 

Aus dieſen kleinen Erzählungen tritt uns die Eigenart des ländlichen 
volkes lebendig entgegen, und ſie wird uns vollkommen verſtändlich, wenn 
zählerin uns daran erinnert, wie die Vorfahren dieſes Volkes einſt wilden 
ſtämmen den Boden ihrer Heimat entriſſen und ſie zu Sklaven gemacht ha 

Söhne der Überwinder, die noch heute von Sklavenarbeit leben und ſich ſe 

reichern, ſind keinen Augenblick ſicher vor der Tücke, den Meutereien 

grauſamen Racheakten der Unterworfenen. Dieſer Zuſtand fordert von ih 

ihren Frauen Mut, Geiſtesgegenwart und Brutalität, Eigenſchaften, die i 

her in erſter Reihe als Tugenden gelten neben zähem Fleiß, Schlauheit im 

mit dem Feinde und einer gewiſſen primitiven Ehrlichkeit im Handel und 2 

mit den Weißen. 

Sehr anſchaulich zeigt uns der Dichter die Gefühls⸗ und Denkungswei 
ſich unter ſolchen Verhältniſſen herausbilden mußte. Die weite Entfernu 
einzelnen Farmen voneinander bei völligem Mangel aller Kommunikations 
mit Ausnahme von Pferden und Ochſen, das höchſt eintönige, aber ungebu 
verantwortungsloſe und zum größten Teil auf der Herrſchaft der phyſiſche 
walt beruhende Leben ließ die Abkömmlinge eines hochziviliſierten Volkes 

Zuſtand der Barbarei zurückfallen, der ſich nicht nur durch Grauſamkeiten, 

auch durch den roheſten Aberglauben bekundet, welcher mit der Bibelgläu 

eine ſeltſame Vereinigung bildet und ſich von der Barbarei ſolcher Volksſt. 
die ſich direkt aus dem Zuſtand der urſprünglichen Wildheit erhoben hab 
nicht viel mehr als den mächtig entwickelten Raſſenhochmut unterſcheidet. 
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belaar ſelbſt rühmt ſich der Abſtammung aus beſonders edlem und reinem hol⸗ 
diſchen Blute. Daß ſie weder leſen noch ſchreiben kann, das tut ihrer Vornehm⸗ 
x durchaus keinen Abbruch. Ihre jüngeren Volksgenoſſen haben dieſe Künſte 
1 erlernt und bedürfen ihrer auch, um die Bibel zu leſen und um eilige Nach⸗ 
ten an ihre Nachbarn zu ſenden, wenn dieſe zu Schutz und Trutz zuſammen⸗ 
ufen werden ſollen. Vrouw Grobelaar iſt eine ſehr gutherzige Frau, die keiner 
icke und auch keinem Pavian und keinem Kaffer was zuleide tun könnte, aber 
ſucht ſolche Schwäche nicht nur vor anderen, ſondern auch vor ſich ſelbſt zu ver- 
gen. Iſt es doch ihr Stolz, eine rechte Burenfrau zu ſein, und als ſolche iſt ſie 
zeugt, daß Kaffern jo wenig wie Affen Menſchen ſeien, und daß es ſich zu— 
len nicht umgehen laſſe, dem einen oder anderen von ihnen einen Denkzettel zu 
en oder den Garaus zu machen. Sie weiß auch, daß man alle Kraft daran ſetzen 
5, der Stärkere zu bleiben, und ſich darin nicht durch Gewiſſenszweifel beirren 
en darf, denn der Sieger kennt kein Erbarmen. 
Das Buch bietet ohne Zweifel manche Belehrung über Lebensverhältniſſe, die 
ſt noch ſelten mit gleicher Anſchaulichkeit geſchildert worden find, und künſtle⸗ 
en Genuß, wenn auch manche der kurzen Erzählungen nicht unbedeutende An⸗ 
derungen an die Nervenkraft des Leſers ſtellen. Thereſe Schleſinger. 


4 
rl Peters on, Sonnenblide, Verſe. Hamburg, Auer & Co. Preis 2 Mark. 


Der proletariſche Nachwuchs hat uns in den letzten Jahren manches Talent 
henkt, deſſen Dichtungen wohl verdiente Beachtung fanden. Nicht nur durch 
m Inhalt feſſeln die hier und da in Parteiblättern veröffentlichten Strophen 
er jugendlichen Arbeiterdichter, ſondern auch die Form ſchien die alten Feſſeln 
ingen und ſich in neue Gewänder kleiden zu wollen. 

Auch Karl Petersſon gehört zu dieſen Poeten, auf die man von Jahr zu Jahr 
r mehr aufmerkſam wurde. Nun liegt ein erſtes Versbuch von ihm vor, das 
| den Titel „Sonnenblicke“ getauft iſt. Dieſer Titel und das den Gedichten vor⸗ 
eſtellte Bild — eine Reproduktion nach Steinlens „Das gute Jahr“ — ſind 
doppelten Sinne ſymboliſch für den Inhalt des Buches, denn der Dichter weiſt 
nicht nur die Sonnenblicke, die in ſein perſönliches Leben fallen, ſondern er 
t uns auch diejenigen, die das Daſein ſeiner Kampfgenoſſen durchleuchten. 
Petersſon iſt ein Kind des Hamburger Landes, deſſen reiche Eigenart ſich in 
ganzes Weſen gegoſſen hat. Das tut ſich auch in ſeinen Gedichten kund, aus 
en eine ſtarke Heimatliebe und ein zäher, niederdeutſcher Willen zur Beſſer⸗ 
altung aller proletariſcher Lebensverhältniſſe ſprechen. Aber nur dort, wo der 
er ſeine Klaſſengenoſſen zum Kampf anfeuern will, findet er Worte flammen⸗ 
Zornes. In der Hauptſache ſpricht ſich in ſeinen Gedichten jene ſtille Art freu⸗ 
In Erlebens aus, die jeder Stunde ein Fünklein Sonne abzulauſchen verſteht. 
fe ſonnige Lebensfreudigkeit verklärt dem Dichter die Nöte ſeines Alltags, folgt 
) in die dumpfe Enge der Werfitatt, gießt ihren Glanz über ſein proletariſches 
in und ſein Familienleben. Seine Art und ſeine Lebensauffaſſung, wie ſie ſich 
en Gedichten dokumentieren, find dazu angetan, die proletariſche Gefühls- und 
findungswelt zu veredeln und zu vertiefen. Denn nirgends trennen ſich die 
e dgahrer Volkskunſt und ſchwülſtiger Modedichtung unverkennbar als dort, 
eine tiefinnerlich ſchürfende Perſönlichkeit ſtarke und doch ſchlichte Worte findet. 
Der künſtleriſche Wert der Petersſonſchen Dichtungen dürfte in der ungewollten 
i theit der Strophen zu ſuchen ſein. Nirgends iſt dem Worte des Reimes oder 
Versbaues halber Zwang angetan. Die Form iſt nicht vernachläſſigt, aber doch 
1 beiſeite geſchoben. Das erhöht den Reiz des Urſprünglichen an dieſen 
tungen, in denen eine reiche Muſik mitklingt, wie man fie im Wellenſpiel eines 
ie Peri im Rauſchen eines Röhrichtes zu hören meint. Bei den reinen Natur⸗ 
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ſchilderungen gewinnt dieſer Wohlklang die Oberhand. Niemals jedoch hat de 

halt darunter zu leiden. Und auf dieſen Inhalt kommt es dem Dichter am meiſtt 

denn ſeine Lieder ſind ihm mehr als eine Lebensbeichte. Wie er ſich in ihnen 

Mut zu neuem Daſeinskampf zugeſungen hat, ſo ſollen auch andere aus 

Nutzen und Stärke ziehen: ö 5 
f Möge es euch nun auch gelingen, 

in die Herzen derer zu dringen, 

die im Kampf mit des Lebens Not 

ringen um das tägliche Brot, 

daß auch ſie voll Zuverſicht 

recken ihre Stirnen ins Licht, 

und mit neubeſeeltem Vertrauen 

hoffnungsfroh in die Zukunft ſchauen! 


Die Zeit der ſozialen Elendsmalerei in der Kunſt iſt vorüber. Petersſons C 
dichte ſind uns ein neuer Beweis dafür. Das Bewußtſein der Stärke, der Will 
zur Macht, das Verlangen nach Lebensfreude ſprechen ſich immer deute 
immer lauter im proletariſchen Volkstum aus. Schon hat die nach drug g 


dung hungernde Maſſe ſich von den Bildungs⸗ und Kunſtdarbietungen des Bürg 
tums emanzipiert und dieſe Beſtrebungen in die eigene Hand genommen. 2 


hat gut daran getan, denn aus ihren eigenen Reihen ſind ihr Männer und Frau 
erſtanden, die dem künſtleriſche Form und Inhalt zu geben wiſſen, was an Kun 
ſehnſucht in den im Klaſſenkampf ringenden Arbeiterſchichten lebt. Karl Petersſt 
iſt einer von ihnen; ſeine „Sonnenblicke“ haben den Beweis dafür erbracht. L. 
Cervantes, Don Quichotte. Nach der Tieckſchen Übertragung herausgegeben t 
Alexander Benzion. Mit 15 Bildern nach Kupfern von Chodomie«. 
Straßburg i. E., Verlag von Joſef Springer. 638 Seiten. Preis Pappbe: 
3 Mark, Halblederband 4,50 Mark. | = 
Der berühmteſte Roman der Weltliteratur teilt mit Klopſtocks ee 
Schickſal, ſehr geprieſen, aber wenig geleſen zu werden. Das iſt auch durchaus 
klärlich. Bekanntlich hat Cervantes mit ſeinem Roman nur eine Satire auf dien 
jener Zeit graſſierende Mode alberner Ritterromane ſchreiben wollen. Wenn ai 
dieſe Satire den erſten großen Erfolg des Buches entſchieden haben mag, fo hä 
ſie ihr heute und ſchon ſeit lange nur noch als ein ſchweres Bleigewicht an. De 
nur der verſteht ſie zu würdigen, wer die ſpaniſchen Ritterromane aus den Tau 
des Cervantes kennt, und eine wie verſchwindend geringe Zahl von Spezi. 
forſchern iſt das! N . 
Ein Verſuch, „Leben und Taten des ſcharfſinnigen Junkers Don Quichl 

de la Mancha“ als Roman aus der ſatiriſchen Hülle zu ſchälen, den unfterblich 
Kern des Werkes aus ſeiner halb vermoderten Schale zu löſen, ſcheint uns d 
halb durchaus berechtigt zu ſein. Im ganzen und großen iſt Herr Benzion de? 
mit dem nötigen Geſchmack und Takt verfahren, und es könnte nur fraglich! 
ſcheinen, ob er ſtatt der Tieckſchen nicht beſſer die Kellerſche oder Zollerſche Ult 
ſetzung gewählt hätte. In der Überſetzung Tiecks machen ſich die Marotten eiit 
fühlbar, die die romantiſche Schule in das Werk des Cervantes trug, indeſſen ? 
fie vor allem den Don Quichotte in Deutſchland heimiſch gemacht, und dieſer e 
ſichtspunkt ſpricht auch mit. a 
Eine angenehme Zugabe find die Bilder nach Kupfern Chodowieckis, wie di! 

die Verlagshandlung das Buch vortrefflich ausgeſtattet und einen verhältnisme . 
wohlfeilen Preis angeſetzt hat. 3 
Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. ‚ 
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von ſtarken Bettlern. 
Berlin, 21. Dezember 1911. 


As ſich im Jahre 1852 die engliſche Bourgeoispreſſe, teils aus Klaſſen— 
inkt, teils auch getäuſcht durch die Lügen der preußiſchen Polizei, in 
mähungen über die deutſchen Kommuniſten erging, ſchrieb Ferdinand 
lligrath an Karl Marx: „Als ob die Eſel ihre „bürgerliche Freiheit“ 
t auch den sturdy beggars (den ſtarken Bettlern) des ſiebzehnten und 
zehnten Jahrhunderts zu verdanken hätten.“ Man wird unwillkürlich 
dies treffende Wort erinnert, wenn man heute die freiſinnige Preſſe in 
ähligen Wahlartikeln gegen die Arbeiterpartei donnern hört, als ſei 
c dieſe die bürgerliche Freiheit gefährdet. 

Das Elend der deutſchen Geſchichte, im Vergleich zu der engliſchen und 
5 ſchen Geſchichte, wurzelt gerade darin, daß die deutſche Bourgeoiſie 
mals die Courage gehabt hat, ſich nicht etwa ſelbſt die bürgerliche Frei— 
zu erobern — denn das hat die engliſche und die franzöſiſche Bour- 
ie auch nie fertig gebracht —, ſondern ſich von den sturdy beggars 
bürgerliche Freiheit erobern zu laſſen. Es waren nicht Bourgeois— 
er, ſondern Arbeiterfäuſte, die am 18. März 1848 die Berliner Barri- 
n errichteten und die preußiſchen Garderegimenter aus der Hauptſtadt 
rieben. Ihnen und ihnen allein hatte die Bourgeoiſie zu verdanken, 
ſie das Steuerruder des Staates ergreifen konnte, und obgleich die 
irgeoiſie vom erſten Augenblick an Verrat auf Verrat gegen das Prole— 
at ſpann, waren es wiederum die Arbeiter Berlins, die ſich bereit er— 
ten, den drohenden Staatsſtreich mit der Kraft ihrer Arme abzuwehren, 
ö 1 Bourgeoiſie durch die feige Erfindung des „paſſiven Widerſtandes“ 
itelte. 

Hanz ähnlich ging es dann in den preußiſchen Konfliktsjahren, wo der 
tgeoifie zehnmal mehr daran lag, die Arbeiter zu nasführen, als die 


ht des König⸗ und Junkertums zu brechen. Aus Angſt vor den Ar— 
311-1912. 1. Bd. 30 
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beitern gab ſie das allgemeine Wahlrecht 576 das, wenn anders Prei 
ein „Rechtsſtaat“ ſein ſoll, damals wie heute noch gültiges Geſetz iſt, 
lieber nahm ſie demütig die Fußtritte Bismarcks hin, ehe ſie die Sand) 
Arbeiterklaſſe ergriff, die ſich ihr bereitwillig entgegenſtreckte. Die 
maligen Arbeiter verlangten zunächſt gar nichts mehr, als die Erlauf 
der Bourgeoiſie, für die „bürgerliche Freiheit“ zu kämpfen. Erſt als fir 
kannte, daß die Fortſchrittspartei in dieſem Kampfe vollſtändig verſ 
nur um die Arbeiter nicht als ebenbürtige Bundesgenoſſen anerkennen 
müſſen, taten fie ſich als eigene Partei auf, die zunächſt auch nichts and 
verfolgte, als die Erkämpfung bürgerlicher Rechte. An dieſem hiſtorif 
Tatbeſtand iſt ſchlechterdings nichts zu drehen und zu deuteln; die Mär 
ſeligen Eugen Richter, daß die Spaltung der bürgerlichen Oppoſition d 
die Etablierung einer ſelbſtändigen Arbeiterpartei den Sieg Bismarcks 
des Junkertums entſchieden habe, iſt eben eine Mär. Die Schuld an 
Siege des Junkertums fällt „ganz und voll“, um dies greuliche E Sch 
wort der fortſchrittlichen Beredſamkeit ausnahmsweiſe einmal z zu 
brauchen, auf die Schultern der Bourgeoiſie. 
Neuerdings haben nun aber einige geſcheitere Leute, als der ſelige E 
war, dieſe hiſtoriſche Schuld in milderem Lichte darſtellen wollen. Herr 
mann Oncken hat durch Abdruck von Protokollen des Nationalverei 
einer wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift darzulegen verſucht, daß dieſe Bourg 
körperſchaft, die ein einiges Deutſchland unter preußiſcher Führung erjtt 
nur in „ſehr bedingter“ Weiſe den „Vorwurf“ verdiene, die Intereſſen 
Arbeiterklaſſe mißachtet zu haben. Was er aber beweiſt, iſt nichts al; 
längſt bekannte Tatſache, daß der Nationalverein, der die Arbeiter abſie 
aus ſeinen Reihen ausſchloß, indem er ſich weigerte, die monatliche R 
zahlung der Mitgliederbeiträge zuzulaſſen, im Jahre 1862 ganze 
Gulden, etwa 3600 Mark, opferte, um zwölf deutſche Arbeiter auf die 
doner Weltausſtellung zu ſenden. Ausgewählt wurden dieſe Arbeiter b 
ein ſpezifiſches Unternehmerorgan, den „Arbeitgeber“ in Frankfurt al 
Es iſt richtig, daß manche dieſer Arbeiter in London ihren Tag von Da 
kus fanden, aber das war nicht das Verdienſt des „„ ie 
jein Kummer. 1 
Außer dieſem dürftigen Almoſen, das die vollen Geldſäcke des Nati 
vereins mit prahleriſcher Gebärde vor aller Welt der Arbeiterklaſſe zu ft 
teilt Herr Oncken als urkundlichen Beweis für ſeine Behauptung noc 
Protokoll einer Sitzung mit, die der Ausſchuß des Nationalverein 
1. Februar 1863 gehalten hat. Darin wurde die Unterſtützung einer 
beiterzeitung“ beſchloſſen, die der Geſchaft ee des Vereins, der 
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sheit über die Arbeiterfrage zum beſten gaben, iſt allerdings recht inter- 
t und ein ganz wertvoller Beitrag zur Geſchichte der damaligen Zeit, 


1. Februar 1860 oder 1861 oder etwa noch 1862 abgefaßt worden wäre. 
Februar 1863 hatte es nur noch den Sinn und den Zweck, die Beſtre⸗ 
en des Leipziger Zentralkomitees lahmzulegen, das ſeit dem Herbſte 

die Einberufung eines Arbeiterkongreſſes betrieb und ſich gerade da— 

3 an Laſſalle wandte, deſſen Offenes Antwortſchreiben vom 1. März 1863 

ert iſt. Das von Oncken veröffentlichte Protokoll gewährt alſo nur einen 
dankenswerten Einblick in die hinterhaltigen Machenſchaften des Na⸗ 

glvereins, der ſich — bis auf jenes Almoſen — mehr als drei Jahre lang 
chterdings nicht um die Beſchwerden der Arbeiterklaſſe gekümmert hatte, 
erſt als er merkte, daß den Arbeitern nachgerade der Geduldsfaden riß, 
beginnenden Bewegung noch ſchnell einen Knüppel zwiſchen die 
zu werfen verſuchte. Man kann heute noch in der Wochenſchrift Streits 

n wie gehäſſiger Weiſe fie das Leipziger Zentralkomitee und Laſſalles 

es Antwortſchreiben traktierte. 

n einer anderen Weiſe verſucht Klein⸗Hattingen in feiner „Geſchichte 

überalismus“ die Bourgeoiſie zu entlaſten. Dieſer liberale Hiſtoriker 

bor Jahren ein in mancher Beziehung recht lesbares Werk über Bis- 

c herausgegeben; auf Anregung des Herrn Naumann hat er ſich dann 

eine Geſchichte des Liberalismus gewagt, die ihm nicht jo gut gelungen 

tz aller Reklame, die Herr Naumann dafür macht. Klein⸗ Hattingen, 
ider noch in rüſtigem Alter gleich nach Vollendung des zweiten und 

m Bandes geſtorben iſt, hat es ſich ein wenig zu bequem gemacht, in- 

r nirgends auf die tieferen Wurzeln der hiſtoriſchen Entwicklung 

ging, ſondern den Liberalismus nur nach deſſen oberflächlichen Er⸗ 

Rungen regiſtrierte. Immerhin aber war er ein ehrlicher und ent- 

ener Liberaler, der — zum großen Kummer des Herrn Naumann — 


freilich nicht nur ſeine Stärke, ſondern auch ſeine Schwäche bekundete. 
welche nationalliberale Sünde könnte man heute aufrufen, ohne daß 
r von Klein⸗Hattingen gefeierte Freiſinn nicht mit einem Hier! zu 
hätte. 

e vernichtenden Urteile dieſes Hiſtorikers über den Nationallibera⸗ 
3 jind in den letzten Tagen denn auch von unſeren Parteiblättern 
worden, um die Fortſchrittliche Volkspartei zu beſchämen, die Arm 
em mit der nationalliberalen Partei den Wahlkampf führt. Uns kommt 
0 jedoch auf Klein⸗Hattingens Urteil über die Stellung des Libera⸗ 
us zur Sozialdemokratie an. Er iſt ehrlich genug, anzuerkennen, daß 
Fortſchrittspartei i in den Tagen des preußiſchen Konflikts der Arbeiter— 
e die politiſche Ebenbürtigkeit nicht zugeſtanden habe, aber er meint, 
ſei ein nebenſächliches Verſäumnis geweſen. Der Liberalismus habe 
Arbeitermaſſen nicht durch ſeine Fehler, nicht durch ſeine „Greiſenhaftig— 
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verloren, durch die unbedingte Verneinung der liberalen Staatsverfaſſt 
die die marxiſtiſchen Agitatoren in der Arbeiterwelt herbeigeführt hät 
„Nur dann, wenn die Fortſchrittspartei ſich ſelbſt verloren hätte, wem 
ſozialiſtiſch geworden wäre, hätte ſie die Arbeitermaſſen nicht verloren. 
„Doktrinarismus“ gegenüber dem Sozialismus hat den Liberalismus 
dem Sich⸗ſelbſt⸗ verlieren, vor dem Untergang bewahrt.“ 

Es liegt auf der Hand, daß hier die Streitfrage völlig verſchoben u 
Kein vernünftiger Menſch hat je behauptet, daß ſich ein ewiger Fr 
zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat herſtellen ließe; um was es ſich al 
handelt, iſt die Frage, ob und inwieweit dieſe beiden Klaſſen, die gemein 
auf dem Boden der modernen Geſellſchaft ſtehen, gemeinſam fan. 
können gegenüber den Gewalten hiſtoriſch rückſtändiger Geſellſchaft 
ſtände. In dieſer Frage hat die Bourgeoiſie wieder und wieder verſagt 
den Tagen von 1848 und verſagt ſie auch in den gegenwärtigen Wal 
Während die deutſche Arbeiterklaſſe nicht nur ihre beſonderen Klaſſenir 
eſſen, ſondern auch die Forderungen der „bürgerlichen Freiheit“ ſtets 
rückſichtsloſeſte vertreten hat und vertritt, hat die Bourgeoiſie eine di 
Forderungen nach der anderen preisgegeben. Ihr „doktrinäres“ Geſch 
über den Sozialismus ſoll ihr von Herzen gern gegönnt ſein; weder 
Spar⸗Agnes noch die Strampel-Annie des von Klein⸗ Hattingen ater 
bewunderten Eugen Richter hat der Sozialdemokratie auch nur ein $ 
gekrümmt. Aber was dem Liberalismus den Untergang beſchert hat, 
iſt ſein Verrat an der „bürgerlichen Freiheit“ geweſen, die zu erobern 
hiſtoriſcher Beruf war. 

Freiligrath hat ſchon recht: ſolange es eine Geſchichte gibt, it 
„bürgerliche Freiheit“ den sturdy beggars zu verdanken geivejen. 
Unterſchied iſt nur der, daß fie in Deutſchland den Kampf für die „Dil 
liche Freiheit“ nicht nur gegen König⸗ und Junkertum, ſondern auch 9 
die Bourgeoiſie zu führen haben. Deshalb iſt der Sieg um fo ſchwerer 31 
ringen, aber dafür wird er auch um ſo gründlicher ſein. 2 

Ehrlichen Liberalen iſt gegenüber der ſinnlos⸗verräteriſchen Taktik 
freiſinnig⸗fortſchrittlichen Parteileitung nur der eine Weg gewieſen, für 
ſozialdemokratiſchen Kandidaten zu ſtimmen; auf anderem Wege 1 
„bürgerliche Freiheit“ in Deutſchland nicht zu erringen. 


Konſumenten und Produzenten. 
Von K. Kautsky. N 


In der modernen handelspolitiſchen Literatur kehrt immer wieder 
Scheidung der Geſellſchaft in Konſumenten und Produzenten wieder, 
wären das zwei Klaſſen, in die die Geſellſchaft zerfällt. Der Freihandel . 
gefordert im Intereſſe der Konſumenten. Der Schutzzoll in dem der 9 
duzenten. Unwillkürlich liegt dabei der Gedanke nahe, daß das Produzen 
intereſſe das höhere iſt. Die Konſumenten, das ſind die Leute, die ein! 
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en, die Produzenten ſind jene, die im Schweiße ihres Angeſichtes ſich 
ihen. 

Verſchlemmen ſoll nicht der faule Bauch, 

Was fleißige Hände erwarben. 


Ran mag die Überlegenheit des Produzentenintereſſes auch wiſſenſchaft⸗ 
: faſſen und jagen: wir können nur konſumieren, was produziert 
en iſt. Das Gedeihen der Geſellſchaft hängt vom Gedeihen der Pro— 
on ab, das Intereſſe der Produzenten iſt alſo das Intereſſe der Ge— 
haft. Im Produzentenintereſſe liegen aber hohe Preiſe: je mehr die 
ſe ſteigen, deſto beſſer gedeiht die Geſellſchaft. 

das klingt ganz marxiſtiſch. Sagt doch Marx in ſeinem berühmten Vor— 
zur „Kritik der politiſchen Okonomie“: „Die Produktionsweiſe des 
riellen Lebens bedingt den ſozialen, politiſchen und geiſtigen Lebens⸗ 
eß überhaupt.“ 

Rax Schippel, der es mitunter liebt, ſich als der wahre Marxiſt zu 
rden, verwirft denn auch mit Entſchiedenheit den „reinen Kon— 
enitandpunft“, weil „in der Produktionsſphäre die entſcheidenden 
el über die Gegenwart wie über die Zukunft des Proletariats fallen“ 
ul dzüge der Handelspolitik, S. 338). 

Schon in Stuttgart, 1898, erklärte er als Referent über die Handels— 
ik: 


Das Endziel, die höhere Entwicklung der Induſtrie, iſt uns alles. Das bißchen 
bewegung und Preiserhöhung kann für uns nichts bedeuten. Nicht als Kon⸗ 
ten haben die Arbeiter darüber (über den Schutzzoll) zu urteilen, ſondern 
Teilnehmer an dem heutigen Produktionsorganismus (Protokoll des Stutt⸗ 
r Parteitags, S. 179). 


Ran ſchämt ſich ordentlich, ein ſo ſchlechter Marxiſt zu ſein und in einer 
e erungsdebatte gegen das „bißchen Preiserhöhung“ vom Konſumenten— 
dpunkt aus zu Felde zu ziehen! 

Zum Glück hat Marx bloß von der geſellſchaftlichen Übermacht der Pro— 
i onsweiſe und nicht von der des Produzentenintereſſes geſprochen. 
des iſt aber keineswegs dasſelbe. Im Intereſſe des einzelnen Produ— 
en liegt es ſicher, möglichſt hohe Preiſe für ſeine Produkte zu erzielen. 
r es iſt ein Unſinn, zu glauben, das Gedeihen der Produktion hänge 
m ab, daß allgemein hohe Preiſe herrſchen. 

Was heißt denn produzieren? Nichts anderes als produktiv kon- 
nieren. Man vergeſſe nicht, daß es zwei Arten Konſum gibt: den 
önlichen — Verbrauch von Nahrung, Kleidung und dergleichen — und 
produktiven — Verbrauch von Werkzeugen, Rohmaterialien und der— 
chen. Jeder Produzent iſt Konſument, nicht bloß außer der Arbeit, 
ern auch während der Arbeit. Hohe Preiſe bedeuten für ihn nicht bloß 
> Preiſe der Produkte, die er verkauft, ſondern auch hohe Preiſe der 
dukte, die er genießt und verarbeitet. Ebenſoviel wie er auf der einen 
te als Produzent durch hohe Preiſe gewinnt, verliert er auf der anderen, 
t bloß als Konſument im engeren Sinne, ſondern auch als Produzent. 
Von einem Schutzzoll, der die Preiſe aller Waren gleichmäßig erhöht, 
man dasſelbe ſagen, was Marx von jener Auffaſſung ſagt, die den 
hrwert aus einem Aufſchlag der Kapitaliſten auf den Wert erklärt. 


Wenn jeder Kapitaliſt dieſen Aufſchlag beim Verkauf aber War 
nimmt, kann keiner gewinnen. Die Preiſe ſteigen, nicht aber der Wert 
Mehrwert, den die einzelnen Kapitaliſten einſacken. : 
Zu dem Glauben, ein allgemeines Steigen aller Warenpreije förd 
die Geſamtheit der Produzenten, kann man nur kommen, wenn man ni 
marxiſtiſch den geſamten Produktionsprozeß verfolgt, ſondern vulge 
ökonomiſch aus einer alltäglichen Einzelbeobachtung Schlüſſe auf die a 
ſamtheit zieht. Weil der einzelne Produzent um jo bejjer daran iſt, je he 
der Preis für ſeine eigenen Produkte, ſoll er auch beſſer daran ſein, w e 
alle anderen Produzenten, auch die ſeiner Produktions⸗ und ee 
mittel, die Preiſe für ihre Produkte erhöhen! | 
Verlieren tun fie dabei freilich nichts. Jedoch nur dann, wenn die * 
teuerung eine allgemeine iſt. Der Schutzzoll ſchneidet aber den Markt 
zwei Hälften: in den inneren Markt und den äußeren, den Weltmarkt. 8 
den inneren erhöht er, wenn er gleichmäßig wirkt, alle Preiſe ohne jet 
Vorteil für die Produzenten. Aber er vermag nicht die Preiſe auf d 
Weltmarkt zu erhöhen. Auf dieſem beſchränkt der Schutzzoll für die B 
duzenten ihre Konkurrenzfähigkeit, weil die Produktionsmittel, die fie k. 
ſumieren, zu teuer ſind. Das „Konſumentenintereſſe“ mit ſeinem Ab 
vor dem „bißchen Preiserhöhung“ ſchlägt hier um in ein ſtarkes Pr 
zentenintereſſe, und das Produzentenintereſſe, das den Schutzsoll ſch 
wird zu einer Schranke der Produktion. 4 
Das gilt freilich nur dort, wo der Schutzzoll gleichmäßig alle War 
preiſe in die Höhe treibt. Das muß aber nicht notwendigerweiſe 
Folge ſein. | 
Die Schutzzöllner der alten Schule forderten in der Regel nur den S 
der Induſtrie. Die Landwirtſchaft blieb vielfach ungeſe 
Deren Preiſe erhoben ſich alſo nicht über den Weltmarktpreis, ſondern 
die der Induſtrieprodukte. Der Konſum der induſtriellen Produzente 
fuhr keine Verteuerung, weder der perſönliche Konſum (an Nahr 
mitteln) noch der produktive (an Rohſtoffen), ſoweit er durch die Land 
ſchaft befriedigt wurde. Unter ſolchen Umſtänden gewannen wohl di 
duſtriellen Produzenten, aber auf Koſten anderer Produzenten, der 
wirte. Der angebliche Gegenſatz zwiſchen Konſumenten und Produze 
entpuppt ſich hier, wo ein wirklicher Vorteil einer Produzentenſchich 
tage tritt, als der Gegenſatz zweier Klaſſen von Produzente 
Dasſelbe wäre der Fall dort, wo die Induſtrie ungeſchützt bliebe 
nur die Landwirtſchaft geſchützt würde, nur wäre das Verhältnis hier 
kehrt: die Produzenten der Landwirtſchaft gewännen auf Koſten 0 
duſtriellen. 1 
Ein derartiger reiner Schutz der Landwirtſchaft bei völligem Fre 
für die Induſtie hat wohl bisher kaum irgendwo beſtanden. Aber eine 
näherung an dieſen Zuſtand tritt dort ein, wo mäßige Induſtriezöll 
hohen Agrarzöllen Hand in Hand gehen. 
Auch im Deutſchen Reiche betrugen 1910 zum Beiſpiel die Zölle auf 
treide 28 Prozent des Wertes der Ware, dagegen auf Eiſenwaren du 
ſchnittlich 13 Prozent, auf Baumwollwaren 17 Prozent. b 
In jedem Lande bleibt ein Teil der eingeführten Waren zollfre 
waren von den im Deutſchen Reiche eingeführten Nahrungs⸗ und 0 
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tteln nur 9 Prozent (nach dem Werte gemeſſen) zollfrei, von Fabrikaten 
gegen 44 Prozent. 

Man kann alſo ſehr wohl ſagen, daß bei dem heutigen Zollſyſtem in 
utſchland wenigſtens ein Teil der Induſtrie durch den Agrarſchutz be— 
hteiligt iſt. 

Aber freilich, es ginge zu weit, wollte man die Gegnerſchaft gegen das 
itſche Schutzzollſyſtem bloß aus dem Gegenſatz zwiſchen den Produ— 
teninterefjen in der Induſtrie und denen in der Landwirtſchaft erklären. 
r ſehen, daß die Zahl der Induſtriellen, die ſich dabei wohl fühlen, eine 
r erhebliche iſt. Und doch ſollte man meinen, daß die meiſten unter 
en als Konſumenten landwirtſchaftlicher Produkte durch den agrariſchen 
lſchutz zum mindeſten ebenſoviel verlieren, wie fie durch den induſtriellen 
hut als Produzenten gewinnen. Wie iſt es nun möglich, daß land⸗ 
etſchaftliche und induſtrielle Produzenten gleichzeitig durch eine Er— 
Jung der Preiſe auf allen Gebieten begünſtigt werden? 

Ein Gewinn dieſer Art wird nur dann begreiflich, wenn es eine Be— 
kerungsſchicht gibt, die auf dem Markte bloß Waren kauft, ohne Waren 
erkaufen. Eine ſolche Schicht hat das größte Intereſſe daran, daß die 
ken jo billig als möglich find. Andererſeits werden jene Warenverkäufer, 
dieſer Schicht ihre Waren verkaufen, einen um ſo größeren Gewinn er— 
fen, je höher die Preiſe. Denn die Käufer können ſich dafür nicht durch 
e Erhöhung der Preiſe ihrerſeits revanchieren. 

Der Gegenſatz zwiſchen Konſumenten⸗ und Produzentenintereſſe, der, 
ſolcher genommen, unſinnig iſt, erhält alſo einen Sinn nur dann, wenn 
munter den Konſumenten bloß jene Schichten der Bevölkerung be— 
et, die auf dem Warenmarkt ausschließlich als Käufer und nicht als 
käufer auftreten. 

Es muß eine zahlreiche Bevölkerungsklaſſe ſein, wenn ihre Ausbeutung 
hohe Gewinne abwirft, daß dadurch die geſamte Klaſſe der Produzenten 
a Gewinn in einer Höhe erzielt, der die ſonſtigen Nachteile eines all- 
inen Schutzzolls für ſie erheblich überwiegt. Wo finden wir ſolche Kon— 
en? 

enden wir uns um die Beantwortung der Frage an Max Schippel, 
hielleicht den klügſten Vertreter der Verteuerungspolitik darſtellt, die 
proletariſches Produzentenintereſſe aufzutreten ſucht. Er ſagt: 


5 ie Preiſe, wenn der Arbeiter als Einkäufer ſeiner Lebensmittel, als „Kon— 
nent“ auftritt, find nichts, der „Tauſch der Arbeit gegen das Kapital“, der Ver- 
der Arbeitskraft an das produzierende Kapital iſt alles. Für dieſen Verkauf 
och iſt entſcheidend die allgemeine Produktionsverfaſſung der Geſellſchaft. ... 
er wenn jo die Entſcheidung über den realen Arbeitslohn .. ‚auf dem Gebiet 
Produktion fällt, warum ſoll ſich ... der Arbeiter dazu hergeben, in erſter Reihe 
den Konſumentenſtandpunkt zu fechten? 

Gewiß gibt es in der bürgerlichen Geſellſchaft breite Bevölkerungsſchichten, 
uſende, Zehntauſende und Hunderttauſende, deren Einkommen auch für längere 
t nahezu unbeweglich iſt, für die ſomit die Preisbewegung die erſte und größte 
rge bildet: kleine Zinsrentner; Beamte mit feſtem Gehalt und feſtbeſoldete 
mtenähnliche Angeſtellte der Privatbetriebe, wie Direktoren, Techniker, Pro- 
iſten, Kaſſierer, Buchführer und höhere Handlungsdiener aller Art; dazu die 
nen Trödler und Krämer, die oft ihre Aufſchläge und damit ihr Einkommen 
ade dann am wenigſten ſteigern können, wenn die Großpreiſe ſteigen. Das find 


die gegebenen Kerntruppen einer Konſumentenpartei. Hier find die geb 
Wortführer des reinen Konſumentenſtandpunktes zu finden. Hier ſteckt noch 
meiſten ein wirkliches Lebensintereſſe hinter der einzigen Löſung: billig, bi 
billig! Hier iſt das wahre Neſt der Nörgler über jeden Preisaufſchlag, ſei di 
auch durch eine Lohnerhöhung der Arbeiter, durch Arbeitszeitverkürzung, durch Ve: 
drängung billigerer Kinderarbeit oder ſonſtwie zum Nutzen der Produzenten un 
der Produktion erfolgt (Grundzüge der Handelspolitik, S. 386, 337). 


Sehen wir uns die bunte Reihe an, die Fe als die Kerntruppe 
des Konſumentenintereſſes vorführt. 

Mit Ausnahme einiger Direktoren und höher Beamten ſind es üb 
wiegend kleine, ſehr kleine Leute. Da find „kleine Trödler und Kräme 
als Leute angeführt, deren Einkommen „nahezu unbeweglich“ iſt. Warur 
„Weil ſie oft ihr Einkommen gerade dann am wenigſten ſteigern könne 
wenn die Großpreiſe ſteigen.“ © 

Was joll das heißen „oft“? Will Schippel etwa behaupten, daß reg 
mäßig die Detailpreiſe langſamer ſteigen als die des Großhandels? 9 
ein Beiſpiel. In dem Statistical Abstract of the United States für 
findet man eine Vergleichung des Steigens der Preiſe von Nahru 
mitteln im Zwiſchenhandel und Großhandel. Wird der Durchſchnitt 
Preiſe von 1890 bis 1899 hier wie dort gleich 100 geſetzt, dann e 
Preiſe von Nahrungsmitteln: 


Zwiſchen⸗ Groß⸗ 85 Zwiſchen⸗ Groß⸗ 
Jahr handel handel Jahr handel handel 
189009 112,4 1899 99,6 98,3 
CCT 1034 115,7 19h 101, 5 104,2 
18922 103,6 19110k 10, 5 105,2 
1899 3021044 110,2 1902 110,9 111,9 
1894 100% 99,8 1900·⁰vGo 41410 73071 To 
IS 98,2 94,6 1944 Lo 108,7 = 
o 95,8 83,8 | 190 112,6 
8 a 96,3 87,7 1906: 060᷑ .n 117,8 
18988 Na 98,5 5 94, 4 | 1907 120,7 7 5 


Man ſieht: im Zwiſchenhandel ſinken die WiN nicht ſo tief wie in 
Großhandel. Von 1902 bis 1903 ſinken die Preiſe des letzteren, nicht die de 
erſteren. Am Steigen der Preiſe beteiligt ſich aber in der Regel der Zwiſchen 
handel ebenſo wie der Großhandel, und blieb der Zwiſchenhandel von 
bis 1900 hinter dem Steigen zurück, weil ſeine Preiſe eben vorher 
ſo tief gefallen waren, ſo macht er ſeitdem die Steigerung des Großhande 
weng mit. 2 

In der Tat, der Zwiſchenhandel als Verfeche des Konſumentenſt 0) 
punktes und Schwärmer für billige Preiſe — oder gar für ein Sinken de 
Preiſe — das iſt eine Vorſtellung, die ſchwer ernſt zu nehmen iſt. 

Und nun die feſtbeſoldeten Beamten in öffentlichen und privaten 
trieben. Die ſollen ſich vom Lohnarbeiter dadurch unterſcheiden, daß 
Lage unabhängig iſt von dem Gedeihen der Produktion, das angeblich 
hohen Preiſen entſpringt. Dieſe Unabhängigkeit ſoll daher rühren, da 
feſt beſoldet ſind. Aber das macht ſie bloß unabhängig von den Schwa 
kungen raſch vorübergehender Konjunkturen. Der Schutzzoll erhöht ab 
die Preiſe dauernd über den Weltmarktpreis, übt eine dauernde Wirkun | 
Wenn nach Schippel der Schutzzoll die Produktion jo anfeuert, daß die Lag 


der Arbeiter dadurch dauernd verbeſſert wird, kann das nicht ohne Rü 


dautsky: Konſumenten und Produzenten. 457 


kung auf die Lage der feſtbeſoldeten Beamten bleiben. Die Einkommen 
„Direktoren, Technikern, Prokuriſten, Kaſſierern, Buchführern und 
jeren Handlungsgehilfen aller Art“ hängen weſentlich davon ab, ob ſolche 
ite geſucht werden oder ſich im Überfluß anbieten, alſo vom Stande der 
oduktion. Und andererſeits, wenn die Preiſe der Lebensmittel dauernd 
h bleiben, werden ſich die Anſprüche und Geldlöhne dieſer Art Arbeiter 
t mindeiten im gleichen Maße erhöhen wie die der gewöhnlichen Lohn— 
eiter. Es iſt nicht abzuſehen, warum die letzteren gar kein Intereſſe am 
uſumentenſtandpunkt haben, die erſteren dagegen die gegebenen „Kern⸗ 
ppen“ einer Konſumentenpartei ſein ſollen. 
Als „reine Konſumenten“ unter den Beamten bleiben im beſten Falle 
im Staats⸗ und Kommunaldienſt angeſtellten übrig. Die Zahl der Er— 
bstätigen im Kriegs-, Hof⸗, Staats⸗ und Gemeindedienſt beträgt 
20785. Davon gehen ab rund 600 000 gemeine Soldaten, bleiben 
000, darunter eine ganz erkleckliche Anzahl keine feſtangeſtellten Be⸗ 
ten, ſondern Lohnarbeiter. Die Zahl der Erwerbstätigen bei Poſt und 
enbahnen macht 667 000 aus, darunter auch zahlreiche Lohnarbeiter, die 
ie Beamte ſind. Wenn man die Geſamtzahl der „Feſtangeſtellten“ im 
1at3- und Gemeindedienſt auf 1½ Millionen veranſchlagt, wird man 
gegriffen haben. Sie machen vielleicht nur eine Million aus. 
Zu dieſen „reinen Konſumenten“ wären nun noch zu geſellen die 
inen Zinsrentner“. Von großen ſpricht Schippel nicht. In der Tat 
men als Leute mit „unbeweglichem Einkommen“ neben jenen, die 
ers⸗ oder Invalidenrenten beziehen, nur ſolche „Zinsrentner“ in Be⸗ 
cht, die ausschließlich Wertpapiere mit feſten Zinſen beſitzen — Schuld- 
ſchreibungen des Staates und der Gemeinden, Pfandbriefe uſw. Die 
itzer von Aktien induſtrieller Geſellſchaften, Banken oder privater Eiſen⸗ 
men ſind am Gedeihen der Induſtrie ſehr intereſſiert, alſo auch an hohen 
zien, wenn dieſe nach Annahme der Schutzzöllner den Produktionsprozeß 
dern. Damit ſteigen auch ihre Dividenden. Die Zahl der von eigenem 
mögen, von Renten und Penſionen Lebenden wird 1907 auf 2278 022, 
eben. Nehmen wir an, daß diejenigen unter ihnen, die keine Aktien 
5 wechſelnden Dividenden beſitzen, ſondern nur eine feſte Rente oder 
ion beziehen, rund 2 Millionen ausmachen. Dann würde die Gejamt- 
t der „reinen Konſumenten“ im Deutſchen Reiche ganze 3½ Millionen 
ragen, darunter etwa 3 Millionen höchſt dürftige Exiſtenzen, Volksſchul⸗ 
rer, Arbeiterinvaliden, verabſchiedete kleine Beamte uſw. Dagegen 
chen die Erwerbstätigen in Landwirtſchaft, Induſtrie und Handel an 
Millionen aus. 
Sit es denkbar, daß dieje 3½ Millionen — drei Viertel davon äußerſt 
nſelige Konſumenten — durch die Preiſe, die fie für ihren Konſum an- 
n, entſcheidend darauf einwirken, ob die Produktion der Produzenten⸗ 
ölkerung von 25 Millionen mit Gewinn oder mit Verluſt vor ſich geht? 
l die beſſere oder ſchlechtere Exiſtenz dieſer 25 Millionen wirklich davon 
ängen, ob die 3½ Millionen die Produkte, die fie kaufen, um 10 oder 
Prozent teurer bezahlen? Sollten dieſe 3½ Millionen wirklich die „Kern⸗ 
ppen“ des Kampfes gegen die Schutzzölle abgeben? Sollten die ener- 
hiten Bekämpfer unſerer Zollpolitik die Offiziere, hohen Beamten, Geiſt⸗ 


en, Lehrer, Rentner oder auch die Bankdirektoren, Ingenieure, Trödler 
1911-1912, I. Bd. 31 
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und Krämer ſtellen? Und endlich, ſollten die 3½ Millionen Konſum 
imſtande ſein, eine Maſſenbewegung von ſolcher Kraft zu entfalten, d 
imſtande wäre, als ernſthafter Gegner der 25 Millionen Produzenten 
zutreten? | e 
Es iſt offenbar, daß die Auffaſſung der Konſumenten im Schippe 
ſchen Sinne die Kraft des Gegenſatzes zwiſchen Konſumenten und Pri 
duzenten, der in der heutigen Geſellſchaft tobt, und den großen Gewim 
den die Produzenten aus der Schröpfung der Konſumenten durch die Schu 
zölle ziehen, in keiner Weiſe erklärt. Die Konſumenten dieſer Art könne 
nur einen Teil der großen Konſumentenarmee bilden, die exiſtieren mu 
ſoll der Schutzzoll für die Produzenten von fühlbarem Nutzen ſein. a 
Wo dieſe Armee aber finden? | N 
Wir haben bereits geſehen, daß der Gewinn der Produzenten aus d 
Schutzzöllen nur erklärlich wird, wenn es eine ausgedehnte Bevölkerung 
ſchicht gibt, die auf dem Markte bloß Waren kauft, ohne Waren zu ve 
kaufen. Sind Zinsrentner, Penſionäre und feſtangeſtellte Beamte d 
einzigen Warenkäufer dieſer Art? Gehören nicht alle Lohnarbeiter daz! 
Bilden die feſtangeſtellten Beamten nicht bloß eine beſondere Kategor 
unter ihnen mit einem beſonderen Entlohnungsſyſtem, einem für län ei 
Zeit fixierten Lohn? ä 
Die Lohnarbeiter aller Arten, vom Taglöhner bis zum Bankdirektt 
verkaufen keine Waren auf dem Warenmarkt. Sie haben nur eine einzi 
Ware zu verkaufen, ihre Arbeitskraft. Die bringen ſie aber nicht auf d 
Warenmarkt. Sie wird auch durch keinen Schutzzoll geſchützt. Sind die fe 
angeſtellten Beamten reine Konſumenten, dann ſind es die übrigen Loh 
arbeiter nicht minder. = Er 
Oder ſoll wirklich die Fixierung des Lohnes einen fo tiefgehenden U 
ſchied zwiſchen dieſe beiden Kategorien der Lohnarbeiter und der A 
ſtellten herbeiführen, daß die einen dadurch zu Konſumenten ger 
werden, die anderen zu Produzenten, die im ſchroffſten Gegenſatz zu i 
ſtehen? Hätte Schippel recht, dann müßte ein wütender Klafjenk 
zwiſchen Lohnarbeitern und Angeſtellten die Folge ſein. Zum Glück me 
wir nichts davon. 3 8 
Die Schippelſche Auffaſſung beruht offenbar auf folgender Erwäg 
Wenn die Warenpreiſe ſteigen, ſteigt auch der Lohn der Lohnarbeiter, 
der der Beamten. 15 „ 
Es wurde ſchon oben darauf hingewieſen, wie es in dieſem Punkte 
den Beamten ſteht. Eine vorübergehende Steigerung der Warenp 
können ſie freilich nicht ſofort in eine Lohnerhöhung umſetzen, bei e 
dauernden Hochhalten der Preiſe, wie es der Schutzzoll fördert, könne 
dagegen mindeſtens in demſelben Ausmaß eine Erhöhung des Preiſes ih 
Ware Arbeitskraft erlangen, wie die im Tages- oder Wochenlohn Arbeit 
den. Die hohen Beamten ſind in der Regel diejenigen, die am erſten 
Teuerungszulagen bedacht werden. Selbſt eine Zivilliſte iſt nicht für 
Ewigkeit feſtgeſetzt, ſondern wächſt mit ſteigenden Preiſen. „ 
Die Schutzzöllner, die die Lohnarbeiter als Produzenten und Verkäur 
der Ware Arbeitskraft zu den Warenproduzenten rechnen, vergeſſen, iB 
die Produktionsbedingungen der Ware Arbeitskraft ganz eigenartige, t' 
denen aller anderen Waren ganz verſchiedene find. Die Arbeitskraft ſt 
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nerhalb des kapitaliſtiſchen Produktionsprozeſſes die einzige Ware, die von 
en Verkäufern nicht um eines Profits willen produziert wird. Die 
deren Waren werden produziert, um einen Profit zu erzielen. Wirft der 
rkaufspreis einer Warenart nicht den Durchſchnittsprofit ab, weil zu viel 
n ihr auf den Markt gebracht wurde, was ihren Preis ſenkt, jo wird ihre 
oduftion eingeſchränkt, bis die Verringerung des Angebots den Preis 
eder ſo weit erhöht hat, daß der normale Profit erzielt wird. Steigt 
dererſeits ihr Preis über dies Niveau, dann zieht der erhöhte Gewinn 
nes Kapital an, die Produktion der Ware wird ausgedehnt, was den 
eis ſenkt. 

Von alledem iſt bei der Produktion der Ware Arbeitskraft nichts zu 
ten. Man kann dieſe Produktion in doppeltem Sinne faſſen: einmal 
tägliche Reproduktion, als Wiederherſtellung der im Tage ver— 
auchten Arbeitskraft des Individuums. Dann als Reproduktion der 
eneration, als Erſetzung der abſterbenden Individuen durch neue, 
vie durch Bildung neuer, zuſätzlicher, arbeitender Individuen. 

Weder die eine noch die andere Art der Reproduktion wird zu Zwecken 
3 Profits betrieben; weder das Eſſen und Schlafen, noch die Erzeugung 
id Aufziehung von Kindern zählen zu den profitablen Geſchäften. Sie ge— 
ren zum Lebensprozeß des Arbeiters, ſie werden unter allen Umſtänden 
zogen, ohne jede Rückſicht auf Nachfrage und Angebot. Es fällt dem Ar- 
iter nicht ein, die Reproduktion ſeiner Arbeitskraft einzuſtellen, wenn die 
ihne ſinken; er ſucht nach wie vor ſich ſelbſt und ſeine Kinder zu ernähren, 
gut es geht. Er muß dies tun, weil er und ſeine Kinder leben wollen. 
kin beruht die Schwäche ſeiner Poſition gegenüber dem Käufer ſeiner 
ebeitsfraft. Seine Ware iſt mit ſeinem Leben identiſch, die anderen Waren 
gegen ſtehen in gar keinem Zuſammenhang mit dem Leben ihrer Ver— 
ufer. Ihre Produktion kann aufhören, und ihre Verkäufer können ganz 
it weiterleben. 
Die Lehre vom ehernen Lohngeſetz nahm an, die Produktion der Ware 
beitskraft unterliege denſelben Bedingungen wie die jeder anderen Ware. 
ird zu viel davon produziert, dann ſinkt ihr Preis, der Lohn; die Folge 
eine Verringerung der Produktion von Arbeitskraft; ihre tägliche Re⸗ 
oduktion wird eingeſchränkt durch erhöhte Sterblichkeit, die Reproduktion 
Generation durch Verringerung der Eheſchließungen und Geburten. 
e Einſchränkung der Produktion der Ware Arbeitskraft hebt wieder 
ten Preis, der Lohn ſteigt, damit wird ihre Reproduktion gefördert, die 
ſerblichkeit geht zurück, Eheſchließungen und Geburten mehren ſich und der 
eislauf kehrt zum Ausgangspunkt zurück, um von neuem vor ſich zu gehen. 
b Marx hat dieſe Anſchauung bereits widerlegt. Die Schwankungen des 
beitslohns hängen vor allem vom Wechſel der Konjunktur ab, der ſich 
\ viel kürzeren Zwiſchenräumen vollzieht als der Wechſel der Generationen. 
e Kriſe kommt und ſenkt den Lohn, längſt ehe die in der Zeit der Pro— 
ſsrität gezeugten Kinder zur Arbeit reif werden. Andererſeits iſt die ver— 
iahrte Sterblichkeit in der Zeit der Kriſe auch vorwiegend Säuglingsſterb— 
keit. Beim zehnjährigen Zyklus zwiſchen Proſperität und Krach wird 
15 Depreſſion überwunden, ehe die vermehrte Kinderſterblichkeit eine Ab⸗ 
115 der Arbeitskräfte und damit ein Steigen des Lohnes herbeiführen 
inte. 


Wir ſind hier von der Vorausſetzung ale a: Mandl nei 
denen das eherne Lohngeſetz beruhe, ſeien richtig, bloß die Schlußfolg 
falſch, die daraus gezogen wurden. Aber auch dieſe Vorausſetzung 
nicht. Wohl „vermehrt die Proſperität die Zahl der Eheſchließung 
Geburten. In der Zeit der Kriſe nehmen beide ab. Aber mitunt 
gleichzeitig auch die Sterblichkeit, eine auffallende Erſcheinung, an der 
Rückgang der Geburtenzahl beteiligt iſt, da mit der Häufigkeit der 
burten auch die Säuglingsſterblichkeit zurückgeht, die Haupturſach 
hohen Sterblichkeit im Proletariat. 5 

So zählte man im Deutſchen Reiche auf 10 000 Ginmobner: 


Jahr n en Geborene oehorbe i 
187277 „ 135 11 u 
181388 8 100 413 299 
184144... 8 95 418 284 
18777557 91 423 BEP) 
187155 8 85 426 281 
18 777 80 416 ö 280 
1878 are 77 405 278 
1879 1 75 405 2 

Der jüngſte Wechſel von n Prosperität und Kriſe lieferte 10 08 3 
Im erſten 
69 = Lebensjahr 
& es Ges Geſtorbene 
Jab e ſchließungen BEN ſtorbene (auf 
| 1000 Lebend To 
ö Geborene) 
190 ꝶꝗ Ill 207 196 
9000 81 340 201 205 
1990 82 341 192 185 
49 8 81 332 190 176 
1908... 2. ren 79 330 190 178 
1909 TH 319. 181 170 


Mit der e der Zahl der Geburten geht alſo au ei: 
Sterbefälle Hand in Hand. 


gleiche iſt der Fall mit der Beſtimmung ihres Wertes. 5 Ä 
Der Wert einer Ware wird in letzter Linie beſtimmt durch die zu 
Herſtellung gejellichaftlich notwendige Arbeitszeit — wir ſehen hier o 
dem Produktionspreis und der Profitrate, die für unſere Frage bell 
jind. Unter gegebenen geſellſchaftlichen Bedingungen iſt dieſer a te 
genau beitimmt. 
Anders ſteht es dagegen mit dem Werte der Ware Arbeitskraft. 
beſtimmt durch den Wert der Lebensmittel (das Wort im weiteſten U 
genommen, alſo nicht bloß Nahrungsmittel), die zur Reproduktion 
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are in dem doppelten oben erwähnten Sinne — zur täglichen Reproduk⸗ 
m wie zur Reproduktion der Generation erheiſcht find, alſo in letzter 
nie durch die für die Produktion dieſer Lebensmittel geſellſchaftlich not- 
sndige Arbeitszeit. Auch dieſe Arbeitszeit iſt unter gegebenen geſellſchaft— 
hen Bedingungen eine techniſch genau beſtimmte Größe. Keineswegs iſt 
es aber der Fall mit der Menge und Art der Lebensmittel, die zur Re— 

'oduktion der Arbeitskraft erheiſcht find. 

Man kann wohl berechnen, wie viele Kalorien der Arbeiter bei einer 
ſtimmten Arbeit aufwendet und welcher Mengen von Eiweiß, Fett, 
ohlenhydraten er bedarf, um dieſen Kraftverbrauch wieder zu erſetzen. 
ber mit deren Zufuhr iſt noch nicht ſeine Arbeitskraft wiederhergeſtellt. 
ieje iſt an feine Perſon gebunden, fie kann nur reproduziert werden, 
enn er ſeine Perſönlichkeit reproduziert. Darunter iſt nicht bloß ein 
mürlicher Mechanismus zu verſtehen, ſondern ein geſellſchaftliches Weſen, 
n Produkt der Geſellſchaft, das von ihr geſellſchaftliche Bedürfniſſe und 
ſellſchaftliche Pflichten erhält, deren Befriedigung für die Fortdauer 
iner Perſönlichkeit und damit für die Reproduktion ſeiner Arbeitskraft 
enſo notwendig iſt wie die ausreichende Zufuhr von Nahrung. b 

So hat zum Beiſpiel die Sitte, Schuhe zu tragen, techniſch mit der Re⸗ 
zoduktion der Arbeitskraft des Arbeiters nichts zu tun. Im Sommer 
enigſtens mag es noch geſünder ſein, barfuß zu gehen als in Stiefeln. 
ber in einer Geſellſchaft, in der alle Welt Stiefel trägt, gelten ſie als ein 
ebensbedürfnis. Der Arbeiter, deſſen Entlohnung ſo gering iſt, daß er 
h keine Beſchuhung anzuſchaffen vermag, hat die Empfindung, daß ſein 
ohn nicht ausreicht, ihm ein normales Leben zu gewähren, und dieſe Emp- 

ung wird keine ſubjektive ſein, ſondern von jedermann geteilt werden, 
r den Fall kennen lernt. So ſagt denn auch Marx: 


Der Umfang ſogenannter notwendiger Bedürfniſſe wie die Art ihrer Be— 
iedigung, iſt ſelbſt ein hiſtoriſches Produkt und hängt daher großenteils von der 
ulturſtufe des Landes, unter anderem auch weſentlich davon ab, unter welchen 
edingungen und daher mit welchen Gewohnheiten und Lebensanſprüchen die 
Taffe der freien Arbeiter ſich gebildet hat. Im Gegenſatz zu den anderen Waren 
ithält die Wertbeſtimmung der Arbeitskraft alſo ein hiſtoriſches und moraliſches 
Temen! (Das Kapital, 1. Band, 3. Auflage, S. 148). 


Dieſes Element iſt ein überliefertes, gewohnheitsmäßiges, fonjer- 
atives. Es bewirkt, daß der Wert der Ware Arbeitskraft ſich weit 
3 ändert als der der anderen Waren. 

Und nicht bloß bei der Wertbeſtimmung macht ſich dies konſervative 
lement geltend, ſondern auch bei der Beſtimmung des Preiſes der Arbeits— 
aft, das heißt der Geldmenge, in der ſich ihr Wert realiſiert. 

Die gewohnheitsmäßigen Bedürfniſſe ſind wohl ein ſehr feſtſtehender, 
ber kein genau umgrenzter Begriff. Sie ſind zahlenmäßig ſchwer zu faſſen. 
er Geldlohn dagegen iſt eine genau beſtimmte Größe. Jede ſeiner Ver— 
derungen tritt ſofort meßbar in Erſcheinung. Das konſervative Element 

Lohne, das Streben nach Feſthaltung des Lohnes auf einem beſtimmten 

u, das beim Reallohn als Bedürfnis, als Streben des Arbeiters auf— 
itt, macht ſich beim Geldlohn als beſtimmte Forderung geltend. 
Natürlich äußert ſich der konſervative Charakter der Lohnforderungen 
eim Arbeiter nur nach unten: der herkömmliche Lohn iſt die unterſte 
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Grenze, unter die herabzugehen er ſich auf das entſchiedenſte wehrt un 
er mit allen Mitteln, oft den Entbehrungen monatelanger individuell! 
oder ſolidariſcher Arbeitsloſigkeit zu behaupten ſucht. Gegen die Steigerum 
des Lohnes nach oben hat der Arbeiter freilich nichts einzuwenden, wol 
aber der Unternehmer, der ihn beſchäftigt. Gerade weil der Arbeiter fi 
gegen jede Lohnſenkung aufs äußerſte wehrt, ſucht der Unternehmer je 
erhebliche Lohnerhöhung größerer Arbeitermaſſen ſo lange als mögli 
abzuwehren, denn was er einmal bewilligt hat, vermag er nicht fo lei 
wieder rückgängig zu machen. Es müſſen ſchon gewaltige Anderungen ein 
treten, ſtarke und anhaltende Preisſteigerungen, die eine erhebliche Senkun 
des Reallohns bedeuten, oder eine ſtarke Proſperität, die die Reſervearm 
der Arbeitsloſen einſchränkt, die Nachfrage nach Arbeitskräften in die Höl 
ſchnellt oder endlich eine bedeutende Verſchiebung in den Machtverhältniſſe 
namentlich durch den übergang der Arbeiter vom unorganiſierten ins o 
ganiſierte Stadium oder durch Erweiterung und Verbeſſerung ihrer g 
werkſchaftlichen Organiſation, ſoll der Unternehmer zu großen, umfaſſende 
Lohnerhöhungen gedrängt werden. | 

Das Schwanken der Löhne geht daher in ganz anderer Weiſe, aber au 
in ganz anderem Maße vor ſich als das Schwanken der Warenpreiſe. Die 
ſind in der Regel in unaufhörlichem Wechſel begriffen, ſie ſchwanken vie 
fach von Tag zu Tag, ſteigen heute, um morgen zu ſinken, und ihre 
wegung vollzieht ſich ganz geräuſchlos unter dem Wirken von Nach 
und Angebot, automatiſch. Die Löhne dagegen haben für längere Zeit 
Tendenz, gleich zu bleiben — das heißt, nicht die Jahreseinnahmen des A 
beiters, die vom Grade ſeiner Beſchäftigung abhängen, wohl aber der Lol 
für eine beſtimmte Beſchäftigung innerhalb eines beſtimmten Zeitabſchnit 
etwa einer Woche. Veränderungen der Löhne treten weit ſeltener ein a 
ſolche der Warenpreiſe. Sie vollziehen ſich in der Regel nicht geräuſchlo 
ſondern als Kraftproben, die vielfach zu langen und ſchweren Kämpfe 
führen. Und dabei zeigen die Arbeitslöhne weit weniger als die War 
preiſe die Tendenz zu großen Sprüngen, ſie bewegen ſich in der Regel 
weit engeren Grenzen als dieſe. f 

Das iſt eine Beobachtung, die man vom erſten Auftreten einer Klas 
von Lohnarbeitern bis heute machen konnte. Thorold Rogers ſagt von Englan 

Wenn die Lebensmittelpreiſe ſteigen, ſteigen damit nicht auch die Löhne. Sell 
unter den günſtigſten Verhältniſſen für den Arbeiter iſt dies nicht der Fall. 
Im Vergleich zu den Verhältniſſen vor! 1640 ſank der Arbeitslohn in der erſt 
Hälfte des ſiebzehnten Jahrhunderts auf den tiefſten Stand, denn der Preis dr 
Nahrungsmittel jtieg, indes der Lohn auf der gleichen Höhe blieb. Im Verhältn 
zu den erſten drei Vierteln des achtzehnten Jahrhunderts war der Arbeitslo 
wieder ſehr tief während des letzten Viertels des achtzehnten und des erſt 8 
Viertels des neunzehnten Jahrhunderts, wo ebenfalls die alten Lohnſätze 15 
beſtanden, während der Weizenpreis in die Höhe ging, denn der daraſonn 
preis zwiſchen 1801 und 1810 belief ſich auf 96 Schilling 4 Pence oder auf m 
als das Doppelte des Preiſes, der im ſchlimmſten Jahrzehnt der erſten Hälfte > 
ſiebzehnten Jahrhunderts herrſchte wear der engliſchen Arbeit, deutſche ea 
En 1896, ©. 338). 


In der deutschen Überſetzung des Werkes ſteht durch einen Druckfehler 3 
ne „vor“, wodurch der Satz feinen Sinn verliert, denn das Jahr 1640 h 
der erſten Hälfte des ſiebzehnten Jahrhunderts. 8 


ne 
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Die Verhältniſſe haben ſich ſeitdem vielfach geändert, aber wenn nicht 
erhebliche Verſchiebungen der Machtverhältniſſe oder der Konjunktur ein- 
reten, bleiben auch heute noch die Löhne den Warenpreiſen gegenüber ein 
onſervativer Faktor. Manchen Kartellen iſt es wohl gelungen, die bis⸗ 
jerigen Schwankungen der Preiſe ihrer Waren einzuſchränken und ſie 
yauernd hochzuhalten, aber mir iſt fein Beiſpiel von Feſtſetzung des Preiſes 
iner Ware für mehrere Jahre bekannt, die der Fixierung des Arbeits⸗ 
ohnes gleichkäme, wie ſie in den Tarifverträgen für eine ſtets zunehmende 
MRaſſe von Arbeitern auf drei und ſelbſt auf fünf Jahre hinaus vorge⸗ 
iommen wird.“ Solche Feſtſetzungen wären unmöglich und würden durch 
ie Logik der Tatſachen immer wieder durchbrochen, wenn fie nicht in der 
Ratur der Sache eine Stütze fänden. 

Der Unterſchied zwiſchen den „Feſtangeſtellten“, die Schippel als die 
Träger des „Konſumentenintereſſes“ betrachtet, und den Lohnarbeitern in 
ſezug auf die Ständigkeit der Lohnhöhe iſt alſo nicht jo groß, wie es auf 
en erſten Blick erſcheint — das heißt freilich nur, ſoweit es ſich um die 
zöhe des für eine beſtimmte Zeitſpanne, etwa eine Woche, gezahlten 
zohnes handelt, nicht um die Höhe des Jahreseinkommens. In der Stetig⸗ 
eit der Beſchäftigung und des Einkommens ſind die Angeſtellten den 
mderen Lohnarbeitern vielleicht noch voraus. Aber auch in der Beziehung 
erwischen ſich die Unterſchiede zwiſchen beiden Kategorien immer mehr, 
enn die Reſervearmee der Angeſtellten wächſt in unheimlichem Maße. Der 
ſrößeren Stetigkeit ihrer Entlohnung entſpricht eine längere Dauer der 
lIrbeitsloſigkeit, wenn eine ſolche eintritt. Das „Reichsarbeitsblatt“ ver⸗ 
eichnet als durchſchnittliche Dauer der Arbeitsloſigkeit 1910 bei Mit⸗ 
lliedern der Fachverbände 16 bis 18 Tage, bei Verbänden der Privat- 
mgeftellten dagegen 54 bis 59 Tage. 

Was Schippel von den Angeſtellten allein annimmt, gilt für die ganze 
Itbeiterflafje: ihre Löhne find ſchwerer beweglich als die Warenpreiſe. 
Froße Veränderungen in den Machtverhältniſſen, wie fie zum Beiſpiel der 
bergang vom unorganiſierten zum organiſierten Stadium bedeutet, ver⸗ 
nögen wohl erhebliche Sprünge des Lohnes hervorzurufen, die die Verände⸗ 
ungen der Warenpreiſe überholen oder ſich gar in entgegengeſetzter Rich— 
ung zu ihnen bewegen. Veränderungen der Warenpreiſe, die nicht von 
olchen Anderungen der Machtverhältniſſe begleitet ſind, werden den Geld— 
ohn nur wenig affizieren, denn die Produktion der Ware Arbeitskraft geht 
inter anderen Bedingungen vor ſich als die der anderen Waren, und das 
Vertgeſetz ſetzt ſich bei ihr in anderer Weiſe durch als bei dieſen. 

Das Konſumentenintereſſe, das iſt im Grunde das Intereſſe der Ar— 
eiterklaſſe. Das Produzentenintereſſe, das iſt das Intereſſe der Kapita⸗ 
iſtenklaſſe. Nicht die dünne Schicht der Angeſtellten und kleinen Rentner, 
ondern die große Zahl der Lohnarbeiterſchaft neben ihnen, ſie bilden die 
jewaltige Maſſe der Konſumenten, deren Ausbeutung u, den Schutzzoll 
ic für den kapitaliſtiſchen Produzenten lohnt. 85 


1 Eben wie vorliegende Ausführungen in Druck gehen ſollen, bringt das 
Korreſpondenzblatt“ der Gewerkſchaften eine Statiſtik der deutſchen Tarifver⸗ 
räge. Danach gab es 1910 im Deutſchen Reiche 33 Tarifverträge, die auf 5 Jahre, 
ſogar, die für länger als 5 Jahre abgeſchloſſen waren. Bei 973 iſt die Geltungs⸗ 
auer 3 Jahre. 
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Die Lohnarbeiter ſamt Angehörigen machten 1907 im Deutſch 
32 375 000 Köpfe aus, die Angeſtellten 3 068 000, die in häuslichen 
Stehenden 793 000, die Staatsangeſtellten und freien Berufe 3 407 000, 
Berufsloſen 5 175000, zuſammen rund 45 Millionen. Werden unter 
5 Millionen Berufsloſer manche ſein, die mehr ein Produzenten⸗ als K 
ſumentenintereſſe haben, wie etwa Fabrikanten⸗ oder Agrarierſöhne, 
ſtudieren, ſo ſind unter den 17 Millionen „Selbſtändiger“ (die Angehöri 
immer mitgerechnet), die wir als Vertreter des „Produzentenintereſ 
betrachten, ſicher noch weit mehr, bei denen tatſächlich das „Konſumen 
intereſſe“ überwiegt, zum Beiſpiel Heimarbeiter. Die übergroße Mehrl 
des deutſchen Volkes, fa ſt drei Vierteile, ſtehen innerhalb des 
reichs des ſogenannten Konſumentenintereſſes. Nur dadurch, daß die £ 
der Konſumenten, das heißt der Verkäufer von Arbeitskraft, in ſo 
Maße die der Produzenten, der Warenverkäufer, überwiegt, erklärt ſi 
Profit, den die Produzenten aus dem Schutzzoll auch dann ziehen, we 
ein allſeitiger, nicht bloß induſtrieller, ſondern auch agrariſcher iſt, tr 
ein ſolcher ihnen alle Waren verteuert, die ſie bei ihrer Produktion 
verbrauchen. Er iſt gleichbedeutend mit einer Herabſetzung des Lohn 
einer Herabſetzung durch die Staatsgewalt, heimtückiſch, hinterrücks 
zogen unter dem Vorgeben des Erweiſens einer Wohltat. Würde 
Herabſetzung des Lohnes nur die Angeſtellten treffen, und hätte ſich i 
dadurch gewonnenen Betrag die ganze Maſſe der übrigen Bevölkeru 
teilen, jo käme jo gut wie nichts für die Kapitaliſten und Grundb 
dabei heraus. Ganz anders, wenn die Lohndrückerei durch den Schutzz 
geſamte Arbeiterklaſſe trifft und nur die „Selbſtändigen“ ſowie noch et 
Beſitzer induſtrieller Aktien daraus Vorteil ziehen. Bei mehr als 20 
lionen Arbeitern macht eine allgemeine Lohnherabſetzung etwas aus 
daß ſie der Unternehmer nicht zu erkämpfen braucht, daß der Staat ſie fü 
ihn durchſetzt, das macht ſie um ſo ſchmackhafter. Daher die Begeiſterun 
der Induſtriellen für ihn, trotz der Agrarzölle. Der Schutzzoll iſt in ſeiner 
erſten Stadium, als induſtrieller Erziehungszoll, ein Mittel des Klaf 
kampfes des Profits gegen die Grundrente. Heute, als allgemeiner 
riſcher wie induſtrieller Zoll, iſt er ein Mittel des Klaſſenkampfe 
Profits und der Grundrente gegen den Arbeitslohn. 

Wer das beſtreiten will, möge gefälligſt angeben, aus welcher on J 
Erhöhung der Profite und Grundrenten fließt, die der heutige Sch 
unleugbar mit ſich bringt. Gibt es ar eine. andere als den Arbeitslo 


| 1 Der Einfluß des Zolltarifs vom Jahre 1902 aut die Leb 
| mittelpreife in deutſchland. 5 
Von Spectator. 


Die Teuerung iſt eine internationale Erſcheinung. Das ſteht feſt. 
ebenſo klar iſt es für jeden, der kein Intereſſe hat, die Tatſachen ein 
abzuleugnen, daß der berüchtigte Zolltarif von 1902 die allgemeine 2 
rung in Deutſchland durchaus verſchärft haben muß. Läßt ſich aber d 
Tatſache auch ſtatiſtiſch feſtſtellen? Man kennt die Schwierigkeit eine 
gleichenden Preisſtatiſtik. Die Preiserhebungen werden in den verſe 


enen Ländern nach verſchiedenen Methoden vorgenommen; die Preiſe 985 
iehen ſich meiſt auf Artikel verſchiedener Qualität, und mit Durchſchnitts⸗ 
ahlen läßt ſich wenig anfangen. Uns ſcheint es indes, daß man zu einer 
mnähernden Antwort kommen kann, wenn man die Bewegung, die 
geränderung der Preiſe beobachtet. Indem wir nicht den Stand, 
ondern die Bewegung der Preiſe unterſuchen, können wir nicht nur 
ie Ungenauigkeit der Preisnotierungen in jedem Lande, ſondern auch die 
erichiedenheit der ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen in den einzelnen Ländern 
gnorieren und die Urſachen herausfinden, die dieſe. Bewegung im all⸗ 
jemeinen und in jedem Lande insbeſondere beeinfluſſen. Tritt in irgend 
inem Lande eine ſtärkere Preisbewegung ein als auf dem Weltmarkt, ſo 
ann man dieſe Tatſache doch nur auf ſpezielle Urſachen zurückführen, die 
n dieſem Lande gewirkt haben müſſen. Umgekehrt, wenn wir die Wir⸗ 
ung einer Erſcheinung unterſuchen wollen, jo iſt es notwendig, nachzu— 
orſchen, ob durch ſie eine andere Preisbewegung verurſacht worden iſt als 
ene, die wir auf dem Weltmarkt konſtatieren können. 
B Auf dieſe Weiſe wollen wir den Einfluß des Tarifs von 1902 feſtſtellen. 
1 trat bekanntlich 1906 in Kraft. Wenn wir die Preiſe der früheren Jahre 
denen der darauffolgenden vergleichen, ſo werden wir gewiſſermaßen 
en Einfluß feſtſtellen, den der neue Zolltarif auf dem Lebensmittelmarkt 
n Deutſchland gehabt hat. Das Jahr 1905 war in vieler Hinſicht ein anor⸗ 
nales Jahr. Wir wählen alſo das Jahr 1904 zum Ausgangspunkt unſerer 
Bergleihungen. 
8 Nach den „Vierteljahrsheften zur Statiſtik des Deutſchen Reichs“ waren 
ie Durchſchnittspreiſe in den Jahren 


1906 bis 1910 
mehr als 
1901 bis 1905 


1901 bis 1905 1906 bis 1910 


: Berlin 


London. ö a N d 131,0 150 19,0 
c 140,6 165,7 25,1 
en ENDE N Re 7 wi 2,6 


15 1910 gegenüber dem Jahrfünft 1901 bis 1905 TE im Preiſe ge- 
tiegen als auf dem Weltmarkt, und zwar bei Roggen um 23 Mark, bei 
Weizen um 22 Mark und bei Hafer um 22,5 Mark. Vergleicht man dieſe 
— mit den . ſo erhält man folgende lehrreiche Tabelle: 


Preisdifferenz 

Zoll⸗ zwiſch. Berlin 
erhöhung und London 
reſp. Odeſſa 


Zoll 
von 1902 


Zoll 
von 1891 


Daraus bt Ein 1 9 daß die Zollerhöhung im Preiſe ganz zum 
usdruck gekommen iſt. Beim Roggen trat eine noch bedeutend ſtärkere 
breiserhöhung ein, was wohl darauf zurückzuführen iſt, daß mit der Er- 
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| höhung der Zölle bei gleichzeitiger Beibehaltung des Einfuhrſcheinſoſtem 
die Roggenausfuhr beſonders vorteilhaft und der innere Markt dadurı 
völlig entblößt wurde. Wenn früher der Roggenzoll nicht ganz im Preis 
zum Ausdruck kam, fo iſt es jetzt anders geworden. Der Roggen wird | 
lange ausgeführt, bis der innere Preis den Weltmarktpreis um die voll 
Höhe des Zolles überſteigt. | 

Nach amtlichen Berechnungen liefern 78 Kilogramm Roggenmehl 10 
Kilo beſtes Brot; 65 Kilo Roggenmehl entſprechen einer Ausbeute au 
100 Kilo Roggen. Mithin iſt 1 Kilogramm Brot gleich 1,20 Kilo Roggen 
Ein 2 Kilobrot trägt alſo einen Zoll von 12 Pfennig, wobei 3 Pfenni 
auf Rechnung des neuen Tarifs zu ſetzen ſind. | 

Um den Einfluß des Zolltarifs auf die Vieh⸗ und Fleiſchpreiſe fes 
zuſtellen, vergleichen wir die Viehpreiſe in Kopenhagen und in Berlin. 

Es koſteten in Kopenhagen und in Berlin 100 Kilo Lebend 
gewicht in Mark: | 


Kopenhagen, Ochſen . 
Kopenhagen, Kühe. 
Berlin, Rinder. 
Kopenhagen, Schweine 
Berlin, Schweine . 
Kopenhagen, Kälber. 
Berlin, Kälber 163,3 162,5 162,2 168.5 168,9 | 

Durchweg ein weit ftärferes Anziehen der Preiſe in Berlin als in Kopen 
hagen, das keine Agrarzölle kennt. Bei Ochſen trat in Kopenhagen ein 
Preiserhöhung von 5,4 Mark ein; dagegen ſank der Preis der Kühe u 
6,3 Mark. Der Rinderpreis in Berlin iſt aber um 10,5 Mark pro 100 Kil 
gramm geſtiegen. Der Zoll beträgt hier 8 Mark pro Doppelzentner, we 
bei einem Durchſchnittsgewicht von 6 Doppelzentnern 48 Mark pro Stü 
ausmacht, gegenüber dem früheren Zoll von 25,5 Mark jomit eine C 
höhung um 22,5 Mark pro Stück oder 3,7 Mark pro Doppelzentner b 
deutet. Die Preiserhöhung iſt alſo weit über die Zollerhöhung bing 
gegangen. 

Der Zoll auf Schweine wurde von 5 Mark auf 9 Mark pro 100 Keil 
gramm hinaufgeſetzt; der Preis iſt aber in Berlin um faſt 6 Mark mehr 9 
ſtiegen als in Kopenhagen. Der Zoll für Jungvieh iſt auf 8 Mark fes 
geſetzt worden. Ein Durchſchnittsgewicht von 3 Doppelzentnern ang 
nommen, haben wir einen Stückzoll von 24 Mark gegenüber dem frühere 
Zoll von 5 Mark, was eine Erhöhung um 19 Mark bedeutet. In dieſe 
Falle iſt die Preiserhöhung nicht ſo hoch gegangen; immerhin iſt der Be 
liner Preis für Kälber um 68 Mark höher als der Kopenhagener, alſo etn 
achtmal ſo viel, als der Zoll beträgt. ö 

Man ſieht daraus, was die berüchtigten „ſanitären“ Maßnahmen fi 
die Preiserhöhung bedeuten. Sie ſind ein viel wirkſamerer Schutzzoll er 
die Zölle ſelbſt. 

Noch intereſſanter iſt die Bewegung des Fleiſchpreiſes. 9 
einer Tabelle, die Dr. v. Tyszka in dem Novemberheft der „Conradſch 
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Jahrbücher“ zuſammenſtellt, betrug die Differenz der Fleiſchpreiſe der Jahre 
[904 und 1910 in London und in Berlin: 


Berlin (Preiſe pro 50 Kilogramm). 
Differenz 1904 bis 1910 
in Mark in Prozent 
Ochſenfleiſch erſter Qualitt. 13,13 21,51 


Ochſenfleiſch zweiter Qualität... e.. 15,59 29,15 
Rindfleiſch dritter Qualität . . . . 15,45 32,78 
Rindfleiſch minderer Qualität . . . . 17,57 44,88 
Durchſchnitt der Qualitäten . 15,44 30,76 
London (Preiſe pro 50,8 Kilogramm). 
in Schilling 
Schottiſches Rindfleiſch erſter Dualität . . . 2,70 3,88 
Engliſches Rindfleiſch zweiter Qualitſ.t. 390 7,19 
Nordamerikaniſches, in England geſchlachtetes 6,80 14,05 
Amerikaniſches gekühltes, erſter Qualität . . 4,20 7,29 
Argentiniſches gekühlteeesss 119 2,04 
Durchſchnitt der Qualitäten. 3,30 6,09 
Schweinefleiſch: 
Berlin, allgemeines „16,18 32,32 
London, britiſches, erſter Qualität 50 28,74 
Kalbfleiſch: 
att. 1398.80 24,— 
London, britiſches Kalbfleiſcg h... 4,— 5,99 


Die abſoluten Preisdifferenzen laſſen ſich hier nicht ganz vergleichen; 
bei der Betrachtung des prozentuellen Wachstums der Preiſe ſeit 1904 
ritt der gewaltige Unterſchied zwiſchen London und Berlin ſehr deutlich 
hervor. Rindfleiſch ſteigt in Berlin um 30 Prozent, in London um 6 Pro- 
ent; Kalbfleiſch in Berlin um 24 Prozent, in London um knapp 6 Pro⸗ 
ent. Das Schweinefleiſch iſt auch in London relativ ſtark im Preiſe ge- 
tiegen, weil es ſich hier um engliſches Fleiſch handelt. Schweinefleiſch wird 
ber in England im Gegenſatz zu Deutſchland wenig konſumiert. An ſeine 
Stelle tritt das Rind⸗ und Hammelffleiſch, welch letzteres im Preiſe ſogar 
zurückgegangen iſt, weil hier die Konkurrenz Argentiniens und 
luſtraliens ſich beſonders fühlbar macht. In Berlin iſt Hammelfleiſch um 
„3 Mark oder um 12,7 Prozent im Preiſe geſtiegen, in London da- 
jegen um 3,1 Schilling oder um 5,9 Prozent geſunken. Die Londoner 
Arbeiterbevölkerung hatte alſo ſelbſt in dem teuren Jahre 1910 noch 
zilligeres Fleiſch als 1904, worauf übrigens ſchon längſt der Londoner 
„Economiſt“ hingewieſen hat. 

Auch hier tritt alſo die Rolle des Zolltarifs klar zutage. Selbſt in 
London iſt das engliſche Fleiſch oder in England geſchlachtetes Fleiſch ſtark 
geſtiegen; dagegen iſt aber das überſeeiſche Fleiſch faſt durchaus im Preiſe 
geſunken. Und das billige Auslandsfleiſch hält naturgemäß auch das An⸗ 
ſteigen der Preiſe von anderen Fleiſchſorten in engen Grenzen. Während 
die billigeren Fleiſchſorten in Berlin um 45 Prozent 
und 33 Prozent geſtiegen ſind, weil der Fleiſchverbrauch dieſer 
Sorten bei einer allgemeinen Teuerung naturgemäß zunimmt, iſt die 
h ö ch ſte Preisſteigerung in London nur 14 Prozent. Das 
Fleiſch für die ärmeren Volksſchichten iſtalſo in Berlin 
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lig verteuert worden (um ein Dritte b 5 
Hälfte des Preiſes von 1904); das Fleiſch für die ärr 
ren Schichten Englands iſt ſelbſt 1910 billiger ge w 
als 1904. 

Um die allgemeine Verteuerung der Lebenshaltung durch den le 
Tarif zu illuſtrieren, benutzen wir die von Tyszka wiedergegebene Ta 
des engliſchen Board of Trade über die allgemeine Bewegung 
Preiſe von Fleiſch, Speck, Schinken, Butter, Brot und K 
toffeln, verglichen mit den Preiſen von 1900, die als 100 geſetzt n wer 
Danach ergibt id: 


Jahr Berlin London Jahr Berlin London 
1994. 82.402 105 „ 1900 “ 
195;̃ 4800 105 199. 109 
190) rd 103 1910 
19999 erhle 106 


In England ſind die Preiſe der wichtigsten Lebensmittel von 105 4 
111, oder um rund 6 Prozent, in Berlin dagegen von 102 auf 119, oder m 
rund 17 Prozent geitiegen. . 

In Berlin ſind alſo die Lebensmittelpreiſe bedeutend, um 11 Bozen 0 
ſtärker geſtiegen als in London. 

Daß dieſe Angaben des engliſchen Board of Trade im allgeme 
ſtimmen, geht aus vielen Preiserhebungen der letzten Jahre hervor. 

So, um nur zwei Beiſpiele anzuführen, wollen wir die Preiſe de 
Bayeriſchen Landesamtes und der Kruppſchen Konſumanſtalt hier wieder 
geben. Die bayeriſche Statiſtik umfaßt die Periode 1881 bis 1910, gib 
die abſoluten und relativen Zahlen im Verhältnis zu den Preiſen vo 
1881, die gleich 100 „ werden. Danach ergibt 5 in | 
der Preiſe von 1881: | | 


Weizenmehl; 
Roggenmehl 
Roggenbrot 
Ochſenfleiſch 
Kalbfleiſch 
Schweinefleiſch 
Kartoffel 
Sommerbier 


93 89 92 102 106,0 107 114 111 


1907 100 109 127 146, 162 
1908 107 107 119 146 156 
1909 107 94 113 


1910 87,1 9574 100 107 91| 106 . 

Das Anſteigen der Preiſe in den Jahren 1904 bis 1907 iſt gerades 
enorm, eine direkte Folge des neuen Zolltarifs. 1910 ftand dann das Bra 
um 15 Prozent, Schweinefleiſch um 29 Prozent, Butter um zirka 20 Su 
zent uſw. höher im Preiſe als 1904. | 

Charakteriſtiſch dabei iſt, daß die Lebensmittelpreiſe heuer höher fin 
zum Teil ſogar ſehr bedeutend höher als vor 30 Jahren: der ganze For 
ſchritt der Kultur iſt folglich ausgetilgt. 

Der Weizen⸗ und Roggenpreis iſt 1900 allerdings etwas niedriger 8 
weſen; aber das Roggen mehl koſtete 1910 ebenſoviel wie 1881. 


techniſche Fortſchritt im Mühlengewerbe kommt al 
dank der Müller vereinigung nicht dem | 
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andern dem Produzenten zugute. Der Brotpreis ſtand 0 0 
doch etwas höher als der von 1881. 

Daß aber nicht die Bäcker an der Teuerung des Brotes allein ſchuld 
5 beweiſt die Tatſache, daß in der Kruppſchen Konſumanſtalt in Eſſen 
die Preiſe faſt ebenſo hoch geſtiegen ſind wie die Preiſe im Kleinhandel. 
Auch hier führen wir bloß die Relativzahlen an, die bei Speck, Kar⸗ 
toffeln und Brot in Prozenten der Preiſe von 1871 und bei Rind- und 
Kalbfleiſch in denen des Jahres 1875 ausgedrückt ſind. Danach waren die 
Fee 


Rindfleiſch Kalbfleiſch Speck Kartoffeln Schwarzbrot 
80 


r 1110 130 108 85 

2 148 119 84 94 

124 150 123 89 111 
SR 9 1326 156 129 96 111 
2 1910 81 162 134 90 107 


Die Preiſe für Rindfleiſch ſtanden alſo 1907 bis 1910 durchſchnittlich 
um 15 Prozent, für Kalbfleiſch um ungefähr 11 Prozent, für Speck um 
16,6 Prozent und Schwarzbrot gar um 32 Prozent höher als 1904. Die 
Preiſe für 1910 überſtiegen hier die von 1904 bei Brot, alſo noch be— 
deutender als im Kleinhandel in Bayern, bei Kalbfleiſch um 25 Prozent 
gegenüber ungefähr 20 Prozent im bayeriſchen Kleinhandel. Dagegen iſt 
der Kartoffelpreis im Kleinhandel ſtärker angeſtiegen als der in der 
Konſumanſtalt. 

Durch dieſe wenigen Angaben ſoll 11 15 nicht die Bedeutung der 
Gonfumbereine irgendwie herabgeſetzt werden. Wenn ſie uns vor Nahrungs⸗ 
mittelfälſchung ſchützen, ſo haben ſie ſchon viel getan. Wir beſtreiten nur, 
daß ſie ein wirkſames Mittel ſind gegen die Teuerung, wo dieſe nicht durch 
den Zwiſchenhandel künſtlich verſchärft wird. 

Wie dem aber auch ſei, zweifellos iſt, daß der neue Tarif eine Preis⸗ 

ung der Lebensmittel von mindeſtens 10 bis 15 Prozent, bei Fleiſch 
aber bis 30 Prozent verurſacht hat. 
Welchen Einfluß der neue Tarif auf die Preiſe der Induſtriewaren ge- 
habt hat, läßt ſich nicht ohne ſehr komplizierte Berechnungen angeben. Da⸗ 
bei fehlen vielfach die Unterlagen für ſolche Berechnungen. Es kann aber 
kein Zweifel beſtehen, daß er auch hier bedeutend verteuernd gewirkt hat. 
Man kann ſich vorſtellen, wie dieſer Tarif auf die Lage der übrigen Arbeiter 
gewirkt hat. Wie er die Lage der Beamten beeinflußt hat, geht aus fol- 
gendem hervor. 

Das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt hat kürzlich zwei Wirtſchaftsrechnungen 
von Familien höherer Beamten veröffentlicht. Die Wirtſchaftsführung der 
einen Familie umfaßt die Periode von 1899 bis 1910. Es handelt ſich um 
eine junge Familie, die 1898 begründet wurde und ſich in raſcher Folge 
durch Geburten vermehrt hat. Es wurden geboren im Auguſt 1899 und 

September 1900 je ein Mädchen, im September 1901 und März 1906 je 
ein Knabe und im April 1907 wiederum ein Mädchen. Die Familie beſtand 
ſomit 1904 aus 5 Köpfen, 1907 und 1910 aus 7 Köpfen. 1904 hatten die 
Kinder ein Alter von rund 5, 4, 3 Jahren erreicht; 1907 war das Alter 
der Kinder 8, 7, 6, 2 und 1 Jahr und 1901 11, 10, 9, 5 und 4 Jahre. Die 
Ausgaben für Nahrungs- und Genußmittel ſtellten ſich 1904 auf 1567,8 
* 1907 auf 2670 Mark und 1910 auf 2770 Mark. Die Ausgaben dieſer 
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Beamtenfamilie für Nahrungsmittel ſtiegen alſo 1907 gegenüber 1904 11 
1102 Mark oder um 70 Prozent, 1910 gegenüber 1904 um 1202 Mark oder 
um 76,6 Prozent an. Berechnet man dieſe Ausgaben pro Kopf der Fa⸗ 
milienmitglieder, ſo erhält man folgende Poſten: 1904 (1568: 5) 313, 
Mark, 1907 (2670: 7) 381,4 Mark und 1910 (2770: 7) 396 Mark. Die 
Ausgaben pro Familienmitglied ſind alſo geſtiegen von 1904 bis 1907 um 
67,8 Mark oder um 21,3 Prozent, bis 1910 um rund 82 Mark oder um 
26 Prozent. Man darf alſo daraus folgern, daß die Ausgaben für Lebens⸗ 
mittel durch die Teuerung um mindeſtens 20 Prozent erhöht worden find. 
Man ſieht auch daraus, wie dadurch die Lage ſelbſt höherer Beamten un: 
gemein erſchwert wurde. Ihr Lebensunterhalt verſchlingt, falls die Familie 
ſich nur um zwei Kinder vermehrt, faſt doppelt ſo viel wie früher. | 

Die Arbeiter, Angeftellten, Beamten und „kleinen Leute“ überhaupt 
werden alſo bei den Wahlen dafür ſorgen müſſen, daß der Tarif von 1902 
wiederum rückgängig gemacht wird. 1 
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Zur Entwicklungsgeſchichte des Separatismus in Öfterreid). 
Von Paul Umöreit. N | 


ö 
Die Spaltung, die der tſchechoſlawiſche Separatismus in die öſterreichiſche Ge: N 
werkſchaftsorganiſation und nicht minder in die Parteibewegung hineingetrager 
hat, hat bereits die Gewerkſchaftskongreſſe, Parteitage, internationalen 19. 7% 
ſchaftskonferenzen und internationalen Sozialiſtenkongreſſe beſchäftigt und ſelbſt 
dem Jenenſer Parteitag 1911 blieben einige Reflexe davon nicht erſpart. Es er 
ſcheint begreiflich, daß mancher Leſer, der ſich früher mit dem tſchechiſchen Krafeel 
weniger beſchäftigt hat, ſich eingehender um die Natur und den Entwicklungsgang 
dieſes jahrelangen Streites unterrichten möchte. Dazu kommt, daß der tſchechiſche 
Separatismus auch für uns Reichsdeutſche nicht ſo ganz intereſſelos iſt, als es fün 
manche erſcheinen möchte. Zehntauſende tſchechiſcher Arbeiter arbeiten in deutſchen 
Werkſtätten, Fabriken und Grubengebieten, Tauſende ſind Mitglieder unſerer Ge 
werkſchaften, und wenn dieſe auch außerſtande wären, die Einheit der letzteren zu 
gefährden, ſo könnten ſie doch ſo viel Hader und Widerſtand ſtiften, um einer Ge 
werkſchaftsleitung das Leben ſo ſauer als möglich zu machen. Dazu kommt, daf 
wir noch mehr als mit tſchechiſchnationalen Neigungen zu rechnen haben mit ſepa⸗ 
ratiſtiſchen Gelüſten reichsdeutſcher Polen, die bisher zwar noch nicht gefährlick 
werden konnten, aber aus dem tſchechiſchen Separatismus unſerer Bruderbewegung 
ſicherlich neue Kräfte ziehen. Wir überſchätzen dieſe Gefahr keineswegs, denn bisher i 
find unſere Gewerkſchaftsleitungen mit der polniſch redend e n Arbeiterſchaff i 
noch leidlich gut ausgekommen. Auch kann uns der Separatismus wenig sichten 
das beweiſt das Schickſal der lokaliſtiſchen Separation von Halberſtadt (1892) bis 
Mannheim (1906). Immerhin kann man aus den Ereigniſſen in Oſterreich vieles 
lernen, um ſpäter vor ähnlichen unangenehmen Überraſchungen bewahrt ar 
bleiben. er) 
Wir find daher dem Oſterreichiſchen Metallarbeiterverbant 
zu Danke verpflichtet, daß er in einer reichhaltigen Literatur genaue Aufklärung 
über die ſeparatiſtiſche Bewegung gegeben hat. Vier Bücher jenes Verbandes liegen 
vor uns, die die weiteſte Beachtung auch in der Arbeiterbewegung anderer Länder 
verdienen. 8 
„Die Revolte des Separatismus“ (52 Seiten, 40 Heller) betitell 
ſich das erſte, das die ſeparatiſtiſchen Beſtrebungen lediglich im Rahmen des Metall⸗ 


Sie find alleſamt im Selbſtverlag des Verbandes in Wien erſchienen. 
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rbeiterverbands behandelt. Er führten zur Sprengung der Verbandseinheit und 
jründung eines „Verbandes tſchechiſcher Metallarbeiter“ unter Führung von Rud. 
aherle, einem der Redakteure des Verbandes. Allein in Böhmen verlor der öſter— 
eichiſche Verband 10 254 Mitglieder. In Mähren ſuchten ſich die Separatiſten 
jebel3 70. Geburtstag aus, um den Keil in die alte Organiſation hinein⸗ 
utragen. Neuerdings iſt der Kampf ſogar nach Wien verpflanzt worden, wo Zehn⸗ 
auſende von Tſchechen Mitglieder der Reichsgewerkſchaften ſind. Durch Zufall 
zurde der Plan verraten, daß in Wien eine Filiale der Prager ſeparatiſtiſchen Ge- 
gerkſchaftskommiſſion errichtet werden ſolle, die ihr Zerſtörungswerk dann mitten 
n der Hochburg der Gewerkſchaften fortſetzen ſoll. 

Im Schlußkapitel wird der Nachweis geführt, daß der tſchechiſche Separatis⸗ 
nus nicht bloß eine gewerkſchaftliche, ſondern in ebenſo hohem Maße eine poli- 
iſche Gefahr ſei — woran angeſichts der Haltung der Separatiſten zu den 
jürgerlichen Tſchechen heute kaum noch ein Genoſſe in Djterreich zweifelt. 

Das zweite Buch iſt der Tätigkeitsbericht des Verbandes für 
ie Jahre 1908 bis 1910 (336 S.), von dem die erſtgenannte Schrift ein 
kapitel darſtellt. In dieſem Bericht wird der Nachweis geführt, wie ſchädlich und 
ſemmend der tſchechiſche Separatismus gewirkt hat. Ende 1907 zählte der Verband 
3790 Mitglieder, Ende 1909 nur noch 50 858; ſeitdem iſt eine kleine Steigerung 
ingetreten. Der Verluſt trifft hauptſächlich die Induſtriegebiete Böhmen, Mähren 
ind Schleſien. In Böhmen gingen 9161, in Mähren 2961, in Schleſien 444 verloren. 
der tſchechiſche Verband hat nur 8940 Mitglieder vereinigt. Noch größer als der 
Ritgliederverluſt iſt der Schaden durch die nationale Verhetzung der Mitglieder 
ind die Wehrlosmachung der Arbeiter gegenüber dem ſtrafforganiſierten Unter⸗ 
tehmertum. In Böhmen ſank der Durchſchnittsverdienſt eines Arbeiters in der 
Gruppe „Metallverarbeitung“ von 910,71 Kronen (1908) auf 898,88 Kronen (1909); 
n der Gruppe „Maſchinen und Werkzeuge“ betrug 1907 der Durchſchnittsverdienſt 
1259,67 Kronen, 1909 nur noch 1022,04 Kronen. In Mähren fiel von 1908 auf 1909 
der Durchſchnittsverdienſt eines Hüttenarbeiters von 1226,87 Kronen auf 1209,51 
Kronen, der eines Maſchinenarbeiters von 1080,67 Kronen auf 1069,70 Kronen, 
vährend die Metallverarbeitung eine kleine Steigerung von 837,71 auf 852,19 
Kronen verzeichnet. Aus Schleſien liegen die bezüglichen Zahlen nicht vor; die der 
Unfallverſicherungsſtatiſtik entnommenen Nachweiſungen ſind mit denen Mährens 
gereinigt. Indes klagt der Bericht über die ungünſtige Geſchäftslage, die die Ge— 
werkſchaften in die Defenſive zwang, während Fabrikdirektoren und höhere Be— 
amte ſich als Organiſatoren gelber nationaliſtiſcher Vereine betätigen, ein korruptes 
Spitzelſyſtem züchten und die Arbeiter in ihre Vereine hineinpreſſen. Unter dieſem 
Geſichtswinkel erſcheine die eigenbrödleriſche Minierarbeit der tſchechiſchen Separa⸗ 
tiſten noch verbrecheriſcher. 

Ungünſtig iſt auch die Finanzkraft des Verbandes beeinflußt. Die Ein 
nahmen gingen von 1908 bis 1910 von 1 410 401 auf 1 169 106 Kronen zurück, 
ebenſo das Verbandsvermögen von 1 140 753 auf 1115835 Kronen. Wenn es auch 
nicht gelungen iſt, die Organiſation widerſtandslos zu machen, ſo hat ſie doch eine 
erhebliche Schwächung erfahren, von der nur das Unternehmertum den Vorteil hat. 

Die ſyſtematiſche Organiſation und Aktion des Unternehmertums behandelt 
ein beſonderes Kapitel des Berichtes, das ebenfalls als Sonderabdruck unter dem 
Titel „Die Organiſation der Unternehmer“ (40 Seiten, 40 Heller) 
erſchienen iſt. Es verdient allgemeines Intereſſe, da es nicht bloß die Organiſation 
der Metallinduſtriellen würdigt, ſondern die Geſamtorganiſation der Unternehmer⸗ 
verbände Oſterreichs, ihre Zuſammenſetzung, Ziele und Mittel ſchildert. Da iſt zu⸗ 
nächſt die Hauptſtelle induſtrieller Arbeitgeberorganiſationen, der 42 Verbände mit 
3000 meiſt großinduſtriellen Betrieben, die 540 000 Arbeiter beſchäftigen, ange⸗ 
hören. Dann kommt der „Oſterreichiſche Arbeitgeberhauptverband“, meiſt mittlere 
und kleinere Betriebe umfaſſend, weiter die „Vereinigung der Arbeitgeber Ofter- 
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reichs“. Alle dieſe Organiſationen arbeiten nicht bloß gleich den bentſche U 
nehmerverbänden, nach deren Muſter fie gebildet find, mit Schwarzen Liſten, 
beitsnachweis⸗ und Kontrollbureaus, Streikentſchädigungskaſſen, Maſſenau 
rungen und Terrorismus, ſondern haben ſich auch international kartellier 
vereint mit den Arbeitgebern anderer Länder die Gewerkſchaften niederzur ge 
Bezeichnenderweiſe hört man im Unternehmerlager nichts von nationaliſtiſche 
Separatismus. Dafür begünſtigt das Unternehmertum die nationaliſtiſche 
ſplitterung der Arbeiter ſoviel in ſeinen Kräften ſteht. Und die tſchechiſche Arbe 
ſchaft, anſtatt aus dieſen Vorgängen zu lernen, daß einheitliche Orgat 
tion die Vorausſetzung ihres erfolgreichen Kampfes gegen das Unternehmer 
ſein muß, unterſtützen dieſe Zerſplitterung und laſſen ſich obendrein von ju n 
tſchechiſchen Führern unter der Parole „Förderung der tſchechiſchen Induſtrie un 
des tſchechiſchen Gewerbefleißes“ vor den Wagen ihrer Ausbeuter ſpannen. Ti 
doch ein tſchechiſches Parteiblatt (Prävo Lidu) fogar für die Erhaltung der ſepar 
tiſtiſchen Organiſation der Brauereien Böhmens ein mit der Motivier 
daß durch Gründung eines Reichsverbandes der Abſatz des böhmiſchen Biere 
Oſterreich gehindert und eine falſche Tendenz unterſtützt werde, die „nur 
einzigen Zweck haben könne, den Kampf zwiſchen nw 
Arbeitern zu verſchärfen“. (Prävo Lidu, 10. Juli 1910.) i 

Den dokumentariſch belegten Nachweis für dieſe ganze unglüdfelige Kette 
Verirrung und Verwirrung führt das vierte Buch des Metallarbeiterverbandes, 
den Titel „Dokumente des Separatismus“ führt (166 S.). Es iſt 
diejenigen Genoſſen, die des Tſchechiſchen nicht mächtig ſind, doppelt ſchwer, w 
nicht unmöglich, ſich zuverläſſig über die Entwicklungsgeſchichte dieſes Streite 
unterrichten. Der Oſterreichiſche Metallarbeiterverband hat ſich daher durch 
Herausgabe dieſer Dokumente ein internationales Verdienſt erworben. Dieſe D 
mente beſtehen in der Veröffentlichung von Anträgen, Reſolutionen, Beſchlü 
und Preßſtimmen, meiſt der ſozialiſtiſch⸗tſchechiſchen Preſſe, in deutſcher Übe 
ſetzung, geordnet nach dem geſchichtlichen Werdegang des ganzen Streites. 
zweifeln nicht daran, daß dieſe tſchechiſchen Preßpolemiken, die faſt immer un 
kürzt wiedergegeben werden, ſinngetreu überſetzt ſind, wenngleich ſich der 
bandsvorſtand wegen der „Holprigkeit“ der Überſetzung entſchuldigt. Viell 
wäre es doch beſſer geweſen, der Nachprüfung halber das tſchechiſche Original el 
falls abzudrucken, denn folange den tſchechiſchen Zerſplitterern ihre wüſte Hetze 1 
ſchwarz auf weiß in ihrer Mutterſprache vorgehalten wird, werden fie jtändig ı 
„Fälſchung“ ſchreien. Dabei haben ſie ſelbſt von Anbeginn den Kampf für 
nationaliſtiſche Autonomie mit Fälſchungen eingeleitet. Zuerſt fälſchten ſie 
Reſolution des Internationalen Stuttgarter Kongreſſes 1907 über » 
„Beziehungen zwiſchen Partei und Gewerkſchaften“, indem ſierin ihrer Preſſe (Präv | 
Lidu, 1907) jene Stellen unterſchlugen, die von der Notwendigkeit 
Einheitlichkeit der Gewerkſchaftsorganiſation ſprechen. 
dann der Kopenhagener Kongreß (1913) die Stuttgarter Reſolution ausdrü 
anerkannte und dahin interpretierte, daß ſie die Einheitlichkeit der Gewerkſcha 
organiſation in jedem Staate fordere, erklärte dieſelbe Prävo Lidu (15. 
tember 1910), für die früher der ganze Abſatz von der Einheitlichkeit der Gew 
ſchaftsorganiſation gar nicht exiſtiert hatte: Der Kongreß habe jetzt 
Stuttgarter Reſolution verſchärft, und dieſe müſſe jetzt richtig die Ko 
hagener Reſolution heißen. Durch die Kopenhagener Korrektur ſei die Stuttgo 
Reſolution ein Widerſpruch geworden. Die erſten zwei Abſätze ſprächen über 
einheitliche Zuſammenwirken von Partei und Gewerkſchaften, und der dritte Ab 
in ſeiner geänderten Faſſung ſpreche jetzt von der Einheit der Gewerkſcha 
organiſation in jedem Staate. Da aber nicht überall die Begriffe Staat 
Nation ſich decken und manche Staaten mehrere Nationen haben, ſo ſei der Inter 
nationale mehr gelegen an der Einheitlichkeit der Gewerkſchaftsorganiſation a 
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Fer Einheit 5 politiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſ ation und an ihrem 
trächtigen Vorgehen im Klaſſenkampf der ganzen Nationen. Die Inter⸗ 
tionale habe fi fo durch den Einfluß der deutſchen Ge: 
ſſen gegen die Lebensintereſſen der kleineren Nationen 

ellt. Noch ein ſolches Urteil und die Internationale höre 
N die Zuflucht der Ausgebeuteten und Unterdrüdten zu 

n — ſie werde zum Bollwerk der großen Nationen gegen 
e kleinen! 

Die gleiche Rabuliſtik und Unehrlichkeit durchzieht alle weiteren Polemiken, 
enſowohl gegen die Internationale als auch gegen die deutſche Sozialdemokratie 
terreichs, wobei beſonders geſucht wird, den Genoſſen Adler perſönlich zu 
inken. Der Ton, der hier angeſchlagen wird, wird höchſtens noch übertroffen 
th die Polemik gegen die Wiener Gewerkſchafts zentrale und ihre 
rtreter. In einem Artikel des Prävo Lidu vom 10. Oktober 1910 werden die 
ewerkſchaftsſekretäre als eine ganz beſondere Abart Menſchen be⸗ 
chnet, die weder Tſchechen noch Deutſche ſeien, keine politiſche Über⸗ 
u gung hätten, alle kulturellen Bande mit der ganzen Welt zerriſſen und nur 
Verpflichtung hätten, den Wiener Befehlen blind zu gehorchen. Die 
wiegende Mehrzahl ſeien geborene Diener, die von Zeit zu Zeit Zu- 
e bekommen und dafür ſchweigen und dienen. Aber wenn man 
ſage: „Das Spiel werden ſchließlich doch wir gewinnen, weil eure 
tmee auseinanderläuft. Und ohne Armee hören Sie auf, Sekretär zu 
n und müſſen dann von ihrer Höhe herabſteigen unter die gewöhnlichen Sterb— 
hen. Dann glotze der Sekretär ganz verdutzt. Das habe ihn gebrochen. Um 
nen Sekretärpoſten kommen? Was werde dann aus ihm werden? Er habe 
ine Kenntniſſe, keine überzeugung, ſei auf ſeinem Platze nur 
> Ausführer fremden Willens und fremder Befehle. Daher erkläre ſich auch die 
zurechnungsfähige Wut ſolcher Sekretäre und ihr Streben, mit Schimpfen und 
hmähen die Partei zu ſpalten, auf deren Trümmern ſie ihre zweifelhafte 
ekretärsexiſtenz feſtzuſtützen hoffen. (Prävo Lidu, 10. Oktober 1910.) 
Wahrlich, das Gefühl der Klaſſenkampfgemeinſchaft, der Solidarität muß 
lig geſchwunden fein, wo eine ſolche Sprache der Verhetzung Platz greifen kann. 
kann daher nicht mehr befremden, daß dasſelbe Blatt nationale Unternehmer⸗ 
niſationen empfahl, um der falſchen Tendenz der Verſ chärfung des Kampfes 
iſchen Unternehmern und Arbeitern entgegenzuwirken. Dabei iſt es nicht ge⸗ 
ieben. Der Proletar veröffentlichte ein Schreiben des ſeparatiſtiſchen Sekretärs 
alouſek in Olmütz an tſchechiſche Brauereien, worin er vor dem Zentralverband 
r Brauereiarbeiter in Wien warnt und um eine Bevorzugung tſchechiſcher 
rbeiter „im Intereſſe der tſchechiſchen Arbeiterſchaft und der ganzen tſche— 
iſchen Sache überhaupt“ erſucht. Ein bürgerlich⸗tſchechiſches Blatt Cas 
t den Lithographieunternehmern, mit der tſchechiſchen Organiſation 
jeden zu ſchließen, mit der Begründung: „Auch vom nationalen Stand⸗ 
net ſollten unſere Unternehmer der Arbeiterſchaft entgegenkommen, die in der 
tografiska Beseda vereinigte graphiſche Arbeiterſchaft hat zuerſt 
gen Wien die Selbſtändigkeit der tſchechiſchen Organi⸗ 
tionen verteidigt, zuihrem Schaden, nur um den tſchechiſch— 
tionalen Standpunkt zu vertreten. Das ſollte nicht ver⸗ 
ſſen werden. Wenn der Lohnkampf von Wien aus geführt 
ürde, ſtänden die Unternehmer vielleicht noch vor höheren 
orderungen.“ 

Auch zum organiſierten Streikbruch hat der Kampf der Separatiſten 
reits geführt. Im Schneidergewerbe bot der tſchechiſche Verband die Hand zu 
ſem Vorgehen. Nicht minder iſt es auch ſchon zu Boykottbruch ge— 
nmen. \ 


N ſchiert 1 Mark, gebunden 1,80 Mark. 
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Wege ſtehen blieb, wird bewieſen durch das mähriſche Kompromiß 
eine Vereinigung mähriſcher Reichsratsabgeordneter aller Parteien zur Beſorgu 
beſtimmter, ſpeziell Mähren betreffender Angelegenheiten (tſchechiſche = 
verſität, Schulgeſetz, Waſſerſtraßen, Bahnen, Bolten, Telegraphen, Ko 
munikationen, Beamtenfragen uſw.) darſtellt und auf Antrag des . 
feſſors Maſaryk unter dem Namen „Mähriſcher Landtag“ geſchaffen wurde. Da 
Präſidium dieſer Vereinigung gehört der Abgeordnete Tuſar (tſchechiſcher Sozi⸗ 
demokrat) an. Über jenes mähriſche Kompromiß ſagte Dr. Stransky, der Fühn 
der mähriſchen Volkspartei, auf der Landeskonferenz feiner Partei (13. Auguſt 191) 

„Wir können es uns als Erfolg anrechnen, daß es uns gelungen iſt, d 
tſchechiſche Sozialdemokratie von Adler loszureißen. 
wir ſahen, daß die tſchechiſchen Sozialdemokraten mit den deutſchen im Kam 
find, konnten wir fie nicht im Stiche laſſen, denn es beſtand die Gef ah, 
daß in Mähren die Zentraliſten die Oberhand gewinnen.“ 9 

Eines Kommentars bedarf dieſe Solidaritätserklärung der bürgerlich 
Tſchechen wohl kaum. Es kann nicht unſere Aufgabe fein, uns an dieſer Ste 
über die Löſung des öſterreichiſch⸗tſchechiſchen Konfliktes zu verbreiten. Wahrſche 
lich ſind die Gegenſätze bereits derart unüberbrückbar geworden, daß ſie au L 
gekämpft werden müſſen. Wie und wann aber dieſer Streit auch been 
werden möge — es muß jedenfalls allen, die ein Intereſſe daran haben, ſeine 
ſachen, Entwicklung und Wirkungen näher kennen zu lernen, willkommen ſe⸗ 
durch die genannten Schriften des Oſterreichiſchen Metallarbeiterverbandes 8: 
gehende und aktenmäßig belegte Aufſchlüſſe über dieſe Dinge zu erhalten. 
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Men 1 ch der Pfahlbauzeit. a der 1 chaft „Ko } 
mos“. Stuttgart, Franckhſche Verlagsbuchhandlung. Preis pro Bändchen a ) 


1 
Wilhelm Bölſches Schriften haben in der deutſchen populär-naturwiſſenſchſ 
lichen Literatur einen glänzenden Ruf erlangt. Wenige verſtehen ſo anſchau 5 
und plaſtiſch zu ſchildern, wenige mit ſolcher ſpielenden Sprachgewandtheit 1 
ſpröden Stoff zu meiſtern und den Leſer, ohne daß dieſer angeſtrengt mi t. 
arbeiten braucht, in ſchwierige Wiſſensgebiete einzuführen. Während ſonſt g 
in populär⸗naturwiſſenſchaftlichen Darſtellungen der Leſer meiſt mit mehr ot 
minder langen begrifflichen Erklärungen und allerlei Syſtematik geplagt w) 
entrollt Bölſche vor ſeinen Leſern, indem er an irgendwelche bekannten Vorgä 
anknüpft, in oft künſtleriſcher, poetiſcher Faſſung eine Reihe beſchaulicher N 
und Kulturentwicklungsſkizzen, die dem naiven, nicht fachmänniſch vorgebil 
Leſer als realiſtiſche Lebenswahrheiten erſcheinen und ſeine Sinne u 
fangen nehmen. a 

Es iſt deshalb begreiflich, wenn Bölſches Arbeiten die höchſte Anerkenn { 
gefunden haben, beſonders von Laien, und zwar vornehmlich von ſolchen, I 
wohl eine gewiſſe allgemein⸗literariſche Bildung, aber keine eigentlichen 7 ö 
kenntniſſe beſitzen. Dagegen findet die Fachkritik, fo willig fie auch Bölſches Dr 
ſtellungstalent anerkennt, manches an feinen Schriften auszuſetzen. Und 
Recht, denn ſeinen Vorzügen ſtehen verſchiedene Nachteile gegenüber. Ich zei ö 
dazu nicht, daß ſeine Schreibweiſe ſich nicht ſelten in einer gewiſſen Manierit 
heit gefällt und ſeine ſtarke Phantaſie mit Vorliebe grelle Farben u ; 0 
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ht, daß er im weſentlichen ſich auf die Darſtellung bekannter Forſchungsergeb— 
e anderer beſchränkt und ſelbſt erforſchtes Eigenes nicht bietet; denn die 
zulär⸗wiſſenſchaftliche Literatur hat nach meiner Anficht keineswegs die Auf- 
he, vor dem Leſer ſtrittige Probleme aufzurollen, die dieſer durchaus nicht zu 
irteilen vermag. Was ich an Bölſches Arbeiten und vornehmlich an jenen, die 
£ mit dem Entwicklungsgang des primitiven Menſchen beſchäftigen, auszuſetzen 
je, liegt auf anderem Gebiet: erſtens ſchaut er alle ſoziale Lebenstätigkeit des 
menſchen durch eine ſtark konvex gekrümmte Kulturbrille, und zweitens greift 
in dem Beſtreben, möglichſt lückenloſe Entwicklungsreihen nachzuweiſen, öfters 
den gewagteſten Konſtruktionen und Hypotheſen. 
Von den meiſten Leſern werden freilich dieſe Fehler gar nicht als Nachteile, 
dern eher als Vorzüge der Bölſcheſchen Schilderungskunſt empfunden. Der 
ige Kulturmenſch, der nicht durch lange Beſchäftigung mit der Vorſtellungs— 
ft des ſogenannten Naturmenſchen ethnologiſch ſehen und denken gelernt hat, 
achtet ſich ſtets als Normalmenſchen und überträgt in feinem Urteil über 
Naturmenſchen auf dieſen unbewußt ſeine eigenen Vorſtellungen und Emp- 
ngen, nur daß er ſich den ſogenannten „Wilden“ einfältiger, ſorgloſer, roher 
ellt. Mit anderen Worten: der ſogenannte „Wilde“ gilt ihm als geiſtig zurüd- 
jebener, vereinfachter Kulturmenſch. Deshalb wird einem ſolchen Normal- 
ſchen auch ſtets eine Schilderung des primitiven Menſchen mehr zuſagen, die 
n Leben unter ſeinem eigenen kulturellen Geſichtswinkel betrachtet und in 
m Leſenden gewiſſermaßen die Empfindung weckt, daß alles das, was er lieſt, 
tlich nur eine Variation feiner eigenen Lebensauffaſſung ſei, als eine Dar⸗ 
ng, die ihm erklärt, daß der „Wilde“ nicht nur aus einem ganz anderen 
ns⸗ und Anſchauungskomplex heraus anders denkt und folgert, ſondern auch 
tlich anders empfindet als der heutige Kulturmenſch, weshalb jeder, der die 
he der Wilden verſtehen wolle, zunächſt mit dem „Wilden“ aufs neue ſehen 
denken lernen müſſe. Und ganz ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt es, daß ein Autor 
g stolze Befriedigung erweckt, wenn er dem ſtets nach geſicherten wiſſenſchaft⸗ 
ı Entwicklungstatſachen verlangenden Leſer immer wieder offen eingeſteht, 
und jenes ſeien nur ſtrittige Hypotheſen, und da und dort klafften heute noch 
ohe, unausfüllbare Lücken in unſerem Wiſſen. Bölſches beſchwingte kombi⸗ 
riſche Phantaſie leitet den Leſer dagegen ſicher und gewandt über tiefe Ab- 
de hinweg, meiſt ohne daß dieſer die gähnende Tiefe ahnt. 
Fharakteriſtiſch iſt für Bölſches Darſtellungsweiſe, daß er das erſte feiner 
genannten Hefte über den Menſchen der Vorzeit damit beginnt, die Anfänge 
ſchlicher Kultur aus den Lebensbedürfniſſen abzuleiten, die ſich zunächſt bei 
m iolierten Robinſon und dann ſpäter bei feinem Gefährten Freitag ein⸗ 
len — genau nach demſelben Schema, nach dem einſt die liberale Vulgär— 
| 'omie in der total ungeſchichtlichen Auffaſſung, daß die ökonomiſchen Kate— 
ien des heutigen kapitaliſtiſchen Wirtſchaftslebens uranfängliche Ergebniſſe 
> eriten menſchlichen Zuſammenlebens ſeien, aus dem Leben Robinſons und 
ines Freitag die natürliche Entſtehung der Lohnarbeit, des Unternehmertums, 
8 Profits, der Kapitalhäufung uſw. zu erklären ſuchte. 
Selbſtverſtändlich gelangt auch entſprechend der heutigen Durchſchnittsauf⸗ 
fung der Bölſcheſche Urmenſch nicht durch Häufung der ſich ihm aus feinem täg⸗ 
hen Leben aufdrängenden einfachſten Erfahrungstatſachen zu ſeinen techniſchen 
ortſchritten, fondern durch „Gehirn kombinationen“, wie denn auch 
jon der tief unter dem Auſtralneger ſtehende Urmenſch ein philoſophiſcher 
rübler iſt, der in ſeiner Einſamkeit über „ernſte Fragen des allge⸗ 
einen Daſeins, über Gott und Welt“ nachdenkt. „Schauerlich und 
ch auch wieder tröſtend“, jo verſichert uns Bölſche (S. 11), „wird dieſe tiefere 
ewußtheit, die den Grundſtein aller Religion und aller Philoſophie von je ge— 
ldet hat, ihn überkommen.“ 
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Aber der Urmenſch iſt nicht nur ſchon ein Philoſoph, der über das „wech 
volle Weltgeſchehen“ und über die „Weltſchickſale“ nachgrübelt, ſondern auch 
Ethiker, der in ſeinem Buſen bereits die ethiſchen Gefühle der Vertrag 
treue und Dankbarkeit (in Wirklichkeit müßte es Anhänglichkeit heiß 
hegt, und zwar entſtehen nach Bölſches Darſtellung dieſe Gefühle nicht etwa 
aus dem Gemeinſchaftsleben, ſondern fie find früher da als dieſes, gewiſſermaf 
etwas Naturgegebenes, und demnach die, Baſis alles menſchlichen Genoſſenſchaftsleben 

Dazu kommt, wie ſchon erwähnt, daß Bölſche eine gewiſſe Vorliebe beſi 
ſich möglichſt geſchloſſene Entwicklungsreihen zu konſtruieren. Wohl laſſen ſich 
den alten Steingerätfunden Weſteuropas deutlich verſchiedene Typen erkenn 
und es läßt ſich auch mit ziemlicher Sicherheit ſchließen, daß ſchon zu der 8 
als die in Saint⸗Acheul, Chelles und im Vezeretal gefundenen Steinwerkzei 
entſtanden ſind, in Weſteuropa jene diluviale Menſchenraſſe exiſtierte, die m 
als Neandertaler bezeichnet. Doch ob dieſe Neandertaler eine einheitliche Ra 
bildeten, ob fie ſelbſt wieder in verſchiedene abweichende Raſſen zerfielen, ob ı) 
welche dieſer Raſſen die Verfertiger der verſchiedenen Werkzeuge ſind, wie u. 
der eine Steingerätetypus ſich aus dem anderen entwickelt hat oder beide 
gefähr gleichzeitig nebeneinander aus verſchiedenen natürlichen Bedingungen h 
vorgegangen ſind: alle dieſe und manche andere Fragen laſſen ſich heute noch n 
mit einiger Beſtimmtheit beantworten. Bölſche aber ſieht in dieſen verſchieden 
Typen nicht nur ohne weiteres den Ausdruck verſchiedener techniſcher Entwicklun⸗ 
phaſen der Neandertalmenſchen, ſondern er weiß uns auch bereits über die joziaı 
Verhältniſſe und die Ethik der Neandertaler allerlei mitzuteilen. Aus der 2 
ſache, daß 1908 in einer Felsniſche im Vezeretal (Südfrankreich) das Ske 
eines Jünglings der Neandertaler in Schlafſtellung gefunden worden iſt, 
anſcheinend einſt dort von Menſchenhand beſtattet wurde (beſtimmt läßt fich I 
natürlich nicht behaupten, denn der Jüngling kann ſich dort auch ſelbſt nien 
gelegt haben und vom Tode überraſcht worden ſein), folgert nämlich Bölſche: 
der Gefundene beſtattet worden iſt und eine Waffe bei ſich liegen hatte, ſo mülı 
damals ſchon Totengebräuche bei den Neandertalern beſtanden haben. Das a 
läßt weiter darauf ſchließen, daß fie auch ſchon einen Unſterblichkeitsglauf 
hatten, alſo an das Fortbeſtehen der Seele glaubten. Sie waren alſo auch jdi 
„reif für die ganze Folgeentwicklung von Religion und Philoſophie“, mindeit« 
aber verſtanden ſie, wie Bölſche uns verſichert, ſchon damals ſo viel davon wie 
heutigen Auſtralier (S. 51). A 

Doch weiter: aus der Beſtattung läßt fich ſchließen, daß auch zu Lebzei 
ſchon der Gefundene mit Menſchen verbunden war, die für ihn ſorgten. Es mülr 
alſo auch ſchon die Anfänge eines Gemeinſchaftslebens vorhanden geweſen fa 
das heißt: ein engeres Verhältnis zwiſchen Eltern und Kindern beſtanden, 
Menſchen in größeren Horden zuſammengelebt und „eine gewiſſe primitive Jo 
der Ehe“ exiſtiert haben, die, wie Bölſche behauptet, nur eine Art Einzelehe 
weſen ſein kann (S. 51). h 

Sicherlich eine erſtaunliche Kombinationsverwegenheit, die behende die tiefit 
Wiſſenslücken überbrückt — nur mit exakter Wiſſenſchaft hat ſie nichts zu tun f 

In ähnlicher Weiſe ſucht Bölſche auch zwiſchen den Neandertalern und it 
Menſchen der ſchweizeriſchen Pfahlbauzeit allerlei kulturelle Zuſammenhänge u 
konſtruieren und aus den verſchiedenen Stein⸗, Bronze⸗ und Eiſenfunden gen 
Periode ſchöne Entwicklungsreihen abzuleiten. 5 1 

Trotz dieſer allzu ſtarken Doſis überquellender Phantaſie, die in Bölfe: 
Schriften hervortritt, möchte ich den beiden oben angezeigten Bändchen jedk 
keineswegs ihren Wert abſprechen. Zur Einführung in das Gebiet der Prähiſtei 
eignen fie ſich wie wenige andere Schriften dieſer Art; nur darf der Eingefühe⸗ 
nicht bei dem Gebotenen jtehen bleiben, er muß weiter vordringen, beträchtſt 
weiter. Heinrich Cun ch 


122 Freudenberg, Die Frau und die Kultur des . Lebens. 
leipzig 1911, C. F. Amelangs Verlag. 332 Seiten. . 


Die Literatur zur Frauenbewegung wächſt immer mächtiger an und hat es mit 
anderen gemein, daß es Mühe koſtet, das wenige Wertvolle, das hervorgebracht 
d, aus dem Wuſt minderwertiger Neuerſcheinungen herauszufinden. Was aber 
e Aufgabe auf dem Gebiet der Frauenbewegung ganz beſonders erſchwert, iſt 
Tatſache, daß auch ein erheblicher Teil der guten Arbeiten, die hier geleiſtet 
den, ungewöhnliche Anſprüche an die Geduld des Leſers ſtellen, ſo daß die 
bliziſtik über eine Frage, der gewiß kein an der Kulturbewegung Intereſſierter 
eminenteſte Bedeutung abſprechen kann, viel weniger beachtet wird, als die 
eratur zu mancher Sache von viel geringerer Bedeutung. Die Erklärung für die 
igeweile, die viele ſachlich wichtigen Schriften über die Frauenfrage ausſtrömen, 
ihren Grund zum Teil darin, daß die Frauenbewegung noch immer gegen die 
ſernſten Philiſtervorurteile anzukämpfen hat, zum größeren Teil aber in dem 
tum, dem ſo viele der Autorinnen ausgeſetzt ſind, daß man keine einzige Schrift 
irgend eine Seite dieſer vielverzweigten Materie und natürlich noch weniger 
die Richtlinien der ganzen Bewegung ſchreiben dürfe, ohne immer wieder alle 
gumente gegen die Frauenemanzipation anzuführen und zu widerlegen, die jemals 
männliches oder weibliches Spießbürgergehirn zutage gefördert hat. 

Man ſtelle ſich nur einmal dieſe Praxis auf irgend eine andere Materie über— 
en vor, und man wird zugeben müſſen, daß auf ſolche Weiſe die Literatur über 
Reformbewegung ganz unlesbar gemacht werden könnte. 

In die Reihe ſolcher Bücher, die trotz der beachtenswerten Summe von prak— 
m Wiſſen, die darin niedergelegt iſt, und trotz vieler klugen Beobachtungen, 
e die Autorin über ihr Thema anſtellt, doch recht ſchwer zu leſen ſind, gehört 
das vorliegende Buch. Das mitunter recht intereſſante Material, das es zum 
rellen Aufſtieg der Frauen aller bürgerlichen Schichten beibringt, entbehrt leider 
der Überſichtlichkeit, weil es durch allzuviel Rhetorik über die ſittliche Be— 
gung jenes Aufſtiegs auseinandergeriſſen iſt. 

Auch ſtehen durchaus nicht alle Teile des Buches auf gleicher Höhe. Neben ſehr 
ſtenswerten Reformvorſchlägen finden wir auch eine ganz laue Befürwortung 
mitunter ſogar ein nur wenig maskiertes Zurückweichen bei Forderungen, die 
t nicht nur von dem vorgeſchrittenſten, ſondern auch von einem ſehr gemäßigten 
der Frauenrechtlerinnen aufgeſtellt worden ſind. 

Mit Recht hält Ika Freudenberg die ungenügende Fachbildung der meiſten er- 
enden Frauen für einen der Gründe, die deren erhöhte Ausbeutung ermöglichen; 
1 aber darum für die Mädchen die gleichen Bildungsmöglichkeiten zu fordern, die 
den Knaben bieten, verlangt ſie die Errichtung von Fachſchulen, in denen die 
Hi erinnen in verhältnismäßig kurzer Zeit zu den untergeordneten Funktionen der 
nien Berufe ausgebildet, oder ſagen wir beſſer angelernt, werden ſollen. Daß ſolche 
aßnahmen, die ja leider ſchon vielfach getroffen werden, weit davon entfernt, dem 
hel zu ſteuern, vielmehr das bequemſte Mittel find, um Lohndrückerinnen zu züchten, 
3 müßte ihr doch ohne weiteres klar ſein. 

Mit ähnlicher Zaghaftigkeit behandelt fie die Forderung nach gemeinſamer Er- 
hung der Kinder beiderlei Geſchlechts, und für das Zölibatsgebot der Lehrerinnen 
d Beamtinnen macht fie, ohne es gutzuheißen, doch allerlei Beſchönigungsverſuche. 

Sehr treffend dagegen zeichnet ſie den bisherigen Gang der bürgerlichen Frauen— 
wegung, die, von naturrechtlichen Prinzipien ausgehend, nur zu bald dem liberalen 
ancheſtertum verfiel, um ſich dann langſam wieder loszuringen und auf den Boden 
Sozialpolitik zu ſtellen. 

In bezug auf den politiſchen Radikalismus, der ſich jetzt mehr und mehr in der 
auenbewegung aller Richtungen, der freiheitlichſten wie der reaktionärſten, geltend 
icht, bemerkt ſie ſehr richtig, daß er ſeine Urſache in der abſoluten Rechtloſigkeit 
; Frauen habe und darum mit Sicherheit zu erwarten fei, daß dieſe im Beſitz 
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politiſcher Rechte viel mehr als bisher den Bedingungen der Klaſſe, der ſie 
gehören, ſich werden unterworfen fühlen und unter dem Druck der Verantworti 
von den Wählern kaum viele Forderungen erheben werden, die zu jenen der Män 
ihrer Klaſſe im Widerſpruch ſtehen. Thereſe Schleſing 


The seventh annual statistics of the city of Tokio. Compiled by the Statist 
Department, the Tokio Municipal Office. 1910. 1 


Für die Einführung in das ſoziale Leben des modernen Japan und insbeſond 
Tokios beſteht ein ausgezeichnetes Hilfsmittel in der Form des Statiſtiſchen Jahrbu 
der Stadt Tokio. Uns liegt der neueſte Band für das Jahr 1908 vor, ein ſtattlic 
Buch von über 1300 Seiten. Alle Angaben ſind nebeneinander in japaniſcher ı 
engliſcher Sprache enthalten. Nur Vorwort und Einführung, die für Europäer n 
minder wichtig ſein werden als für Japaner, finden ſich leider nur in japaniſe 
Lettern — ein Mangel, der hoffentlich beim nächſten Jahrgang beſeitigt wird.? 
Inhalt, der alle für eine moderne Stadt in Betracht kommenden Einzelzweige 
Statiſtik berückſichtigt und der in ſeiner Einteilung ſich den entſprechenden Veröffe 
lichungen europäiſcher Städte anſchließt, bietet in ſeiner Reichhaltigkeit den Bew 
daß Tokio ſich in der Blütezeit kapitaliſtiſcher Entwicklung befindet. Das zeigt 
zunächſt in der raſchen Bevölkerungszunahme von 813000 Einwohnern im Jahre 1 
auf 2168 000 im Jahre 1908 (Berlin wuchs 1875 bis 1905 von 830000 auf 204 00 
Seelen). Das bezeugen weiter die Ausdehnung eines fein verzweigten Schul⸗ 
Bildungsweſens, die Entwicklung des Verkehrsweſens, die Einrichtungen für „öffe 
liche Geſundheit“ (Waſſerwerke, Kanaliſation), das Beleuchtungsweſen. Um ei 
Anhalt für den Umfang des Bank- und Börſenweſens, des Tokier Handels, der 
duſtrie, der verſchiedenen Unternehmungsformen zu gewinnen, ſind ebenfalls reich 
Zahlen vertreten. Neben Angaben über Berufskörperſchaften (zum Beiſpiel 
Handelskammer) und Berufsvereinigungen finden ſich ſolche über Vereinsweſen, ü 
Lebensverſicherungsgeſellſchaften. Einen nicht geringen Raum nimmt das Kap! 
„Finanzen“ ein; wird doch ſpeziell das Proletariat Tokios neben den Staatsſteu 
durch eine Unmenge von direkten und indirekten Abgaben ausgeſogen. Wie 
möglich iſt, klären die Tabellen über das Stadtparlament (Municipal Assembly 
Bezirksparlamente (Ward’s Assemblies) und über die Zuſammenſetzung des 
und Unterhauſes (House of Peers und House of Representatives) auf. 
ſtädtiſchen Körperſchaften herrſcht die Dreiklaſſenwahl. Bei den Wahlen 1908 
jede Klaſſe zehn Abgeordnete zum Stadtparlament zu küren; die dritte Klaſſe 
13630 Stimmen, die zweite 1756 und die erſte Klaſſe 467 Stimmen auf! 0 
das Geld verwandt wird, deuten Tabellen über das Militär und die Marine 
Daß das kapitaliſtiſche Tokio auch der ſonſtigen Machtmittel der Bourgeoiſie 
geht aus den umfangreichen Kapiteln über Polizei und Gefängnis hervor. Zur 51 
lichen Geſundheit gehört unter anderem die echt kapitaliſtiſche Tatſache, daß im Jah 
1908 294 168 körperliche Unterſuchungen an 6710 öffentlichen Proſtituierten vol 
nommen wurden, wobei insgeſamt 12660 Krankheitsfälle notiert wurden. 

So gewährt das Jahrbuch eine gute Geſamtüberſicht über die allgemeine 
hältniſſe Tokios, die ſich zu einem Einblick in Detailfragen vertiefen läßt. Zum S 
japaniſcher Zuſtände iſt es jedenfalls unentbehrlicher und wertvoller als die M 
der Reiſebeſchreibungen, die nur auf das Exotiſch⸗Ausſehende fahnden. Ernſt 


AJtkitſchriftenſchau. 


»Le mouvement socialiste“, die ſyndikaliſtiſche Monatsſchrift, enth 
ihrem Aprilheft einen Artikel von E. Poiſſon über „Munizipalſozialismu 
Syndikalismus“: Der Gemeindeſozialismus iſt nicht ſo weit, wie es auf den 
Blick ſcheinen mag, von dem Arbeiterſozialismus der Syndikaliſten entfernt. 
verneinen, daß die parlamentariſche Aktion das einzige Mittel zur Befreiu 
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etariats iſt; beide wollen den Gegenſatz zwiſchen Theorie und Praxis auf- 
n; beide ſtehen auf dem poſitiven Standpunkt des Aufbauens und Schaffens. 
trennt ſie? Erſtens die Tatſache, daß nicht überall Arbeiter, ſondern oft 
zerliche Politiker und Konſervative (wie Chamberlain in Birmingham) den 
ieindeſozialismus durchführen. Aber die Tatſache iſt das Entſcheidende, daß 
i der Profit ſeinen privaten Charakter verliert, alſo ein Schritt in der Rich⸗ 
des Sozialismus gemacht wird. Die bürgerlichen Politiker benutzen die ge⸗ 
ndlichen Unternehmungen nur, um die Gemeindekaſſen zu füllen. Wir können 
etwas anderes damit machen: durch Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen, 
h Bewilligung der Forderungen der Gewerkſchaften, durch Beratung mit ihnen 
Feſtſtellung von Lohn und Arbeitszeit können die Gemeindeverwaltungen viel 
Förderung des Syndikalismus beitragen. Nun wird oft mit Recht gegen dieſe 
teindemonopole der Vorwurf der Unfähigkeit der leitenden Beamten erhoben 

e des Mangels an einer richtigen und billigen Verwaltung, weil Verluſte nicht 
den Beamten ſelbſt, ſondern von der öffentlichen Kaſſe getragen werden. Hier 
gerade die aktive Mitwirkung des Perſonals Abhilfe ſchaffen, die zum Weſen 
yndikalismus gehört. Allerdings engt der Staat durch bureaukratiſche Vor⸗ 
en dieſe Möglichkeiten ſehr ein; um ſo mehr iſt es dann nötig, gegen dieſe 
mentierungen anzukämpfen und den Kommunen in ihrem Kampfe für die 
ıtralifation und gegen die Staatsallmacht beizuſtehen. a 
Unſere Schutzherrſchaft in Tunis“ (Comment nous protegeons la Tunesie) 
n Aufſatz von Gaudhaux⸗Brunſchvieg im Juniheft überſchrieben, 
inblicke in die „friedliche“ Kolonialpolitik des Kapitalismus gewährt. In 
Gegend von Sfax und Kairuan ſind ausgedehnte Länderkomplexe in die Hände 
Parlamentariern geſpielt worden, worüber eine Interpellation im Parlament 
finden wird. Es waren zuerſt die ſogenannten Siala⸗Länder, die früher der 
nilie Siala gehörten, aber 1871 vom Bey konfisziert wurden; nach arabiſchen 
ſchauungen iſt der Bey Herr alles Landes und kann alles nehmen. Dieſe für 
ume geeigneten Länder wurden in Parzellen verkauft, ſeit 1893 zu 10 Franken 
ektar. Seit 1898 tritt an die Stelle des Verkaufs in kleinen Stücken die Zu- 
ng großer Komplexe an auswärts wohnende franzöſiſche Miniſter und Par⸗ 
entarier. Dazu reichten die Siala⸗Länder nicht aus, andere benachbarte wur⸗ 
hinzugeſchlagen und mit demſelben Namen belegt, ohne irgendwelches Recht. 
ahre 1905 geſchah das mit dem Gebiet Cherahil, das ſchon dicht bevölkert war; 
echte der Bewohner wurden einfach vergewaltigt, die Regierung verkaufte 
krrechtlich ihren Beſitz und beſtimmte bloß, daß in den erſten fünf Jahren keine 
ere Pacht gefordert werden durfte als auf dem benachbarten Regierungsland. 
z im Jahre 1911, ſind fie alſo dem neuen Beſitzer auf Gnade und Ungnade 
geliefert. Solche Verletzungen des Eigentumsrechtes find leicht möglich, da ein 
eres „gemiſchtes Tribunal“, aus franzöſiſchen und arabiſchen Richtern be= 
d, über die Anträge auf Eintragung des Eigentumsrechtes in die Regiſter 
ſcheidet. Es fällt ſein Urteil ſelbſtändig, ohne Rückſicht auf Feſtſtellungen der 
döhnlichen Gerichte, und daher kann jedes wirkliche Recht durch die unmwiderruf- 
e Eintragung eines anderen Beſitzers durch das Tribunal umgeſtoßen werden. 
bei werden ſogar die durch internationale Verträge feſtgeſetzten Rechte anderer 
ropäer völlig illuſoriſch gemacht. 

Dieſes Tribunal hat die Regierung in weitem Umfang benutzt, um ſich ſelbſt 
ungeheuren Landſtrecken zu bereichern; Tunis iſt nämlich eines der reichſten 
osphatländer der Welt. Im Jahre 1896 erklärte die Verwaltung, daß alles 
renloſe Land und das ſogenannte „tote Land“ dem Staate gehöre; zu dieſem 
ten Lande“ gehörte, nach einem Dekret von 1901, alles „kollektive Stammes⸗ 
d“. Wenn Anſiedler ihr Eigentumsrecht an Ackern, die ſie ſchon längft beſaßen, 
n Tribunal eintragen laſſen wollten, wurde ihnen das verweigert, weil es 
ammesland ſei. Wenn aber die Stämme ſelbſt ihr Recht auf dieſes Land geltend 


480 | ee 


machen wollten, wurde ihnen geantwortet, daß die Stämme feine anerfamı 
rechtsfähigen Vereine ſeien und deshalb kein gemeinſames Eigentum beſitzen To 
ten. Daher gehöre das Land dem Staate. Alle Verſuche europäiſcher Anſiedler, 
Rechte vor den gewöhnlichen Gerichten zu verteidigen, wurden durch Dekrete 
Verwaltung vereitelt. Die ganze Theorie des gemeinſamen Stammeslandes die 
nur zur Beſchönigung des rieſigen Landraubs zugunſten des Staates. Der S. 
kann dieſes Land verkaufen oder verſchenken. 
Angeblich war das Ziel dieſer Manipulationen, die Spekulation mit Pl! 
phatländern zu verhindern. Das geſchah in ſolcher Weiſe, daß 1896 das Beſitz. 
von 30 000 Hektar Phosphatland ohne Gegenleiſtung an einen Privatmann, hin 
dem die Geſellſchaft der Gafſa⸗ Phosphatlager ſtand, verſchenkt wurde, mit 
Rechte, noch viel weitere Gebiete in der Umgegend auszubeuten. Was das 
deutet, zeigen folgende Zahlen: die Weltproduktion an Phosphat betrug 4 
4256000 Tonnen; davon fallen auf Tunis 1065 000 Tonnen und davon auf 
Gafſa⸗Geſellſchaft allein 750 000 Tonnen. Um die Oppofition gegen dieſes 
erhörte Monopol zu beſchwichtigen, wurde der Geſellſchaft 1909 eine Abgabe 
1,50 Franken pro Tonne auferlegt, zugleich aber ihre Konzeſſion verlängert. 
Ahnlich ſteht es mit den Konzeſſionen der Bergwerke, der Eiſenbahnen, 
Fiſcherei, der Salzgewinnung uſw. Es iſt eine richtige Ausplünderung Zunefi 
zugunſten von politiſchen Günſtlingen. Die Fiktion des bloßen Protektorats, 
nach der Bey alle dieſe Akte zeichnet und verkündet, ſoll dieſe Plünderung den ( 
geborenen ſchmackhafter machen. 
„über den Marxismus in Italien“ ſchreibt Arturo Labriola im 5 
heft aus Anlaß eines Buches von Robert Michels über dieſen Gegenſtand: 
Schlußfolgerungen von Michels, daß der Marxismus über den Weg des Baku 
mus in Italien eingedrungen iſt, daß der Marxismus hier etwas ganz ande 
bedeutet als in Deutſchland, und daß er hier nur in der Geſtalt eines eon 
nären und eines reformiſtiſchen Reviſionismus beſteht, find zweifellos rich 
Aber fie hätten den Anfang ſtatt den Schluß der Unterſuchung bilden müſſen. 
der Marxismus auf die italieniſche Arbeiterbewegung keinen Einfluß ausge 
hat, kommt wenig in Betracht, da eine auf dem Marxismus beruhende beſtim 
Praxis nur in dem Wahne einiger ruſſiſcher Sozialiſten beſteht. | 
Der Marxismus wurde nach Italien durch die junge Intelligenz der 5 
nationale gebracht; Cafiero überſetzte zuerſt das Kapital. Sie fanden in 
Marxismus ein Ideenſyſtem, das die Arbeiterklaſſe intellektuell und mora 
hob, und durch viele Zeitſchriften und Broſchüren propagierten ſie dieſe Id 
Jetzt iſt der Sozialismus regierungsfreundlich und hat viele Abgeordnete, e 
bon einer Propaganda marxiſtiſcher Ideen durch Buch und Zeitſchrift iſt Fu 
noch etwas zu finden. Der heutige Sozialismus mit ſeinem deutſchen Urſprit 
der in Mailand das Zentrum hat, legt ſich den Namen Marxismus als Ornan 
zu. Aber in Wirklichkeit find die Schriften von Marx und Engels in Italien, dl: 
ſehen von einigen vereinzelten Gelehrten, wie Antonio Labriola, faſt völlig 
bekannt. Die Urſache liegt darin, daß alle Führer der italieniſchen Sozialdemokr 
(Ferri, Turati, Biſſolati) in der Schule des Poſitivismus aufgewachſen ſind. = 
der Geiſt des Marxismus iſt dem des Poſitivismus genau entgegengeſetzt. 3 
Der Marxismus iſt die Lehre des kämpfenden Proletariats, weil er de 
wiſſenſchaftlichem Bedürfnis entſpricht. Ohne Marxismus fehlt der Arbeit 
bewegung die nötige moraliſche Höhe, ſinkt fie zum beſchränkteſten Eigen 
herab. Darin liegt das Übel des italieniſchen Sozialismus. Aber der Marxist 
genügt nicht; während einerſeits ſeine Maſchen ſo weit ſind, daß er allerh i 
Opportunismus zuläßt, iſt er vom intellektuellen Standpunkt zu eng. Der Syn 
kalismus, der die marxiſtiſchen Lehren von veralteten Teilen zu reinigen ſu 
iſt dem alten Marxismus viel näher geblieben als der reformiſtiſche Reviſionis 
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Berlin, 28. Dezember 1911. 


Der philoſophiſche Reichskanzler hat nun doch das Wort zu den Reichs⸗ 
igswahlen ergriffen, und zwar ſchon vor drei Wochen: bürgerliche Blätter 
eröffentlichen einen Erlaß, den er an die Beamten gerichtet hat. Darin 
ird es für die patriotiſche Pflicht aller ſtaatstreuen Bürger erklärt, ihr 
Bahlrecht zu gebrauchen, und „insbeſondere“ werden die wahlberechtigten 
jeamten aufgefordert, ſich rechtzeitig davon zu überzeugen, daß fie in die 
Lählerliſten eingetragen find. 

Das ſoll ein Wink mit dem Zaunpfahl ſein, iſt aber tatſächlich doch nur 
in Wink mit dem Zahnſtocher, den jeder vernünftige Beamte mit dem 
hruße Bismarcks empfangen wird: Dor lach' ick äwer! Einſtweilen haben 
nr noch die geheime Wahl, und wenn die Vaterhand des Reichskanzlers 
ie Beamten bis an die Tür des Wahllokals geleitet, ſo wird denjenigen 
jeamten, die, getreu den Intereſſen des Gemeinwohls und ihrer eigenen 
Malle, ſozialdemokratiſche Stimmzettel abgeben, die Erfüllung ihrer poli- 
chen Pflicht noch verſüßt durch die Gewißheit, daß fie damit einer ſchon 
icht mehr verſchämten Anmaßung eine gepfefferte Backpfeife erteilen. 
Deshalb vermögen wir in dem Erlaß des Reichskanzlers nicht ſowohl, 
ne manche Parteiblätter, „abſcheuliche Unehrlichkeit“ zu erkennen, obgleich 
ewiß auch dieſe mitſpielt, als vielmehr eine mitleiderregende Hilfloſigkeit, 
ie Herrn v. Bethmann Hollweg ſicherlich nicht den Beifall der dunklen Ge- 
alten eintragen wird, denen er mit Leib und Seele verſchrieben iſt. Sie 
heuen ficherlich nicht vor dem böſen Willen zurück, der zwiſchen den Zeilen 
es reichskanzleriſchen Erlaſſes hervorſchielt, aber ſie ſind tief durchdrungen 
on der taktiſchen Weisheit, daß man den böſen Willen, dem man keine 
raktiſche Folge geben kann, nicht verraten darf. Sie würden erbarmungslos 
eden Beamten abwürgen, den fie auf handfeſter Tat ertappen könnten, aber 


a ſie keinen dieſer Nürnberger hängen können, ſie hätten ihn denn zuvor, 
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ſo wird ihnen der Erlaß des oberſten Reichs ben ne nich einma 
Birne für den Durſt ſein. u: 
Da geht Herr v. Heydebrand ganz anders ins Zeug. Er hat Die 3 
geſtändniſſe kundgetan, die die Konſervativen von den liberalen Kandidat 
verlangen, die ſie in der Stichwahl gegen ſozialdemokratiſche Kandidat 
herauspauken wollen. Es ſind ihrer drei, und eins iſt immer ſchöner € 
das andere. Erſtens ſollen ſich dieſe Unglücklichen verpflichten, ſich an 1 
Verſuch zur Einſchränkung des perſönlichen Regiments zu beteiligen, z 
tens ſollen fie helfen, den Brot⸗ und Fleiſchwucher noch immer wehr 
ſteigern, und drittens ſollen ſie bei allen Ausnahmegeſetzen gegen 
Sozialdemokratie hilfreiche Hand leiſten. Herr v. Heydebrand geht wirkli 
wie er es ſchon vor Monaten verheißen hat, aufs Ganze; er meint, daß 
Maſſen, die bisher nur mit Geißeln gepeitſcht worden ſind, fortan n 
Skorpionen gezüchtigt werden ſollen, und ſo läßt er in farbenfriſcher Dei 
lichkeit die drei Federn von dem Geßlerhut nicken, den er aufgepflanzt h 
Bei aller ſonſtigen Genialität handelt er aber doch erzdumm, wenn 
zu ſeiner feinen Taktik, die auch ſein ſchwarzer Bundesgenoſſe durch J 
Mund der „Germania“ begeiſternd preiſt, durch das ſozialdemokratiſche X 
bild gezwungen ſein will. Das dialektiſche Becherſpiel, das er dae 
treiben verſucht, iſt jo plump, daß es ſogar den Spott der liberalen Pra 
erregt hat. Die Sozialdemokratie ſtellt an die Liberalen, die ihre Si 


Forderungen, die dem liberalen Programm entſprechen; fie verlangt k. 
en 
| 


kratiſchen, nicht aber dem liberalen Programm eigentümlich iſt; fie 7 
an fie einfach die a Seid ihr Ehrenmänner, die ſich ſelbſt 11 . . 


ſie einfach: Seid ihr Schufte, die bereit ſind, um eines elenden Mond \ 
willen auf die eigenen Grundſätze zu ſpeien? Und erſt nachdem jie ein 


des Schnapsblocks e zu werden. | 

Mit dem ſozialdemokratiſchen Vorbild, durch das Herr v. BR 
in eine jo peinliche Klemme gebracht worden jein will, iſt es alſo nid: 
Mit dieſem Humbug ſchlägt er ſich nur ſelbſt ins Geſicht und macht 
Sozialdemokratie ein ausnehmendes Vergnügen, indem er mit epigr 
tiſcher Klarheit und Schärfe den abgrundtiefen Unterſchied zwiſch 
Sittlichkeit der Junker und Pfaffen auf der einen, der Arbeiterkl 
der anderen Seite beleuchtet. Es verſteht ſich, daß uns auch ſonſt ſein 
wahlprogramm nur recht ſein könnte, gleichviel, ob ſich die Liberal 
verſagen oder nicht. Die liberale Preſſe hat es wenigſtens in ein 
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Irganen mit verdientem Hohne abgefertigt, aber damit iſt noch nicht geſagt, 
a3 im Rate der Kopſch und Mugdan beſchloſſen werden wird. Dieſe großen 
jenfer leben, was politiſche Geſinnung und Konſequenz anbetrifft, ja im 
eiche der unbegrenzten Möglichkeiten. 

Im Hinblick auf dieſe Ritter vom roten Adler vierter Güte mag Herr 
„Heydebrand nicht mit Unrecht meinen, daß ein Schreckſchuß ſich am Ende 
ohne. Sonſt freilich wird man gut tun, feine Drohungen nicht auf die Gold⸗ 
gage zu legen. Sie find im Grunde nur der offenherzige Ausdruck derſelben 
ilfloſigkeit, deren ſchüchterner Ausdruck der Wahlerlaß des Reichskanzlers 
n die Beamten iſt. Den Genuß einer prinzipiellen Stichwahltaktik kann 
ch nur eine prinzipientreue Partei wie die Sozialdemokratie gönnen; für 
ie bürgerlichen Parteien ſind die Stichwahlen einzig ein prinziploſes 
schachergeſchäft, bei dem jede die getreue Freundin und Nachbarin nach 
llen Noten übers Ohr zu hauen bemüht iſt. Davon machen auch die um 
eydebrand keine Ausnahme, und ſie am allerwenigſten; von dem Ausfall 
er Hauptwahlen wird es abhängen, wie ſie ſich dann drehen und wenden 
erden, und ihre vorzeitige Proklamation einer Stichwahlparole bedeutet 
eshalb nicht mehr als eine vorzeitige Blamage, die denn freilich als gutes 
zorzeichen begrüßt werden darf. 

Wenn man ſich, ſchon aus politiſchen Gründen, vor ſolchen unſittlichen 
Ritteln des Wahlkampfes hüten muß, wie die Bethmann Hollweg und 
zeydebrand mit ihren verſteckten und offenen Drohungen anwenden, fo 
nuß man ſich freilich auch vor aller Sentimentalität hüten, wie ſie nament⸗ 
ich in dem Wahlkreis Bielefeld⸗Wiedenbrück zu ſpuken ſcheint, wo vier 
eaktionäre Parteien (Konſervative, Zentrum, Chriſtlich⸗Soziale, National⸗ 
iberale) den Grafen Poſadowsky als gemeinſamen Kandidaten gegen den 
zenoſſen Severing aufgeſtellt haben. Daneben ſtellt die Fortſchrittliche 
zolkspartei einen eigenen Kandidaten auf, der nicht die geringſte Ausſicht 
at, gewählt zu werden oder auch nur in die Stichwahl zu kommen, aber 
er, wenn es zur Stichwahl kommt, für den Grafen Poſadowsky den Aus⸗ 
hlag geben kann. Dieſe Gefahr liegt um jo näher, als ſich der Kandidat 
er reaktionären Parteien in ſeinen Wahlreden den Scherz geleiſtet hat, 
ben dieſen Parteien einige ganz nette Wahrheiten zu ſagen, wie er über⸗ 
aupt weniger als Parteimann, denn als Mann für ſich aufgetreten iſt, 
er um ſeiner perſönlichen Bedeutung willen gewählt ſein will. Eine Argu⸗ 
ientation etwa des Sinnes, daß einem mehr oder weniger unbekannten 
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lrbeiter ein namhafter Staatsmann vorzuziehen ſei, der ſich unter den 
kreußiſch⸗deutſchen Miniſtern als weißer Rabe hervorgetan habe und keines- 


pießerherz vor Wehmut zerfließen wie Butter an der Sonne. 


hrittlichen Anſchauungen heraus in überzeugender Weiſe deduziert, daß 
| er unbedeutendfte Sozialdemokrat im Reichstag immer noch mehr leiſten 
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degs ins Horn des ſchwarzblauen Blockes ſtoße, läßt jedes fortſchrittliche | 


Unter diefen Umftänden kann man nur mit Dank anerkennen, daß Herr ö A 
jeinz. Potthoff heute im „Berliner Tageblatt“ die Frage Poſadowsky⸗- 
zevering unter prinzipiellem Geſichtspunkt betrachtet und aus ſeinen fort⸗ 
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als der Graf Poſadowsky. Will dieſer wirklich ein Mann für ö 
bleiben und ſich keiner Partei anſchließen, ſo bleibt er trotz ſeiner Berühn 
heit und trotz ſeiner Geſcheitheit das fünfte Rad am Wagen, denn parl 
mentariſch kann man nur innerhalb eines Parteirahmens wirken. Uı 
wenn Graf Poſadowsky auch die ſogenannte „Finanzreform“ von 19 
kritiſiert und den Agrardemagogen dieſe oder jene bittere Wahrheit jaı 
ſo wird der Befürworter der Zuchthausvorlage, der Intimus des ſchan 
macheriſchen Zentralverbandes, der Vater des Zolltarifs von 1902 doch 
allen entſcheidenden Fragen mit der konſervativ⸗klerikalen Gruppe geg 
den Liberalismus ſtimmen. Ja, auch in denjenigen ſozialpolitiſchen Frage 
in denen ſich Poſadowsky noch am eheſten den Ruf erworben hat, ein weiß 
Rabe unter preußiſchen Miniſtern zu ſein, wird er im Reichstag nicht me 
leiſten als hundert andere auch. Denn für ſeine beſcheidenen Forderung 
iſt der wirkliche Stein des Anſtoßes viel mehr der Bundesrat als 5 
Reichstag. 

In ſeinen beredten Darlegungen vergleicht Herr Potthoff den Graf 
Poſadowsky flüchtig mit Herrn Naumann. Wir begreifen wohl, weshalb 
als Liberaler in einem liberalen Blatte, ſeinen Vergleich nicht näher au 
führt, aber an dieſer Stelle braucht der ſpringende Punkt des Vergleie 
nicht verhehlt zu werden. Wie die parlamentariſche Rolle des Herrn Na 
mann ſich darin erſchöpft, jeweilig durch eine tönende Rede die Umfälle d 
Kopſch und Mugdan ein wenig zu vertuſchen, ſo würde ſich die parlame 
tariſche Rolle des Grafen Poſadowsky darin erſchöpfen, den ſchäbig 
Streichen der Heydebrand und Oldenburg denſelben Liebesdienſt zu & 
weiſen. 

Seit lange haben wir in der liberalen Preſſe keinen ſo verſtändigen 2 
tikel geleſen wie dieſen Leiter des Herrn Potthoff. Er iſt jo verſtändig, d 
ihm das „Berliner Tageblatt“, fo ſehr es die „Front gegen rechts“ predi⸗ 
doch einen leichten Klaps mit auf den Weg gibt von wegen mangelnd 
Ehrfurcht vor „ſtarken Perſönlichkeiten“. Aber das empfiehlt den Arti 
nur um ſo mehr. 


Die Eifelbauern. 
Zur Geſchichte des Niederganges des landwirtſchaftlichen Kleinbetrieb: 
Von Ernſt Andree. 


1. Geſchichtliches. | 
Eine der intereſſanteſten Landſchaften des Deutſchen Reiches iſt zweif 
los die Eifel. Sie umfaßt den gebirgigen ſüdweſtlichen Teil der Rhe 
provinz. Schon dem flüchtigen Wanderer, der die landwirtſchaftlich 
vielen Stellen reizvolle Gegend beſucht, fallen die eigentümlichen Beſitzv 
hältniſſe auf, die ſich als die verkümmerten Reſte einer längſt vergangen 
Produktionsepoche zäh bis in die heutige Zeit hinein erhalten haben; all 
dings in einer Form, die die urſprünglichen Eigentumsverhältniſſe n. 
noch ſchwer erkennen läßt. N 
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Das Typiſche in der Agrarverfaſſung des ſüdlichen Rheinlandes, ins⸗ 
vefondere der Eifel, iſt die Parzellenwirtſchaft in Gemengelage. 
Schon 1866 betrug die Durchſchnittsgröße eines Grundſtücks in den Re⸗ 
lierungsbezirken Trier und Koblenz nur 3,2 bis 2 Ar. In vielen Fällen 
ind die Parzellen noch kleiner, beſonders die Wieſenparzellen, deren es 
velche von 2 Quadratmeter Größe gibt. Welche Zerſtücklung die Parzellen⸗ 
virtſchaft für die einzelnen landwirtſchaftlichen Betriebe bedeutet, ergibt 
ich daraus, daß Güter von 4 oder 5 Hektar Geſamtfläche in hundert und 
nehr Parzellen zerfallen. Unter dieſen Umſtänden iſt ſelbſtverſtändlich der 
andwirtſchaftliche Kleinbetrieb vorherrſchend. 

Um eine ausreichende Erklärung für dieſen Stand der Eigentums⸗ 
erhältnifje zu finden, muß man ſich die wirtſchaftsgeſchichtliche Entwick⸗ 
ung von anderthalb Jahrtauſenden vergegenwärtigen. Man muß in jene 
zeit zurückblicken, in der das römiſche Weltreich in den Gauen des Rhein⸗ 
andes ſein Herrſchaftsbanner aufgepflanzt hatte. Es iſt wahrſcheinlich, 
aß die römiſchen Eroberer das Land nach dem Vorbild ihrer Heimat 
nit Sklaven und Kolonen bewirtſchafteten; Lamprecht hält die An⸗ 
age großer römiſcher Anſiedlungen wenigſtens längs der Heerſtraßen für 
zatſache.“ Während der Völkerwanderung rückten die ripuariſchen Franken 
ber den Rhein, eroberten das ganze Flußgebiet der Moſel bis nach Frank⸗ 
eich hinein und gründeten überall entſprechend ihrer gentilgenoſſenſchaft— 
ichen Geſchlechterverfaſſung Dorfniederlaſſungen. Ein privates Eigentums⸗ 
echt an Grund und Boden war dieſen Völkerſchaften unbekannt; alles 
and war vielmehr im gemeinſchaftlichen Beſitz. Sie teilten das angebaute 
and je nach Lage und Bodenqualität in eine Anzahl Gewanne und jedes 
gewann wieder in fo viel gleiche Teile — lange ſchmale Streifen —, als 
ollberechtigte Dorfgenoſſen vorhanden waren. Die einzelnen Streifen 
urden dann in der Weiſe verloſt, daß jeder Genoſſe in jedem Gewann, 
lſo von jeder Lage und Bodenqualität, ein gleich großes Stück erhielt. Das 
brige unbebaute Land, Wald, Weide uſw. blieb im Gemeinbeſitz zur ge- 
ieinſchaftlichen Nutzung. 

Dieſe urwüchſige Agrarverfaſſung hat ſich in vielen Orten der Eifel, 
llerdings nur in verkümmerter Form, bis in die letzten Jahrzehnte des 
ergangenen Jahrhunderts erhalten. In der Moſelgegend und auf dem 
unsrüd bildete die große Maſſe der Orte noch bis vor wenigen Jahren 
nter dem Namen der Gehöferſchaften ſolche Verbindungen mit Gemein- 
eſitz. In vielen dieſer Gehöferſchaften hatten ſich die überlieferten Beſitz⸗ 
erhältniſſe ſo zäh konſerviert, daß ein privates Eigentum nur am Wohn— 
latz und dem dazu gehörigen Hofgarten beſtand; in Saarhölzbach 
Kreis Merzig) beiſpielsweiſe bis zum Jahre 1863. Der geſamte übrige 
ebaute Beſitz, darunter ſämtliche Acker, wurde periodiſch, alle drei, ſechs, 
eun oder zwölf Jahre von neuem unter die Anteilsberechtigten verloſt. 
rſt in den Jahren 1811 bis 1834 gingen bei Gelegenheit der Kataſter— 
ufnahme die Acker endgültig in Privateigentum über. 

Indeſſen hat die Entwicklung des Privateigentums am Acker nicht 
berall ſo lange gedauert. In den meiſten Gegenden der von den Germanen 


Lamprecht, Deutſches Wirtſchaftsleben im Mittelalter. 5 
Meitzen, Der Boden und die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe Preußens. 
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eroberten Römerprovinzen, ſo auch im Eifel⸗ und Moſelgebiet, wird de 
Privateigentum am bebauten Land ſich im allgemeinen ſchon früh heran! 
gebildet haben, und zwar hauptſächlich unter dem Einfluß der römiſche 
privatwirtſchaftlichen Produktionsweiſe. ER 3 

Um fo fefter hat ſich dagegen der gemeinſame Beſitz am un 
bebauten Land, Wald, Weide uſw. erhalten. Noch im Jahre 1% 
gehörten von allen Forſten im Regierungsbezirk Trier 53,8 Prozent de 
Gemeinden und Genoſſenſchaften, 25,3 Prozent dem Staate und m 
20,9 Prozent privaten Beſitzern; im Regierungsbezirk Koblenz waren 
67,8, 10,2 und 22 Prozent. N f 

Es mag auffällig erſcheinen, daß gerade in den vom römiſchen R 
und vom Privateigentum am Boden beherrſchten rheiniſchen Röme 
provinzen ſich die Reſte der urwüchſigen markgenoſſenſchaftlichen Eige 
tumsverhältniſſe am längſten erhalten haben. Dieſe Erſcheinung erkle 
ſich jedoch wohl daraus: Die Germanenſtämme konnten ihre pol 
tiſche Herrſchaft in den eroberten Landſtrichen nur aufrechterhalten 1 
feſtigen auf der Grundlage eines ökonomiſchen Zuſammenhaltes. D 
blutsverwandtſchaftliche Band ihrer Gentilverfaſſung gab zwar im Krie 
ihren Gevierthaufen eine Stoßkraft, der die bunt gewürfelten und n 
durch die ſtrengſte militäriſche Diſziplin zuſammengehaltenen römiſch 
Legionen nicht zu widerſtehen vermochten, aber im wir tf chaftliche 
Verkehr mit der eingeſeſſenen römiſchen Bevölkerung lockerte ſich dieſer 3 
ſammenhalt notwendigerweiſe. Es bedurfte daher eines wirtſchaftlich 
ſtarken Bandes, um ſo mehr, als die fränkiſchen Eroberer an Zahl bedeute 
ſchwächer waren und auch ihr Ackerbau bei weitem nicht die Stufe 
römiſchen Agrarkultur erreichte. Dieſer Rückhalt war gegeben im gem 
ſchaftlichen Eigentum am unbebauten Land, Wald, Weide fm. 

Eine weitere Urſache für die Konſervierung der urſprünglichen Be 
verhältniſſe im Rheinland war zweifellos die Geſchlechterverfaſſung der 
manen ſelbſt. Im Verkehr mit den Römern erhielt ſich zwar der gen 
liziſche Charakter der germaniſchen Markgenoſſenſchaft nicht in ſeiner 
ſprünglichen Reinheit, aber das Gefühl der Zuſammengehörigkeit und! 
demokratiſche Inſtinkt blieben noch lange lebendig und verliehen den fre 
kiſchen Völkern im Weſten Deutſchlands auch in den folgenden dal 
hunderten eine innere Widerſtandskraft von nicht zu unterſchätzender 2 
deutung. Der Oſten Deutſchlands dagegen wurde erſt ſeit dem jpät 
Mittelalter von Bauern aus aller Herren Ländern und Gegenden koloni 
Die oben genannten Nachwirkungen des verwandtſchaftlichen Zujamr 
haltes fehlten dieſen Bauern ganz, und das nach fränkiſchem Muſter 
gelegte Koloniſtendorf hatte für ſie nur die Bedeutung eines rein 
torialen Korporationsgebildes. Es war daher ganz natürlich, daß hier 9 
zeitiger als im weſtlichen Deutſchland das Gemeineigentum dem Priv 
beſitz Platz machte. | > 5 

Wie die erſten Jahrhunderte der fränkiſchen Anſiedlung, iſt auch 
Periode der Feſtigung des Großgrundbeſitzes zum Verſtändnis 
Eigenart der gegenwärtigen rheiniſchen Agrarverfaſſung von hoher 
tung. Wie im Süden, wurden auch im Weſten Deutſchlands die fr 
Bauern, die durch die ewigen Kriegszüge der fränkiſchen Könige auß 
ordentlich geſchwächt waren, ſehr bald von den Großen des Landes um 
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zörigkeit kein drückendes wirtſchaftliches Ausbeutungsverhältnis. Im 
Segenteil. Wie die ſich ſelbſt genügende germaniſche Markgenoſſenſchaft, 
der die auf die Deckung des Familienbedarfes gerichtete römiſche Sklaven⸗ 
birtſchaft in ihrer Blütezeit, jo war der grundherrliche Fronhof mit feinen 
eibeigenen Bauern und Handwerkern zunächſt eine in ſich abgeſchloſſene, 
me zur Befriedigung ihrer eigenen Bedürfniſſe produzierende Gemein⸗ 
haft, die organiſche Weiterbildung markgenoſſenſchaftlicher Verhältniſſe 
mf der neuen Grundlage des Privateigentums mit dem ökonomiſchen 
zauptmerkmal aller urwüchſigen Bedarfswirtſchaft: der plan mä Bigen 
tegelung der Gütererzeugung. Die Kapitularien Karls des Großen geben 
in anſchauliches Bild, mit welch ſicherem Vorbedacht die Produktion der 
zebensmittel jo geregelt wurde, daß für al le Glieder feiner Fronhöfe aus⸗ 
eichend geſorgt war. 

Gewalt über Grund und Boden war in der Zeit der Naturalwirtſchaft 
ornehmlich Mittel zur Feſtigung politiſcher Macht; den weltlichen und 
eiſtlichen Herren kam es vornehmlich darauf an, ihren Herrſchaftsbereich 
u erweitern. Daher war ihr ganzes Streben darauf gerichtet, über immer 
ehr Land und Leute zu gebieten. In dieſem Beſtreben tat ſich beſonders die 
kirche hervor, deren erſte Diener gleichzeitig die größten Grundbeſitzer 
garen. Schon zu Karls des Großen Zeiten beſaß die Kirche ein volles Drittel 
llen Bodens in Franken. In der Mofel- und Eifelgegend waren Kirchen- 
üter von 9000 bis 18 000 Morgen die Regel, ſolche von 30 000 bis 60 000 
Rorgen keine Seltenheit. In ſpäteren Zeiten hat ſich der Grundbeſitz der 
kirchen und der Klöſter noch bedeutend vergrößert. Daneben machte auch 


ie Entwicklung des adligen Großgrundbeſitzes rieſige Fortſchritte; im ſech⸗ 


ies der Pfaffen genannt wurde. 

Es wäre aber für die weltlichen und adligen Herren ſinnlos geweſen, mit 
er Aneignung der politiſchen Macht auch die überkommene Markverfaſſung 
zerſtören. Nicht nur das! Die Markverfaſſung war überhaupt die da⸗ 
als einzig mögliche Form des Ackerbaues, auch für den Großgrundbeſitz, 
‚nd wo die Grundherren neue Höfe anlegten, erfolgte die Anſiedlung der 
Janern nach markgenoſſenſchaftlichem Vorbild; die einzelnen Höfe wurden 
en Bauern zur Nutzung gegen Zins und Fron übergeben. Und ſo erhielt 
ch im Weiten Deutſchlands das urſprüngliche Anteilsrecht am Beſitztum der 
meinde als Anteilsberechtigung am Eigentum der Familie. So weit 
lan auch ins Mittelalter zurückſieht — im ganzen Moſelland herrſchte dieſe 
emokratiſche Gleichberechtigung am Grundeigen des Erblaſſers, die ihre 
Ice Widerſpiegelung im fränfifchen Erbfolgerecht fand. 

Die Warenproduktion, die ſich ſeit dem vierzehnten Jahrhundert 
uwickelte, bedeutete für den Bauern den Anfang der ſchlimmſten Aus⸗ 
eutung. In welch empörender Weiſe die adligen Quälgeiſter die rheini⸗ 


a 
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ehnten Jahrhundert bereits wurde ein weiteres Drittel des Bodens als 
itterſchaftlich bezeichnet. Nach Dronke gab es am Ende des achtzehnten j 
sahrhundert3 in der Eifel 80 Abteien und Klöſter und 320 Geſchlechter des 
ohen und niederen Adels, abgeſehen von den außerhalb wohnenden, im 
ande nur begüterten Fürſten und Grafen. Faſt in jedem Dorf gab es einen f 
der gar mehrere Grundherren, und ſchon Zimmermann erwähnt in ſeinem 
gauernkrieg, daß der Rheingau die wahre Heimat des Adels und das Para- 


ocht und in Hörige oder Leibeigene verwandelt. Aber zunächſt bedeutete die 
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—ſchen Bauern ausſaugten, zeigt deren große Beteiligung am Bauernk 
von 1525. Bekanntlich endete dieſer Kampf mit der Niederlage der Aufſtän 
diſchen, und es brach nun auch für die rheiniſchen Bauern eine Zeit de 
Drangſalierung an, gegen die die frühere Bedrückung harmlos war. Jedoc 
in dieſer Zeit der fürchterlichſten Ausbeutung bot die Markgenoſſenſchaft der 
ausgepreßten weſtdeutſchen Bauern ein wirkſames Widerſtandsmittel, f 
daß ſein Los im Vergleich zu dem ſeines Bruders im Oſten immer noc 
begünſtigt war. Trotzdem war die Lage der rheiniſchen Bauern jo trof 
los, daß ſie ſich aus eigener Kraft nicht mehr erheben konnten; erſt die frar 
zöſiſche Revolution brachte ihnen Rettung. b 

Durch die Friedensſchlüſſe von Baſel und Lüneville (1795 und 1801 
kam das Gebiet links des Rheins an Frankreich. Damit ſchlug für di 
rheiniſche bäuerliche Bevölkerung die Stunde der Befreiung aus den Feſſel 
des Feudalismus. Gründlich wurde mit den adligen Grundherren durch d 
revolutionäre franzöſiſche Agrargeſetzgebung aufgeräumt. Die Feudalrech 
wurden ohne Entſchädigung aufgehoben, mit Ausnahme derjenigen Le 
ſtungen, die nach Maßgabe von Belehnungs⸗, Zins⸗ und Erbpachturkunde 
lediglich als Grundzinſen oder Reallaſten zu betrachten und er weis li 
der Preis für überlaſſung von Grundſtücken geweſen waren. Die Geltur 
des Code Napoléon im Rheinland blieb auch dann noch beſtehen, nachde 
die Gebietsteile links des Rheins 1815 wieder Preußen einverleibt worde 
waren. Das war allerdings durchaus nicht nach dem Sinne der preußiſche 
Machthaber, aber Preußen wäre dieſer Gebiete nicht ſicher geweſen, wenn 
den Rheinländern die Errungenſchaften der franzöſiſchen Revolution wied 
genommen hätte. Entſprechende Verſuche hat die preußiſche Regierm 
ſelbſtverſtändlich gemacht, aber fie hat weiter nichts damit erreicht, als de 
ſie die rheiniſche Bevölkerung noch mehr gegen ſich aufbrachte; kein Men] 
ſei in Koblenz, der nicht Gott auf den Knien danken würde, wenn das Lau 
wieder unter franzöſiſcher Botmäßigkeit ſtände, ſo meldete ſogar ein an 
licher Bericht an den Staatskanzler Hardenberg, den noch jahrelang d 
Geſpenſt des Abfalls der Rheinlande an Frankreich ſchreckte. Die preußiſe 
Regierung wurde zwar ſtändig von den übriggebliebenen rheiniſchen Adel 
geſchlechtern angeſpornt, die alten Feudalrechte wiederherzuſtellen, ab 
ihre eigenen, aus dem Oſten nach dem Weſten geſchickten Beamten warnt 
vor derartigen Maßnahmen: Die Rheinländer verſtänden in dieſer Hi 
ſicht abſolut keinen Spaß. A 


2. Das Eindringen des Kapitalismus. 5 


Doch die Revolution brachte nicht nur die Befreiung der Bauern, 
ebnete vor allem dem modernen Kapitalismus die Wege zur ung 
hinderten Entwicklung. Der Kapitalismus drückte dem ganzen Wirtſchaf 
leben ſeinen Stempel auf; er beherrſcht heute nicht nur die Induſtrie, ſe 
dern auch die Landwirtſchaft. An die Stelle der en Loden 
werbsverhältniſſe hat er die freie Konkurrenz geſetzt, in der der Sta 
Sieger bleibt, und auch auf dem Lande behauptet ſich im freien Spie 
Kräfte der wirtſchaftlich Stärkere, das heißt der Großbetrieb. 5 

Wenn irgendwo, dann läßt ſich die Zurückdrängung der Kleinen auf d 
wirtſchaftlichen Kampfplatz bei den Eifelbauern verfolgen, die um 
eher im Konkurrenzkampf zu Boden gedrückt wurden, als fie im Ring 
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ms Brot durch die ungeheure Zerſplitterung ihres Grundbeſitzes in Par⸗ 
len ſowieſo ſchon außerordentlich geſchwächt waren. So notwendig und 
gensreich, wie oben ausgeführt wurde, die Gemengelage des Grundeigen- 
ums in vergangenen Jahrhunderten war, in der jetzigen Zeit der Konzen⸗ 
ration aller Betriebsmittel mußte die Zerſtückelung des Grundbeſitzes den 
leinbetrieb noch ungünſtiger im Konkurrenzkampf ſtellen. Und tatſächlich 
ermag ſich der Eifelbauer nur unter der unerhörteſten Ausnützung ſeiner 
tbeitsfraft und unter unſäglichen perſönlichen Entbehrungen notdürftig 
m Leben zu erhalten. 

Aus der folgenden vergleichenden Zuſammenſtellung der landwirtſchaft⸗ 
chen Betriebe in den einzelnen Provinzen Preußens ergibt ſich zunächſt 
ie Vorherrſchaft der kleinbäuerlichen und der Zwergbetriebe im Rheinland: 
Bei der landwirtſchaftlichen Betriebsſtatiſtik vom Jahre 1907 wurden 
ezählt: 


Parzellen⸗ Kleinbäuer⸗ Mittelbäuer⸗ Großbäuer⸗ 
betriebe liche Betriebe liche Betriebe liche Betriebe 

unter von 
2 Hektar 


Großbetriebe 
Provinz über 


100 Hettar 


von von 
2—5 Hektar | 5—20 Hektar 20-100 Hektar 


ſtpreußen 114647 24795 3296 
ejtpreußen . 86 051 35910 13431 2012 
randenburg! 150755 37897 48239 20 543 1994 
ommern . 104946 19824 38203 12228 2678 
oien . 112956 25888 51065 12738 2305 
chlejien 183 993 80 566 84 662 14753 2875 
. 221412 34.676 45545 15428 1617 
chleswig⸗Holſtein 97069 14994 25 004 21021 922 
annover 27, 219185 67013 64586 19107 614 
Zee, . 286 130 47492 39664 10550 238 
eſſen⸗Naſſauu 137836 51820 36570 3791 253 
heinprovinz f | 381699 82742 66 403 7302 307 


Für die einzelnen Regierungsbezirke der Rheinprovinz ſtellen ſich die 
ahlen wie folgt: 


Parzellen⸗ Kleinbäuer⸗ Mittelbäuer⸗ Großbäuer⸗ 


betriebe liche Betriebe liche Betriebe liche Betriebe Großbetriebe 
Provinz über 
unter von von von 100 Hektar 
2 Hektar 2—5 Hektar | 5—20 Hektar 20-100 Hektar n 


oblenz . 


. 144763 10047 13245 3446 72 
A 62 668 11118 9403 1199 140 
A 65 345 25 550 18 188 1151 26 
1 46353 11142 10446 1060 52 


: Schon diefe Zahlen geben ein Bild von der großen Verbreitung der 
merlichen Kleinbetriebe im Rheinland, insbeſondere in den Regierungs⸗ 
zirken Koblenz und Trier. Durch die überragende Zahl der Klein⸗ 
etriebe im Regierungsbezirk Düſſeldorf darf man ſich nicht täuſchen 
fen. Zunächſt aus dem Grunde nicht, weil Düſſeldorf der größte Regie⸗ 
ungsbezirk der Rheinprovinz iſt. Hauptſächlich aber iſt zu beachten, daß 
ic aber it u beachten daß 


1 Mit Berlin. 
1011-1912. I. Bd. 33 


490 a Die Neue 


der Regierungsbezirk Düſſeldorf ſtark induſtriell iſt und daß deshalb die 
Mehrzahl der Zwergbetriebe nicht von Landwirten, ſondern von Induſtrie 
arbeitern bewirtſchaftet wird, die ſich ihre Feld- und Gartenfrüchte ſelbſt 
ziehen. Dasſelbe gilt vom Regierungsbezirk Köln. Tatſächlich iſt denn 
auch der bäuerliche Kleinbetrieb, wie er in den Regierungsbezirken 
Koblenz und Trier charakteriſtiſch iſt, im nördlichen Teile der Rhein 
provinz viel weniger vertreten, was ſich auch zahlenmäßig feſtſtellen läßt 
wenn man nur die landwirtſchaftlichen Betriebe von 1bis 2 Hekta 
berückſichtigt. Betriebe dieſer Größe wurden gezählt im Regierungsbezirk 


Koblenz. . . . 15714 Betriebe mit 31701 Hektar Fläche „ 
Nine 289 2 384427 2. ͤũ 2A 
Aachen: 9 = „ 10 5 5 
Kon 9988 21371 z : 


Düneldper ff u 9819 E 28405 i . 

Welch ungeheure Zerſplitterung der Betriebe aber das Parzellenweſen 
hervorruft, geht aus folgender Aufſtellung hervor: ei 
Nach der vom Finanzminister im Jahre 1870 — neuere Zahlen ſtehel 
mir leider nicht zur Verfügung — veröffentlichten Grund- und Gebäude 
ſteuerveranlagung zerfiel der Grundbeſitz im 1 


Regierungsbezirk Bei Hektar Größe In Parzellen! 3 
Roblisn er rer ea 4255590 1 
Tren 3809779 | 
Aachen 1251023 5 0 
RI oe !!!.. 1813410 5 
Düſſeldor f Polbaug 843498 = j 

2551392 11973 300 5 


Infolge der Erbteilung iſt dieſes Verhältnis bis heute ſicher noch ur 
günſtiger geworden, trotz des in den achtziger Jahren auch im Rheinlan 
zur Einführung gebrachten Zuſammenlegungsverfahrens, auf das ich no 
zurückkommen werde. In einzelnen Gemeinden muß man jogar die Gröf 
der Parzellen nach Quadratmetern ſtatt nach Ar oder Hektar beſtimmen 
Bedeutet die Parzellenwirtſchaft an ſich ſchon eine Kräfteve ra 
wird die ungünſtige wirtſchaftliche Lage des Eifelbauern noch geſteige 


durch die wenig ertragreiche Bodenqualität in faſt allen Kreiſen, mit g 


ringen Ausnahmen, zum Beiſpiel im Kreiſe Bitburg. Nach Beck find i 
Kreiſe Prüm unter 68 499 Morgen Ackerlandes 5 
218 Morgen 1. Klaſſe mit einem Grundſteuerreinertrag von 9 Ma 
7578 2 - - a 6,6 — 2,7 a 
199322 ee - „ 18 
25 760 ( 6. - 5 - - 12 = 
13% 8 . 0,90 


Bedeutete nun wirklich der landwirtſchaftliche Kue 
betrieb die vollkommenſte dorm der Agrarkultur ven 
bürgte er in der Tatall die Vorteile für den einzelne 
ſowohl wie für die Gefamtheit—in des Kbetaprenie 
demklaſſiſchen Landedes Kleinbetriebs, müßten die 
angenehmen Folgen weithin ſichtbar in die Erſche 
nung treten. Wir werden aber jehen, daß das Gegenteil der Fall ii 


1 Wald und Wieſe ſind inbegriffen. 
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Die Entwicklung der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe hat auch den 
[bauer mit aller Wucht getroffen. Mögen einzelne Dörfer noch fo ab— 
gen ſein, ihre Bewohner ſpürten den alles zerſetzenden Einfluß der kapi— 
tiſchen Waren wirtſchaft. Hatten ſie früher nur ſo viel produziert, 
ſie zur Friſtung ihres Lebensunterhaltes und zur Leiſtung der Zinſen 
Abgaben an den Grundherrn benötigten, ſo änderte ſich das im ver— 
genen Jahrhundert gründlich. Zwar beſteht auch jetzt noch in einigen 
teckten Neſtern ein Tauſchhandel in der Form, daß der Kaufmann mit 
en, Butter oder anderen Naturalien für ſeine Waren bezahlt wird, aber 
allgemeinen kann man wohl ſagen, daß auch der Eifelbauer heutzutage 
Möglichkeit für den Verkauf, ſtatt für den eigenen Gebrauch produ— 
t, um Geld in die Hände zu bekommen. Und bares Geld hat der Eifel— 
er ſo notwendig wie das liebe Brot. Hypothekenzinſen und Steuern 
ſen entrichtet werden, und all die vielen Bedarfsartikel des täglichen 
ens, die auch der Eifelbauer haben muß, und die früher in eigener Wirt— 
ft hergeſtellt wurden, müſſen bar bezahlt werden. Ferner muß er, weil 
uch Viehzüchter iſt, Futtermittel in großen Mengen zukaufen und dieſe, 
der allenthalben beſtehenden Einkaufsgenoſſenſchaften, teuer bezahlen; 
nuß das deshalb, weil es mit dem natürlichen Futtermittel der Wieſen 
jer beſtellt iſt — die Wieſenfläche in der Eifel macht nur 10 bis 15 Pro- 
des Ackerlandes aus — und weil der Futterbau ſeines ohnehin gering 
eſſenen Grundbeſitzes nicht ausreicht, den Bedarf zu decken. Dazu be— 
en ſich die hauptſächlich in den Tälern des Gebirges gelegenen Wiejen 
fach in einem jämmerlichen Zuſtand und können nur unter hohen 
ten verbeſſert werden. Der kleine Bauer hat aber kein Geld, dieſe Re— 
erungsarbeiten ausführen zu laſſen, oder keine Zeit, fie ſelbſt vorzu— 
men. Aus demſelben Grunde iſt auch die Waldkultur in den meiſten 
enden verwahrloſt und die Bewirtſchaftung des Ackerlandes total rück— 
dig. Noch heute herrſcht als Begleiterſcheinung der Gemengelage der 
rzwang, und der Boden wird, aller Entwicklung zum Trotz, meiſtens 
) jahrhundertealter Methode bearbeitet.! Maſchinen werden nur in 
ingem Maße verwendet, zunächſt aus dem Grunde, weil den kleinen 
tern die materiellen Mittel zur Anſchaffung von Maſchinen fehlen, dann 
r auch, weil der Parzellenbetrieb die Verwertung der Maſchinen un— 
ich macht. Es iſt ein Glück, daß der Eifelbauer nicht auf Körnerbau 
in angewieſen iſt; er wäre ſonſt längſt der Konkurrenz der Groß— 
iebe erlegen. : 


1 Hierhin gehört vor allem das „Schiffeln“ des Odlandes, eine der primi— 
en Formen des Ackerbaus, die viel Ahnlichkeit mit den in Süddeutſchland und 
gen Landſtrichen des Alpengebiets noch vielfach üblichen „Reutbergen“ hat. 
Odland bleibt bis zu fünfzehn Jahre lang liegen. Dann wird das in dieſer 
gewachſene Unkraut und Geſtrüpp abgebrannt und die Aſche untergepflügt, 
auf der ſo bearbeitete Boden in drei aufeinander folgenden Jahren mit 
gen, Hafer und Kartoffeln bepflanzt wird. Hierdurch wird der Boden jo ent— 
tet, daß er wiederum fünfzehn Jahre bis zur nächſten Prozedur liegen bleiben 
3. Es wird die Anſicht vertreten, daß dieſes Odland bei ſachgemäßer Bearbei— 
g in Dauerweiden verwandelt werden könnte. Aber wo ſoll der arme Eifelbauer- 
el hernehmen, um derartige koſtſpielige Kulturarbeiten ausführen zu 
en? 


492 


Der Eifelbauer war übrigens bis vor gar nicht langer Zeit nich 
Eigentümer des Viehes, mit dem er wirtſchaftete. Es beſtand bis v 
fünfzehn Jahren in der Eifel noch allgemein das Syſtem d 
nannten Viehleihe. Der Bauer lieh ſich ein Stück Vieh vom 
Der Verleiher blieb Eigentümer, der Bauer hatte nur die Nutznießu 
Viehes, ferner behielt er die Milch, und der Nachwuchs wurde zwiſche 
und dem Händler geteilt. Meiſtens aber nahm der Händler das 
bereits fort, wenn es herangewachſen war oder wenn es gekalbt hatte 
der Mitte der neunziger Jahre ſtellt zwar die Landesbank der Rheinpro 
den armen Viehhaltern Darlehen zur Verfügung, um die Umwandl 
des Leihviehs in Eigenvieh zu ermöglichen, indes ganz abgeſchafft f 
Syſtem der Viehleihe immer noch nicht. Der Bauer kann jetzt dure 
mittlung der Bank eigenes Vieh erwerben, aber es wird ihm durch 
nicht geſchenkt, ſondern wenn er Vieh kauft, ſo kann er das meiſtens 
indem er Schulden macht. i 

Daß unter ſolchen Umſtänden von einer blühenden Viehzucht nich 
ſprochen werden kann und eine der Haupterwerbsquellen des Eifelba 
wenig ertragreich iſt, liegt auf der Hand. Tatſächlich wird, m 
nahme des Rindviehs, im Rheinland im allgemeinen und in der 
beſonderen trotz des überwiegenden Kleinbetriebs bedeu ten d w 
Vieh produziert als in anderen Provinzen Preußens. Das e 
mit voller Klarheit aus der Viehſtandsſtatiſtik im preußiſchen St 

So war es denn eine ganz natürliche Erſcheinung, daß die 
Eifelbauern ſich von Jahr zu Jahr verſchlechterte. Jede Mißernt 
ihnen nicht nur empfindlichen Schaden, ſondern Tauſenden von ihn 
Ruin. Den geringen Bareinnahmen auf der einen Seite ſtehen ho 
ausgaben auf der anderen Seite gegenüber. Hypotheken⸗ und Pacht 
Staats⸗ und Gemeindeſteuern nehmen den Bauern einen großen Teil 
Einnahmen fort. Zumal die Gemeindeabgaben ſind in der Eifel mei 
außerordentlich hoch. Gibt es doch Orte, die 200 bis 300, ja ſogar 400 
zent Gemeindeumlagen auf die Einkommenſteuer und 600 Prozent 
Realſteuern aufbringen. Dieſe Steuerlaſt wird von den Bauern bei 
licherweiſe recht drückend empfunden, zumal gar nicht ſelten 3 
kommen, wo auswärts wohnende Großgrundbeſitzer von ihrer Ein 
ſteuer einen Betrag an die Gemeinde zahlen, der geringer iſt als 
meiſten anſäſſigen Kleinbauern. Leider iſt aus der Statiſtik nichts 
Höhe der Pachtpreiſe zu erſehen, und auch die ſporadiſchen Außeru 
Landwirtſchaftskammer für die Rheinprovinz geben keinen allgeme 
haltspunkt. Ebenſowenig iſt Genaueres über die Kaufpreiſe in Erfah: 
zu bringen. Immerhin beſteht aber die Tatſache, daß die Kauf⸗ und P 
preiſe beſonders in den letzten Jahren eine ſtarke Steigerung aufwe 
in der Hauptſache mit dem infolge der höheren Vieh- und Getreidepr 
ſtiegenen Bodenwert zuſammenhängt. = 

Als beſonderer Grund für die Steigerung kommt aber noch h 
der Eifel iſt jeder Beſitzer mit allen Kräften beſtrebt, ſeinen Grundb 
vergrößern. Das ererbte Land nährt in der Regel nicht oder nur n 


1 Statiſtiſches Jahrbuch für den preußiſchen Staat für das Jahr 10 75 
bis 77. > 
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den Mann. Es iſt daher nicht das alle Bauern beherrſchende Beſtreben 
h ſicherer Anlage der etwa zur Verfügung ſtehenden Kapitalien, auch 
gt die vielgerühmte Anhänglichkeit an die Scholle oder ein anderer ideeller 
weggrund, ſondern es iſt Hunger im wörtlichen Sinne, der den Land— 
un in der Eifel dazu treibt, jeine ganzen Erſparniſſe, wo ſich nur Ge- 
enheit bietet, für den Ankauf von Nachbarparzellen aufzuopfern, oder 
t, wo er Kredit hat, mit geliehenem Gelde Grund und Boden zu 
herben. Natürlich kauft der Bauer unter dieſen Umſtänden meistens viel 
teuer, und die Folge iſt, daß ihm von dem Ertrag ſeines Grundſtücks 
gts oder faſt nichts übrigbleibt. 

Dieſe Folgerungen aus den Tatſachen der landwirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
hältniſſe finden überdies ihre Beſtätigung durch die vom Landwirtſchaft⸗ 
en Verein für Rheinpreußen im Jahre 1898 auf Veranlaſſung des Reichs— 
tes des Innern vorgenommene Enquete über die Rentabilität typiſcher 
idwirtſchaftsbetriebe. Aus 130 Ertragsberechnungen, die ſich auf ganz 
einland verteilen, ergibt ſich, daß bei 79 von ihnen (gleich 60,7 Prozent) 
haupt kein Reinertrag vorhanden iſt; bei Nichtanrechnung eines Ar⸗ 
tsentgeltes für den Wirtſchafter und ſeine Familienangehörigen geht 
ſe Zahl auf 52 (gleich 40,7 Prozent) herunter. Und vergleicht man die 
zelnen Größenklaſſen miteinander, jo zeigt ſich aus der intereſſanten Er- 
ung, daß die kleinbäuerlichen und Zwergbetriebe den prozentual größten 
teil an der Defizitwirtſchaft haben. 

Die Enquete des Landwirtſchaftlichen Vereins zeigte bei den einzelnen 
ößenklaſſen folgende Verzinſung des Grundkapitals: 


A. Ohne Anrechnung eines 
Arbeitsentgeltes für den Wirt⸗ 
ſchafter und ſeine Angehörigen 


B. Mit Anrechnung eines 
Arbeitsentgeltes für den Wirt⸗ 
ſchafter und ſeine Angehörigen 


Verzinſung Zahl der Wirtſchaften mit einem landwirtſchaftlich nutzbaren Areal 
* von Hektar 

Prozent 

3 s ss SSS e | |8 ss 3 2 | 8 
. „ 5 2 2 2 8 „ 8 
2 32 5 S S S 512212132 53/2|2|15 
Bi )J 
iſchen 9 bis . ——-——— 2 

8 7 — 1 —— — 1 2 

6 —— 1 —— 1 — 1 3 —— — ͤ—a—ä —̃— — 
65 — —— —— — ll Il 11 
5 4 2— —— 2 161 — 6 — — 1 — — — 1 — 2 
4 3 — 3 3 12 5 2 — 16 21 1 —— — 1 — 5 
ies 2 3 32 — 15 — 230 1 1 1 —— 8 
211 3 1 158 4 1 2 20 2 1 2 — 2 4 2 2 15 
nter 1 — 1 16 1 23 — 14 23 2 35 3 2 — 20 
2115 422 14 3 52 2 — 115 7 3020 4 79 
$ 8 810191538026 6|130 85 8 10191588 J 81019158826 6180 80 810191588026. 6180 130 


Natürlich geſtattet dieſe Enquete noch keine allgemeine Folgerung auf 
Lage der rheiniſchen Landwirtſchaft, 1 8 aber iſt ſie eine inter⸗ 
= ee. | Gortſetzung folgt.) 
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Die große chineſiſche Revolution. 
Von Michel Pawlowitſch. 


II. die Reformen und die Revolution. 
J. Regierung und Reformen. Luan - Schi- Hai. 


Der Ruſſiſch⸗Japaniſche Krieg mit feinem ſo unvermuteten Aust 
der völligen Niederlage des gewaltigen, jedoch rückſtändigen Rußland u 
den glänzenden Siegen des konſtitutionellen Japan hinterließ einen ſtark 
Eindruck in den herrſchenden Kreiſen des Reiches der Mitte. Es bildet 
ſich drei Regierungsparteien um den Thron: 1. Die reaktion 
Mandſchupartei mit dem Prinzen Tſin, dem Alteſten der he: 
ſchenden Dynaſtie, an der Spitze. Sie ſetzte ſich aus den fortſchrittfen 
lichſten Elementen zuſammen, man traf hier viele Miniſter, die einſt i 
geheim den berühmten Boxeraufſtand angeführt hatten, dann ſämtliche ei 
flußreichen chineſiſchen Schwarzhundertler. Als echtes Haupt einer reakt 
nären Partei und typiſcher Vertreter der chineſiſchen Bureaukratie zeichne 
ſich Prinz Tſin durch große Beſtechlichkeit aus. Jeder Anwärter auf irg 
einen mehr oder minder bedeutenden Regierungspoſten hatte an 
Prinzen einen Tribut zu entrichten, deſſen Höhe von der Wichtigkeit u 
der Einträglichkeit des betreffenden Poſtens abhing. 2. Die fo 
ſchrittliche Mandſchupartei mit dem Prinzen Su, dem Vizekönig Tı 
Fang, dem Herzog Tſai⸗Tſe und vielen anderen einflußreichen Mandſchſ, 
Auf dem Programm dieſer Gruppe ſtanden die Aufhebung jeder trennend 
Schranke zwiſchen den Mandſchus und den Chineſen und die unbedir 
Durchführung einer Reihe von Reformen; jedoch war für dieſe letzteren 
gewiſſe Stufenfolge vorgeſehen, indem zunächſt nur mit einer Provinz, 
zwar der Mandſchurei, begonnen werden ſollte. 3. Die Regierun 
partei der chineſiſchen Reformiſten; ihre Hauptvertre 


Kwang⸗Provinzen, und eine Reihe anderer Würdenträger echt hinef 
Herkunft. Dieſe Hofpartei war gewiſſermaßen die Fortſetzerin des We 
Kang⸗ Yu- Weis, das im Jahre 1898 eine jo tragische Unterbrechung erfe 
hatte. In Treue zu der Dynaſtie verharrend, bekannten ſich die Mitgl 
der Reformiſtenpartei zu der Notwendigkeit weitgehender Reformen 
das geſamte Reich, insbeſondere auf dem Gebiet des Bildungsweſens. 
forderte die Einführung der allgemeinen Schul⸗ und Wehrpflicht u) 
anderes mehr. Tieheng-Sche-Tong vor allem ſpielte eine hervorragen? 
Rolle in der Sache der Volksbildung in China. Es iſt dies eine ſehr mu 
kante Perſönlichkeit, bei der es ein wenig zu verweilen verlohnt, um d 
neue China kennen zu lernen. Im Jahre 1898 veröffentlichte Tſcheng⸗ 
Tong ſeine berühmte „Aufforderung zur Bildung“, die dem Kaiſer d 
gefiel, daß er ſämtlichen Gouverneuren je ein Exemplar zugehen ließ 
der Empfehlung, die Broſchüre drucken und unter der Bevölkeru 
breiten zu laſſen. Indes Tſcheng⸗Sche⸗Tong begnügte ſich nicht mit b 

ſchriftſtelleriſcher Tätigkeit. In feiner Reſidenz Wu⸗Tſchang, dem adr 

ſtrativen Hauptzentrum der beiden Provinzen Hu⸗Pe und Hu⸗Nan, lit N 
auf einem Hügel jenſeits der ſchmutzigen Altſtadt eine neue origine 
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Stadt aufbauen, die ausſchließlich aus Schulanſtalten der mannigfaltigſten 
(tt beſtand. Auf der Spitze des Hügels lag eine Schule für kleine Kinder; 
mten am Fuße eine Anſtalt für Rechtskunde, die von 200 Jünglingen be— 
ucht wurde; weiter eine Sprachakademie, wo erwachſene junge Männer, die 
orher die ruſſiſche, japaniſche, engliſche und andere Sprachen erlernt, unter 
eitung ausländiſcher Profeſſoren ihre Ausbildung vollendeten; es folgten 
ann eine nach der anderen, eine Kriegsſchule, eine Bergbauſchule, eine Eiſenbahn— 
hule, in der amerikaniſche Profeſſoren Vorträge und Übungen abhielten, eine 
zoliziſtenſchule, eine Kunſt⸗ und Gewerbeſchule, ein chemiſches Inſtitut ſowie ein 
gronomiſches Inſtitut, eine Mädchenſchule, eine Schule für Geologie und 
ndere mehr. Mit einem Worte, eine wahre Schulſtadt, die in den Dämmer— 
kunden, wo die Schultore ſich öffneten und die Jugend auf die Straße 
römte, von Hunderten friſcher Stimmen widerhallte. Als Tſcheng-Sche⸗ 
zong die Stadt Wu⸗Tſchang verlaſſen mußte, um ſich nach Peking zu be— 
eben, trat die geſamte Bevölkerung der Altſtadt, die ihrem Gouverneur 
ür ſeine Bemühungen um die Bildung der Kinder Dank wußte, auf die 
Straße; man ſtellte mit rotem Tuche, dem Symbol guter Wünſche, bedeckte 
ſche vor die Türen; viele weinten, indem fie dem ſcheidenden Gouverneur 
as Geleite gaben, andere ließen ihm zu Ehren Raketen aufſteigen und 
hnliches mehr. Tſcheng⸗Sche⸗Tong ſuchte der Anſchauung Geltung zu ver⸗ 
‚haffen, daß von zehn beſtehenden Tempeln ſieben zu Schulen verwandelt 
yerden müßten. Desgleichen forderte er, daß ſieben Zehntel der Summen, 
ie der Unterhalt der Mönche verſchlang, zu Schulzwecken verwandt werden, 
adem er erklärte, ohne Schulbildung wäre China rettungslos dem An⸗ 
arm der äußeren Feinde preisgegeben. In religiöſer Beziehung war 
ſeng⸗Sche⸗Tong vollkommen Freidenker; ſeine Anſicht war, daß die chine— 
ſchen Religionen, der Buddhismus und der Taoismus, über kurz oder 
ung dem Chriſtentum Platz machen müßten. Mit ſeinem Scheiden aus 
Du⸗Tſchang trat in der Entwicklung des Schulweſens in den beiden ihm 
nterſtellten Provinzen dank den Quertreibereien der Adminiſtration ein 
aerfliher Rückſchritt ein. Sein Tod im Oktober 1909 bedeutete einen 
weren Verluſt für die Sache der Volksbildung in China, die er ſtets als 
as mächtigſte Mittel zur Wiedergeburt des Landes und zum Schutze ſeiner 
zelbſtändigkeit gegen Angriffe von außen her betrachtet hatte. Die An- 
chten dieſes Staatsmannes entſprachen vollkommen den neuen Stim— 
zungen, die fi in der chineſiſchen Geſellſchaft mit ungewohnter Macht 
ählbar machten. 

Der Drang nach Bildung iſt der hervorſtechendſte Charakterzug der 
ineſiſchen Geſellſchaft des letzten Dezenniums. In keinem einzigen anderen 
ande erfreut ſich der Gebildete eines ſolchen Anſehens wie gerade in dem 
inſteren, rückſtändigen China. Das Erſcheinen von zwei oder drei aus Tokio 
urückgekehrten Studenten in irgend einer Stadt genügte, damit die Vize— 
douverneure ſogleich die alarmierendſten Rapporte nach Peking einſandten. 
ie Anzahl der Leute aber, die dringend den Wunſch nach Bildung be— 
undeten, wuchs von Tag zu Tag. Im Jahre 1904 zählten die japaniſchen 
ehranſtalten nur 591 chineſiſche Zöglinge, im Jahre 1905 2406, im Jahre 
906 8620 und im Jahre 1907 gab es nicht weniger als 10 000 chineſiſche 
studenten in Japan. Man konnte geradezu von einem elementaren Cha 
akter der auf Bildung abzielenden Bewegung ſprechen, bei der die private 
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Initiative eine bedeutend größere Rolle ſpielte als die der Regierung. £ 
der „Peſtkonferenz“ äußerten ſich die deutſchen Arzte folgendermaß 
„China hat in dem kurzen Zeitraum von drei bis vier Jahren in in 
ftueller Beziehung einen Schritt vorwärts gemacht, zu dem andere Nat 
mehrere Jahrzehnte gebraucht hätten.“ Ich wüßte nichts anzuführen, 
die Verehrung von Wiſſenſchaft und Bildung, wie man ſie in der chineſiſ 0 
Geſellſchaft beobachten kann, beſſer kennzeichnete als der Brief einer ju ut 
Chineſin namens Tſu, die ihrem Leben ein Ende machte aus Gram ü 
den Tod ihres Mannes, den ſie ſelbſt mit Diphtheritis angeſteckt hatte. 
ſie Hand an ſich legte, richtete Frau Tſu folgenden Brief an ihre Elte 

Teure Eltern! Ich bin mir meiner Schuld bewußt. Ich weiß wohl, daß 
meine Pflicht Euch gegenüber erfüllen und Euch helfen müßte, me 
jüngeren Brüdern eine Bildung angedeihen zu laſſen. 
mein Los iſt bitter. Mein Mann iſt tot und ich mag nicht länger auf dieſer 6 
ſchmachten. Ich habe ihm bereits geſagt, er ſolle mich erwarten, denn ich will 
folgen, damit die zwei Jahre unſerer Liebe nicht ſpurlos verſchwinden. Aber 
macht mir Schmerz, mich mit dem Gedanken ausſöhnen zu müſſen, daß ich Euch 
nicht dabei helfen kann, meine jüngeren Brüder zu gebildet 
Menſchen zu machen. Ich weiß, meine Sünde iſt groß, aber meine Gatı 
treue zwingt mich, das zu vernachläſſigen, was ich Euch und mein 
jüngeren Brüdern ſchulde. ... Ich bitte Euch um eine letzte Gnade. 
ſtattet mich an demſelben Tage und im gemeinſamen Grabe mit meinem gelieb 
Gatten. Laßt nicht die üblichen abergläubiſchen Zeremonien und Gebräuche 
füllen. Die 600 Dollar, die ich hinterlaſſe, und alle me 
S ch muckſachen widmet für Schulzwecke. Ich möchte Euch vieles jagen, a 
meinem Herzen iſt eine tiefe Wunde, und ich finde keine Worte. Lebt — 2 
innigſtgeliebten Eltern! Eure Euch liebende Tochter. 


Auf dem Grabe beider Gatten wurde eine Reihe von Reden geh i 
und wenngleich die meiſten Redner für die junge Selbſtmörderin nur 
ſchmeichelhafteſten Worte hatten, ließen einige dennoch den Gedanken durch 
blicken, daß jeder einzelne Menſch, ſei es Mann oder Frau, der umgebender 
Geſellſchaft gehöre und daher kein Recht habe, ſeine Pflichten gegenübe: 
übrigen Menſchen von ſich zu werfen, indem er unter dem Einflu 
eines natürlichen und legitimen Leides zum Selbſtmord greife. 

Auch auf dem platten Lande bricht ſich der Bildungsgedanke ir 
mehr Bahn, wie dies unter anderen zum Beiſpiel auch der Generalfi 
der Vereinigten Staaten zu Hongkong in ſeinem Bericht beſtätigt. 
finden wir ſelbſt in einem ſo weltentlegenen Winkel Chinas, wie 
Bezirk Se⸗Ukonan an der tibetaniſchen Grenze, eine Anzahl von Eler 
ſchulen, wo Chineſiſch, Rechnen und Erdkunde gelehrt werden. In 
größeren Dörfern trifft man ſelbſt Schulen mit Engliſch und Turn 
dem Lehrplan. Das Verſtändnis für die Bedeutung der Volksſchulbildr 
dringt in alle Schichten der Bevölkerung, und die reichen Kaufleute f. 
nicht mehr wie einſt für Tempel, ſondern für Schulzwecke. In Scha 
zum Beiſpiel vermachte unlängſt der Kaufmann Yan⸗Se⸗ Tſchun u 
500 000 Zael3? für die Errichtung von Schulen in der Stadt. 8 

Ich hatte eingangs auf drei Regierungsgruppen hingewieſen, 
Hilfe von allerlei Se einander aufs heftigſte W 5 


11 Schanghai⸗ Tael Silber gleich ungefähr 2,70 Mark. 
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Staatsſchiff in das eine oder das andere Fahrwaſſer zu lenken. Einer unter 
)en chineſiſchen Staatsmännern allein wußte ſich allen Parteien unent⸗ 
ehrlich zu machen, indem er heute hierhin, morgen dahin neigte, bald den 
nragierteiten Reformator ſpielte, bald als eifrigſter Verfechter des Alt- 
jergebrachten und der Intereſſen der reaktionären Clique auftrat — das 
var Nuan⸗Schi⸗Kai. Dieſer dicke, ſich nur mit Mühe fortbewegende klein— 
zewächſene Mann mit den vollen ſchlaffen Wangen und den fetten runden 
Schultern, dem jede Bewegung Schmerz zu verurſachen ſchien und in dem 
mur die klugen, durchdringenden Augen von unbezähmbarer Energie und 
iſerner Willenskraft ſprachen, war in ſeiner Art der Witte Chinas. Die 
gourgeoiſie des Reiches der Mitte ſchenkte ihm, trotz all feiner Treubrüche 
ind Wankelmütigkeiten, lange Zeit hindurch ihr Vertrauen und betrachtete 
hn als ihren Mann ſchon deshalb, weil fie wußte, wie ſehr ihn die Partei 
er mandſchuriſchen Schwarzhundertler haßte und fürchtete. Der eigentliche 
geginn der glänzenden Karriere Huan⸗Schi⸗Kais fällt in das Jahr 1898, 
ls er die Pläne des jungen Kaiſers Kwang-Sü dem Führer der Reaktions- 
arter Dün⸗Lu (den er ſelbſt zu verhaften auf ſich genommen hatte) verriet 
ind ſo zur Palaſtrevolution vom 21. September 1898 und dem ſo tragiſchen 
lbſchluß der Periode der hundert Tage beitrug. Es folgte dann die Zeit 
er härteſten Repreſſalien und Verfolgungen, Folterungen und Hinrich— 
ungen. Die Kaiſerin erhob Yuan-Schi-Rai zur Belohnung für die geleiſteten 
Dienste zum mächtigſten und einflußreichſten Würdenträger im Reiche. Nach 
en japaniſchen Siegen in den Jahren 1904 und 1905, als die Einſicht von 
er Notwendigkeit einiger Reformen ſelbſt in den herrſchenden Kreiſen Ein⸗ 
ang fand, wandte die Bureaukratie ihre Blicke auf Yuan-Schi-Rai, als 
en einzigen Staatsmann, fähig, das Reformwerk durchzuführen, ohne die 
Srivilegien der Mandarinen und der herrſchenden Clique anzutaſten. Yuan- 
ichi⸗Kai war nicht nur Vizekönig der wichtigſten Provinz, er hatte in ſeinen 
zänden auch das Kommando über die ſechs Diviſionen der reorganiſierten 
tordarmee und die Leitung des Finanz- und des Verkehrsminiſteriums. 
das Jahr 1905 ſah ihn als Veranſtalter und Leiter der erſten großen 
Ranöver in China, denen ausländiſche Offiziere als Gäſte beiwohnten 
ind die in Europa und Amerika großes Aufſehen erregten. In China ſelbſt, 
bo man ſo ſehr den äußeren Feind fürchtete, machten dieſe Manöver einen 
toßen Eindruck und trugen nicht wenig bei zur Erhöhung des Anſehens 
Juan⸗Schi⸗Kais ſelbſt in jenen Kreiſen, die ihn wegen ſeiner Teilnahme 
n dem Staatsſtreich von 1898 haßten. Am Hofe ſteigt der Einfluß Puan⸗ 
ichi⸗Kais aufs höchſte. Er wird zur mächtigſten Perſönlichkeit im Reiche. 
im die gleiche Zeit beginnt eine kurzfriſtige Epoche der Reformen von 
ben her. Vor allem entſendet die Regierung zwei außerordentliche Mij- 
onen nach Europa ſowie nach den Vereinigten Staaten, die die ver— 
chiedenen Staatsformen, die konſtitutionellen Geſetze, die Organiſation der 
zolksbildung und der Armee uff. an Ort und Stelle ſtudieren ſollten. Es 
rfolgt der Erlaß über Abſchaffung der Folter als Hilfsmittel der gericht- 
ichen Unterſuchung, ein Erlaß, der übrigens nur in Peking und einigen 
deren großen Städten mit europäiſchen Kolonien in Kraft trat, im 
ibrigen Reiche hingegen bis in die letzte Zeit hinein völlig wirkungslos 
lieb. Ein fernerer Erlaß betraf die Reorganiſation der Kriegsſchulen, die 
zinführung europäiſcher Uniform im Heere und die Eröffnung einer Reihe 
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neuer Schulen in den verſchiedenen Provinzen des Reiches. Es wurden 
desgleichen Maßnahmen getroffen, um den Opiumkonſum einzudämmen. 
Zum erſten Male begegnen wir der offenen Nennung des Wortes „Kon⸗ 
ſtitution“ in der chineſiſchen Preſſe im Jahre 1905, und das erſte kaiſerliche 
Dekret, das von der baldigen Einführung der Konſtitution ſprach, erſchien 
im September 1906. Inzwiſchen aber wuchs die Unzufriedenheit im Lande 
von Tag zu Tag. Überall flammten mehr oder minder ernſte Unruhen auf. 
Verſchiedene Klaſſen der Bevölkerung wollten ſich nicht länger mit den Halb⸗ 
maßregeln der Regierung begnügen und forderten die unverzügliche Pro⸗ 
klamierung der Verfaſſung. Endlich brach im Frühjahr 1906 in ſechs ſüd⸗ 
lichen Provinzen des Reiches ein grandioſer Aufſtand aus. In der Provinz 
Kuang⸗Tung allein bildete ſich eine gewaltige, 60000 Mann zählende 
Armee, die den kaiſerlichen Truppen eine Reihe von Schlachten lieferte. Der 
Aufſtand wurde unterdrückt, den Revolutionären glückte es aber, Wa 
und Munition in Sicherheit zu bringen.“ 

Dieſer Aufſtand verurſachte eine gewaltige Aufregung in den Rene 
rungskreiſen und verſchärfte den Kampf zwiſchen der Hofpartei der Re⸗ 
aktionäre und der Gruppe der „fortſchrittlichen Beamten“. Der terroriſtiſche 
Akt vom 6. November 1907, die Ermordung des Generalgouverneurs der 
Provinz Ngan-Hwei durch den Direktor der Poliziſtenſchule, den Chineſen 
Si⸗lin, der bewaffnete Widerſtand der zukünftigen Politziſten gegen die 
militäriſche Macht, das Eingeſtändnis des Attentäters, er habe den Poſten 
nur deshalb angenommen, um mit größerer Leichtigkeit ſeine revolutio⸗ 
nären Pläne ausführen zu können — all das machte einen außergewöhn⸗ 
lichen Eindruck auf die geſamte Bevölkerung Chinas und rief eine beifpiel- 
loſe Panik in den oberſten Sphären hervor. Bei der erſten Nachricht vom 
Attentat in Ngan⸗Hwei wurde der kaiſerliche Palaſt ſofort von Truppen 
umgeben, die niemand auf eine Entfernung von 500 Metern herankommen 
ließen. In ihrer Angſt ließ die Kaiſerin ſofort Puan⸗Schi⸗Kai und den 
bereits oben genannten Tſcheng-Sche-Tong (Gouverneur der Provinzen 
Hu⸗Pe und Hu⸗Nan) zu ſich rufen. Die Komödie mit den Reformen begann 
von neuem. Ein beſonderer Erlaß verkündete die Bildung einer neuen 
bureaukratiſchen Inſtitution, der „Kammer für adminiſtrative Kontrolle“ 
die die konſtitutionellen Geſetze ausarbeiten ſollte, eine neue Miſſion wurde 
nach dem Ausland entſandt, um die konſtitutionellen Geſetze zu ſtudieren, 
endlich rief man in ſämtlichen Gouvernements ſogenannte „Provinzial 
landtage“ ins Leben. Aber bei der Beſtechlichkeit und der Korruption 
die in China herrſchten, diente jede neue Reform, anſtatt dem Volke irgend 
einen Nutzen zu bringen, nur als Einnahmequelle für die chineſiſchen Be 
amten. Wie bekannt, hat ſich im Reiche der Mitte noch bis auf den heutigen 
Tag, wenn auch in verhüllter Form, das Syſtem des Kaufes öffentlichen 
Amter erhalten. So erſtand vor kurzem noch der Gouverneur der Provinz 
Schantung ſein Amt um 1½ Millionen Rubel, der Gouverneur von Helon 
Hang in der Mandſchurei bezahlte für feinen Poſten dem Prinzen Tſchir 
180 000 Rubel uſw. uſw. Wenngleich auch derartige Summen ausgegeber 


ı Nähere Details über dieſen Aufſtand, die Rolle, die die Bauernſchaft und die 
handeltreibende und gewerbliche Bevölkerung in ihm ſpielten, und über den terro 
riſtiſchen Akt vom 6. November 1907 ſiehe in meinem erwähnten Artikel in den 

„Neuen Zeit“ vom 21. April 1911. 9 
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werden, um einen hohen adminiſtrativen Poſten zu erlangen, ſo iſt das Ge— 


halt zu gleicher Zeit geradezu nichtig. Der Gouverneur der beiden Provinzen 


Kwang z. B., die zuſammen an Umfang und Bevölkerungszahl Frankreich weit 


übertreffen, erhält nicht mehr als 600 Rubel an offiziellen Gehältern — die 


weniger wichtigen Gouverneurs- und Mandarinenpoſten ſind natürlich noch 
ſchlechter dotiert. Selbſtverſtändlich benutzen nun die Behörden jede erdenk— 
bare Gelegenheit, um die Bevölkerung mit immer neuen Steuern zu be— 
legen, die ſich ſtets gerade auf die notwendigſten Gebrauchsartikel (Tee, 
Zucker, Reis, Tabak) erſtrecken. Die neuen wichtigen adminiſtrativen Re⸗ 
formen liefern hier den gewünſchten Vorwand, um die Steuerſchraube 
immer feſter anzuziehen. In einigen Gebieten, ſo zum Beiſpiel in Kin⸗ 
Tſcheon, wurden die Abgaben auf Fleiſch, Brot, Heizmaterialien und ähn— 
liches derart erhöht, daß die Bevölkerung aus Verzweiflung zum Aufſtand 
griff, und man braucht ſich nicht darüber zu verwundern, daß an vielen 
Orten die Einwohnerſchaft die Regierungsſchulen demolierte, weil man ſich 
dieſer bediente, um die Abgaben ins Unerträgliche zu ſteigern. Man höre 
zum Beiſpiel, wie ein einfacher Staatsbeamter namens Scheng— Kia⸗ Nei 
in ſeinem Bericht an die Regierung ſagt: 


Unter den gegebenen Verhältniſſen iſt es klar, daß China zugrunde gehen muß, 
wenn die Verfaſſung nicht eingeführt wird. In dieſem Jahre allein wurden ans 
läßlich der Reorganiſierung der Truppen und einiger anderer Neueinführungen 
die Steuern um das Fünffache gegenüber den Vorjahren erhöht. Die Revolutionäre 
der ſüdlichen Provinzen ſind aufs neue bereit, ſich zu erheben, und das Gebiet 
Kwangſi iſt noch immer nicht zur Ruhe gekommen. Doch wenn die Bevölkerung 
ſich den Rebellen anſchließt, ſo tut ſie das nicht aus Luſt am Rebellieren, ſondern 
aus dem einfachen Grunde, weil das Land an den Bettelſtab gebracht iſt. . .. In 
der Provinz Petſchili allein ſind der Bevölkerung 700 000 Taels auferlegt worden. 
Bei Aufrechterhaltung eines ſolchen Syſtems wird die Bevölkerung in den neun 
Jahren, die laut Zuſage noch bis zur Einführung der Verfaſſung bleiben, Hunderte 
Millionen von Taels zu entrichten haben. Ich fürchte, daß das Volk, der Möglichkeit 
zum Leben beraubt, ſich empören wird. .. . Ich flehe Ew. Majeſtät an, den Man⸗ 
darinen zu befehlen, daß fie größere Sparſamkeit üben, um Aufſtänden vorzu— 
beugen. 


Auf dieſe Weiſe, wie wir ſehen, waren all die Neueinführungen der 
Regierung ſehr wenig geeignet, dem Volke Erleichterung zu verſchaffen, 
und dienten vielmehr nur dazu, die ohnehin ſchon ſchwere Steuernlaſt nur 


noch drückender zu machen. Zugleich damit ſtiegen die Furcht und das Miß⸗ 


trauen der äußerſten Reaktionäre, die ſchließlich einen entſcheidenden Schlag 
vorzubereiten begannen. Am 2. Januar 1909 verließ Yuan⸗Schi⸗Kai den 
kaiſerlichen Palaſt in beſonders guter Laune. An dieſem Tage hatte der 
Prinzregent den großen Staatsmann mit ungewöhnlicher Aufmerkſamkeit 
empfangen und ihn mit allen möglichen Zeichen ſeiner Gnade überhäuft, 
indem er von ſeinen Verdienſten um das Vaterland, ſeiner Bedeutung für 
dasſelbe uſw. in den überſchwenglichſten Worten ſprach. Als Huan⸗Schi⸗Kai 
zu Hauſe anlangte, fand er ein kaiſerliches Dekret vor, worin es hieß, daß, 
da er an Rheumatismus leide und ein krankes Bein habe, ihm zum Zeichen 
der allerhöchſten Gnade befohlen ſei, alle ſeine Amter und Würden nieder— 
zulegen und ſich auf ſeine Güter zurückzuziehen, um daſelbſt Heilung zu 
ſuchen. So endete im Januar 1909 die glänzende Laufbahn des chineſiſchen 


— 
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Witte. Auan-Schi-Rai mußte ſich auf ſeine Güter begeben, ohne: Erlaub 
ſie eigenmächtig verlaſſen zu dürfen, und zu ſeinem Nachfolger wur 
der Vertreter des vereinten mandſchuriſchen Adels und der Strohmann 
Hofkamarilla, der raſſereine Mandſchu Natong ernannt. 


2. Die Petitionskampagne. 


Die Gärung im Volke währte aber inzwiſchen unaufhörlich fort. 
ganze Land war in höchſter Erregung, von dem Bauer, dem ſtädtiſchen 
beiter und dem Studenten an bis herauf zu den Vertretern der Großk 
mannſchaft und ſelbſt vielen Mitgliedern der oberen Bureaukratie. D 
Stimmung kam mit beſonderem Nachdruck in der berühmten Petitio 
kampagne zum Ausdruck, die in der Geſchichte der letzten beiden J 
eine ſo große Rolle geſpielt und die konſtitutionellen Ideen bis in die 
legenſten Winkel des Reiches getragen hat. Im Januar 1910 beſchloſſen 
Provinziallandtage, die auf der Grundlage eines äußerſt rigoroſen Zen 
ſyſtems gewählt waren und ſich daher nur aus ſehr vermögenden Bürg 
zuſammenſetzten, dem Throne eine Petition zu unterbreiten, worin um 
ſchleunigung der Einberufung des Parlamentes und der Sfr 
konſtitutionellen Formen erſucht werden ſollte. | 

Um von der jozialen Zuſammenſtellung dieſer Provinziallandtage 
Vorſtellung zu geben, wollen wir als Beiſpiel die Provinz Kwang⸗Tur 
wählen. Hier, gleich wie in den übrigen Gebieten, fand die erſte Seſſt 
des Landtags am 14. Oktober 1909 ſtatt. Die geſamte Provinz Kwang⸗T 
zählte 111 929 zenſusbeſitzende Perſonen, die die 94 Delegierten zum L 
tag zu wählen hatten. Da nun die Provinz 25 Millionen Bevölker 
zählt, ſo beſaß nur je einer auf 223 das Wahlrecht. Fügen wir hinzu, 
der erſte Wahlgang unter der Kontrolle des Unterpräfekten und u 
ſeinem Drucke vor ſich ging, der zweite in der Präfektur unter der K 
trolle des Präfekten ſelbſt, und daß Mitglied des Provinziallandtags 
der ſein durfte, der irgend einen Mandarinentitel oder 5000 Dollar! bei aß 
ſo werden wir es begreifen, daß die Regierung von dieſer Seite her wenige 
einen Angriff erhoffte, als vielmehr die tatkräftigſte Unterſtützung it 
Kampfe mit dem neuen Geiſte, der durch das Land ging. 5 

Zu Beginn des Jahres 1910 trafen in Peking 45 Delegierte von zwöl lf 
Landtagen ein, um die Petition zu überreichen. Die Bevölkerung Pekings 
empfing die Delegierten mit außerordentlicher Feierlichkeit. Es w de 
unter anderem zahlreiche Meetings veranſtaltet, wo ein großer Teil de 
Publikums, wie das in China in ähnlichen Fällen ſehr häufig beobad 
wird, laut über die traurige Lage des Landes weinten. Der Prinzreg 
ſchlug es ab, die Delegation zu empfangen. Trotzdem gelang es 
durch Günſtlinge des Prinzregenten ihm die erſte Petition zukomm 
laſſen, in der es hieß, das Parlament müſſe ſofort einberufen werden, 
das Land von allen Übeln befreit werden ſolle. Als Antwort auf die] 
tition erſchien am 30. Januar ein Erlaß, demzufolge in Erfüllun 
Willens der verſtorbenen Monarchen und zwecks Vorbereitung der B 
kerung zu dem neuen Staatsregime die Konſtitution nach neun Jahre 
Einführung gelangen ſollte. Da aber eben dieſelbe Friſt bereits in 

»Mexikaniſche Dollars — ungefähr 2 Mark, dienen in Oſtaſien vielfach 
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Ende 1908 veröffentlichten Dekret als Termin für die Einführung der 
Konſtitution angegeben worden war, erſchien dieſe, gleichſam zur 
Strafe für die Petition, noch um ein Jahr hinausge⸗ 
ſchoben. Dieſes Dekret vom 30. Januar 1910 wurde von der Bevölfe- 
rung als Beleidigung und Verhöhnung aufgefaßt. Die Delegierten kehrten 
heim. Von neuem begann im Lande die Agitation. Die Geheimgejell- 
ſchaften regten ſich. Im Juni desſelben Jahres wurde eine neue Petition 
unterbreitet, worin geſagt wurde, die Unreife der Bevölkerung ſei nur ein 
Vorwand, um die Mandarinen noch weitere neun Jahre in Ruhe ſtehlen 
und rauben zu laſſen. „Je länger und eifriger ſich die Man⸗ 
darinen zur Konſtitution vorbereiten, um ſo eher wird 
der endgültige Ruin des Landes eintreten.“ Als Antwort 
auf dieſe Anregung erließ der Prinzregent ein neues Dekret, worin er 
nochmals ſeinen feſten Willen kundgab, die Konſtitution nicht eher als in 
neun Jahren einzuführen, und unter der Androhung ſchwerſter Strafen 
jede Einreichung oder Annahme von Petitionen unterſagte. Dieſe Sprache 
machte niemanden mehr Furcht und ſteigerte nur die Aufregung im Lande. 
Die Delegierten der Provinziallandtage beſchloſſen, eine dritte Petition 
einzureichen, und kamen zum zweiten Male in die Hauptſtadt (im Dezember 
1910). Diesmal waren ſie unter anderem von 2000 Studenten begleitet, 
die ſpeziell zu dieſem Zwecke aus der Mandſchurei und Tientſin einge- 
troffen waren. Eine gewaltige Volksmenge näherte ſich dem Schloſſe und 
überreichte dem Regenten die dritte und letzte Petition, diemit Blut ge⸗ 
ſchrieben war. Zu dieſem Zwecke hatte ſich einer der Studenten einen 
Finger abgeſchnitten, ein zweiter die Handfläche durchbohrt, und einer 
wollte ſich gar den Leib aufſchlitzen und ſterben, nur damit die Petition mit 
ſeinem Blute geſchrieben ſei. Man verhinderte ihn noch rechtzeitig daran, 
er hatte aber noch Zeit, ſich eine Schulterwunde beizubringen und einen 
Teil ſeines Blutes für die Volksſache zu opfern.“ Die gewaltige Volks⸗ 
menge veranſtaltete eine Kundgebung vor dem Palaſt. Diesmal gab der er- 
ſchreckte Prinzregent nach und ließ erklären, daß die Petition dem Senat 
zur Prüfung unterbreitet werden würde. Bald darauf aber wurde er 
anderen Sinnes. Er erteilte dem Miniſter des Innern und dem Gouverneur 
einen ſcharfen Verweis und befahl, die Delegierten aus der Stadt auszu⸗ 
weiſen. Der Organiſator und die Seele der Petitionskampagne, der Vor- 
ſitzende des Geheimbundes Tongtſche, wurde verhaftet und nach dem chine— 
ſiſchen Turkeſtan verſchickt. Inzwiſchen hatte der „Proviſoriſche Senat“, in 
den die Regierung alle ihre Hoffnungen im Kampfe gegen die Oppoſition 
ſetzte, ſeine Arbeit begonnen. Dieſer Senat, der ſich zur Hälfte aus vom 
Regenten ernannten Mandarinen und Prinzen kaiſerlichen Geblüts wie 
ſonſtigen hochgeſtellten Perſonen zuſammenzuſetzen hatte und zur Hälfte 
aus Mitgliedern, die von den Provinziallandtagen gewählt und von den 
Vizekönigen beziehungsweiſe Gouverneuren beſtätigt wurden, bildete in 
der Vorſtellung der reaktionären Partei den zuverläſſigen Schutzhort der 
Regierung. Tatſächlich war auch ſeine Zuſammenſetzung die folgende: 


= In dergleichen extremen Fällen ſchreiben die Chineſen ihre Petitionen, Pro- 
teſte uſw. durchweg mit Blut oder beſpritzen auch einfach das mit gewöhnlicher 
Tinte geſchriebene Dokument mit Blut. 
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16 Prinzen und Herzöge; 12 Mitglieder der mandſchuriſchen und chen 4 
ſiſchen Ariſtokratie; 14 Fürsten und Adlige aus den Grenzländern Mon- 
golei, Tibet, Oſtturkeſtan; 6 Vertreter aus den Reihen der kaiſerlichen An⸗ 
verwandten; 32 Miniſterialbeamte; 10 Vertreter der Wiſſenſchaft; 10 Groß⸗ 
kapitaliſten; 100 Vertreter aus den Provinzen; im ganzen 200 Perſonen. | 

Und nun, obgleich die eine Hälfte der Mitglieder vom Regenten ſelbſt 
ernannt und die andere von den konſervativſten Elementen gewählt und 
von den Generalgouverneuren beſtätigt war, billigte der „Senat“ die 
von den Provinziallandtagsdelegierten ausgearbeitete Petition und be⸗ 
ſchloß ſeinerſeits, um die Kürzung der Friſt von neun Jahren einzu⸗ 4 
kommen. Der erzürnte Regent befahl, den. Senat ſofort nach Ablauf der | 
vom Geſetz auf drei Monate feſtgeſetzten Seſſion aufzulöſen. Der Senat 
löſte ſich auf, erklärte aber, daß er eine „permanente Kommiſſion“ an jeiner | 
Stelle in Peking zurücklaſſe, die den Kampf um die Reorganiſierung des 
Landes fortſetzen ſollte. So wurde es klar, daß ſelbſt die kon⸗ 
ſervativſten Elemente des Landes, der Adel und die 
Großbourgeoiſie, aus Furcht vor der heranrückenden 
Revolution und der äußeren Gefahr den alten Abſo⸗ 
lutismus verwarfen und Konzeſſionen an den neue 
Zeitgeiſt für unerläßlich hielten. Selbſt alle Vizekönige, mit 
Ausnahme derer von Schanſi und den beiden Kwang, reichten Berichte ein, 
in denen ſie offen herausſagten, das Land brauche eine Verfaſſung, wenn 
es nicht gänzlich zugrunde gehen ſolle. 7 

Der Bruder des Regenten ſelbſt, der junge Prinz Tſai⸗Tao, der vor 
kurzem aus dem Ausland zurückgekehrt war, ſprach ſich für die Konſti⸗ 
tution aus. Die durch alle dieſe Ereigniſſe eingeſchüchterte Kamarilla 
änderte ihre Taktik, am 5. November 1910 nahm der Prinzregent ſein 
Dekret zurück und erklärte allergnädigſt im Namen des kaiſerlichen Knaben, 
daß die Konſtitution nach drei Jahren eingeführt werden würde. 


3. der allgemeine Aufftand. 2 \ 


Aber dieſes Verſprechen konnte niemand mehr befriedigen. Es war ia N 
auch nicht mehr möglich, noch länger a warten. Die ruſſiſch⸗japaniſche An⸗ 
näherung, die von allen Chineſen als eine gegen das Reich der Mitte offen 
gerichtete Feindſeligkeit angeſehen wurde, der ruſſiſch⸗chineſiſche Konflikt, 1 
der faſt zu einem Krieg geführt hätte — das alles ließ die Unruhe n 
der Bevölkerung ſteigen und ſprach für die Unaufſchiebbarkeit entſchloſſener 
Schritte. Die chineſiſche Preſſe bringt alarmierende Artikel über die über: 
ſchwemmung der Mandſchurei durch ruſſiſche und japanische Truppen, über 
die eigenmüchtige ſtrategiſche Umformung der Andun⸗Mukdenbahn durch 
die Japaner, wodurch ihren Truppen der Einfall ins Zentrum des Reiches 
erleichtert wird, über die gewaltſame Beſetzung von 46 chineſiſchen Dörfern 
am Amur durch die Ruſſen, über das ganz willkürliche Vorgehen des Mi⸗ 
kado, der 40 000 Chineſen ohne weiteres als japaniſche Untertanen erklären 
ließ uſw. Das ganze Land, bis in die entlegenſten Winkel hinein, wird von 
Aufrufen der verſchiedenſten Geheimgeſellſchaften überſchwemmt, als da 
ſind „Der himmliſche Drachen“ „„Die rote Lampe“, „Die himmliſche Waffen⸗ 
brüderſchaft“, „Das einige China“ uſw. Dieſe Aufrufe ſprechen von der Ge⸗ 
fahr von außen, von der Volksarmut, von dem Mißerfolg der Petitions⸗ 
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ampagne, die ſelbſt die Blinden habe ſehen laſſen, daß die Mandſchu— 
ynaſtie zu Zugeſtändniſſen an den Volkswillen nicht geſonnen ſei, daß ſie 
ie Chineſen nur einſchläfern und täuſchen wolle, und daß man ſelbſt zu 
en Waffen greifen müſſe, um die Volksverräter auszurotten, die das Land 
n die Fremdlinge verkaufen und ſich an chineſiſchem Blute mäſten. Alle Ge- 
eimgeſellſchaften beginnen ſich zu vereinigen, zugleich wird die Korre— 
pondenz mit den im Ausland, in San Franzisko, London, Paris befind— 
ichen chineſiſchen Organiſationen immer intenſiver. Anfang April berichtet 
er chineſiſche Geſandte in Waſhington, daß einige Führer der chineſiſchen 
evolutionären Bewegung Amerika verlaſſen hätten, um ſich nach Peking zu 
egeben. In demſelben Monat bricht in Kanton mit der Ermordung des 
‚atarengeneral3 Fuki durch den Revolutionär Yen-Ling ein verfrühter 
lufſtand aus, der ſich auf die anliegenden Gebiete überträgt und einen 
ewaltigen Umfang annimmt. Von überallher treffen Nachrichten ein von 
em Übertritt der Truppen auf die Seite der Aufſtändiſchen. Endlich unter— 
rückt die kaiſerliche Armee unter dem Admiral Li den Aufſtand, wobei an 
en Rebellen ſchonungsloſe Rache geübt wird. Dieſer Mißerfolg vermag je- 
och die Bevölkerung nicht zu entmutigen. In den Zentralgebieten und in 
sefing ſelbſt beginnt eine erhöhte Propaganda unter den Truppen. An alle 
Soldaten, Offiziere und Generale werden Schreiben und Aufrufe abge- 
chickt, in denen an ihr patriotiſches Gefühl appelliert und der überzeugung 
lusdruck gegeben wird, daß ſie dem Volke helfen werden, die Mandſchu⸗ 
ynaſtie ſamt ihren Anhängern aus dem Lande zu jagen. Im Juli, in Ver⸗ 


indung mit der Entſendung des deutſchen Kriegsſchiffes nach Agadir und, / 
er Zuſpitzung der deutſch-engliſchen und deutſch⸗franzöſiſchen Beziehungen, 


eginnen in den chineſiſchen revolutionären Zirkeln im Ausland und in 
china ſelbſt wie in der geſamten chineſiſchen Preſſe Diskuſſionen über die 
Röglichkeit und ſelbſt Unvermeidlichkeit eines Weltkrieges. Viele Chineſen 
erlallen eiligſt San Franzisko, New York, London uſw. Zu Beginn des 
Ronats Oktober veröffentlichen die chineſiſchen Blätter Telegramme über 
en türkiſch⸗italieniſchen Konflikt, die Beſchießung der türkiſchen Küſte durch 
ie Italiener, die Spannung zwiſchen Oſterreich und Italien uſw. In den 
evolutionären Klubs wird darauf hingewieſen, den europäiſchen Regie— 
ungen ſeien jetzt auf lange die Hände gebunden, Rußland würde in Anbe— 
racht der Komplikationen in Europa keine Feindſeligkeit gegen China 
mternehmen, die Vereinigten Staaten ſeien nach den Verſicherungen der 
ort lebenden chineſiſchen Revolutionäre der republikaniſchen Bewegung in 
Shina gewogen, jo daß es feinen günſtigeren Moment geben könne als den 
orliegenden, zumal da das Volk und ſelbſt die Truppen mit Ungeduld des 
Augenblicks harrten, um zu den Waffen zu greifen uſw. Dieſe beſondere 
lufmerkſamkeit, mit der die internationale Lage in Europa verfolgt wurde, 
hatte ihre guten Gründe: lebte doch noch in aller Gedächtnis der Taiping⸗ 
mufſtand, der etwa 15 Jahre währte (1850 bis 1864) und mit der Inter⸗ 
ention europäiſcher Truppen endete, die unter Anführung des bekannten 
ſpäter bei Khartum umgekommenen) engliſchen Generals Gordon die Auf- 
tändiſchen zerſchmetterten und ſie zu Tauſenden niederſchoſſen und hin⸗ 
ichteten. Desgleichen beſann man ſich noch ſehr wohl des Jahres 1900 und 
der Rolle, die die europäiſchen Truppen in der Unterdrückung des Borer- 
mufſtandes geſpielt hatten. Man mußte mithin im Falle eines plan- 
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mäßigen Aufſtandes ftet3 mit der möglichen Haltung der europäiſch 
Mächte rechnen. 5 = 

Am 9. Oktober 1911 brechen in Verbindung mit der Entdeckung ein 
revolutionären Zentrums und einer Bombenwerkſtätte auf dem ruſſiſch 
Konzeſſionsgebiet in Hankau und der darauffolgenden Hinrichtung von vi 
Revolutionären Unruhen in dieſer Stadt aus, die plötzlich auf die a 
grenzenden Gebiete überſpringen und ſich zu einer an Organiſation, Vo 
bereitung und Umfang nie dageweſenen revolutionären Bewegung en 
falten.! Die kleine revolutionäre Armee, die ſich zunächſt aus einigen Ta: 
ſenden von Studenten, Mitgliedern von Geheimgeſellſchaften und Militä 
zuſammenſetzt, wächſt wie eine Schneelawine. Vor allem bemächtigt ſie ſi 
der Reſidenz des Vizekönigs, der obengenannten Univerſitätsſtadt W 
Tſchang. Am Tage darauf geht der die Garniſon von Han⸗Yang befehligen 
General unter dem tollen Jubel ſeiner Soldaten zu den Aufſtändiſchen üb 
und läßt über dem Arſenal die blau⸗weiß⸗rote Fahne hiſſen, die alsba 
über den drei wichtigſten Städten von Süd⸗ und Zentralchina flattert. De 
Land wird von Aufrufen überſchwemmt: „Wir haben den Samen des he 
ligen Zornes über das ganze Reich verſtreut. Jetzt iſt die Saat aufgegange 
die roten Feuer der Rache an den Mandſchuren, unſeren Knechtern, flamme 
überall auf! Erhebt euch!“ Gleich in den erſten Tagen vermehrt fich die rev 
lutionäre Armee gewaltig, denn ihr ſchließen ſich 25000 Eiſen bahn 
arbeiter an. An Waffen iſt kein Mangel. In den letzten Monaten hatt 
die Zollbehörden in den Häfen und an der Landesgrenze faſt wöchentlich g 
waltige Partien von Waffen, Bomben und Pulver zu konfiszieren Gelege 
heit gehabt. Es wurde ferner von der Polizei entdeckt, daß eine ganze Rei 
von Perſonen, die allerlei Zeugniſſe von europäiſchen Miſſionsgeſellſchaft 
bei ſich hatten, das Land bereiſten und in ihren Körben unter den Büche 
und Broſchüren heiligen Inhaltes Brownings, Mauſer und Patronen n 
ſich führten. Die Beſetzung des koloſſalen Arſenals von Han⸗Nang, des wii 
tigſten nach dem von Schanghai, und der übertritt ganzer Regiment 
trugen ungeheuer viel zur Verbreitung der Bewegung bei. Die Regieru 
ſah bald ein, hier handelte es ſich nicht um einen der ſo häufigen partiell 
Ausbrüche des Volkszornes, ſondern um eine regelrechte planmäßige Net 
lution, die das ganze Land ergriffen hatte. Sie verlor den Kopf angeſick 
des rapiden Anſchwellens dieſer Flut, ſie ſah ſich von einem Teil der Arm 
und der Flotte verlaſſen, und als nun gar die mächtige zweite Nordarm 
die den Befehl erhalten hatte, gegen die Rebellen zu ziehen, ſtatt deſſen e 
Ultimatum ſtellte: Ausrufung der Konſtitution, Entfernung aller M 
glieder der kaiſerlichen Familie aus den Miniſterien, Amneſtie für alle po 
tiſchen Vergehen — da veranlaßte die Hofkamarilla den Prinzregenten, ( 


1 


1 Dennoch war auch dieſer Aufſtand, wie das gewöhnlich der Fall, „vorzeiti 
um zwei Wochen früher, als es der Plan vorſah, ausgebrochen. Die Sache verhi 
ſich folgendermaßen: Bei der Entdeckung der Bombenwerkſtätte in Hankau und 1. 
darauffolgenden Verhaftungen fielen den Behörden ſehr wichtige Dokumente in 
Hände, darunter der Plan eines Angriffs auf die Stadt Wu⸗Tſchang, das ch 
rierte Verzeichnis der Generale und Offiziere, die zu den Revolutionären gehört 
ein ſolches ſämtlicher Orte, an denen Exploſivſtoff und Waffen verſteckt waren 1 


. 


anderes mehr. Dieſe Tatſache veranlaßte den Generalſtab der Revolutionäre, 


Zeichen zum ſofortigen Beginn des Kampfes zu geben. = 
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Oktober im Namen des fünfjährigen kaiſerlichen Knaben ein erniedri⸗ 
ndes Edikt zu veröffentlichen, worin dieſer das Volk voller Demut um 
rzeihung für alle ſeine Sünden an demſelben bat und feierlichſt verſprach, 
+ ihm zuſammen am Heile des Landes arbeiten zu wollen. In ihrer Not 
lte die ratloſe Regierung die Verteidigung des Thrones dem im Jahre 
09 verabſchiedeten Huan⸗Schi⸗Kai anvertrauen, aber der ſchlaue General 
nkte für die kaiſerliche Gnade, indem er auf fein noch immer nicht ge- 
iltes Bein hinwies, um deſſentwillen er im Jahre 1909 feine Demiſſion 
be nehmen müſſen. Dieſe Antwort Puan-Schi⸗Kais, der im Jahre 1898 
nicht geſcheut hatte, das Reformwerk zu verraten, obwohl der Kaiſer 
bſt dahinter ſtand, um dieſen letzteren ſogar in die Hände der Reaktionäre 
liefern, zeigte zur Genüge, welchen gewaltigen Fortſchritt die revolu— 
näre Bewegung ſeither genommen, und zugleich, wie verzweifelt ſchlecht 
um den Thron ſtand. Und es bedurfte erſt der flehenden Bitte des 
mats, um NPuan⸗Schi⸗Kai zu bewegen, zur Rettung des Vaterlandes 
nen Wohnſitz aufzugeben und nach Peking aufzubrechen. 
Bisher war die internationale Situation höchſt ungünſtig für den 
jumph der Befreiungsbewegung im Reiche der Mitte geweſen, denn die 
ropäiſchen Staaten, wie zum Beiſpiel Frankreich, das einen jo wichtigen 
ategiſchen Stützpunkt gegen die ſüdchineſiſchen Revolutionäre in ſeinem 
dochina beſitzt, hatten die Hände frei. Daher verlangten noch im letzten Früh⸗ 
yr die nüchterner denkenden Köpfe unter den Revolutionären, man ſolle einen 
signeteren Moment abwarten. Die Diplomaten der Revolution gewannen 
mals die Oberhand über die Generale der Revolution, und der Aufſtand wurde 
fgeſchoben. Doch als Frankreich ſeine Truppen auf Fez vorrücken ließ, als der 
reich von Agadir fiel und es in Europa nach Pulver zu riechen begann, 
begann ein fieberhafter Briefwechſel zwiſchen China und den im Aus⸗ 
ad lebenden Revolutionären, und eine Reihe hervorragender Revolu— 
mare machte ſich ſchleunigſt auf den Heimweg nach China. Und es be- 
rfte nur des erſten Schuſſes vom italienischen Linienſchiff auf das kleine 
rkiſche Kanonenboot, damit Tauſende Kilometer weit vom albaniſchen Preveſa, 
iſeits der legendären chineſiſchen Mauer, die gelben Bataillone wie aus 
r Erde ſchoſſen und gegen die verhaßte Dynaſtie der Ai⸗Sien⸗Dſcho⸗Lo 
ckten, auf ihrem Siegeszug Städte und Provinzen und Arſenale mit 
inderttauſenden von Gewehren und Patronen eroberten und immer höher 
lichte Fahne der großen chineſiſchen Revolution emporhoben. Ja, das 
ue China hat nichts gemein mit dem alten China, dem China des Borer- 
ftandes, damals, als der Volkshaß gegen die weißen Teufel zu den wil⸗ 
ſten Exzeſſen gegen einzelne Europäer führte. Im Gegenteil, die Leiter 
r Volksbewegung von heute wachen ſorgſam über die Unantaſtbarkeit von 
ben und Habe der Ausländer; aber dennoch weiß das neue China, welche 
fühle Europa für das erwachende 400 Millionen⸗Volk hegt, das weder 
n Ruſſen, noch den Franzoſen, noch den Deutſchen ihre Raubpolitik im 
iche der Mitte mehr geſtatten wird. Man brauchte nur einige Artikel 
leſen, die in dieſem Jahre in der franzöſiſchen Kolonialpreſſe unter den 
iteln „Die gelbe Gefahr in Indochina“, „Die chineſiſchen Wirren“, „Die 
erſetzung Chinas“, „Die chineſiſchen Räuber“ erſchienen find, um ſelbſt, 
ne darüber unterrichtet zu ſein, was Frankreich an den Grenzen Indo— 
mas treibt, ſofort zu begreifen, mit welchem Unbehagen und übelwollen 
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ſelbſt ein ſo fortſchrittliches europäiſches Land wie Frankreich das Ert 
des „gelben Drachen“ verfolgt. Was ſoll man dann erſt von den and 
Mächten erwarten, von dem halbfeudalen Deutſchland, dem deſpo 
Rußland? Man ſieht, die chineſiſchen Revolutionäre mußten ſich b 
mit dem alten Regime abzurechnen, und die Feindſeligkeiten durften 
auf die lange Bank geſchoben werden. 

Wenn die europäischen Mächte heute mit ſolchem Fiebereifer über 
ſchwarzen Kontinent herfallen und ihn zerſtückeln, ſo liegt der Grund ı 
zu guter Letzt in der Wiedergeburt der Türkei und dem Erwachen der 
maniſchen Bevölkerung Afrikas. Die herrſchenden Klaſſen ſehen ſehr 
daß die türkiſche Revolution nicht nur in Algerien, Tunis, Marokko, 
polis den Muſelman aus ſeinem trägen Schlummer gerüttelt hat, 
auch weit im Innern Afrikas, irgendwo in Borku oder Tibeſti. Alſo 
es raſch zugreifen, ſonſt wird's zu ſpät, und die gleiche Aufgabe könn 
überwindlichen Schwierigkeiten begegnen. Und wenn erſt Tripoli 
Marokko, der franzöſiſche Kongo uſw. parzelliert ſind, dann komm 
afrikaniſchen Beſitzungen der kleinen Mächte daran, Belgiens, Por 
uſw. Und dann gehen die unerſättlichen deutſch⸗öſterreichiſchen und en 
ruſſiſchen und die ſonſtigen Räuber an die endliche Teilung Perſien 
Ottomanenreichs, Abeſſiniens und des ſo beſonders verlockenden une 
lichen Reiches der Mitte, und wer weiß, auf wen da das erſte Los fo 
wird. f 

Die chineſiſchen Patrioten durften nicht zögern und mußten ſich gege 
einen in naher Zukunft möglichen Überfall rüſten. Und zu dieſem weck 
mußte man vor allem mit der Dynaſtie und dem alten Regime abrechnen 
das der ökonomiſchen, politiſchen und militäriſchen Wiedergebur | 
Landes im Wege ſtand und es unaufhaltſam demſelben Schickſal zuf 
dem Korea, Indochina und das 300 Millionen zählende Indien bereit 
fallen waren. | Schluß 


Die Berufszählung in frankreich. 
Von Paul Louis (Paris). 


Die Reſultate der Berufszählung in Frankreich, die ſoeben verbffen it 
worden ſind, nehmen einen Band der „Statiſtiſchen Ergebniſſe der allgen 
Volkszählung vom 4. März 1906“ ein. Man braucht ſich darüber nicht zu 
wundern, daß die Regierung mehrere Jahre gebraucht hat, um ſie bearbeiten 
im Druck erſcheinen zu laſſen. Die Veröffentlichungen der franzöſiſchen Miniſte 
kommen nun einmal mit einer fürſichtigen Langſamkeit, mit einer bureaukra 
Würde heraus, über die man ſich ſchon unendlich oft beſchwert hat, und ite 
demſelben Mißerfolg; um ſo begreiflicher die Verzögerung dieſes „Zenſus 
ein tüchtiges Stück Arbeit umfaßt. Er bringt nicht nur zur Darſtellung, wie ſi 
die Einwohner Frankreichs auf die verſchiedenen Berufe verteilen; er gibt au 
einen Überblick über die Verteilung der erwerbstätigen Bevölkerung — ich vi 
hierunter alle Produzierenden — auf die Betriebe der Induſtrie, des Han 
und der Landwirtſchaft. Eine ſolche Arbeit mußte für die Sozialiſten von 91 
Intereſſe ſein. 

Allerdings muß man ſofort auf zwei Bedenken aufmerkſam machen: e 
wegen der Vergleichbarkeit der offiziellen Statiſtiken, zweitens a dei 
nauigfeit der Angaben, die fie enthalten. 
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Wenn man zwei Statiſtiken vergleicht, die in einem Zwiſchenraum von vierzig 
hren verfaßt ſind, die von 1866 und 1906 (und wir wollen hier hauptſächlich die 
hlußfolgerungen betrachten, die ſich aus dieſen beiden Aufnahmen ergeben), 
‚fen wir ſtets im Auge behalten, daß das angewendete Verfahren in beiden 
llen nicht dasſelbe war. Dieſelben Rubriken umfaſſen nicht dieſelben Arbeiter- 
egorien; daher rühren zum Beiſpiel die beſonderen Schwierigkeiten, auf die 
m ſtößt, wenn man die Veränderungen in der Zahl der Erwerbstätigen, die 
usliche Dienſte leiſten, in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts ver- 
gen will. 

Übrigens darf man nicht vergeſſen, daß die Statiſtik von einer Staatsverwal⸗ 
ig ausgeführt wird, die eifrigſt bemüht iſt, das herrſchende ſoziale Regime zu 
ützen, und die infolgedeſſen Wahrheiten zu verheimlichen oder zu färben ſucht, 
deſſen Preſtige ſchädigen könnten; fie geht daher darauf aus, die Zahl der Eigen⸗ 
ner ſoviel wie nur irgend möglich hinaufzuſchrauben. Man rechnet daher zu den 
bſtändigen Erwerbstätigen (patrons) die kleinen Handwerker, die direkt für den 
njum arbeiten, die man zwar eigentlich nicht Lohnarbeiter nennen kann, die 
er noch weniger Unternehmer find. Man rechnet zu den Grundbeſitzern die 
ichter oder Halbpächter, die jedoch tatſächlich nur das Nutzungsrecht auf dem an⸗ 
ufähigen Boden haben, ohne ihn rechtlich zu beſitzen; und alle dieſe Verwechſ— 
gen, die mehr oder weniger beabſichtigt find, erſchweren jedem die Arbeit, der 
Berufszählung unterſucht, um aus ihr ein genaues Bild der ſozialen Verhält— 
fe zu gewinnen. Manchmal, wie in der Landwirtſchaft, erſcheint die Arbeit über⸗ 
upt unausführbar. 

Nach dieſen einſchränkenden Vorbemerkungen will ich dem Leſer eine Reihe von 
bern vorführen. 

Die Bevölkerung Frankreichs wurde zur Zeit der Volkszählung von 1906 auf 
252 245 Köpfe geſchätzt. Zu dieſer Zeit betrug die Zahl der ſogenannten erwerbs— 
tigen Bevölkerung — der Unternehmer, Arbeiter, Angeſtellten und der Arbeiter 
Alleinbetrieben (travailleurs isoles) — insgeſamt 20 720 879. Von dieſer Ge⸗ 
miſumme find 13 027 467 Männer und 7 693 412 Frauen. Im Verhältnis zur Ge⸗ 
mtbevölkerung betrug die erwerbstätige Bevölkerung 53,3 Prozent gegen 50,6 Pro- 
nt im Jahre 1901, 49,3 Prozent im Jahre 1896 und 40 Prozent im Jahre 1866. 
viſchen 1866 und 1906 iſt der Unterſchied ſehr merklich; er iſt zwiſchen 1901 und 
06 bedeutender als zwiſchen 1896 und 1901. Dieſe paar Ziffern drängen einem 
n Gedanken auf, daß die Zahl der Perſonen, die in Produktion und Handel be- 
jaftigt ſind, die Tendenz hat, raſch zu wachſen. 

Das Kontingent der „erwerbstätigen“ Männer ſtieg von 10 500 839 im Jahre 
66 auf 12 559 270 im Jahre 1896, auf 12 910 565 im Jahre 1901, auf 13 027 467 
t Jahre 1906. Das Kontingent der berufstätigen Frauen erhöhte ſich von 
642 617 im Jahre 1866 auf 6 411 223 im Jahre 1896, auf 6 804 510 im Jahre 1901 
1 auf 7 693 412 im Jahre 1906. Hier war alſo das Wachstum viel ſtärker als 
i den Männern, und man kann mit Recht und ohne Übertreibung behaupten, daß 
n Eindringen der Frauen in die meiſten Berufe ſtattfindet. Wir werden übrigens 
irch eine eingehendere Prüfung der Statiſtik konſtatieren, daß das ſogenannte 
chwache“ Geſchlecht feine ökonomiſche Bedeutung mit einer Kraft durchgeſetzt hat, 
e man ihm nicht zugetraut hätte. 

7231 683 Perſonen lebten im Jahre 1866 von der Landwirtſchaft, 8 901 689 im 
ahre 1896, 8 244 341 im Jahre 1901, 8 855 000 im Jahre 1906. Im Vergleich zur 
jamten erwerbstätigen Bevölkerung ging die landwirtſchaftliche Bevölkerung von 
Prozent im Jahre 1866 auf 43 Prozent im Jahre 1906 zurück, und dieſe Erfchei- 
ung wird niemanden überraſchen. Denn die induſtrielle Entwicklung trägt meiſtens 
in Sieg über die Ausdehnung der Landwirtſchaft davon und vollzieht ſich zum 
ſchaden der letzteren. Die Geſamtſumme der in dieſem Zweige beſchäftigten 
känner hat kaum geſchwankt: 5 356 768 im Jahre 1866, 5 741 101 im Jahre 1896, 
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5 580 980 im Jahre 1901 und 5 525 042 im Jahre 1906. Aber die Zahl der Fraue 
hat ſich beträchtlich vermehrt: ſie erreicht in den angegebenen Jahren die Höhe d 
folgenden Zahlen: 1 874 915, 2 759 829, 2 668 353, 3 300 011. Die induſtrielle 8 
völkerung betrug 1866 30 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung gegen 35 Proze 
im Jahre 1906; fie betrug 4647 504 Perſonen im Jahre 1866, 6 374277 im Jah 
1896, 6 993 202 im Jahre 1901 und 7 224875 im Jahre 1906. Die entſprechende 
Zahlen für die Männer allein find: 3 843 250, 4 303 990, 4 623 502 und 4 706 47 
und für die Frauen: 1 304 254, 2 068 784, 2 359 600 und 2 518 402. Die Zahl 50 
Männer hat ſich alſo um ein Drittel vermehrt, die der Frauen dagegen ve 
doppelt. Al 
Die im Handel beſchäftigte Bevölkerung betrug 1866 6 Prozent und 1006 a, 
Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung, ihre Zahl war in den Jahren 1866, 180 0 
1901 und 1906: 972 793, 1 655 911, 1881 462 und 2 068 620. Die Zahl der Männ 
hat fi) im Laufe dieſer 40 Jahre nicht ganz verdoppelt — fie ſtieg von 788 113 i 
Jahre 1866 auf 1 289 456 im Jahre 1906 —, die der Frauen dagegen verdreifach 
241 680 im Jahre 1866 und 779 164 im Jahre 1906. Im Jahre 1906 gehörte 
8 Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung den freien Berufen und Staatsdienſte 
an gegen 6 Prozent im Jahre 1866: 1 626 040 gegen 999 365. Es find 1332 9% 
Männer gegen 834 793 und 293 100 Frauen gegen 164 572. 5 

In der Kategorie der Dienenden iſt die Gegenüberſtellung schwierig, wer 
nicht unmöglich. Denn 1866 wurden Arbeiter als Dienende gezählt, die 1906 
den landwirtſchaftlichen Lohnarbeitern gerechnet wurden. Die Zahl für 1906 50 
trägt 946 293, iſt alſo noch immer ſehr bedeutend. 

Eine kurze Überſicht über die Induſtriezweige wird uns erlauben, diejenig 
unter ihnen aufzuzählen, die den ſchnellſten Zum ORRON genommen und das gal 
reichſte Perſonal an ſich gezogen haben. 

1866 umfaßte die Kategorie der im Bergbau Veſchäftigten 78311 Pere 
fie vermehrte ſich auf 156 376 im Jahre 1896 und 205 898 im Jahre 1906. Die E 3 
ſchließung der Eiſengruben im Oſten erklärt dieſe ſo bedeutende Steigerung 
den letzten zehn Jahren. Hingegen zeigt ſich in den Marmorbrüchen ein vollſtändig 
Stillſtand: 1866 74 075 und 1906 75 129 Arbeitskräfte. 

Die Lebensmittelbranche beanſprucht infolge der Arbeitsteilung und der Ei 
bürgerung verſchiedener Gewohnheiten einen wachſenden Teil der erwerbstätig 
Bevölkerung: 1866 308451 Unternehmer und Lohnarbeiter, 1906 deren 479 06 
Gegen 33 242 Frauen bei der erſten Zählung ſtellte man bei der zweiten 90 0 
feſt. Die Natur der Induſtrie ſelbſt erklärt dieſes ſo charakteriſtiſche Wachstul 

Die chemiſche Induſtrie hat einen beträchtlichen Aufſchwung 1 a 
gleich fie in Frankreich weniger entwickelt iſt als in Deutſchland oder in den . 
einigten Staaten. In ihr waren 1866 48 971 Perſonen beſchäftigt, 1896 840 
und 1906 124 644. Die Kautſchuk⸗ und Papierinduſtrie, die in einer Rubrik 3 
ſammengefaßt ſind, weiſen keine geringere Entwicklung auf: 25 136, 58 332 u 
84 655 in den angegebenen drei Jahren, wobei ſich das weibliche Element in vierz 
Jahren verdreifacht hat. Es hat ſich ebenfalls in der Buchdruckerei verdreifacht, “ 
eine Menge Frauen beſchäftigt ſind. Das ganze Kontingent des Buchdruckgewerb 
iſt von 37 717 Perſonen im Jahre 1866 auf 82 535 im Jahre 1896 und 107 „ 1 
Jahre 1906 angewachſen. 

Wir wollen noch auf einige größere Zahlen hinweiſen, die, abgeſehe ai 
ihrer Größe, charakteriſtiſche Beſonderheiten aufzuweiſen haben. Die Zahl d 
Erwerbstätigen der Textilbranche betrug im Jahre 1866 1071 834, 1906 dageg 
nur noch 913 989, das heißt, dieſe ſtarke Armee hat um mehr als ein Achtel unt 
der Einwirkung der immer weiter vordringenden Maſchine abgenommen; dal 
bat aber trotz der Verminderung der Geſamtzahl das weibliche Element, das je 
an erſter Stelle ſteht, ein merkliches Wachstum erfahren: von 483 827 im Jah 
1866 auf 510 682 im Jahre 1906. 
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Im Bekleidungsgewerbe hat ſich die Zahl der Arbeiter ungefähr verdoppelt: 
36 761 484 und 1906 1 593 699. Die Frauen haben die Gewerbszweige, die in 
ſer Rubrik vereinigt ſind, beinahe monopoliſiert: ihre Zahl allein betrug 
965 im Jahre 1866 und 1399 114 im Jahre 1906. 

Die Zahl der Arbeiter in der Verarbeitung von Häuten und Fellen hat 
mlich wenig geſchwankt: fie betrug 285 616 im Jahre 1866, 334 702 im Jahre 
96, 334 203 im Jahre 1906; ähnlich ſteht es um die Holzinduſtrie: die Zahl 
er Arbeitskräfte betrug 671 219, 677 593 und 704 695 in den Jahren 1866, 1896 
d 1906. Hingegen ſpringt das Anwachſen des Kontingents, das in der Metall- 
yuftrie beſchäftigt iſt, in die Augen. Die Zahlen für jene drei Jahre find: 
973, 659 021 und 803 233, das heißt, es hat ſich ungefähr verdoppelt, wobei 
Frauenarbeit langſam ſogar bis in die großen Fabriken eindrang. Die Erd— 
heiten, mit 550 130 Erwerbstätigen im Jahre 1906 gegen 443409 im Jahre 
36, und die Induſtrie der Steine und Erden, mit 166 831 gegen 110 453, bieten 
nen Stoff für beſonders intereſſante Beobachtungen. Aber die Vermehrung der 
aſſe der Transportarbeiter iſt bedeutſam und bezeichnet den Fortſchritt des Ver— 
rs: 237534 im Jahre 1866 und 492 325 im Jahre 1906. Davon waren 1866 
Prozent und 1906 7 Prozent Frauen. 

In einem zweiten Teil verſucht die Statiſtik, die Erſcheinungen der Konzen— 
tion oder der Zerſplitterung des Kapitals darzuſtellen, und hierauf beziehen ſich 

Bemerkungen, die wir oben über die Verſuche ſtatiſtiſcher Schönfärberei ge⸗ 
icht haben. 

Wenn man ſich auf die Angaben verließe, die ſich aus der Erhebung ergeben, 
wäre die Zahl der Unternehmer von 23,5 Prozent im Jahre 1896 auf 31,2 Pro— 
it im Jahre 1906 geſtiegen; aber wenn man gleich anfangs bemerkt, daß von 
86 507 Betriebsinhabern im Jahre 1906 allein 4 767 403 auf die Landwirtſchaft 
fallen, ſo begreift man ſofort die fundamentalen Fehler der angewandten Be— 
hnungsmethode. Der Anteil der Halb- und Teilpächter, der Pächter, der Ge— 
äftsführer der Warenhäuſer ſowie der Leiter der Filialen an den angegebenen 
2 Prozent der Betriebsinhaber oder Unternehmer muß ein ungeheurer ſein, 
d die Vermutungen, zu denen man berechtigt iſt und die ſich von ſelbſt ergeben, 
zügen, um alle die Schlußfolgerungen umzuſtoßen, die manche zugunſten der 
idwirtſchaftlichen oder induſtriellen Dezentraliſation zu ziehen geneigt wären. 
Die Statiſtik verſucht außerdem, in dieſem zweiten Teile die Schnelligkeit 
Konzentration des Kapitals zu zeigen, die für die Induſtrie kennzeichnend iſt, 
d die augenſcheinlich in einigen Produktionsarten beſonders ſtark hervortritt. 
Die Durchſchnittszahl der Arbeiter einer Kohlenmine iſt von 857 im Jahre 
96 auf 984 im Jahre 1906 geſtiegen; fie wuchs in den Flußeiſenwerken von 698 
f 903, in den Waffenfabriken von 155 auf 863 — man beachte die ſchwindel— 
zegende Steigerung —, in den Stahlhütten von 508 auf 711, in den Wollkämme⸗ 
en von 366 auf 694, in den Spiegelglasfabriken von 423 auf 551, in den Jute⸗ 
mnereien von 209 auf 461, in der Fabrikation von Metallfedern von 282 auf 
5, in der Kupferblechfabrikation von 225 auf 881, in den Webereien von Mode— 
hen in Wolle und Tuchen von 118 auf 341, in den Hüttenwerken von 225 auf 
), in den Zuckerraffinerien von 245 auf 301, in den Baumwollſpinnereien von 
J auf 234, in den Fenſterglasfabriken von 105 auf 214, in den Porzellan- 
briken von 95 auf 150, in den Kerzenfabriken von 60 auf 140, in den Linoleum⸗ 
briken von 22 auf 118 und in den Drahtziehereien von 44 auf 102. Man be- 
ke, daß dieſe Steigerung in zehn Jahren vor ſich gegangen iſt, daß wir ſie in 
ier ganzen Reihe von Induſtrien feſtſtellen, die bedeutende Maſſe von Arbeitern 
d Arbeiterinnen beſchäftigen, und man muß ſchließen, daß trotz der Statiſtik 
0 Unternehmer, die wir oben erwähnten und nur mit Vorbehalt wiedergaben, 

e in Frankreich ebenſo ſtark iſt wie in Deutſchland oder 
alan 
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Wir müſſen übrigens in die Statiſtik von 1906 noch etwas tiefer ein 
Die Landwirtſchaft wird in ihr durchaus als dem Großbetrieb widerſtre d 
geſtellt; wer aber Frankreich auf Reifen aus eigener Anſchauung kennen g 
hat, der weiß, daß die großen landwirtſchaftlichen Betriebe, die ein zahlr 
Perſonal beſchäftigen, in manchen Gegenden ſehr häufig geworden ſind. Land 
ſchaftliche Betriebe mit 1 bis 10 Lohnarbeitern gab es nur 1313331 im 
1906 gegen 1 461 683 im Jahre 1896, ſolche mit 10 bis 100 Lohnarbeitern nu 
10 893 gegen 13 261 und die mit mehr als 100 Lohnarbeitern nur mehr 27 
31 im Jahre 1896. Nun widerſpricht aber dieſe letzte Angabe ganz offenſichtli 
Wahrheit, wenn man bedenkt, daß jetzt ungeheure Landgüter von Aktien 
ſchaften betrieben werden. Es iſt offenſichtlich, daß man als getrennte 
nehmungen nicht nur die Betriebe gerechnet hat, die von ein und demſelben 
ſitzer an verſchiedene Pächter und Halbpächter vergeben werden, ſondern auch d 
Teile eines Betriebs, die verſchiedenen Gemeinden zugehören. 0 

Dieſelben Schwierigkeiten konnten in der ſtatiſtiſchen Erfaſſung 505 
ſtriellen Betriebe nicht auftauchen oder konnten ſich wenigſtens nicht in dem 
Maße bemerkbar machen. Die Erhebung ergibt, daß die Betriebe mit we 
als 10 Arbeitern von 550 111 im Jahre 1896 auf 582 182 im Jahre 
geſtiegen find, alſo um 6 Prozent, dagegen die mit 10 bis 100 von 33 54 
37 798, alſo um 13 Prozent; die mit mehr als 100 Arbeitskräften zeigen eine 
mehrung um 28 Prozent, 4649 gegen 3649, und die mit mehr als 1000 eine 
gerung um 40 Prozent, 215 gegen 157. 8 

Der Handel zeigt, obgleich er mit ſeinen Zweiggeſchäften und Filialen w 10 
Landwirtſchaft Gelegenheit zum Irrtum bietet, dieſelben Erſcheinungen wie d 
Induſtrie. Es gab im Jahre 1906 268 000 Geſchäfte, die 1 bis 10 Perſonen 
tigten, gegen 225 410 im Jahre 1896, alſo ein Wachstum um 17 Proze 
Steigerung betrug für die Geſchäfte mit 10 bis 100 Angeſtellten 3428 oder 
zent, für die mit mehr als 100 Angeſtellten 129 oder 90 Prozent. 

Von beſonderem Intereſſe iſt es noch, zu unterſuchen, wie ſich die 0 
in jedem der drei großen Zweige von Produktion und Handel auf die gro 
kleinen Betriebe verteilen, wobei wir uns ſtets an die Unterſcheidungen 
müſſen, die die Statiſtik macht. 

In der Landwirtſchaft iſt die Zahl der Arbeiter in den Betrieben mi 
10 Lohnarbeitern in den Jahren von 1896 bis 1906 von 3 072 592 auf 2 498 
ſunken, das heißt um 18 Prozent. Die der Arbeiter in den Betrieben mit mel 
10 Angeſtellten hat ſich von 187 033 auf 162 686, alſo um 13 Prozent, ver: 
Die Zerſtücklung, die das offizielle Dokument zugunſten der kleinen Bauer: 
ſtatiert, die ihr Grundſtück ſelbſt ohne Hilfe von Lohnarbeitern bebauen, wä 
hauptſächlich auf Koſten der unbeträchtlichſten ee Unterneh mi 
vor ſich gegangen. 

Ganz anders und viel mehr mit den Vorausſagungen des Soyialı 
einſtimmend ſehen die Dinge auf dem Gebiet der Induſtrie aus. Die Be 
1 bis 10 Arbeitern beſchäftigten 1 174 361 Arbeiter im Jahre 1896 und 
im Jahre 1906; die Vermehrung war alſo minimal, ſie betrug nicht 
5 Prozent. Die Betriebe mit mehr als 10 Arbeitern hingegen beſchäf 
2 130 575 Arbeiter im Jahre 1896 und 2 640 577 im Jahre 1906; die Steige 
beträgt alſo hier mehr als 20 Prozent. Fügen wir noch hinzu, daß 40 Pr 
der Geſamtſumme der induſtriellen Lohnarbeiter ſich in den Betrieben 
als 100 Perſonen befinden und daß dieſer Prozentſatz im Bergbau 95 
beträgt, in den chemiſchen Fabriken 50 Prozent, in den Fabriken von Kau 
und Papier 60 Prozent, in der Metallverarbeitung 47 Prozent und 6 
in der Töpferei und Glasfabrikation. N 

Im Handel vermehrte ſich das Perſonal der Geſchäfte mit weniger als A 
geſtellten von 446 587 im Jahre 1896 auf 517 650 im Jahre 1906, 1 um 16 Br 
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t, das der Geſchäfte mit mehr als 10 Angeſtellten von 210 870 auf 268 187, 
o um 28 Prozent. 

Man kann alſo aus dieſer Unterſuchung folgende Schlüſſe ziehen: 

1. Die erwerbstätige Bevölkerung nimmt fortwährend an Bedeutung zu im 
rhältnis zur Geſamtbevölkerung.“ 

2. Das weibliche Element vermehrt ſich in den verſchiedenen Berufsarten 
neller als das männliche. 

3. Die Konzentration des Kapitals, die ſich in der Induſtrie und, wenn auch 
niger rapide, im Handel zeigt, tritt zwar in den Ziffern der offiziellen Statiſtik 
der Landwirtſchaft nicht hervor, aber gerade in dieſem Punkte müſſen die 
ten und entſchiedenſten Bedenken über den Wert dieſer Statiſtik abermals 
borgehoben werden. 


Litcrariſche Rundſchau. 


etzner, Dr. Max, Die ſoziale Fürſorge im Bergbau unter beſonderer Berück⸗ 
Bene Preußens, Sachſens, Bayerns und Oſterreichs. Jena 1911, Verlag von 
B. Fiſcher. 
Die Literatur über Bergbau- und Hüttenweſen iſt, zumal im letzten Jahr⸗ 
mt, faſt unüberſichtlich angeſchwollen. Den Löwenanteil an dieſen Publika⸗ 
nen nahmen ſolche in Anſpruch, die verfaßt ſind, um die Intereſſen der Berg— 
d Hüttenherren verſchämt oder unverſchämt wahrzunehmen. Das montanindu⸗ 
ielle Kapital iſt gewaltig ſtark, es findet auch Perſönlichkeiten mit klangvollen 
teln bereit, ihre Federn in ſeinen Dienſt zu ſtellen, von den zahlreichen obſkuren 
hmocks gar nicht zu reden. Wenn irgendwo das Wort aus dem Kommuniſtiſchen 
mifeit: Das Kapital korrumpiere auch die wiſſenſchaftliche Forſchung, zutrifft, 
un bei dem in den Gruben⸗ und Hüttenanlagen inveſtierten. Man muß daher um 
höher das Erſcheinen eines Buches anſchlagen, das zwar nicht von unſerem 
andpunkt aus geſchrieben iſt, ihn vielmehr wiederholt bekämpft, aber doch eine 
Zeitalter der mächtigen kapitaliſtiſchen Verbindungen faſt ſelten gewordene 
abhängige ſozialpolitiſche Geſinnung des gutbürgerlichen Verfaſſers bekundet. 
Es gibt gründlichere, umfaſſendere Bücher über die moderne Bergarbeiterſchutz⸗ 
eBgebung als die Schrift Dr. M. Metzners. Er hat ſich auch manche, die Ak⸗ 
lität ſeiner Arbeit erhöhende ſtatiſtiſche und arbeiterrechtliche Quelle nicht er⸗ 
loſſen. Aber er hat mit ſicherem Blicke das Urübel der modernen Bergarbeiter- 
ſere erkannt: die Beſeitigung des alten, aus dem Bergvolke 
rausgewachſenen Sozialrechtes durch die neuzeitliche, auf der 
ahnvorſtellung eines „freien Arbeitsvertrags“ beruhende Geſetzloſigkeit. Während 
zum Siege der individualiſtiſch⸗„liberalen“ Auffaſſung in unſeren Berggeſetzen 
Bergordnungen den Bergknappen als den ſchwer arbeitenden Schutzbedürftigen 
nigſtens gegen „übermütige“ Ausbeutung betreuten, warf die um die Mitte des 
unzehnten Jahrhunderts mit ſteigendem Erfolg propagierte „Bergbaufreiheit“, 
e ſie von dem nach Entfeſſelung ſchreienden Kapital verſtanden wurde, nach 
d nach das ganze alte Bergarbeiterrecht in die Rumpelkammer. Die Beſchränkung 
: Schichtzeit wurde aufgehoben, weil man dem Arbeiter die „Freiheit“, ſolange 
ſchuften, wie er wolle, nicht nehmen dürfe; die Folgen waren 10, 11, 12 und 
hrſtündige Schichten, ſtatt der althergebrachten Achtſtundenſchicht. Die alther⸗ 
achte Feſtſetzung eines auskömmlichen Normallohns, das auf die wirtichaft- 
je Schwäche des einzelnen Knappen Rückſicht nehmende arbeiterfreundliche Ge⸗ 
gerecht vertrug ſich auch nicht mit der mancheſterlichen Fiktion eines „freien Ar⸗ 
tsvertrags“. Alſo wurden diefe „Beſchränkungen der Arbeitsfreiheit“ beſeitigt, 
e auch die wohlbewährte Kontrolle des Arbeiterſchutzes durch die zum großen 
il aus der Bergbaupraxis hervorgegangenen „Geſchworenen“. Ganz richtig be— 
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merkt Metzner, dieſe „vollkommene Freiheit bedeutete aber nichts anderes 
ſchrankenloſe Ausbeutung des Schwächeren durch den Stärkeren, des 
durch den Unternehmer“. Und: „Die Arbeitszeit wurde immer länger, U 
Nebenſchichten ſtanden an der Tagesordnung, die Zahl der Unfälle und 
kungen wurde immer größer, die Behandlung der Arbeiter verſchlechterte 
Tag zu Tag.“ An einer anderen Stelle ſagt Metzner über die Wirkung de 
der „induvidualiſtiſch-phyſiokratiſchen Anſchauung“ über das alte bergm 
Recht auf die Lohnzahlung: „Bei der Feſtſetzung der Löhne war nicht mehr 
Prinzip der Auskömmlichkeit und Gerechtigkeit maßgebend, ſondern die Abf 
hältniſſe und das Verhältnis von Angebot und Nachfrage nach Arbeitskräften 
kürliche und plötzliche Anderung der Lohnſätze, harte und häufige Strafen, 
zahlte Nebenarbeiten und dergleichen mehr waren an der Tagesordnung.“ Es 
ein ſchreckliches Erwachen der über dem Gedudel von den „großen Segnung 
freien Arbeitsvertrags“ eingeſchlafenen Bergknappen, als fie ſich in der Wirkli⸗ 
keit dieſer Freiheit der Ausbeutung wieder fanden. Die Bergarbe 

ſtreiks in Weſtfalen 1858, 1872, in Schleſien 1869, in Sachſen 1872 uſw. offenba 
bereits den für die Arbeiter unheilvollen Umſchwung in ihrem Vertragsverhältn 
Aber dieſe Aufflackung des Knappengrimms machte auf die Geſetzgebung und & 
hörden nur den Eindruck von „böswilligen Unbotmäßigkeiten“. Erſt mußten i 
Maſſenausſtände in Deutſchland 1889 und 1905, in Oſterreich 1900 kommen, 
revidierten die Parlamente wenigſtens einigermaßen die Bergarbeitergeſetze zu 

auf die Linie des völlig verworfenen alten Knappenrechtes. Metzner erklärt wal 
heitsgemäß die ſeit zwanzig Jahren in Deutſchland und Oſterreich vorgenommen 
geſetzlichen Einſchränkungen des ſagenhaften „freien Arbeitsvertrags“ als Folg 
der großen Bergarbeiterſtreiks. Sowenig die Bergarbeiterforderung 
geſetzlich erfüllt ſind, auch das Wenige haben ſich die Arbeiter durch * 


S 


Kämpfe erzwingen müſſen. Dieſe Tatſache von einem bürgerlichen Schri 
ſteller, angeſichts der neuerlichen Verſuche, die Koalitionsfreiheit der Arbeiter ei 
zuſchnüren, konſtatiert zu finden, iſt auf alle Fälle erfreulich. | 1 

Wir müſſen darauf verzichten, auf den Inhalt des empfehlenswerten Bu 
ausführlicher einzugehen, möchten aber doch nicht unterlaſſen, noch zu vermerk 
daß Metzner den Leuten, die von der „unerreichten Sozialgeſetzgebung Deutſ⸗ 
lands“ fabeln, harte Kopfnüſſe gibt. In Deutſchland gibt es noch kein Geſetz, di 
allgemein die Schichtzeit der Grubenarbeiter beſchränkt. Dagegen beſteht 
Frankreich ſeit 1909 die geſetzliche Achtſtundenſchicht für alle in den Kohle: 
gruben Beſchäftigten, in Oſterreich ſeit 1901 die geſetzliche Neunftundenfeit 
für den Kohlenbergbau, in Belgien feit dem 1. Januar 1911 die gef a 
Neunſtundenſchicht für die Kohlenbergarbeiter, in Großbritannie 
1908 die geſetzliche Vorſchrift, daß kein Bergwerksarbeiter unter Tage inne 


Salbe“ und blieb hinter dem Ausland in der praktiſchen Bergarbeiterſchutzgeſc 
gebung weit zurück. | 9. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die Unfälle der letzten Stunde. 
Berlin, 6. Januar 1912. 


Der Reichskanzler hat dem ungeſtümen Drängen ſeiner ſchwarzblauen 
iarier nachgegeben und zum neuen Jahre fo etwas wie ein Wahlmanifeſt 
gelaſſen: in einem Artikel der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“. Aber 
ht hat er es ihnen damit doch nicht gemacht; im Gegenteil fallen ſie noch 
zorniger über ihn her, und was ihm einzelne Blätter, wie die „Ham⸗ 
rger Nachrichten“, ins Stammbuch ſchreiben, iſt eine Fraktur, die ſich in 
nem parlamentariſchen Komplimentierbuch findet. 
Ein wenig höflicher iſt die „Deutſche Tageszeitung“. Sie erkennt an, daß 
Reichskanzler in der Sache nur wiederholt, was ihm der Schnapsblock 
die Feder diktiert, aber der „Ton“ paßt ihr nicht; er iſt ihr lange nicht 
ſch genug, und ſie fürchtet, daß die Wahlparole der Regierung ſich als 
Schlag ins Waſſer erweiſen werde. Dieſe Furcht hat ihre guten Gründe, 
ein weshalb verlangt man auch von Herrn v. Bethmann Hollweg eine 
iſtung, die ihm ſelbſt die ſieben Weiſen Griechenlands nicht vormachen 
mten. Ein „Ton“, der einen nennenswerten Bruchteil der Wähler ins 
iktionäre Garn ſcheuchen könnte, iſt fo leicht nicht auf dem Finger ge— 
ffen; er läßt ſich ſo wenig aus der Beſcherung hervorlocken, die der 
warzblaue Block in ſeiner mehrjährigen Herrſchaft angerichtet hat, noch 
8 der Beſcherung, die er anrichten würde, falls es ihm beſchieden ſein 
lte, ſiegreich aus den Wahlen hervorzugehen. 
Neue Kähne, neue Regimenter, neue Steuern, die Ausſicht auf einen 
Atkrieg, vor deſſen Schrecken ſelbſt die Schrecken des Dreißigjährigen 
ieges erbleichen würden, und als Gegenleiſtung die gewaltſame Beſeiti— 
ng der paar Volksrechte, die es in Deutſchland noch gibt — das iſt ein 
ogramm, mit dem nicht einmal der dümmſte Philiſter vom Ofen zu locken 
Dieſe Einſicht hat das Wahlmanifeſt des Reichskanzlers zu einem, wie 


„Vorwärts“ mit Recht ſagt, naiven Geſchwätz gemacht, zu einer ae 
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wenn liberale Blätter meinen, der Reichskanzler halte ſich zurück 
ſich nicht mit ſeinem ganzen Hab und Gut auf dem ſchwarzblauen 
einſchiffen wolle, der in acht Tagen explodieren könne. Er kann ſich 
nicht einbilden, daß er als einſame Fahnenſtange in der Luft f 
bleiben wird, wenn der Bau zuſammenkracht, der ihn getragen hat. 
ſteht und fällt mit dem ſchwarzblauen Block, und nur ſo viel möchte 
ſein, ob er der Mann ſein wird, die Deſperadopolitik durchzuführen, 
die Heydebrand und Oldenburg an ihrem Teil entſchloſſen find. 
Recht zur paſſenden Zeit kommt eine Enthüllung zweier Profeſſorer 
Herren Ulmann und Delbrück, über die Staatsſtreichpläne, an denen 
marck umgekommen iſt. Man wußte längſt, daß dieſer geniale Staat 
die Arbeiterfrage nur noch als eine „militäriſche Frage“ betrachtete, 
mit dem Plane umging, die Arbeiterbewegung im Blute der Arbeitern 
zu erſticken, und daß er, um die Arbeiter auf die Straße zu treiben 8 
Staatsſtreich gegen das allgemeine Wahlrecht plante. Aber über das 
Drum und Dran ſeines Staatsſtreichs war bisher noch nichts bekan 
dieſes Rätſel löſen jetzt jene Profeſſoren. Speziell Herr Delbrück erzä 
Bismarck habe weder einen Zenſus noch eine Klaſſenwahl, noch ſt 
Ordnungen, noch Delegationen aus den Landtagen, ſondern ein Au 
geſetz geplant, das allen notoriſchen Sozialdemokraten, die den Umſt 
beſtehenden Staats- und Geſellſchaftsordnung bezweckten, das aktive und 
Wahlrecht entziehen ſollte. Um dies durchführen zu können, habe er 
Stelle der geheimen die öffentliche Abſtimmung ſetzen wollen. Die Bel 
hätten dann Liſten der notoriſchen ſozialdemokratiſchen Wähler angele 
unparteiiſche richterliche Behörde — nach dem Muſter der „Reich 0 
kommiſſion“ zur Zeit des Sozialiſtengeſetzes — hätte etwaige Bejchiwert‘ 
entſchieden und dafür gebürgt, daß das Geſetz nicht auf andere Parteien a 
gedehnt werde. Wenn allen in dieſer Weiſe Geächteten die politiſchen Here 
aberkannt worden ſeien, habe es in der Hand der Regierung geleg 
die ſozialdemokratiſche Partei ganz aus dem Reichstag verſchwin 
oder ſie auf eine kleine Gruppe von Harmloſen reduzieren wolle. 
Der Herausgeber der „Preußiſchen Jahrbücher“ macht dieſe 

mit einem lachenden und einem weinenden Auge. Er findet, daß Bis 
als hiſtoriſche Perſönlichkeit durch die Enthüllung ſeines geplanten 8 
ſtreichs nur gewinnen könne, gegenüber der älteren Auffaſſung, die i 
überhaupt einen poſitiven Gedanken nicht mehr entdecken konnte u 
nur den alten Mann ſah, der nicht mehr wußte, was er tun ſo 
in dem langſamen Abſterben und Verlöſchen des Philiſters ſei 
gegangen, ſondern in dem tragiſchen Ende des Heros, das er ſich 
reitet habe. | 
Es iſt echt profeſſoral, in dem ruchloſen Blödſinn, den Herr 

von Bismarck erzählt, einen „poſitiven Gedanken“ zu entdecken u 
gar „das tragiſche Ende des Heros“ darin, daß Cartouche oder 
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nes bei einem letzten Einbruch von der Leiter ſtürzen und ſich das Genick 
echen, ſtatt wie ehrbare Philiſter in ihrem Bette zu ſterben. 

Auf der anderen Seite freilich gibt Herr Delbrück zu, daß Bismarck mit 
r Ausführung ſeines „poſitiven Gedankens“ das neudeutſche Reich in den 
grund kutſchiert haben würde, und damit trifft er gewiß den Nagel auf 
n Kopf. Es war der einfachſte Selbſterhaltungstrieb, der den Kaiſer zwang, 
ien Staatsmann zum Geier zu ſchicken, der ihm ein frivoles Spiel um 
ne Krone anriet. Mit Recht ſagt Herr Delbrück: „Gewalt ruft immer wieder 
walt hervor.“ Aber wenn er alle gewaltſamen Staatsſtreichpläne verwirft, 
fügte er hinzu, daß ſie heute auch ganz überflüſſig ſeien. Freiſinnige und 
tramontane, die zu Bismarcks Zeit in Steuer⸗ und Wehrfragen noch bock⸗ 
inig geweſen ſeien, hätten ſich bekehrt; ſie ſeien ganz zahm geworden und 
en der Regierung aus der Hand. Und in der Sozialdemokratie ſei das 
bolutionäre Feuer längſt erloſchen; von ihm ſeien nur noch „die Schlacken 
d einige Kohlen“ übrig, „die revolutionären Redensarten und der alte 
r Bebel“. Worauf man Herrn Delbrück nur antworten kann, was er 
nem Mitenthüller Ulmann zuruft, der ſich vor ſeiner eigenen Entdeckung 
1 wenig fürchtet: O ſelig, wer fo hoffen kann! 

An dieſer Hoffnungsſeligkeit leiden die oſtelbiſchen Junker nun aber ganz 
d gar nicht. Sicherlich ſpielt in ihrem Krebſen mit dem roten Geſpenſt 
Lug und Trug mit, aber daß es ihnen ſo gleichgültig ſein ſollte, wie Herr 
Abrüd behauptet, ob die Sozialdemokratie in den bevorſtehenden Wahlen 
ndert Mandate und mehr für den Reichstag und mehr als vier Millionen 
immen gewinne, das kann ſich nur ein deutſcher Profeſſor einreden. Die 
inter wälzen längſt den „poſitiven Gedanken“ Bismarcks in ihrem un⸗ 
deligen Gemüt, und deshalb kommt ihnen die Enthüllung der Delbrück 
d Ulmann ſehr ungelegen. Ihre Blätter ſtreiten auf Tod und Leben ab, 
B Bismarck je ſolche Pläne gehegt habe, und ſie find pfiffig genug, den 
wachen Punkt in der Enthüllung der beiden Profeſſoren herauszufinden. 
e fragen nämlich, wie es möglich ſein ſolle, an einigen Millionen Wählern 

umſtürzleriſche Geſinnung feſtzuſtellen, aber ſie verplappern ſich zugleich, 
3 ſie dem geplanten Staatsſtreich Bismarcks „die einzig mögliche Formu⸗ 
tung“ geben, „daß nämlich Stimmen, die für einen notoriſchen Anhänger 
ler umſtürzleriſchen Partei abgegeben würden, einfach nicht zu zählen feien“, f 

18 iſt eine Kolumbusidee von genialer Einfachheit, die ein recht reifliches 
ichdenken über dieſe delikate Frage bekundet. Und wenn die junkerlichen 
ätter auch dicht vor den Wahlen jedes praktiſche Attentat auf das all⸗ 
neine Wahlrecht leugnen, ſo verhehlen ſie doch nicht, daß ſie ihm an den 
agen wollen, ſobald die Sozialdemokratie im Reichstag ſtark genug werden 
lte, um die Hand auf den Hebel der Regierung zu legen. Und das genügt, 
i die Wähler zu orientieren. 

Zu den Unfällen der letzten Stunde gehören für den ſchwarzblauen Block 
05 die Enthüllungen des „Vorwärts“ über die braven Leute, die als Kämpen 

Reichsverbandes im Vorkampfe für die „heiligſten Güter“ ſtehen. Es iſt 
0 richtige Falſtaffgeſellſchaft in ihren ewigen Geldnöten und mit ihrem 
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Dortchen Lakenreißer, und es iſt nicht ohne Humor, wie ſie die prominente 
Männer der ſchweren Induſtrie um die Hundertmarkſcheine erleichtern. Abe 
ſchließlich überwiegt doch der Ekel, wenn man bedenkt, daß alle bürgerliche 
Parteien ſich mit dieſer Raſſelbande eingelaſſen haben, um die modern 
Arbeiterbewegung zu verſchimpfieren. | N 

überrafhend find die Enthüllungen des „Vorwärts“ freilich nicht, den 
der herrliche Kampf für „Thron und Altar“ hat von jeher alle faule 
Früchte angezogen, wie das Licht die Motten. Vielleicht hat die Sache eine 
ſehr edlen und erhabenen Zuſammenhang, indem das Bibelwort erhärt 
werden ſoll, daß der Herr ſich gerade in den Schwachen mächtig erweif 
Jedoch da dieſer Beweis regelmäßig mißglückt, ſo erklärt ſich das Phänome 
wohl einfacher dadurch, daß überlebte Mächte ihre eifrigſten Verteidiger 
jenen faulen Schichten der Geſellſchaft finden, die ſich vor dem herben Ate 
der Revolution fürchten wie der Dieb vorm Richter. 25 


>: 
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Ferdinand Simon. 
i Von H. Lux. f 


Am 4. Januar ſtarb in Zürich an Blutvergiftung infolge eines Mäuf 
biſſes der praktiſche Arzt Dr. Ferdinand Simon, der Schwiegerſohn Augu 
Bebels. . 
Wie tückiſch doch das Schickſal arbeitet! Er wurde das Opfer fein 
eigenen Lebensarbeit, die ihn ſeit mehr als zwanzig Jahren im Bam 
hielt, der er all die karge freie Zeit opferte, die ihm die ärztliche Berufspfli⸗ 
übrig ließ. „Ich will kein Feld⸗ und Wieſenarzt werden! Ich kann mi 
nicht damit begnügen, immer nur den Kohl weiter zu graſen, um für di 
Heute zu ſchuften. Ich habe ein Ziel!“, ſo rief er aus, als er nach glänzer 
beſtandenem ärztlichen Diplomexamen auf unſere gemeinſame, enge St 
dentenbude oben am Zürichberg heimkam. Und dann entwickelte er 
ſeiner kurz abgehackten, aber ſcharf pointierten Sprechweiſe das Program 
einer Serumtherapie, die damals ein kaum erſt beackertes Verſuchsgebi 
der Medizin war. Hier forſchend weiterzuarbeiten, das war ſein Lebenszi 
Erreicht hat er es nicht. Mitten aus ſeiner Lebensarbeit wurde der a 
mige, elaſtiſche Mann gefällt, deſſen Lebenskraft unverwüſtlich ſchien, € 
fällt durch eine lächerliche Maus, der er Streptokokken eingeimpft hatte, u 
dem Scharlacherreger auf die Spur zu kommen und dann eine Ser 
therapie gegen dieſe tückiſche Kinderkrankheit auszuarbeiten. Sein Leben 
werk bleibt unvollendet und verloren, unwiederbringlich verloren ſind d 
Reſultate langjährigen, unermüdlichen Fleißes; denn in ſeiner ſtreng! 
Selbſtkritik konnte er ſich zu vorläufigen Veröffentlichungen, nur um ei 
Prioritätsrechte zu fichern, nicht entſchließen. Er wollte nur das der Offer 
lichkeit übergeben, was er ſelbſt als hieb- und ſtichfeſt erkannt hatte. U! 
ſo figuriert manches Ergebnis ſeiner bakteriologiſchen Forſchung in d 
Wiſſenſchaft unter fremden Namen, das er ſelbſt vorher in ſeinem eigen! 
Laboratorium, freilich nur für ſich, feſtgeſtellt hatte. Es war eben eine ed 
Gelehrtennatur, dem jede Profeſſoreneitelkeit fremd war. Er forſchte 1 
der Forſchung willen; am Ende des Lebens würden ſich die Reſultate ih! 
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einem feſtgefügten Ringe zuſammenſchließen, davon war er feſt über— 
nat. Und nun bleibt dieſer Ring doch ungeſchloſſen. Das iſt Berufstragik. 
Von der Tragik im Menſchenſchickſal ſpreche ich nicht, das hieße wühlen 
ı Schmerze ſeiner Frau und ſeines Sohnes, und das hieße noch mehr 
ühlen im Herzen unſeres Auguſt Bebel, dem er Sohn und Freund zu— 
eich war. Der Alte, nachdem vor kurzem erſt ſeine Frau von ihm ge— 
ngen, iſt nochmals heimatlos geworden. 

Nur wenige haben Ferdinand Simon wirklich gekannt. Für die meiſten, 
it denen er in flüchtige Berührung kam, war er nur der Schwiegerſohn 
bels. Was hinter dem ſtillen, ernſten Manne ſteckte, der gegen Fremde 
eu verſchloſſen war, das wiſſen nur wenige. 

Eine gute Strecke unſeres Lebenswegs, die ſchönſte Zeit unſerer Stu— 
ntenjahre find wir zuſammengegangen. Die Zeit ſteigt vor mir wieder auf. 
Als ich ihm im Jahre 1883 begegnete und in ſeinen Freundeskreis auf— 
nommen wurde, zu dem auch Gerhart Hauptmann und deſſen Bruder 
arl gehörten, war ich noch ein blutjunger Fuchs. Er, der Dreiundzwanzig— 
hrige, war aber bereits Doktor der Philoſophie. 

Hervorgegangen aus einer ſchlichten Handwerkerfamilie — ſein Vater 
ır Malermeiſter in Neumarkt i. Schl. —, hatte er nur unter großen Ent- 
hrungen ſeine Schulzeit auf dem damals berühmten Realgymnaſium 
m Zwinger in Breslau durchbringen können. Nicht geringer waren die 
tbehrungen, die er ſich auf der Univerſität Jena auferlegen mußte, wo 
„angezogen durch die Perſönlichkeit Häckels, Biologie ſtudierte. Obgleich 
an Wiſſen bereits ein gereifter Mann und dem kraſſen Fuchs auch an 
benserfahrung weit überlegen war, zog er doch gerade mich ganz nahe zu 
h heran, und wir erlebten die Sturmjahre der Jugend, die für ihn erſt 
ich Abſchluß der Studienjahre begannen, gemeinſam. Entzündet wurde 
r Sturm in uns durch ein heute faſt verſchollenes Buch Karl Kautskys: 
der Einfluß der Volksvermehrung auf den Fortſchritt der Geſellſchaft“. 
urch Kautskys Unterſuchungen kamen wir im Jahre 1883 zum erſtenmal 
Berührung mit den Theorien des Sozialismus. Wer die Zeiten des 
ozialiſtengeſetzes nicht ſelbſt durchgemacht hat, der hat heute gar keinen 
egriff mehr davon, wie hermetiſch damals die ſtudierende Jugend von 
len ſozialiſtiſchen Schriften abgeſchloſſen war. Das ernſte, gelehrte Buch 
autskys ſtand zwar auch auf dem Index der verbotenen Bücher, trotzdem 
ar es durch den regulären Buchhandel erhältlich, und mit wahrem Heiß— 
inger warfen wir uns auf dieſe Schrift, die faſt wie eine Offenbarung 
if uns wirkte, indem fie uns die Augen öffnete. 
Über Kautsky kamen wir zu Marx, und ein gemeinſamer Freund, der 
mals in Zürich Nationalökonomie ſtudierte, machte uns bald auch die 
ropagandaſchriften der Sozialdemokratie zugänglich. Auf meiner Bude in 
reslau verſchlangen Simon, der damals in Breslau ſeine Militärjahre 
diente, und ich den zwar wöchentlich herausgegebenen, aber doch recht un— 
gelmäßig erſcheinenden „Sozialdemokrat“. Denn unter allerlei Vorſichts⸗ 
aßregeln mußte ich ihn erſt aus einer abgelegenen, elenden Kneipe, in der 
le vierzehn Tage Genoſſen zuſammenkamen, heimholen. Aber der langſame 
ang der Entwicklung, wie er aus den Marxſchen Theorien folgte, wollte 
is jungen Brauſeköpfen ſo ganz und gar nicht gefallen. Wir konnten das 
iel des Sozialismus nicht erwarten. Die alte Welt ſchien uns abgetan, ſie 
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würden ſie ſchon einreißen oder überſpringen. An Elan fehlte es Ans 3 


Baſis des wiſſenſchaftlichen Sozialismus auf freier Erde begründe 
hatte uns nur aufgerüttelt, aber nicht belehrt; und jo | 


Durchführung des Sozialismus in den Vereinigten Staaten von N 
unterſuchen ſollte. 8 

Eine bunt zuſammengeſetzte Geſellſchaft, dieſe neuen Ikarier. 2 
Spitze ſtand Alfred Ploetz, der bekannte Raſſenhygieniker. Gerhart Ha 
mann, damals noch Bildhauer und mit dem Entſchluß ringend, ob er Sch 
ſpieler oder Dichter werden ſollte, war unſer dichteriſcher Seher und 
geiſterte uns durch feine Römerdramen. Karl Hauptmann, der Philof 
ferner ein Botaniker, ein Forſtmann, ein Maler, ein Nationalökono 
Sohn eines bekannten Breslauer Bankiers, ein Student der Medizin, 
veritabler Bauer, Dr. Simon, der Biologe, und ich ſelbſt, damals S 
der Mathematik, bildeten die Truppen. Keiner von uns gehörte da 
Partei an, und jo ſicher waren wir mit unſeren utopiſtiſchen Beſtr 
dem Sozialiſtengeſetz nicht ins Gehege zu kommen, daß wir unſere 
ſchaft mit allen unſeren Mitgliedern ſogar der Polizei anmeldeten. 

Mit unſeren kärglichen Mitteln rüſteten wir den unabhängigſten 
Kreiſes aus und ſandten ihn über das große Waſſer. Zunächſt ſollte er 
Reſt der übrig gebliebenen alten Ikarier aufſuchen, um dort ſeine pra 
ökonomiſchen Studien zu beginnen. Dann wollten wir anderen, d 
zwiſchen eine eifrige Werbetätigkeit entfalteten und noch eifriger W 
ſchätze aufſpeicherten, um als fertige Männer den Urboden eines ei 
Landes beackern zu können, alle unſerem Pionier folgen. 3 

Die neue Geſellſchaft ſollte erſtehen, ohne die Schlacken der al a 
nützen Ballaſt mit ſich zu ſchleppen. Die chineſiſche Mauer, die den Kap 
mus und die alte Geſellſchaft umgab, die machte uns wenig Sorge, 


und auch nicht an hoffnungsmutiger Zuverſicht. | | 

Die erſten Berichte unſeres Pioniers lauteten auch zuberſich 
würden wir an einer der großen transamerikaniſchen Bahnen jcho: 
geltlich erhalten; mit ſeinen Erträgniſſen würden wir weiterbauen 
Erträgniſſen könnte es aber nicht fehlen, zählte doch ein Bauer und e 
der Landwirtſchaftlichen Hochſchule zu unſerem Kreiſe, die das A 
departement ſchon in Ordnung halten würden, zumal der Land 
unſeren Wunſch ſich auch als Geometer ausbildete. Woran könnte 
dann ſonſt noch fehlen! 

Aber ſchon der zweite amerikaniſche Bericht unſeres Freunde 
weniger optimiſtiſch. Er war inzwiſchen bei den Ikariern angelang! 
mit eigenen Augen das klägliche Leben, das die Adepten Cabets zu 
gezwungen waren. Er ſah, wie die harte Arbeit für das Morgen ih 
Heute elend verkümmerte, wie ſie in der grauen Alltagsſorge weder 
kannten, noch die Freiheit empfanden, unter deren Fahne ſie ſich a 
geſchart hatten. 

Und dann kam lange kein weiterer Bericht; auf einmal aber 
gramm aus Antwerpen: „Bin Sonntag in Breslau.“ — Wie wirkte d 
dieſes nüchterne Telegramm auf uns! Simon fluchte auf den 
Kneifer“. Sofort ſollten nach ſeinem Wunſche neue Mittel zuf 
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acht werden, und ich jollte die verlaſſene Arbeit energiſch wieder auf⸗ 
jmen. — Es war eine trübſelige Sitzung, als unſer Pionier uns dann 
ſönlich Bericht erſtattete. Die eigene Erfahrung hatte ihm Dialektik ein⸗ 
yauft, und nun paukte er ſie uns ein. Aus der Lektüre des Kommu⸗ 
tiſchen Manifeſtes hätten wir um einen geringeren Kaufpreis die gleiche 
isheit ſchöpfen können. Aber was gilt der Jugend die Erfahrung des 
ters. Wie käme ihr auch anders die eigene Kraft zum Bewußtſein, wenn 
nicht jedesmal ſelbſt Mauern einreißen müßte! — Aber unbelehrbar 
ren wir nicht, und die Logik der Tatſachen ſprach doch auch eine zu beredte 
rache gegen jedes utopiſtiſche Streben. 
Alſo vorwärts an die Arbeit. Der Sozialismus war uns über dem 
heitern unſeres heiligen Planes nicht verloren gegangen. Und die Loſung 
tete: „In Reih' und Glied“, um auch an der beſcheidenſten Stelle, die uns 
Leben bieten ſollte, für den Sozialismus zu wirken. 
Ferdinand Simons Plan, die akademiſche Karriere zu ergreifen, war 
m mit der neugewonnenen ſozialiſtiſchen Erkenntnis gefallen, noch ehe 
utopiſtiſchen Ideen eines neuen Ikariens uns ergriffen hatten. Um 
nen Platz in der Neuen Welt ausfüllen zu können, hatte er dann be- 
offen, von vorne anzufangen und Medizin zu ſtudieren. Als er den 
nten Rock auszog, wanderte er wieder als Schüler in den Hörſaal, in den 
eigentlich als Dozent hatte einziehen wollen. Wegen der Berechtigungs— 
vierigkeiten, denen damals noch in Deutſchland die Realgymnaſiaſten 
terworfen waren, konnte er nur nach der Schweiz gehen; und er wählte 
rich, das ihm ſpäter zur zweiten Heimat werden jollte. 
Freilich blieb er zunächſt nicht ganz freiwillig in Zürich; denn die 
riſchen Pläne unreifer Köpfe waren der Breslauer Polizei gefährlich 
mug erſchienen, um darauf den großen Breslauer Geheimbundprozeß 
n Jahre 1887 aufzubauen. Und die Juſtiz arbeitete unter Freytag, un- 
gen Angedenkens, prompt, wenn auch nicht gerade ſchnell. Die einen 
f fie mit harten Gefängnisſtrafen und noch härterer Unterſuchungshaft; 
anderen wurden vergrämt. In Zürich fanden ſich dann wieder die meiſten 
„Ikarier“ zuſammen. Freilich von der Jugendtorheit ſprachen wir 
ht mehr; nun galt uns nur noch der Kampf in der Partei, Schulter an 
hulter mit dem ringenden Proletariat. In der Schweiz beendeten wir 
i auch alle, die von den deutſchen Univerſitäten verfemt worden waren, 
ſere Studien. 
Und da hauſten wir, Simon und ich, oben in Oberſtraß und arbeiteten. 
d wenn der Bücher⸗ und Stumpendunſt uns die Köpfe ganz verſchlagen 
te, da ſtiegen wir hinauf auf den Adlisberg; vorher aber holten wir 
idg Bebel aus ihrer kleinen Studentenbude, die jo ganz anders freundlich 
zſah als die unſere, und die unſeren Ferdinand Simon wie ein kleines 
reich anmutete. Kein Wunder, daß die beiden ſich bald zuſammen— 
den. War ſie ihm doch ein lebendiger Teil des alten Recken Bebel, der 
vollbrachte, was wir Jüngeren nur ſo glühend heiß gewollt hatten. 
mm wir an Deutſchland dachten und die Fortſchritte ſahen, die trotz des 
rnen Druckes von oben die Sozialdemokratie machte — es war die Zeit 
roten Wahlnummer des „Sozialdemokrat“ —, da konzentrierte ſich all 
ſere Dankbarkeit auf Auguſt Bebel, der vorn im Kampfe ſtand, während 
nur von ferne ſtill zuſchauen konnten. 
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Nach Beendigung feiner medizinischen Studien in Zürich ging © 
zu ſeiner weiteren Ausbildung nach Paris im Jahre 1891; nachdem er 
zwiſchen ſchweizeriſches Bürgerrecht erworben hatte, ließ er ſich mit ſei 
jungen Frau zunächſt in St. Gallen als praktiſcher Arzt nieder, vertauſc 
ſeinen Wirkungskreis aber bald mit Zürich, wo er zunächſt in dem 9 
beiterbezirk Außerſihl eine ſegensreiche Tätigkeit entfaltete. 3 

Unermüdlich als Arzt tätig, fand er doch noch Zeit für ſchriftſtelleriſ 
Arbeiten und eigene wiſſenſchaftliche Forſchungen. Namentlich intereſſier 
er ſich lebhaft für die Bekämpfung des Alkoholismus. In ſeinem Bug 
„Die Geſundheitspflege des Weibes“, das bereits die ſiebente Auflage 
reichte, hat er durch die Betonung der individuellen und ſozialen Schad 
gungen, denen insbeſondere die Proletarierin ausgeſetzt iſt, wiſſenſchaftlig 
Aufklärung in die breiten Maſſen des Volkes hineingetragen und iſt da 
durch unſeren Genoſſinnen ein bewährter Freund und Berater geworde 
Daneben betrieb er bakteriologiſche Forſchungen, die ihm zum Berhängt 
werden jollten. 

In den politiſchen Kämpfen der Gegenwart hat Simon nie eine führen! 
Rolle geſpielt. Ihm war die Gabe der freien Rede verſagt. Er, der im i! 
timen Kreiſe feſſelnd und ſarkaſtiſch zugleich dozieren konnte, ihm verſagte 
die Worte, wenn er vor einem größeren Kreiſe frei ſprechen ſollte, und de 
halb reſignierte er freiwillig auf jede öffentliche politiſche Betätigung; u 
doch lebte ſeine Seele mit in dieſen Kämpfen, fo ſtill und zurückgezogen 
auch in dem Kreiſe ſeiner Familie und ganz hingegeben ſeinem Beruf un 
feiner wiſſenſchaftlichen Forſchung lebte. 

Nun iſt er ganz ſtill geworden, der ſtille, bedachtſame Mann. In Beh 
Herzen und in ſeiner zweiten Heimat iſt eine klaffende Lücke aufgerifi 
Ode und leer iſt nun das Haus — ohne Glanz und ohne Leuchten. 
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Skparatismus, nationalismus Und Sozialismus. 
Von K. Kautsky. Re; 


Der tſchechiſche Separatismus jcheint ein rein öſterreichiſches, lokal 
Problem zu ſein. Aber würde er ſiegen, ſo müßte er nicht nur die geſam 
Arbeiterbewegung Oſterreichs völlig umwälzen und aufs tiefſte ſchädig 
ſondern er würde zu einem Element der Auflöſung für die Einheitli 
des Klaſſenkampfes überall dort, wo Arbeiter verſchiedener Sprachen 
halb eines Staatsweſens zuſammen zu arbeiten haben. 

Nicht nur die Bedeutung des öſterreichiſchen Proletariats für die 
ſamte Internationale, ſondern auch die Notwendigkeit der allſeitigen G 
ſchloſſenheit des Klaſſenkampfes nötigt uns daher, dem Aſchecheſe 9 
tismus unſer Augenmerk zuzuwenden. 5 

War bis zum Innsbrucker Parteitag der Kampf gegen den Separati) 
mus nur als gewerkſchaftlicher geführt worden, hatte die ſozialdemokratiſ N 
Organiſation bis dahin Neutralität zu bewahren geſucht, jo iſt auch fie fi 
in den Kampf gegen den Separatismus eingetreten. Dieſer Schritt wa 
vermeidlich und längſt notwendig geworden. Aber man begreift das 30 
der leitenden Parteigenoſſen. Denn der Kampf kann ein ſchwerer > ö 
und unſerer Sache tiefe Wunden ſchlagen. En 


— 3% 
5 2 2 


Kar tt: Separatismus, Nationalismus und Sozialismus. 521 


Bisher war unter den Genoſſen außerhalb Sſterreichs über den Sepa⸗ 
ttismus nur wenig bekannt. Ja ſelbſt die nichttſchechiſchen Genoſſen in 
ſterreich wußten nicht viel über ihn, dank ihrer Unbekanntſchaft mit der 
chechiſchen Sprache. In jüngſter Zeit ſind nun zwei Publikationen er⸗ 
jienen, die geeignet find, weitere Kreiſe mit dem tſchechiſchen Separatis⸗ 
us bekannt zu machen. Vor dem Innsbrucker Parteitag wurden vom 
terreichiſchen Metallarbeiterverband „Dokumente des Separatismus“ her⸗ 
gegeben, die deutſche überſetzung einer Reihe von Artikeln und ſonſtigen 
nunziationen der Separatiſten, begleitet von einem ausführlichen Kom⸗ 
entar. Auf die Bedeutung dieſer Publikation hat uns ſchon Umbreit hin⸗ 
wieſen (im 13. Heft). Kürzlich erſchien dann das Protokoll des Parteitags 
n Innsbruck, das zahlreiche Materialien zur Frage des Separatismus 
id der Nationalitätenfrage in Oſterreich enthält und die Debatten aus⸗ 
hrlich wiedergibt, in denen das Problem ebenſo eingehend wie ſachkundig 
handelt wurde. Beide Publikationen ſind jedem zu empfehlen, der die 
rage des Separatismus ſtudieren will.“ 

Wenn man ſie lieſt, ſo gewinnt man aus ihnen, namentlich aus den Doku⸗ 
enten des Separatismus, den Eindruck, daß die tſchechiſchen Separatiſten 
ſoweit recht hatten, als ſie erklärten, der internationale Kongreß von 
penhagen habe über die Frage des Separatismus entſchieden, ohne die 
hechiſchen Separatiſten genau zu kennen. Deſſen bedurfte er freilich nicht, 
il er nicht über die tſchechiſchen Separatiſten im beſonderen urteilte, ſondern 
t allgemeines Prinzip für die gewerkſchaftliche Organiſation aufſtellte. 

Indes iſt es ſehr wohl möglich, daß der Kopenhagener Kongreß ſeinem 
ſchluß eine andere Faſſung verlieh, wenn die Internationale die Sepa⸗ 
tiſten genauer kannte. Aber die Anderung wäre nicht etwa in der Weiſe 
getreten, daß der Kongreß den Separatiſten mehr entgegen kam, ſondern 
er in der Weiſe, daß er ſie ſchroff verurteilte. Denn wenn man davon 
den wollte, daß die deutſchen Genoſſen Oſterreichs die Internationale 
er den Separatismus falſch informierten, dann zeigen die „Dokumente 
3 Separatismus“ aufs unverkennbarſte, es ſei dies nur in der Weiſe ge⸗ 
ehen, daß ſie die Separatiſten in zu günſtigem Lichte darſtellten, daß ſie 
je nach Möglichkeit ſchonten und ihr ſchützendes Schild über fie hielten. 
8 Motiv dazu iſt leicht zu erkennen: man wollte ihnen den Rückweg er- 
chtern, ihnen goldene Brücken bauen. Man glaubte, ihr internationales 
d ſozialiſtiſches Empfinden ſei ſtark genug, daß der einmütige Spruch 
r Internationale fie zur Einkehr mahnen werde. 

Wenn die leitenden Genoſſen der Sozialdemokratie Sſterreichs ſich in 
er Erwartung täuſchten, find nicht fie es, denen das zur Unehre gereicht. 

Allerdings bezeugten die Kundgebungen tſchechiſcher Separatiſten ſchon 
r dem Kopenhagener Kongreß einen erſchreckenden Mangel an internatio- 
lem Empfinden. Auf Schritt und Tritt äußern ſie einen wilden Haß gegen 
deutſchen Proletarier, die als die Unterdrücker und Ausbeuter des tſche⸗ 
ſchen Proletariats hingeſtellt werden. 


1 Dokumente des Separatismus. Herausgegeben vom Hſterreichiſchen Metall⸗ 
deiterverband zum zehnten ordentlichen Verbandstag. Wien, Verlag des Oſter⸗ 
chiſchen Metallarbeiterverbandes. 146 Seiten. a 

Protokoll des Parteitags, abgehalten in Innsbruck vom 29. Oktober bis 2. No⸗ 
nber 1911. Wien, Volksbuchhandlung. 382 Seiten. 1 Krone 20 Heller. 
1911-1912. I. Bd. 35 
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Der Abgeordnete Nemec, Mitglied des Internationalen Bureaus, h 
den Mut, zu ſchreiben (im e Zentralorgan Pravo Sidi ar 
20. Auguſt 1910): ee 


Die deutſchen Genoſſen in Wien kennen nur ein Gebot: leder werden {| 
die tſchechiſchen Sozialdemokraten bedingungslos überall und in allem unterwei 1 
ſich mit der Rolle eines bloßen tributpflichtigen und willenloſe 
Stimmaterials begnügen, oder ſie werden uns bekämpfen und bis ul 
völligen Ausrottung vernichten.... Seine Zugehörigkeit zur großen Armee de 
klaſſenbewußten und der es alder o Internationale verbundenen Prol 
tariats ſoll der tſchechiſche Arbeiter damit erkaufen, daß er ſich aller Selb 
ſtän digkeit und Mannhaftigkeit als Proletarier, als Sozialdemokr 6 
und als N entledigt und ſich auf Gnade und Ungnade den deutſchen Sage, 
ergibt.. 

Und was verſprechen uns die Wiener Genoſſen für unſere bedingungelo, 
Unterwerfung unter ihre Gebote? Was lehrt uns die bisherige Praxis? In wir 
ſchaftlicher Beziehung verſprechen ſie uns zwar, auch für die Hebung der Leben 
haltung der tſchechiſchen Arbeiter zu ſorgen, aber nur dann, wenn fie es für g. 
finden, auf jeden Fall aber erſt dann, wenn die deutſchen Arbeite 
ihre Verhältniſſe geregelt haben werden. 

In politiſcher Beziehung verlangen ſie, daß wir uns den politiſchen Bedür 
niſſen der Deutſchen unterwerfen, daß wir, die Angehörigen einer politiſch A 
kulturell unterdrückten Nation, die Politik der herrſchenden, kulturell ſat oc 
Nation machen ſollen. 

In kultureller Beziehung verlangen ſie, daß wir den ae en 1 
ohne jeden Schutz ſeinem deutſchen Ausbeuter preisgeben 
der ihm für elenden Lohn außer ſeiner Arbeitskraft ſeine Nation und das Rec 
auf Erziehung ſeiner Kinder nimmt. 5 

Mögen uns die deutſchen Genoſſen zeigen, welche der Beſtimmungen der Inte 
nationale vorſchreibt, daß die Arbeiter einer Nation vollſtändig und durchaus bl 
der Arbeiterſchaft einer anderen Nation abhängig, ihr tributpflichtig und > Sa 
geordnet fein ſollen (Dokumente des Separatismus, S. 77, 78). N 
Br 

So malt ſich in dem Kopfe eines der klügſten und tüchtigſten S 
tiſten die Forderung, tſchechiſche und deutſche Arbeiter ſollten ſich in Oſte 
reich gemeinſam gewerkſchaftlich in derſelben Weiſe organiſieren, wie es 5 
Arbeiter aller anderen Staaten auch tun! | 

Aber nach Kopenhagen gehen die Separatiſten noch weiter. Sie hab! 
den traurigen Mut, nun auch alle anderen Nationen zu verdächtigen m 
den tſchechiſchen Proletariern als ihre Feinde hinzuſtellen. 

Bereits 1905 hatte ſich die Amſterdamer internationale Konferenz 90 
Gewerkſchaftsſekretäre einſtimmig gegen jede ſeparatiſtiſche Gewerkſchaft 
organiſation ausgeſprochen und erklärt, in jedem Staate könne nur ein 
Gewerkſchaftszentrale anerkannt werden. 5 

Da ſcheute ſich das „Pravo Lidu“ nicht, die Motive der Gewerkſchaft 
aus dem Deutſchen Reiche, die wie alle anderen für den Antrag geſtimn, 
zu verdächtigen und zu erklären, ſie hätten es nicht aus achte 1 


wägungen, ſondern aus nationalem Tſchechenhaß getan: 


Daß für Huebers Antrag die Deutſchen aus dem Reiche ſtimmten, de N 
von ſelbſt. Sie taten es aus nationaler Solidarität, wie das die Deutſchen über j 
tun; ihre nationale Gemeinbürgſchaft ſtellen die Deutſchen immer ül | 
alle Prinzipien (Dokumente des Separatismus, S. 12). * 
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Nach dem Kopenhagener Kongreß wurde in gleicher Weiſe die geſamte 
ernationale herabgeſetzt und der Prinzipienloſigkeit geziehen: 
Die Internationale hat ſich durch den Einfluß der deutſchen Genoſſen in 
ſenſatz zu den Lebensintereſſen der kleineren Nationen geſtellt. Sie hat ſich in 
erſpruch geſetzt zu ihrem weſentlichſten Prinzip, der Bekämpfung jeglicher Privi— 
en und Vorrechte der Nationen, des Geſchlechtes, der Geburt, des Beſitzes und 
Abſtammung. ... Noch ein ſolches Urteil, und die Internationale hört auf, die. 
lucht der Ausgebeuteten und Bedrückten zu ſein, und fie wird das Boll- 
rk der großen Nationen gegen die kleinen. 


In dieſer Weiſe wagte es das Zentralorgan des tſchechiſchen Separatis— 
8, redigiert von dem Mitglied des Internationalen Bureaus Nemec, den 
chluß des internationalen Kongreſſes aufzufaſſen, der die Einheitlichkeit 
Gewerkſchaftsorganiſation in jedem Staate für unerläßlich erklärt, jeden 
ſuch der ſeparatiſtiſchen Zerſchlagung einer derartigen Organiſation ver— 
eilt, dabei aber ausdrücklich fordert: 

In vielſprachigen Staaten müſſen ſelbſtverſtändlich die einheitlichen Gewerk— 
ften den ſprachlich kulturellen Bedürfniſſen aller ihrer Mitglieder Rechnung 
N 


Man greift ſich an den Kopf, wenn man dieſen Beſchluß mit dem auf⸗ 
egten Gerede über die Bedrohung der Lebensintereſſen () der 
men Nationen durch die Internationale und über den Verrat an ihrem 
inzip der Bekämpfung aller nationalen Vorrechte vergleicht. Wie iſt es 
glich, daß ein vernünftiger Menſch derartiges ſchreibt? Und wie möglich, 
nicht alle vernünftigen Leſer ihn auslachen? 8 

Aber das „Pravo Lidu“ geht noch weiter. Es muß ja zugeben, daß in 
penhagen nicht etwa die großen Nationen gegen die kleinen geſtimmt, 
dern daß ſie ſich alle in gleicher Weiſe gegen den Separatismus gewendet 
hen. Um das zu erklären, muß das Separatiſtenorgan ſeinen nationali— 
chen Wahnſinn noch um einen Grad höher ſchrauben: 

Es haben uns alle Slawen verurteilt, ſo wie die Germanen. Man hat uns 
rgends gerne. Den großen Nationen ſind wir ein revolutionäres Ferment, 
beunruhigen fie beſtändig. Die kleinen Nationen überholen wir in der Ent— 
‚lung; fie können uns nicht nachkommen, und deshalb treten fie fo feindſelig 
en uns auf (Dokumente des Separatismus, S. 29). 


Damit iſt wohl der Gipfel nationaliſtiſchen Größen- und Verfolgung?- 
Ins erreicht. Die geſamte Internationale wendet ſich alſo nicht gegen das 
inzip des Separatismus, ſondern gegen die tſchechiſchen Arbeiter oder 
en die tſchechiſche Nation. Und warum? Die Tſchechen beunruhigen durch 
e revolutionäre Haltung die Sozialiſten der großen Nationen, Frank— 
hs, Englands, Amerikas, die gern ihre Ruhe hätten und es mit Ingrimm 
en, daß die tſchechiſchen Separatiſten die Welt in Flammen ſetzen. Die 
nen Nationen aber, die Belgier, die Dänen uſw., können nicht ſchlafen 
Neid über die Lorbeeren, die ſich die tſchechiſchen Separatiſten errungen. 
Man weiß nicht, ſoll man weinen oder lachen, wenn man ſieht, welchen 
inn man dem tſchechiſchen Proletariat vorſetzen darf. 

Und das ſind nicht etwa zufällige Entgleiſungen in der Hitze des Ge— 
(tes. Nein. Eben erſt fand in Prag der Parteitag der tſchechoſlawiſchen 
letei ſtatt. über die internationale Solidarität des Proletariats und die 


tſchechoſlawiſche Sozialdemokratie referierten unter allgemein Zu b 
mung Nemec und Tomaſchek, ohne etwas anderes vorzubringen als W 
holungen der hier vorgeführten Gedanken. Auch auf dieſem Parteitag 
klarierte ſich der tſchechiſche Separatismus als eine Strömung, di 
Gegenſatz nicht bloß zu den deutſchen Sozialdemokraten Sſterreichs, f 
zu der geſamten Internationale ſteht. Tomaſchek erklärte (ma) 8 
der „Wiener Arbeiterzeitung“): 
Wir ſehen, daß ſich auch die Weltinternationale in Kopenhagen gegen 
Forderung gewendet hat; aber ich habe den Eindruck, daß in der Intern 
in ihrer jetzigen Form, in dem Zuſtand, in dem ſie ſich uns darſtellt, etw 
geſundes iſt; ich habe den Eindruck, daß ſie ſo vorgeht, als ob ſie bloß vo 
großen Nationen gepachtet wäre, als ob ſie den Beruf hätte, bloß auf die B 
niſſe und Intereſſen der großen Nationen Rückſicht zu nehmen. Aber ne 
großen Nationen ſind in der Internationale, und vielleicht in größerer Za 
die kleinen Nationen vereinigt, die ihre beſtimmten Bedürfniſſe, Forderun 
Intereſſen haben. Und da ſind wir zu der Anſchauung gekommen, daß die 
nationale nicht nur von den großen Nationen gepachtet ſein kann, ſondern da 
wenn fie ihre Weltmiſſion erfüllen fol, auch auf die Forderungen, Bedürfn 
Intereſſen der kleinen Nationen Rückſicht nehmen muß. Die Internationa 
ſich klar werden und das Problem der kleinen, unſelbſtändigen e 
ihrer Selbſtändigkeit ſtreben, löſen müſſen. 


Welches Problem das iſt, verriet uns Tomaſchek ic Bergeblic 
man fi), wodurch denn die Proletarier der großen Nationen die der 
unterdrücken? Niemals haben ſich in der Internationale auch nur 
ringſten Anzeichen dafür bemerkbar gemacht, daß ſich in ihr irge 
Nation „unterdrückt“ fühle. Weder die Belgier, noch die Holländ 
Dänen, die Schweizer, die Bulgaren und Serben fühlen ſich du 
Deutſchen und Franzoſen, Engländer, Amerikaner, Ruſſen „unter 
Und worin ſollte dieſe Unterdrückung beſtehen? 

Die Internationale beruht auf der Anſchauung, daß die Proletari 
Länder die gleichen Intereſſen haben; ja, mehr noch, daß die Pro 
eines jeden Landes und einer jeden Nation das größte Intereſſe 
haben, daß die der anderen Länder und Nationen ſo frei, ſelbſtändig 
kraftvoll daſtehen als möglich. Die Errungenſchaften zum Beiſpie 
deutſchen Proletarier find um jo mehr gefährdet, je geringer die Löhr 
länger die Arbeitszeit, je ſchwächer die gewerkſchaftlichen Organiſa 
je geringer die politiſchen Rechte der italieniſchen und ſlawiſchen Arb 
Die alte Internationale entſprang daher direkt aus dem Streben der 1 
tarier der ökonomiſch und politiſch fortgeſchritteneren Nationen, die 
tarier der zurückgebliebenen Nationen in ihren Kämpfen um eine X 
ſtellung zu unterſtützen, um dadurch die eigene Stellung zu kräftige 
ſich weitere Fortſchritte zu erleichtern. Und das gleiche Streben b 
neue Internationale. Wo ſollte da eine Unterdrückung der klein 
tionen aufkommen können? Und was hat die Kleinheit und Gr 
Nationen überhaupt mit ihrer Selbſtändigkeit innerhalb der Inte 
nale zu tun? 

Die Redner und Schriftſteller der tſchechoſlawiſchen Sozialden 
können zu ihren Auffaſſungen nur dadurch kommen, daß fie die An 
ungen des bürgerlichen Nationalismus unbeſehen akzeptieren. A 


Argumente ſind jedem, der mit den öſterreichiſchen Dingen Beſchei 
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r vertraute Dinge. Es ſind die herkömmlichen Redensarten des bürger⸗ 
jen Nationalismus. 

Die Separatiſten gehören zu jener Sorte Sozialdemokraten, die ein 
rkes proletariſches Empfinden oder doch ſtarke proletariſche Sympathien 
hen, die aber nicht imſtande find, ſich in ihrem Denken von ihrer bürger⸗ 
jen Umgebung unabhängig zu machen. Derartige Elemente finden wir 
erall. Je nach der Natur der ſie umgebenden Bourgeoiſie nehmen fie ver- 
jedene Formen an. In England verfallen fie in eine Überſchätzung deſſen, 
3 der Liberalismus für das Proletariat leiſten kann, in Frankreich werden 
durch die Erinnerungen an die große Revolution hypnotiſiert, in Sſter⸗ 
h ſuchen ſie den Nationalismus ins Sozialiſtiſche zu übertragen. Genoſſen 
ſer Art ſind in jeder der öſterreichiſchen Nationen anzutreffen. Aber 
h nur vereinzelt. Es iſt das Verhängnis des tſchechiſchen Proletariats, 
ſie in ſeinen Reihen die große Mehrheit bilden. Die tſchechiſche prole- 
iſche Bewegung iſt bereits zu ſtark geworden, als daß ſie in ihrem Denken 
h von der deutſchen beeinflußt würde. Sie hat ſich von ihr losgemacht, 
nit aber auch vom Einfluß des theoretiſchen Wiſſens befreit, das die 
the Sozialdemokratie ihr brachte, ohne daß doch in den Reihen der 
echiſchen Genoſſen genügende theoretiſche Durchbildung zu finden wäre, 
ſie inſtand ſetzen würde, des Einfluſſes der deutſchen Theorie ohne 
jädigung entraten zu können. Sie macht ſich in ihrem Denken „national 
ſtändig“, um in vollſtändige geiſtige Unſelbſtändigkeit gegenüber der 
urgeoiſie ihrer Nation zu verfallen. 

In der Tat iſt das Niederdrückendſte bei der Lektüre der „Dokumente 
Separatismus“ nicht einmal ſo ſehr der gänzliche Mangel an inter⸗ 
ionalem Empfinden, den fie bekunden, wie der unglaubliche geiſtige Tief⸗ 
id, den ſie verraten. 

Nur ſelten findet man Anſätze zu einer theoretiſchen Begründung des 
baratismus. Ihr Wert ſteigt nicht mit ihrer Seltenheit. 

Da hat zum Beiſpiel der Abgeordnete Vanek in Brünn unter dem Titel 
ollen wir unter Vormundſchaft ſtehen oder frei ſein?“ eine Broſchüre 
öffentlicht, „die ſich ſozuſagen als die wiſſenſchaftliche Begründung des 
baratismus gibt“, wie der Kommentator jagt. Darin wird unter an- 
em die nationale Trennung auch für die Konſumvereine verlangt: 


In letzter Zeit greift dieſe Entwicklung in Böhmen und Mähren ſtark ein. Die 
ner Großeinkaufsgeſellſchaft und der Verband der Konſumvereine fördern das 
chstum der Konſumvereine und Produktivgenoſſenſchaften, freilich wieder mit 
1g zentraliſtiſcher Tendenz. Die tſchechiſchen Leute bilden in ſolchen Konſum⸗ 
ernehmungen 90 bis 100 Prozent. Für ihre blutig erſchundenen Gelder wird 
lich nur bei deutſchen Fabrikanten die Ware gekauft. Vom tſchechiſchen Produ⸗ 
en oder Großhändler kann nicht gekauft werden, bei dem iſt ſchon im vorhinein 
> ſchlecht und teuer. Und fo kommen Millionen von Geld, mit denen es möglich 
e, der tſchechiſchen Arbeiterſchaft einen gewaltigen Einfluß im wirtſchaftlichen 
politiſchen Leben zu gewinnen, einſeitig dem deutſchen Kapital zugute, das den 
ſechen nur bei der ſchwerſten und ſchlechteſt bezahlten Arbeit beſchäftigt, und 
i ihn und feine Familie politiſch und national vergewaltigt. Wir ſind feſt 
zeugt, daß es ihn überhaupt nicht beſchäftigen würde, wenn es nicht müßte, 
n für ihn ein Erſatz da wäre. 

Wie ſoll denn die tſchechiſche Genoſſenſchafts- und Produktionsbewegung ge— 
en, wenn der tſchechiſche Arbeiter das, was er entbehren konnte, den Zentral— 
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verbänden nach Wien geſchickt hat? Wie kann er für ſeine Kinder eine tſchechiſe 
Schule verlangen, wenn er für ſein Geld bei ſeinen nationalen Gegnern War 
eingekauft hat, die dann auf ihre Taſche ſchlagen und ſagen: „Wir haben verdiei 
wir zahlen Steuern, wir werden über dich entſcheiden, und wenn du dich kauf 
läßt, werden wir dir zu eſſen geben?!“ 

Wie kann ein tſchechiſcher Arbeiter erwarten, daß er ſein Söhnchen oder Tr 
terchen noch vor der Durchführung der Regenerierung der Geſellſchaft vor de 
Untergang rettet und ihnen eine etwas beſſere Zukunft bereitet, als er ſie ſell 
hatte, wenn der tſchechiſche Gewerbetreibende, Kaufmann u: 
Induſtrielle von den Konſumkräften des eigenen Volkes vernachläſſigt iſ 

Und wie kann die tſchechiſche Arbeiterſchaft erwarten, daß ihr im zukünftig 
Staate Recht werde, daß fie politiſch, ſozial und national gleichberechtigt ſein wii 
wenn ſie den anderen ihre wirtſchaftliche Grundlage überläßt, die Produktion 
macht, die Kraft des Geldes zur Benutzung den Genoſſen der anderen Nation A 
ſtellt? (Dokumente des Separatismus, S. 28, 29.) 


Der beſte Weg für den tſchechiſchen Arbeiter, ſeine Lage zu verbefß 
alſo nicht der, ſich mit dem deutſchen Arbeiter zu gemeinſamem Kamf; 
gegen die Kapitaliſten aller Nationen zu verbinden. Nein, der tſchechiſe 
Separatismus weiß das beſſer. Man muß die Millionen, über die 1 
tſchechiſchen Arbeiter verfügen, dazu benutzen, tſchechiſche Millionäre 0 
züchten, denn dieſe werden den Bedürfniſſen der tſchechiſchen Arbeiter w. 
liger entgegenkommen als die deutſchen. Die Konſumvereine find nicht da 
da, den Arbeitern billigere oder beſſere Lebensmittel zu verſchaffen, jonde: 
dazu, Induſtrielle und Kaufleute der eigenen Nation zu fördern. Und darıı 
dürfen die tſchechiſchen Arbeiter nicht ſchon beſtehenden großen Konſu⸗ 
vereinen beitreten, in denen ſich deutſche Mitglieder befinden, ſondern müſſt 
lieber eigene nationale Zwergvereine gründen, die zwar weniger leiſtung 
fähig find, dafür aber die Emanzipation des Proletariats dadurch vor! 
reiten, daß fie nach dem Rufe handeln: Kauft nur bei Tihehen! 

Meiſt wagen ſich indeſſen die Separatiſten nicht einmal auf das Eis d⸗ 
artiger ſozialiſtiſcher Theorien. Viel bequemer iſt es, zu beſchimpfen und 
verleumden. Und das beſorgen ſie ohne jede Originalität. Es iſt das ge 
Lied von den Arbeitergroſchen, von denen ſich die Arbeiterführer mäſten, f 
da variiert wird, indem man eine nationaliſtiſche Note hineinbringt: 
zentraliſtiſchen Gewerkſchaftsbeamten wollen ſich mit dem Gelde e 
das ſie den tſchechiſchen Arbeitern abnehmen. 

So hatten zum Beiſpiel in Olmütz 1910 die Separatiſten eine Febr 
Maifeier veranſtaltet, die einen tſchechiſchnationalen Charakter trug, u 
Gegenſatz zu jener der Zentraliſten, an der Tſchechen wie Deutſche hi 
nahmen. Vor der Teilnahme an der zentraliſtiſchen Maifeier wurden 
tſchechiſchen Arbeiter durch Flugblätter gewarnt. In einem derſelben hieß a 

Mit jedem Heller, den ihr beitragt zur Feier der Wiener Aufrührer, Re. 
gaten und Verräter der Arbeiterſache, begeht ihr eine Sünde. Der tſchechiſche Sozl 
demokrat hat nichts zu ſuchen bei der Trugfeier der Renegaten und Ausbeuter 
Arbeiterſchaft. Laßt die Leute unter ſich, die auf die Arbeiterſchaft ſpucken, je 
Arbeiterſchaft beſtehlen, ſich auf ihre Koſten malen 


Der Ton, der gegen die Gewerkſchaftsbeamten angeſchlagen wird, ſpo et 
oft jeder Beſchreibung. So ſchrieb die Brünner „Rovnoſt“ am 13. April 19: 
Die zentraliſtiſchen Sekretäre ſind die größten Schurken unter der Sole 


denen nichts heilig iſt. Sie bringen es zuwege, einen Menſchen materiell au u 
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ichten, moraliſch hinzurichten, und dabei tun dieſe Beſtien noch ſo, als ob ſie 
13 im Namen des unverfälſchten Sozialismus täten (Dokumente des Separatis⸗ 
us, S. 134). 


Der Ton wie die Höhe der theoretiſchen Auffaſſung ſtehen ganz auf dem 
iveau des beſchränkteſten Antiſemitismus, nicht des internationalen Sozia— 
smus. Es find nur dürftige Reſte aus früheren, beſſeren Zeiten, die der 
eparatismus mit dieſem noch gemein hat. 

Wäre das alles der Internationale in Kopenhagen bekannt geweſen, 
mn hätte ſich leicht ihr Urteil ſtrenger geſtalten können. 

Vor allem lag es nahe, angeſichts dieſer Haltung die privilegierte Stel— 
ing aufzuheben, die die tſchechiſchen Sozialiſten bisher in der Internatio— 
ale einnahmen. Sie, die ſich überall als die Unterdrückten und Mißhan— 
Aten gebärden, haben es erreicht, daß man ihnen in der Internationale 
ne Ausnahmeſtellung einräumte, wie ſie keine andere Sozialiſtengruppe 
mießt. Sie ſind die einzigen, die als Sprachgemeinſchaft dort vertreten find. 
„Nach der Wiener „Arbeiterzeitung“ hatte ſich Genoſſe Ludo Hartmann 
it der Berichterſtattung über den Innsbrucker Parteitag gegen deſſen 
tehrheit gewendet und dabei bemerkt: 

Sie verkennt, daß außerhalb Oſterreichs überall die Nation das Organ 
tionsprinzip auch der Sozialdemokratie iſt; denn es gibt eine deutſche, franzö— 
che, holländiſche uſw. Sozialdemokratie, die erſt zuſammen die Internationale 
lden. 


Hat er ſich wirklich ſo ausgedrückt, dann iſt ſeine Auffaſſung eine irrige. 
enn nirgends in der Sozialdemokratie, und auch nicht in der Internatio⸗ 
le iſt die Nation das Organiſationsprinzip, wenn man als Nation eine 
prachgemeinſchaft verſteht. Die Grundlage jeglicher ſozialiſtiſchen Partei, 
e im Internationalen Bureau vertreten iſt, bildet nicht die ſprachliche, 
ndern die ſtaatliche oder wenigſtens territoriale Gemeinſchaft. Die 
ation bildet ihr Organiſationsprinzip im weſteuropäiſchen Sinne, wonach ſie 
e Bevölkerung eines beſonderen Territoriums umfaßt. So gibt zum 
eiſpiel der Diktionär Mozin folgende Definition des Wortes Nation: 
Dtalité des personnes n&es ou naturalisees dans un pays, qu'elles vivent ou 
m sous le m&me gouernement; zu deutſch: die Geſamtheit der in einem 
an de geborenen oder naturaliſierten Perſonen, mögen fie alle unter der⸗ 
[ben Regierung leben oder nicht. 

Die Angelſachſen faſſen die Nation ebenſo auf. 

b In den Vereinigten Staaten heißen dementſprechend „nationale Ge— 
erkſchaften“ ſolche, die das geſamte Gebiet der Vereinigten Staaten um— 
ſſen, nicht etwa ſolche, die ſich auf Arbeiter einer beſtimmten Sprache be— 
wäanfen. Im Gegenſatz dazu find dort internationale Gewerk— 
haften jene, die ihren Wirkungskreis über die Grenzen der Vereinigten 
taaten hinaus auf andere Staaten, auf Kanada oder Mexiko, ausdehnen. 

Auch das Kommuniſtiſche Manifeſt ruft: Arbeiter aller Länder, ver- 
nigt euch. Es wäre ſeinen Verfaſſern nie eingefallen, zu rufen: Arbeiter 
des Landes, ſepariert euch, wenn ihr verſchiedene Sprachen ſprecht. 

Auf den internationalen Kongreſſen ſind daher auch nicht Sprachgemein— 
haften vertreten, ſondern Länder. Der offizielle Bericht über den Kopen— 
gener Kongreß führt zum Beiſpiel auf als dort vertretene Länder: Deutſch⸗ 
nd, * ee England, Oſterreich, Frankreich, Böhmen, Ruß— 


land uſw. (S. 12). Es fällt den Franööſiſch ſprechenden Schwei 
Belgiern nicht im geringſten ein, mit den Genoſſen Frankreichs e 
meinſame Organiſation zu bilden, noch denken etwa die Flämen dar 
den internationalen Kongreſſen eine beſondere Organiſation außerhalb! 
allgemeinen belgiſchen zu verlangen. i 5 
Dieſe Organiſation nach Staaten iſt vollſtändig gerechtfertig 
Objekt des Kampfes jeder politiſchen Partei iſt die politiſche Macht. 
in jedem Staate etwas Einheitliches, in der Regierung Zentraliſier 
muß auch eine Partei, die beſtimmte Klaſſenintereſſen im Staate 3 
tung bringen will, danach trachten, alle Mitglieder dieſer Klaſſe im 
zu umfaſſen. Nur ſo können Klaſſe und Partei ihre volle Kraft entfalt 
Außerhalb Sſterreichs ſind daher alle ſozialiſtiſchen Parteien auf 
licher, nicht auf ſprachlicher Grundlage organiſiert. Sie haben wohl 
Nationalitätenſtaaten aus praktiſchen Gründen Unterabteilungen 
ſprachlichen Geſichtspunkten eingerichtet, aber die Sozialdemokratie ei 
jeden Staates bildet eine Geſamtpartei mit gemeinſamer zentraler Ex 
tive, und auf den internationalen Kongreſſen tritt jede als einheit 
Körper auf. | 3 
Das gilt zum Beiſpiel auch von den Ruſſen. Die Organiſatione 
Letten, Armenier, Juden uſw. treten auf den internationalen Kong 
nicht als beſondere Körperſchaften auf, ſondern als Beſtandteile der 
ſchen Sozialdemokratie. Man wird auf die Finnländer hinweiſen, ab 
repräſentieren ein beſonderes Land mit beſonderer Verfaſſung und Re 
rung, fie wollen nicht als eigener Sprach ſt am m vertreten ſein. Sie 
faſſen Schweden wie Finnen. | BE 
In Oſterreich kann man dasſelbe von den Organiſationen Ungar 
Kroatiens und Bosniens ſagen. Auch ihre Vertretung in der Internati 
iſt auf dem territorialen, nicht dem perſonalen Prinzip begründet. 
beſondere bosniſche Nationalität gibt es nicht, und in der Sozialdemo 
Bosniens ſind nicht bloß Serben und Kroaten zu finden, ſonder 
Deutſche und Italiener. e : | 
Ja, ſelbſt der Vertretung der Polen in der Internationale liegt 
danke an einen beſonderen Staat zugrunde. Der Proteſt gegen die 
tätige und heimtückiſche Zerſtücklung des polniſchen Staates, die Fo 
der Vereinigung der getrennten Teile, wenigſtens ſoweit ſie von P 
wohnt ſind, und der Wiederaufrichtung eines ſelbſtändigen polniſchen 
meinweſens — dieſe Gedanken bewegten bereits die Gründer de 
Internationale. Sie wurden von der zweiten übernommen. Die 
Delegation in der Internationale vertritt die Proletarier des idee 
niſchen Staates. Das hindert jedoch nicht, daß wenigſtens die eine der 
niſchen ſozialiſtiſchen Organiſationen, die ſozialdemokratiſche Partei? 
und Litauens, organiſatoriſch mit der ruſſiſchen Sozialdemokratie; 
meinſamem Kampfe verbunden iſt, eines ihrer Glieder bildet, ihre K 
beſchickt und deren Beſchlüſſe ebenſo wie die Weiſungen der Geſamte 
anerkennt, in der ſie vertreten iſt. I ER 
Die tſchechiſche Parteiorganiſation iſt auf den international 
greſſen die einzige, die nicht als Vertretung eines beſtimmten 
ſondern einer beſtimmten Sprachgemeinſchaft auftritt. Das offizie 
tokoll führt ſie freilich wie die jeder anderen Delegation als die Ve 
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ines beſtimmten Landes auf, als Vertretung Böhmens. Das ift aber ein 
Irrtum. Sie vertritt nicht die deutſchen Gebiete Böhmens, dafür umfaßt 
ie unter anderem auch Vertreter tſchechiſcher Organiſationen aus Nieder⸗ 
jiterreich. Sie iſt die einzige in der Internationale durch eine ſelbſtändige 
Delegation vertretene Parteiorganiſation, die nicht auf dem Territorial- 
prinzip, ſondern auf dem Perſonalprinzip beruht. 
Und ebenſo einzig iſt ihre politiſche Haltung. Die Separatiſten weiſen 
nit Genugtuung darauf hin, daß ſie nicht die einzigen ſind, die die Sozial⸗ 
demokratie ihres Reiches ſpalten. Auch die Ruſſen und Bulgaren, die Hol- 
änder, Engländer, Amerikaner ſeien geſpalten. Warum gerade den Sſter— 
reichern dies Vergnügen mißgönnen? 
Die Separatiſten vergeſſen bei dieſer famoſen Argumentation nicht nur, 
daß überall, wo eine ſtarke gewerkſchaftliche Organiſation beſteht, die Partei⸗ 
genoſſen deren Einheitlichkeit aufs gewiſſenhafteſte reſpektieren und ſich 
hüten, durch ihre Zwiſtigkeiten die Gewerkſchaften zu ſpalten. In England 
fällt es auch den ſchärfſten Kritikern der Arbeiterpartei nicht ein, den ihr 
igeſchloſſenen Gewerkſchaften beſondere Gewerkſchaften entgegenzuſtellen, 
und in Amerika haben die Verſuche, den heute noch in ihrer Mehrheit ſozia⸗ 
liſtenfeindlichen Gewerkſchaften eigene ſozialiſtiſche Gewerkſchaften gegen⸗ 
überzuſtellen, bei der Maſſe der Parteigenoſſen ſelbſt ſtets entſchiedene Ab⸗ 
lehnung erfahren. 
Ganz abnorm wird aber die Haltung der Separatiſten dadurch, daß ſie 
die einzigen Sozialiſten in der Internationale ſind, die die Sozialdemokratie 
ihres Reiches aus nationalen Gründen Spalten. Wo ſonſt Spaltungen 
vorkommen, entſpringen ſie taktiſchen, organiſatoriſchen oder prinzipiellen 
Differenzen. Die Separatiſten ſind die einzigen, die die ſozialiſtiſche Organi⸗ 
ſation ihres Reiches ſprengen, weil ſie darin das einzige Mittel ſehen, die 
Proletarier tſchechiſcher Zunge vor der Knechtung und Ausbeutung durch 
Proletarier, die eine andere Sprache ſprechen, zu bewahren. Sie ſind die ein⸗ 
zigen, die die internationale Solidarität durch internationales Mißtrauen, 
ja internationalen Haß erſetzen. 
Das könnte Grund genug ſein, Sozialiſten dieſer Art aus der inter— 
nationalen Gemeinſchaft auszuſchließen. Wer nicht mit den anderen Na⸗ 
tionen arbeiten will, ſondern gegen ſie; wer in ſteter Angſt lebt, von den 
Genoſſen anderer Nationen übervorteilt, ausgebeutet, um ſein Recht ge⸗ 
E zu werden — wie kann der noch erſprießlich in der Internationale wirken? 

Auf jeden Fall ſollten die Separatiſten ſich deſſen bewußt ſein, daß 
fie in der Internationale eine Ausnahmeſtellung einnehmen, zu der fie nur 
gelangen konnten dank der Unbekanntſchaft der meiſten nichtöſterreichiſchen 
Genoſſen mit den verzwickten Verhältniſſen Oſterreichs und dank der Gut⸗ 
mütigkeit der deutſchen Sozialiſten dieſes Landes. 
Auf den erſten Kongreſſen der neuen Internationale trat die Sozial⸗ 
demokratie Oſterreichs noch geſchloſſen als ein Körper auf, ſowohl in Paris 
1889 wie in Brüſſel 1891 und in Zürich 1893. Zum erſtenmal auf dem 
Londoner Kongreß 1896 löſten ſich die Tſchechen als beſondere Organi- 
ſation von der Geſamtpartei los. Die Internationale nahm dies ruhig 
hin, da die Sozialdemokratie Oſterreichs dieſen Vorgang billigte. 

Ein tſchechiſches Mandat wurde damals beanſtandet. Das Protokoll 
meldet darüber: 
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Gegen einen Antrag auf Überweiſung der Prüfung dieſes Mandats an die 
öſterreichiſch-ungariſche Geſamtdelegation wendet ſich Adler- Wien: Für den 
Fernerſtehenden mag es ſchwer ſein, zu begreifen, wieſo ſich innerhalb Oſterreich⸗ 
Ungarns je eine ſelbſtändige tſchechiſche, kroatiſche, polniſche und ungariſche Or⸗ 
ganiſation bilden konnte. Das hängt zuſammen mit der hiſtoriſchen Entwicklung 
und liegt im eigenen Intereſſe der Arbeiterbewegung; gerade in Böhmen haben 
wir eine große, in ſchneller Entwicklung begriffene ausgezeichnete Arbeiterbewe⸗ 
gung.... Übrigens könne er zur Beruhigung mitteilen, daß es in Oſterreich⸗ 
Ungarn wohl verſchiedene ſozialdemokratiſche Organiſationen, aber nur eine 
Sozialdemokratie gebe, und er wünſche nur, daß dieſelbe Einigkeit auch in den 
Ländern herrſche, wo nur eine Sprache geſprochen werde (S. 11). 75 


Das war nicht etwa die Anſicht Adlers allein, ſondern die eines jeden, 
der die öſterreichiſchen Verhältniſſe kannte. Und Adler ſprach damit nur 
aus, was tatſächlich beſtand. Die Geſamtpartei funktionierte ausgezeichnet, 
trotz der nationalen Sonderorganiſationen. Allerdings hätte uns damals 
ſchon der Drang der tſchechiſchen Genoſſen nach einer ſelbſtändigen Ver⸗ 
tretung in der Internationale ſtutzig machen müſſen, da für ſie ja nicht 
dieſelben Motive gelten konnten wie für Ungarn, Kroaten und Polen, die 
ein beſonderes Gemeinweſen oder Territorium vertraten. Aber man ſah 
darin eine nebenſächliche Außerlichkeit, ja man erwartete von dem Ent⸗ 
gegenkommen an die tſchechiſchen Bedürfniſſe nach Autonomie einen be⸗ 
ſonderen Erfolg: Vertrauen müſſe Vertrauen erzeugen und freiwillige 
Diſziplin ſtehe höher als durch Majoriſierung erzwungene. 

Der Erfolg ſchien auch, wie geſagt, eine Zeitlang dieſe Taktik des eit. 
gegenkommens für die richtige zu erklären. 

Allerdings kann man heute, wo man durch eine Reihe bitterer Er- 
fahrungen klüger geworden iſt, wohl der Anſicht ſein, daß man damals das 
Entgegenkommen übertrieb. Namentlich in den Beſtimmungen über die 
Zuſammenſetzung der Leitung der Geſamtpartei. Das Organiſatiene 
der Sozialdemokratie Oſterreichs beſtimmt darüber: 

Die Geſamtvertretung ſetzt ſich aus den Exekutivkomitees der deutsche, 
tſchechiſchen, polniſchen, rutheniſchen, italieniſchen und ſüdſlawiſchen Organi⸗ 
ſationen zuſammen. Inſoweit einzelne Exekutivkomitees ihren Sitz nicht am Sitze 
der Geſamtvertretung haben, ſoll ihre Vertretung durch eigens dazu gewählte 
Delegierte geſchehen, die am Sitze der Geſamtvertretung wohnen. Dieſe Mitglieder 
der Geſamtvertretung ſind auf Antrag der einzelnen Exekutivkomitees auf den 
Nationalparteitagen zu wählen und als Mitglieder des Eren au be⸗ 
trachten. 3 


Der Vorſtand der Geſamtpartei wird alſo nicht vom Geſamtpartellag 
gewählt, ſondern von den Nationalparteitagen. Seine Mitglieder ſind nich! 
dem Geſamtparteitag verantwortlich. Dieſer kann fie höchſtens tadeln, aber 
ihre Wiederwahl nicht verhindern, wenn ſie den Beifall der nationalen 
Organiſationen finden, die ſie gewählt. Die Vertreter der einzelnen Na⸗ 
tionen im Parteivorſtand ſind von vornherein in eine Stellung verſetzt, die 
es ihnen nahelegt, ſich nicht als die Vertreter des Geſamtintereſſes gegen. 
über den partikularen Intereſſen, ſondern als Verfechter der letzteren gegen: 
über dem ersteren zu fühlen. a 

Dieſe Organiſationsform, die auf dem Wiener Parteitag 1897 be: 
gründet und auf dem Brünner 1899 nur unerheblich modifiziert wurde, be 
deutete eine bedenkliche Schwächung der Bande, die die Geſamtpartei zu 
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ſammenhielten. Aber man ginge zu weit, wollte man den Erfolg des 
Separatismus bloß auf das Konto der Organiſationsform ſetzen. Bei ge⸗ 
nügendem internationalen Empfinden brauchten ihre Schattenſeiten nicht 
zutage zu treten. Andererſeits wäre eine geſchloſſenere Form der Geſamt— 
partei nicht imſtande geweſen, ſie zuſammenzuhalten, wenn der nationali— 
ſtiſche Geiſt bei einzelnen nationalen Gruppen einmal den internationalen 
verdrängte. Man darf im Gegenteil annehmen, daß eine geſchloſſenere 
Organiſationsform den Bruch mit dem Separatismus noch früher herbei— 
geführt hätte. Die jetzige Organiſationsform erlaubte, den Bruch länger 
zu verſchleiern. Nur darf man zweifeln, ob das ein Vorteil war. 

Der Innsbrucker Parteitag gab der Vertretung der deutſchen ſozial— 
demokratiſchen Partei in Oſterreich den Auftrag, mit den Exekutiven der 
anderen ſozialdemokratiſchen Parteien zuſammen zu geeigneter Zeit zu- 
ſammenzutreten, um die Geſamtpartei wieder aufzurichten, die nicht formell 
aufgelöſt, aber tatſächlich außer Betrieb geſetzt worden iſt. 

Die geſamte Internationale muß wünſchen, daß die Verſuche des Neu- 
aufbaus ein günſtiges Reſultat liefern, und zwar recht bald. Ihr Gelingen 
bietet die einzige Möglichkeit, die Sozialdemokratie Sſterreichs in der 
machtvollen Stellung zu erhalten, die ſie bisher errungen. 

Ein Neuaufbau der Sozialdemokratie Oſterreichs in einer Weiſe, die 
ein kraftvolles Handeln ermöglicht, iſt auf ſeparatiſtiſcher Baſis ausge⸗ 
ſchloſſen. Der Separatismus kann nur auflöſen und zerſtören, nicht zu ge— 
meinſamem Wirken vereinigen. Auf der Baſis des nationalen Mißtrauens 
iſt keine gemeinſame Arbeit möglich. Ein Sieg des Separatismus in 
Oſterreich bedeutete für ſeine Sozialdemokratie dasſelbe, was vor vierzig 
Jahren der Sieg des Bakunismus in der Internationale verſchiedener 
Länder bewirkte: die völlige . und Auflöſung eines kraftvollen 
Organs des Proletariats. 

Auch der Bakunismus hatte die . ruiniert im Namen der 
Autonomie der Slawen und Romanen, die er zum Kampfe aufrief gegen 
Autoritarismus und Zentralismus des Deutſchen Marx! 

Die Situation unſerer öſterreichiſchen Bruderpartei wird von Tag zu 
Tag kritiſcher. Der Separatismus macht Schule. Seine Hoffnung auf Sieg 
kann nur darauf beruhen, daß es ihm gelingt, das ſeparatiſtiſche Gift auch 
den Proletariern der anderen Nationen einzuimpfen. So haben ſich denn 
auch die Ruthenen bereits geſpalten. 

Aber damit nicht genug. Dauert der Separatismus in Sfterreich noch 
länger an, macht er gar Fortſchritte, dann droht er auch auf andere Staaten 
mit gemiſchtſprachiger Arbeiterbevölkerung überzugreifen. Auf dem tſchecho— 
ſlawiſchen Parteitag in Prag kam ein Herr Leo Rybalka zum Worte, der 
angeblich im Namen der ukrainiſchen Sozialdemokraten aus Rußland 
ſprach. Er führte aus: 

Die tſchechiſche Partei iſt muſtergebend für die rutheniſche. In der Ufraina 
wirkt auch und hat großen Einfluß die ruſſiſche Sozialdemokratie, aber ſie hat 
kein Verſtändnis, nimmt keine Rückſicht auf unſere nationalen Verhältniſſe und 
benimmt ſich gegen uns ebenſo, ja noch ärger als die deutſche Sozialdemokratie 
gegen euch. So will fie uns nicht einmal das Recht der nationalautonomen poli— 
tiſchen Organiſation zubilligen. Indem fie uns des Chauvinismus und des Na- 
tionalismus beſchuldigen, ſtürzen fie ſich auf uns, weil wir die ukrainiſche Ar⸗ 
beiterſchaft als ukrainiſche organiſieren wollen. 
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Man ſieht, der Separatismus verſucht, die ganze Internatio le 
durchſeuchen und aufzulöſen. Sie hat allen Grund, mit ihm ein kräft 
Wörtlein zu reden und ihn von ſich abzuſchütteln. 

Damit kann es jedoch nicht abgetan ſein. Das tſchechiſche Proletariat 
zu wichtig für den proletariſchen Emanzipationskampf in Oſterreich, 
daß man darauf ausgehen dürfte, jede Gemeinſchaft mit ihm abzubre⸗ 
Wir müſſen es wiedergewinnen für die Internationale, das kann aber 
geſchehen durch gründliche, theoretiſche Aufklärung. Die Kriſis des Sep 
tismus iſt zum großen Teile eine Kriſis der Unwiſſenheit. Hoffen wir, d 
jene tſchechiſchen Proletarier, die auf dem Boden der internationalen Sol 
darität verblieben ſind, die Zentraliſten, die Kräfte und Fähigkeiten 
ſitzen, die notwendige Aufklärung ihrer Brüder durchzuführen. Sie 
dieſem ſchweren Werke zu unterſtützen, iſt eine dringende A a 
denen die Internationale am Herzen liegt. 


Die Eifelbauern. 
Zur . des 1 des s landibiriſchaftlichen Kleinbetrie 
Von Ernſt Kndröe. 


3. Die berſchuldung des Grundbeſitzes. 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die rheiniſchen Bauern bei dieſer miß li Je 
finanziellen Lage ſtark verſchulden. Die große preußiſche V erj ch 
dungsſtatiſtik von 1902 hat den Grad der Bodenbelaſtung in ga 
Preußen zu erfaſſen verſucht. Verſucht, denn das Reſultat ergibt nid 
im entfernteften ein getreues Bild der tatſächlichen Verſchüldung weni 
ſtens nicht, ſoweit die Rheinprovinz in Betracht kommt. 
Im Rheinland, ſo heißt es in der Einleitung des ſtatiſtiſchen Quellen 
iſt die Durchſchnittsverſchuldung der ſelbſtändigen Landwirte im Hauptberuf 
9,9 vom Hundert — alſo nicht ganz einem Zehntel — des geſamten Vermög 
wertes geringfügig und unter allen preußiſchen Provinzen am niedrigſten. 
bleibt auch in den höheren Grundſteuerreinertragsklaſſen, in denen ſie, und zwa 
in derjenigen von 1500 bis 3000 Mark, bis zu einem Sechſtel des Geſamtvermöge 
anſteigt, um ſodann in der höchſten auf wenig über ein Neuntel zurückzuſinke 
durchaus mäßig. Die Zahl der Schuldfreien iſt in der Rheinprovinz mit faſt 
Fünfteln aller Beſitzer weitaus am größten in Preußen... Das Rheinl 
weiſt von den Provinzen Preußens das niedrigſte ländliche Verſch 
dungsprozent und nächſt Heſſen⸗Naſſau auch verde die wenig 
hoch verſchuldeten Beſitzer auf. 


Indeſſen dieſes Urteil, ſo folgerichtig es ſich aus der Verſchuldunge 
ſtatiſtik ſelbſt ergibt, kennzeichnet die Lage der rheiniſchen bäuerlichen 
Bevölkerung durchaus falſch, ſchon deswegen, weil die Statiſtik nur die 
90 330 Eigentümer von Grundſtücken mit mehr als 60 Mark Grundſteuer⸗ 
reinertrag umfaßt. Im Rheinland gab es aber nach der landwirtichaftli 
Betriebsſtatiſtik von 1907 nicht weniger als 538 453 landwirtſchaftlich 
triebe. Nimmt man an, daß ein kleiner Teil der von der Verſchuld 
ſtatiſtik berückſichtigten Grundeigentümer mehr als einen Betrieb b 
ſchaftet, jo zeigt ſich, daß immer noch mindeſtens vier Fünftel der ( 
tümer landwirtſchaftlicher Betriebe im Rheinland für die Verſchuld 
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tatiftit ausgeſchieden ſind. Aber auch von den 159455 Haupt⸗ 
betrieben wurden nur knapp 56,6 Prozent erfaßt. So iſt zu begreifen, daß 
nach der Statiſtik notoriſch arme Eifelkreiſe hinſichtlich ihrer Verſchuldung 
ungleich günſtiger daſtehen als die landwirtſchaftlich reicheren mittel⸗ und 
oſtpreußiſchen Gegenden. 

Zur Erklärung der merkwürdigen Erſcheinung, daß die reichen Agrarier 
des Oſtens nach der Statiſtik bedeutend höher belaſtet ſein ſollen als die 
armen Kleinbauern in der Eifel, muß ferner die Tatſache berückſichtigt 
werden, daß die Herren Großgrundbeſitzer in Oſtelbien bekanntlich ihr Ver- 
mögen und ihr Einkommen der Steuerbehörde viel zu gering angeben. 
Erinnerlich ſind die Enthüllungen des Profeſſors Delbrück, der vor zwei 
Jahren anläßlich der parlamentariſchen Kämpfe um die Reichserbſchafts⸗ 
ſteuer nachwies, daß die Agrarier ihr Vermögen um etwa 65 Prozent oder, 
in Zahlen ausgedrückt, um zirka 63 Milliarden zu gering eingeſchätzt haben. 
Dem kleinen Eifelbauer iſt dieſe Verſchleierung ſeines Vermögens zum 
Zwecke der Steuerhinterziehung nicht möglich; er muß es bis auf den 
letzten Groſchen angeben, jofern er ſolches überhaupt hat. Würden die ver- 
heimlichten 63 Milliarden Vermögen der oſtelbiſchen Großgrundbeſitzer 
ebenfalls ihren Schulden entgegengeſtellt, dann würde die Staſtiſtik ſchon 
ein anderes Geſicht bekommen; dann würde ſich zeigen, daß im Verhältnis 
zu ſeinem Geſamtvermögen der kleine Bauer im Rheinland bedeutend höher 
belaſtet iſt als der mittel⸗ und oſtdeutſche Agrarier. | 

Eine geradezu vernichtende Kritik aber erfuhr die amtliche Ver⸗ 
uldungsftatiftit durch die Landwirtſchaftskammer für die Rheinprovinz. 
In ihrem Jahresbericht von 1906 nimmt die Kammer Stellung zu der 
Staſtiſtik. Sie ſtellt zunächſt feſt, daß in der Rheinprovinz faſt ein volles 
Viertel (22,9 Prozent) der landwirtſchaftlich benutzten Fläche mit einem 
Reinertrag von mehr als 60 Mark — im Regierungsbezirk Koblenz 
ſogar faſt ein Drittel — von der Verſchuldungsſtatiſtik nicht erfaßt 
worden iſt. In einzelnen Kreiſen iſt das Reſultat noch ungünſtiger. So 
gibt die Statiſtik im Kreiſe Adenau nur Auskunft über das Schickſal 
eines Siebentels der Landwirte. Die Landwirtſchaftskammer 
bezeichnet es als „gänzlich irreführend“, wenn die Verſchuldungs⸗ 
ſtatiſtik auf die geſam te rheiniſche Landwirtſchaft bezogen werde; ſie um⸗ 
faſſe nur einen Teil, in manchen Kreiſen nur einen Bruchteil der Land⸗ 
wirtſchaft treibenden Bevölkerung. Die Kammer hat daher in einer Anzahl 
von Kreiſen Nacherhebungen veranſtaltet. Und wie weit die Ergeb- 
niſſe der Unterſuchungen auseinandergehen, zeigt beiſpielsweiſe folgende 
Aufſtellung: 


Die Schulden der Perſonen mit Haupterwerb aus Land- oder Forſtwirtſchaft 
RN int steile... im Jahre 1902 betrugen: 


In der 


2 Nach der offtziellen 
eeesbsnaffe 


Statiſtik 


Nach der Erhebung 
der Landwirtſchaftskammer 


von 60 bis 90 Mark 17665 Mark 


794545 Mark 


990 150 = 66620 = 701996 = 
150° =. 300. = 13953 308 358 
2300 700” 2 89168 = 39693 = 


Zuſammen | 197406 Mark 1844592 Mark 
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Die von der Landwirtſchaftskammer ermittelten Schulden waren a 
im Durchſchnitt zehnmal ſo hoch als die von der Statiſtik angegebenen; in 
der niedrigſten Grundſteuerreinertragsklaſſe waren 
ſie ſogar 45mal ſo hoch. Und doch find in der Wirklichkeit 
die Schulden noch bedeutend höher, denn, ſo ſagt die Land⸗ 
wirtſchaftskammer, „bei der Nacherhebung ließen ſich nur die Darlehen er⸗ 
mitteln, die entweder im Grundbuch eingetragen oder von Sparkaſſen des 
Kreiſes gegeben worden waren; alle nicht eingetragenen Priv at⸗ 
ſchulden blieben auch dieſer Nachermittlung verſchloſſen“. Wohlgemerkt, 
man muß beachten, daß die Nacherhebungen der Landwirtſchaftskammer ſich 
ebenfalls nur auf die Eigentümer mit mehr als 60 Mark Grundſteuerrein⸗ 
ertrag beziehen. Und da, wie das oben angeführte Vergleichsbeiſpiel deutlich 
zeigt, die kleinen Güter am ſtärkſten verſchuldet ſind, ſo kann man ſich einen 
Begriff machen, wie ſchlimm es erſt bei den ganz kleinen Bauern ausſieht. 
Man geht wohl nicht fehl, wenn man annimmt, daß die von der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer in einem Kreiſe ermittelte 30 prozentige Verſchul⸗ 
dung der kleinen Beſitzer mit weniger als 60 Mark Grundſteuerreine ie 
viel zu niedrig gerechnet iſt. Dieſe Annahme iſt um fo berechtigter, 
als die vielfach beträchtlichen fogenannten ſchwebenden Schulden, die h 
ſich aus den laufenden Haushalts- und Wirtſchaftskoſten ſowie aus den 
Steigpreiſen für angeſteigertes oder angekauftes Land ergeben, von der 
Verſchuldungsſtatiſtik ebenfalls nicht einbegriffen worden ſind. Pi 

Die Gründe für die Unzuverläſſigkeit der amtlichen Statiſtik erblickt die 
Landwirtſchaftskammer in der Scheu des rheiniſchen Kleinbauern, . 
Schulden zu bekennen. ) 


Das Verſchweigen der Schulden geſchieht auch vielfach auf Wunſch der 
Gläubiger, die im Intereſſe ihrer Steuerveranlagung nur dann Geld aus⸗ 
leihen, wenn die Geheimhaltung durchaus geſichert iſt. Mit derartigen Geld⸗ 
geſchäften gibt ſich aber eine ganze Reihe von Perſonen ab; zumal in den Städten 
und größeren Landgemeinden ſind viele Privatleute vorhanden, die die Abneigung 
des Bauern gegen Hypotheken- und Bürgſchaftsbeſtellung und die Scheu vor 5 
Bekanntwerden ſeiner Schulden ſich zunutze machen. | 


Daß dieſe privaten Geldverleiher ſich vom Bauern Wucherzinſen zahlen 
laſſen, iſt ſelbſtverſtändlich.“ g 

Wie ſchnell die Verſchuldung zunimmt, zeigt die Hypotheken 
bewegung in den letzten Jahren. Im Jahre 1907 wurden in den länd⸗ 
lichen Bezirken des Rheinlands im ganzen 174,4 Millionen Mark Hypo⸗ 
theken eingetragen, aber nur 100,4 Millionen Mark getilgt, ſo daß der 
Mehrbetrag der Eintragungen in dem einen Jahre ſich auf rund 74 Mil- 
lionen Mark beläuft. Im ganzen betrug die Mehrverſchuldung auf dem 


1 Zu denjenigen, die die amtliche Verſchuldungsſtatiſti von 1902 un 
hinnehmen, gehört auch der Genoſſe A. Schulz. In den „Sozialiſtiſchen Monats⸗ 
heften“ (1911, Heft 18 bis 20) führt er gegenüber dem Genoſſen Kautsky an, es 
ſei falſch, anzunehmen, daß die Kleinbauern beſonders ſtark verſchuldet ſeien. Es 
ſei daher „naiv, zu meinen, die kleinen und mittleren Bauern ſehnten ſich danach, 
ſich zu Staatspächtern herabdrücken zu laſſen, nur um ihre relativ ertriß 
lichen Hypothekenſchulden los zu werden“. Auf weſſen Seite die Naivität zu 
ſuchen iſt, kann nach den oben gemachten Ausführungen nicht mehr zweifelhaft ſein. 
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ande von 1886 bis 1909 1¼ Milliarden Mark. Die Rheinprovinz 
eht mit dieſer Steigerung der ländlichen Hypotheken an der Spitze 
ller preußiſchen Provinzen. 

Die hohen Verſchuldungsziffern beſagen nun an ſich nicht allzuviel für 
ie prekäre Lage der rheiniſchen Landwirtſchaft. Will man ein klares Bild 
ewinnen, ſo muß man wiſſen, welcher Art die Schulden ſind, ob ſie 
zertbildende oder Not- reſpektive Erbſchulden find. Werden zum Beiſpiel 
uf ein Gut 5000 Mark für Anſchaffung von Maſchinen oder zur Ver— 
eſſerung der Bodenkultur aufgenommen, die eine Wertſteigerung bewirken, 
ſind dieſe Schulden natürlich anders zu bewerten, als wenn 5000 Mark 
ur Deckung eines Defizits oder zur Abfindung der Erben angeliehen 
erden. über dieſe Frage aber ſchweigt ſich die amtliche Statiſtik aus; auch 
ie Nacherhebung der Landwirtſchaftskammer macht dieſen Unterſchied 
icht. Beide Ermittlungen haben daher nur einen bedingten Wert. Um 
er Wahrheit einigermaßen näher zu kommen, muß daher an die Stelle des 
laren Zahlenbeweiſes die logiſche Schlußfolgerung aus den Tatſachen der 
andwirtſchaftlichen Produktionsverhältniſſe im Rheinland treten. 

Für die Rheinprovinz und ſpeziell für die Eifel kommt als Hauptquelle 
er Verſchuldung das hier geltende Erbrecht in Frage, das die Erben 
uf der Grundlage der Realerbteilung völlig gleichſtellt. Aber wie 
je Entwicklung der Produktivkräfte überall die jeweiligen Rechtsverhält— 
liſſe überholt, jo hat auch in der Eifel die Realerbteilung heute lange nicht 
nehr die Bedeutung wie etwa vor einem halben Jahrhundert. 

Die zunehmende Zerſtückelung der Betriebe in Zwergwirtſchaften, die 
hren Mann nicht mehr nährten, einerſeits und der gewaltige Fortſchritt der 
induſtrie andererſeits veranlaßte immer mehr Landbewohner, den heimat— 
ſchen Staub von ihren Füßen zu ſchütteln und ſich in der Induſtrie eine 
kriſtenz oder wenigſtens die Friſtung des Lebens zu ſuchen. Alljährlich wan⸗ 
‚ern daher Tauſende von Eifelbewohnern in die lothringiſch⸗luxemburgi⸗ 
chen und rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriezentren. Wie Landrat v. Groote, 
er Vorſitzende der rheinischen Landwirtſchaftskammer, im März dieſes 
Sahres auf dem Rheiniſchen Provinziallandtag in Düſſeldorf mitteilte, hat 
n den ländlichen Teilen der Provinz die Abwanderung die Be- 
hölkerungszunahme überftiegen; nicht weniger als 19 Kreiſe 
zjätten Abwanderungsverluſte von mehr als 70 Prozent ihres Bevölkerungs- 
uwachſes erlitten. In einigen weſtlichen Eifelkreiſen ſei dieſer Ab- 
banderungsverluſt auf 100 Prozent und mehr ge- 
tiegen. Es muß ſchon ſchlimm um die Ernährungsmöglichkeit auf dem 
Hatten Lande beitellt ſein, daß das Leben in den menſchenmordenden 
Stätten der Induſtrie der ländlichen Bevölkerung immer noch verlockender 
rſcheint als die Daſeinsbedingungen des landwirtſchaftlichen Kleinbetriebs 
— des „ſozialen Ideals“ mancher Sozialpolitiker. Viele dieſer Abge— 
vanderten kehren zurück, wenn ihre Kräfte verbraucht find; natürlich ohne 
die „großen Erſparniſſe“, die fie nach der Behauptung gewiſſer Lobredner 
gemacht haben ſollen. 

Die Abgewanderten müſſen nun in Geld entſchädigt werden von den- 
enigen, die die elterlichen Betriebe übernehmen. Das aber kann in der 
ſtegel nur durch die Aufnahme von Schulden geſchehen. Auch die Rheiniſche 
Jandwirtſchaftskammer ſtellt in einem ihrer jüngſten Jahresberichte feſt, 
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daß in erſter Linie das in dem größten Teil der W ü 
Erbrecht als Quelle der Verſchuldung anzuſprechen iſt 
Eine weitere bedeutſame Urſache der Verſchuldung iſt = h 
Notſtand der Eifelbauern, der gelegentlich durch Mißernten, Element 
ereigniſſe uſw. ſo geſteigert wurde, daß Staat und Provinz ſchon ſeit Ja 
zehnten zu beſonderen Hilfeleiſtungen greifen mußten, um eine Kataſtroph 
zu verhüten. Aber dieſe Unterſtützung der öffentlichen Verbände kann 
greiflicherweiſe nur eine geringe Wirkung haben. Die Hauptlaſt ha 
Bauer ſelbſt zu tragen. In der Eifel werden daher in ungleich höh 
Maße als in anderen Gegenden Notſchulden dieſer Art gemacht. 
Wertſteigernde Schulden dagegen werden in der Eifel nur in ſehr be 
ſchränktem Maße aufgenommen. Der kleine Bauer iſt hier gar nicht in de 
Lage, koſtſpielige Bodenkulturen ausführen zu laſſen; vor allem hinder 
hieran der Parzellenbetrieb, dann aber auch ſeine Mittelloſigkeit. Wo der 
artige Arbeiten verrichtet werden, iſt der mittlere oder der Großbetrie 
Auftraggeber. Aus denſelben Gründen kann der kleine Eifelbauer 
ſchinenarbeit nur in ſehr beſcheidenem Maße anwenden. Auch der < 
noſſenſchaftliche Bezug von Maſchinen iſt minimal. Selbſt de 
wo die gemeinſchaftliche Verwertung von Maſchinenarbeit am wei 
fortgeſchritten iſt, in den genoſſenſchaftlichen Molkereibetrieben, kö 
kompliziertere und leiſtungsfähigere Maſchinen nicht angeſchafft R 
weil ſie zu teuer ſind.? . 
Nach alledem dürfte man zu dem Schluſſe berechtigt ſein, da 
Schulden der kleinen Eifelbauern in der Hauptſache Erb⸗ 
Notſchulden ſind und daß nur ein verhältnismäßig kleiner Teil 
Schulden wertſteigernd angelegt iſt. Die Landwirtſchaftskammer der R 
provinz hat zweifellos recht, wenn ſie gegenüber der amtlichen W 
dungsſtatiſtik ſchreibt: 5 


Sollte es wirklich richtig 15 daß die tatſächlichen Schulden in den armen 
birgskreiſen ſtellenweiſe niedriger ſind als in der wohlhabenderen Niederun 
wird es ſich fragen, ob nicht der Grund dieſer Tatſache nicht ſowohl die gut 
vielmehr die ſchlechte Lage der Leute iſt, die ſo arm ſind, daß ih 
überhaupt niemand etwas borgt, während in die beſſeren N 
gegenden das Geld gern hinſtrömt. 


In der Tat! Wegen ſeiner Armut iſt es dem Eifelbauern nur unte 
ſchwerenden Umſtänden möglich, Geld zu leihen; er iſt dem Geldgebe 
Gnade und Ungnade preisgegeben, und wenn er einmal gezwungen ii 


Es ſind daher Beſtrebungen am Werke, die die Einführung eines den rhei 
ſchen Anſchauungen entſprechenden Inteſtatanerbenrechtes zum Ziele haben. 

e In dieſem Zuſammenhang iſt eine Außerung der Landwirtſchaftska 
von Intereſſe, die auf einen Erlaß des Oberpräſidenten der Rheinprovin, 
treffend die Anſchaffung von Milcherhitzungsapparaten in den Molkereibetr 
in einer Denkſchrift antwortete: „Eine allgemeine Verordnung zur ſtän 
Steriliſierung der Milch in Molkereien würde gleichbedeutend mit dem 
vieler kleiner und bisher beſonders für die kleinbäuerliche Bevölkerung in de 
ärmeren gebirgigen Gegenden mit unverkennbarem Nutzen arbeitenden Mol 
genoſſenſchaften in der Provinz ſein.“ (Siehe Jahresbericht für 1900.) Alſo 
in volksgeſundheitlicher Beziehung erweiſt ſich der Kleinbetrieb 9 
Zeugnis der Landwirtſchaftskammer als rückſtändig. 
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chulden aufzunehmen, muß er Wucherzinſen zahlen. Der Code Napoleon 
mute keinen Real⸗, ſondern nur einen Perſonalkredit. Der Eifelbauer 
unte daher bis vor wenigen Jahren nur ſehr ſchwer und nur unter der 
efahr Schulden machen, daß er von Haus und Hof vertrieben wurde, 
enn er die Laſten nicht in kürzeſter Zeit — meiſtens in fünf Jahren — 
hſtieß. Nach der Einführung des preußiſchen Grundbuchſyſtems im Jahre 
388 und unter der Hilfeleiſtung der Landesbank der Rheinprovinz hat der 
ifelbauer jetzt zwar langfriſtigen Realkredit, aber da er auch unter dem 
teußiſchen Syſtem Schulden machen und dieſe Schulden ſchließlich doch 
nmal bezahlen muß, jo geht er langſamer zwar, aber deſto ſicherer ſeinem 
ntergang entgegen. Und wo der Eifelbauer ſich dennoch aufrecht hält, da 
mn er es nur durch Erleidung der größten Entbehrungen und durch eine 
terhörte Ausnutzung ſeiner Arbeitskraft. 


4. die Degeneration der Bevölkerung. 

Den Anſtrengungen der kleinbäuerlichen Arbeit iſt der ſtärkſte Körper auf die 
auer nicht gewachſen, wenn die Ernährung völlig ungenügend iſt. Um bares 
eld in die Hände zu bekommen, müſſen die Eifelbauern die guten, kräf— 
gen Produkte ihrer eigenen Wirtſchaft nach Möglichkeit auf den Markt 
ingen und ſich mit minderwertigen Surrogaten begnügen. Beſonders 
ifft das auf die Milch zu, die, ſoweit es möglich iſt, bis zum letzten 
ropfen an die Molkereigenoſſenſchaften abgeliefert wird. Die Bauern 
ahmen die übrig gebliebene Magermilch zurück, aber für die Ernährung 
mmt dieſe ausgezogene Milch nicht mehr in Betracht. Um jo mehr wird 
Für Schnaps getrunken. In keiner Gegend des Rheinlandes wird be— 
mutlich ſo viel Schnaps konſumiert wie in der Eifel. 

Die Folgen dieſer Lebensweiſe: Überarbeitung auf der einen, Unter— 
nährung und Alkoholismus auf der anderen Seite, äußern ſich denn auch 
Anzeichen zunehmender Degeneration. Um nicht in den Verdacht 
geraten, nach „ſozialdemokratiſcher Manier“ zu übertreiben, ſei an dieſer 
telle auf das Werk eines bürgerlichen Arztes hingewieſen, der an der 
and von Tatſachen den zwingenden Nachweis führt, daß die Lebenskraft 
r ländlichen Bevölkerung infolge der Verſchlechterung der Ernährung 
hwindet. Dr. Kaup unterſucht unter anderem auch die Militärtauglichkeit 
Bereich des achten (rheiniſchen) Armeekorps nach Herkunft und Beſchäf— 
gung; er ſchreibt darüber: 

Die Entwicklung der Tauglichkeitsziffern iſt für das achte Korps ungefähr 
eſelbe wie für das ſiebente weſtfäliſche. Auch hier iſt in den einzelnen Jahres- 
uppen ſtändig ein Rückgang der Tauglichkeit, und zwar ſchließlich um 4,9 Pro— 
nt gegenüber 5,9 Prozent beim weſtfäliſchen Korps, eingetreten. Für die drei 
auptgruppen der Geſtellungspflichtigen zeigen ſich jedoch immerhin einige be— 
erkenswerte Eigentümlichkeiten. Die Tauglichkeit der Landgeborenen und in der 
andwirtſchaft Tätigen iſt innerhalb der Jahresgruppen gleichmäßig zurück— 
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gangen, die Tauglichkeit der Landgeborenen und anderweit Tätigen innerhalb 


r letzten Jahresgruppen weſentlich mehr als innerhalb der beiden erſten, 


Ernährung und Lebenskraft der ländlichen Bevölkerung. Tatſachen und 
orſchläge von Dozent Dr. med. J. Kaup. Schriften der Zentralſtelle für Volfs- 
ohlfahrt, Heft 6 der neuen Folge der Schriften der Zentralſtelle für Arbeiter— 
ohlfahrtseinrichtungen. Berlin 1910, Karl Heymanns Verlag. 
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zurückgegangen, in den letzten vier Jahren iſt jedoch ein weiterer R 
gang nicht mehr eingetreten. Wer Einblick in die weitgehende 
ſorge für die ſchulpflichtige und ſchulentlaſſene männliche Jugend gerade in de 
Städten der Rheinprovinz gewonnen hat, muß annehmen, daß in den letzten Ja e 
die degenerativen Erſcheinungen unter der ſtädtiſchen Jugend im Rückgan 
begriffen ſind. Auf dem Lande ſcheinen jedoch beſtimmte, die Volkskraſ 
ſchwächende Faktoren noch immer am Werke zu ſein. 


Die Gründe für dieſe Erſcheinung ſind, im Gegenſatz zur Meinun J 
Verfaſſers, vielmehr darin zu ſuchen, daß die ſtädtiſche Arbeiterſchaft 
beſſere Exiſtenzbedingungen erkämpft hat, wohingegen die Bevölkerung 
dem Lande noch ſchutzlos allen ſchädigenden Einflüſſen der Überarbei 
Unterernährung preisgegeben iſt. Und wo in den Städten Fürſo 
maßnahmen für die ſchulpflichtige und ſchulentlaſſene Jugend getroffe 
worden ſind, da wurden die Stadtverwaltungen und Vertretungen meiſt | 
durch die ſtürmiſch begehrende Arbeiterſchaft vorangedrängt. Das h 
jeder, der nur einigermaßen die kommunalpolitiſchen Kämpfe der or 
ſierten Arbeiter in den größeren rheiniſchen Stadtgemeinden kennt. 

Die Säuglingsſterblichkeit iſt in den Städten ſowohl w 
dem Lande zurückgegangen, aber der Rückgang war in den Städte 
deutend größer als auf dem Lande. 

Beſondere Aufmerkſamkeit widmet Dr. Kaup der Frage, welch 
fluß die Nolkereien auf die körperliche Entwicklung der Bevölk 
haben. Aus einer Enquete der Arztekammer der Rheinprovinz teilt e 
gende Berichte der praktiſchen Arzte mit: 


Birkesdorf, Kreis Düren. Wegen Benachteiligung der Kinder 
Mangel an Milch iſt nicht zu klagen, aber durch die von den Frauen aus 
Fabrikbeſchäftigung hat ſich die Pflege der Kinder verſchlech 

Aachen berichtet, daß die Molkereien keinen Einfluß ausüben, daß 
die Ernährung des Volkes zurückgehe, da man den Wert der Milchernährung 
verſtehe, daß man Milch für unnötig, „für Luxus“ erachte; die Bevölkerung 
liere an Geſundheit und Kräftezuſtand, weil die Kinder z u früh g n 
Arbeit kommen. 5 

Stromberg. Die nächſte Molkerei ſei in Simmern; es ſei Milch gen = 
vorhanden, aber die Ernährung der Bevölkerung gehe zur 
Der Berichterſtatter führt den Grund auf eine erbliche Belaſtung in der B 
rung zurück. Die zu frühe Jugendarbeit, ſchlechte Beköſti 5 
und Alko 0 olgenuß haben ſchlechten Einfluß, der ſich von W er! 
Generation immer mehr bemerkbar macht. 

Simmern. Die Molkereien haben ſchädlichen Einfluß au 
Volksernährung. Den Haushaltungen wird die Milch entzogen, nich 
den Säuglingen, ſondern auch den größeren Kindern und den Erwachſene 
wird berichtet, daß es auch begüterten Einwohnern ſchwer werde, ſich genü⸗ 
Milch zu verſ chaffen. 

Seeheim, Kreis Zell (Hunsrück). Seitdem die Molkereien beſteh 
die Ernährung der Familien zurückgegangen; es fehlt an 
und Butter; man ſchätzt den Wert der Milch und Butter nicht. | 

Tholey, Kreis Ottweiler. Seit Einführung der Molkereien iſt ein 
ſchiedener Rückgang in der Ernährung der Bevölkerung 
getreten; darüber klagen alle verſtändigen Leute. Es wird viel Ziege 
produziert, aber auch viel Surrogate werden gebraucht. 
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Konz 555 Trier). Keine Molkereien, aber alle Milch geht nach Trier; für 
iuglinge iſt einwandfreie Milch nicht zu haben; an deren Stelle 
ten Surrogate. Bei den Militäraushebungen iſt die Zahl der Zurück— 
ſtellten erheblich. 

Gillenfeld (Eifel, Kreis Daun). Die Molkereien ſind hier eingegangen. 
iſt eine große Tuberkuloſeſterblichkeit vorhanden. 
Manderſcheid. Die Molkereien haben den Säuglingen keinen Schaden 
bracht, da 80 Prozent der Mütter ſtillen. Die Ernährung der anderen 
enſchen ſcheint allerdings nicht gut zu fein. Leider iſt der 
e ſehr verbreitet. 


Zum Schluſſe ſei noch folgende charakteriſtiſche Außerung des Beigeord— 
ten einer kleinen Landbürgermeiſterei im Kreiſe München⸗ Glad⸗ 

uch angeführt, die hinſichtlich der Lage der Frauen in den kleinen land⸗ 
rtſchaftlichen Betrieben im großen und ganzen auch auf die Verhältniſſe 
der Eifel zutrifft: 

Die Frauen der Fabrikarbeiter ſind nicht mit häuslichen Arbeiten 
erladen. Sie haben ſich, da ihre Männer ſchon ſeit Jahren große Löhne ver— 
nen, ein bequemes Leben und eine gute Koſt angewöhnt, zumal der Sparſam⸗ 
tsſinn dieſer Frauen zumeiſt ſehr gering iſt. Dazu kommt, daß ſie auf dem 
unde geſunde und geräumige Wohnungen haben und, da ſie Zeit im Überfluß 
ben, von ſelbſt dazu kommen, ihre Kinder, ſolange es geht, in natürlicher Weiſe 
ſtillen. Bei den Handwerkerfrauen liegt die Sache nicht viel weniger 
ne, und ſelbſt bei den Frauen der Taglöhner und Dienſtboten liegen die Ver⸗ 
(Aniffe heute bedeutend günſtiger als in früheren Zeiten. 

Ganz anders dagegen iſt die Lage der Frauen in kleinen landwirt⸗ 
haftlichen Betrieben, in ſolchen bis zu 10 Hektar. Hier iſt das Los der 
au durchgängig ein wenig beneidenswertes, in vielen Fällen 
hadezu armſeliges. Die Frau des kleinen Landwirtes hat ſämt⸗ 
de Hausarbeiten zu verrichten, ihr liegt die Wartung des 
lehes ob, und fie muß dazu noch in Feld und Scheune ar- 
liten, in vielen Fällen ſogar die Produkte aus Stall und Garten ſelbſt zu 
ſarkte bringen. Schon am dritten oder vierten Tage ihrer Niederkunft iſt 
meiſtens wieder bei ihrer Hausarbeit zu finden. Da die Mutter wegen Ab- 
ſenheit vom Haufe, ſei es durch Marktgang, ſei es durch die Arbeit auf dem 
lde, nicht regelmäßig das Kind ſtillen kann, ſo wird demſelben die Flaſche ge— 
ven n. 


Wie man fieht, gehen die Urteile der Arzte auseinander. Insgeſamt 
boch gewinnt man aus ihren Außerungen den Eindruck, daß es mit 
b Ernährung der ländlichen Bevölkerung in der Rheinprovinz bergab 
(ht. Dieſe Folgerung ergibt ſich auch aus dem übrigen Tatſachenmaterial, 
8 Kaup in ſeiner Schrift zuſammenträgt, mit zwingender Logik. 
ſegeneration, in manchen Bezirken große Säuglingsſterb⸗ 
lſchkeit, Alkoholismus und Rückgang der Militärtaug⸗ 
keit: das ſind die Folgen der wirtſchaftlichen Entwicklung für die 
nbäuerliche Bevölkerung der Eifel. 
! Auf dem Nährboden der Verelendung gedeihen aber auch die Begleit— 
(cheinungen der materiellen Not: Unſauberkeit und Unwiſſenheit, ſittliche 
wahrloſung und Verbrechen. Gewiß trägt die Kirche ein gerüttelt Maß 
Schuld an der Borniertheit der Eifelbauern. Ihre jahrhundertelange 
lziehungspraxis hat eine einfältige und abergläubiſche Bevölkerung heran⸗ 
löildet, wie ſie ſonſt ſelten anzutreffen iſt. Aber wenn man auch zum Teil 
ö 1 
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die Kirche hierfür verantwortlich machen muß — die e ſittliche Vert 
heit und die vielen Verbrechen, die in der Eifel von ſonſt frommen Leute 
begangen werden, kann man ihr nicht direkt zur Laſt legen. Der Grund fi 
jene Erſcheinungen iſt vielmehr in der Hauptſache in dem durch den Klei 
betrieb ungeheuer erſchwerten Kampfe ums Daſein zu ſuchen, den der Eife 
bauer zu führen hat und unter dem auch ſeine ſittliche Qualität leidet. NI 
inſofern kann man der Kirche einen Vorwurf machen, daß ſie nicht verma 
die Verbrechen zu verhüten. Bei der Beurteilung dieſer Frage fällt übrige 
die Zahl der Verbrechen nicht ſo ſehr ins Gewicht — unendlich vielſagend 
ſind die Einzelfälle ſelbſt, die in der Regel einen abgrundtiefen Sum 
moraliſcher Verkommenheit offenbaren. (Schluß fake 


Literariſche Rundſchau. | 


Grundfragen unſerer Handelspolitik. M.⸗Gladbach 1911, . 1 
Seiten. 1 Mark. 


Eine ſehr geſchickt geſchriebene Schrift, die unter dem Anſchein objektiver 8 
erſtattung über die Geſchichte der deutſchen Handelspolitik und die ihr zugrun 
liegenden Anſchauungen für den agrariſchen Zollſchutz Propaganda macht. Der Pferd 
fuß wird faſt nur erkennbar an dem, was dieſe Schrift klug verſchweigt. Sie ie, 
nur vom Fallen der Preiſe in früheren Jahrzehnten zu erzählen, aber nichts vt 
der Teuerung. Ebenſowenig wie von dieſer ſchreibt fie von der Einwirkung d 
Schutzzölle auf das Kartellweſen, auf die Schleuderkonkurrenz der durch Zölle | 
ſchützten Induſtrie im Ausland; nichts von der Erhöhung der Grundrente durch d 
Zölle; endlich nichts von der Sozialdemokratie und deren Argumenten. Der Gegenſ 
zwiſchen Freihandel und Schutzzoll erſcheint dem anonymen Verfaſſer nur als k. 
zwiſchen Mancheſtertum und ſtaatlichem Arbeiterſchutz. So kann er behaupten: „Ei: 
Beſſerung der Arbeiterverhältniſſe liegt nicht in erſter Linie im Sinne derjenig 
die heute die Freihandelsidee propagieren.“ (S. 83.) et 

Eine derartige Art der „Aufklärung“ iſt natürlich weit mehr irreführend © 
direkte Lügen, denn die Unwahrhaftigkeit ſolcher wird leichter erkannt. Irgendein 
wiſſenſchaftlichen Wert hat die Schrift nicht. a 
Das Stellenvermittlungsgeſetz und die gaſtwirtſchaftlichen Angeſtellten. 91 Seit 

Kleinoktav. 


Arbeitsordnung im Gaſtwirtsgewerbe. Entwurf einer Arbeitsordnung nebſt 6 
läuterungen. 20 Seiten Kleinoktav. Beide Berlin 1911, Verlag des Verben) 
deutſcher Gaſtwirtsgehilfen. 


Es wird immer weniger möglich, der gewerkſchaftlichen Literatur mit Besprechung 
zu folgen. Alljährlich erſcheinen in Deutſchland ganze Bibliotheken, die von di 
Gewerkſchaften herausgegeben werden. Man muß eingeſtehen, daß man alle ei 
Schriften beim beiten Willen nicht mehr ſelbſt leſen kann. Ebenſo wird es auch d 
Zeitſchriften nicht möglich, alle Erſcheinungen, die von den deutſchen gewerkſcha⸗ 
lichen Organiſationen veröffentlicht werden, anzuzeigen. Manches Wort wurde ſchi 
geſprochen, um eine Einigung der Veröffentlichungen herbeizuführen. Aber es ſchet 
dies nicht möglich zu ſein, jede dieſer Veröffentlichungen iſt aus den beſtimmſt 
Bedürfniſſen einer Organiſation hervorgegangen und erhält durch dieſe Zweck ud 
Beſtimmung. Sie ſteht daher ohne Beziehung zur Geſamtproduktion von gewe⸗ 
ſchaftlicher Literatur. So kann dieſe große literariſche Produktion von den Referent 
nur noch in ihren charakteriſtiſchen Erſcheinungen zur Anzeige gebracht werden. Nie 
Formen gewerkſchaftlicher Literatur kommen da vor allem in Betracht, ſie Teır 
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ichnen eine Ausdehnung der gewerkſchaftlichen Aktion oder doch eine gründlichere 
handlung ſchon bisheriger Betätigungen. 

Die Gewerkſchaften beginnen die für ihre Mitglieder und deren Berufsgenoſſen 
laſſenen Spezialgeſetze zu veröffentlichen und zu kommentieren und die richtige 
wendung dieſer Geſetze nahezulegen, endlich im Anſchluß an dieſe Geſetzestexte 
ren Mitgliedern Aufklärungen und Anregungen zu geben. So haben dies vielleicht 
erſt die baugewerblichen Arbeiter, auch die Bäcker getan, erſt unlängſt der Ver⸗ 
nd der Bergarbeiter aus Anlaß der geſetzlichen Beſtimmungen und Anordnungen 
er die Wahl und Tätigkeit der Sicherheitsmänner in Preußen, ſo geſchieht dies 
m vom Verband deutſcher Gaſtwirtsgehilfen mit dem Stellenvermittlungsgeſetz. 
ı dem Schriftchen wird nach einer kurzen Einleitung das Stellenvermittlungsgeſetz 
ich den Beſchlüſſen des Reichstags mit klaren und eindringlichen Erläuterungen 
röffentlicht, dann wird ein Rückblick geworfen auf das erſte Jahr, währenddeſſen 
3 Geſetz in Kraft war. Es werden da auch die Mängel, die es während ſeines 
ſtehens erkennen ließ, auseinandergeſetzt. So wird erörtert, wer ein gewerblicher 
tellenvermittler iſt, dann die leidige Bedürfnisfrage, die der Willkür der Behörden 
l zu viel Raum läßt, die Gebührenfrage, das Ineinanderfließen von gewerbs— 
ißiger und nicht gewerbsmäßiger Stellenvermittlung, die öffentlichen Arbeits— 
weile und die Durchführung des Stellenvermittlungsgeſetzes uſw. Hieran 
ließen ſich die wörtlich wiedergegebenen preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen 
m neuen Stellenvermittlungsgeſetz und Bemerkungen über die Beſtimmungen in 
n anderen Bundesſtaaten. Sehr intereſſant ſind die Ausführungen zur Kritik der 
»bührenjäge, merkwürdig unter anderem die Gebührenordnung für Animierkneipen 
Metz und Würzburg. So iſt ein außerordentlich reichhaltiges, in vieler Hinſicht 
tereſſantes Material in dieſem Schriftchen zuſammengeſtellt, das durchaus nicht 
oß verdient, von Gaſtwirtsgehilfen geleſen zu werden. 

Auch die Arbeitsordnung im Gaſtwirtsgewerbe iſt eine für Gaſtwirtsgehilfen 
ir wichtige kleine Schrift, die in klarer und überſichtlicher Weiſe über die Rechte 
3 Perſonals aufklärt, die geſetzlichen Beſtimmungen wiedergibt und kommentiert. 

Es wäre dringend zu wünſchen, daß die in ganz beſonders hohem Maße aus— 
beuteten Gaſtwirtsgehilfen von dieſen Schriften gründlichen Gebrauch machen, um 
dlich auszunützen, was das Geſetz ihnen gewährt. Iſt das auch nicht viel, ſo iſt 
doch noch lange nicht zur Tatſache geworden. Für die Durchſetzung des Arbeiter: 
Htes und Arbeiterſchutzes im Gaſtwirtsgewerbe haben die Gewerbeaufſichtsbehörden 
der viel zu wenig bisher getan; die Gaſtwirtsgehilfen müſſen daher ihre Rechte 
ber durchſetzen. Die beiden kleinen Schriftchen geben ihnen dazu Anregung, Rat 
d beſtes Material an die Hand. ad. br. 
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Berichtigung. Ich hätte auf die Eckſteinſche Kritik meiner kleinen Broſchüre 
Leltanſchauung und Sozialdemokratie“ nicht geantwortet, wenn dieſe Kritik 
cht dazu angetan wäre, über die vielbefehdeten Süddeutſchen eine merkwürdige 
einung zu verbreiten. Er bezichtigt mich nämlich einer religiös-ethiſchen Auf: 
fung, von der ich wohl annähme, fie fände in Süddeutſchland einen 
ſonders empfänglichen Boden. Genoſſe Eckſtein ſcheint die Süddeutſchen wohl 
ſonders für Note 1 in der Religion qualifiziert zu halten; und deshalb ſuche 
bei ihnen auch meine religiös⸗ethiſche „Predigt“ anzubringen. Dieſe meine 
Stedigt“ wurzelt nun in einer Kennzeichnung des realwirtſchaftlichen Cha— 
kters der Sozialdemokratie. Und dieſen Charakter ſchließt mir der Marxſche 
ls8ſpruch auf: Wir entwickeln der Welt aus den Prinzipien der Welt neue Prin— 
nen. Zwei geniale, den Wirklichkeitsſozialismus begründende Leiſtungen von 
arx hebe ich ſtark hervor: Marx betrachtete die Emanzipation des Proletariats 
das Werkdieſer Klaſſe und entdeckte in der ökonomiſchen Wirklichkeit, 


ENTE 


1 


Konzeſſionen machen. Jeder Erfolg der Araber in Tripolis findet Widerhal 
der ganzen mohammedaniſchen Welt. Zwar ſind die europäiſchen Staa 
ſtark genug, die unterworfenen Völker niederzuhalten, aber ihre Herrſcha 
vor allem auf Maſſenhypnoſe, auf dem Glauben an die Unbeſiegbark 
päiſcher Waffen, und dieſer Glaube iſt ſeit dem Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krie 
Wanken geraten. Revolutionäre Ideen durchzucken die Welt, die den Eu 
unterworfen iſt. a 
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in der Fabrik ein Stück werdender geſellſchaftlicher Produktion. Das 5 
Marxismus und in der auf ihm fußenden Sozialdemokratie iſt alſo auch 
meiner Darſtellung die „Aufklärung“ über die ökonomiſchen Entwickl 
tendenzen. Meine ſogenannte Predigt unterſucht dann objektiv die ſich 
Sozialdemokratie regenden ethiſchen Tendenzen vom jungen Marx an bi 
Marxiſten Dr. Max Adler. An der Hand von zahlreichen hiſtoriſchen Doku 
(Ausſprüchen von Liebknecht, Arbeiterbiographien, Tatſachen über die re 
ſozialiſtiſchen Beſtrebungen der Geiſtlichen) ſuche ich dann nachzuweiſen, d 
im Sozialismus ein religiös⸗ethiſches Moment auswirkt. Und meine Darf 
ſchließt mit der Feſtſtellung, daß die Sozialdemokratie eine ökon om 
politiſche Partei und kein philoſophiſches Kränzche 
keine religiöſe Sekte iſt. Alles das konſtatiere ich nüchtern und r 
und meine „Predigt“ begrüßt durchaus nicht „mit beſonderer Freud 
„Beitritt verſchiedener Geiſtlicher“ zur Sozialdemokratie. 
Wäre mein Kritiker Eckſtein nicht gar zu ſchnell über meine Schri 
namentlich über meine auf Marx fußende Darſtellung des Begriffs der P 
tivkräfte hinweggeflogen, ſo hätte er ſicher ſeine Haupteinwände gegen 
Arbeit nicht erhoben. So überging er zum Beiſpiel bei dem Zitat S. 44, 
aus meiner Schrift dem Leſer vorſetzt, den charakteriſtiſchen Einleitungsſatz 
ethiſchen Werturteile des Menſchen über eine beſtimmte Produktionsordnu 
im allgemeinen gute Anzeiger für den Grad der Lebensfähigkeit einer 
tionsordnung.“ Die den Kapitalismus verurteilenden Maſſenempfindunge 
müſſen „ſich zu einer revolutionären Maſſenkraft konzentriert 
ehe die Produktionsmethoden als veraltet beſeitigt werden können“. 
P. Kampffm 


zeitfpriftenfchau. 5 


„Der Kampf“ vom Dezember bringt einen Aufſatz von Otto B 
über „Orientaliſche Revolutionen“. Der Abſchluß der Marokkoverhandlunge 
die Beſetzung von Tripolis durch Italien ſchließen die Beſitzergreifung 
durch die europäiſchen Staaten ab. Nach der Unterwerfung Afrikas unt 
Kapitalismus kommt Aſien an die Reihe; die Kämpfe um ſeine Aufteilung 
noch gewaltiger ſein. Damit erweckt der Kapitalismus zugleich neue Fein 
mobiliſiert er neue revolutionäre Kräfte. In Perſien, in der Türkei fanden 
Revolutionen ſtatt, jetzt kommt China; in Indien muß die Regierung dem 


Die modernen revolutionären Bewegungen im Orient ſind aus 
knüpfung zweier zuvor getrennter Bewegungen entſtanden, einer liber 
wegung der von europäiſchen Ideen beeinflußten Intelligenz und einer ı 
nären antieuropäiſchen Bewegung der Volksmaſſen. Die Söhne der orient 
Kaufleute, Grundherren und Beamten, die an den europäiſchen und ameri 
Hochſchulen ſtudieren, gerieten völlig unter den Einfluß der ſozialen, poli 
und philoſophiſchen Ideen Europas. Sie nahmen europäiſche Sitten und 
an, ſie wenden ſich gegen die geſellſchaftliche Ordnung, die politiſchen Ver 
und die Sitten ihres eigenen Volkes, verachten und bekämpfen deſſen üb 
Vorurteile. Oft bilden ſie neue Sekten und leſen aus den alten heiligen 
moderne Syſteme heraus. Sie ſind Träger des orientaliſchen Liberalismus 


ilſchriftenſchau. 7 543 


er zugleich national, weil ſie die Verachtung der Europäer für ihre Raſſe ſchwer 
ipfinden. Sie wollen ihr Land nach europäiſchem Muſter einrichten, damit es 
rk wird, ſich der europäiſchen Macht zu widerſetzen. Obgleich klein an Zahl, 
ben ſie durch ihre geſellſchaftliche Stellung einen großen Einfluß. Adel und 
zufmannſchaft, die ſich von den Europäern zurückgedrängt fühlen, ſtehen an 
ter Seite. Zugleich entwickelte ſich in den Volksmaſſen eine national-reaktionäre 
trömung. Europäiſche Waren richteten das alte Handwerk zugrunde; Eiſen⸗ 
nen, europäiſche Handelsunternehmungen machen dem heimiſchen Kaufmann 
inkurrenz, beuten die Arbeiter aus, bringen Geldwirtſchaft, Warenproduktion 
id Verſchuldung der Bauern. Die Zerbröckelung der alten Ordnung erfüllt die 
Aksmaſſe mit Haß gegen die Fremden und ihre Sitten, und dieſer Haß wendet 
h auch gegen die heimiſche Intelligenz, die dieſe Sitten angenommen hat. Er⸗ 
tung des Altüberlieferten iſt das Ziel dieſer Bewegung; aber der Kampf mit 
ewalttätigkeiten und Pogroms gegen die Fremden bleibt erfolglos, er führt nur 
emde Soldaten ins Land. 

Beide Bewegungen haben dasſelbe Ziel, aber ſie ſtehen einander verſtändnislos 
id feindlich gegenüber, und das lähmt ihre Kraft. Die liberale Intelligenz ohne 
Ak hinter ſich iſt machtlos, das Volk ohne Führer verzettelt feine Kraft. Die Ver- 
nigung entſteht dadurch, daß die Intelligenz ihre politiſchen Ziele organiſch an 
2 nationalen Traditionen anzuknüpfen ſucht. Da dieſe Tradition religiös iſt, 
ird die Bewegung zu einer religiöſen Reformationsbewegung. 8 

In der mohammedaniſchen Welt predigt ein Korangelehrter, Dſchemalud-⸗Din, 
e ſittliche Überlegenheit des Islams über das Chriſtentum, ruft die Völker zum 
umpfe gegen die Europäer und ihre Agenten, Sultan und Schah, auf, wobei der 
erus an der Spitze ſtehen muß. Er hat großen Einfluß auf die mohammedaniſche 
itelligenz gewonnen, und die Tätigkeit des Klerus in der perſiſchen Revolution 
ugt bon dieſem neuen Geiſte. In Indien ruft Bal Gangadhar Tilah, anknüpfend 
die religiöſen Traditionen, zum Kampfe gegen Briten und Mohammedaner auf, 
rdert den Kultus des Gottes Ganeſch, macht die Feier des Nationalhelden 
iwadſchi zu einer politiſchen Demonſtration, führt den politiſchen Kampf in 
ner weitverbreiteten Preſſe, organiſiert die Jugend und fordert die nationale 
tabhängigkeit. Er bekämpft zugleich die verſteinerte religiöſe Orthodoxie und 
tiert als Brahmane unter den Parias der Baumwollſpinnereien. Auch in der 
ekte der Arya⸗Samaj ſtützt ein moderner Geiſt ſich auf uralte Traditionen; fie 
den Puritanern zu vergleichen, und die Vedas ſind hier, was die Bibel den auf— 
ebenden Klaſſen Europas im ſechzehnten und ſiebzehnten Jahrhundert war. In 
zina iſt bon dieſer Anknüpfung an nationale Traditionen erſt ein ſchwacher An- 
ng bemerkbar. 

Überall tritt die orientaliſche Intelligenz jetzt als Führerin der Maſſen im 
tionalen Kampfe auf. Sie ſchafft eine Literatur, die an die alten Religionen 
id Sitten anknüpft und ſie zugleich moderniſiert; ſie produziert Dichter, Agi⸗ 
toren, Propheten, die durch eine große Preſſe politiſche Aufklärung verbreiten. 
ie europäiſche Literatur ſteht dieſer Bewegung verſtändnislos gegenüber. Man 
un ſie auch erſt verſtehen, wenn man ſie mit der Periode der Reformation in 
kropa vergleicht. Die orientaliſche Geſellſchaft trug vor kurzem noch mittelalter- | 
he Züge: Naturalwirtſchaft, Kaſtenteilung, religiöfe Bindung des Lebens, Scho- 
ſtik und Starrheit der Sitten. Der Kapitalismus zerſtört dieſe Welt; die geiſtige 
nwälzung kann von den Maſſen zuerſt nur religiös aufgenommen werden. Weil d 
er zugleich Dampfmaſchine und elektriſche Motoren ihren Einzug halten, werden 
e brientaliſchen Völker den Weg von der Reformation zur Revolution, von Luther 
id Münzer zu Robespierre und Marx in kurzer Zeit zurücklegen müſſen. 

Die perſiſche Revolution ſtellt die niedrigſte Stufe orientaliſcher Revolutionen 
rz die indiſche, die ſich durch eine mächtig aufſtrebende Induſtrie unaufhaltſam 
rbereitet, die höchſte. In der Mitte ſtehen die Türkei und China. Werden fie von 


den europäiſchen Waffen beſiegt und unterworfen, ſo bedeutet das kein Auf 
ſondern — wie Agypten zeigt — nur eine Beſchleunigung und We b 
der Grundlagen der Revolution. 1 
Die großen Umwälzungen, an deren Schwelle der ganze Orient ſteht, 
in der gewaltigſten Weiſe auf die europäiſche Wirtſchaft zurückwirken. Sie 
Erſchütterungen im Staatsleben bringen, von denen das Proletariat all 
hoffen hat. Die Revolution Aſiens und Afrikas wird das ur im 
freiungskampf des europäiſchen Proletariats ſein. — 8 
In einem Aufſatz „Nach Innsbruck“ geht Karl Renner auf einige 
mente des letzten Parteitags ſowie der Kritik der tſchechiſchen Separatiſte 
Parteitage können keine Umwandlung von Tatſachen, ſondern nur Kläru 
Auffaſſung, Einheits in den Meinungen bringen, die zum gemeinſamen Hi 
nötig ſind. In dieſem Sinne kann man auf Innsbruck mit ſtolzer Genu 
zurückſchauen; die Grundbedingungen des Parteilebens, Einheit und Prinzi 
dort feſter geſchmiedet. Da die Internationale in Ofterreich zerſchlagen wa 
die deutſche Partei frei in ihren Entſchlüſſen. Aber ſie hat nicht daran gedacht, di 
deutſchen Nationalismus irgendwelches Zugeſtändnis zu machen. Zwar verſu 5 
die tſchechiſche Preſſe es ſo hinzuſtellen, als hätten die deutſchen Sozialdemokraß j 
die nationale Affimilation in ihr Programm aufgenommen und beeiferten f h 
die beiten Deutſchen zu fein. Sie ſtützen ſich auf die Reden Leuthners und 00. 
manns. Dieſe bieten ihnen in der Tat manche Handhabe dazu, aber ſie fand 
auf dem Parteitag nicht den geringſten Widerhall. Leuthner verſuchte den tſe⸗ 
chiſchen Separatismus zu erklären mit derſelben Beweisführung, womit in nat⸗ 
nalen Schulbüchern die Erweckung des Deutſchtums gegen die Franzoſenherrſcht 
dargeſtellt wird. Indem er als ſpezifiſch tſchechiſch anſieht, was allen Natiorı 
gemeinſam iſt, verfällt er in die Phraſeologie der deutſchen und tſchechiſchen Nat⸗ 
naliſten. Dieſes fruchtloſe Gekeife, das an den Tatſachen nichts ändert und ſie ah 
nicht zu verſtehen ſucht, kann bei einem Sozialdemokraten keinen Reſpekt weck, 
um ſo weniger, als es ein Mittel der Reaktionäre iſt, das Proletariat zu ſchwächi 
und ſeinen Aufitieg zu hindern. Auch die Redewendung: der deutſche Arbeiter hie 
eine Kulturhöhe, eine Kulturtradition zu verteidigen, iſt falſch. Was wir beſitzen 
ein paar Rechte —, iſt unbedeutend gegen das, was wir zu erobern haben. Nics 
beſitzt der Arbeiter von Kulturhöhe, als das Recht, ſeine Kinder in die klerikaliſie 5 
Schule zu ſchicken. Seine Kulturtraditionen find die Gedanken des Sozialism, 
die er mit andersſprachigen Arbeitern gemein hat. Die gemeinſame Not 
notwendig zum gemeinſamen Kampfe führen, trotz des Separatismus. 
Hartmann hat die Frage der Minoritätsſchulen geſtreift und dabei die ne I 
nale Aſſimilation aus dem Grunde allgemeinſter Zweckmäßigkeit empfohlen. Ar 
die Aſſimilation iſt ein Naturprozeß, mit dem ein Parteiprogramm nichts zu t 
hat, da er ſich ohne menſchlichen Eingriff vollzieht. Die Menſchen können verſuch, 
ihn zu fördern oder zu hemmen: aber alle Verſuche der Entnationaliſierung m 
bisher gefcheitert, während in Amerika die Aſſimilation ohne irgendwelchen Er 
nationaliſierungsverſuch Millionen umfaßt. Die Aſſimilation kann nur erforſt it 
werden — man kann ſich zu ihr nicht wie zu einem Programm bekennen. Wir - 
trachten jeden obrigkeitlichen Eingriff in die nationalen Verhältniſſe als ein Ul, 
und dieſe Auffaſſung iſt Allgemeingut der Partei. Daher wird es den Entftellungt 
der Separatiſten nicht gelingen, das Bild des Parteitags in fein Gegenteil u⸗ 
zulügen. 
Hueber wies auf den tiefen Zuſammenhang zwiſchen dem politiſchen und di 
gewerkſchaftlichen Internationalismus hin und forderte zu einer neuen Beratug 
des Nationalitätenprogramms auf. Das wird eine Aufgabe für den e 1 
Parteitag ſein. 1 
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Die Revanche der Niedergerittenen. 
Berlin, 13. Januar 1912. 


Alle Welt war ſo gewöhnt, die deutſche Sozialdemokratie in ihren Wahl⸗ 
fen fiegen zu ſehen, daß nicht nur wir ſelbſt, ſondern mehr noch unſere 
‚mer überraſcht waren, als der 25. Januar 1907 uns anſcheinend eine 
dere Niederlage brachte, den Verluſt unſerer Mandate um die Hälfte 
28 Beſtandes von 1903. Je unerwarteter die Niederlage, deſto toller der 
bel der Sieger. Der Anfang unſeres Endes ſchien manchem gekommen. 
ige Leute berechneten damals, es ſei möglich, uns bei der nächſten Wahl 
5 Sitze zu nehmen und uns damit zu völliger Nichtigkeit zu de⸗ 
eren 
Aber der Taumel dauerte nur kurze Zeit. Nicht lange, und die Sozial⸗ 
iokratie begann wieder ſo raſch vorzuſchreiten, daß die Sieger von 1907 
im vor dem Wahlkampf die Flinte ins Korn warfen und die Nieder- 
ittenen von 1907 von vornherein als Sieger proklamierten, ehe es noch 
a Schlagen gekommen war. Und wenn fie heute über etwas ſtaunen, fo 
darüber, daß unſer Sieg nicht noch gewaltiger iſt, als er ſich tatſächlich 
altel hat. Denn ihre feige Angſt und ihr böſes Gewiſſen hatte ihnen 
Bild unſeres kommenden Triumphes bereits in den rieſenhafteſten 
nenſionen vorgegaukelt. 
Unſere Partei ſelbſt hatte nie daran gezweifelt, daß der Mißerfolg von 
7 nur eine „vorübergehende Erſcheinung“ ſei. Und das zuverſichtliche 
‚trauen auf ihre Lehre und ihre Taktik, dem ihre Siegesgewißheit ent- 
ingt, hat auch diesmal nicht getrogen. Die Niederlage hatte nicht das 
ingſte Schwanken in ihren Reihen erzeugt. Es ſtellte ſich ſofort nach 
1 25. Januar 1907 heraus, daß von einer Niederlage nur geſprochen 
eden one, wenn man den greifbarſten, ſinnenfälligſten Ausdruck des 
chlreſultats, nämlich die Zahl der Mandate, ins Auge faßte, nicht aber 
m, wenn man tiefer ging und die Zahl der für uns abgegebenen Stim- 
n in Erwägung zog. Denn die „Niederlage“ hatte uns einen Zuwachs 
1911-1912. I. Bd. 36 
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von einer Viertelmillion Stimmen gebracht. Dieſe respektable Sun ie 
ſchien nur deshalb geringfügig, weil der Zuwachs bei der vorhergehen ı 
Wahl von 1903 ein ganz außerordentlicher geweſen war. Indes, gere 
weil der Sprung von 1903 ein ſo rieſenhafter geweſen, mußten wir N 
etwas innehalten, um friſchen Atem zu ſchöpfen. 

Man zieht in der Regel nur die prozentuelle Zunahme der Shan 
in Betracht, die wir in den einzelnen Wahlperioden aufzuweiſen 50 
Aber es iſt nicht ohne Intereſſe, auch unſere abſolute Zunahme abu 
Man zählte: f EN 


Abgegebene sunahme (+) Sozial⸗ Zunahme (+) Een 
Jahr gültige oder demokratiſche oder 
Stimmen Abnahme (—) | Stimmen Abnahme (—) || da, 


113000 


3884 000 N 
351700 | + 249300 


1 5190 300 + 1805500 8 

187 22-02 5401000 | + 210700 493400 | + 141700 13 
Ba RL 5760900 | -+ 359900 437200 | — 56200 9 
18811111 5097800 — 663100 312000 — 125200 13 
188 4. || 5668000 | + 566200 550000 | + 238000 24 
18885 7540900 | - 1877900 763100 | + 213100 11 
1890 7228500 — 3125001427300 | + 664200 35 
1899. [ 7674000 ＋ 445500 1786700 ＋ 359400 44 
1898 7752700 | + 78700 2107000 | 320300 56 
19088 9495600 | + 1742900 3010800 | + 994800 81 
1907 11262800 + 1767200 3259000 + 248200 4 


Sieht man von den abnormen Jahren 1878 und 1881 ab, da bet 
bisher unſere Stimmenzunahme bei jeder Wahl in der Regel einige ati 
bis dreimalhunderttauſend. Die Stimmenzahlen von 1907 brachten kein 
ſehr glänzenden, aber auch nicht einen außerordentlich geringen Zuwgs 
Wenn es uns trotzdem nicht gelang, unſere Mandatziffer von 1903 auch m 
zu behaupten, ſo liegt das daran, daß die allgemeine Zunahme der e⸗ 
ſamtheit der überhaupt abgegebenen Stimmen 1907 eine enorme war. Sir 
die des Jahres 1887 hatte fie übertroffen. Und dieſes hatte uns in beig 
auf Mandate die gleiche Niederlage gebracht. Die Erfahrungen der Icre 
1887 und 1890 zeigten uns aber auch, wie kurzlebig die Erfolge ſind, ie 
durch eine außergewöhnliche Aufpeitſchung der Wählermaſſen erreht 
werden. Auf die Niederlage von 1887 folgte der glänzende Sieg von 10. 
Und jetzt hat fi) der gleiche Vorgang wiederholt. j 

Das ift kein Zufall. Die Aufpeitſchung der Wählermaſſen 90 aul 
ordentliche Mittel erweckt viele Elemente zur Teilnahme am politiſen 
Leben, die ihm bis dahin fremd und ſtumpf gegenüberſtanden. Dieſe wern 
zunächſt leicht Opfer der Demagogie, der Lüge, des Terrorismus 
wenden ſich anfangs gegen uns. Aber das Intereſſe am politiſchen Ben 
iſt in ihnen einmal wachgerufen, bei vielen von ihnen wirkt es nach, d 
allmählich lernen ſie politiſch ſelbſtändig denken. Damit ſind ſie der Ei 
demokratie gewonnen. 

Wie ſehr das politiſche Intereſſe durch derartige Aufpeitſchungen wi 
wächſt, zeigt das Verhältnis der abgegebenen Stimmen zur Zahl der W) 
berechtigten. 5 . 
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Auf je tauſend Wahlberechtigte kommen abgegebene gültige Stimmen: 


5082 sr 561 1893 722 
een ss, 605 1898 679 
ee iss? 774 190838 758 
ess 8 71 1907 843 


Bis 1887 übten niemals erheblich mehr als 60 Prozent der Wahlberech⸗ 
igten ihr Stimmrecht aus. Seit der gewaltigen Anſtrengung der Reak— 
ionäre von 1887 geht der Prozentſatz der abgegebenen Stimmen nur ein- 
nal, und da nicht erheblich, unter 70 Prozent herunter, im Jahre 1898. Im 
zahre 1907 erreicht er die enorme Höhe von 84 Prozent. Wie hoch er dies⸗ 
nal war, läßt ſich zurzeit noch nicht beſtimmen, aber nach allen Anzeichen 
u ſchließen, war auch am 12. Januar die Wahlbeteiligung eine außerordent- 
ich ſtarke. 

Das iſt das Element, in dem unſere Agitation gedeiht, wenn ſie auch 
ns durch den Zuſtrom politiſch unerfahrener Elemente geſchädigt 
berden kann. Es iſt eine höchſt kurzſichtige Politik unſerer Gegner, wenn 
ie den ſchlafenden Löwen des Volkes wecken, damit er ſich gegen uns wende. 
ir vermag uns keine ſchweren Wunden beizubringen und wendet ſich bald 
egen diejenigen, die ihn losgelaſſen, die er als Bedränger erkannt. Alle 
erſuche, uns durch das Aufrufen bisher politiſch untätiger Elemente zu 
hädigen, ſei es in der Form der Wahlpflicht, des Frauenſtimmrechts, durch 
kriegsgeſchrei oder einen organiſierten Lügenfeldzug, alle dieſe Verſuche 
aben ſich ſchließlich zu unſeren Gunſten gewendet und die Zahl unſerer 
Inhänger vermehrt. 

Sie mußten ſich vermehren, denn die Sprache der Tatſachen ſpricht zu 
ut für uns, ſie muß die Maſſen des arbeitenden Volkes uns zuführen, 
denn es nur einmal anfängt, aufzuhorchen. 

Beſonders vernehmlich ertönte dieſe Sprache ſeit 1907. Die Wahlen 
mes Jahres hatten die Sozialdemokratie im Reichstag geſchwächt und die 
tegierung geſtärkt, ihr zwei Majoritäten zur Verfügung geſtellt — eine 
beral⸗konſervative und eine konſervativ-ultramontane. Das Reſultat war 
ine Politik, wie ſie empörender und aufreizender nicht gedacht werden 
onnte, eine Politik, die alle bürgerlichen Parteien aufs äußerſte kom⸗ 
romittierte. Die einzige Partei, die der Regierung aufs äußerſte in allen 
zunkten Widerſtand leiſtete, die jede Teilnahme an irgend einem Block be- 
arrlich von ſich wies, die Imperialismus, Rüſtungen, neue Steuern ent⸗ 
hieden ablehnte, war die Sozialdemokratie. 

Dafür iſt ſie die einzige Siegerin bei den jetzigen Wahlen. Sie iſt die 
inzige Partei, die an Stimmen und Mandaten erheblich verſtärkt aus dem 
eſten Wahlgang hervorgeht. Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ ſucht 
tt alle bürgerlichen Elemente gegen uns mobil zu machen, indem ſie 
nſere Politik als eine des Klaſſenkampfes, der ſozialen Re⸗ 
olution, der Völkerverbrüderung bezeichnet. Sie glaubt uns 
amit zu brandmarken und zu denunzieren. Aber dieſe Politik iſt es ge⸗ 
veien, die einzig bei den jüngſten Wahlen werbende Kraft entwickelt hat. 
| Rehr Mandate als jemals zuvor im erſten Wahlgang und wahrſcheinlich 
uch einen Stimmenzuwachs, der ſich dem von 1903 ebenbürtig zur Seite 
ellt, hat uns die Politik des Klaſſenkampfes, der ſozialen Revolution, der 
N öölkerverbrüderung gebracht. 
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Jede andere Politik hat verſagt. Von den bürgerlichen Parteien 
keine einen Aufſchwung aufzuweiſen. Sie alle haben im erſten Wah 
an Mandaten mehr Verluſte als Gewinne zu verzeichnen. Noch wi 
wird die Statiſtik der Stimmenzahlen ſein, die ſie aufbrachten. D 
läßt ſich zur Stunde noch nichts Beſtimmtes ſagen, aber ſicher iſt de 
wartete Aufſchwung des „freiſinnigen Bürgertums“ ausgeblieben. 
Diodch noch iſt nicht alles für den Liberalismus verloren. Bei ih 
die Entſcheidung, ob der ſchwarzblaue Block im nächſten Reichstag die 
heit erhalten ſoll oder nicht. Man ſollte glauben, die Wahl könnte ih 
ſchwer werden. Er hat ganz einfach zu entſcheiden, ob er politiſchen Sel 
üben oder noch als ernſthafte ſelbſtändige politiſche Macht weiter exiſtieren 
Sozialdemokratie und Liberalismus zuſammen verfügen zurzeit 
rund 70 Mandate. In ungefähr ebenſo vielen Stichwahlen ringen ſie 
einander. Das macht zuſammen 140 Mandate, die auf jeden Fall der 
zufallen. Dazu kommen faſt 100 Sitze, die ſie erobern kann, wenn L 
und Sozialdemokratie einander Wahlhilfe leiſten. Es iſt ungefähr ein 
Hundert ſozialdemokratiſche Stichwahlen, bei denen der Liberalismus de 


werden. Von dem Ausmaß, in dem es geſchieht, wird es in erſter Lini 
hängen, ob die ſchwarzblaue Mehrheit zur Minderheit reduziert wir 
es aber auch abhängen, ob dies durch die Paarung zwiſchen Karpf 
Kaninchen bereits erheblich ramponierte politiſche Anſehen des Li 
mus noch einmal wiederhergeſtellt wird oder ob er völlig zu einer 
herabſinkt, aus der kein neues Leben mehr zu ſprießen vermag 
Ruine ohne jeden äſthetiſchen Reiz, die nur noch als politiſches Verk 
hindernis wirkt. „ = 
Außerlich kräftiger als der Liberalismus ſteht der Zentrumsturn 
Solange nicht genaue Zahlen über die abgegebenen Stimmen vorli 
läßt ſich nicht entſcheiden, ob das Zentrum ſeine Machtſtellung noch 
ungebrochenen Zutrauen der Maſſen oder nicht vielmehr dem horrendi 
Pluralwahlrecht zu verdanken hat, das durch unſere Wahlkreisein 
in von Jahr zu Jahr wachſendem Maße den rückſtändigſten Wah 
zugute kommt, während es die fortſchreitenden immer mehr en 
Sicher iſt, daß dadurch niemand mehr benachteiligt wird als die S 
demokratie, niemand mehr begünſtigt als das Zentrum. Mit den 30 
Stimmen, die nach den vorläufigen Mitteilungen Ledebour und Zube 
ſammen erhielten, laſſen ſich bequem dreißig Zentrumskandidaten 
ſchwarzen Wahlbezirken durchbringen. | ee 
Daneben mag aber wohl das Zentrum auch aus jeinem Zuſam 
gehen mit ſeinen konſervativen Blockbrüdern ſchon im erſten Wahl 
einigen Nutzen gezogen haben. Daher wird uns von freiſinniger 
bereits der Vorwurf gemacht, wir hätten desgleichen tun und, 
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falſche Stichwahlen“ herbeizuführen, in allen Wahlkreiſen, wo ſolche zu 
kwarten, gleich von vornherein den Liberalen wählen ſollen. 
Die da jenen Vorwurf erheben, vergeſſen, daß ein erſprießlicher Block 
wiſchen Konſervativen und Zentrumsleuten nur deshalb möglich iſt, weil 
eide im Grunde dieſelbe Nummer find. Was fie bisher trennte, waren 
icht reale Klaſſenintereſſen der Gegenwart, ſondern nur Erinnerungen 
nd Einbildungen der Vergangenheit: überbleibſel aus der Zeit der Re— 
ormation und der Religionskriege, die zeitweiſe noch verſchärft wurden 
adurch, daß die proteſtantiſchen Konſervativen vorwiegend Altpreußen 
garen, die den Neupreußen als Eroberer gegenübertraten. Die katho⸗ 
iſchen Konſervativen, die das Zentrum in Preußen bilden, leben dagegen 
orwiegend in Provinzen, die von Preußen erobert wurden. 
Das iſt mitunter recht lange her, aber gerade in den Kreiſen, aus denen 
ich Zentrum und Konſervative rekrutieren, ſpielen die ererbten überliefe⸗ 
ungen noch eine große Rolle. Da war der Gegenſatz von Proteſtanten und 
oliken⸗ vom Eroberer und Eroberten ſchwerer zu überwinden. Daneben 
at auch noch Futterneid zwiſchen den katholiſchen und proteſtantiſchen 
ötrebern, denen die gemeinſame Staatskrippe zu eng war, manchen Zwiſt 
rzeugt. Aber alles das verſchwindet doch gegenüber den großen und 
dauernden agrariſchen und ökonomiſch reaktionären Intereſſen, die beide 
Barteien in gleicher Weiſe vertreten, und die fie immer mehr bedroht ſehen. 
Rleiches Intereſſe und gleiche Gefahr der Gegenwart beſeitigt die tren- 
enden Erinnerungen der Vergangenheit, vereinigt die ſchwarzen und die 
lauen Geſellen. Sie ſind Fleiſch von demſelben Fleiſche, ſie dienen den 
leichen Tendenzen, fie gehören zuſammen, ihr Block iſt eine ganz natür- 
iche Erſcheinung. Unſere Aufgabe iſt es nicht, dieſen Block zu ſprengen, die 
konſervativen vom Zentrum loszulöſen. Im Gegenteil. Je enger die 
eiden verbunden find, um ſo beſſer, deſto leichter wird es uns werden, die 
Irbeiter, die dem Zentrum noch anhängen, von dieſer unnatürlichen Ge- 
olgſchaft zu befreien. Deſto leichter wird uns die Aufgabe, den ſchwarz⸗ 
9 Block in die Minderheit zu drängen. 

Von uns aber verlangen, wir ſollten zur Bekämpfung dieſes Blocks in 
in gleiches Blockverhältnis zu den Liberalen treten, heißt uns zumuten, 
vir ſollten aufhören, Sozialdemokraten zu ſein. Denn eine Vereinigung zu 
nem Block kann nur Parteien helfen, die innerlich miteinander verwandt 
md bloß durch Mißverſtändniſſe oder Traditionen oder ähnliche Kleinig⸗ 
eiten getrennt find. In der Tat nehmen jene Liberalen, die uns ein Block⸗ 
verhältnis vorſchlagen, an, unſer ſozialiſtiſches Programm und unser prole- 
ariſcher Klaſſencharakter ſeien nur noch Erinnerungen der Vergangenheit, 
eine realen Mächte in unſerem Daſein. 
Wären die Liberalen belehrbar, dann müßte ſie der Ausgang der Wahl 
dom 12. Januar belehren, welch große Kraft der Lehre und der Taktik inne⸗ 
vohnt, die das politiſche Handeln der Sozialdemokratie leiten. Wäre es noch 
notwendig, dann müßte dieſe Wahl uns aufs entſchiedenſte in der Über- 
zeugung beſtärken, daß wir uns auf dem richtigen Wege zur Macht befinden, 
daß jeder andere Weg ein Abweg wäre. Unſere ſieggekrönte Taktik, unſere 
ieggekrönte Lehre find mit einem neuen Siege gekrönt worden. Unſere Er- 
folge geben uns die Gewähr, daß wir im Fortſchreiten begriffen . au 
nen Siegen. 
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Zur Theorie der Kombination. . 
a | Von Rudolf Hilferding. nn | ei | 
- Unter einer Kombination oder einem kombinierten Unternehmen bel 


ſtehen wir die Verbindung ſolcher kapitaliſtiſcher Unternehungen, von dene 
das eine das konſtante Kapital (oder doch weſentliche Beſtandteile des kon 
ſtanten Kapitals) des anderen liefert. Wir unterſcheiden dadurch die kombi 
nierten von den homogenen Verbindungen, die zwei oder mehrere Unter 
nehmen desſelben Induſtriezweigs vereinigen. Die Art der Vereinigun 
ſelbſt, die rein ökonomiſch von geringerer Bedeutung iſt, kann wiederum 
doppelt ſein. Es kann fich entweder um Fuſion handeln: zwei oder mehrer 
Unternehmen gehen in ein neues auf, reſpektive eines dieſer Unternehme 
nimmt das oder die anderen auf. Oder es handelt ſich um eine Intereſſen 
gemeinſchaft: bisher voneinander unabhängige Unternehmungen trete 
durch Abſchluß von Verträgen oder auch durch Perſonalunion ihrer Leitun 
in Beziehungen zueinander. Die frühere Unabhängigkeit wird beſchränk, 
und es hängt vom Inhalt des Vertrags oder von der Enge der Perſonal 
union ab, wieweit der formalen Selbſtändigkeit noch eine ökonomiſche ent 
ſpricht. Die Fuſion hebt die Selbſtändigkeit vollſtändig auf. | eı 
Je nach der Art der Entſtehung kann man unterſcheiden: die aufſteigend 
Kombination; Beiſpiel, ein Walzwerk, das ſich Hochöfen und Kohlenzeche 
angliedert. Die abſteigende Kombination: eine Kohlengrube kauft Hoch 


öfen und Walzwerke; ſchließlich die gemiſchte Kombination: ein Stahlwer 


gliedert ſich einerſeits Kohlenzechen, andererſeits Walzwerke an. | 2 
Die Kombination bedeutet eine Einſchränkung der geſellſchaftlichen At 
beitsteilung, während ſie zugleich einen neuen Anſporn gibt für die Arbeits 
teilung innerhalb des neuen Geſamtbetriebs, die auch immer mehr di 
Arbeit der Leitung erfaßt. Sie begleitet von Anfang an die kapitaliſtiſch 
Produktionsweiſe. e 5 
Für die Manufakturperiode gibt Marx folgende Darſtellung:“ f 
Endlich kann die Manufaktur, wie ſie teilweiſe aus der Kombination ver 
ſchiedener Handwerke entſpringt, ſich zu einer Kombination verſchiedener Manufal 
turen entwickeln. Die größeren engliſchen Glashütten zum Beiſpiel fabrizieren ihr 
irdenen Schmelztiegel ſelbſt, weil von deren Güte das Gelingen oder Mißlingen de 
Produktes weſentlich abhängt. Die Manufaktur eines Produktionsmittels wird hie 
mit der Manufaktur des Produktes verbunden. Umgekehrt kann die Manufaktu 
des Produktes verbunden werden mit Manufakturen, worin es ſelbſt wieder al 
Rohmaterial dient oder mit deren Produkten es ſpäter zuſammengeſetzt wird. © 
findet man zum Beiſpiel die Manufaktur von Flintglas kombiniert mit der Glas 
ſchleiferei und der Gelbgießerei, letztere für die metalliſche Einfaſſung mannigfache 
Glasartikel. Die verſchiedenen kombinierten Manufakturen bilden dann mehr ode 
minder räumlich getrennte Departements einer Geſamtmanufaktur, zugleich von 
einander unabhängige Produktionsprozeſſe, jeder mit eigener Teilung der Arbei 
Trotz mancher Vorteile, welche die kombinierte Manufaktur bietet, gewinnt ſie au 
eigener Grundlage keine wirklich techniſche Einheit. Dieſe entſteht erſt bei ihre 
Verwandlung in den maſchinenmäßigen Betrieb. , = 
Die Kombination iſt aber nicht nur eine wichtige techniſche Entwicklungs 
erſcheinung, fie ſtellt auch ein intereſſantes theoretiſches Problem dar. Ge 
ſetzt den Fall, ein Eiſenwerk gliedert ſich eine Kohlenzeche an, deren Produl 
* „Kapital“, V, 4. Auflage, ©. 312. 8 . 
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In feinen Bedarf an Kohle gerade deckt. Bisher ſchon wurde die Kohle von 
ſer Grube gekauft. Geſetzt, der Koſtpreis der Kohle hätte 500 000 Mark 
ragen; beträgt die Durchſchnittsprofitrate 20 Prozent, ſo würde die Kohle 
ihrem Produktionspreis von 600 000 Mark an das Eiſenwerk verkauft 

1 Die Produktion des Eiſenwerkes hätte einen Geſamtkoſtpreis von 

Millionen Mark; ihr Produktionspreis betrüge dann 2 400 000 Mark. 

Im ginge die Kombination vor ſich; Hütte und Zeche bildeten nunmehr ein 

ternehmen: der Koſtpreis der Kohle beträgt 500 000 Mark; infolgedeſſen 

hrägt der Koſtpreis des Eiſens jetzt nicht mehr 2 Millionen, ſondern nur 
ihr 1 900 000 Mark. Bei einer Profitrate von 20 Prozent würde der Ver⸗ 
kißspreis betragen 2 280 000 Mark. Das heißt der Verkaufspreis der Zeche 

i bei gleichem Profit jetzt geringer um 120 000 Mark. Denn es find 

15000 Mark erſpart worden, die früher an die ſelbſtändige Kohlenzeche 

0 Profit gezahlt werden mußten, und 20 000 Mark, die von dem Eiſen⸗ 

rk als Profit erzielt werden mußten, ſo lange der Profit der Kohle in den 

Sitpreis des Eiſens einging. Blieben Eiſenwerk und Kohlenzeche getrennt, ſo 

rde der Marktpreis fortfahren, 2400000 Mark zu betragen; das kombinierte 

erk erzielte alſo den bedeutenden Extraprofit von 120 000 Mark. Das 
lißte ſehr raſch die Kombination verallgemeinern; die Kombination müßte 

c:adezu das beherrſchende Geſetz der kapitaliſtiſchen Betriebsorganiſation 
in, und es wäre nicht einzuſehen, warum nicht ſchon längſt alle Induſtrie⸗ 
ſſären kombiniert ſind, die kapitaliſtiſche Produktion ausſchließlich in Be⸗ 
teben vor ſich geht, die alle Produktionsſtufen vom Rohmaterial ange- 
fıgen bis zum Endprodukt umfaſſen. Denn die Höhe des Extraprofits 
lite ſchon längſt die entgegenſtehenden techniſchen und organiſatoriſchen 
Sndernilje, die vor allem aus der Zerſplitterung der Unternehmungen 
evachſen, überwinden müſſen. 
Dazu käme noch ein anderes Problem. Wir haben geſehen, daß die 
bBe organiſatoriſche Vereinigung zweier Unternehmungen, dieſe als all- 
(mein angenommen, bewirken könnte, daß die Preiſe der Produkte ſänken, 
ine Anderung der Profitrate, aber auch ohne jede Anderung in der Menge 
Jbeit, die zu ihrer Erzeugung notwendig iſt — ein offenbarer Widerſpruch 
em Wertgeſetz. Oder aber, bliebe das Wertgeſetz in Geltung, jo müßten 
1 Preiſe dieſelben bleiben wie vor der Kombination. Dann würde aber 
ib Kombination die Profitrate geſteigert haben von 20 Prozent auf 38 Pro— 
bit. Die Kombination würde alſo eine Tendenz zum Steigen der Profit⸗ 
ite bedeuten, ſtark genug, um alle Urſachen des Falles der Profitrate zu 
jerwinden. Und das alles ohne Anderung der Produktionsbedingungen, 
ur durch eine Anderung rein organiſatoriſcher Art — die Vorſtellung iſt 
it ökonomiſchem Denken einfach unvereinbar. 

Marx hat das Problem im „Kapital“ nicht behandelt. Aber in dem 
litten Bande der „Theorien über den Mehrwert“ drängt es ſich ihm ge⸗ 
entlich auf. Er kritiſiert ein Beiſpiel Mills, das die Theſe Ricardos, die 
“:ofitrate wechſle im umgekehrten Verhältnis zu den Produktionskoſten 
is Arbeitslohns, illuſtrieren ſoll. Bei der Analyſe dieſes Beiſpiels kommt 
‚art — übrigens ein intereſſantes Beiſpiel für wiſſenſchaftliche Gedanken⸗ 
(ogiation — auf das Problem zu ſprechen. 

Dem Abſchnitt hat Kautsky den Titel gegeben: Erhöhung des Profits durch 
ene Produktion des konſtanten Kapitals. Marx gibt dort im Anſchluß 
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Der $ Wert ſeines e en ſei gleich 60 War er der A 
lohn für 60 Arbeiter betrage gleichfalls 60 Quarters, die bei einer 
wertrate von 100 Prozent Mehrwert im Werte von 60 Quarters 


kaufen, dieſes ſelber. Er liefert = alſo jetzt 2 ſeinen Samen, 
Ackerbaugeräte uſw. Zu dieſer Produktion brauche er konſtantes Ko 
im Werte von 20 Quarters, ferner zum ſelben Betrag variables Ka 
um 20 Arbeiter anwenden zu können. Seine Kapitalauslage für 
ſtellung ſeiner Produktionsmittel ift alſo gleich 40 Quarters; der 9 
des Produktes bleibt natürlich 60 Quarters, wie früher; aber ſein 
preis iſt 40. Früher hatten wir alſo zwei Kapitale. Das eine Kapital li 
das konſtante Kapital für den Pächter und hatte folgende Zuſammuf 
20 C 20 v 20 m 60. & 

Ferner das Kapital des Pächters: 60 c 60 v4 60 m = 180. 

Jetzt produziert der Pächter ſein konſtantes Kapital ſelbſt. Sein Kap 
zeigt nun folgende Zuſammenſetzung: 20 c+ (20 ＋ 60) v+ (60 ＋ 20) m = 

Das Geſamtprodukt und ſein Wert iſt derſelbe geblieben; ebenſ 
Rate des Mehrwerts. Das vorgeſchoſſene Kapital iſt gefallen 
120 auf 100 Quarters. Die Profitrate iſt geſtiegen von 50 Pr 
auf 80 Prozent. Der Profit ſelbſt beträgt jetzt 80 Quarters, währe 
früher 60 betrug, iſt alſo um 20 Quarters geſtiegen, in demſelben 2 
wie die Summe (nicht Rate) des Mehrwerts.“ 

Man ſieht, Marx nimmt hier das Steigen des Profits durch 55 
bination zunächſt als etwas Selbſtverſtändliches. Dann aber wird 
denklich und geht näher auf das Problem ein. Er ſagt: f 


den er jetzt verloren a weil Kapital J, Statt ſein konſtantes Kap 1 
es ſelbſt produziert, alſo ſtatt den Mehrwert von 20 Quarters = 10 Arbei 


ihn ſelbſt einſteckt. 
Nach wie vor entfallen auf die 180 Quarters 80 Quarters Profit, nur 
früher zwiſchen zwei Perſonen verteilt waren. Die Profitrate ſcheint 
weil Kapital I früher die 60 Quarters nur als konſtantes Kapital betracht 
ſie für ihn waren, alſo nicht den Profit beachtete, den der Produzent 
ſtanten Kapitals bezog. Die Profitrate iſt ſo wenig verändert wie der M 
oder wie irgend eine Produktionsbedingung, die Produktivität der Arbei 
ſchloſſen. Früher war das von dem Produzenten des konſtanten Kapita 
gelegte Kapital = 40 Quarters (= 20 Arbeitstagen), das vom Kapital I ausgel 
variable Kapital = 60 Quarters (= 30 Arbeitstagen), zuſammen = 1003 
(S 50 Arbeitstagen), und der Profit 20 Quatres für den erſten, 60 für den an 
alſo = 80 Quarters (= 40 Arbeitstagen). Das ganze Produkt von 90 Arbeit 
(= 180 Quarters) lieferte 80 Quarters Profit zu 100 Quarters in Arbeitsle 0 
I und II und konſtantem Kapital von II ausgelegten Wert. a 
Für die Geſellſchaft iſt hier nach wie vor die aus dem Profit ſta 
Revenue konſtant geblieben, ditto das Verhältnis von Mehrwert und A 


„Theorien“, III, S. 258 ff. 
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Der Unterſchied kommt daher, daß, wenn der Kapitaliſt als Käufer in den 
ren markt tritt, er einfacher Warenbeſitzer iſt; er hat den ganzen Wert der 
Bare, die ganze in ihr enthaltene Arbeitszeit zu zahlen, gleichgültig in welchen 
Froportionen Kapitaliſt und Arbeiter an den Früchten dieſer Arbeitszeit teil⸗ 
enommen haben oder teilnehmen. Tritt er dagegen als Käufer in den Arb eit3- 
narkt, jo kauft er in der Tat mehr Arbeit als er zahlt. Wenn er alfo, ſtatt fein 
tohmaterial und Maſchinen zu kaufen, ſie ebenfalls ſelbſt produziert, ſo eignet 
r ſich ſelbſt die Mehrarbeit an, die er ſonſt dem Verkäufer von Rohmaterial und 
Naſchinen zu zahlen hätte.“ 

Für den einzelnen Kapitaliſten — nicht für die Profitrate — iſt dies aller⸗ 
ings ein Unterſchied, ob er einen Profit ſelbſt macht oder ihn einem anderen 
ahlt. (Bei Berechnung der Verminderung der Profitrate durch das Wachſen des 
onſtanten Kapitals wird deshalb immer der Durchſchnitt der Geſellſchaft ge— 
ommen; das heißt die Geſamtmaſſe, die die Geſellſchaft in einem gegebenen 
lugenblick als konſtantes Kapital anwendet, und das Verhältnis dieſer Maſſe zur 
Naſſe des direkt in Arbeitslohn angelegten Kapitals.) Indes ſelten beſtimmt 
ieſer Geſichtspunkt und kann beſtimmen ſelbſt den einzelnen Kapitaliſten, bei 
olchen Kombinationen, wie ſie zum Beiſpiel vorkommen, wenn der Kapitaliſt zu- 
leich ſpinnt und webt, ſelbſt die Ziegelſteine brennen läßt uſw. Was hier be— 
timmt, iſt die wirkliche Erſparung in den Produktionskoſten durch Zeiterſparung 
m Transport, Erſparung in Gebäulichkeiten, Heizung, bewegender Kraft uſw., 
ſrößere Kontrolle über die Qualität des Rohmaterials uſw. Wollte er ſelbſt feine 
Raſchinen bauen, die er braucht, jo fabrizierte er wie der kleine Produzent, der 
ür eigenen Bedarf oder den perſönlichen Bedarf einiger Kunden arbeitet, auf 
leiner Stufenleiter, und die Maſchine koſtet ihn mehr, als wenn er ſie bei dem 
Naſchinenbauer kauft, der für den Markt arbeitet. Aber wollte er gleichzeitig 
pinnen, weben und Maſchinen nicht nur für ſich, ſondern für den Markt bauen, 
o brauchte er größeres Kapital, das er wahrſcheinlich vorteilhafter (Teilung der 
Arbeit) in ſein eigenes Geſchäft ſteckte. Es kann das nur ein Geſichtspunkt fein, 
vo er für ſich ſelbſt einen hinreichenden Markt bildet, um ſo das konſtante Kapital 
elbſt auf vorteilhafter Stufenleiter produzieren zu können. Seine eigene Nach⸗ 
rage muß dafür groß genug fein. In dieſem Falle, ſelbſt wenn feine Arbeit un- 
roduktiver iſt als die der eigentlichen Produzenten des konſtanten Kapitals, eignet 
r ſich einen Teil der Mehrarbeit an, die er ſonſt einem anderen Kapitaliſten zu 
ahlen hätte. Wir ſehen, dies hat nichts mit der Profitrate zu tun.? 


Wir haben dieſe Ausführungen von Marx nicht nur deswegen ſo aus— 
ührlich wiedergegeben, um ihren Zuſammenhang nicht zu zerſtören, ſondern 
uch weil fie einen großen Seltenheitswert haben: fie find nämlich un⸗ 
ichtig. Es iſt offenbar, daß ſie keine Löſung, ſondern eine Umgehung des 
Problems enthalten. Gewiß, die Maſſe des Profits wird nicht geändert und 
ür die Geſellſchaft iſt die aus dem Profit ſtammende Revenue kon— 
tant geblieben. Aber uns kommt es auf die Profitrate an, die für den einzelnen 
Internehmer das Entſcheidende iſt, und die iſt durch die Kombination eine andere 


1 Dazu macht Marx folgende Anmerkung: Die Kombination, wo ein Fabri⸗ 
ant einen Teil ſeines früheren konſtanten Kapitals ſelbſt produziert oder dem 
tohpropuft, das früher als konſtantes Kapital aus ſeiner Produktionsſphäre in 
ine zweite trat, jetzt ſelbſt die zweite Form gibt, läuft immer nur auf eine Kon⸗ 
entration von Profiten hinaus. Als Beiſpiel der erſten Art haben wir 
ie Verbindung von Spinnerei und Weberei; als eines der zweiten die Minen- 
eſitzer von Birmingham, die den ganzen Prozeß der Eiſenbereitung übernehmen, 
er ſich früher an verſchiedene Unternehmer und Beſitzer verteilte. 

Ebenda, S. 261 ff. 
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geworden. Das gibt ja Marx auch ſelbſt zu, wenn er die Kombination auf 
„Konzentration von Profiten“ hinauslaufen läßt. Die Berufung auf die Ge 
ſchaft nützt dabei nichts. Denn wäre die Kombination als allgemein di 
geführt gedacht, ſo wäre eben die Auslage an Kapital um die Summe 
Profite auf das konſtante Kapital der Geſellſchaft ebenſo verringert, 
unſerem Beiſpiel der Pächter bei der Auslage ſeines Kapitals den 
auf die früher gekauften und nun ſelbſt produzierten Ackergeräte e 
Die Kombination hätte alſo zur Folge ein Steigen der Profitrat 
längſt trotz der Marxſchen Gegengründe die Kombination weit über da: 
reichte Maß hätte hinaustreiben müſſen. a | 5 
In Wirklichkeit aber iſt die Behauptung, daß durch die Kombina 
alſo durch eigene Produktion des konſtanten Kapitals der Profit 
werde, falſch und der anſcheinend unwiderlegliche mathematiſche 
ein Trugſchluß. Gerade das Marxſche Beiſpiel führt mit Leichtigfi 
Aufdeckung der falſchen Vorausſetzung. Marx läßt einen Pächter G 
produzieren und gleichzeitig ſein konſtantes Kapital. Nehmen w 
deſſen Repräſentanten die Ackergeräte. Das konſtante Kapital, aus der 
Ackergeräte fabriziert werden ſollen, beſtehe aus Holz und Eiſen, aus 
Pflüge, Eggen, Senſen uſw. gemacht werden. Dazu genügen der Vor 
ſetzung nach 20 Arbeiter oder 20 Arbeitstage. Der Pächter hat aber 80 
beiter oder 80 Arbeitstage zur Verfügung. Es iſt klar, daß der Re 
60 Arbeitern erſt arbeiten kann, wenn die Ackergeräte fertig ſind. Gef 
Fall, die Herſtellung der Ackergeräte dauere ein Jahr; dann wird wäh 
dieſes Jahres ein Kapital fungieren von 20 c ＋ 20 v. Am Ende des Je 
wird das Produkt einen Wert von 60 haben, und ebenſo wird auch de 
duktionspreis gleich 60 ſein, wenn wir eine allgemeine Profitra 
50 Prozent annehmen. Mit dieſen Ackergeräten im Werte von 60 b 
dann im zweiten Jahre die Produktion des Getreides, und als 60, n 
40, muß auch der Pächter ſein konſtantes Kapital für die Getreidepro 
in Rechnung ſtellen, ganz gleich, ob er es gekauft oder ſelbſt pro 
hat. Der Fehler der Rechnung rührt alſo daher, daß die Umſch 
zeit des Kapitals nicht berückſichtigt worden iſt, auf 
Profit berechnet werden muß. Die Gleichzeitigkeit der Produktion iſt 
Schein. In Wirklichkeit beginnt die Produktion des Fertigprodukte 
auch der Umſchlag des dazu notwendigen Kapitals, erſt, wenn di 
ſchlagszeit des in der Produktion des Rohmaterials uſw. verwandten 
tals vorüber iſt; für dieſe Zeit muß ſich aber der Kapitaliſt den 
Profit anrechnen, den jener Kapitaliſt realiſiert, der dieſes Ro 
allein produziert und dann verkauft. Um zu unſerem erſten Beiſpi 
zukehren. Beträgt die Produktionszeit der Kohle ein Jahr und die alle 
Profitrate 20 Prozent, fo hat die Kohle zu Beginn des z w eite 
— und früher ſteht ſie zur Eiſenbereitung nicht zur Verfügung — 
von 600 000 Mark und nicht von 500 000 Mark, muß alſo ebenſo 
Kapitalauslagenrechnung geſtellt werden, als wäre ſie gekauft. 
Es iſt alſo nicht richtig, daß die Kombination unmittelbar un 
Erhöhung der Profitrate über den Durchſchnittsprofit bedeutet. 
höhung kann alſo auch nicht als Motiv für die Kapitaliſten, die P 
zu kombinieren, in Betracht kommen. Nun iſt aber das raſche For 
der Kombination gerade eines der charakteriſtiſchen Merkmale der 
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yonzentrationsvorgänge, und in der Tat laſſen ſich eine große Reihe Ur⸗ 
ichen finden, die zur Kombination drängen. Dieſe Urſachen find teils tech- 
iſcher, teils ökonomiſcher Natur. Die techniſchen Urſachen hat Marx in dem 
ngeführten Zitat bereits gekennzeichnet, und fie gewinnen noch an Wirk— 
umkeit, je entwickelter der Stand der Technik und die Stufenleiter der Pro— 
uktion iſt. Das großartigſte Beiſpiel für Erzielung techniſcher Fortſchritte 
urch die Kombination bietet vielleicht die moderne Großeiſeninduſtrie in 
er Ausnutzung der früher nutzlos entweichenden Hochofengaſe als Kraft⸗ 
nelle für die Maſchinerie in der Weiterverarbeitung. Zugleich vermindern 
ch mit zunehmender Konzentration und wachſender Stufenleiter der Pro— 
uftion jene Hinderniſſe der Kombination, die Marx bereits angeführt hat. 
Zu den techniſchen Antrieben kommen ökonomiſche, die aus beſtimmten 
italiſtiſchen Konkurrenzerſcheinungen folgen. Die wichtigſten ſeien hier 
arg angeführt.“ Während der Proſperität findet die Ausdehnung der Pro- 
uftion dort am raſcheſten ſtatt, wo die Kapitalien verhältnismäßig gering 
nd, die Produktionserweiterung raſch und an vielen Punkten zugleich vor ſich 
ehen kann. Dieſe raſche Steigerung der Produktion wirkt bis zu einem 
ewiſſen Grade der Steigerung der Preiſe entgegen. Das iſt im allge- 
einen der Fall in einem großen Teile der Induſtrie der Fertigfabrikate. 
gagegen kann die Produktionserweiterung in der extraktiven Induſtrie 
icht ebenſo raſch vorangehen. Die Fertigſtellung eines neuen Schachtes, die 
nlegung von Hochöfen braucht relativ lange Zeit. (Nach Heymann, Das 
utiche Großeiſengewerbe, dauert im Ruhrrevier eine Zechenanlage fünf 
s ſieben Jahre.) In der Hochkonjunktur wächſt fo die Nachfrage der Fertig- 
iduſtrie raſcher als die Produktion der extraktiven Induſtrien. Infolge⸗ 
fen ſteigen die Preiſe des Rohmaterials raſcher als die der Fertigfabrikate. 
n der extraktiven Induſtrie ſteigt jo die Profitrate auf Koſten der weiter— 
arbeitenden Induſtrie, und dieſe kann zudem noch durch Rohmaterial— 
angel an der Ausnützung der Konjunktur verhindert werden. Umgekehrt 
der Depreſſion. Der Abfluß und die Produktionseinſchränkung iſt, freie 
ii onkurrenz vorausgeſetzt, in den Zweigen, die das Rohmaterial liefern, 
wieriger und verluſtreicher als in der Sphäre der Fertigfabrikation. In 
ner bleibt daher die Profitrate länger unter ihrem Durchſchnitt. Dieſer 
nterſchied in den Profitraten wird überwunden durch die Kombination, 
urch die Vereinigung der ertraftiven mit der weiterverarbeitenden Induſtrie. 
er Anſtoß zur Kombination wird je nach der Phaſe der Konjunktur ver— 
Dieden ſein. In Proſperitätszeiten werden die weiterverarbeitenden Werke 
5 Rohſtoffwerke anzugliedern ſuchen, in der Depreſſion umgekehrt. Im 
gemeinen beſteht die Tendenz, daß das jeweils mit geringerer Profitrate 
beitende Unternehmen ſich das rentablere anzugliedern ſucht. 

Zugleich erklärt ſich daraus, daß in den ſogenannten ſchweren Induſtrien 
it ihren großen Maſſen fixen Kapitals, auf die die Konjunkturunterſchiede 
ix bedeutender einwirken, die Kombination eine viel größere Rolle fpielt 
s etwa in der Textilinduſtrie. Die Kombination zwiſchen Spinnerei und 
ieberei iſt gewiß häufig, aber hier verdrängt das kombinierte Werk längſt 
mi unaufhaltſam das reine Werk, wie es etwa in der Eiſeninduſtrie der 

Ali & 

1 85 Näheres darüber in meinem „Finanzkapital“. 11. Kapitel: Hinderniſſe in der 
s der Profitrate und ihre Überwindung. S. 220 ff. 
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Die ſtärkere Kombination in der ſchweren Induſtrie hängt auch; 
ſammen mit der zweiten ökonomiſchen Haupturſache des Fortſchreitens i: 
Kombination, mit der zunehmenden Kartellierung und Vertruſtung. 9: 
Monopoliſierung eines Induſtriezweigs bedeutet für dieſen Erhöhung i3 
Profits über den Durchſchnitt. Auch dieſe Ungleichheit der Profitrate fült 
zur Kombination. Auch hier kann der Anſtoß ausgehen entweder von de 
nicht der kartellierten Induſtrieſphäre angehörenden Werk, das ſich von de 
Kartell unabhängig machen will; ſo zum Beiſpiel wenn ein Eiſenwerk of 
eine Zeche angliedert und damit vom Kohlenſyndikat ökonomiſch unabhänı 
wird. Oder eine dem Kartell angehörende Kohlenzeche gliedert ſich Ei 
werke an, weil es billigere Produktionsbedingungen als das reine Eis! 
werk beſitzt und daher dieſem im Konkurrenzkampf überlegen iſt.“ | 

Vor allem aber ſchließt die Kartellierung eine Tendenz in ip 
Kombination dadurch gewaltig auszudehnen, daß es ſich nicht mehr bf 
um die Kombination einzelner Unternehmungen, ſondern um die gang 
kartellierter oder vertruſteter Induſtriezweige handelt. Zu den angeführ! 
Urſachen tritt hier noch das jedem kapitaliſtiſchen Monopol innewohne) 
Streben hinzu, das ökonomiſche Monopol durch ein natürliches unzerſtt 
bar zu machen. Zu natürlichen Monopolen können aber nur die extik 
tiven Induſtrieen werden; auf der einen Seite wächſt damit deren öko 
miſche Macht, ſich die weiterverarbeitenden Induſtrien anzugliedern, währl 
andererſeits die Vereinigung mit den über natürliche Monopole verfügen! 
Rohſtoffinduſtrien den Kartellen und Truſts der Weiterverarbeitung erſt ‘t 
Feſtigkeit gibt, die aus dem ökonomiſchen Monopol allein noch nicht hervorg) 

Schließlich bedeutet die Kombination eine Erſparung von Zirkin 
tionskoſten. Die früher notwendigen Handelsoperationen kommen in Vg 
fall. Damit entfällt auch der Handels⸗ (kommerzielle) Profit. Soweit ! 
eintritt, bedeutet die Kombination — das iſt aber auch der einzige Fall⸗ 
unmittelbar und an ſich Erhöhung der Profitrate gegenüber der Profit't 
des reinen Wertes. Denn da der Handelsprofit nur ein Teil des Geſat 
profits iſt, ſo bedeutet allgemein ſeine Ausſchaltung Erhöhung des n 
duſtriellen Profits. | >: 

Sind fo eine Reihe techniſcher und ökonomiſcher Urſachen vorhanden /i 
uns die raſche und andauernde Ausdehnung der Kombination in der jünge 
Phaſe der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe erklären, ſo muß zur Veril 
ſtändigung noch kurz darauf hingewieſen werden, daß die Durchſetzung die 
Tendenzen bewußt gefördert wird durch das Bankkapital und den wacker 
den Einfluß, den es auf den Gang der induſtriellen Entwicklung nim 

1 Dieſe Wirkung der Kartellierung auf die Kombination iſt eine offentunit 
und unmittelbare. So heißt es in einer Korreſpondenz über die Siegerläde 
Montaninduſtrie im „Berliner Tageblatt“ vom 30. Mai 1911: „Kommt ein (o! 
ciſen⸗/ Syndikat zuſtande und müſſen die weiterverarbeitenden Werke ohne eic! 
Hochofenwerk wieder ihren Roheiſenbedarf zu höheren Preiſen kaufen, jo" 
wahrſcheinlich auch für das Siegerland die Zeit der Verſchmelzung „ 
verarbeitenden Werken kommen. Die anerkannt gut eingerichteten Siegerled 
Walzengießereien, die ſich eines vorzüglichen Rufes im In⸗ und Ausland füd 
Herſtellung der Siegerländer Spezialität in Walzen erfreuen und einen gib 
Bedarf in Walzengußeiſen haben, beſitzen noch keine Hochöfen, ſo daß es nicht e 
raſchen würde, wenn ſich dieſe Werke den Hochöfen zur Deckung des eigener” 
darfes an Eiſen angliederten.“ i e f 1 
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Marx hat im „Kapital“ die Kombination nicht ausführlich behandelt, 
1 die Analyſe der Konkurrenzerſcheinungen außerhalb des Planes feines 
auptwerkes lag. Es iſt unnötig, zu jagen, daß er ſelbſt die aus der 
Theorie“ zitierte Stelle ſicher nicht in dieſer Form veröffentlicht hätte, da 
0 nach den Entwicklungen des dritten Bandes des „Kapital“ über die Ge- 
‚ge der Profitrate und den Einfluß der Umſchlagszeit die Unmöglichkeit 
er Behauptung, die Kombination bedeute an ſich eine Erhöhung der 
krofitrate, auf den erſten Blick erkennen mußte. Pſychologiſch iſt allerdings 
er Irrtum, den das Manuſkript enthält, außerordentlich leicht verſtändlich. 
Narx hat gar nicht das Problem der Kombination im Auge; was ihn be— 
häftigt, ſind die Bemühungen Mills, den Satz Ricardos über das Ver— 
ältnis von Profit und Arbeitslohn zu erweiſen. Sobald ſich ihm ergibt, 
aß auch an dem ihm zufällig aufſtoßenden und nur zu dieſem Zwecke 
nterſuchten Beiſpiel einer Kombination Mills Beweisführung mißlingt, 
t das Intereſſe erſchöpft. Für den Zweck, den er verfolgt, war das nebenbei 
ch ſcheinbar ergebende Reſultat, die Kombination ſei eine Konzentrierung 
on Profiten, belanglos. Es beweiſt dies zugleich, wie das richtige Reſultat 
giſſenſchaftlicher Forſchung abhängt nicht nur von den logiſchen Schlüſſen 
us den Prämiſſen, ſondern daß in Wirklichkeit der Forſcher das Reſultat 
Abſt ſchon inſtinktiv erfaßt haben muß, um danach ſuchen zu können. For— 
hungsergebniſſe und Vorausſetzungen ſtehen eben nicht nur in formal 
o giſchem Zuſammenhang; vielmehr iſt es in der Mehrzahl der Fälle das 
ergebnis, von dem man zu den richtigen Vorausſetzungen gelangt, wobei 
reilich in dem Prozeß des Erkennens die Vorausſetzungen wieder ändernd 
nd end auf das Ergebnis rückwirken werden. 
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Die große chineſiſche Repolution. * 
Von Michel Vawlowitſch. 2 


III. der foziale Charakter der chineſiſchen Revolution.“ 
die Rolle der chineſiſchen Bourgeoifie in der Revolution. der Eifenbahnkrieg. 


Welchen ſozialen Charakter trägt die chineſiſche Revolution, welche 
baten und Klaſſen der Bevölkerung ſpielen in ihr die erſte Rolle, welche 
gebiete bilden das Zentrum und die Operationsbaſis der ſiegreichen Be— 
begung? Die hervorragende Anteilnahme Sun-Yat⸗Sens? am Aufſtand 
‚on 1907, ſeine ſenſationelle Rede auf dem von chineſiſchen Studenten zu 
1 rokio veranſtalteten Meeting, die ſozialen Anſichten über die Zukunft des 


Der Charakter des chineſiſchen Gemeinweſens und die Rolle, welche die Eiſen— 
ahnen bei ſeiner Revolutionierung ſpielen werden, wurden in der „Neuen Zeit“ 
chon im Jahre 1886 erörtert in der Artikelſerie Kautskys über , Die chineſiſchen 
ziſenbahnen und das europäiſche Proletariat“. 

Da Dr. Sun⸗Yat⸗Sen jetzt eine auch in Europa berühmte Perſönlichkeit 
eworden iſt, folgen wir in der Schreibung ſeines Namens dem allgemeinen Brauch 
er deutſchen Preſſe. In dem Artikel „Die revolutionäre Bewegung und die poli— 
iſchen Parteien im heutigen China“ („Neue Zeit“, XXIX, 2) lautet der Name 
Suen⸗Ji⸗Sien. Da ſich die Laute der chineſiſchen Sprache in unſeren Schrift— 
eichen überhaupt nur ſehr unvollkommen wiedergeben laſſen, ſchwankt die Recht 
chreibung, beſonders in den verſchiedenen Sprachen Europas, ſehr ſtark. (Anmerk. d. Red.) 


(Schluß.) 


nn Kapitalismus und des chineſiſchen Gemeinweſens, die 5 
mals kundgab, ſeine energiſche Propagandiſtentätigkeit im Laufe der let 
Jahre im Ausland, vor allem in Amerika — das alles führte erſtens d 
daß viele europäiſche Preßorgane bei den erſten Nachrichten von den 
eigniſſen in China Sun⸗Yat⸗Sen als das Haupt der revolutionäre 
wegung hinſtellten, und zweitens dazu, daß ſich in einigen Kreiſen ein 
richtige Vorſtellung über den ſozialen Charakter dieſer Bewegung bildet 
Vor allem ſei erwähnt, daß Sun⸗Yat⸗Sen ſelbſt in ſeiner Agitation i 
Laufe der letzten Zeit die Frage, wie ſich der Kapitalismus in China ei 
wickeln werde uſw., nie berührte, ſondern vor allem auf die politiſche in 
nationale Seite ſeines Programms Nachdruck legte, auf die Notwendig 
die Dynaſtie zu ſtürzen, umfaſſende demokratiſche Reformen durchzufüh 
die alten Standesprivilegien abzuſchaffen, die allgemeine Schulpflicht 
das allgemeine Wahlrecht für beide Geſchlechter einzuführen uſw., zu g 
Zeit aber die Idee des Zweikammerſyſtems, wie es in Europa und Ar 
beſteht, und die Notwendigkeit einer ſtarken, nach europäiſchem M 
reorganiſierten Armee verfocht. Die Anſichten einer Reihe anderer 
geſehener chineſiſcher Revolutionäre legen Zeugnis davon ab, daß wi 
hier mit den Vertretern einer mächtigen demokratiſchen Bewegung z 


Grund auf umzugeſtalten und in entſchiedener Weiſe auf die Geſe 
Aſiens und indirekt auch auf die übrigen Kontinente einzuwirken — jet 
betonen wir, mit den Vertretern einer demokratiſchen Bewegung 
nichts weiter. Zu gleicher Zeit muß erwähnt werden, daß unter dem 
fluß einer eingehenderen Bekanntſchaft mit den wirtſchaftlichen Leh 
Europas, des Aufenthalts in den Vereinigten Staaten, des Mein 
austauſches mit Europäern uſw. viele Chineſen ihre Anfichten über 
Sozialismus gewechſelt haben, die noch vor kurzem gleich den rufſif 
Narodniki (Volkstümlern) und den indiſchen Sozialiſten und doch! 
kommen unabhängig von den einen wie von den anderen zu bewe 
ſuchten, die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung kön 
China raſcher und leichter eingeführt werden al 
einem ziviliſierten Lande. Die Chineſen lernten einſe 
dieſelben Utopien einſt auch die ruſſiſche Intelligenz beherrſcht hätte 
ſie nichts Originelles, Selbſtändiges enthielten und daß China gleich je 
anderen Lande erſt die Phaſe des Kapitalismus und der Fabrikinduf 
durchmachen müßte. Noch mehr, der Theoretiker des chineſiſchen Narol ) 
tſcheſtwo (Volkstümelei) Sun⸗Yat⸗Sen überſpannte den Bogen allzu 
nach der anderen Seite mit ſeinen weitläufigen Theorien von der 
wendigkeit der Heranziehung europäiſchen und amerikaniſchen Kapi 
nach China zur Entwicklung ſeiner nationalen Induſtrie und ſe 
Handels, der Einführung des Schutzſyſtems, mit deſſen Hilfe & € 
jeine junge Induſtrie gegen die europäiſche Konkurrenz verteidigen } 
uſw. Der aſiatiſche Sozialismus, der noch vor kurzem jo gab 
hänger in Rußland hatte, ſtirbt auch in China dahin. Wir wollen 
daß auch hier, wie das in Rußland bereits eingetreten iſt, ni: a 
Sozialismus vom europäiſchen abgelöſt werden wird. 

1 Eine Charakteriſtik dieſes aſiatiſchen Sosa ſiehe in meinem 
in der „Neuen Zeit“ vom 21. April 1911. 
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|. Das erſte, was uns beim Studium des Charakters der chineſiſchen Re⸗ 
olution ins Auge fällt, iſt jene außergewöhnliche Sympathie, 
ie die chineſiſche Bourgeoiſie der Befreiungsbemwe- 
un geentgegenbrachte. Wir haben bereits hervorgehoben, mit 
delcher Tatkraft die beſitzenden Klaſſen der ſtädtiſchen Bevölkerung, von 
er geſamten Nation unterſtützt, die berühmte Petitionskampagne des 
zahres 1910 durchzuführen wußten, in der die ſofortige Einberufung des 
zarlamentes gefordert wurde. Die Bourgeoiſie begnügt ſich jedoch nicht 
nit dieſer rein moraliſchen Förderung, ſondern kam der Bewegung auch in 
naterieller Beziehung in der großartigſten Weiſe zu Hilfe. Alle reichen 
Chineſen, alle „Compradore“ Hongkongs, alle Nabobs Singapurs und der 
Nalaiiſchen Halbinſel, alle Bankiers auf Java und in San Franzisko ſpen⸗ 
yeten große Geldſummen für die revolutionären Zwecke. Als ſich in London 
ine Anleihe von 5 Millionen Rubel zur Beſtreitung einiger militäriſcher 
lusgaben der Revolution als nötig erwies, wurde die Summe ſofort von 
iner chineſiſchen Bank, drei Reismühlenbeſitzern in Bangkok, einigen Kauf⸗ 
euten von Singapur und drei Bergwerksbeſitzern auf den malaiiſchen Inſeln 
garantiert. Die Behauptung einiger europäiſcher Korreſpondenten, die re— 
olutionäre Armee habe bei Einleitung der augenblicklichen kriegeriſchen 
Operationen über einen Fonds von 15 Millionen Dollar verfügt, dürfte 
vohl nicht übertrieben ſein. Eine intereſſante Einzelheit: Als im April 
hes vergangenen Jahres der Gouverneur von Kanton eine Geheimgeſell⸗ 
haft entdeckte, die einen Aufſtand für die allernächſte Zukunft vorbereitete, 
gelang es dem Schatzmeiſter der Organiſation, Wan Schen, ſeine Genoſſen, 
rotz den ſehr gewichtigen Gegenargumenten einiger unter dieſen, zur ſo⸗ 
fortigen Proklamierung des Aufſtandes zu bewegen unter Hinweis darauf, 
daß ein Verzug das Preſtige der revolutionären Organiſationen in den 
Augen der ſie unterſtützenden Bourgeoiſie herabmindern könne. Als der⸗ 
ſelbe Wan Schen, der in den Kämpfen des Aufſtandes einen Arm einbüßte, 
nach Hongkong kam, trug die Kaufmannſchaft der Stadt kein Bedenken, 
ihn öffentlich durch ein Diner zu ehren, an dem über tauſend Kaufleute 
teilnahmen. Fügen wir noch zur Illuſtrierung des allgemein- nationalen 
Charakters der augenblicklichen Revolution hinzu, daß, als Wan Schen 
nach dem Scheitern des Aufſtandes ſchwer verwundet mit der Millionen 
enthaltenden Revolutionskaſſe bei armen Bauern Zuflucht ſuchte, dieſe, wie⸗ 
wohl ſie wußten, daß auf ſeinen Kopf ein Preis von 100 000 Dollar geſetzt 
war, ihn nicht nur nicht auslieferten, ſondern ihm ſogar ein ſicheres Ver⸗ 
ſteck boten und ihn dann unter eigener Lebensgefahr auf einer Dſchunke 
ben ihm auflauernden Kanonenbooten der Regierung vorbeibrachten. 

Die Kampfesſtimmung der beſitzenden Klaſſen Chinas und ihre Bereit- 
ſchaft, bis zum Aufſtand, der Revolution und ſelbſt zum Sturze der Dynaſtie 
zu ſchreiten, kam mit beſonderer Schärfe in der „Eiſenbahnfrage“ zum Aus⸗ 
druck, dieſem letzten Tropfen, der die Schale der Geduld der chineſiſchen 
Lourgeoifie zum überfließen brachte und fie zu den Waffen greifen ließ. 
Das kurz vor der Revolution erſchienene grundlegende Werk des franzö— 
ſiſchen Ingenieurs Zaboulaye! zeigt uns, welche Rolle die Eiſenbahnfrage 
in der äußeren Politik des chineſiſchen Reiches geſpielt hat: wir erfahren 
W wie die europäiſchen Regierungen, die ſich noch vor kurzem um die 
8 Les Chemins de Fer de Chine. Paris 1911. 
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Durchführung der einen oder der anderen Linie in China geſtritten better 
(was der chineſiſchen Regierung die Möglichkeit gab, Eiſenbahnanleihen a 

ſehr günstigen Bedingungen abzuſchließen), auf den geſchickten Gedanker 

kamen, miteinander Frieden zu machen und ein Konſortium zur Be 

ſeitigung der Konkurrenz unter den einzelnen Finanzgruppen z 

gründen, um ſo die Ausbeutung Chinas ergiebiger zu geſtalten. Auf diefi 

Weiſe bildete ſich unter Mitwirkung der verſchiedenen Regierungen ein eng | 

liſch⸗deutſch⸗franzöſiſches Konſortium zum Bau von Eiſenbahnen in China 

das die nötige Macht beſaß, der chineſiſchen Regierung ſeinen Willen zu dit 
tieren. Im großen ganzen hat China bis zum laufenden Jahre im Auslan! 
für 813 000 000 Franken Eiſenbahnanleihen abgeſchloſſen; die Einlöſung 
des geſamten Schienennetzes (11 500 Kilometer, die mandſchuriſchen Eiſen 

bahnen inbegriffen) würde dem Lande auf 1 407 000 000 Franken zu 1 

kommen. 

Im vorliegenden Falle intereſſiert uns aber nicht dieſe Seite der Fra 
das Übereinkommen unter den europäiſchen Regierungen und das inter 
nationale Konſortium zur Plünderung Chinas, worauf Laboulaye a 
freudig hinweiſt, als den endlichen Anfang eines einmütigen Zuſammen 
wirkens der verſchiedenen europäiſchen Finanzgeſellſchaften — uns inter 
eſſieren vielmehr die Wirkungen, die der neue organiſierte Anſturm de 
internationalen Kapitals auf den Verlauf des Zwieſpaltes zwiſchen de 
oppoſitionellen Bourgeoiſie und der Regierung hatte, und inwiefern er zu 
Beſchleunigung der revolutionären Exploſion beitrug, die mit elementare 
Gewalt die Fundamente des alten Regimes hinwegzufegen drohte. R 9 

Noch vor etwa fünfzig Jahren wollten die abergläubiſchen Chinefer 
nichts von Eiſenbahnen wiſſen, dieſem Werkzeug der Hölle, denn ſie ſtörtel 
mit ihrem Geraſſel und Pfeifen die Seelen der ſanft ruhenden Toten um: 
verſcheuchten die guten „Fong Schui“, dieſe geheimnisvollen Geister, di 
dort, wo ſie weilen, Glück und Segen verbreiten. Die Macht dieſes Aber 
glaubens war ſo groß, daß, als im Jahre 1876 die Engländer eine klein 
Eiſenbahnlinie (18 Kilometer) von Schanghai bis Wuſung erbauten, hi 
Regierung unter dem Drucke der erregten Bevölkerung die Eiſenbahn an 
kaufen und vollſtändig zerſtören mußte. Seitdem hat ſich vieles in der Welt | 
anſchauung der Chineſen geändert. Wie bekannt, gerieten, dank der em 
pörenden Nachläſſigkeit der chineſiſchen Regierung, die einſt grandios ange 
legten Verkehrswege im Laufe des vergangenen Jahrhunderts in den 
Zuſtand vollkommener Unbrauchbarkeit. Indes die unaufhaltſame Zu 
nahme von Induſtrie und Handel, die Belebung des Verkehrs zwiſche 
den einzelnen Provinzen des Reiches und nicht zuletzt auch die fatale No 
wendigkeit, die Grenzen gegen überfälle von außen her zu ſchützen, wieſe 
alle denkenden Chineſen auf die gewaltige Rolle hin, die die Eiſenbahnen i 
der ökonomiſchen, politiſchen und militäriſchen Wiedergeburt des Reiches 3 
ſpielen berufen waren. Andererſeits aber hatten die Geſchichte der ruſſiſche 
Eiſenbahnkonzeſſion in der Mandſchurei, die faſt zur völligen Befigergrei 
fung dieſer Provinz führte, der blutige Krieg, der als Folge dieſer Kor 
zeſſion zwiſchen Rußland und Japan ausbrach, den Chineſen die Idee nahe | 
gelegt, daß jede auf ihrem Territorium von Ausländer 
erbaute Eiſenbahn das Vorſpiel eines feindliche 
überfalls, einer Okkupation oder ähnliches bilde. S 
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det und entwickelt ſich eine ſtarke nationale Bewegung, deren Führung 
»Bourgeoiſie und die Studentenſchaft übernehmen und die ſich als Ziel 
t, ſämtliche im Lande bereits beſtehenden und Ausländern gehörenden 
ſenbahnen anzukaufen und neue mit chineſiſchen Mitteln und Kapitalien 
| erbauen. Unter dem Drucke diefer Bewegung muß die Regierung im 
muar 1909 die Linie Peking⸗Hankau (1271 Kilometer) von der franzöſiſch⸗ 
lgiſchen Geſellſchaft kaufen, wofür 5 Millionen Pfund Sterling entrichtet 
rden. Noch vorher, im Jahre 1906, beginnt die Regierung ausſchließlich 
it chineſiſchen Ingenieuren und Arbeitern, ohne zu einer Auslandsanleihe 
flucht zu nehmen, die Linie Peking⸗Kalgan (200 Kilometer) zu erbauen. 
Indes war die Eiſenbahnpolitik der Regierung matt und unſchlüſſig. 
ige wich ſie vor der leiſeſten Drohung fremdländiſcher Diplomaten zurück. 
l verſetzte das ganze Land in Unwillen und Empörung. Im Jahre 1907 
hebt ih die Bevölkerung der beiden Provinzen Tſche-kiang und Kiang⸗ſi 
ſe ein Mann und fordert die Annullierung des Vertrags mit der British 
d Chinese Corporation, wonach dieſer die Erbauung der Linie Schanghai— 
angtſchau⸗ Ningpo übertragen wird. Eine Petition wird eingereicht mit 
r Erklärung, die beiden Provinzen ſeien bereit, die nötigen Geldmittel 
115 aufzubringen. In allen Städten finden Meetings ſtatt und zirkulieren 
ſten zur Zeichnung von Beiträgen. In dem kleinen Städtchen Siao-Schan 
lein werden an 200 000 Taels aufgebracht. In Ningpo zeichnen drei reiche 
mdelshäuſer 10 Millionen Taels. Schauſpieler, Bonzen, Soldaten ſenden 
Aegramme an die Zentralbehörden, ſie verzichteten auf einen Teil ihrer 
ehälter, nur um die Zahl der Volksaktien jener Linie zu erhöhen. Wie der 
hrreſpondent des „Temps“ berichtet, beruft in Hang⸗Tſchau eine ſtadtbe⸗ 
unte Café⸗Chantan⸗Sängerin alle Proſtituierten der Stadt zu einer Sitzung 
a und ſammelt 20 000 Dollar. Auf diefe Weiſe wird in den beiden Pro— 
nzen die koloſſale Summe von 100 Millionen Franken aufgebracht. Darauf 
ird eine Delegation nach Peking abgeſandt, die eine unzählige Menge zur 
ahn geleitet. Fünf Aktionäre der künftigen nationalen Eiſenbahn erklären, 
ich Peking reiſen zu wollen, um im Hauſe des engliſchen Geſandten ihrem 
ben ein Ende zu machen zum Proteſt gegen die Handlungsweiſe Groß— 
itanniens. Als aber trotz alledem der Wai-Wu⸗Pu (das Miniſterium des 
aßern) den Vertrag mit der engliſchen Geſellſchaft beſtätigt, erreicht die 
erzweiflung der Bevölkerung ihren Gipfelpunkt. Ein Ingenieur, namens Tang— 
in, weigert ſich zum Zeichen des Proteſtes, Speiſe zu ſich zu nehmen, und 
bt Hungers. Ein Schüler der Eiſenbahnſchule zu Tſche⸗-kiang ſtirbt vor 
ram, als die Nachricht von der Beſtätigung des Vertrags eintrifft. Die ge— 
mte Einwohnerſchaft der Stadt gibt ihm das letzte Geleite, und auf dem 
rabe ſpielen ſich herzzerreißende Szenen ab. Das Denkmal auf dem Ahnen— 
ab des Vizepräſidenten des Wai⸗Wu⸗Pu wird zerſtört, ſeine eigene Familie 
ließt ihn aus ihrer Mitte aus. Erſt nach zwei Monaten tiefer Erregung, 
rmender Meetings, einer Reihe von Selbſtmorden uſw. tritt eine ſchein— 
ire Beruhigung ein, und das Leben tritt in normale Bahnen. Infolge der 
itſchiedenen Drohungen der britiſchen Geſandtſchaft weigert ſich die Regie— 
mg, den Vertrag mit der engliſchen Geſellſchaft für ungültig zu erklären. 
Aber dieſe Bewegung war nur der Vorbote ernſterer Ereigniſſe, die 
äter in Verbindung mit der Eiſenbahnfrage eintreten ſollten. Wie be— 
unt, erwirkte die Bevölkerung der Gebiete Se-Tſchuan und Hu-Nan von 


der Regierung die Genehmigung zum Bau einer Eiſenbahnlinie zr 
Kanton und Hankau aus eigenen Mitteln, ohne Anteilnahme ausländiſe 
Kapitals. Dieſer Erfolg wurde mit großem Jubel aufgenommen. Es 
langten Eiſenbahnaktien im Betrage von 10 Millionen Taels zur Emi 
die von mehr oder minder vermögenden Bürgern erworben wurden. 
rend auf der zu bauenden Strecke allerlei Vorbereitungsarbeiten im G 
waren, machte die Provinzialadminiſtration bei der „Geſellſchaft chineſiſe 
Eiſenbahnen“ zunächſt eine kleine, dann eine große Anleihe zur Präg 
von Münzen, Organiſierung der Miliz und ähnlichem. Bald war vo 
geſammelten 10 Millionen Taels nichts mehr da, und als man die gepl 
Arbeiten beginnen wollte, traf die Regierung nicht die geringſten Anſtalt 
das geliehene Geld wiederzugeben. Es vergingen ſo mehrere Jahre, währ. 
deren die Preſſe unaufhörlich von einem Eiſenbahnpanama und der Sch 
kerei der Mandarinen ſprach, die dem Volke das Geld aus der Taſche gel 
hatten, als plötzlich im Mai letzten Jahres ein kaiſerliches Edikt er hi 
das mit Rückſicht auf militäriſche Zwecke den Übergang des geſe 
Schienennetzes in die Hände des Fiskus anordnete. Dieſes Edikt üb 
Nationaliſierungaller Eiſen bahnen wurde von der 
rung der beſagten beiden Provinzen als Sanktionierung der Diebsge 
Mandarinen aufgefaßt, als Raub an dem Unternehmen, in das da 
ſein Geld hineingeſteckt hatte. Es wurde in Kanton eine Verſammlus 
den Vertretern von 72 Gilden, 10 Wohltätigkeitsgeſellſchaften, 2 Hand 
kammern und der ſtädtiſchen Lehrerſchaft abgehalten, die den Beſchluß fe 
ein Telegramm nach Peking zu ſenden mit der Bitte, das Edikt, da 
ſehr große Ahnlichkeit mit einer legaliſierten Konfiskation privater 
bahnunternehmen hatte, zurückzunehmen. Dieſelbe Verſammlung r 
zu gleicher Zeit Telegramme an die wichtigſten Stadtgemeinden von 
china und an viele einflußreiche chineſiſche Emigranten im Ausland 
ſie aufgefordert wurden, ſich zuſammenzuſchließen und die Regieru 
Nachgeben zu zwingen. So beginnt der berühmte „Eiſenbahnk 
der mit jedem Tag immer ernſtere Formen annimmt. Eine Reih 
kaiſerlicher Erläſſe trägt nur noch dazu bei, die Erbitterung der Vo 
immer mehr zu ſteigern. Die Regierung erklärt, ſie werde die Aktion 
Se⸗Tſchuan nur für die tatſächlich ausgeführten Eiſenbahnarbeit 
ſchädigen, nicht aber für die Summen, die von den Mandarinen im 
der Regierung entlehnt und verausgabt wurden. Am 24. Auguſt erk 
„Liga zum Schutze der Eiſenbahnen“ den Streik von Handel un 
anſtalten und verbreitet in Tauſenden von Exemplaren eine Proklan 
folgenden Inhaltes: „Die Regierung raubt uns unſere Eiſenbahnen, ar 
wir Konzeſſionen beſitzen. Ganz Se⸗Tſchuan tritt in den Ausſtand. 2 
den Tod als das Joch der Ausländer!“ Als Unterſchrift: „Siebzig M 
Einwohner von Se-Tſchuan.“ Am 4. Oktober begibt ſich eine Del 
der obengenannten Liga zum Vizekönig Tiheng-Fu mit der For 
dem Regierungskommiſſar Toanſch⸗Fang, der die Eiſenbahnfrage 
und Stelle regeln ſollte, den Eintritt in das Gebiet zu verwehren. D 
könig, außer ſich ob dieſer frechen Forderung, läßt die Delegierten ve 
Die Bevölkerung verſucht ſeinen Palaſt zu ſtürmen, und es beginn 
regelrechtes Gefecht mit den Truppen. Die Rebellion ergreift die ang 
den Gebiete und nimmt einen drohenden Charakter an. Die Regieri 
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adet bedeutende militäriſche Kräfte, und es kommt zu einer Reihe Gefechte 
it den Aufſtändiſchen. Nach den Angaben des Biſchofs Waſhford verlieren 
e Aufſtändiſchen dabei 10 000 Tote und die Regierungstruppen 2000. Dieſe 
eptemberereigniſſe, die der jetzigen Revolution vorangingen, veranſchau⸗ 
hen mit großer Klarheit die Macht der chineſiſchen Bourgeoiſie und ihren 
influß auf die Bevölkerung, die unter der Anführung der Kaufleute und 
1 Intelligenz den Streik mit bewundernswerter Ausdauer durchführten, 
n ſchließlich den Truppen der Regiernug eine Reihe regelrechter Schlachten 
n. 


2 der hauptherd der Revolution. Die ökonomiſche Entwicklung Chinas 
im laufe des letzten Dezenniums. 


Wie bekannt, bildeten die Wiege der jetzigen Revolution die beiden 
rovinzen Se⸗Tſchuan und Hupe, dieſe in induſtrieller Beziehung am 
eiſten vorgeſchrittenen Gebiete des Reiches der Mitte, die Zentralpunkte 
s chineſiſchen Kapitalismus. Gleich in den erſten Tagen der Revolution 
kam das Volk drei Punkte in feine Hände: Hankau, Han⸗Yang und 
utſchang. Dieſe drei Namen ſymboliſieren den ganzen Inhalt der chine⸗ 
chen Revolution, ihren allgemein⸗nationalen Charakter. Hankau iſt eine 
r größten Handelsſtädte Chinas mit 820 000 Einwohnern und einem 
ußenhandel von 500 Millionen Franken. Drei engliſche, zwei japaniſche, 
pet deutſche, eine chineſiſche und eine franzöſiſche Schiffahrtsgeſellſchaft 
mitteln den Verkehr mit der Hafenſtadt Schanghai. Aus Hankau gehen 
hrlich ins Innere des Landes 110 000 000 Liter amerikaniſchen Petro⸗ 
ums, das ſeit der Verſchmelzung der amerikaniſchen mit der holländiſchen 
etroleumgeſellſchaft das ruſſiſche vollkommen verdrängt hat. Trotz der 
jufigen Feuersbrünſte, die oft ganze Stadtviertel und Dörfer nieder- 
ennen, ſteigt der Petroleumkonſum nicht nur in den Städten, ſondern 
ich auf dem Lande. Es muß indes bemerkt werden, daß dem amerika⸗ 
ſchen Petroleum von der deutſchen Elektrizität ſehr bedenkliche Konkurrenz 
macht wird. Heute ſchon gibt es in China kaum irgend ein bedeutendes 
ädtiſches Zentrum, wo es nicht eine deutſche elektriſche Anlage gäbe. Dank 
n ſehr billigen Arbeitshänden kommt den Chineſen die Elektrizität viel 
liger zu ſtehen als den Europäern. Nach einigen Anzeichen zu ſchließen, 
irfte ein Sieg der Revolution und die Umwälzung, die damit im ganzen 
eben Chinas und in der Entwicklung ſeiner Induſtrie eintreten müßte, 
nen Triumph der deutſchen Elektrizität über das amerikaniſche Petroleum 
n Gefolge haben. Indes, wie dem auch ſei, der Konſum dieſes letzteren iſt 
it außerordentlicher Schnelligkeit geſtiegen, von 41 Millionen Gallonen 
n Jahre 1902 auf 121 Millionen im Jahre 1908. Und wie wir bereits ge- 
igt haben, bildet einen der wichtigſten Lagerplätze für das amerikaniſche 
etroleum die Stadt Hankau. Hier befinden fich vier rieſenhafte Reſervoire, 
ohin das Petroleum auf mächtigen Ziſternendampfern und in Eiſenbahn⸗ 
aggons herangeführt wird, um dann von hier aus bis in die entlegenſten 
örfer der Gebiete Hupe, Se⸗Tſchuan, Hunan transportiert zu werden, 
nem gewaltigen Rayon, der von mehr als 120 Millionen Einwohner be- 
ölkert iſt. Hankau iſt auch die Hauptniederlage der British American 
obacco Company, die die anliegenden Provinzen mit Tabak und Zi⸗ 
arren verſorgt und die japaniſchen Produkte überall verdrängt. Es iſt 
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intereſſant, zu welchen Reklamemitteln die Amerikaner gegriffen haben, un 
die Konkurrenz aus dem Felde zu ſchlagen. Amerikaniſche Agenten bereiſte 
die Kreuz und die Quere das Land. In irgend einem Dorfe anlangen 
kauften fie alle japaniſchen Zigaretten auf, brachten ſie auf den Marftple 
und verbrannten fie öffentlich; dann verteilten fie gratis an alle Anweſes 
den ihre Zigaretten unter wortreicher Verherrlichung ihrer hervorragende 
Eigenſchaften. Bei ihrem Scheiden hinterließen ſie bei irgend einem chin 
ſiſchen Kommiſſionär ein beträchtliches Lager von Zigaretten, wofür 
nichts rechneten. Wo fie hinkamen, klebten fie mächtige Plakate an, d 
einen amerikaniſchen Tabak ſchmauchenden Chineſen darſtellten. Trotz de 
gewaltigen Anfangsſpeſen begann die Geſellſchaft ſehr ſchnell fette Prozen; 
einzuheimſen. Von Hankau aus verbreiteten ſich die amerikaniſchen Z 
garetten über den Süden Chinas, drangen nach Se-Tſchuan, der Mar 
dſchurei und der Provinz Schantung vor und triumphierten ſehr bald übe 
die japaniſche und deutſche Ware. Dieſe erſtaunlich raſche Verbreitung de 
amerikaniſchen Zigaretten, trotz der ſtarken Oppoſition einiger Schichte 
der chineſiſchen Bevölkerung, die ſich in den mannigfaltigſten Formen, jelb 
der von Demonſtrationen, äußerte, zeigte, daß der Chineſe, von deſſe 
Kleben am Hergebrachten jo viel geſchrieben wurde, ſehr wohl fähig if 
auf alte Gewohnheiten, ſelbſt die des Opiumrauchens, zu verzichten un 
europäiſche anzunehmen. 

Aus Hankau wird auch Tee in großen Quantitäten ausgeführt, un! an 
weit der Stadt befinden fich die ruſſiſchen Teeniederlagen. Kurz, Hanka 
iſt ein großes Handelszentrum, und viele amerikaniſche und engliſck 
Forſcher ſagen voraus, es werde mit der Zeit zu einem der wichtigſte 
Zentren des Welthandels werden. 

Die zweite Stadt, die gleich nach Ausbruch des Aufſtandes den Revoll 
tionären in die Hände fiel, war Han-Yang, der Hauptmittelpunkt de 
Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie. Hier befinden ſich die gewaltigſten Etabliſſ 
ments der Aktiengeſellſchaft Han-ping-yeh Iron and Coal Co, mit eine 
Grundkapital von 40 000 000 Dollars, die 32 000 Proletarier, darunte 
7000 qualifizierte Arbeiter, beſchäftigt. Des weiteren befinden ſich hier d 
fiskaliſche Eiſengießerei mit 4000 Arbeitern, Kanonenfabriken, Wal 
werke uſw. Von Han⸗ Hang wurden im Jahre 1909 65000 Tonnen Eiſen⸗ i 
Stahlſchienen und im Jahre 1910 120 000 nach Amerika und Japan au 
geführt. Was Wutſchang anbetrifft, ſo iſt dies, wie bereits einmal obe 
angeführt, die wichtigſte Univerſitätsſtadt Chinas mit zahlreichen höhere 
Mittel⸗ und niederen Lehranſtalten und zugleich ein bedeutender mil 
täriſcher Punkt mit einer Garniſon von 10000 Mann. Fügen wir no 
hinzu, daß dieſer ganze Rayon, der das Signal zum Aufſtand gegeben he 
vorzugsweiſe das Gebiet des Großgrundbe Hi itzes bildet, gewa 
tiger Latifundien, die in den Händen einer mächtigen Landar 
ſtokratie, hauptſächlich mandſchuriſcher Herkunft, ruhen, jo werden wir 3 
geben müſſen, daß dieſe Revolution, trotz ihrer eigenartigen Färbung, vo 
erſten Tage an ihre wahre ſoziale Natur geoffenbart hat, ihren Charakt 
einer Erhebung des „dritten Standes“, der ſtädtiſchen Bourgeoiſie, dan 
des Induſtrie⸗ und Landproletariats, ebenſo wie der mittleren und kleiner 
Bauernſchaft — mit einem Worte aller lebendigen Kräfte des Landes geg 
die „alte Ordnung“, das Regime der Großgrundbeſitzer und der allmär 
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igen Bureaukratie, das das Land dem unvermeidlichen Zerfall entgegen- 
führte. Darüber, mit welcher Begeiſterung insbeſondere das ſtädtiſche 
Proletariat die Revolution begrüßte, brauchen wir uns nicht beſonders 
zuszulaſſen. Wir haben bereits im vorangegangenen Artikel erwähnt, daß 
leich in den erſten Tagen 25 000 Eiſenbahnarbeiter ſich dem Aufſtand an— 
ſchloſſen. Selbſt die im Ausland lebenden chineſiſchen Arbeiter blieben nicht 
Aeichgültig gegenüber den Ereigniſſen in der Heimat. Ein Kuli in San 
Franzisko übergab dem revolutionären Komitee ſeine geſamten Erſparniſſe 
m Betrag von 2000 mexikaniſchen Dollar. In ſehr kurzer Zeit ſammelten 
die chineſiſchen Arbeiter in den Vereinigten Staaten 500000 mexikaniſche 
Dollar (die gangbare Münze der chineſiſchen Hafenplätze, beinahe 2 Mark. 
Auch die Frauen nahmen Anteil an der allgemeinen Begeiſterung. In San 
Franzisko, wo drei der Propaganda der neuen Ideen gewidmete Zeitungen 
„Young China“, „Chinese World“ und „Chinese Free Press“) erſcheinen, zeich⸗ 
tete ſich beſonders Frau Mir⸗Lu durch ihren Eifer aus, eine warme An⸗ 
Jängerin und Propagandiſtin der Gleichberechtigung der Frauen, das Haupt 
her chineſiſchen Suffragettes. 

Es muß hervorgehoben werden, daß China im Laufe des letzten De— 
zenniums in ökonomiſcher Beziehung einen großen Schritt vorwärts ge— 
macht hat. Die untenſtehende Tabelle zeigt uns das Wachstum des Außen— 
handels Chinas von 1896 bis 1909 (in Millionen Mark): 

Spezial handel 


Jahr Einfuhr Ausfuhr Zuſammen 
o 502,2 498,1 1000,3 
J 567,6 1286,0 
1378,85 794,5 2173,0 
1909 11128 901,7 2014,0 


Wir ſehen ſomit, in vierzehn Jahren iſt der Außenhandel Chinas von 
1 Milliarde Mark auf 2 Milliarden geſtiegen. Der Löwenanteil am Handel 
mit China, beſonders im Import, gebührt England mit 65 Prozent. Der 
Anteil Englands an dem Geſamthandel umfaßt 55 Prozent, ſo daß trotz der 
veſſimiſtiſchen Warnungsrufe von der Konkurrenz der anderen Mächte, ins— 
beſondere Deutſchlands und Japans, von einem Rückſchritt Englands nicht 
geſprochen werden kann. Deutſchlands Anteilnahme an dem Geſamthandel 
iſt übrigens nicht ſo bedeutend, wie es den Zeitungsberichten nach ſcheinen 
könnte. Der Import Deutſchlands bildet nur 3 Prozent — es ſind dies 
hauptſächlich Anilinfarben, Maſchinen, allerlei Eiſengeräte, Gegenſtände 
für Kriegszwecke und überhaupt Waren, die in der Zollterminologie unter 
dem Namen Verſchiedenes angeführt werden. Indes in einigen Waren, 
wie zum Beiſpiel in Maſchinen, ſteht Deutſchland faſt ohne Konkurrenz da. 


3. Armee und Revolution. Geheimgeſellſchaften. 
Eines der charakteriſtiſchen Merkmale der augenblicklichen Revolution 
bildet die Sympathie, mit der ein großer Teil der Armee, ſowohl Gemeine 
als auch Offiziere, die Bewegung begrüßten. Dieſe Tatſache wurde in der 
europäiſchen Preſſe dadurch erklärt, daß das chineſiſche Offizierkorps un⸗ 
willig ſei über die Bevorzugung der Mandſchus bei der Beſetzung aller 
oberſten Militärämter. In Wirklichkeit aber ſind dieſe Gründe ganz 
anderer, ſozuſagen höherer Natur. In den Reihen des Offizierkorps der 
regulären Armee werden nur 3 Prozent Offiziere mandſchuriſcher Herkunft 


gezählt. Selbſt in der ſogenannten (erften) mandſchuriſchen Divif 
alle höheren Offiziere ebenſo wie der ſie befehligende General rein 
ſiſchen Blutes. In der kaiſerlichen Garde, die ſich einſt ausſchließlich 
Mandſchus rekrutierte, ſind die meiſten Offiziere gleichfalls Chineſe 
revolutionäre Stimmung der Armee (Meuterei der Brigade von U 
im Jahre 1907, die der Artilleriſten in Nanking im Jahre 1908, de 
liche Aufſtand von 8000 Soldaten in Kanton uſw.) iſt daher in viel er 
Urſachen zu ſuchen, und zwar in dem allgemein⸗nationalen Charakter 
Bewegung, in der Unzufriedenheit der Armee mit dem Regime, das 
Land zugrunde richtet und die Reorganiſation ſeiner militäriſchen 
aufhält und anderes mehr. So kam es, daß die Petitionen, wie zum ) 
ſpiel die dritte, in denen die Provinzialdeputierten die Lage Chinas 
düſteren Farben ſchilderten und von der von außen her drohenden G 
und der unverhüllten Verachtung, die China in der ganzen Welt geni 
ſprachen, auf die Offiziere einen unauslöſchlichen Eindruck machten 
ſie der revolutionären Fahne zuführten. Und im vergangenen Jahre ne 
die Erregung in vielen Kadetten⸗ und höheren Militärſchulen, die 
ganzen etwa 10 000 Schüler zählten, einen derartigen Charakter an, 
die Regierung, aus Furcht, das Kontingent der rebelliſch geſinnten L 
ziere um Tauſende zu vermehren, die Schlußprüfungen auf einen 
beſtimmten Zeitpunkt verſchieben mußte. Es muß erwähnt werden, 
die revolutionäre Bewegung vor allem in der nach europäiſchem Mu 
orgniſierten Feldarmee zum Ausbruch kam. Die chineſiſche 
beſteht aus den Lü⸗ſhün, der ſtehenden und den Hſung⸗Fang⸗ „Tui, de 
Provinzialtruppen. Dieſe Provinzialtrupen werden laut dem Proje 
Armeereorganiſation in nächſter Zeit verſchwinden, um durch jtäni 
Truppen erjegt zu werden. Auf dem Papier zählt dieſe ſtehende (Je 
Armee 240 815 Mann. In Wirklichkeit aber hat China zurzeit nicht n 
als 180 000 europäiſch diſziplinierter Truppen mit 162 Batterien Be 
und Feldartillerie zu je 6 Geſchützen. Eben dieſe nach europäiſchem ) 
gebildete Armee hatte im Laufe der letzten Jahre häufig einen ſtarken 
von Unzufriedenheit gezeigt, und jedesmal, jo oft eine meu 
den Lü⸗ſhün ausbrach, mußte man zu ihrer Unterdrückung Provinz 
truppen heranziehen. So traten dieſe letzteren in Aktion bei dem Aufſt 
der Brigade zu Anhin im Jahre 1907, dann im Jahre 1910 beim A 
in Kwantung uſw. Um einen Begriff von der revolutionären Sti 
der europäiſch gebildeten Truppen zu geben, nennen wir die fo 
Meutereien, die allein im Laufe der erſten drei Monate des Jahr 
ſtattfanden: 1. Meuterei der Feldbrigade in Kwantung, 2. Meute 
Feldtruppen in Sutſchan, 3. Meuterei zweier regulärer Bataill 
Tſing⸗Kiang⸗Pu, (Kiang⸗Si), zu deren Unterdrückung Geſchütze in 
treten mußten, 4. die Meuterei der regulären Truppen in Kanton 
Vernichtung zweier Bataillone Lü⸗ſhün durch die Provinzialtr 
5. die Meuterei in Kiang⸗Su und 6. die Meuterei in Hunan. 


1 Es iſt intereſſant, daß die erſte Brigade, die vor allen anderen Me 2 
Oktoberrevolution angeſchloſſen hatte, als eine der beiten der chineſiſchen 2 
galt. Ihr Führer, der General Li, der das Kommando über die revolut 
Truppen übernahm, hat ſeine Ausbildung in Japan bekommen und N 
Ruf eines der beſten Heerführer Chinas. 5 
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Die Treue der Provinzialtruppen erklärt ſich durch den Umſtand, daß 

faſt ausſchließlich aus Soldaten der ehemaligen chineſiſchen Armee be— 
hen, durchweg Leuten von 35 bis 40 Jahren. Es ſind dies meiſtenteils 
he, dem Opiumrauchen ergebene Geſellen, die das Kaſernenmilieu gänz⸗ 
h verdorben hat. Während die Feldtruppen den Militärdienſt in 
rer Heimat ableiſten, jo daß mit der Bevölkerung ſtets eine ge- 
iſſe Zuſammengehörigkeit beſtehen bleibt, werden die Provinzialtruppen. 
(ten in der betreffenden Provinz ſelbſt angeworben. Es muß indes bemerkt 
erden, daß ſeit einiger Zeit dieſe Truppen, der letzte Schutzwall der Regie- 
ing, gleichfalls vom Geiſt der Unzufriedenheit angeſteckt zu werden be- 
nnen. 

Um den großen Erfolg, den die revolutionäre Bewegung nicht nur bei 
r bürgerlichen Bevölkerung, ſondern auch unter den Truppen gefunden 
u, erklärlich zu machen, weiſen viele europäiſche Publiziſten auf die in 
hina beſtehenden Geheimgeſellſchaften hin, die von jeher gewaltigen Ein⸗ 
uß gehabt und Hunderttauſende, ja gar Millionen von Mitgliedern gehabt 
itten. Dieſe Berichte ſind ſehr übertrieben. Die chineſiſchen Geheimgeſell⸗ 
saften ſpielten ſchwerlich eine größere Rolle im Leben des Landes als die 
zehmgerichte“ oder der „Tugendbund“ in Deutſchland, die „Carbonari“ 
„Italien, die „Narodnaja Wolja“ oder die „Sozialdemokratiſche Partei“ 
it ihren zahlloſen Geheimkomitees in Rußland uff. In den Epochen gefell- 
haftlichen Niederganges hatten dieſe Geſellſchaften nur eine ſehr geringe 
olle, und dieſe letztere ſtieg erſt dann, als die allgemeine Stimmung und 
e tion gegen das deſpotiſche Regime ſchärfere Formen annahm. 


5 4. die Zukunft Chinas. Schlußwort. 

Im gegebenen Augenblick iſt es ziemlich ſchwer, vorauszuſagen, ob es 
uan⸗Schi⸗Kai gelingen wird, eine Spaltung in die Reihen der Kaufmann⸗ 
haft, der Intelligenz und des Offizierkorps zu tragen und den Thron, 
enn auch um den Preis weitgehender Zugeſtändniſſe, zu retten. Wie dem 
ich ſei, dieſe beiſpielloſe Revolution, in der die Geſchicke von 400 Millionen 
inwohnern eines noch vor kurzem als Symbol der Rückſtändigkeit geltenden 
indes entſchieden werden, jtellt uns vor eine Reihe der gewaltigſten Pro⸗ 
eme, die die Menſchheit je gekannt. Wir behalten uns vor, ſie in anderem 
uſammenhang eingehend zu erörtern. Hier nur einige Andeutungen über 
9 wahrſcheinlichen Rückwirkungen der Revolution auf China ſelbſt. 

Es beginnt eine neue Epoche in der Geſchichte Chinas. Viele drohende Ge- 
enſter erheben ſich ſchon jetzt vor dem zermarterten und wieder auferſtehenden 
mde, das ſich endlich anſchickt, das Joch der tatariſchen Deſpotie abzu⸗ 
Jütteln. Aber China beſitzt einen Talisman, der ihm vielleicht helfen wird, 
ler Schwierigkeiten Herr zu werden. Die Befreiungsbewegung, das Er⸗ 
achen des Selbſtbewußtſeins der Volksmaſſen birgt nicht jene inneren 
omplikationen ſcharfer Kämpfe in ſich, wie ſie im Laufe vieler Jahrzehnte 
ſterreich entkräfteten und in unſeren Tagen das neuverjüngte Ottomanen⸗ 
ich an den Rand des Verderbens bringen. China braucht nicht den 
ationalitätenkampf zu fürchten, in dem ſich der eine Teil der Bevöl⸗ 
rung gegen den anderen erhebt, das Weſen der Klaſſengegenſätze trübt und 
18 geſchwächte Land zur Beute der auf der Lauer liegenden räuberiſchen 
en werden läßt. Mit Ausnahme des kleinen Häufleins der Mandichus 


iſt die ganze Bevölkerung Chinas von 400 Millionen national homogen, u 
die nationale Frage iſt nicht die Achillesferſe des zu neuem Leben erwach 
den Landes. Darin liegt der große Vorzug Chinas vor Rußland, das f 
ſo vielen Nationalitäten bewohnt iſt mit all ihren jahrhundertealten fü 
loſen Raſſen⸗ und Nationalvorurteilen und dem gegenfeitigen Haſſe, den 
die ſozialiſtiſche Ordnung aus der Welt zu ſchaffen imſtande fein wird. 9 
unfer großer Maxim Gorki in feinem „Briefe an einen Monarchiſten“ fe 
iſt der hervorſtechendſte Zug des ruſſiſchen Volkes und der ruſſiſchen Inte 
genz der aus langen Jahrhunderten herſtammende Sektierergeiſt. Gorki v 
gleicht die religiöſen Sekten, die von ruſſiſchen Bauern gegründet werd 
mit den Organiſationen der ruſſiſchen politiſchen Parteien und ſieht hier! 
dort den gleichen Geiſt: Leute kommen zuſammen, beginnen mit Hingebu 
ja mit Fanatismus irgend ein Werk, erkalten aber bald in ihrem Eifer, z 
fallen in Sektchen und Grüppchen und ſtreiten miteinander nicht 1 
Weſen der Dinge, ſondern bloß um Worte. Perſönliche Bekanntſchaft 1 
Chineſen, das Studium ihrer Geſchichte brachte mich zur Überzeugung, d 
der Chineſe in dieſer Hinſicht einen ſchroffen Gegenſatz zum Ruſſen bild 
Und alle mehr oder minder aufmerkſamen egen unterſtreichen die 
Zug des Chineſen; ſelbſt ein Schriftſteller wie Jean Rodes, der wegen 
großen Rückſtändigkeit der Maſſen an den Erfolg einer Revolution in Eh 
nicht glauben wollte, hob dennoch hervor, daß, wenn einmal die revolu 
näre Bewegung in der Armee Eingang finde, die Sache für die Dyna 
einen ſehr ernſten Charakter annehmen könne, denn keinem Volke ſei in d 
Maße das Gefühl der Solidarität eigen wie den Chineſen. Und n 
eine ganze Reihe anderer Beobachter betonten, daß, ſobald ſich einmal die! $ 
beitermaſſen Chinas die ſozialdemokratiſchen Lehren zu eigen gemacht hätt 
es keinen furchtbareren und beſſer organiſierten Feind für das Kapital gel 
würde als den Chineſen mit ſeinem überaus ſtark entwickelten Solidaritä 
gefühl und feiner Zähigkeit in der Verfolgung eines geſteckten Zieles. 
Endreſultat findet dies ſeine Erklärung in den ökonomiſchen Bebi 
in dem Umſtand, daß die neuen aus Europa ſtammenden Ideen dank 
Handelsbeziehungen uſw. in dem Lande zu einer Zeit Eingang und ® 
breitung finden, wo die Fundamente der alten Ordnung noch beſtehen u 
die alte Piychologie, die auf dem Boden primitiver ökonomiſcher Beziehung 
herangereift iſt, ihre Kraft noch nicht eingebüßt hat. Wie bekannt, gibt es in Chi 
bis auf den heutigen Tag keine Stände, ſondern nur Berufe: Gelehrte (Beam 
Ackerbauer, Handwerker, Kaufleute. Die Neigung zum Geſellſchaftsleben iſt! 
Grundzug des chineſiſchen Charakters. Schon Reclus wies in ſeiner berühm 
Erdkunde darauf hin, nirgends treffe man eine ſolche Fähigkeit zu ſolil 
riſchem Handeln an wie in China. Die Ereigniſſe der letzten Jahre, 
Boykott der amerikaniſchen, japaniſchen und deutſchen Waren, die wunderl 
ſolidariſchen Ausſtände, endlich die ganze revolutionäre Bewegung der J 1 
1910 und 1911 befräftigten dieſe von Reclus gegebene Charakteriftik | 
Es muß auch geſagt werden, daß das China der letzten Jahrzehnte ni 
grauſamere Repreſſionen erlebt hat als Rußland in den Jahren von 10 
bis heute; indes keine Gewalt der Erde vermochte den Marſch der Bol: 
bataillone aufzuhalten und den heißen Glauben an den endlichen Sieg! 
Sache, für die ſchon ſo viele Brüder in den Tod gegangen waren, aus 
Bien ‚Die chineſiſche Revolution widerlegt treffend die in der ruft 
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1d europäiſchen Preſſe überhaupt ausgeſprochene Meinung, als fei die ge⸗ 
altige Ausdehnung eines Landes und die große Zahl feiner Bevölkerung | 
n unüberwindliches Hindernis für den Erfolg einer Revolution und die 
olidarität eines Kampfes gegen das beſtehende Regime. China, dieſes un- 
meßliche Reich, beſtehend aus 23 Provinzen, von denen jede ſo groß wie 
n europäiſcher Staat, mit ſeinem fo mannigfaltigen Klima, feinen fo ver⸗ 
ſiedenartigen geographiſchen Bedingungen, das an Bodenfläche größer iſt 
3 ganz Europa und ein Viertel der Geſamtbevölkerung der ganzen Erde 
nfaßt, dient als lebendiger und trefflicher Beweis für die Unrichtigkeit einer 
[hen Anſchauung. Das alte China iſt tot, ein neues iſt im Begriff zu ent- 
hen, und bald wird die internationale Proletarierarmee durch neue und 
imer neue Bataillone gelber Genoſſen vermehrt werden, die die Macht der 
nternationale gewaltig ſteigern ſollen. Vorläufig indes erſteht vor China 
ohender als je das Geſpenſt der äußeren Gefahr: eines Bündniſſes zwiſchen 
ußland, Japan, Frankreich, Deutſchland uſw. zum Zwecke einer aggreſſiven 
olitik gegen das wiederauferſtehende Reich der Mitte. 

Wir haben ſchon an einer früheren Stelle darauf hingewieſen, mit welchem 
ifer die Regierung Wilhelms II. die der Dynaſtie treu gebliebenen Truppen 
it Waffen verſieht. Desgleichen haben wir bereits im Vorjahre in einer Reihe 
m Artikeln, die im „Golos Sozialdemokrata“ und anderen Zeitſchriften er- 
jienen ſind, darauf hingewieſen, daß trotz der ſcheinbaren Erfolge des Pazi⸗ 
zmus, trotz der Vermehrung der ſogenannten „Friedensgeſellſchaften“ Europa 
ein neues Stadium unerhörter militäriſcher Rüſtungen und einer fieber⸗ 
Aten Okkupationspolitik trete, daß alle unabhängigen afrikaniſchen und afia- 
ſchen Länder wie Marokko, Abeſſinien, Perſien und China und einige kleine 
wopäiſchen Staaten, wie Portugal und Belgien, die allzu große Kolonien 
nd allzu kleine Truppenkontigente beſitzen, ſich bald vor eine Gefahr geſtellt 
hen werden, wie ſie ſie bisher nie gekannt; daß Perſien und Marokko un⸗ 
dingt das Los Polens treffen wird, wenn das europäiſche Proletariat nicht 
mügend ſtark und organiſiert iſt, um den in ihrer Unabhängigkeit bedrohten 
ationen und Ländern zu Hilfe zu kommen („Golos Sozialdemokrata“ Nr. 24). 
ndes wenn das europäiſche Proletariat auch ſtark genug iſt, um einen inter- 
ationalen Krieg zwiſchen den europäiſchen Großmächten zu verhindern, iſt 
3 leider viel zu ſchwach, um die Abenteuerpolitik der Regierungen jenſeits der 
renzen des europäiſchen Kontinents unwirkſam zu machen. Noch nie iſt in 
en europäiſchen herrſchenden Kreiſen der Geiſt des Militarismus, die Sucht 
ach immer neuen und neuen Kolonialerwerbungen mit ſolcher Intenſität 
ie jetzt zutage getreten. Welches iſt nun die Gefahr, die dem ſich verjüngen- 
en China in der ſchweren Übergangsperiode feiner Geſchichte von ſeiten 
eſes keine Grenzen kennenden Imperialismus, dieſer Politik internationaler 
aub- und Gewalttaten drohen? 

Wird das neue China Zeit genug haben, den inneren Feind zu bezwingen, 
he die äußeren ſich zuſammentun? Das iſt die Frage, die jetzt alle diejenigen 
ewegt, die den Verjüngungsprozeß des chineſiſchen Reichs mit warmer Sym⸗ 
athie verfolgen. 

Die raſche Verwandlung Chinas in einen modernen europäiſchen Staat, 
ne Verwandlung, die aus dem Triumphieren ſeiner revolutionären Be⸗ 
egung unbedingt hervorgehen muß, wird eine gewaltige Rückwirkung auf 
ie * des europäiſchen Kapitalismus haben. Der Entwicklung dieſes 
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Kapitalismus wird ein mächtiger Anſtoß verſetzt werden dank der Eröffnun 
eines neues gewaltigen Abſatzgebiets — des chineſiſchen Reichs. Es genügt 
wenn wir erwähnen, daß China eine Bodenfläche von 10 Millionen Quadrat 
kilometer einnimmt, daß dieſe gewaltige Fläche von nur 11500 Kilomete 
Schienenwege durchſchnitten iſt und daß, um die Eiſenbahnpläne der Re 
formiſten zu verwirklichen, ſchon in den erſten zehn Jahren 200000 Kilomete 
Eiſenbahnen zu erbauen ſind. Selbſtverſtändlich wird China aus eigene 
Kräften nicht einmal in fünfzig Jahren mit dieſer Aufgabe fertig werden, di 
Bedingungen des internationalen Lebens geſtatten aber keinen Stillſtand 
Wieviel tauſend Tonnen Schienen, wieviel Waggons und Lokomotiven werde 
die Chineſen aus dem Ausland kommen laſſen müſſen? Wieviel ſette Kor 
zeſſionen auf Durchführung von Telegraph- und Telephonleitungen, Erbauun 
von Chauſſeen, Trambahnlinien uſw. werden da für die Europäer abfallen 
Wenn ſchon die kleine Türkei ſeit dem Sturze Abdul Hamids der europäiſche 
Induſtrie ſo koloſſale Aufträge übergab, was wird erſt das unermeßlich 
Reich der Mitte dieſer Induſtrie an Aufträgen übergeben können? Wievie 
Kanonen wird China brauchen, um ſeine Armee, wieviel Kanonenboote 
Kreuzer und Panzerſchiffe, um ſeine Flotte auszurüſten? Kurz, ein Mark 
von nie geſehener Größe wird ſich der europäiſchen Induſtrie eröffner 
Dafür aber, wenn ſich erſt China von ſeinen Seeprovinzen an bis zu de 
Grenzen Tibets und der Mongolei mit Hilfe eben derſelben europäiſche 
und amerikaniſchen Milliarden in ein kapitaliſtiſches Land verwandelt ha 
wenn erſt in irgend einem Kalgan, Tſchengtau uſw., wie wir es jetzt ſcho 
in Han⸗ang, Schanghai und Futſchau ſehen, gewaltige Induſtriezentre 
erſtehen, wenn erſt das gelbe Reich, das jetzt ſchon aus den berühmte 
Gießereien zu Han-Yang ſeine Stahlerzeugniſſe nach Amerika und Japa 
entſendet, wohlgewappnet auf dem internationalen Markte ſeinen Einzu 
hält und London, Berlin, Petersburg und New Nork mit den Fabrikate 
chineſiſcher Induſtrie überſchwemmt, dann endlich wird die heutige Geſel! 
ſchaftsordnung, die aus dem eigenen Innern ihre Feinde gebärt, vor 
Fundament bis zur Giebelſpitze erzittern und unter den Schlägen de 
Proletariats und als Folge der an ihr logiſches Ende gelangten öfonc 
miſchen Evolution zuſammenſtürzen. Und dann endlich wird, um mit Mar 
zu ſprechen, die „letzte Stunde der kapitaliſtiſchen Geſe nch 
ſchlagen“. 
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Literarifhe Kundſchau. 


Heinrich Wolgaſt, Ganze Menſchen! Ein ſozialpädagogiſcher Verſuch. Bud 
verlag der „Hilfe“, G. m. b. H., Berlin-Schöneberg 1910. 139 Seiten. 4 
kartoniert 2 Mark, gebunden 3 Mark. 


Heinrich Wolgaſt, der hauptſächlich durch ſeine Schrift „Das Elend une 1 
literatur“ hervorgetretene Hamburger Lehrer, gibt in dem Werke „Ganze . 
eine Darſtellung faſt aller in der Lehrerwelt zurzeit diskutierten Fragen. Die elegani 
klare Schreibweiſe und noch mehr die Reſultate ſeiner Unterſuchungen werden ſich 
bei einem großen Teile der Lehrerſchaft begeiſterten Beifall finden. Eben deshal 
weil die von Wolgaſt vertretenen Anſchauungen typiſch ſind für eine numeriſch b 
deutende und agitatoriſch beſonders wirkſame Gruppe von Schulreformern, kann 8 
| 
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dariſche Rundſchau. 5 571 


ift intereſſieren, wenn ſie auch ſonſt für die ſozialdemokratiſche Schulreform 
ig in Betracht kommt. 

Wohl zeigt der Verfaſſer für die Verhältniſſe des ſozialen Lebens der Zeit Ver⸗ 
dnis und ſteht mit dem Herzen gewiß auch auf Seite der ringenden Arbeiter— 
e, aber die materialiſtiſche Denkweiſe iſt ihm ſo wenig in Fleiſch und Blut über⸗ 
ingen, daß er auf die Welt der Wirklichkeit, der Gegenſätze und Klaſſenkämpfe 
einem gewiſſen ſchmerzlichen Bedauern ſieht. Immer und überall klingt die 
nſucht durch nach einem abſeits gelegenen umfriedeten Plätzchen als Sammel- 
Ausgangspunkt aller derer, welche auf friedlichem Wege Ausgleich, Harmonie 
ſo die beſſere Zukunft erſtreben wollen. Wolgaſt kennt zum Beiſpiel das Ideal 
rüber alle Parteiung erhabenen Jugenderziehung, eine von außen her unbeein- 
te Erziehung, eine Reform, die „grundſätzlich über die ſozialen und politiſchen 
enſätze hinaus in die Tiefe greift, wo gemeinſame Überzeugungen herrſchen“. 
m klaren Bewußtſein von den ſozialen und politiſchen Gegenſätzen muß ein 
jo klares Bewußtſein geiſtigen Zuſammenhanges über dieſe trennenden Dinge 
us gegenüberſtehen.“ Ein Geiſt ſoll alles Volk verbinden, der Geiſt der Humanität, 
ſich äußert in dem reinſten Intereſſe am Kinde, und dasſelbe ſoll auch eine „natio— 
Kunſt, geliebt und wahrhaft genoſſen von allen Schichten des Volkes, bewirken“. 
„innere“ Menſch, der Menſch „an ſich“ erleidet in unſerer Zeit Schaden; darum 
unſer Ziel der neue Menſch, der ganze Menſch, das „volle Menſchentum eigener 
gung“, die voll und frei entwickelte Perſönlichkeit ſein. Wolgaſt zeichnet den 
us des modernen Idealmenſchen, der die Schäden unſerer Zeit ertragen und 
ern kann. 8 i 

Durch die Ausbildung von „ganzen“ Menſchen will er die beſſere Zukunft her⸗ 
ihren. Hier ſieht man recht, wie tief Wolgaſt mit feinem Denken in der bürger- 
n Ideologie ſteckt. f 

Die Natur des Kindes iſt der Ausgangspunkt aller Erziehung. Auf dieſen Satz 
ört jo ziemlich die ganze deutſche Lehrerſchaft. Aber was iſt „die Natur des 
des“? Wenn einer wie Wolgaſt für Abſchaffung des Religionsunterrichts in der 
ksſchule iſt, fo fühlt er ſich leicht, im Gegenſatz zu den Anſichten der Frommen im 
de, veranlaßt zu erklären: „Die religiöſen Bedürfniſſe treten beim Kinde meiſtens 
ſpät, zwiſchen dem zwölften und vierzehnten Lebensjahr, hervor.“ Ebenſo wird 
pſychologiſchem Wege eine Begründung der ſittlichen Erziehung durch die Schule 
ben: „Im Kinde ſteckt der Keim zu ſittlicher Selbſtbeſtimmung durch Zwang 
n ſich ſelbſt.“ 

Sogar der Geſchichtsunterricht muß darum erteilt werden, weil das Kind 
hnſucht nach den geiſtigen Schätzen der Vorzeit“ hat. 

Bezüglich der Handarbeit in der Schule kommt Wolgaſt zu folgendem Reſultat: 
13 Spiel iſt dem Kinde natürlich, die Arbeit nicht. Schon aus dieſem Grunde 
gt die Erziehung mit dem Spiel inniger zuſammen als mit der Arbeit.“ „Das 
lende Kind iſt ein ganzer, harmoniſcher Menſch.“ Die Handarbeit iſt auch Er— 
ungsmittel, jedoch ſoll ſie „nicht Handwerker erziehen, ſondern Menſchen“. — 
e find zwar Handwerker auch Menſchen, jedoch keine ganzen, harmoniſchen Men— 
im Wolgaſtſchen Sinne. Sie. find eben keine ideologiſchen Konſtruktionen, 
bern mehr oder weniger entwickelte Individuen, wie alle Menſchen ſind und auch 
er ſozialiſtiſchen Geſellſchaft ſein werden, nur daß dann die Entwicklung jedes 
elnen eine bedeutend vielſeitigere ſein wird als heute. 

Das Menſchliche im Kinde zu entwickeln, iſt nach Wolgaſt eine Aufgabe, die 
ſeits von aller Sonderbündelei und allem Parteigetriebe“ gelöſt werden muß. 
ne ſorgfältig erwogene Auswahl von pädagogiſch intereſſierten Männern und 
uen aller Stände und Parteien müßte getroffen und zu einer Zuſammenkunft 
perſönlichen Ausſprache bewogen werden.“ Man würde das Gemeinſame der 
chiedenen Richtungen politiſcher, religiöſer, ſozialer Art ſuchen und dann gegen 
„ausnahmslos von allen Seiten Verdammte“ zu Felde ziehen. Alſo Eltern— 
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vereine für Schulreform! Trotz der traurigen Erfahrungen, die man mit ihne 
gemacht hat und notwendig machen mußte, ſolange man „über alle Part 
haben“ ſein will, dieſer Art ſind die Vorſchläge, auf welche die praktiſche Schul 
Wolgaſts hinausläuft. Was Wunder, daß ſeine Schrift ſogar vor einem ziem 
lauchten Preisgericht Gnade gefunden hat. 3 


notizen. 


Entgegnung. In ſeiner „Berichtigung“ in Nr. 15 der „Neuen Zei 
Genoſſe Kampffmeyer eine Reihe der ſchwerſten Vorwürfe gegen mich, 
einen Kritiker überhaupt vorgebracht werden können. Die Achtung, die 
ſonſt entgegenbringe, veranlaßt mich, auf dieſe Angriffe zu antworten, o 
dabei den Raum der „Neuen Zeit“ in weiterem Umfang in Anſpruch zu 
gezwungen bin, als der Bedeutung jener kleinen Schrift eigentlich entſprich 

Genoſſe Kampffmeyer macht mir zum Vorwurf, ich hätte ſeine Broſchür 
meiner Rezenſion (Nr. 12 der „Neuen Zeit“) als religiös⸗ethiſche „Predigt“ 
zeichnet, die er bei den Süddeutſchen anzubringen ſuche, weil dieſe für Note 
der Religion qualifiziert ſeien. Tatſächlich habe ich das aber mit keinem 
behauptet. In Süddeutſchland findet die Sozialdemokratie viel mehr als 
deutſchland ihren weitaus gefährlichſten Gegner im Zentrum, in jene 
die vor allem die Religion zum Deckmantel ihrer politiſchen und wirtſ 
Beſtrebungen macht. Dieſe Kampfesweiſe legt der Sozialdemokratie die 
glaube, ſehr gefährliche Verſuchung nahe, den Gegner nicht auf dem p 
und ſozialen Gebiet, ſondern auf dem von ihm ſelbſt gewählten Kampf 
mit ſeinen eigenen Waffen ſchlagen zu wollen, der Religion des Kath 
die Religion des Sozialismus gegenüberzuſtellen. Dieſem Zwecke ſchien 
Kampffmeyers Schrift vor allem dienen zu ſollen. Anders iſt wohl ih 
Richtung nicht zu erklären, die ihren deutlichſten Ausdruck in den Theſen 
in denen am Schluſſe der Broſchüre ihre Ergebniſſe zuſammengefaßt 1 
und deren erſte lauten, „daß ſich im Sozialismus ein religiös⸗ethiſches 2 
auswirkt, daß ſich religiöſe Naturen ſtark zum Sozialismus hingezogen 

Den letzteren Satz ſucht Kampffmeyer beſonders durch eine mehr 
Seiten ſeiner kleinen Schrift füllende Aufzählung der der Partei beigetret 
Geiſtlichen und ihrer Urteile über dieſe zu beweiſen. Da durfte ich wohl 
nehmen, daß Kampffmeyer den Beitritt dieſer Geiſtlichen zur Partei „an 
fonderer Freude begrüßt“. Es wäre ihm gewiß nicht eingefallen, eine 1 
aller der Partei angehörenden Straßenfeger zuſammenzuſtellen, deren 
mir wieder wichtiger und erſprießlicher erſcheint. 

Wenn Genoſſe Kampffmeyer in ſeiner Broſchüre ſagt, der hiſtoriſche 
lismus Marx' ſei mit dem mechaniſtiſchen Materialismus der Büchn 
ſchott uſw. nicht identiſch, ſo hat er damit gewiß recht; wenn er aber 
die wiſſenſchaftliche Unhaltbarkeit dieſes mechaniſtiſchen Materialismus 
Fallenlaſſen gebe der Religion und der Metaphyſik die Bahn frei, jo if 
arger Mißbrauch der Worte und philoſophiſchen Begriffe. Gerade das Be 
Marxſchen Philoſophie zeigt, daß man ſich vom mechaniſtiſchen Mate: 
losſagen kann, ohne deshalb den Phantaſtereien von Religion und Mete 
verfallen. 

Kampffmeyer behauptet, „Arbeitsmittel und Produktivkräfte ſeier 
Schöpfer, ſondern Anzeiger der geſellſchaftlichen Verhältniſſe“ (S. 41). „ 
duktivkräfte ſeien nicht auf ſich ſelbſt geſtellte Mächte, Faktoren, die dan ei 
Stärke die Ethik umwälzen, ſondern ethiſche Gründe ließen 
„materiellen Produktivkräfte“ ausreifen“ (S. 39). i 1 
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Abgeſehen davon, daß das, was Kampffmeyer hier bekämpft, nicht die materia⸗ 
ſche Geſchichtsauffaſſung iſt, und daß er Produktivkräfte und Produktions⸗ 
yaltnifje, alſo Technik und Wirtſchaft verwechſelt, geht aus dieſen Stellen wie 
der ganzen Anlage ſeiner Broſchüre unzweifelhaft hervor, daß er der Anſicht 
daß die religiös⸗ethiſchen „Grundkräfte“ das Beſtimmende im Geſellſchafts— 
n ſind. Wodurch ſoll aber auf dieſe gewirkt werden? Eine Umformung der 
iſchaftlichen Verhältniſſe kann das Mittel nicht fein, dieſe ſoll ja erſt durch 
bewirkt werden; es bleibt alſo nur die Umformung des Willens durch bloß 
llektuellen Einfluß, durch Überredung, und dieſe nennt man gemeinhin 
digt. Kampffmeyer muß alſo, wenn er konſequent fein will, das Hauptgewicht 
die Predigt als das Mittel legen, um den geſellſchaftlichen Umſchwung herbei⸗ 
ihren. Nur das habe ich in meiner Beſprechung behauptet. Daß ſeine Schrift 
ſt eine Predigt ſei, hat nur er ſelbſt aus meiner Beſprechung herausgeleſen. 
könnte ihm daher wohl mit größerem Rechte Flüchtigkeit vorwerfen als er mir. 
Schließlich beſchuldigt mich Kampffmeyer, ich hätte falſch zitiert, das heißt 
» Stelle fo aus dem Zuſammenhang geriſſen, daß fie nun einen anderen Sinn 
alten. Der Leſer urteile ſelbſt. Der Abſatz, aus dem die S. 429 der „Neuen Zeit“ 
exten Sätze entnommen ſind, beginnt mit folgenden Worten: „Der Menſch 
mt ſich mit heißer Leidenſchaft gegen einen ſozialen Zuſtand auf, der ihm 
ſittlich unwürdig, verabſcheuungswert erſcheint. Die vernichtenden Werturteile 
r dieſen Zuſtand eilen deſſen Vernichtung voraus, ja fie find gerade deſſen 
ße Umſtürzler. Die ethiſchen Werturteile des Menſchen über eine beſtimmte 
duktionsordnung ſind im allgemeinen gute Anzeiger für den Grad der Lebens⸗ 
igkeit einer lien ordnung“ Und dann folgt unmittelbar die von mir 
erte Stelle. Wird deren Sinn durch die hier mitgeteilten Sätze irgendwie ge⸗ 
ert? Durch fie wird meiner Anſicht nach lediglich die bei Kampffmeyer 
rſchende Konfuſion noch ſchärfer beleuchtet. Genoſſe Kampffmeyer hat in ſeiner 
richtigung“ allerdings nur den letzten Satz erwähnt, der den Sinn etwas 
ers zu wenden ſcheint. Aber dieſer Satz ſteht eben zwiſchen zwei anderen, die 
ſeine Bedeutung genauer beſtimmen. Nicht ich habe alſo ſchlecht zitiert. 

Auf die Anſchuldigung, ich wäre über die Schrift, die ich kritiſierte, nur 
nweggeflogen“, hat es wohl keinen Sinn, zu antworten. Wer aus dem Ver⸗ 
ich meiner Rezenſionen mit den rezenſierten Schriften die Überzeugung von 
ner wiſſenſchaftlichen Gewiſſenhaftigkeit nicht gewinnt, den wird meine bloße 
es noch weniger überzeugen. G. Eckſtein. 


a. Zeitſchriftenſchau. | 
| (Bürgerliche Revuen.) N 


Im Dezemberheft der „Contemporary Review“ (London 1911) ſchreibt 
FJ. W. Gregory über „Die Hilfsquellen von Tripolis“. Tripolis darf mit 
rokko, Algier und Tunis nicht in Parallele geſtellt werden. Dieſe Länder ſind 
ı Innern Afrikas durch das Atlasgebirge getrennt, das zugleich die regen— 
hen Weſtwinde aufhält und ſo für vergleichsweiſe ſtarke Niederſchläge ſorgt. 
Aogiſch und tiergeographiſch ſowie klimatiſch gehören beſonders die Küſten⸗ 
iete dieſer Länder zu Südeuropa. Tripolis und Cyrenaika hingegen bilden den 
dlichſten Teil der Sahara. Die jährliche Regenmenge beträgt in Marokko, 
ier und Tunis 20 bis 40 Zoll, Tripolis hat durchſchnittlich 17, an den Küſten 
Eyrenaika noch weniger, in Benghaſi zum Beiſpiel weniger als 11 Zoll. Dabei 
eht das Plateau größtenteils aus Fels, der tiefe Klüfte aufweiſt, in denen das 
zenwaſſer verſchwindet, ſo daß Brunnen zu graben meiſt ausſichtslos iſt. Die 
** iſt vielfach mit Felstrümmern bedeckt, was jede Bebauung faſt un⸗ 


möglich macht. Nur in den tief eingefchnittenen Tälern und an der Küſte 
fruchtbarere Striche. * 
Der Verfaſſer, der im Jahre 1908 an einer Expedition zur Erforſchung 
Cyrenaika zum Zwecke der Anlegung einer jüdiſchen Siedlungskolonie teilng 
kam zu dem Ergebnis, daß das Land für Anſiedlungszwecke ungeeignet iſt⸗ 
behauptet, nur die türkiſche Mißwirtſchaft habe das Land jetzt heruntergebr⸗ 
und weiſt auf die Blüte des Landes im Altertum hin. Es läßt ſich aber n 
weiſen, daß die klimatiſchen Verhältniſſe zur Römerzeit nicht andere waren 
heute. Aber die Produkte des Landes, die damals von großem Werte wa 
Silphium, Honig und Wachs, ſpielen heute eine ſehr geringe Rolle, Silphi 
ein bei den Griechen und Römern als Gewürz und Heilmittel hochgeſchä 
Kraut, iſt heute jo bollſtändig vergeſſen, daß es der Forschung noch nich 
lungen iſt, feſtzuſtellen, welche Pflanze wir darunter zu verſtehen haben. Ft 
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hatte Tripolis als Ausgangspunkt der Karawanenſtraße nach dem Sudan Bel 
tung. Aber heute führt der Weg von den ſüdweſtlichen Teilen der Sahara und 
Nigeria längs des Niger zum Meere, die nordweſtliche Sahara iſt durch die 
geriſchen Eiſenbahnen zugänglich geworden, die ſüdöſtlichen Teile grabitieren ı 
Agypten. So iſt die alte Karawanenſtraße, wo einſt beſonders der Sklavenha⸗ 
blühte, verödet. Schon vor einigen Jahren betrug der Handel kaum mehr 
zehnten Teil deſſen, was er früher war. | 5 

Aber jo wie die Italiener den Wert des Landes überſchätzt, fo haben ſie 
Widerſtandskraft der Bevölkerung unterſchätzt. Sie rechneten mit dem alten He 
zwiſchen den Türken und den Senuſſi. Dieſe ſind aber noch eifrigere Moham 
daner als jene, und gegen die Chriſten halten beide zuſammen. Für die Sen 
die ihre Miſſionäre nicht bloß in allen Teilen Afrikas, ſondern ſelbſt in In 
haben, iſt aber die Cyrenaika nicht nur ein heiliges Land als der Ausgangsp: 
ihrer Bewegung, fie iſt auch der letzte freie Zugang zum Meere, zum unge 
derten Verkehr mit der Außenwelt, insbeſondere der einzige Weg, auf dem Wa 
im großen eingeſchmuggelt werden können. Der Gegenſatz der Senuſſi gegen 
Türken wird nur das eine Ergebnis zeitigen, daß auch ein Nachgeben der Ti 
Italien noch nicht die Herrſchaft über das Land verſchafft. Will aber Italien 
ſchwer eroberten Landes ſicher ſein, ſo muß es überdies ſtets auf einen Ant 
Frankreichs gefaßt fein, dem es ähnlich hilflos gegenüberſtünde wie heute 
Türkei Italien. Das erſte Ergebnis der Kolonialpolitik Italiens wird daher 
Ausbau ſeiner Flotte, die Vermehrung ſeiner Flottenlaſten ſein. = 

Dieſelbe Nummer enthält einen Artikel von E. D. Morel über „Frankreich 
ſein Kongo“. Die Erforſchung des franzöſiſchen Kongogebiets iſt vor allem 
Grafen Savorgnan de Brazza zu danken, einem der edelſten Charaktere, den 
Kolonialgeſchichte Afrikas kennt. Ohne Gewaltanwendung drang er von 1874 
in dem Gebiet des heutigen franzöſiſchen Kongo vor. Die Neger betrachteten 
liebten ihn als ihren „Weißen Vater“. Ja, ſelbſt als er ſpäter wieder ins L 
kam, nachdem eine unfähige, korrupte, habgierige und grauſame Berwalt 
alles vernichtet hatte, was de Brazza errichtet, ſcharten ſich die ache 
ihre Häuptlinge um ihn, um ihm als ihrem Vertrauensmann ihre Beſchwen 
vorzutragen. Was de Brazza da an Elend und Verderben ſehen mußte, . 
nach dem Zeugnis ſeines Freundes Challaye das Herz gebrochen haben. Er fi 
auf der Rückreiſe nach Frankreich. f — 

Das Verderben, das über den franzöſiſchen Kongo hereinbrach, nahm ſeſ 
Ausgang vom belgiſchen Kongo, von der Politik des Königs Leopold. Dieſer 0 
Genius des ſchwarzen Kontinents“ führte zuerſt jenes Syſtem ein, wonach | 
Naturſchätze des Landes als Eigentum der Regierung erklärt wurden. Jeder ( 
geborene, der Bodenprodukte an andere europäiſche Kaufleute verkaufte, ( 
daher ein Dieb, der Kaufmann ein Hehler. Leopold war es auch, der den 
waltungsbeamten das Einſammeln der Landesprodukte, beſonders von Kautf 
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id Elfenbein, zur erſten Pflicht machte und ein Prämienſyſtem einführte für 
ren billigſte Einbringung, der ihnen eine Armee zur Verfügung ſtellte, um ihren 
orderungen gewaltſamen Nachdruck zu verleihen, der endlich eine Reihe von 
manzmagnaten an dieſem Raubſyſtem beteiligte, indem er ihnen weite Gebiete 
ir Ausplünderung zuwies. 

Nun wurden die reichen Ergebniſſe der Ausbeutungspolitik Leopolds in Ver⸗ 
eich geſtellt mit den nämlichen Erfolgen de Brazzas im franzöſiſchen Kongo. Im 
ahre 1899 gelang es den Intrigen, der Beſtechung und der Hinterliſt der großen 
anzöſiſch⸗belgiſchen Finanzgeſellſchaften, die mit Leopold in Verbindung ſtanden, 
e Abberufung de Brazzas aus dem franzöſiſchen Kongo zu bewirken, und im 
ahre 1900 wurden die 500 000 Quadratmeilen des franzöſiſchen Kongo an 44 


anzöſiſch⸗belgiſche Konzeſſionärsgeſellſchaften aufgeteilt. Zugleich wurden alle 


aturprodukte zum Eigentum dieſer Geſellſchaften erklärt, jeder Handel der Ein- 
borenen mit anderen Kaufleuten als Diebſtahl, obwohl dieſer Handel an vielen 
rten ſeit Jahrhunderten ruhig beſtanden hatte. In der Form von „Steuern“ 
urden Kautſchuklieferungen von den Eingeborenen mit allen Mitteln der Gewalt 
preßt. Nun durchzogen bewaffnete Banden im Auftrag der Geſellſchaften mit 
euer und Schwert das Land, um die „Steuern“ einzutreiben, und in wenigen 
onaten war das Werk vernichtet, das de Brazza in mühſamer Arbeit von mehr 
8 zwanzig Jahren errichtet hatte. 

Einige Jahre gelang es den Geſellſchaften, ihre Raubtaten vor der europäi⸗ 
hen Offentlichkeit zu verbergen. 1905 ſickerte aber die Kunde von den ſcheußlichen 
rauſamkeiten und der Verwüſtung des Landes doch durch, und das franzöſiſche 
olonialminiſterium, das eine Einmiſchung Englands fürchtete, ſah ſich ge— 
dungen, eine Unterſuchungskommiſſion einzuſetzen, zu deren Vorſteher es in 
nem Anfall von Schwäche de Brazza ernannte. Allerdings bereute es dieſe Er— 
nung ſofort, gegen welche beſonders die Finanzgeſellſchaften Sturm liefen, 
her de Brazza beſtand nun auf ſeiner Miſſion, die ihm das Miniſterium freilich 
ach Möglichkeit erſchwerte. Was de Brazza an Ort und Stelle fand, war ſchauder— 
ft. Die einſt mit blühenden Dörfern beſäten Ufer des Kongo, Ubanghi und 
angha waren verödet, die Dörfer, Anpflanzungen und zum Teil die Wälder 
rwüſtet und verbrannt, die Eingeborenen waren in die Urwälder geflohen, wo 
e von Wurzeln und wilden Früchten kümmerlich lebten, vielfach verhungerten, 
ändig verfolgt von den bewaffneten Banden der Konzeſſionäre, die Weiber und 
inder als Geiſeln einfingen und verhungern und verſchmachten ließen, wenn die 
känner nicht genug Kautſchuk lieferten. Wie erwähnt, ſtarb de Brazza auf der 
eimreiſe, und trotz des heftigen Widerſtandes der Sozialiſten in der Kammer, 
e eine Reihe weiterer Beweiſe für die Mißwirtſchaft in den Kolonien und die 
orruption zu Hauſe beibrachten (ſo wurde aufgedeckt, daß ein Sektionschef im 
olonialminiſterium zugleich Direktor von nicht weniger als 6 Konzeſſionärs⸗ 
jellihaften war), gelang es der Regierung, feine und feiner Gefährten Berichte 
1 unterdrücken. N 

Keine Anderung des Syſtems erfolgte, und mit Ausnahme des „Courrier 
uropéen“, der „Humanité“ und noch einer oder zwei Zeitungen hat kein fran— 
ſſiſches Blatt von den Kongogreueln Notiz genommen, die Toqus, ſelbſt ein Be— 


mter der Kongogeſellſchaften, unter anderem mit folgenden Worten gejchildert . 


at: „Die Toten zählen wir nicht mehr. Die Dörfer, ſchauderhafte Schlachtbänke, 
arſchwinden in dieſem gähnenden Schlund. Tauſend Seuchen folgen unſeren 
puren. . . . Und dieſes Martyrium dauert an. Wir Weiße müſſen die Augen 
hießen, um die entſtellten Toten nicht zu ſehen, die Sterbenden, die uns ber- 
uchen, und die Verwundeten, die uns anflehen, die heulenden Weiber und die 
erhungernden Kinder....“ Grit in allerletzter Zeit wurde das Leopoldiniſche 
hitem im unteren Teil des franzöſiſchen Kongo aufgegeben, und die Geſell⸗ 
haften wurden mit einem Teil ihrer ehemaligen Gebiete „für immer“ ausge— 
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— 1 2 1 5 während ihre früheren Kong ionen ſtets zeitlich bester war 
mittleren und oberen franzöſiſchen Kongo beſteht aber das alte ee 
ändert fort. = 

So ſieht das von. Frankreich an Deutſchland abget gel ete Gebiet ans 
Hauptſchwierigkeit wird die Auseinanderſetzung mit den gerade in dieſen Ge 
noch beſtehenden Konzeſſionärsgeſellſchaften ſein, ein Problem, das rene 
legenheit zu internationalen Verwicklungen in ſich birgt. 

Die Dezembernummer von „Le Monde“ (Brüſſel 1911) enthält einen 
von Percy Evans Lewin über „Das engliſch⸗japaniſche Bündnis u 
amerikaniſche Schiedsvertrag“. Der im Auguſt 1905 zwiſchen Großbritan 
und Japan abgeſchloſſene Bündnisvertrag bedrohte England mit der Möglick 
seinem Alliierten in einem Kriege gegen die Vereinigten Staaten von Norda 
beiſtehen zu müſſen. Das wäre aber für England nicht nur ein großes Wa 
geweſen, es hätte zugleich die Bundestreue der Kolonien und Dominien, 
ſonders Kanadas und Auſtraliens, auf eine ſehr harte Probe geſtellt; denn 
ſtehen mit ihren Sympathien ganz auf ſeiten der Union. 

Dabei ſpitzt ſich aber das Verhältnis zwiſchen Japan und den Verei 
Staaten immer mehr zu. Die Regierung von Tokio hat ſeinerzeit gegen d 
ſetzung von Hawai durch die Union proteſtiert und ſich bis heute mit dieſe 
ſache nicht abgefunden. Sie begünſtigt in jeder Weiſe die japaniſche Aus 
rung nach dieſen Inſeln, die heute unter 191 000 Einwohnern gegen 80 000 
niſche Handwerker zählen, von denen 42 000 Veteranen aus dem Ruſſiſch 
niſchen Kriege ſind. Ebenſo intrigiert Japan fortwährend auf den Philip 
deren Bevölkerung den Japanern viel näher ſteht als den Weißen. Weite 
ſchwerdepunkte ſind dann einerſeits die Behandlung amerikaniſcher Kaufleu 
Waren in Korea, wo nominell die Politik der „offenen Tür“ herrſchen ſo 
andererſeits die der Japaner in den amerikaniſchen Weſtſtaaten. 

So wurde die Situation am Pazifiſchen Ozean immer gefahrdrohende 
auch Kanada, beſonders aber Auſtralien mußten fürchten, ſobald der en 
japaniſche Vertrag abgelaufen war, von Japan angegriffen zu werden, für 
Übervölkerung die weiten noch unbebauten Strecken jener Länder ein lo 
Ziel boten. 

Alle dieſe Befürchtungen wurden durch den Abſchluß des engliſch⸗ ameı 
niſchen Schiedsvertrags behoben. Deſſen Bedeutung liegt nicht darin, daß 
alle Möglichkeiten eines Krieges zwiſchen dieſen beiden Staaten beſeitigt ! 
in Lebensfragen wird ſich keine Macht durch Schiedsgerichte binden laſſen 
der Abſchluß dieſes Vertrags bot Großbritannien die Gelegenheit zur R 
des japaniſchen Bündnisvertrags vor deſſen Ablauf, und in den neuen V 
wurde vor allem die Beſtimmung aufgenommen, daß der Bündnisvertrag 
der beiden Mächte verpflichten ſolle, gegen eine dritte Macht Krieg zu führe 
der ſie einen Schiedsgerichtsvertrag abgeſchloſſen hätte. Für Japan hat 
dings das Bündnis viel von ſeinem Werte verloren. Es mußte aber a 
neuen Bedingungen eingehen, um ſich den engliſchen Kapitalmarkt zu er 
und dann, weil jedes andere Bündnis unmöglich war. Ein Vertrag mit D 
land insbeſondere hätte unmittelbar zu den ſchwerſten Konflikten, zum Krie 
führt. Für die Vertragsdauer, alſo für zehn Jahre, iſt ſomit der Friei 
Pazifiſchen Ozean geſichert, was beſonders in Auſtralien mit großer Freu 
grüßt wurde, und was England ermöglicht, nur eine ſchwache a im e 
Oſten zu halten. 

Der neue Vertrag mit Japan iſt auch dadurch ausgezeichnet, daß e er de 
Staatsvertrag war, der auch mit den Regierungen der Dominien beraten 
er bezeichnet alſo deren engeren Anſchluß an das Mutterland. nen 
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Die Zahlen der bei der Hauptwahl abgegebenen Stimmen liegen jetzt 
ir das ganze Reich vor. Sie beſtätigen und verſtärken den erſten Eindruck. 
öchſtens inſofern bedarf dieſer einer Korrektur, als der Mangel an propa⸗ 
andiſtiſcher Kraft diesmal nicht den ganzen Liberalismus, ſondern ſeinen 
chten Flügel, den Nationalliberalismus kennzeichnet, der ſich gerade nur 
ehauptete, feine Stimmenzahl bloß um 35000 vermehrte, um zwei Prozent, 
ei einer Steigerung der Geſamtzahl der gültigen Stimmen um mehr als 
cht Prozent. Die Freiſinnige Volkspartei hat beſſer abgeſchnitten, ſie wuchs 
m über 300000 Stimmen.“ 

Die ſchwarzblauen Blockbrüder verzeichnen aber einen direkten Verluſt von 
und 300000, bei einer Steigerung der Geſamtſtimmenzahl um faſt eine 
Rillion. Sie umfaßten 1907 noch 4638000, 1912 nur noch 4333000. 

Der Sozialdemokratie fielen 35 Prozent der Stimmen zu. In Wirflich- 
at iſt aber der geiſtige Einfluß unſerer Partei auf die Bevölkerung weit 
ärker, als dieſe Zahlen bezeichnen. Wenn 35 Prozent der politiſch inter— 
ſſierten männlichen Bevölkerung über 25 Jahren für uns ſtimmen, kann 
Nr wohl annehmen, daß in den 3'/. Millionen junger Leute von 15 bis 

5 Jahren die Hälfte auf unſerer Seite ſteht. Unter den älteren proletariſchen 
dementen gibt es wieder viele, die ſozialdemokratiſch empfinden, es Jedoch 
icht wagen, ihr Stimmrecht zugunſten unſerer Sache auszuüben. Der Terro- 
ismus durch Ausnutzung aller gottgegebenen Abhängigkeiten, der namentlich 
uf dem Lande in ſchamloſeſter Weiſe geübt wird, richtet ſich vornehmlich 
egen die Sozialdemokratie. Er raubt uns nicht bloß zahlreiche Stimmen, 
r. zwingt nicht wenige, die im Herzen zu uns gehören, ihr Votum gegen 


es Es ſei gleich hier noch eine Korrektur vorgenommen. In dem Artikel der 
origen Nummer über die Revanche der Niedergerittenen beziffert in der Tabelle 
uf S. 546 ein Druckfehler die Zunahme der gültigen Stimmen von 1871 bis 1874 
uf 300 000 ſtatt auf 1300 000, ein anderer die Zunahme der ſozialdemokratiſchen 


stimmen 1903 auf 994000 statt auf 903000. 
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uns abzugeben. Unſere Gegner lieben es, ſich damit zu tröſten, daß die 
unſerer Wähler nur Mitläufer ſeien. Konſervative und Zentrümler wäre 
manchem Wahlbezirk froh, wenn ſie Mitläufer hätten. Ihre Wähler ſind 
fach bloße Heloten, die nicht freiwillig zur Wahl gehen, ſondern von F 
vögten dazu gepeitſcht werden müſſen. 2 

Von den drei großen Parteigruppen, die die Grundrente, den Kapite 
profit, den Arbeitslohn vertreten, iſt die letzte heute bereits der Zahl nach i 
der Bevölkerung die ſtärkſte. Sie iſt aber auch die kampffähigſte. Sie beher rſe 
die Zentren des ökonomiſchen Lebens — faſt alle großen Städte find diesm: 
ſchon im erſten Wahlgang unſer geworden oder ſehen die Sozialdemokrat 
in der Stichwahl. Die Maſſen, die uns anhängen, ſind unter den arbeite ide 
Maſſen die intelligenteſten und energiſchſten. Jene Arbeiterelemente, die fü 
noch von unſern Gegnern als Kanonenfutter mißbrauchen laſſen, tun es a 
Gewohnheit oder aus Furcht, nicht aus klarer Erkenntnis. 1 

Endlich aber bildet der proletariſche Block eine einheitliche Partei, dere 
Geſchloſſenheit gelegentliche Meinungsverſchiedenheiten nicht zu lockern dei 
mögen. Dieſe Einheitlichkeit und Geſchloſſenheit rührt daher, daß das arbe 
tende Proletariat die große Maſſe der Bevölkerung darſtellt. Nur aus eine 
einzigen Klaſſe braucht unſere Partei ihre Maſſen zu rekrutieren, ſie br ud 
nur ein einziges Klaſſenintereſſe zu vertreten. a 

Die Intereſſen des Profits und der Grundrente find dagegen keine Maſſer 
intereſſen. Die Beſitzenden werden nicht bloß von Jahr zu Jahr immer nel 
die Minderheit der Bevölkerung. Sie zerfallen auch in mehrere Gruppe 
deren Intereſſen ſich mannigfach kreuzen. Keine dieſer Gruppen kann auf de 
Grundlage ihrer eigenen Intereſſen allein eine Maſſenpartei bilden. ed 
muß, um Maſſen anzuziehen, ſich den Anſchein geben, daß fie Intereſſe 
mannigfacher Art vertritt, die gar nicht die ihrigen ſind. Und nirgends kan 
die Geſamtheit der Beſitzenden ſich in einer einzigen Partei zuſammenſchließen 
Entweder ſind die Beſitzenden dazu verurteilt, in zahlreiche Parteien zu ze. 
fallen, oder ihre Parteien find dazu verurteilt, loſe Gebilde ohne Diſzipli 
und Zuſammenhalt zu bilden, wenn die Verhältniſſe fie zum Zuſammenſchl 
in ein paar großen Parteien oder „Blöcken“ führen. ee: 

Die reaktionären Parteien erſetzen dieſen Mangel einigermaßen dadure 
daß ſie ſich auf machtvolle, überkommene Organiſationen ſtützen, die Ultra 
montanen auf die katholiſche Kirche, die Konſervativen auf den Staat. De 
Liberalen fehlt dieſe Stütze, ſo können ſie es nicht zu Geſchloſſenheit un 
Einheitlichkeit bringen, werden wie Spreu vor dem Winde hin und her gefeg 
Sie predigen uns die Blockpolitik und vermögen nicht einmal unter ſich z 
einem feſten Block zu kommen. Die Stichwahlen ſcheinen diesmal neue B 
lege dazu liefern zu wollen. Nationalliberale ſchicken ſich bereits an, nic 
bloß gegen ſozialdemokratiſche, ſondern ſogar gegen fortſchrittliche Kandidate 
für Konſervative einzutreten. 4 

Die Ultramontanen wiederum fühlen den Boden unter fi warfen. D 


2 


Stütze der katholiſchen Kirche genügt ihnen nicht mehr. Sie, die ehedem fi 
dieſe und mit ihr den Kampf gegen die Staatsgewalt ſiegreich ausfochte 
haben bei der letzten Wahl bereits ſehr vernehmlich nach Staatshilfe g 
ſchrien. Aber der Kampf gegen die Staatsgewalt hat das Zentrum gee 
gemacht, ihm zahlreiche oppoſitionelle, proletariſche Elemente zugeführt, d 
ſich mit der heutigen Staatsgewalt unmöglich verſöhnen können. Je mel 
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Zentrum die ſtaatlichen Krücken zu ſeinem Vorwärtskommen benutzt, deſto 
ger werden ihm ſeine proletariſchen Hilfstruppen davonmarſchieren. 
Der mehr geſchloſſene Block der Rechten iſt im Rückgang begriffen. Der 
k der Liberalen, der nicht an Stimmen verloren hat, zeigt ſich ohne Halt, 
5 Einheitlichkeit, ohne Diſziplin. Beiden gegenüber ſteht die Sozialdemo— 
(ie, einiger und zahlreicher als je. Das iſt die Signatur des jüngſten 
Kampfes. 
Welche politiſche Situation er ſchafft, das läßt ſich erſt ermeſſen, wenn 
Stichwahlen vorbei ſind. Das Verhalten der einzelnen bürgerlichen Par- 
bei dieſen Wahlen wird uns einigen Anhaltspunkt zur Vorausſicht deſſen 
zn können, was wir von ihnen im Reichstag zu erwarten haben. 
Heute ſchon aber geſtattet uns ein Rückblick auf die Urſachen, denen unſer 
lieg entſproß, die Probleme zu ermeſſen, die er dem kommenden Reichs— 
ſtellt. 
Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß diesmal die Teuerung die 
ſpttriebkraft der ſo überwältigenden oppoſitionellen Stimmung der 
ſſen bildete. Sie allein hätte jedoch nicht zu unſeren Gunſten gewirkt. 
e Preiſe hatten wir auch ſchon 1907. Aber damals wirkten fie eher 
en als für uns. Der Unterſchied in der Situation liegt darin, daß wir 
Januar 1907 noch eine Ara der Proſperität hatten, indeſſen wir jetzt 
Ara der Kriſis hinter uns haben, die noch nicht durch einen entſchie⸗ 
en und länger dauernden Aufſchwung unterbrochen iſt. Wenn in den 
an von 1904 bis 1907 die Preiſe ſtark ſtiegen, jo erlaubte es der gute 
chäftsgang, daß die Arbeiter, wenigſtens die gewerkſchaftlich organi— 
‚ten, ihre Löhne noch raſcher ſteigerten. Sie konnten ihre Lage ver— 
lern, trotz der Teuerung. Das machte manche unter ihnen politiſch in— 
ſerent. Auf der anderen Seite ſahen die kleinen Unternehmer ſowie die 
tangejtellten, die unter der Teuerung litten, deren Haupturſache in den 
iegenen Löhnen, was fie gegen die Arbeiter und gegen deren Partei er— 
erte. 
Die Kriſis ſeit 1907 hat den Aufſtieg der Löhne zum Stillſtand ge— 
cht. Selbſt den gewerkſchaftlich organiſierten Arbeitern gelang es nur 
en in dieſem Zeitraum, erhebliche Lohnaufbeſſerungen zu erringen; faſt 
überſtiegen dieſe das Maß der Teuerung. Die große Maſſe der Ar— 
ter ſah ihre Lebenslage entſchieden verſchlechtert. Nicht minder litten 
er der Teuerung die kleinen „ſelbſtändigen“ Leute und die Angeſtellten. 
zt aber wurde es ihnen klar, daß nicht die Lohnerhöhungen daran ſchuld 
76 ſondern die ökonomiſche und politiſche Herrſchaft der großen Aus— 
ter. 
Deren Joch wurde jetzt auch von zahlreichen nichtproletariſchen Schichten 
ner drückender empfunden. Die regierenden Klaſſen haben alles aufge— 
en, den Druck noch zu verſchärfen. 
Der glänzende Wahlſieg von 1903 war nicht zum wenigſten eine Folge 
energiſchen Kampfes geweſen, den unſere Fraktion jo gut wie allein 
en die Erhöhung der Zölle im Reichstag geführt hatte. Der wirtſchaft— 
ſe Aufſchwung von 1904 bis 1907 ſchien aber die Auffaſſung unſerer 
tei von der Verderblichkeit des neuen Tarifs Lügen zu ſtrafen. Unſere 
znerſchaft gegen ihn wirkte in dieſer Zeit bei den Maſſen durchaus nicht 
unſeren Gunſten. Das iſt in den letzten Jahren ganz anders geworden. 
| 
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Selbſt zahlreiche Kleinbauern leiden heute unter den Zöllen c 
getreide und Futtermittel, ebenſo wie die geſamte ſtädtiſche Bev 
Sie alle erinnern ſich jetzt, wie die einzige Partei, die mit aller En 
heit die Durchſetzung dieſer Zölle zu verhindern ſuchte, die So 
kratie war. Das wurde noch mehr ins Licht geſetzt durch die hart 
Weigerung der Regierung, auch nur vorübergehend die drückendſten 
der Kornzölle zu mildern, und beſonders erbitternd mußte die fr 
derung weiterer Erhöhungen der Agrarzölle durch die Junker 
Dabei wird durch die Praxis der Polizei und Gerichte das Koali 
der Arbeiter immer mehr eingeſchränkt, das ſchon durch die Au 
der Unternehmerverbände immer mehr beeinträchtigt wird. Imm 
riger wird es für den Arbeiter, ſich der Teuerung zu erwehren. Ju 
Scharfmacher aber ſind nicht einmal damit zufrieden. Sie fordert 
geſetzliche Erſchwerungen des Koalitionsrechtes. Und die Regier 
ſich gewillt, ſie ihnen zu gewähren. Alſo Einſchränkung des K 
rechtes und höhere Zölle! Das heißt, der deutſche Arbeiter ſoll n 
mit Ruten, ſondern mit Skorpionen gezüchtigt werden! 8 
Bei der Wahl von 1907 hatte die Zollfrage keine Rolle geij 
waren Hottentottenwahlen geweſen. Die Kolonialfrage war im 
grund geſtanden. Auch fie hat ſeitdem ein ganz anderes Geſicht 8 
1907 handelte es ſich um die Fortführung des Krieges gegen die 
der keine großen Koſten mehr befürchten ließ. Und welche glänzen 
ſichten ſollten dafür die Kolonien uns eröffnen! Den kleinen Bauer 
dank den Agrarzöllen, der Erwerb von Boden durch die geſteigerte 
preiſe erſchwert wird, wurde billiges Land verheißen. Den Induſtri⸗ 
Unternehmern wie Arbeitern, die unter der Teuerung des Roh 
litten, billige Rohſtoffe, wie Baumwolle und Kupfer. a 
Alle dieſe Verheißungen haben fich ſeitdem als blauer Dunſt 
Dabei hat aber die Kolonialpolitik ſeitdem eine Eigenſchaft in den 
grund treten laſſen, die ſie früher weniger offen zeigte: den Geg 
den ſie uns zu England bringt, und ſeine Folgen. 5 Be. 
Hatte es ſich 1907 nur um den Krieg gegen die Hereros und 
Koſten gehandelt, ſo waren wir diesmal durch die Kolonialpolitik 
Monate vor dem 12. Januar dicht vor den Weltkrieg geführt worden 
ſchon aber hatte die Regierung die Rechnung des von ihr verurſachten 
ſinnigen Wettrüſtens in der Form einer halben Milliar de 
Steuern dem deutſchen Volke präſentiert. Und daß das nicht langt, 
dem ſchon offenbar geworden. Sr re 
Auf die Kriegsgefahr hatten manche unſerer Gegner gebaut. Sie 
dadurch den kuror teutonicus zu entzünden, der ſich wieder einm 
die vaterlandsloſe Rotte wenden werde. Aber diesmal verſagte de 
niſtiſche Kalkul. Die Kriegsgefahr bedeutete ehedem in den A 
Volksmaſſe alle Schrecken einer feindlichen Invaſion. Dagegen gen 
zu ſein, erſchien ihr eine dringende Notwendigkeit. Unſere Verſicher 
daß auch wir die Nation nicht wehrlos machen wollten, traute ma 
nicht. Man hielt ſich an das, was die bewährten Feldherren der Arn 
notwendig erklärten. 55 a 
| Aber heute ſteht es ganz anders. Deutſchland iſt jetzt an Volkszahl 
fo ſtark wie Frankreich — und Rußland iſt einem Großſtaat gegenüb 
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htig. Der Gegenſatz, der heute den Weltfrieden bedroht, ift der zwiſchen 
itſchland und England, iſt einer, der zur See ausgefochten wird, nicht um 
Hsland zu ſchützen, ſondern um tropiſche Sümpfe und Wüſten zu ges 
nen. Ungeheurer als je find die Koſten des Einſatzes und winzig — 
igſtens für die Volksmaſſe — der Preis des Sieges. 

So hat diesmal der Appell an den Mordspatriotismus völlig verſagt, 
1887 und auch noch 1907 ſo gewaltig wirkte. Nie hat unſere Partei 
gischer als im vergangenen Jahre ihren feſten Willen bekundet, allen 
geriſchen Gelüſten mit aller Macht entgegenzukreten. Das hatte dazu ge— 
it, daß in unſerer Partei die Frage erörtert wurde, ob der Maſſenſtreik 
geeignetes Mittel ſei, den Ausbruch eines Kriegs zu verhindern. Unſere 
mer haben nicht gezögert, dies dahin zu verdrehen, daß wir den Streik der 
daten im Kriegsfall predigten, und daß wir den Streik gegen den 
29 einſeitig bloß bei uns predigten, Deutſchland wehrlos machen wollten. 
Nie vorher hatten dieſe Ideen in der Wahlagitation eine Rolle geſpielt. 
m alles nichts. Trotz alledem hat die Sozialdemokratie eine Million 


mmen mehr erhalten wie letztes Mal, und die beſonders patriotiſchen 
teien 300000 Stimmen weniger. 

Der Kampf gegen die Teuerung, die Agrarzölle, um das Koalitionsrecht, 
en neue Steuern, die Weltpolitik, das Wettrüſten, um den Weltfrieden — 
iſt die Wurzel, der unſer Wahlſieg diesmal entſproß. Und damit find 
h die Probleme bezeichnet, die den neuen Reichstag beſchäftigen werden, 
en nicht unerwartete Zwiſchenfälle unerhörte Situationen ſchaffen. 

Das Volk hat geſprochen, nun haben die Parlamentarier das Wort. Der 
* der Stichwahlen wird bereits einigermaßen erkennen laſſen, welche 
ahrheit wir zu erwarten und weſſen wir uns von ihr zu verſehen haben. 
Aber wie immer die Reichstagsmehrheit ſich geſtalten mag, die Partei der 
r Millionen wird von dem herrſchenden Regime nicht ignoriert werden 
men. Es muß ihr entweder Konzeſſionen machen oder den Krieg aufs 
fer erklären. 

Wir werden die Gewinnenden ſein in dem einen Falle wie in dem 
dern. Denn die Klaſſe, deren Intereſſen unſere Partei verficht, iſt die 
zige, die ſtetig wächſt. Und in allen Fragen, die auf der Tagesordnung 
gen, um die ſich auch der Wahlkampf drehte, vertreten wir mit den Inter⸗ 
en des Proletariats auch die der geſamten Nation. So kann es nicht lange 
gern, und die große Mehrheit ſteht hinter uns. K. K. 
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& Englands auswärtige Politik. 

& Von Th. Roth ſtein. 

= I. 

Die auswärtige Politik Englands ergibt ſich aus ſeiner geographiſchen 
ge. Auf einer Inſel gelegen, hat es keine unmittelbaren Nachbarn, kann 
deshalb weder mit Wirkſamkeit angreifen noch angegriffen werden. Im 
lauf feiner Geſchichte hat es mehrere Male verjucht, ſeine Macht auf be⸗ 
chbarte Gebiete des Feſtlandes — ſo Frankreich und die Niederlande — 
Szudehnen, war aber immer gezwungen, auf dieſe Aufgabe zu verzichten. 
A die eigenen Kolonien europäiſcher Abſtammung, nachdem fie 
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eine gewiſſe Kulturſtufe in ihrer nationalen Entwicklung erreicht 
vermochte es nicht feſtzuhalten und mußte ihnen das vollſtändige 
beſtimmungsrecht einräumen. Nur einzig und allein Irland war 
ſtande zu beherrſchen, aber Irland liegt in nächſter Nähe, und t 
koſtete es England ungeheure Anſtrengungen. Andererſeits vermocht 
einzige Macht England mit Erfolg in ſeinem Gebiet anzugreifen. N 
Normannen brachten es fertig, als England noch kein Nationalſtaa 
bekanntlich aber lief dieſe Eroberung darauf hinaus, daß die Erobe 
obert wurden. RER 

Diejelbe Lage mußte jedoch die Entwicklung Englands zu einer Ko 
macht fördern. Nachdem der Handelsweg nach dem reichen Orien 
Konſtantinopel geſchloſſen und der Weg über den Atlantiſchen Ozean 
demſelben Orient und dem neu entdeckten amerikaniſchen Kontine 
bahnt worden war, erlangten die britiſchen Inſeln als Kreuzpun 
neuen Wege aus dem geſamten nördlichen Teile Europas eine groß 
merzielle Bedeutung, die noch mehr zunahm, als Spanien, der ander 
poſten Europas am Atlantiſchen Ozean, unter den gewaltigen Anſp 
ſeines Weltreichs zuſammenbrach. England, das nun den Ausgang 
Atlantiſchen Ozean beherrſchte, wurde bald zur erſten Handelsma 
Kulturwelt, gründete überall Faktoreien und Pflanzungen und 
Kolonien. a | 5 

Die Kombination der beiden hier erwähnten Umſtände beſtim 
allen ihren weſentlichen Zügen die auswärtige Politik Englands. D da 
Land gegen Angriffe geſichert war, da es andererſeits ſeine Macht nur m 
überſeeiſche, wilde und barbariſche oder doch ökonomiſch rückſtändige Lã 
ausdehnen konnte, jo mußten ſeine Beziehungen zu den übrigen Kultu 
ſtaaten Europas — und das macht das Weſen der auswärtigen 
eines modernen Staates aus — hauptſächlich auf die Erhaltung un 
Ausdehnung ſeines Kolonialgebiets gerichtet werden. So ſehen wir 
Verlauf der Jahrhunderte, wie das Moment der dynaſtiſchen Interef 
und der territorialen Ausdehnung in Europa bei der Beurteilung 
Ausführung der Handlungen auf dem Gebiet der auswärtigen Poli 
England immer mehr zurücktritt, bis der ältere Pitt ſie völlig beſeitig 
das Kolonialmoment in den Mittelpunkt der auswärtigen Politik 
Von nun an — etwa ſeit dem Ende des achtzehnten Jahrhunderts 
es für England in ſeinen auswärtigen Beziehungen nur ein Krite 
Wird die engliſche Kolonialmacht oder der Beſitz dieſer oder jener ein; 
Kolonie durch dieſe oder jene Beziehungen zu dieſem oder jenem S 
gefährdet oder im Gegenteil befeſtigt und erweitert? 

Im Verlauf des neunzehnten Jahrhunderts hatte England dieſe 
hauptſächlich in bezug auf zwei Staaten zu ſtellen: Frankreich und 
land. Frankreich war einſt der große Handels- und Kolonialrivale 
lands geweſen, und es blieb ihm ſelbſt nach der Napoleoniſchen Kataß 
immer noch gefährlich. Die Gefahr ſteckte darin, daß Frankreich ein M 
meerreich war, ſeit den Kreuzzügen einen großen Einfluß im mohamt 
niſchen Orient ausübte und das Mittelmeer und der mohammeda 
Orient den Weg nach Indien bilden, der wichtigſten Kolonie Englan 
ja der Achſe ſeines geſamten Kolonialreichs. Um dieſer Gefahr vorzube 
bemächtigte ſich England bereits 1704 Gibraltars, 1800 Maltas und 
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gyptens. Außerdem proklamierte es 1856 den Grundſatz der Integrität 
8 Ottomaniſchen Reiches. Eine ähnliche Gefahr aber drohte ihm aus 
ner anderen Ecke von Rußland. Von Rußland führen drei Wege nach 
ndien: über Zentralaſien, über Perſien und über Konſtantinopel, und 
ngland verſperrte fie alle durch die Erhaltung des afghaniſchen Puffer- 
gates, die Unterſtützung Perſiens und die Schließung der Dardanellen. 
berſieht man den Gang der engliſchen Diplomatie während des ver— 
enen Jahrhunderts, ſo bemerkt man ganz deutlich, wie ihre Grund— 
nien von der Rückſicht auf dieſe zweifache Gefahr diktiert wurden. Gegen— 
her Frankreich wurde von ihr ſtets das beſte Einvernehmen mit 
spanien, Italien und Sſterreich gepflegt. Von dem guten Willen 
paniens hängt nicht nur die Behauptung Gibraltars ab, eines ein— 
men Stückchens Landes, deſſen leicht iſolierbare Lage ebenſo nachteilig 
ie ſein ſtrategiſcher Wert groß iſt, ſondern auch die Sicherung der gegen— 
berliegenden marokkaniſchen Küſte einerſeits und der Erfolg etwaiger 
riegsoperationen gegen die atlantiſche Flotte Frankreichs anderer— 
its. In allen dieſen drei Richtungen hat Spanien England ſchon gute 
hienſte geleiſtet, und fo iſt die Erhaltung der ſpaniſchen Freundſchaft 
ner der Angelpunkte der engliſchen Diplomatie ſeit den Napoleoniſchen 
eiten geworden. Zwar iſt die Spitze der engliſchen Diplomatie jetzt nicht 
Rt gegen Frankreich gerichtet, aber immer noch unterhält England zur 
rhaltung ſeiner Seeherrſchaft im Mittelländiſchen Meere die beſten Be— 
ehungen zu Spanien. Eine Tochter des verſtorbenen Königs Eduard iſt 
it dem König von Spanien verheiratet, und ſeit 1907 beſteht zwiſchen 
en beiden Ländern wenn nicht ein Vertrag, jo wenigſtens eine Verſtändi— 
ung, wonach Spanien eine moderne Flotte nach den Zeichnungen der 
nalij chen Admiralität durch engliſche Firmen, wie auch zwei neue 
riegshäfen — den einen in Ferrol am Golf von Biskaya, den anderen in 
artagena am Mittelländiſchen Meere nach engliſchen Plänen zu er— 
auen hat. Dafür hat England bereits 1904 Spanien die Beſetzung der 
littelländiſchen Küſte Marokkos garantiert und Delcaſſé gezwungen, einen 
ertrag in dieſem Sinne mit Spanien zu ſchließen. 

Von den engliſch⸗italieniſchen Beziehungen gilt genau dasſelbe. 
ie Apenniniſche Halbinſel ſpaltet das Mittelländiſche Meer in zwei Teile 
nd bildet zuſammen mit Sizilien und Malta einerſeits und Spanien und 
Sibraltar andererſeits einen Kordon, der den franzöſiſchen Teil des Meeres 
änzlich abſperrt. Außerdem iſt, wie Gibraltar auf Spanien, ſo auch Malta 
uf Italien für ſeine Exiſtenz völlig angewieſen. Daher bildet die Pflege 
er Freundſchaft mit Italien ſeit zwei Generationen — in der Tat ſeit dem 
rieden von Villafranca (1859) — den zweiten eiſernen Beſtandteil der 
agliſchen auswärtigen Politik. „Man ſoll nicht vergeſſen“, ſchrieb Stock— 
tar, der intime Ratgeber der Königin Viktoria, an deren Gatten Prinz 
Ibert, „daß es ſtets die Pflicht eines engliſchen Staatsmanns iſt, Italien 
egen Frankreich ſtark zu machen.“ So trat England nach manchem Zögern, 
as durch Rückſichten auf Sſterreich diktiert wurde, für die Einigung 
taliens ein, unterſtützte die zentraliſtiſche Politik Cavours gegen die föde— 
ative Napoleons III., es deckte mit ſeiner Diplomatie das Wagnis der 
eſetzung Roms und begünſtigte ſelbſt die von der italieniſchen Regierung 
ur * Zeit geplante . Korſikas. Als dann 1881 die Franzoſen 


Tunis einnahmen, beeilte ſich England, feine Freundſchaft für das 
Italien dadurch zu beweiſen, daß es ihm den Weg nach dem Roten 9 
öffnete und Maſſaua, Erythrea und Abeſſinien preisgab. Es war nicht 
lands Schuld, daß dieſe Freigebigkeit ſich als ein Dangergeſchenk her 
ſtellte; dafür gab es Italien bald das Recht auf Tripolitanien, genar 
es ſpäter Spanien das Recht auf Nordmarokko gab — als Belohnu 
als Schutzmittel gegen das Vordringen Frankreichs am Mittelmeer. 
Endlich bildete auch Oſterreich ſeit jeher eine Stütze der engli 
Diplomatie gegen Frankreich. Der Bund zwiſchen den beiden L 
wurde ſchon zur Zeit der Napoleoniſchen Kriege geſchloſſen, wofü 
Oſterreich vom Wiener Kongreß (1815) mit dem Beſitz der Lor 
und Venetiens belohnt wurde. Als die italieniſchen Freiheitskrieg 
brachen, unterſtützte England mit ſeiner Diplomatie lange Zeit Of 
und erſt als ihm klar wurde, daß gerade dieſe Politik geeignet war, 
franzöſiſchen Einfluß über Italien auszudehnen und zu befeſtigen, we 
es ſich von Oſterreich ab. In ähnlicher Weiſe weigerte ſich England, Un 
gegen Oſterreich zu unterſtützen, um das letztere nicht zu ſchwächen, 
ſchaute ruhig zu, als Krakau gewaltſam annektiert wurde. Erſt nad 
Kataſtrophe von 1866 verliert Oſterreich für England die Bedeutung 
Helfers im Kampfe gegen Frankreich, aber dafür bekommt es einen n 
Wert als Schutzwehr gegen Rußland. So hat ſich die engliſche Freund 
für Oſterreich bis in die letzte Zeit erhalten. — 
Der diplomatiſche Kampf gegen Rußland fand feine Hauptſti 
wie erwähnt, in der Erhaltung der Unabhängigkeit der Pufferſtaaten 
Afghaniſtan und Perſien und in der Unterſtützung der Türkei. Die 
danellen wurden gegen Rußland bereits 1833, dann 1841 und endg 
1856 geſchloſſen. In dem letztgenannten Jahre wurde auch der Grund 
Integrität des Ottomaniſchen Reiches aufgeſtellt, der zwar im Verl 
folgenden Jahrzehnte unzählige Male von anderen Staaten und auch 
England ſelbſt durch die Beſetzung Cyperns 1878 und Agyptens 1882 
brochen, gegen Rußland aber immer in den Vordergrund geſchobe 
Als Rußland 1877 vor den Mauern Konſtantinopels erſchien, mo 
England ſofort eine Flotte, und als Rußland einen für ſich vorteilhe 
Vertrag mit der Türkei in San Stephano ſchloß, da griff England 
zweite Mal ein und erzwang eine Revidierung auf dem Kongreß 
Berlin. Da zu befürchten war, daß ſich die neu befreiten ſlawiſche 
unter den ruſſiſchen Schutz ſtellen und ſomit Rußland eine feſte S 
dem Balkan gewähren würden, geſtattete England nicht, daß ein 
bulgarien“ oder „Großſerbien“ ſich bildete, ſetzte es durch, daß w 
rumelien noch Mazedonien dem neuen bulgariſchen Fürſtentum ei 
und daß Bosnien und die Herzegowina wie teilweiſe auch Altſerbie 
Sandſchak Novibaſar) Sſterreich unterſtellt wurden. 3 
Zu Beginn des jetzigen Jahrhunderts ſchloß dann England einen 
mellen Bund mit Japan, wonach es ſich als Gegenleiſtung für die et 
Verteidigung Indiens verpflichtete, im Falle eines Krieges Jap 
Rußland keine Intervention einer dritten Macht zu dulden. 
Will man dieſes Bild der nach zwei Fronten gerichteten engliſchen D 
matie vervollſtändigen, ſo muß man auch die Beziehungen zu Preu 
ſpäter zum neuen Deutſchen Reiche erwähnen. Mit Hilfe Preußen 
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Macht Napoleons I. gebrochen, aber ſchon früher, in den Tagen 
jedrichs II., den England bei dem Werke der Aufteilung Polens finan- 
18 unterſtützte, herrſchten zwiſchen England und Preußen ganz gute Be— 
hungen. Doch wußte England, daß Preußen gegen Rußland nie zu 
den ſein werde, und jo blieben die Beziehungen zwar gut, wurden aber 
intim. England machte keine Verſuche, den preußiſchen Expanſions— 
üſten ſelbſt auf Koſten Dänemarks (1864) Hinderniſſe in den Weg zu 
en, und als 1870 die Gefahr eines preußiſch⸗-franzöſiſchen Konfliktes 
anrückte, bemühte es ſich ſogar, Oſterreich im Zaume zu halten. Zur 
hen Zeit aber hütete es ſich, Preußen zu einer Stütze feiner Diplomatie 
machen, bis ſich Bismarck ſelbſt dazu anbot. Auf dem Berliner Kongreß 
kten ſich die deutſchen Abſichten, Oſterreich eine Vergrößerung im nahen 
ten zu ſchaffen, vollſtändig mit dem engliſchen, ein Gegengewicht gegen 
land auf dem Balkan aufzurichten, und dieſe Solidarität wurde be— 
zelt auf der Internationalen Konferenz zu Therapia 1882, wo Bismarck 
gland freie Hand in Agypten gegen das iſolierte Frankreich gab. 

So bewegte ſich bis zum Ende des neunzehnten Jahrhunderts die Diplo— 
tie Englands in zahlreichen und ſehr komplizierten Bahnen, um ſeine 
den gefährlichſten Gegner auf dem kolonialen Gebiet in Schach zu 
ten. Von keinem europäiſchen Staate unmittelbar bedroht, auch ohne 
e Abſichten gegen irgend einen europäiſchen Staat, mußte doch England 
tinentale Politik treiben, um feinen reichen Kolonialbeſitz zu ſichern. 
8 Wort von der „glänzenden Vereinſamung“ muß in dem Sinne ver- 
nden werden, daß England nicht ein abhängiges Glied in einer Kette, 
dern den Mittelpunkt eines von ihm ſelbſt geſchaffenen diplomatiſchen 
tzes bildete, das es immer von neuem ſtricken oder zerreißen konnte. 
War dieſe Diplomatie erfolgreich? In ihren unmittelbaren Zielen durch— 
3: England hat es vermocht, feinen Kolonialbeſitz im 19. Jahrhundert nicht 
. unverkürzt zu erhalten, ſondern noch auszudehnen. Andererſeits aber hat 
n dieſe Diplomatie ſeine Monopolſtellung als Kolonialmacht erſchüttert. 
non vergibt ja keine Macht ihre Freundſchaft, und wenn es ſich nicht, 
2 1 in dem Falle der Türkei, um die Sicherung der bloßen Exiſtenz handelt, 
Re fordert fie „Kompenſationen“. Manchmal mochten die Kompenſa— 
nen die Form einfacher politiſcher Gegenleiſtung annehmen: das war 
ige Zeit der Fall mit Deutſchland; ſeit dem Erſtarken des Kapitalismus 
den kontinentalen Staaten Europas mußte aber England die ihm er— 
eſene Freundſchaft mit Kolonialterritorien vergelten. So haben wir ge— 
en, wie es auf dieſe Weiſe Spanien und Italien belohnt und auch Oſter— 
ch den Weg nach dem Oſten — eventuell nach dem Agäiſchen Meere — ge— 
net hat. Der dieſen diplomatiſchen Aktionen zugrunde liegende Gedanke 
ir der, daß England eigentlich Anſpruch auf alle „freien“ Länder hat, 
t denen es dann, wie etwa ein Feudalherr, ſeine treuen Freunde be⸗ 
nen darf. „Obſchon“, erklärte einmal der deutſchen Regierung Lord 
anville in bezug auf Kolonialerwerb in Afrika, „obſchon die engliſche 
rrſchaft über keinen dieſer Punkte proklamiert worden iſt, wird die Ver— 
dung eines Protektorats oder die Ausdehnung ſeiner Souveränität 
ſens eines fremden Staates von England als ein unfreundlicher Akt 
rachtet werden.“ Daher fein Groll, wenn irgend ein Staat, ſelbſt ein be- 
undeter, ſich ohne ſeine Zuſtimmung koloniale Territorien aneignete, wie 
1911 912. I. Bd. 39 
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es Deutſchland 1884 und ſpäter tat. England mußte aber dieſe Beeint 
tigung feiner‘ „natürlichen“ Rechte ſchließlich dulden, um nicht das Haup 
ziel ſeiner Diplomatie zu verrücken. Die engliſche Regierung bemühte fir 
in dieſen Fällen damit, durch Abſchließung eines Vertrags dem Ehre | 
ihres unmanierlichen Freundes, unter Anerkennung des Geſchehenen, eine 
Riegel vorzuſchieben — ſo durch das Abkommen mit Deutſchland 1890 
durch das Abkommen mit Italien ein Jahr ſpäter. 

Das merkwürdigſte dabei war, daß England ſelbſt ſeinem fran 
ſiſchen Rivalen Kompenſationen gewähren mußte, deſſen Zurückdräng 
doch eine der Hauptaufgaben ſeiner Diplomatie bildete. Im Jahre i 
bemächtigte ſich Frankreich Algiers, und nach langem Grollen war ( 
land 1855 gezwungen, die Einverleibung Algiers anzuerkennen, um de 
die franzöſiſche Mitwirkung am Krimkrieg zur Erhaltung der Integt 
des Ottomaniſchen Reiches zu erkaufen. Im Jahre 1878, hinter den Kul 
des Berliner Kongreſſes, erwarb ſich England die Inſel Cypern, und m 
einem Proteſt Frankreichs vorzubeugen, gewährte ihm Lord Salisbury 
Hand in Tunis. Zwar erwies ſich, als es zur Ausführung des Vert 
kam, die engliſche Regierung ungeniert genug, ihr Verſprechen abauleı 
und noch jahrelang nach der franzöſiſchen Beſetzung des Landes weigert 
ſich England, fie anzuerkennen. Allein nachdem Frankreich verſproche 
hatte, ſeine Anſprüche auf den oberen Nil fallen zu laſſen, gewährte ihr 
England im Jahre 1897 die gewünſchte Sanktion. In beiden Fälle 
mußte England einen Preis für die ihm geleiſteten Dienſte bezahl N 

Dieſe Kompenſationspolitik und die damit verknüpfte Einſchränk 
der Kolonialmacht Englands konnten ihre pſychologiſchen Wirkungen 
verfehlen: England ſah allmählich ein, daß die koloniale Entwicklu 
anderen Staaten ebenſowenig wie ihre induſtrielle Entwicklung aufzuhe 
ſei, und daß ihm daher die einfache Vernunft gebiete, ſtatt den Hans 
in allen Gaſſen zu ſpielen, ſich auf die Erhaltung und Entwicklu 
i eigenen Kolonien zu beſchränken. Der Abſchluß des engliſch⸗ fran 

ſchen Abkommens vom 21. März 1899 über Zentralafrika zur endgi 
ne der durch den Faſchodazwiſchenfall aufgeworfenen Frag 
des engliſch- ruſſiſchen Abkommens vom 29. April desſelben 
zur Regelung der Eiſenbahnfrage in China bezeichnet das Aufko 
einer ruhigeren Auffaſſung ihrer Aufgaben bei der ea Diplo 
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Es iſt Untttöglich zurzeit zu beſtimmen, in welcher Richtung ſich d | 
liſche Diplomatie bewegt hätte, nachdem fie ſich mit dem Erſtarken | 
Kolonialmacht anderer Staaten feit dem Frühjahr 1899 abzufinden began! 
wäre es nicht im Herbſt desſelben Jahres zu dem Burenkrieg gefontr | 
Der unglückliche Verlauf dieſes Feldzugs ſchuf mit einem Male eine nei 
Situation. Europa gewann die überzeugung, daß es mit der engli 
Militärmacht für lange Jahre, wenn nicht geradezu für immer, vor 
und feine alten Rivalen Rußland und Frankreich entfalteten ſofort eine reg 
diplomatiſche Tätigkeit. Das erſtere benutzte die Gelegenheit, um den en 
liſchen Einfluß in Perſien durch Übernahme der alten engliſchen Anleihe | 
die Gewährung einer neuen Anleihe und die Einrichtung einer Dat pfe 
linie von Odeſſa nach dem Perſiſchen Golf zu lähmen; andererſeits ww 


kr 
en 


. Rothſtein: Englands auswärtige Politik. | 587 


in China die Borerunruhen an, bejegte die ſüdliche Mandſchurei mit 
inen Truppen und wirkte für ſich eine Reihe wichtiger Eiſenbahnprivi— 
gien aus. An der anderen Ecke Europas ſetzte Herr Delcaſſé mit ſeinen 
open Marokkoplänen ein. Im Jahre 1900 wurde von ihm das Mittel- 
eerabkommen mit Italien geſchloſſen, zwei Jahre ſpäter von ihm das 
anzöſiſch⸗ſpaniſche Projekt zur Aufteilung Marokkos entworfen, und um 
eſelbe Zeit knüpfte er mit Deutſchland Verhandlungen über denſelben 
egenſtand an. England ſah ſich zum erſten Male ſeit der Zeit Napoleons I. 
der Lage, Objekt ſtatt Subjekt der europäiſchen Diplomatie zu ſein. Die 
ziederaufnahme des aufgegebenen Kampfes mit feinen europäiſchen Kon— 
rrenten ſchien ihm unvermeidlich, und dazu war die Liquidierung des 
urenkriegs unerläßlich. Gerade zu dieſer Zeit (im Januar 1901) ftarb 
e alte Königin, und ſchon zwei Monate nach ihrem Tode wurden die 
ſten Friedensverhandlungen angeknüpft. Sie ſcheiterten, weil die eng— 
che Regierung ſich nicht verpflichten wollte, die Selbſtverwaltung in den 
ven Kolonien baldigſt durchzuführen. Ein Jahr ſpäter aber gab fie in 
eſem Punkte nach, und im Mai wurde der Frieden zu Vereeniging ge— 
loſſen. Zwei Monate ſpäter trat auch Lord Salisbury, der langjährige 
iter der auswärtigen Politik Englands, zurück, und ſo wurden Englands 
inde zur Wiederaufnahme der europäiſchen Diplomatie freigemacht. 
Zum allgemeinen Erſtaunen aber nahm ſie nicht die Richtung, die man 
ich vor ganz kurzer Zeit von ihr erwartet hatte. Zwar bewegte ſich der 
Aſchluß eines gegen Rußland gerichteten Bündniſſes mit Japan (Januar 
02) noch immer in den alten Bahnen; auch die Beſuche, die der König 
Guard den Königen von Portugal und Italien 1903 abſtattete, bedeu— 
ten nichts Beſonderes. Allein ſchon die Reife Eduards nach Paris in dem— 
ſben Jahre und die äußerſt freundſchaftlichen Reden, die er dort hielt, 
esegten bedeutendes Aufſehen, und im April des folgenden Jahres wurde 
Welt durch die Veröffentlichung der drei Verträge, die die engliſch— 
ſinzöſiſche Entente ſchufen, in laute Verwunderung verſetzt. Diesmal 
iırde mit den alten Kompenſationsmitteln die Freundſchaft Frankreichs 
(radezu erkauft, und Frankreich trat in die Kette der Mächte ein, die vom 
Aantiſchen Ozean bis zu den Dardanellen die Gunſt Englands genoſſen. 
In es vorwegzunehmen, ſei ſchon an dieſer Stelle bemerkt, daß drei Jahre 
uch dem Abſchluß der Entente, als das auf den Feldern der Mandſchurei 
gchlagene Rußland anſcheinend aufgehört hatte, eine Gefahr für Indien 
d ſelbſt für China zu fein, England ſich auch Rußlands Freundſchaft 
1 die Abtretung des nördlichen und wichtigeren Teiles Perſiens er— 
1 

Was war der Sinn dieſer neuen Orientierung der engliſchen Diplo— 
tie? Das Publikum meinte damals, ſie wäre nur die Fortſetzung und 
0: Abſchluß jener Phaſe der Verſöhnungspolitik, die in den letzten Jahren 
d vergangenen Jahrhunderts eingetreten und nur durch den Burenkrieg 
uterbrochen worden war. Als ſolche wurde die Entente vom allgemeinen 
blikum auf das herzlichſte begrüßt. Schwerlich aber durfte die Diplo- 
Utenwelt einen ſolchen Irrtum begehen: ſchon der Umſtand, daß bei dem 
hhandel über Agypten und Marokko Deutſchland, die Signatarmacht des 
Jotokolls von Therapia (1882) über Agypten und des Madrider Vertrags 
(80) über Marokko, völlig überſehen und nicht einmal gefragt worden 
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war, mußte ihr gezeigt haben, daß die neue Diplomatie eine Spi 
Deutſchland hatte. Es war klar, daß England nicht mehr Frankreich, 
dern Deutſchland als ſeinen gefährlichſten Rivalen betrachtet und nur 
notwendigen Maßnahmen trifft, um ſeine ſtrategiſche Poſition zu T 
Wie es zu dieſer Umwertung der alten Werte kam, läßt ſich ohne e 
Schwierigkeit feſtſtellen. Trotz der offiziellen Politik und der perjönl 
Neigungen des Hofes (man vergeſſe nicht, daß die engliſche Dynaſtie 
deutſche iſt und der Prinzgemahl Albert ſogar ein deutſcher Patriot t 
wurde Deutſchland unter der engliſchen Bourgeoiſie nie recht pop: 
Preußen als deſpotiſche und militäriſche Macht genoß nur geringes 
ſehen bei dem freiheitlichen engliſchen Liberalismus, und als ſich ſpäte 
deutſche wirtſchaftliche Konkurrenz fühlbar zu machen begann, gen 
Deutſchland erſt recht nicht an Popularität. Solange aber die herrichend: 
Kolonialcliquen es in ihrem Intereſſe fanden, mit Deutſchland zuſa 
zugehen, kam die Unpopularität Deutſchlands nicht zum politiſchen 
druck. Noch 1898 vermochte die engliſche Regierung mit Deutſchlan n 
Geheimvertrag über die eventuelle Verteilung der portugieſiſchen K 
zu ſchließen, ein Jahr ſpäter regte Chamberlain einen neuen „Dre 
zwiſchen England, Deutſchland und den Vereinigten Staaten öffent 
1901 erließ der engliſche Flottenverein einen Aufruf, das Program 
Flottenbaues zu erweitern — „beſonders um die Kräfte im Mit 
meer zu ſtärken, wo der Kampf für das Reich wahrſcheinlich ausgefü 
werden wird“; derſelbe Gedanke wurde noch in den Flottendebatt 
nächſten Jahres von den Regierungs- und anderen Rednern betont, 
um dieſelbe Zeit, alſo 1902, unterſtützten die Engländer die deutſche 
dition nach der Mündung des Nigers zur Errichtung einer Kohlenſte 
und der König Eduard wurde zum Admiral à la suite der deutſcher 
ernannt. Noch ſpät in demſelben Jahre fanden es die beiden Re 
möglich, eine gemeinſame Flottenaktion gegen Venezuela 3 
nehmen! Der Umſchwung trat plötzlich in dem folgenden Jahre ein 
wurden Verhandlungen mit Frankreich angeknüpft und eine 
digung erreicht, und bei den Flottendebatten wurde zum erſten 
Notwendigkeit der Konzentration in der Nordſee offiziell 
worauf dann der Bau einer neuen Flottenbaſis an der öſtliche 
(Roſyth) beſchloſſen wurde. Mit einem Schlage wurde der engliſchen 
wärtigen Politik eine neue Richtung gegeben. Wie kam es dazu? Daf 
deutſche Flottengeſetz 1900 nicht an und für ſich der Grund der ; 
Ungunſt war, ergibt ſich aus den oben erwähnten Geſichtspunkten 
liſchen Flottenvereins und der engliſchen Regierung 1901 und 1905 
der deutſche Kolonialdrang konnte an und für ſich nicht die Url 
Verfeindung ſein, wie das Zuſammengehen am Niger zeigt. Was 
ſchenden Cliquen Englands gegen Deutſchland erbitterte und 
Augen auch dem Ausbau der deutſchen Flotte und dem deutſchen 
drang eine beſondere Bedeutung verlieh, war vielmehr die we 
tiſche Melodie, die immer wieder von den höchſten Regierun 
Deutſchlands geblaſen wurde und jeden Schritt auf dem Gebiet der 
und Kolonialerweiterung begleitete. Im März 1889 war Deutſchle 
England und den Vereinigten Staaten in einen heftigen Konflikt 
moa geraten, und kurz vor dem Schluſſe des Jahres, als England be 
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en Burenkrieg verwickelt war, hielt Bülow ſeine berühmte Rede im Reichs⸗ 
ig über die Notwendigkeit einer ſtarken Flotte als Mittel, jede Verletzung 
ar deutſchen Rechte und Anſprüche gebührend zurückzuweiſen. Die Wir: 
ungen des Samoazankes und die heimlichen Hoffnungen, die die Schwierig⸗ 
ten Englands in der Bruſt der deutſchen Regierung entzündet hatten, 
garen gar nicht zu verkennen, und wie die damaligen Reden Bebels und 
ugen Richters, machte auch die engliſche Preſſe auf dieſen Zuſammen⸗ 
ang aufmerkſam. Es folgte die deutſche Flottenvorlage mit ihrer ſonder— 
zen Einleitung und den ſonderbaren Erklärungen der Regierung, dann der 
ank zwiſchen Chamberlain und Bülow über das Vorgehen der deutſchen 
zuppen in Frankreich 1871 und der engliſchen Truppen in Südafrika, die 
ede des Kaiſers in Cuxhaven im Sommer 1901 („Unſere Zukunft liegt 
uf dem Waſſer“), die alldeutſche Broſchüre Profeſſor Halles über „Die 
eutſche Volks⸗ und Seewirtſchaft“ mit ihrer Widmung an Admiral Tirpitz, 
ie berühmten Tabellen des Kaiſers über die Stärke der deutſchen und der 
igliſchen Flotte uſw. Die herrſchenden Cliquen in England wurden all⸗ 
tählich beängſtigt: es ſchien ihnen, als tauche mit Deutſchland ein neuer 
ivale der engliſchen Weltmacht auf, weit gefährlicher als die bisherigen. 
ndererjeit3 wurden auch Englands induſtrielle und handeltreibende Klaſſen 
Holge der fürchterlichen Konkurrenz, die die deutſche Schwerinduſtrie in 
em Kriſenjahr 1900/01 auf dem engliſchen Markte entwickelt hatte, und 
er Durchſetzung des Zolltarifgeſetzes von 1902 noch mehr verſtimmt, was 
ut der Entfaltung der ſchutzzöllneriſchen Agitation durch Chamberlain im 
Rat 1903 energiſch zutage trat. Unter dieſen Umſtänden bedurfte es nur 
mes Anlaſſes, um dem allmählich erſtarkten Empfinden einen politiſchen 
usdruck zu geben. Dieſer Anlaß wurde durch das Bagdadbahn— 
rojekt geſchaffen. Lange Zeit hatte es England unterſtützt als Kampf⸗ 
tttel gegen die ſyriſchen Projekte der Franzoſen und das Vordringen 
mblands über Armenien nach Konſtantinopel einerſeits und den Per— 
ſchen Golf andererſeits. Nachdem aber Englands Verdacht gegen die Ab⸗ 
chten Deutſchlands einmal erweckt worden war, erblickte es in dem Bagdad— 
ahnprojekt eine viel größere und unmittelbare Gefahr, als es von 
ußland oder Frankreich erwartet hatte. Schon 1901 traf England Maß— 
ahmen zur Hemmung des deutſchen Vordringens nach dem Perſiſchen Golf, 
idem es die Landung türkiſcher Truppen in Koweit verhinderte und damit 
me Art Protektorat über dieſen Endpunkt der zukünftigen deutſchen Bahn 
roklamierte. Als aber ſich 1902/03 die deutſchen Unternehmer an Eng- 
ind wandten, damit es an dem Bau der erſten Strecke teilnehme, war 
hon die engliſche „öffentliche Meinung“ genug vorbereitet, um mit einem 
Nein!“ zu antworten. Bei den damaligen Diskuſſionen in der engliſchen 
reſſe und im Parlament wurde es ſchon mit voller Klarheit ausgeführt, 
ie deutſche Bagdadbahn ſei ein Verſuch, nach Indien vorzudringen, und 
ilde ſomit in Verbindung mit dem Ausbau einer ſtarken Flotte einen 
eil der weltpolitiſchen Pläne der deutſchen Regierung. Der gleichzeitige 
Usbruch des deutſch⸗kanadiſchen Zollſtreits mit den Drohungen der Ber- 
eltung gegen das geſamte britiſche Reich ſteigerte die Befürchtungen und 
en Unmut der engliſchen Imperialiſten, und der Riß war vollendet: von 
un * erſchien den herrſchenden Klaſſen Englands Deutſchland als der 
ein 
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Es unterliegt kaum einem Zweifel, daß das Syſtem der diplomat 
Verſtändigungen mit Frankreich, Spanien, Portugal und Italien, zu def 
Ausbau dann England ſich anſchickte, von ihm zuerſt weſentlich als e 
defenſive Maßregel aufgefaßt wurde: Deutſchland, das ohne Bündnis 
zu See noch ſchwach war, ſollte ſich keine Verbündeten ſchaffen, mit derer 
Hilfe es dann ſeine Ziele auch gegen England durchſetzen konnte. Daher 
enthielt keine der Abmachungen, die bis 1907 geſchloſſen wurden, irgend⸗ 
welche Militärklauſeln. Der erſte Zuſammenſtoß aber — wegen Marokk. 
1905 — brachte bereits die logiſche Entwicklung der Dinge mit ſich. Die 
deutſche Diplomatie, obwohl der Tragweite des engliſch⸗ franzöſiſchen $ 
kommens über Marokko bewußt, wartete, bis Frankreich ſeine prakti 
Durchführung unternahm, und ſetzte dann mit ihrer üblichen „Schneid 
keit“ ein. Formell war ſie dazu berechtigt: ein franzöſiſches Protekto 
über Marokko wäre eine Durchbrechung der Beſtimmungen des Madri 
Vertrags, der die Gleichberechtigung aller beteiligten Staaten, und 
ſonders Deutſchlands, des eigentlichen Urhebers des Vertrags, anerkam 
Materiell aber lief die Aktion Deutſchlands auf eine feindſelige Hal. 
tung gegenüber England und Frankreich hinaus. Somit entſtand die 
Frage, ob Deutſchland England und Frankreich zum Verzicht auf die 
- Durchführung des Marokkoabkommens, oder England und Frankreich 
Deutſchland zum Verzicht auf den Madrider Vertrag zwingen würden. Das 
war eine reine Machtfrage, die beide Parteien anſcheinend mit den Waffen 
zu entſcheiden bereit waren. Bei einigen Kreiſen in Frankreich und Eng⸗ 
land beſtand ſogar eine Neigung, die Dinge abſichtlich auf die Spitze zu 
treiben: England hatte nicht nur ſeine „diplomatiſche“, wie in dem Ab⸗ 
kommen vom 8. April 1904 verabredet worden war, ſondern auch eine 
militäriſche Unterſtützung zu Land (100 000 Mann für eine Landung 
in Schleswig⸗Holſtein am rechten Flügel der deutſchen Armee) und zur 
See verſprochen, und Delcaſſé, in Überſchätzung der eigenen franzöſiſchen 
Kräfte, ſah in dem Auftreten Deutſchlands eine Gelegenheit, den alten 
nationalen Streit einmal zum Austrag zu bringen. Jedoch in der Sitzung 
des Miniſterrats vom 6. Juni 1905, wo Delcaſſé zum erſtenmal ſeinen 
Kollegen ſeine Pläne auseinanderſetzte, wurden dieſe vom Kriegsminiſter 
Berteaux mit Hinweis auf den wirklichen Zuſtand der Armee entſchieden 
zurückgewieſen, ihm ſchloß ſich der Premierminiſter Rouvier an, 1 
Delcaſſs mußte gehen — nicht auf Andrängen der deutſchen Regieru 
wie die von ihm ſelbſt lancierte Legende eine lange Zeit lautete, ſond 
infolge der Desavouierung durch ſeine Kollegen. Darauf traten die X 
handlungen in das Kompromißſtadium ein: nachdem Deutſchland, du 
die Tangerrede des Kaiſers gebunden, einen Vorſchlag auf Aufteilung 
Marokkos oder Kompenſation am Kongo abgelehnt hatte, einigte man ſich 
auf Einberufung einer internationalen Konferenz, der im voraus die 
Aufgabe zuerteilt wurde, einerſeits die Unabhängigkeit und Integrität Ma 
rokkos zu beſtätigen, alſo ein franzöſiſches Protektorat zu verbieten, ander 
ſeits die „ſpeziellen“ Rechte Frankreichs und Spaniens anzuerkennen. 
mit war die „Ehre“ der deutſchen Diplomatie gerettet beziehungsweiſe 
ihr Anſpruch auf Teilnahme an einer etwaigen Anderung des Madrider 
Vertrags anerkannt, Frankreichs privilegierte Stellung aber, gemäß dem 
engliſch⸗franzöſiſchen Abkommen von 1904, von Deutſchland (das noch vol 
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ligen Jahren — zu Tattenbachs Zeiten — für ſich ſelbſt eine privilegierte 
ellung in Marokko angeſtrebt hatte) ſanktioniert. 

England kehrte aus Algeciras mit geſteigertem Haſſe gegen Deutſchland 
eück. Die Einberufung einer Konferenz zur Revidierung ſeines Ab- 
nmens mit Frankreich war ſchon an und für ſich eine Demütigung für 
ne Diplomatie geweſen, und ſeine Bereitwilligkeit, die nicht bloß ab— 
hrende, ſondern direkt aggreſſive Politik Delcaſſé's, und zwar mit den 
affen, zu unterſtützen, hatte eine bedeutungsvolle Wendung in ſeiner 
ıffeffung der Entente bekundet. In Algeciras waren auch feine Vertreter, 
r Artur Nicholſon und Sir Donald Mackenzie Wallace, mit dem ruſſiſchen 
14 Caſſini in Verhandlungen getreten, und im nächſten Jahre kam 
| 
| 


zu dem engliſch⸗ruſſiſchen Abkommen. Wie in den früheren Fällen er- 
ıfte ſich auch hier England die Freundſchaft ſeines Erbfeindes durch 
mpenſationen auf dem Kolonialgebiet. Im ſelben Jahre ſchloß England 
3 bereits erwähnte Militärabkommen mit Spanien und Portugal, das 
n Zweck hatte, den Engländern die Aufgabe der überwachung des Mittel- 
seres zu erleichtern und ihnen die Konzentration ihrer Hauptkräfte in 
r Nordſee zu geſtatten. Im Parlament und in der Preſſe wurde die alte 
yeorie vom europäiſchen Gleichgewicht wieder aufgeſtellt, wonach es das 
tende Prinzip der engliſchen Politik ſein müſſe, die „Hegemonie“ einer 
zelnen Macht auf dem Feſtland nicht aufkommen zu laſſen. Anfangs 
08 — beſonders nach der Zuſammenkunft in Reval — galt es ſchon in 
ten politiſchen Kreiſen Englands als 1 daß ein Krieg mit Deutſch— 
In unvermeidlich Set. 


III. 

| n iſt bis heute ein Krieg mit Deutſchland nicht ausgebrochen? 
lag offenbar im Intereſſe Englands, wenn ein Krieg mit Deutſchland 
mal „unvermeidlich“ war, ihn ſo ſchnell wie möglich herbeizuführen, ſo— 
nge die Freundſchaft mit Frankreich, Rußland und den pyrenäiſchen 
ächten noch warm und andererſeits die deutſche Flotte noch nicht fertig 
ar. Andererſeits fehlte es auch nicht in den ſeit der Zuſammenkunft in 
al verfloſſenen Jahren an Anläſſen zu einem Konflikt. Es war natürlich 
n vornherein ausgeſchloſſen, daß ſich die neue deutſchfeindliche Koalition 
fach zur Verteidigung der engliſchen Weltmacht gegen die deutſche Ge— 
hr mobiliſieren laſſe: das war nur dann zu erreichen, wenn Konflikte 
hiſchen den feſtländiſchen Mächten ausbrachen, die zu dieſem Zwecke aus- 
nutzt werden konnten. Das tat England auch mit dem beſten Geſchick. 
ie erſte Gelegenheit dazu gab ihm die Annexion Bosniens und der Herze— 
wina im Oktober 1908. Obwohl es gerade, wie bereits erwähnt, England 
weſen war, das auf dem Berliner Kongreß die öſterreichiſche Okkupation 
r beiden Provinzen angeregt hatte, und obwohl es ſeitdem dieſe als nur 
rſchleierten Beſitz Oſterreichs betrachtete, trat es jetzt als Anwalt der 
ürkei, des Slawentums und des „öffentlichen Rechtes“ Europas auf 
id forderte ein formelles Gericht über das Vorgehen Ahrenthals. Der 
iße Streit, der ſich dann zwiſchen England und Rußland (auch einem 
eſchützer des Slawentums, der noch 1876 in Reichſtadt Bosnien und die 
erzegowina an Oſterreich abgetreten und im Juli 1908 deren Annexion 
s Preis für die Offnung der Dardanellen ſelbſt angeboten hatte!) einer- 


ſeits und Oſterreichs andererſeits entſpann, wird noch im n allgem ine 
dächtnis ſein. N 
Einen anderen Anlaß eines Konfliktes gab der dei Zwiſe 
mit den Deſerteuren der Fremdenlegion in Caſablanca. So ernſt wi 
der engliſchen Diplomatie der lächerliche Preſſezank zwiſchen Frankr 
Deutſchland genommen, daß die engliſche Regierung ſich veranl 
ihrem franzöſiſchen Freunde 150 000 Mann für eine Landung in 
anzubieten. Der Zank endete aber wie das Hornberger Schießen, u 
im Februar 1909 wurde das bekannte deutſch⸗franzöſiſche Abkomm 
Marokko geſchloſſen. 
Warum kam es in beiden Fällen nicht zu einem Kriege? Ein 
halb, weil Frankreich einen Krieg nicht wollte. Für Frankreich 
ganze Entente mit England als ein Mittel zur Förderung der 
Kolonialpolitik und als Verſicherungsprämie gegen einen Angriff 
Deutſchlands, keineswegs aber als Verpflichtung, England ſeinerſei 
einem Streite mit Deutſchland durch einen Krieg zu unterſtützen. 
iſt ſich Frankreich ſeiner militäriſchen Schwäche bewußt, und es 
daß es im Falle eines Krieges mit Deutſchland die Zeche zu bezahl 
während England den ganzen Nutzen ziehen würde. Daher iſt es 
Abſchluß des Abkommens von 1904 auf eine militäriſche Konventi 
eingegangen: eine ſolche Konvention hätte die engliſche Hilfe im 
nicht ſicherer gemacht, als ſie in der Tat war, während ſie das 
Frankreichs gänzlich in die Hände der engliſchen Diplomatie 
hätte. Andererſeits ſind franzöſiſche Kapitalien in allen Ländern d 
landes und im nahen Oſten in großen Mengen angelegt, und ei 
hätte die größte Verwirrung nicht nur in die Geſchäfte der leitend 
finanz, ſondern Not, Empörung und Revolution in die Heimſtä 
weiteſten Schichten des ſparenden Kleinbürgertums gebracht. In 
wird die geſamte auswärtige Politik Frankreichs immer mehr po: 
ziellen Erwägungen — hier Befürchtungen, dort Vordringen und a 
8 profitable Zuſammenarbeit — diktiert und ſomit in bezug auf die 
länder immer friedensliebender geſtaltet. So kam es dazu, daß, 
ſich die engliſche Diplomatie immer kriegsluſtiger benahm, die fra 
immer kräftiger bremſte. Die von den Franzoſen ſelbſt lancierte, ab 
von der engliſchen und deutſchen Diplomatie aus entgegengeſetzten Gr 
aufgenommene Legende will ſagen, der Streit über die bosniſche Am 
ſei (kim März 1909) deshalb abgebrochen worden, weil Rußland ve 
Drohung des deutſchen Kaiſers zurückwich. In der Tat aber hatte 1 
bereits drei Monate vorher, zu Weihnachten 1908, erklärt, es w 
Annexion nicht als einen casus belli betrachten; und wer die Han 
der franzöſiſchen Diplomatie und die Ausführungen der franzöſiſche 
zu jener Zeit aufmerkſam verfolgt hat, kann gar nicht verkennen, au 
Drängen ſich Rußland zu dieſer friedlichen Stellung entſchloſſen hat. 
Oſterreich wie noch mehr in Rußland ſind gewaltige franzöſiſche 
talien angelegt, und ein Krieg zwiſchen den beiden — von der Teil! 
Deutſchlands und Englands ganz abgeſehen — lag nicht im entf 
im Intereſſe Frankreichs. Aber auch auf England hat die franz 
Diplomatie einen verſöhnenden Einfluß ausgeübt, jo daß man mar 
gar nicht wußte, ob die franzöſiſche Freundſchaft mehr für Oſterre 
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ür England gelte. Was dann die Caſablanca⸗Affäre betraf, fo genügt es, 
u konſtatieren, daß es eben die engliſche Intervention war, die die beiden 
treitenden Parteien — und Frankreich nicht minder als Deutſchland — 
ewog, nicht bloß den Konflikt ſofort aus der Welt zu ſchaffen, ſondern ſich 
n bezug auf Marokko überhaupt auszuſöhnen. Die finanzielle Zuſammen⸗ 
rbeit zwiſchen den beiden „Ländern“ war ſchon damals nicht nur in Ma⸗ 
okko, ſondern auch im nahen Oſten bedeutend, und es lag gar nicht im 
zntereſſe der herrſchenden Cliquen Frankreichs, ſich das Geſchäft um der 
Hönen Augen Englands willen zu verderben. 

Die Gegenſätzlichkeit der Tendenzen der engliſchen und franzöſiſchen 
zolitik trat beſonders ſchroff bei dem jüngſten Marokkokonflikt zutage. 
is iſt hier nicht der Platz, ihn ausführlich zu behandeln, um jo mehr, da 
och manche Einzelheiten hier der Aufklärung bedürfen.“ So viel ſteht aber 
eſt, daß der Konflikt nahe daran war, zu einem Kriege zu führen, und daß 
abei England Deutſchland gegenüber energiſcher auftrat als Frankreich. 
In dieſem wie in den zwei vorhergegangenen Fällen durchkreuzte Frank⸗ 
90 die Politik der engliſchen Regierung. Die imperialiſtiſchen Cliquen 
onnten ihre Enttäuſchung über die Erhaltung des Friedens gar nicht ver⸗ 
ergen, und dadurch wurde es der anderen Strömung, die ſich langſam in 
er öffentlichen Meinung der übrigen Schichten des engliſchen Bürgertums 
ngeſammelt hatte, ermöglicht — ähnlich wie vor acht Jahren der imperia⸗ 
ſtiſchen —, zum Durchbruch zu gelangen. 

Wir haben geſehen, daß die Entente mit Frankreich in den breiten 
Schichten der englischen Bourgeoiſie populär war, und daß ſelbſt die in ihr 
athaltene Spitze gegen Deutſchland bei ihnen auf keinen Widerſtand ſtieß. 
gie weitere Entwicklung der engliſch⸗deutſchen Gegenſätze aber brachte ihnen 
nmer größere Enttäuſchungen. Einerſeits brachten fie geſteigerte Aus⸗ 
aben für Rüſtungen mit ſich. Das bildet für die engliſche Bourgeoiſie, 
eſonders für das Kleinbürgertum, das ſich immer mehr unter die libe⸗ 
de Fahne ſchart, einen empfindlichen Punkt. Patriotiſch iſt fie nicht 
inder als die Bourgeoiſien der anderen Länder, aber Vermehrung der 
üſtungen bedeutet eine Vermehrung der Steuern, und Vermehrung der 
steuern untergräbt die Grundlagen des Freihandels, von dem das Klein⸗ 
ürgertum lebt. Die Popularität des Lloyd Georgeſchen Budgets von 1909 
t eben darauf zurückzuführen, daß es, obwohl die indirekten Steuern tat- 
ſchlich um mehr als 160 Millionen Mark vermehrt wurden, die Beſteue⸗ 
ung des Landbeſitzes und hoher Einkommen als neue Einnahmequellen 
Ausſicht ſtellte. Gerade aber der Kampf um dies Budget hat bewieſen, 
iB dieſe Ausſicht nicht viel Möglichkeit hat, verwirklicht zu werden: die 
kroßbourgeoiſie lehnte ſich gegen ſie auf und ſtrömte maſſenweiſe aus der 
beralen in die konſervativ⸗protektioniſtiſche Partei, dadurch erſt recht die 
ache des Freihandels gefährdend. So erklärt ſich, warum ſchon Sir Henry 
ampbell⸗ Bannerman die Notwendigkeit der Beſchränkung der Rüſtungen 
oklamiert hatte, und die weitere Entwicklung der engliſch⸗deutſchen Gegen⸗ 
tze, die nicht nur keine Beſchränkung, ſondern geradezu die Steigerung 
er Rüſtungsausgaben förderte, bei den nicht direkt an finanziell⸗kolonialen 
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* 58 a Ich behalte mir bor, in anderem Zuſammenhang auf dieſe Frage e ein⸗ 
gehen. 
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Geſchäften beteiligten Schichten des engliſchen Bürgertums mit zunehm 
dem Unwillen betrachtet wurde. Dazu mußte gewiſſermaßen auch der 
ſtand beitragen, daß nach der ſchweren Kriſe des Anfanges des jetzi 
Jahrhunderts — einer Kriſe, die durch den Burenkrieg verſchärft war — 
die wirtſchaftliche Konjunktur in England ſich allmählich gebeſſert hat, daß 
fie ſelbſt durch die Kriſe von 1907/08 viel weniger beeinträchtigt wurde, als 
anderswo der Fall war, und daß infolge dieſer beſſeren Geſchäftslage die 
Eiferſucht gegen Deutſchland in den letzten Jahren merklich abgenommen hat. 
Das iſt ein Faktor, der zu der Unpopularität der deutſchfeindlichen 
Politik der Regierung in vielen Kreiſen des Bürgertums beigetragen 12 
Ein anderer liegt direkt auf dem Gebiet der auswärtigen Politik, w 
die Regierung und die ſie unterſtützenden imperialiſtiſchen Cliquen d 8 
Land nach vielen Richtungen hin ſchwer kompromittiert haben. Zuerſt kam 
die ruſſiſche Freundſchaft — eine höchſt unwillkommene Errungenſchaft der 
engliſch⸗franzöſiſchen Diplomatie, und zwar nicht nur, weil der ruſſiſe he 
Deſpotismus an und für ſich dem engliſchen Volke in allen ſeinen Schichten 
äußerſt antipathiſch iſt, ſondern auch deshalb, weil ſie auf Koſten Perſiens, 
des alten Pufferſtaats Indiens, wo außerdem der engliſche Handel be⸗ 
deutende Intereſſen beſitzt, erkauft war. Wenn — ſo ſagte ſich das 
blikum —, wenn das deutſche Vordringen in Kleinaſien und Meſopota 
dadurch eine nationale Gefahr geworden iſt, weil es die engliſche Kolonial⸗ 
und Handelsſtellung in Indien, Vorder- und Mittelaſien bedroht, was ſoll 
es für einen Sinn haben, jetzt Rußland, die ſkrupelloſeſte aller Mächte der 
Welt, direkt in Perſien eindringen zu laſſen und es dicht an die Grenze 
Indiens zu ſetzen? Das hieße doch den Teufel durch zwei Beelzebubs ver⸗ 
treiben! Obendrein aber wurde die ruſſiſche Freundſchaft zu einer Q elle 
der ſchlimmſten Verwicklungen auf der Balkanhalbinſel. Als die türkiſche 
Revolution ausgebrochen war, wurde England die populärſte Macht in 
Konſtantinopel. Aber ſchon während des Zankes mit Öfterreich verlor Eng 
land durch feine verhetzende und ruſſenfreundliche Diplomatie einen be 
deutenden Teil ſeiner Popularität, und als dann ſeine Agenten begannen 
um den jetzt wieder zunehmenden deutſchen Einfluß zu brechen, die DR ter 
revolutionäre Bewegung zu ſchüren und ihren alten Protegés Kiamil Paſche 
gegen die Jungtürken auszuſpielen, ging die engliſche Popularität gänzl 
in die Brüche. Für die engliſche Bourgeoiſie war es ein empfindlicher de 
luſt an Handel3- und Baukonzeſſionen und verſchiedenen Lieferungen. Dil 
Verfeindung zwiſchen den beiden Mächten nahm im Herbſt 1909 noch meh 
zu, als England ſich abermals weigerte, mit Deutſchland an dem Bau de 
für die Türkei ſo wichtigen Bagdadbahn mitzuarbeiten, und erſt recht ein 
Jahr ſpäter, als England und Frankreich ſich auf Anregung Rußlands 
das durch den Erwerb von zwei alten deutſchen Schiffen für die türkif ch 
Flotte verſtimmt war, weigerten, der Türkei eine Anleihe zu gewähren, wen! 
ihnen nicht eine Kontrolle über die türkiſchen Finanzen — beſonders 
die Ausgaben — eingeräumt werde. Bei dem in der erſten Hälfte 1911 
Montenegro beziehungsweiſe Rußland geſchürten Aufſtand der Alba 
ſtellte ſich die engliſche Regierung offen auf die Seite der Aufſtändif 
und hätte nicht Oſterreich mit ſeinem Eingreifen die ruſſiſche Diplor 
übertrumpft und zum Rückzug gezwungen, wäre es zu einer von Ene 
geleiteten Intervention gekommen. 1 
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Dieſe verkehrte Politik des engliſchen Auswärtigen Amtes — eine Po⸗ 
k, die die Stellung Englands in Konſtantinopel vollſtändig erſchütterte 
d einzig und allein von Feindſchaft gegen Deutſchland und Freundſchaft 

Rußland diktiert wurde, alſo den eigenen Intereſſen Englands gar 
ht diente — enttäuſchte die weiteſten Schichten der engliſchen Bour- 
iſie um ſo mehr, als es ſich frühzeitig herausſtellte, daß ſie nicht einmal 

eigentliches Ziel erreichen kann: der Bau der Bagdadbahn wurde von 
en deutſchen Unternehmern und ohne engliſche Hilfe — noch mehr, ge— 
jezu mit der Unterſtützung durch franzöſiſche Kapitalien fortgeſetzt; der 
irkei gelang es, die von Frankreich und England zurückgewieſene An- 
he in Deutſchland und Oſterreich unterzubringen; und als Krönung der 
ißerfolge ſchloſſen Rußland und Deutſchland im November 1910 ein Ab— 

nmen, wodurch ſich das erſtere verpflichtete, an keinen deutſchfeindlichen 
mbinationen teilzunehmen, den Bau der Bagdadbahn nicht mehr zu ob— 
nieren, wofür es Perſien ausgeliefert bekam! Den früheren Wunden, 
den wichtigſten Intereſſen der Handelsbourgeoiſie von der offiziellen 
plomatie geſchlagen worden waren, fügte ſich jetzt eine politiſche Schmach 
negleichen hinzu! 

Dieſe Stimmung war es, die in den letzten Monaten die Oberhand ge- 
nnen hat, nachdem auch die imperialiſtiſchen Kreiſe bei dem jüngſten 
iſammenſtoß wegen Marokkos zum dritten Male von Frankreich ent⸗ 
ht worden waren. Bereits eine Woche nach dem kritiſchen Tage des 

„Juli konnte man wie in der Erklärung Asquiths im Unterhaus, ſo in 
a darauffolgenden Ausführungen des Hauptorgans des diplomatischen 
harfmachertums, der „Times“, einen merklichen Umſchwung entdecken. 
zitdem wurden die liberalen Preßorgane in ihrer Bekämpfung der deutſch⸗ 
ndlichen Politik von Tag zu Tag energiſcher, während die imperialiſti⸗ 
en Blätter immer mehr zurückwichen, um dann nebſt einer ganzen Reihe 
n Miniſtern, wie Me Kenna, Churchill, Haldane und Herbert Samuel 
| der letztere in einer merkwürdigen Bankettrede in Paris — jede Ver— 
ichtigung einer deutſchfeindlichen Geſinnung von ſich mit Energie und 
ſaphaſe zurückweiſen. Der Abſchluß der Berliner Verhandlungen und die 
dei die offizielle Politik gegenüber den Enthüllungen in der 
Udgetkommiſſion des Reichstags zu verteidigen, verſchärften wieder ein 
nig den Ton der Leibblätter des engliſchen Auswärtigen Amtes; um jo 
denſchaftlicher aber brachen die übrigen Zeitungen in eine Revolte gegen 
Greyſche Diplomatie aus. 

Die engliſche auswärtige Politik macht zur Zeit des Schreibens dieſer 
zilen wieder eine tiefe Kriſe durch. Der radikale Umſchwung in der 
gentlichen Meinung ſelbſt in den offiziöſen Kreiſen iſt gar nicht zu ver⸗ 
Einen, und obwohl noch immer Sir Edward Grey an der Spitze des Aus⸗ 
rtigen Amtes ſteht, muß ſeine Politik als ein vollſtändiges Wrack be- 
tichtet werden. Seine Unterſtützung der jüngſten Phaſe der ruſſiſchen 
Nitik i in Perſien wird wohl auch ſeine letzte Leiſtung in dem Rahmen der 

Eiherigen Diplomatie ſein, denn weiter als dieſe Vergewaltigung der 
Itereſſen und der Gefühle des engliſchen Bürgertums kann ſelbſt die 
ſrkſte Regierung in England nicht gehen. Ob Grey bleibt oder aus⸗ 
1 5 jedenfalls iſt zunächſt eine weitgehende Entſpannung in den engliſch— 

uten Beziehungen zu erwarten, das Bündnis mit Rußland wird ge— 
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lockert und die Entente mit Frankreich eingeſchränkt werden. Engla 
ſich allmählich mit der wirtſchaftlichen Konkurrenz Deutſchlands abgef 
es ſcheint nicht ausgeſchloſſen, daß es ſich jetzt mit Deutſchland als See⸗ m 


Kolonialmacht abzufinden beginnt. | 


| | Die Eifelbauern. A 

Zur beſchichte des niederganges des landwirtſchaftlichen Kleinbetrie 
Von Ernſt Kndroe. 3 

5. Kleinbetrieb und Großbetrieb. 


So ſieht es im klaſſiſchen Gebiet des deutſchen kleinbäuerlichen? 
aus. Es iſt gerade kein verlockendes Bild, das ſich hier unſerem Au 
bietet. Am allerwenigſten ſollte es uns veranlaſſen, die kleinbäuerlich 
duktionsweiſe als Betriebsform der Zukunft zu erſtreben. Um ſo wer 
als heute ſchon der rheiniſche Kleinbetrieb im unaufhaltſamen Nieder 
begriffen iſt. Eine untergehende Produktionsform kann nie das Zuku 
ideal der Sozialdemokratie ſein. ES | — 

Die geſellſchaftliche Entwicklung zeitigt tatſächlich im Rheinland ein 
enorme Verdrängung des bäuerlichen Kleinbetriebs durch die Großen un 
Größten. Andererſeits aber zeigt ſich der Rückgang darin, daß die In 
der kleinbäuerlichen Betriebe in immer ſteigendem Maße zum Nebener 
gezwungen werden. Und gerade dieſer letzte Umſtand iſt von große 
deutung für die Beurteilung der Frage, ob der bäuerliche Kleinbetrie 
aufwärts entwickelt oder ob er ſich im Niedergang befindet. Die E 
lung vollzieht ſich in der Landwirtſchaft nicht in der Weiſe, daß der $ 
betrieb gewiſſermaßen unmittelbar vom Großbetrieb aufgeſaugt 
ſondern fie iſt mehr eine mittelbare. Bevor der kleine Bauer das 
räumt, ſucht er ſich mit Zähnen und Klauen zu behaupten. Die Eröf 
eines Nebenbetriebs iſt ſein Rettungsanker. Und wo böte ſich beſſe 
Gelegenheit zu allerhand Nebenerwerb als gerade in der Landwirtſe 
Dieſe Möglichkeit nutzt der Bauer mit aller ihm zu Gebote ſtehenden 
finiertheit aus. Und wo die Eröffnung eines ſelbſtändigen gewerbliche 
Nebenbetriebs unmöglich iſt, da ſuchen die ruinierten Kleinbauern als . 
beiter in nahegelegenen Induſtrien unterzukommen oder ſie verdinge 
als Taglöhner auf den größeren Gütern ihrer Heimat. Die Folge iſt zwa 
daß der Bauer ſein Beſitztum hält, aber er hört immer mehr auf, nu 

Landwirt zu ſein. Im weiteren Verlauf der Entwicklung wird di 0 
wirtſchaft vom Hauptberuf zum Nebenberuf. Will man daher ein untri 


der Tabelle S. 597 Dargeſtellte. ; 

Dieſe Aufſtellung iſt außerordentlich intereſſant. Sie bietet zunäch 
wenig klares Bild. Der Abnahme der kleinbäuerlichen Betriebe von 
5 Hektar Größe ſteht eine Zunahme der Betriebe von 5 bis 20 3 
gegenüber. Die Betriebe von 20 bis 100 Hektar Größe weiſen dagege 
Rückgang auf, während der Großbetrieb über 100 Hektar wieder en 
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Für die ganze 
Provinz ergab 


ſich zwiſchen 
1882 und 1907 


ein Plus (+) 
oder Minus (—) 


F Betriebe von 


As 170 
1 bis 2 Hektar 1895 9893 7400 4744 6195 5129 5537 17% 


1907 8507 6472 3933 4841 4248 


1882 19812 16507 9179 11041 8855 
1895 19651 17242 9265 9999 8590 — 3056-4, 7 % 
1907 19839 17627 8837 8709| 78326 


ebe bon 1882 12488 15269 9511 8928 12294 
5 bis 20 Hektar | 1895 || 14248 | 16165 | 10062 | 9338| 12561 | +3278—5,6 % 
: 1907 || 14006 16610 9866 8845 12441 


Betriebe von [1882 451 1219| 1045| 1138| 3689 
9 bis 100 Hektar 1895 420 1208 1115 1221 3703 — 4426 % 
* 1907 420 1101 1025 1154| 3350 


| 1882 | 9849| 7544| 4538| 6541| 5056 


Betriebe von 
2 bis 5 Hektar 


eerriebe 1882 10 30 41 89 6 
über 100 Hektar | 1895 15 27 44 108 67 76428 % 
= 1907 1550 188 72 


Fi. 
nommen hat. Innerhalb der Betriebsgruppe von 2 bis 5 Hektar ergibt 
h außerdem die überraſchende Erſcheinung, daß dieſe Betriebe in den Re⸗ 
erungsbezirken Koblenz und Trier ſogar an Zahl geſtiegen ſind. Indeſſen 
ird die Sache ſofort klar bei folgender Erwägung: 

In den beiden letztgenannten Regierungsbezirken herrſcht, wie bereits 
geführt wurde, noch die Realerbteilung. Größere Güter werden 
her im Laufe der Zeit zerſtückelt, und wo ein beſtimmtes Stück Land 
üher von einem Beſitzer bewirtſchaftet wurde, iſt es durch Erbteilung 
mehrere kleine Güter zerſchlagen worden. So wird es begreiflich, 
55 die Güter von 20 bis 100 Hektar ſich erheblich vermindert haben, 
e Zahl der Betriebe von 2 bis 20 Hektar aber eine Zunahme aufzu— 
Ian hat. Daß diefe Zunahme des kleinen Beſitzes aber keine große Be⸗ 
utung hat, geht daraus hervor, daß die Zahl der Betriebe von 5 bis 
1 Hektar in allen Bezirken ſeit 1895 entweder nur noch ſehr wenig ge⸗ 
uchſen oder gar wieder zurückgegangen iſt. 

Der Rückgang der kleinen landwirtſchaftlichen Hauptbetriebe von 1 bis 
Hektar Größe in allen Regierungsbezirken iſt trotz der fortwährenden 
(Ha fung von neuen Stellen durch die Teilung größerer Güter ſo ſtark 
1d fo dunzweideutig, daß darüber keine weiteren Ausführungen zu machen 
d. In dieſer Gruppe hat zudem die Erbteilung nur noch geringe Be— 
lutung, weil bei noch größerer Zerſplitterung des Bodens Landwirtſchaft 
0 Hauptberuf überhaupt nicht mehr lohnend fein würde. Die Erbberech— 
ſten dieſer Gruppe gehen daher entweder völlig zur Induſtrie über, oder 
der die Bearbeitung ihres Grundbeſitzes geſtaltet ſich immer mehr zur 
Abenbeſchäftigung. 

Der Großbetrieb aber macht die umgekehrte Entwicklung. Im Re⸗ 
(rungsbezirk Köln, wo der Rückgang der kleinen Güter am größten iſt, 
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hat der n koloſſal zugenommen um 


jo auffallend gewachſen iſt, hat er einen Rückgang Be In d 59 101 
nur an Zahl, nicht an wirtſchaftlicher Kraft, denn 
100 Hektar der geſamten Anbaufläche entfielen auf die Großbetrieb 
über 100 Hektar im Jahre 1882 1,86 Hektar, im Jahre 1895 32 on 
im Jahre 1907 1,9 Hektar. „ 

Im allgemeinen ergibt ſich aus der Betrachtung der ange Za len 
daß in dem wirtſchaftlich fortgeſchrittenſten Teile der Rheinprovin 
den Regierungsbezirken Köln, Düſſeldorf und Aachen, die Zahl 
kleinen und mittleren Hauptbetriebe ſich erheb 
verringert hat reſpektive erſt ſeit den letzten fünfzehn Jahren f | 
rückläufiger Bewegung befindet, die Zahl der großen B etrieb N 
aber bedeutend geſtiegen iſt. In den beiden ökonomiſch zurüc N 
gebliebenſten Regierungsbezirken der Rheinprovinz, Koblenz und Trier 
ſehen wir zunächſt noch eine Zunahme der Klein- und Mittelbetriebe vol 
2 bis 20 Hektar, eine Erſcheinung, die ſich faſt ausnahmslos als eine Folg 
der hier beſtehenden Realerbteilung erklärt. Es wäre aber ein großer Str 
tum, daraus auf eine Kräftigung der klein⸗ und mittelbäuerlichen Betrieb 
ſchließen zu wollen. In demſelben Maße, wie hier die wirtſchaftliche Ent 
wicklung fortſchreitet — und die Induſtrialiſierung der Eifel wird in den 
jüngſten Jahren mit allen Kräften gefördert —, werden ſich dieſelben Er 
ſcheinungen zeigen wie in dem nördlichen, induftriell entwickelteren zei 
der Provinz. 5 

Ich muß es mir verſagen, hier alles das anzuführen, was in den letzte 
Jahrzehnten von der Regierung, von der Provinz und einzelnen Kr eiſe 
ſowie von den großen bäuerlichen Berufsverbänden zur Hebung de 
rheiniſchen Landwirtſchaft getan worden iſt. Die Berichte der Landw 
ſchaftskammer für die Rheinprovinz und andere Publikationen enthal ; 
darüber ein äußerst intereffantes Material, das zu verwenden ſich wohl vel 
lohnen würde, beſonders im Hinblick auf die Zugeknöpftheit derſelben R 
gierung und Verwaltung gegenüber den Arbeiterforderungen. Nur 
Maßnahme ſei hier näher beſprochen, weil ſie am tiefſten in die Eigen 
verhältniſſe eingreift und ihre allgemeine Durchführung die Auflöſung d 
tauſendjährigen Agrarverfaſſung beſchleunigt: es iſt das Verfahren bi 
treffend die Zuſammenlegung der Grundſtücke. Dieſes Ve 
fahren! wurde im Jahre 1885 auch auf die Rheinprovinz übertragen, u ul 
die üblen Folgen der Realerbteilung wenigſtens einigermaßen auszi 
gleichen. Hiernach kann die Zuſammenlegung der einzelnen Parzellen 7 
größeren Stücken erfolgen, wenn die Antragſteller mehr als die Hälfte a 
Grund und Bodens beſitzen und mehr als die Hälfte des Grundſteuertei 
ertrags zahlen. Unter Umſtänden genügt alſo ein einziger Antragſteller zu 
rechtsgültigen Durchführung der Zuſammenlegung. Die Stimmung der U 
lichen Bevölkerung der Konſolidierung der Grundſtücke gegenüber iſt ſeh 
ſchieden. Die Beſitzer der Zwergbetriebe ſind meiſtens dagegen, ab 


In den alten preußiſchen Provinzen wird das Gemeinheitsteilungsverfoht 8 
eres ſeit etwa 200 Jahren gehandhabt. ee 
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oberen Eigentümer befürworten lebhaft die Zuſammenlegung. Die 
Freunde führen in der Hauptſache an, daß im Intereſſe der Wirtſchaftlich⸗ 
keit des Betriebs die Ausgleichung der Parzellen unbedingt geboten ſei. 
Daneben begründen ſie ihr Verlangen noch mit dem Hinweis auf eine 
ganze Anzahl rechtlicher und moraliſcher Vorteile, die nach ihrer Behaup⸗ 
tung die Zuſammenlegung haben ſoll. Die Gegner dieſer Maßnahme da- 
gegen befürchten, meiſtens allerdings unbegründeterweiſe, die hohen Koſten 
der Regulierung. Dann fühlen ſie ſich geſchädigt, weil ſie annehmen, ſie 
würden gegenüber den größeren Beſitzern bei der Neuverteilung des Landes 
durch Zuweiſung ſchlechterer Grundſtücke uſw. benachteiligt. Hauptſächlich 
ſcheint aber für ihre Gegnerſchaft die ganz richtige Erwägung maßgebend 
zu ſein, daß das Zuſammenlegungsverfahren den Auflöſungsprozeß be⸗ 
ſchleunigt, dem ſie als Kleinbeſitzer in der heutigen Warenwirtſchaft aus⸗ 
geſetzt ſind. Sie überlegen: die Zuſammenlegung, ſo unleugbare Vorteile 
fe auf der einen Seite hat, nimmt durch die Schaffung großer Landſtücke 
dem kleinen Manne die Möglichkeit zum Grunderwerb. Genügten früher 
bielleicht einige hundert Mark, um den Beſitz eines Kleinbauern durch den 
Erwerb einiger Nachbarparzellen zu vergrößern, ſo fehlen jetzt zum Kaufe 
größerer Stücke die nötigen Mittel. Mit der zunehmenden Größe der ein— 
zelnen Grundſtücke würden bei Verkäufen ganze Schichten von Erwerbs— 
luſtigen ausgeſchloſſen, weil die Preiſe für ſie unerſchwinglich ſeien. So 
könne kein kleiner Mann mehr nach und nach emporkommen, und es werde 
auch auf dem Lande ſchließlich nur reiche Grundbeſitzer und 
Beſitzloſe geben. Die letzteren zögen dann in die Stadt, wo ſie immer 
noch größere Erwerbsausſichten hätten, und auf dem Lande entſtehe dann 
eine Leutenot in dem Maße, wie ſie in den öſtlichen Provinzen ſchon lange 
herrſche: den Erfolg von dieſer „Zerſtörung des pietätvollen Hanges zur 
Scholle“ habe der Umſturz. 

Die Richtigkeit dieſer Einwände kann nicht ohne weiteres von der Hand 
gewieſen werden, aber auch hier iſt die ökonomiſche Entwicklung ſtärker als 
die Hoffnungen und Wünſche der ihre Proletariſierung vor Augen ſehenden 
Kleinbauern. Es liegt etwas Tragiſches in dieſem ausſichtsloſen Kampfe 
der Kleinen um ihre Exiſtenz: ſie ſehen klar, daß ſelbſt diejenigen Maß⸗ 
nahmen, die ihnen zunächſt unzweifelhaft zum Vorteil dienen, ihnen in Der 
weſteren Entwicklung zum Verderben gereichen. 


6. Das Agrarprogramm der Sozialdemokratie. 


Welche Folgerungen ergeben ſich nun für die Sozialdemokratie aus der 
oben dargeſtellten Lage der rheiniſchen Landwirtſchaft im allgemeinen und 
der kleinen Eifelbauern im beſonderen? Es mag vermeſſen erſcheinen, aus 
der Unterſuchung und kritiſchen Würdigung der Lage der bäuerlichen Be— 
n eines eng begrenzten Bezirkes Schlüſſe zu ziehen für die Stel⸗ 
lungnahme der Sozialdemokratie zur Landwirtſchaft überhaupt. Indes 
Ant es nach meiner Anſicht nicht ſo ſehr darauf an, ſich an beſtimmte 
geographiſche Landesgrenzen zu halten, ſondern es iſt bei derartigen Unter⸗ 
ſuchungen mehr Gewicht zu legen auf die Erforſchung eines von der ökono— 
niſchen Entwicklung verhältnismäßig am ſtärkſten beeinflußten Wirtſchafts⸗ 
gebiets. Und da muß das induſtriell hochentwickelte Rheinland, auf deſſen 
zkonomiſche Struktur im Norden und Nordoſten die rheiniſch-weſtfäliſche, 
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im Oſten die bergiſche und im Süden und Südweſten die lothring 
luxemburgiſche Induſtrie einen beſtimmenden Einfluß ausgeübt ha 
von deſſen Bevölkerung heute nur noch 16,6 Prozent I: 
wirtfhaftlihtätig find, als ein Landesteil gelten, der für d 
urteilung der Entwicklung der Landwirtſchaft von maßgebender B 
tung iſt. Wie die Verhältniſſe in ökonomiſch fortgeſchrittenen Ländern d 
Grundzug der Entwicklung in wirtſchaftlich zurückgebliebenen Ländern 
aufzeigen, wird auch der Umwälzungsprozeß von der Agrar- zur Induf 
wirtſchaft im Rheinland ein Wegweiſer ſein für die Beurteilung der En 
wicklungstendenzen in den Gebieten, wo heute noch anſcheinend alle öfon: 
miſche Erkenntnis zuſchanden zu werden droht. | a 
Selbſtverſtändlich iſt es nicht meine Aufgabe, an dieſer Stelle detai 
Vorſchläge zur Aufſtellung eines Agrarprogramms zu machen; es ka 
vielmehr nur darum handeln, aus der oben geſchilderten Lage der 
wirtſchaft eines beſtimmten, der ökonomiſchen Entwicklung am nachhaltigſten 
ausgeſetzten Wirtſchaftsgebiets die Grundſätze darzulegen, die bei der AI 
rung unſerer Stellung zur Agrarfrage zu beachten ſind. Und das kann in 
dieſem Falle mit um ſo größerem Rechte geſchehen, als ja gerade 
Rheinland der bäuerliche Kleinbetrieb vorherrſ chend iſt. Auch Friedr. 
Engels war der Meinung, daß wenn wir uns über unſere Stellun 
Kleinbauern klar ſind, wir auch alle Anhaltspunkte zur Beſtimmung u 
Haltung gegenüber den anderen Beſtandteilen des Landvolkes habe 
Es zeigte ſich, daß der Eifelbauer meiſt eine völlig proletariſche E 
führt. Sein Daſein iſt nichts anderes als eine ununterbrochene Ket 
Not und Entſagung. Nur inſofern unterſcheidet er ſich vom Indu 
arbeiter, als er noch Eigentümer feiner Produktionsmittel einjchließli 
des Grund und Bodens iſt. Aber er iſt es nur formell und im juriſtiſch 
Sinne; wirklicher Eigentümer ſeiner Produktionsmittel iſt der Ge 
verleiher, der kapitaliſtiſche Gläubiger. Der kleine B 
mag arbeiten ſo viel er will — er ſchafft Mehrwert für den Kapit 
Und ſoviel auch geſchehen mag, ihn wirtſchaftlich in ſeiner Exiſt 
feſtigen, es wird ihm ebenſowenig helfen, wie die Mittelſtandspolit 
kleinen Handwerker genützt hat. Das Rad der kapitaliſtiſchen Entwick 
läßt ſich eben nicht aufhalten. Wenn die direkten öffentlichen Hilfeleiſtu 
des Staates überhaupt Erfolg hätten, jo müßten fie ihn gewiß beim € 
bauern haben, denn in wenigen Gebieten ſind ſolch bedeutende Mitt 
Staat und Provinz zur Hebung des kleinbäuerlichen Grundbeſitzes aufe 
wendet worden, wie gerade in der Eifel. Stehen doch allein aus dem We 
fonds jährlich 780 000 Mark (bis 1910 waren es gar 840 000 Mark) 
landeskulturell zurückgebliebenen Teile der Rheinprovinz, alſo vorn 
für die Eifel, zur Verfügung. Im ganzen ſind der notleidenden Eif 
wirtſchaft in der Zeit von 1883 bis 1910 aus dieſem Fonds über 8 
lionen Mark aus öffentlichen Mitteln zugefloſſen.? a 


1 Friedrich Engels, Die Bauernfrage in Frankreich und in Deutſchland 
Zeit“, XIII, 1. 8 | 

2 Mit dem genannten „Weſtfonds“ hat es folgende Bewandtnis: Im 
1882 bewilligte der Staat infolge des durch Mißernten hervorgerufenen Not 
der Eifelbauern, außer ſehr reichlichen Beiträgen zu lokalen Notſtandsa 
im Wegbau, bei Aufforſtungen uſw., 3 Millionen Mark für die vom Hunge 
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Und der Erfolg dieſer Maßnahmen? Wohl mögen ſie einem kleinen Teile 
bäuerlichen Bevölkerung in dieſer oder jener Hinſicht Hilfe gebracht 
hen, aber für die durchgreifende Beſſerung des kleinbäuerlichen Beſitz⸗ 
5 in ſeiner Geſamtheit ſind ſie faſt ohne jede Bedeutung geweſen. 
ch die ſo viel geprieſene Schutzzollgeſetzgebung hat dem Klein⸗ 
lern keinen Vorteil eingeheimſt. Im Gegenteil! Die Verſchuldung iſt 
mer drückender geworden, und gerade in den letzten Jahren, ſeit dem 
tarif, hat fie eine mächtige Steigerung erfahren. Man ſieht daraus, daß 
2 Maßnahmen, die auf die Sicherung der Exiſtenzbedingungen des 
nern als Landwirt gerichtet find, ihren Zweck nicht erfüllen; in der 
uptſache kommen fie dem Großgrundbeſitz zunutze. Aufgabe einer ſozia⸗ 
iſchen Agrarpolitik muß daher in erſter Linie ſein, den Kleinbauern als 
beiter zu ſchützen, der er ja ſeiner ganzen Lebenslage nach auch tat⸗ 
Aich iſt. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus ergibt ſich von ſelbſt auch für die Land⸗ 
etſchaft die Notwendigkeit, das Privateigentum an den Pro- 
ktionsmitteln (hier in der Hauptſache Grund und Boden), das 
ganze Unglück der Kleinbauern verſchuldet und deren Arbeitskraft bis 
den letzten Reit anſpannt, zu beſeitigen. Das muß der Kardinalpunkt 
ſerer ganzen Agrarpolitik ſein, und wenn die Partei über kurz oder lang 
die Notwendigkeit geſtellt wird, ſich ein Agrar programm zu 
fen, dann wird vor allem der verderbliche Einfluß der privatwirtſchaft⸗ 
en Produktionsweiſe in der Landwirtſchaft, die die Bauern ſchutzlos 
en Schlägen der ökonomiſchen Entwicklung ausſetzt, in den Vordergrund 
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hien Bauern, und die Rheinprovinz ſchloß ſich dem an durch Bewilligung von 
000 Mark; der Provinzialverwaltungsrat, jetzt Provinzialausſchuß, hielt jedoch 
je einmalige Hilfsaktion zur Linderung des anhaltenden Notſtandes nicht für 
reichend, und er forderte dauernde Hilfeleiſtungen. Dieſem Verlangen. 
rde inſofern entſprochen, als 1883 ein gemeinſchaftlicher Fonds von jährlich 
000 Mark bereitgeſtellt wurde, wovon der Staat zwei Drittel, die Provinz ein 
ittel brachte. Dieſer ſogenannte Eifelfonds hat von 1883 bis 1900 be⸗ 
aden. In dieſem Jahre wurde der Eifelfonds mit dem inzwiſchen geſchaffenen 
ſeiniſchen Weſtfonds verſchmolzen, den Staat und Provinz je zur 
fte aufbringen und der zur Hebung aller kulturell zurückgebliebenen Teile 
6 Rheinprovinz beſtimmt iſt. Dieſer Fonds betrug bis 1909 einſchließlich jährlich 
000 Mark. Im Jahre 1910 wurde er um 60 000 Mark gekürzt, wogegen ſelbſt⸗ 
ſtändlich die Rheiniſche Landwirtſchaftskammer und andere Intereſſenvertre— 
gen der rheiniſchen Landwirte energiſch proteſtierten. Aus dem Rheiniſchen 
fende fließt der Eifel jährlich etwa dieſelbe Summe zu wie früher aus dem 
elfonds. Der Rheiniſche Weſtfonds wurde ſpäter erweitert zum Weſtfonds 
110 der beſtimmt iſt, auch die übrigen landeskulturell zurückgebliebenen 
en Provinzen zu unterſtützen. Und dieſer Weſtfonds beträgt zurzeit für alle 
tlichen Provinzen Preußens 1 700 000 Mark jährlich, die ebenfalls je zur Hälfte 
a Staate und den Provinzen aufgebracht werden. In der Hauptſache werden 
Gelder für Wieſenmeliorationen, Bachregulierungen, Ackerdränage und ähn⸗ 
la Zwecke verwandt. Für die öſtlichen Provinzen beſteht ebenfalls ein ſolcher 
dwirtſchaftlicher Hilfsfonds, der ſogenannte Oſtfonds, der jährlich 1 500 000 
rk beträgt. Wegen der angeblich „geringeren Leiſtungsfähigkeit der öſtlichen 
ovinzen iſt dieſer Fonds aber ein reiner Staatsfonds. Auch in dieſer Beziehung 
hen alſo die oſtelbiſchen Junker ihren Vorteil auf Koſten der Allgemeinheit zu 
hren verſtanden. 
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der Erörterung treten müffen, Nur ſo kann das Agrarproblem im 
des Sozialismus — das heißt im Sinne des hiſtoriſchen Fortſchrit 
— gemeiſtert werden. Das ſollte zwar eine Selbſtverſtändlichkeit jein, ı 
gegenüber den neuerdings auftauchenden Beſtrebungen bürgerlicher 1 
ſozialiſtiſcher Reformer, die privatwirtſchaftliche Produktionsweiſe zu ven 
ewigen, iſt es nötig, darauf beſonders aufmerkſam zu machen. Die Part, 
wird es ablehnen müſſen, Forderungen aufzuſtellen, die letzten Endes auf d 
Stärkung des Privateigentums an Grund und Boden hinauslaufef 
Sie kann keinesfalls um agitatoriſcher Wirkungen willen in die Fußtapfe 
jener bürgerlichen Parteien eintreten, die, wie der Deutſche Bauernbun 
die Fortſchrittler uſw., die Aufteilung der ſtaatlichen Domänengüter i 
kleine und mittlere Rentengüter fordern. Ebenſowenig wird ſie ſich für J 
von Artur Schulz in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ propagierte „Au 
teilung der überſchüſſigen Rittergüter unter ſtaatlicher Leitung und ihn 
Umwandlung in kleine und mittelbäuerliche Eigentumshöfe oder Rente 
grundſtücke und in vergrößerungsfähige Arbeiterſtellen“ ausſprechen dürfe, 
Eine ſolche Agrarpolitik würde uns dorthin bringen, wo die franzöſiſche R 
volution aufgehört hat; ſie würde die ökonomiſche Entwicklung um hunde 
Jahre zurückſchrauben, ſtatt ſie vorwärtszutreiben; ſie würde die auf d 
Weiſe künſtlich geſchaffene kleinbäuerliche Bevölkerungsſchicht nochm 
allen Leiden und Entbehrungen der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe au 
ſetzen, worunter die rheiniſchen Kleinbauern im vergangenen Jahrhunde 
zu leiden hatten. Die Entwicklung der rheiniſchen Landwirtſchaft zeigt vie 
mehr mit aller Deutlichkeit, daß den bedrängten Kleinbauern nur auf de 
Wege der Aufhebung des Privateigentums Hilfe gebracht werden kan 
In dieſem Hauptpunkt decken ſich die Intereſſen der Kleinbauern m 
denen der induſtriellen Arbeiter. Das „freie“ Eigentum iſt dem Bauen 
eine Quelle ſteter Sorgen und Plackereien, und wer jemals mit diejen ı 
leidenden Bevölkerungsſchichten in Berührung gekommen iſt oder 
immer wiederkehrenden Klagen über die „schlechten Zeiten“ in der Ta 
preſſe geleſen hat, die nichts mit den bekannten agrariſchen „Notſchrei 
zu tun haben, wird wiſſen, daß ſie ſich förmlich nach Rettung ſehnen. 
da will mir ſcheinen, daß wir mit dem Vorſchlag Kautskys, die klei 
Landwirte zunächſt aus Privatbeſitzern oder Privatpächtern in Sta 
pächter zu verwandeln und mit dieſer Maßnahme den notwendigen 
gang des Privateigentums am landwirtſchaftlichen Grund und Bode 
geſellſchaftliches Eigentum anzubahnen, auf dem rechten Wege ſind und 
mit auch ſehr wohl Anklang bei der kleinbäuerlichen Bevölkerung w 
könnten. N 
Kautsky ſchreibt in Nr. 61 des „Vorwärts“: 1 
Das Wachſen der Bodenpreiſe, das durch die agrariſchen Schutzzölle 0 | 
jteigert wird, iſt für die Grundſtückſpekulanten ein Vorteil, dagegen ein Nacht 
für jeden, der einen landwirtſchaftlichen Betrieb übernimmt, ſei es durch Kan 
durch Erbſchaft oder durch Pachtung. Hohe Pachtzinſen oder Hypothekenzins 
ſind die Folge. Dem entgegenzuwirken gibt es nur ein rationelles Mittel: D 
Verſtaatlichung des Grund und Bodens, die Verwandlung der Le 
wirte aus Privateigentümern oder Privatpächtern in Staatspächter. Damit werd 
die Hypothekenzinſen oder Pachtzinſen, die ſie an Private bezahlen, in Pachtzin 
verwandelt, die ſie dem Staate bezahlen. Die Verwandlung iſt möglich ohne je 
Schädigung der jetzigen Bodenbeſitzer, ja ohne jegliche Zwangsmaßregel gegen 
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urch ein einfaches Vorkaufsrecht des Staates auf alle Güter, die einen Beſitz⸗ 
ſechſel durchmachen. Der Staat kauft die Güter und verpachtet fie. Sit der Staat 
in demokratiſcher, in dem die Volksmaſſen, Arbeiter und Bauern, entſcheiden, 
ann wird er die Pachtzinſen möglichſt herabſetzen. Der Staat wird dabei die 
ifferenz zu decken haben, die zwiſchen den heutigen Zinſen der Hypotheken— 
hulden und den verringerten Pachtzinſen entſteht. Die Geldmittel dazu bringt 
in demokratiſcher Staat am beſten durch eine entſprechende Erhöhung der Steuern 
uf die großen Einkommen, Vermögen, Erbſchaften auf. 


Dieſer Weg iſt in der Tat der einzig gangbare. Wir können ihn mit um 
9 größerer Sicherheit beſchreiten, als im Rheinland ſchon willkommene Vor⸗ 
rbeit geleiſtet worden iſt. Zunächſt durch die Hergabe unkündbarer Hypo⸗ 
heken der Rheiniſchen Landesbank. Dieſes von der Provinzialverwaltung 
us Leben gerufene Kreditinstitut gibt ſchon ſeit Jahren von ihm unkündbare 
darlehen zu billigem Zinsfuß, aber mit der Verpflichtung der Zwangs⸗ 
ilgung, an die geldbedürftigen Landwirte. Im Jahre 1905 betrug der Ge— 
amtbeſtand der von ihr gewährten Darlehen auf ländlichen Grundbeſitz be⸗ 
eits 8222 Stück mit mehr als 114 Millionen Mark. Ferner iſt in dieſem Zu⸗ 
ummenhang zu erwähnen, daß die Rheiniſche Landwirtſchaftskammer ſich 
chon im Jahre 1900 auf Veranlaſſung des Oberpräſidenten in eingehenden 
geratungen mit der Frage beſchäftigt hat, auf welche Art und Weiſe die 
Frivathypotheken in unkündbare Hypotheken öffentlicher Anſtalten um- 
ewandelt werden könnten. Entſprechende Vorſchläge hat die Kammer 
em Oberpräſidenten und den zuſtändigen Miniſtern übermittelt. 

Beſonders dieſe letztere Maßnahme iſt von Bedeutung. Zeigt ſie doch, 
aß die tatſächliche Lage der bäuerlichen Bevölkerung ſelbſt die Regierung 
wingt, auf Maßnahmen zu ſinnen, wie die bedrängten Bauern ſchon jetzt 
u3 der Gewalt des privaten Kapitals befreit werden können. Kautsky geht 
en durch die Entwicklung gebotenen Schritt weiter. Er will die Umwand⸗ 
ung der Privateigentümer in Staatspächter und damit auch die for- 
nelle Abtretung des Eigentumsrechtes an Grund und Boden an den 
Staat. Iſt der überſchuldete Beſitzer verblendet genug, die helfende Hand 
urückzuweiſen, jo wird er über kurz oder lang dem privaten Wucherer er- 
iegen und erbarmungslos von Haus und Hof getrieben werden, wenn er 
nfolge unvorhergeſehener unglücklicher Umſtände die Zinſen nicht zahlen 
ann; iſt er aber ſo einſichtig, den von Kautsky vorgeſchlagenen Weg zu 
zehen, jo bleibt er auf feiner Scholle und ernährt ſich weiter redlich, nur 
Jätte er dann ſein Eigentumsrecht, das ja bisher doch nur eine Fiktion war, 
uch formell an den Staat übertragen. 

Im Daſein des Kleinbauern würde ſich dadurch zunächſt nicht viel än⸗ 

ern, aber in der Folge würde der bäuerliche Staatspächter den Segen der 
Netamorphoſe, die er durchgemacht, ſchon erfahren; geſtützt auf die Soli⸗ 
yarität und die wirtſchaftliche Macht des Staates, würde er nicht mehr den 
ernichtenden Schlägen der kapitaliſtiſchen Entwicklung ausgeſetzt fein; er 
vürde mit dem Schritt aus der Vereinzelung in den Kreis der Gemein⸗ 
chaft erſt richtig Menſch werden. 
Nur auf dieſem Wege der überwindung des Privateigentums 
äßt ſich am beſten die Sozialiſierung der Landwirtſchaft anbahnen und dem 
Idealzuſtand einer zukünftigen Geſellſchaft: innigſte Verbindung von 
Sandtwirtichaft und Induſtrie, entgegeneilen. 
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9 in Staatspächter iſt fehr 10 die einzige Maßnal 
die wir im Intereſſe der kleinen Beſitzer vorzuſchlagen haben; ſie 
die wichtigſte. Naturgemäß würden ſich ihrer Verwirklichung zunächſt g 
Schwierigkeiten entgegenſtellen. Nur ſchwer werden die von der Idee 
„freien Eigentums“ beherrſchten Kleinbauern ſich entſchließen, Sto 
pächter zu werden, aber die Not iſt auch hier der beſte Lehrmeiſter. 
der eigentumswütigſte Landwirt wird ſchließlich lieber Staatspächte 
den, als ſich ſein Leben lang für den Geldgeber abrackern oder gar von 
und Hof vertreiben laſſen. Im übrigen wird das Beiſpiel derjenige 
dieſe Umwandlung durchgemacht haben, manches Vorurteil zerſtören; 
doch im allgemeinen das gute Beiſpiel viel ſtärker auf die Menſchen als 
noch ſo klare theoretiſche Darlegung. 
Es bedarf keiner Frage, daß die Verſtaatlichung des Grund und B 
in der vorgeſchlagenen Form nur eine Übergangsmaßnahme zum b 
lichen Genoſſenſchaftsbetrieb der Zukunft iſt. Wie dieſe Genoſſe 
im einzelnen arbeiten wird, iſt natürlich jetzt noch nicht zu ſagen, woh 
muß heute ſchon mit allem Nachdruck darauf hingewieſen werden, 
einen anderen Ausweg im Sinne des ökonomiſchen Fortſchritts übe 
nicht gibt. Will man nicht die Entwicklung gewaltſam zurückſchraube 
will man nicht künſtliche Bauernzüchterei nach dem Vorbild der preuß 
Anſiedlungspolitik treiben, die übrigens nur dazu dienen ſoll, der Leut 
auf dem Lande Einhalt zu gebieten und den verfehlten Germanifieru 
beſtrebungen der preußiſchen Regierung im Oſten Vorſchub zu leiſter 
bleibt gar kein anderer Weg, als der zur ſozialiſtiſchen Baue 
genoſſenſchaft. Das muß der bäuerlichen Bevölkerung an der $ 8 
der Tatſachen der wirtſchaftlichen Entwicklung klar gemacht werden 
einer ſolchen Politik werden wir die Kleinbauern gewiß nicht von heu 
morgen gewinnen, aber Erfolge muß dieſe Politik haben, weil fie 
Tendenzen des ökonomiſchen Umwälzungsprozeſſes in der Landivirtfi 
entſpricht. Mögen die Kleinbauern vorläufig noch dem Zentrum, d 
ſemiten oder den Bauernbündlern willig Gefolgſchaft leiſten — ü 
oder lang muß auch dem Rückſtändigſten von ihnen die Erkenntnis dämm 
daß er von dieſen Parteien betrogen wird, daß dieſe Parteien ihm 
ſprechungen machen, die ſie unmöglich halten können. Wir dagege wo 
den bedrängten Kleinbauern die ganze Wahrheit ſagen, wie 
dem ſtädtiſchen Handwerker gegenüber eine ehrliche Politik treiben 
müßte mit merkwürdigen Dingen zugehen, wenn wir damit keine E 
haben ſollten. SR 
Insbeſondere mag manchem Genoſſen die Gewinnung der Eifelb I 
als eine Herkulesarbeit erſcheinen. In der Eifel herrſcht bekanntlich 
Zentrum uneingeſchränkt. Unſere rheiniſchen Genoſſen haben hier mite 
Gegner zu kämpfen, der nicht nur politiſch bis auf die Knochen reaktic 
iſt, ſondern obendrein durch die katholiſche Kirche die Maſſe der ländli 
Bevölkerung geiſtig vollſtändig beherrſcht. Die Aufſtachelung des religi gi 
Fanatismus geht ſo weit, daß unſere Genoſſen bei ihrer Werbearb 
der Eifel⸗ und Moſelgegend mit unendlichen Schwierigkeiten, ja 
fahren für Geſundheit und Leben zu rechnen haben. Sollen w 
größere Erfolge in unſerer Agitation erzielen, ſo iſt es vor allem 
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aß wir die Eifelbauern ſelbſt und die Bedingungen, 
nter denen ſie leben und leiden, kennen lernen. 
Was für die Eifel gilt, gilt auch für die anderen Gebiete des Deutſchen 
‚teiches. Wie wir unſere praktiſche Agitation einzurichten haben, hängt 
anz ab von den Lebensbedingungen der Bewohner der einzelnen Land⸗ 
haften. Gegenden mit vorwiegend kleinbäuerlichem Beſitz müſſen gemäß 
en Beſonderheiten ihrer Agrarverfaſſung agitatoriſch anders bearbeitet 
gerden als ſolche Landesteile, denen der Großgrundbeſitz ihr Gepräge gibt. 
zier wenden wir uns an beſitzloſe Landarbeiter, dort aber haben wir mit 
iner Bevölkerung zu tun, die immerhin noch beeinflußt iſt von der Ideo⸗ 
ogie des „freien Eigentums“. So verſchieden aber unſere einzelnen For⸗ 
erungen ſind: ſie müſſen geeint ſein durch das große Endziel, das hier wie 
ort die einzige Rettung aus dem Sumpfe der Verelendung und Arbeits⸗ 
ual iſt: den Sozialismus! 


= Literarifche kundſchau. 


Ir. H. Wagner, über die Organifation der Warenhäuſer, Kaufhäuſer und der 
großen Spezialgeſchäfte. Leipzig 1911, Verlag C. E. Poeſchel. 80 Seiten. 


Genoſſe Göhre hat einmal vor etwa vier Jahren in M. Bubers Sammlung 
Die Geſellſchaft“ eine Arbeit über das Warenhaus veröffentlicht. Allerdings iſt 
n dieſer Schrift der Kritiker und Forſcher kapitaliſtiſcher Erſcheinungsformen 
inter den Literaten zurückgetreten, der uns vom Warenhaus mehr eine äſthe⸗ 
iſche Schilderung geben wollte. 

Die vorliegende Skizze führt uns nun hinein in das innere Organiſations⸗ 
etriebe kaufmänniſcher Großunternehmungen, der Warenhäuſer, Kaufhäuſer und 
rößeren Spezialgeſchäfte. 

Ich habe in meinem „induſtriellen Großbetrieb“ zu zeigen verſucht, wie der 
goderne Induſtrialismus eine neue Organiſationswiſſenſchaft hervorbringt, eine 
jabrikbetriebskunde, eine Betriebsführung, die planvoll und methodiſch alle Be⸗ 
riebsfaktoren zum rationellen Zuſammenarbeiten eingliedert. 

Etwas Ahnliches vollzieht ſich auch im Handelsfach. Man braucht ſich nur die 
pezielle Fachpreſſe ſowie die Einführungsſchriften und Handbücher zum Gebrauch 
m den Handelshochſchulen näher anzuſehen, um auch hier die Entwicklung aus 
en empiriſchen Einzelwirtſchaften zu planvollen Organiſationsmethoden zu kon⸗ 
tatieren. Was auch ſchließlich die gleichen Gründe hat wie in der Induſtrie: Der 
zetrieb wird zum Geſellſchaftsunternehmen, die leitenden und wichtigen Funk⸗ 
ionen müſſen Angeſtellten übertragen werden, die dafür ſachgemäß auszu⸗ 
ilden ſind. | 

Der Verfaſſer ſchildert uns nun den Organiſationsaufbau des kaufmänniſchen 
broßbetriebs, die Stellung des Geſchäftsinhabers und die obere Aufſichtsorgani⸗ 
ation. Manche intereſſanten Einzelheiten erfahren wir weiter über die Einrich⸗ 
ungen, mit denen die leitenden Männer der großen Geſchäftshäuſer das Publikum 
ineinzulocken ſuchen (die dezente und doch geſchickte Dekoration, die Entfaltung 
er Reklametätigkeit, die Anordnung der Verkaufsſtellen, die „Lockabteilung“, das 
Zindurchziehen der Menſchenmaſſen durch das ganze Haus uſw.). Und ganz un⸗ 
villkürlich kommt es uns wieder in Erinnerung, daß doch eigentlich Zola für dieſe 
Dinge ſchon einen ſehr feinen Sinn beſaß, als er uns ſeinen Mouret geſchildert hat. 
Einen beſonderen Abſchnitt widmet der Verfaſſer den Kontrollein richtungen. 
luch im kaufmänniſchen Großbetrieb iſt das Organiſationsproblem zu löſen, die 
Irbeitskräfte in eine zwangsläufige Arbeitsverfaſſung einzuſchirren. Ahn⸗ 
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liche Mittel kommen zur Anwendung wie im Induſtriebetrieb: Geweckt wi 
„Intereſſe für das Geſchäft“ durch Prämienzahlung (Verkaufsprozente) und w 
gehalten durch Kontrollmethoden der verſchiedenſten Art (Perſonenkontrolle, 
rechnungskontrolle, Vorgeſetztenkontrolle). Der letzte Abſchnitt handelt vom Ka 
lationsweſen, der Ertragsberechnung, der Beſtimmung der Rentabilitätsfakt 

Nach dem Vorwort zu ſchließen, iſt dieſe Arbeit eine Vorſtudie, wir dü 
mehr Unterſuchungen ähnlicher Art vom Verfaſſer erwarten. Wagner ſch 
klar, formuliert prägnant ſeine Schilderung der Einzelheiten der Geſchäft 
gänge, und ſo wird ſeine Studie zu einer ſehr inſtruktiven Einführung in 
Gebiet der Organiſationskunde, wie ſie nun auch für den kaufmänniſchen G 
betrieb immer feiner ausgebildet wird. R. Wo 


Tcitſchriftenſchau. | 

„La revue socialiste, syndicaliste et cooperative“ vom Oktober br 
einen Aufſatz von E. Poiſſon: „Die Kriſe des Syndikalismus“. Jeder, 
nicht blind iſt, ſieht, daß der Syndikalismus eine Kriſe durchmacht. Die Zuna 
der Mitglieder der C. G. T. (Allgemeine Arbeitskonföderation) iſt gering, wäh 
zu gleicher Zeit in England und Deutſchland die Gewerkſchaften rieſig wach 
Einige große Verbände gehen ſogar zurück. Auch die äußere Kraft hat ſich 
ringert; 1906 folgten die Arbeiter maſſenhaft dem Aufruf der Konföderation 
errangen bedeutende Vorteile; heute hört man nichts mehr davon. Für die Ki 
gebung gegen den Krieg brachte ſie neulich in Paris kaum 3000 Leute zuſam 
Und wenn man nach der inneren Stimmung forſcht, ſo hört man nur von 
loſigkeit und Enttäuſchung. 

Der Kongreß von Amiens hat die Grundlage des revolutionären Syn 
lismus feſtgeſtellt, als er ausſprach, daß die Gewerkſchaften ſich ſelbſt genüg 
das konnte bedeuten, daß ſie nicht der Hilfe oder der Vormundſchaft einer P 
bedürfen. Aber andere faßten den Satz im weiteren Sinne auf: die Gewerkf 
genügt allein für die Befreiung der Arbeiter. Das ſchloß eine Kampfſtellung 
gegen alle anderen Organiſationen, die ſich dasſelbe Ziel ſtellten, namentlich g 
die ſozialiſtiſche Partei. Als Univerſalmittel mußte dieſer Syndikalismus, 
einer Art Geſchäftskonkurrenz heraus, die Partei bekämpfen, antiparlamenta⸗ 
riſche Propaganda treiben; ſtatt ſich auf den wirtſchaftlichen Kampf zu beſchrän 
mußte er ſelbſt politiſche Aktion antiparlamentariſcher Natur treiben. Er mußte 
dafür neue Prinzipien aufſtellen: die direkte Aktion an die Stelle der Aktion d 
Vertreter. Dieſe Prinzipien mußten in all ihren Konſequenzen durchgeführt wer 
Sabotage, Boykott, Gewalt kamen alle an die Reihe, ſie wurden nicht nach der ein⸗ 
fachen Zweckmäßigkeit beurteilt, ſondern mußten als Ausflüſſe des Prinzips re⸗ 
ſpektiert werden. Als ſolche mußten ſie immer und überall angewandt werden; we 
das aber völlig unmöglich war, ſtellte man ſich mit dem Schein, dem Wort, der Ge⸗ 
bärde zufrieden, kam man zu der Blufftaktik. Im erſten Augenblick ſah das groß⸗ 
artig aus. Aber die herrſchende Klaſſe bemerkte raſch, daß keine Macht dahi 
ſteckte; die Phraſen machten nur noch auf die eigenen Anhänger Eindruck; 
berauſchten ſich daran, fühlten ſich in ihrer eigenen Wichtigkeit verherrlicht, 
loren alles Augenmaß für die Wirklichkeit. Als der 1 u Ende ging, blieb 
ganze Gewerkſchaftsbewegung geſchwächt zurück. 

Weshalb wandten die vernünftigen Elemente ſich nicht der anderen Richt 
dem Reformismus zu, zu dem ſich eine Minorität der Konföderation beken 
Auch er hatte ſeinen Kredit verloren; ſeine Sünden heißen Miniſterialist 
und Zunftgeiſt. Natürlich ſind die Abſichten ſeiner Anhänger ganz lobe 
wert und ehrlich; ſie ſind keine von der Regierung beſtochenen Verräter 
Proletariats, wie ihre Gegner ſagen; ſondern die franzöſiſchen Verhältniſſe müſſer ei 
notwendig zu dieſen Fehlern führen. Der überall durchgeführte e 
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tralismus muß bei einigen Staatsmännern von ſelbſt den Gedanken wecken, 
Arbeiterbewegung ſtaatlich zu regeln, in ein vorgeſchriebenes Bett zu leiten. 
ldeck⸗Rouſſeau und Millerand haben dieſe für die Arbeiterbewegung überaus 
ihrliche Methode angewandt. Sie verſucht, die kämpfenden Arbeiter an die 
hyierung zu feſſeln und durch maßvolle, langſame Reformen ihren revolutio— 
‚en Geiſt zu zerſtören. Sie macht die Führer und Vertrauensperſonen der 
heiter durch Orden, Poſten und Subventionen zu einer Klientel der Regie— 
tig, vernichtet ihr Klaſſenbewußtſein und entfremdet fie den Ideen und Inter: 
in der Arbeiter. Die Maſſen ſelbſt rechnen nicht mehr auf die eigene Kraft, 
dern auf die Hilfe von oben. Dieſer regierungsfreundliche Reformismus hat 
ien Kredit jetzt völlig verloren; aber damit zugleich aller Reformismus, der 
den franzöſiſchen Gewerkſchafter vom Gouvernementalismus unzertrennlich 
Auf den Kongreſſen findet er nur unbedeutende Minderheiten. In jener Ge— 
ſekſchaft, in der der Reformismus am klarſten ausgeſprochen herrſcht, in dem 
Noographenverband, zeigt er zugleich einen engherzigen Zunftgeiſt, ohne Soli— 
ätät mit den Klaſſengenoſſen. 

Es gilt nun nicht, zwiſchen dieſen beiden Methoden der Gewerkſchaftsbewe— 
gig zu wählen, es gilt einen neuen Weg zu finden, eine Syntheſe deſſen, was 
tig in beiden Methoden iſt. Die praktiſche Notwendigkeit des Kampfes muß die 
apfenden Richtungen zuſammenführen; aber dies allein genügt nicht; zur ge— 
imjamen Praxis iſt Gemeinſamkeit der Anſchauungen nötig. Auch die kleine 
(uppe von Gewerkſchaftern, die ſich an die ſozialiſtiſche Partei anſchließen und 
In daß die Gewerkſchaften keine revolutionäre Aufgabe haben und nur den 
Infampf innerhalb des Kapitalismus führen ſollen, bieten uns nicht das rich- 
'e Beiſpiel. Zweifellos muß die Gewerkſchaftsbewegung ſozialiſtiſch fein, aber 
muß als ſelbſtändige revolutionäre Macht neben der Partei ſtehen. So hat es 
: Parteikongreß in Nancy ausgeſprochen: Gewerkſchaften und Sozialismus 
hen dasſelbe Ziel, fie müffen im Einvernehmen zuſammenarbeiten unter Wah— 
ing der Autonomie beider. Wir brauchen auch nicht mit dem Kopfe die beſte 
ethode der Gewerkſchaftsbewegung zu erfinden; die Praxis bietet fie ſchon dar, 
Praxis der anderen Länder, wo fie kräftig vorwärts ſchreitet. Weshalb ſollen 
ir nicht die internationale Methode anwenden, die überall zum Siege und zur. 
züte geführt hat? Es iſt namentlich die Aufgabe der Gewerkſchafter innerhalb 
. Partei, dieſen Gedanken zum Durchbruch zu bringen. Zu dieſem Zwecke wird 
„Revue Socialiste“ eine Umfrage bei den leitenden Gewerkſchaftern ver— 
(ſtalten. 

„Ihe Socialist Review“, das Organ der engliſchen Arbeiterpartei, bringt im 
. einen Aufſatz: „Die Bedeutung der letzten Arbeiterkämpfe“ (The Signi- 
‚ance of the Labor Unrest) von William C. Anderſon. Die unruhigen 
wegungen der letzten Monate, das plötzliche Auflodern von Streiks in England 
ben in der ganzen bürgerlichen Preſſe zahlloſe Artikel und Betrachtungen ver— 
laßt. Dort wird geredet über Fanatismus, künſtliche Unzufriedenheit, auf⸗ 
hreriſchen Geiſt, da wird zu Gewalt geraten oder zur Einſchränkung des Streik— 
htes, da werden Sammlungen für die „treuen“ Arbeiter veranſtaltet. Sie alle, 
2 jo ſchreiben, ſollen ſich mal die Frage vorlegen, wie ein Arbeiter mit weniger 
3 20 Mark wöchentlich auskommen kann, und den Urſachen der tiefen Unzu⸗ 
jedenheit- nachſpüren, die in den Arbeitern lebt. Sie ſollen auch bedenken, wie 
2 Gewerkſchaften in einem hundertjährigen Kampfe die Arbeiter aus der elendeſten 
klavenlage herausgeführt haben. Gegen Ende der achtziger Jahre erzielten ſie 
oße Erfolge; dann aber fing der Zuſammenſchluß und der Widerſtand der 
ternehmer immer ſtärker an, die 1901 zur Lahmlegung des Gewerkſchafts⸗ 
mpfes führten. In den fünf Jahren, in denen die Taff-Vale⸗Entſcheidung galt, 
01 bis 1906, ſanken die Löhne von rund 1 Million Arbeiter um 4,6 Millionen 
ark pro Woche. In den Jahren 1906 und 1907 iſt eine Steigerung von 5 Mil⸗ 
men zu verzeichnen, dann folgt wieder 1908 und 1909 ein Sinken von 2,5 Mil- 
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lionen. Als Geſamtwirkung haben die zehn Jahre jeit 1909 für etwa 5 
Arbeiter einen Lohnausfall von 1,7 Millionen wöchentlich gebracht. Ur 
muß noch die Verteuerung aller Waren in Betracht gezogen werden, die 
1905 bis 1909 11 Prozent betrug. Darin liegt die Grundurſache der allger 
Unzufriedenheit. 3 
Müſſen die Arbeiter dann nicht darauf rechnen, daß notwendig Ze 
Kriſe mit der Proſperität abwechſeln? Sie bemerken das ohnehin ſchon; 
zugleich bemerken fie, daß jedes Jahr die Kapitaliſten neue Millionen ai hö 
trotz der Kriſe; die ſteuerpflichtigen großen Einkommen ſtiegen von 791 
lionen Pfund (16 Milliarden Mark) im Jahre 1901 ſtetig auf 1009 Mil 
Pfund (20 Milliarden Mark) im Jahre 1910. Dieſelbe Periode, die die Ar 
am Schluſſe ſchlechter ſtellte als am Anfang, brachte den Kapitaliſten eine 
tumszuwachs von 4 Milliarden Mark. f a 
Neben dieſen wachſenden Gesenfat zwiſchen Reichtum und Arn tr 
ſteigende Konzentration des Kapitals. In vielen Betriebszweigen wird die 
kurrenz immer mehr beſeitigt — in der Textilinduſtrie, in Bergwerken, 
Schiffbau und Stahlerzeugung, Brauerei, Zementinduſtrie, Papiere, Tabe 
überall drängen die großen Kombinationen vor. Dieſe großen Geſellſcha 
teuern die Preiſe, ſie machen die Aktionäre zu Herrſchern über die Arbeiter, 
den perſönlichen Kontakt von Kapital und Arbeit auf, machen das Kapi 
einer blinden Geldmaſchine. Sie vergrößern die Macht des Kapitals, verr 
die Macht der Arbeit; die meiſten Streiks gehen verloren, und aus Fr 
Kampf ſtimmen die Gewerkſchaftsvertreter oft jedem ee zu. 
liegt eine zweite Haupturſache der Kämpfe von 1911. 
Dieſe Kämpfe find bemerkenswert, weil fie eine Erhebung der am fl 
entlohnten Arbeiter darſtellen, eine ſtarke Entfaltung der Klaſſenſolidari 
wieſen, durch die Anwendung des neuen Mittels des Sympathieſtreiks das 
feld erweiterten; weil ſie dem ganzen Volke ſeine Abhängigkeit von den Hu 
tauſenden ſchlecht entlohnter Arbeitsſklaven klar machten und weil ſie die 
eines ausreichenden Lohnes zur Hauptfrage des öffentlichen Intereſſes me 
Große Verbeſſerungen wurden dabei errungen; maſſenhaft ſind die Löhne v 
oder 17 auf 20 Mark gebracht, die Arbeitsſtunden erheblich verkürzt wor 
kommen die weiſen Zeitungsleute und ſchreiben, daß der Streik eine 
Waffe iſt, der den Streikenden ſelbſt Schaden zufügt. Gewiß, der Streik 
Mittel, zu entſcheiden, wer recht hat, da der Ausgang von der Macht und n 
dem Recht abhängt. Sollen aber die armen hungrigen Leute ruhig wa: 
der Gerechtigkeitsſinn von ſelbſt bei den Kapitaliſten zum Durchbruch komt 
Wieder andere ſehen in dieſen Kämpfen eine Revolte gegen den Parl 
tarismus, eine Reaktion gegen die Tätigkeit der Arbeiterpartei. Zweifellos 
die Arbeiterpartei zuerſt mit übertriebenen Hoffnungen begrüßt worden 15 
Sorgen der Gewerkſchaften wurden ihr zur Abhilfe nahegelegt, die ei: 
Aktion der Gewerkſchaften trat völlig gegen die politiſche Aktion zurück. 
Reaktion dagegen war unvermeidlich; 2 Millionen organiſierter Arbeiter 
nicht ihre eigene Aktion auf die Schultern einer kleinen Parlamentsfr tio 
wälzen. Die eigene Aktion der Arbeiter muß dem Auftreten der Parla 
Kraft geben; die Poſition der Arbeiterfraktion iſt durch die Maſſenkämpf 
geſtärkt worden, da man ihr jetzt nicht entgegenhalten kann: die Arb 
ſowieſo ſchon zufrieden. Induſtrielle und parlamentariſche Aktion können 
nicht erſetzen; die erſtere muß der letzteren Kraft und Energie geben. 
Das Reſultat der Streikbewegung iſt eine bedeutende Verſtärkung de 
ſation. Sie ſchiebt das ſoziale Problem wieder in den Vordergrund und 
gleich, wie unmöglich es iſt, es mit ee ee und Unterdrückung 
Welt zu bannen. a 2 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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ein aufgeklärter Defpot?_ \/ 
Von F. Mehring. 7 


„Es iſt alter Volksglaube, daß nach hundert Jahren die Leute wieder 
boren werden. Die Zeit iſt erfüllet. Möge ſein wiedergeborener Geiſt 
er uns kommen und alle Widerſacher, die den Eintritt ins Land der 
rheißung uns wehren, mit flammendem Schwerte vertilgen! Wir aber 
wören, in dieſem ſeinem Geiſte zu leben und zu ſterben!“ So ſchrieb im 
ihre 1840, als ſich die Thronbeſteigung des Königs Friedrich von Preußen 
m hundertſten Male jährte, der radikale Junghegelianer Friedrich 
zppen, in einer Schrift, die er ſeinem Freunde Karl Marx aus Trier 
dmete. 
Nahezu fünfzig Jahre danach, im Jahre 1886, als der Todestag des 
migs Friedrich ſich zum hundertſten Male jährte, meinte der alte Kaiſer 
ilhelm, der ehemalige „Kartätſchenprinz“: „Alles, was wir Großes und 
tes heute in unſerem Lande bewundern, iſt auf den Fundamenten ge- 
ündet, die er gelegt hat. “Was dieſer allezeit beſchränkte Drillfeldwebel 
3 „Großes und Gutes“ im neudeutſchen Reiche bewunderte, braucht nicht, 
Sführlich dargelegt zu werden: es genügt, zu erinnern an die boruſſiſche 
mkerherrlichkeit, den ausſaugenden Militarismus, den Brot- und Fleiſch⸗ 
cher, das Sozialiſtengeſetz, die ruſſiſche Vaſallenſchaft. Wer hat nun recht: 
r kecke Junghegelianer mit ſeinen kaum dreißig oder der ſtumpfſinnige 
hhenzoller mit ſeinen bald neunzig Jahren? 

Es lohnt ſich, einen Augenblick bei dieſer Frage zu verweilen, da gegen— 
irtig die patriotiſche Trommel gerührt wird für den Geburtstag des, 
inigs Friedrich, der ſich am 24. Januar dieſes Jahres zum zweihundertſten 
ale jährt und einige Tage ſpäter, am Geburtstag des gegenwärtigen 
uſers, mit dem üblichen Lärm gefeiert werden ſoll. Unter anderem hat 
E Kaiſer von Herrn Koſer, dem Generaldirektor der preußiſchen Staats⸗ 
chive, eine Schrift über feinen Vorgänger anfertigen laſſen, die in hundert⸗ 
ıjend Exemplaren an die preußiſchen Schüler als kaiſerliches Geſchenk 
(teilt werden ſoll. Herr Koſer hat nun zwar eine recht leidliche Bio— 
aphie Friedrichs geſchrieben, aber zu ſeiner Schulſchrift wird wohl 
ephiſtos Wort als Motto taugen: Das Beſte, was du wiſſen kannſt, darfſt 
den Buben doch nicht ſagen. Und was ſonſt in der bürgerlichen Preſſe 
5 diefem Anlaß bisher an Gedenkartikeln geliefert worden iſt, trägt 
irchweg den Stempel untertäniger Loyalität. 

Um es mit einem Worte vorwegzunehmen, ſo hat der alte Wilhelm 
c der junge Köppen recht und dreimal recht gehabt. Man mag 
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höchſtens darüber ſtreiten, ob der König Friedrich die Fundamente dei 
preußiſchen Staates gelegt und nicht vielmehr nur befeſtigt hat, denn dief 
Fundamente beſtanden ſchon vor ihm durch die beſondere hiſtoriſche Ent 
wicklung, die die brandenburgiſch-preußiſche Militärkolonie ſeit den Tagen 
des Mittelalters genommen hatte. Aber dieſe Fundamente im modernen 
Sinne umzuwälzen oder auch nur ein wenig auszuflicken, hat Köniz 
Friedrich während ſeiner langen Regierung allemal verſchmäht; er hat si 
durchaus nur erweitert und verſtärkt, von der boruſſiſchen Junkerherrlich 
keit bis zur ruſſiſchen Vaſallenſchaft. In allen Zweigen ſeiner Herrſcher 
tätigkeit hat er — mit einziger Ausnahme der Rechtspflege, wo er einig 
Anläufe zu Reformen machte, um ſchließlich doch wieder in der launen 
hafteſten Kabinettsjuſtiz zu verſumpfen — durchaus auf der hiſtoriſch rüd 
ſtändigen Seite geſtanden, und wer ſeine Geſchichte irgendwie kennt, wir 
es nur als beißenden Hohn empfinden, wenn er als Muſter eines auf 
geklärten Deſpoten gefeiert wird. f 1 N 

Nichts hat ihm mehr am Herzen gelegen, als den feudal⸗mittelalterliche 
Kaſtenſtaat mit den drei erblich geſchiedenen Ständen der Junker, de 
Bauern und der Bürger aufrechtzuerhalten. Wenn es anders die Sache de 
aufgeklärten Deſpotismus war, die bürgerliche Entwicklung zu fördert 
um eine Stütze gegen den Adel zu gewinnen, jo hat Friedrich die Städi 
abgewürgt, um den Adel zu hätſcheln und ihn mit noch immer mehr Von 
rechten zu überhäufen, als er in dieſem geſegneten Lande ſchon von jeht 
beſaß. Es iſt recht eigentlich Friedrichs Vermächtnis, die ganze militäriſch 
und zivile Maſchinerie des Staates in die Fäuſte des Junkertums 
gründlich geſpielt zu haben, daß ſie ihnen bis heute noch nicht hat en 
riſſen werden können. So wenig wie den Städten half er den Bauern gege 
die Junker; höchſtens dem junkerlichen „Bauernlegen“ ſuchte er gewiſ 
Schranken zu ſetzen, um Rekruten für ſein Heer und Steuerzahler fi 
feinen Säckel zu behalten. Einzig unter dieſem Geſichtspunkt hat er de 
gutsherrlich-bäuerliche Verhältnis, wie es aus dem Mittelalter überkomme 
war, zu „reformieren“ geſucht; über die ärgſte Auspreſſung und Mißhan 
lung der Bauern war er mit den Junkern ganz einig, nur daß er ſeine 
Anteil an dem Blute und Schweiße haben wollte, der den ausgepowerte 
Maſſen — und die bäuerliche Klaſſe bildete damals die Maſſe der B 
völkerung — ausgepreßt wurde. 

Seine Finanzverwaltung, wie er ſie namentlich nach dem Siebe 
jährigen Kriege einrichtete, war eine Ausbeutungsmaſchine der raffinie 
teſten Art, jedoch in ihrer Methode ſchon für ſeine Zeit völlig überlebt. D 
Blutſteuern, die er in erſter Reihe wieder von den Bauern erhob, ſteiger 
er auf ein unerträgliches und bis dahin unerhörtes Maß. „Kulturaufgaben 
waren für ſeinen großen Geiſt überhaupt keine Begriffe. Die Schulen li 
er gänzlich verfallen. Die Geiſtesknechtſchaft feierte nirgends ſolche Orgi 
wie unter dem Szepter dieſes weiſen Herrſchers. Seine Zenſur war ei 
würdiger Vorläufer des Sozialiſtengeſetzes. 1 

Auf dem Gebiet der auswärtigen Politik ſtand es nicht beſſer um il. 
Nichts törichter, als ihm irgend fo etwas wie „nationale Geſinnung“ nat 
zurühmen. Wer ihn daraufhin angeſprochen hätte, hätte nicht einmal ir 
Gefahr gelaufen, von ihm auf die Feſtung geſchickt, ſondern höchſtens 13 
Gefahr, von ihm ins Irrenhaus geſteckt zu werden. Friedrich war nt 
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ſend Freuden bereit, ſeine rheiniſchen Beſitzungen den Franzoſen und 
e Provinz Oſtpreußen den Ruſſen zu opfern, wenn er dafür das Kur— 
tentum Sachſen hätte in ſeine Taſche ſtecken können. Es iſt auch völlig 
ehrt, ſeine Erhebung gegen Oſterreich als eine nationale Tat zu be⸗ 
dern. Ihm war es nur um ein Stück Land zu tun, das er, geſtützt 
t auf die Kraft und den Willen der Nation, ſondern auf auswärtige 
chte, die Deutſchland in gänzlicher Ohnmacht zu erhalten trachteten, 
; Haufe Habsburg rauben konnte. Auch die preußiſchen Hiſtoriker, ſo— 
t fie noch einen Funken von Ehrlichkeit und Gewiſſenhaftigkeit beſitzen, 
reiten heute nicht mehr, daß Friedrich ohne die franzöſiſche Hilfe nie— 
3 an die Eroberung Schleſiens hätte denken können. 

Friedrich wußte ſehr gut, daß ihm die franzöſiſche Hilfe nicht um ſeiner 
nen Augen willen gewährt wurde, daß Frankreich, indem es ihn unter— 
te, nur an der Entzweiung und Zerfleiſchung Deutſchlands arbeitete. 
hinderte ihn aber nicht im geringſten, ſich in die Vaſallenſchaft Frank— 
hs zu begeben. Dabei hatte er freilich mehr als ein Vorbild unter ſeinen 
uchten Vorfahren; am Berliner Hofe hatten die franzöſiſchen Dukaten 
mal einen guten Klang, auch wenn fie nur um den Verrat an Deutſch— 
d zu haben waren. Aber immerhin — jo weit wie Friedrich hatte doch 
) kein Hohenzoller den Mangel an nationaler Ehre und Scham ge— 
ben. 

Er durfte den Lohn des Verrats einſtreichen, allein der Fluch des Ver— 
rs iſt ihm doch an den Ferſen hängen geblieben. Sein Verſuch, die 
tzöſiſche Lehnsherrſchaft abzuſchütteln, deren Anforderungen ihm allzu 
hwerlich geworden waren, führte ihn in die engliſche Vaſallenſchaft, die 
im Siebenjährigen Kriege benutzte, um Amerika in Deutſchland zu 
dern, ihn aber, als fie ihn nicht mehr brauchte, wie eine ausgepreßte 
rone beiſeite warf, ſo daß er ſich endlich in den ruſſiſchen Knechtsdienſt 
eben mußte, um ſich zu retten. Auch die Schmach der ruſſiſchen Fremd— 
eſchaft in Deutſchland iſt ein Erbe des Königs Friedrich. Er endete 
e Laufbahn, indem er, innerlich knirſchend, aber äußerlich kuſchend, vor 
Zarin Katharina demütig im Staube lag und ihr das polniſche wie das 
che Wild ins Garn treiben half. In ihren Türkenkriegen unterſtützte 
ſie mit Hilfsgeldern; bei der erſten Teilung Polens mußte er den 
ßten Teil der Schande auf ſich nehmen und ſich mit dem kleinſten 
chen begnügen. 

Das entſcheidende und unwiderrufliche Urteil über den König Friedrich 
ſein Werk hat die Schlacht bei Jena geſprochen. Um den Helden zu 
en, hat man zwar geſagt, nicht er ſei bei Jena geſchlagen worden, jon- 
1 ſeine unfähigen Nachfolger. Allein jo unfähig dieſe Nachfolger un- 
ifelhaft waren, ſo iſt es doch eine ganz unſinnige Vorſtellung, daß ſie 
wanzig Jahren ruiniert haben ſollen, was Friedrich in mehr als vierzig 
Iren angeblich aufgebaut haben ſoll. Sie haben ſein Werk im weſent— 
en ſo erhalten, wie er es geſchaffen hatte, es eher noch in manchem Be— 
ht verbeſſert als verſchlechtert. Freilich mag dieſer vorſintflutliche Kaſten⸗ 
t im Jahre 1806 verrotteter erſchienen ſein als im Jahre 1786, aber 
nur im Lichte einer vorgeſchrittenen Zeit; im Weſen der Sache war er 
‘3 derſelbe, und die damaligen Reformer, die Stein und Arndt, waren 
( einem ganz richtigen Inſtinkt geleitet, wenn fie den undeutſchen König 
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verwünſchten, deſſen Größe Deutſchland zum Verde de und 
dächtnis Deutſchland zum Fluche geworden ſei. f 

Wie nun aber erklären, daß der Name dieſes Königs bei alled 
einen gewiſſen populären Klang behalten hat, daß Friedrich ein 
wie Carlyle zum Biographen, einen Künſtler wie Menzel 3 
ſeines Lebens und ſeiner Taten gewinnen konnte, daß die radikale 
hegelianer für ihn ſchwärmten, daß ſelbſt Laſſalle noch im Jahre 185 
neben Leſſing als ebenbürtigen Befreier ſtellte? Will man die Ar 
auf diefe Frage in banal-populärer Form geben, jo müßte man ſag 1 
der Einäugige unter den Blinden König iſt. Unter dem verkom 
Fürſtengeſindel ſeiner Zeit war Friedrich in ſeiner Art ein ganzer 
und ebenſo ragte er über feine Vorgänger und Nachfolger in der Gef 
der Hohenzollern empor. Er trieb fein ſchlechtes Handwerk menigitei 
einem Eifer und Ernſt, der den zeitgenöſſiſchen Sultanen vollko 
fremd geworden war; das Glück machte ihn nicht übermütig, und 
glück trug er mit einer Standhaftigkeit, die gewiß reſpektabel w 
dem Gift in der Taſche, entſchloſſen, ſich lieber ſelbſt aus der Welt zu 
dieren, als dem etwas zu vergeben, was er für ſeine königliche Würde 
Die blödſinnige Verſchwendung der damaligen fürſtlichen Höfe hielt 
vom Leibe, und namentlich auch den leeren Tand des Größenwahr 
der die alberne Neugier des gedankenloſen Philiſters für bare 
nimmt, für eine aufrichtige Huldigung an die Monarchie oder gar fü 
bewundernde Anhänglichkeit an die Perſon des Monarchen. Friedrich 
die patriotiſchen Spektakelmacher ganz richtig als „Canaille“ einge I 
bei ſeinem letzten Beſuch in Breslau der Philoſoph Garve dem wi 
mit der Bemerkung: „Als Ew. Majeſtät geſtern in die Stadt kat 
alles Volk zuſammenlief, um ſeinen großen König zu ſehen, das 1 
Canaille“, da antwortete der König, viel philoſophiſcher als der pa 
Philoſoph: „Setze Er einen alten Affen aufs Pferd und laſſe Er ihn 
die Straßen reiten, fo wird das Volk ebenſo zuſammenlaufen.“ W 
war Friedrich damit ſeiner Zeit voraus und nun gar der unſeriget 

Sowenig er im hiſtoriſchen Sinne ein aufgeklärter Deſpot gewe 
ſo ſehr war er es in perſönlichem Sinne. Ein Typus der 
Geiſtesknechtſchaft, verſchmähte er doch der „Heuchelei dürftige Mai 
ſofern, als er ſie nie mit frommen Redensarten auszuſchmücken ver 
Ihn als Geburtshelfer unſerer klaſſiſchen Literatur und Philoſop 
feiern, gehört zu den abgeſchmackteſten Legenden, von denen ſich die b 
liche Literaturgeſchichte nährt, aber ein Aufklärer im Sinne des v von 
bewunderten Voltaire, ein Anhänger der Aufklärung, von der Sch 
und Schuſter nichts wiſſen dürfen, iſt Friedrich allerdings gewe 
daraus hat er in ſeinen Briefen und Schriften nie das geringſt 
macht. Er gebrauchte die Religion als deſpotiſches Machtmittel; 
Jeſuiten geduldet, als der Papſt Ganganelli den Jeſuitenord 
und ebenſo die lutheriſche Orthodoxie vor allen aufkläreriſchen Atte 
geſchützt, ſo daß ſelbſt ſein lammfrommer Bewunderer Gleim ſich z 
Spott aufſchwang: Er ließ uns alle Freiheit, ſelbſt die Freiheit, 22 
ſein. Allein für ſeine Perſon war ihm alle Religion höchſt wider 
und er mißbrauchte ſie auch nicht, um ſeine Politik zu beſchönigen; 
ſeinen Raub am Hauſe Habsburg nie als eine „Wendung durch 2 
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. gefeiert. Aus den Produkten ſeiner Feder läßt ſich ein ganzes 
enal von boshaften und auch geiſtreichen Spöttereien über die Religion 
religiöſe Gegenſtände zuſammenſtellen. 

Wie wenig Friedrichs bornierter Deſpotismus dadurch entſchuldigt 
rde, hat ſchon Leſſing erkannt in ſeiner bekannten Außerung über das 
laviſchſte Land in Europa“, das der preußiſche Staat ſei und bleibe, trotz 
r „Sottiſen gegen die Religion“, die in Berlin auf den Markt gebracht 
* Zum Glück für Friedrichs Nachruhm aber legte ſich ſein Nach— 
er, nach alter Überlieferung der Hohenzollern, wieder auf die fröm— 
ne Seite, trotz des ſardanapaliſchen Lebenswandels, den er führte, und 
krönte dieſe nichtswürdige Heuchelei, indem er behauptete oder durch ſeine 
ſeaturen behaupten ließ, daß ſein Vorgänger den Hauptgrund zur Frei— 
dikerei gelegt habe. So kam Friedrich in den ganz unverdienten Ruf, ein 
tbringender Genius geweſen zu ſein. In den Tagen nach Jena wurde 
a hiſtoriſches Weſen dann von den preußiſchen Reformern wieder richtig 
ar: allein als ſich nach den Siegen über Napoleon die Heilige Allianz 


. 


kiſtituierte, die den frechſten Deſpotismus in frömmelnde Tracht kleidete, 
urde Friedrich zum zweiten Male ein Held der Aufklärung, zumal da 
leußen in der Heiligen Allianz die erbärmlichſte und unwürdigſte Rolle 
0 und die preußiſchen Machthaber der zwanziger und dreißiger Jahre 


es taten, was in ihrer Macht ſtand, um das Andenken des ketzeriſchen 
nigs zu verdunkeln. 

Bekannt ſind Heines zornige Worte aus dem Jahre 1832 „gegen dieſes 
22 dieſen langen frömmelnden Kamaſchenhelden mit dem weiten 
jagen und dem großen Maul und mit dem Korporalſtock, den er erſt in 
eihwaſſer taucht, ehe er damit zuſchlägt, dieſes chriſtlich-philoſophiſche 
datentum, dieſes Gemengſel von Weißbier, Lüge und Sand, dieſes 
ife, heuchleriſche, ſcheinheilige Preußen, dieſen Tartüffe unter den 
aaten“. So konnte Heine nur im Ausland ſchreiben, und es iſt gewiſſer— 
ßen die andere Seite der Medaille, wenn ſieben Jahre ſpäter der radi— 
lle Junghegelianer Köppen, unter dem Drucke der Zenſur, dieſem Preußen 
( den Schriften des Königs Friedrich, der ſeinen Korporalſtock wenigſtens 
e in Weihwaſſer getaucht hatte, einen Spiegel entgegenhielt, worin es 
ne ganze Schlechtigkeit erkennen und daran verrecken ſollte, was es denn 
eilich nicht getan hat. 

Heute wiſſen wir allzu gut, daß der leibhaftige Kampf mit leibhaftigen 
egnern nicht dadurch gefördert werden kann, daß wir Geſpenſter aus den 
räbern beſchwören, zumal Geſpenſter vom Schlage des Philoſophen von 
ansſouci, der dem Junkertum nicht minder hold und gewärtig geweſen iſt, 
3 heute der Philoſoph von Hohenfinow. Auf dem Deſpotismus des alten 
kitz laſtet noch immer der Fluch der Nation, und zwar um jo wuchtiger, 
verhängnisvoller ſeine Nachwirkungen ſind. Den zweihundertſten Ge⸗ 
irtstag des Königs als nationalen Feſttag zu feiern, wäre ein Spott 10 
le nationale Geſinnung. 


Eher könnte er ſich als dynaſtiſcher Feſttag ſehen laſſen. Denn in der 


ngen Reihe von Hohenzollern, die vor und nach ihm gelebt haben und 
een ſind, zeichnete ſich der König Friedrich durch einige menſchliche 
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bern aus, zumal durch die Verachtung jener „Canaille“, die in 


n Tagen am lauteſten lärmen wird. 


614 rn Feuilleton der 


Anſelm feuerbach. 


Von Diefenbach. | = 

Feuerbachmappe, herausgegeben vom Kunſtwart. München, im Kunſtve | 
bei Georg D. W. Callwey. 12 Mark. „ 
Anſelm Feuerbach, Ein Vermächtnis. Herausgegeben von Henriet! 
Feuerbach. Berlin 1911, bei Meyer & Jeſſen. 268 Seiten. 2,50 Mark. I 
Die Werke Anjelm Feuerbach dünken uns heute innig mit ihrer Be 
verwachſen und ſcheinen uns viele von deren Charakterzügen in edler We 
geiſtigung widerzuſpiegeln. 
Allein trotz der engen Verwandtſchaft mit der eigenen Kulturperiche il 
der Künstler dieſer Werke, was Entgegenkommen und Verſtändnis a 
langt, von einem beſonderen Mißgeſchick verfolgt worden. Er war pe 
ſönlich von ſehr leidenſchaftlichem und künſtleriſch mitteilſamem Nature 
ſchaffensfreudig und ſelbſtbewußt, dazu — etwa wie Nietzſche — vo 
glühender Sehnſucht nach verſtändnisvoller Zuſtimmung verzehrt. Er we 
einer jener Charaktere, die ſich quälen, weil das Publikum nicht mit ihre 
Augen ſehen will, die den Beifall verachten und ſeiner doch bedürfen, ei 
Künſtler, dem der Mangel an Bewunderung zwar nicht die Kompoſitio 
zu verpfuſchen und die Schaffensfreude zu lähmen, aber doch den frohe 
Lebensgenuß häufig genug zu vergällen vermochte. 
In der Zeit der deutſchen Idyllen- und Hiſtorienmalerei war Feue 
bachs Kunſt der öffentlichen Kritik nicht farbig, nicht laut und bunt genu 
Makarts bengaliſches Feuerwerk blendete aller Augen Und ſtellte Feuerba 
in Schatten. Dann, als die Hiſtorienmalerei in Mißkredit kam, als 50 
allem die franzöſiſche Kunſtrevolution mit ihren verſchiedenen Ausbrüche 
die moderne Anſchauungsweiſe erſchütterte und durchdrang, fiel auch Feue 
bach der allgemeinen Gleichgültigkeit gegen die überwundenen Hiſtorien 
größen anheim. Man fand in ihm keine aktuellen Probleme, keine ze 
liſtiſche Urſprünglichkeit, keine barbariſche Proletarierkraft, keine fabe 
haften Farbeneffekte, und ſo verbrachten Feuerbachs Werke wiederum ei 
freudloſes Daſein in Stillen kühlen Galerien und im gemächlichen Beſi 
unbeneideter Privater. Erſt ſeit vielleicht zehn Jahren — zwanzig Jahn 
nach Feuerbachs Tod — iſt im allgemeinen Urteil ein Wandel angebahr 
worden. Allmählich fiel es der Kritik wie Schuppen von den Augen, un 
heute kann man von einer anſehnlichen, weitverzweigten Feuerbachbew 
gung reden. | 
Schüler und Nachfolger feiner Kunſtrichtung hat Feuerbach zwar 1 
Er erſcheint ſelbſt vielmehr als die klaſſiſche Vollendung, die reife Frud 
einer abgeſchloſſenen Kulturentwicklung, an die vorläufig nicht ſo leich 
wieder angeknüpft werden dürfte. Aber Verſtändnis und Bewunderun 
wird ihm heute gebührlicherweiſe immer lebhafter zuteil. Und immer mel 
ſiegt die Einſicht, daß dieſer lang verkannte Meiſter bei aller geiſtigen vo 
nehmheit und Zurückhaltung, bei dem ausgeſprochenen Griechentum ſeine 
Weſens heute für weite Kreiſe ſogar ziemlich leicht zugänglich iſt. 0 
Wachstum der Feuerbachbewegung bezeigt ſich gegenwärtig in mancherl 
Ausgaben ſeiner Briefe, Niederſchriften, Handzeichnungen und 0 0 


Reproduktionen, die in den letzten Jahren veröffentlicht wurden. A 
die eindrucksvollſte und glücklichſte Erſcheinung auf dieſem Gebiet darf ma 
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hl die Feuerbachmappe rühmen, die der „Kunſtwart“ vor kurzem her— 
sgegeben hat. Sie gibt ein ebenſo vielſeitiges wie abgerundetes Bild 
n Feuerbachs Schaffen und bringt durch den gewählten Ton der meiſten 
produktionen die überragende Größe ſeiner Kultur und die Feinheit 
ner Perſönlichkeit gleichermaßen zum Ausdruck. Der Zuſammenklang 
0 Feuerbachſchen Werke, die in Europa von Wien bis Kopenhagen zer— 
eut find, übt in dieſer Kunſtwartausgabe eine Wirkung von ſtärkſter Ein— 
er, Gälte es, für ihr Geſamtbild eine Allegorie zu ſuchen, jo müßte 
an die Geſtalt der Helena im „Fauſt“ erinnern, in der Goethe die Ver— 
ihlung des deutſchen mit dem antiken Geiſte gefeiert hat. 

Wieviel haben die Aſthetiker und Kritiker ſchon über den Wert und Un— 
rt der Hiſtorienmalerei, über die ſekundäre Bedeutung der Idylle, über 
E literariſche Natur des Gedankenbildes, über das Part pour Vart- 
zoblem geſtritten! Ein Überblick über das Lebenswerk Anſelm Feuerbachs 
zt erkennen, daß dieſe äſthetiſchen Fragen im Grunde genau wie die poli— 
chen auch nur „Machtfragen“ ſind: der einzelne Künſtler braucht dieſe 
er jene Theorien und Statuten, um ſeinen Standpunkt für ſich ſelbſt 
rin zu formulieren, um darauf weiterzubauen, um ſich daran feſtzuhalten 
d ſich über ſich ſelbſt klar zu werden. Der einzelne Beſchauer braucht 
0 äſthetiſchen Normen, um für ſein Behagen oder Mißbehagen den kunſt— 
rſtändigen Ausdruck zu finden, und er glaubt dabei meiſtens, irgend— 
chen äſthetiſchen Naturgeſetzen auf die Spur gekommen zu ſein. Sobald 
er nur der richtige Mann kommt, löſt ſeine Kraft das äſthetiſche Pro— 
em eben als eine Machtfrage durch die Praxis, indem er die mühſelig in 
n Sand gezogenen Grenzen der Kritik wie ein olympiſcher Sieger leicht— 
ßig überſpringt, neue Bewertungen erzwingt und auf dem vermeintlich 
fruchtbaren Boden mit den glücklichen Händen des Genies und der 
igend den köſtlichſten Lorbeer pflückt. So iſt auch an der Feuerbachſchen 
init mit der üblichen Elle älteren oder jüngeren Maßes nicht viel aus— 
richten. Auf ſeine Mythen⸗ und Genrebilder, ſeine Idyllen und ſeine 
arſtellungen literariſcher Vorwürfe aus der Antike, der chriſtlichen Über— 
ferung und der Renaiſſance wollen die Schulbegriffe, wenigſtens dort, 
es ſich um ſeine Meiſterwerke handelt, nicht mehr zutreffen; ſie wirken 
frei, zu perſönlich, zu groß und ſelbſtändig, um ſich durch eine kurze, 
ablonenmäßige Etikette erſchöpfend charakteriſieren zu laſſen. 

Durch Feuerbachs Werke zieht eine wunderbar muſikaliſche Stimmung, 
e ſich ſchon in einem Selbſtporträt des vielleicht fünfzehnjährigen Knaben 
ndgibt, die aus tauſend Bewegungen jpäterer Geſtalten, mögen ſie 
äumen, kämpfen, weinen oder muſizieren, immer wieder herausklingt, 
id die in einem ſeiner letzten Bilder, dem „Konzert“, noch einmal in 
llen Akkorden zur Geltung kommt. Der Rhythmus ſeiner Linien hat 
nen ſanften, harmoniſchen Fluß. Es iſt ein Wohllaut der Form, der über 
ne Geſtalten Licht und Schatten, Ruhe und Bewegung mit zärtlicher 
orgfalt verbreitet. Seine Hiſtorienmalerei läßt ſich, wenn man die land— 
ufigen Begriffe einer womöglich noch vaterländiſchen Theatralik damit 
rbindet, überhaupt nicht als ſolche bezeichnen: nicht nur, weil ſie ſich 
undſätzlich keine „nationalen“ Stoffe wählte, was ihr bei einem etwa 
deral geſinnten Künſtler in den ſiebziger Jahren doppelt hoch anzurechnen 
fie iſt keine Hiſtorienmalerei in dem Sinne, daß ihr auch nicht ein 
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Hauch von oer ten Weſen anhaftet. Viel eher wirkt fie 1 
phoniſch. Die ganze Kultur einer hochgebildeten ſüddeutſchen Bürg 
die den erklärten Philhellenen, den Verfaſſer des vatikaniſchen Apollo, 
einen bedeutenden Juriſten und den berühmten Philoſophen ſeines N 
ihm zur nächſten Verwandtſchaft geſellte, hat in Anſelm Feuerbachs 5 
ihren ſichtbarſten Ausdruck gefunden. Die klaſſiſchen Humanitä 
ſtanden ihm von Jugend auf vor Augen, und er rühmt ſich freudig u 
von feiner Stiefmutter als „Anſelm Feuerbachs Vermächtnis“ jpäte 
ausgegebenen Nachlaßwerk, daß er den Klaſſizismus ſchon mit der 
milch eingeſogen habe. Mit dieſem griechiſchen Klaſſizismus hat 
moderne Weichheit des Gefühls vereinigt zu einer Größe und 31 
Menſchlichkeit, die ſeine ganze Malerei mit einheitlichem Geiſte dure 
und dadurch in mancher Hinſicht an Beethoven erinnert. Dafür, d 
„Größe“ und „Menſchlichkeit“ als die Leitſterne ſeiner Kunſt bew 
leuchtet haben, laſſen ſich aus jenem Vermächtnis — einer wertvolle 
biographie und Selbſtkritik mit mancherlei Polemik — zahlreiche 05 
anführen. > 
Dabei beruht Feuerbachs klaſſiſche Größe durchaus nicht ee in ei 
titaniſchen Kraft, die bei ihm ſogar für bewegte Maſſenkompoſt 
manchmal nicht bis zur vollendeten Löſung ausgereicht hat. Voll 
iſt er vielmehr in der Stärke ſeiner Stimmung, und dieſe iſt imme 
voll, ruhend, vornehm und zugleich rührend. Feuerbach iſt keuſch und 
fräulich, aber nicht aus Spießbürgerlichkeit, ſondern in einem gewiſſen 
von frauenhafter Schwärmerei, der ſich übrigens in ſeinen Bild 
ſtärker als in ſeinen ſchriftlichen Aufzeichnungen ausprägt. Hier wi 
Schilderungen ſeiner Freunde gibt er ſich ſehr ſtolz, perſönlich unn 
und ziemlich aggreſſiv, viel zu verſchloſſen, um die innerliche Wei 
ſeines Weſens in Worten kundzutun. Aus ihr floſſen jeine liebenswü 
Kinderſzenen, die Bilder edler Frauen, die in unberührter Erhab 
majeſtätiſch wie Veſtalinnen wandeln. Ein anakreontiſcher Zauber, 
heimer Abglanz von Vergänglichkeit, die Schwermut römiſcher Zyp 
haine und verwilderter Olivengärten ruht auf den Geſtalten und de 
ſchaften. Die Natur iſt bei ihm ſtets wunderbar auf den ſeeliſchen Vo 
im Menſchen abgeſtimmt, mag er eine ſehnſüchtige Iphigenie ode r 
brütende Medea darſtellen. Die Laute der Natur, die Wellen der 
ſtimmen in die verborgenen Gedanken ihrer Seelen ein und klingen 
wie in den Verſen des ihm geiſtesverwandten Hölderlein: „An ſeinen 
aber wacht und rauſcht das alte Meer“. Von ähnlich ſeeliſcher Wirku 
das troſtlos dämmernde Zwielicht in dem unterweltlichen Geſtein, au 
Orpheus die langſam erwachende Gattin heraufführt. Es geht der 
Feuerbach ähnlich wie dem Sänger Orpheus: wenn er mit ſei 
beginnt, fangen die Bäume und Felswände mitzutönen an. Die 
Vertiefung ſeiner Geſichter iſt manchmal unübertrefflich und kommt mi 
in den Handzeichnungen zu den großen Gemälden am beſten zur Geltun 
Man könnte zum Beiſpiel einen Alkibiades, der von einer Mädchenſcha 
geben in das Sympoſion des Plato und Sokrates bei Agathon h 
taumelt, nicht ſchärfer charakteriſieren als in jenen Zügen voll überm 
Ironie, voll Geiſt und Genußſucht; das Glänzende, Blendende und 
tiſche ſeines Weſens erinnert unmittelbar an das bekannte Heinere 
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d d' Angers und zeigt durch dieſe gewiß zufällige Ahnlichkeit, über 
es Maß von pſychologiſcher Schärfe Feuerbachs genialer Pinſel verfügte. 
0 führen bei Feuerbach zahlloſe Fäden aus dem bloß Maleriſchen ins 
liche, ins Perſönliche, Poetiſche und Humaniſtiſche hinüber. Und 
jo der Künſtler in den Augen gewiſſer exkluſiver Aſtheten verlieren 
do gewinnt er dadurch für uns um fo mehr als Geſamterſcheinung, 
me Größe von allgemeiner kultureller Bedeutung. Dadurch beſitzt auch 
Vermächtnis“ Feuerbachs, das kürzlich in einer geſchmackvollen Volks⸗ 
abe erſchienen iſt, einen hohen Reiz der Perſönlichkeit. Seine Kraft 
demperaments, die Anſchaulichkeit des Stils bringt den unbändigen 
ffensdrang des Künſtlers ebenſo imponierend zur Geltung wie den 
chütterlichen Glauben an ſich ſelbſt; einen Glauben, der dem halb— 
igen Knaben in einer ſubalternen Schülerſtellung den ſtolzen Troſt 
ſtert, daß auch Raffael mit fünfzehn Jahren einmal als Farbenreiber 
men habe. Dieſe Zuverſicht berührt auch dort noch ſympathiſch, wo ſich 
rbach zu jener traditionellen Künſtlerſchar geſellt, die als völlig un— 
ice „Liberale“ über das deutſche Elend eigentlich nur deshalb ein- 
5 klagen, weil ſie den Mangel an vaterländiſchem Kunſtverſtändnis am 
en Leibe ſo ſchmerzlich verſpüren. Auch Feuerbach ſtreift auf ſeiner 
gten Wanderſchaft das öffentliche Leben in Deutſchland nur ſo weit 
mwirſchen Worten, als es bei Ausſtellungs⸗ und Kunſthandelsſorgen 
eine Rolle ſpielt. Sobald ihm aber einmal Seine Königliche Hoheit 
hroßherzog von Baden per Zufall ein Bild abkauft und es gar in dem 
herzoglichen Schloſſe unterbringt, gibt er weich und empfindet darüber 
erweiſe eine „große Beruhigung und Dankbarkeit“. 

ie beſprochene Wiedergabe Feuerbachſcher Werke repräſentiert die un— 
elhaften Verdienſte des Kunſtwart um eine volkstümliche Kunſtver— 
ung ganz beſonders glücklich. Die Auswahl der Gemälde iſt recht voll— 
ig, immerhin vermißt man eine Reproduktion des poeſievollen Bildes 
Paolo und Francesca in der Münchener Schackgalerie, weiter jene 
tgarter Nanna, die in königlicher Haltung wie eine gefangene Fürſtin 
rt, und die berühmte Handzeichnung des rückwärtsfallenden Ama— 
nmädchens ungern. Viel ſchlimmer find jedoch die 30. Seiten er⸗ 
enden Textes, die vermutlich Herr Avenarius in Perſon beigeſteuert 
ieſer iſt als erfolgreicher Kunſtpopulariſator allenthalben anerkannt; 

leider bringt er es, ſelbſt angeſichts eines ſo vornehmen und ver— 
jenen Künſtlers wie Feuerbach nicht fertig, ſich ſeines widerlichen 
3, ſeiner anmaßenden und wohlmeinenden Redeweiſe zu entſchlagen. 
zarius hat ohne Zweifel Ideen über Kunſtfragen und vermag auch auf 
m Gebiet manche Dinge ſehr verſtändlich darzuſtellen. Aber er gefällt 
yabei in einer altväteriſchen Onkelrolle als „Begleiter“ und „Führer“ 

„Suchende“, denen es „ums Lernen“ zu tun iſt, die er bei der Hand 
nt, und zu denen er ſich mit einer beſonderen Art literariſcher Zu— 
lichkeit gemütlich „aufs“ Sofa ſetzt, um ihnen bei Feuerbach „ſein 
ſches“ und „ſein beſonderes Allerperſönlichſtes“ zu zeigen. Dieſe Bon⸗ 
e gegen den Beſchauer wie den Künſtler kleidet er in eine greulich ger 
e, finnig geſpreizte und verquälte Sprache, die auch den beſcheidenſten 
perſönlich erbittern muß. Dem ſchellenlauten Kunſtpaſtor möchte 
bie a Stendhals empfehlen, der eine Zeitlang jeden Morgen 
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zwei oder drei Seiten aus dem Code eivil las, um immer natür 
bleiben. Bei Avenarius aber führt die wichtigtueriſche Geſchwätzig 
einem Mangel an intellektueller Scham, mit dem ſich eine gedeihliche 
pflege auf die Dauer nicht verträgt. . 
Trotz dieſer textlichen Ausſtellungen darf man das Feuerbachſche 
produktionswerk wie auch ſein „Vermächtnis“ allen größeren Ar 
bibliotheken als preiswerten und genußreichen Beſitz aufs wärmf 
Anſchaffung empfehlen. : 1 
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Max Deſſoir, Abriß einer Geſchichte der Pſychologie. (Die Pſychologie in 
darſtellungen, 4. Band.) Heidelberg 1911. XI und 272 Seiten. Geheftet 
gebunden 5 Mark. 

Otto Klemm, Geſchichte der Pſychologie. (Wiſſenſchaft und Hypotheſe, 8 
Leipzig und Berlin 1911. X und 388 Seiten. Gebunden 8 Mark. 8 

„Entbunden von der ausſchließlichen Bewertung nach dem Maßſtabe 0 

Richtigkeit, den die ſyſtematiſche Darſtellung der Wiſſenſchaft anlegt, entzü 

das Intereſſe des Hiſtorikers an dem Werden der Gedanken ſelbſt und find 

Befriedigung in deſſen Enthüllung“, mit dieſen etwas geſpreizten Sätzen 

Vorwort des Klemmſchen Buches rechtfertigen ſich die erſten Verſuche der 

Autoren, die Geſchichte einer Wiſſenſchaft zu ſchreiben, die eigentlich noch 

Kinderſchuhen ſteckt. Doch mag man ſich zu den Einzelreſultaten der modernen Pſy 

logie noch ſo kritiſch ſtellen, die Geſchichte der Seelenwiſſenſchaft enthüllt deu 

den Fortſchritt unſerer Experimentalpſychologie, endgültig mit der alten Vorſtelle 
aufgeräumt zu haben, daß der Menſch „zugleich nochmals in ſich ſelbſt, als Eier 

Menſch in dem großen Menſchen ſitze“ (Ebbinghaus). Es iſt äußerſt reizvoll, 

allmählichen Sieg der Anſchauung zu verfolgen, daß die Seele „nichts iſt aus 


der Geſamtheit ihrer Gehalte und Betätigungen; nicht ein Weſen, das noch ü 


5 


bliebe, wenn man von allen ſeinen Erlebniſſen abſieht, oder das ſich als eine ſo 
ſtändige Macht auch gegen dieſe Erlebniſſe wenden könnte“ (Ebbinghaus). “% 
Werden gerade dieſer Gedanken iſt allerdings in voller Deutlichkeit in keinem 
beiden Bücher dargeſtellt worden. Am wenigſten in dem Abriß des Berliner g 


feſſors Deſſoir. Deſſoir ſchließt feine Darſtellung mit der Pſychologie Herb: 
ab und gehört ſelbſt noch zu den vorfechnerſchen, mehr ſpekulativen Pſycholon 
In der Geſchichte der Pſychologie entdeckt er drei pſychologiſche Ideen, ai 
ſchiedene Seelenbegriffe, die während der ganzen Entwicklung bis zum heut? 
Tage nebeneinander wirkſam ſeien: die Seelentheologie und Seelenmetaphhſik ( 
Pſychoſophie), die Auffaſſung von der Seele als einem „Prinzip der Tätigkeit n 
menſchlichen Körper“ (die eigentliche Pſychologie) und die „praktiſche und fünjtler) 
Seelenkunde“ (Pſychognoſis, auch Charakterologie). Deſſoir hütet ſich ängſtlichg 
„verfälſchen“ und „künſtlich eine einfache gerade Linie des Werdegangs herzuſtell“ 
Tatſächlich ſpielt ja noch die Seelenmyſtik in den Kreiſen eine Rolle, in denen m 
an Tiſchrücken und Geiſtererſcheinungen glaubt. Aber der Profeſſor tut doch ar 
gläubiſchen Bauernfrauen, überkultivierten Stadtdamen und geriebenen Gare 
rinnen, die auf die nie ausſterbende Dummheit rechnen, zu viel Ehre an, wen e 
deren Hokuspokus und ihre „zugehörigen Theorien, die philoſophiſches Bürger h 
errungen haben“, den noch heute geltenden pſychologiſchen Anſchauungen zurecht 


Auch Klemm, Geſchichte der Pſychologie, urteilt: „Aber dieſe okkulten BEN 
ichaften, die mit dem Spiritismus offenkundig in die Gegenwart hineinreichen, 
mit den Verſuchen einer wiſſenſchaftlichen Analyſe des Seelenlebens kaum in de 
rührung geraten“ (S. 8). un 
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ß Deſſoir auch ſonſt die Bedeutung und der Umfang der modernen experimentellen 
ſchologie nicht klar genug aufgegangen iſt, zeigt feine Polemik gegen die an— 
sandte Pſychologie. So leiſtet er ſich den in feinem Gedankeninhalt wirklich über⸗ 
ltigenden Satz, daß „die Bedeutung der Individualitätsmeſſungen und Stich— 
benmethoden (mental tests) groß, aber nicht genügend ſei, um ein von einem 
hter oder Hiſtoriker gezeichnetes literariſches Porträt zu erſetzen (S. 15), als 
es je einem Pſychologen eingefallen wäre, Literatur und Geſchichtswiſſenſchaft 
den Schindanger zu werfen. Gleich falſch in feiner allgemeinen Form iſt aber 
ber Satz, die experimentelle Menſchenkenntnis ſei ebenſo ein Unding wie 
experimentelle Roman. Nur wenn man in dem „ wirklichen Gefüge einer 
ſchiſchen Perſönlichkeit“ ein beſonderes myſtiſches Band und etwas „Höheres“ 
den Geſamtkomplex aller Teilinhalte der Pſyche ſucht, wird man ſich mit der 
deckung der ſozialen, hiſtoriſchen und pſychologiſch-individuellen Bedingtheiten 
ht begnügen. 

Dennoch kommt Deſſoirs Abriß in Frage, weil er neben Klemm die erſte 
ſamtentwicklung der Pſychologie enthält. Zudem zeichnet er ſich durch eine Fach— 
drücke vermeidende, klare Sprache aus, ſo daß er für den philoſophiſch aber 
t pſychologiſch gebildeten Arbeiter ohne weiteres verſtändlich iſt. Schließlich hat 
den Vorteil, daß er den Entwicklungsgang mehr chronologiſch verfolgt und jeden 
ſchologen zuſammenhängend in einem Abſchnitt behandelt. Die Einzelbilder ſind 
ſerundet und entbehren nicht treffender und feinſinniger Bemerkungen. Schriften-, 
men und Sachverzeichniſſe erleichtern den Gebrauch. 

Klemms, des Leipziger Privatdozenten Werk, bedeutet eine wertvolle Ergänzung 
Deſſoirſchen Buches, das es in vielem übertrifft. Zwar fehlt es ihm an der 
ſulären Darſtellung. Dafür bietet es aber eine Fundgrube wiſſenſchaftlichen 
‚terials, das bis für die neueſte Zeit verarbeitet iſt. Geht Deſſoir von den 
blemen aus, die die dargeſtellte Vergangenheit beſchäftigten, fo verfolgt Klemm 
hr die Entwicklung der uns heute intereſſierenden Fragen. Deſſoir behandelt 
Pſychologie mehr als Anhängſel der Philoſophie; Klemm berückſichtigt auch 
‚je weitgehenden Einflüſſe, hebt aber — was weit wichtiger und richtiger — den 
ſammenhang aller pſychologiſchen Forſchung mit naturwiſſenſchaftlichen und be— 
ders mediziniſchen Erkenntniſſen hervor. Klemm geht tief ins Detail, ohne die 
gemeinen Zuſammenhänge außer acht zu laſſen. Gewiß iſt die Lektüre ſeines 
ches ein Studium; aber es bietet dafür als Ganzes und in feinen Einzelheiten 
ßen Genuß.“ Für den, der pfſychologiſch vorgebildet iſt, bedeutet es geradezu 
e Freude, den getrennten, verſchlungenen und wieder zuſammenlaufenden Ge— 
ikengängen zu folgen. Man konnte es faſt als ein Seitenſtück zu Windelbands 
ſchichte der Philoſophie, dieſer geiſtreichen Geſchichte philoſophiſcher Probleme, be— 
nen, wenn nicht der Boden unter Klemms Füßen fo viel unſicherer, ſchwankender 
re. Mit der Anerkennung des Klemmſchen Buches ſoll natürlich nicht gejagt 
1, daß wir jedes Urteil richtig, jede Charakteriſtik treffend, jeden Kauſalzuſammen⸗ 
0 ausreichend fänden. In der Grundauffaſſung, die jetzt alle experimentellen 
ſchologen verbindet, ſtimmen wir aber mit ihm überein: über den Wert der 
ſchologiſchen Reſultate und ihrer Theorien entſcheidet das Experiment, keine vor— 
aßte Vulgärmeinung, keine aprioriſtiſche Theorie, kein philoſophiſches Syſtem. 
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ſtellen. . Eine Konſequenz dieſer Entdeckung waren die bekannten Hemden 
gers zur Verhinderung einer allzu großen Ausdünſtung der Seelenſtoffe“ (S. 41). 
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geladen zu haben ſcheint, damit die übrigen Kapitel von Patriozismen um 


Ausſtattung von ſchöner Zweckmäßigkeit und mit Abbildungen verſeh 
weite Reiſe lebendig ergänzen. N BE 
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Experimente können nur durch Experimente widerlegt werden. Als exakte 
ſchaft hat es die Pſychologie nur mit exakten Methoden innerhalb des eige 
bietes zu tun. ee = Be 
Das Klemmſche Buch gliedert ſich ſyſtematiſch in drei Hauptabſch 
erſte behandelt unter „Allgemeine Richtungen der Pſychologie“ die metaphyſi 
empirische Pſychologie. Der zweite gibt eine „Entwicklung der pſychologiſcher 
begriffe“, insbeſondere des Bewußtſeinsbegriffs, der Methoden und des pfy 
Maßes. Im dritten Abſchnitt wird die „Geſchichte der wichtigſten pſycholo 
Theorien“ über Empfindung, Wahrnehmung, Gefühls- und Willensvorgä 
wickelt. Ein ausführliches Namensverzeichnis geſtattet die Zuſammenſtellu 
durch die Syſtematik getrennten Ausführungen einzelner Pſychologen. 
Die vornehmliche Berückſichtigung der modernſten Entwicklung in dem e pf 
werten Klemmſchen Buch beſtätigt das Urteil eines Pſychologen unſere 
daß „die Pſychologie zwar eine lange Vergangenheit, doch nur eine kurz 
habe“. E 


Sven Hedin, Von Pol zu Pol. Leipzig 1911, Verlag Brockhaus. 312 
Preis gebunden 3 Mark. ee 
Das Buch will ein Volksbuch fein, das mit knappen, abwechſlungsreichen K 
die Eindrücke einer Weltreiſe vermittelt und neue Reiſen anregt. Zu einem 
Buche gehört mehr denn der gute Wille eines Autors, gehört ein Weltreiſen 
abenteuerliche Tage hinter ſich hat, und eine Feder, die Erlebniſſe lebendig 
ſtalten weiß. In Sven Hedin iſt beides vereinigt: Der Kosmopolit, der ſo 
abenteuerliche Fahrt zur Erforſchung Inneraſiens unternahm, wie auch die 
die farbig zu ſchildern und auch die großen geſchichtlichen Hintergrün 
Völker in knappe, plaſtiſche Bilder zu bannen weiß. Ob er ein Orientme 
geſtaltet oder eine Wüſtenfahrt ſchildert, ob er von kirgiſiſchen Reiterſpiel, 
Tibet, von Marco Polo oder vom König der Dſchungeln erzählt — aus allen 
ſpricht der Weltreiſende, der aus eigenem Erleben und aus der von eigen 
befruchteten Phantaſie ſchöpft. Das Buch iſt gewiſſermaßen der populäre 
ſchlag von Hedins großen wiſſenſchaftlich⸗geographiſch vertieften Reiſewerke 
volkstümliche Aſienfahrt mit lokalen Abſtechern ins Geſchichtliche und Naturg 
liche! Vom Standpunkt einer freien politiſchen Auffaſſung ſehr beſtimmt a 
wären unter den 72 Kapiteln jenes vom Balle am deutſchen Kaiſerhof 
vom Wiener Klempner, in welch beiden Hedin ſeinen monarchiſchen 


belaſteter bleiben. Trotz ſeines billigen Preiſes iſt das Werkchen in E 


Julius Zerfaß, Ringen und Schwingen. Gedichte eines Proletariers 
Wilhelm Borngräber. Preis 1,50 Mark. ö f 


Für die kulturelle Bedeutung einer aufſteigenden Volksſchicht kann 
beſſeren und ſichereren Maßſtab geben als ihre Betätigung auf den Gebi 
rein geiſtiger Art ſind. Dies trifft auch für das im modernen Klaſſenkampf 
Proletariat zu. Nicht nur Wiſſenſchafter von Ruf und Bedeutung, vorbil i 
didakten ohne akademiſchen Lehrgang ſind zahlreich aus ſeinen Reihen 
ſondern auch Künſtler, die in dem, was ſie, mochte es auch noch ſo perſöt 
der Offentlichkeit zu ſagen hatten, das Wünſchen und Hoffen ihrer Kla 
Ausdruck brachten. Soweit dieſe Künſtler die Dichtung zu ihrem 
wählten, hatte die Form mitunter dem Inhalt gegenüber ein wenig zu 
Sprache zu packenden und anſchaulichen Bildern zu zwingen, die ſi 
fließend dem Gedankengang des Poems einſchmiegten, hatte für m 
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eren Arbeiterdichter ſeine Schwierigkeiten. Das Lehrhafte und rein Rhetoriſche 
erwog in der Darſtellung; wer Gefühlswirkungen ſuchte, kam oft zu kurz. 
Die letzten Jahre aber brachten namentlich der proletariſchen Jugend auch 
je Umwertung der Gefühlswelt. Nicht nur das rein Gedankliche ſollte von den 
Aetariſchen Emanzipationsbeſtrebungen profitieren, ſondern auch das Empfinden 
d Genießen. Zu wie hohem Grade ſich dieſe Umwandlung proletariſchen Seelen⸗ 
ens vollzogen, das beweiſen die vorliegenden Gedichte von Julius Zerfaß. 
Zerfaß, der noch in recht jungen Jahren ſteht, war Gärtner; ein Unfall machte 
früh zum Arbeitsinvaliden. Wie ſelten einer hat er Not und Kümmerniſſe des 
bens am eigenen Leibe erfahren. Dieſe trüben Umſtände aber zwangen ihn viel⸗ 
cht gerade, auch das Leid ſeiner Klaſſengenoſſen zu erkennen. So wurde der vom 
ein zur Seite Gedrüdte zum Kämpfer; fo wurde der Kämpfer zum Dichter. 
d als Dichter lernte Zerfaß die Sonne ſuchen und ſchauen. Sonnenfreudigkeit 
d Lebensbejahung ſind der tiefe und heilige Kern aller ſeiner Dichtungen. In 
Ureichen Variationen prägt er immer dieſe beiden Werte zu neuen poetifchen 
endungen, in denen all ſein politiſches Hoffen zum Ausdruck gelangt: 


Ja, wir ſind arm, doch ſchwach ſind wir nicht, 

Wir haben die Kraft, zu erhalten die Welt; 

Wir haben die Kraft, die den Felſen zerbricht, 
= Der uns den Blick zur Sonne veritellt. 
Oft haben die Bilder, die uns Zerfaß in ſeinen Strophen gibt, etwas ungemein 
oßes und Bewältigendes, das an die Kunſt Meuniers gemahnt. Immer iſt es das 
ſprüngliche, das den Leſer packt; das von dichteriſchen Vorbildern Unberührte 
e Schilderung, wie es ſich zum Beiſpiel in dem Gedicht „Arbeit“ kundgibt, iſt von 
tier Wirkung. Die Sprache iſt mitunter geſucht naiv. Tönende Beiworte fehlen, 
Wert iſt auf die Einfachheit und Anſchaulichkeit des Ausdrucks gelegt. Die der 
ßeren Form anhaftenden Mängel und Holprigkeiten vergißt man beim Leſen. 
e gewaltige Wucht proletariſcher Kümmerniſſe, die in die Strophen des vorliegen- 
1 Büchleins gebannt iſt, geben ihnen Takt und Rhythmus; ehrlicher Zorn und 
wmbige Siegeshoffnungen flammen begeiſternd in ihnen. Von den zahlreichen 
Aetariſchen Versbüchern, die die letzten Jahre brachten, iſt „Ringen und 
hwingen“ eines der beſten und, für die dichteriſche Zukunft des Autors, meiſtver⸗ 
echenden. Wer ſich ernſt in das Büchlein vertieft, wird ſich ſeiner ſtarken Wir⸗ 


ag nicht entziehen können. 1. . 


3 Lofe Blätter. 


Charles Dickens. Von den drei großen engliſchen Romanſchriftſtellern aus der 
igen Regierungszeit der Königin Viktoria, Bulwer, Dickens und Thackeray, iſt 
ckens der in Deutſchland beliebteſte und geleſenſte geweſen, obgleich ihm die 
teratur und die Philoſophie des Feſtlandes viel weniger vertraut war als ſeinen 
den klaſſiſch gebildeten Nebenbuhlern. Aber dafür übertraf er ſie weit durch 
n urwüchſiges Talent und jene unverwüſtliche Arbeits⸗ und Lebenskraft, die 
leicht ſeine auszeichnendſte Eigenſchaft geweſen it. 

Er war ganz und gar Engländer, ja es iſt nicht mit Unrecht geſagt worden, 
b er den Kockney von London nie völlig los geworden ſei. In feinen Briefen, 


. 


ſein Freund Forſter nach ſeinem Tode herausgegeben hat, klagt er immer 

eder, wenn er ſich auf Reiſen befindet, ſelbſt in den Bergen der Schweiz, die 

dei noch nicht ſo vom Touriſtenſchwarm durchtobt war wie heute, über 

u Mangel an Straßenlärm, der ihm für feine dichteriſche Produktion unerläßlich 
„Ich kann nich ſagen, wie ſehr die Straßen mir fehlen“, ſchrieb er 1846 

s Lauſanne, wo er einen ſeiner größten Romane (Dombey und Sohn) verfaßte. 


s iſt, als ob ſie meinem Gehirn etwas gäben, deſſen es, wenn es arbeiten jı 


* 


= — Feuilleton der x Neuen 


nicht entbehren kann. Eine Woche, vierzehn Tage kann ich wunderbar ſchreibe 
an einem entlegenen Orte; ein Tag in London genügt dann, mich wieder au 
zuziehen und von neuem loszuſchießen. Aber die Mühe und Arbeit, zu ſchreibe 
Tag für Tag, ohne dieſe magiſche Laterne, iſt ungeheuer... . Meine Figure 
ſcheinen ſtillſtehen zu wollen, wenn ſie keine Menge um ſich haben. Ich ſchrie 
gar wenig in Genua und glaubte einen derartigen Einfluß zu verſpüren 
aber, guter Gott, dort hatte ich doch wenigſtens zwei Meilen Straße, in der 
Beleuchtung ich nachts herumirren konnte, und ein großes Theater jeden Abend 
Dutzende ähnlicher Klagen ließen ſich aus den Briefen des Dichters san 
Unter ſeinen Brüdern in Apoll ſteht er darin ganz einzig da. 

Das nervenzerrüttende Leben der Weltſtadt iſt der eigentliche Atem fein 
dichteriſchen Schaffens geweſen. Er kannte ſie in allen Höhen und Tiefen; m 
einem wunderbaren Scharfblick wußte er ihre ſozialen Typen aufzufaſſen und 
lebendigen Geſtalten zu verkörpern, von denen viele bis auf den heutigen Tag 
England und ſelbſt über Englands Grenzen hinaus populär geblieben fin 
Mr. Pickwick und ſein Sam Weller mögen ſich an Weltruhm ſelbſt mit De 
Quichotte und ſeinem Sancho Panſa meſſen, Dabei blieb das Herz des Dichter 
auch zur Zeit, wo er der gefeierte Tiſchgaſt von Miniſtern und mit allen b 
rühmten Namen Englands eng befreundet war, den Armen und Elenden, an 
deren Mitte er ſich mit ungeheurer Geiſtes- und Lebenskraft ins Land d 
ſonnigen Ruhmes gerettet hatte. Niemand konnte tiefer mit den Stiefkindern d 
Natur empfinden, den Blinden, Stummen und Tauben, niemand aber auch tief 
— was ungleich mehr ſagen will — mit den Stiefkindern der Geſellſchaft. Sell 
bürgerliche Aſthetiker haben, halb anklagend, halb bewundernd, von Dickens g 
ſagt, daß ihn in ſeiner Sympathie für die arbeitenden Klaſſen nicht die Rohe 


nicht das Verbrechen, nicht die Unſittlichkeit, ja ſelbſt nicht einmal der e 


beirrt habe. 

Faſt ans Unglaubliche ſtreift ſeine Schöpferkraft. So ſehr er in vollen gig 
das bewegte geſellſchaftliche Leben genoß, das ihm der reiche Ertrag feiner Di 
tungen ermöglichte, ſo ſchuf er doch im Laufe von kaum zwei Jahrzehnten zwi 
große Romane, daneben eine Menge von kleinen Erzählungen und Skizzen, a 
jährlich eine Weihnachtsgeſchichte, dazu Reiſetagebücher und anderes mehr; jel) 
Dinge, die ſonſt das Leben eines ganzen Mannes erfordern, wie die Gründu 
einer großen Zeitung, der „Daily News“, oder einer gediegenen Wochenſchri 
der „Houſehold Words“, erſchienen bei ihm durchaus nur als Nebenwerke. M 
hat ſich ſeine Produktivität durch ihre Flüchtigkeit erklären wollen, man hat de 
Dichter den Mangel aller Okonomie vorgeworfen, die Ungeſchicklichkeit, won 
meiſtens der Knoten geſchürzt und gelöſt wird, die Unwahrſcheinlichkeiten d 
Fabel, die Manier im Stil, die Außerlichkeit der Komik, die fratzenhafte Übe 
treibung und manches andere. Vieles von dieſen Vorwürfen iſt in der Tat ſchn 
zu widerlegen und mag ſich aus der Leichtigkeit erklären, womit Dickens prod 
zierte. Doch iſt man viel zu weit gegangen, wenn man ihm den Lorbeer d 
Dichters überhaupt ſtreitig machen wollte, weil er in vielen ſeiner Schöpfung 
und nicht in den ſchlechteſten, praktiſche Zwecke verfolgt hat. 

Es ſei nur an „Oliver Twiſt“ erinnert, worin er die Armenpflege, oder 
„Nicholas Nickelby“, worin er das Schulweſen, oder an „Bleakhouſe“, worin 
das Gerichtsweſen mit beißendem Spotte ſchildert. Beiläufig ſind dieſe Roma 
ſo ſchauderhafte Zuſtände ſie enthüllen, doch auch wieder ein Ruhmestitel des ei 
liſchen Volkes. Hätte ein deutſcher Dichter zur Zeit, wo Dickens ſchrieb, Di 
würde heute auch nur ein deutſcher Dichter wagen, die offiziellen Inſtitutior 
des Reiches ſo in ihrer Gebrechlichkeit und Verknöcherung darzuſtellen, wie Dicke 
zum Beiſpiel die engliſche Rechtspflege in „Bleakhouſe“, ſo würde ſein Name 
allen patriotiſchen Kreiſen, einſchließlich der „liberalen Kalbsköpfe“, als eil 
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ders der Reichsherrlichkeit verfemt werden, und die beleidigten Gerichte 
n ſich ihre echt preußiſche Genugtuung bereiten, indem fie den Übeltäter 
ngem Nachdenken hinter ſchwediſchen Gardinen einluden. Es iſt etwas 
es in dem Dichterwort: 


Nur ein freies Volk iſt würdig eines Ariſtophanes! 


im aber auf Dickens zurückzukommen, fo hielt er nicht die Tendenz in Kunſt— 
n für verwerflich, ſondern nur die Tendenz, die mit unkünſtleriſchen Mitteln 
et. Und in der Wahl dieſer Mittel iſt Dickens, wie feine von Forſter heraus— 
men Briefe zeigen, von außerordentlicher Gewiſſenhaftigkeit und Umſicht 
en. Freilich nach einer Aſthetik, die er ſich ſelbſt gemacht hatte. Aber ſchon 
ig hat gewußt, daß jedes Genie ſich neue Regeln ſchafft, und fo ſtreng die 
je der Aſthetik darauf dringen mag, die Grenzen des ethiſchen Urteils und 
inſtleriſchen Geſchmacks ſcharf zu ziehen, ſo werden ſich dieſe Grenzen in der 
8 des künſtleriſchen Schaffens doch immer verwiſchen, was viele der be— 
teſten Kunſtwerke aus allen Völkern und Zeiten bekunden. „Die Menſchen 
fern und zu bekehren“ iſt ein unausrottbarer Trieb auch auf dem Gebiet 
dichtung und Kunſt, und ihm mit ängſtlicher Scheu auszuweichen, kann zu 
o widerlichen Extremen führen wie die geſchmack- und ſalzloſen Brühen, in 
ſich die ſatte Moral jo oft unter dem Schein der Kunſt ergoſſen hat. j 
Bie ſtark das künſtleriſche Temperament in Dickens trotz alledem war, beweiſt 
ſchlagender als die Tatſache, daß er ſich trotz feiner geſpannten Aufmerk— 
it auf die wichtigſten Fragen des öffentlichen Lebens und trotz ſeiner radikal— 
kratiſchen Geſinnungen dem aktiven politiſchen Leben fern hielt. Andere 
de für dieſe Zurückhaltung, etwa Mangel an Einſicht oder gar an Mut, find 
idens vollkommen ausgeſchloſſen, denn er hat oft die empfindlichſten Stellen 
er Haut der herrſchenden Klaſſen mit rauher Hand angetaſtet. Aber ſeine 
kratiſche Überzeugung hielt nicht ſtand, wo ihm ein gänzlicher Mangel 
inſtleriſchem Empfinden entgegentrat; wie bitter und ungerecht hat er über 
zereinigten Staaten abgeurteilt. Umgekehrt verſöhnte ihn das Künſtleriſche 
talieniſchen Lebens mit den argen Zuſtänden der italieniſchen Mittel- und 
ſtaaterei. Als er einmal aus Italien in der Schweiz eintraf, ſchrieb er: „Die 
lichkeit der kleinen Kinderhäuſer iſt wirklich wunderbar für die, die aus 
en kommen. Aber die ſchönen italieniſchen Manieren, die weiche Sprache, 
ſchnelle Erkennen eines freundlichen Blickes, eines ſcherzenden Wortes, der 
ıbernde Ausdruck des Wunſches, einem in allem angenehm zu ſein: ich habe 
inter den Alpen gelaſſen. Denke ich daran, fo ſeufze ich immer nach 
utz, Backſteinfußboden, nackten Wänden, ungetünchten Decken und zerbrochenen 
tern.“ f 

Man darf nun aber nicht annehmen, daß der Künſtler in ſeiner Art weniger 
geſehen hätte als der Politiker, daß Dickens ſich in jenem faden Wohltätig— 
port gefallen hätte, durch den die Bourgeoiſie ihr böſes Gewiſſen einzulullen 
Im Gegenteil, gerade dies widerwärtige Treiben machte ihn zum Demo— 
n; unermüdlich bekämpfte er den „ſchlimmſten und gemeinſten aller cants, 
dant über den philanthropiſchen cant“. Den chriſtlichen Sozialiſten rief er 
„Gebt ihm und den Seinigen einen Schein des Himmels durch ein wenig 
und Licht, gebt ihm Waſſer; helft ihm, reinlich zu ſein, erleuchtet die dumpfe 
ſphäre, in der er hinſiecht, und die aus ihm das ſchwielige Weſen macht, das 
b... dann, aber nicht vorher kann er dazu gebracht werden, gerne von dem 
Iren, deſſen Gedanken fo gern mit den Elenden waren, und der Mitleiden mit 
mmenſchlichen Kummer empfand.“ Als fein Freund Cruikhank eine Reihe 
Zeichnungen veröffentlichte, um die Folgen der Trunkſucht abſchreckend zu 
ern, lobte Dickens zwar die techniſche Ausführung, fügte jedoch hinzu: „Die 
dſophie der Sache aber, als Lehre, halte ich für ganz falſch, denn um treffend 


18 rige zu ſein, hätte das Trinken im Kummer, der Armut der 
heit beginnen ſollen, den drei Dingen, in denen es unter ſeiner greu 
wirklich immer beginnt. Dann würde die Zeichnung ein zweiſchneidige 
geweſen jein — aber zu ‚radikal‘ für unſeren guten alten George, den 
Dickens ſah in der Trunkſucht das engliſche Nationallaſter, allein auch hi 
ſich von allem beſchränkt⸗einſeitigen Fanatismus frei; er ſelbſt trank 
guten Tropfen und verfiel nicht der Wunderlichkeit des Abſtinententums 
war er grundſätzlich für Mäßigkeitsgeſellſchaften; nur wo ſie mit 
moraliſchen Redensarten die Trunkſucht auszurotten verſuchten, hat 
zum Beiſpiel in einer Szene der „Pickwickier“, aufs ergötzlichſte ve 
wies immer wieder auf die ſozialen Urſachen der Trunkſucht hin, au 
ungeſunden Wohnungen mit ihren widerlichen Gerüchen, auf die ſchl 5 
ſtätten mit ihrem Mangel an Licht, Luft und Waſſer; er meinte, daß we 
fo eindringlich die Seite der Münze zeige, worauf das Volk mit ſeinen 8 
und Verbrechen abgeſtempelt ſei, man um fo mehr verpflichtet ſei, die a 
zu zeigen, worauf die Fehler und Laſter der über das Volk geſetzten egi 
nicht minder tief eingedrückt ſeien. 

Einen e Dichter darf man ihn deshalb freilich nicht nen: 


Br 


ſtellen, viel 11 war als heute. Dickens hatte ſich aus bitterſte 
emporarbeiten müſſen, ohne jede ſyſtematiſche Bildung und Erziehung; all 
ſophie würde ihm, wenn er ſich je um fie gekümmert hätte, ein wenig när 
ſchienen ſein. So ſchwer ihm aber die erſten Schritte ins Leben g 
mochten, ſo war er doch mit 27 Jahren ſchon ein berühmter Dichter, u 


Was fie bieten konnte, hatte fie nach einigen Jahren raſtloſer Anjtr 
ihn ausgeſchüttet. Deshalb wurde er nicht ihr Speichellecker, wie ſo 
gleichen auch ſchon um geringeren Preis zu werden pflegen, ſein gut 
fein geſunder Menſchenverſtand ſorgten dafür, daß er die Augen offe 
ihre Schäden, aber nach manchem heftigeren Worte ging ſein polit 
doch dahin, daß man an den engliſchen Einrichtungen verbeſſern muse a 
En fei, jedoch ohne fie durch neue zu erſetzen. 
Im letzten Jahrzehnt feines Lebens wurde Dickens ſogar von 955 a 
ar Br, dem unſeligen Hunger nach Golde, der reichlich genug g 
jedoch nicht nur der Dichter ging daran zugrunde, ſondern auch der 
ſich in einem allmählichen, in ſeinen Einzelheiten qualvollen Selbſtm 
ſind anſcheinend Herzenswirren geweſen, die ihn auf die fixe Idee bra 
viel und immer noch mehr verdienen müſſe, um den Seinen ein 
riſches Leben nicht nur in der Gegenwart, ſondern auch in der Zukunft z 
Ein ausgezeichnetes Talent der Darſtellung, das Dickens ſchon oft als 


öffentlichen Vortrag feiner Werke.“ Sein Freund Forſter hatte d 
ehrlich zu ſagen, dieſe Art Geldverdienens ſei ſeiner nicht würdig, abe 
ſame Freundesſtimme verhallte ungehört in dem Sturme des Beifall 
neue Laufbahn des Dichters begleitete. Jedoch er hatte ſich Dämon 
die ihn von nun an hetzten und peitſchten, bis er im Juli 1870 elend zu 
brach. . 
So liegt ein Schatten auf dem Abend des Dichters; jedoch 1 
Schatten nicht die ſtrahlende Helle zu verſcheuchen, die um ſeinen 
Mittag leuchtet. Auch von der deutſchen Arbeiterklaſſe verdient d 
Dichters am 7. Februar, ſeinem hundertſten Geburtstag, einen eh 
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Der neue Reid)stag. 

Berlin, 27. Januar. 
In feinem berühmten Werke über die Theorie des Krieges ſpricht Clauſe— 
tz häufig von dem „Kulminationspunkt des Sieges“. Er verſteht dar— 
ter die Tatſache, daß im Augenblick eines großen Sieges eine rückläufige 
wegung einzutreten pflegt, zugunſten des Beſiegten und zuungunſten 
Siegers, eine Tatſache, die durch unzählige Beiſpiele der Kriegsgeſchichte 
järtet wird. 
Es würde nun viel zu weit führen, wenn wir hier darlegen wollten, wie 
auſewitz dieſe Erfahrung pſychologiſch begründet. Aber ſeine Ausfüh— 
ngen darüber, wie ſich der „Kulminationspunkt des Sieges“ überwinden 
zt, ſcheinen uns gegenwärtig einiger Beachtung wert zu ſein. Er ſchreibt 
rüber: „Iſt der große Sieg erfochten, ſo ſoll von keiner Raſt, von keinem 
emholen, von keinem Beſinnen, von keinem Feſtſtellen uſw. die Rede ſein, 
dern nur von der Verfolgung, von neuen Stößen, wo fie nötig find, von 
r Einnahme der feindlichen Hauptſtadt, von dem Angriff der feindlichen 
Ifsheere oder was ſonſt als Stützpunkt des feindlichen Staates erſcheint. 
Solange der Feldherr ſeinen Gegner noch nicht niedergeworfen hat, 
ange er glaubt, ſtark genug zu ſein, um das Ziel zu gewinnen, ſo lange 
uß er es auch verfolgen. Er tut es vielleicht mit ſteigender Gefahr, aber 
ch mit ſteigender Größe des Erfolges. Kommt ein Punkt, wo er es nicht 
igt, weiter zu gehen, wo er glaubt, für ſeinen Rücken ſorgen, ſich rechts 
d links ausbreiten zu müſſen — wohlan, ſo iſt dies höchſt wahrſcheinlich 
n Kulminationspunkt. Die Flugkraft iſt dann zu Ende, und wenn der 
ner nicht niedergeworfen iſt, jo wird es höchſtwahrſcheinlich nicht mehr 
ſchehen.“ So weit Clauſewitz. 
Nach ſeiner Theorie hat die deutſche Arbeiterklaſſe bisher ihren Emanzi— 
tionskampf geführt und dabei auch glücklich die Schwierigkeiten über— 
inden, die ihr der „Kulminationspunkt des Sieges“ manches Mal ge— 
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daß ſich die deltkſche Sozialdemokratie immer wieder für die 
brochene Niederkämpfung des Feindes entſchied, iſt ſie von S 
geſchritten und hat ſie in den Wahlen dieſes Jahres den 8 0 ſter 
bisherigen Siege erfochten. 8 

Aber je gewaltiger dieſer Sieg iſt, um ſo gefährlicher droht all 
„Kulminationspunkt“ zu werden, und mehr denn je haben wir der 
gendſten Anlaß, uns vor allen Illuſionen über die Folgen und Wir 
unſeres Sieges zu bewahren. Es wäre ein verhängnisvoller Irrt 
prinzipiellen Kampf gegen die kapitaliſtiſche Geſellſchaft, das A 
und Aufwühlen der Maſſen, um dieſe Geſellſchaft mit Stumpf u 
auszurotten, auch nur einen Augenblick zu vernachläſſigen um der 
keiten willen, die uns die liberal-ſozialdemokratiſche Mehrheit de 5 
wärtigen Reichstags beſcheren dürſte, könnte, möchte, ſollte, aber nie 
mal beſcheren wird. 

Man mißverſtehe uns nicht dahin, als ob wir die Wahltaktik { 
tadeln wollten. An dieſer Stelle ift ſchon vor Jahr und Tag, al 
Eifer jeden Unterſchied zwiſchen den bürgerlichen Parteien leugt 
Standpunkt vertreten worden, daß die Zertrümmerung des blauf 
Blocks allerdings die nächſte Aufgabe ſei und daß, um dieſes Zie a 
reichen, auch ein Stichwahlabkommen mit den liberalen Parteien n 
verwerfen ſei. Ob bei dieſem Abkommen, wie es nun tatſächlich eingett 
iſt, alle Einzelheiten richtig abgewogen worden ſind, müſſen wir 
kenntnis dieſer Einzelheiten dahingeſtellt ſein laſſen; jedenfalls wa 
der Sache ſelbſt richtig gehandelt, daß die liberalen Parteien, we 
bereit waren, den Schnapsblock beim Kragen zu packen, die Unter | 
der Sozialdemokratie fanden. Auch um den Preis, daß die Liberal 
durch eine ausſchlaggebende Stellung im Reichstag gewannen, w 
bisher noch niemals gehabt haben. Es lag durchaus im Inte 
Sozialdemokratie, ihnen ein Rhodus zu ſchaffen, auf dem fie tanzen kön 
Denn entweder können fie tanzen, und dann muß es uns mwillfomt 
wenn ſie demokratiſche Einrichtungen im Reiche ſchaffen, oder fi | 
nicht tanzen, und dann krönt der Bankrott des Liberalismu 
Bankrott des ſchwarzblauen Blocks, worüber wir auch 19 0 a 
brauchen. 3 


ralen tanzen können werden, aber 85 dieſe loyale Einbildung ( 
einen Pfifferling der eigenen Politik zu wenden, wäre höchſt verk. 
iſt ganz richtig, daß, wie ein Wurm, der endlos getreten wird, 
krümmt, ſo auch der biedere Freiſinn ſich dazu aufgerafft hat, eine 
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arole gegen den Schnapsblock, wenn auch noch keineswegs für die 
ialdemokratie auszugeben, aber es iſt ebenſo richtig, daß er gleich am am 
n Stichwahlta 
cat geübt und damit die Zertrümmerung des reaktionären Blocks über⸗ 
pt zu einer ganz illuſori e gemacht hat. Es handelt ſich nun⸗ 
r um einen Unterſchied von wenigen Stimmen, die ſich die Schwarz⸗ 
en jederzeit mit leichter Mühe aus den Nationalliberalen rekrutieren 
ien. 
58 find jetzt bald fünfzig Jahre, bei den erſten Wahlen auf Grund des 
meinen Wahlrechtes, als die ſozialdemokratiſche Partei beſchloß: Die 
ionalliberalen bekämpfen wir wie die Junker, denn fie find um kein 
t breit beſſer. Damals gehörten zur nationalliberalen Partei immer- 
noch Leute wie Bamberger und Lasker, die ſo etwas wie ein liberales 
iſſen hatten; heute, wo die „Fraktion Drehſcheibe“ Hunderte und aber 
derte Male die liberalen Grundſätze geſchändet hat, kann man nicht 
ſer bauen auf die Verlegenheitsphraſe des auf ſozialdemokratiſchen 
cken i in den Reichstag zurückhumpelnden Herrn Baſſermann, daß Deutſch⸗ 
in liberalem und ſozialem Sinne regiert werden müſſe. Es wäre 
lch ein herrliches Wunder, wenn die Nationalliberalen den modernen 
ſaſſungsſtaat herſtellen wollten, den ſie ſeit bald einem halben Jahr⸗ 
dert wieder und wieder preisgegeben haben, aber um an dies Wunder 
auben, muß man es doch erſt leibhaftig vor ſich ſehen, und dazu iſt 
weilen verzweifelt wenig Ausſicht. 
Auch die Fortſchrittliche Volkspartei verſagt von vornherein in entſchei⸗ 
den Fragen des Verfaſſungsſtaats, ſo in Militär⸗ und Marinefragen, 
in ſozialreformatoriſchen Fragen iſt ihr faſt weniger noch als irgend 
ae bürgerlichen Partei über den Weg zu trauen. Dabei geht jetzt 
wo ſie endlich, weniger aus beſſerer Einſicht als weil ihr das Feuer 
den Nägeln brannte, einen halben und ſchüchternen Schritt getan hat, 
von dem üblen Erbteil Eugen Richters zu befreien, das Geſchmuſe über 
„kühne“ und „mannhafte“ Haltung in einer Weiſe los, die jedem Men⸗ 
n von Geſchmack übel machen kann. Beſonders groß darin iſt das „Ber— 
r Tageblatt“, das ſich nicht ſchämt, über die ſozialdemokratiſchen Prin⸗ 
en den albernen Schmatz loszulaſſen: „Die für die Maſſenbataillone be- 
ten Phraſen über den Kapitalismus klingen ja ſehr menſchenfreſſe— 
haben wohl aber nur einen dekorativen Wert. Es find die alten dekla⸗ 
eh Effekte, die geſchmacklos ſind, aber anſcheinend nicht entbehrt 
en können.“ Und dabei muß ſich dies würdige Organ immer rechts und 
3 von der reaktionären Preſſe ohrfeigen laſſen, und zwar ſehr verdienter- 
4 wegen des verlogenen Kultus, den es mit dem Könige Friedrich 
dudeſſen wollen wir trotz aller bedrohlichen Anzeichen einſtweilen an⸗ 
men, daß die Fortſchrittliche Volkspartei doch noch einmal ihre Lenden 
en wird; tut ſie es nicht, ſo werden die „Menſchenfreſſer“ ſchon pünkt⸗ 
übe fie kommen. Hier läßt ſich mit gemütlichen Hoffnungen keine 
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Politik treiben, und wir haben vorläufig durchaus feine Anlaß zu i 
welchen Illuſionen über den neuen Reichstag. Der ſchwarzblaue 
zwar ſchwere Verluſte erlitten, aber für die Regierung iſt der neu 
tag unter gewiſſen Geſichtspunkten ſogar dem alten vorzuziehen. © 
Herrn v. Bethmann Hollweg, die Nationalliberalen zu ködern — mi 
dieſer Leiſtung reicht fein beſcheidener Genius allemal aus —, jo he 
nunmehr viel freieren Spielraum, als unter dem harten Joche des 
blauen Blocks. Es wäre töricht, ſich über eine ſo einfache und klare 
zu täuſchen, ſelbſt dann noch töricht, wenn der ſozialdemokratiſche W 
dadurch verkleinert werden jollte. 

Tatſächlich wird er dadurch aber in keiner Weiſe verkleine n 0 
auf dem Boden des bürgerlichen Parlamentarismus erreichen können, 
haben wir erreicht: die Niederlage der gefährlichſten Gegner und ihren 6 
durch die liberalen Parteien, die unſeren Weg bahnen müſſen, ſei es, 
fie das Reich wirklich demokratiſieren, ſei es, indem fie ſich unfähig daz 
weiſen und dadurch ſich ſelbſt aus unſerem Wege räumen. Mehr können | 
auf parlamentariſchem Boden u erreichen, denn die en Entichei 
liegt hier nicht. 

Wo aber dieſe Entſcheidung liegt, da haben wir einen überwältige 
Erfolg davongetragen, der durch keine noch fo verſchmitzte Kombinati } 
bürgerlichen Reichstagsfraktionen wett gemacht werden kann. Der Gen 
einer neuen Million an Reichstagswählern weiſt den einzigen Weg 
Siege der Arbeiterklaſſe; die Mobiliſierung der Maſſen tft die einzige? 
der auf die Dauer keine Macht der Erde widerſtehen kann. Dieſe 
tionäre Taktik geſtattet aber kein Atemholen, und wenn der Feinden 
Kraft zum Widerſtand gewinnen ſoll, ſo läßt ſie nicht zu, daß die 
Lage der Dinge durch die Illuſionen des bürgerlichen Parlamentaris 
verſchleiert wird. 5 


charles dickens. 
(Geboren 7. Februar 1812; geſtorben 9. Juni 1870.) 
Von M. Beer. ü 


1. England in der erſten hälfte des neunzehnten Jahrhundert 

Die engliſche Generation, die zwiſchen den Jahren 1812 und 1848 
geiſtige Reife erlangte, am öffentlichen Leben teilnahm und du 
oder Schrift es zu beeinfluſſen ſuchte, war von Erſcheinungen u 
mungen umfangen, wie ſie die Geſchichte Englands oder die eines 
Staates nicht oft aufweiſt. In jenen Jahrzehnten empfanden, da 
ſtritten britiſche Männer jo intenſiv und umfaſſend und energiſt 
den Jahrzehnten zwiſchen 1642 und 1688, nur waren die Horizon 
und die Erſcheinungen und Probleme verwickelter und chaotiſcher 5 
zuvor. . 
Um das Jahr 1848, als Dickens auf der Höhe ſeines Könnens f 
ſeine ſchriftſtelleriſche Miſſion eine tiefe Wirkung auszuüben began 
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Brite, der am Ende des achtzehnten Jahrhunderts gelebt hatte, ſein 
terland nicht wieder erkannt haben. Das ganze Angeſicht Mittel- und 
rdenglands hatte ſich verändert. Aus zerſtreuten Weilern wurden weite 
duſtriediſtrikte, aus gewerblichen Ortſchaften volkreiche, fieberhaft ge— 
tige Zentren; der klare Himmel bedeckte ſich mit nie weichenden Rauch⸗ 
Nebelwolken; neue Arbeitsmethoden und neue Geſellſchaftsklaſſen ent- 
wen, und neue Menſchen und neue Gedanken brachen ſich Bahn. Die 
uſtrielle Revolution hatte fie ins Leben gerufen, ohne menſchliche Vor- 
zicht, ohne ſtaatliche Vorkehrungen. Wie eine Flut kam fie und hinter— 
ein Chaos: Überfluß und Elend, Willkür und Unterdrückung, Freiheit 
) Knechtſchaft, ſoziale Auflöſung und krampfhaftes Anklammern an die 
ſchwindende Vergangenheit. 
Die Materialien zu einer Neuordnung der Dinge waren in überreichem 
ße vorhanden, und es bedurfte des ſchöpferiſchen Geiſtes, um aus dem 
103 den Kosmos hervorzubringen. Das war das Problem jener Zeit, 
) an ihm mühten ſich die begabteſten Geiſter Großbritanniens ab: Eng— 
der und Schotten, je nach ihren Anlagen, Neigungen, überlieferungen 
) Studien. Wie iſt dies alles geſchehen? Welche Kräfte wirkten in der 
wälzung? Und wie kann ſich das Land wieder wohnlich einrichten? 
t dieſen Fragen beſchäftigten ſie ſich und verſuchten eine Antwort. Manche 
ndten ſich der Nationalökonomie und der Politik zu, andere der Poeſie, 
a Roman und der Publiziſtik. 
Es gibt keine einzige Zeile im ganzen Ricardo die nicht vom heißen 
inſche durchdrungen wäre, Einſicht in diejes Problem zu gewinnen: Wie 
en die Geſellſchaftsklaſſen? Was iſt Rente, Lohn und Profit? Wie ſtehen 
ſe Einnahmequellen zueinander? Welcher Klaſſe gebührt die vorherr— 
nde Stellung im Staate? Und wie kommt es, daß das Kapital, das die 
undlage der nationalen Exiſtenz bildet, das den Arbeiter ernährt und 
Höhe der Rente beſtimmt, einen geringeren Anteil am National- 
kommen erhält als die Grundherren? f 
Den Rebellionen des Proletariats antwortet Malthus mit der Be⸗ 
kerungslehre, den Anſprüchen der Bourgeoiſie antwortet er — in phyſio— 
tiſchem Sinne — mit der alles beherrſchenden Wichtigkeit des Grund 
9 Bodens als Lebensquelle. 
Politiker, wie Bentham und James Mill ſuchen durch eine Re— 
m des Parlaments und der Erziehung ſowie durch den Malthuſianismus 
große Frage der Zeit zu löſen. 
Walter Scott wendet ſich vollſtändig von ſeiner Gegenwart ab und 
et ih ins Mittelalter. Die neuen Verhältniſſe zerſtören Religion, 
re und Loyalität; ſie ſchlagen dem Adel das Schwert aus den Händen; 
verwandeln das Landvolk in „mechaniſche“ Menſchen, die ehrſamen 
ndwerker in harte, berechnende und arrogante Kaufleute oder in ein 
lines, feiges Pack. Dahin find die glänzenden Turniere, die wan- 
unden, träumeriſchen Minneſänger, die Ehre und die Treue der Schotten, 
das Schwert zu führen wußten und den Tod mißachteten — unter⸗ 
jangen ſind ſie in den Strömen von Reichtum, die aus den Spinning— 
mnies und den Mules, aus den Dampfmaſchinen und den Banken fließen. 
Buran, der rebelliſche Lord, ward liberal oder gar radikal. Und der 
dergleichliche Shelley leiht dem anarchiſtiſchen Kommunismus Wil 
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liam Godwins die leuchtenden Schwingen ſeiner ibermenf | 
taſie. 3 
Gleichzeitig mit Ricardo und Malthus arbeitet Rober iv 
der Löſung des britiſchen Problems, und dieſer „phäntaſtiſche Utof 
der einzige Denker jener Zeit, der das Geſchehene begriffen hat. Di 
Technologie ſchafft einen Überfluß an Reichtum, erſetzt die Handarbe 
drückt den Lohn der Arbeit. Sie könnte den Bedürfniſſen der Mer 
genügen und beſchränkt die effektive Nachfrage der kleinſten Nation 
ſie die Einnahmen der Volksmaſſen vermindert. Die alten Geſetze 
ſumtion ſind in einen Widerſpruch zu den neuen Reichtumsquellen 
Im ſelben Augenblick, als die neue Produktion die Bedingungen 
Wohlergehen aller ſchuf, verwandelte ſie ſich infolge des alten Lol 
in eine Bedrückerin des Volkes. Die Löſung dieſes Widerſpruchs 
im gemeinſchaftlichen Beſitz, in der gemeinſchaftlichen Arbeit und Ve 
gefunden werden. Das alte Lohngeſetz — die alte Verteilungswei 
liert durch individuelle Konkurrenz — muß abgeſchafft und e 
tion erſetzt werden. 5 
Das Jahr 181 brachte ſowohl Ricardos rineiples“ wie 
öffentliches Bekenntnis zum Sozialismus. Dasſelbe Jahr ſah 
ührung der Vol Sjournali ik durch William Cobbett. Schließ 


ssahre eine „Lax Sermons“ 
Predigten) Heraus, die die christlich ſoziale oder ethiſch⸗ ſoziale 


Geſchenken lebte England bis zum Todesjahr von Charles Dickens 
Im Jahre 1819 kam Peterloo: der Aufmarſch von 80 000 La IC 
Arbeitern auf dem Peterfeld in Mancheſter, um für das mee 


rittene Neomanry, Infanterie und Artillerie, die Helden von; We 
ſchlugen die Maſſen in die Flucht, töteten fünfzehn Perſonen, da 
vier Frauen und ein Kind, und verwundeten über 400 Perſo 
Jahre ſpäter wurden die Koalitionsverbote abgeſchafft, die A 
gannen ſich gewerkſchaftlich zu organiſieren und Konſumläden ei 
um im Jahre 1829 die erſten Anzeichen von Klaſſenbewußtſein 6 
und nach umfaſſenden Organiſationen zu ſtreben. In den Jahre 
1832 kämpften Bourgeoiſie und Proletariat Schulter an Schi 
die Junkeroligarchie. Und es waren ſchon bedeutende Kämpfe 
ſammlungen, Preſſe und Parlament wurde mit ſtaunenswerter K 
die hiſtoriſche Bedeutung der Reformbill nachgewieſen. Die glän 
und wiſſenſchaftlich wertvollſte Rede hielt der Eſſayiſt und Hiſtoriker T 
B. Macanlay bei den betreffenden Unterhausdebatten im Jahre 18 
ſagte den Tories rundweg, daß die Reformbill nichts weiter ſei 
Anpaſſung der Politik an die neue Okonomie. Die Nation habe im 
halben Jahrhundert die wirtſchaftlichen Kräfte raſch entfaltet 
materielle und geiſtige Kultur geſchaffen, die einzigartig daſte ) 
Geſetze und die ſtaatlichen Einrichtungen ſeien rückſtändig gebl 
Strafrecht ſei barbariſch, das Zivilrecht veraltet, die Verwaltun 
Wahlrecht junkerlich. Es gelte nun, das Mißverhältnis zwiſchen Ok 
und Staatsmaſchinerie zu beſeitigen, denn aus einem derart n 
verhältnis entſtünden gewaltſame Revolutionen. 
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So ſprach damals ein „ideologiſcher“ Whig. 
Die Beute der Kampfgenoſſenſchaft zwiſchen Bourgeoiſie und Prole⸗ 
at fiel einzig und allein der Bourgeoiſie zu: die Reformakte gewährte 
der Mittelklaſſe das Wahlrecht. Die Wirkung dieſes Ereigniſſes läßt 
kaum überſchätzen. Bis zum Jahre 1832 empfanden die Arbeiter wohl 
wirtſchaftlichen Gegenſatz zwiſchen ſich und der Bourgeoiſie, aber da 
je Klaſſen politiſch entrechtet waren, vereinigte fie der Wunſch nach 
lamentsreform. Das neue Wahlrecht hat dieſes geiſtige Band zerriſſen 
ö die Kluft vollſtändig enthüllt. Der Ausbruch akuter Klaſſenkämpfe 
unvermeidlich. In der bitteren Enttäuſchung über das Ergebnis der 
jre 1830 bis 1832 wandten ſich die Arbeiter vollſtändig von der Politik 
fie wurden prinzipielle Antiparlamentarier und revolutionäre Syndi- 
ſten. Die Jahre 1833 und 1834 brachten dem britiſchen Proletariat die 
ze Gedankenwelt des Syndikalismus, nur gemildert oder gefälſcht 
ch die Gedanken Owens, die die Klaſſenſolidarität zur Vorausſetzung 
en. Was die Webbs in der „Geſchichte des britiſchen Trade Unionis⸗ 
> über dieſe beiden merkwürdigen Jahre im Kapitel über den „Neuen 
onismus“ zu berichten wiſſen, beruht auf wenig eingehenden Studien 
iſt zuweilen nur Karikatur. Die antiparlamentariſch⸗ſyndikaliſtiſche 
iode nahm ein raſches Ende. Das Experiment mißlang, worauf die 
eitermaſſen ins entgegengeſetzte Extrem verfielen und ſich ganz dem 
rtismus zuwandten, deſſen Mittelpunkt demokratiſche Parlaments⸗ 
rm war, und mit dem die erſte Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts 
hloß. 
Es war eine dramatiſch außerordentlich bewegte Zeit, in die Dickens 
iftſtelleriſche Blüte fällt. Geiſtige Turniere im Parlament, oratoriſche 
tungen von großer Kraft in Verſammlungen, Klaſſenkämpfe im ganzen 
de, Aufruhr, Verfolgungen und Gerichtsprozeſſe, über die die Preſſe 
tenlange Berichte brachte. Dickens ſelbſt hat einige Jahre die Bitter- 
en der Armut auskoſten und mehrere Monate als Taglöhner in einer 
ik arbeiten müſſen; er war ſodann bei einem radikalen Blatte parla⸗ 
tariſcher Berichterſtatter, Reporter, Journaliſt geweſen und ſchließlich 
aler Romandichter geworden. Er hatte die Gelegenheit und die ſchöpfe⸗ 
je Kraft, ein engliſcher Zola zu werden; aber ſeine Familientraditionen 
Neigungen ließen ihn eine andere Geiſtesrichtung einſchlagen. 


2. Dickens' Leben. 


charles Dickens war der Sohn eines in der Flottenverwaltung beſchäf⸗ 
en Beamten und verbrachte ſeine Kinderjahre in Portsmouth und 
ham, in einer patriotiſch⸗bureaukratiſchen Atmoſphäre, wo die Er- 
erungen an Trafalgar und Nelſon, an die ſiegreiche Kriegsmarine und 
pflichttreuen Seeleute friſch waren und die Erzählungen von den 
dentaten der britiſchen Armee unter dem „eiſernen Herzog“ (Welling⸗ 
in Spanien und auf der Walſtatt von Waterloo von Mund zu Mund 
gen. Und er hörte auch von den böſen Arbeitern, die zuſammen mit 
5 Radikalen gegen Monarchie, Armee und Flotte zeterten 

ie Franzoſen als Freiheitshelden verehrten, von den blutigen Ber- 
ungen, die die Caſtlereagh und Sidmouth gegen die inneren Feinde 
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veranftalteten. Die Chathamer Eindrücke, die Erinnerungen an di 
reiche Periode der Napoleoniſchen Kriege iſt Dickens nie los geivor: 
Sein Vater war ein ſchlechter Haushälter. Trotz des verhältnism 
hohen Gehaltes machte er Schulden — das Beiſpiel der Slottenoffi, 
und der hohen Verwaltungsbeamten wirkte anſteckend; man lebte ftan 
gemäß und weit über die Mittel hinaus, ohne Rechnung und ohne 
ſorge. Thomas Hodgſkins Vater, der ein Jahrzehnt vorher eine ähn 
Stellung in Chatham einnahm, hatte ebenfalls keine Ahnung von € 
ſamkeit und ſtürzte ſeine Familie ins Elend. Und die Familien w 
5 groß — acht bis zwölf Kinder in der Familie waren gewöhn 5 
Erſcheinungen. Ebenſo erging es der Familie Dickens. Ehe die Ki 
groß wurden und für ich ſorgen konnten, war es mit der ſtandesgen 
Herrlichkeit zu Ende. Im Jahre 1821 mußte der kleine Charles Chat 
verlaſſen. Entſchwunden waren die ſchönen Tage, wo er Seeparaden 
Flottenmanövern beiwohnte, die Regimenter vorbeimarſchieren ſah, 
Muſikbanden lauſchte und den Feldſpielen der edlen Damen und 
zuſehen konnte. Nach London ging die Reiſe und nach immer ärmlich 
Quartieren, wo das Leben hart, troſtlos und niederdrückend iſt. Von 
Möglichkeit, ein Dienſtmädchen zu halten, konnte bei der Familie Di 
nicht mehr die Rede ſein. Charles mußte dem Vater die Schuhe pu 
ſeine Brüder und Schweſtern bedienen, den Laufburſchen ſpielen und 
dem Pfandleihamt Bekanntſchaft machen. Der alte Dickens war vo 
noch in Somerſet Houſe, dem Sauptiteueramt, beichäftigt, aber die Schi 
verſchlangen alles; er war ein liebenswürdiger und indolenter Lump, 
ſorglos in den Tag hinein lebte, von allerhand Plänen träumte u 


Familie verkommen ließ; er iſt das Urbild des Micawber, den jein 
Charles jpäter in „David Copperfield“ verewigte. Ende des Jahre ö 


kam er ins Schuldgefängnis nach Marſhalſea, und Charles, der 
eine Schule beſucht hatte, mußte ſich nach Lohnarbeit umſehen. Ein Fr 
ſeines Vaters fand für ihn eine Stelle mit 7 Schilling die Woche in 
Schuhwichſefabrik, die an der Themſe, unweit vom gegenwärtigen Char 
Croß⸗Bahnhof, gelegen war. Für den kleinen ehrgeizigen und hochſtrebe 
Charles bedeutete dieſe Wendung eine ſchreckliche Kataſtrophe. Vor 
reichen Chatham nach einer Fabrik, wo ungebildete, rohe Taglöh 
Kameraden wurden. Und die Fabrik! Ein altes, zerfallendes 
das von den Ratten aus der Themſe heimgeſucht wurde. Dem 
Romandichter fiel dort die Aufgabe zu, die Schuhwichſetöpfe — Me 
ſchachteln waren damals nicht beliebt — zu garnieren. Einer jeit 
beitskameraden füllte die Wichſe, worauf die Töpfe zu Dickens w 
der ſie mit Olpapier und darüber mit blauem Papier ſchloß, es 
bigem Bindfaden am Topfhals befeſtigte und ſie ſchließlich ſorgfe 
gedruckten Zetteln umklebte, die den Namen des berühmten Fabri 
und die hohe Qualität der Ware bekannt gaben. Ein derartiges Ti 
mit Schuhwichſe mußte ſo ſauber und elegant ausſehen, ar wäre 5 
der Apotheke gekommen. 
Mit dieſen Arbeiten war Dickens im Jahre 1824 beſchäftigt. Er fi 
ſich tief verletzt und gedemütigt. Er konnte die erlittene Schmach nie 
winden. Noch in den Jahren, wo er als berühmter und erfolgreicher car 
auf ſeine Jugendzeit zurückblicken durfte, waren die Wunden, die jen 
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 jeinem Stolze geſchlagen hatte, nicht vernarbt. Daß ihm, dem nach 
zem ſtrebenden Beamtenſohn, jo etwas paſſieren konnte! Er war weder 
e großbürgerliche noch eine proletariſche Natur. Die Großfabrikanten 
r Zeit prahlten mit ihren ſchwieligen Händen, mit ihren Hungerjahren 
Strebens und Ringens. Und die Proletarier nannten ſich ſeit etwa 
9 mit Stolz „Wealth producers“: Reichtumerzeuger, oder „productive 
ses.“ im Gegenſatz zu den adligen Müßiggängern und ſonſtigen Nicht⸗ 
duzenten. Dickens empfand und dachte kleinbürgerlich. Sein Ideal war 
Beamtenkarriere, mindeſtens eine Privatbeamtenſtelle; ein armer 
rikarbeiter zuſammen mit Krethi und Plethi zu ſein, das erſchien ihm 
der Tiefpunkt des Elends. Sein Roman „David Copperfield (1850), 
den er viel Autobiographiſches einflocht, gibt die bittere Stimmung 
der, in die ihn die Arbeit in der Schuhwichſefabrik verſetzte: 

„Worte ſind gar nicht imſtande, den geheimen Seelenſchmerz auszu— 
cken, der mich befiel, als ich in dieſen Kameradenkreis geriet; ich ver— 
h meine neuen Kollegen mit denen meines Kindesalters, und ich fühlte, 
meine früheren Hoffnungen, ein gelehrter und ausgezeichneter Mann 
werden, wie Glas in meiner Bruſt zerſplitterten. Die tief eingegrabene 
Anerung an das Gefühl vollſtändiger Hoffnungsloſigkeit, an die Schmach 
mer Lage, an das Elend, das von meinem jungen Herzen Beſitz ergriff, 
ich zu glauben anfing, daß alles, was ich gelernt, gedacht und mit Ent⸗ 
fen gehofft und was meine Phantaſie und mein Streben gehoben hatte, 
h nach und nach für immer verlaſſen würde, kann gar nicht beſchrieben 
den. Mein ganzes Weſen war ſo von Trauer und Demütigung durch— 
ngen, daß ich ſogar jetzt zuweilen vergeſſe, daß ich ein Mann bin, und 
mer wieder zu jener Zeit meines Lebens ſchmerzhaft zurückwandere.. 

n Montag morgens bis Sonnabend ſpät war ich ohne Rat, ohne Unter. 
ung, ohne Ermutigung, ohne Troſt, ohne Beiſtand, ohne Stütze irgend⸗ 
f er Art oder von irgend jemand.. Ziellos wanderte ich in den 
raßen umher, ſchlecht und ungenügend genährt. Nur der Gnade Gottes 
ich es zu verdanken, daß ich nicht zum kleinen Räuber oder Vagabunden 
e. Wie gejagt, es geht ganz über meine Kraft, meine Leiden zu 
ildern Daß ich aus dieſer Exiſtenz gerettet werden könnte, hielt ich 
a sſichtslos und gab jede Hoffnung auf; dennoch konnte ich mich für 
0 Stunde mit meinem Schickſal verſöhnen, und ich war elend und un- 


ſpricht viel für die dichteriſche Schöpferkraft Dickens', daß dieſes 
m feine Beobachtungsgabe und ſeine Rezeptivität nicht beeinträchtigte. 
otz ſeiner Seelentortur war ſeine Phantaſie aktiv, nahm ſie fortgeſetzt die 
pfangenen Eindrücke und Anregungen auf, nährte und entwickelte fie 
und begann ſich bald mächtig zu regen. Seine zielloſen Wanderungen 
ch die armen Quartiere Londons füllten feinen Geiſt mit den vielen 
falten des Elends, mit den Szenen hoffnungslos ringender Alein- 
ger; und ſeine Beſuche bei ſeinem Vater im Schuldgefängnis lieferten 
die Materialien zu ſeinem Roman „Klein. Dorrit“ (1857). 

Sein Elend währte indes nicht lange. Schon im Laufe des Jahres 1824 
„ in den Verhältniſſen ſeines Vaters eine Beſſerung ein. Eine Erb- 
ft, die der Familie zufiel, befreite den alten Dickens aus Marſhalſea 
den Sohn aus der Wichſefabrik. „Mein Vater“, erzählt Charles 
011.4012. I. Bd. 42 
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Dickens, „ſagte, ich ſollte nicht mehr in die Fabrik, ſondern eine Schule 
ſuchen. Ich ſchreibe ohne Bitterkeit und ohne Zorn, denn ich weiß, wie a 
dieſe Ereigniſſe zuſammenliefen, um mich zu dem zu machen, was ich 
aber ich habe es nie vergeſſen, werde es nie vergeſſen und kann es nie p 
geſſen, daß meine Mutter gegen dieſen Plan war und mich in die Jab 
zurückſchicken wollte.“ Dieſe Worte bergen unendliche Bitterkeit, und 
charakteriſieren Dickens unvergleichlich ſchärfer als die bändereichen Bi 
graphien. Die Jahre der Armut machten Dickens zum ſozialen Schr 
ſteller; ſie führten ihn in Geſellſchaftsſchichten ein, die er ſonſt nur ol 
flächlich gekannt hätte, aber ſein angeborener Widerwille gegen eine pre 
tariſche Exiſtenz ließ ihn nie in die Pſyche des ſchaffenden Proletariers eindring 

Die Familie Dickens wohnte um jene Zeit in Camden Town — dam 
eine Vorſtadt, heute faſt im Innern Londons. Armlich iſt Camden 
immer geweſen, und die Gaſſe, in der die Dickens wohnten, war und 
eine der ärmlichſten. Die Schule, in die Charles nunmehr geſchickt wur 
befand ſich in Hampſtead Road und trug den wohlklingenden Na en 


en Beſitzer ſoll früher ein Lederhändler ge 
ein, der ſpäter die „Academy“ kaufte, um nun die Haut der Knaben 
gerben. Es war eine Schule, wie fie Dickens ſpäter in „Nicholas Nickle! 
(1839) ſchildert, wo er das Elend des engliſchen Schulweſens jener 
gelßelf. Zwei Jahre blieb er in der Wellington Academy und noch e 
Jahr in einer anderen Schule. Im Alter von fünfzehn Jahren war je 
Studentenzeit vorüber, und er mußte ſeine erworbenen Kenntniſſe zu 
machen. Er wurde Schreiber bei einem Rechtskonſulenten, wo er da 
engliſche Gerichtsweſen kennen lernte, das eigentlich nur zugunſten de 
vokaten und Richter exiſtierte und das er in „Bleak House“ (18 
ee ene ee e eee 
Ter alte Dickens war inzwiſchen Reporter beim liberalen M 
Chronicle“ geworden. Dieſes Tageblatt war im Jahrzehnt zwiſch 
und 1830 eines der beſten Londons. Sozialradikale junge Leute, wie C 


Mudie und Thomas Hodgſkin, waren um jene Zeit Report 
„Chronicle“. Sein Chefredakteur Mr. Black war ein Freund Bent 


Arbeiterführern. Der alte Dickens muß alſo ein aufgeklärter M 
weſen ſein und ohne Zweifel ſeinen Sohn Charles, auf deſſen Gab 
ſtolz war, beeinflußt haben. Charles lernte fleißig Stenographie und 
nach und nach ein ſehr gewandter Berichterſtatter. 
Die Jahre 1830 bis 1832 brachten die Reformbillagitation, d 
Bürger, Kleinbürger und Arbeiter zum Kampfe gegen die Junkeroligan 
vereinigte. Die Hoffnungen, die in kleinbürgerlichen Kreiſen auf die Refor 
bill geſetzt wurden, waren überſchwenglich. Man erwartete von ihr die 
löſung aus allem Elend. Preſſe, Verſammlungen und Demonſtrationen ei 
fachten den Haß gegen die Tories und die Lords, die ſich der Annahme de 
Bill widerſetzten und beinahe eine gewaltſame Erhebung der Volksmaſſt 
herbeiführten. Die Verehrung, die der Adel bis dahin in kleinbürgerlich 
Kreiſen genoſſen hatte, verwandelte ſich in Feindſchaft, und nach der Ra 
tulation der Lords wurde der Adel nicht mehr gehabt, ſondern veracht. 
Es war eine große Zeit für das Kleinbürgertum: es lehrte den Adel de 
„Volk“ reſpektieren. | „ 


„ 
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Charles Dickens, damals im Alter von zwanzig Jahren, hat dieſe 
höne Zeit nie vergeſſen. Im März 1832 erſchien ein neues Abendblatt, 
True Sun“, das zur radikalſten Zeitung Londons wurde. Oweniſten, 
odenreformer, iriſche Revolutionäre, Klaſſenkampftheoretiker, Währungs— 
former und Arbeiterführer hatten dort freien Spielraum. Bei dieſem 
latte begann Charles Dickens ſeine publiziſtiſche Laufbahn. Er konnte im 
nterhaus die letzten Schlachten um die Reformbill beobachten, die Ver— 
immlungen der National Union of the Working Classes, der erſten 
zialdemokratiſchen Organiſation des Londoner Proletariats, beſuchen und 
t den vorgeſchrittenſten Kreiſen der Metropole in Berührung kommen. 
konnte — aber ſeine ganze Geiſtesverfaſſung bewegte ſich nach einer 
deren Richtung. Die Enttäuſchung über die Wirkungen der Wahlreform, 
je Armengeſetznovelle, der bittere Kampf der Fabrikanten gegen die geſetz⸗ 
che Regulierung der Arbeitszeit, das praktiſche Wirken der Anhänger von 
ſentham, Malthus und Ricardo, ſowie die revolutionäre Haltung des 
roletariats ließen Dickens zu den ſozialethiſchen oder chriſtlichſozialen Re— 
rmern ſtoßen: er gehörte in die Reihe der Shaftesbury, Carlyle, Maurice, 
ingsley uſw., deren Lehrer Samuel T. Coleridge war; nur unterſcheidet 
ich von ihnen politiſch: Dickens bleibt liberal und vertraut aufs „Volk“, 
ährend die Coleridge, Shaftesbury, Carlyle, Maurice uſw. konſervativ 
nd und nichts gegen eine Deſpotie einzuwenden haben würden, wenn dieſe 
riſtlichſozial handelte; ja, eine chriſtlichſoziale Adelsherrſchaft war ihr 
deal. Dickens hingegen iſt dem Geiſte von 1831 und 1832 treu geblieben; 
ur ſchmerzte ihn die unchriſtliche Härte, das Inhumane der Armenverwalter 
oliver Twiſt. 1838), das verlotterte Schulweſen (Nicholas Nickleby, 1839), 
r Hochmut und die Goldanbetung der Kaufherren (Dombey & Sohn, 
348), die weite Kluft zwiſchen der eingebildeten Ariſtokratie und dem 
chtſchaffenen und tugendhaften Kleinbürgertum (David Copperfield), der 
ſechaniſche Materialismus der radikalen Philoſophen und politiſchen Oko— 
omen und der Fabrikanten (Harte Zeiten, 1854), die Demagogie und das 
Er Pathos der Arbeiterführer (Harte Zeiten) und die Vernachläſſigung 
Volkes durch Staat und Gemeinde. Er hat ſich mit der Ara nach 1832 
ie befreundet und hat ſie nie verſtanden: es war die Zeit des vollſtändigen 
urchbruchs der kapitaliſtiſchen Tendenzen, die das Kleinbürgertum an 
Triumphwagen der Großbourgeoiſie ſpannten und das ehrſame Hand— 
k vernichtete. England erſchien ihm wie eine große Konfuſion, um deren 
eilung ſich die kalte, gemütloſe Wiſſenſchaft vergeblich bemühte. Nur der 
hiſche Geiſt des Chriſtentums, die Entfaltung des Gemütslebens, die 
Amaniſtiſche Aſthetik, das warme Gefühl der Gerechtigkeit und Brüderlich— 
it könnten das engliſche Volk aus dem Wirrſal retten. 


3. Seine Weltanſchauung. 


Alles iſt Konfuſion, und erdrückend und zerſtörend laſtet fie auf dem 
men Volke. So drängt ſich Dickens das Problem der Zeit auf. Er analy- 
ert es nicht theoretiſch-ökonomiſch wie Ricardo, nicht rechtsphiloſophiſch 
ie Bentham und ſeine Anhänger, nicht hiſtoriſch wie Macaulay, ſondern 
stellt es Zug um Zug in lebendigen Geſtalten und ergreifenden Szenen 
W. „Was habt ihr“, ruft er ſeinen Mitbürgern zu, „aus England gemacht? 
zas ſagt ihr zu euren Slums, Armenhäuſern, oberſten Gerichtshöfen und 
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rauchumhüllten Sabrikftädten? Und wie behandelt ihr eure 1 
Männer und Frauen? 5 
Seine ſämtlichen Romane und Skizzen gelten dieſen 1 aber i r 
zuſammenfaſſenden und höchſten Ausdruck bildet der Inhalt von „Hat 
Zeiten“. Hier hat Dickens die reifſte Kritik ſeiner Zeit gegeben, wie e 
den Weihnachtsbüchern ein Jahrzehnt vorher (1844), als der Chartis 
ſeinen Höhepunkt erreicht hatte und die chriſtlichſoziale Bewegung 5 
Anfang nahm, das Heilmittel andeutete. 
Was hat England aus ſeinen arbeitenden Klaſſen gemacht? 
„Ein Ding, von dem man ſoundſo viel Arbeit verlangt und das ſou a 
viel Lohn erhält, und weiter nichts; ein Ding, das ſich unfehlbar nach d de 
Geſetzen von Angebot und Nachfrage richten mußte; ein Ding, das e 
wenig darbte, wenn der Weizen teuer war, und ſich überaß, wenn d 
Weizen billiger war; ein Ding, das ſich um ſoundſo viel Prozent vermeht 
und ſoundſo viel Prozent Verbrechen und Pauperismus lieferte; ein 
en gros, mit dem ſich ungeheure Reichtümer erwerben ließen; ein Ding 
manchmal ſich erhob wie ein Meer und Schaden und Verheerung anri 
— meiſtens unter ſich ſelbſt — und ſich wieder legte. 
Und wer beherrſcht dieſes Ding? * 
Hier iſt Mr. Bounderby: „Ein reicher Mann: Bankier, Kauf ar 
Fabrikant und wer weiß was ſonſt noch alles. Ein großer, lauter Me 
mit einem weit offenen Auge und metalliſchem Lachen; ein Mang 
grobem Stoffe gefertigt ..., der ſich nie genug rühmen konnte, durch e 
Kraft emporgekommen zu ſein — der immer feine ehemalige Unwi 
und Armut verkündete. Vagabund war er und Laufburſche, dann 
knecht, Markthelfer, Kommis, Disponent, Geſchäftsteilhaber, ſch 
Joſiah Bounderby von Coketown; das find die A und der © 
punkt“ (Harte Zeiten). 1 
Und wie ſehen unſere Großkaufleute aus? 4 
Da iſt der alte Dombey: „Die Erde wurde ſpeziell für Dombey 80 0 
geſchaffen, damit ſie auf ihr Handel treiben, und Sonne und Mond wi 
gemacht, damit ſie Dombey & Sohn Licht geben. ... Sie handelten 9 
Häuten, aber nie in Herzen. Dieſe Phang; überließen ſie Kn 
und Mädchen, Penſionaten und Büchern“ (Dombey & Sohn, 1848) 4 
Oder das alte Geſchäftshaus Chuzzlewit & Sohn: „Das erſte Wo 
der Sohn buchſtabieren lernte, war ‚Geld‘ und das zweite Profi 
Seine Schulung pflanzte ihm die Gewohnheit ein, alles als eine 
tumsfrage zu betrachten“ (Martin Chuzalewit, 1844). 5 
Hier ſind die Geſetzgeber und Pädagogen Englands: „Thomas 
grind, ein Mann der Handgreiflichkeiten; ein Mann der Tatſachen 
Zahlen. . .. Mit einem Zollſtab und einer Wage und einem Einmale 
ſtändig in 1 der Taſche, bereit, jedes Stück Menſch zu wägen und zu 
und zu ſagen, wie hoch es zu ſtehen kommt. Es iſt alles eine reine 3a 
frage, eine Sache einfacher Arithmetik. . .. Ihr müßt euch in allen Di € 
nach Tatſachen und nach Realitäten richten. Binnen kurzem hoffen wir ein 
Tatſachenkommiſſion zu haben, zuſammengeſetzt aus Kommiſſarie 0 
Tatſachen, welche das Volk zwingen, ein Volk der Tatſachen und nur d 
Tatſachen zu werden. Das Wort Phantaſie muß abgeſchafft werden“ 6 
Zeiten). Einer von Gradgrinds Söhnen trägt die Vornamen Thomas Malthu 
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Das iſt kaum eine Karikatur. Man muß nur die alten Jahrgänge der 
Westminster Review“, der Monatſchrift der philoſophiſchen Radikalen, 
ur Hand nehmen, um dieſe Gradgrinds faſt in jedem Artikel zu finden. 
ine trockene, dürre Sprache; vulgäre, „aus dem Leben gegriffene“ 
Retaphern; eine herbe, ungenießbare Logik — lauter handgreiflicher Ver— 
and. Man kann noch heute die alten Jahrgänge der reaktionären 
Quarterly Review“ mit Genuß durchblättern, oder die whiggiſtiſche 
Edinburgh Review“, aber es iſt ganz unmöglich, den mumienhaften Stil 
„Westminster Bee länger zu leſen, als dem Forſcher abſolut 
tig iſt. Und es waren dieſe Leute, die nach 1832 in die königlichen oder 
rlamentariſchen Kommiſſionen ernannt wurden und die Geſetze des Re— 
kmparlamentes inſpirierten. Die Hauptredakteure des Kommiſſions⸗ 
erichtes über die Armengeſetzreform waren Naſſau Senior (der aus Marx' 
1 genugſam bekannte Okonom) und Edwin Chadwick, ein echter 
enthamiſt. Als Lord Althorp, der Finanzminiſter, im Frühjahr 1834 
ine Armengeſetznovelle einbrachte, ſagte er ganz ruhig: „Nach den Lehren 
er politiſchen Okonomie dürfte den Armen gar keine Unterſtützung ge- 
hährt werden; denn dieſe Wiſſenſchaft zeigt uns, daß jedermann für ſich 
nd ſeine Familie ſorgen muß. Aber wir ſind doch nicht gefühllos und 
tüffen der Not beiſpringen.“ Althorp war Miniſter und mußte mit dem 
* der Armen rechnen, aber die Bounderbys konnten konſequenter ſein: 
„Ich bin Joſiah Bounderby von Coketown. Ich kenne die Ziegelſteine 
er Stadt, und ich kenne die Fabriken dieſer Stadt, ihre Schornſteine 
ind ihren Rauch und ihre Arbeiter. Das find Tatſachen. Wenn mir jemand 
on Gemüt und Phantaſie ſpricht, ſo ſage ich dem Manne ſtets, daß ich 
heiß, was er meint. Er meint Schildkrötenſuppe und Wildbret mit einem 
oldenen Löffel und will in einer Kutſche mit ſechſen fahren.“ 
|: Dieſen harten Machthabern ſtellt Dickens vier Arbeitertypen gegenüber: 
uſchwachen, gebrochenen, aber engherzigen, großſtädtiſchen Dienſtmann; 
ſelbſtdenkenden, aber reſignierten Fabrikarbeiter; den rebelliſchen Land— 
letarier; den demagogiſchen Arbeiterführer. Er kennt die hochquali- 
erten, politiſch und gewerkſchaftlich durchgebildeten Arbeiter Londons 
licht; ebenſowenig das nach Bildung und Macht ſtrebende Proletariat der 
Mduſtriezentren. 
Toby, der Londoner Dienſtmann, meint: „Es iſt nichts regelmäßiger 
die Wiederkehr der Mittagszeit und nichts unregelmäßiger als die 
hiederkehr der Mittagsmahlzeit. Das iſt der große Unterſchied zwiſchen 
eiden. Es hat mich lange Zeit gekoſtet, dies ausfindig zu machen. Ich 
nöchte wohl wiſſen, ob es ſich für einen Gentleman verlohnte, dieſe Be— 
nerkung für die Zeitung zu kaufen oder für das Parlament. Die Zeitungen 
ind doch voll von Bemerkungen dieſer Art; und ebenſo das Parlament. Ich 
eſe die Zeitung ſo gern wie nur irgend jemand, aber jetzt leſe ich ſie mit 
Viderwillen. Sie macht mir beinahe Furcht. Ich weiß nicht, was aus uns 
men Leuten werden ſoll. Es ſcheint, wir können nicht den rechten Weg 
ehen oder das Rechte tun oder uns Recht verſchaffen. Ich für meine Perſon 
ſatte nicht viel Schule, als ich jung war, und ich kann nicht ins klare 
ommen, ob wir auf der Erde einen Zweck haben oder nicht. Manchmal 
enke ich, wir müſſen ein wenig Nutzen bringen; und andere Male denke 
ch wieder, wir müſſen bloße Eindringlinge ſein. Bisweilen werde ich ſo 
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ſehr irre, daß ich 1 7 einmal imſtande bin, heraus ob irgend 
etwas Gutes an uns iſt oder ob wir von Natur böſe ſind. Wir ſcheinen ſchreck⸗ 
liche Dinge zu tun; wir ſcheinen große Mühe und Arbeit zu machen; immer klagt 
man über uns und iſt gegen uns auf der Hut“ (Weihnachts en, 1844) 

Hunger, harte Herrſchaft und Armenhaus haben dieſe großſtädtiſchen 
Exiſtenzen gebrochen und ſie nur noch einer leiſen, i ſelbſtzer 
fleiſchenden Ironie fähig gemacht. 15 

Aus ganz anderem Stoffe iſt der Sandpr ole Will Fern 9 it 
Das Landproletariat hat ſich lange kräftig erhalten. Als die Not ſtieg 
rebellierte es, zertrümmerte die Dreſchmaſchinen, ſteckte die Heuſchober u 
Scheunen in Brand: in den Jahren 1829 bis 1830 war der nächtli 
Himmel der meiſten landwirtſchaftlichen Gegenden Englands vom Wider 
ſchein der zahlreichen Brände gerötet. Will Fern, ein ländlicher Vagabund 
gerät auf wunderbare Weiſe in eine feſtliche Verſammlung von Gu 
herren, die die Sozialkonſervativen und Tory-Demokraten ſpielen. W 
Fern ergreift das Wort und donnert: 

„Ihr vornehmen Leute, ihr habt ſoeben auf das Wohl der Arbeiter 
trunken. Blickt mich an. Ihr Gentlemen, die ihr im Parlament ſitzt; we 
ihr einen Mann mit unzufriedenem Geſicht ſeht, ſo ſagt ihr zueinan 
Er iſt verdächtig. Ich habe meine Zweifel, ſagt ihr, in bezug auf W 
Fern, bewacht dieſen Kerl. Ich will nicht ſagen, daß dies nicht ganz nati 
jet. Doch ich ſage, es iſt jo, und von dieſer Stunde, was immer Will Fer 
tut oder läßt, alles gleich, es geht auf ſeine Kappe! Seht, Gentlemen, wi 
eure Geſetze gemacht ſind, um uns zu fangen und zu verfolgen. Ich ver 
ſuche anderswo zu leben. Ein Grund, mich zum Vagabunden, zum 
ſtreicher zu ſtempeln. Ins Gefängnis mit ihm! Ich gehe in eure Wa 
Nüſſe zu ſchlagen, und breche einen Zweig oder zwei ab. Ins Gefäng 
mit ihm! Einer eurer Waldhüter ſieht mich am hellen, lichten Tage ini 
Nähe eines Gartens mit einer Flinte. Ins Gefängnis mit ihm! Ich fprei 
natürlich ein böſes Wort mit dem Manne, als ich wieder freikomme. J 
Gefängnis mit ihm! Ich eſſe einen verfaulten Apfel oder eine Rübe. 
Gefängnis mit ihm! Es iſt zwanzig Meilen von hier entfernt, und u | 
wegs bitte ich um eine Kleinigkeit. Ins Gefängnis mit ihm! Genug, der, 
Polizeimann, der Wildhüter, jedermann findet mich überall, und ich b 
immer ſchuldig. Ins Gefängnis mit ihm; denn er iſt ein Vagabund 
ein bekannter Zuchthausvogel“ (Weihnachtsgeſchichten). 

Ganz unſympathiſch iſt hingegen der gewerkſchaftliche Agitator © 
bridge geſchildert. Er kommt nach Coketown, um die Textilarbeiter zu o 
ganiſieren; er beruft eine Verſammlung ein und leitet ſeine Rede mit 
folgenden Worten ein: 

„O, meine Freunde, die zu Boden getretenen Arbeiter von Cokelg 
O, meine Freunde und Landsleute, Sklaven eines eiſernen und niede 
drückenden Deſpotismus! O, meine Freunde und Leidensgefährten 
Kameraden und Mitmenſchen! Ich ſage euch, die Stunde iſt gekomm 
wo wir uns zuſammenſcharen müſſen wie eine vereinte Macht, und d 
Bedrücker zermalmen müſſen, die ſich ſo lange mäſteten von dem Gu 
unſerer Familien, von dem Schweiße unſeres Angeſichts, von der Arbeit 0 
unſerer Sehnen, von den gottgeſchaffenen, herrlichen 111 von 


u 


den heiligen und ewigen Privilegien der Brüderlichkeit! .. | A k 
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Dickens iſt kein Humoriſt im beiten Sinne des Wortes. Er iſt zu 
npfindjam, zu teilnehmend, zu viel Advokat, um ſich über die Miſere und 
e Komik des Lebens erheben und mit reſigniert-heiterem Blicke das kon— 
je Treiben, das Stürmen und Drängen des an Aurzfichtigfeit leidenden 
kenſchengeſchlechtes betrachten zu können. Er iſt Meiſter der Poſe. Mit 
rſprünglicher Kraft erfaßt er das Burleske, und er hat Freude an dem 
nbandigen Lachen ſeines Publikums. In ſeinem größeren Erſtlingswerk 
5 ickwick Papers“ (1837) zeigt er, was er auf dieſem Gebiet leiſten kann. 
ie Poſſe als kritiſche Geißel wird zur publiziſtiſchen Karikatur, und dieſe 
ppliziert Dickens den radikalen Demokraten und den revolutionären Ar— 
erführern. X Slackbridge iſt karikiert ARein Arbeiterführer jener Zeit hat 
geſprochen. Die Arbeiterbewegung Englands hatte William Cobbett und 
obert Owen zu Sprachlehrern. Cobbett, ein angelſächſiſcher Bauernſohn, 
H furiojes Gemiſch von Lueger und Bebel, ſchrieb ein kräftiges, ur- 
üchſiges Engliſch, das von allem Bombaſtiſchen und geſchwollenem Pathos 
Mitandig frei war. Und Owen ſchrieb einfach, klar und ſchön. Dieſe 
känner gaben der engliſchen Arbeitergeneration zwiſchen 1815 und 1845 
dort und Gedanken. Bombaſtiſch war nur Feargus O'Connor, ein rebel- 
ſcher Ariſtokrat aus Irland, der ein ſchlechtes Engliſch ſprach und ein noch 
hlechteres ſchrieb, aber ein hinreißender Redner war, über eine Unmenge 
m volkstümlichen Bildern und demokratiſchen Schlagworten und Zitaten 
fügte. Slackbridge erinnert an Feargus O'Connor, den populärſten 
hartiſtenführer Nordenglands. Er fiel den Engländern auf die Nerven, 
nd fie ſagten ihm allerlei Gemeinheiten und Lächerlichkeiten nach. O'Connor 
erfolgte auch rückſichtslos alle führenden Arbeiterelemente, die feine Auto— 
tat nicht anerkennen wollten. Ahnlich handelt Slackbridge in Coketown. 
in Arbeiter namens Stephan Blackpool, der, im Konflikt zwiſchen Frauen⸗ 
ebe und Klaſſenſolidarität, ſich der Arbeiterorganiſation nicht anſchließt, 
ird auf Veranlaſſung von Slackbridge boykottiert und muß ſeine Heimat 
erlaſſen. Dickens nimmt ſein ganzes ſchriftſtelleriſches Können zuſammen, 
m Blackpool zu einem der edelſten Charaktere zu geſtalten. Er iſt mutig, 
ttlich ſtark, geradezu heroiſch und in feiner Beſcheidenheit und ernſten 
zelbſtbildung jeder Zoll ein Mann gegenüber dem Windbeutel Slackbridge. 
Is Bounderby den Geächteten zu ſich einladet und ihn gegen ſeine Kame— 
en ausſpielen will, tritt Stephan für ſie energiſch ein: „Ich bin nicht 
ergekommen, um zu klagen, ſondern weil man mich gerufen hat.“ 
Der Fabrikant gibt indes das Spiel nicht jo leicht auf und fragt: „Wor- 
ber klagt ihr Leute im allgemeinen?“ 

„Sir“, antwortete er, „ich bin nie ſtark darin geweſen, es auseinander— 
uſetzen, obgleich ich es oft genug gefühlt habe. Wirklich, wir find in einer 
roßen Konfuſion. Sehen Sie ſich in der Stadt um, in dieſer reichen 
stadt, und ſehen Sie dieſe vielen, vielen Leute, die hier aufwachſen, um 
u weben und Wolle zu krempeln und zu ſpinnen und ein und dasſelbe zu 
un von der Wiege bis zum Grabe. Sehen Sie, wie wir leben, in welcher 
lnzahl, welcher Hilfloſigkeit, welcher Monotonie; und ſehen Sie, wie die 
Spinnereien immer im Gange find und wie fie immerfort arbeiten, ohne 
ins einem Ziele näher zu bringen — außer dem Tode. Sehen Sie, wie 
ie über uns denken und über uns ſchreiben und über uns reden und 
Degen uns Deputationen an die Staatsſekretäre ſchicken und wie fie immer 


recht und wir unrecht haben und wie ſeit unſerer Geburt noch ni 
Fünkchen Verſtand in uns geweſen iſt. Sehen Sie, wie dies gewachſen ur 
gewachſen iſt, wie es größer und größer, breiter und breiter, härter un 
härter geworden iſt mit jedem Jahr und jedem Geſchlecht. Wer kann 
anſehen, Sir, und ehrlich ſagen, daß es keine Konfuſion iſt?“ 7 
Der Fabrikant antwortet mit der Frage, ob nicht Stephan dieſer Ko 
fuſion ein Ende machen könnte. N | . 
„Das weiß ich nicht, Sir — das iſt nicht meine Sache. Das iſt Sad 
der Leute, die über uns alle geſetzt ſind. Was kann ihnen ſonſt obliege 
wenn nicht das?“ m 
Der Fabrikant meint, dieſer Konfuſion könnte nur ein Ende gem b 
werden, wenn man die Agitatoren verhaftete und deportierte. 0 
„Sir“, erwiderte Stephan, „und wenn Sie alle Slackbridges einzeln 
Säcke nähen und ſie verſenken, wo das Meer am tiefſten iſt, ſo bleibt 
Konfuſion gerade wie ſie iſt. Die ſtiften das Unheil nicht an. Bei ih 
fängt es nicht an. Ich habe fie nicht gern — ich habe keinen Grund dazu 7 
aber es iſt zwecklos und nutzlos, zu verſuchen, ſie ihrem Gewerbe zu en 
ziehen, anſtatt ihr Gewerbe ihnen zu entziehen. . .. Ich kann nicht n 
meinem wenigen Wiſſen und meiner ungeſchickten Weiſe ſagen, wie e 
beſſer gemacht werden kann — obgleich es einige Arbeiter in dieſer Stad 
gibt, die es tun könnten, aber ich kann Ihnen ſagen, was es nicht beſſe 
machen wird. Gewalt wird es nicht beſſer machen. Obſiegen und Trium 
wird es nicht beſſer machen. Die Sache gehen laſſen, macht es auch ni 
beſſer. Laßt Tauſende und aber Tauſende unbekümmert ihres Weges geh 
alle das gleiche Leben führen und alle in dieſelbe Konfuſion geraten, 


Blackpool nicht erklären konnte, das ſagte der robuſte Will Fern, der 
früher angegebene Rede mit folgenden Sätzen ſchloß: „ 
„Gebt uns um Gottes willen beſſere Wohnungen als jene, in d 
wir in unſerer Wiege liegen; gebt uns beſſere Nahrung, wenn wir 
unſer Leben arbeiten; gebt uns gelindere Geſetze, um uns auf den re 
Weg zurückzuführen, wenn wir irre gegangen ſind, und ſtellt uns 
überall, wohin wir uns wenden, Kerker und Ketten vor Augen. Es 
keine Güte, die ihr dem Arbeiter dann zeigen könnt, die er nicht jo. bereit 
willig und dankbar annehmen würde, als es ein Menſch nur kann. Den 
er hat ein geduldiges, friedliches, williges Herz. Aber ihr müßt den rechten 
Geiſt erſt in ihn hineinbringen. Sein Gemüt iſt euch entfremdet. Be 
Volk iſt nicht ſein Volk, euer Gott iſt nicht ſein Gott.“ 8 
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Ricardos Löſung des Problems, das die induftrielle Revolution geſtellt, 
Abſchaffung der Kornzölle und malthuſianiſche Lebensführung. Ben⸗ 
m und Mill ſehen die Hilfe in der Beſeitigung der Oligarchie, in der 
rſchaft der Mittelklaſſe; Owen verlangt ſozialiſtiſche Gemeinweſen; 
Ile, Maurice und Kingsley plädieren für eine Herrſchaft wirklicher 
ſtokratie. Charles Dickens wendet ſich an den Liberalismus, um ihm 
mechaniſchen Materialismus und das Laissez faire zu nehmen und 
den ethiſchen Geiſt des Chriſtentums zu geben. Der Toryismus iſt 
d oder heuchleriſch; die Arbeiterklaſſe folgt einem Slackbridge und 
t einen Blackpool; nur ein Liberalismus, der zum Volke Vertrauen 
und durch eine liebevolle Sozialreform den gewerbefleißigen Maſſen 
materieller und geiſtiger Not hilft, kann der Konfuſion ein Ende 
hen. Der Sozialliberalismus iſt ſein Ideal. Gladſtone, 
npbell-Bannerman, Asquith und Lloyd George ſind die Vollſtrecker des 
taments von Charles Dickens. 


Zur Nationalitätenfrage in Öfterreid). 


Lieber Genoſſe Kautsky! In Ihrem Artikel „Separatismus, Nationa⸗ 
nus und Sozialismus“ zitieren Sie einen Satz, den ich in meinem 
henſchaftsbericht über den Innsbrucker Parteitag geſprochen habe: „daß 
erhalb Oſterreichs überall die Nation das Organiſationsprinzip auch 
Sozialdemokratie iſt; denn es gibt eine deutſche, franzöſiſche, hollän— 
5 uſw. Sozialdemokratie, die erſt zuſammen die Internationale bilden“. 
den weiteren Ausführungen Ihres Artikels könnte ein Leſer, aller⸗ 
95 nur ein nichteingeweihter, den Schluß ziehen, daß ich dieſen Satz zur 
erſtützung der Separatiſten geſprochen hätte, und da ich, wie Sie ja 
en, das Perſonalitätsprinzip energiſch bekämpfe, wäre mir nichts un⸗ 
enehmer, als für einen Separatiſten gehalten zu werden. Deshalb ge— 
ten Sie mir einige Worte der Erklärung, nicht an Sie, der Sie meine 
id ten ohnedies kennen, ſondern an die Leſer der „Neuen Zeit“. 
Da mir die Nation — um ein, wenn ich nicht irre, vom Genoſſen Otto 
ger geprägtes Wort zu gebrauchen — vor allem als eine auf ſprachlicher 
Mölage beſtehende „Verkehrsgemeinſchaft“ erſcheint, kann ich mir die 
fon überhaupt nur territorial organiſiert vorſtellen — ſolange nicht die 
der Diaſpora lebenden Individuen und Minoritäten einzeln, wie es die 
jonaliſten wünſchen, von einer chineſiſchen Mauer umgeben und noch 
etwa durch eine Luftſchiffpoſt mit ihrem entfernten nationalen Zen⸗ 
u verbunden ſind. In dieſem Sinne wollte ich auch das Wort „Nation“ 
tanden wiſſen, als ich davon ſprach, daß die Sozialdemokratie tatſächlich 
1 Nationen organiſiert ſei: die engliſche Sozialdemokratie erſcheint mir 
eine nationale Organiſation, obwohl in ihr die verſchiedenen deutſchen, 
iſchen uſw. in England arbeitenden Volksſplitter, die mit der Zeit ja 
ſprachlich in ihr aufgehen, mit inbegriffen ſind, ebenſo die nordameri⸗ 
iſche, franzöſiſche uſw. In allen dieſen Fällen deckt ſich der Staat und 
nationale Territorium. | 
Charakteriſtiſch für die öſterreichiſche, vielleicht für die oſteuropäiſche 
wicklung überhaupt iſt es aber, daß wir das im Weſten hiſtoriſch ge— 


642 


gebene Stadium des nationalen Staates bis jetzt nicht durchgemacht habe 
Ebenſo charakteriſtiſch find aber die von Ihnen ſelbſt in Ihrem Artikel a 
geführten Abweichungen vom ſtaatlichen Prinzip in der Organiſation d 
ſozialdemokratiſchen Internationale. Sie ſchreiben: „Ja, ſelbſt der Ve 
tretung der Polen in der Internationale liegt der Gedanke an einen b 
ſonderen Staat zugrunde. Der Proteſt gegen die gewalttätige und heir 
tückiſche Zerſtückelung des polniſchen Staates, die Forderung der Verein 
gung der getrennten Teile, wenigſtens ſoweit ſie von Polen bewohnt ſin 
und der Wiederaufrichtung eines ſelbſtändigen polniſchen Gemeinweſen 

dieſe Gedanken bewegten bereits die Gründer der erſten International 
Sie wurden von der zweiten übernommen.“ Alſo der Gedanke an ein 
Staat, der geweſen iſt und in Zukunft wieder ſein könnte, auf territo 
nationaler Grundlage — ohne Rückſicht auf die Grenzen des heute 
ſtehenden, nicht nationalen Staates Oſterreich. Wenn man von den 
die Sozialdemokratie noch verhältnismäßig wenig ins Gewicht fallen 
Südſlawen Sſterreichs abſieht, fo iſt für die Beurteilung der Organiſati 
frage Oſterreichs noch das Verhältnis der Deutſchen zu den Tſche 
relevant. Und hier ergibt ſich nun ſofort die zweite Abweichung von de 
rein ſtaatlichen Organiſationsprinzip. Denn die tſchechiſche Parteiorgan 
ſation iſt auf den internationalen Kongreſſen durch ſelbſtändige Delegi 
vertreten, entſprechend dem Organiſationsprinzip der öſterreichiſchen poli 
Partei, die eigentlich — ſolange ſie überhaupt einheitlich beſtand — n 
Verband mehrerer ſelbſtändiger, nach Nationen geſchiedener ſozialde 
tiſchen Parteien war. Auch hier liegt zwar nicht die gegenwärtige ſta 
Organiſation zugrunde, ſondern die auch für den Staat in Zukun 
forderte „Autonomie der Nationalitäten“, die von Ihnen ſelbſt („Nel 
Zeit“, XVI, 1, S. 558) als der „Föderalismus der Nationalitäten, die Ze 
ſchlagung der traditionellen Provinzialgrenzen, die Neuordnung O 
reichs auf Grund der Sprachgrenzen“ definiert wurde. 
ſtaatliche Neuordnung bedingt aber naturgemäß eine größere — faſt 
ich ſagen: ſtaatsähnliche — Selbſtändigkeit der einzelnen Nationen 
nach außen, und ich ſtimme vollſtändig mit Ihnen überein, wenn Sie! 
Neuordnung nur auf Grund der Sprachgrenzen, das heißt des Terriim 
prinzips als durchführbar erachten. Nur die Ungeklärtheit der nati 
Verhältniſſe auch innerhalb der Sozialdemokratie hat es ermöglicht, d 
Delegation aus „Böhmen“ nicht auf dem Territorialprinzip, ſonder 
dem Perſonalprinzip beruhte. Solange das durch das Brünner Progr 
angeſtrebte internationale Völkerrecht innerhalb Oſterreichs nicht hergeſt 


1 Die Forderungen des auf dem Brünner Geſamtparteitag 1899 beſchloſſen, 
„Nationalitätenprogramms der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei Oſterreich 
lauten: 1 

1. Oſterreich iſt umzubilden in einen demokratiſchen Nationalitätenbundesſta 

2. An Stelle der hiſtoriſchen Kronländer werden national abgegrenzte Sell⸗ 
verwaltungskörper gebildet, deren Geſetzgebung und Verwaltung durch Nation⸗ 
kammern, gewählt auf Grund des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrecht 
beſorgt wird. 5 

3. Sämtliche Selbſtverwaltungsgebiete einer und derſelben Nation bilden I; 
ſammen einen national einheitlichen Verband, der feine nationalen Angelege 
heiten völlig autonom beſorgt. „ 
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werden ſich immer ſtaatliche und nationale Verhältniſſe kreuzen. Erſt 
n in dem Mikrokosmos der öſterreichiſchen Internationale die terri— 
ale Scheidung ebenſo ſichergeſtellt iſt wie in dem Makrokosmos der 
tinternationale, kann ſich auch in jenem der einzig geſunde Zuſtand 
tellen, daß jede Nation auf ihrem Territorium ihre eigenen Angelegen— 
en autonom erledigt und die gemeinſamen Ziele gemeinſam erkämpft 
den. 
Die Schwierigkeiten erwachſen der Sozialdemokratie in Sſterreich überall 
aus den nationalen Minoritäten. Die Separatiſten, wie alle Verfechter 
Perſonalitätsprinzips, gehen von individualiſtiſchen, eigentlich an- 
iſtiſchen Erwägungen aus, wenn ſie für die Erhaltung und ſelbſtändige 
aniſation der nationalen Minoritäten kämpfen. Sie erklären dadurch, 
fie das nationale Organiſationsprinzip als das höhere, den Klaſſen— 
mſatz als das niedere betrachten, während mir umgekehrt die nationale 
renzung — im Sinne der Zuſammenſetzung der Internationale — als 
notwendige taktiſche Gliederung des Klaſſenkampfes erſcheint. Wenn 
nichtsdeſtoweniger gelegentlich Gefahr laufe, als „Nationaliſt“ ver— 
en zu werden, jo iſt das nur durch die ſonderbare Umkehrung aller Be- 
fe in Oſterreich zu verſtehen. Denn es iſt eine Weile bei uns Mode ge- 
m, in der ſentimentalen Schwärmerei für die nationalen Minoritäten, 
doch eigentlich rein nationaliſtiſch iſt, das Kennzeichen internationaler 
mnung zu ſehen — und zwar deshalb, weil man immer nur an die 
chiſchen Minoritäten dachte und manche deutſchen Genoſſen ſich im Ent— 
mkommen gegenüber den tſchechiſchen Genoſſen gar nicht genug tun 
ten, bis der ſeparatiſtiſche Krach zeigte, daß die tſchechiſchen Genoſſen 
nicht zu wahrer internationaler Geſinnung erzogen worden waren. 
Vielleicht hat dieſe langjährige Taktik der deutſchen Sozialdemokratie 
Siterreich ihr Gutes gehabt: fie braucht ſich keine Vorwürfe zu machen 
ihr Vorgehen denen gegenüber, die als „minderwertig im Internatio— 
mus“ erkannt worden find. Aber nunmehr iſt es an der Zeit, für eine 
tive Politik der nationalen territorialen Abgrenzung im Intereſſe der 
ernationale einzutreten und nicht mehr zu fragen, durch welche Zu— 
indniſſe man die momentane Spaltung verkleiſtert, ſondern welche 
nde nationale Neuordnung vom Standpunkt der Internationale aus 
bade und, was dasſelbe iſt, vom Standpunkt der hiſtoriſchen Ent— 
lung aus notwendig iſt. Ich bin überzeugt, daß die deutſche Sozial- 
okratie in Oſterreich den richtigen Weg finden wird, und daß auch Sie 
mit Ihrem Blatte unterſtützen werden. 
Mit den beſten Grüßen Ihr ergebener 
Wien, 23. Januar 1912. Ludo M. Hartmann. 


4. Das Recht der nationalen Minderheiten wird durch ein eigenes, vom Reichs— 
ament zu beſchließendes Geſetz gewahrt. 

5. Wir erkennen kein nationales Vorrecht an, verwerfen daher die Forderung 
r Staatsſprache; wie weit eine Vermittlungsſprache nötig iſt, wird das Reichs⸗ 
ament beſtimmen. (Anmerkung der Redaktion.) 


brenn der Idmetzertfinen Sozialdemok Ä 


Von Dionys Sinner. 


Die ſchweizeriſche ſozialdemokratiſche Partei hat ein Jahr innere 
hinter ſich, bei der es ſich aber nicht um grundſätzliche Differenzen, 
um organiſatoriſche Fragen, um den Verſuch einer Reorganiſati 
Partei im Sinne größerer Vereinheitlichung und Demokratiſierung 
delte. Die heutige Organiſation der Partei datiert aus dem Jahre 
und iſt eine föderaliſtiſche. Bis dahin beſtand die im Jahre 1888 
gründete ſozialdemokratiſche Partei nur aus Einzelmitgliedern, für | 
an den verſchiedenen Orten Vertrauensmänner beſtellt wurden. Dane 
betrachteten ſich die lokalen Arbeiterunionen als Glieder der Partei 
bei deren Aktionen mitwirkten, Gelder aufbrachten und die Barteitı 
durch Delegierte beſchickten. Größere organiſatoriſche und politiſche 8 
deutung erlangte in jenen Jahren die Partei nicht, aber ideelle Beden 
inſofern, als ſie doch den Sammelpunkt der Geſinnungsgenoſſen b 
und durch Stellungnahme zu den politiſchen Fragen auf ihren Ta 
richtunggebend für die Arbeiterſchaft wirkte. Galt es die Durchführu 
Aktionen: Wahlen, Volksabſtimmungen, Initiativbewegungen, Einf 
und Organiſation der Maifeier ſowie die Agitation für die Achtf 
bewegung, ſo trat das in Bern domizilierte Parteikomitee mit dem Zent . 
komitee des Schweizeriſchen Grütlivereins und dem Bundeskomites 
Schweizeriſchen Gewerkſchaftsbundes in Verbindung, um jo gemeinſchaftl 
für die geſamte organiſierte Arbeiterſchaft zu handeln. Aus der 
geſchichte jener Zeit iſt bemerkenswert das Initiativbegehren bet 
das Recht auf Arbeit, das durch eine Ergänzung der Bundesverfaſſu 
gelegt werden ſollte, von Bundesrat und Bundesverſammlung aber 
vereinbar mit der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung abgelehnt und 
in der Volksabſtimmung mit großer Mehrheit verworfen wurde. 

Da neben der Partei, die als ſolche trotz der loſen und unbedeute 
Organiſation anerkannt werden mußte, noch der Grütliverein als poli N 
Landesorganiſation beſtand und dieſer auf ſeinen alljährlichen Delegierte 
verſammlungen in der Hauptſache die gleichen politiſchen Fragen behan del 
mit denen ſich die Parteitage beſchäftigten, und da ferner zu gemein 
Handeln jedesmal das Zuſammentreten der beiderſeitigen leitend 
gane notwendig war, entſtand das allgemein und lebhaft empf 1 
Bedürfnis nach Vereinfachung dieſer komplizierten und an a 
ſchinerie, nach Vereinheitlichung der politiſchen Organiſation und der 9 5 

Einen erſten Schritt dazu, nicht die Verwirklichung des Ideals, f 
der Parteitag von 1901 in Solothurn, der zwiſchen Partei und ( 
verein ein dualiſtiſches Verhältnis ſchuf, wie es auf ſtaatspolitiſchem 
zwiſchen Oſterreich und Ungarn beſteht. Der Schweizeriſche Grütl 
als politiſche Zentralorganiſation blieb unverändert beſtehen, aber er 
nun zu einem organiſatoriſchen Beſtandteil der Partei, neben de 
die kantonalen Arbeiter- und Parteiverbände, die lokalen Arbeitern 
und Parteiverbände, ſoweit ſie nicht ſchon als Glieder eines kant 
Arbeiter- oder Parteiverbandes der ſchweizeriſchen Geſamtpartei ange 
und endlich einzelne Vereine in Betracht kamen, ſofern im betref 
Kanton oder in der betreffenden Ortſchaft kein der ſchweizeriſchen 9 
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tei angehörender kantonaler oder lokaler Verband beſteht. Alle dieſe 
bände und Vereine ſollten aber nur mit der Geſamtzahl ihrer ſchweize— 
hen Mitglieder der Partei beitreten, ihre fremdländiſchen Mitglieder 
unberückſichtigt bleiben. Dieſe Ausſchließlichkeit von Schweizerbürgern 
Mitglieder der Partei wurde einmal von der alten, im Jahre 1888 
ründeten Partei, nach deren Statut nur ſozialdemokratiſch geſinnte 
weizer Bürger als Mitglieder der Partei anerkannt wurden, und fo- 
m vom Grütliverein übernommen. Dieſer nimmt Ausländer nur als 
ivmitglieder auf, geſtattet ihnen alſo kein Stimmrecht, und ſchließt ſie 
er von der Wählbarkeit für den Vorſtand aus, dafür verlangt er von 
en die gleichen Beiträge wie von den vollberechtigten Mitgliedern. Alſo 
chen Beiträge verlangt wie von den vollberechtigten Mitgliedern. Alſo 
iche Pflichten, aber ungleiche Rechte; für einen ſozialdemokratiſchen Ar- 
erverein, der der Grütliverein doch iſt, etwas ſeltſame Verhältniſſe. 
lich iſt auch kein Ausländer verpflichtet, Mitglied des Grütlivereins 
werden, und wenn er es trotz der ungleichen Behandlung ſein will, muß 
ſich eben damit abfinden. 
Die „Hochzeit von Solothurn“, wie man geiſtreich die Verbindung des 
ütlivereins mit der ſozialdemokratiſchen Partei etikettierte, brachte dem 
teren Privilegien als Zugeſtändniſſe, die eine Ungleichheit zum Nachteil 
b Partei in ihrem Geſamtrahmen bedeuteten. Danach muß die Partei 
‚en Sitz an dem Orte haben, an dem das Zentralkomitee des Grütli— 
keins domiziliert. Die 7 Mitglieder dieſes Zentralkomitees und noch 6 
den Parteiorganiſationen des Vorortes, zu denen auch wieder der 
ale Grütliverein gehört, gewählte Parteigenoſſen bilden zuſammen die 
feeling der Partei. Die Geſchäftsleitung mit dem Zentralkomitee 
. bildet mit den Vertretern der kantonalen und lokalen 
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bände, die einen ſolchen auf je 1000 Mitglieder wählen und woran 
ederum auch die denſelben angehörigen Grütlivereine beteiligt ſind, und 
ner mit den Redakteuren der Parteipreſſe ſowie mit den ſozialdemo— 
gtiſchen Mitgliedern der Bundesverſammlung das Parteikomitee. Und 

die Zuſammenſetzung des Parteitags. Er beſteht aus den Mitgliedern 
3 Barteifomitees, aus den Delegierten des Schweizeriſchen Grütlivereins, 
die Vertretungszahl für ſeine Mitglieder ſelbſt nach eigenem Belieben 
Meßen kann, und aus den Delegierten der kantonalen und lokalen Or— 
miſationen, die auf je 50 ſchweizeriſche Mitglieder einen Delegierten ent- 
nden können. Dieſen Organiſationen, das ſei auch hier wieder betont, 
ren aber ebenfalls die Grütlivereine an. Die Mitglieder derſelben ge— 
eßen ſo eine Kumulierung von Rechten, die einen komplizierten Komplex 
n Privilegien darſtellen, den klar durchzudenken den ausländiſchen Ge⸗ 
fen in der Schweiz nicht jo leicht wird, fo daß es ein ſehr billiger 
orwurf iſt, wenn ihnen vorgehalten wird, fie verſtünden unſere Verhält- 
ſſe nicht. Es gibt zweifellos zahlreiche altbewährte ſchweizeriſche Ge— 
fen, die ſich ebenfalls durch dieſes Labyrinth eines komplizierten duali- 
ſchen Organiſationsverhältniſſes nicht durchzuarbeiten vermöchten, ſofern 
1 den verwegenen Verſuch dazu wagen würden. 

Ein weiteres wichtiges Zugeſtändnis an den Grütliverein war die Er⸗ 
ärung feines Organs, des „Grütlianer“, zum Zentralorgan der ſozial— 
mokratiſchen Partei der Schweiz, welche überragende ideelle Stellung in 
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646 Die Neue 
der Arbeiterbewegung das Blatt manchmal zu vergeſſen ſchien, indem 
ſich immer zuerſt als das Zentralorgan des Schweizeriſchen Grütliverei 
fühlte. 5 5 

Der Beitrag an die Partei wurde pro Mitglied und Jahr aufn 
10 Centimes (8 Pfennig) feſtgeſetzt, viel zu wenig natürlich, um die Par 
irgendwie finanziell leiſtungsfähig zu machen. Dieſer geringfügige Zel 
Gentimes-Beitrag bedeutete auch inſofern einen Rückſchritt, als die Pa 
organiſation von 1888 die Parteikarte nur gegen einen Jahresbeitrag 
50 Centimes an die Genoſſen abgab. | 

Dieſes Organiſationswerk von 1901, das erſt noch eine lebhafte O 
ſition im Grütliverein zu überwinden hatte, konnte natürlich nur 
Charakter eines Proviſoriums, eines Übergangsſtadiums zu einer g 
friedigenderen Organiſation haben. In der Tat erfolgte dann im Ja 
1908 eine Reviſion der Statuten, die aber an dem Weſen des dualiſtif 
Organiſationsverhältniſſes nichts änderte. Die weſentlichen Abänderur 


beitrags von 10 auf 20 Centimes. 5 i 

Das war die Reviſion von 1908. Ein ſehr beſcheidener Schritt i 
Weiterentwicklung der Partei. Wie ſich dabei die Partei- und Fina 
hältniſſe geſtalteten, mögen dei Angaben von 1910 veranſchaulichen 
Partei umfaßte in dieſem Jahre 24 987 organiſierte Genoſſen, wovon 
Mitglieder des Grütlivereins und 14387 Mitglieder anderer Org 
tionen waren. Die Einnahmen der Partei betrugen 4538,66 Franken, 
aber nur 2102,75 Franken an ordentlichen Beiträgen enthalten ſind. 
ſich dieſe Beitragsſumme auf den Grütliverein und die übrigen P 
organiſationen verteilt, ſagt der Jahresbericht nicht. Das reine Ver 
der Partei betrug Ende 1910 1099 Franken, für eine Partei mit 
100 000 Wählerſtimmen im Lande verdammt wenig „Betriebskapite 

Im Jahre 1910/11 betrugen die Einnahmen der Parteikaſſe 6311, 
Franken, worunter 4903,30 Franken ordentliche Beiträge, und das Ver 
mögen 4927 Franken, ein Betrag, der natürlich noch immer unbede en 
iſt für eine große Partei. „ 

Der Stand der Partei befriedigte auch nach der „Reorganiſation“ v 
1908 nicht, und ſo beſchloß der Baſeler Parteitag vom November 1910 eir 
ſtimmig die Beſtellung einer neunundzwanziggliedrigen Kommiſſion z 
Prüfung der Frage der neuerlichen Reorganiſation der Partei im Sinn 5 
größerer Vereinheitlichung. Die Kommiſſion ging mit Ernſt an ihr 
Arbeit, ſchied ſich aber bald in eine Mehrheit und eine Minderheit, wovo 
die erſtere einen entſchiedeneren Schritt zur Vereinheitlichung mache 
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r Partei machen, um ſo das drückende Verhältnis der Bevormundung 
r Partei durch den Grütliverein los zu werden. Dabei ſollte aber dieſer 
merhin, ſo wie er iſt, als Zentralorganiſation mit Sektionen fortbeſtehen. 
ur ſeine Privilegien im Geſamtrahmen der Partei ſollte er verlieren, und 
eſe Gefahr verurſachte eine kleine Revolution unter den Führern des 
rütlivereins, die manche äußerſt bedenkliche Erſcheinungen zeitigte. 
Der Parteitag ſollte ohne Rückſicht auf den Vorort des Grütlivereins 
ſtändig den Vorort der Partei beſtimmen und ebenſo ohne Rückſicht auf 
e Mitglieder des Zentralkomitees des Grütlivereins die elfgliedrige Ge— 
jaftsleitung wählen, aber auf die Dauer von drei Jahren. Dagegen jollte 
s Zentralkomitee des Grütlivereins nach wie vor dem Parteikomitee an- 
hören, alſo immerhin noch ein bedeutendes Privilegium erhalten und 
enſo der „Grütlianer“ Zentralorgan der ganzen Partei bleiben. Die 
artei ſollte ein eigenes Sekretariat erwählen, der Jahresbeitrag von 20 
if 60 Centimes erhöht und Mitgliedsbücher mit Marken von 5 Centimes 
ir den Monat eingeführt werden. 

Das war nun ein annehmbarer Vorſchlag zur Vereinfachung und Ver— 
nheitlichung der Parteiorganiſation, zur Verſelbſtändigung der Partei. 
ber da ſetzte eine erregte Gegenaktion im „Grütlianer“ und in Grütli— 
einsverſammlungen ein, die durchweg auf den ſehr konſervativen Ton 
eſtimmt war, daß alles beim alten bleiben ſoll, denn das Alte habe ſich 
hr gut bewährt. Es wurden allerdings auch Dinge, die mit der Reorgani— 
ionsfrage direkt gar nichts zu tun hatten, als „Gründe“ gegen den Fort— 
hritt oder doch für deſſen Verſchleppung auf unabſehbare Zeit herange— 
gen. Auch der Trick mit der Aufpeitſchung der nationalen Leidenſchaft 
er Grütlivereinsmitglieder wurde nicht verſchmäht, und als ausländiſche 
enoſſen in Zürich ſich dagegen wandten und für eine zeitgemäße Partei⸗ 
organilation eintraten, wurde das demagogiſche und eigentlich ſinnloſe 
zort von der „antinationalen Hetze“ geprägt. 

x Völlig vergeſſen hatten die Gegner auch die Tatſache, daß den Geſamt— 
tereſſen der Arbeiterſchaft zuliebe ſo viele Gewerkſchaftsverbände auf 
re Selbſtändigkeit verzichteten und ſich mit Bruderverbänden zu In⸗ 
trieverbänden vereinigten, um fo eine ſtarke und leiſtungsfähige Organi— 
jon zu ſchaffen. Die viel mißbrauchte Phraſe von der „Tradition“ iſt 
it am wirkſamſten ausgeſchaltet. 

Die Grütlivereine genießen aber auch in den lokalen und kantonalen 
bänden keinerlei organiſatoriſche Sonderſtellung und Privilegien, ſon— 
ern ſind hier nur Sektionen neben anderen Sektionen, und es iſt daher 
ur ein Gebot einfachſter Logik, den Parteiverhältniſſen in 22 Kantonen 
itſprechend die Geſamtpartei des Landes zu geſtalten. Eine andere Or— 
aniſation ſteht in unvereinbarem Widerſpruch mit jenen. 

Und doch kommt es den Gegnern im Grütliverein gerade auf die Auf— 
hterhaltung dieſer Zuſtände an. Offen wurde im „Grütlianer“ erklärt, 
aß die von dieſer Seite gemachten Gegenvorſchläge (es ſoll alles beim 
ten bleiben) „die Wiederherſtellung der maßgebenden 
nd ſſelbſtändigen Stellung des Grütlivereins in der 
artei bezwecken ſollen“. Alſo eine Herrſchaft in der Partei 
ber die Partei, die doch eine ſozialdemokratiſche und keine jozial- 
njerbative, ſozialliberale oder ſozialreaktionäre iſt. Wir mußten unmill- 
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kürlich an dieſe „maßgebende“ Stellung, bei der die anderen Parteigenc | 
nur ſolche zweiter Klaſſe find, denken, als wir einige Monate ſpäter 
anderem Zuſammenhang in demſelben „Grütlianer“ laſen: „Der Ter! 
packt gern jene zuerſt beim Ohr, die ſeiner ſpotten, und auch die m. 
archenfreie Demokratie ſteckt voller Deſpötchen 
Standesunterſchiede.“ Gewiß, und dieſe Deſpötchen finden ſich auch 
Schweizeriſchen Grütliverein. „ 

Auch mit dem Gedanken der Loslöſung des Grütlivereins, deſſen his 
riſche Aufgabe es doch iſt, ganz in der ſozialdemokratiſchen Partei au 
gehen, wurde frivol geſpielt, wobei aber leicht die „Deſpötchen“ | 
daſtehen konnten. Der Grütliverein, der die Mehrzahl ſeiner Mitgliei 
aus den Arbeiterkreiſen rekrutiert, kann nur als ſozialdemokratiſcher Ver 
und als Beſtandteil der ſozialdemokratiſchen Partei exiſtieren, denn 0 
bürgerlicher Grütliverein iſt undenkbar, weil die organiſierten Arbeit 
die ſich eben erſt von den bürgerlichen Parteien losgelöſt haben, nicht «. 
ſonnen ſind, wieder zu ihnen zurückzukehren. A 

Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß eine wohlvorbereitete De 
giertenverſammlung des Grütlivereins den Entwurf für ein neues Part 
ſtatut verwarf. 9 

Den Erfolg hatte dieſe Ablehnung allerdings, daß die Neunun 
zwanzigerkommiſſion alle weitergehenden Neuerungen aus ihrem Entwu 
entfernte und einen neuen Entwurf mit Beibehaltung der Privilegien 80 
Grütlivereins ausarbeitete, der gegenüber dem beſtehenden Zuſtand n. 
noch folgende Abweichungen enthielt: Wahl der ſechs Mitglieder zu | 
fünf Mitgliedern des Zentralkomitees des Grütlivereins hinzu ſowie i 
Präſidenten der Geſchäftsleitung durch den Parteitag ſtatt durch den V 
ort; Einführung des Mitgliedsbuchs und der Beitragsmarken ſowie 0 
höhung des Jahresbeitrags von 20 auf 60 Centimes pro Mitglied. 


Der am 2. Dezember in Olten zuſammengetretene und außerordentl 
zahlreich beſuchte Parteitag, der ſich mit 217 gegen 163 Stimmen grund 
ſätzlich für die Parteireorganiſation erklärte, lehnte aber auch den Koi 
miſſionsentwurf ab und begnügte ſich mit den beſcheidenen, vorſtehend hei 
vorgehobenen Neuerungen, die aber an den dualiſtiſchen, undemokrati 
und ſchwerfälligen Organiſationsverhältniſſen der ſchweizeriſchen So 
demokratie gar nichts ändern. Und auf dieſe Reorganiſation verwen 
der Parteitag ſeine beiden verfügbaren Verhandlungstage. l 

Es iſt klar, daß damit das letzte Wort noch nicht geſprochen iſt. 
das Schickſal des Grütlivereins, in der ſozialdemokratiſchen Partei 


beſteht und der um ſo erfolgreicher gefördert werden kann, je einheit 


ſchlagfertiger und leiſtungsfähiger die geſamte Partei iſt. 
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4 Unfallgefahr und Unfallſchutz in der holzinduftrie. 


Von M. Kayſer (Berlin). 


Mit der ſtarken Vermehrung der Holzbearbeitungsmaſchinen auch in klei⸗ 
wen Betrieben (während im Jahre 1907 der Anteil der Induſtrie der Holz- und 
chnitzſtoffe an der Geſamtzahl der Motorenbetriebe 11,5 Prozent und an den 
ferdeſtärken 5,9 Prozent betrug, umfaßte fie im Jahre 1907 13,6 Prozent der 
Intorenbetriebe und 4,6 Prozent der Pferdeſtärken) iſt auch die Unfallgefahr 
ir Holzarbeiter bedeutend geſtiegen. Auf die Frage, in welchem Maße das ge— 
ehen iſt, gibt allerdings die Unfallſtatiſtik keine befriedigende Antwort. Nach 
r neueſten Unfallſtatiſtik für das Jahr 1909 kamen bei den 66 gewerblichen Be— 
fsgenoſſenſchaften auf insgeſamt 9 003 908 Verſicherte 70 986 Verletzte, die erit- 
alig entſchädigt wurden, demnach auf 1000 Verſicherte 7,88 Verletzte. In den 
er Berufsgenoſſenſchaften der Holzinduſtrie betrug im gleichen Jahre die Zahl 
x Verſicherten 430 600, die der Verletzten 4658, alſo auf 1000 Verſicherte 10,84 
erletzte. Im neueſten Bande des Statiſtiſchen Jahrbuchs für das Deutſche Reich 
die Unfallhäufigkeit nach der Gewerbeunfallſtatiſtik für das Jahr 1907 wieder— 
geben. Dieſe iſt am größten bei der Fuhrwerksberufsgenoſſenſchaft mit 26,61 
nfallen auf 1000 Verſicherte, dann folgt die Müllereiberufsgenoſſenſchaft mit 
„06, die Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft mit 15,54, die Steinbruchsberufs⸗ 
moſſenſchaft mit 15,35 und als fünfte die Holzberufsgenoſſenſchaften mit 13,28 
erletzten auf 1000 Verſicherte. Aber das Bild, das dieſe Zahlen geben, täuſcht; 
g Wirklichkeit ſind die Arbeiter an den Holzbearbeitungsmaſchinen in viel höherem 
kaße gefährdet, als dieſe Statiſtik zeigt. Der Unfallverſicherung unterſtehen 
[he Arbeiter der verſicherten Betriebe, aber nur die an den Maſchinen Beſchäf— 
gten ſind ernſtlich gefährdet, während die Handarbeit in den meiſten Branchen 
r Holzinduſtrie verhältnismäßig ungefährlich iſt. 

Das ergibt ſich auch aus der Unfallſtatiſtik, welche der Deutſche Holz— 
rbeiterverband erſtmalig im Jahre 1910 aufgenommen hat. Dieſe Sta- 
ſtik iſt noch unvollkommen, was in der Neuheit der Einrichtung ſeine Erklärung 
det. Aber immerhin laſſen ſich aus den gewonnenen Zahlen manche inter— 
ſante Schlüſſe ziehen. Insgeſamt wurden im Jahre 1910 1049 Unfälle gemeldet, 
m welchen nur 57 oder 5,6 Prozent nicht an Maſchinen paffiert find. Demnach 
aren 94,4 Prozent ſämtlicher Unfälle durch die Maſchine verurſacht. Zieht man 
es in Betracht, dann wird es verſtändlich, daß eine von den Berliner Maſchinen— 
tbeitern der Holzinduſtrie im Jahre 1904/05 aufgenommene Statiſtik ergeben 
u, daß 57,24 Prozent der am Orte beſchäftigten Maſchinenarbeiter in dieſem 
ahre einen Unfall erlitten haben. Allerdings ſind hier ſämtliche Unfälle, alſo 
uch die nicht entſchädigten, gezählt. 

N Betrachtet man die einzelnen Maſchinen nach ihrer Unfallgefahr, fo ſtehen, 
as die Häufigkeit anlangt, in allen Statiſtiken die Fräſen obenan. Zum 
lück ſind die Verletzungen hier aber meiſt minder ſchwer. In bezug auf die Zahl 
Unfälle kommen Abricht⸗(Hobel⸗)maſchine und Kreisſäge der Fräſe 
cht nahe, aber die Unfälle, welche die genannten beiden Maſchinen verurſachen, 
nd oft ſchwerer Art. Insbeſondere galt das ſeither für die Abricht maſchine. 
ieſe beſteht aus einem zweiteiligen eiſernen Tiſchblatt, in deſſen Mitte ſich ein 
erſtellbarer Schlitz befindet. Unterhalb dieſes Schlitzes rotiert eine vierkantige 
Zelle, auf welche die zwei arbeitenden Meſſer aufgeſchraubt werden. Das Arbeits- 
ück wird nun, indem es mit der Hand an das Tiſchblatt gedrückt wird, auf dieſem 
orgeſchoben. Bei dieſer Arbeit kommt es nur zu oft vor, daß der Arbeiter durch 
bgleiten mit einer oder gar beiden Händen in den Schlitz des Tiſches gerät. 
die Folge find ſchlimme Verſtümmelungen; nicht nur einzelne Finger, ganze 
ände ſind auf dieſe Weiſe in großer Zahl der Maſchine zum Opfer gefallen. Ein 
ahrer Segen für die Maſchinenarbeiter iſt daher die vor einigen Jahren ge— 


nur um ein weniges aus der runden Welle hervor. Dadurch wird der Ra 
zwiſchen dem Schlitz des Maſchinentiſches und der Welle auf ein Minimum 
grenzt. Es bleibt für die abgleitende Hand kein Platz mehr, in den Schlitz hine 
zugeraten. Ernſte Verletzungen ſind ſo gut wie ausgeſchloſſen, die Maſchine ke 
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Koſten, im Durchſchnitt etwa 60 Mark pro Welle, zu ſparen. Anerkennung v 
dient das Vorgehen der Südweſtdeutſchen Holzberufsgenoſſ 


gegenüber größere Nachſicht, zum Schaden der geſunden Glieder der Arbeiter 
Die amtliche Statiſtik über die Urſachen der Verletzungen in der Holzinduſt 
unterſcheidet folgende Unfallurſachen: 1. Schuld des Arbeitgebers, 2. d 
beiters, 3. gleichzeitiges Verſchulden beider, 4. Schuld mitarbeitender und a 
Perſonen, 5. allgemeine Betriebsgefahr und 6. ſonſtige Urſachen. Uns 
eſſieren hier vornehmlich die beiden erſtgenannten Unfallurſachen, und da 
bemerkenswert, daß der Arbeiter in ſo vielen Fällen als der ſchuldige T 
zeichnet wird, und daß der Prozentſatz der Fälle, in welchen der verletzte A 
an dem Unfall Schuld tragen ſoll, ſtändig ſteigt, während die durch den 
nehmer verſchuldeten Unfälle prozentual ebenſo ſtark zurückgehen. In de 
werbe⸗, Bau⸗ und Seeunfallverſicherung insgeſamt wurden von den Un f ä U 
an Arbeitsmaſchinen im Jahre 1897 noch 25,05 Prozent den Ur 
nehmern und 45,43 Prozent den Arbeitern zur Laſt geſchrieben; im Jahre 
ſollen die Unternehmer nur noch an 19,06 Prozent, die Arbeiter aber an 51,6 
zent der Unfälle die Schuld getragen haben. : 
Dieſe Verteilung der Schuld klingt von vornherein wenig wahrſcheinlich 
die ganze Rubrizierung der Unfallurfachen iſt nicht geeignet, ein richtiges B 
geben. Die bereits erwähnte Unfallſtatiſtik des Deutſchen H 
arbeiterverbandes kommt der wahren Urſache der Unfälle bed 
näher, indem ſie nicht ſowohl nach der ſchuldigen Perſon als nach dem ſach 
Vorgang forſcht, der den Unfall verſchuldet hat. (Siehe Tabelle nächſte Seite 
Die verhältnismäßig kleine Zahl von Unfällen, die in dieſer Statiſtik b 
ſichtigt iſt, bildet kein Hindernis, intereſſante Schlüſſe aus ihr zu ziehen. D 
nächſt die verhältnismäßig große Zahl von 247 Unfällen, bei welchen 
handene Schutzvorrichtung außer Gebrauch war. Nun iſt d 
ſache an ſich nicht zu beſtreiten, daß noch viele Arbeiter in ſträflichem L 
auf den Gebrauch der Schutzvorrichtung verzichten. Aber dank der fort 
Aufklärungsarbeit der Organiſation wird mit dieſem Unfug mehr und me 
geräumt. Durchaus nicht ſelten aber iſt der Fall, daß die Schutzvorrichtu 
den direkt oder indirekt geäußerten Wunſch des Unternehmers unbenutzt 
Sehr intereſſant iſt in dieſer Beziehung eine Beobachtung, die der verdie 
Gewerbeinſpektor Hardegg in dem Bericht der württemb 
ſchen Gewerbeinſpektion für das Jahr 1909 wiedergibt. Die Bemerkung 
ſich zwar auf die Unfälle an Transmiſſionen, man kann aber daraus leid 
richtige Nutzanwendung auf die Unfälle an den Maſchinen ziehen. Herr Hardegg ſch 
Die meiſten Unfälle an Transmiſſionen kommen, wie das ſeitens de 
werbeinſpektion ſchon des öfteren ausgeführt worden iſt, dadurch vor, de 
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der Verletzte arbeitete nur vorübergehend 


Infälle an Maſchinen überhaupt 238 34 69 274 14 288 | 75 992 
an der Mafchine . . . 115 12 | 24 123 8 63 21 || 361 
Schlechte Beſchaffenheit der wasche „ e I I 
Schlechte Beleuchtung. u, 8 6 — 4 123 
ingenügender, enger Arbeitsplatz „ 1442 21 1 16 5 63 
Schlechtes Material . . 20 1 2 18 — 28 4 7 
lrbeitsüberhäufung und Antreiberei Bi? rr ir 
tippen des Arbeitsſtückes und Ausgleiten 68 5 11 39 1 45 10 179 
erſplittern und Zurückſchlagen des Ar⸗ 
beitsſtückes 2 „ 11341. °08] 191 
zerreißen und Abſpringen von Maſchinen⸗ 
teilen 5 1 — 4 3 — 6 216 
zeim Ein⸗ und Ausrichten, Schmieren uſw. 3 DIR 
Imfippen von Holzſtapeln uſw. 5 1 8 
zerſchulden von Mitarbeitern . . . . ö 3 a 9 
igene CCC ea til — | 9, 338 
sejugdorrichtung überhaupt nicht vor⸗ 

. 15 2 5 56 1 24 18 121 
zchutzvorrichtung vorhanden, aber un⸗ | 
brauchbaar 28 3 22 — 25 2 80 
n beim Unfall cube Ge⸗ | 
brauch . 84 3 | — 48 1 106 5 247 


wendige Transmiſſionsarbeiten während des Betriebs vorgenommen werden, 
daß eine Anzahl von Unternehmern nicht nur die Vornahme ſolcher Arbeiten 
während des Betriebs duldet, ſondern ſie auch ſtillſchweigend erwartet. Letzteres 
zeſchieht in der Weiſe, daß man bei Betriebsunterbrechungen ſeinen Unwillen 
in mehr oder weniger unverhohlener Weiſe zum Ausdruck bringt. Die Arbeiter 
serjtehen dann, was fie im Wiederholungsfall zu tun und wie ſie die Verbote 
der Unfallverhütungsvorſchriften einzuſchätzen haben. Selbſtverſtändlich erhält 
der Arbeiter niemals eine Weiſung, während des Betriebs einen Riemen auf- 
zulegen, und die bei Unfallunterſuchungen ſtets zu hörende Verſicherung, daß 
der Verunglückte zu ſeiner Handlung keinen Auftrag erhalten habe, iſt regel- 
mäßig zu glauben. 

In hohem Maße beachtenswert iſt das aus der wiedergegebenen Statiſtik er- 
tliche Moment, daß die nur vorübergehend an der Maſchine be⸗ 
läfti gten Arbeiter das größte Kontingent zu den Verletzten ſtellen. Aber 
ht nur die vorübergehend an der Maſchine beſchäftigten Arbeiter ſind in hohem 
aße gefährdet, noch viel mehr trifft dies für den Neuling zu, der den Beruf des 
lzbearbeitungsmaſchiniſten ergreift, um ihn dauernd auszuüben. In den meiſten 

en ſind die Maſchinenarbeiter Autodidakten, die erſt mit der Zeit auf Grund 
ener Beobachtung die Vertrautheit mit der Maſchine erlangen, welche die 


rausſetzung für ein verhältnismäßig gefahrloſes Arbeiten an ihr iſt. Viele 
te 
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| 
Maſchiniſten haben vorher als Tiſchler, Drechiler, Stellmacher uſw. gearbet 
und ihre Berufskenntniſſe kommen ihnen auch bei der Arbeit an der Maſchine z 
ſtatten. Oft aber werden auch ungelernte Arbeiter, Hofarbeiter, Taglöhner uf 
an die Maſchine geſtellt, und nachdem ihnen die notwendigſten Handgriffe 0 
gebracht ſind, ihrem Schickſal überlaſſen. 
Solche unerfahrenen Leute ſind eine Gefahr nicht nur für ſich, ſondern a 

für ihre Umgebung. Schon öfters haben zum Beiſpiel fortgeſchleuderte Maſchine 
teile, die aus Unkenntnis ungenügend oder falſch befeſtigt waren, ſchweres Unh 
angerichtet. Dem könnte vorgebeugt werden, wenn die Beſchäftigung als Arbeit 
an den Holzbearbeitungsmaſchinen von der vorherigen Abſol vierung ein 
Unterrichtskurſes abhängig gemacht würde. Ebenſo wie zum Beiſpiel AN 
die Kraftwagenführer ſollte auch für die Holzbearbeitungsmaſchiniſten in der 
eigenem Intereſſe und im Intereſſe ihrer Mitarbeiter die Ablegung einer Prüfu 
gefordert werden. Der Beruf des Maſchiniſten erfordert ein hohes Maß von Ru, 
und Beſonnenheit, deshalb ſind jugendliche Arbeiter dafür nicht geeign 
Dagegen empfiehlt es ſich, die jugendlichen Arbeiter, ſpeziell alſo die Lehrlin 
in den Berufen der Holzinduſtrie beizeiten mit den Gefahren der Maſchine 9. 
traut zu machen. Der Unterricht in der Verwendung der Hol zb earbe: 
tungsmaſchinen follte deshalb ein obligatoriſcher Lehrgegenſtand in 1 
dieſe Lehrlinge in Betracht kommenden Fortbildungsſchulen fein D 
Frauen nicht an den gefährlichen Holzbearbeitungsmaſchinen beſchäftigt wei 
dürfen, ſollte man eigentlich als ſelbverſtändlich anſehen, leider iſt das aber 
heute eine unerfüllte Forderung. Ahnliche Selbſtverſtändlichkeiten, die aber ei 
noch erkämpft werden müſſen, find das Verlangen nach genügend Luft und Li 
und ausreichendem Raume in den Maſchinenwerkſtätten, das Verbot der alte: 
arbeit und anderes mehr. 
Diefe Forderungen der Holzbearbeitungsmaſchiniſten werden mit 300 
Energie von ihrer Berufsorganiſation, dem Deutſchen Holzarbeite 
verband, verfochten. Eine Reichskonferenz der Maſchinenarbeit, 
Schneidemüller, Säger uſw., die vom Deutſchen Holzarbeiterverband einberuft 
und aus allen Teilen des Reiches beſchickt war, hat vom 12. bis 14. Noveml: 
dieſes Jahres in München getagt. Ihr Zweck war es, durch gegenſeitige M⸗ 
ſprache ſich über die mancherlei Berufsgefahren zu orientieren, die dem 9 . 
bearbeitungsmaſchiniſten drohen, und die Richtlinien für eine planmäßi 
kämpfung dieſer Gefahren feſtzulegen. Das Programm für die Tätigke 
Deutſchen Holzarbeiterverbandes auf dem Gebiet des Unfallſchutzes hat di 
ferenz in der nachſtehenden Reſolution niedergelegt: | 
Die Entwicklung der zahlreichen Betriebsarten in der Holzinduſtrie bedüt 

eine ſtetige Steigerung in der Verwendung von Maſchinen zur Bearbeitung 15 
Holzes. Dieſe Maſchinen haben bei Nichtanwendung genügender Sicherheitsm. 
nahmen wegen ihrer techniſchen Konſtruktion und Betriebsweiſe beſonds 
ſchwere Verletzungen und Verſtümmelungen der fie bedienenden Arbeiter ı 
Gefolge, ſo daß die vermehrte Anwendung dieſer maſchinellen Arbeitsm 
auch eine ſich täglich ſteigernde Gefahr für Leben und Geſundheit der Ho⸗ 
arbeiter in den Maſchinenbetrieben mit ſich bringt. Da die Unfallziffern I 
ſtändig erhöhen und die bisherigen geſetzlichen Vorſchriften und Anordnung 
Berufgenoſſenſchaften zum Schutze der Arbeiter in den Holzbearbeitungsfa 
Sägewerken und ähnlichen Betrieben ſich als völlig unzureichend r 
fordert aus allen dieſen Gründen die Konferenz: 1 


A. Von den Berufsgenoſſenſchaften: 


Vermehrung der Aufſichts⸗ und Kontrollorgane in der Weiſe, daß wied 
holte und gründliche Reviſionen „ der Berufsgenoſſenſchaft unterfel 
Betriebe alljährlich möglich find. ii 
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Anſtellung von Betriebskontrolleuren aus den Kreiſen der Maſchinen— 
arbeiter. 

Erweiterung der Vorſchriften über Anbringung von Schutzvorrichtungen an 
Holzbearbeitungsmaſchinen und ſtrengere Maßnahmen zur Durchführung dieſer 
Vorſchriften. 

Anwendung hoher und wiederholter Geldſtrafen gegen Unternehmer, die 
den erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandeln. 


B. Von der Gewerbeinſpektion: 


Veranſtaltung von Vorträgen über Arbeiterſchutz und wirkſame Anwen— 
dung von praktiſchen Schutzvorrichtungen in Arbeiterkreiſen. 
Zuziehung von Maſchinenarbeitern bei Reviſion der Betriebe. 


C. Von der Geſetzgebung: 


Vermehrung der Aufſichtsorgane bei den Gewerbeinſpektionen, um eine 
gründliche und wiederholte Reviſion aller derſelben unterſtellten Betriebe zu 
ermöglichen. 

Anſtellung von Gewerbebeamten aus den Kreiſen der Arbeiter. 

Feſtſetzung eines Maximalarbeitstags von 10 Stunden für alle Betriebe der 
Holzinduſtrie und Herabſetzung desſelben innerhalb geſetzlich zu beſtimmender 
Friſt auf täglich 8 Stunden. 

Gänzliches Verbot der Frauenarbeit an Holzbearbeitungsmaſchinen, in 

Sägewerken und Holzlagerplätzen. 

Verbot der Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter und Lehrlinge unter ſieb— 
zehn Jahren an den Maſchinen. 

Gewährung polizeilicher Strafbefugnis an die zur Beaufſichtigung der Be— 
triebe angeſtellten Gewerbe- und Aufſichtsbeamten. 

| Einführung von Pflichtunterrichtskurſen für alle Arbeiter an Holzbearbei— 
tungsmaſchinen über Unfallverhütung an den Maſchinen und Anwendung der 
vorgeſchriebenen Schutzvorrichtungen. 


Die Konferenz hatte weiter beſchloſſen, in München eine Zentralkom⸗ 
3 nder Maſchinenarbeiter, Säger und Hilfsarbeiter einzuſetzen, 
elche in ſtändiger Fühlung mit den Berufsgenoſſen an den einzelnen Orten 
leiben ſoll. Das Material, welches ihr von den örtlichen Unfallſchutzkom⸗ 
liſſionen zugeht, ſoll fie ſammeln und ſichten und ſich bemühen, eine mög⸗ 
chſt umfaſſende Ausſtellung für den Arbeiterſchutz in der Holz- 
n duſtrie zuſammenzuſtellen, die fpäter als Wanderausſtellung in den 
erſchiedenen Gegenden des Reiches zur Schau geſtellt werden ſoll. 


N 


Zeitſchriftenſchau. 


„La vie ouvriere“ bringt in Nr. 49 und 50 (5. und 20. Oktober) einen Aufſatz 
on V. Roudine „Das goldene Vließ von Bagdad“. Die griechiſche Legende er— 
ühlt von dem Zuge der Argonauten, um das goldene Vließ, das heißt in Wirk- 
chkeit, um Gold aus Colchis zu holen. Jetzt zieht es die Europäer wieder nach 
orderaſien, ſie bauen Eiſenbahnen, legen Kanäle an, und jedermann weiß, daß 
3 wieder die Jagd nach Gold, nach Profit iſt, die fie treibt. Hier zeigt ſich eine 
eue Form des Kapitalismus, des Kolonialimperialismus; er zieht in die Welt, 
icht um Abſatz von Waren zu ſuchen, ſondern um Kapital anzulegen; dazu 
ründet er Fabriken und richtet Häfen und Bewäſſerungsanlagen ein. Aber für 


| 


alle dieſe induſtriellen Anlagen bildet die Eiſenbahn als notwendiges Trans 
mittel gleichſam das Rückgrat. Daher wird jetzt zuerſt das Eiſenbahnn 
Erde ausgebaut; von 1905 bis 1909 find in Amerika 53 628 Kilometer (ein 
mehrung von 11 Prozent), in Aſien 18 015 Kilometer (22 Prozent), in 
7270 Kilometer (28 Prozent) hinzugebaut worden. Da jedes Kilometer in 
381000 Franken, in den billigeren anderen Weltteilen 207 000 Franken 
ſtecken in dem ganzen Eiſenbahnnetz der Welt jetzt 266 Milliarden, 25 
140 Milliarden außerhalb Europas. 8 ö 
Die Banken verſchaffen die nötigen Kapitalien; die Bagdadbahn if 
Gründung der Deutſchen Bank. Aber die Banken beſchränken ſich nicht a 
Beſchaffung von Geld; ſie nehmen auch an deſſen Verwendung teil und verſ 
der Induſtrie ihres Landes Aufträge an Schienen, Wagen, Maſchinen uſw 
deutſchen Banken tun das vor allem, weil ſie aufs engſte mit der Großindu 
verbunden ſind und in deren Unternehmungen ihr Geld als Betriebskapita 
ihre Beamten als Aufſichtsräte haben. | 
Die Ebene von Meſopotamien verdankte ihre alte Fruchtbarkeit einer g 
artig durchgeführten Bewäſſerung; als die Anlagen dazu verwüſtet und verſe 
waren, verſchwand der Reichtum. Die Engländer haben begriffen, daß nur d 
Bewäſſerungsanlagen der Reichtum des Landes neu erweckt werden kann, 
der Ingenieur Wilcocks hat dazu die Pläne entworfen. Von der anderen 
wollen die Deutſchen mittels der Bagdadbahn vordringen; ſie hatten dabei 
Unterſtützung Abdul Hamids und bauten die anatoliſche Bahn bis Konia fe 
Die Engländer ſuchten den Plan zu hintertreiben und beſetzten Koweit am! 
ſiſchen Meerbuſen, das als Endpunkt gedacht war. Von dieſer Seite aus dr 
ſie in Meſopotamien vor; ſie haben den ganzen Handel Bagdads in der Han 
wußten 1909 für 6⅛ Millionen Franken auf 75 Jahre das Monopol der 
fahrt auf dem Tigris bis Bagdad für die Lynchgeſellſchaft zu erwerben. Dage 
bekam die Deutſche Bank 1911 die Konzeſſion für die Bahn bis Bagdad mit 
Seitenlinie zum Hafen von Alexandrette. BF 
Zunächſt kommen bei dieſen Beſtrebungen die agrariſchen Schätze in Betr: 
Die Klimaverhältniſſe Meſopotamiens ſind für verſchiedene Kulturen, vor 
Getreide und Baumwolle, die denkbar günſtigſten. Natürlich müſſen große 
talien angewandt werden; Willcocks ſchätzte die nötigen Ausgaben für Be 
rung und Urbarmachung des dortigen Gebiets im ganzen auf 525 Millio 
Franken; die Arbeitskraft der Kurden und Araber iſt dort billig zu 
Aber das Reſultat dieſer Aufwendung von 525 Millionen wäre eine We 
mehrung des Landes um anderthalb Milliarden. Das Land könnte dann | 
20 bis 30 Millionen Menſchen faſſen, eine Million Tonnen Getreide und z 
Millionen Zentner Baumwolle jährlich produzieren. Um dieſe Pläne zu 
gründete der Finanzmann Sir Erneſt Caſſel 1909 die „Nationalbank der 
an der amerikaniſche Kapitaliſten beteiligt ſind; dieſe Bank wollte eine Ei | 
Bagdad⸗Damaskus⸗Beyrut bauen, die Meſopotamien direkt mit dem Mit 
ländiſchen Meere verbinden ſollte. Anſchließend an die ſyriſchen Bahnen, die 
von kapitaliſtiſchen Unternehmungen ſtets mehr erfüllte Paläſtina mit Kl 
und Agypten verbinden würden, bildete ſie ein Stück engliſcher Umklam 
der mohammedaniſchen Welt. Aber im Kampfe mit dem deutſchen Bagd d 
projekt konnten dieſe Pläne in Konſtantinopel nicht durchdringen, und Wi 
mußte enttäuſcht Meſopotamien verlaſſen. Dafür ſuchte umgekehrt das de 
Kapital andere weniger umſtrittene Gegenden in der Nähe der ſchon 
Bahnen. In der Ebene bei Konia wurden für 20 Millionen Franken B 
rungsanlagen gebaut, um Baumwolland zu bekommen, und dann hofft m 
zehnmal größere Ziliziſche Ebene bei Adana in Kultur zu bringen, die an % 
barkeit und Klima Meſopotamien gleichkommt. Saatgetreide, Werkzeuge, Fab 
werden ſchon maſſenhaft eingeführt, der Export Kleinaſiens ſteigt immerfort 
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kommt die Verfügung der Deutſchen über Alexandrette, einer der am meiſten 
prechenden Häfen der Türkei. 
Damit hört die Bedeutung der Bagdadbahn nicht auf. Es handelt ſich vielmehr 
die Ergatterung des ganzen ungeheuren Mineralreichtums Kleinaſiens. Daran 
iligt ſich auch das franzöſiſche Kapital. Schon lange beſaß es mehrere Küſten⸗ 
gen in Vorderaſien. Mittels der von ihm beherrſchten „Kaiſerlichen Ottoma⸗ 
hen Bank“ übt es großen Einfluß auf die türkiſche Regierung aus; dadurch 
m es 1896 die Konzeſſion der Kohlenbergwerke von Heraklea am Schwarzen 
e, deren Produktion ſich jedes Jahr vermehrt. Andere Gruppen erwarben die 
zinkgruben von Bolia⸗Karaidine und die Boraxgruben von Azizije. Aber das 
iptobjekt iſt das Becken von Siwas an der Grenze Armeniens mit den Häfen 
2 und Trapezunt, wo große Mineralſchätze noch unerforſcht liegen. 

uf dieſe hat aber außer der franzöſiſchen Gruppe um Schneider und der eng⸗ 
en um Caſſel eine amerikaniſche Finanzgruppe Morgan-Rockefeller-Kuehn⸗Loeb 
Auge geworfen. 1910 wurde die „Ottoman American Development Co.“ ge- 
ndet, an der ſich die Standard Oil und der Stahltruſt beteiligten, und die ſich 
her mit der engliſchen Gruppe von Caſſel verband. Sie ſuchte um die Kon⸗ 
ion für eine Bahnlinie Samſun⸗Siwas⸗Diarbekr⸗Bagdad⸗Kerkuk nach (der 
e Teil fällt mit der deutſchen Bagdadbahn zuſammen), forderte keine Kilo- 
ergarantie wie dieſe, ſondern nur das Recht auf alle Mineralien bis zu 
Kilometer beiderſeits der Bahn und die Waſſerkräfte bis zu 40 Kilometer. 
reichſten Fundorte von Kupfer, Zink, Silber, Chrom liegen da, und am End— 
kt bei Kerkuk ſind Olquellen, reicher als die von Baku. Die Amerikaner taten 
möglichites, die Konzeſſion zu bekommen, aber die Franzoſen wollten dasſelbe. 
heißer Kampf um das Ausbeutungsrecht Kleinaſiens entbrannte zwiſchen den 
anzgruppen, und das türkiſche Parlament hat noch keine Entſcheidung ge— 
fen. Dabei ſchloſſen fie ſich zu zwei Intereſſenverbänden zuſammen: die 
tſchen und franzöſiſchen Kapitaliſten ſtehen vereinigt den Engländern und 
erikanern gegenüber. 

Das enge Bündnis des deutſchen und franzöſiſchen Kapitals in Vorderaſien 
nicht neu. Das franzöſiſche Kapital iſt ſeit 1903 an der deutſchen Bagdadbahn 
30 Prozent beteiligt; die Finanzleute der Ottomaniſchen Bank, die Deffes, 
file, Auboyneau, ſitzen mit Gwinner, Helfferich, Schrader in ihrem Aufſichts⸗ 
der leitende Direktor Huguenin iſt ein franzöſiſcher Schweizer. Als die Eng⸗ 
der angeſichts dieſer Kombination dem Plane der Fortführung der Bagdadbahn 
zum Perſiſchen Meerbuſen ein entſcheidendes Nein entgegenſetzten, faßte 
zuenin den Plan, die letzte Strecke international zu machen. Rußland wurde 
$ das Potsdamer Abkommen gewonnen, wonach es das Monopol für die per- 
en Linien, namentlich Chanikin⸗Teheran bekam — wozu es übrigens noch 
iſches und franzöſiſches Kapital braucht — und dafür jeden Widerſtand gegen 
Bagdadbahn aufgibt. England wurde nun eine Beteiligung von 20 Prozent 
her Endſtrecke angeboten; das deutſch⸗franzöſiſche Syndikat fühlt ſich als Herrn 
Situation. 

Die Produkte Vorderaſiens werden die deutſche Induſtrie von der Zufuhr von 
ſtoffen auf dem Seeweg unabhängig machen; daher der erbitterte Widerſtand 
lands. Die Schätze der Türkei bilden das Streitobjekt zwiſchen dem engliſchen 
dem deutſchen mit dem franzöſiſchen verbundenen Kapital. Hier liegt der 
tigſte Einſatz und Anlaß zum Weltkrieg. 
N In den Oktober⸗ und Novemberheften des „Social Democrat“ iſt ein Aufſatz 
2 no. Rhind über „Den Stand der Bevölkerung der Welt“ enthalten. Die 
ensarten über Übervölkerung der Welt find nur ein Mythus; ein ſolches 
blem beſteht überhaupt nicht. Die beſitzenden Klaſſen brauchen es, um ihr Ge⸗ 
| en wegen der Maſſenarmut zu beruhigen. Einige Zahlen können das ſofort 
1 Von den 1,5 Milliarden Menſchen wohnt die Hälfte in China und 


— 


Indien, auf einem Gebiet von 3 Millionen Quadratmeilen, während a 


der Erde 52 Millionen Quadratmeilen mißt. Dieſe beiden Länder können 
Einwohner leicht ernähren; bei den Hungersnöten fehlt es nur an Gel 
der Ausbeutung. Dabei herrſchen dort noch primitive landwirtſchaftliche Me 
die Länder könnten weit größere Maſſen ernähren. Die Dichte der Bevölker 
in Indien und China auch noch viel geringer als in England oder Belgie 
Abzug unfruchtbarer Gegenden könnten nach indiſchem Maßſtab 10 Millia 
nach engliſchem Maßſtab 30 Milliarden Menſchen auf der Welt leben Es 
im Grunde fo wenig Menſchen in der Welt, daß fie alle ganz bequem n 
einander auf der kleinen Inſel Man? ſtehen und noch eine Polka tanzen kön 
Wollten ſie alle bequem leben in Einfamilienhäuſern mit großen Gär 
500 Quadratmeter, ſo reichten England und Wales für die ganze Menſchhe 
Da ein Acre (ungefähr ein Morgen) Land die Nahrung für eine Perſon 
duzieren kann (bei Vegetariern ſogar für drei), reicht die Oberfläche von Auſtre 
für die Produktion aller Lebensmittel aus. Und da die Produktion außeror 
zu ſteigern iſt, iſt dies nur das Mindeſtmaß. Wird der Boden Englands 
ſo gut kultiviert, wie dies auf den beſten Landgütern geſchieht, ſo kann er N 
für 80 Millionen Menſchen produzieren. Eine Grenze für die Steigerung 
Zahl durch Anwendung der Wiſſenſchaft iſt nicht anzugeben. Im vierzehnten Jo 
hundert war der Ertrag 8 Buſhel pro Acre, 1770 23 Buſhel, jetzt iſt er 33 vue 
in einigen Gegenden ſogar 50 bis 70 Buſhel. Eine ähnliche Steigerung der P 
tivität findet in der Viehzucht ſtatt. Seit 1910 iſt das mittlere Gewi 
Rinder und Schafe, die auf den Markt gebracht wurden, um 300 bis 400 P 
geſtiegen; die Anwendung der Wiſſenſchaft auf die Viehzucht kann hier no 
Fortſchritte bringen. ; 

Mit der Kleidung liegt es noch einfacher; jetzt gehen von der Menſchhei 
nähernd 500 Millionen gekleidet, 700 Millionen halb gekleidet und 250 Milli 
ohne Kleider; man braucht nicht für alle Menſchen auf europäiſche Kleidung 
rechnen. Von den Baumwollſpinnereien und Webereien findet ſich zwei Fün 
in England, und zwar in einem kleinen Fabrikgebiet. Dieſe Fabriken könne 
die Vorzüglichkeit der Maſchinen zwei Fünftel des heutigen Bedarfes der 
heit produzieren. Schon 1870 ſchrieb ein Fabrikant, William Hoyle, auf 
ſeiner Rechnungen: in der Landwirtſchaft könne trotz der unvollkommen 
wendung von Maſchinen ein Mann Nahrung für 20 produzieren, und 
Baumwollinduſtrie produziert ein Arbeiter Kleidung für 550 andere; rechn 
alle anderen Arten von Kleidung hinzu, ſo kommt man dann immer nod 
dem Reſultat, daß ein Mann jetzt die ganze Kleidung für fünfzig andere p 
zieren kann. 1 

Eine Berechnung des Wohnungsbaus ergibt, daß da nicht mehr Arbeit als fi 
Ernährung nötig iſt. Zuſammengenommen bedeutet das, daß, wenn all 
arbeiten, für Nahrung alltäglich eine halbe Stunde, für Kleidung eine 
ſtunde, für Wohnung eine halbe Stunde Arbeit nötig iſt. Seit jener Zeit i 
die Produktivität der Arbeit noch bedeutend geſtiegen. Setzen wir nun für 
dieſe Maſchinen und Fabriken einen Raum zehnmal größer, als zum Wo 
notwendig iſt, alſo 600 000 Quadratmeilen, ſo wird mit den für die Nah 
mittelproduktion nötigen 2,4 Millionen Quadratmeilen der ganze erfor 
Raum nicht größer als Auſtralien. 

Wir haben alſo alles Recht, das Gerede der drohenden Uberbölterung N 
für einen Mythus zu erklären. 5 


1 Engliſch, die engliſche Quadratmeile ist gleich 2,59 Quadratkilomete 
Man liegt bei England, umfaßt 588 Quadratkilometer. 3 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die Reichstagswahlen find bereits der Gegenſtand einer heftigen par⸗ 
nentariſchen Debatte geworden, wenn auch noch nicht in dem neuen 
ichstag ſelbſt, ſo doch im preußiſchen Abgeordnetenhaus. Und wenn 
ders dieſe Debatte einen richtigen Maßſtab der Dinge gibt, ſo iſt die 
hre des 12. Januar und der Stichwahltage ganz ſpurlos an denen vor⸗ 
ergegangen, die ſie in erſter Reihe angeht. 

Sowohl die preußiſchen Miniſter, namentlich Herr v. Dallwitz, als auch 
Sprecher der Junkerpartei ſchlugen einen Ton an, der an edler Dreiſtig⸗ 
t, um nicht einen ſchärferen, wenn auch ungleich treffenderen Ausdruck 

gebrauchen, nichts zu wünſchen übrig ließ. Herr v. Dallwitz erklärte kate⸗ 
riſch, daß die Regierung nicht daran denke, dem Landtag eine neue Vor⸗ 
je zur Reform des preußiſchen Wahlrechtes zu machen, und er überhäufte 
Beamten, die für ſozialdemokratiſche Kandidaten geſtimmt haben, mit 
meinen Schimpfworten, wie „Eidbrecher“ und „Lügner“. Geradezu toll 
0 dete ſich einer der junkerlichen Redner, der nach dem alten Rezept 


lenburgs die ſozialdemokratiſche Peſt mit dem hauenden Säbel und der 
ießenden Flinte ausrotten wollte. 

Ganz echt war nun dieſer Übermut nicht, denn die Wut über den ſozial⸗ 
mokratiſchen Wahlſieg klang in allzu vernehmlichen Untertönen durch. 
her im weſentlichen war er nicht neu, und wenigſtens die Kenner dieſer 
ruſſiſchen Raſſe konnte er nicht überraſchen. Es iſt eine alte Taktik der 
eußiſchen Junker, ſich als die einzigen Retter von Geſellſchaft und Staat 
1 ſo hochnäſiger aufzuſpielen, je derber die Prügel waren, die ſie eben be⸗ 
Immen hatten. Frecher haben fie ſich niemals gebärdet als in den Jahren 
ich der Schlacht von Jena. Was ſich darin ausſpricht, iſt jene Miſchung 
in borniertem Trotze und pfiffiger Berechnung, die dieſe Leute überhaupt 


inmzeichnet. Teils können ſie ſich wirklich nicht vorſtellen, daß es mit ihrer 
\ u. I. Bd. 43 
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immer noch viel Wolle gibt. „ 3 
Das iſt gewiſſermaßen die verkehrte Welt, denn ſonſt pflegt viel Geſch 
mit wenig Wolle in einem urſächlichen Zuſammenhang zu ſtehen. Alle 
der preußiſche Staat iſt ja hiſtoriſch auch wirklich eine verkehrte Welt; ſe 
Junker haben niemals, wie es das Schickſal der Junker in ziviliſierte 
Staaten geweſen iſt, ſei es nun die Fauſt der Monarchie, ſei es die Fan 
der Bourgeoiſie, im Nacken geſpürt; es iſt ihnen bisher immer gelung 
die eine und die andere, ehe es auch nur zu einem ernſthaften Kampfe ke 
durch fürchterliches Geſchrei zum Umfallen zu bringen. Noch hat ſich, 
lange es eine brandenburgiſch-preußiſche Geſchichte gibt, jeder Monar 
letzten Ende durch die Junker einſchüchtern laſſen, auch wenn es ihn 
lüſtete, ihr nicht immer ſanftes Joch abzuſchütteln; jener rocher de bror 
der Souveränität, den ein preußiſcher König in einem Wutanfall geg. 
„der Junker ihre autorité“ errichten wollte, hat niemals auch nur 
Stärke und den Umfang eines Maulwurfshügels erreicht. 
Ahnlich ſteht es mit dem Kampfe zwiſchen Bourgeoiſie und Junke 
Die Bourgeoiſie hat gewiß viel über das Junkertum räſoniert und geg 
deſſen Anmaßungen mit ſchönem Zorne die Fauſt zwar nicht erhoben, abı 
doch in der Taſche geballt. Aber ſowie es zum Klappen kam, war ſie 
immer die gehorſame Dienerin des Junkertums, die ſich durch jede 
gebärdige Wort des Gebieters einſchüchtern ließ. Namentlich wenn es gal 
die gemeinſamen Intereſſen der Bourgeoiſie und des Proletariats geg 
über dem Junkertum zu vertreten, verließ die Bourgeoiſie nur gar zu 
und gar zu oft den mütterlichen Boden der modernen Geſellſchaft, u 
den Junkern an den Hals zu werfen. Während die Junker ſich ſelbſt gegen 
über der Monarchie nie den geringſten Zwang antaten, verſtanden ſie ſi 
vortrefflich darauf, die bürgerliche Oppoſition wegen angeblich repu 
niſcher Geſinnung bei der Monarchie zu denunzieren, und ſie hatten dab 
auch regelmäßig den Erfolg, daß ſich die „Edelſten und Beſten“ der B 
geoiſie ins Mauſeloch ſcheuchen ließen, aus dem fie kaum noch als „Sein 
Majeſtät allergetreueſte Oppoſition“ hervorzupiepſen wagten. 
Erſt in der deutſchen Sozialdemokratie ſtieß das preußiſche Junke 
auf einen Gegner, von dem es weiß, daß er ſich nicht einſchüchtern läßt. Nac 
dem die Junker anfangs mit dieſem Feuer zu ſpielen verſucht hatten, ke e 
fie bald dahinter, daß die Arbeiterklaſſe nicht mit ſich ſpaßen läßt. Ind 0 
Schlauberger, wie fie find, wußten fie auch aus dieſer ſtachligen Plan 
Honig zu ſaugen; ſolange die proletariſche Bewegung gewiſſe Grenzen 
überſchritt, war fie den Junkern gut genug, ihre alten Einſchüchterr 
objekte, Monarchie und Bourgeoiſie, mit dem „roten Geſpenſt“ anzugra 
wobei ſie auch recht hübſche Erfolge gehabt haben. Seit ihrem neueſten Q 
ſieg aber hat ſich die Sozialdemokratie als eine Macht erwieſen, die 
ehrliche Junkerherz mit banger Sorge erfüllen muß, und nun gar be 
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tichwahlen hat wenigſtens ein Teil der Bourgeoiſie ſich von jener ſelbſt— 
örderiſchen Taktik emanzipiert, die bisher zu den ſicherſten Ankern der 
unkerſchaft gehörte. 

Kein Wunder alſo, daß die Junker in edler Empörung zu der Waffe 
:eifen, die ihnen bisher noch immer geholfen hat, daß fie ein mark- und 
inzerſchneidendes Geſchrei erheben, um ihr altes Preſtige gegenüber der 
konarchie und der Bourgeoiſie wieder zu gewinnen. Und wir wünſchten, 
gen zu können, daß der Lärm, womit ſie im Abgeordnetenhaus eingeſetzt 
ben, ebenſo tolldreiſt wäre, wie er tolldreiſt erſcheint. Aber offenbar haben 
gegenüber der Krone ihr Spiel ſchon wieder gewonnen. Wie wäre es ſonſt 
öglich, daß der Miniſter v. Dallwitz, und das ganze Miniſterium über— 
pt, das für die Reform des preußiſchen Wahlrechts verpfändete Wort 
3 Königs als eine quantité négligeable behandelt oder daß Beamte, die 
m ihrem verfaſſungsmäßigen Wahlrecht den Gebrauch gemacht haben, den 
nen ihr Gewiſſen vorſchrieb, vor dem ganzen Lande als Schufte gebrand— 
arkt werden? Die edle Regierungsmaxime, immer das Gegenteil von dem 
tun, was die Nation will, eine Maxime fo recht nach dem Herzen der 
unker, ſcheint noch immer obenauf zu ſein, und es ſind offenbar noch mehr 
mliebſame Erſcheinungen“ nötig, um ihr endlich den Hals zu brechen. 
Daran wird es denn auch nicht fehlen, wenn anders die Einſchüchte— 
ingsverſuche der Junker wenigſtens inſofern verſagen, als fie ſich an die 
dreſſe der Bourgeoiſie richten. In dieſer Beziehung boten die Verhand— 
ngen des Abgeordnetenhauſes aber leider kein allzu beruhigendes Bild. 
S iſt wahr, daß ſich in den liberalen Parteien eine gewiſſe Rückwirkung der 
eichstagswahlen geltend machte, ſelbſt auch bei den Freikonſervativen, die 
örbar von dem echten und rechten Junkertum abrückten, aber im ganzen 
id großen gab ſich doch das Beſtreben kund, den Junkern goldene Brücken 
bauen, was bei dieſen Brüdern am allerwenigſten angebracht iſt. Sicher— 
ch haben wir nicht das Recht, von den Liberalen mehr zu verlangen, als 
IB ſie vertreten, was in ihrem eigenen Programm ſteht, allein ſo viel zu 
iſten beanſpruchen wir allerdings von ihnen. Wenn ſie ſich etwa mit 
immerlichen Abſchlagszahlungen auf ihr Programm begnügen und es im 
rigen bei dem alten Schlendrian belaſſen wollen, fo haben fie die Rechnung 
me den Wirt gemacht. 

Niemand verlangt von ihnen Unbilliges; ihren Abſcheu vor der Sozial— 
mokratie mögen ſie mit jenem Bruſtton ſittlicher Entrüſtung bekunden, 
r ſie jo ſchön kleidet, und den „Zukunftsſtaat“ mögen fie in Grund und 
oden verfluchen, aber ihr eigenes Programm ſollen ſie endlich wie Männer 
treten und ſich durch kein Geſchrei der Junker zu der Echternacher Politik 
nüchtern laſſen, die fie nun gerade lange genug getrieben haben. Was 
es heißen, wenn ein liberaler Redner im Abgeordnetenhaus verhieß, er 
id ſeinesgleichen würden ihr Programm in „friderizianiſchem“ Geiſte ver- 
eten? Solch Geſchwätz rein ins Blaue imponiert keinem Junker. 

Das Gerede von der „poſitiven Politik“, die die Sozialdemokratie nun 
lich treiben müſſe, nimmt ſich nirgends komiſcher aus als in den liberalen 
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Blättern. Was in ihrem eigenen Programm fteht, nehmen dieje w 
Organe hoffentlich für „poſitive Politik“, und mehr verlangen wi 
ihnen überhaupt nicht. Was ſie tatſächlich unter „poſitiver Politik“ 
ſtehen, iſt nichts anderes, als daß wir uns unter den drohenden Einſch 10 
rungsverſuchen der Junker mit ſchäbigen T Trinkgeldern aufs liberale 
gramm abfinden laſſen ſollen, etwa mit einem Pluralwahlrecht für 
preußiſchen Landtag oder im Reiche mit der Teilung einiger Rieſenw 
kreiſe, oder daß wir gar vor lauter patriotiſcher Begeiſterung Ko 
ſchießen ſollen, wenn die Söhne der jüdiſchen Bourgeoiſie zu Offizieren 
fördert werden. Jedoch dieſe Sorte „poſitiver Politik“ iſt für die Soz 
demokratie ein für allemal ausgeſchloſſen; ſie verlangt von den Libere 
nicht, daß dieſe über ihren Schatten ſpringen ſollen, aber deshalb läßt 
ſich von ihnen doch keinen Schattentanz vormachen. | 

Ein konſervativer Hiſtoriker meint, einen jo günſtig zuſammenge 
Reichstag wie dieſen habe die Regierung noch niemals gehabt, ſelbſt 
einmal in den Zeiten Bismarcks. Das iſt aber übertrieben, aber gan 
wahr iſt es nicht, wie wir ſelbſt vor acht Tagen andeuteten. Ob 
v. Bethmann Hollweg der Mann dazu ſein wird, dieſe Situation au 
nutzen, das iſt eine Frage für ſich. Aber möglicherweiſe ſind ſeine Tage 
zählt; die Junker machen ihn für ihre Niederlage verantwortlich un 
hehlen kaum noch, daß ſie ihn — ſchon wegen ſeiner Abtakelung 
brands — lieber heute als morgen verabſchieden möchten. Aber ſein 
folger braucht nur ein wenig politiſcher Tauſendkünſtler zu fein, u 
dieſem Reichstag fünf Jahre in aller Seelenruhe weiterzuwurſteln, vi 
geſetzt, daß die liberalen Parteien ihm ebenſo ſänftiglich aufſpielen 
neulich im Abgeordnetenhaus den Dallwitz und Genoſſen. 

Verſtehen ſie aber, ſich den junkerlichen Einſchüchterungsverſuch 
entziehen und endlich eine ehrliche Politik im Sinne des liberalen 
gramms zu treiben, dann können ſie an dem Junkertum gründl 
vanche für den übermut von Jahrzehnten nehmen. 


Goldproduktion und | Preisbewegung. 
Von J. v. G. 


In Nr. 7 des laufenden Jahrganges dieſer Zeitschrift hat 
E. Varga es unternommen, theoretiſch zu beweiſen, daß die heuti 
rung, die faſt den ganzen Weltmarkt ergriffen hat, nicht auf die B. 
der Goldproduktion zurückgeführt werden kann. Wenn er nur 
hauptet hätte, würde ich keinen Verſuch gemacht haben, ſeine Sch 
beſtreiten, eben weil ich meine, daß etwas Beſtimmtes in dieſer Sad 
noch nicht auszuſagen iſt. Er meint aber auch den Beweis gelief 
haben, daß der vielfach behauptete Zuſammenhang zwiſchen Goldprod 
und allgemeiner Preisbewegung nicht beſteht. © 

Meines Erachtens würden, wenn er mit feinen Behauptungen 
hätte, die Grundlagen des heutigen Geldweſens und einer der 8 


ER 


30 obpeoduttien und Preisbewegung. 661 


es Marxismus hinfällig werden, und es ſcheint mir deshalb nicht ohne 
Ruten, hervorzuheben, welche logiſchen Fehler er ſich in feinem Artikel 
uſchulden kommen ließ. 

Koſten, das heißt Arbeitserſparungen ſollen nach Varga den Wert des 
Loldes nicht drücken. Und zwar, weil Gold nicht zu den Waren gehört, für 
ne das Mindeſtkoſtengeſetz gilt; Gold ſei eine der Waren, welche nur bei 
rhöhtem Koſtenaufwand vermehrt werden können, ebenſo wie die Acker⸗ 
auprodukte. 

Daraus folgt nach Varga: 

5 daß die Arbeit erſparenden Neuerungen den Produktionspreis des unter den 
chlechteſten Bedingungen produzierten Goldes nicht herabgeſetzt haben, alſo nur 
en Erfolg hatten, die Differentialrente im Goldbergbau zu ſteigern. 


3 Dieſen Erörterungen kann ich nicht beiſtimmen. Sie verkennen die 
eisgeſeze der nicht ad libitum zu vermehrenden Güter gänzlich. Nie iſt 
ehauptet worden, daß eine erhöhte Produktivität der landwirtſchaftlichen 
lrbeit bei beſtehender Konkurrenz nicht einen Preisfall hervorruft. Jeder 
broduzent ſtrebt hier ebenſo wie in der Induſtrie unaufhörlich danach, 
einen Produktionspreis unter den geſellſchaftlichen herabzuſetzen, und 
denn ihm das gelingt, wird er imſtande ſein, den Markt mit einem 
rößeren Quantum ſeines Produktes zu verſehen als vorher. Ceteris 
aribus! muß infolgedeſſen der Preis ſinken, und die bis jetzt unter den 
ngünftigiten Umſtänden arbeitenden Produzenten werden, wenn fie nicht 
inen unterdurchſchnittlichen Profit erzielen wollen, ihre Produktion ein- 
ellen müſſen. 
Nebenbei noch die Bemerkung, daß infolge ſteigender Nachfrage, alſo 
zreiserhöhung, die Differentialrente für die günſtiger geſtellten Produ⸗ 
enten zunehmen (reſpektive entſtehen) muß, wenn Produktionsausdehnung 
ur mit höheren Koſten geſchehen kann. Nicht ſteigende, ſondern fallende 
kroduktivität erhöht die Rente! 
Varga meint hervorheben zu müſſen, die Produktionskoſten eines Gold⸗ 
ergwerkes hingen „in erſter Linie nicht von der angewandten Produk⸗ 
onsweiſe, ſondern vor allem von dem Reichtum an Goldgehalt“ ab. 
Sieht er aber nicht ein, daß für das hier zu behandelnde Thema die 
Birfung in beiden Fällen diejelbe ſein muß? In der Wertlehre erſcheint 
den der Reichtum an Goldgehalt als die NN des mit einer beſtimmten 
Mantität geſellſchaftlicher Arbeit zu produzierenden Goldes. Dieſen Gegen- 
and erörtert Marx im „Kapital“, 1. Band, S. 6, wo er die Wertbildung 
er landwirtſchaftlichen Produkte beſpricht.“ 
I In dieſem Zuſammenhang ſagt Varga weiter: 


Die Produktionskoſten eines Kilogramms Goldes dürfen nicht die Veraus⸗ 
50 von einem Kilogramm gemünztem Golde erreichen. Wo die Gewinnung 
nes Kilogramms rohen Goldes mehr koſtet, kann die Grube nicht abgebaut 
erden, da der Abbau einen Verluſt ergeben würde. 

m —- 

JIn einer Deduktion iſt es ganz berechtigt, ja nötig, alle anderen Umſtände, 
ac den beſprochenen Prozeß beeinfluſſen, als gleichbleibend vorauszuſetzen. 
Siehe ebendaſelbſt 3. Band, S. 94: Es find namentlich eigentliche Agrikultur⸗ 
codukte, der organiſchen Natur entſtammende Rohſtoffe, die ſolchen Wertſchwan— 
Augen infolge wechſelnder Ernte uſw. unterworfen ſind. 
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Ich kann nicht einſehen, daß hier für den Goldproduzenten ein b 
derer Fall vorliegt. Der einzige Umſtand, welcher hier den Blick verwirt 
könnte, iſt dies: Im Prozeß G- W... P... W. -G“ iſt in der Goldpro 
tion W“ zu gleicher Zeit 6“ (wie Marx ſchon andeutete). Eine Notwe 
keit, ſein Produkt noch einmal eine ökonomiſche Formverwandlung d 
machen zu laſſen, um die Form feines Kapitals am Anfang des if 
gedachten Stadiums des Reproduktionsprozeſſes wieder zu erhalten, 
für den Goldproduzenten nicht vor. Aber auf die Wertbildung übt 
formelle Beſonderheit keine Wirkung aus. 

Varga zitiert W. Lexis, den Geldtheoretiker: „Gold findet jeinen Tauſch 
wert gegenüber den Waren fertig vor, ſoweit er ſich in den Welthandels 
preiſen abſpiegelt.“ 5 

Dieſer Satz beſagt aber etwas ganz anderes, als Varga daraus erſehen 
will. Er berührt eben den erwähnten Umſtänd, daß der Goldproduzen 
den von ihm zu erzielenden Tauſchwert ſeines Produktes nicht unmittelbe 
aus der Marktnotierung erſehen kann (wie dies bei Produzenten andere 
Waren der Fall iſt), ſondern nur mittelbar, aus dem allgemeinen Preis 
niveau. Zur beſſeren Beleuchtung dieſes Punktes möchte ich hier einſchieben 
was E. v. Philippowitſch in ſeinem bekannten Grundriß, Seite 246, gag 
weil der Fehler hier klar zutage tritt. Es heißt da: | 

Wenn zum Beiſpiel die Produktion und Herbeiſchaffung eines Pfundes 
mehr als 1395 Mark koſtet, iſt ſie nicht mehr lohnend, weil jederzeit aus 
Geldumlauf aller Staaten dieſe Quantität Gold aus der angegebenen Zah 
Goldeinheiten gewonnen werden kann. In letzter Linie iſt das Münzfußverhe 
daher die Maximalgrenze für den Preis der Edelmetalle. 


Man ſehe doch, wie wenig durchdacht der letzte Satz iſt. Das Mün 
verhältnis, das heißt die geſetzlich feſtgeſtellte Anzahl der Goldmünzen 
aus einem beſtimmten „Gewicht Gold geprägt werden, ſoll den Wert dei 
Goldes beeinfluſſen! In runden, geſtempelten Scheiben iſt Gold et va 
anderes (ſogar Feineres, Wertvolleres?) als in plumpen Barren. Mit ebenſo 
viel Recht könnte man jagen, 10 Deziliter Waſſer beſtimmen das Maximun 
des Gewichtes eines Liters! Sogar Varga, welcher doch Marx' Satz zit 
„Der Preis des Goldes, gemeſſen in der Münze desſelben Metalls, 
nicht variieren“, fällt noch in den Irrtum zurück, wenn er ſchreibt: 

Bei der Produktion der Goldware gibt es feine Konkurrenz. Das Kilogr 
des neuen, billiger produzierten Rohgoldes wird von den Notenbanken mit eb 
ſoviel Stück Goldmünzen oder denſelben e 
Waren gekauft als früher (Sperrung von mir). 


In einem Atemzug nennt Varga zwei gänzlich verſchiedene Vorg 
als Beweiſe zugunſten derſelben Behauptung. Wie hoch immer der 
des Goldes ſei, ſtets wird man für 1 Kilogramm Gold dieſelbe A 
Münzen geben. Dieſe Parität (von Prägungskoſten abgeſehen) bildet 
das Glied, welches die in einer beſtimmten Währung ausgedrückten We 
preiſe mit der Ware Gold (ihrem Wertmaß) verbindet.! Etwas ganz 
ſchiedenes iſt: „oder denſelben entſprechenden Waren“. Nur nach die 
Maßſtab erkennt man die Wertbewegung des Goldes. | 55 


Wir können völlig abſehen von winzigen „Kurs“ ſchwankungen des Go 
welche ſich offenbaren in ofzillierenden Goldnotierungen verſchiedener Münzſyf 
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Noch ein weiteres Bedenken habe ich den Nasen des Genoſſen 
arga entgegenzuhalten, und zwar: Gehört Gold völlig zu der Art der 
garen, die wie die Agrarprodukte nur mit unverhältnismäßig höheren 
often in größerer Menge produziert werden können? Ja und nein. 
Ja, inſofern bei der üblichen Abbauweiſe man immer weiter in die 
ede vordringen muß, wenn die ſchon eingebrochenen Gänge erſchöpft ſind. 
ein, inſofern man das Maß des Abbaus ſelbſt in der Hand hat, weil hier 
e Produktionstechnik und das angewandte Kapital die einzig beſtimmen⸗ 
m Faktoren ſind. 

Varga ſelbſt berührt den Fall, daß erhöhte Produktion den Wert des 
oldes erniedrigt. Er ſagt: 

Eine Verminderung des Marktpreiſes würde nur dann eintreten, wenn durch 
e Arbeit erſparenden Neuerungen eine jo große Menge neu e Goldes 
if den Markt kommen würde, daß ein Teil davon überflüſſig wäre. . .. Dies iſt 
er keineswegs der Fall. Die Notenbanken aller Länder nehmen die zu dem bis⸗ 
rigen Preiſe angebotenen Rohgoldmengen begierig auf. 


„Hier wird Gold als Maßſtab der Werte (alſo ſelbſt Wert habende Ware) 
rwechſelt mit Gold als allgemeiner Form des Warenreichtums und als 
ünzmaterial. 

Eben weil Gold, neben ſeiner Verwendung zu induſtriellen Zwecken, 
ets als Grundlage des geldwirtſchaftlichen Warenverkehrs gilt, nehmen 
e großen zentralen Zirkulationsbanken es immer an. Sie als „delegierte 
fentliche Unternehmungen“ müſſen ſtets danach ſtreben, das nationale 
eld⸗ und Kreditweſen ungeſtört beſtehen zu laſſen. Durch ihren Metall- 
hatz ermöglichen fie: 1. die Konvertibilität ihrer Noten, 2. den etwaigen 
oldexport nach dem Ausland, wenn die Wechſelkurſe den oberen Goldpunkt 
reicht oder überſchritten haben. 

Wie auch immer der Wert des Goldes ſich ſtellt, mit anderen Worten, 
ie hoch immer das allgemeine Niveau der Preiſe auch ſei, ſolange Gold 
is Währungsmetall iſt, hat es für die Zirkulationsbanken dieſe ſeine emi- 
mie Bedeutung. 

Noch unglücklicher iſt Varga meines Erachtens mit dem Zitieren der 
inendividendentabelle auf Seite 218. Wenn es richtig iſt, was er be- 
luptet, daß die unproduktivſten Goldminen in kürzeſter Zeit den Betrieb 
ließen müſſen, jo ergibt ſich daraus eben nur der Schluß: angeſichts der 
euerung fällt für die Goldproduzenten der Wert ihres Produktes immer 
ehr. Die ſchwächeren Brüder fallen im Kampfe. 

übrigens beſagt die Tabelle recht wenig, da man zur Beurteilung der 
edeutung dieſer Ziffern mehrere Umſtände genau kennen müßte. Zum 
eiſpiel: Inwiefern iſt die Dividendenpolitik eine Art Kursſpekulation; 
(gen die wenig Dividende zahlenden Werke vielleicht große Anleihen; ge- 
auchen fie den Gewinn zur Vergrößerung des Betriebs, und ſchließlich: 
indelt es ſich bei den ſehr rentablen Betrieben um etwaige legale oder 
nſtige Monopole? 

Noch einen Punkt möchte ich kurz berühren, nämlich Vargas Behaup— 
ng, das Zugeſtehen eines Zuſammenhanges zwiſchen Goldproduktion und 
euerung enthebe den theoretiſchen Vertreter bürgerlicher Intereſſen einer 
weren Laſt. Keineswegs! Nur daß der Sozialdemokrat, wenn die Sachen 
liegen, ſich nicht gegen dieſe oder jene preiswucheriſche Kapitaliſtengruppe 
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zu wenden hat, ſondern gegen das heutige Wirtſchaftsſyſtem überhaı 
leuchtet die Teuerung doch gerade am klarſten, wie ſehr die Arbei 
den unbeherrſchbaren Wechſelfällen der Produktion heimgeſucht we 

Ob die gegenwärtige Teuerung durch die Bewegung der ( 
produktion hervorgerufen iſt, laſſe ich dahingeſtellt; daß eine ſolche 
kung möglich iſt, ſteht — meines Erachtens — unerſchütterlich feſt. 5 


demokraulch und fönamaunume Mufonen, 1 
Von Guſtar Eckſtein. 


5 


Der Rieſenprozeß in Kalifornien hat vorläufig mit dem Geſtänd 
der Verurteilung der Brüder Mac Namara geendet. Die u 


ſtreben der Anklagebehörden, möglichſt viele Gewerkſchaftsführer in 
verwickeln. Viel wichtiger aber noch ſind die Rückwirkungen, welch 
ſelbſt für amerikaniſche Verhältniſſe höchſt merkwürdige Prozeß auf das 
tiſche Leben der Nation, beſonders aber auf die Sozialiſtiſche Partei übe 

Zwar waren die Brüder Mac Namara keine Sozialiſten und g 
der Partei nicht an. Dieſe tat aber nur ihre Pflicht, als fie ihre ganze! 
zur Verteidigung der Angeklagten einſetzte, die als Arbeiter von vorn! 
Anſpruch auf ihre Unterſtützung machen konnten. Dieſe war aber u 
notwendiger, als in Amerika noch mehr als anderswo ein wohlg 
Geldſack unbedingt notwendig iſt, um vor den Gerichten auch nur ha 
ſein Recht zu finden, und als ſchon die ungeſetzliche und gewalttätige Art dei 
leitung des Verfahrens zeigte, in welchem Geiſte es weitergeführt werden 

Natürlich benutzen nun die Gelegenheit die Gegner der Sozialist 
Partei mit dem größten Eifer, um ſie als die Beſchützerin von j 
tätern, von Dynamithelden hinzuſtellen, fie der Propaganda für Verbr. 
zu bezichtigen. Die Plötzlichkeit dieſer Angriffe ſowie die Verblüffun 
die unvermutete Wendung im Prozeß, über das ſcheinbar unverr 
Geſtändnis der Männer, die bis dahin von den meiſten für völl 
ſchuldig gehalten worden waren, bewirkten im erſten Augenblick eine he 
Abwehr bei den Sozialiſten, die ſich nicht auf die Erklärung beſchrä 
daß die Mac Namaras niemals Parteigenoſſen waren, und daß die 
niemals für Eigentumsdelikte eingetreten iſt, ſondern die vielfa 
raliſcher Verurteilung der gewalttätigen „Verbrechen“ der Geſtändigen 
der bürgerlichen Preſſe wetteiferten, manchmal ſogar in das allg 
Geſchrei nach dem Galgen eingeſtimmt haben ſollen. 5 

Bald aber erhob ſich in den Reihen der Partei ſelbſt Widerfpri 
vor allem war es der den ſyndikaliſtiſchen Industrial Worker 
World naheſtehende linke Flügel der Partei, der ſich der Verurteilten 
nahm, und William D. Haywood, im vorigen Jahre Delegierter na 
hagen, eine der bekannteſten und hervorragendſten Perſönlichkeiten in 
Partei, ging ſo weit, in einer Rede in Cooper Union ſeine ſtarke Symp 
für die Brüder Mac Namara und ihr Vorgehen auszuſprechen. 


Inzwiſchen iſt Haywood in den Parteivorſtand gewählt worden. 3 
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Wenige wiſſen, ſagte er nach den vorliegenden Preßberichten, was Klaſſen⸗ 
mpf bedeutet. Jene Männer, die in Los Angeles eingekerkert und dann nach 
m Quentin gebracht wurden, ſie wiſſen, was er bedeutet. Sie wußten es, und 

rum iſt mein Herz mit den Mac Namara Jungens, ſolange ſie gegen die Kapi⸗ 
ten im Kampfe ſtehen. a 


Und nachdem er den einundzwanzig Opfern des Dynamitattentats von 
58 Angeles die unzähligen Opfer kapitaliſtiſcher Habſucht gegenübergeſtellt, 
ſederholte er nochmals: „Ich wiederhole nochmals: ich bin für die Mac Na⸗ 
rag und werde es immer fein.“ 

Dieſe Rede erregte in der amerikaniſchen Partei um ſo gewaltigeres 
lufſehen, als gleichzeitig eine von Haywood und Bohn verfaßte Broſchüre 
ſchien, die denſelben Standpunkt vertritt. 


Im Kriege, heißt es dort, gilt das Töten von Menſchen und das Nieder- 
Innen von Städten als patriotiſches Werk. Der Erfolg läßt dieſe Handlungen 
ihtmäßig und ſchön erſcheinen. In der Induſtrie verſklaven die Kapitaliſten 
ine Kinder, und der ihren kläglichen Bemühungen abgepreßte Profit wird dazu 
ſewendet, Kirchen und Univerſitäten zu bauen und chriſtliche Miſſionen zu unter⸗ 
il zen. Der mörderiſche Kapitaliſt, der ſein Gold gewinnt aus der Beraubung von 
ndern in der Wiege, wird als höchſt wohlwollend, tugendhaft, religiös uſw. 
prieſen. 

ö Wenn der Arbeiter entweder infolge eigener Erfahrung oder durch das 
dium des Sozialismus zu dieſer Erkenntnis kommt, handelt er danach. Er 
ält durchaus keine Achtung vor den Eigentums,rechten“ 

Profitnehmer. Er benutzt jede Waffe, die den Kampf zu 
nen Gunſten entſcheidet. Er weiß, daß die gegenwärtigen 
entumsgeſetze von den Kapitaliſten und für ſie gemacht 
nd. Er zögert daher nicht, ſie zu brechen. Er weiß, daß jede Hand— 
ug recht iſt, welche die Intereſſen der Arbeiterklaſſe fördert; denn ſie bewahrt die 
ter vor Verderben und Tod. 


bei 

de und Broſchüre machten ungeheures Aufſehen und veranlaßten er⸗ 
gte Diskuſſionen in der ganzen Parteipreſſe. Einige der angeſehenſten 
5 ihrer der Partei wandten ſich mit größter Entſchiedenheit gegen dieſe 
ſichten und bezeichneten die Aufforderung zur Begehung von Ungeſetz⸗ 
hkeiten als moraliſch nicht zu rechtfertigen und praktiſch verderblich. In 
nem autokratiſch regierten Lande wie etwa Rußland, meinten fie, müſſe 
e revolutionäre Partei zu gewalttätigen Mitteln greifen; anders aber 
| einer demokratiſchen Republik, wo dem Proletariat die gleichen bürger- 
Rechte zuſtehen wie den anderen Klaſſen, und daher der politiſche 
mpf in geſetzlichen Formen ausgetragen werden kann. 

Doch dieſe Stimmen blieben nicht unwiderſprochen, und insbeſondere 
b die Behauptung von der moraliſchen Verwerflichkeit geſetzwidrigen Vor⸗ 


2 


bens Anlaß zu heftiger Oppoſition. Tatſächlich iſt ja auch gerade in 
erika dieſe Auffaſſung recht wenig überzeugend, ſelbſt wenn man ihre 
htigung ſonſt anerkennt. Man braucht nur einen Blick auf die Prak— 
en der großen amerikaniſchen Unternehmungen zu werfen, man braucht 
5 allem nur die vernichtenden Anklagen zu leſen, die Guſtavus Myers 


1 feiner „History of the Great American Fortunes“ gegen die Kapital⸗ 


| = William D. Haywood und Frank Bohn, Industrial Socialism. Chicago, 
arles H. Kerr & Co. 64 Seiten. Preis 10 Cents. S. 57. 
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magnaten erhebt und begründet, um es geradezu lächerlich zu finde 
Arbeitern zuzumuten, daß gerade ſie ſich in ihren Kämpfen aus Grü 
der Moral ſtreng an die geſetzlichen Schranken gebunden erachten ſolle 
Denn in Amerika begehen die großen Kapitaliſten nicht nur jene Ve 
brechen, die im Weſen des Kapitalismus liegen und von deſſen Geſetzt 
erlaubt ſind. Sie beſchränken ſich nicht darauf, den ſchwächeren Gegn 
niederzukonkurrieren und um Hab und Gut zu bringen, die Arbeiter dur ö 
Ausſperrungen auszuhungern und „mürbe“ zu machen, Werke ſtillzulege 
und deren Arbeiter aufs Pflaſter zu werfen, durch Hungerlöhne die A 
beiterinnen der Proſtitution, die jungen Arbeiter dem Verbrechen entgegen 
zutreiben, in den Fabriken die gefährlichſten Maſchinen ohne Schutzvorri 
tungen zu laſſen, in den Gruben nicht für Ventilation zu ſorgen un 
Jahr für Jahr Hunderttauſende von Arbeitern zu verſtümmeln un 
töten. Das alles iſt ihr gutes, geſetzlich gewährleiſtetes Recht; aber die ame | 
niſchen Kapitalmagnaten bleiben dabei nicht ſtehen. Im Vertrauen auf d 
koloſſale Macht ihres Geldſacks ſpotten ſie der bürgerlichen Juſtiz, un 
gibt kaum ein Kriminalverbrechen, vor dem ſie bei der Verfolgung 
finanziellen Pläne zurückſchrecken, wenn es nur zweckdienlich erſcheint. ! 2 
iſt es kein Wunder, wenn unlängſt ein Geiſtlicher, Rev. John Hayn 
Holmes, in der Meſſiaskirche in New Nork von der Kanzel herab verkündet 
Wenn ich zu wählen hätte, ich wäre lieber ein Verbrecher mit blu 
Händen als einer der Führer des Stahltruſtes. Und indem er ſich ſpeziell de 
Fall Mac Namara zuwandte, fuhr er fort: Solange menſchliche Natur menſchl 
Natur bleibt, war unter ſolchen Verhältniſſen Dynamit unvermeidlich. de: 
welche Mittel des Proteſtes beſitzt heute der Arbeiter außer Gewalttaten? | 
gibt keine Geſetze zu ſeinen Gunſten und keine Gerichtshöfe, die ſolche Geſetze 
Ausführung bringen würden. Die Preſſe mißverſteht ihn und die Kirche zaude 
ſich ſeiner anzunehmen. Gewalttätigkeit kann vom Standpunkt einer abſolu 
Ethik nicht gerechtfertigt werden; denn Amerika iſt noch nicht Rußland, ſelbſt 
Anſehung der Stahlinduſtrie; ſie kann aber auch nicht angeklagt werd 
lange nicht die Ankläger alle Provokationen beſeitigt und dem Arbeite 
. des Proteſtes geöffnet haben. 1 
In ähnlichem Sinne äußert ſich Eugene V. Debs, der Präſidentſch t 
kandidat der Sozialiſtiſchen Partei, in einem ebenſo beſonnenen wie muti 
Artikel im Januarheft der „International Socialist Review“: a 
Wären die Brüder Mac Namara Truſtdetektivs geweſen, und hätken ſie f 
undzwanzig unſchuldige Streikpoſten erſchoſſen, ſtatt Dynamit unter die Ma 
der „Los Angeles Times“ zu legen, fie wären vom Geſetz geſchützt und von 
wundernden Kapitaliſten als Helden geprieſen worden. 


Der Streit um die Stellung zum Attentat der Mac Namaras be chäfti 
unſere amerikaniſche Bruderpartei aufs heftigſte. Das zeigt ſich beſonde 
deutlich an den vielen Einſendungen, die den Parteiblättern aus 
kreiſen zugehen, und die in ſchärfſter Weiſe beſonders für und geg 
Haltung Haywoods in dieſer Sache Stellung nehmen. Tatſächlich h 
es ſich da um eine Frage, die nicht nur an ſich wichtig iſt, ſondern bei 
Erörterung die beiden Tendenzen beſonders ſcharf hervortreten, die 
amerikaniſchen Arbeiterſchaft und ſelbſt in unſerer amerikaniſchen ſo 
anderen Bruderparteien ſtarken Anhang gewonnen haben, die de 
tiſch⸗opportuniſtiſche und die ſyndikaliſtiſche. 


* Den Beweis hat insbeſondere Myers in feinem Buche Fe 
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Die Kernfrage, um die ſich der Streit eigentlich dreht, iſt die, ob der 
zozialdemokrat ſich für gebunden zu erachten hat, die beſtehenden Geſetze 
reſpektieren. Was bedeutet vor allem dem Sozialdemokraten das Geſetz 
nd die Geſetzlichkeit? 

Da ſtehen ſich nun zwei Grundauffaſſungen ſchroff gegenüber, die am 
irzeſten wohl in die folgenden beiden Sätze zu faſſen wären: 

„Das Geſetz iſt das Ergebnis und der Ausdruck des Volkswillens.“ 
„Die Geſchichte aller bisherigen Geſellſchaft iſt die Geſchichte von Klaſſen— 
impfen.“ 

Nach der erſteren, bürgerlich-demokratiſchen Auffaſſung beruht das Ge— 
tz auf einer Art von Übereinkommen aller Volksgenoſſen. Das bedingt 
lerdings nicht, daß es den Bedürfniſſen und Wünſchen aller entſprechen 
mp. Aber dann iſt es eben die Aufgabe der Benachteiligten, eine Anderung 
28 Geſetzes herbeizuführen. Eine abſolutiſtiſche Staatsgewalt kann nur ſo 
inge beſtehen, als es dem Wunſche des Volkes entſpricht. Iſt das nicht 
ehr der Fall, und äußert ſich der Wille des Volkes in beſtimmter Weiſe, 
ann hat fie abzutreten. Tut fie es nicht, dann hat das Volk das Recht der 
waltſamen Revolution. Dieſes beſteht aber dort nicht, wo die politischen 
inrichtungen allen Staatsbürgern die gleichen Rechte gewähren, wo der 
usdruck des Volkswillens daher durch keine außerrechtlichen Gewalten 
hemmt wird, alſo vor allem nicht in der demokratiſchen Republik. 
Dieſer Auffaſſung ſteht die proletariſch-ſozialdemokratiſche ſcharf gegen— 
der. Sie betrachtet das Volk nicht als homogene Einheit und nicht als 
ne Summe von Individuen, ſondern als ein Gefüge von Klaſſen mit 
erſchiedenen, oft entgegengeſetzten wirtſchaftlichen und ſozialen Intereſſen. 
ür ſie iſt daher das Geſetz nicht der Ausdruck eines Geſamtwillens, es iſt 
elmehr die Formulierung der Herrſchaft einer Klaſſe und zugleich ein 
zerkzeug, um dieſe Herrſchaft zu erhalten. Dieſe Anſchauungsweiſe bedingt 
Mürlich eine ganz andere Wertung der verſchiedenen Staatsverfaſſungen. 
‚ieje find nicht Kunſtprodukte, Ergebniſſe eines ſchöpferiſchen Überein— 
mmens, fie find vielmehr die Formen, in denen jeweils die Klaſſen— 
erſchaft zum Ausdruck gelangt, Formen, die nicht frei gewählt find, ſon— 
rn ſich aus der Struktur der Geſellſchaft, aus der Natur der herrſchenden 
f laſſe und des Widerſtandes der Unterdrückten notwendig ergeben, wenn 
ich dieſelben Staatsformen oft ganz verſchiedenen wirtſchaftlichen Ver— 
iltniſſen zu entſprechen ſcheinen. So findet ſich die demokratiſche Republik 
i Bauernvölkern ebenſo wie auf den höchſten Stufen kapitaliſtiſcher Ent⸗ 
icklung. Aber dieſe Gleichheit der Staatsform iſt nur ſcheinbar; ihr In⸗ 
lt iſt ſehr verſchieden. Die amerikaniſche Republik unter Rooſevelt iſt 
mmelweit verſchieden von dem, was fie unter der Präſidentſchaft Lincolns 
A, obgleich die alte Verfaſſung nominell auch heute noch in Kraft iſt; 
e dritte Republik Frankreichs hat außer dem Namen wenig mit feiner 
ſten gemein. Die moderne Bourgeoiſie hat es meiſterlich verſtanden, die 
nit revolutionären, im Kampfe gegen abſolutiſtiſche Willkür eroberten 
taatsformen in Werkzeuge der Klaſſenherrſchaft zu verwandeln. Heute 
it ſie nicht mehr notwendig, ſich unter die ſchützenden Fittiche der Militär- 
ktatur eines Napoleon zu flüchten, um vor dem proletariſchen Anſturm 
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geſchützt zu fein, heute verfügt fie über Mittel, die ſicherer wirken, 
ſelbſt im gleichen Maße gefährlich zu werden. 5 

In ſeinem Artikel in der „Neuen Rheiniſchen Zeitung“ über die 
ſchlacht des Jahres 1848 wirft Marx die Frage auf 3, 

Der tiefe Abgrund, der ſich vor uns eröffnet hat, darf er die Demokrat 
darf er uns wähnen laſſen, die Kämpfe um die Staatsform ſeien inhaltlos, 
ſoriſch, null? | 1 

Und er antwortet: f 

Nur ſchwache, feige Gemüter können die Frage aufwerfen. Die Kollifi 
welche aus den Bedingungen der bürgerlichen Geſellſchaft ſelbſt hervorgeher 
müſſen durchkämpft, ſie können nicht wegphantaſiert werden. Die beſte Staat 
form iſt die, worin die geſellſchaftlichen Gegenſätze nicht verwiſcht, nicht gewal 
ſam, alſo nur künſtlich, alſo nur ſcheinbar gefeſſelt werden. Die beſte Staat 
form iſt die, worin ſie zum freien Kampf und damit zur Löſung kommen 


Als dieſe Staatsform, in der die geſellſchaftlichen Gegenſätze zum fi 
Kampfe kommen, betrachtete Marx die republikaniſche. Aber dabei i 
ſchätzte er den Mut und unterſchätzte er die Gemeinheit der Bourge 
Die Beiſpiele der franzöſiſchen und beſonders der nordamerikaniſchen 
publik haben gezeigt, daß es der modernen Bourgeoiſie gelungen iſt, 
Republik eine Staatsform zu machen, worin die geſellſchaftlichen 
ſätze mehr verwiſcht und verſchleiert werden als in irgend einer ai 
Natürlich müſſen wir die Verwirklichung der republikaniſchen Staa 
mit allen Kräften anſtreben; denn nur auf dem Boden der Republik i 
Durchſetzung unſerer wichtigſten Forderungen möglich; aber mit einer 
faſſung, wie ſie heute Frankreich oder die Vereinigten Staaten beſitze 
uns wenig gedient. Es 5 

Marx hatte gefürchtet, daß die von einer abſolutiſtiſchen oder ſelbſt 
ſtitutionellen Monarchie ausgeübte Unterdrückung alle geknechteten 
elemente zur Abwehr vereinigen und dadurch die Klaſſengegenſätze 
dieſen ſelbſt verhüllen und verkleiſtern würde. So war es zum Beiſpi 
Rußland vor der Revolution im weſentlichen der Fall, wo ſich La dad 
Kapitaliſten, Kleinbauern und Proletarier im Kampfe gegen den Z 
zuſammenfanden. Erſt die Revolution ſelbſt zeigte, und das führte zu i 
vorläufigen Zuſammenbruch, wie trügeriſch das Vertrauen auf die] 
gemeinſchaft war. | a 

In einer Republik, meinte Marx, fei dieſe Gefahr nicht zu befürchten, 
hier prallten die ſozialen Gegenſätze unvermittelt aufeinander, hier f 
ſich keine äußere, abſolutiſtiſche Gewalt dazwiſchen, die entweder der 
kampf künſtlich niederhält oder alle Klaſſen der bürgerlichen G 
zum Kampfe gegen ſich vereint. Die Tatſachen haben gezeigt, daß hi 
geirrt hat. Das Anwachſen des Proletariats und ſeiner ſozialen joh 
tiſchen Bedeutung haben in den Monarchien immer mehr alle bü 
Klaſſen und Parteien unter den Schutz des Säbels geſcheucht, dadurch 
zugleich die monarchiſche Gewalt zur offenbaren Schutzherrin d 
tumsintereſſen gegen den Anſturm des Proletariats gemacht. 
ruſſiſche Bourgeoiſie hat es vorgezogen, das Joch des Zarismus wie 

1 Mehring, Aus dem literariſchen Nachlaß von Karl Marx, Friedr 
und Ferdinand Laſſalle. 3. Band, S. 118. 5 5 1 
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0. zu nehmen, ſtatt dem Proletariat einen Sieg zu verdanken, deſſen 
früchte ſie mit ihm hätte teilen müſſen. Der Zarismus aber ſah ſich auf der 
nderen Seite genötigt, ſich vor allem als Schutzherrn der großen Kapitals⸗ 
nd Grundeigentumsintereſſen gegen das Proletariat zu zeigen, um mit 
ieſem fertig werden zu können. So ſind heute gerade in den ſcheinkonſti⸗ 
utionellen, in Wirklichkeit abſolutiſtiſchen Monarchien mit hochentwickelten 
formen des Kapitalismus, wie Deutſchland und Rußland, die Klaſſen⸗ 
egenſätze innerhalb der bürgerlichen Geſellſchaft viel ſchärfer entwickelt, 
e drängen ſich viel ſinnfälliger in den Vordergrund als in Republiken 
ie Frankreich und den Vereinigten Staaten. Gewiß iſt die Staatsform 
icht die einzige Urſache dieſer Erſcheinung, aber ſie iſt einer der wichtigen 
eſtimmenden Faktoren. 

Die Demokratie erweckt die Illuſion, daß tatſächlich alle Staatsbürger 
leichberechtigt ſind und daher eine Benachteiligung einer Mehrheit durch 
ine Minderheit zur Unmöglichkeit wird. Geſchieht dieſe ausnahmsweiſe doch 
inmal, jo iſt es der Mehrheit eigene Schuld, dann hat fie eben ihre Inter⸗ 
ſſen ungenügend oder ſchlecht wahrgenommen. Es handelt ſich alſo lediglich 
N arum, daß die richtigen Männer in genügender Zahl in die Vertretungs- 
örper, vor allem ins Parlament geſchickt werden, und daß dieſe dort die 
icht tige Politik machen, vor allem, daß fie nur Forderungen aufſtellen, die 
em Intereſſe der Volksmehrheit entſprechen, für die ſich dieſe daher auch 
ewinnen läßt. Das Wählen wird auf dieſe Weiſe nicht nur zum Mittel⸗ 
unkt des ganzen politiſchen Lebens, es wird zum alles 1 . 


1 2 * für das ſoziale wie für das politiſche Leben iſt, iſt 15 
luffaſſung nur konſequent. Aber immer deutlicher zeigt ſich ihre Un⸗ 


m „Volkswillen“ abhängigen bürgerlichen Parteien der Kammer, rejpef- 
de des Kongreſſes, die volkstümlichſte und radikalſte Politik zu machen, 
ie populärſten Geſetze zu beſchließen, ohne fürchten zu müſſen, daß fie 
ren Folgen auch zu tragen haben würden. Der böſe Senat, der in die 


och . aber iſt, daß die ede Klaſſen nicht nur die be⸗ 
er jenden Geſetze für ſich ſelbſt gemacht, ſondern auch die Vorſchriften über 
den Weg zu deren Anderung den Bedürfniſſen ihrer eigenen Ferse an⸗ 
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in der Hand und können daher jederzeit in der Form Rechtens dieſen 
abändern, ihren Gegnern erſchweren, ihren Widerſachern ſperren. = 

Doch ſelbſt wenn es der Oppoſition gelänge, die Mehrheit im Parla- 
ment zu erreichen und die politiſchen Geſetze nach ihren eigenen Bed 
niſſen formen zu können; was hätte ſie erreicht? Die Staatsgewal 
heute eine ganz andere, als ſie in vorkapitaliſtiſchen Zeiten war. Das 
geheure Anwachſen der Landheere und Flotten hat den Regierungen 
nur eine koloſſale militäriſche Macht in die Hand gegeben, auf die 
Parlament auch in den „demokratiſchen“ Republiken ſo gut wie gar ke 
Einfluß beſitzt, es hat den Regierungen auch eine überragende wirtſe 
liche Macht in die Hand gegeben, die noch verſtärkt wird durch die 
fügung über die wichtigſten Verkehrsmittel, die Eiſenbahnen, Telegrap 
Telephone, die Poſt, die heute überall zugleich ein mächtiges Bankinf 
iſt, über Bergwerke, Arſenale, Werften uſw. Nicht nur daß auf dieſe W 
der Regierung ganze Proletarier- und Beamtenheere unmittelbar zur 
fügung ſtehen, die ihr auf Gnade und Ungnade ausgeliefert ſind, durch 
gebung von Lieferungen, durch Begünſtigungen im Verkehr, durch 
nutzung der ihr zu Gebote ſtehenden Finanzmittel, die beſonders in den 
hohen Zöllen eine von den wechſelnden Parteikonſtellationen faſt ganz un 
abhängige, höchſt ergiebige Quelle gefunden haben, ſchafft ſie ein wei 
zweigtes Netz von Abhängigkeiten, die, ob gottgewollt oder nicht, ungleich 
feſter find, als es die Bande des Feudalismus jemals waren, und welt 
die Regierungen immer mehr von den Parlamenten unabhängig, ja vi 
mehr ſie und die Cliquen, aus denen ſie hervorgehen, zu deren faſt abſ 
luten Herren gemacht haben. In der Tat gilt denn auch in den Par 
menten der hochkapitaliſtiſchen Staaten der Kampf der bürgerlichen Par 
nicht mehr der Eroberung der politiſchen Macht, ſondern der eines mög 
lichſt großen Platzes am Futtertrog der Regierung. Was ſcheidet heute noc 
die Politik der großen bürgerlichen politiſchen Parteien? Etwa prinzi ll. 
Gegenſätze? Sie ſind zum Kinderſpott geworden. Oder Klaſſenkonfl 
Dieſe ſind gewiß bei der Bildung der Parteien maßgebend geweſen 
haben ihnen ihren Charakter aufgeprägt, und auch heute find ſie die wid 
tigſten Beſtimmungsgründe der Parteipolitik; aber ihre Wirkſamkeit 
ſich geändert: jetzt treten alle Klaſſengegenſätze innerhalb der bürgerl 
Welt zurück gegenüber dem gemeinſamen Gegenſatz gegen das Proletaria 
Bei Parlamentswahlen kommt die Schroffheit der Scheidung noch nicht vo 
zur Geltung, da die parlamentariſchen Kämpfe ſich nicht nur um rein 
Klaſſenfragen drehen und vielfach die Vertreter des Proletariats an der El 
ringung von Rechten mitwirken müſſen, die nicht ſpezifiſche Forderunge 
ihrer Klaſſe ſind. Aber in den Kämpfen um reine Klaſſenforderungen de 
Proletariats, alſo vor allem in den gewerkſchaftlichen Kämpfen, gibt es nu 
eine ſcharfe Scheidegrenze zwiſchen Proletariat und dem geſamten Bü 
tum. Der Kampf der bürgerlichen Parteien geht nicht mehr um die 
herrſchung der Regierung, ſondern darum, aus welchen Klaſſen und Schich 
die Beamten genommen werden ſollen, welchen Intereſſen die Zoll⸗ u 
Handelspolitik dienen ſoll, wer bei Armeelieferungen zu begünſtigen iſt uf 
Das Wort von der einen reaktionären Maſſe wird nun zur Wahrheit; dent 
wie Hilferding jagt," 

1 Das Finanzkapital, S. 437, 442. 
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es entſteht durch die Trennung der Funktion des Eigentums von der Leitung 
er Produktion, wie fie das Aktienweſen bedeutet, die Möglichkeit und mit der 
teigerung der Grundrente auf der einen, der Steigerung induſtriellen Extra⸗ 
ofits auf der andern Seite die Wirklichkeit einer Solidariſierung der Beſitzintereſſen. 
Dasſelbe Intereſſe (der Gegenſatz zu den Forderungen des Proletariats) 
hert aber dem Mittelſtand auch die Unterſtützung der ländlichen Klaſſe, und ſo 
windet der alte Klaſſengegenſatz zwiſchen Bourgeoiſie und Kleinbürgertum, und 
eſes wird zu einer politiſchen Schutztruppe des Großkapitals. 


Aber nicht nur das gemeinſame Bedürfnis nach Schutz durch die Staats⸗ 
walt und das mehr oder minder klare Bewußtſein, daß es ja doch un— 
öglich iſt, auf dem Wege des parlamentariſchen Kampfes und Schachers 
irkliche Gewalt über die Regierung zu gewinnen, läßt die bürgerlichen 
arteien auf den Kampf um die Macht im Parlament verzichten. Das 
arlament wird nicht nur dadurch immer ohnmächtiger, daß die Negie- 
ing mächtiger wird, ſondern die Großbourgeoiſie braucht heute das Par— 
ment nicht mehr, um die Regierung zu beherrſchen. Denn gerade die un— 
eure Ausweitung des wirtſchaftlichen Machtbereichs des Staates hat 
eſen wieder in Abhängigkeit von den Mächten gebracht, die dieſes Wirt— 
jaftsgetriebe faſt ſouverän beherrſchen, alſo von den ganz großen Unter— 
ahmerverbindungen und von den Großbanken. Deren Macht iſt heute in 
len modernen Staaten viel größer als die der Parlamente. Soweit in 
eſen Klaſſengegenſätze innerhalb der herrſchenden Klaſſen überhaupt noch 
ir Geltung kommen, äußern fie ſich nicht im Kampfe um die Herrſchaft 
der die Regierungsgewalt, ſondern in dem um deren Gunſt. 

So würde ſchon aus dieſem Grunde die Eroberung der politiſchen Macht 
1 Parlament noch lange nicht die tatſächliche Herrſchaft über die Regie— 
ingsgewalt bedeuten. Aber ſelbſt die völlige Beherrſchung der Geſetz— 
bungsmaſchinerie würde noch lange nicht hinreichen, um etwa die Be— 
irfniſſe des Proletariats zu befriedigen. Denn die Abhängigkeit, unter 
er die Arbeiterſchaft vor allem ſeufzt, iſt nicht politiſch, fie iſt wirtſchaftlich. 
ie Geſetze des Eigentums laſſen ſich nicht wegdekretieren, das Lohnver— 
iltnis nicht durch einen Ukas, auch nicht durch den eines Konvents, aus 
er Welt ſchaffen, wenn die ökonomiſchen Verhältniſſe für dieſe Umwälzung 
Pu nicht reif find, wenn das Proletariat noch nicht die wirtſchaftliche und 
ziale Bedeutung und Selbſtändigkeit erlangt hat, um ſelbſt die Fort— 
hrung der Produktion, und zwar auf höherer Stufenleiter, übernehmen 
können. Der Kommuneaufſtand von Paris hätte ſcheitern müſſen, auch 
enn er nicht von den Verſaillern im Blute erſtickt worden wäre. 

So hat das tägliche politiſche Leben ſelbſt gezeigt, wie trügeriſch die 
irgerlich⸗demokratiſchen Illuſionen find. Gerade in den „demokratiſchen“ 
epubliken aber neigen ſelbſt ſtarke Teile unſerer Partei zu dieſen Illu⸗ 
men und rufen dadurch eine heftige Oppoſition hervor, die ſich von der 
olitik ganz abwenden will und im gewerkſchaftlichen Kampfe allein das 
Littel ſieht, um die kapitaliſtiſche Welt zu erobern und in ein ſozialiſtiſches 
emeinweſen umzugeſtalten, den Syndikalismus. 

I III. 

Der Syndikalismus iſt urſprünglich franzöſiſchen Verhältniſſen ent- 
achſen; denn dort fanden ſich die beiden Grundbedingungen am deut- 
chſten ausgeprägt und vereinigt, denen er ſeine Blüte verdankt: Serr- 


ſchaft demokratiſcher Illuſionen in der Arbeiterpartei und Schwäche 
Gewerkſchaftsbewegung. Je mehr ſich aber die Hinfälligkeit dieſer b 
gerlich-demokratiſchen Selbſttäuſchung herausſtellt und je ſtärker die 
des Unternehmertums gegenüber den Gewerkſchaften anſchwillt, deſto | 
folgt der Syndikalismus dem Opportunismus wie ſein Schatten nach 
engliſche Arbeiterpartei und die engliſchen Gewerkſchaften werden j 
zeigen haben, ob ſie der neuen Situation gewachſen ſind, ob ſie im 
iind, ihren Rahmen fo zu erweitern, daß er die gewaltige Bewegu 
faſſen vermag, die das wirtſchaftliche und politiſche Leben England 
erſchüttert. Bewahren ſie ihre Politik des Entgegenkommens, der 
lichen Verſtändigung mit dem Unternehmertum, der Bourgeoiſie u 
Regierung, dann bahnen ſie der Agitation eines Tom Mann den Weg 
wird der Syndikalismus in England rapid um ſich greifen, wie er 
Amerika bereits zu tun im Begriff iſt, wo er die Industrial Workers 
the World bereits größtenteils in ſeinen Bann gezogen zu haben und 
der Sozialiſtiſchen Partei Anhang zu gewinnen ſcheint. — 
Der Syndikalismus wendet ſich mit voller Schärfe gegen die de 
tiſche Illuſion; aber er bleibt bei ihrer Kritik völlig an der Obe 
haften. Der politiſche Kampf erſcheint ihm nur in der Form des par 
tariſchen Getriebes. Er hält dieſen daher für den Inbegriff der poli 
Aktion, den Wahlkampf für den politiſchen Kampf ſchlechthin. Weil 
Intellektuelle die politiſchen Wortführer der ſozialiſtiſchen Parteie 
bezeichnet er dieſe Parteien ſelbſt als bürgerlich und allein die Gen 
ſchaften als proletariſch. Hauptſächlich aber nimmt er die Formen, in 
ſich der Opportunismus in der Partei zeigt, für das Weſen der P. 
überhaupt. Weil die franzöſiſchen Parlamentarier lange Zeit au 
Standpunkt ſtanden, für ihre Abſtimmungen nur ihren Wählern 
wortlich zu fein und nicht der Partei, und weil die Parteiorganif 
zu ſchwach waren, um ihre parlamentariſchen Vertreter zur Vernunf 
bringen, deshalb erklärten die Syndikaliſten, die Parlamentarier ſei 
ſtets nur Vertreter des Wählermiſchmaſchs und nicht des Proletaria 
in dieſer Anſicht mußten ſie beſtärkt werden durch die ewige Kompro 
und den großen Eifer, mit dem Forderungen vertreten und in den 
grund gerückt wurden, die mit dem Klaſſenkampf recht wenig zu tun hatt 
Der Lehre, daß das Geſetz der Ausdruck des Volkswillens ſei, ſetzen 
Syndikaliſten den Grundſatz des Klaſſenkampfes entgegen. Dieſer ka 
aber nach ihrer Auffaſſung nicht auf politiſchem Gebiet und mit pol 
Waffen geführt werden, ſondern nur auf gewerkſchaftlichem Gebiet u 
gewerkſchaftlichen Waffen. Nun richtet ſich aber der Gewerkſchaft 
unmittelbar ſtets nur gegen einzelne Unternehmer oder gegen fre 
bände von Unternehmern, nicht gegen das Unternehmertum als 
nicht gegen die bürgerliche Geſellſchaftsordnung. Soll dieſe geſtürzt 
fo darf der Kampf nicht auf beſtimmte Betriebe oder auch nur bef 
Induſtrien beſchränkt bleiben, er muß allgemein werden. Der G 
ſtreik nicht als Preſſionsmittel gegen eine Regierung, ſondern als 
die bürgerliche Geſellſchaft zu zertrümmern, iſt die natürliche Fo 
ſyndikaliſtiſchen Gedankenganges. 5 „ | 
Nun ſtößt aber die Gewerkſchaft in ihren Kämpfen fortwährend 
den Widerſtand der Staatsgewalt, die die Partei des Unternehmer 
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reift und dieſem mit ihren ungeheuren Machtmitteln zu Hilfe kommt. 
r Syndikalismus wendet ſich daher mit beſonderem Ingrimm gegen den 
gat, aber nicht als den Ausdruck und das Werkzeug einer beſtimmten 
aſſenherrſchaft, ſondern gegen den Staat an ſich, gegen die „Beherrſchung 
Z Menſchen durch den Menſchen“, die im Namen der allgemeinen Un⸗ 
hängigkeit und Freiheit verworfen wird. Der Staat als ſolcher iſt daher 
t allem der zu bekämpfende Feind. Vom politiſchen Kampfe erwartet der 
ndikalismus aber nichts; dieſer iſt beſtenfalls ein höchſt untergeordnetes 
Ifsmittel der gewerkſchaftlichen Aktion. Nicht durch parlamentariſche oder 
dere Vertreter ſoll der große Kampf ausgetragen werden, die ihn doch 
r verfälſchen, ſondern unmittelbar durch die Arbeiter ſelbſt, durch „direkte 
tion“. Dieſe hat ſich gegen alles zu richten, was bürgerlich iſt, vor allem 
er gegen alles, was mit dem Staate zuſammenhängt. Wie aber kann der 
beiter direkt und unmittelbar den Staat angreifen? Dadurch, daß er ſich 
nen Geſetzen widerſetzt, daß er ſie mißachtet und bricht. Auf dieſe Weiſe 
mmt der Syndikalismus ganz folgerichtig zu einer ebenſolchen Verherr— 
hung der Ungeſetzlichkeit, wie der Opportunismus zu der der Geſetzlichkeit. 


IV; 


Der Sozialdemokratie als der Partei des revolutionären Klaſſenkampfes 
eint die ſyndikaliſtiſche Auffaſſung jedenfalls näher zu liegen als die 
portuniſtiſche, und ſo iſt es verſtändlich, daß ſo viele unſerer amerika⸗ 
ſchen Genoſſen für die ſtark ſyndikaliſtiſch gefärbten Außerungen Hay⸗ 
gods Partei ergriffen, wobei allerdings für fie wie gewiß vor allem für 
enoſſen Haywood das ſo begreifliche Gefühl ſtark mitbeſtimmend war, 
m Joſef Dietzgen in ähnlicher Situation Ausdruck gab, als er ſich zur 
eit, als die Wogen des Kampfes in Chicago am höchſten gingen, im April 
86, der verfolgten Anarchiſten werktätig annahm und an ſeinen Freund 
orge ſchrieb: „Wenn die einen (die Anarchiſten) tolle Wüteriche unter ſich 
ben, ſind die anderen (die Sozialiſten) dafür mit Angſtmeiern geſegnet. 
eshalb ſind mir die einen ſo lieb wie die anderen.“ 

Uns aber dürfen nicht Gefühle das Urteil beſtimmen. Gewiß hat die 
ozialdemokratie als Partei des Klaſſenkampfes, die darauf ausgeht, die 
taatsgewalt zu erobern, um ſie als Mittel zur Befreiung des Prole— 
riats zu gebrauchen, keine heilige Scheu vor den Geſetzen, die das bürger- 
che Eigentum regeln und ſchützen, und ſie glaubt auch nicht, daß dieſe 
igentumsordnung durch bloßes Wählen und Abſtimmen aus der Welt 
ichafft werden wird und kann. In dem Streite, der ſich an die Rede und 
die Broſchüre Haywoods knüpft, handelt es ſich aber noch um etwas 
anz anderes: die entſcheidende Frage iſt hier nicht, ob wir eine gewaltſame 
nderung der beſtehenden Geſetze anſtreben, ſondern ob wir zur Erreichung 
leſes Zieles ungeſetzliche Handlungen, Verletzungen der bürgerlichen Eigen- 
imsrechte durch einzelne Individuen für nützlich und angebracht halten. 
1 ſich Maſſenaktionen nicht immer ſtreng an alles halten können und 
len, was Geſetz heißt, iſt ja ſelbſtverſtändlich; aber das ſteht hier nicht in 
rage. In dem, worum ſich heute in Amerika der Streit dreht, handelt es 
ch nicht um geſchloſſene Maſſenaktionen, ſondern um das Vorgehen ein⸗ 
Amer. Nun entſprechen gerade nach unſerer Auffaſſung die beſtehenden Ge⸗ 
tze ſtets im weſentlichen den Machtverhältniſſen der kämpfenden Klaſſen. 


Das erſtarkende Proletariat ringt der Bourgeoiſie eine Reihe von Gef 
ab. Je länger aber dieſer Kampf dauert, um jo zäher wird er, um jo h 
näckiger wird um jeden Fußbreit Boden gerungen. Das Proletariat, 
nur durch ſeine Maſſe und durch ſeine feſte Organiſation ſtark iſt, bra 
ſeine ganze Macht, um das Errungene zu verteidigen und Schritt 
Schritt vorzudringen. Und da ſollte die Aktion des einzelnen raſcher 
Ziele gelangen als der zähe Kampf der organiſierten Maſſe? Wie kann 
ſolche Vorſtellung überhaupt aufkommen? 

Dort, wo die politiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſationen 
Proletariats feſt und wohlgefügt, wo ſie vom Klaſſenbewußtſein erf 
find, dort iſt für den Syndikalismus kein Platz. Dort wird weder f 
Lehre von der Fruchtloſigkeit des politiſchen Kampfes noch die Empfehl 
der raſchen Taten einzelner Anklang finden. Dieſe Theorien gedeihen 
auf dem Boden der organiſatoriſchen Schwäche. Wo die ſozialiſt 

Politik ohne Selbſtbewußtſein auftritt, wo ſie ſich von Augenblicksſi 
tionen völlig beſtimmen läßt, insbeſondere aber, wo die Gewerkſchaften 
ſchwach ſind, um in geſchloſſenem Kampfe der Unternehmerſchaft entge 
zutreten, dort muß Verzweiflung an der Macht der Organiſation Platz 
greifen. Der tatenluſtige, energiſche einzelne muß glauben, durch die gr 
Maſſe nur gehemmt zu werden, auf eigene Fauſt mehr erreichen zu fon 

Aber wie immer man dieſe Kampftaktik der Verzweiflung nenne, P 
paganda der Tat, gewaltſame Sabotage, Expropriation oder wie ſo 
immer iſt ſie Gift für die Organiſation. Dieſe erſcheint nunmehr ü 
flüſſig, da es die entſchloſſenen kleinen Minderheiten ſind, von denen 
Ausgang des Kampfes abhängt. Zugleich aber bringt dieſe Taktik Elem 
in die Bewegung, die jede Organiſation ſprengen müſſen. Auf der eine 

Seite ſind es Lockſpitzel, und deren Eindringen verurſacht bald lähmende 
Angſt vor dem Spitzeltum, gegenſeitiges Mißtrauen. Andererſeits aber 
lockt dieſe Taktik die unſozialen Elemente heran, die nicht die bürgerli 
Geſetze brechen, um dem Proletariat zu nützen, ſondern die ihre Verbrechen 
mit dem revolutionären Mantel drapieren. Wird der Revolutionär zum 
Räuber, ſo gibt ſich der Räuber als Revolutionär. 

Während aber der Terroriſt auf dieſe Weiſe die Reihen ne eige 
Klaſſen⸗ und Kampfgenoſſen ſchwächt, ſtärkt er die der Feinde. Seine Taten 
einigen jene nicht nur zu gemeinſamer Abwehr, ſie zwingen ſie gerad 
bei der brutalen Gewalt, bei Polizei- und Militärdiktatur Zuflucht 
ſuchen. Dieſe Herrſchaft der brutalen Gewalt muß aber für das Proleta 
ſo lange ſchädlich ſein, als es die ſchwächere Partei iſt. Und ſobald es 
ſtärkere wird, bedarf es nicht mehr jener Verzweiflungstaten einzel 
dann erhebt es ſich zum großen Entſcheidungskampf, und wenn es 
zwungen iſt, dieſen gewaltſam durchzuführen, dann werden gewiß auch 
walttaten einzelner und gegen einzelne nicht zu vermeiden ſein. Dieſe 
dann aber eben nicht zu verhindernde Begleiterſcheinungen des gro 1 
Kampfes, nicht ſein Erſatz. 2 

Gewiß können terroriſtiſche Taten einzelner nicht nur men 
greiflich und gerechtfertigt, ſie können der Ausfluß der edelſten Geſinnun 
ſein, ſie können ſittlich geradezu befreiend wirken. Das ſind aber eben Ta 
einzelner, die menſchlich, ſittlich, vielleicht auch äſthetiſch große Bedeut 
haben mögen. Politiſch aber ſind ſie meiſt unwirkſam, oft ſchädlich. 
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Die Sozialdemokratie iſt die Partei der Maſſe; und nur als Maſſe hat 
Proletariat Gewicht und Bedeutung, nur als Maſſe kann es ſiegen. 
r einzelne, der ihr vorausſtürmt oder Seitenwege einſchlägt, verliert 
r zu leicht die Richtung. Der als Held auszog, er endet nur zu häufig 
Marodeur. 


Die Parteiorganifation in Öfterreid). 
Von K. Rautsky. 


Die Zuſchrift des Genoſſen Ludo Hartmann veranlaßt mich, in der 
age des Separatismus und Nationalismus nochmals das Wort zu er— 
sifen. Einmal, um einige Ausführungen des Genoſſen Hartmann zu 
nmentieren, die von einem mit den öſterreichiſchen Verhältniſſen nicht 
trauten Leſer mißverſtanden werden könnten, dann aber, um einer miß— 
tändlichen Auffaſſung meiner Ausführungen durch öſterreichiſche Leſer 
rzubeugen. Denn ich ſtehe keineswegs ſo ſehr auf dem Boden des Ge— 
ſſen Hartmann, wie dieſer annimmt. | | 
Vor allem wird es notwendig jein, den Nichtöſterreichern das Perſonali— 
prinzip auseinanderzuſetzen. 

Jeder Staat umfaßt ein Territorium, und die nächſtliegende Form 
ner Gliederung iſt die territoriale. Er zerfällt in kleine Gebiete, in Pro— 
izen, dieſe wieder in Bezirke, die ihrerſeits in Gemeindegebiete zerfallen. 
her dieſe Gliederung reicht nicht für alle Zwecke aus. Nehmen wir zum 
iſpiel einen Staat, in dem verſchiedene Konfeſſionen durcheinander 
Ihnen, Proteſtanten, Katholiken, Juden uſw. Keine beſchränkt ſich auf 
beſtimmtes Gebiet, in jedem Bezirk ſind Angehörige der verſchiedenſten 
mfeſſionen zu finden. Will der Staat die konfeſſionellen Unterſchiede 
cht einfach ignorieren, wie er es zum Beiſpiel in den Vereinigten Staaten 
t, will er mit den Konfeſſionen als feſten Organiſationen zu tun haben, 
kann er für deren Organiſierung nicht das territoriale Prinzip anwenden. 
kann unter den gegebenen Umſtänden nicht ſagen: jene Bezirke ſind 
tholiſch, dieſe proteſtantiſch, andere wieder jüdiſch. Er kann nur die Per⸗ 
nen organiſieren, die ſich zu jeder der einzelnen Konfeſſionen bekennen. 
te find nicht auf das Territorial-, ſondern auf das Perſonalitätsprinzip 
gebaut. 

Genoſſe Renner hat nun in der öſterreichiſchen Sozialdemokratie den 
edanken eingebürgert, die Löſung der Nationalitätenfrage in der Forde⸗ 
ng zu ſuchen, der Staat ſolle die Nationalitäten Oſterreichs ebenſo wie die 
onfeſſionen nach dem Perſonalitätsprinzip organiſieren; als beſtimmte 
ationen ſollten nicht die Bewohner beſtimmter Gebiete, ſondern die An— 
hörigen einer beſtimmten Perſonengruppe gelten, und dieſen organi— 
tten Gruppen ſollten vom Staate die kulturellen Aufgaben, namentlich 
3 Schulweſen, zugewieſen werden. Auf dieſe Weiſe hoffte man jeder 
ation die Möglichkeit ihrer ſelbſtändigen Entwicklung ohne Einengung 
r anderen zu geben und jo den nationalen Frieden herzuſtellen. 

Das iſt bisher eine rein theoretiſche Forderung ohne praktiſches Er— 
bnis auf die Geſtaltung des öſterreichiſchen Staates geblieben. Es hat 
der ſehr erhebliche praktiſche Wirkungen inſofern gezeitigt, als unſere 
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dite iche Parteiorganiſation auf dem nationalen Perſonalit SH 
aufgebaut iſt. | 

Darin ſieht Hartmann die urſache des Separatismus, und 
wendet er ſich. Er glaubt, in mir einen Geſinnungsgenoſſen gefun 
haben, einmal weil ich für die Organiſation der Internationale das Te 
torialprinzip fordere, das Perſonalprinzip verwerfe, dann aber auch, 
ich früher ſchon in der „Neuen Zeit“ für Oſterreich als Löſung 
nationalen Schwierigkeiten die Organiſierung der Nationalität 
Sprachgebieten bezeichnet habe. 

Auf dies letztere Argument brauche ich nicht näher einzugehen. Es 
nügt, wenn ich bemerke, daß ich dieſe Außerung zu einer Zeit mad 
ich den Rennerſchen Vorſchlag noch nicht kannte. Wie ich über dieſen 
habe ich in dem erſten Ergänzungsheft der „Neuen Zeit“ über „ 
nalität und Internationalität“ ausführlich auseinandergeſetzt. Wi 
dafür intereſſiert, ſei auf dieſe Arbeit verwieſen. Hier kann ich dav 
ſehen, mich zu wiederholen, denn was immer ich von der jtaatl 
Organiſation geſagt haben mag, das beweiſt an ſich noch nichts f 
Parteiorganiſation. 

Partei und Staat ſind zwei ganz verſchiedene Dinge. Trotzdem 
man immer wieder den Fehler, zu glauben, wir ſeien verpflichtet, a 
Forderungen, die wir an den Staat ſtellen, in gleicher Weiſe auch in 
Parteiorganiſation durchzuführen. Gewiß muß der Charakter unſere 
derungen an den Staat auch die Form unſerer eigenen Organiſation 
einfluſſen. Aber die Staatsform, die wir anſtreben, iſt keine Schablo 
für jede unſerer Organiſationen ohne weiteres anwendbar iſt. ü 

Jedes beſondere geſellſchaftliche Gebiet, das ſeine beſonderen Fun 
und Aufgaben hat, erheiſcht auch ſeine beſondere Art der Organ 
Nichts ſchlimmer, als wenn man ſie alle nach der gleichen Schablone 
richten will, ſei es etwa eine Partei, eine Gewerkſchaft, eine Zeitu 
redaktion oder ein Konſumverein. Selbſt für die Partei wird ſich die öl 
mäßigſte Organiſationsform unter verſchiedenen Verhältniſſen ſehr 
ſchieden geſtalten. Und unter denſelben Verhältniſſen mag eine Form 
für den Reichsorganismus zweckmäßig iſt, nicht auch die beſte für d 
kreisorganiſation ſein. Und ſie kann ſehr unzweckmäßig ſein 15 die 
ſation etwa der Internationale. 

Wenn ich alſo für dieſe die konſequente Durchführung des Tei 5 
prinzip für das zweckmäßigſte halte, jo darf durchaus nicht ge 
werden, daß ich auch für jede Parteiorganiſation innerhalb eine 
nalitätenſtaates das Perſonalitätsprinzip rundweg ablehnen müß 

Das iſt keineswegs der Fall. Ja ich muß geſtehen, daß ich mir 
vorſtellen kann, wie die Parteiorganiſation in Sſterreich bei dem 
wärtigen Stande der Nationalitätenverhältniſſe ohne das Perſonali 
prinzip lebensfähig geſtaltet werden könnte. 5 

Möglich wäre es allerdings, daß dies Prinzip in 5 85 öſterre ic 
Parteiorganiſation zu weit getrieben, daß das Territorialprinzip 
in ihr ausgeſchaltet iſt. Und doch wird eine Partei ohne dieſes ni 
kommen können. 8 

Schon in dem e über eee und Inte 
nalität“ hatte ich bemerkt: 
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Auch die Partei hat, wie der Staat, eine doppelte Aufgabe, eine ſprachlicher 
ültur: die der Propaganda, welche, ſoll fie ausreichend und zweckmäßig 
führt werden, eine Organiſation der Partei nach Nationen auf Grund des 
rjonalprinzips erfordert. Und daneben die Aufgabe der Kraftentfaltung, der 
ktion auf politiſchem, gewerkſchaftlichem, genoſſenſchaftlichem Gebiet, welche 
e einheitliche Zuſammenfaſſung aller proletariſchen 
räfte ohne Unterſchied der Nationalität für beſtimmte 
ſchloſſene Territorien erfordert. 

So wichtig und notwendig die Autonomie der Nationen für die Aufgaben der 
wiftlichen und mündlichen, der politiſchen und gewerkſchaftlichen Propaganda iſt, 
gefährlich kann ſie werden auf dem Gebiet der Aktion. | 
Hier liegt ein anſcheinender Widerſpruch vor, aber wir haben gejehen, daß ein 
ſcher durch das ganze Weſen der modernen Kulturentwicklung hindurchgeht, die 
nerſeits das Bereich der internationalen Kultur immer mehr erweitert und die 
ternationalen Beziehungen immer inniger geſtaltet, und die andererſeits für 
ſtimmte Kulturgebiete das nationale Moment immer ſtärker in den Vorder⸗ 
und bringt. Dieſe Widerſprüche in der Geſellſchaft zu überwinden, wird einmal 
lenthalben die Aufgabe des ſiegreichen Proletariats ſein. Sie innerhalb der 
oletariſchen Kampfesorganiſationen heute ſchon zu überwinden, iſt die Aufgabe 
s kämpfenden Proletariats in den Nationalitätenſtaaten, vor allem des Prole— 
riats Oſterreichs, des höchſtentwickelten der großen Nationalitätenſtaaten, jenes, 
dem die nationale Frage die ſchwierigſten Formen annimmt. Hier gilt es vor 
lem, die Syntheſe zu finden zwiſchen nationaler Autonomie und zentraliſtiſcher 
uſammenfaſſung; die Syntheſe jener Prinzipien, die beide gleich notwendig ſind 
ir den Kampf des Proletariats, von denen jedes für ſich allein ungenügend, ja 
rderblich wirken kann. 5 


Die richtigen Formen für dieſe Vereinigung von Autonomie und Zen— 
alismus, von Perſonal⸗ und Territorialprinzip zu finden, mag unter 
mſtänden ſehr ſchwer ſein. Unmöglich iſt ſie nicht. 

Das Beiſpiel einer Syntheſe zwiſchen Perſonalitätsprinzip und Terri⸗ 
rialprinzip zeigen uns unter anderem in fait allen Ländern die Gewerk— 
aften. Die gewerkſchaftliche Organiſation iſt inſofern auf das Perſonali⸗ 
itsprinzip aufgebaut, als ſie ſich in jedem Staate nicht nach Territorien, 
ndern nach Berufen gliedert. Aber jo verſchieden die Intereſſen der ein- 
[nen Berufe fein mögen, fie haben auch gemeinſame Intereſſen, im Reiche 
wohl wie in den einzelnen Gemeinden. Und ſo hat ſich die Gewerkſchafts⸗ 
ewegung neben den Berufsorganiſationen und Berufskongreſſen auch Or— 
ane für die Verfechtung der gemeinſamen Intereſſen geſchaffen, in Deutſch⸗ 
ind die Gewerkſchaftskartelle in den einzelnen Induſtriezentren, den Ge— 
herkſchaftskongreß und die Generalkommiſſion fürs Reich. 

Sollte, was für die verſchiedenen Berufsorganiſationen möglich und not- 
vendig ift, nicht auch in einem Nationalitätenſtaat für die verſchiedenen 
ationalen Organiſationen in jedem Wahlkreis, jeder Provinz, ſchließlich 
m Reiche möglich und notwendig ſein? Wenn man die Separatiſten hört, 
nüßte man freilich meinen, die nationale Autonomie ſei der Inbegriff 
ler Demokratie, die Grundlage aller Sozialdemokratie, und der Zen— 
ralismus das Grab jeglicher Demokratie; der Zentralismus, den die böſen 
deutſchen eigens zu dem Zwecke erfunden haben, um die Tſchechen zu 
nechten und auszubeuten. 

In Wirklichkeit iſt es natürlich nicht das Deutſchtum oder „Wien“, wie 
sim Jargon des tſchechiſchen Nationalismus heißt, das zentraliſiert, jon- 
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dern der Kapitalismus. Er ſchafft überall, nicht bloß in Oſterrei⸗ 
Zentraliſierung des Staates, weil er Induſtrie, Handel und Verke 
traliſiert, und er zwingt auch das Proletariat, den zentraliſierten Kr 
ſeiner Gegner eigene zentraliſierte Organiſationen entgegenzuſetzen. 
Sicher müſſen die Organiſationen des Proletariats demokratiſche f 
Aber nichts irrtümlicher, als daß Demokratie und Zentralismus einan 
ausſchließen. Bloß die primitive, heute reaktionäre Demokratie ſteh 
Gegenſatz zum Zentralismus, jene Demokratie, die Zeiten entſtammt, 
denen der Kapitalismus noch nicht das moderne Verkehrsweſen geſcha 
hatte. Die urſprüngliche Demokratie beruhte auf der Selbſtändigkeitk 
Gemeinweſen, deren geringe Ausdehnung es erlaubte, daß alle ihr 
wohner an den demokratiſchen Verſammlungen teilzunehmen vermo 
Solche kleine Gemeinweſen konnten ſich wohl zur Erreichung gemein 
Zwecke zuſammentun, eine größere Gemeinſchaft, einen Staat bilden. Abe 
wenn das freiwillig, demokratiſch geſchah, dann blieben die kleinen Ge 
meinweſen, die den Staat bildeten, ſelbſtändig. Sie gaben nur ſo viel! 
ihrer Souveränität an die zentralen ſtaatlichen Organe ab, als ihnen p 
Ein Beſchluß des Zentralparlamentes war nur dann gültig, wenn 
Delegierten ihm zuſtimmten. 1 
Ganz anders die moderne Demokratie, deren Typus die franzöſiſche! 
publik der großen Revolution begründet hat. Auch ſie beruht auf der Sell 
verwaltung der kleineren Territorien, aus denen der Staat beſteht, 
Selbſtverwaltung der Provinzen und Gemeinden, aber es iſt nicht 
ſouveräne Provinz oder Gemeinde, die mit anderen zuſammen die Staa 
gewalt nach ihrem Gutdünken bildet, ſondern es iſt die zentrale St 
gewalt, das zentrale Parlament, das den Provinzen und Gemeinden ſo 
an Selbſtverwaltung abgibt, als der gemeinſame Staatszweck erfor 
Die Rechte und Pflichten jeder Provinz und Gemeinde ſind nicht, wie 
dem, beſondere, bald größer, bald kleiner, je nach der Macht, die die be 
treffende Provinz oder Gemeinde der Zentralgewalt gegenüber aufbringt 
ſondern ſie ſind für alle Provinzen ſowie für alle Gemeinden die gleichen 
durch Staatsgeſetz, nicht durch Separatverträge feſtgeſetzt. Und wen 
den Tagſatzungen und Landſtänden früherer Zeit der einzelne Abgeor 
als der Vertreter ſeines Wahlkreiſes erſchien, deſſen beſondere Inter 
er gegenüber der Geſamtheit zu wahren, deſſen beſondere Aufträge er 
zuführen hatte, jo gilt der Parlamentsabgeordnete in der modernen D 
kratie als Vertreter der Geſamtheit des Volkes im ganzen Staate. 
vielmehr, da das Volk in Klaſſen zerfällt, bildet er den Vertreter jener Pe 
des Geſamtſtaats, in der die Klaſſe organiſiert iſt, die ſeine Wahl bewirkt. 
Dieſen Gegenſatz zwiſchen der mittelalterlichen partikulariſtiſchen D 
kratie und der modernen, zentraliſtiſchen Demokratie hatte Marx ſchon 
ſechs Jahrzehnten klar erkannt. In der Anſprache der Zentralbehörd 
den Kommuniſtenbund vom März 1850 wird die Möglichkeit einer erne 
demokratiſchen Revolution ſowie die Haltung erörtert, die das Prolet 
der kleinbürgerlichen Demokratie gegenüber einzunehmen hat. Da hei 
unter anderem: a f SR 
Die Demokraten werden ferner entweder direkt auf die Föderativrepublik h in 
arbeiten oder wenigſtens, wenn ſie die eine, unteilbare Republik nicht umgeher 
können, die Zentralregierung durch möglichſte Selbſtändigkeit und Unabhängig 
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it der Gemeinden und Provinzen zu lähmen ſuchen. Die Arbeiter müſſen dieſem 
lane gegenüber nicht nur auf die eine und unteilbare deutſche Republik, ſondern 
ich in ihr auf die entſchiedenſte Zentraliſation der Gewalt in die Hände der 
taatsmacht hinwirken. 


Unter der Staatsmacht wird man hier freilich nicht die Bureaukratie 
rſtehen dürfen, ſondern ein zentrales Parlament. In Oſterreich haben 
ir ſehr viel Bureaukratie, aber ſehr wenig demokratiſchen Zentralismus. 
as zentrale Parlament iſt machtlos, und die Rechte und Pflichten der ein- 
Inen Provinzen und Nationen ſind heute noch großenteils ſehr verſchieden— 
tig, da eine jede beſondere Rechte für ſich durch Feilſchen und Erpreſſen 
m der Zentralregierung gewann und noch gewinnt. Nirgends auch nur ein 
erſuch, die Rechte und Pflichten der Provinzen und Nationen prinzipiell, 
ich ein für alle geltendes Reichsgeſetz zu regeln. Für jede gilt ein anderes 
echt, jede mogelt und kämpft für die Erweiterung ihrer Sonderrechte, die 
bgeordneten fühlen ſich nicht als Vertreter der Geſamtheit oder großer 
laſſenintereſſen, ſondern als Vertreter lokaler und partikulariſtiſcher Inter⸗ 
ſen — ganz wis im Mittelalter. 

Den Separatiſten erſcheint das als die wahre Demokratie, ſie ſuchen die 
Aitiſche Organiſation der Partei dieſem Zuſtand anzupaſſen. Sie merken 
icht, wie durch und durch reaktionär ihr demokratiſches Ideal iſt, wie ſie 
r Reaktion dienen. So haben ſich ja auch ihre Vorgänger, die bürger- 
chen Demokraten des Tſchechentums, indem fie das gleiche Ideal mittel- 
terlicher Demokratie vertraten, als Kraft erwieſen, die den tſchechiſchen 
aladel ſtärkte. 

In Sſterreich beſteht vielfach noch die Meinung, der Zentralismus ſei 
ut für die Gewerkſchaften, nicht für die Partei, die Syntheſe zwiſchen Auto— 
omie und Zentralismus ſei in der Weiſe zu erreichen, daß man den Zen⸗ 
alismus der Gewerkſchaft und die Autonomie der Partei zuſchiebt. In 
zirklichkeit müſſen beide dieſe Syntheſe durchführen, wenn fie auf der Höhe 
rer Leiſtungsfähigkeit anlangen wollen. Ob ſich dies Ziel unter den ge— 
ebenen Verhältniſſen erreichen läßt, das zu entſcheiden ſind nur die Ge— 
oſſen in der Lage, die am Orte ſelbſt ſitzen und wirken und alle in Be— 
acht kommenden Faktoren aus langjähriger Erfahrung kennen. 

Wir können hier nur theoretiſch erörtern, welche Organiſationsformen 
ir einen modernen Nationalitätenſtaat die paſſendſten ſeien. Und da 
ommen wir zu dem theoretiſchen Schluſſe, daß das Ziel der Parteiorgani— 
ion eine ſtramm zentraliſierte Geſamtpartei mit einer kraftvollen Ge— 
umterekutive ſein muß; daß die Autonomie der einzelnen nationalen und 
erritorialen Unterabteilungen der Partei keine unbedingte ſein und nicht 
weit gehen darf, daß ſie ein raſches und energiſches Handeln der Geſamt⸗ 
artei zu hindern vermag. Endlich, daß, wie immer dieſe Autonomie be- 
haffen ſein mag, neben der Selbſtverwaltung der nach dem Perſonalitäts⸗ 
rinzip organiſierten Nationen auch für die Selbſtverwaltung ſämtlicher 
zenoſſen ohne Unterſchied der Nation in den einzelnen Territorien Vor— 
orge getroffen ſein ſollte. 
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Eine Aufgabe für die Partei. 
Von Helmut Lehmann (Berlin). 

Den glänzenden Erfolg bei den Reichstagswahlen, die 4 5 
Stimmen und in weit höherem Maße noch die 110 Mandate ver m 
Partei nicht nur der wachſenden Aufklärung in den Reihen der ind tri 
Arbeiterſchaft. Die Tücken der veralteten Wahlkreiseinteilung zu 
winden war nur möglich infolge der grenzenloſen Erbitterung, die 
Politik der letzten Jahre auch bei ſonſt politiſch ziemlich teilnahmlofer 
völkerungsſchichten hervorgerufen hatte. Kleinbauern, Landarbeiter, $ 
bürger und Privatangeſtellte haben, weit mehr als bei früheren Wo 
die Scheu vor dem „roten Geſpenſt“ überwunden. Sie folgten tro 
jahrzehntelangen Hetzarbeit der bürgerlichen Parteien gegen die 5 
demokratie dem Kampfruf gegen den ſchwarzblauen Block. Die Stic 
parole des „entſchiedenen“ Liberalismus gegen den Block wäre 0 
erbitterte Stimmung dieſer Wählerkreiſe noch weit mangelhafter 
worden. Viele, ſehr viele Wähler aus dieſen Schichten haben, namen 
in den Großſtädten, die liberale Stichwahlentſcheidung offenſichtlich 
erſt abgewartet, ſondern gleich bei der Hauptwahl einen roten Stim 
abgegeben. In einer ganzen Anzahl namentlich induſtrieller Wahl 
läßt ein Vergleich unſerer Wahlziffern mit den Ziffern der Berufszä 
dieſen Schluß ohne weiteres zu. 
Die Partei hat es von jeher als eine ſelbſtverſtändliche Aufgab 

trachtet, dieſe politiſch erweckten Schichten als dauernde Anhänger 1 
klaſſenbewußte Mitkämpfer zu gewinnen. Darüber braucht nicht we 
redet zu werden. Wenn uns aber die Wahlziffern zeigen, daß die Idee 
Sozialismus auch in den nicht zur Arbeiterſchaft im engeren Sinn 
hörenden Bevölkerungsſchichten immer mehr Eingang finden, jo ern 
damit der Partei die Aufgabe, der Aufklärungsarbeit unter dieſen 
erhöhte Aufmerkſamkeit zu widmen. Es muß verhütet werden, daß e 
einer ähnlichen politiſchen Situation wie bei den Wahlen von 1907 
bürgerlichen Parteien ein leichtes iſt, dieſe unaufgeklärten, politi 
geſchulten Schichten über die unmittelbaren politiſchen Zwecke und 
der Sozialdemokratie auf das gröblichſte zu täuſchen. | | 
Was zeigte denn die Wahl von 1907? Sie zeigte, daß air V 
dungen des Reichsverbandes, alle Lügen und Verdrehungen der bi 
lichen Parteien die eigentlichen Arbeitermaſſen nicht hinters Licht fi 
konnten. Davor ſchützte ſie ihr Klaſſengefühl — aber auch die polit 
klärungsarbeit der Partei, die ſich jahrzehntelang faſt ausſchli 
Induſtriearbeiterſchaft zugewendet hatte. Das Verſtändnis für ihr 
Intereſſen iſt bei den Kleinbürgern von heute und den Privatangeſte 
ſchwach entwickelt; die Partei hat auch ſehr wenig getan und konn 
auch ſehr wenig tun, den politiſchen Sinn dieſer Bevölkerungskreiſe 
ihrer Anſchauungs⸗ und Denkweiſe angepaßte Agitation weiter z 
Das Wahlergebnis zeigt uns, daß das jetzt nachgeholt werden kar 
Agitation und Organiſation ſind keine Erfolge möglich. Deshalb 
Partei durch eine den geiſtigen Bedürfniſſen dieſer Volksſchichten 
Agitation jene immer dringender werdende politiſche > 
richten. 
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Am leichteſten muß dieſe Arbeit unter den Privatangeſtellten 
leiſten ſein. Die Privatangeſtellten haben bereits wirtſchaftliche, alſo 
verkſchaftliche Organiſationen, die auf dem Boden der modernen Ar— 
terbewegung ſtehen und gegenwärtig etwa 25 000 Mitglieder zählen. Es 
alſo von vornherein ein Fundament vorhanden, um die Angeſtellten für 
politiſche Organiſation zu gewinnen, und zwar durch eine beſonders 
ichtete Agitation. Durch die gewerkſchaftlichen Angeſtelltenorganiſationen 
i die politiſche Aufklärungsarbeit aber aus naheliegenden Gründen 
ht geleiſtet werden. 
Die Gewinnung der Privatangeſtellten für die Partei iſt auch darum 
onders wichtig, weil die Privatangeſtellten, obwohl fie nur etwa 2 Mil- 
nen Berufsangehörige und 1¼ Millionen Reichstagswähler zählen, doch 
großen Maſſen in ganz beſtimmten induſtriellen und großſtädtiſchen 
Ilkreiſen zuſammengedrängt find. In derartigen Kreiſen, wo die Stim- 
nzahl der bürgerlichen Parteien der unſerigen annähernd gleichkommt, 
den ſie mit das Zünglein an der Wage der Entſcheidung. 1907 neigten 
ſich auf die Seite der bürgerlichen Parteien, und das Reſultat war 
che Überraſchung in einer Reihe von Wahlkreiſen. Die Angeſtellten 
ren bis zu den Wahlen von 1907 politiſch meist indifferent. Den bürger- 
en Parteien gelang es damals, ſie, die zur Partei der Nichtwähler ge— 
ten, mobil zu machen und für ſich einzufangen. Seitdem find die An⸗ 
tellten politiſch intereſſiert; die bürgerlichen Parteien verſuchten auch, fie 
ch alle möglichen Verſprechungen ſozialpolitiſcher Sondervorteile bei 
iumung zu erhalten. Zum Teil iſt ihnen das gelungen. Die Wahlarbeit 
bürgerlichen Parteien wurde in den Großſtädten zum nicht geringen 
il von Privatangeſtellten verrichtet. In den breiten Maſſen der Ange⸗ 
Iten herrſcht jedoch eine durchaus oppoſitionelle Grundſtimmung. Sie 
eben auch Proletarier; ihre Klaſſenintereſſen ſind nach ihrer Stellung 
roduktionsprozeß wie nach ihrer Stellung als Konſumenten durchaus 
ih mit denen der Induſtriearbeiterſchaft. Deshalb muß es auch bei 
ien leichter ſein als beim Kleinbürgertum, die Erkenntnis der Soli⸗ 
r ität ihrer Intereſſen mit denen der Lohnarbeiter zu wecken. 
ie Partei darf es nicht damit genug ſein laſſen, daß die kapitaliſtiſche 
icklung die Angeſtellten von ſelbſt zur Erkenntnis ihrer Klaſſenlage 
ngen wird; fie hat die Pflicht, dieſen Entwicklungsprozeß nach Kräften 
beſchleunigen. Will man das, ſo muß man ſich vor Augen halten, daß 
„Klaſſenintereſſen der Angeſtellten nicht ſo offen zutage liegen wie bei 
e Induſtriearbeiterſchaft. Bei dieſer ragt das wirtſchaftliche Niveau des 
zelnen und infolgedeſſen ſeine geſellſchaftliche Stellung nur vereinzelt 
er das ſeiner Berufsgenoſſen erheblich hinaus. Bei den Privatange— 
llten liegen die ſozialen Zuſammenhänge keineswegs ſo einfach geſchichtet. 
er iſt die Erwerbsmöglichkeit ganz außerordentlich abgeſtuft, beſteht die 
isſicht — meiſt allerdings nur in der Einbildung —, allmählich immer 
er bezahlte Poſten zu erhalten und damit aus dem Proletariat aus⸗ 
ſcheiden. Durch dieſe Differenzierung, nach dem Prinzip: Teile und 
rſche, hat das Unternehmertum bisher das Erwachen des Klaſſengefühls 
ter den Maſſen der Angeſtellten zu verhindern geſucht. Doch die Ver⸗ 
ndungstendenzen des Kapitalismus verleugnen ſich auch hier nicht. 
mer mehr nivelliert der Großbetrieb auch hier die ſoziale Stellung der 
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Ausgebeuteten. Die von der ſozialen Struktur der eigentlichen A 
ſchaft vielfach abweichende, im Endergebnis aber die gleiche Ausb 
aufweiſende ſoziale Schichtung der Privatangeſtellten erfordert desha 
eine anders geartete politiſche Agitation. Eine Agitation zwar 
gleichen organiſatoriſchen Methoden und dem gleichen ſozialiſtiſchen 
aber doch mit anderen Mitteln und in anderen äußerlichen Form 

Noch ein weiterer Grund iſt gegeben, an dieſe Aufgabe jetzt h 
treten: die Taktik der Demokratiſchen Vereinigung und 
Agitation unter den Angeſtellten. Dieſe neue Parteigruppe wird 
in Parteikreiſen mit einer gewiſſen wohlwollenden Neutralität beha 
Wohl hauptſächlich deshalb, weil die „Neodemokraten“, wie ſie von der 
deutſchen ehemaligen Demokraten und jetzigen Fortſchrittlern genan 
den, mit der Behauptung operieren, ſie beabſichtigten das wirklich 
heitlich geſinnte Bürgertum“ auf dem Boden der Demokratie zu ſam 
Das mag die ehrliche überzeugung von Barth, Gerlach und Breitf 
geweſen ſein, als fie ſich von der fuſionierten Fortſchrittlichen Volkspa 
trennten. Aber das begreifliche Beſtreben der Parteiführer, „mehr Vo 
um ſich zu ſehen, hat die Demokratiſche Vereinigung aus einem P 
ſplitter des Bürgertums zu einer Parteigruppe der Privatangeſt 
werden laſſen. Die Mitglieder der Demokratiſchen Vereinigung rek 
ſich aus beſtimmten Privatangeſtelltenkreiſen, das Bürgertum aber 
geblieben. Die Vertrauensleute dieſer Partei ſind großenteils P 
angeſtellte, ihre Redner und Reichstagskandidaten ſind entweder Akade 
der freien Berufe oder der Privatangeſtelltenberufe. Der Sozialdemokre 
könnte eine demokratiſche Partei des Bürgertums nur erwünſcht ſei 
gehören die Privatangeſtellten zum Bürgertum? Nein, ſie gehö 
Lohnempfänger zur großen Armee der Arbeiterklaſſe. Eine Parteig 
die verſucht, Angehörige der proletariſchen Klaſſen vom Sozialism 
(und das iſt doch auch die Abſicht der Neodemokraten) und auf den 
der bürgerlichen Ideologie herüberzuziehen, zerſplittert die Kräfte 
Arbeiterklaſſe und ſchädigt damit die Klaſſenintereſſen des Proletaric 
Deshalb darf die Sozialdemokratie nicht ruhig zuſehen, wie die Den 
tiſche Vereinigung, um überhaupt parteibildend zu wirken, die Ang 
als ihre ureigenſte Rekrutierungsdomäne betrachtet. i 

Die Demokratiſche Vereinigung kann den Angeſtellten nichts 
weder in wirtſchafts- noch in ſozialpolitiſcher Beziehung. Zur Wa 
ihrer Intereſſen ſind die Angeſtellten immer auf die Sozialdemokr 
gewieſen. Dennoch hat die Demokratiſche Vereinigung faſt nur unte 
Angeſtellten einige Erfolge erzielt. Das erklärt ſich ſehr leicht. Das 
ſitzende Bürgertum iſt für demokratiſche Ideen nicht zugänglich, die 
ſchaftlich wurzelloſen Angeſtellten aber fühlen ſich von den bürgerlie 
Parteien abgeſtoßen. Auf dem Wege zur Sozialdemokratie fängt ſie 
Demokratiſche Vereinigung auf. Denn ſie iſt auf die beſonderen Be 
niſſe der Privatangeſtellten in ihrer Agitation und in ihrer Preſſe 
gegangen. Das offizielle Organ der Demokraten, das „Freie Volk“ 
zum Beiſpiel eine ſtändige Rubrik „Aus der Angeſtelltenbewegung 
Demokraten bearbeiten auch die Angeſtellten bei der Agitation, bei 
und Verſammlungen ganz beſonders; da iſt denn ein gewiſſer Erfolg 
ausgeblieben. Gewiß, auch bei uns iſt es in den letzten Jahren ander 
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den. Die Partei hat beſondere Agitationsbroſchüren für Angeſtellten— 
zen herausgegeben; auch ein beſonderes Flugblatt iſt zur Reichstags⸗ 
I verbreitet worden, wenigſtens in einzelnen Wahlkreiſen; beſondere 
Ades das iſt wur haben ebenfalls, zum Beiſpiel in Berlin J, ſtatt⸗ 
inden. Aber das iſt nur ein Anfang. In der planmäßigen, fortlaufenden 
klärungsarbeit, in der ſyſtematiſchen Organiſierung der Wählermaſſen, 
ben die beſondere Note für die Privatangeſtellten; 
wenden wir uns nur ganz allgemein an die Angehörigen der Arbeiter— 
ſe und erreichen vielfach die Angeſtellten gar nicht. Es genügt eben 
ſt, daß wir den Privatangeſtellten im Reichstagswahlkampf ſagen, was 
Partei für ſie getan und wie und wann wir ihre ſozialpolitiſchen Inter⸗ 
ihn vertreten haben. Prinzipielle Aufklärung gilt es zu verbreiten unter 
Angeſtellten über ihre wirtſchaftliche Stellung, über ihre Klaſſen⸗ 
zellen. Es muß ihnen gezeigt werden, daß die Sozialdemokratie 
t nur ihre ſozialpolitiſchen Wünſche, ſondern ihre Klaſſen intereſſen 
tritt. 

5 bedarf wohl keines beſonderen Nachweiſes, daß man das nicht durch 
2 Gelegenheitsarbeit, durch ein Flugblatt, das von der Parteiorgani⸗ 
on verbreitet wird, oder durch Broſchüren, die gar nicht an die Maſſen 
Angeſtellten gelangen, erzielen kann. Hierzu bedarf es einer ſyſtema⸗ 
jen und andauernden Arbeit. Die jetzt ſchon in den Reihen der Partei 
enden Privatangeſtellten — und ihre Zahl iſt gar nicht ſo gering — 
ſſen für dieſe beſondere Agitation herangezogen werden. Wir wollen 
AB keine Extrawurſt für die Angeſtellten hergerichtet haben oder einer 
nderorganiſation das Wort reden. Aber den gegebenen Tatſachen darf 
n ſich nicht verſchließen, und was notwendig iſt, muß ausgeführt werden. 
Partei hat für eine ganze Reihe von Spezialfragen beſondere Kom— 
ſionen, zum Beiſpiel für die Agitation unter den Frauen beſondere Ver— 
uensperſonen. So iſt es auch notwendig, beſondere Agi⸗ 
tionskommiſſionen der Privatangeſtellten in den 
uptſächlich in Betracht kommenden Wahlvereinen 
bilden, beſondere Diskuſſionsabende für Privat⸗ 
geſtellte, ähnlich den Leſeabenden für die Frauen, einzurichten, auch 
ſondere Rubriken für die Angeſtelltenfragen in den 
ßeren Parteizeitungen zu eröffnen. 

Vielleicht gibt es auch andere organiſatoriſche Mittel; doch das ſind 
gen des praktiſchen Bedürfniſſes. Worauf es aber ankommt, iſt die 
ematiſche ununterbrochene Aufklärungsarbeit mittels der politiſchen Or— 
üſation. Das iſt eine Aufgabe, die von der Partei gelöſt werden muß. 


Literarifcdye Kundſchau. 


Zacher, Italien von heute, im Jahre ſeines fünfzigjährigen Jubiläums, 
iſtoriſch⸗politiſch⸗nationalökonomiſch betrachtet. Heidelberg 1911, Verlag C. Win⸗ 
ers Univerſitätsbuchhandlung. Preis 3,80 Mark. 


Der kürzlich verſtorbene Korreſpondent der „Frankfurter Zeitung“, A. Zacher, 
it in ſeiner angeführten Schrift Italien ein Loblied. Er iſt von Italien begeiſtert, 
sell von feinem wirtſchaftlichen Fortſchritt in den letzten Jahren. Er geht ſogar 
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fo weit, die Meinung zu beſtreiten, daß Italien im allgemeinen ein 
ſei, wobei er auf die Tatſache des Anwachſens der Sparkaſſeneinlagen 
widerlegt ſich aber ſelber, wenn er über die ſteigende Auswanderung us 
berichtet und die Ausſagen der Auswanderer wiedergibt, daß „biefe ins 
gehen, weil ſie dort das Brot finden, das Italien ihnen nicht gibt“. U 
zeigt Zacher kein tiefes Verſtändnis für nationalökonomiſche, ſpeziell Ag 
Dieſer Teil ſeiner Schrift iſt auch trotz der vielen intereſſanten Einzelheiten re 
Dagegen bezeugt der Autor zweifellos eine gewiſſe Beobachtungsg 
politiſche Tagesgeſchichte, und ſeine Schilderung der Verfaſſungs⸗ und der 
Verhältniſſe Italiens möchten wir jedem empfehlen. Denn er gibt ein z 
treues Bild der Ausartung der bürgerlichen Demokratie in den Tleinbä 
Ländern, wo die Bevölkerung politiſch wenig geſchult iſt, die parlamentariſche 
von den „Advokaten“ im eigenen Intereſſe ausgenutzt wird. So führ 
anderem zwei italieniſche Schriftſteller an, die ſich über ihr Vaterland 
maßen ausließen: G. Carducci ſchrieb am 24. Oktober 1883. „Die „Po 
heißt die fünfhundert Abgeordneten mit ihren fünfhunderttaufend .. „Söhnen, 
Neffen, Frauen, Geliebten, Liebhabern der Frauen, Freunden der Geliebten, 1 
Wählern ſaugen alles aus, umklammern alles, beſchmutzen alles. Die 
1 auch die Beſten.. ..“ Der Exminiſter Martini konſtatierte noch 
„das Land ſich immer mehr von ſeinen Vertretern trennt“. 5 
Nicht beſſer ſteht es mit den Wählern. Der „Economista dell Ta 
ſchrieb am 12. März 1910: „Man kennt die Art, wie unfere politiſchen W. 
zuſtande kommen. Die Mehrzahl der ſogenannten Erwählten des Volkes 
Erbſünde der Wahlen behaftet, die durch Banknoten und Korruption je 
erzielt wurden.“ .. Man weiß, daß in Italien nur etwa. ein Achtzehr 
rise völkerun das Wahlrecht beſitzt. Dieſe Charakteriſtik der W 
alſo bloß auf die kleine Minderheit der Bevölkerung zu, aber eben di 
heit macht in Italien die parlamentariſche Geſchichte. Man begreift jetzt 
die Agitation des Banco di Roma für einen Krieg um Tripolis nid 
dieſe Großbank ſparte an Geld für ihre Zwecke nicht. 
Intereſſant iſt auch die Charakteriſtik der auswärtigen Politik Itali 
achtenswert iſt beſonders die Stelle, wo Zacher von Italiens Kolonie Eritre 
die 1882 bis 1900 über 378 Millionen Lire verſchlungen hat und da 
abſolut nichts einbringt, ja faſt gar keine wirtſchaftlichen Fortſchritte aufwe 
Was dagegen Zacher über die ſozialpolitiſche Bewegung in Italien n 
weiß, erhebt ſich über das gewöhnliche Geſchwätz provinzieller bürgerlicher 
keineswegs. Es verlohnt ſich gar nicht, dabei zu verweilen. Alles in a 
Zachers Schrift doch ein recht anſchauliches Bild von Italien, wenn er a 
die Tiefe der wirtſchaftlichen und ſozialen Erſcheinungen eee u 


Dr. Ernſt Jäckh, Im türkiſchen Kriegslager durch Albanien. Bekennt 
deutſch⸗türkiſchen Freundſchaft. Heilbronn 1911, Verlag von ei 
Seiten. Geheftet 3 Mark, gebunden 4 Mark. 


knatterten, machte ſich Dr. Ernſt Jäckh, von brennendem Intereſſe 9 
den Weg nach dem vielumſtrittenen Lande. Von Usküb begab er ſich nach 
und zog von dort zu Pferd im Tale des Drin gegen Weſten und ſpäter ſi 
ausbiegend den zwiſchen jähen Tiefen und ſteilen Höhen wechfelnden 5 


unterhielt, durfte er ſich hier dem Oberkommandierenden der türkiſchen ere 
truppen, an Schewket „ Be: und wandte 1 ie net 
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ca durch, um ſchließlich über Nekandelen Usküb wieder zu erreichen. Als der 
eiber dieſer Zeilen während des 1911er Aufſtandes auf Dr. Jäckhs Spuren die 
he Fahrt von Prizren nach Skutari hinter ſich hatte und Torghut Schewket 
de plaudernd gegenüber ſaß, erinnerte ſich der türkiſche General mit viel 
ide ſeines deutſchen Weggenoſſen durchs Schkipetarenland. C'était un bon 
1 Ein famoſer Kerl! meinte er. 
Das etwa iſt auch der Eindruck, den das vorliegende Buch hinterläßt. Friſch, 
haulich, lebendig, als ein Beobachter, der zu ſehen und zu geſtalten weiß, ſchil⸗ 
Dr. Jäckh, was ſich ihm auf ſeiner nicht alltäglichen Reiſe einprägte. Dieſe 
uſchaften, verbunden mit einer gewiſſen politiſchen Naivetät, laſſen auch an 
en Stellen des Buches keinen Gram gegen den Verfaſſer aufkommen, wo der 
ſche Imperialismus allzuſehr ſeine Krallen ausſtreckt. So iſt nicht nur ange⸗ 
3 der Tatſache, daß die deutſche Literatur über Albanien recht armſelig aus⸗ 
Pr. Jäckhs Buch eine wertvolle Erſcheinung, ſondern rein an ſich wirft es 
n breiten und ſcharfen Lichtkegel in das Dunkel, das bis heute Albanien, das 
opäiſche Tibet“ einhüllt, und gibt manchen bedeutungsvollen Fingerzeig für 
Erkenntnis der ethnographiſchen wie ſozialen Lage ſeiner Bevölkerung. Wer 
tig über albaniſche Dinge mitreden will, wird an Dr. Jäckh nicht vorübergehen können. 
Freilich wäre es bedenklich, ihm auf ſeinen Entdeckerpfaden durch dick und 
zu folgen. Seine aufrichtige Begeiſterung für die deutſch⸗türkiſche Freund⸗ 
ft läßt ihn mancherlei, was nur in ſeinen Wünſchen leben mag, ſchon als Wirk⸗ 
eit anſehen. So glaubt er noch immer daran, daß die vom Koran gepredigte 
inenz den Türken wirklich dazu bringe, um den Alkohol in weitem Bogen her⸗ 
geben. So wähnt er auch, es werde dem Panislamismus, das will hier jagen: 
Solidaritätsgefühl aller Moslemin gelingen, die Entwicklung der Klaſſen⸗ 
1 nfätze zu verhüten. Am bedenklichſten freilich iſt Dr. Jäckhs Auffaſſung von der 
jültigen Beruhigung Albaniens, die ſchon durch die Rebellion des Jahres 1911 
wahrſten Sinne des Wortes ſchlagend widerlegt worden iſt. Wenn er es ſo dar⸗ 
ellen verſucht, als ſei dieſer Aufſtand nur lokal beſchränkt geweſen, ſo täuſcht 
doch nicht über die Tatſache hinweg, daß es auf jeden Fall in allen Teilen Al⸗ 
iens gärte und kriſelte, um Prizren fo gut wie um Ipek und Djakowe, und daß 
Miriditen ſchon den erſten Fuß auf den Kriegspfad geſetzt hatten. 
Mit der von Dr. Jäckh ſchwärmeriſch gefeierten deutſch⸗türkiſchen Freundſchaft 
es heute nach dem Tripolisraubzug nur ſoſo, und ſelbſt der Kriegsminiſter 
hmud Schewket Paſcha, dem das Buch gewidmet iſt, hat ſich in der Kammer für 
Anlehnung an England ausgeſprochen. Das mag eine herbe Enttäuſchung für 
Jäckh geweſen ſein. Es ſteht zu befürchten, daß ihr eine zweite, noch herbere 
en wird, wenn im Frühjahr 1912 der Schnee auf den Berghängen Albaniens 
t und die erſten Hämmel auf die Weide getrieben werden. Denn dann geht's 
unten los! Hermann Wendel. 


er 


Furt Albert Gerlach, Dänemarks Stellung in der Weltwirtſchaft. 
Band der „Probleme der Weltwirtſchaft“. Herausgegeben von Profeſſor 
r. Bernhard Harms. Jena 1911, Verlag von G. Fiſcher. 380 Seiten. 


Die Charakteriſtik der Stellung Dänemarks in der Weltwirtſchaft, die Dr. K. A. 
lach gibt, geht von der Unterſuchung der Handelsbeziehungen zwiſchen Dänemark 
einen Nachbarländern aus. Er gibt aber auch vieles zur Beurteilung Däne⸗ 
allgemeiner Lage an. Insbeſondere ſind ſeine Angaben über Dänemarks Land⸗ 
He aft von Intereſſe, da, wie bekannt, dieſes Land keine Agrarzölle kennt. Heute, 
der Kampf gegen die agrariſche Wucherpolitik ſo brennend geworden iſt, ver⸗ 
ien ſeine Ausführungen doppelte Aufmerkſamkeit. 


3 die Beſprechung ſeines Buches „Der fig Halbmond“, „Neue 
1 2, S. 904 ff. 
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Dänemark war bis zum Anfang der achtziger Jahre des vorigen Ja 
ein Getreide ausführendes Land; infolge der transozeaniſchen Konkurrenz 
den Charakter ſeiner Landwirtſchaff und ging allmählich zur Viehzucht ü 
Reſultat iſt ein glänzendes. Im Gegenſatz zu Deutſchland hat Dänemark ſein 
areal von 1875 bis 1902 um 24 Prozent vergrößert; die Ertragsſteigerung iſt 
falls e groß, nämlich 56 Prozent. ; 

In bedeutendem Maße baut Dänemark Futterpflanzen, während es Kor 
1 einführt. So war die Bodenbenutzung im Jahre 1901 in Prozenten des! 


Wurzel Jutter⸗ 

Korn früchte pflanzen Brache 
Dänemaktftfʒtfkftk * „85 e 8. 
Deutſch land 17 5 


Man ſieht, die Landwirtſchaft Dänemarks iſt in viel größerem Maße 
Deutſchlands der Viehzucht angepaßt. Tatſächlich war der e Däne N 
1904 im Vergleich zu dem Deutſchlands wie folgt: 

Auf 1000 70 Quadrat⸗ 

Einwohner kilometer 

Dänema ttt een 99 
Deutſch lad e e e 70 


Die Bedeutung dieſer Zahlen erhellt daraus, daß, während Deutſchlan 
mehr landwirtſchaftliche ſowohl als auch tieriſche Erzeugniſſe einführt, der Au 
überſchuß von Tieren und tieriſchen Produkten aus Dänemark von 100 Mil 
Kronen im Durchſchnitt der Jahre 1886 bis 1890 auf 258,8 Millionen Kron 
Jahresdurchſchnitt 1901 bis 1905 und 338,4 Millionen Kronen im Jahre 19 
Einen ſchlagenderen Beweis gegen die Agrarzölle kann man ſich wohl kaum d 

Sehr intereſſant find auch die Angaben Gerlachs über die Bodenpreiſe in 
mark, die beweiſen, daß die Grundrente als Folge der erhöhten Getreidepreiſe 
in den Ländern, die keine Agrarzölle haben, den Stand der ſiebziger Jahre 
vor der Agrarkriſis, erreicht hat. 

Zum Schluſſe mögen noch die Angaben über die Löhne der ländlichen 
in Dänemark angeführt werden. Es betrug der durchſchnittliche Jahresloh 


1840 bis 1849 . 220 Kronen 1897 584 Kronen 
ꝗD in - 195 593 
1888 .,.48 


Trotz der ſteigenden Löhne denkt man in Dänemark teineswegs an die 
führung von Schutzzöllen. = 
Auf die Handelsbeziehungen zwiſchen Dänemark und den e Länder N 
wir nicht eingehen, möchten aber bloß bemerken, daß ſeit dem Übergang Eng 
zur Handelsfreiheit zwiſchen Dänemark und England die bedeutendſten Ha 
beziehungen beſtehen. f N Speet 


Zeitſchriftenſchau. 


In der Doppelnummer der „Oritica Sociale“ vom 1. und 16. Dezembe find: 
ſich an leitender Stelle ein Artikel von Tullio Colucci mit der Überſchrif „ 
einen größeren Sozialismus.“ 1 

Der Autor meint, es ſei an der Zeit, daß der Sozialismus ſeine alten 
ſcheidungen in reformiſtiſchen und revolutionären Flügel fallen laſſe. 81 


Geiſte und jeder fataliſtiſchen Illusion aufgeräumt hätte. Auch die Revolut 
ſeien Reformiſten, ohne es ſelbſt zu wiſſen. In der Taktik dürfe man nicht 
als ein Werkzeug zum Kampfe, und jede Taktik ſei gut, ſolange ſie nützli 
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Der Klaſſenkampf iſt ein geſchichtliches Geſetz, ſchließt aber nicht ein vorüber⸗ 
ndes Zuſammenarbeiten der Klaſſen aus. Die Sozialiſten der Anfangsſtadien 
m aus dem großen geſchichtlichen Geſetz einen kategoriſchen Imperativ gemacht, 
zu verſtehen, daß der Klaſſenkampf ſich auch ohne unſer Wiſſen und Wollen 
Geltung bringt. Sie haben geglaubt, daß ein bewußter Kraftaufwand not tue: 
aber not tut, iſt das Bewußtſein der eigenen Intereſſen und die Kenntnis der 
m Mittel, um ſie durchzuſetzen. Weil fie dies eingeſehen haben, haben die Re— 
giſten die Oberhand in der Partei erlangt und den Revolutionarismus über⸗ 
en. Was heute noch von dieſem lebt, iſt nur die Phraſe. 

Während ſich aber ſo die Furche einer Scheidung ſchließt, tut ſich nach Anſicht 
Autors die Furche einer neuen Scheidung auf. Der Sozialismus iſt praktiſch 
orden, geſchäftskundig und hat darüber alles vergeſſen, ſogar ſich ſelbſt. In 
Maße, wie er an Kraft gewonnen hat, hat er ſeinen idealen Gehalt eingebüßt. 
hrend er ſich in der Welt der Dinge ausdehnt, ſchrumpft er in den Seelen zu— 
men; je mehr er ſich dem Heute hingibt, um ſo unſicherer wird ſein Morgen. 
en dieſe Verflachung und Idealloſigkeit iſt Stellung zu nehmen. „Wir leugnen 
licht, ſondern erkennen es vielmehr laut und ausdrücklich an, daß der Reformis— 
heute die einzig denkbare und mögliche Form des Sozialismus iſt, aber wir 
en dieſem Reformismus jenen moraliſchen Grundcharakter erhalten, der der 
la des erſten Sozialismus war und der Stolz des Sozialismus aller Zeiten 
kann. An den Dogmen liegt uns nichts: die Grundſätze intereſſieren uns nicht. 
verachten die Formel. Aber was wir vom Sozialismus retten oder wieder 
innen wollen, das iſt der beſeelende Geiſt, das Ideal der Gerechtigkeit, die 
zaliſche Rechtlichkeit und Kraft, jener unvergängliche menſchliche Gehalt, den 

o genial zu erhöhen verſtanden hat, und der als magnetiſche Kraft auf eine 
berſehbare Menge begeiſterter Jugend und tatkräftiger Herzen gewirkt hat.“ 
Wenn der Sozialismus zu neuer Kraft erſtehen ſoll, ſo kann dies nicht durch 
kkehr zu einem überlebten Myſtizismus erfolgen, ſondern nur durch moraliſche 
teuerung. Neben der großen Maſſe der Sozialiſten muß eine kleine Schar 
tig junger Leute wirken, die, beſtimmt, ewig in der Minderheit zu bleiben, die 
ge der moraliſchen Renaiſſance der Bewegung ſuchen ſoll. Ihre Aufgabe iſt es, 

Skeptizismus zu bekämpfen, der heute alle Seelen gefangen hält. Wir müſſen 
tan unſer Werk und an deſſen ideale Ziele glauben, um uns die Kraft zu er— 
ten, es zu vollbringen. Was not tut, iſt eine Rückkehr zum Idealismus. 

Dieſer Artikel an dieſer Stelle iſt in hohem Grade ſymptomatiſch für jene 
myſtiſche Bewegung, die ſich im italieniſchen Leben und nicht nur in dem unſerer 
tei geltend macht. Erſt feiert man die Hingabe an die Praxis und die An⸗ 
ung an die Tagesforderungen als eine große Errungenſchaft. Dann wundert 
n ſich, daß bei dieſer reſtloſen Hingabe und Anpaſſung nichts an idealen Be— 
bungen übrig bleibt, ohne ſich zu fragen, ob dies nicht eine notwendige und un— 
zbleibliche Folge des Kultus der unmittelbaren Wirklichkeit und der Praxis 
Tageskampfes ſei. 

In der „Soffitta“ vom 17. Dezember ſchreibt Genoſſe Michele Terzaghi über: 
ie Stellung der Sozialiſten zum heutigen Kriege.“ 

Es ſei unverkennbar, daß es Aufgabe der Partei iſt, in dieſer Stunde des 
edererwachens aller reaktionären Inſtinkte Proteſt gegen den Krieg und den in 
enthaltenen Anſchlag auf die Rechte der Kultur und der Ziviliſation einzu⸗ 
en. Doch müſſe dieſer Proteſt ſich heute keine praktiſchen Ziele ſtecken. Es wäre 
icht, ſich einzubilden, daß man durch Volksverſammlungen und Artikel dem 
iege ein Ende machen könnte. Der Autor meint, daß die Partei in ihrer Aktion 
jen den Krieg von falſchen Vorausſetzungen ausgeht. Sie ſtellt ſich an, als ob 
Bourgeoiſie den Krieg gewollt hätte, um die Sozialiſten zu ärgern, und als ob 
Partei die Möglichkeit gehabt hätte, ihn zu verhindern. Am herbſten iſt die 
ttäuſchung der Reformiſten, die eine Hypothek auf dem Kabinett zu haben 
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hindern zu können. Der Autor iſt weit entfernt, das Zuſtandekommen 
den Reformiſten zur Laſt legen zu wollen, er meint aber, daß jene Erſe 
des Klaſſenbewußtſeins, die aus der reformiſtiſchen Politik folgt, das U 
nehmen der Strömungen gefördert hat, durch die der Krieg herbeigef 
Es müſſe wohl ein Zuſammenhang beſtehen zwiſchen dem Erſtarken 
patriotismus und dem politiſchen Tiefſtand der proletariſchen Bewe in 
offizielle Vertreter Marx zum alten Eiſen geworfen haben. 
Die ſozialiſtiſche Partei hat dem Autor zufolge einen großen Fehle be 
den ſie durch die heutige Sozialiſtenhetze und den heutigen Kriegsrummel 
ſie hat geglaubt, daß in den letzten Jahren, ſeit die Maſſen eine Abrüſtu 
Kampftüchtigkeit begonnen haben, auch die Bourgeoiſie in entſprechend 
dem Proletariat gegenüber abgerüſtet hätte. Die Sozialiſten haben die ( 
des liberalen Regimes, das ſeit dem Tode Humbert I. eingeſetzt hat, einz 
Giolittis Verdienſt angeſehen, ohne zu bedenken, daß das frühere Regime de 
aktion für die Bourgeoiſie ſelbſt unerträglich und undurchführbar geworden 
was die Aufitände von 1894 in Sizilien und in der Lunigiana, die Volksbe w 
von 1898 und die Ermordung des Königs im Jahre 1900 deutlich und drohe 
zeigt hatten. Die Bourgeoiſie ihrerſeits hat aber die Ruhe des Proleta 0 
nützt, die mit der Periode des Miniſterialismus einſetzte, um ihre eigene ( € 
fion vorzubereiten, und iſt mit dem tripolitaniſchen Unternehmen gerade 
Augenblick hervorgetreten, als die ſozialiſtiſche Partei am meiſten entner 
Wenn wir gelernt hätten, ſtrenger ökonomiſch zu denken, ſo hätten wir dieſen 
gang vorausſehen müſſen. Konnte man wirklich glauben, daß der Kapital 
keinen Ausweg fände aus den Verhältniſſen, die durch die wachſende Dichtigke 
Bevölkerung und die von den Gewerkſchaften erzwungene weſentliche Steig 
aller Löhne zu einer Verringerung der Produktivität des Kapitals führ 
war natürlicher, als daß die Bourgeoiſie gerade die Zeit, in der ihr da 
tariat freie Hand ließ, dazu benützte, um ihrem Kapital neue und lufra er 
lagen zu ſichern? = 
Verſchiedene wirtſchaftliche Anzeichen, fo die Konvertierung der 
große Vermehrung der Depots in den Sparkaſſen, die Erhöhung der Me 
über das notwendige Maß, verrieten ſeit längerer Zeit, daß das i 
Bürgertum die Periode der wirtſchaftlichen Depreſſion überwunden h 
Kapital, das im Lande geringen Profit abwarf, mußte nach einer beſſer 
ſtreben, und ſo hat ſich die italieniſche Bourgeoiſie auf die Bahn der 
unternehmen treiben laſſen, wie die Bourgeoiſie aller Länder. Dieſ 
nehmen wird ſich höchſtwahrſcheinlich als ein großes Unglück für das P 
und das Kleinbürgertum erweiſen, wird aber ein brillantes Geſcheß 
kapitalkräftige Bourgeoiſie ſein. 
Wenn ſo die Bourgeoiſie jetzt ihre geſchichtliche Klaſſenfunktion 
geſchieht dies unter Nebenerſcheinungen, die unſerer Partei zu denken gel 
Der Kriegsenthuſiasmus iſt weit umfaſſender und tiefer, als man vermut 
Die Sozialiſten müſſen deshalb aus der heutigen Sachlage erſehen, da 
ſchichtlichen Ereigniſſe ſich langer Hand vorbereiten, und daß ſie bis 
nicht verſtanden haben, auf die Pſyche der Maſſen jenen Einfluß zu gewin 
allein ein zuverläſſiges und dauerhaftes internationales Empfinden möglü 
Dieſe Seite des Problems kann man nicht ernſt genug nehmen. Den K 
ſolchen und feine Folgen für unſere Partei überſchätzt man heute in f ialiſt 
Kreiſen: an dem Kriege wird der italieniſche Sozialismus keinen ernſten 
nehmen, wenn nur die Partei ſich anſchickt, die Unterlaſſungsſünden ihrer 
gandatätigkeit und ihre taktiſchen Fehler wieder gut zu machen. Oda O 
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Die Präfidentenwahl. 
„ Berlin, 10. Februgt 1912. 


Ahnlich wie die Reichstagswahlen ſelbſt hat die Wahl des Reichstags⸗ 
ſidiums für die ſozialdemokratiſche Partei zwei Seiten, von denen die 
ein hellem Lichte ſtrahlt, die andere aber durchaus nicht der Schatten 
hehrt. Die 4¼ Millionen Stimmen, die die Partei aus eigener Kraft 
im erſten Anlauf gewann, waren ein gewaltiger Triumph, während 
den Stichwahlen das Abkommen mit den Freiſinnigen, ſo ratſam es an 
ſein mochte, doch unerfreuliche Erfahrungen mit ſich brachte. 

Bei der Wahl des Reichstagspräſidiums iſt es nun wieder ein Triumph, 
dem man eine reine Freude haben kann, daß ein ſozialdemokratiſcher 
geordneter zum erſten Vizepräſidenten gewählt wurde, ohne irgend— 
che andere Verpflichtung, als daß er die Pflichten des Amtes erfüllt, 
ihm die Geſchäftsordnung vorſchreibt. Das kaudiniſche Joch, das die 
gerlichen Parteien der Arbeiterpartei errichtet hatten, indem fie die 
hl eines Sozialdemokraten ins Präſidium davon abhängig machten, daß 
ſich zu irgendwelcher Hofgängerei verpflichten ſolle, iſt damit zertrüm⸗ 
kt. Das iſt ein großer moraliſcher Erfolg, den wir freudig begrüßen 
fen. 

Aber jo erfreulich dieſer Erfolg an und für ſich immer nur fein mag, jo 
er doch unter nicht ganz erfreulichen Umſtänden erfochten worden. Wie 
den Reichstagswahlen war es auch hier das Abkommen mit den libe⸗ 
en Parteien, das zu mancherlei Schwierigkeiten und Weitläufigkeiten 
rte. Das neue Präſidium ſelbſt wurde denn auch zunächſt dadurch ver— 
ſtaltet, daß zum Präſidenten der ultramontane Herr Spahn gewählt 
rde, und rein äußerlich ließ ſich auch nicht beſtreiten, worüber die libe- 
en Blätter ein mehr oder minder großes Hallo erhoben, daß die 
ialdemokratiſche Wahltaktik dem Zentrum dieſen Sieg verſchafft hat. 
ein man braucht nur die Lage der Dinge einfach ins Auge zu 
1911-1912, I. Bd. 45 


REN hen: um zu 1 daß 1 Neicstogsfration vollfomn n 
fahren iſt. 

Obgleich ſie ſtärker iſt als aan eine ir Fraktion 
tags, beanſpruchte ſie für ſich doch nicht den Poſten des Präſide 
Forderung iſt nur in einer von mehreren Blättern nachgedruckte 
korreſpondenz aufgeſtellt worden, aber mit handgreiflichem Unre 
man auf dem Boden des bürgerlichen Parlamentarismus kämpfe 
man ſich auch ſeinen Lebensbedingungen anbequemen, und die 
eines bürgerlichen Parlamentes laſſen ſich nicht führen, wenn d 
dent nicht wenigſtens in allen entſcheidenden Fragen die Mehrh 
ſich hat. Ein Reichstagspräſident, der ſich in allen entſcheidende 
von vornherein nur auf den vierten Teil der Verſammlung ſtü 
iſt zu einer lächerlichen Rolle verurteilt, und die ſozialdemokrati 
tion hat ſich ſehr mit Recht gehütet, ſich auf dies Glatteis zu begebe 
beanſpruchte für ſich nur den Poſten des erſten Vizepräſidenten u 
bereit, die erſte wie die dritte Stelle des Präſidiums an die liberalen 
teien abzutreten, womit allen konſtitutionellen Forderungen genügt 

Dieſe Rechnung war aber ohne die unſicheren Kantoniſten im nat 
liberalen Lager gemacht, die durchaus auch die ſchwarzblaue Minderhe 
Präſidium vertreten wiſſen wollten. Die Präſidialfrage, die man 
für ſich gewiß nicht überſchätzen darf, gewann dadurch eine hohe politiſg 
Bedeutung. Begann jetzt ſchon, ſozuſagen am erſten Tage des neuen Reich 
tags, das nationalliberale Techtelmechteln mit den Beſiegten des S 
blocks, dann war für die Zukunft das Schlimmſte zu befürchten 
ſozialdemokratiſche Fraktion hatte den dringendſten Anlaß, auch 
leiſeſte Berührung mit dieſen elenden Machenſchaften zu ſcheuen. 
ſich bereit erklärt, einen nationalliberalen Präſidenten zu wählen, 
liberalen Parteien ihr den Poſten des erſten Vizepräſidenten ü 
aber fie mußte natürlich ihre feſte Bürgſchaft haben, daß dieſe Zuſich 
erfüllt wurde; ſie konnte es nicht darauf ankommen laſſen, daß, n 
fie die Wahl eines nationalliberalen Präſidenten geſichert hatte, f 
Kandidaten nunmehr ein konſervativer oder ultramontaner Bro 
zum erſten Vizepräſidenten gewählt wurde. Und da es die Natio 
ralen ablehnten, ſich auf eine bindende Verpflichtung einzulaſſen, 
es ganz ſelbſtverſtändlich, daß die ſozialdemokratiſche Fraktion bei 
des Präſidiums auf eigene Fauſt vorging und für die Wahl d 
denten einen eigenen Kandidaten in der Perſon des e Bel 
ſtellte. 

Ebenſo ſelbſtverſtändlich war ſie ſich darüber klar, daß Die | 
Borgehene die Wahl eines ſchwarzblauen Präſidenten werden 
tatſächlich auch wurde. Aber ſo unangenehm dieſe Möglichkeit 
fo konnte fie doch nicht ins Gewicht fallen gegenüber der Riejenb) 
womit ſich die ſozialdemokratiſche Fraktion vor aller Welt bedeckt 
wenn ſie ſich durch die Nationalliberalen hätte düpieren laſſen. 
endlich einmal an der Zeit, jener ebenſo alten wie perfiden Takt 


zmus einen Riegel vorzuſchieben, die durch allerlei Verrätereien am 
nen Prinzip der Reaktion die Wege bahnt und dann die Sozialdemo— 
je für den Sieg der Reaktion verantwortlich macht, weil fie ſich auf 
e Verrätereien einlaſſen will. Ein ſchwarzblaues Präſidium war gewiß 
unangenehme Sache, allein ein verhältnismäßig viel geringeres übel, 
wenn ſich die Sozialdemokratie von Anbeginn durch die Nationallibe- 
n hätte nasführen laſſen, wie die Nationalliberalen fo oft durch Bis⸗ 
ck genasführt worden ſind. 
Somit hatte die ſozialdemokratiſche Fraktion eine gründliche Lektion zu 
len, und erfreulicherweiſe hat dieſe Lektion angeſchlagen. Nachdem ſchon 
der engeren Wahl des Präſidenten (zwiſchen Bebel und Spahn) etwa 
Nationalliberale für Bebel geſtimmt hatten, hat die nationalliberale 
ktion in ihrer Geſamtheit — vielleicht mit einigen wenigen Aus⸗ 
men — den Sieg des Genoſſen Scheidemann entſchieden. Hätte ſie ſich 
Anfang an dafür verbürgt, jo war die ganze Verwirrung ausgeſchloſſen, 
der nationalliberale Prinz v. Schönaich⸗Carolath ſäße heute auf dem 
ſidentenſtuhl des Reichstags. Sicherlich iſt anzuerkennen, daß die 
onalliberale Fraktion ſchließlich das verſtändige Teil erwählt hat, aber 
Dank dafür gebührt der klaren und konſequenten Taktik der ſozialdemo⸗ 
ichen Fraktion. 
Mit ihrem Siege iſt denn auch der ultramontane Präſident unſchädlich 
ac t worden. Herr Spahn hat heute bereits jein Amt niedergelegt, wie 
eine konſervativen Bundesbrüder ſofort von ihm verlangten: vielleicht 
weniger auf deren Geheiß oder aus patriotiſchem Abſcheu vor der 
arſchaft eines ſozialdemokratiſchen Kollegen, als aus der nüchternen 
ägung heraus, daß ſich das Präſidium am Beginn einer neuen Legis⸗ 
periode nach vier Wochen einer Neuwahl unterziehen muß, und daß er 
die dringende Gefahr lief, nicht wieder gewählt zu werden. Die drin- 
N Gefahr freilich nur, denn nach dem unſinnigen Toben der reaftio- 
n Preſſe über den Ausfall der Präſidentenwahl ſcheint der ſchwarz⸗ 
. Block noch nicht alle Hoffnung aufgegeben zu haben, ſich des Prä— 
ums zu bemächtigen. Ganz ausgeſchloſſen iſt dieſe Möglichkeit auch 
. wie der ſchließliche Sieg Spahns über Bebel durch die Stimmen der. 
en entſchieden wurde, ſo wurde der Sieg Scheidemanns über ſeinen kon⸗ 
ativen Mitbewerber nur dadurch möglich, daß ſich die Polen der Ab- 
mung enthielten, ſtatt wie bei der Wahl des Präſidenten für den Kan— 
ten des ſchwarzblauen Blocks zu Stimmen. Mit dieſer wetterwendiſchen 
tion rechnen die edlen Ritter und Heiligen, und im übrigen werden 
fich bemühen, dem gegenwärtigen Präſidium bis zu dem Termin der 
wahl das Leben möglichſt ſchwer zu machen. Aber auch unter dieſem 
ich spunkt erklärt ſich leicht, weshalb Herr Spahn vorläufig das Spiel 
oren gibt. 
Das ſind jedoch ſpätere Sorgen, durch die wir uns die Freude an unſerem 
olg nicht trüben zu laſſen brauchen. Wichtiger als dieſer Erfolg ſelbſt 
ö die Mittel, durch die er errungen wurde. Denn ſo ſehr das Vordringen 
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der Sozialdemokratie in das Präſidium des Reichstags ein n hiſtoriſch ſyr 
matiſcher Triumph der Partei iſt, jo iſt praktiſch mit dem Gewin⸗ 
Präſidentenpoſtens nicht ſo gar viel gewonnen. Man darf ſich auch ni 
hehlen, daß die unſicheren Kantoniſten der nationalliberalen Fraktion 
Fragen, bei denen es ſich um wichtige Klaſſenintereſſen handelt, nicht 
leicht kirre zu machen ſein werden wie bei der Präſidentenfrage, die do 
mehr eine Ehren- oder gar nur Etikettenfrage iſt. Aber es war von 
Wichtigkeit, gleich von Anbeginn zu zeigen, daß die Sozialdemokratie 
bereit iſt, nach ihren Kräften im Reichstag mitzuarbeiten, aber dur 
nicht gewillt iſt, ſich dabei die Butter vom Brote nehmen zu laſſen. Sie wi 
in dieſer Beziehung an den liberalen Fraktionen ein gut Stück Erziehung 
arbeit zu leiſten haben, und je eher ſie damit anfängt, um ſo beſſer! 
Vor allen Dingen muß der Aberglaube ausgerottet werden, der 
ſagen in jeder Spalte der liberalen Blätter ſpukt, als ob man ſich da 
in der Vertretung der liberalen Prinzipien — und um deren pra 
Durchführung handelt es ſich ja zunächſt — irre machen laſſen dürfe, w 
man Gefahr laufe, dadurch irgend eine — eingebildete oder wirkliche 
reaktionäre Komplikation zu beſchwören. In aller Politik gibt es ke 
größere Torheit, als ſich einſchüchtern zu laſſen. Eben dies iſt der Grun 
fehler der liberalen Politik ſeit 1866, ja ſeit 1848 geweſen. Was hä 
Liberalen in den Tagen des Norddeutſchen Bundes von Bismarck e 
können, wenn ſie auf ſeine Drohungen hin es einfach aufs Bieg 
Brechen hätten ankommen laſſen, ſtatt ſich von ihm an die Wand 
laſſen, daß ſie quietſchten. Bismarck hat ſie ſelbſt ſpäter deshalb 
lacht. Und nun gar die komiſche Angſt vor der „Erpreſſertaktik“, 
— wiederum nach Bismarck — nicht alle Politik aufs do ut des hin 
Welch verkehrte Welt, wenn ein Parlament ſeine beſcheidenſten Ford 
von der Regierung Jahr für Jahr in den Papierkorb werfen läßt, 
ſeinem Teil der Regierung jahraus jahrein, ohne zu mucken und zu mi 
Hunderte und Tauſende von Millionen in den Schoß wirft. 
In alledem muß Wandel geſchaffen werden, wenn der deutſche 
mentarismus nicht auf ewige Zeiten ein Schattenſpiel an der Wand b 
ſoll. Gewiß wird es noch ein ſchwer Stück Arbeit koſten, aber die 
demokratie iſt ſo bereit wie fähig, dieſe Arbeit zu leiſten. Und jollt: 
Liberalismus nicht auch eine Ahnung aufdämmern, daß er vor der letzt 
Entſcheidung ſteht? Die Fortſchrittliche Volkspartei hat ſich in der! 
dentenfrage korrekt verhalten, und die Nationalliberalen haben ſich h n 
ſtens noch zu guter Letzt zurechtgefunden. f 
Man brauchte noch nicht eigentlich Peſſimiſt zu ſein, um weniger 
Da Nehmen wir es alſo zum guten Vorzeichen und laſſen wir ne 
Wünſchen freieren Spielraum als unſeren Sorgen! 2 


* 
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ie Politik J. B. v. Schweitzers und die Sozialdemokratie. 
Von H. Laufenberg. | 


Vorbemerkung. Wie vorauszuſehen, iſt die Darſtellung, die 
bel in ſeinen Denkwürdigkeiten von Schweitzer gibt, auf Widerſpruch 
toßen. Nachdem mir die Arbeiten zum erſten Bande der Geſchichte der 
heiterbewegung in Hamburg, Altona und Umgegend eine eingehende 
chprüfung der einſchlägigen Zeitdokumente auferlegten, vermag auch 
mich nicht zu Bebels Urteil über Schweitzers Perſon und Politik zu 
ennen. Urſprünglich plante ich eine eingehende Kritik der von Bebel her— 
gehobenen „Indizien“, ſehe jedoch in dieſem Zuſammenhang von der 
ſönlichen Seite ab, um die Abhandlung nicht über Gebühr auszudehnen 
d das Intereſſe des Leſers voll und ganz auf den Punkt zu konzentrieren, 
mir bei der Kontroverſe über Schweitzer als der ausſchlaggebende er— 
int. Ich behalte mir dabei vor, gelegentlich auf Schweitzers Perſon. 
ückzukommen. 
N 1 
Die Entdeckung der kaliforniſchen Goldminen hatte den europäiſchen, 
schiedener noch den amerikaniſchen Kapitalismus vorwärts getrieben. 
8 induſtrielle Kapital der Nordſtaaten der Union griff nach den Küſten 
Stillen Ozeans hinüber, ſchwang ſich ſprunghaft zum Rivalen Eng- 
5 empor, ließ in jähem Laufe die bis dahin überwiegende Agrar— 
duktion an Korn und Fleiſch für die Plantagenſtaaten des Südens 
iter ſich zu einer Zeit, wo die europäiſche Einwanderung zu ſtocken be- 
nn, dem Baumwollmonopol der Südſtaaten auf dem Weltmarkt die erſten 
nkurrenten erwachſen waren. Der Mangel an Freizügigkeit, der in den 
idſtaaten zahlreiche Hände an die Scholle gefeſſelt hielt, vereinbarte ſich 
ht mehr mit den Bedürfniſſen des induſtriellen Profits, und die rück— 
ndige Sklavenwirtſchaft jener erſchien als eine Gefährdung der Welt— 
lung Amerikas. Der Krieg, der zwiſchen den Nord- und Südſtaaten der 
ton um die Sklavenemanzipation entbrannte, hatte das Eingeſtändnis 
Grundlage, daß die kapitaliſtiſche Produktion ſich zur weltbeherrſchenden 
r zu erheben vermag auf dem Grunde freier Lohnarbeit, der Gleich— 
techtigung des Arbeiters innerhalb der modernen Geſellſchaft. Wie ge— 
chtig die engliſche Zehnſtundenbill, das erſte Eingreifen der Staatsgewalt 
den kapitaliſtiſchen Produktionsprozeß zugunſten der Arbeitskraft, als 
eg eines Prinzips, wie eindringlich die Lehre der engliſchen Koopera- 
bewegung, daß Produktion auf großer Stufenleiter im Einklang mit 
werner Technik möglich ſei ohne die Exiſtenz einer Kapitaliſtenklaſſe — die 
kenntnis, die der Kampf um die Sklavenbefreiung predigte, war ungleich 
wichtiger, eindringlicher und bedeutſamer. War das Bürgerrecht des Ar— 
ters ein Bedingnis geworden der induſtriellen Produktion ſelbſt, dann 
r die Emanzipation der Arbeiterklaſſe fortab eine geſellſchaftliche, eine 
abweisbare geſchichtliche Notwendigkeit. „Wie der amerikaniſche Un- 
hängigkeitskrieg des achtzehnten Jahrhunderts die Sturmglocke für die 
ropäiſche Mittelklaſſe läutete, ſo der amerikaniſche Bürgerkrieg des neun— 
nten Jahrhunderts für die europäiſche Arbeiterklaſſe.“ 
Das Spekulationsfieber, welches der nordamerikaniſche Krieg ent— 
ndete, die ſich überſtürzende Entfaltung der Arbeitsmaſchinerie, die 
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Energie, womit die große Induſtrie ihre Unternehmungen ausdehn 
ſich zahlreicher neuer Gebiete des Erwerbslebens bemächtigte, zwang 
nächſt England zu höchſter Kraftanſpannung. „Wer hätte 1860, im £ 
jahr der engliſchen Baumwollinduſtrie, die galoppierende Verbeſſe 
Maſchinerie und die entſprechende Deplacierung von Handarbeit 
welche die drei folgenden Jahre unter dem Stachel des ameril 
Bürgerkriegs hervorriefen?“ Binnen ſieben Jahren verſchwanden i 
britannien infolge techniſcher Vervollkommnungen 388 Baumwoll 
ſank die Zahl der Dampfwebſtühle um 20 663, die Zahl der beſ 
Arbeiter um 50 505, indes ſich die Spindeln um 1612 514 verme 
Ahnlich lagen die Dinge in vielen anderen Induſtrien. Die Umwälz 
im engliſchen Wirtſchaftsleben aber berührten das deutſche angeſich 
Stellung der engliſchen Induſtrie auf dem binnenländiſchen Markt 
im Zwiſchenhandel der Nordſeehäfen aus nächſter Nähe. 5 
Als bedeutendſte Vertreter kapitaliſtiſcher Produktion erſchei 
Deutſchland bis zum Aufkommen der großen Induſtrie die verſe 
Arten der Bekleidungsgewerbe, der Kleineiſeninduſtrie und der 
arbeitung. Neben ihnen ſtehen einzelne Manufakturen, teils wie B 
und Wagenbau älteren, teils wie Tabak- und Zigarrenfabrikation j 
Urſprungs. Stellenweiſe und in Prozeſſen mit größerer Arbeitsz 
hat fabrikmäßiger Zuſammenſchluß der Teiloperationen Platz g 
Stellenweiſe gibt der Kaufmann ⸗Fabrikant, der kleinkapitaliſti 
duſtrielle der Produktion das Gepräge. Im ganzen aber überw 
Verlagsſyſtem, die Abhängigkeit des Produzenten vom kapita 
Händler, wie denn mechaniſcher Betrieb nur vereinzelt vorkommt, 
ſellſchaftliche Arbeit noch durchaus handwerksmäßigen Charakter 
die Konkurrenz wider das fremde Fabrikat durch ſtete Senkung de 
und damit des Exiſtenzminimums der Arbeitskraft ausgefochten wi 
ſteht ſich, daß die Erzeugung von Rohſtoffen, zumal von Kohle un 
vollends hinter der ausländiſchen Produktion zurückſteht. Dieſe 0 
niſſe zermürbt nunmehr die Revolution im engliſchen Wirtſchaftslebe 
Grund aus, macht ſie doch den Wettbewerb vermöge bloßer Lohr 
in vielen Induſtrien, zumal wo Verlängerung des Produktionsweg 
verbunden, zur ausgeſprochenen Unmöglichkeit. Die Verwendung 
beitsmaſchinen, der übergang zur automatiſchen Fabrik wurde 
deutſche Kapital ein Gebot der Exiſtenz. 
Daher denn auch die verblüffende Schnelligkeit, womit der Um 
ſich vollzog. Um die Mitte der ſechziger Jahre muſterte Preußen 96 
Fabriken mit 670 000 männlichen, 90 000 weiblichen, Sachſen 11 700 
briken mit 179000 männlichen, 34000 weiblichen Arbeitern. Da 
reits überwog der maſchinelle Betrieb an mehreren Stellen, ſo im 
gewerbe in und um Aachen, in einzelnen Teilen der Chemnitzer 2 
induſtrie, die fünfzehn Jahre zuvor noch keinen mechaniſchen We 
beſaß. In der Handweberei von Glauchau⸗Meerane — Bebels erſtem 8 
kreis und Zentrum der ſächſiſchen Volkspartei wie ſpäter der E 
ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei — arbeiteten 1863 30 700, 1874 48 
Handwebſtühle, indes die Zahl der mechaniſchen Webſtühle im gleichen { 
raum von 230 auf 3807 ſtieg. Ahnlich wie in Amerika und im Gegen 
England fußte dieſe vehemente Entwicklung auf einer in ihrer Art gro 
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en Entfaltung des Aktienweſens, auf der engen Verbindung von Bank 
aufkommender Großinduſtrie. 
Was Wunder, wenn zwiſchen den Vertretern des alten und des neuen 
zitals, zwiſchen Handels- und Induſtriekapitalismus ein ſcharfes Ringen 
ebt um die wirtſchaftliche Führung, das über der Kriegsära der fol- 
den Jahre ſich zugunſten des letzteren entſchied! Was Wunder aber auch, 
m jener Gegenſatz, heftige Kämpfe auslöſend, in die Arbeiterſchaft 
ückſchlägt! Wie die herrſchenden Schichten im Beſitz, findet die Arbeiter⸗ 
ft in der Organiſation das Mittel geſellſchaftlicher Geltendmachung und 
vegung. Ihr Aufſtieg zur Klaſſe iſt der hiſtoriſche Prozeß ihrer Organi- 
on. Aber die Formen der Organiſation liegen nicht im freien Ermeſſen. 
t die proletariſche Bewegung aus der Verneinung des kapitaliſtiſchen 
ſentums hervor, ſo bedingt die Bewegung des kapitaliſtiſchen Eigentums 
Formen der proletariſchen Organiſation. Die organiſatoriſche Einheit 
deutſchen Arbeiterklaſſe ſollte aus dem ſich vertiefenden Zwieſpalt des 
rtſchafts⸗, des Arbeitsprozeſſes erwachſen. Als erſte Verwirklichung des 
yachten Klaſſengedankens ſteht an der Schwelle der deutſchen Arbeiter- 
degung der Streit der Organiſationen um die Form der Organiſation. 
Als Laſſalle in die anhebende Arbeiterbewegung eingriff, trat das 
brikproletariat noch völlig hinter das Handwerkerproletariat zurück. War 
ründung einer Arbeiterpartei eine Notwendigkeit, dann auch die An⸗ 
pfung an die durch den alten Kapitalismus proletariſierten Schichten 
Handwerkes. Um jo mehr, als fie, in neue Gärung geſetzt durch den 
achel der fremdländiſchen Konkurrenz und der beginnenden techniſchen 
bolution, das eigentliche Element der politischen Energie darſtellen, ihre 
hrung innerhalb der Arbeiterſchaft eine traditionelle war. So ſind bei 
t „Aufſtänden“ der Handwerksgeſellen zu Hamburg um die Mitte des 
ehnten Jahrhunderts Schneider, Schuſter und Tiſchler die treibenden 
te. In der großen Sturmbewegung, die 1791 die Hamburger Ar⸗ 
rſchaft ergreift und zu einem ſiebentägigen Ausſtand aller Gewerke 
g ſowie in den Lohnkämpfen der folgenden ah ſtehen die gleichen 
rufe im Vordergrund. Schuſter, Schneider, Tiſchler im Verein mit 
bakarbeitern, deren Gewerbe ſich ſeit 1830 lebhaft ausbreitet, bilden das 
icgrat des Bundes der Kommuniſten, ſind 1848 die Träger der revolu— 
ären Strömung in der Hamburger Arbeiterſchaft. Die gleichen Schichten 
en wieder im Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein. Nach einer 
1 ſtellung aus den letzten Wochen des Jahres 1868 gehörten von den 
ee des Hamburger Vereins ſieben Neuntel vier Berufen an, 
lich den Schneidern 245, den Tiſchlern 198, den Zigarrenarbeitern 169, 
u Schuhmachern 111. Und alles, was wir über die Zuſammenſetzung des 
indes der Kommuniſten wie des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins 
anderen Orten wiſſen, deutet auf dieſelben Berufe oder auf ſolche, die 
r gleichen ökonomiſchen Struktur unterliegen, der Manufaktur oder dem 
italiſtiſch zerſetzten Handwerk angehören. 
Auf die Bewegungsverhältniſſe dieſer Gruppen iſt die Präſidialver— 
fung des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins zugeſchnitten, mit ihrer 
dankenwelt harmonieren die ſozialiſtiſchen Theorien Laſſalles: die Her⸗ 
t ebung des ehernen Lohngeſetzes, die Forderung der Produktivaſſozia⸗ 
nen, die unklare und mehr ablehnende als fördernde Stellung zu Streik 
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und Berufskoalition; nicht weil bewußte Anpaſſung vorläge, ſonder a 
Laſſalles Anſichten mit der Wirtſchaftsverfaſſung Deutſchlands in de f 
ziger und im Anfang der ſechziger Jahre von ſelber und natürlich ü 
kamen. Eben dieſe Übereinſtimmung mit den zurückgebliebenen 
induſtriellen Zuſtänden Deutſchlands erklärt Marx' und Engels“ 
haltung gegenüber Laſſalles geſchichtlicher Tat, ließen beide ihr 
und Handeln doch von den entwickelten induſtriellen Verhältniſſe 
lands beſtimmen. Eine Zurückhaltung, die ſich um ſo ſtärker äuße 
juſt zu jener Zeit die engliſche mit der nordamerikaniſchen Induſtrie d 
ſchärfſten Konkurrenzkampf um die techniſche Suprematie ausfocht, wa 
Laſſalle in der Frage der Berufsorganiſation — die Bedeutung des 
der Zunftzeit überkommenen Kaſſenweſens für die Entwicklung der I 
überſehend und im Einklang mit der ökonomiſchen Rolle der Heimi 
neben der vordringenden Maſchineninduſtrie — eher hinter den 
rungen des Revolutionsjahres zurückblieb, denn darüber hinausgi 
wenig ſich mithin die Berechtigung von Marx' und Engels' Kritik 
Standpunkt der fortgeſchrittenen kapitaliſtiſchen Okonomie verkennen 
in der politiſchen Hauptfrage bleiben ſie gleichwohl Laſſalle gegenübe 
Unrecht, in der Frage, ob deſſen Theorie und Organiſation den gege 
realen Bedürfniſſen der deutſchen Arbeiterwelt entſprachen. Und da 
ſie. Nicht die wiſſenſchaftliche Erkenntnis den Dingen vorauseilender 
gibt in der Politik den Ausſchlag, ſondern die Bewegung der Gef 
ſelbſt, die tatſächlich erreichte Höhe der Entwicklung. 

Am meiſten blieb die Stellung, die Laſſalle in ſeinen letzten 
Bismarck einnahm, dem Mißverſtändnis ausgeſetzt. Als die Mach 
Umſtände Bismarck auf die Frage des Wahlrechtes drängte und La 
durch ſchärfere Hervorkehrung der Arbeiterſchaft und Fortſchritts 
trennenden Gegenſätze die Entwicklung zu unterſtützen trachtete, bege 
dieſe taktiſche Wendung bei manchen Anhängern der Demokratie ſchri 
Widerſpruch. Das Ausſpielen des Wahlrechtes ſei ein Fallſtrick, beſti 
die bürgerliche Oppoſition zu lähmen, die Arbeiterſchaft zugunſter 
preußiſchen Cäſarismus einzufangen; ehe denn die Arbeiterſchaft ihr 
nung mit der Bourgeoiſie begleiche, müſſe der bürgerliche Rechtsbode 
Geſellſchaft errungen fein. Wie beſtechend der Einwand ſchien, ſollte ei 
erkennung finden, hätte es der Mehrheit des preußiſchen Abgeordr 
hauſes mit dem Kampfe um ein konſtitutionelles Regierungsſyſt 
nächſt ernſt ſein müſſen. Demokraten und Konſtitutionelle hatten ſie 
funden, die Fortſchrittspartei die Hauptforderung der Demokratie, da 
allgemeine und gleiche Wahlrecht, aus ihrem Gründungsprogramm 
gehalten, um das Verlangen „nach einer Einigung Deutſchlands“, die 
nicht ohne Volksvertretung, aber auch „nicht ohne ſtarke zentrale G 
in den Händen Preußens“ gedacht werden könne, an die Spitze zu ſt 
Nunmehr verſagte auch das Abgeordnetenhaus im Kampfe mit Bu 
kratie und Junkertum vollends. War eine ſchärfere Kritik an jenen 
ſchiedenen Liberalismus“, der ſelbſt den Namen der Demokratie ve 
möglich als die Tatſache, daß das allgemeine Wahlrecht ihm in W 
zur Schlinge werden, der dynaſtiſchen Eroberung des Großpreuß 
die Wege ebnen konnte, Vorgänge, die die Spaltung der Fortſchritt 
die Abſplitterung der Nationalliberalen und ihr Bündnis mit B 
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t Schoße trugen! Nicht mit, nur im Widerſpruch zu dieſer Entwicklung 
irfte und konnte die deutſche Arbeiterpartei ihren Weg nehmen. War die 
m Bürgertum preisgegebene Demokratie ihr natürlicher Ausgangspunkt, 
| 2 Demokratie ſelber nur mehr als eine ſoziale möglich, galt es in erſter 
nie, der Arbeiterſchaft die Mittel und den Boden politiſcher Bewegung 
ſchaffen, dann handelte Laſſalle vollkommen richtig, wenn er die Oftroy- 
ung des Wahlrechtes betrieb und ihr die nachdrückliche Unterſtützung der 
beiter verhieß. 

Überhaupt ſah ſich der Allgemeine Deutſche Arbeiterverein zwiſchen zwei 
0 ermächtige Gegner geſtellt. Seine Agitation war im Lichte der beſtehen⸗ 
in Geſellſchaft um jo mehr eine revolutionäre, als jeder geſetzliche Boden 
ir Agitation noch fehlte. Er konnte ſich in der Öffentlichkeit nur behaupten, 
m er, unabhängig nach beiden Seiten, Junkertum und Bürgertum 
dereinander auszuſpielen, bei jedem Schritte vorwärts, den Reform⸗ 
danken hervorhebend, eine jener beiden großen Gruppen ins Spiel zu 
ben verſtand. Eine ſchwierige und dornenvolle Aufgabe, wie Laſſalle 
ber erfuhr; um ſo ſchwieriger und dornenvoller für ſeinen Nachfolger, 
Laſſalles eigene Anhänger ihm auf Grund ſeiner „Antezedenzien“ mit 
werhohlenem Mißtrauen begegneten. 


2 


Als Schweitzer Laſſalles Erbe antrat, war die Mitgliedſchaft des Vereins 
ring, das Budget ſchwach, der Zuſammenhalt unter den Gemeinden 
ig gefeſtigt. Der in Laſſalles Teſtament empfohlene Präſident erwies 
als ein charakterloſer Schwachkopf, und die Gräfin Hatzfeld begann 
unterwühlende Tätigkeit, die den Verein zwei Jahre hindurch mit den 
igſten Wirren erfüllen ſollte. überdies ergoß ſich während des Jahres 
155 eine Welle großer Lohnkämpfe durch ganz 1 Sie ſtellte 
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eit SE ee nie ſſenen fortſchrittlichen Vereine 
dem Stuttgarter Vereinstag im September des gleichen, der Verſuch 
norddeutſchen Arbeitertags im Mai des folgenden Jahres, den linken 
gel jener weiter vorwärts zu ſchieben, deutlich dartun. Eine Gärung 
die deutſche Arbeiterſchaft, hatte den Allgemeinen Deutſchen Arbeiter- 
ein ſelber ergriffen, die deſſen Beſtand in hohem Maße gefährdete. Wenn 
gleichwohl aus den mancherlei Stürmen gekräftigt hervorging, dann 
nk der Tiefe, womit er in beſtimmten Lebensverhältniſſen des deutſchen 
oletariats wurzelte, nicht minder aber dank Schweitzers geſchickter und 
| allen Fährniſſen bewährter Führung. Sie hielt zwei Ziele unverrückt 
Auge: den Verein nach innen zu konſolidieren und ihn nach außen zum 
en und geſchloſſenen Parteikörper zu entwickeln, was in der 
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Taktik auf das gebotene Maß zurückzuführen, war eine von Schi 
vornehmſten Aufgaben, und ihr ſollte nicht zuletzt jene Erörteru 
deutſchen Frage in den Artikeln über das Miniſterium Bismarck 
die bekanntlich jo ſehr das Mißfallen von Marx, Engels, Liebknec 
anderen Mitarbeitern des „Sozialdemokrat“ erregten, daß ſie ſich öf 
von dem Blatte losſagten. Gleichwohl bilden die Artikel eine für di 
malige Zeit ſcharffſinnige hiſtoriſche Unterſuchung, wie denn die Richti 
keit ihrer Grundgedanken von der Geſchichte vollauf beſtätigt wurd 
Bundestag, Sſterreich, die Klein⸗ und Mittelſtaaten zeigten ſich in d 
deutſchen Frage ohnmächtig; aktionsfähig ſeien nur noch zwei Fakto 

preußiſche Bajonette und deutſche Proletarierfäuſte. Entweder Selbſthil 
der Nation, die Revolution — dies ſei die für jeden Demokraten ſelbſtpe 
ſtändliche Löſung im deutſchen Sinne — oder Vergrößerung Preußes 
über Deutſchland, eine Löſung, an der Bismarck mit großem Erfolg arbeit 
Beide Beſtrebungen bezweckten die nationale Einheit, unterſchieden fi 
jedoch von Grund aus im Zwecke, dem jene dienen ſolle. In dem ein 
Falle trete ſie in den Dienſt nationaler Selbſtbeſtimmung, im an 
bilde fie das Werkzeug dynaſtiſch⸗partikulariſtiſcher Intereſſen, und - 
der gemeinſchädlichſten, weil mächtigſten. Für einen preußiſchen Mir 
der die Tradition des Preußentums aufgreife, wie der Friede von Hu 
burg fie zur ſtaats- und völkerrechtlichen Anerkennung brachte, gebe 
Umkehr. „Eine preußiſche Regierung, die in der zweiten Hälfte de 
zehnten Jahrhunderts deutſches Land zu annektieren beginnt, eine 
ßiſche Regierung, die angeſichts der offenkundigen, von Kaiſer, Kön 
und Fürſten feierlich proklamierten Unhaltbarkeit der politiſchen 
faſſung Deutſchlands die friderizianiſche Politik (wie ein großden 
Blatt ſich ausdrückte) wieder aufnimmt, kann nicht ſtille ſtehen nach kle 
Siege — weiter muß ſie auf der betretenen Bahn — vorwärts, wen 
mit Blut und Eiſen““ Man könne ſolche Traditionen ruhen laſſen, 
man könne fie nicht aufnehmen, um fie zu ruinieren: ja den Leben: 
des Staates zu ertöten. Um ſo weniger, als der Royalismus, der in an 
Ländern nur mehr als Karikatur auftrete, in Preußen ſich als „der Schw 
punkt der in hergebrachten Bahnen rotierenden Kräfte“, als Herz und Hit 
eines Staatsorganismus von beſtimmter geſchichtlicher Weſenheit dar 
„eine wohlbegründete politiſche Anſchauungsweiſe und Richtung“ bilde 
Politik der Fortſchrittspartei — nicht deutſch und nicht preußiſch — 


nur ein Großpreußen zu ſchaffen vermöge. 

Schon beim Erſcheinen der Bismarckartikel wurde behauptet, und X 
Denkwürdigkeiten wiederholen es, Schweitzer habe darin das in der N 
nummer des „Sozialdemokrat“ publizierte Programm verleugnet 
große Geſichtspunkte, hieß es hier, würden die Haltung des Bla 
ſtimmen: der Kampf gegen die feudalen überlebſel des Mittelal 
europäischen Völkerleben, „wir wollen fördern die Solidarität der B 
intereſſen und der Volksſache durch die ganze Welt“; der Kampf gege 
Ohnmacht und Zerriſſenheit Deutſchlands, „das ganze gewaltige 
land wollen wir, den einen freien Volksſtaat“; der Kampf gegen Di 
herrſchung der Geſellſchaft durch das Kapital, „wir hoffen zu erkän 
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ß die Arbeit den Staat regiere“. Damit fer „in jeder möglichen Frage 
it zwingender Notwendigkeit“ die zu wandelnde Bahn gewieſen. Schweitzer 
chtet die drei großen Ziele auf, die die Politik des deutſchen Proletariats 
ch heute erfüllen und beherrſchen. Taktiſche Fragen des Augenblicks 
lten, konnten und durften die Leitſätze nicht aufwerfen und noch weniger 
beantworten. Erforderten doch ſchon die nächſten politiſchen Aufgaben 
eiteſte Freiheit der Bewegung. Im übrigen vergaben die Bismarckartikel 
r revolutionären und proletariſchen Forderung des ganzen Deutſchland, 
s einen freien Volksſtaats nichts, den der Sieg des Proletariats allein 
bringen vermag. Aber ſie anerkannten, daß durch Schuld des Bürger— 
ims und eben wieder des preußiſchen Abgeordnetenhauſes das deutſche 
roßpreußentum zu einem unabwendbaren Übel geworden, aus deſſen 
herem Hereinbrechen das Proletariat für feine Zwecke und damit im 
nterejje jenes freien Volksſtaats der Zukunft das Beſte zu machen habe. 
Nun war der Wortlaut der Bismarckartikel allerdings nicht in allen Teilen 
nwandfrei. Sie ſprachen von Bismarcks „bedeutender Politik“, von den 
üchtigen Regenten“ Preußens, von dem „mächtigen Genie“ des großen 
ritz, „eines großen Königs und gewaltigen Kriegshelden, eines in jeder 
eziehung bewunderungswürdigen Mannes“. „Parlamentarismus heißt 
egiment der Mittelmäßigkeit, heißt machtloſes Gerede, während Cäſa— 
smus doch wenigſtens kühne Initiative, doch wenigſtens bewältigende 
at heißt.“ Aber wenn Schweitzer am Ende des zweiten Artikels dem Ge— 
mken Ausdruck lieh, ein wahrhaft preußiſches Miniſterium könne weder 
bloßen Schablonenkonſervativismus die ſtupide Aufrechterhaltung des 
rade Vorhandenen beabſichtigen, wie konſervative Miniſterien dies lange 
tan hätten, noch auch „die dem Staate von ſeiner Geſchichte indizierte 
ßere Politik unter Aufhebung des inneren Charakters des Staates an- 
eben, wie dies die liberale Partei unter Verlegung des Machtſchwer⸗ 
inktes von der Krone hinweg in das Abgeordnetenhaus beabſichtigte“, jo 
eß das keineswegs, wie Bebel meint, dem preußiſchen Abgeordnetenhaus 
den Rücken fallen. Noch weniger dachte Schweitzer daran, die Bedeu⸗ 
ngsloſigkeit des preußiſchen Parlamentarismus mit der Eigenart des 
eußiſchen Staates zu rechtfertigen. Die Macht der Regierung, die bür- 
rliche Revolution im konterrevolutionären Sinne gegen das deutſche 
ürgertum ſelber durchzuführen, war eine Tatſache, die gerade der Ver— 
ſſungskonflikt endgültig beſiegelt hatte, war die Tatſache, durch die 
‚Wales taktiſche Wendung erzwungen worden war. 

Man wird Schweitzer ſo wenig wie Laſſalle gerecht, ſolange man ihre 
Atung gegenüber der deutſchen Frage unter dem Geſichtswinkel der bür— 
rlichen Demokratie betrachtet. Zweifellos war das Großpreußentum der 
odfeind aller Demokratie, aber das Großdeutſchtum Sſterreichs war es 
I minder. Wer immer 1866 fiegte, ob Preußen oder Dfterreich, für die 
utſche Demokratie bedeutete es den Eintritt eines unabwendbaren und 
nge vorher beſchloſſenen Schickſals. Die neue, die ſoziale Demokratie 
nd in den Anfängen, bildete erſt ein kleines Häuflein. Der Partikula⸗ 
zmus der großen Vormächte beherrſchte die Stunde. Und wie 1870 die 
iederlage Napoleons dem Proletariat mehr Vorteile verhieß als die Bis⸗ 
arcks, jo jetzt die Niederlage Oſterreichs. Der Sieg Preußens brachte das 
(gemeine Wahlrecht, der Sieg Habsburgs „erneute Bundestagswirtſchaft 
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mit der alten Schwäche und Wehrloſigkeit Deutſchlands dem Ausland g 
über, mit den lächerlich kleinen Zuſtänden im Innern, Jeſuitentu 
Druck und entmannende Korruption“. Als dann Bismarck den 
denden Schritt tat und das Wahlrecht wirklich ausſpielte, war da S 
vom Standpunkt der Arbeiterklaſſe im Unrecht, wenn er, mit ei 
faſſenden Agitation für dasſelbe einſetzend, der Frage, ob die Arbeit 
Streit der Großmächte Partei ergreifen ſollen, ein „Noch nicht!“ e 
hielt? Wenn aber die Dinge ſich ſo geſtalten, „daß in Preußen allei 
Operationsbaſis ſein kann, während in Oſterreich uns wie bisher die 
gebunden bleiben — dann, ja dann werden wir Partei ergreifen, ı 
Lügner und einfältige Schwätzer ſagen, gegen das Recht und die 
der Nation, wohl aber gegen die öſterreichiſche Regierung und die B 
tagswirtſchaft“, dann werde die Arbeiterſchaft hoffen und das J 
tun, „daß der Sieg nicht bei den Fahnen Benedeks, ſondern bei de 
Bismarcks und Garibaldis ſei“. „ 
Die Bismarckartikel weckten im Lager des Allgemeinen Deut 
beitervereins lebhafte Diskuſſionen. Bebels Auffaſſung: „Klar iſt, daß 
Leſepublikum, an das Schweitzer ſich wandte, von ſeinem Plädoyer 
Preußen gefangen genommen wurde, und das war ſein Zweck“, trifft 
keiner Richtung zu. Im Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein fa 
die geiſtige Elite der Arbeiterſchaft zuſammen, und Männer wie 
Nork, Perl, die beiden Audorf, von denen der ältere ſchon im B 
Kommuniſten und in der Arbeiterverbrüderung mitgetan hatte, de 
ſelber die Feder trefflich zu führen verſtand, waren nicht die Tröpfe, 
durch den Schwung etlicher Zeitungsartikel ſich ſelber abtrünnig mache 
zu laſſen. Beſchuldigungen, wie Marx und Engels ſie erhoben, ertönt 
von verſchiedenen Seiten nachdrücklich auch im Verein. Die Takti 
Bismarckartikel, meinte die Hamburger Oppoſition, ſei ein ſchädliches 
das mit Haß und Abſcheu erfüllen, dem man im Intereſſe der Demok 
jede Anerkennung verſagen müſſe; ſie ſei nimmer eine demokratiſe 
die wahre unerſchrockene Demokratie bekämpft den Feudalſtaat 
jede Deſpotie mit offenem Viſier, weil ſie die Volksherrſchaft i 
dingt und anſtrebt; die Sozialdemokratie muß laut verkünden, da 
Millionen, welche die jetzige Junkerwirtſchaft für ſich verſchwen 
am leichteſten die ſoziale Frage gelöſt werden, daß damit die Arm 
auch nicht beſeitigt, ſo doch erheblich verringert werden könnte, 
dieſem Grunde allein ſchon muß ſie eine jede Zuneigung zum Dei 
auch wenn ſie nur auf Schein beruht, verſchmähen und alle Winkelzi 
die Wahrheit ihrer Kriegführung verdecken könnten, verachten“. 
über die Frage im Hamburger Verein denn auch zu den ſchärf 
einanderſetzungen, die die hereinbrechende wirtſchaftliche Bewegu 
ihren vielfach neuen Problemen keineswegs abſchwächte, und die jd 
ſogar zur Spaltung führten. Vorliebe für Schweitzer waltete 
nicht ob. Die Arbeiter, die ſelbſt der Führung Laſſalles nicht ur 
Beifall gezollt hatten und mehrfach den eigenen Weg im Gegenſatz 
gegangen waren, um wie vieles ſelbſtändiger mußten ſie dem mi 
trauen und Abneigung behandelten Schweitzer entgegentreten! Be 
doch die geplante Gründung des „Sozialdemokrat“ vor wenig 
noch an manchen Orten lebhaftem Widerſpruch, und auch die Dill 
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I die erdrückende Mehrheit des Allgemeinen e Arbeiter⸗ 
5 ſich zu den Bismarckartikeln bekannte, ſo 1 weil die in ihnen 


| 5 wenig wie Marx und Engels war die Gräfin Hatzfeld mit Schweitzers 
ma e jeden Mont £ In leidenſchaftlicher Trauer um den toten Freund 
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Bi nicht durch 92 Sozialismus zu Laſſalle, ſondern 95 Laſſalle zum 
zozialismus gekommen war. Sie hätte zudem nicht eine geborene Ariſto⸗ 
at in ſein müſſen, „wenn die taktiſche Wendung Laſſalles in ihr nicht Nei⸗ 
ungen und Sympathien erweckt hätte, von denen Laſſalle ſelbſt ſehr weit 
atfernt geweſen war. Der „große Miniſter', den Laſſalle als Schachfigur 
t hatte, wurde ihr zum Ideal.“ Den Verein nach rechts zu 1 


falle erwogene Reſolution hinſichtlich der Annexion von Schleswig⸗ 
ſtein zu fordern. Noch deutlicher erwies ſich, wohin im Grunde ihre 
litik geführt hätte, bei den Wahlen zum konſtituierenden Reichstag. Sie 
chien mit einem Programm, das Bismarcks Plänen aufs weiteſte ent⸗ 
kam, die freudige Überraſchung der Konſervativen wie der eben ent⸗ 
henden Nationalliberalen auslöſte und in der Forderung gänzlicher Be⸗ 
tigung jeder Föderation und jedes Staatenbundes durch Vereinigung 
er deutſchen Stämme zu einer innerlich und organiſch verſchmolzenen 
9 at3einheit gipfelte. „Durch Einheit zur Freiheit!“ Schweitzer trat dieſen 
5 denzen mit rückſichtsloſer Entſchiedenheit entgegen. Jene Reſolution 
otie tieren zu laſſen, lehnte er beſtimmt ab, unbekümmert darum, daß die 
1 leswig⸗ holſteiniſchen Mitgliedſchaften darüber von ihm abfielen. Das 
n der Gräfin aber ſetzte er durch einen geſchickten Schachzug 


1 * 1866 Zu Erfurt tagte, auf Schweitzers Rat das Programm 
er Grä in mit einigen unzweifelhaften, wenn auch nicht durchgreifenden 
erb erbeſſerungen zu eigen. Lag darin eine Gefahr, ſo ließ ſich doch erwarten, 
aß die Verführungskünſte, die mit jenem Programm getrieben werden 
unten, an der Kerntruppe des Vereins abprallen würden, um jo mehr, 
Is Schweitzer den probaten Rat erteilte, bürgerliche Arbeiterfreunde erſt 
n zweiter Linie nach ihrer Stellung zum Erfurter Wahlprogramm, in 
Linie aber zu fragen, ob ſie das Proletariat als Klaſſe vertreten 
en, und im Falle einer ausweichenden Antwort ihnen ſofort den 
kücken zu kehren. Schweitzers Vorausſicht bewährte ſich, womit der Kampf 
ie Liquidation der Laſſalleſchen Erbſchaft in den eigenen Reihen ein 
es Mal und nunmehr endgültig entſchieden war. Annehmen aber, der 
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einer Möglichkeit für immer zerſtörte, den Allgemeinen Deutſchen Arbei er 
verein der Regierung dienſtbar zu machen, hieße die ſprichwörtliche Be 
ſchränktheit der Bureaukratie denn doch merklich überſchätzen. Nicht ver 
wunderlich aber iſt es, daß Bismarcks Gerichte Schweitzer inmitten ſeine 
Tätigkeit auf ein Jahr in Haft ſetzten, deren Unterbrechung er unter Be 
rufung auf die angegriffene Geſundheit juſt in dem Augenblick zu erlangen 
wußte, als das Programm der Hatzfeld auftauchte 11 die Lage des 1 
am meiſten gefährdet war. 

Wie gegenüber dem rechten, hatte Schweigen gegenüber dem linke 
Flügel der bürgerlichen Welt die Selbſtändigkeit des Allgemeinen Deutſchen 
Arbeitervereins zu wahren. Auch dieſe Aufgabe bot erhebliche Schwierig 
keiten. Nichts irriger als die Vorſtellung, Laſſalles Taktik habe ſeine An 
hänger zu blinder Oppoſition wider Fortſchritt und bürgerliche Demo 
kratie geſtachelt. So wenig Laſſalle dies wollte, hätte er es gekonnt; dafü 
beherrſchte die bürgerlich-demokratiſche Tradition die Mitglieder des Ver 
eins wie die ganze Arbeiterſchaft zu lebhaft. Da die wirtſchaftliche Be 
wegung noch keinen geſetzlichen Boden fand und zumal bei der Allſeitigkei 
und Plötzlichkeit ihres Auftretens unmittelbar politiſches Gepräge gewann 
ließ ſie nicht nur die gegebenen Grenzen zwiſchen politiſchem und wirtſchaftlichen 
Kampfe in manchem Betracht verkennen, fie lenkte das Denken der Arbeiterſcha 
notwendig auf das politiſche Gebiet, und zwar im bürgerlich⸗demokratiſche 
Sinne. Daß dieſer Prozeß die Diskuſſion über die Bismarckartikel ver 
ſchärfte, wurde erwähnt. Damit nicht genug, wandelte er fie ſtellenweif 
zu einem Ringen um den maßgebenden Einfluß auf die wirtſchaftlich 
Bewegung. Ging doch der erſte Verſuch, in die Streiks Organiſation 8 
bringen, in Hamburg von jener demokratiſch-oppoſitionellen Richtung auß 
und die Leitung des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins vermochte de 
heraufbeſchworenen, zeitweilig kritiſchen Situation nur zu begegnen, inden 
fie im günſtig ergriffenen Augenblick den organiſatoriſchen Notwendig 
keiten in erhöhtem Maße Rechnung trug, ohne freilich den Gegenſatz zwiſche 
Verein und Arbeiterrat, dem erſten Ortskartell, dauernd und völlig au 
ſchalten zu können. Mehr noch als nach der wirtſchaftlichen, bedurfte di 
Situation nach der politiſchen Seite der Klärung. Gegen die „demokratiſch 
Allianz“, an der ſich beiſpielsweiſe die Hamburger Mitgliedſchaft bei de 
dortigen Bürgerſchaftswahlen im Herbſte des Jahres 1865 beteiligte, € 
hoben ſich vom Standpunkt der Arbeiterpartei ſchwere Einwände. Sette 
doch die Fortſchrittler durch, daß die Kandidaten der Demokratie auf de 
allgemeine und direkte Wahlrecht nicht verpflichtet werden durften, wie den 
darüber hinaus die Beteiligung der Führer des Arbeitervereins im Vo 
ſtand einer kleinbürgerlich-demokratiſchen Parteiorganiſation an und 1 
ſich etwas Zwieſpältiges und Bedenkliches beſaß. | 

Auf politiſchem Felde griff nun Schweitzer mit einer Reihe klarer . 
tikel ein. Einer abſtrakten Vorſtellung zuliebe überſehe die bürgerlich 
Demokratie den gewaltigen Klaſſengegenſatz der modernen e 
Eben deshalb teile ſie das Schickſal jedes abſtrakten Prinzips. Sobald 
ernſt werde im Kampfe der Klaſſen, gehe die eine wie die andere über d 
reine Demokratie zur Tagesordnung über. In politiſcher Beziehung, m 
man gemeinſame Ziele habe, ſei ein Zuſammengehen möglich. In ſozial! 
Beziehung aber trenne eine unüberſteigbare Kluft. „Die bürgerliche Demi 
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atie kann nicht ſozialiſtiſch ſein; es iſt dies ein Widerſpruch in ſich. Wäre 
e bürgerliche Demokratie ſozialiſtiſch, ſo hätte ſie aufgehört, bürgerliche 
emokratie zu ſein.“ Die Arbeiterpartei dürfe demgegenüber ihre Selb- 
indigkeit um jo weniger aufgeben, als es gerade ihre Aufgabe ſei, „den- 
nigen Elementen ihrer Brüder, die noch nicht zur Erkenntnis ihrer 
laſſenlage gekommen ſind, wie eine flammende Heerſäule voranzuſchreiten 
id ihnen ein Leuchtturm zu ſein im Sturme der politiſchen Kämpfe und 
1 Intrigenſpiel der ſelbſüchtigen Parteien“. Als über dem Ausbruch des 
rieges und im Hinblick auf die bevorſtehenden Wahlkämpfe der groß⸗ 
utſch⸗demokratiſche und der fortſchrittliche Flügel des Bürgertums zu 
amburg um die Sympathien der Arbeiter in großen öffentlichen Aus⸗ 
nanderſetzungen warben — die Wortführer des Allgemeinen Deutſchen 
rbeitervereins zeigten ſich geſpalten, wie denn ihre Vertreter in der ge— 
men Sitzung der Bürgerſchaft anläßlich der Kriegserklärung, ſoweit er⸗ 
htlich, ſich im großdeutſchen Sinne ausſprachen —, entſchied ſich die Ar⸗ 
iterſchaft mit erdrückender Mehrheit für den Standpunkt der Fortſchrittler: 
e Unterſtützung Preußens im gegebenen Augenblick ſei Pflicht der Nation, 
materielle Einheit und deutſches Parlament auf Grundlage unbeſchränkter 
zahl nur durch Preußen zu erreichen ſei. Eine großdeutſch-demokratiſche 
aktik in dieſem Augenblick hätte die norddeutſchen Arbeiter in die Arme 
r Fortſchrittler zurückgetrieben zur ſelben Zeit, wo fie als Partei die 
Aitiſche Bühne betreten ſollten. Man verſteht, wenn Fortſchrittler und 
emokraten einträchtig ſich über den „Fluch des Schweitzertums“ ent— 
iſteten, der auf der Arbeiterſchaft laſte. 

Nach Erledigung der inneren Auseinanderſetzungen konnte die General- 
rſammlung zu Braunſchweig vom 19. und 20. Mai 1867 die Reorgani⸗ 
tion des in den Wirren arg heruntergekommenen Vereins in Angriff 
ahmen. Das aufgeſtellte Programm — mit dem Wahlprogramm von Er- 
irt machte man natürlich reinen Tiſch — muß in theoretiſch-ſozialiſtiſcher 
inſicht als das entwickeltſte irgend eines politiſchen Flügels der Arbeiter- 


wegung damaliger Zeit angeſprochen werden. Wichtiger noch erſcheint 
e innere Erneuerung der Organiſation. Gelinge es nicht, dieſe zu voller 
inheitlichkeit zurückzuführen und ſtrengſte Parteidiſziplin herzuſtellen, 
mn tue der Verein beſſer, ſich aufzulöſen und zur Verwirklichung der 
aſſalleſchen Idee beſſere Zeiten abzuwarten. „Einheitlich in feſtgeſchloſſener 
kaſſe durchs ganze Vaterland“ müſſe der Verein daſtehen, wolle er die 
ahl, die eigentliche Waffe der Arbeiterſchaft zur Geltung bringen. Der 
erein gehe, hieß es im Programm ſelbſt, „von der Erkenntnis aus, daß 
e von Ferdinand Laſſalle ihm gegebene Organiſation weſentlich und un⸗ 
rtrennlich mit ſeinen Zwecken zuſammenhängt. Der Gedanke dieſer Dr- 
miſation beſteht darin, daß die Arbeiterklaſſe durch ganz Deutſchland zu 
nem einheitlich zuſammenwirkenden und einheitlich geleiteten agttato- 
ſchen Körper verbunden ſein ſoll“, da nur jo den Beſtrebungen der Ar— 
ziterklaſſe der Erfolg verbürgt ſei. Nicht auf eigene Fauſt, allein in der 
nterordnung unter das große Ganze könne ein jeder erfolgreich an feinem 
latze wirken. „Der Verein muß daher jeden, der ſich nicht zur Organiſa⸗ 
onsidee bekennt, ebenſo wie jeden, der nicht den Prinzipien anhängt, als 
nen Gegner der Arbeiterklaſſe betrachten.“ Dieſen Leitſätzen entſprachen 
e ergriffenen Maßnahmen, die die Anhänger der Hatzfeld zum Austritt 
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und zur Gründung eines Sonderbundes, des oſſaleſcer f 
Deutſchen Arbeitervereins veranlaßten. En 
So war unter den ſchwerſten Kämpfen die Geſchloſſenheit des 
errungen, der Verein zum beſtimmt umriſſenen politiſchen Kör 
Partei geworden. In der Sache verwandelte die Reorganiſation die me 
liſche Diktatur, die Schweitzer ſeit Laſſalles Tod beſaß, in eine politi 
ſtellte ſie ſich als eine beträchtliche Stärkung der Präſidialmacht da 
ihren deutlichen Ausdruck in dem Antrag der außerordentlichen an 
ordentliche Generalverſammlung fand, den Präſidenten jeweils 
Wochen vor der ordentlichen Generalverſammlung zu wählen. W̃ 
Vordergrund der inneren Auseinanderſetzungen der Organiſationsgede 
ſtand, den taktiſchen Problemen organiſatoriſche Fragen zur Unter l 
dienten, erwuchs aus alledem das köſtlichſte Erbteil, das die Laſſalle 
Bewegung der deutſchen Arbeiterſchaft vermittelt hat, der ſtraffe, u un 
wüſtliche, durch nichts zu zerſtörende Organiſationsgeiſt. Was natürli 
aber, als daß der ideale Schwung des Organiſationsgedankens, der 
Laſſalleſche Bewegung beherrſcht, in jenen Kämpfen ſich aufs innigſte 
dem Organiſationsgebilde verwob, in dem er ſeinen Boden fand? 
Wucht des erſteren entſprach die Wertſchätzung der konkreten Organiſa 
form. Gleich der Hatzfeldgruppe unterſtrich auch das Braunſchweiger 
gramm den ſpezifiſch Laſſalleſchen Charakter der Organiſation, un 
die Berufung auf das Wort des Stifters, an den gegebenen Grundlo 
feſtzuhalten, ſie würden die deutſche Arbeiterſchaft zum Siege dune 
die Zukunft des Vereins hinüberging, jo auch die Auffaſſung, die Laſſall 
Organiſation ſei nicht nur durch beſtimmte Verhältniſſe bedingt und 
fie gebunden, ſondern von Zweck und Weſen des Vereins, will jage 
proletariſchen Kampfes überhaupt unzertrennlich. Was anderes aber 
eine Widerſpiegelung dieſer Auffaſſung iſt es, wenn in Schweitzers $ 
ſich der Gedanke einniſtet, die Kräftigung der Präſidialmacht bedi 
weitere Gedeihen des Vereins, wenn ihm dieſe Idee aufs engſte 
eigenen Perſon verwächſt in dem Bewußtſein, daß die Zeit der ſchlimm 
Fährniſſe ihn als den erleſenen Führer erprobt und emporgetragen he 
Inzwiſchen aber nahmen neue Gruppen der deutſchen Arbeiterwel 
denen der Allgemeine Deutſche Arbeiterverein ſich auseinanderzuſetzen h. 
die Organiſationsarbeit auf, und gerade die Wirkungen der Reorga 
machten eine perſönliche Diktatur bald überflüſſig. (Sch 


Zur ade in Rußland. 

Von Z. Seder. 
I. = 
Als vor einigen Jahren die ſozialiſtiſche Preſſe Veranlaſſung nı 
Judenfrage zu beſprechen, geſchah dies einerſeits infolge der P 
andererſeits wegen der Differenzen zwiſchen der jüdiſchen Arbeite 
ſation und der ruſſiſchen Sozialdemokratie. Letzterer Punkt hat 
praktiſche Intereſſe verloren, der erſtere aber hat erhöhte Bedeutung gew 
Zwar gibt es gegenwärtig in Rußland keine jüdiſchen Pogror 
eigentlichen Sinne des Wortes. Die jüdiſchen Bankiers können in 


eder: Zur Judenfrage in Rußland. 705 


eelenruhe das Zarentum mit ihrem Gelde unterſtützen, ohne dabei ihr 
ewiſſen mit dem Vorwurf zu belaſten, den Mördern ihrer Stammes⸗ 
moſſen unter die Arme zu greifen. Die großkapitaliſtiſche Preſſe Europas 
ıt feinen ſichtbaren Anlaß, ſich über die Greuel des Zarismus in bezug 
if die Juden zu entrüſten, und kann Väterchens Subventionen in voller 
emütsruhe verdauen. Und doch iſt die Lage des jüdiſchen Volkes in Ruß⸗ 
nd um kein Haar beſſer, als fie zur Zeit Kiſchineffs und Homels war. 
1 dieſe Lage iſt noch unvergleichlich tragiſcher. 

„Jede Revolution in Rußland wird über jüdiſche Leichen hinweg⸗ 
reiten müſſen,“ erklärte vor einigen Monaten das bekannte Mitglied der 
chwarzen Hundert, der Deputierte Schulgin II. „An jenem Tage,“ er⸗ 


Arte feierlich der nicht weniger berüchtigte Markoff II, „wo das ruſſiſche 


olk ſich endgültig überzeugen wird, daß es keine Juſtiz gibt, daß es un⸗ 
öglich iſt, jene Juden zu entdecken, die ruſſiſche Kinder würgen und ihr 
lut vergießen, an jenem Tage, wo das Volk zur überzeugung gelangen 
ird, daß weder Polizei noch Richter, weder Gouverneure noch Miniſter, 
och die höchſten Geſetzgebungskörper ihm helfen wollen — an jenem Tage, 
eine Herren, wird ein Pogrom losbrechen. . .. Dieſes Pogrom wird nicht 
ehr jenen Pogromen ähnlich zu ſein, die bisher ſtattgefunden haben. Man 
ird nicht mehr aus Bettzeug Federn fliegen laſſen — man wird die Juden 
3 auf den allerletzten totſchlagen.“ 
Solche Reden erſchallen gegenwärtig von der Dumatribüne. Vor 
nf Jahren, in der Zeit des Aufſchwunges der revolutionären Bewegung, 
mzierte man von dieſer Tribune aus die zariſche Regierung als eine 
ogrombande, man geißelte und brandmarkte die Anſtifter der Pogroms 
it zornſprühenden Worten jetzt wird von derſelben Stelle mit größtem 
rfolg offene Pogromagitation getrieben. Dieſe Gegenüber— 
Nas zeigt die ungeheure Kluft, die den jetzigen Moment von dem Re⸗ 
Autionsjahr ſcheidet! 


Eine andere Parallele zeigt uns klar den Unterſchied, der in bezug auf 
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uch damals, wie heute und wie vor einigen Jahren, ging die Pogrom⸗ 
zitation vor ſich unter dem Schutz und Schirm der zariſchen Regierung, 
enn nicht unter ihrer direkten Anſtiftung. Aber damals waren es irgend— 
elche Dunkelmänner, der gemeinſte Abſchaum der Bevölkerung, die die 
ogromagitation trieben. Jetzt treiben dieſe Agitation jene Leute, die dank 
m Urhebern des Staatsſtreichs vom 16. Juni 1907 die Rolle der Volks⸗ 
treter ſpielen! 

An dieſen zwei Parallelen urteile man über die Wandlungen der 
idiſchen Frage in Rußland! Und man ſage ſich, wie die Perſpektiven der 
öſung dieſer Frage u die Revolution ausſehen. 

5 


II. 

Es gab eine Zeit, in der die Politik des Selbſtherrſchertums in bezug 
H die Juden in eine bündige Formel gefaßt werden konnte: „Ich begehre 
inen intereſſanten Profit von den Feinden meines Herrn Jeſu Chriſti,“ 


; 
$ 


antwortete Kaiſerin Eliſabeth auf alle Beſchlüſſe zugunſten der Zu⸗ 


0 ung der Juden zur Anſiedlung in Rußland. Kurz und bündig! Und 


BGE NEE GG 


über. Sogar Geld — diefe Wünſchelrute, die die Grenzen jo vieler Staate 
in Europa den „Mördern Chriſti“ geöffnet hat — ſogar Geld war für di 
ruſſiſchen Selbſtherrſcher in dieſem Falle nicht „intereſſant“ genug. 
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ruſſiſchen Reiches treu: ſie alle ſtanden dem Gedanken, den Juden i 
welche menſchlichen und bürgerlichen Rechte einzuräumen, feindlich gegen 


Aber die kapitaliſtiſche und großſtaatliche Entwicklung machte die Pol ti 
dieſer „Judenabſtinenz“ auf die Dauer unmöglich. Ende des achtzehnten 
Jahrhunderts ſtreckte der nördliche Bär ſeine Tatzen nach dem an ſeine 
inneren Anarchie untergehenden polniſchen Staate aus. Mit einen 
Teile Polens hat aber Rußland auch die Juden erworben. Und ſamt vielen 
anderen Krankheiten des „verfaulten“ Weſtens tauchte in Rußland „ 
jüdiſche Peſt“ auf. 

Als Gegengift gegen dieſe wurden Ausnahmegeſetze geſchaffen und 
allem die berüchtigte „Anſiedlungszone“ erfunden, in der’ allen 
Juden wohnen dürfen (mit geringfügigen Ausnahmen). Seitdem iſt di 
Geſchichte der Juden in Rußland nichts anderes als eine endloſe Kette vo 
Qualen. Dieſes iſt um ſo begreiflicher, als daß auch das „eingeborene 
„orthodoxe“ ruſſiſche Volk für ſeine Herren und Gebieter nichts andere 
als Arbeitsvieh und Kanonenfutter. 

In den achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts fanden d 
erſten jüdiſchen Pogroms ſtatt. Die Regierung ſchrieb die Pogroms de 
judenfeindlichen e des Bauerntums zu, und um die Se vo 
Anſiedlungsrayons ein, wo ſie ohnehin faſt erſtickten. Die darauß hin 
zielenden „Maivorſchriften“ wurden auf dem Wege der „vereinfach I 
Geſetzgebung, ohne Mitwirkung des Reichsrats, erlaſſen und ſollten m 
„vorübergehend“ wirken. Tatſächlich bewahren dieſe „einſtweiligen“ Vo 
ſchriften noch bis heute, nach dreißig Jahren, ihre Rechtskraft und gi 
noch gegenwärtig die Grundlage der Judengeſetzgebung. 


baren Quelle der Einkünfte und der Gewalt für die 1 Polizei et 
worden — Grund genug, um in einem Polizeiſtaat eine der „ 


beſtehenden jüdiſchen Ausnahmezuſtand zu rütteln, ſind an ihren innere 
Widerſprüchen e Der Zarismus war nicht imſtande, die n 


etwas von ſeinem inneren Weſen preiszugeben. So wurden zwei Kom 
miſſionen, die aus den höchſten Beamten beſtanden, und die im ‚Beitraur 
1881 bis 1905 die jüdische Frage unterſuchten, aufgelöſt, ohne irgendwelch 
Reform angebahnt zu haben. Ihr Gutachten war der beſtehenden Geſet 
gebung ungünſtig, und das einzige Reſultat ihrer Arbeiten war — neu 
Beſchränkungen für die Juden. Und bald nachdem die zweite der gene 
Kommiſſionen aufgelöſt war, wurden die Pogroms in Kiſchineff und Home 
inſzeniert. Die große ruſſiſche Revolution rückte heran.... Plehwe warnt 
die Juden: „Sagt eurer Jugend, ſie möge ſich von der revolutionäre 
N „ ſonſt droht ihnen allen die Rache des erb 

olkes.“ \ 
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Seitdem ſind Pogroms zur Loſung der zariſchen Politik in bezug auf 
Juden geworden. Das Selbſtherrſchertum ging unter und — provo— 
te Judenpogroms. Es dankte im Oktobermanifeſt ab und veranſtaltete 
ichzeitig Pogroms in hundert Städten und Flecken. Die Juden waren 
Be die ſich die Rache der Schergen des Zarismus in erſter Linie 
tete. 

Die Enthüllungen, die in den Jahren 1905 bis 1907 gemacht worden 
1 haben unwiderlegbar bewieſen, daß dieſe Pogroms das Werk einer 
ruſſiſchen Organiſation waren, zu der die höchſten Staatsbeamten ge⸗ 
ten, und die unter dem allerhöchſten Schutze Seiner Majeſtät Nikolaus II. 
nd. Ebenſo wurde der innigſte Zuſammenhang zwiſchen dem Regime des 
lbſtherrſchertums und der Politik der Pogroms bewieſen. Das Selbſt⸗ 
ro wehrte ſich vor dem Untergang auf die ihm eigene Art — 
ch Pogroms. Es war ein geſchichtlich notwendiges Stadium feiner Zer- 
ung. 


III. 

Die Konterrevolution hat geſiegt. Nun mußte ſich das Selbſtherrſcher— 
n auf etwas Bequemeres als Bajonette niederlaſſen, um jo mehr, als 
je ſich in den Händen des nicht vollſtändig ſicheren Bauerntums befanden. 
ſuchte ſeine Macht auf organiſierte Schichten der Geſellſchaft zu ſtützen. 
e gewünſchten Verbündeten haben ſich leicht gefunden, und das Ab— 
umen iſt ohne Mühe zuſtande gekommen. Mit gemeinſamen Kräften der 
gierungs⸗ und der Geſellſchaftskonterrevolution iſt der Staatsſtreich vom 
„Juni 1907 geglückt. Aus der Aſche der Revolution — oder wenigſtens 
ser erſten Periode — tauchte als Phönix das Selbſtherrſchertum in der 
uen Geſtalt des „konſtitutionellen“ Abſolutismus auf, der ſich auf die 
ſellſchaftlichen Kräfte des Junkertums, der Bourgeoiſie und eines Teiles 
3 Bauerntums ſtützt. Der Abſolutismus iſt „nationaliſiert“ worden! 

Der „Nationaliſation“ des Selbſtherrſchertums entſprach die „Nationa⸗ 
ation“ verſchiedener Seiten ſeiner Politik. Dies iſt auch in bezug auf die 
diſche Politik des Abſolutismus geſchehen. 

Im Gegenſatz zum Antiſemitismus der vorrevolutionären Zeit iſt der 
iſemitismus jetzt ſchon nicht mehr nur die Stimmung einzelner kleiner 
teile, das Produkt einiger vom zariſchen Gelde unterſtützten profejlio- 
llen Judenfreſſer und käuflichen Tintenkulis. Im Gegenteil, jetzt hat 
1 Antiſemitismus feſte Wurzel in der Geſellſchaft gefaßt. Dazu hat vor 
len Dingen die Zuſpitzung der Klaſſengegenſätze beigetragen, die durch 
e Klaſſenkämpfe der Revolutionsjahre ungemein gefördert wurden. Seit⸗ 
m aber der Antiſemitismus verſchiedene Bevölkerungsſchichten erfaßt hat, 
auch die jüdiſche Politik des Selbſtherrſchertums zur „nationalen“ ge⸗ 
orden, iſt ſie „nationaliſiert“ worden. 

Vor allen Dingen bildet die Stütze der antijüdiſchen Politik der Regie— 
ing der Antiſemitismus der Bureaukratie. Dieſer iſt übrigens eine alte 
rſcheinung. Die Tſchinowniks find eifrige Anhänger der Ausnahmegeſetze 
gen die Juden, denn es handelt ſich hier um ihren Geldbeutel. Schon vor 
banzig Jahren bemerkte Anatol Leroy⸗Beaulieu in ſeinem bekannten 
erke über das Zarentum, daß eines der wichtigſten Hinderniſſe auf dem 
zege zur Judenemanzipation das Geldintereſſe bildet, welches die Be⸗ 
nten daran haben, die Juden in den Maſchen der beſtehenden Geſetzgebung 
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zu halten. Selbſt die offiziellen Vertreter der Ne babe 
feſtgeſtellt, daß die jüdiſche Ausnahmegeſetzgebung „ein mächtiges 
zeug zur Korruption der unteren Verwaltungsbeamten (ob u 
unteren?) bildet, daß fie für dieſe „eine unerſetzliche Quelle un 
licher Einkünfte“ darſtellt. In den letzten Jahren aber iſt das 
für die Bureaukratie zur Verkörperung der revolutionären Bew 
worden. Daher der grenzenloſe Haß gegen die Juden und gleichzeit 
ſich krampfhafte Klammern an die Ausnahmegeſetze. Die Bureau 
möchte, gemäß dem „jüdiſchen Programm“ von Plehwe, „die Lag 
Juden ſo unerträglich machen, daß ſie alle bis auf den letzten Rußlar m 
laſſen“, und doch — verbannt ſie ſie nicht aus Rußland, wie es die J 
fordern. 
Trotz mancher Differenzen ſind die letzteren die mächtigſte und i 
Stütze der antijüdiſchen Politik der Bureaukratie. Und da ſie auch 
Teil des „Volkes“ bilden, ſo erwirbt dieſe Politik den Anſchein einer, 
nalen“ Politik. | 
Als vor einigen Jahren, kurz vor dem Zuſammentritt der zweiten 
der Miniſterrat die Frage der Erweiterung der jüdiſchen Anſiedlu 
erwog, erſchien auf der Bühne unverzüglich der Verband des r 
Volkes. Sein Vorſtand wandte ſich an die Ortsvereine und gab ih 
Rat, „Seine Majeſtät den Kaiſer zu bitten, den Entwurf des Min 
nicht zu ſanktionieren“. Nach vierundzwanzig Stunden — ſo berichte 
über das Vorſtandsmitglied des Verbandes Puritſchkewitſch — lag 
den Füßen Seiner Kaiſerlichen Majeſtät 250 Telegramme. „Der Ei 
war koloſſal“, und ſelbſtverſtändlich hat der Miniſterrat nach eine 
artigen Kundgebung des „Volkswillens“ von ſeinen ſchöngeiſtigen b 
Abſichten Abſtand genommen. a 
Mit Hilfe eines ſolchen Bluffs und eines ſolchen Terrors abel 
Krautjunker jedesmal, wenn es gilt, irgend einen Verſuch zur Verb 
der Lage der Juden zu hemmen, irgend eine Verſchlimmerung ihrer 
zu erzwingen. Das Junkertum haßt die Juden glühend, denn es ſi 
ihnen die hauptſächlichſte Triebkraft der Revolution. Laut dem Berie 
Rates des vereinigten Adels, den dieſer dem letzten Adelstag erftatt 
haben die Juden in der Revolution die Hauptrolle geſpielt und mü 
daher die Verantwortlichkeit nach der Revolution tragen, wie ſie ſie 
ſelben getragen haben. Beſonders aufreizend wirkten auf die edlen K 
die Symptome des Aufſchwunges in der Arbeiterbewegung. Das Ge 
der Revolution mit ihren „Illuminationen“, mit den Bauernaufſt 
mit der Perſpektive der Konfiskation der Latifundien der Fronhe⸗ 
wieder vor ſich hin. Das hat Markoff II am oben genannten Ta 
plaudert. Er ſagte: „Der Adel muß ein für allemal anerkenner 
Preſſe, die öffentliche Meinung ſeine verzweifelten Feinde find 
Judentum 1 werden. Der Feind iſt ſtark, und der Kri 


j 1 5 morden.“ 
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un erwecken im Junkertum die Anzeichen des revolutionären Auf⸗ 
ces das unüberwindliche Bedürfnis, dem roten Geſpenſt der Revo⸗ 
ion eine wilde Judenhetze und das Geſpenſt des Pogroms gegen- 
erzuſtellen. Es hetzt und donnert gegen die „liberalen Kniffe“ der Re⸗ 
zung, es denunziert ihre „judenfreundlichen“ Akte, es fordert, daß man 
bezug auf die Juden auf jede Menſchlichkeit, Gerechtigkeit und allen der⸗ 
igen „Aberglauben“ verzichte, es fordert für die Juden neue und noch⸗ 
ils neue Ausnahmegeſetze — bis auf „den großen Akt“ der Verbannung 
er Juden aus Rußland. 
Aber damit nicht genug! Vor einigen Jahren forderte das Organ des 
bandes des ruſſiſchen Volkes, „Rußkoje Znamja“, ſeine Anhänger auf, 
Juden „nicht mit Pogroms, ſondern mit dem Rubel zu ſchlagen“, das 
0 fie ökonomiſch zu boykottieren und durch den ökonomiſchen Klein⸗ 
zum Ruin zu bringen. Jetzt bekehrt ſich das Junkertum wieder zu 
Pooeroms Eine ganze Kampagne wegen eines angeblichen jüdiſchen 
tualmordes iſt gegenwärtig eingeleitet worden, und die wilde Pogrom⸗ 
Hation erſtreckt ihren Umfang bis auf die Dumatribüne. Pogrom iſt und 
21 t für das „edle“ Junkertum das höchſte Argument. 
Nicht nur aber das Junkertum — von den Echtruſſiſchen bis zu den 
Mionaliſten — treibt jetzt antiſemitiſche Politik und gibt dadurch der 
r Stolypins das Anzeichen einer „nationalen“ Politik. Auch die 
Jaumwollenpatrioten“, wie das Junkertum höhniſch die induſtrielle 
urgeoiſie nennt, „machen i in Antiſemitismus, und zwar mit demſelben 
fer wie das Junkertum. In den breiten Schichten aller anderen Klaſſen, 
Mittelbourgeoiſie, der Intelligenz, des Kleinbürgertums findet der 
itiſemitismus zahlreiche eifrige Anhänger, und dieſe verfechten den Anti⸗ 
nitismus nicht mehr als bezahlte Tintenkulis der Regierung — wie es 
üher geſchah, ſondern aus ihrem tiefſten inneren Weſen heraus. Wenn 
r zehn Jahren Genoſſe Kautsky meinte, die Überproduktion an In⸗ 
ligenz in Rußland wäre noch nicht ſcharf genug, um unter der In⸗ 
ligenz den Antiſemitismus großzuziehen,“ jo hat ſich ſeitdem vieles 
rändert. Die wirtſchaftliche Entwicklung hat eben alle ſozialen Gegen- 
e — unter anderen auch die nationalen zwiſchen den beſitzenden Klaſſen 
rſchiedener Nationalitäten — ungemein zugeſpitzt, und man beginnt 
alle „fremden“ Konkurrenten zu haſſen. Die Worte von Börne: „Ihr 
nicht die Juden, weil ſie es verdienen, ſondern weil ſie verdienen“, 
den auch in Rußland zur Wahrheit. Aber nur zur halben Wahrheit. 
enn die Motive des Judenhaſſes liegen oft tiefer. Infolge der wilden 
tic naliſtiſchen Verfolgung alles „Fremden“, die jetzt in Rußland ſtatt⸗ 
det, entſteht bei der Bourgeoiſie der unterdrückten Völker — wie zum 
iſpiel bei den Polen — das Streben, die Juden, als ein ihnen fremdes 
ement, aus dem wirtſchaftlichen und geiſtigen Leben auszuſcheiden en 
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Polen, die die jüdischen Nebenverdienenden entfernen möchten, bis zu 
Vertretern der „höchſten Intelligenz“ mit dem Exmarxiſten Peter Str 
und dem „Freidenker“ Niemojewski an der Spitze —, die gegen die Ju 
wegen der „geiſtigen Ausbeutung“, des „Paraſitismus“, des „Ver 
glimpfens“ des „nationalen Geiſtes und der Kultur“ losgehen. Auf 
Weiſe ſpiegelt ſich der Klaſſenkampf wider, der ſeine Quelle im K 
des Junkertums gegen die ihm drohende Revolution at, bis in den ent 
fernteſten, „höchſten“ Regionen der ideologiſchen Welt! Ja, der erbitt 
Klaſſenkampf treibt fogar ſolche Blüten, wie den Antifemitismus 
der jüdischen Bourgeoiſie. Dieſe huldigt gegenwärtig der ſchändl 
Form des praktiſchen Antiſemitismus: fie wirft die jüdiſchen Arbeit 
nicht genug demütige Lohnſklaven aus ihren Fabriken hinaus und 
ſie durch „chriſtliche“ Hooligans, die oft von den „echtpolniſchen“ und 
ruſſiſchen“ Verbänden verſchrieben werden! | a 
Auch in der Duma findet die Beziehung verſchiedener Geſellſcha 
klaſſen zu der jüdiſchen Frage ihre Widerſpiegelung. Zwar wird das 
ein wenig durch jene Kniffe verunſtaltet, die die politiſchen Mache 
Bourgeoiſie überall gebrauchen, um den Wähler — in dieſem Falle 
Juden — hinters Licht zu führen. Aber im großen ganzen iſt das 2 
eines der jüngſten Parlamente eine treue, und zwar eine abſchrecke 
Widerſpiegelung der Stimmungen der beſitzenden Klaſſen. Die Vertr 
des Junkertums treiben von der Dumatribüne herab eine offene Pogre 
agitation. Die Vertreter der rechtsſtehenden Bourgeoiſie — die O 
briſten — bieten dieſer Agitation ihren wohlwollenden Schutz und führ 
wo es nur irgend geht, beſchränkende Beſtimmungen für die Juden N 
wobei ſie ſich gleichzeitig mit einer empörenden Heuchelei „im Prinzip“ für 
die Aufhebung des Anſiedlungsrayons erklären. Die Vertreter aber des 
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liſche Recht zum Antiſemitismus“. Ihr Vertreter, Maklakoff, wende 
gegen den Antiſemitismus der Regierung, aber aus dem Grunde, 
„ſolange der Regierungsantiſemitismus nicht vernichtet iſt, es der 
ſchen Geſellſchaft, der ruſſiſchen Nationalität unmöglich iſt, dem Jude 
in genügendem Maße Trotz zu bieten“. So wälzt ſich auch der Li 
lismus in demſelben Schmutz, in dem ſich die echtruſſiſchen Vertrete 
Junker befinden! | | 
g IV. N a 
Unter ſolchen Bedingungen iſt es leicht begreiflich, daß die Lag 
Juden in Rußland unerträglich wird. Ja, wie geſagt, ſie iſt gegenw 
viel ſchlimmer, als ſie zur Zeit Kiſchineffs und Homels war. Denn 
werden die Juden zwiſchen zwei Mühlſteinen zermalmt: unter dem 
tiſchen Druck der Regierung einerſeits und unter dem ökonomiſchen 
der einheimiſchen Bevölkerung andererſeits. | 
Die Entrechtung der Juden übertrifft gegenwärtig alles, was zur 
Ignatjeffs und Plehwes üblich war. Zwar iſt die geſamte Bevölke 
vollſtändig rechtlos, aber ſogar inmitten dieſer erſcheint die rechtliche Lage 
der Juden viel ſchlimmer als die der Slawen. Alle Greuel der achtziger 
und neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts ſind auferſtanden 
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kaſſenhaft werden wieder die Juden aus den Orten verbannt, wo ſie 5 
it Jahrzehnten anſäſſig ſind — ja, vierjährige Kinder werden dabei nicht 
erſchont! In vielen Städten wird mitten in der Nacht eine wilde Jagd 
af Juden, die kein „Wohnrecht“ beſitzen, veranſtaltet; mit der Zulaſſung 
er Juden an die höheren und mittleren Bildungsanſtalten wird wieder 
ungeheurer Unfug getrieben; die jüdiſchen Arbeiter in den Städten Ruß— 
inds werden beim kleinſten Verſuch, ſich gegenüber ihren Brotherren auf- 
lehnen, aus ihrer Wohnſtätte vertrieben; jüdiſche Kongreßdelegierte 
erden aus der Reſidenz ausgewieſen uſw. uſw. In ihrer wilden Ver- 
Agungswut treiben die Helden der Konterrevolution ihren Blödſinn jo 
eit, vom Senat unterſuchen zu laſſen, ob Städte außerhalb des Anſied— 
imgsrayons das Recht haben, den jüdiſchen Gemeinden Land zur Beerdi— 


aben, wo „auch Jüdinnen ſich nicht als Proſtituierte anzumelden brauchen, 
m das Wohnrecht zu erwerben, wo es keine Anſiedlungszone gibt“. Deutſch 
Siprogen: fie begingen Selbſtmord. 

In demſelben Geiſte wie die Verwaltung, Polisei und Juſtiz, arbeitet 
uch die Geſetzgebung des „erneuten“ Rußlands. In einer ganzen Reihe von 
dejeßen, wie zum Beiſpiel in dem über die Semſtwos in Klein- und Weiß⸗ 
ußland, in dem über die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Polen, werden 
ür die Juden neue Beſchränkungen vorgeſehen. Im letzteren Falle geſchieht 
8 — dank den bürgerlichen Vertretern desſelben Polens, das unter allen 
zändern des Zarenreichs vielleicht die ſchlimmſte Unterdrückung erleidet! 
Trotz alledem würde vielleicht das Programm Plehwes, „den Juden 
ie Lage jo unerträglich zu machen, daß fie Rußland ſelbſt bis auf den 
etzten Mann verlaſſen ſollen“, die Kräfte der Regierung überſteigen, wenn 
icht die beſitzenden Klaſſen zu Hilfe kämen. Dieſe üben, wie ge⸗ 
agt, auf die Juden den öbkonomiſchen Druck aus. Die nationale oder, 


ichtiger gejagt, die nationaliſtiſche Agitation unter der Loſung: „Kauft 


uicht bei Juden“, „Laßt Juden nicht erwerben“, die erbitterte Konkurrenz 
im Kleingewerbe, die die antijüdiſche Parole geſchickt ausnutzt, die immer 
weiter um ſich greifende Genoſſenſchaftsbewegung, ſchließlich die in du⸗ 
ſtrielle Entwicklung, die den Juden als Vertreter niedriger Pro— 
duktionsformen aus vielen Zweigen des Erwerbslebens verdrängt — alle 
dieſe Faktoren tragen dazu bei, daß die Armut der jüdiſchen Maſſe, die 
ohnehin ſprichwörtlich war, unerträglich geworden iſt. Tagtäglich werden 
auch von der den Juden feindlich gegenüberſtehenden Preſſe Tatſachen be- 
richtet, die von einem maßloſen Elend der jüdiſchen Maſſe zeugen. Und kein 
Ausweg iſt hier zu ſehen: die geſellſchaftlichen Kräfte, die die Maſſe der 
jüdiſchen Kleinproduzenten zermalmen, find ſtärker als irgend eine Be⸗ 
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ung dort anſäſſiger Juden zu verkaufen. Es wiederholen ſich Fälle, wie ſie 
init, vor zwanzig Jahren, Leroy-Beaulieu beſchrieben hat: junge Mädchen, 
ie nach Petersburg und Moskau kommen, um zu ſtudieren, melden ſich, 
m das Wohnrecht zu erwerben, bei der Polizei als Proſtituierte an. Als 
ſroſtituierte werden Jüdinnen dort geduldet! Der neueſte Fall, von dem 
ur jetzt ſprechen, endigt aber weit tragiſcher als jener, den Leroy-Beaulieu 
oben hat. Damals ſtellte die Polizei feſt, daß die Studentin das 
hrenwerte Gewerbe, das ihr Wohnrecht ſichern ſollte, gar nicht betrieb, 
nd wies ſie aus der Stadt aus. In unſerem Falle endete die Geſchichte 
amit, daß zwei Menſchen, die Studentin und ihr Bruder, ſich dorthin be- 
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mit der ſittlichen Entrüſtung gegen den Antiſemitismus nicht b 


wegung, die ihnen gegenübergeſtellt werden könnte. Dies um 5 me 
dieſe Kräfte teilweiſe die des wirtſchaftlichen Fortſchritts ſind. 

Das Reſultat iſt, daß die jüdiſche Emigration entſprechend den? 
Plehwes und aller Judophoben ungemein ſteigt. Ob ſie aber die 
Juden viel verbeſſert — iſt ziemlich fraglich. 


v. 


lands, um den gräßlichen Zuſtänden, in denen die Juden in Rußla 
Abhilfe zu ſchaffen? Bekämpft doch die Sozialdemokratie „jede 
Ausbeutung und Unterdrückung, gleichviel ob ſie ſich gegen ein 835 
eine Partei, ein Geſchlecht oder eine Raſſe richtet“. 
Selbſtverſtändlich iſt eine Abhilfe in poſitiver Form ausgeſchl 
lange das Selbſtherrſchertum beſteht, ſolange die Frage der politiſch 
heit des geſamten ruſſiſchen Volkes nicht gelöſt iſt. Das hat klipp 
klar die Sozialdemokratie in der Duma erklärt, und wenn auch 
Sozialdemokraten damit unzufrieden waren — ſie hat recht gehabt 
auch in der Gegenwart iſt die Sozialdemokratie die einzige Partei, die 
richtig, tapfer und ohne Kompromiſſe für die Sache der unterdrückten J 
kämpft, und die dabei die bürgerlichen Parteien zum Farbebekennen zw 
So hat zum Beiſpiel die ſozialdemokratiſche Fraktion während der De 
über die Aufhebung der Anſiedlungszone den Antrag geſtellt, die D 
möge ſich dafür ausſprechen, daß unverzüglich die jüdiſchen Ausw 
eingeſtellt würden. Dieſer Antrag iſt von der Mehrheit — die Ok 
inbegriffen — abgelehnt worden. Die Heuchelei der angeblichen Liber 
die ſich für die Aufhebung der Anſiedlungszone erklären, in feſter 3 
ſicht, daß die Regierung ſie nicht zulaſſen wird, iſt auf ſolche Weiſe 
enlarvt worden. Br 
Leider läßt ſich nur wenig von der Agitation unter der Maſſe er 1 
beiter ſagen. Selbſtverſtändlich liegt die Urſache weder am böſen Wille 
noch am Mangel an Verſtändnis für die Bedeutung einer derartiı 
tation, ſondern an faſt unüberwindlichen objektiven Hinderniſſen, 
ſozialdemokratiſchen Agitation und Aktion in Rußland überhaupt i 
ſtehen. Wenn aber manche Genoſſen, wie zum Beiſpiel Genoſſe Mei 
Verfaſſer des ſchon früher zitierten Artikels, im Petersburger Arbe 
„Zwezda“ die Meinung äußert, die Partei müſſe eine ſpezielle A. 
gegen antiſemitiſche Vorurteile und Aberglauben einleiten, ſo kön 
eher dem Genoſſen Kautsky recht geben, der einſt behauptet hat, d 


8 Es iſt nämlich total verfehlt, jede Konſumgenoſſenſchaft, die, ob 
nommen, für die Juden faſt immer ſchädlich iſt, als antiſemitiſches Beginne 0 
zuſtellen, wie es die jüdiſchen Nationaliſten und zuweilen ſogar die Gene 
Bundiſten tun. Der polniſche und kleinruſſiſche Jude, „dieſer Repräſente 
europäiſchen Handels auf ſeiner niedrigſten Stufe“, lebte, nach dem A 
unſerer Meiſter, „in den Poren der Geſellſchaft“. Nichts natürlicher, als 
der normale wirtſchaftliche Fortſchritt, unter anderen die Genoſſenſchaftsb 
aus dieſen „Poren“ verdrängt. Andererſeits vernichtet die Großindu 
jüdiſchen Handwerker — ſehr oft iſt es eben die jüdiſche Fabrik. (V 
W. Medems Artikel „Der msd e ee in Rußland“ % ne 
XXIX, I, Nr. 8.) 
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ten kann.“ Das einzige und das wichtigſte, was die Sozialdemokratie im 
npfe gegen die antijüdiſche Politik der Regierung und gegen den Anti— 
itismus der beſitzenden Klaſſen gegenwärtig tun kann, iſt, nach der rich- 
n Bemerkung des Genoſſen Kautsky, nach wie vor, die Aufklärung 
r Maſſen im revolutionären Sinne. Der Arbeiterklaſſe die 
gen über die Klaſſenkämpfe, die dem modernen Antiſemitismus in Ruß⸗ 
d einen ſo mächtigen Vorſchub geleiſtet haben, öffnen, ihr das Weſen der 
alen Gegenſätze auseinanderſetzen, die den Kern der jüdiſchen Frage 
en, ſie die Geſellſchaftsordnung erkennen laſſen, in welcher dieſe Gegen— 
> gelöſt werden können — das iſt die Aufgabe der Sozialdemokratie in 
Bland in bezug auf die jüdiſche Frage. Durch ſolche Arbeit wird fie ſo— 
die endgültige Erlöſung des Proletariats — das jüdiſche inbegriffen — 
ebenſo die Löſung der jüdiſchen Frage fördern. 


Gefahren der Arbeit in der chemiſchen Induſtrie. . 


Von Emanuel Wurm. — 


Die Leitung der Hygieneausſtellung in Dresden hat bekanntlich die Gewerk⸗ 
ften gehindert, auch die Schattenſeiten der induſtriellen Tätigkeit zu zeigen — 
Elend der Heimarbeit, den Jammer des Wohnungselendes der Arbeiter und 
Vergiftungsgefahr, unter der all die ſchillernde Pracht der Farben und die 
rlichen Wohlgerüche hergeſtellt werden, mit denen die chemiſche Induſtrie ſich 
Welt erobert hat. Der Verband der Fabrikarbeiter Deutſchlands hat das von 
40 geſammelte Material? durch den Redakteur ſeines Fachorgans, Genoſſen 
Schneider, veröffentlicht, der ein Jahrzehnt in Fabriken, auch der chemiſchen 
zuſtrie gearbeitet hat und daher ganz mit Recht annimmt, daß er den Einfluß 
Arbeits⸗ und Lebensbedingungen der Arbeiter beſſer einzuſchätzen in der Lage 
wird als manche Vertreter der Wiſſenſchaft. Zeigen doch zum Beiſpiel faſt 
liche vom Bundesrat erlaſſenen Vorſchriften zum Schutze der Arbeiter gegen 
undheitsſchädigung eine arge Unkenntnis der wirklichen Verhältniſſe bei der 
eit, jo daß den Arbeitern nur zu oft die Durchführung der Vorſchriften zur 
möglichkeit wird — was ja den Unternehmern ganz gewiß recht iſt. 

Schneider weiſt zunächſt auf die rieſenhafte Entwicklung der chemiſchen In— 
trie in Deutſchland hin — ſeit 1882 ſtieg die Zahl der Beſchäftigten von 72 777 
172 441 Perſonen, das iſt um 140 Prozent, während in der geſamten Induſtrie 
utſchlands die Zunahme nur 83 Prozent betrug, die Durchſchnittsdividende ſtieg 
6,57 auf 13,86 Prozent. Die düſtere Kehrſeite der glänzenden Medaille iſt 
jt ſowohl die Zahl der Unfälle, ſondern weit mehr die Zunahme der gewerb— 
en Vergiftungen. Unfälle ſind im allgemeinen in dieſer Induſtrie nicht häufiger 
in allen anderen. Aber die Erkrankungen ſind weit höher, ihre Zahl iſt 
nenhaft groß! Freilich — die Offentlichkeit erfährt nur wenig davon, denn die 
niſchen Fabriken haben Betriebskrankenkaſſen, deren Berichte in der Regel 
indlich gegeben werden und die Krankenziffern verſchweigen — und die Furcht 
| Entlaſſung hindert die Arbeiter, genauere und ſchriftliche Berichte zu fordern. 
meider hat aus den dürftigen Angaben der Kaſſenabſchlüſſe zu berechnen ver⸗ 
ht, wie hoch die Krankenziffer der Betriebskaſſen iſt; er kommt zu dem Reſultat, 
die Erkrankungszahlen der chemiſchen Induſtrie um mehr als 30 Pro⸗ 


Vergleiche den ſchon früher zitierten Artikel. 

Gefahren der Arbeit in der chemiſchen Industrie. Herausgegeben vom Ver— 
id der Fabrikarbeiter Deutſchlands. Verfaſſer H. Schneider. Hannover, 
mmiſſionsverlag der Volksbuchhandlung (Dörnke & Mey). 123 Seiten. 
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Trennt man die einzelnen Betriebsarten, fo findet Schneider, daß in den w 
gefährlichen Betrieben die Erkrankungsgefahr immer noch um 10 Prozent übe 
Durchſchnitt in allen Betriebskaſſen der deutſchen Induſtrie ſteht, in den 
fabriken aber um 50 Prozent und in den Bleiweißfabriken um faſt 60 P y 
Sehr beachtenswert iſt der Hinweis Schneiders, daß die Zahl der d 
Vergiftungen nicht als Gradmeſſer für die Berufsgefahr angeſehen 
darf. „Die Wirkung der in der chemiſchen Induſtrie erzeugten oder vera 
giftigen Stoffe beſteht zunächſt, oft ſogar ausſchließlich darin, den Organ 
zu ſchwächen, für andere Krankheiten weniger widerſt 
fähig zu machen. So ſind in den Farbenfabriken direkte Vergiftunge 
ſelten, die Schädigung der Atmungsorgane der Arbeiter aber iſt gerade hie 
folge der enormen Staubentwicklung ſehr groß.“ Dazu kommt, daß gewerb 
Vergiftungen meiſt nicht als ſolche in das Krankenjournal eingetragen 
ſondern nur die Folgeerſcheinungen der Vergiftung, zum Beiſpiel Gelen 
kung, wo Bleivergiftung vorliegt. „Die natürliche Urſache davon war,“ ſa 
feſſor Sommerfeld, den Schneider als Gewährsmann anführt, „daß der 
einem Bezirk wohnt, wo die ganze Krankenhausverwaltung in den Hä 
Bleifabrikanten liegt.“ 

| Schneider ſchildert dann für eine Anzahl der wichtigſten „„ 
die Vergiftungserſcheinungen, geſtützt auf die Giftliſte des Gewerbehy 


Originalphotographien Erkrankter — die entſetzlichen Verunſtaltungen, 
durch ihre Berufsarbeit erlitten haben, ſprechen deutlicher wie alle Za 
Elend aus, das die „reiche“ chemiſche Induſtrie über ihre Arbeiter brin 
Wie geringfügig — und wie wenig ernſthaft! — iſt demgegenüber 
herige geſetzliche Arbeiterſchutz in der chemiſchen Induſtrie! Und wie wenig 
ſind für die Durchführung auch nur dieſes geringen Schutzes tätig — an 
der rückſichtsloſen Profitmacherei der Aktiengeſellſchaften iſt die Kontrolle d 
werbeaufſichtsbeamten unzulänglich. In den Kapiteln: „Der Arbeiterſch 
chemiſchen Induſtrie“ und „Die Unternehmer“ gibt Schneider ein re 
terial für eine vernichtende Anklage gegen die Unternehmer wie gegen 
gebung. Nachdem er dann noch die wahren Abſichten und Wirkungen der 
fahrtseinrichtungen“ dargelegt, zeigt er die winzige Belaſtung, die 
nehmer zu tragen haben. Denn die 10 Prozent des Reingewinns, die n 
fahrtseinrichtungen angelegt ſind, können, wie Schneider mit Recht herbe 
nicht als ſoziale Laſten angeſehen werden, da fie weit mehr im Intereff 
Betriebs als der Arbeiter liegen. Und die ſozialen Laſten der Verſich 
tragen nur 2½ Prozent vom Reingewinn — knapp ein Fünftel de w 
Aufſichtsräten und Direktoren als Tantieme gezahlt wird. 
In den Schlußkapiteln ſchildert Schneider die Wirkung dieſer emp ade 
ſtände auf die Arbeiter: wie die ſtete Gefahr ſie abſtumpft, die Gefahr ſie 
ſchätzen läßt, vor allem aber — und das iſt das Weſentliche —, daß di 
zeit zu lang, der Lohn und damit die Ernährung unzureichend, hie Intenſi 
Arbeit eine körper- und nervenzerrüttende iſt, die Schutzvorrichtungen 
teils ungenügend vorhanden ſind, teils derart konſtruiert, daß ſie den 8 
ſeiner Tätigkeit hindern, ſo daß er ſie nicht benutzen kann. 5 
Die Erkrankungsziffern würden noch höher ſein, wenn nicht in ven $ | 
Induſtrie ein unerhört großer Arbeiterwechſel ſtattfinden würde — nur ge 
ſunde Arbeiter werden eingeſtellt, erkrankte finden nach ihrer Geneſu 
keine Beschäftigung mehr, fallen daher dann, wenn ſie geſchwächt ine 
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er das Ergebnis feiner Unterſuchungen in bekannte Forderungen an die 
etzgebung zuſammen — unſere Reichstagsfraktion hat ja von jeher gerade der 
tiſchen Induſtrie eingehende Aufmerkſamkeit gewidmet und dieſelben Forde— 
gen erhoben. 

Alles in allem — eine lehrreiche, ſehr beachtenswerte Schrift, für die ihr Ver⸗ 
er, Genoſſe Schneider, volle Anerkennung verdient. 

Wie die Unternehmer dieſelben Fragen behandeln, zeigt eine zweite 
rift, die der Verband der Fabrikarbeiter herausgegeben hat.! 

Sie iſt ein Sonderabdruck von vier Artikeln, die Genoſſe Schneider 1911 in 
Zeitſchrift „Der Proletarier“, Organ des Verbandes der Fabrikarbeiter Deutfch- 
ds, veröffentlichte, und zeigt ein Muſterbeiſpiel, wie von Unternehmern die Sta- 
k benutzt wird, die ihnen als feile Dirne zu Gefallen ſein muß. Ganz abgeſehen 
on, daß der Verfaſſer jener Artikel ſich das Verdienſt erworben hat, nachzuweiſen, 
die von einem Fabrikarzt Dr. Curſchmann bearbeitete Statiſtik von metho⸗ 
hen und Rechenfehlern wimmelt — das Weſentliche iſt, daß die Berufs- 
no ſſenſcha f t der chemiſchen Induſtrie die Unternehmer aufgefordert 
Material zu einer Krankenſtatiſtik zu ſammeln, „auf Grund deſſen die zw fer 
vielfach übertriebene Behauptung von der Gefährlichkeit der chemiſchen In⸗ 
rie für die Geſundheit ihrer Arbeiter auf das richtige Maß zurück⸗ 
iht werden kann“. Alſo von vornherein wird das Endziel der 
erialfammlung bekannt gegeben — und die „wiſſenſchaftliche Unterſuchung“ 
dann, welche Reſultate ſie zu finden hat. Damit aber die Vertrauensärzte 
hemiſchen Induſtrie ſich ja nicht etwa über ihre Aufgabe im unklaren ſein 
en, wurde ihnen bereits auf einer 1907 zuſammenberufenen Konferenz ge— 
e das Material ſchaffen, „um den An⸗ 
fen erfolgreich entgegentreten zu können, welche gegen die 
ſche Induſtrie wegen ihrer angeblich außerordentlich großen Geſundheits— 
idlichkeit vielfach erhoben werden“. 
Die Schrift des Fabrikarbeiterverbandes zerpflückt die Tabellen des Dr. Curſch— 
derart, daß ſie zu dem berechtigten Schluſſe kommt: „Die Morbiditäts⸗ 
ik der deutſchen chemiſchen Induſtrie iſt nichts als ein plumper Ver⸗ 
die Of fentlichkeit über die Gefahren der Arbeit in der 
iſchen Induſtrie zu täuſchen.“ 
ie notwendige Schlußfolgerung, daß die Betriebskrankenkaſſen zum Schaden 
Arbeiter verwaltet werden und ihre Beſeitigung im Intereſſe der Arbeiter liegt, 
durch die Reichsverſicherungsordnung nun freilich nicht gezogen worden. Nach 
or ſind gerade die Arbeiter der chemiſchen Induſtrie den Vertrauensärzten 
Unternehmer preisgegeben. Und wie abhängig dieſe Arzte von den Unter- 
m nern ſind, iſt wiederholt ſelbſt von Gewerbeaufſichtsbeamten offen ausgeſprochen 
en. Andererſeits hat die Reichsverſicherungsordnung nicht den Anträgen 
er Genoſſen ſtattgegeben und die Gewerbekrankheiten, unter denen 
erſter Linie die Arbeiter der chemiſchen Induſtrie zu leiden haben, nicht 
ekriebsunfälle anerkannt; ſämtliche bürgerliche Parteien haben hiergegen ge— 
Angenommen wurde nur ein Antrag des Zentrums, daß der Bundesrat 
freiem Ermeſſen Berufskrankheiten den Unfällen gleichſtellen kann — wo⸗ 
en ſich die Regierung ſo energiſch wehrte, daß ſie nur allzu deutlich merken 
3, ne forge nur für den Schuß der Unternehmer, die vor größerer Belaſtung 
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Literarifche Rundſchau. a 

Soziale Studentenblätter. Herausgegeben vom Sekretariat ſozialer Studen 
arbeit. Erſcheint achtmal jährlich und koſtet beim Sekretariat (M.⸗Gladbac 
Sandſtr. 5) beſtellt 1 Mark, im Buchhandel 1,50 Mark, Teilnehmer (jährli 
3 Mark) erhalten die Blätter unentgeltlich. Jahrgang 1 bis 3. ei 


Erſter und zweiter Jahresbericht des Sekretariats ſozialer Studentenarbeit. 
Flugblätter des Sekretariats, Nr. 1 bis 10. ie 


Der Volksverein für das katholiſche Deutſchland hat vor einigen Jahren 
Sekretariat ſozialer Studentenarbeit gegründet, deſſen Leiter der Kaplan Dr 
Sonnenſchein iſt. Das Sekretariat hat die Aufgabe, unter den Studenten, f 
unter den katholiſchen, Propaganda für „ſoziale Hilfsarbeit“ zu m 
die in verſchiedenen Vinzenz⸗, Standes-, Abſtinenzvereinen, ſozialen Studie 
Ferienvereinigungen organiſiert wird, und deren Zentralleitung eben das Se 
tariat hat. Die Mitglieder erhalten die genannte Zeitſchrift, die Bericht 
Flugblätter. Außerdem wird eine „Soziale Studentenbibliothek“ herausge 
die in der „Neuen Zeit“ (XXVII, 1, S. 204) beſprochen iſt. Der Ton in di 
Veröffentlichungen iſt, mit bürgerlichem Maße gemeſſen, außerordentlich r 
und übertrifft hierin und an Treffſicherheit alles, was der ſozialreformat 
Liberalismus der Herren Naumann uſw. je geleiſtet hat; ja der Unterſchied 
groß, daß der gut linksliberal geſinnte Redakteur einer ſtudentiſchen Zeit 
der einen Artikel aus den „Sozialen Studentenblättern“ in ſein Blatt übern 
ſollte, erklärte: „Kinder, das geht nicht! Was ſagt der Bierrichter dazu? 
ja ganz ſozialdemokratiſch!“ Trotzdem iſt natürlich der Geiſt durchaus bürg 
der uns entgegenweht. Das Proletariat in ſeiner Kraft und Selbſtändigke i 
man nicht, man ſieht nur „niedriger ſtehende“ Schichten, die im Elend leben, 
nur durch Eingreifen von außen geholfen werden kann, die nur deswegen 
lieren und unzufrieden ſind, weil man ſie vernachläſſigt und ſich nicht um 
kümmert hat. | „ Er 

Den Drahtziehern des Zentrums kann diefer Radikalismus ihrer Leute 
ganz recht ſein. Es ſieht eben aus, als ob von den Bürgerlichen als Klaſſe 
getan wird, während es nur eine kleine Gruppe von ſozial warm empfind 
Menſchen iſt, die wirklich etwas Ernſtes zu tun gewillt iſt. Auf der eine 
halten die Ultramontanen durch Verſchandelung der Volksſchule das Vol 
nieder, und auf der anderen Seite bieten ſie ihm den gut gemeinten, a 
nur dilettantiſchen Unterricht einer Handvoll unerfahrener Studenten. A 
aber läßt man die Herren des Sekretariats in ihrem Radikalismus doch 
gehen. In Nr. 3 und 4 des dritten Jahrganges erſchien ein Artikel über 
Gott gewollten Stände, in dem ſehr hübſch geſagt war, daß die ſtarr ab 
ſenen Stände, in denen ein Knecht Knecht bleiben muß, nur von dem Got 
„akademiſch Gebildeten, Reichen und Ordengeſchmückten“ gewollt ſeien. 
war der Berliner „Arbeiter“ (sic!) dabei und denunzierte in ſeiner Numm 
16. Juli 1911 Dr. Sonnenſchein des ſozialen Modernismus und ſprach von 
unverhüllten Sozialismus, den der Artikel offenbare. Eine Gegenaktion 
zwar nicht aus, aber hinterher hat Dr. Sonnenſchein doch öffentlich erklär „ 
Beſtrebungen hätten durchaus „ſozialkonſervativen“ Charakter, wo 
denn deutlich ausgeſprochen iſt, was tatſächlich iſt. | | a 

Auch bei grundſätzlich verſchiedenem Standpunkt muß man anerkennen, d 
die „Sozialen Studentenblätter“ zu den beſtredigierten Erſcheinungen der ſt 
tiſchen Preſſe gehören. Wer ſich über das Thema „Student und ſoziale ® 
laufend orientieren will, wird gern zu den „Sozialen Studentenblättern“ greife 
Über alle ſozialreformatoriſchen Beſtrebungen unter den Studenten — ſei es 
ultramontanem, ſei es in liberalem Geiſte — geben ſie fortdauernd Aus 
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nſo weiſen ſie alles vollſtändig nach, was hierüber und über das Thema 
udent und Politik“ in der Preſſe geſchrieben wird. 
Die Berichte über die Außerungen der Parteiorgane ſind objektiv und, ſoviel 
ſehen konnte, vollſtändig. In weiteren Abſtänden wird auch ein Verzeichnis 
1 regelmäßig erſcheinenden ſtudentiſchen Zeitſchriften gegeben. 

Albert Wilhelm. 


5 P. Meſchewetski, Die Fabrikgeſetzgebung in Rußland. 39. Ea 
eft der Zeitſchrift für die geſamte Staatswirtſchaft. Tübingen 1911. Verlag 
er Lauppſchen Buchhandlung. Preis 3,60 Mark. 


Herr Meſchewetski hat in ſeiner 123 Seiten umfaſſenden Schrift über die Fabrik⸗ 
lung in Rußland die Frage keineswegs vollſtändig, aber überaus überſichtlich 

und im allgemeinen zutreffend behandelt. Nach einer kurzen Skizze über die 
e der ruſſiſchen Arbeiter in den achtziger Jahren (warum er nicht auch die jetzige 
e unterſucht, iſt nicht angegeben) und über das Verhältnis der Regierung zu den 
jeitern geht er zur Schilderung der wichtigſten Fabrikgeſetze über den Arbeitstag 
die Arbeitsbedingungen über. Man muß zugeben, daß der Autor im allgemeinen 
ruſſiſche Literatur gut ausgenützt hat; allein die Rolle der Arbeiterbewegung iſt 
ihm doch nicht genügend gewürdigt worden. Er erkennt wohl an, daß die ganze 
geiterſchutzgeſetzgebung in der Hauptſache aus der „Sorge für Aufrechterhaltung 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit“ oder richtiger der bureaukratiſchen Staats⸗ 
nung hervorgegangen iſt. Die Rolle der Arbeiterſtreiks iſt in dieſer Beziehung ſo 
5, daß man ſie, ohne den offenkundigſten Tatſachen Gewalt anzutun, nicht leugnen 
m. Allein die Arbeiterbewegung hat nicht nur die Regierung dazu gezwungen, 
deiterſchutzgeſetze zu erlaſſen, ſondern vermochte es, dieſe vielfach auch im Leben 
chzuſetzen. Denn wie der Autor richtig betont, ſind die erlaſſenen Geſetze gewöhn⸗ 
auf dem Papier geblieben oder bald abgeändert und ſogar ganz aufgehoben 
rden. Und nur wo die Arbeiterbewegung erſtarkt iſt, gelang es ihr trotz aller 
teren Verſchlechterungen der Geſetze, dieſe doch zum Ausgangspunkt ihrer weiteren 
oberungen zu machen. Dieſe Seite der Frage iſt vom Autor ganz überſehen worden 
überhaupt die Rolle der organiſierten Arbeiterbewegung für die Fabrikgeſetz⸗ 
Jung Rußlands. 

Seit Mitte der neunziger Jahre ſtockt bekanntlich im allgemeinen die Fabrik⸗ 
bung in Rußland, trotzdem die Arbeiterbewegung erſtarkt iſt. Zwar tagen faſt 
unterbrochen Regierungskommiſſionen, die ſich mit der Arbeiterfrage beſchäftigen; 
ein der Widerſtand der Unternehmer iſt ſo groß, daß die Kommiſſionsberatungen 
lig unfruchtbar waren. Wie läßt ſich dies erklären? Warum iſt die Regierung 
ade ſeit dem Erſtarken der Arbeiterbewegung dem Drucke der Unternehmer gegen⸗ 
er nachgiebiger geworden? Wir können die gleiche Erſcheinung auch in anderen 
ndern konſtatieren. Meſchewetski berührt aber dieſe Frage überhaupt nicht, weil 
die Arbeiten der zahlreichen Regierungskommiſſionen der letzten Jahre faſt gar 
cht berückſichtigt. Und doch wäre dies notwendig, um den heutigen Stand der 
age der Arbeiterſchutzgeſetzgebung zu charakteriſieren. Im ganzen kann alſo die 
beit Meſchewetskis von denen mit Vorteil benützt werden, denen die ruſſiſchen 
quellen nicht zugänglich ſind und die die geſchichtliche Entwicklung dieſer 
lage ſtudieren wollen. Für den Ruſſen bringt ſie weder neue Tatſachen noch neue 
unte. Spectator. 
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25 Teitſchriftenſchau. 


The International Socialist Review, die Monatsrevue der amerikaniſchen 
ozialdemokratie, bringt in dem Novemberheft einen Aufſatz von Frank Bohn: 
die Sozialiſtiſche Partei und die Verwaltung der Städte“. Ein Volk, das von 
rofitjägern beherrſcht wird, iſt mit Fluch beladen; die Gewinnſucht drückt allen 


Lebensformen ihren Stempel auf. In Europa find mit dem Kabi lismu 
falls die großen Städte entſtanden; aber ſie zeigen doch ziviliſierte f 
Amerika übertrifft die Korruption der Gemeindeverwaltungen alle G. 
Feuerlöſcheinrichtungen ſind unbrauchbar, anſteckende Krankheiten wuche 
werke fallen zu Schutt zuſammen, bevor ſie fertig ſind. Wie ein Rud 
fallen die organiſierten Diebesbanden, die ſich ſtädtiſche Verwaltungen n 
über alle öffentlichen Inſtitutionen her; ihre Lebensaufgabe iſt, zu verſchli 
was fie in ihre Krallen bekommen; perſönliche Bereicherung beherrſcht die 
munalpolitik. Nirgends zeigt ſich die Kapitaliſtenklaſſe ſo verächtlich. In Er 
finden die Arbeiter gut organiſierte ſtädtiſche Verwaltungen. In Am 
merken die Sozialiſten, wenn ſie in die ſtädtiſchen Verwaltungen eindrin 
ſie mit allem von Grund auf erſt anfangen müſſen. 
Die Sozialiſtiſche Partei hat in den letzten achtzehn Monaten mehrere S 
verwaltungen erobert: Milwaukee, Butte, Berkeley, Flint und viele kleinere 
dieſem Monat werden wir noch manche hinzugewinnen. (Sit inzwiſchen geſch 
Die Redaktion.) Zweifellos haben die gewählten Genoſſen überall durch den 
und die Gewiſſenhaftigkeit, womit ſie ihre herkuliſche Aufgabe anfaßten, d 
erkennung der Partei verdient; aber doch liegt hier Anlaß zu einer Gefahr 
Nur zu leicht verfallen unſere Genoſſen in den Fehler der Reformpolitiker 
der Wahl zu viel zu verſprechen, mehr als ſie halten können. Sollen die Art 
nicht das Vertrauen in die Partei verlieren, ſo müſſen ſie die politiſchen Mö 
keiten auch gut kennen lernen. So wurde in dem Wahlkampf in Milwaukee 
ſprochen, mit dem ſozialiſtiſchen Siege käme auch ſofort das ſtädtiſche Elektr 
werk. Jetzt iſt es immer noch nicht da, und der zweite Wahlkampf wird komt 
ohne daß das Verſprechen erfüllt iſt. Wir wollen hier nicht darauf eingeh N 
groß oder klein die Vorteile find, die aus öffentlichen Betrieben den Arbeit 
wachſen können. In Johannesburg (Transvaal) iſt alles außer den Gol 
Gemeindebetrieb, und doch werden die Arbeiter bis aufs Blut von den 
magnaten ausgebeutet. Würde die Stadt Milwaukee den Arbeitern alles 
liefern bis auf die Kleider, dann werden die Löhne nur ausreichen, um 
zu kaufen. A 
Fragen wir jetzt nur einmal danach, was in einer amieritaniſchen Stad 
haupt durchführbar iſt. 
Eine ſozialiſtiſche Stadtverwaltung wird gerade ſo viel durchführen | 
als die kapitaliſtiſche Staats regierung ihr erlaubt, nicht mehr. In Mil 
wird keine elektriſche Zentrale gebaut, weil die Regierung von Wisconſin es 
bietet. Das Gemeindegeſetz, vom Staate erlaſſen, ſetzt für die Steuern und d 
verſchuldung Grenzen feſt. Die Staaten der Union ſelbſt erobern, iſt bei der vo 


waltung jetzt erreichen? Nur wenig! Und das muß vor allem a Arbeit 


vor. Als 1894 bei dem großen Eiſenbahnerſtreik der Gouverneur Al elt 
weigerte, Miliz anzuwenden, ſchickte der Präſident Cleveland, entgegen 
faſſungsmäßigen Staatsrechte, Truppen von auswärts, und die Preſſe 
deshalb, daß er den „faulen Sarg“ der Staatsrechte mutig durchlöchert 
Kämpfe um die Gemeindeverwaltungen bieten Gelegenheit zur mächtig] 
tation und Aufklärung; ſie bereiten den Kampf um die Verwaltung der 
vor; ſie können wertvolle Reformarbeit auf dem Gebiet des Schulwe 
Volksgeſundheit uſw. leiſten. Aber den Kapitalismus 1 das können 
dieſem Gebiet nicht. 
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1. demſelben Hefte ſchreibt B. H. Williams (Herausgeber der „Solidarity“, 
Organs der Industrial Workers of the World) einen Aufſatz: „Der ſechſte 
igreß der I. W. W.“ Weil vor einigen Monaten Frank Bohn über die Zukunft 
J. W. W. ſchrieb, wird ihr Kongreß, den ſie am 26. September abhielten, einige Auf⸗ 
ſkſamkeit finden. Gerüchte ſchwirrten ſchon im voraus durch die Luft, daß 
ſas geplant ſei, daß die Antiparlamentarier verſuchen würden, aus der I. W. W. 
je: antipolitiſche Organiſation zu machen. Aber nichts von alledem geſchah. Über 
litik wurde nicht diskutiert, und der Antrag, in der Prinzipienerklärung die 
rtloſigkeit der Politik zu betonen, wurde einfach niedergeſtimmt. Die Dis⸗ 
ion drehte ſich vor allem über das Verhältnis von Maſſen und Führern; eine 
| ‚ndliche und belehrende Ausſprache fand darüber ftatt. Dabei trat vor allem ein 
genſatz der Auffaſſungen zwiſchen dem Oſten und dem Weſten hervor, der ſich 
der Verſchiedenheit der Arbeitsverhältniſſe leicht erklärt. 
Die Weſtſtaaten zwiſchen dem Felſengebirge und dem Großen Ozean ſind 
dünn bevölkert; Landwirtſchaft, Bergwerke, Holzfällen bilden die Beſchäfti⸗ 
z fie ſteht bereits unter der Gewalt der Truſts, iſt aber noch wenig entwickelt. 
Arbeiter, ungelernt, ziehen weite Strecken von Ort zu Ort, wechſeln ihre Be— 
iftigung, können daher nur gemiſchte Vereine bilden, keine eigentlichen in= 
ellen Verbände. Sie find roh, halbwild, an Freiheit gewöhnt, entwickeln einen 
en Individualismus und find ſämtlich Agitatoren. Daher befürworten fie in 
W. W. überall die gemiſchten Verbände; ſie vertreten die Selbſtändigkeit der 
„wollen die Macht der Zentralverwaltung eindämmen und ſchlagen einen 
äßigen Schichtwechſel in der Beſetzung der Amter und Führerſtellen vor. 
e alle ſelbſt Organiſatoren ſind, fühlen ſie nicht, daß auch die Leitung der 
ſchaft eine ſelbſtändige Entwicklung der Individualität nötig macht. 
lig anders iſt die Pſychologie der Mitglieder aus den Oſtſtaaten. Sie find 
r der großen Truſts, zum Beiſpiel des Stahltruſts. Der geographiſche Ort 
en nichts, die Induſtrie alles; induſtrielle Organiſation iſt für ſie nötig. 
ie Truſts mächtig und zentral organifiert find, fühlen auch fie die Not- 
keit ſtraffer zentraliſierter Organiſation. Ihnen fehlt der Geiſt des ſelb— 
individuellen Handelns; die Organiſation muß durch ihre Organe 
ſchnelle Eingreifen beſorgen. Die Aufgabe des Kongreſſes beſtand darin, dieſe 
m entgegengeſetzten Auffaſſungen zu vereinigen und zur harmoniſchen Zu⸗ 
nenarbeit zu bringen. Dieſe Aufgabe iſt glänzend gelöſt worden; man hat ſich 
tjeit3 aneinander angepaßt, und die Geſamtorganiſation ſteht feſter da als 
elligenzler“ war dabei; aber alle hatten ſchon ſchwere Kämpfe durchgemacht 
d ſind fähig, noch weiter alle Kräfte für die Organiſation einzuſetzen. 
apitaliſtiſcher „Sozialismus““ iſt ein Aufſatz von William Engliſh 
Illing überſchrieben. Im amerikaniſchen Kapitalismus zeigen ſich Erjchei- 
en, die einen anderen Entwicklungsgang andeuten, als wir erwarteten. Anſtatt 
die Truſts die kleinen Kapitaliſten verſchlucken, die über die politiſche Stimmenmacht 
fügen und jetzt rebellieren, wird das Truſtprinzip auf die Politik angewandt. 
ſoße und kleine Kapitaliſten gehen zuſammen, Reformen zur Befriedigung der 
einen werden durchgeführt, auch ſoziale Reformen, nachdem dieſen die Eigen— 
t, den Arbeitern eine Waffe zu liefern, genommen iſt. In Rooſevelts Blatt 
tlook“ und anderen Blättern wird vorgeſchlagen, durch die im Süden gegen 
Negerwahlrecht gerichteten Schikanen oder zum Beifpiel durch die Bedingung 
Leſenkönnens die Hälfte der Arbeiter politiſch zu entrechten. Für die Sozial⸗ 
atie iſt dieſe ganze Richtung, die ſich eifrig in der bürgerlichen Preſſe vor⸗ 
is drängt, vom höchſten Intereſſe. Sie zeigt, daß wir nicht mehr gegen den 
vidualiſtiſchen Kapitalismus der freien Konkurrenz unſere Angriffe zu richten 
banker ſchon durch die Kapitalmächte ſelbſt beſeitigt wird, ſondern gegen den 
ktiviſtiſchen Kapitalismus, der die ganze Bourgeoiſie konſolidiert und ſie in 
n Beſitz der Regierung ſetzt. Staatsſozialismus brauchen wir 


r. Die Delegierten waren zumeiſt junge Leute, unbekannte Namen, kein 
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nicht mehr zu fordern, 1 nur an Überführung in einen wiefichen 
lismus. 

Aber noch wichtiger für uns iſt das Arbeiterprogramm dieſer neuen 
Eigentlich iſt es kein Programm, ſondern eine ganze Philoſophie, deren 
die Lehre der „Leiſtungsfähigkeit“ (efficiency) bildet, die von der Fabrik (wiſſe 
Fabrikbetriebslehre) in die Politik übertragen wird. Sozialreformen, wie Ark 
verſicherung, Minimallohn, Achtſtundentag, ſtaatliche Beſchäftigung de 
loſen, werden als kapitaliſtiſche Politik empfohlen, weil ſie die Leiſtun 
der Arbeiter und damit die Profite erhöhen. Vor einer Steigerung der L 
das Maß der Preisſteigerung hinaus, alſo einer realen Lohnſteigerung, jchred 
gar nicht zurück, da dabei die Profite noch raſcher ſteigen. Ernſt Abbott ſchri 
„Outlook“, daß dabei Zugleich eine Intereſſenharmonie zwiſchen Unternehmer 
Arbeitern entſteht. In der Tat brauchte die wiſſenſchaftliche Betriebslehre 
notwendig Abrackerung und frühen Zuſammenbruch des Arbeiters mit : 
bringen. Das hängt von der vorhandenen Arbeitermaſſe ab. Sit fie im Überflu 
handen, dann wird ſie vergeudet als wertloſes Material. Hört aber die ſtet 
Zufuhr auf, dann müſſen die Kapitaliſten damit ſo ſparſam umgehen wie m 
und Maſchinen. Sorge für die richtige Erhaltung der Arbeiterklaſſe wird dann 
ſo notwendig wie beim Landwirt vernünftige Sorge für ſeinen Viehſtand. 

Einer der Wortführer dieſer Richtung, E. P. Stimſon, machte ſich er 
einer Kommiſſion aus dem Abgeordnetenhaus zu beweiſen, daß die Arbe 
auf vier Stunden verkürzt werden könnte, wobei der Kapitalprofit noch ſt 
Viele dieſer Reformer verteidigen den Achtſtundentag auf 
der Ergiebigkeit der Arbeit. Arbeiterverſicherung, die den Arbeiter be 
Schmerz und Sorge von ihm wegnimmt, würde ſeine Leiſtungsfähigkeit er 
Brandeis wünſcht ein Geſetz, das den Unternehmer beſtraft, wenn Arbe | 
ihm invalide werden; dadurch wird die Vergeudung der Arbeitskraft eingede 1, 
wie die Feuersbrünſte durch die gegenfeitige Verſicherung. Ein Minimallo 4. 
der Hausinduſtrie und die ſtaatliche Arbeitsbeſchaffung für Arbeitsloſe, won 
England ſchon ein Anfang gemacht wurde, wirken ähnlich. Dieſe Reform 
kann ruhig die Löhne der Arbeiter ſteigern — die Macht des Kapitals übe 
Arbeit wächſt fünfmal raſcher. Die Politiker dieſer Richtung, Woodrow 
und La Follette, die kommenden Männer, ſchließen auch eine Vermehrung it 
Arbeiterrechte in ihr Programm ein; die gerichtlichen Einhaltsbefehle und amd: 
Schikanen ſollen aufhören, die Boykotts werden erlaubt, ein Schiedsgeri 
fahren bei Arbeitsſtreitigkeiten wird eingeführt, das Koalitionsrecht freigegeb 
aber in Regierungsbetrieben das Streifen verboten — im kleinen mehr Fr 
im großen eine feſtere Sklaverei. 

Die Arbeiterbewegung kann einer ſolchen Entwicklung 1 entgegen 
Den alten Gewerkſchaften, die nur Verbeſſerungen erſtreben, wird der Bor 
zogen; die neue revolutionäre Bewegung wird durch ſolche Reformen g 
und zur ſchärferen Hervorkehrung ihrer Ziele gebracht. Viele Illuſionen 
fallen, wie zum Beiſpiel die Illuſion, der Kampf gehe nur gegen die Truſt 
einzelne Kapitaliſten, ſtatt gegen alle. Werden dieſe Reformen durchgef 
werden die Arbeiter um ſo klarer ſehen, wie ſehr ſie noch immer Sklave 
Klaſſe find, die ſich aus ihrer Arbeit bereichert, und deren wertvollſter ? 


auch ſteigen, wenn auch nicht in der Fähigkeit, direkte Vorteile zu erringe 


Arbeiter werden ſich als Ziel ſetzen, ſelbſt die e über Supa 
gierung in die Hände zu nehmen. 


e gründlich zu revidieren. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 


Se am 23. eb 1912 30. Jahrgang 


1 Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet 


Eine großartige Kampagne. 
Berlin, 17. Februar 1912. 


j Man ſoll den Tag nicht vor dem Abend loben, und man ſoll niemals 
geſſen, daß die Fraktion Drehſcheibe ſich nicht nur jedes Jahr und jeden 
nat, ſondern auch ſchon jede Woche und ſogar in jeder Woche jeden Tag 
hen kann. In der letzten Woche hat ſie es gerade ſiebenmal getan. 
Wirklich war die Tinte noch nicht trocken, mit der wir vor acht Tagen 
emten, daß die nationalliberale Fraktion ſich von unſeren Leuten hätte 
1 Räſon bringen laſſen, als das mühſam emporgelüpfte Häuflein der 
delſten und Beſten“ ſchon in ſich zuſammenkrachte wie ein rechtes Häuf— 
(1 Unglück. Die einzelnen Akte dieſes Poſſenſtücks hier nochmals aufzu— 
ren, hat keinen Zweck, zumal da fie in der Tagespreſſe gründlich genug 
ſchgenommen worden ſind, und es lohnt ſich auch nicht, ein Donnerwetter 
ihr gegen die armen Schächer loszulaſſen, denn davon haben ſie genug 
ji beſehen gehabt. Schwerlich hat ſchon jemals eine Partei ein ſolches 
Surzbad von Hohn und Spott zu erdulden gehabt wie die nationalliberale 
trend der letzten Woche, und zwar von allen Seiten; ihre erbärmliche 
gheit zu brandmarken, hat ſelbſt die Preſſe des ſchwarzblauen Blocks ein 
giſſes Recht. i 
Einen Verteidigungsgrund haben die um Baſſermann und Schiffer 
lich, und er iſt geeignet, alle ihre Tadler zum Schweigen zu bringen. 
0 beſteht in der ſimplen Frage: Ja, wie habt ihr denn nach vierzig- und 
N fünfzigjähriger Erfahrung etwas anderes von uns erwarten können? 
der Tat, was läßt ſich darauf Durchſchlagendes erwidern? Selbſt der 
3 Bonaparte, der juſt kein großes Licht war, hat ſchon davor gewarnt, 
mit einem Kadaver zu verbinden, und wer es dennoch tut, darf ſich 
aht darüber beklagen, wenn er auf Fäulnis und Verweſung ſtößt. Inſofern 
fi) nicht die Nationalliberalen die Blamierten, ſondern wir, die wir ihnen 


getraut haben, was fie ein für allemal nicht leiſten können. Indeſſen 
1911-1912. I. Bd. 47 
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* eh uns das 5 nicht weiter leid zu 1 0 in 955 r Politik a Pr 
Studieren, und ein Verſuch mußte mit der „Linkenmehrheit'! 
werden. Mißlingt er gleich beim erſten Griffe, jo iſt das ungleich beſſe 
wenn er ſich mit Ach und Krach noch ein Weilchen hingeſchleppt hätte 

Schicken wir alſo die „Linkenmehrheit“ zurück in das Reich der 
das ſie niemals hätte verlaſſen ſollen! Außer den 110 Sozialdemokrat 
hören zur Linken nur noch die 42 Mann der Fortſchrittlichen Volks) 
und das ſind nach Adam Rieſe zuſammen etwa 150 Mitglieder g 
250 Mitglieder, die mehr oder minder im Fahrwaſſer des ſchwar 1 
Blocks ſchwimmen. Die Fortſchrittliche Volkspartei hat ſich bisher ga 
gehalten, und es gereicht ihr zur Ehre, daß ſie, um die ſchwarzblau⸗n 
liberale Obſtruktion gegen ein arbeitsfähiges Reichstagspräſidium 
zulegen, ſelbſt vor einer etwas heiklen Situation nicht zurückgeſch 
Obgleich ſie nur die fünftſtärkſte Fraktion des Reichstags iſt, hat 
Präſidenten und den zweiten Vizepräſidenten geſtellt, und obend 
Präſidenten Herrn Kämpf, deſſen Berliner Mandat mit guten Grü 
gefochten iſt und vermutlich kaſſiert werden wird. Daran üben die 
blauen Blätter ihren ſtumpfen Witz, und ſie beſchwören den Scha 
ſeligen Eugen Richter herauf, damit er dieſe entarteten Erben v 
aber die Fortſchrittliche Volkspartei braucht ſich um ſolcher ſchalen 
willen keine grauen Haare wachſen zu laſſen. 

Wie mit der „Linkenmehrheit“, ſo iſt es auch mit dem „Linkenpr d 

vorbei; in vier Wochen wird der Reichstag unter einem ultramontan 
ſervativ⸗nationalliberalen Präſidium tagen. Das iſt zwar ein ſchnöder 
auf den Ausfall der Wahlen, aber wenn anders völlige Klarheit 

Vorausſetzung einer konſequenten Politik iſt, ſo iſt es kein Ungl 

wenigſten für die Sozialdemokratie. Für ſie war die Wahl eines 

genoſſen in das Präſidium ein großer moraliſcher Erfolg, und das w 

nicht geſchmälert, ſondern vielmehr verſtärkt, wenn ihr der errung n 

wieder durch ein Netz ſchäbiger Intrigen entriſſen wird. Ein pra 

Schaden erwächſt ihr dadurch nicht, denn, wie wir ſchon vor acht Tag 9 

deuteten: zu ſagen hat ein Vizepräſident herzlich wenig, zumal i 

ohnmächtigen Parlament, wie der deutſche Reichstag leider noch iſt 

Inzwiſchen hat auch Herr v. Bethmann Hollweg die Politik der 
rung gegenüber dem Ausfall der Reichstagswahlen kundgegeben. Seit 
gramm läßt ſich in die Worte zuſammenfaſſen: Es wird fortgewu 
ſeinem Standpunkt, das heißt vom Standpunkt eines beſchränkte 
kraten aus hat er, namentlich ſeit dem kläglichen Umfall der 
liberalen, ſo unrecht nicht; daß eine Maſſenkundgebung, wie 

Reichstagswahlen gegen ſein Regierungsſyſtem erfolgt iſt, auf 

einen Einfluß machen ſollte, hieße ſtaatsmänniſche Fähigkeiten vi 

von denen ihm jede Spur fehlt. Langweilig und trocken wie imm 

er, daß ſein Karren weiter rumgehen würde wie bisher; er ver 1 

Verfaſſung, die eine gleichmäßige Einteilung der Reichstagswahlkrei 

ſchreibt, indem er erklärte, er wolle es bei der gegenwärtigen Ab 
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ie großartige Kampagne. 


Wahlkreiſe bewenden laſſen, die durch die Verſchiebungen der Bevölke⸗ 
zu einem wahren Hohn auf die einfachſten Begriffe von Gerechtigkeit 
orden iſt, und im übrigen machte er allerlei Späßchen über die Sozial⸗ 
nokratie, von denen leider nur eines nicht ganz und gar abgetakelt war. 
r Reichskanzler nahm ſich nämlich heraus, den Reichstag zu kora⸗ 
eren weil dieſer zum erſten Vizepräſidenten den Genoſſen Scheidemann 
‚wählt habe; von ihm behauptete Herr v. Bethmann Hollweg, er habe 
te gegen unſer Kaiſerhaus gebraucht, die nicht vergeſſen werden könnten. 
is iſt doch eine ein wenig verkehrte Welt. Genoſſe Scheidemann hatte vor 
i en Jahren den Wortbruch zu den erhabenſten Traditionen der in 
eußen herrſchenden Dynaſtie gezählt, mit beſonderer Anſpielung auf den 
tbruch Friedrich Wilhelms III., der in den Jahren der Not eine Ver⸗ 
mg verſprochen, aber dies Verſprechen nicht eingelöſt hatte, nachdem ſein 
on unter Strömen von Blut wiederhergeſtellt worden war. Desfelbigen- 
chen tat fein Sohn, und deſſen Gedächtnis wurde durch die Berliner 
. ikadenkämpfe in höchſt dankenswerter Weiſe aufgefriſcht. Wenn nun 
ei jo erlauchte Fürſten ein ganzes Menſchenalter hindurch ein feierlich 
ie Wort vergaßen, Herr v. Bethmann Hollweg aber feierlich 


I 1 Be vergeſſen, jo ſcheinen die Gedächtnisfunktionen in den gehenden 
| )gio onen anders organiſiert zu ſein als ſonſt in Menſchenköpfen. 

Will indeſſen der Reichskanzler ein ſo andächtiger Hörer des Genoſſen 
emann ſein, ſo ſollte er wenigſtens nicht vergeſſen, daß Scheidemann 
ſtoriſche Erinnerung nur heraufbeſchwor, um daran zu erinnern, daß 
9. Bethmann Hollweg auch ein verpfändetes Königswort einzulöſen 
„nämlich die Verheißung einer preußiſchen Wahlreform. Scheidemann 
ich für ſeine ganz verſtändige Anſicht, daß auch bei den Hohenzollern 
echen und Halten nicht zweierlei ſein ſollte, auf die ausgezeichnetſten 
ten berufen, ſogar auf hieb⸗ und ſtichfeſte Junker, deren Verſtand 
Brot⸗ und Fleiſchwucher noch nicht ganz umnebelt war. So ſagte der 
al Vork im Jahre 1817: „Die monarchiſche Verfaſſung und Verwal⸗ 
ſo wie ſie unter Friedrich dem Großen war, iſt mir die liebſte und 
Indes iſt dem Lande Konſtitution und Repräſentation verſprochen 
„und das Wort muß gelöſt werden. Auch ſobald als möglich, da die 
rtdauer großer Laſten doch Unzufriedenheit nährt und bei den Waffen 
der Hand des Volkes gar zu leicht gefährlich werden kann.“ So deutlich 
Scheidemann ja noch lange nicht geworden. Was York im Jahre 1817 
phezeite, iſt freilich erſt dreißig Jahre ſpäter eingetroffen; dann aber 
Friedrich Wilhelm IV. das Wort ſeines Vaters einlöſen, mit dem 
der Hand vor den Leichen der gefallenen Barrikadenkämpfer. Ein- 
erden Königsworte ja immer; ſo nett iſt dieſe irdiſche Welt ſchon 
tet; ſei es nun fo oder fo, und ſeit hundert Jahren iſt ja auch ein 
es Marſchtempo aufgekommen. 

gens krebſt nicht nur der Reichskanzler mit jener Außerung Scheide⸗ 
uns, * ebenſo die ganze bürgerliche Preſſe einſchließlich der frei- 
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innigen Federhelden. Dieſe guten Leute erklären entweder, daß die 


Orient bis zum Okzident, weil ein Reichstagsabgeordneter in Vertre 


demokratiſche Reichstagsfraktion ſich der Außerung Scheidemanns nicht 
innert habe, als ſie ihn zum Präſidentſchaftskandidaten vorſchlug, oder 
fordern, daß von Fraktions wegen bei der nächſten Wahl ein anderer Ka 
didat präſentiert werden ſoll. Dieſe Biedermänner ſind offenbar nicht 
bei Troſt; fie ſcheinen vor lauter Byzantinismus den Verſtand verloren 
haben. Was Scheidemann geſagt hat, war wirklich noch harmlos gegen 
was vor hundert Jahren aufrechte Männer über denſelben Friedrich a 
helm III. zu ſagen pflegten. So ſchrieb beiſpielsweiſe der Frei 
„Ich verſpreche mir nichts von den Ingredienzien des Hofes; es iſt 
geiſtloſe, geſchmackloſe Zuſammenſetzung, keiner als einer feudalen Gär 
fähig.“ Und nicht nur dem preußiſchen Hofe, ſondern auch dem preußiſch 
Staate ſtellte Stein dies Heroſkop: „Ein Regent ohne Willenskraft, 
Miniſterium ohne Einfluß, eine Nation ohne geſetzliches Organ i | 
Willens, was ſoll alles dieſes für Reſultate liefern? Alles löſt ſich in leer 
Geſchwätz auf, in kleine Oſzillationen, die aus dem Wollen und Nichtwolf 
entſtehen, und weiter wird Preußen bis zum Augenblick ſeiner Auflöfu 
nichts hervorbringen.“ Auch ſonſt hat Stein, derſelbe Stein, den kein 
ſinniges Blatt erwähnen kann, ohne mit dem Kopfe auf den Boden 
ſchlagen, kein Hehl aus ſeinem Wunſche gemacht, daß Preußen, als Para 
der Bureaukraten und Junker, je eher je lieber zum Teufel gehen ſolle. 

Das war vor hundert Jahren, und heute erhebt ſich ein Gewimmer 


wichtiger Volksintereſſen eine Außerung getan hat, die hiſtoriſch ganz 
anfechtbar iſt, aber am Hofe der Hohenzollern möglicherweiſe ſelbſtger 
Anſchauungen ſtören kann. Und mit ſolchem elenden Klatſch und Kram 
man die größte Kulturbewegung der Weltgeſchichte überwinden! 28 
denn wirklich eine großartige Kampagne, = 


das ruffifhe Ultimatum und feine Folgen für er . 


Von einem Perſer.“ 


RB 


Kaum hatte ſich Perſien von dem Schrecken der reaktionären Beweg! 
erholt, als das ruſſiſche Ultimatum ſein Leben von Grund auf erſchütt 
ſollte. & 

Welches waren die Urſachen, die Rußland veranlaßten, in Berfie 
ſolch energiſchen Mitteln zu greifen? 5 

Als ſich Liachoff und Schah Mehmed Ali unfähig eme 
Regime wiederherzuſtellen, bei welchem Rußland ſich wohler gefühl 
als der Fiſch im Waſſer, fühlte ſich die ruſſiſche Regierung bewogen, 
eigenen Namen ihre „Rechte“ in Perſien zur Geltung zu bringen. 


1 Der nachfolgende Brief wurde uns zur Veröffentlichung zur Ver gl 
geſtellt. |: 
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ruſſiſche Ultimatum und ſeine Folgen für Perſien. 7 
Nach dem letzten Siege der Perſer über den Schah Mehmed Ali wandte 
h die Regierung Perſiens mit Hilfe des amerikaniſchen Finanzmanns Morgan 
chuſter der Reformierung des Finanzweſens zu. Das verdoppelte aber 
ir den Zorn Rußlands, beſonders als ſich das Gerücht verbreitete, Morgan 
chuſter beabſichtige, die ruſſiſche Schuld vollſtändig zurückzuzahlen, um jo 
erſien von der ruſſiſchen Vormundſchaft zu befreien. Schuſter ſelbſt war 
h deſſen wohl bewußt. Beweis deſſen einige Stellen aus feiner Korreſpon— 
nz über den ruſſiſch⸗perſiſchen Konflikt, die er in engliſchen Blättern ver- 
fentlichen ließ: „Von Anfang an,“ heißt es dort, „wollte Rußland nicht 
ſtatten, daß Perſien Finanzreformen einführe, und daß es überhaupt 
ieder zu Kräften komme. Nun hat die ruſſiſche Regierung die Maske 
llen laſſen und handelt offen. . . . Mein ganzes Vorgehen, das auf eine 
irkliche Reform der perſiſchen Finanzen abzielte, begegnete direkten oder 
direkten Hinderniſſen von ſeiten Rußlands und einem heuchleriſchen 
chweigen Englands. . . .“ 

Das ruſſiſche Ultimatum, das kürzlich der perſiſchen Regierung vor— 
legt wurde, beweiſt nicht nur, daß Perſien keinen Schritt vorwärts wird 
gachen können, ſolange der ruſſiſche Abſolutismus beſteht, ſondern es ver— 
telt zugleich alle Bemühungen, die auf eine Reform der perſiſchen Finanzen 
richtet ſind. Die drei weſentlichen Punkte des ruſſiſchen Ultimatums, das 
m der perſiſchen Regierung bereits angenommen wurde, find: 

1. Die Entfernung Morgan Schuſters, 

2. die Bezahlung einer Kontribution von 10 Millionen Rubel, 

3. die Anſtellung eines neuen Finanzverwalters, die von der Einwilli— 
ing Rußlands und Englands abhängig gemacht wird. 

So wurde Perſien eine neue, ſchwere Schuld aufgeladen und ihm zu- 
eich das Recht genommen, ſeinen Finanzverwalter nach eigenem Gut— 
inken zu wählen. Fortan kann zum Poſten eines Verwalters der Staats- 
nanzen nur ein Mann berufen werden, der der ruſſiſchen Regierung ge— 
ahm iſt, das heißt, der durchaus nicht die perſiſchen Finanzen reformiert, 
ndern das Land mit neuen Schulden überhäuft und fo immer mehr 
m ruſſiſchen Joche unterwirft. 

| Welches war nun der unmittelbare Vorwand für die Überreichung des 
iſſiſchen Ultimatums? 

An der jüngſten reaktionären Erhebung hatte neben dem Schah Mehmed 
li auch ſein jüngerer Bruder, Schoa-es⸗Saltaneh, teilgenommen. Da 
eſe Erhebung der perſiſchen Regierung große Auslagen verurſachte, be— 
loß fie, das Eigentum der reaktionären Prinzen zu konfiszieren. Die 
erſiſche Regierung benachrichtigte alle diplomatiſchen Vertreter der fremden 
kächte von dieſem ihrem Entſchluß. Als ſie aber Gendarmen nach dem 
auſe des Schoa⸗es⸗Saltaneh ſchickte, befahl der ruſſiſche Konſul in Teheran 
m perſiſchen Koſaken, die Gendarmen zu vertreiben und das Haus zu 
Segen. Er behauptete nämlich, Schoa-es-Saltaneh ſei Schutzbefohlener der 
iſſiſchen Bank. Morgan Schuſter erklärte daraufhin dem ruſſiſchen Konſul 
n Namen der perſiſchen Regierung, daß die von dieſem getroffenen Maß— 


ts 


I Es iſt das die von dem ruſſiſchen Oberſt Liachoff gebildete und einexerzierte 
ſchutztruppe Mehmed Alis, die nach der Vertreibung des Schahs ſich ſcheinbar den 
evolutionären angeſchloſſen hatte. (Anmerkung der Redaktion.) 
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Aegeln einer als unabhängig anerkannten Macht gegenüber 
ſeien. Er verlangte daher die Zurückziehung der Koſaken, inde 
gleich verſicherte, daß die perſiſche Regierung die Autorität der ruff 
Bank anerkenne. Als nun der ruſſiſche Konſul dieſe Erklärung unbe 
ließ, entſandte Morgan Schuſter eine größere Anzahl von Gendarmen u 
ließ die Koſaken aus dem Haufe des Schoa⸗es⸗Saltaneh vertreib 
handelte dabei vollſtändig im Einverſtändnis mit dem perſiſchen Ka 
Sofort nach dieſem Vorfall ließ die ruſſiſche Regierung ein Ultim 
überreichen, in dem ſie die Räumung des Hauſes von Schoa⸗ -e3-Salt 
die Erſetzung der Gendarmen durch Koſaken und die offizielle Abb 
perſiſchen Regierung wegen dieſes Vorfalls forderte. 5 

Da ſich das perſiſche Kabinett angeſichts der ſchwierigen Lage 
das ruſſiſche Ultimatum geſchaffen war, auflöſte, verzögerte ſich 
ſtimmende Erklärung der perſiſchen Regierung um einen Tag. Das 
ſich die ruſſiſche Regierung ſofort zunutze und überreichte das zweite 
matum, deſſen vorhin angegebene Forderungen mit dem en 
Streitgegenſtand eigentlich nichts zu tun hatten. a 

Das zweite Ultimatum gab durch ſeine Schärfe Anlaß zu den 
denſten Vermutungen. Man hielt die Tage der Unabhängigkeit P 
für gezählt, und in naiven Kreiſen ſowie in der über die perſiſch 
gelegenheiten ſchlecht informierten Preſſe begann man bald Morgan 
wegen ſeines „taktloſen Vorgehens“, bald wieder die perſiſche Regi 
wegen ihres „Zögerns“ zu tadeln. Indeſſen waren dieſe Vorwürfe vo 
ſtändig gegenſtandslos; das Ultimatum wäre früher oder ſpäter jede 
erfolgt, wenn auch die perſiſche Regierung ſich noch jo bemüht hätte 
Anlaß dazu zu geben. Denn die Zeit war reif für dieſes Ultimat 
die ruſſiſche Regierung konnte jederzeit einen Anlaß ſelbſt ſchaffen 


II. . 
Das ruſſiſche Ultimatum und die Ankunft der ruſſiſchen Ar 
Kaſwin brachte ganz Perſien in Aufruhr. Das Parlament, die Brodit 
räte, die öffentliche Meinung, die Preſſe uſw. erhoben ſich gegen Ruß 
Sie verlangten übereinſtimmend die einfache Zurückweiſung der ruſf 
Forderungen, auf die Gefahr ruſſiſcher Repreſſalien hin. „Unabhäng! 
oder Tod!“ Mit dieſem Rufe begegneten die Demonſtranten dem uff 
Ultimatum. Zugleich wurde in allen Sauptftädten Perſiens, in Teh 
Kaſwin, Reſcht, Täbris, Schiras und Isfahan der Boykott über die 
ſiſchen Waren verhängt. Die perſiſchen Hafenarbeiter weigerten ſi 
türkiſchem Beiſpiel, ruſſiſche Waren auszuladen. In kürzeſter Zei 
Situation ſo geſpannt und die politiſche Atmoſphäre jo mit € 
geladen, daß es zu blutigen Zuſammenſtößen zwiſchen der ruſſiſch 
und den Jidais (Revolutionären) in Reſcht, in Enſeli und Täbris 
mußte. In dieſer letzteren Stadt war der Zuſammenſtoß ſo hefti 
Hunderte von Opfern auf beiden Seiten forderte. Wir woll 
Augenblick bei den Einzelheiten der Geſchehniſſe verweilen, die ſich 
Dezember in Täbris abgeſpielt haben und noch abſpielen, einerſ 
die von der ruſſiſchen Telegraphenagentur in St. Petersburg übe 
breiteten Nachrichten falſch ſind, und weil andererſeits a em 
ſelbſt zahlreiche charakteriſtiſche Züge bieten. b 
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der Nacht vom 20. Dezember waren ruſſiſche Pioniere damit be- 
zwiſchen der Hauptarmee und dem ſoeben aus Ardabil in Täbris 


en Perſiſche Poliziſten unterſagten den ruſſiſchen Soldaten 
Arbeit und verlangten, daß ſie zuerſt die Genehmigung der perſiſchen 
2 einholten. Gleich darauf kehrten die vertriebenen Pioniere unter 


| perſiſchen Poliziſten nicht ruhig Are laſſen; ſie gaben auf die 
iſſen Feuer, töteten und verwundeten zwei und ſchlugen die anderen in 
2 Flucht Sofort war nun die in Täbris eingerückte ruſſiſche Militär⸗ 
| icht auf den Beinen, um die perſiſchen Poliziſten, die Revolutionäre und 
berhaupt alle Perſer, die im Beſitz von Waffen waren, zu entwaffnen. 
jes ruſſiſche Vorgehen mußte, beſonders in einem Augenblick, in dem 
z Perſien gegen Rußland infolge des Ultimatums aufgebracht war, 
türlich den bewaffneten Widerſtand der Poliziſten und Revolutionäre 
vo rufen. Und in der Tat trat beim erſten Angriff der Ruſſen ſofort 
ganze Stadt wie ein Mann unter die Waffen; der Kampf wurde im 
genblick allgemein. 

ein objektiver und unparteiiſcher Beobachter hätte die Perſer tadeln 
n, ſelbſt wenn ſie wirklich die Ruſſen zuerſt angegriffen hätten; denn 
as perſiſche Volk ſeine Verfaſſung erhielt, iſt es von den Ruſſen un⸗ 
sgeſetzt unterdrückt und gepeinigt worden, die durch ‚Ihre unerhörten 
rigen ſeit Jahren nur Haß und Abſcheu geſät haben. In der Tat aber 
en ſich die perſiſchen Revolutionäre, und beſonders die von Täbris, ſtets 
g und zurückhaltend benommen, und es waren die Ruſſen, die, wie jo- 
en gezeigt, die Feindſeligkeiten eröffneten, indem fie die beiden Poliziſten 
euchlings erſchoſſen. Und die folgenden Ereigniſſe zeigten, daß die Ruſſen 
eſen Konflikt vorſätzlich angeſtiftet hatten, um die Bevölkerung von 
is entwaffnen zu können, die ununterbrochen und mit Überwin⸗ 
aller Schwierigkeiten ſo lange die Reaktion bekämpft hat. Die Tele⸗ 
enagentur von St. Petersburg aber, die das Monopol für alle Nach⸗ 
n aus Täbris beſitzt, hat wie ſtets auch diesmal brav ihres Amtes ge— 
t, indem ſie die Lüge verbreitete, die Perſer hätten zuerſt die ruſſiſchen 
dach getötet. 


— 


n verurteilt und ſelbſt beſtraft. Die ruſſiſche Telegraphenagentur 
e ein ſolches Geheul erhoben hatte über die Barbarei der perſiſchen 
(Revolutionäre), hat wohlweislich über die ale Barbareien 


ren er an der friedlichen ſchutzloſen Bevölkerung, an Frauen und 
„ an harmloſen Paſſanten. Die 500 während der Kampftage ge— 
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Kinder. Rings um Baghe-Schemal, wohin die Ruſſen ihre Stre 
zuſammengezogen hatten, wurde die ſchutzloſe Bevölkerung erbarm 
hingemetzelt und bombardiert. Aber noch mehr. Die perſiſchen 
tionäre wachten mit der größten Sorgfalt in den Straßen und Baf 
unter ihrem Schutze ſtanden, über die Sicherheit des Eigentums n 
der Eingeborenen, ſondern auch der Fremden, ja der Ruſſen, und fie ft 
eigene Wachtpoſten vor die Tore der ruſſiſchen Bank. Die ruſſiſchen Ko 
aber plünderten alle Läden und alle Magazine, die ſich in ihrem Ge 
befanden, bis auf das letzte Stück aus, eine Plünderung, welche die 
wohner Täbris' an die Taten der Räuberbanden des berüchtigten Rah 
Chan gemahnte. Die Koſaken ſcheuten nicht einmal das Eigentum 
ſtaatstreueſten ruſſiſchen Untertanen, und es iſt bezeichnend, daß 
Plünderungen nur wenige Schritte vom ruſſiſchen Konſulat ſtattfanden, 
den an das Konſulat anſtoßenden Gebäuden. Das hindert aber natür 
die ruſſiſchen Staatsmänner und die ruſſiſche Telegraphenagentur kein 
wegs, der ziviliſierten Welt zu erzählen, Rußland ſende ſeine Trup 
nach Perſien, um die Intereſſen ſeiner Untertanen zu wahren und die 
5 Bevölkerung gegen Raub in Schutz su nehmen. 


an Mut gefehlt hätte. Sie hätten den Kampf f obglel 9 
wußten, daß ſie früher oder ſpäter jedenfalls unterliegen mußten. Abet 
konnten den Jammer der hingemordeten Familien nicht mehr 1 
das zwang ſie, den ausſichtsloſen Kampf aufzugeben. Er 

Nachdem die Revolutionäre abgezogen waren, langte die neue Bi 
ſtändig in ihre Gewalt über. Bei Abſendung der Truppen hatte 
ſiſche Regierung offiziell bekannt gegeben, ſie beabſichtige nicht, 


Fidais zu betrafen, das heißt die Revolutionäre, die an der jüngſter 
hebung teilgenommen hatten. Wie groß war aber das allgemein 
ſtaunen, als der ruſſiſche Generalſtab, indem er den Belagerungszuſte 
über die Stadt verhängte und Kriegsfeldgerichte errichtete, begann, zu 
mit den „ſchuldigen“ Fidais auch die Konſtitutionellen mit dem Galgı 
beſtrafen, die zwar an dem letzten Aufſtand gar nicht teilgenommen 
aber eines anderen Verbrechens „ſchuldig“ gemacht hatten, nämlich aı 
Gewinnung einer parlamentariſchen Verfaſſung für ihr Land teilgenor 
zu haben. . .. Und gar bald mußte man einſehen, daß die ruſſiſche A 
ins Land gekommen war, um gegen die perſiſche Verfaſſung zu käm 
Kaum waren die Ruſſen in Täbris eingerückt, als ſie alle Einrichtu 
der Verfaſſung auflöſten: den Provinzialrat, den Stadtrat, das 
gericht, die Polizei uſw. Mit wahrem Vandalismus zerſtörten ſie d 
bäude des Provinzialrats und konfiszierten das Eigentum der bek 
Konſtitutionellen, darunter die Beſitzungen Sattar⸗Chans und B 
Chans, die ſeit zwei Jahren in Täbris leben. Das ärgſte aber iſt, da! 
Ruſſen den berüchtigten Reaktionär Samat⸗Chan mit ſeiner Räuberb 
wieder zurückführten, der vom Beginn der revolutionären Bewegung 
heute die perſiſche Verfaſſung bekämpft hat. Und man muß zugeben, er st 
der würdige Diener der Ruſſen, denn er vollendet alles, was die 


b nicht ausgeführt haben. Neben den ruſſiſchen Galgen hat Samat⸗ Ehe 
| zen eigenen beſonderen Galgen aufgerichtet und hängt Tag für Tag unter 
| wendung von Foltern eines Dſchingis⸗Chan die Beſten unter den Revo⸗ 
tionären von Täbris. Er erpreßt gewaltſam große Summen von den 
pohnern von Täbris und im Verlauf einer Woche hat er bereits eine 
\ n Kaufleuten von Täbris abgepreßte Summe von 300 000 Rubel in den 
ai nken auf Zins angelegt. Dieſe Wirtſchaft geht ſo fort, und die ver⸗ 
nigte ſchwarze Reaktion der Ruſſen und Samat⸗Chans wütet in Täbris 
rart, daß die Stadt einer Hölle auf Erden gleicht und daß von ihrem 
ühenden Zuſtand nichts übrig bleibt als Aſche. Niemand vermag ſich zu 
ihren, und die arme Bevölkerung kann unter den Drohungen von Schrecken 
1d Tod nicht einmal gegen die vielfachen Gewalttaten und Ungerechtig⸗ 
iten proteſtieren, die ſich täglich ereignen. Von politiſchen Parteien, der 
mokratiſchen oder der ſozialdemokratiſchen Organiſation, iſt nicht mehr zu 
den, ſie ſind vollſtändig zerſtört; und das in derſelben Stadt, die der per⸗ 
n Revolution vorangegangen iſt, ihr die Richtung gegeben hat und ihr 
Aitelpunkt war. Noch trauriger iſt es vielleicht, daß Täbris und die ganze 
rovinz Aſerbaidſchan an den Wahlen für den dritten Medſchlis, die bereits 
e haben, ſo lange nicht teilnehmen können, als Samat⸗Chan in 
age ſein. 
ie ruſſiſche Regierung wird aber zweifelsohne auch fernerhin vor 
ropa behaupten, daß Rußland ſich in die inneren Angelegenheiten Per⸗ 
18 Bid): einmiſche. 


III. 


Es iſt ſicher, daß der ruſſiſche Abſolutismus nicht in gutem Einvernehmen 
it einem konſtitutionellen Perſien leben kann; es iſt ebenſo ſicher, daß 
erſien nicht imſtande iſt, den ruſſiſchen Deſpotismus zu bezwingen. Doch 
d rängt ſich die Frage auf: Gibt es denn keine andere Macht, die, durch 
onomiſche oder politiſche Intereſſen mit dem konſtitutionellen Perſien 
knüpft, der Willkür Rußlands Zügel anlegen könnte? 

Die Macht, die ſich nächſt Rußland am meiſten für das Schickſal Per⸗ 
ens intereſſiert, iſt England. Auf den erſten Blick könnte es ſcheinen, daß 
e perſiſche Verfaſſung auf Sympathie und Schutz Englands rechnen dürfte, 


0 1 lands in Perſien bezeichnete. Tatſächlich hatte Rußland alles, was es 
5 der Herrſchaft der Schahs gewonnen hatte, verloren, ſobald das 


. 
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äbris bleibt, und jo wird der Medſchlis ſeiner beiten Mitglieder be⸗ 


* 
wet 


gültig Daß ſich Rußland in die inneren Angelegenheiten Perſiens | 
daß es ſeine Offiziere ausſchickt, um das Parlament zu bombardieren, 
es reaktionäre Bewegungen anſtiftet, daß es die Verfaſſung in Täbris a 
hebt und Berge von menſchlichen Leichen aufhäuft, das alles kümmert En 
land recht wenig. Die engliſche Diplomatie hat ſich noch niemals dazu a 
geſchwungen, gegen die ruſſiſchen Übergriffe zu proteſtieren, ja auch m 
gegen die vielfachen Fälle von Verletzungen des Vertrags von 197. 
Aber nicht nur die eben erwähnten Umſtände, ſondern auch das Au 
treten Deutſchlands, das ſtändig an Macht gewinnt, führt England zu ein 
gewiſſen Gleichgültigkeit in der perſiſchen Frage; denn es kommt ihm v 
allem darauf an, die Freundſchaft Rußlands zu gewinnen, um Deutſchlat 
in Europa zu iſolieren. Das konſtitutionelle Perſien hat alſo von Englar 
nichts zu erwarten; im Gegenteil, „das klaſſiſche Land der politiſchen Fre 
heiten“, wie man England einſt nannte, hat begonnen, im Süden Perfier 
dieſelbe Unterdrückungspolitik zu treiben wie Rußland im Norden. 
In ſeiner Abneigung gegen Rußland und England neigte das 
ſtitutionelle Perſien einen Augenblick zu Deutſchland. Tatſächlich habe 
deutſchen Handelsbeziehungen mit Perſien ſeit der Revolution große 
ſchritte gemacht. Jedoch der deutſche Imperialismus, der ſtets die Beut 
eines Schattens willen fahren läßt, wie es in der Fabel heißt, zeigte 
auch dieſes Mal unfähig, aus der Situation des perſiſchen Volkes Nu 
zu ziehen, und verkaufte ſeine Rechte in Perſien an Rußland, um defl 
Unterſtützung in der Marokkoangelegenheit zu gewinnen. Wieviel Vortei 
wären der deutſchen Industrie erwachſen, wenn Deutſchland ſeine Stellm 
in Perſien gewahrt und durch die Verlängerung der Bagdadbahn ſei 
Handelsbeziehungen zu Perſien erweitert hätte, Wong ſchon ganz von 
ein günſtiges Terrain vorbereitet war. 
Die vierte Macht, die ſich für Perſien intereſſiert, iſt die Türke 
wünſcht nicht, daß die ruſſiſche Reaktion in Perſien die Oberhand gew 
weil das eine Rückwirkung auf die Türkei ausüben würde; auch denkt 
daran, da ſie doch der mohammedaniſche Grenznachbar iſt, in nächſter 
ihre ökonomiſchen und politiſchen Beziehungen zu Perſien zu erweiter 
Aber die inneren und äußeren Komplikationen der letzten Jahre werde: 
noch nicht geſtatten, Perſien tatkräftig zu Hilfe zu kommen. Solang 
Türkei ſich unfähig zeigen wird, die verſchiedenen Stämme ihres La 
mit einem kräftigen und dauerhaften Bande an das Reich zu knüpfe 
lange wird ſie auch nicht imſtande ſein, Rußland daran zu hinder 
Perſien nach ſeinem Willen zu ſchalten. Und ſolange die oben auseina 
geſetzten politiſchen Beziehungen nicht eine andere Form angenom 
haben, ſo lange muß das perſiſche Volk in den Klauen des ruſſiſchen 
ſolutismus ſchmachten, bis die ruſſiſche Revolution von neuem ausk 
und das ruſſiſche Proletariat ſich ſeine politiſchen Rechte ipiedererober! 
es fich zum Teil ſchon im Jahre 1905 erzwungen hatte. Ja unter den je 
Verhältniſſen wird die endgültige Befreiung des perſiſchen Volkes au 
mit der Befreiung des ruſſiſchen Volkes kommen. 5 
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Je Politik J. B. v. Schweitzers und die Sozialdemokratie. 
Von H. Laufenberg. 


IL, 


| Schon die auf Beſeitigung der Koalitionsverbote und Eroberung des 
gemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes gerichteten Beſchlüſſe des 
Guttgarter Vereinstags bedeuteten für die fortſchrittlichen Arbeitervereine 
eien entſchiedenen Ruck nach links. Mehr noch galt dies von dem Pro- 
(amm der ſächſiſchen Volkspartei, die am 19. Auguſt 1866 zu Chemnitz ins 
oben trat, als eben der Donner von Königgrätz verhallt war. über den 
kinbürgerlich⸗demokratiſchen Boden ging freilich auch dieſes Programm 
icht hinaus. Trotz mancher Berührungspunkte mit den Forderungen des 
a Deutſchen Arbeitervereins verſtand es unter dem allgemeinen 
ahlrecht weder die Herrſchaft der Arbeiterklaſſe im Staat, noch unter der 
erderung der Produktivgenoſſenſchaften eine Umwälzung der Produktions⸗ 
iſe im ſozialiſtiſchen Sinne. In organiſatoriſcher Beziehung erſchien die 
ſhſiſche Volkspartei vollends als der Gegenpol des Allgemeinen Deutſchen 
Fbeitervereins. Hier ein ſtreng zentraliſtiſches Gebilde, eine reine Ar— 
literpartei, die Auseinanderſetzung mit der bürgerlichen Demokratie er- 
higt; dort lokale Dezentraliſation, die Grenze zwiſchen Kleinbürgertum 
d Arbeiterſchaft noch nicht gezogen, das Denken noch im Bannkreis der 
Irgerlichen Demokratie. Der Allgemeine Deutſche Arbeiterverein anerkannte 
in Deutſchen Krieg als ein Ereignis von entſcheidender Bedeutung; Berlin ſei 
1s Machtzentrum, auf das fortab eingewirkt, dem die übrigen deutſchen 
(taaten angegliedert werden müßten. Dagegen hielt die ſächſiſche Volks⸗ 
rtei an der großdeutſch⸗demokratiſchen Einheitstendenz feſt, verlangte Zu- 
immenberufung eines alldeutſchen konſtituierenden Parlaments und Teil⸗ 
ihme an den Wahlen zum norddeutſchen Reichstag, „um das Gewaltwerk 
1 1866 auf dem Boden ſeiner eigenen Inſtitutionen bis zur Vernichtung 

bekämpfen“. Und wie die ſächſiſche Volkspartei ſich überwiegend aus Ar⸗ 
BR zuſammenſetzte, war gerade dieſer großdeutſch-demokratiſche Stand- 
‚net Ausdruck ihres proletariſchen Kernes. Hatte beim Ausbruch des 
‚sten Krieges die ſächſiſche Großbourgeoiſie Anſchluß an Preußen geſucht, 
kehrten Arbeiter und Kleinbürger nur deſto entſchiedener den entgegen— 
ſetzten Standpunkt hervor, kamen ſie den Auffaſſungen des Revolutions⸗ 
Ihres deſto näher, das der deutſchen Demokratie den entſchiedenſten und 
inſten Ausdruck verliehen hatte. Das rapide Aufkommen der fabrik— 
äßigen Induſtrie ſetzte Tauſende und Tauſende von Händen frei. Welche 
erſöhnung ſollte möglich ſein zwiſchen dem Todesgang der Handarbeit 
» der politiſchen Inſtitution, die die ökonomiſche Herrſchaft ihrer Tod—⸗ 
inde befeſtigte? Vernichtung des Gewaltwerkes von 1866, das hieß hier 
1 0 bis zum äußerſten wider entſetzensvolles Elend. Was das Chem⸗ 
ger Programm nicht enthielt, enthielt dieſe Taktik, den Gedanken des 
laſſenkampfes wider den neudeutſchen Klaſſenſtaat. So ſetzte gerade der 
edanke der proletariſchen Taktik beide Organiſationen in Gegenſatz. Und 
| war das Fußgewicht der hiſtoriſchen Stellung, wenn die ſächſiſche Volt3- 
tei die Klarheit dieſes Gegenſatzes trübte und ſich der Deutſchen Volks— 
tei anſchloß, mit der ſie nichts verband als die negative Eigenſchaft des 
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Preußenhaſſes, der hier jedoch nicht eboli Geſinnun 
überwiegend partikulariſtiſcher Krähwinkelei entſproß. 5 
Erklärlich, wenn ſchon über den Wahlen zum konſtituierenden Rei 
die Gegenſätze hervorbrachen. Auch im Reichstag traten fie in kurzen 
ſcharfen Kontroverſen zwiſchen Liebknecht und Schweitzer zutage. B 
das ſeit Anfang 1868 erſcheinende „Demokratiſche Wochenblatt“, 
Liebknecht redigierte Organ der ſächſiſchen Volkspartei, zu Angri 
Schweitzer über, die dieſer monatelang unbeachtet ließ. Als dann 
gemeine Deutſche Arbeiterverein im Auguſt 1868 auf der Generalv: 
lung zu Hamburg fein Einverſtändnis mit den Beſtrebungen de 
nationalen Arbeiteraſſoziation ausſprach, wenige Tage ſpäter die fo 
lichen Vereine ſich auf der Tagung zu Nürnberg der Internationa 
lich anſchloſſen, beide Kongreſſe angeſichts der wieder machtvoll auflek 
Lohnkämpfe die Organiſation der Berufsbewegung für notwendig erk. 
ſchien die Möglichkeit einträchtigen Zuſammenwirkens gegeben. Ernf 
näherung wurde geſucht und — ſcheiterte. War für die Gemeinſamke 
dem Felde der politiſchen Bewegung die Zeit noch nicht reif, jo noch fh 
weniger auf dem der wirtſchaftlichen. Und die letztere trat diesmal mit ı 
ſo größerem Gewicht auf, als inmitten einer chaotiſchen Gärung des 
ſchaftslebens alle die organiſatoriſchen Fragen dringend der 
heiſchten, die das Jahr 1865 unbeantwortet gelaſſen hatte. 
Als der Polizeiſtaat die interlokale Organiſation der Zünfte ze 
und den Einfluß der örtlichen Geſellenſchaften auf die Geſtaltung d 
beitsverhältniſſes brach, mußte er eines beſtehen laſſen, wollte er nicht 
hunderte alte Einrichtungen zum Schaden auch der beſitzenden 
beſeitigen: die Zunftkaſſen. In ihnen pflanzte der organiſatoriſche ( 
danke der Zunft ſich fort. Aber wie die fortſchreitende Arbeitsteilung 
dem zünftig beſtimmten Arbeitsprozeß des Handwerkes eine ſtets wa 
Zahl freier Hantierungen abſchält, zerſplitterte ſie namentlich in den 
ſtädten mit der alten Geſellenſchaft auch das Kaſſenweſen. Stärkun 
Zentraliſation des letzteren auf lokaler und interlokaler Baſis wurd 
das erſte Beſtreben der Arbeiterſchaft. Schön die Arbeiterverbr: 
des Jahres 1848 verſucht die Errichtung von örtlichen Unterſtütz 
kaſſen aller Art, und plant ſelbſt eine nationale Arbeiterzentra 
hauptſächlich freilich zur Förderung von Produktivgenoſſenſchaften. J 
Folgezeit werden nicht allein zahlreiche Zunftreſte mit Hilfe des ft 
weſens erhalten; in den Manufakturen bilden ſich wie bereits frühe 
lokale Fachvereine, und der Statutenentwurf, den das Leipziger 3 
komitee vor der Gründung des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins 
Begutachtung verſandte, forderte die Errichtung einer allgemeinen 't 
beiterverſicherungsanſtalt, eine Forderung, die Laſſalle allerdings aus 
endgültig angenommenen Statut fernzuhalten wußte. Als nun d 
Streikbewegung des Jahres 1865 einſetzte, hatte ſie nicht nur zur pol 
Bewegung, ſondern auch zu den Traditionen, Organiſationen und 
der Vergangenheit ihre Stellung zu finden. Die gelernten Arb 
Zunft brachen mit den alten Zuſtänden mittels der Forderung, ı 
der modernen Organiſation dürfe kein Kranken⸗ und Sterbegeld zah 
überhaupt keine Unterſtützungskaſſe im alten Sinne, fie müſſe Kampf 
ſein. Der überwiegend ungelernten Fabrikarbeiterſchaft lagen dageg 0 
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e die von den Zunftgeſellen abgelehnten Unterſtützungsarten um ſo 
her, als ihre organiſatoriſche Sammlung notwendig mit dem fabrik⸗ 
ßigen Zuſammenſchluß begann. Um dieſe Beſtrebungen ſchlang die 
ale allgemeine Arbeiterunterſtützungskaſſe, wie ſie 1865 in Hamburg be⸗ 
id und die Fabrikarbeiterſchaft der Lohnbewegung angliederte, ein erſtes 
nd der Einheit, wobei die Fabrikarbeiterſchaft den Beitritt im einzelnen 
r nach Fabriken, die Geſellenſchaft bei ihrem engeren Zuſammenhalt 
d ihrer gleichartigen Tätigkeit den Beitritt nach Gewerken bevorzugte. 
ß die Zentralkaſſe in Anlehnung an den Stand der Handwerkskaſſen die 
ganiſation noch als eine Funktion der Kaſſe erſcheinen, ſo legte ſie auf 
anderen Seite den Grund zum örtlichen Berufskartell. Beide traten 
auch ſelbſtändig nebeneinander. Damit erhob ſich die neue Frage, wie 
inander organiſatoriſch bei⸗ und unterzuordnen ſeien. Hinzu kam, daß 
efolge der Bewegungen des großen Streikjahrs die Manufakturarbeiter 
nationalen Berufsorganiſation übergingen, die Buchdrucker auf föde⸗ 
iſtiſcher, die Tabakarbeiter auf zentraliſtiſcher Baſis, und damit neben die 
agen der lokalen die der zentralen Organiſation ſtellten. Ein Gewirr ſich 
zuzender, bedeutungsvoller organiſatoriſcher Probleme! 

Gegenüber den Lohnkämpfen von 1865 vertrat der „Sozialdemokrat“ 
Laſſalleſche Auffaſſung. Die ſich noch zur Epidemie geſtaltende Streik⸗ 
ick laſſe ſich, zumal im Hinblick auf die politiſchen Ziele der Arbeiterſchaft, 
ht vollends billigen. Das Koalitionsrecht ſei zwar ein unzweifelhaftes 
0 t der Arbeiter, und der „Sozialdemokrat“ trete daher nachdrücklich für 
selbe ein; aber die Agitation dafür gehe nicht von den Anhängern der 
alleſchen, ſondern von der Schulze⸗Delitzſchen Richtung aus. „Einſtweilen 
verbitten wir es uns ernſtlichſt, daß man uns als ſolche denunziere, 
vom Koalitionsrecht und derlei Dingen eine durchgreifende Verbeſſe⸗ 
ing der Lage der Arbeiter erwarten.“ Der Krieg und die ihm folgende 
ſrtſchaftliche Depreſſion fegten die neuen organiſatoriſchen Anfänge größten⸗ 
ls hinweg, ließen einen tiefen Peſſimismus nach der wirtſchaftlichen Seite 
aß greifen. Als dann 1867 in Frankreich und England große Streiks der 
'ongearbeiter, Maſchinenbauer, Schneider und anderer Berufe ausbrachen, 
inte das Blatt: Bürgerliche und proletariſche Okonomie lägen ſich zwar 
s heftigſte in den Haaren, aber in einem Punkte, in der Betonung der 
loſigkeit der Streiks ſeien ſie einig. Die Erfahrung beſtätige dieſe 
faſſung, ginge doch die Hälfte der Lohnkämpfe verloren, und die andere 
te laſſe es zweifelhaft, ob der Verluſt den Gewinn aufwiege, wie denn 


die Arbeiterbewegung zum Ausbruch zu bringen und zu der Höhe zu 
hren, wo ſie für den politiſchen Kampf reif werde. Wo aber die Arbeiter⸗ 
wegung für ihre letzten Ziele wirken könne, mithin gerade in den mo⸗ 
kapitaliſtiſchen Staaten, ſeien Streiks in der Regel nicht zu billigen. 
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Als nun im Frühling 1868 die Lohnkämpfe erneut auch nach Deut 0 
übergriffen, erfaßte Schweitzer ſofort ihre hohe, namentlich politiſche T 
weite, wie er denn aus Marx' inzwiſchen erſchienenem Hauptwerk man 
gelernt hatte. Er wiederholte, die Klaſſenerkenntnis des Arbeiters beg 
bei der Lohnfrage, im Streik lerne er Solidarität üben. Keineswegs wü 
die Arbeitseinſtellungen den Arbeitern von der Bourgeoiſie aufgedrä 
fie gingen vielmehr ſelbſtändig aus dem arbeitenden Volke hervor. E 
bedeutſam, daß die Reichen die Gewährung des Koalitionsrechtes hin 
zuſchieben trachteten; wäre das Recht ohne praktiſche Bedeutung, w 
man es längſt zugeſtanden haben. Vielmehr ſeien die Streiks „ein ( 
ſchichtlich notwendiges übergangsſtadium zur wahren Herrſchaft der fozi 
liſtiſch⸗kommuniſtiſchen Bewegung“. War Schweitzer ſomit dem Verſtändr 
des modernen Lohnkampfes weſentlich näher gekommen, ſo zeigte ſich di 
bald genug, daß das Weſen der beruflichen Organiſation ihm nach wie v 
verſchloſſen blieb. Das aber wurde im gegebenen Augenblick von a 
ſcheidender Bedeutung. ei 

Inwieweit 1865 das Eindringen der Fabrikarbeiterſchaft in die wi 
ſchaftliche Bewegung die politiſche Diskuſſion verſchärfte, entzieht ſich d 
Beurteilung. Gewiß iſt, daß die fortſchrittlichen Arbeiter den Lohnkä npf 
nicht fernſtanden, gewiß auch, daß die großſtädtiſche Oppoſition im A 
gemeinen Deutſchen Arbeiterverein die Gedanken der Demokratie wil 
die Politik der Vereinsleitung ausſpielte. Seitdem hatte in den Beruf 
die dem Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein das Gepräge gaben, 
Werkzeugmaſchine Fuß gefaßt, das Baugewerbe ſah ſich durch Entfaltu 
des Großſtadtweſens revolutioniert, andere Induſtrien, vor allem die bi 
ſchiedenen Zweige der Metallverarbeitung verfielen rapid dem Großbetri 
Eine tiefe Zerriſſenheit ging durch den Arbeitsprozeß der Gejellichaft, i 
ſich bei aufſteigender Konjunktur verſchärfte und auf die Arbeiterſch. 
übertrug. In den Lohnbewegungen von 1868 und 1869 drängt die Fabr.: 
arbeiterſchaft ſtürmiſch vor, tritt ſie der Handwerksgeſellenſchaft ebenbür‘ 
zur Seite. Galt es unter ſolchen Verhältniſſen auf wirtſchaftlichem Geb 
die organiſatoriſche Formel zu finden, die Berufsbewegung der politiſcht 
Klaſſenbewegung anzugliedern, ſo ergibt ſich von ſelbſt, daß die Löſung de 
Problems keine einheitliche, daß fie nur Widerſpiegelung der gegeben 
Tatſachen zu ſein vermochte. | 5 | 

Als Selbſtregierung der Arbeiterſchaft Demokratie, als Negation 
Kapitalismus Diktatur, iſt auch die proletariſche Organiſation zwieſchlä 
tigen Weſens, deſſen beide Seiten in den Bedingniſſen des Gia 
Maß und Einklang finden, letzterhand von den Bewegungsverhältnißs 
des geſellſchaftlichen Milieus beſtimmt werden. Wiewohl die Grundla 
bleibt die Demokratie das immer wiederkehrende Problem der Arbeit 
bewegung. Die politiſche Bewegung begann mit der perſönlichen Diktat! 
Die Berufsorganiſation duldet eine ſolche nicht, und ihr Aufkommen deut 
an, daß auch auf politiſchem Felde die perſönliche der kollegialen Verw⸗ 
tung zu weichen habe. Wie aber eine Kollegialverwaltung herzuſtellen |, 
war eine Frage der Praxis, die ſich für die Manufakturarbeiter und Har 
werksgeſellen angeſichts der durch das Kaſſenweſen erhaltenen oder n. 
gebildeten Organiſationen anders beantwortete, denn für die Fabr⸗ 
arbeiterſchaft, wo, wie geſagt, die Arbeitsſtelle den organiſatoriſchen 0 


= 
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nüpfungspunft darſtellte, die ſcharfe kapitaliſtiſche Konkurrenz die 
zranchen und Spezialitäten raſch vermehrte, Abgliederung und Grenzen 
es Berufs ſich in vollem Fluſſe befanden. Man hat das Gewerkſchafts⸗ 
tatut der Laſſalleaner ein widerſinniges genannt. Mit Unrecht, wie ſchon 
er Umſtand erkennen läßt, daß es offenbar von Fritzſches Hand, dem 
Fründer und Leiter der Tabakarbeiterorganiſation, herrührte, und die 
zolzarbeiter unter York Führung es in den entſcheidenden Zügen ihrer 
Irganifation zugrunde legten. Die für dasſelbe charakteriſtiſche Ausſchuß⸗ 
dee entſprach den Bedürfniſſen der erſtbezeichneten Berufsſchichten, und 
Schweißer war vollauf im Rechte, wenn er gegenüber Marx' Einwänden 
on der allzu diktatoriſchen Spitze betonte, einmal beſtehe das Präſidium 
us drei Perſonen, und zum anderen habe es in den wichtigſten und ent⸗ 
cheidenden Fragen „gar nicht mitzuſprechen, ſondern einfach nach den Be⸗ 
chlüſſen des großen, aus lauter Arbeitern beſtehenden Ausſchuſſes zu ver⸗ 
ahren“. Als in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre die Korporativ⸗ 
ſewegung erneut einſetzte, nahm fie auch den Gedanken des Fritzſcheſchen 
Statuts wieder auf, und erſt in den letzten Jahren gelangte die Entwicklung 
um Abſchluß, die in der einſchlägigen Gewerkſchaftsgruppe die Ausſchüſſe 
mus ihrer zentralen Stellung verdrängte und ihre Befugniſſe an die Organi⸗ 
ationsvorſtände übertrug, auch hier Zentralvorſtand und Ortsfiliale als 
gie Pole der Entwicklung einander gegenüberſtellte und dahin gelangte, 
vo das auf die Fabrikarbeiterſchaft zugeſchnittene Gewerkſchaftsſtatut der 
Eiſenacher von Anfang an geſtanden hatte. 

Nicht das gewerkſchaftliche Normalſtatut, wie wiederum Norf3 und 
Fritzſches Zugehörigkeit zu den Eiſenachern dartut, ſondern das Statut des 
nit der politiſchen Organiſation ſich notwendig eng berührenden Gewerk⸗ 
chaftsverbandes war entſcheidend. Als Bebel ſein Normalſtatut für Ge⸗ 
verksgenoſſenſchaften veröffentlichte, ließ er die Frage eines Gewerkſchafts⸗ 
gerbandes zunächſt offen. Später huldigte er mit Pork der Auffaſſung, es 
jollten die einzelnen Gewerkſchaften ſich ſelbſtändig organiſieren, ihr eigenes 
Organ beſitzen, durch eine oberſte Behörde und ein von ihr herausgegebenes 
Zentralblatt zu einer Union verbunden ſein: im weſentlichen die Organi⸗ 
ation, die heute durch die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſch⸗ 
lands verwirklicht iſt. Anders die Laſſalleaner. Sie hatten über der De⸗ 
A onsperiode den Gedanken des politiſchen Kampfes immer ausſchließ⸗ 
licher betont. Die leitenden Schichten des Vereins in die Berufsbewegung 
hineinzuziehen, war nur möglich, wenn dieſe mit der politiſchen eng ver⸗ 
quickt, gewiſſermaßen in deren Dienſt geſtellt wurde. Zudem hatte ſich die 


innere Entwicklung des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins bisher in der 
Stärkung der Präſidialmacht vollzogen, und im gleichen Sinne behandelte 
man die neue Aufgabe. Präſident des Verbandes der Arbeiterſchaften, wie 
die Laſſalleaner die Gewerkſchaften nannten, wurde der Präſident des All⸗ 
gemeinen Deutſchen Arbeitervereins, eine Löſung, die äußerlich als Kom⸗ 
promiß zweier Perſonen — Schweitzer und Fritzſche — in Wahrheit zwi⸗ 
ſchen zwei Materien, den Erforderniſſen der Berufsorganiſation und der 
herrſchenden Auffaſſung des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins er⸗ 
| en deſſen Präſident jederzeit die volle Macht der politiſchen Organi⸗ 
ſation im Verband der Arbeiterſchaften zur Geltung bringen konnte. Aus⸗ 
| drücklich hieß es im Statut des Verbandes, daß die Gewerkſchaften ihre 
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Vertreter mit abſoluter Vollmacht auszurüſten hätten, jede 
ſich den Beſchlüſſen und Anordnungen der Generalverſammlung 
Behörden des Verbandes zu fügen habe. Eine Stärkung der Präſi 
befugniſſe zu einer Zeit, wo die politiſche Diktatur abgedankt werden m 
und im weiteren ein Verſtoß gegen die Entwicklungsbedingungen der 
porativbewegung, hatte doch die Diktatur für die anhebende Gewerkſ ch 
bewegung große Bedeutung. Die ſtraffe Präſidialmacht ſtellte ihr 
nötigen Agitatoren zur Verfügung, und wenn die Zimmererſtreiks 
1868 weit über 20 000, der Streik der Leipziger Zigarrenarbeiter, der 
in der Lauenſteinſchen Wagenfabrik zu Hamburg je über 5000, die St 
der Maurer, Weber, Tiſchler, Metallarbeiter viele Tauſend Tale 
ſchlangen, dankte man es der durch den Präſidenten vermittelten 
ziellen Unterſtützung des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins, d 
jungen Organiſationen von den Laſten der über ſie hereinbrechenden 
kämpfe nicht ſofort erdrückt wurden. 5 N = 
Gleichwohl ftellte dieſe Sachlage, die die Anhänger Bebels und 9 
knechts zum ſchärfſten Kampfe wider Schweitzer ſpornte, auch für den 
gemeinen Deutſchen Arbeiterverein die Frage der Diktatur zur Deb 
Die Vorgänge auf der Generalverſammlung zu Barmen⸗Elberfeld 
bekannt, die perſönliche Diktatur wurde erheblich beſchnitten. Aber v 
ſchon die weiter Blickenden ſich dieſer Notwendigkeit nicht verſchloſſen, fi 
war die überwiegende Mehrheit der Vereinsmitglieder keineswegs mit der 
gefaßten Beſchlüſſen einverſtanden, wie Schweitzer auf einer unmitte 
nach der Generalverſammlung unternommenen Rundreiſe zur Genüge 
fuhr. Mit der Ausbreitung der Maſchine hebt ſich der heiminduſtr 
Charakter der im Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein führenden S | 
nur deſto ſchärfer ab — den Kern der Laſſalleſchen Tiſchlerorganiſ. 
beiſpielsweiſe bildet nach eingetretener Spaltung das überwiegend h 
induſtrielle Hamburg. Wohl gliedern ſich dem Verein neue Beru 
gleichfalls handwerksmäßiger Technik, vor allem die Maurer und } 
merer an, bei denen ſich aus der Zunftzeit in den Vereinen der fren 
Geſellen gleichfalls ſtarke Organiſationsreſte erhalten haben, die die 
duktions⸗, die Arbeitsgenoſſenſchaft im Kampfe mit dem Unternehmertun 
trefflich zu gebrauchen wiſſen, der Korporativbewegung eine gewiſſer m. 
traditionelle Sympathie entgegenbringen. Der Unterſtützung des Verein 
in hohem Maße bedürftig, können ſie noch nicht daran denken, deſſen Richtum 
beſtimmen zu wollen. Dagegen haben jene heiminduſtriellen Schichten 
Abneigung gegen den ſelbſt inſzenierten Streik nicht überwunde 
finden ſie die Angriffſtreiks vielfach als Beſteuerung zugunſten arg 
kurrenten. Träger des Angriffſtreiks aber war die Berufsbewegung. 
die Bemängelung ihrer teuren Verwaltung, das Zurückgreifen < 
tief in dieſen Schichten wurzelnde Idee einer allgemeinen Arbeiterun 
ſtützungskaſſe. Nicht eine Gewerkſchaftsunion gelte es zu ſchaffen ge 
über dem Unternehmertum, ſondern eine Unionsgewerkſchaft, die d 
beiter aller Berufe umfaſſe, jeden Augenblick in der Lage ſei, die ve 
Macht der geſamten Klaſſe zur Abwehr von Übergriffen der Unterneh 
in die Wagſchale zu werfen. Eine Form der Organiſation zudem, die ſich 
an die des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins eng anzulehnen und da 
mit die höchſte Form auch der wirtſchaftlichen Organiſation zu bilden ſch 
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daß Schweitzer die Beſchlüſſe von Barmen - Elberfeld als Kränkung 
| mpfand und ſie zugleich für verfehlt hielt, wird bei feiner Auffaſſung von 
ee Bedeutung der Präſidialverfaſſung für die innere Entwicklung des 
Zereins nicht überraſchen. Daß ſich die Kerntruppen des Vereins, die von 
em Präſidenten Abhilfe ihrer Beſchwerden hinſichtlich der gewerkſchaft⸗ 
ich n Organiſation erhofften, mit jenen Beſchlüſſen nur widerwillig ab⸗ 
anden, mochte ihm die Situation von 1867 in die Erinnerung rufen, wo 
ie kategoriſch geforderte und durchgeſetzte Stärkung der Diktatur eine 
zpoche raſcher Aufwärtsbewegung eingeleitet hatte. So kam jene Wieder- 
ereinigung mit der Hatzfeldgruppe, die die Beſchlüſſe von Barmen-Elber- 
eld über den Haufen ſtieß und diesmal zum Schaden der Sache zeigte, 
vie wenig in Schweitzer Perſon und Sache ſich trennen ließen. Er be⸗ 
riedigte das eigene Gelüſt und glaubte dem Verein zu dienen. In der 
kat gewann er organiſatoriſche Stützpunkte in Sachſen, die er ſelbſt 
urch Überſiedlung von Agitatoren zu lebensfähigen Gegenorganiſationen 
u entwickeln trachtete. Zugleich ſtärkte er den gewerkſchaftsgegneriſchen 
Flügel des Vereins. Nicht von ungefähr faßte Fritzſche die mit Mende 
‚etroffene Vereinbarung als einen Bruch des zwiſchen ihm und Schweitzer 
eſtehenden Kompromiſſes, als unmittelbar wider die Berufsbewegung 
ferichtet auf. Zwar ſtehen ſich Mendes und Schweitzers Behauptungen 
iber die Bedingungen der Verſchmelzung entgegen; doch kann hinſicht⸗ 
ich der von dem letzteren ins Feld geführten Argumente ein Zweifel 
* nicht beſtehen: Die Organiſation des Arbeiterſchaftsverbandes ſichere 

politiſchen die Herrſchaft über die urwüchſig entſtandene wirtſchaftliche 
ne führe die letztere ſchließlich in das Laſſalleſche Lager, biete dem 
gemeinen Deutſchen Arbeiterverein treffliche Werbebezirke; zudem bilde 
e Berufsgewerkſchaft nur eine vorübergehende Organiſationsform, die 
ffenbar i im Begriff ſtehe, in eine dem Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein 
iquate, einen Arbeiterunterſtützungsverband, wie der Plan bereits 
ſalle beſchäftigt habe, hinüberzugleiten. Auch Mende verfocht, unmittel- 
5 nachdem Schweitzer und die Hatzfeld ſich erneut entzweiten, den Plan 
ö iner allgemeinen Arbeiterverſicherungsgeſellſchaft, eine Idee, von der er 
ie t den Namen begriff, und die ihm bei der Unfähigkeit, originale Ideen 


Die abſchüſſige Bahn war beſchritten. Das ergab unzweideutig die Ant⸗ 
8 Schweitzer zuteil ward. Was ihm ſelber nicht gelingen wollte, in 
ie Domäne des u einzubrechen, gelang Bebel und Liebknecht nun⸗ 


inem 5 der erſteren zu machen, ſo verlangten die Eiſenacher die 
ble Selbſtändigkeit von Partei und Gewerkſchaft, ſtellten 18 


beben 1155 den Parteivorſtand, den über Deutſchland bei 
insvorſtand durch die an einem Orte ſitzende Kontrollkommiſſion, die 
ereinsmitgliedſchaft durch den ſozialdemokratiſchen Verein, den Beboll- 
näck tigten des Präſidenten durch den ſelbſt gewählten Vorſtand des Orts⸗ 
=: oder, wo Ortsvereine ſich nicht durchführen ließen, nach 3 Be⸗ 
| 3 I. Bd. 
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ſchluß des Stuttgarter Kongreſſes durch den Vertrauensmann der ör 
lichen Parteigenoſſen erſetzte. Welche Vorzüge die Laſſalleſche Organiſatio 
beſaß, die Eiſenacher begriffen, daß die Stunde gekommen war, wo d 
Klaſſenſtaat dem Zentralismus der Arbeiterbewegung den Krieg auf Te 
und Leben erklärte. „Ohne Zentraliſation iſt die Sozialdemokratie tot, d 
ſozialdemokratiſche Bewegung hat dann keine Bedeutung mehr“, mein 
Teſſendorf. Den zentraliſtiſchen Organiſationsgedanken auf dezentraliſtiſche 
Grundlage lebendig zu erhalten, ſtraffſte Bewegung des Ganzen mit freie 
Bewegung der Ortsgruppen zu verbinden, den Mechanismus der Vereins 
verwaltung aufzulöſen in die lebendige Einheit des Parteigedankens un 
des Parteiprogramms, das waren die Fortſchritte über die Laſſalleſche Or 
ganiſation hinaus und zugleich die entſcheidenden Richtlinien der Zukunf 

Wollte Schweitzer das Spiel nicht verloren geben, dann blieb ihm nu 
übrig, die beſchrittene Bahn weiter zu wandeln, die Hemmniſſe, die de 
Präſidialmacht ob der einſetzenden Streitigkeiten nunmehr aus der Berufe 
bewegung ſelber entſprangen, durch Ausſpielen des Arbeiterſchaftsverbande 
wider die einzelnen Arbeiterſchaften niederzuſchlagen. Auf die Dauer un 
durchführbar, drängte dieſe Taktik dazu, mit dem Gedanken einer allge 
meinen Arbeiterunterſtützungskaſſe, der Auflöſung der Gewerkſchaften i 
eine einzige Generalgewerkſchaft Ernſt zu machen. Der Kampf um di 
Präſidialmacht, in dem Schweitzer ſelbſt vor verwerflichen politiſchen Mittel 
nicht zurückſchreckte, das Ringen zwiſchen den beiden großen Flügeln de 
Arbeiterbewegung um die politiſche Führung der Klaſſe ſpitzt ſich zu auf di 
Frage der gewerkſchaftlichen Organiſation. Heute, wo ſich rückſchauend de 
Gang der Dinge überblicken läßt, iſt es leicht, die Ausſichtsloſigkeit vo 
Schweitzers Beginnen zu erkennen. Damals aber war es das keinesweg 
Nicht nur erfreute der Gedanke der Unterſtützungskaſſe ſich eines große 
und traditionellen Anſehens, ſchien ſie den organiſatoriſchen Bedürfniſſe 
der Arbeiterſchichten zu entſprechen, die immer noch die überwiegende Mehl 
heit der Arbeiterſchaft bildeten, die wachſende Zermürbung des Wirtſchaft 
lebens warf die Frage auf, ob überhaupt dem zentralen Berufsverband d 
Zukunft gehöre, bedeutete doch die Ausbreitung der Maſchine in meh 
facher Beziehung eine Stärkung lokaliſtiſcher Geſichtspunkte. Mehrere Jahn 
hindurch ſteht die Frage, ob Unionsgewerkſchaft oder Gewerkſchaftsunio 
im Vordergrund der Erörterungen innerhalb der Arbeiterſchaft. Abe 
Schritt um Schritt drängte die wirtſchaftliche Sturmbewegung zu Begin 
der ſiebziger Jahre zur Wiederanerkennung der Berufsorganiſation, zi 
Rückverwandlung der Unterſtützungskaſſe in einen Verband ſelbſtändig 
Gewerkſchaften, eine Entwicklung, die in der Laſſalleſchen Organiſation de 
Einfluß der alten führenden Gruppen zurücktreten ließ, die Führung i 
die Hand der gewerkſchaftsfreundlichen, im Norden der Bauberufe legte. 

Es war der volle Sieg der Organiſationsidee der Eiſenacher. Er g 
ſtaltete ſich um ſo bedeutungsvoller, als ſie, wie ſie zäh und unbeirrt ihre 
Organiſationsgedanken feſthielten und ihn mitten in den Lohnkämpfen de 
Jahres 1872 auf dem Erfurter Gewerkſchaftskongreß aufs neue klar m 
ſcharf formulierten, zugleich auf dem Boden des lokalen Kartells richtun 
gebend auftraten, Berufskartell und örtliche Zentralkaſſe in das rechte Ve 
hältnis zu ſetzen wußten. Denn dort, wo die erſten Gegenſätze aufſprange 
auf dem Boden des lokalen Kartells, kamen ſie unter dem Drucke gemei 
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imer Kämpfe und gemeinſamer politiſcher Verfolgungen auch zur erſten 
ſerſöhnung. Und wie ſeinerzeit nicht die überlegene ökonomiſche Einſicht 
nes Marx und Engels, ſondern die Organiſation Laſſalles den Ausſchlag 
ab, lag auch diesmal der Schwerpunkt bei den organiſatoriſchen Fragen. 
kochte das Gothaer Einigungsprogramm der tieferen ſozialiſtiſchen Er- 
mutnis der Laſſalleaner zum ausgiebigen Rechte verhelfen; daß fie ſich mit 
em politiſchen Organiſationsgedanken der Eiſenacher und ihrer richtigeren 
rkenntnis der Berufsbewegung hatte paaren müſſen, trug das Laſſalleaner— 
im für immer zu Grabe. 

Beim erſten Auftauchen der neuen Berufsbewegung nach dem Kriege 
at Schweitzer vom Präſidium zurück. In einem letzten Manifeſt wenige 
konate ſpäter befürwortete er die Einigung der Fraktionen, ohne freilich 
ir Berufsbewegung auch jetzt das rechte Verhältnis zu finden. Der Mann, 
len Name lange Jahre das Feldgeſchrei wider Bourgeoiſie und Klaſſen⸗ 
gat geweſen, wurde von den eigenen Anhängern verfemt und geächtet. 
Doch dieſes Urteil wird nicht das Urteil der Nachwelt ſein. Sie wird 
ſchweitzer nicht von menſchlichen Schwächen und politiſchen Fehlern frei- 
rechen, aber ſie wird ſich auch der Erkenntnis nicht verſchließen, daß ſich 
e großen und entſcheidenden Momente ſeiner Politik, die Gründe des 
ufſtiegs wie des Abſtiegs aus dem ſachlichen Untergrund, der Schichtung 
nd dem Kampfe der Gruppen innerhalb der Arbeiterklaſſe ſelber erklären. 
kit Mut, Ausdauer und Geſchick hat er Laſſalles Schöpfung zu einem 
ſten Fundament der deutſchen Arbeiterpartei ausgemauert, hat er dem 
ößeren Lebenswerk Bebels und Liebknechts die Bahn gebrochen, das ohne 
chweitzers Wirken nicht möglich geweſen wäre, und das ſich doch nur im 
ampfe wider Schweitzer durchzuſetzen vermochte, weil ihn das Fußgewicht 
A hiſtoriſchen Stellung auf ſeiten der Mächte hielt, die die geſellſchaftliche 
mwälzung ſelbſt aus der Führung der Klaſſe verdrängte. Unter ihren 
enkern und Führern darf ihn die deutſche Arbeiterklaſſe mit Auszeich⸗ 
ung und Ehren nennen. f 


I Die braunſchweigiſche Wahlreform. 
I Von Richard Wagner. 


Kurz vor dem Zuſammentritt des Reichstags iſt der Landtagswahl⸗ 
formentwurf der braunſchweigiſchen Regierung veröffentlicht worden. Er 
t ein Angſtprodukt und wurde von der Regierung durch die Braun⸗ 
weiger Wahlrechtskämpfer abgetrotzt. Das ging aus den Verhandlungen 
'n Februar vorigen Jahres, in denen die Grundſätze der Wahlreform feſt⸗ 
eſtellt wurden, ohne weiteres hervor. Inzwiſchen hat ſich der Regierung die 
zufriedenheit des Volkes auch noch zahlenmäßig bemerkbar gemacht. Bei 
n Landtagswahlen Ende vorigen Jahres war die bürgerliche Beteiligung 
kradezu kläglich. An vielen Orten wurden in der dritten Klaſſe nur ſozial⸗ 
mokratiſche Stimmen abgegeben. Es war im ganzen Lande rot gewählt 
orden, dennoch brachte das Dreiklaſſenwahlſyſtem einen ſozialiſtenreinen 
andtag zuſtande. Das zweite Menetekel war die Reichstagswahl. Zwei 
er drei Wahlkreiſe des Landes wurden von den Sozialdemokraten ohne 
tichwahl erobert. Im dritten, nicht eroberten muſterten wir eine achtung⸗ 
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gebietende Minderheit. Von 99 111 im Herzogtum Braunſchweig 
gebenen Stimmen waren 48 200 ſozialdemokratiſch. Alſo faſt die Hälf 
Wähler ſtimmte ſozialdemokratiſch, während ſie im Jahre 1907 unter 9 
abgegebenen Stimmzetteln erſt 37 203 ſozialdemokratiſche befanden. 
Regierung hat alſo bei der letzten Reichstagswahl ein ganz außeror 
liches Anwachſen der roten Flut konſtatieren müſſen. ee 
Trotz alledem wagt es das braunſchweigiſche Miniſterium, ei 
männerkollegium, dem Landtag eine Wahlreform vorzulegen, die an 
Dreiklaſſenwahlſyſtem feſthält, die Bedingungen der Wahlberechtigun 
ſchlechtert und als einzige Beſſerung nur die Erſetzung der indirekte 5 
durch die direkte bringt. Das Herzogtum Braunſchweig erhält alſo fi 
indirekte geheime Dreiklaſſenwahl die direkte geheime. Das iſt alles. 
Bisher zählte der Landtag 48 Abgeordnete. Davon waren 30 i 
Dreiklaſſenwahl gewählt und 18 von den bevorrechteten Berufsſtä 
nannt. Die reichſten Großgrundbeſitzer ernannten 4, die reich] 
duſtriellen 3, die wiſſenſchaftlichen Berufsſtände 4, die evangeliſchen 
lichen 2 und die höchſtbeſteuerten Einkommenſteuerpflichtigen, die 
anderen bevorrechteten Gruppe angehörten, 5 Abgeordnete aus ihre 
An der Einrichtung der bevorrechteten Berufsſtände hält die Wah 
bemerkenswerterweiſe feſt. Die Begründung iſt völlig haltlos. Weil Brau- 
ſchweig keine Erſte Kammer habe, müſſe an der Bevorrechtung feſtg 
werden. Das Volk hält die Herrenhäuſer für ein übel, deſſen Bei 
zu erſtreben iſt — die braunſchweigiſche Regierung bedauert es 
übel nicht zu beſitzen und ſchafft ſich dafür ein Erſatzübel. 8 
Sehr bezeichnend iſt auch die Reformierung, die der Regierungs 
der Vertretung der bevorrechteten Berufsſtände angedeihen läßt. De 
beſteuerten Einkommenſteuerpflichtigen, die den nützlichen St 
Rentner darſtellten, iſt die Bevorrechtung entzogen. Sie wären als 
Leute durch die Dreiklaſſenwahl ſchon genug bevorrechtet. Daß dies 
für die reichſten Großgrundbeſitzer und Unternehmer und auch für die he⸗ 
beſoldeten höheren Beamten und die im Herzogtum Braunſchweig 4 
ſonders hoch beſoldeten Geiſtlichen gilt, wird in der Denkſchrift 
Miniſter weiſe verſchwiegen. Die 5 Mandate der reichſten Rentne 
verteilt worden, daß jetzt die Großgrundbeſitzer 6, die Großinduſtr 
die „wiſſenſchaftlichen Berufsſtände“, womit die hohe Bureaukr 
ſchrieben wird, 6 und die evangeliſchen Geiſtlichen 2 Abgeordnete au: 
Mitte ernennen. Dabei iſt eine köſtliche Unterbevorrechtung unter den! 
vorrechteten konſtruiert worden. Der Kreis der Großgrundbeſitzer und Gr) 
induſtriellen iſt etwas ausgedehnt worden. Die Herren brauchen nicht 
ganz ſo reich zu ſein wie bisher. Dafür bilden aber die Neuhinzut 
eine zweite Klaſſe innerhalb der Gruppe und erhalten etwas weniger 
nennungsrecht als die erſte Klaſſe. Dieſe komiſche Künſtelei in der K 
bildung iſt auch ſo recht charakteriſtiſch für den kleinlich reaktionären 
des braunſchweigiſchen Miniſteriums. Die Handwerker, Arbeiter und 
bauern, die kleinen Geſchäftsleute, die mittleren und unteren Beamte 
bei der „Reform“ der Berufsſtändevertretung nicht bedacht worde 
Die Zahl der durch die Dreiklaſſenwahl zu wählenden Abgeord 
von 30 auf 86 erhöht worden. Die Stadt Braunſchweig erhält 9, die 
Städte erhalten ebenfalls 9, und das Land erhält 18 Mandate. Damit 


hard 2 gagner: Die braunſchweigiſche Wahlreform. 741 e 


stadt Braunſchweig den übrigen Städten gegenüber und die geſamte 
iſche Bevölkerung der ländlichen gegenüber benachteiligt. Der Ein⸗ 


zordnete wählen. 

1 as Herzogtum wird in 12 Wahlkreiſe eingeteilt. Die Wähler eines 
den Bezirkes teilen ſich derart in drei Klaſſen, daß auf jede Abteilung ein 
Jrittel des Geſamtſteuerbetrags aller Wähler entfällt. Die erſte Klaſſe be⸗ 
eht aus den Wählern, auf welche die höchſten Steuerbeträge bis zu einem 
rittel des Geſamtſteuerbetrags entfallen, die zweite Klaſſe ſetzt ſich aus 
en Wählern zuſammen, auf die die nächſt niedrigeren Steuerbeträge bis 
ur Grenze des zweiten Drittels entfallen. Der Reſt der Wähler bildet die 
ritte Klaſſe. Der plutokratiſche Charakter des Dreiklaſſenſyſtems wird alſo 
| geringsten gemildert, er bleibt dem Herzogtum Braunſchweig 
‚thalten. | 

} In jedem Wahlkreis werden 3 Abgeordnete gewählt, und zwar wählt 
de Klaſſe ihren Abgeordneten für ſich. Es entfallen alſo auf die dritte 
Haffe 12 Abgeordnete. Da die Wahlkreiseinteilung es unmöglich macht, 
aß auch in der zweiten Klaſſe einmal ein Sozialdemokrat gewählt wird, 
können die Sozialdemokraten im allergünſtigſten Falle 12 Mandate er⸗ 
be n. Höher können ſie es nie bringen. Da ſchiebt ihnen die Wahlreform 
inen Riegel vor. Dagegen ſind den Herren der erſten und zweiten Klaſſe, 
lſo dem Grundbeſitz und dem Kapital, da die bevorrechteten Berufsſtände 
atürlich auf dieſer Seite ſtehen, Mandate für alle Zeiten unbedingt ſicher. 
lutokratie und Grundbeſitz haben alſo auch im ungünſtigſten Falle immer 
ine mehr als Dreiviertelmehrheit. Die 12 Vertreter der dritten Klaſſe 
ürfen im Landtag wohl reden, aber jeder Einfluß bei der Abſtimmung 
ſti nen von vornherein genommen. Sogar das Mehrheitsverhältnis iſt 
leich feſtgelegt. Hier erkennt man klar und zweifelsfrei die Abſicht dieſer 
dunderlichen Wahlreform. Sie ſoll die Wähler der dritten Klaſſe über ihre 
ehtlofigkeit hinwegtäuſchen. Deshalb gibt man der dritten Klaſſe ein 
ar Mandate, aber nur fo viel, daß fie einflußlos bleiben muß. 
lber ſelbſt mit der Redefreiheit im Landtag hapert es. Die Geſchäfts⸗ 
dnung iſt ein vorſintflutliches Ungeheuer, das in vielen Fällen ſogar die 
iskuſſion verbietet. Dieſe Geſchäftsordnung gibt nun dem Landtag das 
echt, einen Abgeordneten von den Verhandlungen auszuſchließen. Und in 
Wahlreformentwurf ſteht, daß der Ausſchluß eines Abgeordneten durch 
Geſchäftsordnung den Verluſt des Mandats zur Folge hat. Werden alſo 
ie Vertreter der dritten Klaſſe der Landtagsmehrheit unbequem, ſo kann 
e ihnen mit Hilfe der Geſchäftsordnung einfach das Mandat abnehmen. 
1 Beſtimmung hat die Wahlreform wohlweislich bei- 
ehalten. | 

Während die Wahlreform alle volfsfeindlichen Beſtimmungen des bis- 
zen Wahlverfahrens beibehält, das unter anderem die Wählbarkeit von 
urücklegung des dreißigſten Lebensjahres abhängig macht, ſind die 
ingungen der Wahlberechtigung noch verſchlechtert worden. Bisher ge⸗ 
e ein einjähriger Wohnſitz im Herzogtum und die Staatsangehörigkeit, 
wählen zu dürfen. Jetzt wird die Wählbarkeit an die Staatsangehörig⸗ 
und einen mindeſtens dreijährigen ununterbrochenen Wohnſitz im 
zogtum gebunden. Daß ſich dieſe Karenzzeit vornehmlich gegen die 
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fluktuierende Arbeiterſchaft richtet, bedarf keines Beweiſes. Bei der 
riſſenen Geſtalt des Herzogtums, die preußiſche Städte, wie Halberſte 
Goslar, Hildesheim, gewiſſermaßen mit braunſchweigiſchem Gebiet um 
ſchließt, iſt die Forderung des dreijährigen ununterbrochenen Woh 
ſitzes im Herzogtum beſonders rigoros. Der Weg von Braunſchweig na 
Blankenburg zum Beiſpiel führt über Halberſtadt. Geht ein Blankenburge 
Arbeiter in Halberſtadt der Arbeit nach und nimmt er dort Wohnung, jo dei 
liert er ſofort das Wahlrecht. Das ſchönſte dabei iſt jedoch, daß auch hie 
eine Bevorrechtung eingeſchmuggelt worden iſt. Die Staats⸗, Kirchen 
Schul- und Gemeindebeamten dürfen nach einjährigem Wohnaufenthalt ir 
Herzogtum Braunſchweig wählen. Die Kirchendiener, Schutzleute, Nach 
wächter, Flurſchützen uſw. erhalten alſo mehr politiſche Rechte als di 
Privatleute. Dieſe Nachtwächterklauſel iſt auch ſo recht bezeichnend für 
Geiſtesbeſchaffenheit des braunſchweigiſchen Miniſteriums. 

Eine Verſchlechterung bringen auch die Beſtimmungen über den Verlu 
des Wahlrechtes. Bisher ſchloß der Empfang einer Armenunterſtützung nick 
vom Wahlrecht aus. Da hatte natürlich die Wahlreform nichts Beſſeres 3 
tun, als dieſen Zuſtand zu beſeitigen und den Unterſtützungsempfänger 
das Wahlrecht abzunehmen. In verbeſſernder Weiſe iſt dagegen nicht 
geändert worden, nicht einmal Umſchläge für die Stimmzettel find. eir 
geführt. 

In der Begründung macht die Regierung den lächerlichen Verſuch, | 
fo hinzuſtellen, als ob die Bevölkerung Braunſchweigs einzig und allei 
gegen die indirekte Wahl mißgeſtimmt ſei. Das iſt ſelbſtverſtändlich nick 
der Fall. Zuerſt wird das gleiche Wahlrecht verlangt. Daß die Abſchaffun 
der Dreiklaſſenwahl die Hauptſache iſt, hinter der die Einführung de 
direkten Wahl an Bedeutung zurückſteht, weiß in Braunſchweig jedes Kin! 
Die Renommiſterei der Miniſter mit der Abſchaffung der indirekten Wal 
findet deshalb auch kein Echo im Lande. Selbſt bürgerliche Blätter nenne 
die Wahlreform völlig ungenügend. | 

Gegen die Abſchaffung des Dreiklaſſenſyſtems führt die Denkſchrift A 
Miniſter die abgedroſchene Begründung ins Feld, die Bundesſtaaten hätte 
andere Steuerverhältniſſe als das Reich, deshalb müßten ſie auch ei 
anderes Wahlrecht haben. Zu den indirekten Steuern paſſe die gleiche Wah 
zu den direkten Steuern die Dreiklaſſenwahl. Dann müßten alſo au 
Sachſen, Oldenburg, Heſſen, Bayern, Baden und Württemberg ſchnell di 
Dreiklaſſenwahl nach braunſchweigiſchem Muſter einführen. Der Grun 
weshalb die Regierung am Dreiklaſſenſyſtem feſthält, iſt natürlich nur di 
Angſt vor einer überſchwemmung des Landtags mit Sozialdemokraten. Ta 
ſächlich würden wir ja unter dem gleichen Wahlrecht die Hälfte alle 
Mandate, vielleicht auch gleich die Mehrheit im Landtag bekommen. De 
Grund, warum die Regierung überhaupt eine Wahlreform macht, iſt eber 
falls die Angſt vor der Sozialdemokratie. Der Wahlrechtskampf hat ih 
heiß gemacht, da denkt ſie ſich Luft zu verſchaffen, wenn ſie ein paar Sozia 
demokraten in den Landtag läßt. Übrigens gibt die Denkſchrift der Miniſte 
ganz offen zu, die Wahlreform wolle es verhüten, daß auch in bürgerliche 
Kreiſen die Unzufriedenheit immer größer werde. Natürlich wird der Wah 
rechtskampf im Herzogtum Braunſchweig trotz der Wahlreform, der der al 
27. Februar zuſammentretende Landtag ſicher zuſtimmen wird, von de 
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Sozialdemokratie erft recht und noch energiſcher als bisher geführt werden. 
luch die Regierung rüſtet ſich bereits darauf. Sie hat im Etat eine Ver⸗ 
nehrung der Polizei und die Einführung einer berittenen Polizeitruppe 
horgeſehen, was ganz naiv mit zu erwartenden neuen Wahlrechtskämpfen 
begründet wird. f 
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4 Die foziale bewegung in Japan. 
' a Von 5. Katayama. 1 
Tokio, Januar 1912. 


Das Jahr, das eben zu Ende gegangen iſt, war für die Geſchichte der 
sozialen Bewegung in Japan bedeutungsvoll. Das geheime Verfahren 
jegen 24 unſerer Genoſſen, das mit der Verurteilung der Hälfte von ihnen 
um Tode abſchloß, machte einen ſtarken und nachhaltigen Eindruck auf die 
Sedanfenwelt und die Anſchauungsweiſe der breiten Offentlichkeit. Wie 
mmer man über das Verbrechen der Angeklagten und ſeine Urſachen denken 
nag, ihre Verurteilung wegen Hochverrats erſchütterte den ganzen Staat 
un feinen Grundfeſten. Seither iſt ſchrittweiſe und ruhig eine tiefgehende 
Umwandlung in der Gedankenwelt des Volkes im ganzen Reiche eingetreten. 
Der Sozialismus und feine Bedeutung wurden überall, ſowohl in der Tages⸗ 
preſſe als auch in den Büchern, erörtert und diskutiert. Gerade dieſe An⸗ 
griffe und Einwürfe bewährten die Unerſchütterlichkeit der ſozialiſtiſchen 
Prinzipien. | 
Die Sozialisten ſelbſt konnten allerdings fo gut wie nichts zu dieſer Ent⸗ 
wicklung beitragen; denn ſie wurden fortwährend von der Polizei überwacht 
und beſpitzelt; die einzige ſozialiſtiſche Zeitung, „Socialist News“, wurde 
im Auguſt des vorigen Jahres durch Polizei- und Gerichtſtrafen zu Tode 
gehetzt. Seither gibt es in Japan kein ſozialiſtiſches Organ mehr. Während 
es jeder Tageszeitung, jedem Wochen- oder Monatsblatt freiſteht, die So⸗ 
zialiſten und den Sozialismus zu kritiſieren, anzugreifen und zu ver⸗ 
leumden, iſt den Sozialiſten jede Antwort, jede Verteidigung verwehrt. So 
wurde dieſes Jahr für uns Sozialiſten zu einem der qualvollſten. Ich 
ſelbſt wurde vier Tage lang von zwei Unterſuchungsrichtern ins Kreuz⸗ 
verhör genommen, und alles, was ich ſeit fünfzehn Jahren in Zeitungen, 
Zeitſchriften und Büchern veröffentlicht, wurde mir vorgehalten, ja ſelbſt 
meine Reden auf dem internationalen Kongreß von Amſterdam ſowie die 
Reſolutionen, für die ich dort geſtimmt hatte. Das Gericht war offenbar 
von dem Wunſche beſeelt, mich zum Anarchiſten zu ſtempeln. Näher auf 
1 Verhör einzugehen, muß ich mir aus naheliegenden Gründen ver⸗ 
ſagen. 

Seit dem Wechſel des Miniſteriums ſcheinen die Sozialiſten etwas ber- 
nünftiger behandelt werden zu ſollen; doch bleibt uns das Recht, uns zu einer 
Partei zu organiſieren, verwehrt. Zweimal wurde von uns der Verſuch ge⸗ 
macht, und beide Male wurde die Organiſation noch am Tage ihrer Be⸗ 
gründung aufgelöſt. Immerhin iſt es uns geſtattet, öffentliche politiſche 
Verſammlungen abzuhalten, die allerdings nicht als ſozialiſtiſche ange⸗ 
kündigt werden dürfen; doch ſind unſere Namen dem Publikum genügend 
bekannt. Um die Koſten der Saalmiete und der Bekanntmachungen herein⸗ 


zubringen, find wir genötigt, ein Eintrittsgeld von 10 Sen (etwa 20 Pf 
zu erheben. Solche Verſammlungen hielten wir wiederholt in Toki 
Umgebung ab. Trotzdem war unſere finanzielle Lage oft ſehr bedrängt, 
wir hielten durch. In dieſen Verſammlungen dürfen wir allerdings 
von Sozialismus noch von Streiks oder von der Revolution ſpreche 
Erwähnung eines dieſer Worte würde ſofort die Auflöſung der Ver 
lung nach ſich ziehen. Aber wir finden ſtets genug Stoff, um das In 
des Publikums wachzuhalten und es unſere eigentlichen Abſichten u 
danken erkennen zu laſſen. Außerdem halten wir Zuſammenkün 
einem der Genoſſen ab, wo wir mit größerer Freiheit die Tagesereigni 
beſprechen können. So arbeiten wir langſam auf unſer Ziel hin. | 
Nach der Auflöſung aller ſozialiſtiſchen Zeitungen waren die Genoſſen 
die ſich an ihnen beteiligt hatten, genötigt, an bürgerlichen Blättern S 
lungen zu ſuchen, und dort ſuchen ſie ſeither nach Möglichkeit dem 
lismus zu nützen. Der Prozeß gegen Kotoku und Genoſſen hat das 
kum, wie erwähnt, für Verſuche ſozialiſtiſcher Propaganda empfänglich 
gemacht; ein gewiſſes ſoziales Empfinden ſcheint allmählich zu erwachen 
Das Fabrikgeſetz, das in der letzten Parlamentsſeſſion angenommen wu 
iſt gewiß nur ein dürftiges Palliativmittel. Es iſt aber deshalb bedeu 
voll, weil es wenigſtens das Recht der Arbeiter auf geſetzlichen Sch 
Prinzip anerkennt. 
Eine neue Erſcheinung iſt es auch, daß eine „Mediziniſche un Kr 
hausgeſellſchaft“ gegründet und ein Fonds von etwa 2 500 000 
(5 000 000 Mark) zur Unterſtützung von Armen in Krankheitsfällen 
ſammelt wurde. Da Japan bisher überhaupt keine Wohlfahrtseinrichtung 
im europäiſchen Sinne kannte, iſt auch dieſes Ereignis als Zeichen de 
bedeutungsvoll. Auch die Stadtverwaltung von Tokio hat in letzte 
Vorkehrungen gegen die Wohnungsnot getroffen und ein ſtädtiſches 
für Arme errichtet; ebenfalls ein Zeichen des neuen Zeitgeiſtes in! 
Die Arbeiter ſelbſt haben im letzten Jahre keine weſentlichen Fort 
gemacht; immerhin wurden einige Streiks mit Erfolg durchgefüh 
wurden zwei Streiks von den Zeitungsſetzern in Yokohama und Toki 
ein dritter von den Typographen der Methodiſtendruckerei (gegen 600 
beiter) glänzend gewonnen. Hingegen ſchlug ein anderer Streik 
Druckereiarbeitern fehl, da die Polizei die Streikpoſten verhaftete. 
letzte und bedeutungsvollſte Streik des Jahres war der der Tramb: 
bedienſteten in Tokio, etwa 6000 Mann. Er brach am 30. Dezembe 5 
dauerte über den Neujahrstag? und endete erſt am 2. Januar mi 
vollen Siege der Angeſtellten. Die Straßenbahnarbeiter ſind alle 
nicht organiſiert. Trotzdem machte ſich die größte Solidarität dieſer A 
kräfte geltend, und an den verkehrsreichſten Tagen des ganzen Jahr 
auf dem ganzen Netz von 118 (engliſchen) Meilen kein einziger Tramb 
wagen. Hier zeigte die Arbeit zum erſtenmal dem Publikum Ka 
die jeder empfand, der genötigt war, zu Fuß zu gehen. | 


1 Vergleiche „Neue Zeit“, XXIX, 2, S. 917 ff. 2 

2 Das Neufahrsfeſt, das vom 1. bis 3. Januar gefeiert wird, it das . 
und populärſte Feſt Japans, an dem vor allem Austauſch von Viſiten allge 8 
Brauch iſt, ſo daß die Trambahnen ſtark in Anſpruch genommen werden. 
Anmerkung der Red 
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Hi Die Arbeiter haben in Japan zwar die längſte Arbeitszeit und die ge- 
gſte Bezahlung und genießen keine politiſchen Rechte, aber Steuern 
en fie in den verſchiedenſten Formen zu bezahlen. Von den 572 Millionen 
en (1 Yen gleich 2,10 Mark) des Budgets des nächſten Jahres werden bloß 
34 Millionen durch direkte Grund⸗, Erwerbs⸗, Einkommen⸗ und Erbſchafts⸗ 
euern aufgebracht, 250 Millionen aber durch indirekte Steuern, die auf 
en Schultern der Arbeiterſchaft beſonders ſchwer laſten. Einkommenſteuer 
ird bereits von einem Jahreseinkommen von 300 Yen im Betrag von 
bis 8 Yen erhoben. Der Reiche aber, der ſein Einkommen aus Staats⸗ 
bligationen zieht, hat überhaupt keine Einkommenſteuer zu bezahlen. Be⸗ 
nichnend für unſere Steuerverhältniſſe iſt die Veranlagung der Reiſeſteuer. 
her arme Teufel hat jedesmal, wenn er die Trambahn benutzt, 1 Sen (gleich 
f.) an Steuer zu entrichten; der Reiche aber, der ſich ein Abonnement von # 
0 Fahrten um 2 Pen leiſten kann, hat dafür nur 5 Sen Steuer zu be⸗ 
ahlen, für jede Fahrt alſo nur /10 Sen. Für ein Jahresabonnement auf 
en Trambahnlinien der Vororte, das zu deren beliebiger Benutzung be⸗ 
echtigt, iſt ebenfalls ein Betrag von ganzen 5 Sen an Steuer zu bezahlen. 
ine ſchwere Laſt ift auch für unſere Arbeiterſchaft das Syſtem der Förde— 
ung der Zuckerproduktion; es bewirkt, daß der Zuckerpreis bei uns doppelt ö 
» hoch iſt wie in Amerika, und doch exportieren unſere Zuckerplantagen⸗ 
eſitzer von Formoſa nach Amerika um weniger als die Hälfte des Preiſes, 
en wir zahlen müſſen. Salz wird in der Mandſchurei und in Formoſa zu 
inem Koſtenpreis von 18 Sen pro 100 (engliſchen) Pfund gewonnen. Das 
zalzmonopol der Regierung diktiert uns aber einen Detailpreis von 
„60 Yen für 100 Pfund. 

Im Laufe der letzten zehn Jahre ſtiegen die Preiſe der Lebensmittel 
urchſchnittlich um mehr als 50 Prozent, die Löhne aber bloß um 30 Pro⸗ 
ent. Welche Folgen dieſe Zuſtände für die Volksgeſundheit mit ſich bringen, 
gabe ich bei früherer Gelegenheit! bereits geſchildert. Die Zahl der Selbſt⸗ 
norde nimmt von Jahr zu Jahr zu und beträgt im letzten Jahre ſchon 
nehr als 10 000. Ebenſo wächſt die Zahl der Verbrechen. Derzeit werden 
zie Gefängniſſe Japans von mehr als 70 000 Perſonen bevölkert, was einen 
jährlichen Koſtenaufwand von 10 Millionen Yen erfordert. c 

sit die Lage unſerer Arbeiterſchaft auch jetzt ſchon verzweifelt genug, 

o wird die Einführung des neuen Zolltarifs mit ſeinen hohen Schutzzöllen, 

r im letzten Juli in Kraft trat, ihr Los noch weiter verſchlechtern, er 
ird fie aber zugleich aus ihrer Dumpfheit und Gleichgültigkeit erwecken 


Rz 


ad für die ſozialiſtiſche Ausſaat empfänglich machen. 
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Joſeph Petzoldt, Die Einwände gegen Sonderſchulen für hervorragend Be⸗ 
fähigte. (Sonderabdruck aus dem 22. Bande der Neuen Jahrbücher für Päda⸗ 
gogik, 1911.) Druck und Verlag von G. B. Teubner, Leipzig und Berlin. 24 Seiten. 
Preis 80 Pfennig. 

Sonderſchulen oder Sonderklaſſen für hervorragend Befähigte iſt eines der Pal⸗ 
liativmittel, welche die bürgerliche Schulreform zur Geſundung des großen Volks⸗ 
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körpers anpreiſt. „Die Höhe unſerer Kultur hängt in erſter Linie von der Le 
arbeit der Führer auf allen öffentlichen und privaten Gebieten ab,“ ſagt Pe 
„Wir wollen Führer erziehen!“ Daher ſollen in den Sonderklaſſen „die vorz 
Begabten — im be onderen alle großen Genies und Talente — zur vollen Entwickl C 
kommen. . 

Eine Trennung der Schüler nach den Leiſtungen, wie Petzoldt ſie hier, und afva 
in erſter Linie für die höheren Schulen im Auge hat, iſt von dem Stadtſchulre 0 
Dr. Sickinger im Mannheimer Volksſchulweſen bereits durchgeführt, nur mit der 
Unterſchied, daß es Dr. Sickinger weniger um die Ausleſe der „beſten Köpf 
tun iſt, als um die Förderung der „ſchwachen“ Schüler, der mäßig ſchwach 
beſonderen „Förderklaſſen“ neben den Hauptklaſſen und der abnormen ſchwachen | 
den „DilsNanen | 

In dieſen Beſtrebungen liegt ein richtiger Kern. Es iſt richtig, daß be | 
gewöhnlichen Gruppierung der Schüler zu „homogenen Unterrichtsgemeinſchaf n 
lediglich nach dem Geſichtspunkt der Altersgleichheit beſondere Begabungen irgend 
welcher Art und irgendwelchen Grades gar nicht kultiviert werden können. Verteh, 
jedoch iſt es, nur die Unterſchiede des Grades zu beachten. Petzoldt, Sickinger un 
ihresgleichen reden ſtets nur von Schwachen, Tüchtigen, Trägen, Fleißigen, Gleich 
gültigen, Feurigen, Zaghaften, Zähen, Ausdauernden. Wie bei einem Pferderem 
läuft alles in einer Richtung, nach einem Ziele. Dieſes Ziel, welches eng ung 
iſt, definiert Petzoldt ganz richtig als „ein gewiſſes feſtes, poſitives Wiſſen und ei 
mehr oder weniger ſchablonenhaftes Können“. Es iſt erwachſen auf der Ken | 
der beſtehenden Schul- und Geſellſchaftsorganiſation. | 

An dieſer Grundlage wollen die bürgerlichen Schulreformer natürlich mid 
rütteln. Auch die Vertreter der Sonderklaſſen halten an dem bisherigen Ziele de 
Schule feſt, es ſoll nur für die verſchiedenen Begabungen verſchieden hoch gefter | 
werden. . 
Wie anders die ſozialiſtiſche Schulreform! Schule und Leben gehen ien 
über. Das ungeheure Gebiet der Handarbeit mit ſeiner ganzen Mannigfaltigkeit de 
Betätigungsweiſen und Ziele wird Grundlage der Schule. Man wird von „ſchwachen 
Schülern wenig mehr reden, wo das Gebiet der vielſeitigſten Betätigungsmöglichte 
ein ſo großes iſt. Denn da wird nicht nur die Begabung jedes Grades zu ihren 
Rechte kommen, ſondern, was wichtiger iſt, die jeder Art, nämlich die Begabung Ri 
jede Art Tätigkeit. Die Schule von heute kennt in ihrer Einſeitigkeit faſt nur Di 
geiſtige, und zwar die Gedächtnisarbeit. 3 

Von den bürgerlichen Schulreformern iſt der Streit um die Gliederung de 

Schulweſens nach der verſchiedenen Begabung der Schüler, alſo nach einem Punk 
verſchoben, wo beſtehende Verhältniſſe keinesfalls aus den Angeln gehoben werden 
Trotzdem behaupten die Gegner der Sonderſchulen allen Ernſtes, daß durch 
führung derſelben die ſoziale Ordnung umgeſtürzt und die heutige Geltung von 
und Beſitz beſeitigt würde. 

Petzoldt erwidert darauf: „Keiner von denen, die heute den herrſchenden Klaf 
angehören, und keiner ſeiner Erben wird von der Einrichtung der Sonderſchule 5 
im geringſten in ſeiner Stellung bedroht ſein.“ 0 

Auch im übrigen ſchießt Petzoldt bei ſeiner Widerlegung der zahlreichen gege 5 
die Sonderſchulen erhobenen Einwände nicht ſo oft vorbei wie ſeine Gegner, | 
nichts weiter als den beſtehenden Zuſtand zu verteidigen wiſſen. „ Arnul 
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ichs, in Bosnien und der Herzegowina, wirklich liegen. „Mager wie ein Zins⸗ 
ihn, ſchlecht wie ein Zehntwein.“ Nirgends wohl läßt ſich die Richtigkeit dieſer 
ätze beſſer feſtſtellen als in den Reichsländern. In der Tat „zeigt dort die Feld⸗ 
stellung, wie fie aus früheren Zeiten überkommen ijt..., nur einen höchſt ge⸗ 
ngen Grad der Vollkommenheit; ſie war bis vor kurzem noch allgemein und iſt 
uch heute noch teilweiſe auf jener Stufe, welche den großen Balkanforſcher Ami 
ons im Jahre 1842 zu dem Ausſpruch veranlaßte: „Man arbeitet hier wie zur 
eit der Patriarchen.“ Nicht anders ſteht es um die Pflege der Saat, um die Art, 
je die Ernte eingebracht und behandelt wird, um die Stofferſatzwirtſchaft, um 
e Methoden der Viehzucht“ (S. 58, 59). 

Die zwei Reichsländer haben noch durchaus landwirtſchaftlichen Charakter. 
ach der letzten Volkszählung vom 10. Oktober 1910 gehörten von 1 898 044 Ein⸗ 
ſohnern 1 668 587 oder 87,91 Prozent der Landwirtſchaft an. Und doch produziert 
ieſes Land nicht einmal genug Getreide (Weizen, Roggen, Gerſte, Hafer und 
ais) für den eigenen Verbrauch. In Bosnien und der Herzegowina muß 
auernd mehr Mehl eingeführt werden, als die Getreideausfuhr ausmacht. 
war werden durch die Rodungen gewaltige Landflächen urbar gemacht. Dadurch 
ird auch die produzierte Getreidemenge in die Höhe getrieben, aber es bleibt die 
ändige Tendenz, daß der Bodenertrag immer niedriger und niedriger wird. Die 
keichsländer befinden ſich auf dem beiten Wege, in eine öde Wüſte verwandelt 
u werden. Die planloſe Ausrottung der Waldungen durch konzeſſionierte Aktien⸗ 
eſellſchaften wird dabei vortreffliche Beihilfe leiſten. 

Die Landwirtſchaft Bosniens und der Herzegowina befindet ſich in derſelben 
gage wie die franzöſiſche vor der großen Revolution. Sie hat ſich ſelbſt unmöglich 
emacht. Obgleich eine überreiche Menſchenmenge in ihr beſchäftigt iſt, obgleich 
ieſe Menſchen weniger als die wilden Hunde für ſich beanſpruchen, folgen die 
Sungerjahre regelmäßig aufeinander. Durch eine jahrhundertelang dauernde 
zaubwirtſchaft find dem Boden alle Nährkräfte ausgeſogen, und jetzt ſtehen auf 
chwachen Halmen leere Ahren. 

Jn einer Wirtſchaft mit Privateigentum an Grund und Boden muß, damit 
ie Landwirtſchaft nicht verkommt, eine geſellſchaftliche Klaſſe beſtehen, die ſich 
ils Klaſſe für die Entwicklung der Arbeitsmethoden wie für die Wiederherſtellung 
wer der Erde entzogenen Nahrungskräfte unmittelbar intereſſiert. In der feu⸗ 
alen Landwirtſchaft, wie ſie in Bosnien und der Herzegowina betrieben wird, 
übt es eine ſolche Klaſſe nicht. Die Grundeigentümer, die Spahis, kümmern ſich 
jar nicht um das Land, die Bebauer, die Kmeten, auch nicht, da das Land nicht 
ohnen gehört. Durch die Verbeſſerung des Bodens würde der Bauer direkt gegen 
eine eigenen Intereſſen handeln. Dadurch würde er bloß erreichen, daß er ſeinem 
Spahi größere Jahresabgaben zu geben und, wenn er das Grundſtück kaufen will, 
s teurer zu bezahlen hätte. So geht die Landwirtſchaft immer mehr zugrunde. 
luf ihr laſtet eine Kaſte, die ganz unproduktiv ein volles Drittel der Ernte in 
Unſpruch nimmt, fie ſozuſagen um ein Drittel vermindert. 

Es iſt klar: eine Rettung der Landwirtſchaft iſt möglich nur durch Vernich⸗ 
ung der Feudalherrſchaft und Befreiung der Bauern von den Abgaben. Aber eben 
un dem Augenblick, als ſich die bosniſch⸗herzegowiniſchen Bauern durch eine er⸗ 
folgreiche Revolution von dem feudalen Joche befreien wollten, kam die Herrſchaft 
Oſterreich⸗Ungarns über fie. Und dieſe Herrſchaft, mit vollem militäriſchen Nach⸗ 
druck ausgeübt, machte es unmöglich, daß die Zuſtände, die die Türken im vier⸗ 
zehnten Jahrhundert eingerichtet haben, wenigſtens im zwanzigſten Jahrhundert 
berändert werden. 

Scharf wendet ſich Grünberg gegen dieſe Politik. Er zeigt deutlich, wie ſie 
eine innerliche Zerſetzung und Unruhe in dem Lande ſchafft, wie ſie eine frappante 
Ahnlichkeit mit der Haltung der öſterreichiſchen Regierung gegenüber dem Robot⸗ 
problem in der Zeit von 1790 bis 1848 aufweiſt, eine Politik, durch die eine 
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blutige Revolution heraufbeſchworen wurde. Grünberg weist darauf hin 
nicht nur die Landwirtſchaft dieſer Länder vernichtet wird, ſondern au 
ſatzgebiet für die Induſtrieprodukte Oſterreichs. Er macht ſich luſtig ü 
kindiſche Beſorgnis der Regierungen: wenn 5000 türkiſche Grunde 
Grund und Bodens verluſtig gehen, dann werden aus Zorn alle 600 90005 
daner die Reichsländer verlaſſen und auswandern! + 
Grünberg ſieht nicht oder ſpricht nicht aus, warum die Regierungen 
archie eine ſolche Politik treiben. Die Ruinierung der Landwirtſchaft in Bos 
und der Herzegowina tut den Regierungen kein Leid, ja, ſie wollen ſie eige 
Das verlangen die groben Intereſſen der Agrarier in Oſterreich und Ungarn, 
wollen die Brot- und Fleiſchwucherer, die in den Reichsländern einen gefährli 
Konkurrenten nicht aufkommen laſſen wollen. Solange die Agrarier Oſte 
Ungarn beherrſchen, fo lange haben die bosniſchen Kmeten ſehr ſchlechte Ausſi 
auf Befreiung. Dieſe Beſtrebungen der Agrarier werden durch die hohe Fi 
unterſtützt. Denn dieſe entſchädigt ſich durch die unglaublichen Konzeſſionen 3 
Ausbeutung der Waldungen und Bergwerke und durch die wucheriſcher 
geſchäfte beim Loskaufen der Kmeten, beim Bau von Kaſernen, Eiſenbahn 
Dazu iſt aber eine abſolutiſtiſche Regierung in dem Lande ſelbſt notwendi 
Regierung iſt nur möglich, wenn ſich der innere Kampf zwiſchen Kme 
Spahis fortſpinnt, wobei die Regierung in der Mitte ſteht, den Ungef 
Kmeten lähmt und ſie zwingt, ſich bloß durch freie Vereinbarungen 
Spahis loszukaufen, wozu ihnen die Regierung den Kredit verſchaffen w 
beiden Klaſſen find direkt von der Regierung abhängig, und fo müfſſe 
tanzen, ſo wie jene pfeift. Die ungelöſte Agrarfrage iſt die unerſchüt 
Grundlage der abſolutiſtiſchen bureaukratiſchen Regierung in Wan 
Herzegowina. 
Grünberg verlangt unbedingt nicht die fakultative — durch freiwillig t 
einbarung mit den Spahis herbeigeführte — Befreiung der Kmeten, wie es jetzt 
Fall iſt, ſondern eine obligatoriſche. Durch eine Staatsanleihe ſollen 
Kmeten losgekauft werden und nachher dieſe Schuld dem Staate abzahlen. 
iſt merkwürdig, daß er nicht einſieht, wie dieſe Befreiung keine Befreiung iſt. 
iſt bloß geeignet, eine Erholung der Landwirtſchaft unmöglich zu mach 
kleine bäuerliche Wirtſchaft auf dem aufgeſaugten Boden kann unmöglich 
Staatsſteuern noch eine ſchwere Schuld tragen. Wenn der Bauer ſeine Jah 
quote ſtatt in Produkten in barem Gelde zu bezahlen hat — was iſt das fü 
Befreiung? Iſt er damit nicht noch ſchlechter geſtellt, da er damit der abf 
Herrſchaft der Geldwirtſchaft preisgegeben wird? Wenn die bosniſch⸗ herz 
winiſche Landwirtſchaft gerettet werden ſoll, dann muß das freigewordene 
des Bodenertrags jahrelang verwendet werden, den Boden zu verbeſſern 
kräftigen. Die Bauern müſſen durch ſtaatliche Mittel losgekauft werde 
ohne Verpflichtung, dieſe Gelder ſelbſt zurückzuzahl 
Die Forderung Grünbergs, auf die Agrarverhältniſſe Bosniens un 
Herzegowina nicht die Beſtimmungen des beſtehenden bürgerlichen Geſetzhe 
in Anwendung zu bringen, ſondern ein eigenes bürgerliches Recht für 
ſchaffen, welches die alten Hauskommunionen erhält, iſt ganz verfehl 
ſerbiſcher Gewährsmann hat ihn falſch informiert; durch das ſerbiſche bi: rlich 
Geſetzbuch ſind die Hauskommunionen nicht, wie Grünberg glaubt, vernachläſſig 
worden, ſie ſind vielmehr, beſonders auf dem Gebiet des Erbrechtes, unter ſpe 
Schutz geſtellt. Sie ſind aber doch zugrunde gegangen, weil ſie eben nur u 
Naturalwirtſchaft möglich find. Die Geldwirtſchaft richtet fie unweigerl 
unglaublich raſch zugrunde. Die Hauskommunionen paſſen nur zu der 
Jeudalwirtſchaft, die Grünberg bekämpft, und ſie müſſen mit ihr leb 
ſterben. >: ee 
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rof eſſor Dr. R. Broda, Inwieweit iſt eine geſetzliche Feſtlegung der Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen möglich? Erfahrungen Englands, Auſtraliens und 
Kanadas. Berlin 1912, Verlag von Georg Reimer. 286 Seiten. 


Vor einigen Monaten verſuchte das Inſtitut für internationalen Austauſch 
ertſchrittlicher Erfahrungen eine internationale Aktion zugunſten einer geſetz⸗ 
chen Regelung der Heimarbeit einzuleiten. Um dieſe Aktion zu befördern, hat 
un der Sekretär dieſes Inſtituts eine Darlegung der Einrichtungen, die zum 
öchutze der Heimarbeiter in einigen überſeeiſchen Ländern getroffen wurden, 
ubliziert. Brodas Ideal find die Lohnämter Viktorias, in denen von der 
tegierung ernannte Vertreter der Arbeiter und Unternehmer unter dem Vorſitz 
ines unparteiiſchen Dritten bindende Beſchlüſſe über die Lohn⸗ und Arbeits⸗ 
erhältniſſe in der Heiminduſtrie faſſen können. In anderen Ländern ſind gleich⸗ 
alls Verſuche gemacht worden, die Arbeitskämpfe durch Vereinbarungen der 
ämpfenden Parteien, durch Schiedsſpruch oder durch geſetzliche Lohnfeſtſetzung zu 
rſetzen, ſo in Kanada, Neuſeeland und auch in einigen europäiſchen Staaten. 
Die Entwicklung ſcheint aber nach Broda immer mehr der Einrichtung von Lohn⸗ 
imtern mit großer Machtbefugnis zuzuſteuern. Broda meint auch, daß die Wirk⸗ 
e dieſer Lohnämter nicht auf die Heiminduſtrie beſchränkt bleiben werde, 
ondern daß ſie vor allem auch in jenen Induſtrien eine große Rolle zu ſpielen 
erufen ſeien, an deren Nichtunterbrechung durch Streiks die Geſamtheit ein 
ſroßes Intereſſe habe. Brodas Arbeit iſt eine ſehr wertvolle Materialienſamm⸗ 
ung, die bei den Beratungen über den geſetzlichen Schutz der Heimarbeiter eine 
ie de Beachtung finden wird. Auszuſetzen an ſeiner Studie hätten wir nur, 
daß fie die Bedeutung der Lohnämter für die ſoziale Entwicklung allzu ſehr über⸗ 
chätzt, mehr noch als es dem Fachmann zuſteht, der ſeinem Lieblingsfach eine 
überragende Tragweite beimißt. Die Superlative, in denen Broda von den Lohn⸗ 
imtern ſpricht, als wären ſie der Angelpunkt des ganzen Verhältniſſes zwiſchen 
Kapital und Arbeit tragen keinen wiſſenſchaftlichen, ſondern lediglich propagan⸗ 
diſtiſchen Charakter. N Julius Deutſch. 
Konſumgenoyſſenſchaftsbrevier. Urteile von Männern der Wiſſenſchaft und Praxis 
der Die Konſumvereine. Zuſammengeſtellt von Dr. Auguſt Müller, Hamburg, 
Verlagsanſtalt des Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine von Heinrich 
Kaufmann & Co. 40 S. 

Eines der modernen Mittel, für ein Unternehmen Reklame zu machen, be⸗ 
ſteht darin, daß man aus Urteilen darüber die lobenden Stellen herausſchneidet, 
ſar melt und dann dieſe Sammlung als Broſchüre oder als Beilage zu einer Zei⸗ 
tung herausgibt. Nach dieſer Methode wird für alles mögliche, Gutes und Schlechtes 
Reklame gemacht, für Anna Czillag mit ihrem Rieſenloreleyhaar wie für Soma⸗ 


Leebbhaft wird man daran erinnert, wenn man das Konſumgenoſſenſchafts⸗ 
brevier zur Hand nimmt. Es iſt eine Sammlung aller möglichen lobenden Urteile 
über die Konſumvereine. Es gibt keine Illuſion über deren Wirkungen, die nicht 
wohlgefällig verzeichnet würde. Dagegen iſt ſorgfältig jedes Wörtchen vermieden, 
das ahnen ließe, das an dieſen Illuſionen auch eine Kritik möglich iſt. Daß die 
lobenden Stimmen ſich auf Schritt und Tritt widerſprechen, geniert den Heraus⸗ 
jer nicht. Auf S. 13 werden zwei Gutachten abgedruckt. Eines, das erklärt, die 
brikanten ſelbſt hätten ein erhebliches Intereſſe an den Konſumvereinen, weil 
ſe ohne Erhöhung des Geldlohns den Reallohn erhöhten, was offenbar den 
Profit ſteigert. Das andere Gutachten preiſt die Konſumvereine, weil ſie den Profit 
nicht nur der Zwiſchenhändler, ſondern ſchließlich auch des Fabrikantentums durch 
ihre Eigenproduktion beſeitigen und eine neue Organiſation der Volkswirtſchaft 
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Irgend ein wiſſenſchaftlicher Wert iſt einem fo wahlloſen Sammelſi 
widerſprechendſter Lobſprüche natürlich nicht eigen. Es iſt nur imſtande, die 4 
fuſion noch erheblich zu vermehren, deren Verbreitung Dr. Auguſt Müller zu ſe 
Lebensaufgabe gemacht hat. 5 f | 

Ob das „Brevier“ dabei den Zweck erreicht, für die Konſumgenoſſenſ 
neue Freunde zu werben, iſt fraglich. Es enthält ſo warme Lobpreiſung 
Konſumvereine durch ausgemachte Feinde der proletariſchen Bewegung, daß 
klaſſenbewußte Proletarier zu einem Gegner der Konſumvereine werden mi 
wenn er bon dieſen nichts anderes wüßte, als was Dr. Auguſt Müller ihm hi 
ſerviert. | | „BR 


Zeitſchriftenſchau. 
(Bürgerliche Revuen.) 


Im Januarheft von The Imperial and Asiatic Quarterly Review (Wo 
1912, England) ſchreibt J. Kennedy über „Die ökonomiſche Wandlung in Indi 
Nach den alten Geſetzbüchern der Hindus gab der indiſche Bauer dem Grundhe 
dem Rajah oder Sirkar, ein Sechſtel bis zu einem Viertel der Ernte. Die Re 
war ſo niedrig, weil damals die landwirtſchaftliche Arbeit noch ſehr wenig Er 
lieferte. Unter der Herrſchaft der Moguls wurde die Rente weſentlich erhöht, 
betrug nominell ein Viertel bis zwei Drittel der Ernte, tatſächlich aber erpr 
der Grundherr, ſo viel er eben konnte. Die Gründung der europäiſchen Faktor 
beſonders in Bengalen und die von dieſen ausgehenden Handelsbeziehungen 
wirkten eine völlige Revolutionierung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe Indi 
Nun galt es auch für den Handel zu produzieren, für den Export. Dazu eign 
ſich aber nicht die Bodenprodukte, von denen der Bauer ſelbſt lebte, ſondern 
erſter Linie hochwertige Handelsgewächſe wie Zuckerrohr, Indigo, Opium und 
gleichen. Deren Anbau war aber nur möglich, wenn die Rente in Geld abge 
werden konnte. Denn von dieſen Produkten, die teure Ausſaat und viel Arbeit 
forderten, konnte an den Grundherrn nicht derſelbe Ertragsteil abgeliefert werder 
wie von den gewöhnlichen Getreideſorten. Auf dieſe Weiſe kam es zur Umwand⸗ 
lung der Naturalrenten in Geldrenten und zugleich zur Verdrängung der N 
rungspflanzen durch Handelsgewächſe. Denn die gewohnheitsmäßige Feſtleg 
der Geldrente war ein neuer Anreiz zum Anbau dieſer hochwertigen Pflanzen 

Als nun Indien unter engliſche Herrſchaft kam, trat abermals eine wicht 
Anderung in den ökonomiſchen und ſozialen Verhältniſſen der Bauern eins 
dahin waren nur die „Aſhraf“ zum ſelbſtändigen Landbau berechtigt geweſen. 
niederen Kaſten waren deren an die Scholle gebundenen Hinterſaſſen. Die e 
liſche Verwaltung lieh den Grundherren keine Hilfe mehr zur Rückführung e 
laufener Bauern. Dieſe verließen daher in Scharen die Dörfer und ſiedelten 
ſelbſtändig auf bis dahin unbebauten Ländereien an. Ein Teil von ihnen 
langte zu Wohlſtand und blickte nun mit Verachtung auf ihre armen Kaſt 
genoſſen herab, ſie entwickelten ſich zu einem neuen ſelbſtbewußten Bauernſta 
der die Aſhraf, vielfach Brahmanen und Angehörige anderer hoher Kaſten, 
aber nun verarmten, nicht mehr als übergeordnet betrachten wollte. Zugleich hob 
fie von ihren ärmeren Kaſtengenoſſen, die von ihnen pachten mußten, ſchwer 
Renten ein. | end 5 

In manchen Diſtrikten ſtehen die alten Dorfbruderſchaften noch in Anſeh 
meiſt aber ſind ſie bereits verfallen. Immer mehr beherrſcht der Marktbedarf u 
nicht mehr der eigene Konſum die Produktion. Der Handelsgeiſt und der ı 
dieſem verknüpfte Individualismus haben weite Ausbreitung gewonnen, die alt 
Ideale ſind abgekommen. 8 e 
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Im Gegenſatz zu dieſen freigewordenen Bauern hat ſich das Schickſal der 
gentlichen Landarbeiter lange Zeit nicht gebeſſert, eher verſchlimmert. Ihre alten 
iturallöhne wurden in äußerſt niedrige Geldlöhne umgewandelt, die faſt un⸗ 
cänderlich blieben. So betrug durch viele Jahre der Lohn eines Pflügers in 
trakhabad 2 Rupien (etwa 2,50 Mark) monatlich und ein Tuch und ein Paar 
huhe im Jahre. Erſt der Bau der Eiſenbahnen, zu dem Arbeitskräfte aus dem 
nzen Lande zuſammengeſucht wurden, hat auch hier Wandel geſchaffen und die 
ten Verhältniſſe revolutioniert. 

Die alten Hausinduſtrien, die Schöpfer all der prachtvollen Kunſtwerke der 
ndarbeit, gehen jetzt zugrunde. Der Dorfweber iſt noch nicht ausgeſtorben, aber 
lebt in größter Armut. Die eigentliche Induſtrie aber iſt in Indien noch ſehr 
wach entwickelt, nur in einigen Städten, vor allem in Bombay, gibt es große 
ibriken. Indien wird, meint der Autor, noch viele Jahrzehnte im Stadium des 
oßen Warenhandels verbleiben, bevor es eine eigene Induſtrie entwickelt. Und 
ſchließt mit dem Appell, alles zu tun, um die Leiden dieſer Übergangszeit zu mildern. 
In der Dezembernummer von The Economic Journal (London 1911) be⸗ 
richt Kuang Yung Pao „Die Stellung des Kompradors im Außenhandel Chinas“. 
s die erſten europäiſchen Händler nach China kamen, wollte kein achtbarer 
imeſiſcher Kaufmann mit ihnen in Verkehr treten. Sie waren daher auf die 
ienſte eingeborener Bedienſteter angewieſen, die dieſen Verkehr vermittelten. 
päter befeſtigten die Schwierigkeiten, die ſich aus der chineſiſchen Sprache, den 
emdartigen Handelsbräuchen, der Vielartigkeit der Maße, Gewichte, Münzſorten, 
reditſyſteme uſw. ergaben, die Stellung dieſer Mittelsmänner, die immer un⸗ 
hhängiger wurden und heute längſt nicht mehr bloß Dolmetſcher oder Agenten 
ad, ſondern Kommiſſionäre, die auch an dem Profit des Handelshauſes ihren 
nteil haben, wogegen ſie für die Kreditwürdigkeit der chineſiſchen Kontrahenten 
irgen. Es wurden aber auch ſchon Fälle bekannt, in denen der fremde Firmen⸗ 
haber überhaupt nur mehr ein Strohmann war, während tatſächlich das ganze 
eſchäft in den Händen des Kompradors lag, der auch das ganze Betriebskapital 
Aiefert hatte. 

Natürlich nutzen die Kompradors ihre Stellung gewinnbringend aus. Zwar 
nd Fälle von Betrug ſelten, aber ſie ſchließen ſich häufig untereinander oder mit 
ineſiſchen Großkaufleuten zu Ringen zuſammen und verteuern auf dieſe Weiſe 
wohl für die fremden Kaufleute als für die chineſiſchen Detailhändler die 
Zaren ſehr weſentlich. 

Aber nicht nur ökonomiſch hat ſich der Komprador zwiſchen den Chineſen und 
en Fremden gedrängt; auch ſozial und geiſtig hat er jede Annäherung und Ver⸗ 
ändigung zwiſchen dieſen ſehr erſchwert. Er hat es beiden Teilen überflüſſig ge⸗ 
acht, Sprache und Sitten des anderen kennen zu lernen und ſie auf dieſe Weiſe 
oneinander ferngehalten. 

Das Kompradorſyſtem wird vorausſichtlich nicht ſo bald verſchwinden; aber 
ie bevorſtehende Regelung des chineſiſchen Münzweſens und die techniſche Ent⸗ 
zicklung des Landes werden ſeine Bedeutung verringern, und infolgedeſſen werden 
jinefifhe und fremde Kaufleute mehr in perſönliche Berührung zueinander 
ommen, was für beide Teile nur von Vorteil ſein wird. 

In der Revue du Monde Musulman vom Oktober (Paris 1911) teilt 
N. F. Valentin die franzöſiſche Überſetzung eines in chineſiſcher Sprache in der 
3efinger Zeitſchrift King tou je pao erſchienenen Artikels mit, „Mitteilung an 
ie chineſiſchen Muſelmanen, um ihnen die Türkei im wahren Lichte zu zeigen“. 
der Artikel wendet ſich gegen die von türkiſchen Emiſſären in China zugunſten 
ver Türkei entfaltete Agitation. Die Türkei, heißt es, iſt kaum weniger krank als 
China. Der Unterſchied beſteht nur darin, daß China ein ſaftigerer und ſchmack⸗ 
hafterer Biſſen iſt und daher die Habgier der Weſtmächte mehr reizt als der aus⸗ 
getrocknete Maiskuchen Türkei. Aber ſelbſt wenn die Türkei ein mächtiger Staat 
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wäre, dürften die chineſiſchen Mohammedaner nicht auf ihre Hilfe rech 
handelt doch die türkiſche Regierung das Mutterland des Glaubens, A ab 
ſchlecht, daß nur die Abneigung gegen die Chriſten die Araber verhindert, ſi 
dieſen gegen die Türken zu verbünden. Agypten aber, ein durchwegs mo 
niſches Land, hat die Türkei direkt an England verraten. Aber ſelbſt 
Türkei wollte, könnte ſie den chineſiſchen Glaubensgenoſſen nicht zu Hilf 
denn ſie iſt dazu viel zu ſchwach. Für die chineſiſchen Mohammedaner gi 
nicht, nach dem Ausland zu ſchielen, ſondern ſich mit ihren Landsleuten 
ſammenzuſchließen und das Vaterland zu retten, das in Gefahr iſt. Wenn Cl 
einſt das mächtigſte Land des Oſtens und der ganzen Welt fein wird, dann we 
die chineſiſchen Mohammedaner große Reformen durchführen und Arabie 
der Gewalt der Türken befreien. . 
Die Februarnummer der Contemporary Review (London 1912) enthe 
Artikel von Henry Baerlein über „Die Sklaven von Pukatan“. Mexiko be 
ſchöne Geſetze, welche die Gleichberechtigung der Indianer und Weißen aus 
Aber dieſe Geſetze ſind zu ſchön für den täglichen Gebrauch. Der Beſitz 
Hazienda in Pukatan iſt entrüſtet, wenn man von Sklaverei in ſeinem 
ſpricht, und tatſächlich gibt es nach dem Wortlaut des Geſetzes keine S 
Aber die Mayas, die Abkömmlinge der Indianer, die vor der Ankunft der 
jene berühmten großartigen Bauten aufführten, deren Ruinen heute n 
wunderung erregen, die Überlebſel jenes einſt hochziviliſierten Volkes, 
heute als Knechte auf den Haziendas. Sie werden nicht „verkauft“; we 
einer von ihnen die Hazienda verlaſſen will und deren Beſitzer damit einve 
iſt, erhält er von dieſem die „Rechnung“, die zeigt, wieviel er ſeinem 
ſchuldet. Und nur wenn ſich jemand findet, der dieſe Summe zahlt, da 
Indianer das Gut verlaſſen, natürlich um auf das feines neuen Schuldhen 
Schuldknecht zu überſiedeln. Flüchten kann der Indianer nicht, denn es ſi 
Beamte angeſtellt, die auf ſie Jagd machen, das heißt offiziell, die fie ver: 
zurückzukehren. In der Tat aber riskiert jeder herrenloſe Indianer, vom er] 
Poliziſten niedergeſchoſſen zu werden. Freilich iſt das vom mexikaniſchen 
unterſagt, das auch keine Schuldgefangenſchaft kennt. Aber wo ſollte der J 
ſein Recht finden? Der Beamte, der Richter iſt ſelbſt ein Weißer und ſehr 
auch in Abhängigkeit von den Gutsbeſitzern der Gegend. Selbſt wenn es 
Sklaven durch glückliche Umſtände gelingt, einen Prozeß anhängig zu mad 
wird dieſer ſo lange verſchleppt, und es werden ſolche Schwierigkeiten gemach 
ein Obſiegen ausgeſchloſſen iſt. Dabei werden die Sklaven faft durchweg i 
Unwiſſenheit und faſt Wildheit erhalten. Die Hoffnungsloſigkeit ihrer Lag 
die Prügel, die ſie wegen der geringſten Verfehlungen erhalten, haben ſie 
ſtumpf gemacht. Allerdings zeigen ſie oft, wenn ſie Gelegenheit dazu erh 
großen Eifer im Lernen; aber dieſe Gelegenheit iſt nicht nur ſelten, d m 
Gutsbeſitzer halten es für gefährlich, wenn die Indianer etwas lernen, und hi 
ſie daher geradezu daran. So iſt religiöſe Unterweiſung das einzige, 
Sklaven an geiſtiger Nahrung geboten wird, und auch das nicht immer 
Freilich kommt es vor, daß Indianer freigegeben werden; aber das 
der Fall bei unbrauchbaren Arbeitern oder im Falle dringenden Geldbed 
Herrn, der zwar, wie gezeigt, den Indianer nicht „verkauft“, aber f 
Schuldrechnung von einem anderen Gutsbeſitzer zahlen läßt. Doch iſt di 
gang deshalb ſelten, weil die Indianer zum Inventar der Hazienda 
werden und ihre Abwanderung deren Wert mindert. ur 
Natürlich gibt es auch milde Herren; aber was eben das charakteriſtiſch 
des Sklaven ausmacht, das iſt die völlige Abhängigkeit von den Launen d 
von deſſen gutem oder böſem Willen. b 5 
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Stileinheit und Kollektivbewußtfein. 

| Von G. G. Ludwig. 

Wenn wir vergangene Epochen der bildenden Kunſt betrachten, ſo beben 
uns unwillkürlich diejenigen heraus, mit denen wir den Begriff einer 
jen Kultur verbinden; zum Beiſpiel das alte Hellas, die Renaiſſance, 
3 achtzehnte Jahrhundert. Dieſe Epochen erſcheinen uns als ſolche hoher 
tur, weil in ihnen eine Stileinheit zum Ausdruck kommt. 
5 In dieſer offenbart ſich die Einheit des Kunſtſtils einer Epoche mit ihrem 
eren Lebensinhalt, die Durchdringung aller charakteriſtiſchen Lebens⸗ 
zerungen der Epoche mit einem beſonderen, nur ihr zugehörigen Stil. 
der Stileinheit kriſtalliſieren ſich Elemente, die aus der ökonomiſchen 
uttur einer Kulturphaſe ſowohl wie aus deren ideologiſchem überbau 
ultieren; in ihr zeichnet ſich die große Linie, die den Sinn einer Zeit 
drückt. 
Eine Stileinheit wird ſich nur dann herausbilden, wenn in dem Stil 
er Epoche das zum Ausdruck kommt, was als das Beſondere, Neue, 
oße oder Charakteriſtiſche der Zeit gemeinſam bewußt wird. Ein 
il von den verſchiedenen Strömungen einer Zeit verdichtet ſich zu einem 
neinſamen Bewußtſeinsinhalt, einem Kollektivbewußtſein, aus 
n heraus das erwächſt, was wir als Stileinheit empfinden. Der Stil 
er Epoche müßte dann von jedem einzelnen als lebendiger Ausdruck 
des Bewußtſeinsinhalts, oder doch eines Teiles desſelben, empfunden 
rden, ganz gleich, in welchem Verhältnis er feiner Klaſſenlage nach zu 
n ſteht, was der Stil verkörpert. Der Bewußtſeinsinhalt des einzelnen 
7 ſoziales Produkt, durch das Mit⸗ und Aufeinanderwirken denkender 
enſchengehirne entſtanden; und durch dies Mit- und Aufeinanderwirken, 
im Begriff des geſellſchaftlichen Seins eingeſchloſſen iſt, wird auch der 
griff des Kollektivbewußtſeins geſchaffen. Ohne die Annahme eines Kol⸗ 
ſtivbewußtſeins kann man die Stileinheit innerhalb einer von Klaſſen⸗ 
genſätzen zerriſſenen Geſellſchaft nicht erklären. Der Inhalt einer Epoche, 
glichen mit dem einer anderen, ergibt ſich nicht allein aus den äußerlich 
ſtbaren Erſcheinungsformen menſchlich⸗geſellſchaftlicher Zuſtände des be⸗ 
en Zeitabſchnitts, ſondern auch aus der Beziehung dieſer ein- 
nen konkreten Erſcheinungen des geſellſchaftlichen Lebens zu den den⸗ 
wen Individuen. Es find immer die Produktionsverhältniſſe, die in 
n Ideen und allen Außerungen geiſtigen Lebens einer Zeit reflektiert 
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Wenn zum Beiſpiel in einer Kulturphaſe wie die Renaiſſance 
panſionskraft nur einer Klaſſe, einer Minderheit innerhalb der 
ſellſchaft, neue Wirtſchaftsbedingungen ſchafft, das ganze deset l 
Sein revolutioniert, ſchließlich eine neue Ideologie entwickelt, ſo wird 
alles, was da geſchieht, alle dieſe Veränderungen, der Umſchwung i E 
Lebensgeſtaltung, der überall ſichtbar wird, bis zu einem gewiſſen 
allen bewußt. Alle empfinden das Neue und Beſondere, der Lebensrhythr & 
wird ein anderer. Der Bewußtſeinsinhalt kann von alledem unmöglich un 
berührt bleiben, ſelbſt wenn die Mehrheit der Geſellſchaft von den Vor⸗ 
teilen neuer Entdeckungen und Errungenſchaften keinen oder nur ger 
Anteil hat. Die neuen Elemente werden aber in den Bewußtſeinsin 
aufgenommen und verarbeitet. Die neuen Ideen, die in einer mächti 
Minderheit ſich herausbilden, werden unwillkürlich, mit der Kraft unſicht 
barer feiner Strahlen den ganzen Geſellſchaftskörper durchdringen, 
das Kollektivbewußtſein wird in dem Schimmer, unter der Wirkung di 
Strahlung ſeine Farbe verändern. So wird zum Beiſpiel in die f 
ſiſche Revolution, die doch ihrem Weſen und ihren Erfolgen nach di 
volution der Bourgeoiſie war, das ganze Volk hineingeriſſen, alle w 
von ungeheurem Elan ergriffen und zur Aktion getrieben. 5 

Ebenſo ſpiegeln ſich auch in der Kunſt die Beziehungen der dent N 
Individuen zu den konkreten Erſcheinungsformen des geſellſchaftli 
Seins. Sie iſt ein Ausdruck des Empfindungs⸗ und Geiſtesleben 
Stück Ideologie. Aber nur wenn dies Stück Ideologie zum Ko 
bewußtſein wird, kann eine Stileinheit in Erſcheinung treten. 

Sobald aber in einem Zeitabſchnitt, wie wir es im neunzehnte 
zwanzigſten Jahrhundert ſehen, eine herrſchende Minderheit nicht 
allein beſtimmend auf den ideologiſchen Überbau wirken kann, jo 
aus der großen Maſſe der Geſellſchaft eine neue Gedankenwelt ſich e 
ringt, wird das Kollektivbewußtſein von dieſen neuen keimenden Idee 
erfüllt werden; die Ideologie der Minderheit, der Herrſchenden, wi 
Mehrheit des Volkes immer mehr entfremdet, je weiter ſie überw 
wird. Die Kunſt aber, die das Privilegium der mächtigen Minderheit 
deren Vertreter den Gralstempel noch in Erbpacht haben und ſeine Prieſte 
ſtellen, die ihn hüten, wird immer mehr den Zuſammenhang mit dem 
lektivbewußtſein verlieren und nur noch ein Stück von der Ideolog 
herrſchenden Klaſſe verkörpern, ſolange nur die beſitzende Minderhe 
Mittel, den Überfluß hat, die zur Erzeugung künſtleriſchen Leben 
wendig ſind. Eine Stileinheit, die in allen Kunſtſchöpfungen das 
Beſondere, das die Zeit charakteriſiert, allen verſtändlich, allen bewußt 
Ausdruck bringt, in allen Lebensformen einen großen Stil wirkſam, a 
verſtändlich in Erſcheinung treten läßt, iſt nicht mehr möglich. 5 

Der Begriff der Stileinheit, der ſich uns bei der Betrachtu 8, 
verschiedenen großen Kunſtepochen als deren Charakteriſtikum al a 
hat ſomit den Begriff des Kollektivbewußtſeins zur notwendigen 
ſetzung. 

Die Frage, wie es zu einem Kollektivbewußtſein und zu einer 51 
einheit kommt, ift damit nicht gelöſt. Dazu bedarf es ſeiner Zurückfü 
auf die Struktur einer gegebenen Geſellſchaft. Dadurch wird es zug! 
inhaltlich beſtimmt. i 
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Gehen wir die verſchiedenen ſich ablöſenden Geſellſchaftsepochen durch, 
wird ſich ergeben, daß das Kollektivbewußtſein einen zweifachen Urſprung 
aben kann. 

Einmal kann es (ſcheinbar iſt dies immer der Fall) direkt in der 
Raſſe des Volkes wurzeln, von vornherein Maſſenempfinden ſein (dies ift 
raktiſch nur möglich, wenn eine Mehrheit gegenüber einer herrſchenden 
Rinderheit ſich ſchon theoretiſch befreit, eine neue Ideologie bereits ge⸗ 
ildet hat, zum Beiſpiel im neunzehnten und zwanzigſten Jahrhundert in 
ingland, Deutſchland und Frankreich); oder es wird (und das iſt in den 
lteren Kulturen immer der Fall) durch das ökonomiſche und ideologiſche 
bergewicht einer Minderheit, einer herrſchenden Klaſſe beſtimmt und der 
zeſamtheit aufoktroyiert, ſoweit dieſe überhaupt fähig iſt, die Kulturwerte 
1 fi aufzunehmen und zu verarbeiten, und nicht in ſtumpfer Teilnahm⸗ 
igkeit im Kampfe um die bloße Exiſtenz dahinlebt. 

Das zweite tritt beſonders klar im Mittelalter zutage, als der Katholi⸗ 
ismus, nachdem es ihm einmal gelungen war, ſeine Ideologie, feine Ge⸗ 
ihlswelt und Moral faſt der geſamten europäiſchen Welt zu oftroyieren, 
ie Macht iſt, die die einheitliche Form gießt, die das ganze öffentliche 
eben umſchließt, in die alle der Maſſe entſtrömenden Kräfte und alle ihre 
zehnſucht hineindrängen, ihre Ekſtaſe durchmachen; die Form, in der für 
je Maſſe die Vergeiſtigung ihres Lebensinhalts ſich vollzieht. 

Während auf der einen Seite die mittelalterliche Geſellſchaft von den 
eftigſten Klaſſen⸗ und Machtkämpfen bewegt wird, erſcheinen im Gegen⸗ 
atz dazu in der kirchlichen Gemeinſchaft alle Klaſſenunterſchiede aufgehoben 
u Sein; fie finden in der chriſtlich-katholiſchen Ideologie ihre Verſöhnung, 
gährend fie in Wahrheit nur Herrſchaftsmittel der Ausbeuterklaſſe iſt. 

| In der katholiſchen Kirche wird deshalb auch die Kunſt zu einem Macht⸗ 
üttel, das ihre Ideen dem Volke ſuggerieren hilft. Ideell und auch rein 
nateriell konnte ſich die Kunſt, vor allem die bildende Kunſt, ja nur inner- 
alb der Kirche entwickeln, da fie im Mittelalter die einzige Kulturträgerin 
ft. In den Klöſtern finden wir die erſten Spuren künſtleriſcher Betäti⸗ 
ung, ebenſo überall da, wo der ſichere Beſitz — die katholiſche Kirche iſt ja 
er Machtausdruck des Grundbeſitzes, der herrſchenden Klaſſe der feudalen 
Zeſellſchaft — Muße zu künſtleriſchem Schaffen gab. Muße, das heißt 
reie Kräfte, die nicht zur Gütererzeugung notwendig ſind. Die Kirche iſt 
ie einzige Inſtitution im Mittelalter, in der eine Ideologie herausgebildet 
bird, überhaupt geiſtiges Leben ſich konzentriert; die Inſtitution, die, von 
ven Machthabenden geſtützt, deren Erkenntniſſe und Lebensweisheit, ihre 
Intereſſengemeinſchaft in ein Syſtem bringt, durch das nun die Denf- 
iotwendigkeiten der Maſſe beſtimmt, dirigiert werden ſollen nach dem 
Villen, im Intereſſe der Herrſchenden. So erfüllt die Kirche in der mittel- 
lterlichen, zerriſſenen, noch nicht in feſten Staaten organiſierten Geſell⸗ 
‚Saft die Aufgabe, die heutzutage dem Staate, feinem Beamtentum, ſeinen 
Schulen zufällt. 

Volkskunſt aber wurde dieſe aus dem Klerus entwachſene und von ihm 
geförderte Kunſt aus der geiſtigen Gemeinſchaft heraus, zu der die Kirche 
die Geſamtheit gewonnen hatte. Ihr Charakter als Maſſenkunſt wird in 
den gewaltigen katholiſchen Domen am deutlichſten offenbar. Alle Indivi⸗ 
malität wird von der Macht der Kirche, dieſer Einheitsform, in der die 
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katholiſche Ideologie und Bunt b 1 5 berſchlun 
Kunſt wächſt wirklich aus dem Maſſenempfinden heraus. Abe 
lektivbewußtſein wurzelte in dem Glauben, den die Herrſchaft Zinſt 
einer Klaſſe geboren hatten. 

Die gläubige Maſſe, die dem Prieſter gehorcht, ſcheint ſo A 
Beziehung zu diefer Kunſt zu ſtehen, ja dieſe entwickelt ſich imm 
je mehr durch Generationen hindurch das religiöſe Leben an nn 
gewinnt und mit dem Emporblühen einzelner an günſtigen Plä 
kehrsſtraßen gelegenen Städte auch aus dem Volke, dem Be 
Künſtler erſtehen. 5 

In dieſer mittelalterlichen Kunſt ſpiegelt ſich die ganze 1 u d 
Gläubigkeit der für das Chriſtentum gewonnenen Volksmaſſen wider 
der Erbauung von Kirchen und Domen ſind alle intereſſiert, alle 
ihre Schönheit, haben teil an ihrer reichen Ausſchmückung. 

Weil der von der herrſchenden Klaſſe der Geſamtheit aufgezwu 
Glaube zum Inhalt des Kollektivbewußtſeins geworden iſt, aus de 
die Kunſtſchöpfungen geboren werden, erſcheint die Stileinheit hie in fe 
hohem Grade vollkommen. Die Architektur, Plaſtik und Malerei e ſtel 
aus ein und demſelben Geiſte, ſind wie aus einem Guſſe, innig verwa 
Malerei und Plaſtik ſind nur als Ergänzung für die Architektur 

Die Stileinheit iſt alſo in dem Charakter ihres Inhalts wie 
äußeren Formen bedingt ebenſoſehr in dem wirtſchaftlichen Sein, der € 
verteilung, als in der durch dieſe Geſellſchaftsſtruktur von der herrſch 
Klaſſe herausgebildeten Ideologie, die e Denknotwendigkei 
worden iſt. 

Schließlich aber beginnen in dieſer mittelalterliche Stileinheit 
Elemente der Auflöſung emporzukeimen und ſichtbar zu werden mit 
Beginn der Zerſetzung der feudalen Geſellſchaft in Italien, die in 
Renaiſſance hineinführt. Die Bildung von Wucherkapital durch 
ſchuldung und Zerſtückelung des Grundbeſitzes und der Kirchen 
die Entſtehung des Kaufmannskapitals durch die Erſchließung der ar 
wege (fiehe darüber Davidſohn, Geſchichte von Florenz, Berlin 1908 8 
10. Kapitel) gibt den Anſtoß zu dieſer Auflöſung der alten Geſellſch 
form, die ſich auch bemerkbar macht an dem ihr entwachſenen 1 
Stile. 8 

Die Gemälde, die bis dahin reine Andachtsbilder oder Dekor 1 
weſen waren, werden jetzt immer häufiger von einzelnen, die durch d 
ſteigerte Werterzeugung Mittel errungen haben und ſich hervortun w 
geſtiftet. Ihr Porträt wird mit in das Andachtsbild hineinko 
oder das Abbild des N in anbetender Stellung wird 


lismus in den 1 Handelszentren in Italien, Dee d er N 
landen und Spanien in der neuen beſitzenden Klaſſe erweckt, in 
ſichtbar hervorzutreten. Die mittelalterliche Starrheit löſt ſich, übera 
faltet ſich in der Kunſt das lebendige Leben in ſeiner überſtrömen 
Die mittelalterliche Stileinheit wird gebrochen; ſie beginnt ſich a 
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id es ſieht zunächſt jo aus, als ob die Kunſt dem gläubigen Volke ent⸗ 
emdet würde, der Zuſammenhang mit dem Kollektivbewußtſein verloren 
nge; aber in Wirklichkeit wird jetzt nur ſichtbar, was im Mittelalter ver⸗ 
jleiert geweſen war: daß die Kunſt in Wahrheit den Sonderintereſſen 
ner Minderheit, jetzt der neuen aufſteigenden Klaſſe der Kaufleute und 
18 ihr in Oberitalien erſtehenden neuen Adels⸗ und Fürſtengeſchlechter 
ent. Auch ihnen wird die Kunſt Machtmittel, Glorifizierungsmittel; ſie 


gen einen Teil ihres Überfluſſes in Kunſtſchätzen an, die Kunſt wird ihr 
tonopol, weil fie allein Kunſtwerke bezahlen können. Die reichen Kauf⸗ 
ute (zum Beiſpiel in den Niederlanden) ſchmücken ihre Gildenhäuſer und 
atsſäle mit ihren Porträts und anderen Gemälden nach ihrem Geſchmack. 


ürſten erbauen ſich prächtige Grabmäler, Grabkapellen und Privatkapellen; 
e laſſen ſich ſelbſt in Bildwerken und Gemälden verherrlichen; oder, um 
m Glanz ihres Namens zu erhöhen, laſſen ſie öffentliche Gebäude be⸗ 
ders großartig von berühmten Künſtlern errichten und ausſchmücken. 
Wenn man nun das Weſen der Stileinheit der Renaiſſance begreifen 
il, die vor allem in Italien ſo ausgeprägt iſt, aber mit dem allen und mit 
em in der Einleitung Ausgeführten nicht vereinbar zu ſein ſcheint, weil 
3 an einem Kollektivbewußtſein ſcheinbar fehlt, muß man ſich vergegen⸗ 
ärtigen, daß dieſe ganze Entwicklung in Italien von unten ſich empor⸗ 
erungen hat; man leſe bei Davidſohn nach, wie zum Beiſpiel in Florenz 
ft einzelne Zünfte den Vorſtoß gegen den Adel, die Feudalherren wagten; 
ie aus den unteren Schichten immer weitere Bürgerſtände nachdrängten, 
nmer ſchärfer ſich der Klaſſenkampf ausprägte, in dem alle unteren 
schichten Befreiung erſehnten von dem Drucke der Herrſchenden. Da war 
Geſamtheit in den Entwicklungsſtrom hineingeriſſen, überall war die 
ixpanſionskraft geſteigert. Die Epoche war revolutionierend in ihrem ge⸗ 
unten geſellſchaftlichen Sein. Alle dieſe neuen wirkſamen Kräfte, die im 
ſchoße der Geſellſchaft lebendig ſind, den Lebensinhalt, den Lebensrhythmus 
eu geſtalten, mußten auch das Kollektivbewußtſein unmerklich mit neuem 


g' 
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inhalt erfüllen. Mit all den neuen Entdeckungen und Erfindungen, dem 
‚imporblühen des Welthandels hat die Welt, hat der Menſch einen ganz 
nderen Sinn, eine andere Bedeutung bekommen, neue Denknotwendig⸗ 


25 neue Bewußtſeinsinhalte haben ſich ergeben. Das iſt es, was überall 


pontan hervortritt, exploſiv in der Kunſt hervordrängt, und die Stileinheit 
er Renaiſſance wird geboren aus dieſem ſpontan, unmerklich, wie von un⸗ 
ichtbaren Strahlen, von neuen Farben durchleuchteten Kollektivbewußt⸗ 
ein. Denn von einer neuen Ideologie, mit der die herrſchende Klaſſe ſchon 
e w uß t auf die Maſſen wirken ſollte, kann im Beginn und auf der Höhe 
er Renaiſſance noch kaum die Rede ſein, da die alte Ideologie erſt ganz 
üllmählich von einer fi) in einem engen Kreiſe von Gelehrten neu bil⸗ 
benden zerſetzt wird. Auf der Höhe ihrer Macht haben die Herrſchenden, 
ide auch die hohen Kirchenämter beſetzen, ſogar ein Intereſſe daran, dem 
Bolke die alte Religion, mit der es ſchon von den vorigen Machthabern im 
Zaume gehalten worden war, zu erhalten. 

Daher der Widerſpruch, daß innerhalb des Klerus (beſonders in Italien), 
her dem Volke den alten katholiſchen Glauben predigt, der Humanismus 
ich entwickelt, die neue Ideologie. Dieſen Schatz des neuen Wiſſens und 
Erkennens konnte die Geiſtlichkeit wohl vor dem Volke hüten; aber ſie 


konnte es nicht verhindern, daß das Außere der Kirchen verweltl 
daß an die Stelle der gotiſchen Dome die weiten reichen Renaif 
bauten treten. In den Kirchen werden die Madonnen und Heiligen le 
alle die bibliſchen Geſtalten erwachen aus ihrer aſzetiſchen Starrheit; 
die Propheten und Evangeliſten, die von großen Künſtlern wie Don 
und Michelangelo geſchaffen werden, find es nicht Menſchen von Fle 
und Blut? Der Moſes von Michelangelo erſcheint wie die Geſtalt ei 
neuen Gottheit, in der der ſchöpferiſche Menſch verkörpert und verherrl 
wird, der auf einmal tauſend neue Kräfte, Wege zur Macht erkannt 
Homer iſt wieder auferſtanden, Plato und Ariſtoteles werden dargeſt 
an Stelle der alten ſtarren Heiligen; die lebendige Welt der griechiſe 
Götter und Gelehrten iſt Eigentum eines neuen Geſellſchafts⸗ und W 
ſchaftskomplexes. 

Zur Zeit der Renaiſſance iſt nun der Geſellſchaftskomplex, in deſſen 
Umfang fi) ein neues Kollektivbewußtſein entwickeln konnte, weſentlich 
kleiner geworden als im Mittelalter. Die mittelalterlich⸗ religiöſe Kul 
war ihrem ganzen Weſen nach durchaus volkstümlich; wenn ein Bauer von 
einem entlegenen Dorfe in die große Stadt kam, ſo war ihm ihr Dom mit 
ſeinen Kunſtſchätzen nichts Fremdes; das alles ſagte ihm im Weſen nichts 
anderes als ſeine enge Kirche daheim, ſeine armſeligen Madonnen und 
Heiligen; es war nur alles viel ſchöner und herrlicher, viel reicher, ab 
war ihm durchaus verſtändlich, entſprach ſeinem geiſtigen Niveau; im 
tellektuellen Leben war die Klaſſenſcheidung noch nicht ſo ausgeprägt. 

Während der Renaiſſance nun, mit ihrer rein ſtädtiſchen Kultur, de 
Empordrängen wohl in allen Klaſſen der ſtädtiſchen Bevölkerung leben 
ins Bewußtſein tritt, von allen als etwas Großes und Neues empfun 
wird, muß ſich naturgemäß der Abſtand in der geiſtigen Verfaſſun 
Stadt⸗ und Landbewohner vergrößern, denn es gibt viele entlegene 
diſtrikte, die nicht von den neuen Ideen berührt werden, die nicht a 
Schöpfung neuer Bauten und öffentlicher Kunſtwerke teilnehmen. 

Man kann deswegen nicht ſagen, daß nun ein Kollektivbewußtſein . 
mehr beſtände, ebenſowenig wie man heutzutage verneinen kann, daß die 
Idee des Sozialismus die Welt erfüllt, weil es auf dem Lande und in e - 
legenen Gebirgsgegenden noch große Bevölkerungsſchichten gibt, die noch 
unberührt von ſozialiſtiſchen Anſchauungen ſind. Es liegt ja in dem 
griff Kollektivbewußtſein, daß es nur innerhalb der Sphäre 
exiſtieren kann, in der überhaupt geſenlſchaf Geſchehen 
bewußt werden kann. N 

Die Differenzierung des Kollektivbewußtſeins, ſeine Beſchränkun 
immer engere Kreiſe der Geſellſchaft aber nimmt von der Renaiſſan 
immer mehr zu, je mehr durch die Proletariſierung der Volksmaſſen, d 
der Renaiſſance ſchon beginnt, die Klaſſengegenſätze auch in der gei 
Entwicklung der Geſellſchaft ſich herausbilden. Der Niveauunterſchied 
ſchen dem Bewußtſeinsinhalt derer, denen Beſitz und Macht das Rech 
Kulturgüter, Geiſteskultur gibt, und dem Bewußtſeinsinhalt und den? 
notwendigkeiten der proletariſchen Welt, in der immer weiteren Vo 
ſchichten mehr und mehr vom geiſtigen wie vom materiellen Kulturbe 
entzogen wird, wird immer größer. Es kommt gar nicht mehr dazu, daß, 
wie im Mittelalter, der verelendeten Maſſe eine neue Ideologie a 
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ungen wird; dieſe bleibt heiliges Beſitztum der Herrſchenden, und die 
telligenz des Volkes wird in dem alten Glauben und Aberglauben er- 
kt, jo daß immer größere Maſſen gänzlich verkommen in Elend und 
immheit. 

ö Die Konſequenzen dieſer Entwicklung treten typiſch in Erſcheinung in 
: franzöſiſchen Kultur des achtzehnten Jahrhunderts, die ja auch als eine 
ileinheit angeſprochen wird. 

Zur Zeit der Renaiſſance ſchon hatte ja das Kunſtſchaffen den Einfluß 
zelner Individuen erlitten, die die Künſtler beauftragten, beſondere 
erke nach ihrem Willen zu ſchaffen. Aber in der Künſtlerindividualität, 
N vergeſellſchaftetem Weſen, war doch gerade damals der Zuſammenhang 
t dem Kollektivbewußtſein gegeben. Im achtzehnten Jahrhundert in 
ankreich, wo aller Glanz und alle Macht der beſitzenden Klaſſe in einer 
intralgewalt, dem Königtum, vereinigt iſt, hat es den Anſchein, als ob 


Önige beſtimmt; das geht jo weit, daß man die verſchiedenen Stilarten 
ich ihrem Namen benennt. 

Während aber in der Renaiſſance die große Kunſt, die Stileinheit, 
glich wurde nicht allein durch einen gewiſſen materiellen Überfluß, in⸗ 
im die Kunſtſchätze einen Teil der Schatz⸗ und Kapitalbildung ausmachten, 
ſadern auch durch ein emporquellendes Luſt⸗ und Kraftgefühl, aus einer 
ſerſtrömenden Kraftfülle innerhalb eines weiten Geſellſchaftskomplexes, 
hen wir in Frankreich die glanzvolle Kunſtentfaltung eng mit dem Staats⸗ 
Inkrott verknüpft, der durch die furchtbarſte Ausſaugung der bäuerlichen 
id proletariſchen Exiſtenzen, die nötig war, um den Luxus der oberen Ge⸗ 
Iſchaftsſchichten materiell zu ermöglichen, nicht mehr aufgehalten werden 
innte. Alle dieſe im Elend verkommenden Bevölkerungsſchichten, die ſich 
ſammenſetzten aus der niederen Geiſtlichkeit, den Induſtriearbeitern der 
oßen Städte, vor allem aber aus der großen Maſſe der Kleinbauern und 
albpächter, die Cunow in feiner Schrift über „Die Zeitungsliteratur 
rankreichs während der Jahre 1789 bis 1794“, Seite 38, als „halb ver⸗ 
erte, ſtumpfſinnige Geſchöpfe“ ſchildert, kommen natürlich in der Geſell⸗ 
haft des achtzehnten Jahrhunderts für die Herausbildung eines Kollektiv⸗ 
wußtſeins nicht in Betracht. 

Die glanzvolle künſtleriſche Kultur des achtzehnten Jahrhunderts in 
ter Stileinheit iſt aber ihrem ganzen Weſen nach doch nicht ausſchließlich 
kiſche Kultur, wie es auf den erſten Blick den Anſchein hat, beſonders 
enn man an das Kunſtgewerbe und ſeine verſchiedenen Stilarten denkt. 
An dieſer Kultur, vor allem an dem Zuſtandekommen ihrer Stileinheit, 
ben weitere Kreiſe Anteil, und ſie iſt denn auch aus den verſchiedenſten 
lementen zuſammengeſetzt. Die Träger dieſer Kultur ſind außer den 
öfiſchen Kreiſen — dem Adel, den Hofbeamten — die bürgerliche Bureau⸗ 
tatie, zu der die höheren Gerichts⸗ und Verwaltungsbeamten gehören, die 
inanz⸗ und Handelsbourgeoiſie, ja zum Teil bis zu den Großmeiſtern 
"= entrepreneurs — des Handwerkerſtandes hinab (Cunow, a. a. O.); dazu 
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mmen natürlich noch die Künſtler ſelbſt und die Gelehrten, die ja in den 


zalons des Adels und der Bourgeoiſie eine große Rolle ſpielen. Alle dieſe 
erſchiedenen Geſellſchaftsſchichten, innerhalb deren während der Revolu— 
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tion der Klaſſenkampf An ſollte, Achern mehr oder weniger 
den Kulturgütern. Es berührt ſie nicht nur der äußere Glanz u 
tum der Kultur; ſie ſind verbunden durch ihren hohen geiſtigen Inhe 
Vor allem bilden ſie auch zum Teil die Träger der ſich im achtzehnten Jal 
hundert neu emporringenden Ideologie, der franzöſiſchen Aufklärung, 
der ſich die theoretiſche Befreiung der Bourgeoiſie vollzieht. Au 
dieſen Elementen wird das Kollektivbewußtſein gebildet, aus deſſen 
allein die Stileinheit ſich erklären läßt. Denn wie wäre dieſe Sti 
ohne ein ſolches Kollektivbewußtſein denkbar oder erklärlich hier, i 
von den tiefſten Klaſſengegenſätzen zerrütteten Geſellſchaft, aus deren 
binnen kurzem die Revolution ſich emporrecken ſollte? Die franzö 
Malerei und Plaſtik des achtzehnten Jahrhunderts haben ihren Rei 
beſonderen Charakter in dem eigenartigen, prickelnden Gemiſch, zuſam 
geſetzt aus der Darſtellung des glanzvollſten Luxus einer üppigen Leber 
haltung, über dem eine gewiſſe Sentimentalität liegt, ein unbeſtimmt 
Verlangen und Schwärmen, etwas wie Wirklichkeitsflucht: es klingt darg 
wie die vorgefühlte und ſpäter die mißverſtandene Mahnung Rou 
„Zur Natur zurück“, der man ja auch ſpieleriſch und tändelnd folgt 
denke hier an Watteaus Bilder, an ſeine „Einſchiffung nach der 
Cythere“. Dies Bild iſt von unbeſchreiblichem Zauber umfloſſen, ein 
haft zerfließender, ſehnſuchtsvoller Farbenſchmelz liegt darüber, eine 
ſtrahlende Heiterkeit; aber ich kann es nicht anſehen, ohne die hei: 
Tragik zu empfinden, die mir hineinverwoben ſcheint, beim Gedank 
dieſe genießende, höchſten Genuß erſehnende Geſellſchaft, die ahn 
im glänzenden Schiffe der Luft ſich wiegt, während es doch ſchon 
Tiefe des heiteren Waſſers brodelt, Sturm ſich vorbereitet, verde 
bringend der letzten frohen Fahrt. Sein melancholiſcher „Gilles“ aber mu 
uns heute an wie eine grandioſe Verkörperung ſeiner eigenen Geſell 
die unter glanzvoller, verhüllender Maske der Welt das bunte Schauff 
von Reichtum und Glück gibt, während darunter, tief in ihrem H 
Unglück und Hunger und Not in ſtummer, trauriger Gebärde ihr 
leben. 8 
Die revolutionären Ideen aber, von denen dann die ganze vers N 
Bauern⸗ und Arbeitermaſſe mit fortgeriſſen werden ſollte in Begeiſte 
und flammendem Zorn, wurden innerhalb jener glänzenden Geſe 
vorbereitet; und daraus iſt es zu erklären, daß eine Ahnung von 
neuen, die Welt bewegenden Ideen ſich in der bildenden Kunſt wiederf 
unter einem jentimentalen Schleier, freilich verborgen, in dem bürg 
moraliſierenden Zug einiger Maler offen zutage tretend (Greuze), 
der Architektur und Plaſtik in dem Streben nach immer reineren, ei 
facheren und ſtrengeren Formen des Klaſſizismus (Cochin). Hier kni f. 
ſich die Fäden an, die ſich weiter ſpinnen, mit denen das in der Zeit 
dige, aber auf einen verhältnismäßig engen Kreis der Geſellſch 
ſchränkte Kollektivbewußtſein ſich in immer weitere Schichten hinei 
die für unſer rückſchauendes Auge ſeine Beſchränkung aufheben. 
Aber zugleich liegen hier die Urſachen verborgen, die, ſich anhäu N 
zu jener exploſiven Kraft auswachſen, die dieſe Geſellſchaft und dieſes i 
zugehörende Kollektivbewußtſein zerſprengt und mit ihm die Stilei 
des achtzehnten Jahrhunderts. Denn mit der Revolution befor mt u 
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akter Die Göttin der Vernunft und die Göttin der 810 erſcheinen 
n antikem Gewand, mit der phrygiſchen Mütze auf dem Haupte. Die, 
‚ömifch- ⸗republikaniſche Bürgertugend wird verherrlicht, ein nüchtern ſtrenger 
Zug liegt über den Bildern, die im engſten Zuſammenhang mit den großen 
Freigniſſen, den Erregungen der Zeit ſtehen und von revolutionärem 
Pathos getragen ſind, wie vor allem die großen Gemälde Davids, der ſelbſt 


ind „Marats Tod“. 


. entwickelt ſich nach den Stürmen der Revolution die emanzt- 
zierte Bourgeoiſie zur herrſchenden Klaſſe, der auch das Privilegium über 
ie Kunſt zufallen muß. Ihre Ideologie aber wird keine neue Macht, ſon⸗ 
en zerſetzt ſich in dem Maße, wie aus den unterdrückten Maſſen ſich lang⸗ 
am neue Ideen hervordrängen und zu einem neuen, eigenen Kollektiv⸗ 
ſewußtſein, vom Maſſenempfinden ſelbſt geboren, verdichten. Dieſe Maſſe 
ber muß erſt einen gewif ſſen 1 der 1 e und 
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ax Lehmann, Hiſtoriſche Aufſätze und Reden. Leipzig 1911, Verlag von 
S. Hirzel. 384 Seiten. Preis geheftet 7 Mark, gebunden 8 Mark. 


Unter den bürgerlichen Hiſtorikern hat ſich Max Lehmann am verdienteſten 
im die Aufklärung der preußiſchen Geſchichte gemacht. Obgleich er ſelbſt von den 
Teindeutfeien Geſchichtsbaumeiſtern à la Sybel und Treitſchke feinen erſten Aus⸗ 
zang nahm, jo hat er ſich mehr und mehr von deren geſchichtsklitternden Ten— 
zen zu emanzipieren verſtanden und gründlich unter den Fabeln aufgeräumt, 
| e fie mit folder Beharrlichkeit und ſolchem Erfolg über die preußiſche Geſchichte 
ber erbreitet haben. 

Vom Standpunkt des hiſtoriſchen Materialismus aus wird man an der 
Methode des Göttinger Hiſtorikers manches ausſetzen, aber was den Leſer ſeiner 
Schriften ungemein anregt und feſſelt, iſt noch über den hiſtoriſchen Blick hinaus, 
er ihnen unbedingt eignet, die Empfindung, daß es ihrem Verfaſſer immer nur 
m die Wahrheit zu tun iſt. Man bewegt ſich bei Max Lehmann durchaus auf 
55 Boden. Dazu kommt die gehaltvolle Form, die ſich von der überladenen 
d hetorik Treitſchkes fernhält, ohne doch irgendwie in die lederne Langeweile des 
andläufigen Profeſſorenjargons zu verfallen. 

ö Alle dieſe Vorzüge machen die großen Werke Lehmanns, ſeine Biographien 
ee und Steins, freilich noch nicht zu einer jo bequemen und leichten 
dektüre, wie die Schriften der großpreußiſchen Romanfabrikanten ſind. Sie 
ichöj en allemal aus dem Vollen, und jo gut es Lehmann verſteht, die ungeheuren 
Ma ſen des archivaliſchen Materials überſichtlich zu ordnen und die entſcheidenden 


nitten in der revolutionären Bewegung ſtand, „Der Schwur im Ballſaus“ 4 * 


a Hier hat das t 2 5 die engſte Fühlung mit dem, was das £ 
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Geſichtspunkte hervorzuheben, fo koſtet es immer ein Stück ernſten Nac 
ihm jo zu folgen, daß man ſeiner Leiſtung durchaus gerecht wird. Sein 1 
graphie des Bauernſohns Scharnhorſt, die ſchon um ihres Helden willen das 
digſte Intereſſe erwecken muß, hat in mehr als einem Vierteljahrhunde 
nicht die zweite Auflage erlebt, in ſchroffem Gegenſatz zu der geſinnungsti 
Biographie des Erzjunkers Pork, die der preußiſche Hiſtoriograph Droy 
faßt hat. 5 5 W 
Unter dieſen Umſtänden begrüßen wir gern die Sammlung ſeiner hi 
Aufſätze und Reden, die Max Lehmann eben herausgegeben hat. Es fi 
etwa zwanzig, darunter einige akademiſche Feſtreden, und ein paar Abhan 
die ſich mit hiſtoriſchen Spezialfragen befaſſen und mehr nur die Hiſtor 
Fach intereſſieren. Aber die Mehrzahl der Aufſätze beſchäftigt ſich mit 
Problemen der preußiſchen Geſchichte und iſt außerordentlich geeign 
Kummer der braven Patrioten, „denen die Auflöſung einer Legende ar 
ſo ſchmerzlich iſt wie der Verluſt einer Schlacht“, in weiten Kreiſen kla 
über die boruſſiſche Herrlichkeit zu verbreiten. Preußen und Polen, Agr 
und Steuern in Brandenburg⸗Preußen, Aus der Geſchichte der preußiſch 
ſchule, Werbung, Wehrpflicht und Beurlaubung im Heere Friedrich Wilh 
Hardenbergs Denkwürdigkeiten, der Friede von Tilſit, Fichtes Reden an die 
Nation vor der Zenſur, Boyens Denkwürdigkeiten, die preußiſche Städteordr 
vom 19. November 1868 — dieſe Titel geben einen ungefähren Begrif 
auch noch nicht von der Reichhaltigkeit, ſo doch von der Mannigfalti 
Inhalts. a g i 
Wir wünſchen dem Buche eine weite Verbreitung, namentlich auch in 
bürgerlichen Kreiſen, für die es ja in erſter Reihe beſtimmt iſt. Der zweihn 
Geburtstag des alten Fritz hat eben wieder gezeigt, wie tief noch ſelbſt 
jenigen bürgerlichen Preſſe, die ſich einbildet, an der Spitze der bürgerliche 
ſation zu marſchieren, die boruſſiſche Legende wurzelt und den Kampf 
hiſtoriſchen Fortſchritt lähmt. Wir verlangen von dieſen Biedermännern 
nicht, daß ſie der „ſozialdemokratiſchen Geſchichtſchreibung“ glauben ſolle 
den Arbeiten Lehmanns können ſie ſehen, wie weit ſie ſelbſt hinter den 
lichen Vertretern der hiſtoriſchen Wiſſenſchaft einhertrotten. Se 
Schließlich ſei noch erwähnt, daß wir in dem Buche Lehmanns 
nach dem Anathema gegen den hiſtoriſchen Materialismus geſucht haben, ohr 
ſelbſt die beſſeren bürgerlichen Hiſtoriker ſich nicht gern an die Öffentlichkeit t 
Wir wollen Herrn Lehmann deshalb keineswegs zum Proſelyten der h 
materialiſtiſchen Methode machen. Aber wir dürfen den guten Geſchm 
der ihn auf dieſen wohlfeilen Theaterdonner verzichten läßt. 5 


Karl Vorländer, Immanuel Kants Leben. Leipzig 1911, Verlag von 
Meiner. 224 Seiten. Preis geheftet 3 Mark, gebunden 3,60 Mark. 


Der Verfaſſer verwahrt ſich in der Vorrede gegen den Anſpruch, eine 
ſchaftliche Biographie Kants zu geben. Seine Arbeit erſcheint als ein 
„Philoſophiſchen Bibliothek“ und ſoll nur eine Ergänzung zu den Kant Aus 
dieſer Sammlung liefern; ſie verzichtet von vornherein auf die Entſteh 
geſchichte oder gar eine Inhaltsangabe der Schriften, ebenſo wie auf eine S 
rung von Kants Charakter oder eine ausführliche Darſtellung ſeiner S 
Politik, Religion, Kunſt uſw. Es iſt alſo im weſentlichen eine Chronik 
äußerem Lebenslauf, die Vorländer bietet, was jedoch nicht in irgend ein { 
ſetzenden Sinne gejagt fein fol. Denn bei der Dürftigfeit und Unſich 
Nachrichten, namentlich über die früheren Lebensumſtände Kants, war das 
das ſich Vorländer geſteckt hat, keineswegs ohne Fleiß und Mühe zu erreichen, 
an beidem hat er es nicht fehlen laſſen. ö = 
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Freilich, das eintönige Philiſterdaſein Kants bietet auch dem eifrigſten Be⸗ 
des Biographen kaum überwindbare Schwierigkeiten, inſofern es darauf 
amt, den Leſer zu feſſeln. Selbſt bei dem einzigen, halbwegs ernſthaften Kon⸗ 
ſeines Lebens, ſeinem Zuſammenſtoß mit Wöllner, kam Kant nicht aus der 
des Philiſters heraus. Es iſt durchaus anzuerkennen, daß Vorländer, bei all 
Verehrung für Kant, doch nicht daran denkt, die in dieſem Konflikt nichts 
er als heldenhafte Rolle ſeines Helden zu beſchönigen. Er urteilt bei dieſem 
eher zu ſtrenge über Kant als zu milde. 

Zenn ſomit das Büchlein den Zweck, den es ſich geſetzt hat, vollkommen er- 
ſo hat es doch eine Seite, die einen weniger erfreulichen Eindruck macht. Es 
bis über die Ohren in der boruſſiſchen Legende. Die Neukantianer, zu denen 
inder ebenſo gehört wie Profeſſor Hermann Cohen, dem die Schrift gewidmet 
ollen bekanntlich den proletariſchen Klaſſenkampf klären und läutern durch 
hik Kants, den Herr Cohen logiſch und hiſtoriſch als Urheber des modernen 
lismus ausgerufen hat. Wenn dieſer Marburger Philoſoph uns fein gewiß 
nswertes Patronat verſpricht, falls wir in „Ehrfurcht“ vor dem Klaſſen⸗ 
gat erſterben wollen, jo ließe ſich darüber noch reden, aber wenn wir nun gar 
durch den „preußiſchen Wind“ unſere Segel blähen laſſen ſollen, ſo iſt das 
heine etwas harte Zumutung. 

Geben wir nun einige Proben! Gleich im Anfang leſen wir von einem Franz 
t Schultz, dem Generalinſpektor des geſamten Kirchen-, Schul⸗ und Armen⸗ 
4 im „Königreich Preußen“, das heißt der heutigen Provinz Oſtpreußen, der 
den erſten Beſchützern und Förderern des jungen Kant gehört hat. Unter ſeiner 
altung ſollen, wie Vorländer rühmt, in den dreißiger Jahren des achtzehnten 
ahrhunderts in der Provinz Preußen über 1500 Landſchulen entſtanden ſein! 
chultz, wie Vorländer ebenfalls berichtet, ein Günſtling des berufenen Nuß⸗ 
rkönigs Friedrich Wilhelm I. war, der, wie ſelbſt Treitſchke anerkennt, für 
g und Wiſſen nur den Spott des Barbaren hatte, ſo klingt die Sache ſehr 
rdig; aber ſie hat gleichwohl ihre zwar nicht hiſtoriſche, aber doch boruſſiſche 
eit. Wie alle preußiſchen Könige hat Friedrich Wilhelm I. die Volksſchule in 
mrigſter Weiſe vernachläſſigt, jedoch in den dreißiger Jahren des achtzehnten 
ahrhunderts hatte er das dringendſte Intereſſe, das durch die Peſt verwüſtete 
itauen durch die ſalzburgiſchen Proteſtanten zu bevölkern, die durch den Erz— 
F Firmian aus ihrer Heimat vertrieben wurden. Aber dieſe ſeltſamen Ideo⸗ 
dachten zur Bedingung ihres Kommens, daß der König ihnen Kirchen und 
baute, und ſo entſtanden zwar nicht 1500, aber gegen 1200 Landſchulen 
cht boruſſiſchen Bedingungen. Auf Befehl des Königs wurden die Schul- 
e fo unſolid gebaut, daß fie etwa zwanzig Jahre auszuhalten verſprachen; 
teilten ſtürzten ſchon nach wenigen Jahren zuſammen. Die Schullehrer aber 
vor dem Verhungern durch den königlichen Troſt geſchützt: „Iſt der Schul⸗ 
ein Handwerker, kann er ſich ſchon ernähren; iſt er keiner, wird ihm er⸗ 
in der Ernte ſechs Wochen auf Taglohn zu gehen.“ Bei dieſer „Schul⸗ 
das königliche Werkzeug geweſen zu ſein, iſt für Franz Albert Schultz am 
icht ſo ehrenvoll, wie Vorländer annimmt. . 

r Miniſter v. Zedlitz avanciert dafür, daß er ein Bewunderer und Leſer 


as iſt aber wirklich ungerecht gegen Wilhelm v. Humboldt oder auch Alten⸗ 
a ſelbſt gegen Mühler und Trott zu Solz. Zedlitz war in ſeiner Art gewiß 
3 wackerer Kerl; am rühmlichſten hat er ſich bewährt, als er ſich weigerte 
ſtiz⸗ und Unterrichtsminiſterium waren damals ein Reſſort —, die 
tsjuſtiz des Königs in der Müller⸗Arnoldſchen Sache zu kontraſignieren. 
r war ein Junker durch und durch und ein „Aufklärer“ etwa nur von dem⸗ 
Kaliber wie der König ſelbſt. In ſeiner — natürlich franzöſiſch ge⸗ 
benen — Abhandlung über die Erziehung zur Vaterlandsliebe ſagt Zedlitz: 


war, zum „freiſinnigſten Unterrichtsminiſter, den Preußen bis jetzt gehabt Br 


ihr fünftes Rad war, was uns jedoch zu weit führen würde, an dieſer Stelle 


doxer“, ſondern ein aufkläreriſcher Theologe und ein eifriger Bewunderer 


ganz ſo erbärmliche Rolle wie der König Friedrich in ſeinem Konflikt mit W 
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„Von allen Bürgern eines monarchiſchen Staates haben die Adligen die ſch 
Pflichten zu erfüllen. Ihnen gebühren die hervorragendſten Poſten im Zi 
in der Armee.“ Worauf ein echt friderizianiſches Geſalbader über die Eh 
adliges Monopol folgt. In derſelben Schrift verhöhnt Zedlitz den märkf 
Junker Friedrich Eberhard v. Rochow, der — ein weißer Rabe unter ſei 
gleichen — in der Tat etwas für die Volksſchule übrig hatte, als Cosmo 
enthousiaste, der die Dorfjugend zu klug und zu „raisonneurs“ machen w 

Ahnlich wie mit dem ſchleſiſchen Junker Zedlitz ſteht es bei Vorländ 
dem oſtpreußiſchen Junker Schrötter, der wegen ſeiner Freundſchaft für 
zum eigentlichen Triebrad der Steinſchen Reformen wird, während er hö 


darzulegen. 

Nur noch ein Wort über den „orthodoxen Theologen“ Wöllner, von dem 
länder ſagt, daß ihn ſchon der große Friedrich als einen „bekrügeriſchen und i 
triganten Pfaffen“ gekennzeichnet habe. Zunächſt war Wöllner gar fein „os 


„großen Friedrich“, ein Mann etwa vom Schlage Nicolais, an deſſen „All 
meiner Deutſcher Bibliothek“, dem Hauptorgan der Berliner Aufklärer, Wölln 
lange Jahre hindurch fleißig mitgearbeitet hat. Sein Pech war nur, daß er 
Fräulein v. Itzenplitz heiratete, in deren elterlichem Hauſe er als Erzieher 
hatte. Solche Verbindungen zwiſchen der Nobleſſe und der Rotüre zoge 
philoſophiſchen König bekanntlich regelmäßig Schlaganfälle zu; in ſeiner blind 
Wut befahl er, den jungen Ehemann Wöllner in die Hausvogtei zu ſtecke 
die junge Ehefrau Wöllner zu entmündigen. Aber das Ehepaar hielt tapfer au 
ſprengen konnte der König die Ehe nicht, und ſo mußte er ſie mit dem oh 
mächtigen Schmerzensſchrei ſegnen, daß Wöllner ein betrügeriſcher und intrigan 
Pfaffe ſei. Daß Wöllner nach dieſer zärtlichen Behandlung auf jede Bewun 
des „großen Friedrich“ verzichtete, kann man ihm am Ende ſo ſehr nich 
denken, womit gewiß nicht entſchuldigt werden ſoll, daß er ſich nunmehr a 

Seite des Thronfolgers und deſſen frömmelnder Orthodoxie ſchlug. Auch in ſei 
Konflikt mit Kant ſpielt er durchaus eine erbärmliche Rolle, wenn auch ni 


Der kategoriſche Imperativ verbietet alſo doch wohl, den „großen Friedri 
Schiedsrichter zwiſchen Kant und Wöllner zu berufen. 

Inſoweit iſt die Schrift Vorländers ein neuer Beweis dafür, daß die m der 
Arbeiterbewegung ſich von der Ethik Kants weiter nicht klären und läutern 
laſſen braucht. Aber ſonſt läßt ſich ihr das Lob einer fleißigen und mühſa 
Arbeit nicht abſprechen, und ſie kann jedem empfohlen werden, N ſich mit 
äußeren Lebenslauf Kants vertraut zu machen wünſcht. % 


Alexander Ular, Die Zwergenſchlacht. Ein ſozialer Roman. Frankfurt 
1910, Verlag der Literariſchen Anſtalt Rütten & Loening. Geheftet 5 Ma 
bunden 6,50 Mark. 


Auf den „Raſſenroman“ Alexander Ulars „Die gelbe Flut“ folgt jetzt 
ſozialer Roman“. Wie ſchon die Überſchriften andeuten, bringt Ular nicht in 
Form, wohl aber dem Inhalt nach etwas Neues. Er wagt ſich an Problem 
bisher außerhalb der künſtleriſchen Linien zu liegen ſchienen. Der bürgerli 
Roman war bisher individualiſtiſch, auch da, wo er ſich über die durchſchnitt 
Salon- und Reiſelektüre erhob und ſich an die Darſtellung der hiſtoriſch bede 
den Vorgänge in Gegenwart oder Vergangenheit wagte. Der moderne Roman 
fern er Anſpruch auf Kunſt machte, war bisher in erſter Linie Charakterrome 
Pſychologie. Die Einzelperſon, ihre inneren und äußeren Schickſale ſtanden 
Mittelpunkt, während die Zeitgeſchichte, die geſellſchaftlichen Zuſammenhänge 
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Inten Hintergrund der Handlung abgaben. Das Milieu ſtand im Dienſte der 
inzelperſon, hatte nur relative, nicht abſolute Bedeutung. 

Mit Worten wie „Raſſenroman“, „ſozialer Roman“ deutet Ular an, daß er das 
nuſtleriſche Problem, den hiſtoriſchen Gehalt ſeiner Zeit im Romane zu geſtalten, 
in einer anderen Seite anzufaſſen beabſichtigt. Freilich bleiben auch bei ihm die 
unzelſchickſale der rote Faden, an dem ſich die übrigen Ereigniſſe aufreihen, allein 
treten in den Hintergrund zugunſten des Verſuchs, Maſſenſchickſale, Maſſen⸗ 
udlungen, Maſſenpſychologie zu ſchildern. Ular iſt modern nicht in dem banalen 
nne, wonach jedes Machwerk, in dem ein Fabrikſchornſtein raucht, eine Maſchine 
ſſelt, etwas von der Börſe oder vom Proletariat erzählt wird, als modern ange— 
iefen wird, ſondern weil ſeine Kunſt ein Verſuch iſt, im Geiſte und mit den 
itteln der neuen Zeit das Leben dieſer neuen Zeit darzuſtellen. 

Der Inhalt des vorliegenden Romans iſt kurz folgender: Die kapitaliſtiſche 
roduktionsweiſe hat beſonders in den Vereinigten Staaten Amerikas ihre letzten 
mſequenzen entwickelt, gewaltige Maſſen von Produktionsmitteln in der Hand 
nzelner vereinigt. Der Milliardär Andrew Strong gründet einen alle Nationen 
r Alten und Neuen Welt umfaſſenden Rieſentruſt; das internationale Groß— 
pital ſteht dem organiſierten internationalen Proletariat gegenüber. Im Kampfe 
eſer beiden mächtigen Rivalen muß ſich die Zukunft aller Völker entſcheiden. Der 
gationalismus iſt eine überwundene Sache, nur in manchen rückſtändigen euro- 
liſchen Ländern, wie Deutſchland, herrſcht noch der nationale Staatsbegriff und 
+ Militarismus, Bureaukratie und Feudalweſen. Dieſen baufälligen Ruinen 
n Gnadenſtoß zu geben und den Weltfrieden herzuſtellen, iſt die Abſicht des 
eldrieſen, der ehrlich überzeugt iſt, nicht nur im Dienſte des Kapitals, ſondern 
i Dienſte der Menſchlichkeit, gerade auch der Arbeiter, zu handeln. Er will mit 
inen unermeßlichen Mitteln den Staaten, dem kleinen, national begrenzten 
apital ſeinen Willen aufzwingen und dann als Wohltäter der Menſchheit dieſer 
e glückliche Zukunft diktieren. Wie er das nun angreift, wie alle wirtſchaftlich 
ickſtändigen Elemente gegen ihn reagieren, wie er, um die Staaten zu zwingen, 
ne beiſpielloſe Finanzkriſe mit ihrem Gefolge von Elend und Hunger herauf— 
eſchwört, wie das organiſierte Proletariat zum Kampfe rüſtet, wie die Verhältniſſe 
em Geldrieſen ſowohl wie den Regierungen, aber auch den einzelnen Arbeiter- 
ihrern über den Kopf wachſen, ſie alle von den Ereigniſſen willenlos weiter⸗ 
eriſſen werden, nicht die Schiebenden, ſondern die Geſchobenen ſind, in dieſen 
cchilderungen und Erkenntniſſen liegt die Stärke des Romans. Von untergeord— 
eter Bedeutung erſcheint daneben das perſönliche Verhältnis des „Anarchiſten“ 
ahors und der Tochter des Geldkönigs Strong. 

Eoin ſolcher Verſuch will nicht künſtleriſch bewertet werden, wenn man unter 
unit formale Schönheit verſteht. Nebenſache iſt auch die mehr oder minder ge— 
ungene Charakterzeichnung, die pſychologiſche Wahrheit, auch die größere oder 
leinere Menge von Geiſt, Witz und Scharfſinn, die der Verfaſſer zum beſten gibt. 
kurz, alles Individuelle tritt zurück. Es ſei deshalb gleich hier bemerkt, daß manche 
Zanalität und Flachheit, manches im ſchlechten Sinne Romanhafte dem Buche an⸗ 
gaftet. Daneben fehlen aber nicht Abſchnitte von großer Anſchaulichkeit, Kraft der 
zhantaſie und lebensvoller Darſtellung. Während Ulars Pſychologie, ſeine Dar⸗ 
tellung ſubjektiven Erlebens und Denkens viel zu wünſchen übrig läßt — ſeine 
Fharaktere haben ſämtlich etwas Zuſammengeſtoppeltes, Gliederpuppenartiges —, 


Rallettioperfönlichfeit. 


J e Feuill 


In einer Zeit der Völkerpſychologie, der Geſellſchaftswiſſenſchafte 
wicklungslehre nimmt es nicht wunder, wenn die Kunſt ſolche Wege g 
Gegenteil, es iſt ganz natürlich, wenn dem kleinbürgerlich⸗individua 
Roman nun endlich der kollektiviſtiſche Roman der großkapitaliſtiſchen E 
Die Großinduſtrie, die Großfinanz ſind ja nicht private, ſondern politif 
ihre Arbeitsmethoden find nicht auf private Bedürfnisproduktion, ſo 
Maſſenproduktion, Maſſenabſatz und auf Maſſenbeherrſchung eingerich 
noch mehr, unter dem Gegendruck des organiſierten Proletariats organiſie 
großes wie kleines Kapital zu ſchließlich weltweiten Truſts und Ringen 
Unternehmer ſo gut wie die Arbeiter ſtehen ſich nicht als Haufen von ein 
entgegen, ſondern als kompakte Geſamtheiten, als internationale Organiſat 
als Klaſſen. 5 | e 

Dieſe Umwälzung der Wirtſchaftsformen beginnt nun endlich auch das 
bild der Welt in den Köpfen des Bürgertums umzuwälzen. Auch ihr 
humpelt nun den Tatſachen hinterdrein. Gerade weil Ular hier den Fi 
verkörpert, läßt ſich an ihm am deutlichſten beobachten, wie ſchwer es hält, 
dem alten ideologiſchen und individualiſtiſchen Fahrwaſſer herauszu 
Sein Roman iſt ein Beweis für die ſeltſamen Widerſprüche, jene wunderl 
„.menglage der Begriffe in den modernen, großbürgerlichen Köpfen, die 
Praxis ſchon längſt dem kleinbürgerlichen Individualismus und der klei 
lichen ideologiſchen und metaphyſiſchen Denkweiſe entwachſen find, allein i 
Theorie ſich vom Angelernten und Eingeſchulten nicht freizumachen wiſſen 
wohl heute die wirtſchaftliche Entwicklung mit fühlbarer Deutlichkeit bewei 
die Geſchichte nicht von einzelnen Herren gemacht wird, ſo hält doch de 
geois mit ängſtlicher Zähigkeit am Altväterglauben feſt, die Geſchich 
Schöpfung großer Männer, Geiſteshelden, Fürſten, Feldherren, Finanz⸗ ode 
duſtriekönige. Auch in Ulars Roman erſcheinen dieſe Widerſprüche dem auf 
ſamen Leſer. Das eine Mal ſpricht Ular, als ob ein Induſtriefürſt wie S 
Gewerkſchaftsführer wie der Deutſch⸗Amerikaner Hegler, „Anarchiſten“ wie 
die Welt umſchaffen könnten; wenige Seiten darauf geben aber dieſe unumw 
zu, daß auch die Mächtigſten nichts ſind gegen die elementare Macht „toll 
Ideen“, und wieder etwas fpäter heißt es: „Es war nicht mehr ſelbſtb 
Wille, ſondern rohe Leidenſchaft, Haß, Neid, Wut und die geile Luſt am ſchr 
loſen Genießen, was das zahlloſe Zwergenheer zum Sturm gegen die Rieſen 
Weltwirtſchaft trieb.“ Drei Stufen durchläuft Ular hier: Die Geſchichte it 
Produkt einzelner Perſönlichkeiten, die Geſchichte iſt das Produkt von Id 
Geſchichte wird durch den Kampf ums Daſein beſtimmt. Die materialiſti 
ſchichtsauffaſſung bricht freilich nirgends rein durch, ſie trägt überall die 
giſchen Eierſchalen. „ 

Ein bißchen mehr Beſchäftigung mit der modernen Arbeiterbewegung u 
wiſſenſchaftlichen Sozialismus, wenn auch nur als Vorarbeit zu dieſem Re 
hätte Ular nichts geſchadet. Er wäre dann nicht auf die kurioſe Vorſtellun⸗ 
fallen, dem deutſchen Sozialismus fehle es an revolutionärem Mute, er 
dann nicht marxiſtiſche Orthodoxie in Verbindung gebracht mit eine 
lahmen und kurzſichtigen Opportunitätspolitik. Vollkommen unbekan 
Ular zu ſein mit dem Unterſchied zwiſchen Anarchiſten und Sozialiſten. 

Mit ſeinen Sympathien iſt der Verfaſſer ſelbſtverſtändlich auf der S 
Kapitals als dem Träger der traditionellen Bildung, des eleganten Ben 
des differenzierten, aber gut regierten Gemütslebens. Unwillkürlich ſind 
Charaktere in dieſem Lager beſſer gelungen als die Geſtalten des pro 
Lagers, von denen der eine als begabter abſolutiſtiſcher Egoiſt, der a 
Mittelding zwiſchen Schmachtlappen und kühnem Genie, der dritte als ro) 
räter, der vierte als lächerliche Figur erſcheint. Mit inniger Schadenfreud 
Ular eine internationale Konferenz ſämtlicher Gewerkſchaften und politiſchen 
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je in nichts auflöſen, ſchildert er uns die Uneinigkeit, feige Selbſtſucht, 
heit der Arbeiterführer, die, von dem elementaren Ausbruch der Revolution 
raſcht, fo tun, als ob fie das alles geſchaffen hätten. 

2 uch hier iſt überall der Wunſch Vater des Gedankens, vollends wenn Ular 
etfich ſchreibt: „Die wenigen europäiſchen Arbeiterführer, die volkswirtſchaft⸗ 
Bildung beſaßen.“ 

Der Schluß des Romans bringt die uralte Weisheit aller Müden und Ent⸗ 
Iſchten, aber auch aller abgelebten Ariſtokraten der Geburt oder des Geldes: nur 
its vom tätigen Leben, im ariſtokratiſchen Alleinſein, in der Verachtung der 
öden Maſſen“, deren „primitive Seelenverfaſſung“ das Große und Edle doch 


Der Roman iſt großkapitaliſtiſche, aber nicht proletarifche Kunſt. E. Hoernle. 


3 Holbeins Initialbuchſtaben mit dem Totentanz. Mit erläuternden Denk⸗ 
verſen und einer geſchichtlichen Abhandlung über die Totentänze von Dr. Adolf 
Elliſ ſen. Manualneudruck der Ausgabe vom Jahre 1849 mit einem Vorwort 


(Th. Weicher). VIII und 132 Seiten. 


Wer es nicht aus eigener Anſchauung weiß, der weiß es aus Leſſings und 
erders geiſtvollen Abhandlungen, „wie die Alten den Tod gebildet“. Aus dem 
uften Genius mit der umgekehrten Fackel, als den ihn die antiken Künſtler dar⸗ 
Iten, hat bekanntlich das ſpätere deutſche Mittelalter den grauſamen Knochen⸗ 
ann mit Senſe oder Hippe gemacht, der an jeden Sterblichen, welchen Alters und 
andes er auch ſein mag, herantritt und mit ihm den gezwungenen Reigen in 
Grab hinein tanzt. Solche Totentänze wurden zuerſt, als danses macabres, 
den Kirchhofsmauern im Frankreich des vierzehnten und fünfzehnten Jahr⸗ 
derts angebracht. Allein man würde doch einſeitig urteilen, wollte man, etwa 
den bekannten Schillerſchen Verſen aus den „Göttern Griechenlands“, dieſe 
ung der Auffaſſung einfach bedauern. Denn mit dem „gräßlichen Gerippe“ 
n die dichteriſche und noch mehr in die bildneriſche Darſtellung des „Toten⸗ 
allmählich ein ſatiriſches Element von packender Gewalt hinein: der 
iſenmann mit ſeiner Hippe wird dem ernſten Narren mit der Pritſche ver⸗ 
dt, der die Eitelkeiten, Torheiten und Laſter der Menſchen geißelt. Von den 
lreichen Totentänzen, über die uns die intereſſante Abhandlung des gelehrten 
Elliſſen berichtet, iſt weitaus der bekannteſte und gewaltigſte der des be⸗ 
n Malers und Holzſchneiders Hans Holbein (1497 bis 1543). Neben 
größeren Totentanz hat nun Meiſter Holbein auch einen kleineren, ein 
anntes Totentanzalphabet in Holzſchnitt geſchaffen, deſſen vierundzwanzig an 
oßen lateiniſchen Unzialbuchſtaben ſich anlehnenden Bildern die gleichen 
e wie dort zugrunde liegen, und das, trotz ſeiner durch die Natur der Sache 
gten Kleinheit der Figuren, von allen Kennern als ein Meiſterwerk be⸗ 
et wird. 
dieſes von Holbein gezeichnete, von Meiſter Hans Lutzelburger ausgeführte 
bet, das im Dresdener Kupferſtichkabinett aufbewahrt wird, von dem einzelne 
ig in den Handel gekommene Buchſtaben mit teuren Preiſen bezahlt wurden, 
nun 1849 zwei kunſtſinnige Hannoveraner zum erſtenmal einem größeren 
ikum zugänglich gemacht: der Kupferſtecher Heinrich Lödel, indem er eine 
em Original gleichwertig zu achtende getreue Kopie ſchuf, der Göttinger Gelehrte 
lliſſen, indem er dieſe künſtleriſche Reproduktion nicht bloß mit der ſchon 
hnten intereſſanten Abhandlung begleitet, ſondern vor allem jedes Bild durch 
rtreffliche, dem Gegenſtand aufs beſte angepaßte Denkverſe erläutert hat, 
n Kraft und Kühnheit kaum zu wünſchen übrig laſſen. Wir können uns nicht 
lten, einige hierher zu ſetzen. 


4 Bi! 


ht begreift, gibt es Glück und Frieden. Odi profanum vulgus. H Ac. Mona 3 


Me! mar %, g MM. 


von Profeſſor Dr. O. A. Elliſſen. Leipzig 1911, Dietrichſche Verlagsbuchhandlung 7 


768 nn e 1 Feuilleton 


Als Motto trägt „Freund Heins Fibel“ den Vierzeiler an der Spike 


Mein Abe lernt jung und alt; Und weſſen Weisheit ſternen 
Das kleinſte Büblein faßt es bald, Ich nehm’ ihn in die Schule Y 


Dem König, den er eben zu Boden geſtreckt, ruft Hans Mors in die! 


Dein Volk hat lang g'nug untertänig, Den größeren Herren vor dir f 
Die Knie ſich wund N Herr 1 Tief beugt ſich des Geſalbten 

— — — Und wie die Knochenfinger winke 
Schwer lag auf ihm des Besten Sind. Wird bald vom ware die Krone 
Nun hat das Blättchen ſich gewandt: 


Und der ſich noch ſträubende Edelmann n muß die Worte vernehmen 


Kein Sträuben, kein ergrimmt Geſicht! Den kräftig er für dich geführt; 
Geſtrenger Herr, s hilft alles nicht! Nun gibt der Flegel dir den Reſt 
Den Bauersmann haft zwar verachtet, Von mir als Grundherrn mußt ſo 
Als Kot an deinen Schuh'n betrachtet, Dich an die Scholle binden laſſen, 
Hätt'ſt nie den Flegel angerührt, Wie je nur deine Unterſaſſen. 


Ebenſo geht es den übrigen Großen der Erde: den Geiſtlichen (Papſt, Kardt 
Biſchof, Domherrn) wie den Weltlichen (Kaiſer, Herzog, Kaiſerin, Königin). 
auch den im ausgehenden Mittelalter am meiſten hervortretenden anderen Stän 
Reiter und Soldat, Mönch und Nonne, Klausner und Kurtiſane, weiter dem G 
hals und dem Säufer, dem Spieler und dem Narren. Der Nonne zum Beif 
die im öden Bette ihr heißes Blut vergebens durch Kaſteien zu dämpfen ſu 
naht er ſich als „ehrſamer Buhle“: 


Haſt Zeit, vom Wachen, Beten, Faſten ä 
In ſeinem treuen Arm zu raſten. Sr 


Wenn jetzt der Sohn des Dichters, der unter anderem auch durch Bebel 
innerungen“ als Lange-Biograph bekannte Profeſſor O. A. Elliſſen (Einbeck 
verſchollene Büchlein neu herausgegeben hat, ſo hat er damit nicht bloß ein 
der Pietät vollzogen, ſondern auch allen Freunden ſatiriſcher Kunſt einen 
erwieſen. Das ſtilvoll ausgeſtattete kleine Buch koſtet nur 2 Mark. 


Guſtav Freytag, Bilder von der Entſtehung des Deutſchen Reiches. Gef 
\ melt und herausgegeben von Wilhelm Rudeck. Leipzig, Walther 99 
482 Seiten. Preis gebunden 4,50 Mark. 


Ein ganz überflüſſiges Buch! Bekanntlich redigierte Freytag lange Jahre 
„Grenzboten“, für die er ſelbſt zahlreiche Artikel ſchrieb. Was er davon länger 
Dauer für wert hielt, hat er noch bei Lebzeiten in ſeine Geſammelten Schrift 
aufgenommen, wobei er ſchon recht freigebig verfuhr. Was er aber vergeſſ 
wiſſen wollte, ſammelt nun Herr Wilhelm Rudeck und bietet es mit einer präte 
tiöſen Vorrede dem Publikum dar. 5 

Das iſt ein Unrecht gegen Freytag, der dieſe Aufſätze nicht noch einn ve 
öffentlicht haben wollte, und es iſt ein Unrecht gegen den heutigen Leſer, der, d 
Freytags Namen beſtochen, ſich dies Buch erwirbt, um nichts davonzutragen, 
was im Gedanklichen und Tatſächlichen ſelbſt von der patriotiſchen Literatur 0 
überholt worden iſt. Einen beſonders ſchlechten Dienſt leiſtet Herr Rudeck de 
Andenken Freytags, indem er deſſen Paneghrikus auf die Feldherrngaben des 

maligen Kronprinzen Friedrich abdruckt. In dem häßlichen Pamphlet, das Frei 
nach dem Tode des Kaiſers Friedrich veröffentlichte, hat er ſeinem alten Gön 
jede Feldherrngabe abgeſprochen. S 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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Band Nr. 22 de am 1. a; 19]2 30. Jahrgang 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet 
> Gedämpfte Stimmung. 
4 ' Berlin, 24. Februar 1912 


Der neue Reichstag tagt häntnebt drei Wochen. Es verſteht ſich, daß er 
zwanzig Tagen noch keine großen Taten vollbracht haben kann, aber 
immerhin iſt dieſe Friſt lang genug, um zwar noch kein abſchließendes 


teil, aber doch eine vorahnende Stimmung über feine Leiſtungsfähig⸗ 


it zu geſtatten. Und es will uns ſcheinen, daß dieſe Stimmung in ſozial⸗ 
wokratiſchen Parteikreiſen recht gedämpft iſt. 


nerten ſchon vor einigen Wochen an das Clauſewitziſche Wort vom „Kul⸗ 
inationspunkt des Sieges“, dem regelmäßig eine Reaktion auf dem Fuße 
folgen pflege, und wir erinnerten auch an die hiſtoriſche Tatſache, daß 
b nach großen Wahlſiegen der Partei ſtets ein Gefühl der Enttäuſchung 
igeſtellt hat, ſobald die parlamentariſche Mühle zu klappern begann, ein 
efühl der Enttäuſchung, das ſich etwa in die Worte zuſammenfaſſen läßt: 
„eigentlich iſt doch trotz unſerer koloſſalen Anſtrengungen alles beim 
ten geblieben. 

Dieſe Empfindung kommt in den Tageszeitungen der Partei zu ſehr 
ullichem Ausdruck, namentlich auch in ihrem Urteil über die öde Lange⸗ 
ile der ſechstägigen Etatsdebatte, die ja von jeher als ſicherſter Maßſtab 
r die geiſtige und politiſche Höhe eines Parlaments gilt. Von den 
prechern der bürgerlichen Fraktionen ganz abgeſehen, ſo wird nicht mit 
necht geſagt, daß die Rede des Genoſſen Trank, der zuerſt das Wort er⸗ 
elt, keineswegs berechtigten Anforderungen entſprochen habe. Genoſſe 
Mid, der zuletzt ſprach, erhob zwar die Debatte auf eine würdige Höhe, 
er die Wirkung ſeiner Ausführungen wurde dadurch beeinträchtigt, daß 
9* an fie eine nicht gerade erbauliche Auseinanderſetzung über die ver⸗ 
lichen Verhandlungen anſchloß, die zwiſchen der ſozialdemokratiſchen 


aktion auf der einen, der freiſinnigen, der nationalliberalen und der 
| au-ıom, I. Bd. 50 


An und für ſich hat dieſe Erſcheinung nichts überraſchendes. Wir er⸗ 
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ultramontanen Fraktion auf der en Seite in der Präftia 
pflogen worden ſind. 

Wenn die Genoſſen Bebel und Haaſe beteuerten, daß Be in dieſ 
handlungen die übernahme aller höfiſchen Verpflichtungen dur 
ſozialdemokratiſchen Vizepräſidenten von vornherein abgelehnt hä 
iſt klar, daß ſie die ungeſchminkte Wahrheit ſprachen. Auch die bösw 
Gegner ſollten ihnen nicht zumuten, daß ſie im Widerſpruch mit d 
trag der Fraktion gehandelt hätten. Dagegen wäre es doch unbillig 
haupten, daß die freiſinnigen, nationalliberalen und ultramontanen 
die jo etwas wie ein Zugeſtändnis der ſozialdemokratiſchen Unterhe 
in Sachen der höfiſchen Verpflichtungen gehört haben wollen, wi 
beſſeres Wiſſen die Unwahrheit geſprochen haben ſollen. Es ſind d 
bar Mißverſtändniſſe mit untergelaufen. Was die einen ſcherzhaft ge 
haben, das haben die anderen ernſthaft genommen, wobei man denn 
ſich nicht verhehlen darf, daß Scherze, ſelbſt gute, geſchweige denn w 
gute Scherze nicht recht angebracht ſind in der Verhandlung mit Ge 
die ſeit Jahrzehnten ſozialdemokratiſche Außerungen ganz anders 
faſſen pflegen, wie ſie gemeint ſind, und die auch u gutem Willen 9 
en hören, was fie gern hören möchten. 
Damit iſt der Punkt berührt, der für dieſes Mal des gedämpfte St 
mung, die ſonſt ſchon nach großen Wahlſiegen der Partei einzutreten pf fle 
die beſondere Note gibt. So notwendig und unausweichlich es war, 
die Partei ein gewiſſes Abkommen mit den Liberalen traf, ſobald die je 
Verlangen danach bekundeten, jo ſehr iſt dadurch doch eine für die N | 
ganz ungewohnte Lage geſchaffen worden. Wir müſſen die neuen „Bun 
genoſſen“ — ſoweit dies Wort überhaupt zutrifft — wie rohe Eier 
handeln und ihnen Taten zutrauen, die ſie, wenn anders die Erfahr 
eines halben Jahrhunderts nicht trügt, nimmermehr vollbringen werd 
und wir laufen dadurch die Gefahr, daß wir ſchließlich ihre Düpie r. 
zwar nicht ſind, aber doch als ihre Düpierten erſcheinen. In dieſer Si 


u 


um die es ſich handelt, geradezu ins Geſicht zu 1 Wir wiſſen wobl, 
ihr uns übers Ohr hauen werdet, ſobald ihr könnt, kann man fich do 
zu ihnen ſtellen, daß man die Lacher auf wur . hat, e 
Klappen kommt. 1 
Ob dem nun aber ſo bei dem ganzen räfidialhumbug geweſ 


ganzen Frage bisher nicht gehabt. Ihre unzeitige Außer no 
Wahlen von 1903 führte zu heftigen inneren Kämpfen, die ſich um de 
Genoſſe Bebel ſich damals ausdrückte, „Titel ohne Mittel“ nicht lo 
und auch die Wahl des Genoſſen Scheidemann, die von vornherein 
reelle Bedeutung haben konnte, hat ſelbſt jede ſymptomatiſche Bed 
verloren, ſeitdem ſich durch die neuerliche Auseinanderſetzung im 
tag herausgeſtellt hat, daß die nationalliberalen Stimmen, ſowei 0 
ihn gefallen ſind, von der Annahme ausgingen, daß er die höfiſchen V 
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ichtungen erfüllen werde. Dieſe Komödie der Irrungen enttäuſcht um 
mehr, als ſich eine ganze Reihe von Parteiblättern darin gefiel, die Lei⸗ 
ig einer formalen Reichstagsſitzung durch Scheidemann als einen „welt⸗ 
chichtlichen Augenblick“ zu feiern. Stellt ſich dieſer Atemzug der Welt⸗ 
chichte nunmehr als eine beiläufige Epiſode von vier Wochen heraus, ſo 
lärt ſich daraus allein ſchon eine etwas gedämpfte Stimmung. 

Hat man mit fo unſicheren Kantoniſten wie den Liberalen zu tun, jo fol 
n ji) doppelt und dreifach vor jedem überſchwang in Worten hüten. 
zu gehört auch die immer wiederholte Verſicherung, daß die Reichstags⸗ 
ktion „praktiſch“ mitarbeiten wolle. Was doch nichts anderes heißt, als 
3 fie bisher nicht ehrlich mitgearbeitet habe. Das iſt aber nicht wahr, wie 
em Parteigenoſſen bekannt iſt; ſo lange es eine Reichstagsfraktion gibt, 
ſie ſich nach beiten Kräften an den parlamentariſchen Arbeiten beteiligt, 
ern ſie nicht durch die bürgerlichen Fraktionen daran gehindert wurde, 
ihr zum Beiſpiel jahre⸗ und jahrzehntelang die Wahl in die Kom⸗ 
ſſionen verweigerte. Es gibt auch nicht eine bürgerliche Fraktion, vor der 
ſozialdemokratiſche Fraktion zurückzututen brauchte, ſoweit es auf den 
AB und Mühe ankommt, die fie aufgewandt hat. 

Was hat alſo die Verſicherung für einen Sinn, daß ſie fortan praktiſch“ ö 
karbeiten wolle? Doch keinen anderen, als daß fie ſich dem bürgerlichen 
rgon anbequemt, der ihr zu Unehren erfunden iſt: als ob praktiſche“ 
zeit nur die Bewilligung von neuen Kanonen und neuen Kähnen und 
ien Steuern, die noch fo fleißige und wohlüberlegte Arbeit aber für 
derne Kulturziele und namentlich für die intellektuelle, materielle und 
raliſche Hebung der arbeitenden Klaſſen „unpraktiſche“ Demagogie ſei. 
em bürgerlichen Jargon auch nur das geringſte Zugeſtändnis zu machen, 
en wir doch wahrlich nicht den geringſten Anlaß. Es denkt ja niemand 
uns daran, „praktiſche“ Arbeit im bürgerlichen Sinne des Wortes zu 
ten, das heißt die Geſchäfte der herrſchenden Klaſſen zu beſorgen. Wozu 
ſich in Redewendungen berauſchen, die die Gegner nur noch hochnäſiger 
chen, als ſie ohnehin ſchon ſind, in den Maſſen aber ein Gefühl der Ent⸗ 
ſchung hervorrufen müſſen? Denn dazu ſind 4 / Millionen ſozialdemo⸗ 
tiſcher Wähler nicht aufmarſchiert, um ſich durch ihre Erwählten an der 
aktiſchen Arbeit“ zu beteiligen, die die Klaſſenherrſchaft ſtützen ſoll. 


zu bringen, ſobald ſie aus dem Lote zu geraten drohen. Haben wir uns 
der Präſidentenwahl vielleicht einigen Illuſionen hingegeben, ſo hat der 
gähliche Umfall der Nationalliberalen dafür geſorgt, daß uns die reale 
chternheit der Dinge wieder klar geworden iſt. Und das iſt mehr wert, 
wenn wir einen Sitz im Präſidium des Reichstags behaupten. Es geht auch 
e ihn, und ſogar beſſer ohne ihn. Als die ultramontane Fraktion in den 
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts ganz und gar vom Präſidium 
geſchloſſen wurde, hat ſie wirklich kein großes Lamento darüber erhoben, 
dern ſich damit begnügt, in der Tat ſo etwas wie einen „weltgeſchicht⸗ 
en 1 zu ſchaffen, indem ſie den „Herkules des Jahrhunderts“ 


Glücklicherweiſe ſorgen die Gegner immer dafür, die Dinge wieder ins 
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ö Ohren der beſitzenden Klaſſen wirkt, als die noch ſo einſchmeichelnde 
ſamkeit parlamentariſcher Wortführer. 


ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion, und ſei fie fo ſtark wie die 
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mitſamt feinen ganzen Kohorten von Kulturkämpfern i die aue zwan 
Es waren die erfolgreichſten Tage des Zentrums. 8 1 

Auch das Phantom der „praktiſchen Arbeit“ wird bald genug zerſti 1 
Sobald die neuen Flotten⸗ und Heeresvorlagen an den Reichstag gelan 
wird ſich der Weizen von der Spreu ſondern, und von Dan bis Bathſeb 
von der Wilhelms⸗ bis zur Jeruſalemerſtraße wird das patriotiſche Geſcht 
erſchallen, daß die Sozialdemokratie für „praktiſche Arbeit“ ein für alleı m 
verdorben ſei. Von der wirklichen Lage der Dinge wird dann der iet 
Schleier fallen; der Riß, der den neuen Reichstag ſpaltet, geht nicht zwiſch 
den Stuhlreihen, die auf der linken und der rechten Seite des 
ſtehen; er geht vielmehr zwiſchen der Sozialdemokratie und der Geſam 
der bürgerlichen Parteien. Können und wollen die liberalen Fraktionen 
noch einmal aufraffen, jo wird es um jo beſſer ſein, und wir haben ge 
allen Anlaß, ihnen zu helfen, wenn ſie wirklich etwas zur Demokratiſiert ur 
des Reiches tun wollen. Aber worauf wir nun und nimmer verzichte 
dürfen, das iſt jenes „ſtolze Geſetz der Initiative“, worin ſogar ſchon 
preußiſcher König die Vorausſetzung aller Erfolge erkannt hat. Wir habe 
uns nicht an die anderen, ſondern die anderen haben ſich an uns zu kehre 
Wir müſſen die Liberalen Hals über Kopf ins Waſſer werfen, damit 
zeigen, ob ſie ſchwimmen können, aber wir dürfen auch nicht einen Schr 
in den Sumpf tun, worin fie ſtecken, ſei es auch in der wohlwollend | 
ſicht, ihnen deſto raſcher herauszuhelfen. Dann wird keine 1 St i 
mung in den Maſſen aufkommen. 1 

Einen Teil an dieſer gedämpften Stimmung a rollen. auch k | 
Wähler ſelbſt, indem fie Feigen vom Dornenſtrauch pflücken wolle 
heißt indem ſie vom bürgerlichen Parlamentarismus Leiſtungen erw 
deren er nach all ſeinen hiſtoriſchen Lebensbedingungen unfähig iſt. 


wärtige, kann durch rückſichtsloſe Vertretung der Parteiprinzipien i 
praktiſchen Fragen der Geſetzgebung manch Gutes wirken, aber umkr 
kann ſie den bürgerlichen Parlamentarismus auch nicht. Noch hat 
bürgerliches Parlament gegeben und wird auch nie eines geben, das je 
freien Stücken eine durchgreifende Reform im Intereſſe der unterdrü 
Klaſſen durchgeführt hat oder durchführen wird. Wo es geſchah, gef 
immer nur unter dem „Druck von außen“, der ganz anders auf die 


Hat alſo die gedämpfte Stimmung, die augenblicklich in weite K 
der Partei zu herrſchen ſcheint, keinen rechten Anlaß, ſo würde ſie ge 
verhängnisvoll werden, wenn ſie zu einer gedämpften Agi 
Umgekehrt wird Mete ein Schuh daraus. a 
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deld und ware. 
Von Rudolf Hilferding. 
In ſeinem intereſſanten Aufſatz „Goldproduktion und Teuerung“! ver⸗ 


t Genoſſe Eugen Varga die Theſe, daß „die Veränderungen der 
Idproduktion nicht die Urſache der Teuerung fein können“. Wir find nun 


gleichen Anſicht, glauben aber, daß die Beweisführung Vargas, um 


lüſſig zu ſein, noch einer weſentlichen Ergänzung bedarf. 

Varga beſeitigt zunächſt die Quantitätstheorie, deren tiefſinnigen In⸗ 
ft kürzlich der „Simpliciſſimus“ ebenſo richtig wie witzig folgendermaßen 
edergegeben hat: „Durch die koloſſale Goldproduktion iſt ſo viel Geld in 
nlauf gekommen, daß die Preiſe jo geſtiegen find, daß nicht genug Geld 
rhanden iſt, die Waren zu bezahlen.“ 

Die Quantitätstheorie iſt ebenſo primitiv, ſimpliſtiſch und falſch wie die 
völkerungstheorie des Malthus, und deshalb ebenſo langlebig. Nur daß 
Quantitätstheorie durch die Erfahrungen mit der geſperrten Währung 
en gewiſſen Schein der Rechtfertigung, der dem Malthuſianismus über- 
apt fehlt, erhalten hat — in den Augen der Oberflächlichkeit wenigſtens, 
gerade das Weſentliche überſieht. Denn gerade die Phänomene der 
perrten oder einer reinen Papierwährung werden nur verſtändlich, wenn 
Wert der in Zirkulation befindlichen Warenmaſſe objektiv beſtimmt 
alſo nur durch die Arbeitswerttheorie. Denn die Geltung, der Kurs un⸗ 
löslichen Papiergeldes iſt beſtimmt durch den Wert der zirkulierenden 
krenſumme, iſt Reflex der zirkulierenden Warenwertſumme. Dieſe muß 
ektiv gegeben ſein, damit überhaupt ein Vergleichsmaßſtab zwiſchen der in 
kkulation befindlichen Warenſumme — und addieren kann man die Waren 
nur als Werte — und den Geldeinheiten gefunden werden kann. Die 
tantität3theorie wird aber völlig unſinnig bei der freien Goldwährung. 
ie Illuſion, daß ... die Warenpreiſe durch die Maſſe der Zirkulations⸗ 
ttel und letztere ihrerſeits durch die Maſſe des in einem Lande befind— 
jen Geldmaterials beſtimmt werden, wurzelt bei ihren urſprünglichen 
rtretern in der abgeſchmackten Hypotheſe, daß Waren ohne Preis und 
ld ohne Wert in den Zirkulationsprozeß eingehen, wo ſich dann ein 
quoter Teil des Warenbreis mit einem aliquoten Teil des Metallberges 
Stauſche.“? Da aber theoretiſche Beweisführung nicht jedermanns Sache 
hat ſich Varga ein Verdienſt erworben, den Unſinn der Quantitäts⸗ 
orie wieder einmal ſtatiſtiſch aufgezeigt zu haben. Die wirklichen welt⸗ 
rtſchaftlichen Urſachen, die zur Teuerung geführt haben und auf der 
aren ſeite, nicht auf der der Goldproduktion zu ſuchen ſind, hat Otto 
ver in ſeiner Schrift über „Die Teuerung“ ſyſtematiſch dargeſtellt. Es 
kein Zweifel, daß die dort angeführten Urſachen zur Erklärung der Teue⸗ 
ng vollkommen ausreichen. 

Varga geht dann an die Unterſuchung der Frage, ob ein Sinken der 
oduktionskoſten des Goldes im Preiſe des Goldes zum Ausdruck komme. 
handelt ſich natürlich nicht um den nominellen Preis. Da aus einem 
und Feingold ſtets nach den Vorſchriften des Geſetzes 1395 Mark aus⸗ 


8 
„Neue Zeit“, XXX, 1, S. 212 ff. 
2 Marx, Kapital, I, S. 87. 
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einer beſtimmten le Mark nur es andert si f 
1515 Pfund Gold, alſo zunächſt Gem icht cee nicht 0 


Gold gleich a Meter Leinwand, b Kilogramm Salz, e Paar Han 
Vargas Behauptung geht nun dahin, daß, welches imm 
duktionskoſten der 10 Mark Gold, dieſe ſich doch immer gege 


die Produktionsbedingungen von Salz, Leinwand uſw. mi 
Die Theſe ſcheint ſo auf den erſten Blick jeder Werttheorie zu wide 
und dieſer Beſorgnis gibt J. v. G. in ſeinem Artikel beweglichen 
Nun ſagt freilich Varga, die Anderungen in den Produktionskoſt 
Goldes üben deshalb keinen Einfluß auf den Tauſchwert aus, weil Go 
den Waren gehört, für deren Preisbildung die Geſetze der Grundre 
gebend ſind. Für ſolche Waren iſt der Produktionspreis desjenige 
quantums beſtimmend, das unter den ungünſtigſten Bedingur 
duziert worden iſt, vorausgeſetzt, daß die Nachfrage dieſes Ware 
noch erfordert. Verbilligung der Produktion würde höchſtens dazu fi 
daß die Rente ſteigt, nicht aber, daß der Preis ſinkt. Nun iſt es eb 
Frage, ob nicht eine ſolche Verbilligung eingetreten iſt, daß di 
Nachfrage erforderliche Menge unter beſſeren Produktionsbedingu 
geſtellt werden kann, alſo ob etwa für Gold durch Verbeſſerung der T 
und Entdeckung der ſüdafrikaniſchen Minen dasſelbe eingetreten ift 
für den Weizen durch die Verbeſſerung der Transportmittel und di 
durch herbeigeführte amerikaniſche Konkurrenz oder dasſelbe wi 
Silber zur Zeit der Entdeckung der amerikaniſchen Minen. Den 
hat, wie kaum bezweifelt werden kann, i Teuerung info 
entwertung ſtattgefunden. 8 
Auf den entſcheidenden Punkt hat nun 0 ſelbſt hingewie ſe 
unterlaſſen, ihn näher auszuführen, weshalb ihn auch J. v. G. v8 
ſehen hat. Es iſt die „unumſchränkte Nachfrage“ nach Gold und 
tümliche Regelung des Geldweſens durch die ſtaatlichen Notenbank 
„Finanzkapital“ habe ich darauf hingewieſen, daß bei geſperrt 
Papierwährung der Wert des Geldes beſtimmt iſt durch den „g 
lichen Zirkulationswert“. Das heißt, es beſteht hier die We gle 
Wert der Geld Wertſumme der Ware 
VV Umlaufsgeſchwindigkeit des Gelde | 
der fälligen Zahlungen minus der ſich ausgleichenden Zahlungen mi 
Anzahl Umläufe, worin dasſelbe Geldſtück bald als Si „ ba! 
Zahlungsmittel fungiert. | 
Wie ſteht es nun bei der heutigen freien Goldwährunge Das G 


verwendete Geldſumme muß aber gleichfalls die vorhin aufgeſt te 
chung gelten. Bei geſperrter oder 1 geht die ganze M. 
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wansfegungen nicht verwendbar. Solches Geld empfängt ſeinen Kurs 
t durch den geſellſchaftlichen Zirkulationswert. 

Anders verhält ſich die Sache bei freier Goldwährung. Geſetzt, die 
ſellſchaft verfügt über eine Goldmenge von 2000; iſt der Zirkula⸗ 
nswert gleich 1000, ſo werden Goldſtücke im Werte von 1000 in Zirku⸗ 
on, 1000 als Schatz aufbewahrt fein.! Hier iſt, da die Goldmenge ihren 
enen Wert hat, der Zirkulationswert für die Menge der in Zirkulation 
findlichen Goldſtücke entſcheidend. Bei der geſperrten oder Papierwährung 
die Menge das Gegebene, ihr Wert durch die zirkulierende Warenwert⸗ 
mme beſtimmt, bei Goldwährung iſt der Eigenwert des Goldes gegeben, 
Menge beſtimmt durch den Zirkulationswert. 

Nun iſt aber durch die großen Zentralbanken ein beſtimmter Mechanismus 
ſchaffen für das Ein⸗ und Austreten des für die Zirkulation jeweils nötigen 
pektive unnötigen Goldes. Die Notenbanken nehmen alles ihnen ange⸗ 
tene Gold auf. Die Nachfrage iſt alſo unbeſchränkt. Eine Preisänderung 
llzieht ſich aber immer nur durch Verſchiebung des Verhältniſſes von An⸗ 
bot und Nachfrage. Die Nachfrage iſt zwar nun unbeſchränkt. Das heißt 
nächſt nichts weiter, als daß für 1 Kilogramm Gold ſtets 1 Kilogramm 
Goldmünze gegeben wird. Dieſe neuen Kilogramme verſchwinden zu⸗ 
chſt in den Kellern der Bank und werden da als Schatz gehütet. Geſetzt 
n Fall, der Zirkulationswert ſtiege von 1000 auf 1500. Wäre kein Gold⸗ 
ab vorhanden, jo würde das Tauſchverhältnis der Goldmünze ſich ändern 
iſſen; 1 Mark wäre jetzt 1½ wert. Umgekehrt, umgekehrt. Die Bank 
mmt aber auch jedes in der Zirkulation überflüſſige Goldſtück auf und 
gt es ihrem Schatz zu; eine Anderung im Wertverhältnis kann alſo ſomit 
r nicht entſtehen. 

Denn damit e im Goldwert ſich durchſetzen können, müßte 
3 Gold in der Zirkulation verharren. Denn nur dann, wenn ſich Ware 
id Zirkulationsmittel unmittelbar gegenüberſtehen, können ſie ſich 
ihrem Werte gegenſeitig beſtimmen. Geld außerhalb der Zirkulation 
als Schatz in den Bankgewölben — ſteht zur zirkulierenden Warenſumme 
keinem Verhältnis. 

Der tatſächliche Vorgang iſt alſo der. Der Produzent des Goldes be— 
mmt für 1 Kilogramm Gold 1 Kilogramm Goldmünze. Das neue Gold 
igt in den Kellern der Bank. Tritt vermehrtes Sire 
g, io fließt Gold aus den Kellern in die Zirkulation. So bleibt das 
ustauſchverhältnis der Goldmünzen zu den Waren 
et3 dasſelbe, das es bei Beginn des Prozeſſes war. 
nderungen in der Goldproduktion haben auf dieſes Verhältnis keinen Ein⸗ 
uß, ſolange dieſer Mechanismus intakt bleibt. Es würde ſich ſofort ändern, 
enn der Mechanismus aufgehoben würde. Geſetzt den Fall, die Gold⸗ 
oduktion ſtiege fo raſch, daß die Banken fänden, der angeſammelte Gold- 
Jatz genüge für all ihre Zwecke. Sie würden alſo die Aufnahme des Goldes 


lbſt! in derſelben Weiſe wie bisher regelten, alles gemünzte Gold aus der 
irkulation aufnehmen würden und aus ihrem Schatz nötig werdende 


7 1 Als Schatz, als allgemeine Inkarnation und Aufbewahrungsmittel geſell⸗ 
gaftlichen Reichtums kann Gold nur fungieren, weil es „ hat im 
a zum Papiergeld. 


im einem beſtimmten Zeitpunkt an verweigern. Da ſie die Zirkulation | 
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Münze zur Verfügung ſtellten, würde ſich das Tauſchverhälknis 
münzten Goldes nicht ändern. Anders ſtünde es dann mit dem 
Ware. Die unbeſchränkte Nachfrage hätte aufgehört. Gold wäre jetzt 
nehmlich zu Luxus⸗ und gewerblichen Zwecken nachgefragt. Das bishe 
Angebot erwieſe ſich der eingeſchränkten Nachfrage gegenüber als z € 
Es würde Konkurrenz unter den Goldproduzenten eintreten, der $ 
fallen, die unter ungünſtigſten Umſtänden produzierenden Goldberg 
müßten die Produktion einſtellen, die Goldbergwerksrente würde in 
Summe ſtark fallen. Es ſind Vorgänge, die ſich in analoger Weiſe bei 
Demonetiſierung des Silbers in der Tat abgeſpielt haben 
Die Goldwährung wäre dann in der Tat eine geſperrte Währung 
worden; das Austauſchverhältnis der Goldmünze wäre ein anderes als 
des ungemünzten Goldes; es bliebe dasſelbe trotz des Fallens im G 
preis — wiederum alles Vorgänge, die bei den geſperrten Silberwähru 
eingetreten ſind. 
Würde aber auch das Austauſchverhältnis der Goldmü das 
bleiben, ſo wäre doch eine andere Funktion des Goldſchatzes der Ba 
geſtört. Marx hat ſchon darauf aufmerkſam gemacht, daß dieſem Gold 
ganz verſchiedene Funktionen zukommen, die ganz verſchiedenen Gel el 
unterliegen. Der Goldſchatz iſt nicht nur Reſerve für die Zirkulation, Ga 
rantie, wenn auch nur virtuelle, für die Konvertibilität der Geldforderu 
in Gold, ſondern auch Fonds für die Begleichung der internation 
Bilanz und Aufbewahrungsmittel des Reichtums in ſeiner ſtets austa 
baren Geſtalt. Nun gilt der ſtaatliche Stempel, der aus Gold Münze m 
nur innerhalb der ſtaatlichen Grenzen; zur Ausgleichung internatior 
Bilanzen gilt Gold nur nach ſeinem Metallwert; löſt ſich dieſer von ſei 
Münzwert, was bei Sperrung der Währung eintreten würde, ſo würde 
Schatz der Banken gleichfalls entwertet werden können, ſofern er zur? 
gleichung internationaler Zahlungsdifferenzen dient. Nur eine intern 
nale Regelung der Währung, die alſo für die Geldzirkulation ein einz 
einheitliches Wirtſchaftsgebiet ſchaffen würde, würde dieſe Folge ver 
Der internationalen Regelung ſtehen aber die national⸗ſtaatlichen 
ſätze gegenüber; wenn nicht früher, ſo würde in einem Kriegszuſtand 
internationale Vereinbarung über den Haufen geworfen. Dies i 
Grund, warum eine Anderung in der unbeſchränkten Nachfrage nach 
als ausgeſchloſſen angeſehen werden muß. Dagegen würden die 
anderen Funktionen des Goldſchatzes, falls derſelbe nur an ſich gen 
groß iſt, nämlich Reſerve für die Zirkulation und Garantiefonds j 
Konvertibilität der Geldforderungen in Gold, und zwar in Gold mü 
zu ſein, auch bei einer ſo beſchaffenen geſperrten Goldwährung mn 
erfüllt werden können. x 
Daß die unmittelbare Geltung des Wertgeſetzes für das Gold als 
aufgehoben iſt und dieſes nur mittelbar — durch die Vermittlung des ge 
ſchaftlichen Zirkulationswertes — den Kurs (wie wir hier zum Unterfe 
von Wert oder Preis lieber jagen) des Geldes beſtimmt, hat im Gr 
genommen, ſo frappierend die Erſcheinung auch auf den erſten Bli RE 
mag, nichts Wunderbares. Das Wertgeſetz hat zu ſeiner Durchſetzung vö 
wirtſchaftliche Freiheit nötig. Dieſe iſt durch die Wirkſamkeit der 3 
notenbanken für das Verhältnis von Geld zur Ware modifiziert. Die 
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e Natur des Geldes macht es ſchwer, ein erläuterndes Beiſpiel zu geben; 
denke man an folgendes: In einem völlig abgeſchloſſenen, ſich ſelbſt 
genden Wirtſchaftsgebiet würde die Staatsmacht ein Petroleumhandels⸗ 
topol einführen. Sie würde ſtändig einen Vorrat von ſage 100 Mil- 
en Litern halten. Sie würde das Petroleum zum Preiſe von 30 Mark 
100 Liter an jedermann verkaufen, zum Preiſe von 29½ Mark alles 
angebotene Petroleum ſtets kaufen. Die Folge wäre natürlich ein 
ger Petroleumpreis von 30 Mark. Dieſer Preis würde entſcheiden, 
he Fundſtellen noch ausgebeutet werden könnten, welche Fundſtellen 
te und in welcher Höhe ſie dieſe abwerfen würden. Bei vermehrtem 
roleumbedarf wird die Nachfrage aus dem Vorrat befriedigt, auf deſſen 
ausreichende Größe die „Petroleumbankpolitik“ bedacht iſt. Läßt die 
frage nach oder iſt die Produktion beſonders reichlich, jo vermehrt ſich 
Vorrat weiter, was als beſonders günſtiger Umſtand von den Banf- 
ern betrachtet würde. Ganz analog ſind die Vorgänge beim Golde, nur 
hier das gleichbleibende Austauſchverhältnis mit zwingender Sicher— 
nur theoretiſch nachgewieſen werden kann. 

Sind dieſe theoretiſchen Schlüſſe aber richtig, ſo ergibt ſich eine weitere 
gerung. Iſt das Austauſchverhältnis des Goldes zu den Waren ein 
indiges, ſo müßte dieſelbe Regelung ſelbſtverſtändlich bei Silber das 
he bewirken. Dann würde aber, da es ſich um zwei konſtante Größen 
delt, auch das Verhältnis zwiſchen Gold und Silber konſtant bleiben 
die Möglichkeit des Bimetallismus theoretiſch erwieſen ſein. Ich beeile 
„hinzuzuſetzen, daß ich keinen Moment lang an praktiſche Konſequenzen 
e; noch weniger wäre es möglich, wie aus dem Folgenden gleich er- 
n werden wird, dieſes Verhältnis willkürlich zugunſten des Silbers zu 
ern. Aber rein theoretiſch wäre eine Doppelwährung unter der Voraus— 
ing denkbar, daß die Zentralnotenbanken international das Silber ebenſo 
eſchränkt annehmen und aus der Zirkulation im Bedarfsfall aufſchatzen 
den, wie ſie es mit dem Golde tun. 

Bie würde nun, um gleich noch eine andere „Doktorfrage“ zu erledigen, 
Truſt der Goldproduktion wirken? Er würde überhaupt erſt wirkſam 
den, wenn die Banken fürchten müßten, ihr angeſammelter Goldbeſtand 
ie zur Ausgleichung ihrer internationalen Verpflichtungen nicht mehr 
ſie wären dann gezwungen, für 1 Pfund Gold mehr als 1 Pfund 
ze zu zahlen, alſo zum Beiſpiel mehr als 1395 Mark. Würden fie ihren 
hanismus der Befriedigung der Zirkulationsbedürfniſſe nicht ändern, 
Jürden fie in dem Umfang ihrer Goldankäufe Verluſte erleiden, und 
könnte die einzige Wirkung ſein. Wahrſcheinlich würden die Noten⸗ 
zen, um ſich vor Goldabfluß zu ſchützen, den Zins in die Höhe ſetzen. 


e die Zinsfußerhöhung als ſolche hat keine Wirkung, keine direkte 
igſtens auf die Höhe der Warenpreiſe, mag die Vulgärökonomie auch 
ſolche für ſelbſtverſtändlich halten, da fie den Zins zu den „Produk 
skoſten“ rechnet. Das einzige Mittel, das die Notenbanken hätten, um 
ans dem Monopolpreis anzupaſſen, wäre die Weigerung, das 
ulationsbedürfnis im bisherigen Umfang zu befriedigen — durch Sper⸗ 
der Währung, alſo durch Anderung des ganzen Mechanismus. In 
it würde der Goldtruſt aber längſt an der Macht der Zentral⸗ 
sen, hinter denen ja die Staaten ſelbſt ſtehen, geſcheitert fein. 
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Iſt bei der freien Goldwährung, alſo bei der unbeſchränkten Aufne 
der Goldproduktion durch die Notenbanken, das Austauſchverhältnis 
Goldgeldes zu den Waren ein beſtimmtes und unveränderliches, wi 
denn dieſes Tauſchverhältnis überhaupt entſtanden? Die Antwort 
nur lauten: es hat ſich hiſtoriſch gebildet, in den Zeiten, wo das 
noch direkt in die Zirkulation eintrat, ohne daß es irgendwelche geſellſ 0 
liche Regelung der Zirkulation gab, wobei zu bemerken iſt, daß nich 
Ausmünzung durch den Staat für unſer Problem das Entſcheidend 
ſondern die Fixierung der Münze als beſtimmtes Gewicht Goldes uni 
Aufnahme allen Goldes durch die Zentralbank zu di 
fixierten „Goldpreis“. 9 
Hier könnte nun ein Einwand erhoben werden, der auf den erſte 
von großem Gewicht zu ſein ſcheint. Schon vor Errichtung von Zen 
notenbanken oder, allgemeiner ausgedrückt, der ſtaatlichen Regelung 
unbeſchränkten Aufnahme alles Goldes, das auf dem Markte ange 
wird, floß Gold in die Zirkulation und aus dieſer wieder ab durch 
wandlung von Schatz in Zirkulations- oder Zahlungsmittel und 
kehrt. War alſo dieſe Schatzbildung für die Fixierung des Austa 
hältniſſes des Goldes zu den Waren nicht von derſelben Bedeutung 
ſtaatliche Regelung der Zirkulation? Jedoch überſieht dieſe Argume 
einen ſehr weſentlichen Unterſchied. Die Schatzanſammlung der P 
ſteht unter ganz anderen Geſetzen als die Schatzbildung der Noten 
Der Bankſchatz dient unmittelbar als Reſerve der Zirkulation, die Notes 
bank iſt verpflichtet und kann gar nicht anders, als irgendwo auftrete 
Zirkulationsbedürfnis ſofort zu befriedigen. Ganz anders, wenn dieſe? 
lung fehlt. Daß Zirkulationsbedürfnis auftaucht, daß das Gold im 
tauſch gegen Waren im Werte ſteigt, iſt für Privatleute kein Grund, 
in die Zirkulation zu werfen. Der Schatz der Klöſter, reicher Kauf 
Kriegsſchätze des Staates uſw. wurden im fünfzehnten, ſechzehnten 
ſiebzehnten Jahrhundert nicht deshalb vermindert, weil Gold in der & 
lation fehlte. Und auch heute ſind Schätze Privater, wo ſie noch beſt 
nicht Reſerve für die Zirkulation, ſondern Reſerve für die eigene Zahlt 
fähigkeit. In der modernen Wirtſchaft findet ſolche private Schatzbil 
in Geldform ja überhaupt nicht in nennenswertem Maße ſtatt; 
bildung, Reichtumsanhäufung geſchieht hier in Form von Beſitztitel 
künftige Produktion. Findet fie aber doch ſtatt, jo bleibt fie Ausna 
Folge namentlich kritiſcher Zirkulationsſtockung. Gerade zur Zeit de 
kriſe, die verbunden fein kann mit plötzlicher Erhöhung und Überwer 
des Geldes, haben wir zugleich Anſammlung von Bar (Gold-) geld i 
vater Hand, und gerade dieſe Anſammlung verſchärft die Geldkna 
umgekehrt dient der Bankſchatz dazu, der Zirkulation das nökie 
Verfügung zu halten. 
Früher war das Eintreten in die Zirkulation kein ſo mechan 
wie heute. Das Gold hatte eben damals keine un beſchränkte 
fra ge. Es mußte gegen Waren ausgetauſcht werden, trat alſo unn 
bar in Zirkulation und blieb darin, ſofern nicht private Schatzbildung 
ſetzte. Dieſe war aber wieder nicht abhängig von Zirkulationsbedür 
ſondern von dem privaten Vermögen des einzelnen zu ſolcher 0 
Hiſtoriſch betrachtet, ſpielte da die Schatzbildung der Staaten 9 
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ecke die größte Rolle. Das heißt aber zugleich, daß dieſe angeſammelten 
hätze periodiſch immer wieder in die Zirkulation zur Bezahlung von 
iegsausgaben aller Art entleert wurden und dann zu einem großen Teil 
Zirkulation blieben. Das bedeutet aber wieder, einmal daß das Tauſch⸗ 
hältnis des Goldes durch das wirkliche Gegenübertreten von Gold und 
we in der Zirkulation ſich immer wieder bildete, ſodann daß damals der 
lowert tatſächlich Schwankungen unterlag, die einerſeits aus den beſtän⸗ 
en Störungen der Zirkulation entſprangen, andererſeits aus dem 
chſel in den Produktionskoſten des Goldes. | 
In der überaus reichhaltigen ökonomiſchen Literatur über das Ver— 
tnis von Gold und Ware iſt der Einfluß, den die Umwälzung in den 
oduktionsbedingungen des Geldmetalls im ſechzehnten Jahrhundert auf 
Preiserhöhung ausgeübt hat, unbeſtritten. Ganz anders aber lautet 
Urteil für die ſpätere Zeit. „Trotz aller Schwankungen in den Pro⸗ 
tionsverhältniſſen der edlen Metalle, trotzdem daß oft in der neuen Ge⸗ 
chte große geldreiche Staaten ihr Metallgeld in Papiergeld abgelöſt und 
e Hunderte von Millionen Mark im Verlauf weniger Jahre auf den 
ltmarkt geworfen haben, trotz aller Schwankungen im Goldbedarf für die 
zürfniſſe des Verkehrs, iſt es doch unter den Gelehrten ſtreitig, ob an 
Mittelpunkten des Weltverkehrs überhaupt von der Mitte des ſieb⸗ 
uten bis zur Mitte des neunzehnten Jahrhunderts der Geldwert ſich 
ndert habe.“ | 
Von den Anhängern der Quantitätstheorie, aber auch von anderen Sko— 
en iſt immer wieder der Verſuch gemacht worden, Preisänderungen 
Veränderungen der Menge der Goldproduktion oder deren Produk— 
iskoſten zurückzuführen. Der Nachweis iſt ſtets völlig mißglückt. Für 
ältere Zeit hat Tooke den Gegenbeweis erbracht. Das Sinken der Preiſe 
) der Kriſe von 1873 bis gegen das Ende der achtziger Jahre, das mit 
er Verminderung der Goldproduktion einerſeits, mit einem vermehrten 
dbedarf zu Währungszwecken andererſeits infolge des überganges 
itſchlands zur Goldwährung und Einſtellung der Silberprägungen in 
eren Staaten zuſammenfiel, regte zu neuen Unterſuchungen an. In 
land wurde 1886 von der „Gold- und Silberkommiſſion“ ein großes 
terial zur Beurteilung dieſer Frage aufgebracht. In dem eben zitierten 
ſatz führt Naſſe überzeugend den Nachweis, daß die Preisperände- 
gen auf Seite der Waren, nicht auf der des Geldes zu ſuchen ſind. Und 
gleichen Anſicht iſt im weſentlichen auch W. Lexis.? Andererſeits findet 
in dieſen Unterſuchungen Material, das beweiſt, wie ſtark die Beſtändig⸗ 
des Austauſchverhältniſſes von Gold zur Ware iſt, und daß ſolche Ande⸗ 
gen nicht früher eintreten können, als bis das Metall als Münze auch 
klich in der Zirkulation den Waren gegenübertritt. Auf den euro- 
chen Märkten war das Silber bereits gegen Gold im Preiſe ſtark ge— 
n; in Indien aber behielt es noch fein altes Austauſchverhältnis gegen 
ten lange bei. Lexis jagt in dem zitierten Aufſatz darüber: „Von be— 
derem Intereſſe waren die Mitteilungen, welche die Kommiſſion über 


1E. Naſſe, Das Sinken der Warenpreiſe während der letzten fünfzehn Jahre. 
rads Jahrbücher für Nationalökonomie, 1888, Neue Folge, XVII, S. 156. 

? Lexis, Die Währungsfrage und die englifche Unterſuchungskommiſſion. Con- 
Jahrbücher, Neue Folge, XVI. 
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den Einfluß der Silberentwertung auf den Güteraustauſch zii 
land und Oſtaſien erhielt. Zunächſt kann jetzt die Tatſache nicht mehr 
ſtritten werden, die mir ſelbſt lange zweifelhaft geweſen, daß in In 
die Kaufkraft des Silbers gegen Landesprodukte und gewöhnliche Ar 
trotz des ſchon ſeit mehreren Jahren geſunkenen Goldpreiſes desſelben 
bisher noch immer nicht merklich vermindert hat und vorausſichtlich 
in der nächſten Zukunft ſich noch behaupten wird.“ Lexis gibt auch die 
treffende Erklärung: „Bei genauerer Betrachtung der Tatſachen erſch 
dieſe Wertſtetigkeit des Silbers nun allerdings weniger überraſchend 
auf den erſten Blick. Eine Herabdrückung des Silberwertes geg 
indiſchen Waren wäre doch nur zu erwarten im Gefolge einer bedeutei 
Vermehrung der Maſſe des umlaufenden Silbergeldes. Einer ſolch 
mehrung wirkt nun aber in Indien die Sitte der Schatzbildung 
ſchieden entgegen.“ Die Schatzbildung der Privaten wirkte in dieſem 
ziellen Falle und unter den beſtimmten Verhältniſſen Indiens ebenſo 
die der Zentralbanken; ſie verhütete das Eintreten des Silbers in 
kulation; da das Zirkulationsbedürfnis dasſelbe blieb, ſo auch der 
der Silbermünze im Gegenſatz zum Barrenſilber, der jetzt beſtimmt wurd 
durch den geſellſchaftlichen Zirkulationswert. Als der Silberpreis w 
fiel, wurde es irrationell, das Silber aufzuſchatzen, an ſeine Stelle 
Schatz trat auch in Indien in ſteigendem Maße das Gold; das Silbe 
jetzt nur noch als Zirkulationsmittel zu verwenden, es wurde in die 
kulation gepreßt, und allmählich ſtiegen auch in Indien die Warenp: 
Die Einſtellung der freien Silberprägungen machte denn der Entw 
der Silber münze ein Ende. N 
Wir kommen zum Schluſſe. Die ſtaatliche Regelung des Geldweſen 
deutet alſo eine prinzipielle Anderung in dem Verhältnis von 
und Ware. Das Austauſchverhältnis von Goldmünze und We 
durch das ſtaatliche Eingreifen fixiert; aber nicht willkürlich; d 
übernimmt nur ein hiſtoriſch⸗naturwüchſig übernom 
Austauſchverhältnis; er kann auch, ſolange der Med 
derſelbe bleibt, daran nichts ändern. Anderungen in den Pro u 
koſten des Goldes wirken nicht auf das Austauſchverhältnis der Goldm 1 
zu den Waren, ſondern entſcheiden nur über die Frage, welche € Id! 
noch mit Ausſicht auf Profit in Angriff genommen werden könne 
Das Gold erhält durch feine Verwendung als Geldmetall nicht ı 
höheren Preis als ohne ſolche Verwendung; das wäre nichts Auffa f 
denn die Verwendung als Geld bedeutet Vermehrung der Nachfrage. 6 
erhält einen fixen Preis, und dieſer kann theoretiſch hinause 
über den Produktionspreis des unter den ungünſtigſten Bedingunge 
duzierten Goldes. Hier würde dann eine beſondere Form von abſ 
Rente entſtehen, wahrſcheinlich die einzige Form von abjolut 
die wirklich exiſtiert. 5 z 

Es gilt aber vor einem Mißverſtändnis auf der Hut zu jei 
Fixierung des Preiſes beſteht nicht darin, daß ein Pfund Go 
1395 Mark. Das iſt, wie ſchon geſagt, kein Preis⸗, ſondern ein Ge 
verhältnis. Der Preis wird nur dadurch fixiert, daß aus einen 
reichenden Goldvorrat jedesmal fo viel Goldmünzen in die Zirkulati 
treten, als der geſellſchaftliche Zirkulationswert erfordert. 
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Das Weſen der heute beſtehenden Goldwährung wird vielleicht am 
en klar im Vergleich zu einer reinen Papierwährung. 

Abſtrakt genommen ließe ſich ein Zuſtand reiner Papierwährung fol⸗ 

endermaßen konſtruieren. Man denke ſich einen geſchloſſenen Handelsſtaat, 
er Staatspapiergeld mit Zwangskurs in einer den durchſchnittlichen Zir⸗ 
ulationsbedürfniſſen genügenden Menge ausgäbe. Dieſe Papiergeldſumme 
ei unvermehrbar. Die Bedürfniſſe der Zirkulation werden außer durch dieſes 
Bapiergeld durch Banknoten uſw. verjorgt, genau jo wie bei metalliſcher 
Bahrung. Das Papiergeld diene nach Analogie der meiſten heutigen Noten⸗ 
ſankgeſetzgebungen als Deckung für dieſe Banknoten, die im übrigen bank⸗ 
näßig gedeckt ſeien. Die Unvermehrbarkeit des Papiergeldes würde es vor 
Sntwertung ſichern. Das Papiergeld würde dann je nach den Verhältniſſen 
er Zirkulation analog wie heute das Gold in die Bank fließen oder von 
Brivaten aufgeſchatzt werden, wenn der Umfang der Zirkulation abnähme, 
ind wieder in die Zirkulation zurückfließen, wenn ihr Umfang fich er- 
beiterte. In der Zirkulation verbliebe immer das jeweils gebrauchte Zir⸗ 
ulationsminimum, während die Schwankungen der Zirkulation durch ein 
ehr oder Minder von Banknoten befriedigt würden. Ein ſolches Staats⸗ 
ſapiergeld hätte alſo Wertbeſtändigkeit.“ ! 


„Finanzkapital“, S. 43 und 44. Die Ausführungen dieſes Aufſatzes ſind nur 
jolgerungen aus den in meinem Buche entwickelten Geſetzen. 
Bei der Lektüre der „Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre“ von Wilhelm Lexis 
Teubner, 1910) kann ich übrigens mit Befriedigung konſtatieren, daß auch dieſer 
edeutende Vertreter einer „metalliſtiſchen“, wie Knapp, oder der goldfetiſchiſtiſchen 
zeldtheorie, wie ich lieber ſagen würde, unter dem Eindruck der neueren Erfah— 
ungen in ſeinen bisherigen Anſichten ſtark erſchüttert zu ſein ſcheint. Seite 113 
ibt Lexis die theoretiſche Möglichkeit einer reinen Papierwährung zu, die er in 
anz gleicher Weiſe konſtruiert, wie ich es im „Finanzkapital“ getan habe. Und 
as tut derſelbe Lexis, der noch vor wenigen Jahren in der Einführung kleiner 
kotenabſchnitte beinahe ſchon den Beginn einer Geldverſchlechterung geſehen hatte. 
= Und kurz vorher erklärt Lexis: „Die früher herrſchende Meinung, daß das 
deen immer von dem Metallwert abhängig bleibe, den es urjprüng- 
repräſentierte, iſt durch die Erfahrung widerlegt worden. Dieſes Papiergeld 
öſt ſich von ſeiner urſprünglichen Metallbaſis gänzlich los, es kann nicht nur 
inter fie herabſinken, ſondern ſich auch über fie emporheben. In Oſterreich 
dar 1892 der Kurs des Papierguldens gegen Mark 168 bis 170 Pfennig, während 
92 Wert des in einem Silbergulden enthaltenen Silbers 130 bis 140 Pfennig 
rug. Als Münze aber ſtand der Silbergulden im inneren Verkehr dem Papier⸗ 
Alben gleich, da er dieſen in allen Zahlungen erſetzen konnte. Er lehnte ſich alſo 
einerſeits an den zum Hauptgeld gewordenen Papiergulden, während nach der 
teren Anſchauung das Umgekehrte ſtattfinden ſollte. Ebenſo ſtand in Rußland 
Zeit des Überganges zur Goldwährung der Papierrubel beträchtlich höher im 
durſe, als es dem Werte des in einem Silberrubel enthaltenen Silbers ent⸗ 


* aber Lexis . dem Papiergeld den ache vll, . bie 


1e zu erden Kurſe urigefekt wird, bis die eingegangenen Verpflich⸗ 
ingen gelöſt find; fie kann aber nie und nimmer erklären, daß das Papiergeld, 


€ derzeit ein beſtimmtes und oft lange konſtantes Austauſchverhältnis gegen 
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Genau fo hat heute die Goldmünze Wertbeftändigfeit. Nur daß d 
Gold im Gegenſatz zum Papier Eigenwert hat. Dieſer Eigenwert wäre 
ohne die Geldverwendung ein anderer, niederer und mit den Produkti 
koſten ſtets ſchwankender. Wertbeſtändig bleibt er durch denſelben jtaa 
eingeführten Mechanismus, wie es bei reiner Papierwährung der Fall w 
Nur daß bei Einführung einer Papierwährung der geſellſchaftliche 
kulationswert unmittelbar das Austauſchverhältnis des Papiergeldes 
ſtimmen könnte. Bei der Goldwährung war dieſes Austauſchverhältnis I 
reits hiſtoriſch gegeben, und der geſellſchaftliche Zirkulationswert bestimt 
bei dieſem gegebenen und ſtabil bleibenden Verhältnis die Menge des ſte 
in Zirkulation befindlichen wirklichen Goldes, den Stand der Verwendu 
des Kreditgeldes uſw. als gleich vorausgeſetzt. 

Das iſt alſo die Wirkung der „unbeſchränkten Nachfrage“ nach Go 
Sie bewirkt in der Tat die Stabiliſierung des Austauſch⸗ 
verhältniſſes der Goldmünze und damit des Goldes in 
Barren, ſolange die ſtete Umwandlung von Gold in Münze geſetzlich garan⸗ 
tiert iſt. Damit haben wir aber auch ſeit der allgemeinen Einführung der 
modernen Goldwährungsſyſteme in der Tat ein fixes Wertmaß | 
nach dem die Okonomen jo lange geſucht, und das fie noch immer r mi { 
erkannt haben, als fie es ſchon lange hatten. 


ner der Erlöfer. 
Bon Nudolf Jranz. 
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Das Erſcheinen der Lebenserinnerungen Richard Wagners legt es 
daß auch wir uns einmal grundſätzlich mit dieſem Künſtler auseinag 
ſetzen, um ſo mehr, als gerade die „Neue Zeit“ das bisher noch nie g 
hat, während in unſerer Tagespreſſe faſt ausnahmslos ſogar eine 
würdige und kritikloſe Voreingenommenheit für Wagner zu konſtati 
iſt. Im erſten Jahrgang dieſer Zeitſchrift ſchrieb Malvida v. Meyſen 


nie ſelbſtändiges Wertmaß, ſondern ſein Kurs wird beſtimmt durch den g 
ſchaftlichen Zirkulationswert. Zu deſſen begrifflicher Erfaſſung iſt allerding 
objektive Werttheorie, die Marxiſche, unerläßlich. 

Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen, ſei betont, daß hiſtoriſch die m 
liſche Währung vorausgehen muß, ehe Papierwährung möglich iſt. Erſt mu 
Prozeß des unmittelbaren Warenaustauſches eine Ware Geldware geworden 
damit durch geſellſchaftliche Konvention oder ſtaatliches Geſetz aus der Geld 
die Münze wird. Und neben dem Metallgeld muß ſich ſchon aus dem 8 
lationsbedürfnis ſelbſt der Umlauf von (privaten) Geldzeichen herausge 
haben, damit der Staat die Möglichkeit hat, das Metallgeld durch ſeine 
zeichen zu erſetzen und ihnen unter Umſtänden Zwangskurs zu verleihen. 
dies aber einmal geſchehen, dann ändert ſich damit auch der Wertmaßſtab. El 
erfordert auch die ſtaatliche Regelung der Metallgeldzirkulation eine ſpezi 
Modifikation in der Anwendung des Wertgeſetzes, die 
einem ſpeziellen Preisgeſetz des Goldes als Geldmetall führt. E 
ſowenig wie etwa der Produktionspreis bedeutet dieſes ſpezielle Preisgeſetz 
Aufhebung des Wertgeſetzes. Vielmehr kann es nur auf deſſen Ae 
griffen und abgeleitet werden. N 
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in äſthetiſch⸗idealiſtiſch, 1896 dann Albinus nicht anders über den Muſik— 
‚amatifer. In unſerer Tagespreſſe begnügt man ſich nicht damit, ſondern 
hreibt leider (kim vorigen Winter) Dinge wie: „Die Idee der Ring⸗ 
agödie iſt Sozialismus. ... Und hoffnungsfreudig wird allein vom 
iege des Sozialismus mit der Befreiung der Menſchheit aus kapita⸗ 
ſtiſcher Abhängigkeit die Erlöſung der Kunſt erwartet“ (Kaſſeler „Volks⸗ 
att“, Oktober 1910). Die Erfurter „Tribüne“, der Braunſchweiger „Volks⸗ 
eund“ brachten etwa gleichzeitig einen Artikel über „Richard Wagner 
s Antikapitaliſt“, einen Artikel voll ſchwerer Irrtümer. Und fo kann man 
ſt durch die ganze Parteipreſſe jene Auffaſſung verfolgen, die ein älterer 
nd ziemlich bekannter Parteiſchriftſteller vor drei Jahren in den Worten 
im Ausdruck brachte: „Für die ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft ergeben 
ch verſchiedene Lehren von eminenter Wichtigkeit. Das Bürgertum hat 
m Meiſter auch bis heute noch nicht zu erfaſſen vermocht. Wir können 
18, können es aber auch nur, wenn wir uns an feine Werke hingeben. Es 
wächſt deshalb den deutſchen Proletariern die wichtige Kultur⸗ 
iſſion, von Wagners Kunſtſchaffen tatkräftig Beſitz 
ergreifen | | 
Ja, das Zentralorgan brachte einen Aufſatz des Genoſſen⸗ Mauke, der 
ich mit Wagners Lebenserinnerungen beſchäftigt und aus dieſen zu er⸗ 
nnen glaubt, „wie klein er als Menſch war“, während der Künſtler gar 
cht angetaſtet wird. Klein als Menſch, „wie ihn ahnend ſchon Nietzſche 
kannt hatte“. Nein, gerade Nietzſche hat den Künſtler Wagner an- 
griffen, und gerade ſchon aus Nietzſche ſollte man wiſſen, was es mit dem 
Parſifal“ als angeblich „ſchließlichem Rückfall zum chriſtlichen Er— 
ſungswahn“ auf ſich hatte. Auch iſt es eine ebenſo primitive wie ver— 
‚bite Methode, Wagners menſchliche Schwächen der „jammervollen In⸗ 
fferenz der beſitzenden bürgerlichen Geſellſchaft“ zuzuſchreiben. Wagner 
urzelte durchaus in dieſer Geſellſchaft, und er iſt ſeit Jahrzehnten ihr 
dol! Auch war er als Menſch keineswegs bemerkenswert „klein“, aber er 
ar ein Kleinbürger. 4 
Wagner und Nietzſche, die uns beide gleich fern ſtehen, heben ein- 
ider auf, weil fie einander ergänzen. Nietzſche, als der überlebende, der 
e Hochflut des Wagnertums mit anſehen mußte, begnügte ſich nicht mit 
r objektiven Geſtaltung ſeiner jo unwagneriſchen Auffaſſung, ſondern 
ng hin und formulierte ſeinen tiefen und grundſätzlichen Haß gegen den 
ünſtler Wagner in einigen polemiſchen Schriften, die zu ſeinen glän⸗ 
ndſten Leiſtungen gehören, die von den Wagnerianern ſorgfältig ignoriert 
erden. Wagner hat eben geſiegt, wenigſtens in der Theorie. 

0 Er und Nietzſche ſind, jeder in ſeiner Art, die ſtärkſten Ausläufer der 
irgerlichen Ideologie in unſerer Zeit. Mit dem Jahre 1871 hat die 
Utſche Bourgeoiſie ihre politiſche und geſellſchaftliche Entwicklung faktiſch 
endet, der Kapitalismus richtet ſich häuslich ein, die Ideale werden ver- 
ſchiedet. Die künſtleriſche Produktion der ſiebziger Jahre iſt denn auch 
ziemlich die jämmerlichſte ſeit dem Dreißigjährigen Kriege; man griff 
ſo auf Wagner zurück, deſſen Werke längſt vorlagen und dem ſtärkſten 
‚tbetiichen Bedürfnis einer Epoche ohne große Ziele durchaus entgegen⸗ 
men: der „Einkehr“, der Zergliederung der Seele, der Beſchäftigung mit 
m Ich. Hier konnte jene ſchlappere Seele der Bourgeoiſie hoffen, aller 
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ihrer Sünden Vergebung in reichem Maße zu finden, denn diefe © 
matt, blaſiert, von Ekel am Genuß erfüllt, ängſtlich, weil ſie ſich zwi 
Großkapitalismus und Proletariat eingekeilt ſieht; zugleich gibt 
den Bürgern dieſer Richtung tiefer blickende, wenigſtens ahnende, 
ſonders mitfühlende. Sie empfinden das Bedürfnis nach Buß' u 
eine moraliſche Verpflichtung zur Aſzeſe, die in der Praxis gern mit 
ſchweifung abwechſelt. Vor allem verlangt und ſtrebt dieſe ſchwächli 
Seele nach Ausgleich der Gegenſätze durch Mitleid, nach Verſöhnung, 
Harmonie, nach E r Löſun g. Es iſt die Wagnerſche Seele. (Won 
nicht auf die Wagneriiche. Harmonik angeſpielt ſein ſoll — obſchon das 
dauernde Auflöſen raffinierter Diſſonanzen tatſächlich a feine H c 

kleiner akuſtiſcher Erlöſungen hinausläuft.) 5 
| „Wie verwandt muß Wagner der geſamten xx Dekadenz 1 
daß er von ihr nicht als dekadent empfunden wird!“ ruft Nietzſche, 
ſeinerſeits zu brutal⸗ehrlich iſt, als daß man ſich in der Zeit des allge 
Stimmrechts offen für ſeine Herrenhäuslermoral erklären dürfte. 2 
iſt Nietzſche als Dramatiker heute undenkbar, und ſein Haß gegen do 
Theater, beſonders gegen das von Wagner beeinflußte, an er 1 
eine Theorie. „ 


II. 

Wenn wir nun wiſſen, daß Nietzſche, der Gegenpol Wagllers oa 
und ſchärfſter Opponent, triftige Einwände gegen das Wagnertum 
gebracht hat, die wir uns größtenteils zu eigen machen können, ſo iſt d 
zur Erklärung des Phänomens Wagner vom Standpunkt des hiſto 
Materialismus natürlich noch nicht viel gewonnen. Ja, wir werden 
einem ſpeziellen Beiſpiel ſehen, daß Nietzſche ganz unfreiwillig die 
liſtiſche Methode der Geſchichtsbetrachtung gründlich blamiert. Uns 
es darauf ankommen, Wagner als ein Entwicklungsprodukt ſeiner Klaf 
und in feinem Entwicklungsgang die Widerſpiegelung der geſellſchaftliche 
Entwicklung dieſer Klaſſe, nämlich des Kleinbürgertums, zu erkenne 1 
da bieten uns die unter dem Titel „Mein Leben“ jetzt der Offen 
keit ausgelieferten Erinnerungen Wagners eine wertvolle Ergänzun 
den bisher bekannten Sämtlichen Werken. Hier ſehen wir, daß dem? 
dieſes Kleinbürgers in Sachſen, einem ſich induſtriell bereits kräft 
wickelnden Lande, von Anbeginn zwei fremde Beſtandteile beigemif 
die ihn hindern, ſich völlig der demokratiſchen und kleinbürgerlich⸗re 
tionären Stimmung hinzugeben, wie fie durch den Niedergang des H 
werks und der Manufaktur und den großkapitaliſtiſchen Aufſchwun 
Wagners Jugend gerade in Sachſen emporkam; zwei Elemente, die 
werdenden Wagner ebenſoſehr dem rebelliſchen Streben ſeiner K fe er 
fremden, wie ſie den gereiften Wagner ſich mit ſeiner geſättigten Klaſſe 
der Verſöhnungsduſelei begegnen laſſen. Trotz der verſchleierten Au 
drucksweiſe Wagners ſteht jetzt wohl feſt (übrigens haben die Heraus 
der Erinnerungen ſich ſfkandalöſerweiſe Streichungen erlaubt!), daß Wag 
hyſiſcher Vater in Wahrheit der Schauspieler Gener war, der die N 


des Polizeiaktuars Wagner ein Jahr nach deſſen Tode heiratete. 


1 Siehe beſonders die Schriften aus dem Jahre 1888: „Der Fall W 
und „Nietzſche kontra Wagner“. Die zweite enthält lauter neu b 
Stücke aus früheren Schriften. . 


If Franz: Wagner der Erlöſer. 785 


Boligeiaftuar, „mit der Anwartſchaft auf die Stelle des Polizeidirektors“, 

var „nicht frei von galanter Leidenſchaftlichkeit für Künſtlerinnen des 
Theaters“. Darüber vernachläſſigte er denn Frau und Kinder, ſo daß der 
dausfreund Geyer meiſt des Vaters „Stelle in der Familie vertrat“. Im 
Seburtsjahr Richards (1813) ſtarb der Vater. Die Mutter ihrerſeits iſt 
ach Wagners Andeutungen unzweifelhaft als uneheliche Tochter eines 
veimariſchen Prinzen anzuſprechen. Dieſe Einflüſſe, in Verbindung mit 
einer auch äußerlich unruhigen Lebensweiſe entwickeln ſchon in dem Knaben 
Richard eine tolle und „dämoniſche“ Phantaſtik und Verzücktheit, die an 
T. A. Hoffmann ihre ſtärkſte Nahrung finden. Später lebt Wagner 
viele Jahre lang in Frankreich, und das hat am Ende auch einen Grund 
jehabt, den er ſelber nicht ahnte, nämlich die Weſensverwandtſchaft mit 
hem franzöſiſchen Kleinbürgertum unter Louis Philippe und während der 
weiten Republik. Wie tief aber Wagners Schaffen ſich von vornherein 
much im Geſamtzug der bürgerlichen Ideologie Deutſchlands bewegte, mag 
Friedrich Engels mit ſeinem Schriftchen über „Ludwig Feuerbach und den 
Ausgang der klaſſiſchen deutſchen Philoſophie“ bezeugen. Denn Feuerbach 
var der einzige Philoſoph, dem Wagner vor Schopenhauer überhaupt nur 
Geſchmack abgewann; und wie er Schopenhauer predigte, ehe er Schopen⸗ 
bauer kannte, jo lernte er Feuerbach erſt kennen, nachdem er längſt das⸗ 

ſenige praktiziert hatte, was ihn an Feuerbach anzog, und das war zwar 
nicht der „belletriſtiſche, ſtellenweiſe ſogar ſchwülſtige Stil“, wohl aber 
cher die „überſchwengliche Vergötterung der Liebe“ im „Weſen des 
Chriſtentums“, Schwächen, von denen Engels jagt: 

Gerade an fie „knüpfte der ſeit 1844 ſich im ‚gebildeten‘ Deutſchland verbrei⸗ 
ende ‚wahre Sozialismus' an, der an die Stelle der wiſſenſchaftlichen Erkenntnis 
die belletriſtiſche Phraſe, an die Stelle der Emanzipation des Pro⸗ 
letariats durch die ökonomiſche Umgeſtaltung der Produk⸗ 

le die Befreiung der Menſchheit vermittelſt der ‚Liebe‘ 
etz te. 

R Wie ſehr dieſer kleinbürgerliche „Sozialismus“ einmal auf Wagner ab⸗ 
gefärbt hat, werden wir noch an der Urfaſſung der „Götterdämmerung“ 

gewahren. Wenn Engels weiterhin von Feuerbach konſtatiert, ſein Ent⸗ 
wicklungsgang ſei „der eines — freilich nie ganz orthodoxen — Hegelianers 
zum Materialismus hin“, ſo iſt zu bemerken, daß Wagner gerade von dem 
Unhegelianiſchen an Feuerbach gefeſſelt wurde; beſonders entſprach ihm 
deſſen unhiſtoriſcher Sinn, in dem er ſich dann ſpäter auch mit Schopen⸗ 
hauer begegnete. Und die „erſtaunliche Armut Feuerbachs verglichen mit 
Hegel“ in der Ethik finden wir gleichfalls bei eee auf den wiederum 
zutrifft, was Engels ſchreibt: 

* Rationelle Selbſtbeſchränkung in Beziehung auf uns ſelbſt und Liebe — immer 
wieder Liebe! — im 1 mit anderen ſind alſo die Grundregeln der Feuer⸗ 


bachſ chen Moral. . 


Und wenn wir ae hinzunehmen, was erſt durch Schopenhauer zur 
etzten Feſtigung in ihm gebracht wurde, jo haben wir die drei Elemente 
Wagners: Individualismus, Peſſimismus und Erlöſungsbrunſt — in har⸗ 
moniſcher Miſchung die Elemente des Bürgertums zur Zeit der Voll⸗ 
dung des Großkapitalismus. Auch die Großbourgeoiſie hat ja Wagner 
e längſt auf den Schild erhoben, ihn, der urſprünglich ſeiner engeren 
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Klaſſe, eben dem gegenüber der ökonomiſchen Entwicklung rat- 1 tatloſe 
Teile des Kleinbürgertums, als Prophet der Erlöſung zum Nichts vorar 
geſchritten war. = 

Hören wir weiter Engels: 

Feuerbachs Moral iſt auf die heutige kapitaliſtiſche Geſellſchaft sugefiitte, 
jo wenig er ſelbſt das wollen oder ahnen mag. 

Aber die Liebe! — Ja, die Liebe iſt überall und immer der Zaubergott, 2 
bei Feuerbach über alle Schwierigkeiten des praktiſchen Lebens hinweghelfen 
ſoll — und das in einer Geſellſchaft, die in Klaſſen mit diametral entgegen⸗ 
geſetzten Intereſſen geſpalten iſt. Damit iſt der letzte Reſt ihres revolutionären 
Charakters aus der Philoſophie verſchwunden, und es bleibt nur die alte Leier: 
Liebet euch untereinander, fallt euch in die Arme ohne Unterſchied des Geschlechts 
und des Standes — allgemeiner Verſöhnungsduſel! s 


Was Feuerbach nicht tat, taten andere: . 

Der Kultus des abſtrakten Menſchen, der den Kern der Feuerbachſchen neuen 
Religion bildete, mußte erſetzt werden durch die Wiſſenſchaft von den wirklichen 
Menſchen und ihrer geſchichtlichen Entwicklung. Dieſe Fortentwicklung des Feuer⸗ 
bachſchen Standpunktes über Feuerbach hinaus wurde e 1845 durch N 
in der „Heiligen Familie“. 


Wagner aber blieb bei Feuerbach ſtehen, und wie dieſer ſich nach 1 
unbegriffenen Jahre 1848 endgültig in die Einſamkeit verkroch, ſo brach 
Wagner nach dem Dresdener Maiaufſtand und für immer nach dem Staats⸗ 
ſtreich des Louis Bonaparte, nach dem 2. Dezember 1851, mit dieſer „grund: 
ſchlechten“ Welt. 

LLI; A 

Um ganze Arbeit zu machen, wird es nötig ſein, wenigſtens in Kürze 
an den einzelnen Schöpfungen Wagners jene Kennzeichen nachzuweisen, 
deren Vorhandenſein uns nach dem Angeführten nur allzu begreiflich wird. 

In der Verballhornung des Rien zi ſtoffs ſteckt doch noch ein Reſt re⸗ 
volutionären Trotzes, und das einzige, was ſogar der alte Wagner an dieſem 
Werke gelten ließ, war der „jugendliche, heroiſch geſtimmte Enthuſiasmus, 
der es durchweht“. Bemerkenswert iſt auch die Jugendoper „Das Liebes⸗ 
verbot“, die Wagner 1835 vollendete. Shakeſpeares „Maß für Maß“ 
war hier Vorbild, und Gegenſtand war „der Sieg der freien, offenen Sinn⸗ 
lichkeit über puritaniſche Heuchelei“ Es iſt kein Zufall, daß dieſe Oper 
vom Unglück verfolgt wurde. In Leipzig und Berlin wurde ſie 0 den 
des frivolen Inhalts“ abgelehnt, und 1866 ſchrieb Weiße Fuste au 
Zweiten in die Partitur das Verschen: (| 

Ich irrte einſt und möcht' es nun verbüßen: 
Wie mach' ich mich der Jugendſünde frei? 
Ihr Werk leg' ich demütig dir zu Füßen, 
Daß deine Gnade ihm Exlöſer ſei! 


Aber da hatte Wagner ſich längſt ſchon ſelber erlöſt und ſeine Suden i 
ſünde durch feine ſämtlichen Werke verbüßt. 

Die Buße begann mit dem „Fliegenden Holländer“. Dieſer 
nordiſche Ahasver war eigentlich nur ein trotziger Rebell, gleich Prometheus, | 
dem wilden Jäger uſw. Wagner biegt alle derartigen Geſtalten um, läßt ſie 
zu Kreuze kriechen, wobei ihm freilich manchmal ſpätere Sagenfafjunge: a 
Vorbild waren. Gerade Wagners Holländergeſtalt, die ſeine Weka 
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uerſt offenbart, zeigt fie auch am klarſten. Nur das Leiden und das Ver— 
igen nach dem Ende, nach der Erlöſung, geſtaltet Wagner hier. Trotz und 
luflehnung kennt ſein Holländer jo gut wie gar nicht. Und fo folgt eine 
zariation dieſes Motivs auf die andere; bis zum „Parzival“. Und „Ruhe! 
tube, du Gott!“ ruft ja ſchließlich auch Brunhild am Schluſſe des „Ringes“ 
em nach „erlöſender Weltentat“ verlangenden Wallvater zu. Ganz arglos 
nd im Glauben, damit Wagner höchſtes Lob zu ſpenden, ſchreibt ein 
Bagnerbiograph über des Holländers Sehnſucht nach der „Heimat“: 

Goethes Fauſt, Byrons Manfred, Heines Ratcliff ſprechen dasſelbe Gefühl 
it mehr oder weniger Schönheit und Kraft aus: die wonnige Ruhe der 
ärklich gewonnenen Erlöſung wie bei Wagner haben fie 
icht in gleichem Maße, und dieſe Spur ſollte er ſelbſt jetzt nicht bloß 
icht mehr verlieren, ſondern ſtets energiſcher verfolgen, um damit den laſtenden 
elsblock der Zeit um ein gutes Stück weiter abzuwälzen. 


Aber man vergleiche hiermit den überlegenen Spott, mit dem ſich ge- 
ade Heine — er war ja Wagners Quelle für den Holländerſtoff — von der 
Moral des Stückes“ abwendet. Er witterte die Schwächlichkeit, die in 
ieſer Erlöſungsſehnſucht ſteckt. | 

Immer wieder hatte Wagner in der Geſchichte nach Opernſtoffen geſucht; 
r dachte an einen Manfred und an Hohenſtaufendramen. Aber was ihn 
wa zu einem Barbaroſſadrama lockte, war nur der „Begriff des Herr— 
hers .. in ſeiner kraftvollſten und ungeheuerlichſten Bedeutung aufge- 
At“, der „Bedeutung der kaiſerlichen Gewalt, welche ſelbſt auf die Be— 
Ahnung mit Waller und Luft ſich erſtrecken ſollte“. Aber da blieb Wagner 
ei ſeinen „hiſtoriſchen“ Studien wie gebannt vor der Figur des Tann⸗ 
äuſer ſtehen, dieſes Helden, wie ein Wagnerbiograph behauptet: „der 
en erſten deutſchen Proteſt gegen die römische Afterkultur [eine verfluchte 
ztilblüte!] und Scheinmoral erhebt“. Doch auch im „Tannhäuſer“ geſtaltete 
Bagner nun zwar den Kampf zwiſchen Trotz und Entſagung, aber mit dem 
ziege der Entſagung und Erlöſung. 

Zunächſt einmal ſind alle Gegner des Helden entſagende, weltabgewandte 
(Beten. Man ermeſſe an der verfälſchten Figur des Walther von der Vogel— 
yeide, wie Wagner hier zu Werke gegangen iſt! Und wie er auf dieſer Seite 
ur die „reine“ Liebe, nämlich ein romantiſches Eunuchentum, aufſtellt, ſo 
eigt er auf der Gegenſeite nur „wildeſte Sinnenluſt“. Eine Syntheſe von 
eidem gibt es nicht, und obendrein erhält die Partei Venus Unrecht, 
annhäuſer wird bekehrt, und zwar dreimal nacheinander. Freilich iſt er 
Is jo ſchwankender Held gezeichnet, daß ein abermaliger Rückfall in die 
böſe Luft“ zweifellos wäre, wenn er nicht im Moment der dritten Be⸗ 
hrung ſeinen Geiſt aufgäbe. Er wird erlöſt durch „höhere Jungfrauen“, 
die Nietzſche jagt, durch Maria und Eliſabeth. 

Aber auch, wo Tannhäuſer ſich ſündig auflehnt, iſt er ein weltflüchtiger 
jürger, kein Kämpfer. Er will immer gleich in den Hörſelberg, wenn er 


I Charakteriſtiſch iſt in dieſer Hinſicht die Ouvertüre. Der große Kontra⸗ 
unktiker vermeidet hier mit Abſicht eine (ſcheinbar ſo naheliegende) Verſchlingung 
er gegenſätzlichen Motive ineinander. Hübſch geſondert folgen der Reihe nach 
eſt die „fromme Weiſe“, dann die ſündige Luft, zuletzt wieder der Pilgerchor, der 
ur durch die Sechzehntelfigur der Streicher zu einer chriſtlich temperierten 
ebensfreude geſteigert wird. 
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ſieht, daß auf dieſer Welt kein Raum für ihn iſt. Er ſchwankt zwiſcher 
Flucht in das Sinnliche und der in das Überſinnliche. Aber er flieht 
jeden Fall. Er denkt nicht daran, den Kampf gegen die beſtehenden 
hältniſſe aufzunehmen. 
War nun mit dieſer Haltung des Charakters wenigſtens die m 
alterliche Überlieferung einigermaßen gewahrt, ſo doch nicht im Abi 
der Oper. Der Tannhäuſer der Sage verſchwindet ja im Hörſelberg. W 
wählte einen „verſöhnenden“ Schluß, einen erlöſenden. Und ſein Verfa 
in dieſem Falle iſt typiſch für fein Verhalten den ſämtlichen Sagenſt 
gegenüber. Wo ſchon das Mittelalter in feiner Formung mythiſcher 
gänge ſolche Tendenzen verdichtet hatte, die der Wagnerſchen Welta 
ung entſprachen, da übernahm er ſie ziemlich treu. Wo er aber ſeine 
Tendenz nicht vorfand, da verkehrte er jene der Überlieferung nötig 
in ihr Gegenteil. Und welcher Art ſeine Tendenz war, garen wir 
ſehen und werden wir noch weiter ſehen. ie: 

Warum Wagner manchen feiner Dramen jene mittelalterli 56 
Sagenfaſſungen zugrunde legte, warum dieſe ſeinen Bedürfniſſe 
häufig entſprachen, das läßt ſich leicht einſehen. Die Zeit, der fie en 
ſtammen, weiſt mannigfache Ahn lichkeiten mit dem a 
Richard Wagners auf. 

Je mehr Warenproduktion und Warenhandel ſich entwickelten, deſto 
wuchſen die geſellſchaftlichen Mächte den Menſchen über den Kopf, deſto und 
ſichtiger und geheimnisvoller wurden die geſellſchaftlichen Zuſammenhän 
deſto furchtbarer die geſellſchaftlichen Übel, die über die Menſchen herein 
Ratlos und hilflos ſtanden ihnen dieſe gegenüber, am 1 und hilflo 
die unteren, die ausgebeuteten Volksklaſſen. = 


Was Kautsky hier (im erſten Bande der „Vorläufer“, Kapitel übe 
„Myſtik“) ſagt, bezieht ſich natürlich ſchon auf das ſpätere Mittelalt 
die herrſchenden Klaſſen ſich in den neuen Verhältniſſen „mit Si 
antiken Staatsweisheit und des römiſchen Rechtes“ bereits zu orie 
verſtanden. Aber im zwölften und dreizehnten Jahrhundert mocht 
Klaſſe, der die mittelhochdeutſchen Dichter zum großen Teil angehö 
mochte der niedere Adel wohl die Engel im Himmel fingen hören. Gl 
zeitig nötigte der ausſchlaggebende Einfluß der Kirche zur Berückſich 
der chriſtlichen Moral. Trotz alledem freilich dachten dieſe Dichte 
daran, ſich kopfüber in den Myſtizismus und die Aſzeſe zu ſtürzen. 2 
gab es da einerſeits einen Konrad von Würzburg, der dem ritterl 
Sänger Wirnt von Grafenberg die „Frau Welt“ erſcheinen läßt, von k 
herrlich anzuſehen, aber Schlangen und Nattern auf dem von Blattern un 
Maden zerfreſſenen Rücken: der werlte lön. Wohl ſchrieb Heinrich v. 
eine Satire auf das ſündige Leben, oder Hartmann v. Aue den „ Ir 
Heinrich“, der zugleich wohl die Deklaſſierung des niederen Adels in 
Ehe mit der Tochter des Saſſen ſymboliſiert. Hinzuweiſen wäre auch 
die Minnelieder Hartmanns und Friedrichs v. Haufen, die zum — Arı 
auffordern. Dagegen ſehen wir auch den Bayern Neidhart v. Reuent: 
weltfroh die bäueriſche Minne beſingt. Walther von der Vogelweid 
ein armer Schlucker, fordert zwar gleichfalls wiederholt zum Kreuzzug 1 
und ſtellt in älteren Jahren wehmütige Betrachtungen über die Verg ge 0 
lichkeit des Irdiſchen an, übrigens erwiſchte er aber, gleich Neidhart „ 
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ehen und war im ganzen der, als den wir ihn „unter der Linde“ kennen: 
e „niedere Minne“, wie unſere bürgerlichen Hiſtoriker ſagen, hat er 
äftig beſungen. Wagner jedoch wählte nur jene weltflüchtigen Züge aus 
r mittelhochdeutſchen Sagendichtung aus und wurde damit ein Vorläufer 
iner Klaſſe, die ihn zwar anfänglich heftig befehdete, weil ihr ſeine Welt— 
nſchauung noch nicht zum Bewußtſein hatte kommen können, die ihn aber 
sute längſt endgültig auf den Schild gehoben hat. 

Kautsky ſagt weiterhin: 

Eine Klaſſe oder eine Geſellſchaft, die im Niedergang begriffen iſt, wird ſich 
ets dagegen ſträuben, die Wirklichkeit zu erkennen; ſie wird ihre Intelligenz 
icht dazu benutzen, das, was iſt, klarzuſtellen, ſondern dazu, Argumente zu ent⸗ 
cken, durch die fie ſich ſelbſt beruhigen, tröſten und — betrügen kann, ganz ab- 
stehen von der Notwendigkeit, ihre Gegner über ihre Kraft und Lebensfähigkeit 
ı täufchen. 5 

Man halte hierneben die Worte, die Wagner an Liſszt ſchrieb: 

Ich habe erkannt, daß wir mit dieſer Welt nichts gemein haben ..., keine Hoff- 
ung, keine Täuſchung für unſer Herz auf ſie geſetzt! Sie iſt ſchlecht, ſchlecht, 
rundſchlecht; nur das Herz eines Freundes, nur die Träne eines Weibes kann 
e aus ihrem Fluche erlöfen.... | 


Oder die Worte von 1852, als er den „Ring“ auszuarbeiten begann: 
Wenn ich mich jetzt aber zu einem großen Werke wende, ſo geſchieht dies 
zahrlich nur, um Rettung vor meinem Unglück zu ſuchen, Vergeſſen meines 
ebens! Nichts anderes habe ich vor, und glücklich würde ich mich ſchätzen, wenn 
h nicht mehr weiß, daß ich vorhanden bin. 


So hat Wagner, ähnlich wie Schopenhauer, ſchon im voraus das Be⸗ 
ürfnis ſeiner Klaſſe empfunden, weil er als Künſtler feiner und tiefer 
mpfand. Er fühlte voraus, was Kautsky von unſerer Zeit konſtatiert: 
Wohl blüht der Myſtizismus, das Bedürfnis nach überirdiſchen Mächten heute 
bieder auf .. „ in den beſitzenden Klaſſen, die fühlen, daß ihre Stunde kommt. 


Nicht übel, wenn auch allzu feuilletoniſtiſch, ſagt Hermann Bahr in 
inem Eſſay über Paul Bourget: 

Ganzen Klaſſen ſcheint es nicht anders als dem einzelnen zu gehen. Auch 
hnen geſchieht es, wenn im grauen Herbſt die Gicht kommt, daß ſie die Engel 
ingen hören und den Finger Gottes ſehen: plötzlich erſchreckt, bedroht, verſcheucht, 
verfen fie ſich weg und verlieren alle Vernunft ihrer Geſchichte. ... Von Nach⸗ 
wängenden erſchreckt, in der Nacht wankend, der Zukunft ungewiß, ſcheuen ſie 
ſurück und, ſtatt eben jetzt die ganze Kraft zu ſammeln, den ganzen Geiſt zu 
halten, alles aufzuwerfen, was fie find, vergeſſen, verraten, verleugnen ſie ſich, 
hre Kraft, die ſie befreite, entweicht, ihr Geiſt, der ſie behauptete, verliſcht, aller 
Rut, die Hoffnungen, der Stolz vermeſſener Entwürfe, alter Haß ſogar, die 
Scham ſind entflogen, der eben noch ſo freie Geiſt ſetzt ſich mit dem Pfaffen zum 
Whiſt. Eine Formel, nach der man die ganze Geſchichte ſeit der Revolution 
ſchreiben könnte. Der Titel wäre: Das Bürgertum und der Finger Gottes. 


In dieſen Worten iſt auch ſchon ausgeſprochen, was Kautsky als Unter⸗ 
ſchied des neueſten Myſtizismus von dem der mittelalterlichen Kommuniſten 
hinſtellt: es fehlt ihm die Hingebung an eine große Sache; eine Hingebung, 
die doch auch in den Kreuzzügen trotz ihrem höchſt zweideutigen Charakter 
ebenſo vorhanden war wie in den myſtiſchen Partien der mittelhochdeutſchen 
Epen. Das weltliche Abenteurertum ſpielt natürlich in den Kreuzzügen wie 
2 


1 


“7 
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tigen Worte eines bürgerlichen Literarhiſtorikers mögen es ſagenn 


des Volkes, der erlöſt werden jollte, (Vorausgeſetz 


790 Die Neu 
in dieſen Epen die Hauptrolle, wenn auch ſcheinbar die Religion, der 
zismus den Sieg davonträgt. a 
Wagners Praxis gegenüber der Sage tritt am klarſten beim Parzir 0 
ſtoff zutage. Wolfram v. Eſchenbach, der als jüngerer Sohn vom väterli he 
Erbe ausgeſchloſſen war, und der erſt ſpät zu Wildenberg einen eigenen 
ärmlichen Herd gründen konnte, dieſer Wolfram ſchuf etwa von 1198 bis 
1210, alſo zwiſchen dem dritten und fünften Kreuzzug, ſeinen „Parzival 


nach franzöſiſchen Vorbildern. Und wie ging er zu Werke? Die unverdär 
Wolfram, der bei aller chriſtlichen Frömmigkeit ſich doch den Anhängern Mo⸗ 
hammeds duldſam erweiſt, ſtrebt nach einer Lebensgeſtaltung, welche der Seele 
Gottes Huld erwirbt, ohne würdigem Welt- und Waffendienſt zu entſagen.. .. Bei 
Wolfram erſcheint der Artusritter Gawan als ruhmvollſter Vertreter weltlichen 
Rittertums ſelbſtändig neben Parzival. 5 N 


Man vergleiche damit der Wagnerſchen Weisheit letzten Schluß und was 
er aus der Artuspartei gemacht hat! Zweimal dagegen verherrlichte er die 
Familie Parzival. * 

Zuerſt im „Lohengrin“, dieſer vorausgenommenen Parodie auf das 
Gottesgnadentum. Schon durch dieſes Werk wurde übrigens die in ſeinem 
Vollendungsjahr 1848 entworfene Oper „Jeſus von Nazaret“ überflüſſig, 
gegen die ohnehin die bigotten Freunde Wagners proteſtierten. Und ſchließ⸗ 
lich wurde ſie ja auch durch Wagners ſämtliche Werke unnötig gemacht. 
Wozu ſollte er noch den Erlöſer dramatiſieren, nachdem er ſo viele Er⸗ 
löſungen dramatiſiert hatte? Wagner ſah in der Lohengrinſag 
für ſeinen merkwürdigen „Revolutionarismus“. Elja wax ihm der Gei 
ält, 


| 
| 
N 
| 


dieſer Volksgeiſt.) Ortrud ift die — „Reaktionärin“, wie 
ſchreibt. Dann wieder heißt es da: ö 5 

Ortrud iſt das Weib, das die Liebe nicht kennt. Hiermit iſt alles, und zwar 
das Furchtbarſte geſagt. Ihr Weſen iſt Politik. Ein politiſcher Mann iſt widerlich, 
ein politiſches Weib aber grauenhaft: dieſe Grauenhaftigkeit hatte ich darzu⸗ 
ſtelen Ss 

Auch wenn man weiterhin den Satz berückſichtigt: „Wir kennen in der 
Geſchichte keine grauſameren Erſcheinungen als politiſche Frauen“, bleibt 
Wagners Urteil über die Reaktionärin noch reaktionär genug. | 

Schon die Art, wie die Erlöſung des Volksgeiſtes nun vor ſich geht, un 


nd 
das Reſultat, zu dem ſie führt, zeigen, daß Wagner nur ein Mitläufer der 
achtundvierziger Revolution war. Und nach ſeinen Erinnerungen ſteht d 
überdies, wie wir noch ſehen werden, jetzt verblüffend deutlich feſt. u 
mittelbar vor der Revolution ſchreibt Richard Wagner den romanti 
peſſimiſtiſchen „Lohengrin“, wo der Retter aus himmliſchen Höhen kommt, 
während ſich die zu Rettende nicht würdig der Rettung zeigt. Und un⸗ 
mittelbar nach der Niederwerfung des Dresdener Aufſtandes flüchtete der 
Revolutionär zwiefach ins Ausland: körperlich nach Zürich, ſeeliſch in das 
Reich des äſthetiſchen Scheines. Er ſchrieb zwar mit Bezug auf den Auf⸗ 
ſtand: | | 9 
Wer ſollte ... jo blind fein wollen, nicht zu erſehen, daß ich da keine W. 
mehr hatte, wo ich nur noch mit Entſchiedenheit einer Welt den Rücken k 
mußte, der ich meinem Weſen nach längſt nicht mehr angehörte! 
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Doch als dann, wie einer ſeiner Biographen ſchreibt: „eine lange trau— 
ige Verbannung folgte, die aber aus ihren Nöten den ganzen Mann und 
zünſtler gebar, der ſeiner Nation ihre Ideale wiedergegeben, nein, ihr 
deal erſt völlig feſtgeſtellt hat.“ ..., da ſchrieb der „ganze Mann“, der viel- 
sicht ein ganzer Künſtler und ſicher ganz nur Künſtler war: 

Mit nichts kann ich das Wohlgefühl vergleichen, das mich nach Überſtehung 
er nächſten ſchmerzlichen Eindrücke durchdrang ..., als ich jede Hoffnung, jeden 
Zunſch auf dieſe ſiegreiche Welt hinter mich geworfen und mit zwangloſeſter Un- 
mwundenheit laut und offen ihr zurufen konnte, daß ich, der Künſtler, ſie, dieſe 
ſcheinheilig um Kunſt und Kultur beſorgte Welt aus tiefſtem Grunde ver— 
chte .., da fühlte ich mich zum erſten Male in meinem Leben durch und durch 
ei, heil und heiter. . ..“ (Schluß folgt.) 


Die Reichstagswahlen in Pofen. 
Von Emil Caſpari (Kattowitz, Oberſchleſien). 


I. 


| Die Nationalitätenhetze, deren Schauplatz die Provinz Poſen iſt, und 
yelche fortwährend durch die Unterdrückungspolitik der preußiſch⸗deutſchen 
tegierung gegenüber der polniſchen Bevölkerung genährt wird, hat es mit 
ch gebracht, daß auch der diesjährige Reichstagswahlkampf in dieſer ge— 
üſchtſprachigen Provinz zwiſchen den bürgerlichen Parteien unter der 
ationaliſtiſchen Loſung: Hie Deutſche — hie Polen ausgefochten worden 
t. Verteidigen wir unſere allerheiligſten Güter: unſere Nationalität und 
njeren heiligen katholiſchen Glauben vor dem Andrang des Deutſchtums! 
lit dieſer Loſung zogen auch diesmal die polniſch-nationaliſtiſchen Führer 
den Wahlkampf mit dem Bewußtſein, daß auf dieſe Weiſe die Aufmerk— 
umkeit der polniſchen Arbeiterwähler von den wichtigſten Problemen, 
velche den neuen Reichstag beſchäftigen werden, abgelenkt wird. Es zeigte 
ch noch einmal, daß die Befürworter der Intereſſen der polniſchen be— 
tzenden Klaſſen ausgeprägtes Klaſſenempfinden haben: die bewußte Ab⸗ 
derung der polniſchen Arbeiterwähler durch die nationaliſtiſchen Loſungen 
erurſacht, daß es den polniſchen Arbeitern ſchwer kommt, in ſich das Be— 
mBtiein ihrer Klaſſenſtellung aufzunehmen ſowie begreifen zu lernen, wo 
re eigentlichen Feinde zu finden ſind. 

Die polniſch⸗nationaliſtiſchen Abgeordneten hatten im alten Reichstag 
n der Bewilligung der ungeheuren Laſt der indirekten Steuern bei der 
genannten Reichsfinanzreform der Regierung des Herrn v. Bethmann 
zollweg teilgenommen, der während der Kanzlerſchaft Bülows den berüch— 
igten Maulkorbparagraphen 12 des Reichsvereinsgeſetzes jo eifrig befür- 
ortet hatte; ſie hatten offenkundig mit der Regierung geliebäugelt, was 
en kraſſeſten Ausdruck in der Offerte des Grafen v. Brudzewo⸗Mielzynski 
ur Bereitwilligkeit der Polenfraktion zur gemeinſamen Bekämpfung der 
zozialdemokratie gefunden hatte und als poſitive Politik geſtempelt worden 
var — das alles blieb nicht ohne gewiſſen Widerhall in den Maſſen des pol⸗ 
iſchen Volkes und erregte ſichtbare Unzufriedenheit und Mißſtimmung. 
Yiefe kam ſchon im April 1910 bei der Ergänzungswahl in Poſen nach— 


größte nationale Heiligtum, die e naten Soldan 
Zögern über Bord geworfen wurde, das Poſener Reichstagsmande 
ihren Paradearbeiter Herrn Nowicki, Vorſitzenden der Handwerkerabteil 
der Polniſchen Berufsvereinigung, gegen den legalen nationalen Ka 
daten Herrn Soſinski, den Zentralvorſitzenden derſelben Berufsver⸗ 
gung, dem die polniſchen Konſervativen mit allen ihnen zu Gebote ſtehen 
Mitteln zum Siege zu verhelfen ſuchten. 
Das ſtarke Hervortreten der Klaſſengegenſätze während dieſer 
zungswahl unter dem Drucke der durch den Steuerraub des Jahres 1905 
unzufrieden gewordenen Arbeiterſchaft erfüllte die Streiter der bei n 
kämpfenden Lager um ſo mehr mit banger Sorge für die Zukunft, als 
Stimmenzahl, welche auf den ſozialdemokratiſchen Kandidaten fiel, g le 
zeitig bedeutend in die Höhe ſchnellte. Die polniſchen Nationaldeme n 
wurden ängſtlich, als fie merkten, welche Geifter fie wachzurufen im Beg ff 
wären, wenn fie den polniſchen Konſervativen, als den Vertretern des p 
ſchen Grundbeſitzes, den Kampf auf der ganzen Linie erklärten. Man 
denn auch bald merken, daß die polniſchen Nationaldemokraten eifrig 
Berührungspunkten mit den polniſchen Konſervativen ſtrebten, daß die 
ſtehenden Gegenſätze bewußt abgeſchwächt wurden, und daß man ſich z 
Kompromiß immer geneigter ſtellte. Die polniſchen Krautjunker wa 
klug, in ihrem eigenen Intereſſe dieſe Liebkoſungen und Bemühun 
der nationaldemokratiſchen Politiker nicht abzuweiſen. Die gemeinſamen 
Verhandlungen der Vertreter der polniſchen Nationaldemokraten und der 
Konſervativen i in der kitzlichen Angelegenheit der Agrarzölle, welche in 0 
vor etwa einem Jahre ſtattgefunden haben, führten zu folgendem K | 
promiß: Die Frage der Agrarzölle darf in die Wahlagitation nicht hi N „ 
gezogen werden. In ihrer ungekünſtelten Fürſorge um das Wohlergel n 
der polniſchen Landwirtſchaft, tatſächlich einer Handvoll von 662 polniſe 
Großgrundbeſitzern, welche den allergrößten Nutzen von den Agr 
haben,? erklärten ſich die Nationaldemokraten damit einverſtanden, 
polnischen Abgeordneten im neuen Reichstag für die Aufrechterhaltung dit 
Zölle auf der bisherigen Wucherhöhe eintreten und jeder Are 3 
ſelben Widerſtand leiſten werden. 
Jetzt war der Weg zum Wahlkompromiß der verfeindeten nat na 
Brüder frei: es kam in der Weiſe zuſtande, daß man ſich in der 
Poſen auf die Kandidaturen der bisherigen Abgeordneten einigte, 
dem Unterſchied, daß aus dem Wahlkreis Inowrazlaw⸗Mogilno in K 
der Rechtsanwalt Dr. Zygmunt v. Dziembowski hinausbefördert wu 
durch ſeine Teilnahme an der Auslieferung des polniſchen Fideiko 
Reiſen des Fürſten Sulkowski zugunſten der preußiſchen Regierung f 
arg kompromittiert hatte, und daß an feiner Stelle die Kandidatu 
Rechtsanwalts Dr. Trampczynski aufgeſtellt wurde, desjenigen M ni 


1 Näheres darüber in der Notiz von Karl Radek: „Die Erſatzwahl in 
(Heft 35 der „Neuen Zeit“, XXVIIL 2, S. 280 bis 283) ſowie in der gleichnam 
Notiz von Joſef Kliche (Heft 31 der „Neuen Zeit“, XXVIII, 2, S. 159 bis 

2 Siehe darüber meinen Artikel „Die Agrarzölle und das polniſche Ge 
weſen“ in Heft 11 der „Neuen Zeit“, XXX, 1, S. 389 bis 395. 
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ıter deſſen Führung vor anderthalb Jahren die polnischen Stadtverord— 
ten der allerneueſten Reſidenzſtadt Poſen für die Bewilligung von 
000 Mark zur Ausſchmückung der Stadt aus Anlaß der Anweſenheit 
fer Wilhelms II. zum Zwecke der feierlichen Einweihung des neuerbauten 
niglichen Schloſſes geſtimmt haben, obwohl es das Symbol der Ausbrei⸗ 
ng der preußiſchen Kultur unter den Polen iſt — jener Kultur, die fie 
Geſtalt von Ausnahmegeſetzen gegen ihre Mutterſprache und ihre kul— 
rellen Beſtrebungen auf jedem Schritt und Tritt zu ſpüren bekommen. 
ßerdem wurde der alte Herr v. Czarlinski aus dem Wahlkreis Wirſitz⸗ 
hubin in der Provinz Poſen in den weſtpreußiſchen Wahlkreis Tuchel⸗ 
mit. verſetzt, den im alten Reichstag der politiſche Geſchäftsmann, der 
kannte Herausgeber der Graudenzer „Gazeta Grudziadzka“, Herr Viktor 
lerski, vertreten hatte. Der Adels⸗„Demokrat“ Czarlinski, der unver⸗ 
ntermaßen von den Polen als ein echter volkstümlicher Abgeordneter 
feiert wird, es jedoch in ſeiner jahrzehntelangen parlamentariſchen Tätig⸗ 
4 immer ausgezeichnet verſtanden hat, die Intereſſen des polnischen 
autjunkertums wahrzunehmen, wurde durch den Propſt Kurzawski er⸗ 
zt. Hinter den Schanzen des Nationalismus, im engen Bündnis mit dem 
kramontanismus, fühlen ſich die polniſchen Ausbeuter ganz ſicher in 
tem Element; fie halten die polniſchen arbeitenden Maſſen in geiſtiger 
nnachtung gefangen und bremſen ihren Kulturaufſtieg. Die führenden 
litiker der polnischen Nationaldemokratie akzeptierten ohne Bedenken und 
iderſpruch die Wiederwahl ſolcher Befürworter der Intereſſen der pol— 
ſchen Großagrarier, wie des Direktors der Gneſener Zuckerfabrik, Herrn 
o v. Grabski, welcher vor einigen Jahren während einer Lohnbewegung 
ungemein ſchlecht bezahlten polniſchen Arbeiter dieſe brutal aufs Pflaſter 
worfen hat, wie des Grafen Matthias v. Brudzewo-Mielzynski, eines 
ziſchen polniſchen Krautjunkers, deſſen Ehrgeiz es iſt, die Präſidentſchaft 
der Polenfraktion nach dem Dahinſcheiden des altersſchwachen Fürſten 
idziwill zu bekleiden, welcher würdig die nationale Ehre errettete, als er 
Auguſt 1910 vor dem Haupt des Hohenzollernſtammes nach der Poſener 
bingburg pilgerte. Die polniſchen Nationaldemokraten hatten auch gegen 
je Fürſtenkandidatur nichts einzuwenden. Es entſtand unter den das 
ahlkompromiß betreibenden Machern des polniſchen Kleinbürgertums 
d des polniſchen Großgrundbeſitzes nur ein erbittertes Ringen um die 
minierung des Kandidaten im Wahlkreis Krotoſchin-Koſchmin: die 
ſtionaldemokraten präſentierten für dieſen Poſten ihren Vertrauensmann, 
ten Dr. Chlapowski, die Konſervativen wollten unbedingt einen aus⸗ 
prochenen Kenner und vor allem Verteidiger der Großgrundbeſitzer⸗ 
ereſſen, den Junker v. Lipski, haben. In den nationalen Wählerver⸗ 
umlungen ſiegte Dr. Chlapowski und wurde durch die legitime nationale 
lbehörde, das Provinzialwahlkomitee, als der einzige legale Kandidat 
erkannt. 

* 5 . 

Während der ganzen Wahlkampagne hatte man nicht den Mut, mit 
endwelchen beſtimmten nationalen Forderungen hervorzutreten. Zeigen 
r durch die Stimmabgabe für die nationalen Kandidaten, daß wir trotz 
er Verfolgungen Polen bleiben wollen — mit dieſer einzigen Loſung 
kionaliſtiſcher Abſonderung wurde die Wahlkampagne ausgefüllt. Daß 
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ein Kampf um die wahren nationalen Intereſſen des polniſchen Volke 
in Bundesgenoſſenſchaft mit den demokratiſchen Beſtrebungen inner 
deutſchen Gemeinweſens erfolgreich vollzogen werden kann, deren 
worterin heute einzig und allein zielbewußt die ſozialdemokratiſche 
bildet, das wurde mit überlegung verſchwiegen. Das polniſche Kleinbi 
tum hat in ſeiner Gier nach Bereicherung um jeden Preis ein 
Höllenangſt davor, daß die arbeitenden Maſſen durch den Kampf 
Demokratiſierung des Staates auch Aufklärung über ihre ſoziale La 
halten. Deshalb zieht das polniſche Kleinbürgertum es vor, unter dem 
mantel des Wahlkompromiſſes ſich unter das politiſche Kommand 
polniſchen Krautjunkertums zu begeben. Vor allem aber läßt die Angſt 
der Demokratie, welche in den Beſtrebungen des aufgeklärten Prolet 
ö ihren Ausdruck findet, die polniſchen beſitzenden Klaſſen ihr Heil i 
ö e politiſchen Mitarbeit mit der hakatiſtiſchen Regierung ji 
ſie gehen Hand in Hand mit den deutſchen Junkern und Ne Ze 

ö partei. 
Die Polenfraktion hat jedoch im alten Reichstag den Verte a 
Intereſſen und Bedürfniſſen der polniſchen Volksmaſſen zu arg getr 
Das Zuſammenzählen der polniſchen Stimmen bei der Wahl am 12. J 
fiel zuungunſten des polniſch⸗nationaliſtiſchen Lagers aus. Für die 
didaten der Polenfraktion wurden diesmal in allen fünfzehn Wahlk 
der Provinz Poſen insgeſamt 188 103 Stimmen abgegeben geg 
193 629 Stimmen vor fünf Jahren, mithin 5500 Stimmen wenige 
Teil der polniſchen Wähler hat im Wahlkreis Frauſtadt⸗Liſſa gle 
erſten Wahlgang das Geheiß der nationalen Wahlbehörde, nur 
legalen nationalen Kandidaten ihre Stimmen abzugeben, nicht beacht 
für den wilden Zentrumskandidaten, den Grafen v. Oppersdorf, g 
der eine Fürſtin Radziwill zur Frau hat und ſich auf eigene 3 
das Mandat bewarb. Noch ſchlimmere Dinge ereigneten ſich im W 
Krotoſchin⸗Koſchmin: die Anhänger des polniſchen Agrariertum 
einfach auf die heilige nationale Solidarität und ſtimmten für de 
junker v. Lipski, welcher ſelbſtredend, wie vor kurzem im Poſener W 
kreis Herr Nowicki, jede Gemeinſchaft mit der Sezeſſion ableugnet 
nationaliſtiſchen Schlagworte ließ man beiſeite und ſtachelte lieb 
Leidenſchaften der im Wahlkreis zahlreich vertretenen Bauernſcha 
durch auf, daß im Falle der Wahl Dr. Chlapowskis das Beſtehen de 
zölle gefährdet ſei; gleichzeitig ſorgte man reic lich für klingende Mün 
Wahlwurſt und nationalen Juſel des erlauchten He rn Lipski! Trotz al 
dem erreichte die Sezeſſion im Wahlkreis Krokoſchin⸗Koſchmin nicht 
Erfolg wie die nationaldemokratiſche Sezeſſion bei der Poſener Erg 
wahl, um den legalen Kandidaten aus der Stichwahl zu verdräng 
Kandidat der Sezeſſion erhielt hier nämlich nur 3380 Stimmen, wäh 
Dr. Chlapowski 5141 Stimmen fielen, ſo daß er in die Stichwahl 
hakatiſtiſch⸗deutſchen Kandidaten, der 3573 Stimmen muſterte, 
konnte. Zu welcher Verbiſſenheit ſich dieſe Sezeſſion, welche ohne 
den angeblich geheiligten Grundſatz der nationalen Solidarität 
ſich warf, hinreißen ließ, dafür war die Drohung der Anhänger dei 
didatur Lipski bezeichnend, daß ſie in der Stichwahl für den deut 
hakatiſtiſchen Kandidaten ſtimmen würden, falls Dr. 
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tt 5 Zuſage gibt, daß er nach der Wahl ſein Mandat ſofort nieder⸗ 
en wir 

Der beſtändige Verrat der Intereſſen der ape Maſſen durch 
Polenfraktion im alten Reichstag gab der Sozialdemokratie gutes 
itationsmaterial in die Hand. Die Aufklärungsarbeit der Sozialdemo⸗ 
tie in der Provinz Poſen geſtaltet ſich ja infolge der geringen 
duſtrialiſierung dieſes Landesteils und des Überwucherns der natio⸗ 
len Leidenſchaft, welche durch die Verfolgungspolitik der preußiſchen Re⸗ 
rung gegenüber der polniſchen Bevölkerung immer wieder angeſtachelt 
rd, ungemein ſchwierig; dadurch haben es die bürgerlichen polniſchen 
litiker leicht, die Gehirne der polniſchen Arbeiter mit der angeblichen 
twendigkeit der nationaliſtiſchen Abſonderung zu vernageln. Wenn 
noch dazu den beherrſchenden Einfluß der Kleriſei auf das geiſtige 
hen und Fühlen der polniſchen Volksmaſſen berückſichtigen, ſo haben 
r in kurzen Umriſſen die Schwierigkeiten vor uns, mit welchen die 
zialdemokratie in dieſer gemiſchtſprachigen Provinz zu kämpfen hat. 
otz dieſer ungünſtigen Bedingungen für ihre Werbearbeit hat die Sozial⸗ 
nokratie aber auch hier am 12. Januar, wenn man die örtlichen Verhält⸗ 
ſe in Betracht zieht, gut abgeſchnitten. In allen Wahlkreiſen der Provinz 
ammengenommen ſtieg die Zahl der ſozialdemokratiſchen Stimmen von 
[0 im Jahre 1907 auf 12 967, jo daß demnach ein Zuwachs von über 
0 Stimmen zu verzeichnen iſt. Die meisten ſozialdemokratiſchen Stimmen 
nmen auf den Wahlkreis Poſen⸗ -Stadt und Land, nämlich 3578 gegen- 
er 1377 vor fünf Jahren. Im Wahlkreis Bromberg⸗Stadt und Land 
rden diesmal 2968, im Wahlkreis Samter⸗Obornik 1084, im Wahlkreis 
arnikau⸗Kolmar 2754 ſozialdemokratiſche Stimmen gezählt, während im 
hre 1907 die korreſpondierenden Zahlen 1602, 544 und 1327 betragen haben. 
Für die Sozialdemokratie ergibt ſich, angeſichts des ſichtbaren Steigens 
es Einfluſſes auf die Arbeiterſchaft vor allem in der Stadt Poſen ſelbſt, ö 
Notwendigkeit, ihre Organij ationsarbeit hier beſonders in⸗ 
iv zu betreiben, um ſich hier eine feſte Organiſationsbaſis zu ſchaffen, 
u welcher aus man dann nach und nach auch die Provinzſtädte in den 
eis der Organiſationsarbeit einbeziehen kann. Die harte Nuß der be⸗ 
ißten nationaliſtiſchen Abſonderung, die ihren beiten Bundesgenoſſen im 
erikalismus hat, wird die polniſche Sozialdemokratie erſt dann zernagen 
men, wenn ſie ſelber auchſozialiſtiſchen Nationalismus ſtreng meidet und 
indſätzliche ſozialdemokratiſche Propaganda treibt. Die Kritik der Po⸗ 
ik der polniſchen beſitzenden Klaſſen, deren Repräſentantin die Polen⸗ 
iktion bildet, muß darauf bedacht ſein, den polniſchen Arbeitern klar zu 
ichen, daß der Gemeinſamkeit der Klaſſenintereſſen der Ausbeuter ohne 
erſchied der Nationalität die Gemeinſamkeit der Intereſſen des Prole⸗ 
ats des ganzen Reiches, ebenfalls ohne Rückſicht auf die nationalen 
iterſchiede der Proletarier, entgegenzuſetzen iſt. Die Verteidigung der 
tionalen Rechte, das Verlangen der nationalen Gleichberechtigung und 
tach das Bekämpfen der nationalen Unterdrückung des polniſchen Prole⸗ 
ats muß vom Standpunkt der Klaſſenbedürfniſſe der polniſchen Ar⸗ 
iterſchaft aus geſchehen. 

Das praktiſche Ergebnis der diesjährigen Reichstagswahl in der Pro⸗ 
15 Poſen muß für die polniſche . als Beſtandteil der 
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Geſamtpartei, ſein, eine ſtändige Agitationskraft zu 301 um e e 
in Poſen eine planmäßige Organiſations⸗ und Agitationsarbeit in A 
nehmen zu können. Es iſt zu erwarten, daß der nächſte Parteitag de 
niſchen Sozialdemokraten, welcher während der Oſterfeiertage in Poſe 
tagen wird, ſich in dieſem Sinne ausſpricht. Wenn das Bedürfnis na 
ſtändiger polniſcher Agitationskraft durch einen polniſchen Parteiſe 
für die Provinz Poſen ſchon vor fünf Jahren beſtanden hat, ſo iſt das geg 
wärtig um fo mehr der Fall. Man darf hoffen, daß die Geſamtpartei < 
hier unſere polniſchen Genoſſen tatkräftig zu unterſtützen geneigt ſein wi 
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Die Sozialdemokratie und die Wahlen zum deutſchen Reichstag. Von Paul Hi | 
und Bruno Borchardt. Mit einer farbigen Überſichtskarte. Berlin 1 
Buchhandlung Vorwärts. 180 Seiten. Preis 1 Mark. 


Wie ſich das ſtärkere politiſche Intereſſe unſerer Parteigenoſſen darin 
daß unſere Tagespreſſe, vor allem das Zentralorgan, in wahlſtatiſtiſchen 
teilungen und Zuſammenſtellungen den bürgerlichen Blättern aller Schattier 
weit voran iſt, ſo haben auch die Genoſſen Hirſch und Borchardt (beide Abgeo 

des preußiſchen Dreiklaſſenwahlhauſes) ſchon jetzt, wenige Wochen nach volle 
Reichstagswahl, das obengenannte Buch erſcheinen laſſen, das vieles intereſſan 
Material enthält. Voran geht ein äußerſt klar geſchriebener geſchichtlicher Uberbli 
man könnte auch ſagen, eine kurz gefaßte äußere Entwicklungsgeſchichte der 
Dann folgen fünf kürzere Tabellen. Die erſte läßt die Zahl der ſozialde 
tiſchen Stimmen in ihrem prozentualen Verhältnis zu derjenigen der Wahl 
tigten wie der abgegebenen gültigen Stimmzettel von 1871 an erkennen; die 
gibt die abſoluten Wählerziffern ſämtlicher Parteien bei ſämtlichen Wahl 
dritte dieſelben Zahlen in Prozenten der abgegebenen Stimmen ausgedrückt w 
die vierte zeigt das Auf und Ab der Stärke der Fraktionen von 1871 bis 19 
fünfte endlich die Verteilung unſerer Abgeordneten auf die einzelnen B 
ſtaaten während des nämlichen Zeitraums. Waren Tabellen ähnlicher Art f 
früheren Wahlen auch ſchon früher erſchienen, ſo ſind ganz neu und einzig i 
Art die den Hauptinhalt des Buches bildenden folgenden Verzeichniſſe. Zunä 
ſolches von den Vertretern (1871 bis 1912) aller entweder zurzeit ſozialdemokra 
oder ſchon einmal im Beſitz unſerer Partei geweſenen Wahlkreiſe. Außer unſer 
jetzigen 110 waren dies noch 23 weitere, darunter der von den Verfaſſern 
Aufzählung vergeſſene neunte ſchleswig⸗holſteiniſche Kreis Segeberg, der 18 
1876 vorübergehend durch Reimer vertreten war, wie an anderer Stelle 
richtig angegeben iſt. Es ſchließt ſich nämlich hier (S. 46 bis 67) eine ſehr üb 
liche Tabelle aller früheren und jetzigen ſozialdemokratiſchen Reichstagsab 
neten von Agſter bis Zubeil mit genauer Angabe ihrer jeweiligen Wahlkre 
Am längſten hintereinander im Beſitz desſelben — alſo in dieſer Bez 
ſehr konſervativen — Kreiſes ſind Dietz für Hamburg II (1881 bis 
Bebel für Hamburg I (1883 bis 1912, mit Ausnahme der Periode 1893 bis 
wo er ſich für das damals noch ſchwer errungene Straßburg entſchied), Froh 
Altona (von 1884 an) und Vollmar für München II (ſeit 1884). Fünf⸗ bis 
malige Wahl durch den nämlichen Wahlkreis findet ſich ſchon recht häufi 
Vorzug, deſſen ſich nur ſehr wenige bürgerliche Abgeordnete rühmen dürft! 
Der fonjerbatibite aller 397 Wahlkreiſe iſt notabene Kiel: er hat ſeit Beſtehen } 
deutſchen, ja ſogar des ordentlichen norddeutſchen Reichstags erſt zwei Abgeon 
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e gehabt: den Fortſchrittler Hänel und (von 1893 bis 1898 und wieder ſeit 1903) 
jeren Legien. Den Hauptteil, über die Hälfte des Buches, füllt die ſodann fol- 
ide vergleichende Überſicht der Wahlergebniſſe von 1903, 1907 und 1912 für 
etliche 397 Wahlkreiſe, mit genaueſter Angabe der amtlichen Ziffern für ſämt⸗ 
e Parteien inkluſive der zerſplitterten, und natürlich auch der Stichwahlen. Was 
eim Intereſſe der Vollſtändigkeit vermiſſen, was ſich aber leicht bei einer hoffent⸗ 
bald kommenden zweiten Auflage nachholen läßt, wäre die Angabe der Zahl 
Wahlberechtigten und der Summe der abgegebenen Stimmen in jedem Kreiſe. 
ſonders dankenswert iſt die ſich daranſchließende genaue Statiſtik der in der 
elaufenen Legislaturperiode ſtattgefundenen nicht weniger als 49 Erſatzwahlen. 
ch die vergleichende Überſicht der Wahlergebniſſe von 1903, 1907 und 1912 nach 
Einzelſtaaten beziehungsweiſe preußiſchen Provinzen iſt für jeden Politiker 
rreich; wir gedenken demnächſt in einem größeren Artikel darauf zurückzu⸗ 
imen. | 
Wenn auch für eine umfaſſendere Statiſtik noch manche andere Angaben be- 
lich der einzelnen Wahlkreiſe (wie Mitteilung der Bevölkerungsziffer, der Zu⸗ 
imenſetzung von Stadt und Land, der konfeſſionellen Miſchung und ähnliches) 
nihenswert wären, fo bietet doch das Buch alles, was man unter den vor⸗ 
zenden Umſtänden erwarten kann, und jo empfehlen wir es denn aufrichtig dem 
dium aller intereſſierten Parteigenoſſen. Ak. 


Karl Bernhard, Diplomingenieur, Skonomik der Wärmeenergie. Eine 
studie über Kraftgewinnung und verwendung in der Volkswirtſchaft. Unter 
ornehmlicher Berückſichtigung deutſcher Verhältniſſe. Berlin 1911, Verlag 
J. Springer. 

Wir unterſcheiden im Maſchinenbeſtand des Induſtriebetriebs zwei Maſchinen⸗ 
ippen, die arbeitſpendenden und die arbeitverzehrenden Maſchinen. Oder auch 
zer geſagt: Kraftmaſchinen und Arbeitsmaſchinen. 

Die Arbeitsmaſchine kopiert die Hand⸗ und Musfelfraftarbeit. Jede Arbeits- 
ſchine zeigt dieſes Merkmal: die Drehbank „ſaugt“ die Handgeſchicklichkeit des 
ehers auf, der Maſchinenwebſtuhl iſt ein beſonders „fleißiger“ eiſerner Weberei⸗ 
weiter, und der Kran iſt ein eiſerner Transportarbeiter, der um ein Vielfaches 
rker iſt wie der Menſch als Laſtträger. 

Aber dieſe eiſernen Arbeiter müſſen erſt ihre Bewegungsenergie erhalten, 
e Triebkraft. Dieſen Zweck erfüllt die Kraftmaſchine. 

Erſt die Kraftmaſchine gibt den Arbeitsmaſchinen den Impuls, und wir 
dern den induſtriellen Produktionsſtätten eine Zentrale an, eine Kraft⸗ 
ſchinenanlage, von der aus die eigentlichen Hebel, Geſtänge, Werkzeuge des 
tzen Maſchinenorganismus in Bewegung geſetzt werden. 

Wir unterſcheiden drei Gruppen der Kraftmaſchinen: 1. Diejenigen, die die 

irme des Brennſtoffs durch ein Mittelglied, den Dampf zur Arbeitsumſetzung 
ngen (die ſtationären Dampfmaſchinen, die Lokomobilen, die Dampfturbinen). 
Diejenigen, welche den Brennſtoff unmittelbar entweder durch Exploſion oder 
rbrennung zur Arbeitsleiſtung bringen: die Exploſions⸗ beziehungsweiſe Ver⸗ 
mnungsmotoren (alle Arten von Gasmaſchinen, der Dieſelmotor und die anderen 
iſſigkeitsmotoren). 3. Diejenigen, die die Wärmemenge durch eine zweite Energie⸗ 
m, die elektriſche Energie hindurch in die dritte, die mechaniſche Arbeitsliſtung 
Ben (die Elektromotoren, als Gleichſtrom⸗, Wechſelſtrom⸗ oder Drehſtrom⸗ 
toren). 
Auch die Konſtruktionsarbeit dieſer Kraftmaſchinen ſteht unter dem Zeichen 
Rationalismus, entſcheidend iſt das Reſultat der Rentabilitätsberechnung, die 
aſchinen ſollen je nach ihren Verwendungsmöglichkeiten mit dem höchſten Nutz⸗ 
ekt arbeiten. 15 
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Möglichkeit ſeiner Deckung in der Volkswirtſchaft geht der Verfaſſen 
„Energieträgern“ über (Steinkohle, Braunkohle, Torf, flüſſige Brennſto 
deren Derivate, gasförmige e dani und indie lle 
produkte). 5 
Der zweite und wichtigſte Abschnitt handelt von dem Vergleich bes Wö 
kraftmaſchinen. Mit den Beobachtungsmitteln des Ingenieurs ausgerüſt 
der Verfaſſer die einzelnen Betriebsſyſteme durch, veranſchaulicht durch 
Tabellen die Wirtſchaftlichkeit der verſchiedenen Kraftmaſchinentypen. Zu 
folgen einige Beiſpiele der ſpeziellen Kraftverbrauchsgebiete. 2 

Was uns hier geſchildert wird und was der Verfaſſer weit über der Be 
fchnitt des zünftigen Technikers beherrſcht, liegt auf dem Grenzgebiet zwi 
Technik und Volkswirtſchaft. Es werden die Wirkungen und Wechſelbeziehr 
zwiſchen der Maſchinenentwicklung und dem Wirtſchaftsleben gekennzeichne 
Materie, die auch uns neue Probleme aufgibt, denn in der Ausbildung d 
maſchinen zu immer größeren Krafteinheiten und Kraftanlagen haben 
ſehr wichtige Entwicklungserſcheinung des modernen Induſtrialismus 
ſtatieren. Ein machtvolles Hindrängen zum Großbetrieb und Rieſenbetr 
um die Herrſchaft über dieſe „Energieträger“ kämpfen unſere Induſtriema gu 
und in den großen Wirtſchaftskämpfen der Zukunft werden die in dem vorlieg 
Buche mit Sachkenntnis e Fragen mit eine i Rolle ſpie 
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„Der Kampf“ vom 1. Januar bringt einen Artikel von Otto B a 
„Galiziſche Parteitage“. Nach der deutſchen Partei haben die ukrainiſch 3 
polniſche Partei ihren Parteitag abgehalten. Die R Ukrainer, 


das ganze induſtrielle Proletariat zählt nur 30 000 Köpfe, die noch dazu über 
zählige Kleinwerkſtätten verteilt ſind, denn die Anzahl der Selbſtändigen 
werbe und Handel betrug 16 694 gegen 16 868 Arbeiter (im Jahre 1900). Fü 
proletariſchen Klaſſenkampf nach weſteuropäiſcher Art fehlen die Bedingung 
gegen liefert die Bauernſchaft der Sozialdemokratie Truppen. Die Baue 
duzieren für den eigenen Bedarf, haben kein Marktintereſſe, das ſie ge 
Forderungen der Arbeiter einnähme, ſie müſſen vielmehr für ihren Gel 
(Steuern, Salz, Geräte) ſelbſt Lohnarbeit bei den Großgrundbeſitzern ver 


Beſitz von Wald, Weide und Waſſer lange kämpften, und ſind daher für di 
liſtiſchen Lehren ſehr empfänglich. Daneben kommt die Intelligenz in Betrag 
In Rußland, wo die überwiegende Mehrheit der Ruthenen wohnt, verſuck 
zariſche Regierung ſeit langem die der ruſſiſchen nahe verwandte ukrai 
Sprache zu unterdrücken und auszurotten. Nur der Sturz dieſes Abſol 
kann den Fortbeſtand der Nation ſichern. Daher nähert ſich die ukrain 
telligenz dem Sozialismus; ſie nennen ſich Soze weil ſi 
tionäre ſind. i 
Die rutheniſche Sozialdemokratie erhält von dieſen heiden Klaſſen, x | 
und Bauern — die polniſchen Grundherren gegenüberſtehen —, ein ſtar 
nales Gepräge. Das hindert ſie nicht daran, mit der polniſchen Partei zuſc 
zuarbeiten; bei dem Mangel an Organiſation des eigenen Volkes finde 
rutheniſche eee in der polniſchen Partei ein Betätigungsfeld. Si 
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die enden ein haft — namentlich in Rußland — hin, wo eine Ruſſi⸗ 
ierung der Ukrainer den Großruſſen ein abſolutes Übergewicht über die Polen 
zen würde (Großruſſen 43 Prozent, Ukrainer 17 Prozent der Bevölkerung). Aber 
| letzter Zeit iſt unter den Ruthenen eine Richtung emporgekommen, die die 
hlagworte des Separatismus übernimmt, über Bedrückung durch die Polen in 
ankenkaſſen und Gewerkſchaften klagt und eine ſchärfere Tonart gegen die Polen 
langt. Wo aber das rutheniſche Parteiblatt nur 2000 Leſer hat, iſt es un⸗ 
glich, für jede Gewerkſchaft ein beſonderes rutheniſches Fachblatt zu ſchaffen. 
Auf dem Parteitag in Lemberg ſtießen die beiden Richtungen aufeinander; 
ter dem Eindruck Kopenhagens wagte auch die nationaliſtiſche Richtung nicht, 
zum Separatismus zu gehen; dazu ſind die rutheniſchen Gewerkſchaften auch 
machtlos. Aber auch die von ihr geforderte ſchärfere Tonart gegen die Polen 
ide vom Parteitag abgelehnt. Es verlautet, daß die nationaliſtiſche Minder⸗ 
it ſich jetzt abſpalten und eine neue Partei gründen will; frivoler wäre ſicher nie 
le Barteieinheit geſprengt worden, und jedenfalls iſt die nationaliſtiſche Gefahr 
ch nicht überwunden. 
Das jüdiſche Problem iſt für die galiziſche Sozialdemokratie ſehr wichtig 

en 811.000 Juden, mehr als 11 Prozent der Bevölkerung; e be . 
2 aus Kleinhandwerkern und Heimarbeitern, die noch eine beſondere Nation 
t eigenen Sitten und Traditionen, mit eigener Tracht und Sprache (Jargon) 
den. Während in Weſteuropa die Juden ſich überall den Wirtsvölkern aſſimi⸗ 
rt haben, iſt das in Oſteuropa nicht der Fall. Natürlich wird das mit der kapi⸗ 
äſtiſchen Entwicklung kommen, die viele ehemalige Händler aus dem Lande 
aaustreibt und die anderen zwingt, das Ghetto zu verlaſſen. Aber dieſe Aſſimi⸗ 
ion hat in Galizien kaum begonnen; daher hat die polniſche Partei eine jüdiſche 
en gebildet, die die Agitation unter den Juden im Jargon betreibt. Da⸗ 
ben iſt aber eine „jüdiſche Sozialdemokratie“ entſtanden, die zuerſt nicht in die 
ſamtpartei aufgenommen wurde. Um die Gefahr, die daraus für die Reichs⸗ 
gswahlen entſtand, zu beſchwören, hat die polniſche Partei ſie als ſelbſtändige 
itei anerkannt und ihr die eigene jüdiſche Sektion angegliedert. Hier beſteht 
2 Gefahr, daß die neue Partei der Herd einer nationaliſtiſchen Agitation werden 
rd, deren Forderungen die natürliche Aſſimilation erſchweren werden. 
5 Die polniſche Sozialdemokratie ſteht auf einer höheren Entwicklungsſtufe als 
beiden anderen; ihr gehören moderne Proletarier, vor allem in Schleſien, und 
2 Eiſenbahner Galiziens an. Daneben ſpielt die Intelligenz eine große Rolle; 
r allem durch die Verhältniſſe Ruſſiſch⸗Polens, das den höchſtentwickelten Volks⸗ 
umfaßt. Hier leidet eine moderne Nation unter einer barbariſchen Fremd— 
rſchaft, die nicht nur alle Bürgerrechte verweigert, ſondern auch die Volks⸗ 
rache in den Schulen. Daher muß als Gegendruck eine ſtarke nationale Fär⸗ 
ng der polniſchen Sozialdemokratie entſtehen; über die Frage des Nationa⸗ 
mus iſt ſie in mehrere Fraktionen geſpalten. Um ſo mehr fällt dadurch ihre 
ellungnahme zu dem Separatismus ins Gewicht, der auf ihrem Kongreß ent⸗ 
ieden verurteilt wurde. Ein paar Stimmen, die ſich gegen die Deutſchen und 
& tſchechiſchen Zentraliſten wandten, blieben völlig vereinzelt. 
In einem Artikel „Zur nationalen Debatte“ polemiſiert Ludo M. Hart⸗ 
ann gegen die Ausführungen Renners im vorigen Heft. Die Nationen und 
r Kampf der Nationen beſtehen nun einmal, und die Streitigkeiten, die inner⸗ 
lb der Sozialdemokratie über „nur zwei Fragen“ herrſchen, die Minoritäts⸗ 
ſule und die Gewerkſchaftsorganiſation, bilden einen wirklichen nationalen 
treit. Daher iſt die Frage von Wichtigkeit, durch welche ſtaatliche Organiſation 
n folder Streit unmöglich gemacht werden wird. Die Konſtituierung der Nation 
nötig, ob man Sſterreich als lang⸗ oder kurzlebig anſieht. Aber das Perſo⸗ 
litätsprinzip Renners iſt dazu nicht die geeignete Grundlage. Gerade in den 
we erwähnten Streitfragen tritt das Perſonalitätsprinzip auf. Die Separa⸗ 
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tiſten tun nichts anderes als das Perſonalitätsprinzip £onfequent durchfü 
Koſten der Zweckmäßigkeit der Gewerkſchaftsorganiſation. Iſt es aber nach 
nötig, daß die Arbeiter einer Werkſtatt ein Regiment bilden, dann müſſen 
zuvor verſtändigen können, das heißt eine gemeinſame Sprache haben. Da: 
gilt für die Minoritätsſchulen; ſie ſind vom Übel, weil ſie den natürlichen P 
der Aſſimilation aufzuhalten ſuchen. Die Aſſimilation ſoll nicht ins P 
programm gehören, weil ſie ein geſellſchaftlicher Naturprozeß iſt, der von un 
Willen unabhängig iſt? Gerade deshalb gehört ſie in unſer Programm, w 
die unvermeidlichen Tatſachen und notwendigen Ziele der Entwicklung tel f 
und ausſprechen, etwa wie die Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel. Sit 
Aſſimilation ein Naturprozeß, fo bedeuten die Minoritätsſchulen einen obri 
lichen Eingriff in dieſen. Gewiß mag jeder ſich zu der Nation bekennen, 
will. Aber müſſen aus dieſem freien Willen Pflichten des Staates erwachſe 
Proklamierung des „individuellen Grundrechtes“ klingt hier mehr naß 
als ſozialiſtiſch. 
Über „Die Kehrſeite des Eigenhauſes“ ſchreibt Rudolf Müller: Info 
der Wohnungsnot find viele Verſuche zur Abhilfe aufgekommen; Baugen 
ſchaften ſchoſſen, vor allem nach dem Inkrafttreten des Wohnungsfürſorgef hy 
wie Pilze aus der Erde, und bürgerliche Sozialreformer errichteten Zentral 
und eine Zeitſchrift für Wohnungsbau. Auch unter den Parteigenoſſen laſſe 
viele dadurch mitſchleppen. Von den 450 Baugenoſſenſchaften (von denen ein D 
im letzten Jahre gegründet wurden) ſind eine Anzahl tätig, billige Mietwohnun 
zu bauen, und gegen dieſe vernünftige Form iſt kein Einſpruch zu erheben. A 
daneben gibt es viele, die Eigenhäuſer erbauen wollen. Sie wecken durch ih 
ſchwindelhaft roſigen Darſtellungen in ihren Proſpekten bei den Arbeitern 
undurchführbare Hoffnungen; ſie reden auf die Arbeiter ein, wie fie ſpiel 
leicht ein eigenes Häuschen mit Garten erwerben können, wo die Kinder ſpie 
und wo fie Gemüſe- und Tierzucht betreiben können. Sind aber die Arbeiter 
mal darauf hereingefallen, ſo erfahren ſie erſt die vielen Bedingungen, Zahlunge 
und Verpflichtungen aller Art. Den unleugbaren Vorteilen ſtehen auch ſchwei 
Nachteile gegenüber. Meiſt ſind die Koſten zu hoch; in der Nähe von Wien 
man auf jährlich 550 Kronen nebſt allen Unkoſten rechnen müſſen. Um das 
zubringen, muß ſich der Arbeiter ſonſt viele Beſchränkungen auferlegen; da 
Wohnungen weit vom Zentrum liegen, braucht er viel Fahrgeld zur Wer 
kann zum Eſſen nicht nach Hauſe kommen und ſchädigt damit ſeine Gee 
Statt Freude bringt ſein Heim ihm Kummer, Arger und Sorge. 
Aber auch für die geſamte Arbeiterklaſſe birgt das Eigenhaus ſchwere 
fahren. Es untergräbt die Solidaritätsbeſtrebungen und Organiſationen. Je 
Arbeiter bodenſtändig werden, um ſo mehr werden dem Klaſſenkampf entz 
um ſo geringere Ausſichten haben die Kämpfe für Lohnverbeſſerungen. Bei E 
bahnern zum Beiſpiel kann man beobachten, wie der Beſitz eines eigenen Hau 
ihre Kampfkraft völlig lähmt. In ſtändiger Furcht, verſetzt zu werden, wage 
es nicht mehr, durch Teilnahme am Organiſationsleben nach oben Anſtoß zu gebe 
Wenn ſie wenigſtens Mitglieder auf dem Papier bleiben, iſt es noch gut. Au 
erfordert das Haus viele Sorge, Anſtrengung und vor allem Sparen — und 
dem Sparen fängt man zuerſt bei den Organiſationsbeiträgen an. Die bürg 
lichen Kreiſe wiſſen ſehr gut, weshalb ſie die Bodenſtändigkeit der Arbeiter 
fördern ſuchen; damit wecken ſie den Eigentumsfanatismus und ſchädige 
Klaſſenkampf. Die Parteiorgane ſollen ſich aber von ſolchen Beſtrebunge 11 
halten. Wo wir bauen, ſoll es nur zu Mietzwecken ſein. Weiter ſollen wir un 
Einfluß in den Gemeinden aufwenden, eine geſunde Wohnungspolitik zu förde 
Aber immer ſoll die Hauptſache ſein, den „ nicht zu ver ae 
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In der ausgezeichneten Rede, durch die Genoſſe Wurm die Reichstags⸗ 
batte über das Reichsamt des Innern einleitete, kam er darauf zu ſprechen, 
5 die Sozialdemokratie die Urheberin alles deſſen ſei, was ſich bisher im 
eiche an ſozialen Reformen durchgeſetzt habe. Damit iſt er jedoch allen 
irgerlichen Parteien ins Fettnäpfchen getreten, auch der Fortſchrittlichen 
olkspartei, deren Blätter ſich über Wurms „kühne Behauptung“ mächtig 
ifregen. 

Ihnen ſtände es nun freilich am eheſten an, hübſch den Mund zu halten. 
zollten wir grauſam ſein und hier zuſammenſtellen, was die großen Helden 
r Fortſchrittspartei, die immerhin noch ganz andere Leute waren als ihre 
bigonen, etwa 1865 in den Verhandlungen des preußiſchen Abgeordneten- 

mies über die Koalitionsfrage oder 1869 in den Verhandlungen des nord⸗ 
en Reichstags über die Gewerbeordnung zuſammengeredet haben, 
würde dieſer gehäſſige Gallimathias heute wie ein Echo aus dem Narren⸗ 
us klingen. Dieſen Kummer wollen wir den neuen „Freunden“ lieber 
icht antun, aber wenn ſie ſich gar zu mauſig machen, ſo gehört ſich ſchon 
n kleiner Klaps auf ihre vorwitzigen Finger. 

Es ſei deshalb nur in Kürze daran erinnert, wie die Fortſchrittspartei 
hon beim erſten Auftauchen der Koalitionsfrage im Jahre 1864 durch den 
ürdigen Gneiſt die Arbeiter zu nasführen ſuchte, indem ſie ihnen „Schutz⸗ 
pregeln“ gegen den Mißbrauch der Koalitionsfreiheit als notwendig ein- 
hen wollte, oder wie fie Männer vom Schlage F. A. Langes aus ihren 
eihen fortekelte, weil er verlangte, daß ſie eine halbwegs objektive Haltung 
der Agitation Laſſalles einnehmen ſollte, oder wie ſie in den ſiebziger 
ahren die ſogenannten „Kathederſozialiſten“, Profeſſoren, die juſt nicht 
uf jedes blödſinnige Schlagwort des Mancheſtertums ſchwören mochten, 


en Kultusminiſterien denunzierte, oder wie noch in den achtziger Jahren 
1911-1912. I. Bd. 52 
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ö „im tiefſten Frieden“ mit den herrſchenden Klaſſen an der Hebung ihre 
Klaſſenlage zu arbeiten, ſo hätten ſie heute noch nicht ſo viel erlangt, wi 
ein a auf der Spitze feines Schwanzes davontragen kann. 0 
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ein großes Fortſchrittslicht verwundert fragte, was denn die Arbeiter 
zu klagen hätten, da ja die Kinder der Hohenzollern auch ein Handwer 
erlernen müßten, und ein noch größeres Fortſchrittslicht, kein Geringere 
als der große Eugen Richter, den Widerſtand Bismarcks gegen den gejet 
lichen Schuß der Kinderarbeit mit dem Jubelſchrei begrüßte, wenn der Her 
Reichskanzler immer ſo vernünftig ſein wolle, würde er keine getreuere 
Mannen finden als ihn und ſeinesgleichen. Nun hat zwar Herr Doormam 
als fortſchrittlicher Redner neulich im Reichstag die jahrzehntelangen Tra 
ditionen ſeiner Partei in dieſer Frage verleugnet, aber auf dies erſte leiſ 
Zeichen einer ungemein verſpäteten Beſſerung ſich nun gleich als Trieb 
rad der Sozialreform auszuſpielen, das will uns doch etwas verwegen er 
ſcheinen. 5 

Es ſteht nicht anders mit den anderen bürgerlichen Parteien, auch wem 
ſie ſich nicht mit der banauſiſchen Beſchränktheit eines Eugen Richter zu der 
Problemen der Sozialpolitik verhalten haben. Ja, unter gewiſſem Geſichts 
punkte könnte man ſelbſt ſagen, daß jene banauſiſche Beſchränktheit imme 
noch den ſentimentalen Krokodilstränen vorzuziehen ſei, die die Landlord 
über das Elend der Fabrikarbeiter oder die Fabriklords über das Elend de 
Landarbeiter vergoſſen. Immer, wo eine bürgerliche Partei mit ſozialrefor 
matoriſchen Redensarten um ſich geworfen hat, geſchah es zu dem edlen 
Zwecke, dem guten Freunde und getreuen Nachbarn ein Bein zu ſtellen; ‚di 
Wahrheit des engliſchen Sprichwortes, daß die Barmherzigkeit im eigen el 
Hauſe beginnt, blieb ihnen allen verborgen. Endlich die Regierung befan 
ſich ſtets in gleicher Verdammnis. Sie hat wohl mit dem Feuer geſpiel 
ſolange ſie es durfte, ohne ſich die Finger zu verbrennen, aber ſie hat da ö 
Feuer nie ſo MEN genährt, daß auch nur der Armſte ſich ein Süpplein dera 


n 


iſt ſie auf die Bone gekommen, und auf was für lahme und langſame Bei 

Geſetzt, es hätte nie eine deutſche Sozialdemokratie gegeben, ſo hätte di 
deutſche Geſetzgebung noch kein Atom ſozialer Reformen geſehen. Und g 
ſetzt, daß die deutſche Sozialdemokratie heute vom Erdboden verſchlunge 
würde, ſo würde das ganze Gerede von der Sozialreform, worin ſich di 
bürgerlichen Parteien heute berauſchen, in demſelben Augenblick für ſie ei 
fader Scherz von vorgeſtern. Dies feſtſtellen heißt nicht einmal einen ſitt 
lichen Vorwurf gegen die herrſchenden Klaſſen richten, ſondern es heißt nu 
ihr hiſtoriſches Weſen richtig erkennen. Noch nie hat eine ausbeutende, herr 
ſchende, unterdrückende Klaſſe das Los der von ihr ausgebeuteten, be 
herrſchten, unterdrückten Klaſſe aus freiem Antrieb erleichtert; ſie hat e 
immer nur getan, ſoweit ſie es getan hat, unter dem Drucke der Ausge 
beuteten, Beherrſchten und Unterdrückten. Und je ſtärker und unwiderſteh 
licher dieſer Druck war, um ſo eher hat ſie ſich dazu bequemt. Hätten di 
deutſchen Arbeiter vor vierzig Jahren den Rat von Rodbertus befolgt, nu 


Wenn es anders keine Regel ohne Ausnahme geben ſoll, ſo muß auch 
ſe Regel ihre Ausnahme haben, das heißt, die hiſtoriſche Tatſache, von 
wir eben ſprachen, iſt eine Regel, die in aller Geſchichte keine einzige 
snahme hat. Darüber ſind ſich alle, auch alle bürgerlichen Hiſtoriker 
ig, ſoweit ſie nicht bloß eine gewiſſenloſe Reklame für die herrſchenden 
iſſen betreiben, und für Deutſchland hat ſich bekanntlich ſogar Bismarck 
u bekannt. Es hat früher wohl in der bürgerlichen Geſchichtſchreibung 
zelne Pracht⸗ und Prunkſtücke gegeben, durch die bewieſen werden ſollte, 
herrſchende Klaſſen freiwillig auf ihre Vorrechte verzichtet hätten, um 


heroiſchen Schwunge ihre Klaſſenintereſſen dem nationalen Intereſſe 
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opfern. Aber je genauer man dieſe Herrlichkeiten geprüft hat, um fo | 
iger iſt von ihnen übrig geblieben. Es ſei nur an das berühmteſte Bei⸗ 
Adieſer Art erinnert, die Auguſtnacht der franzöſiſchen Nationalver⸗ 
imlung von 1789, von der Genoſſe Cunow in ſeinem Buche über die 
nzöſiſche Revolution urkundlich nachgewieſen hat, daß fie kein leuchtender 


immenſtoß antiken Heroismus, ſondern eine eigenſüchtige Tragikomödie f 
vejen iſt, durch die die Junker nur preisgaben, was für fie längſt ver⸗ 


m war, um noch zu guter Letzt die Bauern gründlich übers Ohr zu hauen. 


Iſt dem nun aber ſo, wie kommen die bürgerlichen Parteien dazu, ſich | 


die Urheberinnen der Sozialreform auszuſpielen, die es im Deutſchen 
ide gibt? Erkennt man den richtigen Zuſammenhang der Dinge, jo iſt 
Sache ſehr einfach. Da ſie ſich nur unter einem unwiderſtehlichen Drucke 
t außen her an ſolche Aufgaben begeben, jo tun fie nicht mehr, als fie 
h ihrer Meinung ſchlechterdings tun müſſen; ſie bemeſſen das Nötige 
3 knappſte und ganz unzulängliche Maß, oder richten es in höchſt un⸗ 
iktiſcher Weiſe ein, oder ſtellen gar nur ein Schaugericht her, das ſcheinbar 
Intereſſen des Proletariats, tatſächlich aber die Intereſſen des Kapita⸗ 
nus fördert. Vergebens weiſen die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten hin 
den richtigen Weg; ſie haben, ſolange es eine ſozialdemokratiſche Reichs⸗ 
sfraktion gibt, keine Mühewaltung geſcheut, die bürgerlichen Parteien 
es Beſſeren zu belehren, aber gewöhnlich ganz ohne Erfolg. Das erklärt 
wiederum einfach genug. Die bürgerlichen Parteien werden nur durch 
Angſt vor den aufrühreriſchen Maſſen gebändigt, und wo dieſe Angſt 


hört, würde ſelbſt die Beredſamkeit eines Demoſthenes an ihren Klaſſen⸗ 


ereſſen ſcheitern. So flicken und ſtückeln ſie denn ſozialpolitiſche Geſetze 
ammen, die den berechtigten Forderungen der arbeitenden Klaſſen weit⸗ 
nicht entſprechen oder ihnen ſelbſt überwiegend widerſprechen, ſo daß 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten gezwungen ſind, gegen ſie zu ſtimmen. 
d daher ſtammt die wunderbare Mär, daß die bürgerlichen Parteien von 
alreformatoriſchem Drange überfließen, ihn aber nur unter dem Wider⸗ 
id der Sozialdemokratie betätigen können. 

Das einzig Erfreuliche an dieſem Schwindel iſt, daß er auf die arbeiten⸗ 
Klaſſen niemals den geringſten Eindruck gemacht hat. Er iſt gar zu 
ſchſichtig und ſchon vor achtzig Jahren, lange ehe es eine deutſche Arbeiter⸗ 
degung gab, von einem engliſchen Politiker in einer witzigen Parabel ge- 
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brandmarkt worden. Es handelte ſich damals! um die Reformbill vo 
die von den privilegierten Klaſſen in ähnlicher Weiſe verkümmer 3 
ſollte, wie heute die ſozialen Forderungen der arbeitenden Klaſſe 
ſie überhaupt die Berückſichtigung der beſitzenden Klaſſen finden, v 
verkümmert zu werden pflegen. Daraufhin ſagte Sydney Smith 
Arbeiterverſammlung in Taunton: „Im Winter 1824 gab es großen 
in Sidmouth, die Flut ſtieg zu unglaublicher Höhe, die Wellen ſtürz 
auf die Häuſer und bedrohten alles mit Verderben. Inmitten die 
habenen und furchtbaren Unwetters ſah man Madame Partington, 
Strande lebte, vor der Türe ihres Hauſes mit Scheuerlappen und 
ſchuhen das Seewaſſer ausringen und eifrig den Atlantiſchen Ozeg 
fegen. Der Ozean wütete. Auch Mrs. Partington war im Zorn, abe 
brauche Ihnen nicht zu ſagen, daß es ein ungleicher Kampf war. Der A 
tiſche Ozean ſchlug Mrs. Partington. Sie war unübertrefflich in einer 9 
oder Lache, aber mit dem Sturm hätte fie ſich nicht einlaſſen ſollen. 9 
Herren, ſeien Sie getroſt, ſeien Sie ruhig und feſt. Sie werden Mrs. 
tington ſchlagen.“ Die Arbeiter hörten auf dieſen Rat, und durch e 
revolutionäre Stöße brachten ſie die Reformbill in den Hafen. f 

Die bürgerliche Sozialpolitik in Deutſchland iſt nun auch ſo eine vi 
Miſtreß Partington. Mit ihren Scheuerlappen und Überſchuhen will ſie 
oder jene Lache austrocknen, aber ſie ſollte ſich nicht lächerlich machen, i 
ſie dadurch den Sturm der revolutionären Arbeiterbewegung überf 
haben will. 4 


wagner der Erlöfer 


Von Rudolf nie 


IV. 


Man errötet vor Scham für den Bürger Wagner, wenn man 12 | 
innerungen lieſt und immer wieder auf die Verſicherung ſtößt, wie 
im Grunde die deutſche Revolution und beſonders der Dresden 
aufſtand mit allem Drum und Dran gelaſſen habe, und wie er ſich 
Sache nur aus äſthetiſchem Intereſſe an den „ſonderbaren“ un 
erhörten“ Vorgängen angeſehen habe, ohne auch nur einen Augenblick 
zu denken, ſelbſt in die Entwicklung einzugreifen. Er bewunderte B 
Heusler und die anderen Kämpfer, und er ſelber ſtelzte auf den Barril 
umher wie ein Scherlſcher Reporter. Der naiven Außerungen, die d 
angedeutete Empfinden des Aſtheten gegenüber der Revolution 
ſtiſchen Ausdruck bringen, ſind ſo viele, daß ich es vorziehe, keine 
wählen. Und immer wieder taucht dazwiſchen auch die Verſicher 
daß alles Intereſſe, das Wagner beſonders nach den erſten Erf 
Aufſtändigen für die Bewegung faßte, nur auf die Erlöſung des 
zielte. In feiner langjährigen Kapellmeiſterlaufbahn an den ver] 
deutſchen Bühnen hatte Wagner einen ſehr berechtigten Ekel 
Theaterwirtſchaft bekommen. Aber auch hier dachte er keinen Augenbli 
einen Verſuch zur Hebung des Standes, ſondern nur an eine „Revo 
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rung“ des Kunſtbetriebs aus himmlischen Höhen. Wagner beſaß ein un⸗ 
wüſtliches und zweifellos naiv ehrliches Vertrauen zu den deutſchen Mon⸗ 
hen, ſpeziell zu ſeinem angeſtammelten, hinter deſſen Equipage er ein⸗ 
I buchſtäblich herlief, bis er ſich heiſer geſchrien (S. 428 der „Erinne- 
igen“). Das war im März 1848 nach der Berufung des liberalen Mini⸗ 
iums, durch die der Untertan Wagner „wahrhaft gerührt“ wurde. Wenn 
ſich nun trotz aller Loyalität beſtändig in ſeiner Stellung als Kapell⸗ 
iſter der Dresdener Hofoper durch naive und tragikomiſche halbpolitiſche 
tgleiſungen kompromittierte, ſo wurde er dazu durch mehrere perſönliche 
ünde gedrängt. Ganz richtig ſchreibt ein Wagnerinterpret über des 
iſters Erfahrungen kurz vor 1848: „. . . Die ſchweren Enttäuſchungen 
gen auch nicht wenig zu ſeiner Stellungnahme in der Aufſtandszeit 
18/49 beigetragen haben.“ Man muß bedenken, was die deutſchen Höfe 
n Komponiſten zu bieten wagten. Den „Tannhäuſer“ hatte er dem 
iedrich Wilhelm IV. von Preußen widmen wollen, um das Werk über⸗ 
apt auf die Berliner Oper bringen zu können. Die Generalintendantur 
königlich preußiſchen Hofmuſik (ein Titel, der heute ganz von ſelbſt 
jriſch klingt) antwortete, es empfehle ſich, das Bekanntwerden Seiner 
yejtät mit dem fraglichen Werke zunächſt einmal dadurch zu ermöglichen, 
3 Herr Wagner einiges daraus für Militär muſik arrangiere, was 
m dem König während der Wachtparade zu Gehör gebracht werden 
e. Das Verhalten der Berliner Hofoper gegen Wagner — einſchließlich 
rer ſpäteren und jetzigen Ausſchlachtung zu Liebhaberpreiſen — iſt auch 
ft ein überaus ſkandalöſes Kapitel. 

Ferner iſt neben dem Theaterekel, der ihm ſeine ſichere Exiſtenz völlig 
leidete, der chroniſche Dalles zu nennen, an dem Wagner dank ſeinem 
dürfnis eines gewiſſen Luxus ſelber mit ſchuld war. Noch mehr vielleicht 
die qualvolle Ehe für ihn ein Grund, ſein' Sach' auf nichts zu ſtellen 
d, wie er immer wieder betont, ſich von der Entwicklung treiben zu laſſen. 
e recht nüchterne Schauſpielerin Minna Planer, von proletariſcher Her- 
ift, iſt ſtets eine Feſſel am Fuße des phantaſtiſchen Künſtlers geweſen, 
nur durch häufige und lange Trennung von ihr — ohne daß er ſich aber 
einer dauernden Scheidung aufgerafft hätte! — die Ehe mehrere Jahr⸗ 
inte lang dahinſchleppte. 

In ihren Einzelheiten ſind übrigens die Schilderungen Wagners von 
1 Dresdener Unruhen höchſt lebendig und anſchaulich, wie überhaupt dieſe 
innerungen, trotz Wagners gewagtem Periodenbau, der manchmal zu 
ligen Entgleiſungen führt, eine bemerkenswerte ſtiliſtiſche Leiſtung und 
Künſtlerdokument von Bedeutung darſtellen. 
Was wir ſchon aus ſeinen Schriften, beſonders aus jener über „Kunſt 
d Revolution“ (Feuerbach gewidmet) wußten, beſtätigen die Aufzeich⸗ 
ngen des „Revolutionärs zugunſten des Theaters“ (über dieſe Benennung 
ſchwert er ſich ſchon damals): daß nämlich Wagner mit dem Worte „Re⸗ 
lution“ einen ſehr beſcheidenen Begriff verband; und der Titel jener 


0 


hrift iſt nicht nur für den jpefulierenden Verleger Wigand in Leipzig 


eführend geweſen, der 1849 die Schrift des Züricher Flüchtlings in der 
ffnung auf „ergiebigen Skandal“ übernahm. Um gegen Wagner gerecht 


ſein, muß man natürlich anerkennen, daß es ihm mit der Kunſt, die er 


inte, heiligſter Ernſt war, und daß dieſe Kunſt ſich allerdings erſt ein. 
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neues Theater ſchaffen mußte. Daher 9110 Wagners Bergen 6 
Alles⸗oder⸗Nichts⸗ Standpunkt, der ihn ſcharf von jenem literariſchen Deut 
land trennt, über das Heine in der „Romantiſchen Schule“ ſchreibt: 


Wenn in Deutſchland die Revolution ausbrach, ſo hatte es ein Ende | 
Theater und Theaterkritik, und die erſchreckten Novellendichter, Komödianten 1 
Theaterrezenſenten fürchteten mit Recht, „daß die Kunſt zugrunde ginge“. \ 


Der wechſelnde Aufenthalt Wagners in den nächſten Jahren nach | 


Flucht aus Deutſchland, wo er dem Schickſal der Bakunin, Heubn 
Röckel uſw. nur wie durch ein Wunder entgangen war, muß jedenfalls 
Frankreich zu Eindrücken geführt haben, die den fröhlich⸗verzweifell 
Vaterlands⸗ und Weltflüchtling noch eine Weile in Spannung auf die po 
tiſche Entwicklung erhielten. Er unterlag, wie ſo viele kleinbürgerliche „E 
zialiſten“, der Illuſion, die ſich auf die erſehnten Wahlen von 1852 gründ 
und durch den Staatsſtreich von 1851 ſo jämmerlich zerſtört wurde. Wagr 
bekennt ſelbſt, im Frühjahr 1850 von der „ſogenannten ſozialdemokratiſch 
Partei“ einen großen Eindruck gewonnen zu haben, und es iſt ergögl 
zu ſehen, daß die Herausgeber der „Erinnerungen“ über die Seite 568, 
in der Tat nur von dieſer „ſozialdemokratiſchen“ Schwärmerei handelt, i 
vorſichtige Inhaltsangabe „Hochgehende Stimmung“ geſetzt haben. Ergi: 
lich, wenn man bedenkt, was für harmloſe Leutchen dieſe „Sozialden: 
kraten“ waren, deren „würdiges Benehmen, fern von allem tumultuariſch 
Weſen“, Wagner ſo große Hoffnungen erweckte. Sehen wir zu, wie Me: 
im „18. Brumaire des Louis Bonaparte“ dieſe Sozialdemokraten & 
Wagner und damit auch dieſen Wagner à la Sozialdemokrat kennzeichn 
Es handelt ſich um die Montagne der geſetzgebenden a | 
die am 29. Mai 1849 zuſammentrat. Montagne: | 
Dieſen parlamentariſchen Taufnamen hatte ſich die ſozial demo 
tijche Partei gegeben. Sie verfügte über mehr als 200 von den 750 Stimmen 1 
Nationalverſammlung. ... Sie zählte beinahe alle Deputierten von Paris un 
ſich, die Armee hatte durch die Wahl von drei Unteroffizieren ein demokratiſt 
Glaubensbekenntnis abgelegt.... Die Montagne ſchien alſo am 29. Mai 1849, 1 
den unvermeidlichen Kollisionen der Royaliſten unter ſich und der geſamten O. 
nungspartei mit Bonaparte, alle Elemente des Erfolges vor ſich zu haben. a 
zehn Tage ſpäter hatte fie alles verloren, die Ehre eingerechnet. 1 


Aber das merkten freilich die Wagnerſozialdemokraten ſelber keines ch 0 

Jeder erträgliche Beobachter, meint dagegen Marx, ... mußte ahnen, daß 1 
Revolution eine unerhörte Blamage bevorſtehe. Es genügte, das ſelbſtgefälle 
Siegsgekläffe zu hören, womit die Herren Demokraten ſich wechſelſeitig zu il 
Gnadenwirkungen des 2. Mai 1852 beglückwünſchten. Der 2. Mai 1852 war 
ihren Köpfen zur fixen Idee geworden, zum Dogma, wie der Tag, an dem Chrifi 
E und das tauſendjährige Reich beginnen ſollte, in den Köpfen 
Chiliaſten.. . Der 2. Dezember traf fie wie ein Blitzſtrahl aus heiterem Simml 


In der Tat, auch nach Wagner ſchien dem Jahre 1852 „die Bedeutuz 
eines unerhörten Umſchwunges beigelegt werden zu müſſen“, und er 0 
wartete felſenfeſt „eine heroiſche Wendung der menſchlichen Angelege⸗ 
heiten“, einen „unermeßlichen Umſchwung“. Und als ſic der Erfolg B 
Staatsſtreichs befeſtigte, I 

und das, was vorher kein Menſch für möglich N Hätte, mit alen % 
ſchein der Dauer ſich begründete, wandte ich (Wagner) mich mit der Gleichgüll⸗ 
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t, wie von einem Geheimnis, deſſen Ergründung uns nicht der Mühe wert dünkt, 
n der Erforſchung dieſer rätſelhaften Welt ab. 


Auch Wagner war eben kein „erträglicher Beobachter“, und auch er 
erlor alles Verſtändnis der Gegenwart über der tatloſen Verhimmelung 
r Zukunft“. 

Woher rührte die unerhörte Blamage der Revolutionäre à la Wagner? 
ie Struktur der Montagne, von Marx erklärt, gibt uns Aufſchluß: 

Der koaliſierten Bourgeoiſie gegenüber hatte ſich eine Koalition zwiſchen 

einbürgern und Arbeitern gebildet, die ſogenannte ſozialdemokratiſche 

ertei. Die Kleinbürger ſahen ſich nach den Junitagen 1848 ſchlecht belohnt. 
e näherten ſich daher den Arbeitern. ... Ein gemeinſchaftliches Programm 
irde entworfen, gemeinſchaftliche Wahlkomitees wurden geſtiftet und gemein⸗ 
aftliche Kandidaten aufgeſtellt. Den ſozialen Forderungen des Proletariats 
ird die revolutionäre Pointe abgebrochen und eine demokratiſche Wendung 
geben, den demokratiſchen Anſprüchen des Kleinbürgertums die bloß poli⸗ 
che Form abgeſtreift und ihre ſozialiſtiſche Pointe herausgekehrt. So entſtand 
Sozialdemokratie. Die neue Montagne, das Ergebnis dieſer Kom⸗ 
dation, enthielt, einige Figuranten aus der Arbeiterklaſſe und einige ſozialiſtiſche 
ktierer abgerechnet, dieſelben Elemente wie die alte Montagne, nur numeriſch 
rſtärkt. Aber im Laufe der Entwicklung hatte fie ſich ver⸗ 
Pert mit der Klaſſe, die ſie vertrat. Der eigentümliche 
arakter der Sozialdemokratie faßt ſich dahin zuſammen, 
5 demokratiſch⸗republikaniſche Inſtitutionen als Mittel 
rlangt werden, nicht um zwei Extreme, Kapital und Lohn⸗ 
beit, beide aufzuheben, fondern um ihren Gegenjaß ab⸗ 
iſchwächen und in Harmonie zu verwandeln. Wie verſchiedene 
aßregeln zur Erreichung dieſes Zweckes vorgeſchlagen werden mögen, wie ſehr 
mit mehr oder minder revolutionären Vorſtellungen ſich verbrämen mag, der 
ihalt bleibt derſelbe. Dieſer Inhalt iſt die Umänderung der Ge⸗ 
[lſchaft auf demokratiſchem Wege, aber eine Umänderung innerhalb 
r Grenzen des Klein bürgertums. Man muß ſich nur nicht die 
rnierte Vorſtellung machen, als wenn das Kleinbürgertum prinzipiell ein 
giſtiſches Klaſſenintereſſe durchſetzen wolle. Es glaubt vielmehr, daß die be⸗ 
nderen Bedingungen feiner Befreiung die allgemeinen Bedingungen 
d, innerhalb deren allein die moderne Geſellſchaft und der Klaſſenkampf ver⸗ 
eden werden kann. Man muß ſich ebenſowenig vorſtellen, daß die demokratiſchen 
präſentanten nun alle shopkeepers (Krämer) find oder für dieſelben ſchwärmen. 
e können ihrer Bildung und ihrer individuellen Lage nach himmelweit von 
zen getrennt fein. Was fie zu Vertretern des Kleinbürgers macht, iſt, daß fie im 
pfe nicht über die Schranken hinauskommen, worüber jener nicht im Leben hin⸗ 
skommt, daß fie daher zu denſelben Aufgaben und Löſungen theoretiſch getrieben 
rden, wohin jene das materielle Intereſſe und die geſellſchaftliche Lage praktiſch 
üben. Dies iſt überhaupt das Verhältnis der politiſchen und litera⸗ 
ſchen Vertreter einer Klaſſe zu der Klaſſe, die ſie vertreten. 


Ich habe geglaubt, dieſe glänzende Charakteriſtik der kleinbürgerlichen 
Aitik möglichſt reſtlos hierherſetzen zu müſſen, weil ſie zugleich eine 
harakteriſtik Wagners enthält, und weil obendrein der „18. Brumaire“ 
it feiner genialen Fülle der Erkenntnis zu Anfang 1852, alſo in einer 
eit verfaßt iſt, wo Wagner ſich noch nicht einmal vom erſten Staunen über 
n 2. Dezember. erholt hatte, Wagner, den die ‚Wiener „Arbeiterzeitung“ 
r einiger Zeit den größten Deutſchen des neunzehnten Jahrhunderts 
unte. 


Als 90 allmählich zur Beſiiittüng über den Staatsſtreich des 
Bonaparte gekommen war, bemächtigte ſich ſeiner „eine außerordent 
Niedergeſchlagenheit, in welcher ſich die Enttäuſchung über den ä. 
Verlauf der Weltgeſchicke auf ſonderbare Weiſe mit der... Reaktion 
die Übertreibungen der Waſſerkur .. zur Geltung brachte“. Das R 
war ſchließlich die Um⸗ und Ausarbeitung des „Ringes“, dur 
„namentlich das letzte Stück ſolche bedeutende Erweiterungen, wie ſie 
der unverhohlener dargelegten Bedeutung des Ga 36 
entſprachen, erhielt“. Wotan iſt jetzt der Held, 

deſſen Sinn nach Macht dürſtet und der, indem er alle Wege 05 ſie z 
winnen, ſich durch Verträge bindet, ſeine Freiheit verliert und in den Fluch, w 0 
auf der Macht liegt, verflochten wird. . .. Da ekelt ihn endlich vor der Macht, we 
das Böſe und die Unfreiheit im Schoße trägt: ſein Wille bricht ich, er ſelbſt 
langt nach dem Ende, das ihm von ferne droht. 


Und weiter heißt es über Siegfried und ſeine Taten, und wie er 3 
untergeht, den ganzen Himmel mit ſeinem Feuerglanz entzündend un 
Welt vom Fluche reinigend — dies alles ſchaut der Gott ... voller Wonn 
eigenen Unterliegen, voll Mitfreude und mit Mitleiden mit ſeinem Überwi 
Sein Auge liegt mit dem Leuchten einer ſchmerzlichen Seligkeit auf den I 
Vorgängen: er iſt frei geworden in Liebe, frei von ſich ſelbſſt. 


So ſchrieb einſt Nietzſche, als er noch Wagnerianer war. ei Jen 
haueriſch ausgedrückt: 
Uns wird doch wohl keine Scheu vor der ſtets bleibenden Stimmenmehrhe 
Gemeinheit und Plattheit abhalten, zu bekennen, daß die größte, wichtigſte 
bedeutſamſte Erſcheinung, welche die Welt aufzeigen kann, nicht der Welterobe 
iſt, ſondern der Weltüberwinder. . 


Daß es noch eine dritte ea gibt, die weltenſchöpfende Ar 
war dem Philoſophen wie dem Mee verborgen und iſt ihr 
Jüngern höchſt ärgerlich. | 

Nun hat ja derſelbe Nietzſche, der einſt jo wagnerianiſch über W 
ſchrieb, ſpäterhin gerade den Fall Wotan weidlich verhöhnt und beſond 
den Umſchwung der Tendenz gegeißelt, der, wie wir nun wiſſen, der 
tiſchen Verzweiflung zu danken iſt, während Wagner die Schopenhau 
Philoſophie, der Nietzſche die Schuld gibt, erſt ſpäter kennen lernte, w 
denn 1854 an Liſzt über Schopenhauer ſchrieb: 

Sein Hauptgedanke, die endliche Verneinung des Willens zum Leben iſt 
furchtbarem Ernſte, aber einzig erlöſend. Mir kam er natürlich nicht neu, un 
mand kann ihn überhaupt denken, in dem er nicht bereits lebte. Aber 8 
Klarheit erweckt hat ihn mir erſt dieſer Philoſoph. g 


So war ja auch Schiller — auf deſſen Verwandtſchaft mit 0 
noch kommen — ſchon lange Kantianer, ehe er Kant kennen lernte. 
Nietzſche charakteriſiert die Wagneriſierung Wotans folgenderma 
Was geſchah? Ein Unglück. Das Schiff fuhr auf ein Riff, Wagner ſa 
Das Riff war die Schopenhauerſche Philoſophie; Wagner ſaß auf einer ko 
Weltanſicht feſt. Was hatte er in Muſik geſetzt? Den Optimismus. Wagner 
ſich. Noch dazu einen Optimismus, für den Schopenhauer ein böſes Beiw 
ſchaffen hatte — den ruchloſen Optimismus. Er ſchämte ſich noch einmal. 
ſann ſich lange, ſeine Lage ſchien verzweifelt.... Endlich dämmerte ihm e 
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eg: das Riff, an dem er ſcheiterte, wie? wenn er es als Ziel, als Hinterabſicht, 
s eigentlichen Sinn feiner Reiſe interpretierte? Hier zu ſcheitern — das war 
ich ein Ziel. Bene navigavi, cum naufragium feci ... (Ich bin gut gefahren, da 
geſcheitert bin.) Und er überſetzte den „Ring“ ins Schopenhauerſche. Alles 
uft ſchief, alles geht zugrunde, die neue Welt iſt ſo ſchlimm wie die alte: — das 
ichts, die indiſche Circe winkt... Brunhild, die nach der älteren Abſicht ſich 
it einem Liede zu Ehren der freien Liebe zu verabſchieden hatte, die Welt auf 
‚ne ſozialiſtiſche Utopie vertröſtend, mit der „alles gut wird“, bekommt jetzt etwas 
deres zu tun. Sie muß erſt Schopenhauer ſtudieren; fie muß das vierte Buch 
r „Welt als Wille und Vorſtellung“ in Verſe bringen. Wagner war erlöft.... 
len Ernſtes, dies war eine Erlöſung. Die Wohltat, die Wagner Schopenhauer 
dankt, iſt unermeßlich. Erſt der Philoſoph der décadence gab den Künſtler der 
eadence ſich ſelbſt.—— — j 5 ; 


Obwohl nun, wie gejagt, Wagner unabhängig von Schopenhauer zu 
tem Richtungswechſel gekommen iſt, trifft der letzte Satz Nietzſches den⸗ 
uch zu, denn Wagner erzählt, daß er zwei Jahre ſpäter Schopenhauers 
Huptwerk las, es war im Herbſt 1854: 6 | 

Ich blickte auf mein Nibelungengedicht und erkannte zu meinem Erſtaunen, 
ß das, was mich jetzt in der Theorie ſo befangen machte, in meiner eigenen 
ſetiſchen Konzeption mir längſt vertraut geworden war. So verſtand ich erſt ſelbſt 
nen „Wotan“ und ging nun erſchüttert von neuem an das genauere Studium 
Schopenhauerſchen Buches. 0 


Der „Ring des Nibelungen“ iſt nun auch im einzelnen zu ſehr echter 
gagner, als daß man ihn nicht noch mit einigen Randgloſſen bedenken 
lte. Von der deutſchen Nibelungenſage iſt der Rhein untrennbar, 
cher eine Hauptverkehrsſtraße war und immer mehr dazu wurde. In 
er ſeiner Bedeutung muß auch der tiefſte Grund zu dem Hortmotiv 
ſcken. Nicht in dem Rhein, ſondern an dem Rhein liegt das Rheingold: 
den Handelsniederlaſſungen an ſeinen Ufern. Bei den Rheinfranken 
licht ja auch die Siegfriedſage zuerſt auf. Daher auch ein gewiſſer anti⸗ 
lammoniſtiſcher Zug im alten Nibelungenlied wie in Wagners 
ſſung. Die Entſtehung der Sage fällt zweifellos in die Zeit des Auf⸗ 
mens der Geldwirtſchaft, denn der Fluch gegen das Gold iſt allen Lite⸗ 
uren von dem Zeitpunkt an gemeinſam, wo ihre Schöpfer am eigenen 
libe den Fluch des Goldes erfuhren. Homer kennt bezeichnenderweiſe nur 
naive Freude an koſtbarer Habe und an ihrem Verſchenken. 
8 Aber die Sitte der Gaſtfreundſchaft nimmt raſch ein Ende, ſobald die Waren⸗ 
duktion beginnt, das Produzieren zum Verkauf, ſobald ein Markt für die 
ſchiedenen Produkte ſich auftut. Die einzelnen Wirtſchaften kommen nun in die 
Je, ihre Überſchüſſe gegen Geld umzutauſchen, jenen großen Erzeuger von 
cht, von dem man nie zu viel haben kann, der nicht verdirbt, der ſich auf⸗ 
en läßt. An Stelle der Freude des Mitteilens vom Überſchuß tritt die Freude 
Aufſpeichern von Schätzen, die Freigebigkeit wird getötet durch die Habſucht. 
itsly, „Vorläufer“, I, S. 54.) 
Damit iſt der Gegenſatz zwiſchen Homer und dem Nibelungenlied ge⸗ 
en. Und in dieſem Gegenſatz ruht vielleicht der Grund, weshalb man 
allgemein doch dem Homer den Preis der Schönheit zuzuſprechen pflegt. 
Schon die griechiſchen Tragiker, beſonders Sophokles in der „Antigone“, 
zahlloſe ſpätere Dichter donnern gegen den Mammon. Daß Wagner 
mittut, iſt alſo nicht verwunderlich. Aber im Grunde iſt es ihm dabei 
1911-1912. I. Bd. 53 
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nicht ſo ſehr um das Gold zu tun, das ihm vielmehr nur als Symbo 
Macht dient. Wagner dachte gar nicht daran, im Kapitalismus die W 
alles übels zu ſehen. Man darf ſich nicht durch Nebenzüge — wi 
Knechtung und Ausbeutung der Nibelungen durch Alberich (den ein 
Fall, der die Bezeichnung Kapitalismus rechtfertigt!) oder Fafners Liege 
und Beſitzen uſw. — verführen laſſen, eine antikapitaliſtiſche oder auch 
ausgeſprochen antimammoniſtiſche Tendenz in der Ringtragödie zu f 
muten. Man bedenke auch, daß Wagner ſich über die Tendenzen ſei 
Werke eingehend auszuſprechen pflegte. Auf die Notwendigkeit der 1 
löſung“ zum Beiſpiel weiſt er ja immer wieder hin, und die iſt denn au 
wie überall, ſo im „Ring“ der Weisheit letzter Schluß. Ganz falſch iſt 

Satz aus jenem Artikel der Erfurter „Tribüne“: | ; 

Wenn aber dann die „Götterdämmerung“, das heißt alſo das Ende der ge 
wärtigen Herrlichkeit der oberen Zehntauſend, hereingebrochen ſein wird, wer 
wieder gerechtere, natürlichere Zuſtände herrſchen, indem denen da unten zur 
kommt, was ihnen von Rechts wegen gehört. a; 

Die Rheintöchter wären demnach die — Proletarier! Sie ſind a 
natürlich nur Geiſter der Natur, und der Natur ſoll man — nur ſo iſt 
deuten, wenn denn einmal gedeutet werden ſoll — ihre Schätze laf 
Zurück (mit dieſen Schätzen) zur Natur! das iſt ſo eine Nebenparole 
Erlöſungsbrünſtigen. Tatloſe Reſignation! Pietismus und Quietisn 
reichen ſich die Hand. Siehe den Buddhismus. Siehe den urchriſtli 
Kommunismus. Siehe dieſer beiden Ismen modernſte Ausläufer: Tol 
und Wagner. — 

Alſo mit dem Antikapitalismus Wagners iſt es nichts; desgleichen 
ſeinem Sozialismus. Wagner iſt im allerbeſten Falle ein verſpäteter Vo 
läufer des Sozialismus: freilich ein ſehr dehnbarer Begriff und It 
einen Zeitgenoſſen von Marx wahrlich kein Ehrentitel. Mit ſolchem „Soze 
lismus“ ſind die herrſchenden Klaſſen begreiflicherweiſe vollkommen e⸗ 
verſtanden, wie ja eben ihre Wertſchätzung Wagners beweiſt. 1 

Ein anderer Punkt, auf den noch hinzuweiſen wäre, iſt folgender. 

Bekanntlich hat das klaſſiſche Nibelungenlied des Mittelalters zwei 
wiſſermaßen heterogene Sagen vereinigt. Wie weit dabei mythiſche 
hiſtoriſche Beſtandteile ſich vermiſcht haben (neuerdings ſucht man auch 
Fall Siegfried nicht mehr mythiſch, ſondern aus der Geſchichte der M 
winger zu erklären, wie ja von jeher den Fall Kriemhild aus jener 
Burgunden), das mag hier außer acht bleiben. Wichtig iſt nur, daß 
alte Sage den Siegfried ungerächt fallen ließ. Wie ein bürge li 
Literarhiſtoriker ziemlich treffend ſagt: 

Nach altgermaniſcher Anſchauung iſt das Band der Blutsverwan 
heiliger als das der Ehe; die veränderten ſittlichen Anſchauungen, wonach! 
Ehe heiligere und höhere Verpflichtungen mit ſich brachte, legten Kriemhild 
Pflicht der Blutrache für ihren Gemahl auf. ; 9 

Man braucht hier bloß die Verwandtſchaftsorganiſation auf ihren ı0 
nomiſch⸗ſozialen Untergrund zurückzuführen, jo hat unſer Hiſtorike 
kommen recht. Überhaupt find ja, zumal in dem mittelhochdeutſchen 
lungenlied, alle Teile, Mythos wie Hiſtorie, mit den „chriſtliche 
rungenſchaften des erſten Jahrtauſends überarbeitet. Wagner aber I 
fich nicht an das mittelhochdeutſche Nibelungenlied, jondern an die Vol 
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ge, in der übrigens, um die Rache an den Nibelungen zu erklären, Brun⸗ 
ld zur Schweſter des Atli (Etzel) gemacht wird, jo daß dieſer ihren Tod, 
r übrigens freiwillig iſt, da fie dem ermordeten Gatten Siegfried folgt, 
den Nibelungen rächen muß. Außerdem ließ nun Wagner die ganze 
Rache“, dieſe chriſtliche Fortſetzung von echt „chriſtlicher“ Art (die deutlich 
igt, wie ſich das Chriſtentum überall den gegebenen Anſchauungen an⸗ 
paſſen vermochte) gänzlich fort. Trotz dieſer Vermeidung der chriſtlichen 
aſſung und Fortſetzung des Nibelungenſtoffs pfropfte Wagner 
ine urchriſtliche Ethik auf den heroiſchen Stoff. Darin 
igt der heilloſe Zwieſpalt des „Ringes“, und darin erkennen wir zugleich 
jeder den Kleinbürger des neunzehnten Jahrhunderts. Wagner nutzte 
e Verknüpfung Odins mit dem Völſungengeſchlecht, wie fie die Völſunga⸗ 
ge bot, aus, um Odin zum Helden mit urchriſtlicher Erlöſungstendenz 
nzuarbeiten. Er folgte dabei allerdings, wenn er ſich auch der weniger 
m Chriſtentum berührten nordiſchen Sage bediente, doch einem chriſt⸗ 
hen Einfluß. Urſprünglich nämlich iſt ragna rok nur das „Götter— 
jickſal“; ſpätere Zeit machte daraus, ſicher unter dem Einfluß „chriſt⸗ 
her“ Vorſtellungen, mißverſtändlich ragna rökkr, „Götterverfinſterung“ 
zer, wie man es überſetzte, Götterdämmerung. Damit war denn auch für 
'e nordgermaniſche Sage eine Eschatologie gewonnen, ein Chiliasmus 
eniger, als eine Erlöſung zum Nichts. Der Dramatiker Wagner tat den 
bten Schritt, indem er dieſe Eschatologie in das individuelle Bewußtſein 
dins erhob. Soweit er alſo nicht geradezu die Weltanſchauung ſeiner 
laſſe auf den alten Mythos aufpfropfte und dieſen mit ihr durchtränkte, 
in er doch mindeſtens auch hier aus ihm nur ſolche Züge aus, die jener 
N 
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ſeltanſchauung entſprachen. Entſprachen, weil die Verwandtſchaft der 
pochen, in denen jene Züge und Wagners Neuſchöpfung entſtanden, ihn 
zu nötigte. Daher denn die, wie Engels erwähnt, von Marx gebrand- 
arkte „totale Verfälſchung der Urzeit“ im Wagnerſchen Nibelungentext, 
if die hier nicht weiter eingegangen werden kann. Nietzſche drückt eine 
liche Empfindung mit den Worten aus: 

N Nach der Herrenmoral, der vornehmen Moral hinſchielen (die isländiſche 
age iſt beinahe deren wichtigſte Urkunde) und dabei die Gegenlehre, die vom 
bvangelium der Niedrigen“, vom Bedürfnis der Erlöſung, im Munde führen! .. 


AL. 

Daß Wagner mit der Schopenhauerſchen Philoſophie ſich endgültig 
bſt gefunden hatte, daß er erlöſt war und nun ſeine Entwicklung beendet 
itte, zeigt der Reſt ſeines Schaffens wie ſeines faſt noch dreißigjährigen 
bens. Die gefeſtigte Weltanſchauung des deſperaten Mittelſtändlers 
ndet ihren reinſten Ausdruck in „Triſtan und Iſolde“. In den 
Erinnerungen“ leugnet Wagner jede tiefere Leidenſchaft für Mathilde 
zeſendonck, und wenn ich auch nicht der in dem ſchon erwähnten Artikel des 
Vorwärts“ ausgeſprochenen Meinung bin, Wagner ſchreibe da „jede Zeile 
ir die Unſterblichkeit“ und jeder Satz ſei inhaltlich „auf Effekt komponiert“, 
irz, Wagner fehle „die letzte Ehrlichkeit vor ſich ſelbſt“, und wenn ich 
elmehr glaube, daß Wagner gerade hier von der äußerſten ſubjektiven 
zahrheitsliebe iſt, jo befremdet die kühle Ablehnung der Weſendonck— 
ode doch den Kenner der vor einigen Jahren veröffentlichten Weſendonck— 
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briefe. Aber der phantaſtiſche und Hhsfionäre Geiſt Wagners ma 
ſcheinbaren Widerſprüche ſehr begreiflich, und Wagner war allzeit e 
ſinnlich ſinnlicher Freier. Der Mann Wagner iſt offenbar dem Ma 
Schiller ebenſo verwandt geweſen, als es ihre künſtleriſchen Naturen 
Haus aus) waren. Auch ſpricht Wagner gerade in den Briefen an Math 
Weſendonck mit der größten Liebe von Schiller. Sein Verhältnis zu die 
Urbild der Iſolde ähnelt demjenigen Schillers zu Charlotte v. Kalb. ! 9 
denke an Schillers kantianiſche Gedichte „Kampf“ und ‚Refignation 
Da ſteh ich ſchon auf deiner finſtern Brücke, 
Furchtbare Ewigkeit! 
Empfange meinen Vollmachtbrief zum Glück! 
Ich bring ihn unerbrochen dir zurücke, 
Ich weiß nichts von Glückſeligkeit. 


Nur freilich, daß Wagner⸗Triſtan ſehr wohl von Glückſeligkeit w 
Juſt die unerfüllte Sehnſucht und das im Nichts Vergehen iſt ſein G 
während Schiller ſich mit Flüchen gegen das „Sittengeſetz“ auflehnt. Tri 
preiſt des Todes heil'ge Nacht, „wo urewig, einzig wahr, Liebeswonne 
lacht“! Hier iſt Schiller in jener Richtung fortgeſetzt, in der Schopenhe 
den Kant fortſetzte. | 
Um zu ermefjen, wie mächtig die Wagnerſche Weltanſchauung, jetz 
ſtärkt durch Schopenhauer und Mathilde Weſendonck, ſein Schaffen 
flußte, muß man wieder ſeine Vorlage betrachten. Waren die Minnel 
des Mittelalters derb⸗lebensluſtige Geſellen geweſen, die wenig ſchn 
teten und ſtürmiſch begehrten (auch der Ritter Toggenburg gehörte zu d 
Richtung, obſchon ihn Schiller wagneriſch verfälſcht hat), ſo iſt der Schö 
des deutſchen Triſtanepos geradezu der Dichter der ſinnlichen Liebe. 
das iſt nicht verwunderlich, denn Gottfried pon Straßburg war ein 


kein „Herr“. Man höre nur einen Oberlehrer über Gottfried: 

. die ſchlichte Frömmigkeit Hartmanns, den ſittlichen Ernſt Wolfram 
christlichen Untergrund beider ſucht man bei ihm vergebens; nicht einm 
ritterliche Taten herkömmlicher Art zeigt er ſich begeiſtert; ſondern die 
und zwar eine vorwiegend ſinnliche, alle geſetzlichen und ſittlichen Schranken 
brechende Minne iſt ſein Gegenſtand, den er mit großer pſychologiſcher J 
zu behandeln weiß, ohne im mindeſten zu verraten, daß ſeine eigene ſittlich 
faſſung ſich über den Standpunkt des ehebrecheriſchen Paares erhöbe. 


Mit den „geſetzlichen und ſittlichen Schranken“ jener Zeit hat es 
ſeine beſondere Bewandtnis. Jedenfalls würden Gottfried und ſei 
bürger den zweiten Akt von Wagners Drama als die allerkomiſchf 
verſchwendung empfunden haben. Und Gottfried hat den ſo ganz 
gearteten Wolfram weidlich verhöhnt als einen Erfinder wilder Mä 
einen dunklen Dichter, der beſtändig einer Auslegung bedürfe ur 
mit dichtlaubigen und blütenreichen Zweigen, mit dürren e 
bieten wolle. 


1 Wagner empfiehlt ſeiner Freundin Palleskes Schiller (nicht Palles 
wird Sie ungemein feſſeln; ja, Sie werden an einigen Orten ganz — 
ſein. ... Schiller ſtand in feiner Jugend, als er in Mannheim beim Theate: 
an einer Klippe, von der er durch eine herrliche glückliche Erſcheinun 
gehalten wurde, darüber müſſen Sie mir viel mitteilen!“ 8 


Wolf Franz: Wagner der Erlöfer. 813 
Hatte Wagner bei Wolfram einſeitige Auswahl gehalten, ſo verkehrte 
den Gottfriedſchen Triſtan geradezu in ſein Gegenteil. Kaum etwas 
deres veranſchaulicht ſo den Aufſtieg und den Abſtieg der bürgerlichen 
aſſe wie der Triſtan um 1210 und der um 1850. Für die bürgerliche 
teraturgeſchichte iſt Wagners Werk natürlich die „ſittlich vertiefende und 


Agiſch läuternde Neudichtung“. Nichts konnte ihm ſo ſehr die Sympathie 
3 Bürgertums gewinnen wie die reſignierte, „rein geiſtige Liebe“, die in 


hrlich iſt die Begeiſterung nur, ſoweit ſie dem Leitmotiv aller Wagnerſchen 
ſitmotive gilt: der Erlöſungsbrunſt, dem Selbſtvernichtungstrieb, dem 


ig gegenüber den vielfach geäußerten Verdächtigungen, daß die Beziehungen 
iſchen Wagner und Mathilde nicht nur geiſtiger Art geweſen ſeien. | 


Und über den „Triſtan“ heißt es dann: 


Wagner geſtaltete den ganzen Stoff in ſeinem innerſten Weſen aus dem 
gange tiefſter Herzensnot und der durch fie gewonnenen Freiheit und Reinheit 
tzlich um. Nicht eine Verherrlichung unerlaubter ſinnlicher Liebe bedeutet 
es Drama, vielmehr — früher geahnt, nun unwiderleglich feſtſtehend! — die 
ſrwindung der Sinnlichkeit, die Loslöſung von irdiſchem Verlangen, vom Truge 
ſer Welt, des frechen Tages, mit dem Sehnen nach der Nacht des Todes, nach 
em anderen, unkörperlichen Sein, in dem ſich die Seelen liebend vereinigen 
fen, ohne ihre Zuneigung durch Wünſche aus der Welt körperlicher Erſchei⸗ 
igen getrübt zu ſehen. 


Der ſchon mehrfach erwähnte Aufſatz Maukes im „Vorwärts“, der ſich 
it den Erinnerungen Wagners befaßt, zeichnet ſich vor anderen Partei⸗ 
ierungen durch die Bekämpfung der Legende vom Revolutionär aus, 
Iharrt aber in der ebenſo irrtümlichen Meinung, es handle ſich zwar nicht 
dem Menſchen, aber bei dem Künſtler Wagner um einen „großen Re⸗ 
gutionär“. Daß hiervon indeſſen ernſthaft nicht die Rede ſein kann, fo 
ig wie von „revolutionären Künſtlertaten“ etwa Ibſens (der aber 
erhin ein Oppoſitioneller war, ein dramatiſcher Fourier mit weſent⸗ 
er Beſchränkung auf die Negation), zeigt ein Blick auf Wagners Dich⸗ 
gen. Ja, aber die Muſik? Nun, da zeigt uns gerade der „Triſtan“, 
in Wagners Muſik exzelliert: in den Gefühlen der Erlöſungsſehnſucht, 
Vergeſſens und Verzagens, des Reſignierens, der Myſtik, der Todes⸗ 
me, des Nachtverlangens, des Vergehenwollens uſw. Wir finden hier 
ausnahmslos Gefühle, die nur mit denen einer an ſich ſelbſt verzwei⸗ 
den Geſellſchaftsklaſſe korreſpondieren und niemals das innerſte Emp⸗ 
en einer revolutionären Klaſſe ausmachen können. Ganz falſch iſt darum 
was H. Herrig über Wagners Muſik meinte: „In den Entzückungen 
Muſik liegt eine ſchlagende Widerlegung des Schopenhauerſchen Peſſi⸗ 
mus. ...“ Es kommt ganz auf die Muſik an, und Wagners Muſik wider⸗ 


— 


814 Die Neue 


legt jenen Peſſimismus nicht, ſondern ſie beſtätigt, bekräftigt und 
zuckert ihn. Auch die Oper unſerer Tage weiſt verwandte Tendenzen ar 
und die unerhörte Virtuoſität der modernen muſikaliſchen Technik iſt weite 
nichts als ein Analogon der literariſchen Seelenzergliederung. Kann de 
Gefühlswert der Wagnerſchen Muſik keinen Augenblick als bee 
bezeichnet werden, ſo doch vielleicht die Technik? Aber ganz abgeſehen vo 
der Vieldeutigkeit, die der Begriff „revolutionär“ hier beſitzt, iſt auch die 
Hoffnung trügeriſch. Was iſt das Prinzip des Leitmotivs anderes a 
reglementierte Symbolik? Auf die Untertöne etwa der Maeterlinckſche 
und der letzten Ibſenſchen Dialogkunſt und auf ihre Verwandtſchaft 
dem Leitmotivprinzip iſt ja oft genug hingewieſen worden. Der ſtar 
Schematismus des Leitmotivs hat am Ende gar eine verfluchte Ahnlie 
keit mit den Zetteln, die auf alten Bildern den Perſonen vom Mun 
flattern: Ich bin der und der! Und das Kommando: Jetzt iſt jo und ſo 
empfinden, wie das Leitmotiv beweiſt! — dieſes Kommando kommt d 
Trägheit eines erlöſungsbedürftigen Publikums aufs glücklichſte entgege 
Kurz, wenn auch gerade die muſikaliſche Seite des Falles Wagner no 


u“ | 


genauer zu unterſuchen bleibt — von „revolutionär“, von „Taten“, 
ſelbſt von einem „Reformator“ kann nicht die Rede ſein. Davon ſollte a 
ſchon der Gedanke an Beethoven abhalten. 5 

Dafür find aber jene dekadenten (weil ausſchließlich herrſchenden) ( 
fühle bei Wagner zweifellos in der ſtärkſten Konzentration zum mächtigſt 
Ausdruck gebracht. Und gerade beim „Triſtan“ mag eingeſchaltet werde 
daß die hinreißenden äſthetiſchen Schönheiten, ihre Einſeitigkeit einn 


vorausgeſetzt, dieſes und anderer Werke Wagners von dem ark 
Urteil über ſeine Geſamterſcheinung natürlich nur hinſichtlich der Kon: 
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quenzen berührt werden. Als künſtleriſche Offenbarungen, wenn ſchon ei 
ſeitig bürgerlicher Weltanſchauung, find fie zum Teil, rein äſthetiſch ı 
nommen, auch für uns meiſterliche Werke und obendrein noch von ei 
zweiten Tragik, von der geſchichtlichen Tragik einer ſtürzenden Klaſſe, u 
wittert. Der moderne Myſtizismus iſt in ihnen auch äſthetiſch mit auß 
Konſequenz durchgeführt. So kommt man bei der kritiſchen Unterſuchu, 
Wagners zeitweiſe doch in eine ähnliche Lage wie jene naiven alten 9- 
ſchreiber obſzöner Autoren, die ſich kühlender Unterlagen bedienten, ud 
muß ſich durch Verſtandeskühle gegen den alten Hexenmeiſter ſchützen. 

Durch die Beziehung zum Triſtanproblem (Wagnerſcher Faſſung) 
halten ſogar die „Meiſterſinger“ jenen aſsetiſchen, entſagenden 3 
der durch Wagners Lebenswerk geht und dem heutigen Bürgergeſchlecht 1 
der Ideologie) ſo ſympathiſch iſt. Hierbei iſt wichtig, daß der Tertentwurfti 
1845 eine Beziehung zwiſchen Hans Sachs und Eva und alſo auch Sachſes 
Verzicht (mit dem Hinweis auf König Marke) noch nicht kennt. Aber | 
durch Louis Bonaparte, Schopenhauer und perſönliche Schickſale gefeſti 
Tendenz des Künſtlers brachte ſpäter jene Züge hinein und ſchuf beze) 
nenderweiſe wieder gerade aus dieſem Motiv äſthetiſch höchſt wertvi 
Epiſoden und Kontraſte. Das iſt wieder um ſo auffälliger, als der hiſtoriſe 
Sachs, verwitwet und durch die Peſt vieler Kinder und Enkel beraubt, ft 
77 Jahren zum zweiten Male freite, und als Wagner ihn ſonſt ziem! 
getreu dem Vorbild nachzeichnete, höchſtens ſeine künſtleriſche Begabrg 
und Bedeutung hinaufſchraubte. . a 
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udolf Franz: Wagner der Erlöſer. 815 


Nun ſind die „Meiſterſinger“ bei alledem gewiß das ſonnigſte Werk 
zagners, aber was es mit dieſer Ausnahme auf ſich hat, bezeugt der Autor 
lber, denn er ſchrieb 1851 die „Mitteilungen an meine Freunde“, und da 
sißt es über die „ſehnſüchtig ernſte Stimmung“, die ihn zum „Lohengrin“ 
trieben hatte: N 

Mir iſt es jetzt klar geworden, aus welchem Grunde jene heitere Stimmung, 
ie ſie ſich in der Konzeption der „Meiſterſinger“ zu genügen ſuchte, von keiner 
ahren Dauer bei mir ſein konnte. Sie ſprach ſich damals nur erſt noch in der 
heorie aus und bezog ſich als ſolche mehr auf das bloß formell⸗künſtleriſche 
einer Richtung und meines Weſens, als auf den Kern desſelben, wie er im 
ben ſelbſt wurzelt. 


Ibſen machte mit dem „Bund der Jugend“ einen ähnlichen Seiten⸗ 
rung aus dem Gleis feines Theſpiskarrens heraus. 

übrigens verleugnet das Meiſterſingerſtück auch über den Fall Sachs 
maus nicht die Verwandtſchaft mit Wagners früheren und ſpäteren Dra⸗ 
en. Die, trotz aller äſthetiſch billigen Prophezeiung, recht unhiſtoriſche 
ſchlußrede Sachſens über deutſches Volk und deutſche Kunſt mag auf ſich 
ruhen. Desgleichen die Verherrlichung der kleinbürgerlich-handwerkerlichen 
tmoſphäre und die unhiſtoriſche Figur des Junkers, der da „um die Mitte 
28 ſechzehnten Jahrhunderts“ den zunftmäßigen Sängern als begnadeter 
ünſtler gegenübergeſtellt wird. Aber echteſter Wagner iſt wieder die Ein⸗ 
eidung ſeiner revolutionären Betrübnis in künſtleriſche Fragen. Die Kunſt 
ar ihm erſt Ziel und Zweck der politiſchen Revolution, dann Zuflucht aus 
em politiſchen Elend, und die Kunſt galt ihm ſchließlich als Hebel der 
blitiſch⸗ nationalen Entwicklung. 

Den „Parſifal“ lehnen ja ſogar die geſünderen und freilich auch die 
nehrlichſten Elemente des Kleinbürgertums heute halbwegs ab. Hier iſt 
te Erlöſerei denn doch allzu deutlich, allzu ausgeſprochen. Es wartet alles 
rlöſung, und es wird denn auch jo ziemlich alles erlöſt. Schließlich 
gar der Erlöſer: „Höchſten Heiles Wunder: Erlöſung dem Erlöſer!“ — 
Beiter ging es nimmer. Der obendrein noch geplante „Buddha“ („Die 
zieger“) wurde durch den Tod Wagners verhindert, der die „Erlöſung vom 
rlöſer“ brachte, wie Nietzſche ſchmunzelnd berichtet. Von der Welt des 
Rorfifal” au unſerer gehen ſchlechterdings gar keine Fäden mehr herüber. 
jerade der alte Wagner empfand nach dem ſiebziger Rauſch wieder den 
ärkſten politiſchen Katzenjammer. Am 4. März 1880 ſchreibt er an Feuſtel: 
Meine Hoffnungsloſigkeit für Deutſchland und ſeine Zuſtände iſt durchaus 
Mitändig: und hiermit iſt etwas geſagt, denn als ich dereinſt mit vollem Bewußt⸗ 
in in die mir eigene entſchiedene Richtung eintrat, ſchrieb ich auf meine Fahne: 
Mit Deutſchland ſtehen oder fallen!“ 

Wagner wollte allen Ernſtes nach Amerika gehen. Hier glaubte ja auch 
übſen in jenen Jahren einen Augenblick, das Heil entdeckt zu haben, wie 
eine Ideologin Lona Heſſel zeigt. Aber er kam ſchnell zur Beſinnung und 
ährte, wenn er auch keinen neuen Ausweg fand, doch im Gregers Werle 
as Ideologentum ad absurdum. 

Wagner ging nicht nach Amerika. aber Amerika kam zu ihm. Das Kapitel 
gagreuth nach Wagner iſt ein ſchändlich⸗ländliches Satyrſpiel ohnegleichen. 
stärker als durch die Umwertung dieſer Stätte zur noblen Modeſenſation 


5 


aternationglen Fatzkentums konnte der Meiſter und Erlöſer nicht parodiert 


erben. Auch in dieſem lien Schickſal Teint. iich Xalftoi dem jeı 
verwandten Wagner zu nähern. Und die Geſchäftstüchtigkeit ihrer Gatti 
Aue gleichfalls kein Zufall, ſie iſt zweifellos eine Eigenschaft, die beide 5 
nern dieſe Frauen zur Notwendigkeit werden ließ. 
Die einſtige Oppoſition gegen Wagner hatte mit ſeiner Weltanſch 
bewußt wenig oder gar nichts zu tun, ſo ſehr auch ſpäter dieſe Welta 
ung zum Haupthebel des Erfolges wurde. Die Wagnerphilologie h 
tauſendfältigen Schimpfwörter auf Wagner und die „Widerlegungen“ 
Kunſt emſig geſammelt, aber ſie beziehen ſich faſt ausnahmslos nur auf 
Muſiker und allenfalls auf den Dramatiker als ſolchen. Den „Tannhär 
fanden zum Beiſpiel die Berliner Inſtanzen „zu epiſch“, die Dresdener 
dramatiſch“, die Leipziger „zu lyriſch“. 5 
Ein bremiſcher Paſtor hat ein ganzes Buch geſchrieben, in dem 
Wagner für das Chriſtentum in Anſpruch nimmt. Der Mann hat 
kommen recht. Wagner verlangte ja, „es ſei die Schopenhauerſche 
ſophie in jeder Beziehung zur Grundlage aller ferneren geiſtigen und 
lichen Kultur zu machen“. Und was Wagner aus der Philoſophie Scho 
hauers (der von Wagner, ſoweit er dieſen kennen, lernte, gar nichts wi 
wollte, ſchon weil Schopenhauers treffliche muſikaliſche Theorie auf 
Gegenteil der Wagnerſchen Praxis hinausläuft) übernommen hat, ſte 
dem liberalen Chriſtentum ſehr wohl im Einklang. Sobald man das 
geſehen hatte, war Wagners Sieg bei den herrſchen 
Klaſſen beſiegelt, während Herrig, der Feſtſpielmann, noch 1871 w. e 
der Parallele Wagner und Schopenhauer verhöhnt wurde, nee w 
wohl noch einer über 1 und 5 da Vinci“ i 5 


Tiefer i in die geſellſchaftlichen 1115 ökonomiſchen Grundlagen des Wag 
nerſchen Wollens und Schaffens einzudringen, iſt Aufgabe weiterer Ur 
ſuchungen. Hier ſollte nur eine Überficht, eine Materialſammlung geg 
werden, die im einzelnen wie im ganzen zeigt, daß die prol etari] 
revolutionäre Weltanſchauung mit Wagner abſolut ni 
gemein hat. Darum wird man natürlich doch die ehrliche Konſequenz fe 
Charakters achten und ſogar ſeine Kunſt als Kunſt in gewiſſem G 
ſchätzen. Nötig aber war es, vor ihrer Überſchätzung zu warnen, nötig 
allem, die Konſequenzen dieſer Kunſt aufzudecken. Die Arbeiterklaſſe 
keinen Bedarf an Myſtik und keinen Sinn für ſie. Unſer Reich iſt 
dieſer Welt, und nur von dieſer Welt. Wer ſich das Gegenteil einredet, 
ſchwindelt ſich ſelbſt; wer uns das Gegenteil einzureden verſucht, will 
beſchwindeln. Myſtik aber, Reſignation, Verſöhnung, Aufgeben ſeiner je ſe 
Verzagen, Unterducken, Flucht — nicht mehr nur, wie bei Schiller, i 
Reich des äſthetiſchen, ſondern geradezu in das des ethiſchen Scheins 
das alles iſt von Wagner untrennbar. Seine Gemeinde rühmt ih 
Mann der „religiöſen Tat“. Das gilt uns als Widerſpruch in fi 
lieben die „Religion“ der Tat, nämlich gar keine Religion; nicht 
löſende Weltentat“, von der Wotan⸗Wagner ſchwärmt, ſondern d 
erlöſende Tat, von der wir nicht nur ſchwärmen; die nicht anden un 
nicht N Arbeit. 7 5 


1 Dillenberger: Die Seeleute und der neue Reichstag. 817 


Die Seeleute und der neue Reichstag. 
Von H. Dillenberger (Hamburg). 


Nei der im Jahre 1902 vorgenommenen Reviſion der Seemannsordnung 
t den Wünſchen der Seeleute in keiner Weiſe Rechnung getragen worden. 
Sroße Hoffnungen hatten damals die Seeleute auf dieſe Reviſion geſetzt. 
das war um ſo erklärlicher, als das Geſetz damals gerade dreißig Jahre be- 
and, ohne daß die geringſte Anderung an ihm vorgenommen wurde, ob⸗ 
zohl es durch die techniſche und wirtſchaftliche Entwicklung längſt überholt 
har. Es bedurfte allerdings auch erſt wiederholter Anſtöße der ſozialdemo⸗ 
katiſchen Reichstagsfraktion, bis die Regierung ihren Entwurf einer Re⸗ 
iſion der Seemannsordnung dem Reichstag vorlegte. Von der Leitung der 
rganiſation der Seeleute war aber unter Hinzuziehung einzelner Ver⸗ 
teter der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion ſowie auch noch im Beruf 
ehender Kollegen in einer ganzen Anzahl Zuſammenkünften und Sitzungen 
benfalls ein Entwurf zur Reviſion des Geſetzes ausgearbeitet worden, 
er ſich von jenem Regierungsentwurf zu ſeinem Vorteil unterſchied wie 
ag und Nacht. Und an der Hand eines beweiskräftigen und durchſchlagen⸗ 
en Materials, welches die Organiſation im Laufe der Jahre zuſammen⸗ 
etragen hatte, war es den ſozialdemokratiſchen Rednern bei Beratung des 


1 befürworten. Aber nicht allein, daß die bürgerliche Mehrheit des Reichs⸗ 
198 faſt alle Verbeſſerungsanträge der Seeleute ablehnte, ſelbſt der äußerſt 
tangelhafte Regierungsentwurf wurde noch verſchlechtert, um den Wünſchen 
er Reeder in weiteſtgehendem Maße entgegenzukommen. Daß unter dieſen 
umſtänden in der Folge eine allgemeine Enttäuſchung und zugleich Er- 
itterung unter den Seeleuten Platz griff, iſt nur zu erklärlich. Die im 
aufe der Jahre immer mehr in die Erſcheinung tretende grenzenloſe Fluk⸗ 
nation unter den Seeleuten — die nicht allein von uns, ſondern auch von 
en Reedern bedauert wird — iſt zurückzuführen auf die miſerablen Zu⸗ 
ände, unter denen die Seeleute zu leiden haben. Wer die „Freuden“ des 
eutigen Seemannslebens kurze Zeit genoſſen, der ſehnt ſich danach, zu 
dem anderen Beruf übergehen zu können. 

Nachdem 1902 das Geſetz nun in der jetzt beſtehenden Faſſung vom 
keichstag verabſchiedet war, erwarteten die Seeleute, daß in nicht allzu 
erner Zeit eine erneute Reviſion des Geſetzes kommen werde. Man glaubte, 
ine Arbeiterkategorie wie die Seeleute, die in einem ſo großen Maße unter 
inſetzung ihres Lebens und ihrer Geſundheit zum Volkswohl beiträgt, 
önne man nicht für immer unter ſolchem Unrecht leben laſſen, wie es die 
ige Seemannsordnung in ſich birgt. Heute aber find ſchon wieder an⸗ 
‚ähernd sehn Jahre ſeit dem Inkrafttreten des Geſetzes dahingegangen, 
hne daß in irgend einer Beziehung für die Seeleute etwas geſchehen iſt. 
ch heute noch find die Seeleute nicht der Krankenverſicherung unterſtellt, 
ohl es die Regierung mehrere Male verſprochen hat. Zunächſt 1902 bei 
t Beratung der Seemannsordnung. Als die Frage der Krankenverſiche⸗ 
ung für die Seeleute von ſozialdemokratiſchen Abgeordneten angeſchnitten 
rde, hieß es, dieſe Angelegenheit ſolle ſpäter bei der Novelle zum 
krankenverſicherungsgeſetz geregelt werden. Als dann dieſe Novelle kam 
ind die Regierung an ihr Verſprechen in dieſer Beziehung erinnert wurde, 
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vertröftete man die Seeleute wieder auf einen ſpäteren Zeitpunkt. Un 
Beratung der Reichsverſicherungsordnung, wo wiederum von ſoziald 
kratiſcher Seite zwecks Regelung dieſer für die Seeleute jo wichtigen An⸗ 
gelegenheit ganz beſtimmte Anträge geſtellt wurden, iſt ſie abermals 175 
erledigt geblieben. Für die Zeit, wo die Seeleute im Dienſte des Reeders 
ſtehen, haftet ja allerdings dieſer für die Krankenfürſorge des erkrankten 
Schiffsmanns. Aber wenn der Schiffsmann während der Zeit, wo er ſtellen . 
los am Lande liegt, erkrankt, ſo iſt er faſt immer auf ſich ſelbſt angewieſen. 
Die Armenverwaltung, an die ſich der Schiffsmann in dieſen Fällen wenden 
muß, ſorgt natürlich dafür, daß ſie bei ſeiner nächſten Rückkehr von der 
Reiſe die ausgelegten Krankenhauskoſten zurück erhält. Dadurch kommt der 
Schiffsmann häufig genug in die größte Verlegenheit, wenn er noch nach 
anderer Seite hin weitere Verpflichtungen hat. Ferner wurden mit dem In⸗ 
krafttreten der jetzigen Seemannsordnung die Reeder verpflichtet, auch 
bei Geſchlechtskrankheiten für den Schiffsmann die Krankenfürſorge zu 
übernehmen, was bei dem alten Geſetz nicht der Fall war und faſt der 
einzige greifbare Vorteil iſt, der bei dem neuen Geſetz für die Seeleute 
herausſprang; allerdings unter dem lebhaften Widerſpruch der Reeder. 
Regierung und Reichstag ließen ſich aber vernünftigerweiſe hierbei von dem 
Gedanken leiten, daß die Geſchlechtskrankheiten unter den Seeleuten da. 
durch einzudämmen ſeien. 5 
Nun wird aber kein vernünftiger Menſch, der die Verhältniſſe kennt, 4 
haupten wollen, daß die Seeleute, wenn ſie ſtellenlos an Land ſind, der Ge 
fahr der Geſchlechtskrankheit weniger ausgeſetzt ſind als in der Zeit, wo ſie 
ſich im Dienſte des Reeders befinden. In Konſequenz ihres im Jahre 1902 
eingenommenen Standpunktes hat alſo die Regierung und auch der Reichs 0 
tag die Pflicht, in dieſer Frage Remedur zu ſchaffen. Auch muß weiter in 
Betracht gezogen werden, daß häufig bei dem ſtellenloſen Schiſſsmann 
irgend eine Krankheit zum Ausbruch kommt, die er ſich zugezogen hat, als 
er ſich noch im Dienſte des Reeders befand. Wer da weiß, daß die Seeleute 
oft genug, ſpeziell in den Zeiten der Kriſe, nicht allein wochen⸗, ſondern 
auch monatelang arbeitslos am Lande liegen, wird zugeben, daß dieſe An 
gelegenheit für ſie von Bedeutung iſt. Die Reeder ſelbſt wollen allerdings 
nichts davon wiſſen, daß die Seeleute der Krankenverſicherung unterſtelll 
werden, weil ſie eben Gegner der Mitverwaltung der Seeleute bei der a 
dieſem Falle zu errichtenden Krankenkaſſe find. g 
Dem neuen Reichstag erwächſt alſo die Pflicht, die Regierung ſowoh 
in der Frage der Krankenverſicherung für die Seeleute vorwärtszutreiben 
als auch zu einer erneuten Reviſion der Seemannsordnung Stellung zu 
nehmen. Heute beſteht ein ſolcher Wirrwarr in bezug auf das Rechtsver 
hältnis der Seeleute, wie es ſich aus der Seemannsordnung ergibt, daf 
ſelbſt die Juriſten ſich nicht mehr hindurchfinden — den Auslegungskünſter 
der Gerichte iſt Tür und Tor geöffnet. N 
Wollte man nur einen Teil der Fragen, die ſich aus dem dritten und 
fünften Abſchnitt der Seemannsordnung ergeben und welche das Vertrags 
verhältnis und die Strafvorſchriften für den Schiffsmann betreffen, hien 
einer Erörterung unterziehen, fo müßte man den Raum der „Neuen Zeit‘ 
in weit größerem Maße in Anſpruch nehmen, als es wirklich geſchehen kann 
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Nur auf einzelnes möchte ich hier hinweiſen. Die Seemannsordnung ſol 
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in Schutzgeſetz für die Seeleute ſein. Und doch müſſen dieſe häufig genug 
ine Arbeitszeit von 16 bis 18 und 20 Stunden innerhalb 24 Stunden 
eiſten, und ohne daß ihnen dafür Überſtunden bezahlt werden! Dabei ſoll 
nan nicht etwa annehmen, daß der Schiffsmann innerhalb dieſer langen 
Zeit nur leichte Arbeiten zu verrichten braucht; das Gegenteil iſt der Fall. 
Ind wie ein Hohn klingt es, wenn der Schiffsmann im 8 35 der Seemanns— 
ordnung lieſt, daß er, wenn das Schiff in den Tropen im Hafen liegt, nur 
3 Stunden zu arbeiten brauche. Aber gerade in den Tropen kommt es 
m meiſten vor, daß er die vorgenannte lange Arbeitszeit leiſten muß und, 
vie geſagt, ohne daß ihm in den meiſten Fällen überſtunden bezahlt zu 
verden brauchen. 

In der erſten Zeit nach Inkrafttreten der jetzigen Seemannsordnung 
hat die Organiſationsleitung gerade in dieſen Fällen auch mehrere Prozeſſe 
vegen Bezahlung von Überſtunden gegen einzelne Reedereien angeſtrengt. 
Die Gerichte haben aber entſchieden, daß der Schiffs⸗ 
mann in ſolchen Fällen keine Bezahlung von über- 
kunden verlangen könne, und nach $ 35 Abſatz 1 der See⸗ 
mannsordnung allerdings mit einem Scheine von Berechtigung. Wenn 
ich ſage „mit einem Scheine von Berechtigung“, ſo deshalb, weil es 
zweifelhaft ſein kann, ob der Geſetzgeber bei Faſſung des Schlußſatzes 
im 8 35 Abſatz 1 der Seemannsordnung nur an den im Hafen und 
auf der Reede geleiſteten „Wachtdienſt“ oder an den Wachtdienſt 
überhaupt, mithin auch an denjenigen gedacht hat, der bei Einlaufen 
des Schiffes in den Hafen ſchon auf See geleiſtet ward. Kurz und gut: 
unbekümmert darum, ob der Schiffsmann ſchon in der Nacht vor dem 
Einlaufen des Schiffes in einen Hafen eine beſtimmte Anzahl Stunden im 
Wachtdienſt gearbeitet hat, wird von ihm verlangt, daß er auch während des 
ganzen folgenden Tages ohne Ruhezeit, alſo unter Umſtänden noch 10 be⸗ 
ziehungsweiſe 8 Stunden dem Reeder ſeine Dienſte zur Verfügung ſtellt, 
und unbekümmert darum, ob das Schiff an demſelben Tage des Abends 
oder des Nachts wieder in See geht und möglicherweiſe am nächſten Morgen 
beziehungsweiſe Tage wieder in einen anderen Hafen einläuft. So kann es 
vorkommen, daß ſich dies Spiel mehrere Tage hintereinander wiederholt, 
der Schiffsmann dabei erſchlafft und ermüdet und darunter wieder die 
Sicherheit des Schiffes leidet. 

Ebenfalls wird das ſoziale Empfinden unſerer Richter auch dadurch ge⸗ 
kennzeichnet, daß dem Schiffsmann auch für geleiſtete Uberſtunden 
auf See die Bezahlung abgeſprochen wird mit der Begründung, daß nach 
der Seemannsordnung für die außer der Wache geleiſtete Überar beit 
auf See keine Bezahlung vorgeſehen ſei. Dabei heißt es aber im 8 36: 
„Die abgelöſte Wache darf nur in dringenden Fällen zu Schiffs⸗ 
dienſten verwendet werden.“ Aber auch in den Fällen, die von Sachverſtän⸗ 
digen als nicht „dringend“ angeſehen werden, braucht eine Bezahlung 
nach den Gerichtsentſcheiden nicht zu erfolgen. Im Gegenteil, der Schiffs- 
mann wird noch beſtraft, wenn er eine anerkanntermaßen nicht als dringend 
zu betrachtende Arbeit verweigert. Das gilt auch, wenn ſich das Schiff 
im Hafen befindet. Alle die Schutzbeſtimmungen, wie fie in den 88 35, 36, 
37 und 38 der Seemannsordnung vorgeſehen ſind, ſtehen in Wirklichkeit 


auch nur auf dem Papier, denn der 8 34 ſteht zu jenen im diametralen 
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Gegenſatz und hebt ſie wieder auf. Was dem Soldaten mit einer gar 
Reihe von Kriegsartikeln geſagt wird, das wird hier in dieſem Paragr 
mit zwei Abſätzen dem Seemann geſagt, nämlich: daß er zu unbedin 
Kadavergehorſam verpflichtet iſt. | ne 
Dieſer Paragraph iſt auch wörtlich aus der alten Seemannsordnung 


g . 


die neue übernommen worden, trotz eines Antrags, ihn zu ſtreichen. 
immer ſich Hafenarbeiter in den verſchiedenſten Häfen des In u 
Auslandes im Streik befunden haben, ſind deutſche Seeleute auf Gri 
dieſes Paragraphen zu Streikarbeiten gezwunge n word 
Zur Kennzeichnung der ſchwierigen Lage, in welcher ſich die Seeleu 
Falle eines Streiks der Hafenarbeiter befinden, wollen wir den $ 34 hier 
ſetzen. Er lautet in den beiden erſten maßgebenden Sätzen: 


Zunächſt iſt hier der § 100 zu berückſichtigen, welcher beſagt: 
Ein Schiffsmann, welcher den wiederholten Befehlen des Kapitäns, 
Schiffsoffiziers oder eines anderen Vorgeſetzten den ſchuldigen Gehorſam 
weigert, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe b 
300 Mark beſtraft. . f N f Be 
Und hinzu fommt dann der berüchtigte Meutereiparagraph 101, welcher laut 
Wenn zwei oder mehrere zur Schiffsmannſchaft gehörige Perſonen d 
Kapitän, einem Schiffsoffizier oder einem anderen Vorgeſetzten den ſchul 
Gehorſam auf Verabredung gemeinſchaftlich verweigern, ſo tritt gegen jede 
teiligten Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre ein. Der Rädelsführer wir 
Gefängnis bis zu drei Jahren beſtraft. ER ee 
Der Geſetzgeber hat offenbar mit dem letzteren Paragraphen nu 
direkte Meuterei treffen wollen, das heißt ſolche Fälle, wo ſich ein Teil 
die ganze Mannſchaft dem Kapitän beziehungsweiſe der Schiffsleitu 
tätlich widerſetzen und zum Angriff gegen dieſe übergehen ſollte. Die 
richte haben aber wiederholt verſucht, den 8 101 auch dann anzuwend 
wenn die Mannſchaft in irgend einem Falle glaubte, eine beſtimmte Arb 
verweigern zu können. | | 3 
Als im Jahre 1907 der Schnelldampfer „Deutſchland“ im Hafen 


Wenn es alſo ſchon ein ganz haltloſer Zuſtand iſt, daß 
wenn ſich das Schiff ohne Gefahr in einem ſicheren Hafen befindet und n 
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agu an einem Sonntag, im Falle der Arbeitsverweigerung zu ſolch 
normen Strafen verurteilt werden können, ſo wirkt das noch um ſo 
chlimmer, daß nach dem Standpunkt der Gerichte derjenige Schiffsmann, 
er vielleicht ganz unbedeutſamerweiſe irgend eine Außerung in bezug auf eine 
Ilche Arbeitsverweigerung gegenüber feinen Kollegen fallen läßt, als „Rädels⸗ 
übrer“ angejehen und bis zu drei Jahren Gefängnis beſtraft werden kann. 
Nun birgt die Seemannsordnung auch nach einer anderen Richtung 
inen ganz beſonderen Mangel in ſich. Trotz der 138 Paragraphen, aus 
enen die Seemannsordnung ohne die Nebengeſetze beſteht, iſt nichts darin 
ber Strafvorſchriften enthalten, wenn ſich die Vorgeſetzten irgend ein 
zergehen gegen die Schiffsleute zuſchulden kommen laſſen. Nach § 99 muß 
lerdings der Kapitän eine Beſchwerde eines Schiffsmanns gegen einen 
Jorgeſetzten in das Schiffstagebuch eintragen. Was dann aber zu geſchehen 
at, darüber beſagt das Geſetz nichts. In den erſten Jahren nach Inkraft⸗ 
reten der Seemannsordnung haben die Seemannsämter auch einen anderen 
standpunkt in dieſer Beziehung eingenommen wie heute. 

Mir iſt perſönlich ein Fall in Erinnerung, der mehrere Jahre zurück⸗ 
iegt, wo ein zweiter Maſchiniſt vor dem Hamburger Seemannsamt als 
lägeſchuldigter erſchienen war, welcher mit einer eiſernen Talje nach einem 
jeizer geworfen hatte. Derſelbe wurde damals mit dem Betrag einer 
Nonatsheuer vom Seemannsamt beſtraft. Heute aber erklärt ſich das See⸗ 
lannsamt in allen Fällen, wo es ſich um Beſchwerden der Schiffsleute 
egen Vorgeſetzte handelt, für unzuſtändig und weiſt die Beſchwerdeführer 
n die ordentlichen Gerichte. Vom Staatsanwalt wird dann gewöhnlich in 
Achen Fällen die Eröffnung des Verfahrens abgelehnt, und die Seeleute 
nd demzufolge auf den langwierigen Privatklageweg angewieſen, welcher 
ür ſie ſo gut wie unbeſchreitbar iſt. Dagegen können ſie ſelbſt auf Grund 
es § 96 für die geringfügigſten Lappalien bis zum Betrag einer Monats- 
euer vom Seemannsamt beſtraft werden. Auf Grund des Um⸗ 
andes, daß dieſer Paragraph die Worte enthält: „ungebührliches 
jdetragen gegen Vorgeſetzte“, iſt er zum „Mädchen für alles“ ge- 
»orden. Bei den geringſten Streitigkeiten, die hier und da zwiſchen Vor⸗ 
eſetzten und Schiffsmann entſtehen und, wie die Verhältniſſe liegen, auch 
eicht vorkommen können, findet dieſer Paragraph ſeine Anwendung. Und 
s find ganz horrende Summen, die den Seeleuten im Laufe des Jahres 
on den Seemannsämtern abgenommen werden. Bei der rigoroſen Hand⸗ 
abung dieſes Paragraphen durch die Seemannsämter muß man es einen 
zkandal nennen, daß von ſeiten der Vorgeſetzten und der Reederpreſſe fort- 
eſetzt die Seemannsämter und die Gerichte ſcharf gemacht werden und 
eren angebliche Milde bei Beſtrafungen der Seeleute beklagt wird. Wer 
a weiß und es ſelbſt durchgekoſtet hat, unter welchen Gefahren und 
intb ehrungen die Seeleute ihren geringen Lohn verdienen, muß es 
18 eine Roheit bezeichnen, wenn ſolche Anſichten zum Ausdruck gebracht 
„erden. Oft genug ſchon iſt es vorgekommen, daß den Seeleuten wegen 
egend eines dummen Wortes, das ſie gegen einen Vorgeſetzten gebraucht 
atten, die höchſt zuläſſige Strafe, nämlich der Betrag einer Monatsheuer, 
uͤdiktiert wurde. Legt nun der Schiffsmann gegen einen ſolchen Entſcheid 
es Seemannsamtes Berufung ein, ſo iſt er auf Grund der Verhältniſſe 
rößtenteils darauf angewieſen, die Sache einem Rechtsanwalt zu über⸗ 
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tragen, was ihm wieder eine Ausgabe von 30 bis 50 Mark verurſacht. ) 
nun im günſtigſten Falle die Strafe auf vielleicht die Hälfte vom Ger 
herabgeſetzt, ſo hat der Betreffende ſchließlich immer noch keinen oder w 
Vorteil davon, weil er eben die Rechtsanwaltskoſten trotzdem ſelbſt tragen mu 

Sowohl in zivilrechtlicher wie in ſtrafrechtlicher Beziehung müſſen d 
Beſtimmungen der Seemannsordnung von Grund auf geändert wer 
Als Grundlage hierzu müſſen Seeſchöffengerichte errichtet wer 
Damit können ſowohl die ſtrafrechtlichen Fragen der Seeleute wie 
die zivilrechtlichen Streitigkeiten zwiſchen Reeder und Schiffsmann 
ſchnellere Erledigung finden. Heute kommt es vor, daß manche Pro 
in zivilrechtlicher Beziehung erſt in vier bis fünf Jahren ihre Erledigung 
finden und nachdem manchmal der Kläger längſt verſtorben iſt. 55 

Alſo — herbei mit der Reviſion der Seemannsordnung; das iſt 
Mahnruf, den die Seeleute an den neuen Reichstag richten. 


Die Privatangeftellten und die Sozialdemokratie. 
Von Paul Lange (Hamburg). 


Man ſagt, daß die Handlungsgehilfen, die Techniker und die Ange⸗ 
hörigen ähnlicher Berufe, die man mit dem Sammelnamen „Privatange⸗ 
ſtellte“ bezeichnet, in ihrer überwiegenden Mehrheit Gegner der So 
demokratie ſeien. Man folgert eine allgemeine Abneigung der Pri 
angeſtellten gegen die Sozialdemokratie aus dem Umſtand, daß eine 
freigewerkſchaftliche Bewegung nur bei einigen ihrer Kategorien, bei den 
Handlungsgehilfen und den Bureauangeftellten der Rechtsanwälte uſw 
vorhanden iſt, und daß dieſe Bewegung gegen die bürgerlichen Vereine 
zahlenmäßig ſchwach genannt werden muß. 

Zunächſt einiges über die Handlungsgehilf en, unter denen is 
in die letzten Jahre die antiſemitiſche Bewegung ſtark geweſen iſt. Freilick 
war das nicht in dem Maße der Fall, als man vielfach glaubte. Ob 
zum Beipiel die antiſemitiſche Handlungsgehilfenbewegung in Ham 
ihren Sitz und eine ſtarke Stütze hat, iſt doch dort 1907 die Zahl der a 
ſemitiſchen Reichstagswähler lächerlich gering geweſen; auch 1912 war fir 
ganz unbedeutend. Die antiſemitiſche Bewegung unter den kaufmänniſcher 
Angeſtellten erſchien ſtärker als ſie war, weil ſie es verſtand, ſich die Tages 
preſſe, insbeſondere auch die liberale, in reichem Maße zu Reklamezwecker 
dienſtbar zu machen. Es wäre ein Irrtum, wenn man aus der mangelnden 
freigewerkſchaftlichen Organiſation unter den Handlungs 
gehilfen folgern würde, daß die Zahl der ſozialdemokratiſchen 
Wähler unter ihnen ebenfalls nicht zahlreicher ſei. Auch der Zen 
trums par tei fehlt eine große Organiſation der Angeſtellten, die 
mit den im liberalen Fahrwaſſer ſegelnden kaufmänniſchen 
einen meſſen könnte. Trotzdem kann angenommen werden, daß das 
trum auch aus Angeſtelltenkreiſen recht viele Stimmen empfängt. 

Die Kaufmannsgerichtswahlen haben ſich von Anfang an zu politij 
Kämpfen ausgebildet, insbeſondere wird bei dieſen Wahlen der Zent 
verband der Handlungsgehilfen und -gehilfinnen von feinen Gegnern al 
„die Sozialdemokratie“ hingeſtellt. Trotzdem, vielleicht aber gerade des 
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egen iſt die Zahl der Stimmen, die dieſer Verband bei den Wahlen 
mpfängt, viel größer als die Zahl ſeiner wahlberechtigten Mitglieder. Die 
Zahl ſeiner Wähler iſt auch weit größer, als dem Verhältnis ſeiner nume⸗ 
iſchen Stärke gegenüber den anderen kaufmänniſchen Vereinen entſpricht. Da⸗ 
ür einige Beiſpiele. Bei den Wahlen der Gehilfenbeiſitzer zu 
en Kaufmannsgerichten in den Jahren 1910/11 entfielen auf den 
zentralverband der Handlungsgehilfen und -gehilfinnen in Berlin 3450 
stimmen (das heißt 22 Prozent der überhaupt abſtimmenden Wähler), in 
Nünchen 467 Stimmen (21 Prozent), in Straßburg i. Elſ. 108 Stimmen 
19 Prozent), in Charlottenburg 115 Stimmen (19 Prozent), in Frank— 
urt a. M. 434 Stimmen (11 Prozent), in Hamburg 652 Stimmen (9 Bro- 
ent), in Leipzig 518 Stimmen (9 Prozent) uſw. In einigen Orten iſt der 
brozentſatz noch günſtiger; ich laſſe ſie aber hier unerwähnt, weil die Ge⸗ 
amtzahl der dortigen Wähler verhältnismäßig gering iſt. 

Der Ausfall dieſer Wahlen erklärt ſich daraus, daß die bürgerlichen 
aufmänniſchen Vereine auch ſolche Mitglieder haben, die nicht nur nicht 
ür, ſondern zu einem Teil gegen die Kandidaten ihres eigenen Vereins 
timmen. Die Mitglieder gehören bei weitem nicht alle ihrem Verein aus 
Überzeugung, ſondern wegen gewiſſer materieller Vorteile an: wegen der 
Krankenkaſſe, der Stellenvermittlung uſw. Wegen der Ausſicht, leichter eine 
Stellung zu erhalten, werden manche Handlungsgehilfen bei drei und vier 
olcher Vereine Mitglied; doch iſt die Leiſtungsfähigkeit dieſer Vereine ge⸗ 
einger, als ihre Mitglieder vermuten. Wer aber einmal in dieſen Ver⸗ 
einen iſt, kommt jo leicht nicht wieder heraus. Der Deu tſchnationale 
Handlungsgehilfenverband hat nämlich in ſeinen Satzungen 
folgende Vorſchrift: 

Die Mitgliedſchaft kann nur für den Schluß des Geſchäfts jahres 
unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfriſt gekündigt 
werden. Die Kündigung iſt für den Verband nur dann re chts verbind⸗ 
lich, wenn ſie der Verwaltung in Hamburg bis zum 30. September ſchrift⸗ 
lich angezeigt wird, das Mitglied vorhandene Verpflichtungen, ins⸗ 
beſondere diejenigen zur Zahlung des Beitrags für das laufende 
Geſchäftsjahr, erfüllt hat und den Ausweis dafür mit der Kün⸗ 
digung eingeſandt hat. 

Weer dieſen Vorſchriften nicht genügt, wird in der Regel unnachſichtlich 
verklagt und gepfändet! 

Zu einem guten Teil erklärt ſich das Wachstum dieſer Vereine daraus, 
daß fie ihrem reaktionären Weſen eine fortſchrittliche und 
radikale Maske vorgebunden haben. | 
Die Antifemiten haben wiederholt mit dem Gedanken des Streiks 
geſpielt. In Nr. 21 der „Deutſchen Handelswacht“ vom Jahre 1899 hatte 
Wilhelm Schack in einer Plauderei ſeinen Anhängern erzählt, im Jahre 
1910 werde der Deutſchnationale Handlungsgehilfenverband einen Tarif 
für Mindeſtlöhne ausgearbeitet haben, dem ſich alle Prinzipale fügen 
würden, weil ſonſt über ſie die Sperre verhängt werden würde. Im 
Jahre 1902 hat der Deutſchnationale Handlungsgehilfentag beſchloſſen: 
Der 8 153 der Gewerbeordnung iſt aufzuheben, da er die Rechte, die den An⸗ 
geſtellten im § 152 gegeben find, jo ſehr ſchmälert, daß davon kein angemeſſener 
Gebrauch gemacht werden kann. Die Vergehen, die der § 153 unter Strafe ſtellt, 
f ſind ohnehin ſtrafbar, und eine Verſchärfung der Strafe iſt ſchon deshalb nicht am 


Platze, weil für Prinzipale, die ſich gleicher Vergehen ſchuldig machen, 
Beiſpiel ihre Angeſtellten am Eintritt in eine gewerkſchaftliche Vereinigung 
dern oder den Austritt zu erzwingen ſuchen, keine beſondere Beſtrafung 
geſehen iſt. 8 1 5 


Auf dem fünften Deutſchnationalen Handlungsgehilfentag zu 
nover im Jahre 1900 erklärte Rich. Döring, „daß als Arbeiter Ale 
jenigen zu betrachten ſind, die zu einem Arbeitgeber in einem Vertt 
verhältnis auf Kündigung ſtehen. Es gibt ſomit Arbeiter des Kopfes 
der Hand, Arbeiter der Induſtrie, des Handwerks, der Landwirtſchaft, 
beiter in ſtaatlichen Betrieben uſw., und wir Handlungsgehilfen bez 
uns mit Recht als die ‚Arbeiter des Handels‘,“ 

Nicht der reaktionäre Charakter der bürgerlichen Handlungsge 
verbände iſt es geweſen, der ihnen die große Zahl der Mitglieder zu 
hat; ſondern ihre Krankenkaſſen, ihre Vereinsſtellenvermittlungen 
ihr hier beſchriebenes ſcheinbar fortſchrittliche und radikale Außere wa 

Der Beruf der techniſchen Angeſtellten iſt jünger als d 
Handlungsgehilfen. Unter den Handlungsgehilfen iſt ſchon ſeit lan 
eine ſozialdemokratiſche und freigewerkſchaftliche Richtung vorhand 
weſen. Eine freigewerkſchaftliche Organiſation für techniſche Angeſtell 
es bisher nicht. Die radikale Richtung verkörpert hier der Bun 
techniſch⸗induſtriellen Beamten (gegründet im Jahre 
und der kleinere Verband der deutſchen Kunſtgewe 
zeichner. Auch der größere und ältere Deutſche Techniker 
band findet radikale Töne. Der Bund der techniſch⸗induſtrielle 
amten hatte keine den Unternehmern mißliebige Tradition, und wen 
auch in der letzten Zeit bei den Unternehmern mehrfach angeeckt hat, 
konnte er ſich doch anfänglich ohne bedeutende Hinderniſſe entwick 
daß er heute 20 000 Mitglieder zählt. Dieſer Bund hat nach ſorgf 
Vorbereitung im vorigen Jahre den Bund der kaufmänni 
Angeſtellten gegründet, und ſeine Führer haben gleichzeitig die 
ausgegeben: Los von der Arbeiterbewegungl Sie wollte 
beſondere Generalkommiſſion der Angeſtellte 
gründen (ſiehe „Neue Zeit“, XXIX, 2, S. 820). Infolge der Wachſan 
der freigewerkſchaftlichen Angeſtellten kann dieſer Verſuch zurzeit als 
geſchlagen gelten. Auch Helmut Lehmann führt in vortrefflicher Weiſe 
(„Neue Zeit“, XXX, 1, S. 682), daß dieſer Plan, die Bewegung der 
geſtellten von der allgemeinen Arbeiterbewegung zu entfremden, nicht: 
als ein Ausdruck des Willens zur Macht, von dem die Demokrati 
Vereinigung bis zur letzten Reichstagswahl beſeelt war — ein W 
der auch heute bei manchem ihrer Anhänger fortlebt. Die Demokrat 
Vereinigung iſt nicht, wie von manchen Sozialdemokraten irrtümli 

weiſe angenommen wird, eine Partei, die gewiſſe Schich tend 

Bürgertums der Sozialdemokratie näher bringen w 

Sie iſt vielmehr eine Sekte, die darauf hinausgeht, gewiſſ e pro 

tariſche Schichten der Sozialdemokratie dauernd 

entfremden. Sie iſt daher keine Partei, die unſererſeits Duldung ver⸗ 
dient, ſondern eine Richtung, die bekämpft werden muß. Es iſt ja richtig, 
daß bei der letzten Reichstagswahl dieſe Demokraten bei den Stichwahlen 
die Parole für die Sozialdemokratie ausgegeben haben. Das taten 
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weinigung tat, hat es der Sozialdemokratie nicht viel genutzt, weil an 
in meiſten Orten Anhänger der Demokratiſchen Vereinigung nicht vor⸗ 
nden waren und in den übrigen Orten ihre Anhängerzahl recht be- 
jeiden it. Die Demokratiſche Vereinigung hat durch ihre Haltung bei der 
ten Reichstagswahl weniger der Sozialdemokratie als ſich ſelbſt 
mußt: fie ſonnte ſich im Anſehen der Sozialdemokratie. Nach der 
gichstagswahl hat die Leitung der Demokratiſchen Vereinigung eine 
ung gehabt, wo man zum Ausdruck gebracht hat, daß man künftig in 
(ößerem Maße Zählkandidaturen aufſtellen und nicht wieder in den 
ehler“ verfallen wolle, die Stichwahlparole vorzeitig auszugeben! („Das 
Pie Volk“ vom 10. Februar 1912.) Es iſt recht gut, daß man das ſchon 
ſagt. So können wenigſtens diejenigen Sozialdemokraten von ihrer 
uſion geheilt werden, die ſich einbilden, die Demokratiſche Vereinigung 
me keinen ſehnlicheren Wunſch als den, die ſozialdemokratiſche Partei 
ſtärken. Wie ſich dieſe Sekte entwickeln wird, iſt noch ganz ungewiß. 
. Demokratiſche Vereinigung muß, ſolange ſie exiſtiert, aufmerkſam 
lobachtet werden. Denn ihre Führer bedienen ſich in der Agitation mancher— 
unsauberen Tricks, die dem Reichsverband zur Bekämpfung der Sozial⸗ 
mokratie alle Ehre machen würden. Die Demokratiſche Vereinigung, deren 
Inge Agitation in der Hauptſache von den Angeſtellten und den aktiven 
itgliedern des Bundes der techniſch⸗induſtriellen Beamten getragen wird, 
kuliert in erſter Linie auf die Privatangeſtellten. Dieſen gegen⸗ 
her verſucht man die Sozialdemokratie zu verdäch⸗ 
en. In der Reichstagswahlbewegung haben Redner der Demofrati- 
Vereinigung der Sozialdemokratie vorgeworfen, daß ſie aus wahl⸗ 
iſchen Gründen dem Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte 
eſtimmt habe, obwohl es im Intereſſe der Angeſtellten angebracht ge⸗ 
en wäre, das Geſetz abzulehnen. Um die Tücke dieſes Vorwurfes zu 
tehen, muß folgendes berückſichtigt werden: 

Die Freie Vereinigung für die ſoziale Verſicherung der Privatange— 
ten (der die freigewerkſchaftlichen Angeſtelltenverbände angehören, und 
ten Vorſitz in den Händen des Herrn Lüdemann, des Ausſchußvorſitzen⸗ 
in der Demokratiſchen Vereinigung, liegt) hat ſeinerzeit entſchieden die 
blehnung der reaktionären Reichsverſicherungsordnung 
Reichstag gefordert und für dieſe Ablehnung eine umfangreiche Agi⸗ 
entfaltet. Als nun die Verabſchiedung des Verſicherungs⸗ 
tzes für Angeſtellte im Reichstag nahte, war vom Zentral— 
band der Handlungsgehilfen und ⸗gehilfinnen angeregt worden, daß die 
je Vereinigung für die ſoziale Verſicherung der Privatangeſtellten dazu 
ung nehme, wie ſie ſich zur Verabſchiedung dieſes Geſetzes verhalten 
le. Herr Lüdemann und ſein Vertreter, Herr Granzin, der gleichfalls 
itator der Demokratiſchen Vereinigung iſt, zogen die Beantwortung 
fer Anregung fo lange hinaus, bis es zu ſpät war. Das Organ der 
mokratiſchen Vereinigung, „Das freie Volk“, wie auch der Bund der 
niſch⸗induſtriellen Beamten hatten vor der Endabſtimmung über das 
rſicherungsgeſetz für Angeſtellte ſich gehütet, zu dieſer kitzlichen Frage 
ellung zu nehmen. Nach der Endabſtimmung im Reichstag aber brachte 
a3 freie Volk“ einen Artikel, in dem Herr Granzin es auf das tiefſte be⸗ 
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dauert, „daß die äußerste Linke hier aus wahltaktiſchen Gründen eine 
Geſetz zugeſtimmt hat, deſſen reaktionäre Tendenz von ihr zweifellos nid 
gebilligt wird. Es iſt bedauerlich, daß fie den Mut, mit dem fie die ren 
tionäre Reichsverſicherungsordnung verworfen hat, nicht auch 1 
dieſem doch wahrlich nicht minder reaktionären Geſetz bewieſen hat.“ De 
Leſern der „Induſtriebeamtenzeitung“, dem Organ des Bundes der techniſe 
induſtriellen Beamten, wagte man es zunächſt nicht, eine ähnliche Auß 
rung vorzuſetzen, weil dieſe es als Unehrlichkeit hätten empfinden müffe 
daß man ihnen nach Verabſchiedung des Geſetzes etwas ſagte, das ma 
vorher nicht zum Ausdruck gebracht hatte. 

Ich will dieſe Ausführungen dahin zuſammenfaſſen, ib ich wi 
hole, daß die Bewegung der Privatangeſtellten nicht nach den Reklam 
notizen beurteilt werden darf, die die einzelnen Richtungen den Tage 
zeitungen in Geſtalt von Waſchzetteln übermitteln. Die Sozialdemokrat 
hat ſich der Intereſſen der Angeſtellten von jeher in nachdrüt 
lichſter Weiſe angenommen. Die anderen Parteien haben es aber bis; 
einem beſtimmten Grade beſſer verſtanden, die Angeſtellten agite 
toriſchzu bearbeiten. Hier muß der Hebel angeſetzt mee . 


Die fozialififihen Wahlkreiſe. 
Von K. Kolb. | . 
Die Zahl der Wahlkreiſe, die im ſozialiſtiſchen Beſitz find oder ſch 
waren, ſteigt von einer Wahl zur anderen und hat ſpeziell bei dieſer Wahl ein 
beträchtliche Zunahme erfahren. Seit dem erſten großen Aufſchwung der ſozi 
liſtiſchen Stimmenzahl, nach dem zwölfjährigen Sozialiſtengeſetz, betrug die da 
der Mandate, die wir damals oder ſchon früher einmal erobert hatten, im Jah 
1890 42, ſtieg 1903 auf 93, dann 1907 auf 103 und zählt jetzt, 1912, 183 Kreiſe. 
Wir wiſſen, daß die ökonomiſche Entwicklung die Grundurſache, daß netten 
auch die ausgebreitete Organiſation, die intenſive Agitation der Partei wie 10 
ſtark zunehmende Parteipreſſe ihr Teil dazu beigetragen, daß aber insbeſonde 
die Zunahme des proletariſchen Elementes, bei der ſteigenden Bevölkerungszal 
der Sozialdemokratie zugute kommt. Einen Maßſtab liefern die Berufszählunge 
und ſchon Kautsky berechnete, daß 1882 der Unterſchied der proletariſchen ( 4 (4 744.02 
Wähler gegen die ſelbſtändigen (3 947 192) Wähler noch gering war, ſich die 
Differenz 1895 auf 1¼ Million verſchob, 1907 ſchon über 3 Millionen betrug u 
jetzt, 1912, zwei Drittel proletariſche und nur noch ein Drittel ſelbſtändicee 1 
vorhanden find. ee 
Die zunehmende Wahlbeteiligung, alſo das ſtärkere politiſche Leben | 
falls ein ſozialiſtiſcher Erfolg, hat die Zahl der Nichtwähler immer mehr ve 
ringert. Es iſt für die weitere Entwicklung der Partei von beſonderer Bedeutun 
die Wahlziffern in den Wahlkreiſen nach dem neuen Wahlausfall zu ſondiere 
ſolche auf ihre ſozialiſtiſche Reife zu prüfen. Hier liefert die ſozialiſtiſche Prozen 
ziffer aller Wahlberechtigten den richtigen Maßſtab, weil dieſe Ziffer nicht dur 
die Wahlbeteiligung beeinflußt wird, denn die Beiſpiele der Wahlen 1903 geg. 
1907 mahnen zur Vorſicht, dieſe Ziffer ſchützt vor falſcher Beurteilung. Es könn 
darum nur die Kreiſe in Betracht gezogen werden, in denen bereits über 40 Pr 
zent aller Wähler ſozialiſtiſch ſind oder es bei einer folgenden Wahl werden. 
1903 waren es 58, 1907 53 und nun, 1912, find es 93 ſolcher Kreiſe. Nat 
folgende Tabelle nennt alle dieſe Kreiſe, ſtellt den Unterſchied der Prozentziffe⸗ 8 
der Wahlen 1907 und 1912 gegenüber und zeigt die PEpaenluel Zunahme: a 
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Sozialiſtiſche 2 2 Soztaliftiihe | 2 € 

| rozentziffer S 2 — 
Wabltrets . 8 6 Wahltrets ae e 
1907 1912 58 1907 1912 858 

Berlin 4 „ g Hanau 41,5 45,9 44 
6 51,0 64,8 | 18,8 ||| *Hof . . 38,6 | 45,9 | 78 
Hamburg 1 5 60,7 20 Stuttgart 42,1 45,8 3,7 
Niederbarnim 51,3 1606 9,3 Halle a. S. 41,0 45,6 4,6 
Hamburg 2 65,6 57,8 2,2 Altenburg 41,7 45,0 3,3 
Leipzig⸗Land 50,3 | 56,9 | 6,6 Neurode 37,4 44,8 74 
Glauchau 50,0 55,5 5,5 Zittau 38,9 44,7 5,8 
Stollberg nr Holzminden 35,6 44,7 9,1 
Berlin 3 46,5 54,6 8,1 Stettin 37,9 | 44,6 6,7 
Dresden⸗Land 50,8 | 58,9 3,1 "Nordhanfen . 31,6 | 44,6 | 18,0 
‚Sonneberg 43,4 57,7 | 10,3 Pforzheim 40,1 44,4 4,3 
Mittweida. 49,0 | 58,6 7,6 Sorau 38,2 | 444 | 62 
Chemnitz 51,6 53,2 1,6 ||| Kaſſel 38,5 44,4 | 59 
Zwickau 49,2 53,1 3,9 Elberfeld 42,0 44,2 22 
Wanzleben 44,6 52,6 8,0 Speyer 41,2 44,1 29 
Nürnberg 47,2 52,4 5,2 Eßlingen 37,4 44,1 6,7 
Berlin 5 43,0 51,8 | 8,8 Münden 2 344 43,9 9,5 
Reuß ä. L. 40,1 50,9 10,8 [ Darmſtadt 88,3 43,6 58 
Altona 53,4 50,8 — Randow 41,8 43,4 16 
Braunſchweig 41,3 50,4 | 91 Dresden, links 38,4 43,3 | 4,9 
Hamburg 3 478 50,2 2,4 Cannſtatt 38,1 43,3 52 
Magdeburg | 43,7 50,2 65 Roſtock 87,7 43,2 5,5 
Reuß j. L. 41,3 49,8 85 Bernburg 89,8 43,2 3,9 
Lübeck 46,6 49,6 3,1 Löbau 88,4 43,2 4,8 
Aſchersleben 46,4 | 496 | 3,2 Königsberg⸗Stadt 40,3 43,1 | 2,8 
Breslau⸗Weſt 39,7 49,6 9,9 Mainz 88,1 42,8 4,7 
Auerbach 48,8 5,2 * Potsdam 338,0 42,7 4,7 
Annaberg 48,8 10,0 Straßburg⸗Stadt 31,5 42,6 | 111 
Döbeln. . 48,8 44 ||| *Halberftadt . 336 42,1 85 
Offenbach 48,7 5, 7 Pinneberg. 41,2 41,9 07 
Berlin 2 48,57 62 Lennep 36% fi 90 
Dresden, rechts 48,6 4,1 Plauen i. V. 33,9 %% „% 
Teltow 48,3 65 | Breslau⸗Oſt 35,7 41,4 5,7 
Solingen 48,2 3,6 Freiberg i. S. 354 41,4 6,0 
Bremen 48,2 34 *Eſchwege 27,9 | 41,8 13,4 
Gotha . . 48,1 61 Hameln 33,7 413 756 
Iſchoppau 48,1 86 ||| Höchſt 36,8 41,1 4,3 
Waldenburg 47,9 2,8 Frankfurt a. O. 34,3 | 40,6 | 6,8 
Mannheim 47,6 2,4 Deſſau 384 40,6 2,2 
Meißen 47,5 5,6 „Görlitz 34,7 40,5 5,8 
l 0,6 Frankfurt a. M. 37,4 | 40,3 | 2,9 
en. i. E. 3,1. Weimar 349 40,3 5,4 
® 10 TR 8.4, Bayreuth 31,7 40,3 8,6 
2,5 Borna 8 35,8 40,3 4,5 

4,9 *Hagen i. VW. 34,5 39,9 5,4 

a 6,5 Sondershauſen. 27,2 39,6 | 12,4 
„ 46,3 4,9 Oſchatz 354 39,2 3,8 
Fürth 467 2 Harburg 33,8 39,1 5,8 
Weſhavelland 46,1 44 Schwerin 33,1 39,1 6,0 
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Sozialiſtiſche 2 € | Sozialiſtiſche 
webt, die e SE | ede, e e 
1907 1912 & 8 1907 | 

Dortmund 36,8 38,9 | 2,1 Böblingen 23,6 
Eiſenag 31,6 38,8 7,2 Varel! 
Leipzig⸗Stadt 33,4 38,2 3,8 Iſerloh: n [26,7 
Goslar. 29,9 38,2 8,3 Einbeck 224,5 

Vitterfed 3 v8 6. Meiningen 18,4 
Wolmirſtedt 30,2 38,2 | 8,0 Münden 1 24,6 
Koburg 27,9 37,8 9,9 Jerichow. 24,1 
Jena 38s „ Grünberg 22,0 
Bielefed 88,4 3 39 Wollin 
Friedberg 30,2 36,9 | 6,7 Hirſchbergg. || 24,5 
Mansfelder. || 22,3 36,2 | 18,9 ||| Kaiſerslautern | 21. [005 
Kottbus 31,2 3,9 7 Bensheim. 21,4 

NB. Zur Überſicht 

vertreten waren. f 
Gmünd⸗Göppingen 36,4 35,3 — Wiesbaden 275,1 
Düſſeldor, 30,1 33,8 3,7 Colmar, 
*Straßburg⸗Land 18,3 33,7 15,4 Metz N a 
Karlsruhe 33,9 33,6 — Lauenburg. 29,9 
Heilbronn 26,7 33,1 6,4 Ansbach 22,1 
KStriegaan 82,6 32,9 9.8 Duisburg 25,6 
Bochum 29, 327 38 Würzburg 22,7 
alan 2 3%, Flensburg 22,0 
Hildesheim 25,5 30,6 | 5,1 Landau i. Pf. || 18,9 
Köln⸗Stadt 26,5 30,6 4,1 Oldenburg⸗Plön. 17,3 


NB. Alle fett geſetzten Kreiſe ſind oder waren ſchon im ſozialiſtiſchen 9 
133 Kreiſe. Der * vor dem Wahlkreis bedeutet: neugewonnener Wahlkreis 5: 1 


122 Kreiſe zeigen für die künftige Wahl Ausſicht auf 40 Prozent ſoziali ti 
Wähler von allen Wahlberechtigten, daraus wird ſich alſo der ſozialiſtiſche B 
ſtand ergeben. Von den 30 neu gewonnenen Wahlkreiſen 1912 werden wieder 
Teil verloren gehen, jene, die nicht auf 40 Prozent kommen, alſo Zufallsſiege darſte 

Prozentuale Abnahme zeigen nur 4 Wahlkreiſe von allen 142 angefüh: 
Es find teils ſehr hohe Zunahmen zu verzeichnen, auch in Kreiſen, die ſich 


22 Wahlkreiſe gegen 11 1907, über 45 Prozent aller Wähler 32 1912 geg 
1907, das ſind die Kreiſe, die für die Hauptwahlen in Betracht kommen. 

Die zunehmende Zahl agitatoriſcher Kräfte läßt die Wahlarbeit individt 
betreiben und vermeidet die Doppelmandate, auch ein Fortſchritt in der Pa; | 
bewegung. So fandidierten 1907 noch in 65 Kreiſen Doppelkandidaten, mand 
mehrfach. Dieſe Ziffer reduzierte ſich 1912 auf 23 Wahlkreiſe. 

Der deplacierte Troſt der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“, ı 
Sozialdemokratie faſt alle die Kreiſe verloren, die ſie in der Nachwahl ge 
wird durch die Anführung der Tabelle hinfällig. Eiſenach, Koburg, 
Wollin, Friedberg zeigen noch keine 40 Prozent ſozialdemokratiſche Wäh 
alſo noch ſchwankend. Der Liberalismus muß ferner damit rechnen, daß w 
zurückeroberte Kreiſe auch in Zukunft behaupten werden Die Sozialde 
hat in mehr wie 80 Wahlkreiſen den Liberalen Hilfe geleiſtet, wovon über 
Erfolg waren, hat dagegen, faſt ausſchließlich durch die Fortſchrittliche 
partei (außer Köln und Würzburg), in 22 erfolgreichen Fällen Gegenleiſtung 


5 


ter arifhe Rundf han. 829 
Literariſche Rundſchau. 


Au gu ſt Kohl, Pubertät und Sexualität. Unterſuchungen zur Pſychologie 
es Entwicklungsalters. Würzburg 1911, Kurt Kabitzſch (A. Stubers Verlag). 


EX 


82 Seiten. Preis 1,50 Mark. 


3 


| Mit Recht weiſt der Autor im Vorwort zu dieſer Schrift darauf hin, daß der 
lergrößte Teil jener Publikationen, die in den letzten Jahren zur Aufklärung 
r Jugend über das Sexualleben ſo zahlreich erſchienen ſind, ihre Aufgabe nur 
hr mangelhaft erfüllen. Schon dadurch, daß ſie ſich ausſchließlich mit dem biolo⸗ 
ſchen Prozeß der Fortpflanzung befaſſen, kommen ſie faſt nur für das Kindes⸗ 
ter in Betracht, während gerade die im Entwicklungsalter Stehenden am 
ingendſten der Belehrung und Beratung bedürfen. Noch fehlt aber der Pädagogik 
Grundlage, die ihr durch wiſſenſchaftliche Unterſuchungen der pſychologiſchen 
ſcheinungen während der Pubertätszeit erſt geſchaffen werden müßte. Zur Aus⸗ 
ung dieſer Lücke will Dr. Kohl durch die vorliegende Schrift einen beſcheidenen 
nfang machen, indem er die Zeit der ſexuellen Entwicklung bei Jünglingen und 
kädchen in mehrere Epochen teilt und zunächſt nur die beiden erſten davon, 
e Zeit der „unbewußten Sexualatät“ und die der „ſexuellen Ahnungen“ be⸗ 
ndelt. Er gibt uns dabei ein lebhaftes Bild von dem Fühlen und Gehaben des 
„ der bürgerlichen Jugend im ungefähren Alter zwiſchen 14 und 
Jahren. 
Daß er ſich ausdrücklich darauf beſchränkt, diejenigen Erſcheinungen zu 
ern, die „bei der gebildeten Jugend beiderlei Geſchlechtes“ zu beobachten 
d, das motiviert er damit, daß hier eine größere Varietät anzutreffen ſei als 
der Jugend der tieferſtehenden ſozialen Schichten. „Vererbung, höhere Bildung, 
En Milieu und anderes laſſen auf eine differenziertere, reichere Pſyche 
ließen.“ 
In Wahrheit macht aber Dr. Kohl auch nicht den leiſeſten Verſuch, uns durch 
ne Broſchüre Einblick in eine „differenziertere, reichere Pſyche“ zu verſchaffen, 
as wohl im Rahmen dieſer Arbeit auch ſchwer möglich wäre, ſondern er begnügt 
ch damit, uns diejenigen inneren und äußeren Vorgänge zu zeigen, die ſich bei 
en allergewöhnlichſten Durchſchnittsmenſchen aus bürgerlichen Familien in der 
eichneten Entwicklungsepoche abzuſpielen pflegen. 
Es dürfte auch kaum zutreffen, daß die pſychiſchen Vorgänge, die mit der 
bertät zuſammenhängen, durchweg bei der Jugend der bürgerlichen Klaſſen 
ifferenzierter find als bei der des Proletariats. 
Die verfeinerten Sitten des Bürgertums erlegen allerdings den erwachenden 
eben ſtärkere Hemmungen auf und zwingen fie dadurch, ſich mannigfach zu 
erhüllen, andererſeits aber wirkt die ſtarre Konvention, die in bürgerlichen 
kreiſen alles beherrſcht, das mit der Sexualität zuſammenhängt, ſtark nivellierend 
das Denken und Gebaren ein, während die größere Freiheit, die im Prole⸗ 
t nach jener Richtung hin waltet, mehr Raum gibt für individuell differen⸗ 
es Denken und Handeln. 
Obwohl der Verfaſſer der Einwirkung ſozialer und wirtſchaftlicher Verhält⸗ 
auf die ſexuell⸗pſychiſche Entwicklung flüchtig erwähnt, ſo ſcheint er ſich doch 
deren ausſchlaggebende Bedeutung nicht ganz klar zu ſein und ſcheint nicht 
viſſen, daß die größten Schwierigkeiten, die ſich einer wirklich klugen Be⸗ 
ing und Beratung der Jugend über das Sexualleben entgegenſtellen, in den 
erſprüchen ihre Wurzel haben, welche die Sexualethik des Bürgertums auf⸗ 
it und leider auch noch die des Proletariats, das bisher aus ſeinen beſonderen 
bensbedingungen heraus noch keine neue Ethik der Geſchlechtsliebe entwickelt 
t und darum gerade nach dieſer Richtung hin noch vielfach im Banne klein⸗ 
rgerlicher Denkgewohnheiten ſteht, obwohl ſeine Praxis ſich täglich mehr von 
er des Bürgertums unterſcheidet. Thereſe Schleſinger. 
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GujtafF. Steffens, Die Demukratie. in Engl wenn 1911, Verlag Cut ; 
Diederichs. | 


Der Titel des Buches iſt umfaſſender als ſein Inhalt. Der Verfaffer Sicte 
eine Reihe hübſcher Feuilletons über demokratiſche und ſozialpolitiſche Problem 
und Perſönlichkeiten in England vom Standpunkt der Fabier. Geſchrieben hat ei 
ſie, wie mir ſcheint, unter dem Eindruck der erſten Tagungen des Parlamentes 1 
das aus den Wahlen vom Januar 1906 hervorging. Die literariſche Form, in dil 
er ſeine Eindrücke goß, bringt es mit ſich, daß ihnen eine ziemlich ſtarke Doſi; N 
äſthetiſierender Würze beigemiſcht iſt, die wohl den an ſolche Koſt nicht genannte 
Gaumen eines Maxxiſten beleidigen, aber dem Geſchmack derjenigen Leſer, fü 
die ſie beſtimmt ſind, entſprechen dürfte. Freiheitlich und ſozialpolitiſch en 
deutſche Intellektuelle werden ſich angeregt fühlen durch die Schilderung 5 
engliſchen „At Home“ — eines ambulanten Teekränzchens in Geſellſchaft vol 
Wells, Shaw, Webb oder Wallas, im geiſtigen Verkehr mit dem ethiſch⸗ äſthetiſch 
religiöſen Naturforſcher Oliver Lodge, dem pantheiſtiſchen Schwätzer Rev. Camp 
bell vom City⸗Tempel, oder dem diskreten Sozialökonomen Profeſſor Marſhall 
ebenſo wird es ihnen wohl tun, über John Burns, Lloyd George und im allge 
meinen über die Demokratiſierung des miniſteriellen Perſonals der engliſchen 
Regierung zu hören. Daß der Verfaſſer hierbei jo manche richtige Anficht übe 
die demokratiſchen, konſervativen und ſozialiſtiſchen Strömungen unſerer dei 
entwickelt, iſt bei einem gebildeten Manne wie Steffens ſelbſtverſtändlich. Di 
Quinteſſenz ſeiner ſoziologiſchen Anſichten befindet ſich auf Seite 54 bis 55 de 
Buches, wo er den bürgerlichen Demokraten zu beweiſen ſucht, daß die letzte Kon 
ſequenz ihres Denkens und Fühlens der Sozialismus — „die demokratiſch⸗ ſtaatlic 
regulierte und organiſierte Produktion“ — iſt, und die Sozialdemokratie zu be 
lehren ſucht, daß ſie einen Fehler begehe, indem ſie „die Klaſſenbewegung de 
Arbeiter im Rahmen des Sozialismus mit dem Sozialismus als politiſcher Sola 
erſcheinung verwechſelt. ... Die Sozialdemokratie muß lernen, daß fie den | 
lismus ſehr einſeitig und viel zu dogmatiſch repräſentiert, und daß alle ſtarke! 
Fortſchrittskräfte in der Geſellſchaft an der weiteren Entwicklung des Sozi lismu 
mitwirken müſſen.“ Das klingt ſo, als ob DE Sog ian alle nick rprole 


ae) 
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bielte. Meines Willens geſchieht dies nirgends. Ebenfamenig W die Soße 
demokratie die proletariſche Bewegung mit der aufſteigenden Entwicklung der © 
ſellſchaft zur Stufe des Sozialismus. Sie behauptet nur, daß die Intereſſen 
Proletariats mit den wirtſchaftlichen Entwicklungstendenzen und Bedürfniſſen de 
Geſellſchaftslebens harmonieren, und daß deshalb die proletariſchen Maſſen di 
Träger der Entwicklung zum Sozialismus find. Es waren doch gerade die Gründe 
der Sozialdemokratie, die auf dieſen Zuſammenhang zuerſt aufmerkſam machter 
Und es iſt die Hauptſchwäche der Fabier, daß ſie dieſen Hufen ver 
kennen. N 

Zum Schluſſe einige kleinere Korrekturen: Als die Hauptdaten der Ben 


jei geweſen, „die Arbeiterklaſſe zu idealiſieren“ 1 5 28), was eine unbege un W 
unbeweisbare Behauptung iſt. Wohl find nach der Auffaſſung des ee 


hier wird nicht der Arbeiter, ſondern der Menſch idealiſiert, und noch dazu k a de 
bürgerliche Menſch. Auf Seite 21 wird Wells als der vertraute Freund Webb g 
hingeſtellt, was ſeit 1908 nicht mehr richtig iſt; Webb findet ſeit einigen Jahre j 
keinen feindlicheren Kritiker als Wells, der ihn für einen Verderber des Sozie 
lismus hält. | | M. Bee: 
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Zcitſchriftenſchau. 


In dem Dezemberheft der Revue socialiste, syndicaliste et cooperative 
ird unter dem Titel „Gegen die Teuerung“ ein Gutachten des verſtorbenen Ge⸗ 
fen P. Lafargue abgedruckt, das dieſer dem Parteivorſtand eingereicht hatte, 
o gleichſam ſein Vermächtnis. Darin werden die Maßnahmen aufgezählt, die 
ergreifen ſeien und der Partei als Leitfaden zu ihrer Agitation dienen ſollen. 
allererſt ſollen die Zölle und Steuern auf Lebensmittel (Brot, Fleiſch, Kaffee, 
cker uſw.) ſofort aufgehoben werden. Aber dann müſſen zugleich die Pacht⸗ 
träge revidiert werden, die dazu dienen, die Vorteile der hohen Lebensmittel⸗ 
jiſe den Grundbeſitzern in die Hände zu ſpielen. Die kleinen Beſitzer, die ihre 
jene Ernte verbrauchen oder weniger verkaufen als fie kaufen müſſen, haben 
ihr Schaden als Vorteil von der Teuerung. Wenn auch geſagt wird, daß wir mit 
ſer Forderung unſere Propaganda in den Kreiſen der ländlichen Beſitzer er⸗ 
veren, jo darf uns das doch nicht davon abhalten, den internationalen Kampf 
jen die Agrarierpolitik mitzukämpfen. 

Wir müſſen weiter den Vorſchlag der Regierung unterſtützen, die den Ge⸗ 
inden das Recht gibt, Bäckereien und Schlächterein zu gründen — wozu noch 
Ukereien hinzuzufügen wären; der Großhandel will natürlich nichts davon 
ſen, denn die Gemeinden würden als die größten Käufer die Preiſe be⸗ 
fluſſen. Sie würden nicht, wie die Großhändler, die ländlichen Lieferanten 
jbeuten, ſondern ihnen durch Vorſchüſſe Gelegenheit geben, ihre Produktion 
verbeſſern. Sie würden noch mehr Waren im großen einkaufen und damit 
kleinen Läden von dem Großhandel unabhängig machen; dieſe kleinen 
lſchäftsleute würden eine ſolche kommunale Tätigkeit ſicher mit Freuden 
sen. Natürlich kann man mit diefen Reformen nicht die Teuerung völlig 
0 


heben, da ſie auch von bleibenden Urſachen, wie der Verbilligung der Gold⸗ 
duktion, abhängig iſt. Indem wir alles tun, den unmittelbaren Druck der Teue⸗ 
ig zu beheben, weiſen wir zugleich auf unſer Endziel als das endgültige Mittel 
ie Sozialiſierung der Produktionsmittel. 

La vie ouvrière bringt in den Nummern 51 bis 54 (5. November bis 20. De⸗ 
haber) eine Studie über „Die engliſche Woche“ von Pierre Dumas. Die Ver⸗ 
zung der Arbeitszeit iſt für die Arbeiter eine der wichtigſten und aktuellſten 
2 um die ſich ihre Kämpfe in den letzten Jahren am meiſten bewegten. 
neben kommt jetzt die Forderung der engliſchen Woche, das heißt des freien 
mstagnachmittags auf. Daher fol jetzt unterſucht werden, was bisher auf 
ſem Gebiet erzielt wurde. 


beitszeit länger geweſen als heutzutage, und die herrliche Große Revolution 
e uns die Befreiung aus früherer Sklaverei gebracht. In Wirklichkeit war die 
heitszeit in früheren Jahrhunderten kürzer als heute; bei künſtlichem Lichte 
rde nicht gearbeitet, und daher war in Frankreich der Durchſchnitt aus 12 Stun⸗ 
des Sommers und 8 Stunden des Winters ungefähr 10 Stunden. Dazu kamen 
vielen Feiertage; und die Beachtung der Vigilien vor jedem Sonn- und Feier⸗ 
bedeutete praktiſch den freien Nachmittag der engliſchen Woche. Nach einer 
wegn von Franklin kam die geſamte Ruhezeit auf 141 Tage hinaus, ſo daß 
r 224 Arbeitstage übrig blieben. Die große Induſtrie hat dieſe Verhältniſſe 
gehoben; und die Große Revolution hat daran mitgeholfen durch die Ver⸗ 
hung aller Korporationen, durch das Verbot der Koalitionen; fie hat zeitweilig 
ſar die Sonntage durch die zehntägige Woche um ein Drittel verringert. Erſt im 
* kommt die erſte geſetzliche Beſchränkung der Arbeitszeit auf 12 Stunden, 
e Geſetz, das übrigens gar nicht praktiſch angewandt wurde. 

In England waren die Arbeitszeiten im ſiebzehnten und achtzehnten Jahr⸗ 
Endert noch kürzer, 7 bis 8 Stunden, und die Lage der Arbeiter meiſt ſehr günſtig. 
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Die bürgerlichen Republikaner haben den Irrtum verbreitet, als ſei früher die | 
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Az Einführung der Maſchinen berlännerte die Arbeitszeit auf 1 
Stunden; Frauen- und Kinderarbeit ſowie Nachtarbeit riſſen ein und 
Arbeiterklaſſe körperlich, geiſtig und moraliſch tief herunter. Die Ti 
begannen den Kampf: nicht friedlich, wie oft gefaſelt wird, ſondern 
waltſameren Mitteln als die, welche dem heutigen Syndikalismus borger 
werden; ſie fanden aber nicht den blödſinnig⸗ hartnäckigen Widerſtand w 


find. Von 1825 bis 1901 reiht ſich Geſetz an Geſetz, Früchte dieſer K 
Arbeitszeit allmählich einzuſchränken. Schon 1825 wird eine kürzere 
arbeit vorgeſchrieben; das Geſetz von 1847 beſchränkte die Arbeitszeit auf 1 
den an anderen Tagen, auf 8 am Samstag. 1874 wurde die Samstag | 
Frauen und Jugendliche auf 6 Stunden feſtgeſetzt. 1875 finden wir i! 
ſchiedenſten Induſtrien den Brauch, am Samstag um 12 oder 1 Uhr 3 
Das Geſetz von 1901, das auch in die Heimarbeit eingriff, ſchrieb dort das Er 

Arbeit für 4 Uhr vor und in Textilfabriken für 12 bis 1½ Uhr. Obgleich w 
Geſetz für machtlos halten, hier ſchöpferiſch aufzutreten, wird das alles an 
um zu zeigen, welchen hohen Wert die engliſchen Arbeiter dem freien Sar 
nachmittag beilegen. Sie haben große Erfolge errungen, weil ſie zuerſt 
längſten vom Kapitalismus unterjocht wurden, dadurch zuerſt den Kam 
nahmen und ſtarke Organiſationen aufbauten. 

Aber nicht in England, ſondern in Auſtralien und Neuſeeland ſind die 
Errungenſchaften auf dem Gebiet der Arbeitszeit zu verzeichnen. Praktiſch 
ſchon lange, wenn auch erſt nach heftigen Kämpfen, der Achtſtundenta 
geführt; oder eigentlich die 48ſtündige Woche, denn an anderen Tagen wir 
8/⁰ Stunden und am Samztag 4 Stunden gearbeitet, jo daß dort auch 
Samstagnachmittag herrſcht. In Neuſeeland iſt ſogar der wirkliche Achtit 
mit der engliſchen Woche vereinigt, alſo die 44ſtündige Arbeitswoche verwi 
Auch in Amerika hat der Kampf um den Achtſtundentag mitunter heftig ge 
meiſt liegt die Arbeitszeit zwiſchen 48 und 56 Stunden, und faſt überall 
der freie Samstagnachmittag. 

Die Länder, wo die engliſche Woche e ſind alle proteſtantiſche i 
Sie wird deshalb meiſt auf den Puritanismus zurückgeführt, der alle Arbeit 
Zerſtreuung am Sonntag verpönt und daher geradezu zwingt, dazu den Sar 
nachmittag zu benutzen. Aber es iſt fraglich, ob dieſe Erklärung ausreicht; 1 i 
proteſtantiſchen Deutſchland und der Schweiz finden wir dieſen Brauch nie 
wird noch das Alter der engliſchen Arbeiterbewegung ſowie die Vorliebe für 
und der Sinn für das Familienleben bei den Engländern hinzugezogen werden r 

In Deutſchland wird der freie Samstagnachmittag immer mehr 
Gewerkſchaften gefordert und ſchon vielerorts durchgeführt. Auch in F 
haben viele Arbeiter ihn ſchon erobert und bürgert er ſich immer mehr 
ländlichen Induſtrien, die die Arbeiterinnen von weither heranziehen müſſen 
geradezu notwendig. Zur Unterſtützung des ferneren Kampfes ſeien die wich 
Argumente nochmals zuſammengeſtellt. Vor allem ſoll die Arbeiterin dadur 
laſtet werden. Jetzt hat ſie neben der Fabrikarbeit die Haushaltungsarbeit i 
ſorgen, und der Sonntag iſt daher kein Ruhetag, ſondern gerade die Zeit, 
alle aufgeſchobenen Arbeiten zu verrichten. Damit wird alles Familienlebe 
möglich gemacht. Der freie Samstagnachmittag wird die Gelegenheit zu 
Arbeiten geben, und damit wird der Sonntag für die Arbeiterin erſt wirkl 
Ruhetag, der Erholung und den Kindern gewidmet. Eine weitere Fol 
er für Berufe, die ſonſt am Samstag noch ſpät überlaſtet find, wie Friſeu 
geſchäfte uſw., eine vernünftige Schlußzeit ermöglichen wird. Dann ke 
weitere Intereſſe an aller Verkürzung der Arbeitszeit hinzu. 3 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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7 Berlin, 9. März 1912. 


Das Ziel aller patriotiſchen Sehnſucht iſt erreicht und der erſte ſozial⸗ 
mokratiſche Vizepräſident von ſeinem erhabenen Seſſel geſtürzt worden. 
jenofje Scheidemann beſaß den guten Geſchmack, ſich mit einem luſtigen 
orte zu verabſchieden, und in derſelben frohen Stimmung darf auch die 
artei ſein. Sie verliert nichts an einer bedeutungsloſen Würde, aber die 
rt, wie einen Monat lang darum gerungen worden iſt, ihr ſelbſt dieſen 
litter zu entreißen, zeigt nur, wie ſehr ſie gefürchtet iſt und wie ſehr ſie 
bn der Dinge ſteht. 

Im Grunde lief das Ringen auf einen Kampf zwiſchen dem ſchwarz⸗ 
auen Block und der Sozialdemokratie hinaus. Dank dem nationallibe- 
len Umfall haben die Ritter und die Heiligen den Genoſſen Scheidemann 
15 dem Präſidium gedrängt, dagegen haben ſie ſelbſt die Schlacht ver- 
ren, die ſie um ein ſchwarzblaues Präſidium kämpften. Dann aber haben 
ie beiden harten Mühlſteine, indem fie ſich aneinander rieben, das, was 
viſchen ihnen liegt, für diesmal nicht z e r quetſcht, ſondern in die Höhe 
cht Das neue Präſidium, das nunmehr endgültig für die Dauer 
er Seſſion gewählt worden iſt, beſteht aus den beiden Fortſchrittlern, die 
sher ſchon darin ſaßen, und dazu dem Nationalliberalen Paaſche, der an 
le Stelle Scheidemanns getreten iſt. Die beiden liberalen Fraktionen, die 
inter dieſem Präſidium ſtehen, zählen noch nicht hundert Mitglieder, bilden 
io noch nicht den vierten Teil des Reichstags. Herr Kämpf verdankt 
inen Sitz den ſozialdemokratiſchen Stimmen, und die beiden Vizepräſi⸗ 
enten verdanken die ihrigen den Stimmen des ſchwarzblauen Blocks. 
Damit ſind die Sonderbarkeiten dieſes ſonderbaren Präſidiums aber 
och nicht erſchöpft. Herr Dove iſt, da die Konſervativen und die Ultra⸗ 
iontanen ihn auf den Schild erhoben, aus Angſt vor dem gefürchteten 
dcheidemann gegen ſeine eigene Fraktion gewählt worden, die für den 
* 1912. I. Bd. 54 


| ſogialdemokratiſchen Vizepräsidenten ſimmte⸗ Er war he e genug, u 
zur Ablehnung dieſer Wahl zu entſchließen, und hat ſie nur angeno 
weil nicht allein ſeine eigene, ſondern auch die ſozialdemokratiſche Fr 
damit einverſtanden war. Inſofern hat er den verhältnismäßig kü 
Platz unter den drei Männern im feurigen Ofen. Viel ſchlimmer iſt 
Kämpf daran. Er iſt bekanntlich nur mit ſieben Stimmen Mehrheit 
den ſozialdemokratiſchen Gegenkandidaten gewählt worden, und wen 
den Verſicherungen der ſchwarzblauen Preſſe trauen darf, deren I. 
Gerechtigkeitsliebe ja außer Zweifel ſteht, ſo ſind ſo viele berechtigte Pro⸗ 
teſte gegen ſeine Wahl erhoben worden, daß deren baldige Ungültigkeit 
erklärung keinem Zweifel unterliegt. Der Sturz eines Präſidenten dur 
Kaſſierung ſeiner Wahl wäre denn freilich ein Novum im parlamenta⸗ 
riſchen Leben, und die reaktionären Biedermänner reiben ſich auch ſchon 
vergnügt die Hände. 15 

Unter dieſen Umſtänden fehlt einem wirklich das 1 Wort fü 
die Triumphgeſänge, die das liberale Zeitungsgeſchwiſter über das „lib 
rale Reichstagspräſidium“ anſtimmt. Zum Beiſpiel das „Berliner Tage⸗ 
blatt“ findet nunmehr feſtgeſtellt, daß der Schwerpunkt der deutſchen Politik 
bei den Liberalen liege, und es beglückwünſcht Herrn Dove, weil er zuglei 
Vertrauensmann der Rechten und der Linken ſei. Glauben denn dieſe Leute 
wirklich, daß man ſolche finnlofe Rodomontaden nicht auslacht, hüben wie 
drüben, bei den Roten wie bei den Schwarzblauen, die, ſo weltenfern fie 
ſich ſtehen, doch wenigſtens darin einverſtanden find, daß ſie Politik 3 
treiben wiſſen? Oder ſoll durch dieſe öden Laute das peinliche Schweigen 
vertuſcht werden, das die freiſinnige Preſſe in der nunmehr eröffneten Dis 
kuſſion über das fortſchrittlich⸗ſozialdemokratiſche Sich ee be 
obachtet? = 
Wie unferen oder bekannt ſein wird, hat die Geno ioſſin W ie 
Abkommen in vier glänzend geſchriebenen und vortrefjli ch durchdachten Ar: 
tikeln der „Leipziger Volkszeitung“ einer in der Form ſehr maßvollen 
aber in der Sache äußerſt ſcharfen Kritik unterzogen. Darauf hat der 
Parteivorſtand im „Vorwärts“ ebenfalls in vier Artikeln geantwortet, nad 
viel zu langem Schweigen, und hat endlich — ſoweit es nicht ſchon die Ge 
noſſin Luxemburg getan hatte — volles Licht über jenes Abkommen ver 
breitet, das der profanen Parteiwelt bisher nur in ſchwankenden Umriſſer 
bekannt war. Auch die Antwort des Parteivorſtandes iſt ſehr gut zu leſen 
und namentlich iſt ſie taktiſch ſehr geſchickt, indem ſie nicht ſowohl auf Ire 
ſprechung plädiert, ſondern nur auf mildernde Umſtände, die in der 
dem Angeklagten nicht wohl verſagt werden können. | 

Die Genoſſin Luxemburg hat in ihren ſonſt erſchöpfenden Artikeln ein ter 
enſche enden Geſichtspunkt nicht genug gewürdigt oder ſelbſt ganz über 
ſehen: den Geſichtspunkt nämlich, daß wenn die Fortſchrittler mit dem Vor 
ſchlag eines Stichwahlabkommens an den Parteivorſtand herantraten, dieſe 
unmöglich von vornherein nein ſagen konnte. Wir ſehen von den Ein 
heiten des Abkommens ab, der e von Mandaten, der Besen | 
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der Schwächung des ſchwarzblauen Blocks uſw.: nachdem wir aber jahr- 
ehntelang die Fortſchrittler wegen ihrer verräteriſchen Taktik in der Stidh- 
zahl verhöhnt und ihnen erklärt hatten, wenn ſie ehrliche Politik treiben 
yollten, jo würden wir fie gern unterſtützen, jo können wir ihnen, wenn 
e aus freien Stücken ſich zu einer ehrlichen Politik erbieten, nicht ohne 
ſeiteres die Tür weiſen, gleichviel aus welchen Gründen fie kommen, und 
bit dann nicht, wenn wir der angebotenen Freundſchaft nicht über den 
Beg trauen. | 
E So viel über die Generalia des Abkommens. Anders jteht es um feine 
zpezialia, über die wir Profanen jetzt erſt durch die Aufſätze der Genoſſin 
uxemburg und des Parteivorſtandes hinreichend unterrichtet ſind. Man 
mn gewiß auch hier dem Parteivorſtand manches zugute halten. Wenn er 
en Fortſchrittlern erſtens geſtattete, daß ſie — ſtatt ſich auf die Jenaer Be⸗ 
ingungen zu verpflichten — ſich ſtatt deſſen einfach auf ihr Parteiprogramm 
erufen durften, und zweitens auch noch, daß ſie ihre Anhänger nicht zur 
bſtimmung für die ſozialdemokratiſchen Kandidaten, ſondern nur zur Ab- 
immung gegen die ſchwarzblauen Kandidaten auffordern durften, ſo 
tag er gedacht haben: Na, der biedere Freiſinn iſt nun einmal kein „Wüſten⸗ 
ß aus Alexandria“, ſondern ein Renner, den Boileau geſchult: | 


Er weiß, daß eitler Mut ihm weder ziemt noch frommt, 
So ſchnäufelt er, und hebt die Hüflein, ſpringt und kommt 
Ans andre Ufer wohlbehalten. 


Alſo dem ſpatlahmen Gaul ein wenig ans andere Ufer zu helfen, mag 
och angehen. Allein es ging über die erlaubte Grenze hinaus, als dem An⸗ 
nnen der Fortſchrittler nachgegeben wurde, ihnen 16 Wahlkreiſe zu über⸗ 
fen, in denen fie mit unſeren Leuten ſtachen. Sie machten dieje Be⸗ 
immung zur conditio sine qua non des Abkommens, indem fie argumen⸗ 
erten: In dieſen Wahlkreiſen würden wir ſonſt durch Hilfe der Reak⸗ 
onäre ſiegen; wenn wir uns dieſe Hilfe durch unſer Abkommen mit euch 
erſchlagen, ſo ſeid ihr uns dafür eine Entſchädigung ſchuldig. Mit anderen 
Zorten: die Bankrotteure ſpielten gar noch die Erpreſſer, dieſelben Leute, 
ie ſich, wie die Genoſſin Luxemburg mit Recht hervorhebt, vor ſittlicher 
ntrüſtung über eine angebliche „Erpreſſerpolitik“ die Haare ausrauften, 
[s ihnen zugemutet wurde, für die 400 Millionen Mark indirekter Steuern, 
ie fie der Regierung bewilligen wollten, auch einige konſtitutionelle Zu⸗ 
eſtändniſſe von der Regierung zu beanſpruchen. Oder um ein Beiſpiel 
us dem gewöhnlichen Leben anzuziehen: Wenn X einige Jahrzehnte⸗ 
ing mit 9 Schwindelgeſchäfte auf Koſten von Z gemacht hat und dabei auf 
en Hund gekommen iſt, nun zwar reumütig zu Z kommt, jedoch ehe er die 
ſte Probe ſeiner Beſſerung ablegt, das anmutige Verlangen ſtellt, Z möge 
m den Profit aus ſeinen Schwindelgeſchäften mit Y garantieren, ſo würde 
dem & einfach zeigen, wo der Zimmermann das Loch gelaſſen hat. Daß 
er Parteivorſtand die 16 Kreiſe nicht einfach, ſondern durch die „Dämp⸗ 
ing“ der Agitation preisgegeben hat, macht die Sache eher noch ſchlimmer 


Schärfe gefellt zu haben, auch wenn ſie dabei der n wier 
ungewohnten Lage, worin ſich der Parteivorſtand befand, nicht gan 
recht geworden iſt. Es handelt ſich nicht um nachträgliche Vorwürfe get 
den Parteivorſtand, zumal da er ſelbſt in ſeiner Antwort auf die Aufla 
der Genoſſin Luxemburg ohne alle bureaukratiſche Hochnäſigkeit zugeg 
hat, daß die Sache allerdings zwei Seiten habe. Mit ihm mag der Pa 
tag in eie abrechnen, der ihm wohl ſchwerlich einen Galgen erri 
wird. 8 
Notwendig doch iſt es, aus den begangenen Fehlern zu lernen 
namentlich den Fortſchrittlern gegenüber wiederum eine feſte und kla 
Stellung einzunehmen. Die Geſchichte des Stichwahlabkommens, wie 
vorliegt, zeigt zur Evidenz, daß die Fortſchrittler noch immer die 
ſind. Nach dem Ausfall der Hauptwahlen erkannten dieſe „ollen eh 
Seemänner“, daß ein Abkommen mit der Sozialdemokratie, das ihn 
Reihe von Hintertüren ließ, um jeden Augenblick zu den Schwarz 
zu entwiſchen, das für ſie vorteilhafteſte Geſchäft ſei. Es ſei gern 
kannt, daß ſie dabei die Geriebenheit ene ee en 
haben. | 
Aber ebenſoſehr muß anerkannt werden, daß ſie bei den Stichwa 
wenig gemilderter Form die alte Verrätertaktik fortgeſetzt haben, 
für uns bei dem Abkommen, wie die Genoſſin Luxemburg ſchlüſſi 
gewieſen hat, kaum etwas herausgekommen iſt, was wir nicht auch oh 
Abkommen gehabt haben würden. Und wie iſt es jetzt, wo das Abk 
öffentlich diskutiert wird? Während unſer Parteivorſtand in durchaus wü 
diger, wenn auch nicht unanfechtbarer Form ſein Verhalten darlegt, bi 
ſich die Mitkontrahenten des Abkommens an die Wanzentaktik des To 
ſchweigens und haſelieren, als ob ſie an der Spitze der Ziviliſation 
ſchierten; höchſtens daß dies oder jenes fortſchrittliche Organ dreiſt 
iſt, unter allerhand Schimpfereien unſeren Parteivorſtand der Unw 
zu zeihen. 
| Dem gegenüber muß jede Art Rückſicht auf dieſe angenehmen „Bun 4 
genoſſen“ aufhören. Wir verlangen gewiß nicht, daß die Fortſchrittler, 0 
die ſchwarzblauen Blätter ſpotten, unſere „Heloten“ oder Börigen we 0 
ſollen. | 1085 
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Aber unſer Marſchtempo müſſen ſie annehmen, und dies Marſchtempo 
uß nach Lage der Dinge womöglich noch ſchneller und ſtürmiſcher ſein als 
r den Wahlen. Kommen die Fortſchrittler dann nicht mit, jo kann es 
is höchſt gleichgültig ſein, ob ſie auf der Landſtraße liegen bleiben oder 
h in die böhmiſchen Wälder der politiſchen und ſozialen Reaktion ſchlagen. 


Gold, papier und Ware. 


Von K. Kautsty. 


1. Goldproduktion und Teuerung. 


Pie Teuerung iſt eine ſo anhaltende und auffallende Erſcheinung ge— 
orden, daß die Frage nach ihren Urſachen die Okonomen der verſchiedenſten 
chulen und Richtungen beſchäftigt. Unter anderem wurde auch die Re— 
lutionierung der Goldproduktion als eine Urſache der Teuerung genannt. 
Ho Bauer hat in ſeiner Schrift über die Teuerung dieſe Auffaſſung 
zeptiert, ich ſelbſt habe das gleiche wenigſtens bedingungsweiſe getan. 
lerdings haben weder Bauer noch ich, noch, ſoviel ich weiß, irgend ein 
ö 


derer ſozialiſtiſcher Theoretiker die Herabſetzung der- Produktionskoſten 
3 Goldes als alleinige Urſache der Teuerung oder auch nur als ihre 
sjentlichite betrachtet. In meinem Artikel über die Aktion der Maſſe habe 
als die Urſachen der Teuerung bezeichnet: 

Die preisſteigernde Wirkung des Privateigentums am Boden in Amerika, die 
eſtärkt wird durch die Folgen des Raubbaus in Rußland und Amerika, durch die 
mahme von Verbänden der Produzenten und Händler, vielleicht auch durch 
Revolutionierung der Goldproduktion. Techniſche Fortſchritte 
d das Auffinden neuer Goldlager haben die Produktionskoſten und damit den 
ert des Goldes möglicherweiſe raſcher geſenkt als den Wert der Lebensmittel, 
die Produktivität der Landwirtſchaft infolge der Hemmungen des Privateigen— 
ms am Boden, der Erhaltung des techniſch rückſtändigen Kleinbetriebs und der 
udflucht der Arbeiter nur langſam ſteigt. Nimmt man zu alledem noch die 
ſichſenden Schutzzölle ſowie die Steuererhöhungen der letzten Jahre, dann hat 
im jo ziemlich die Urſachen der Teuerung beiſammen. Sie alle ſind dauernder 
ur. Auch auf die Agrarzölle und Steuererhöhungen werden die herrſchenden 
gaſſen nicht freiwillig verzichten, ſie ſind die notwendige Folge des imperia— 
} tiſchen Kolonial⸗ und Rüſtungsfiebers, das fich des Kapitalismus bemächtigt hat. 


Gegen die Auffaſſung, als könne der Wert des Goldes infolge der Ver— 
inderung ſeiner Produktionskoſten geſunken ſein, wendet ſich Varga in 
em Artikel über Goldproduktion und Teuerung im 7. Heft des laufenden 
Arganges des „Neuen Zeit“. 

Er behauptet nicht bloß, der Goldwert ſei tatſächlich nicht geſunken, was 
elleicht zutrifft, ſondern ſogar, es ſei ganz unmöglich, daß der Goldwert 
jerhaupt ſinke. Die Veränderungen der Produktionsbedingungen des 
oldes könnten alſo auf keinen Fall eine Urſache der Teuerung ſein. Silfer- 
gag nimmt dieſe Behauptung auf und ſucht ihr eine tiefere theoretiſche Be— 
ündung zu geben in feinem Artikel über Gold und Ware. 

Seine Theorie iſt kühn und anſcheinend feſt geſchloſſen, dabei aber ſo 
tador, daß fie zur Nachprüfung förmlich zwingt. Diefe Nachprüfung wird 
h aber vor allem auf die Theorie der Papierwährung erſtrecken müſſen, 
IE 1911-1912. I. Bd. 55 
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die Hilferding in ſeinem „Finanzkapital“ enlividelte: und die | 
Grundlage feiner Theorie vom unveränderlichen Werte des Goldes 
Ich habe bereits in meiner Beſprechung des Hilferdingſchen, 
kapital“ („Neue Zeit“, XXIX, 1, S. 771) darauf hingewieſen, daß m 
dort entwickelte Theorie der Papierwährung unhaltbar erſcheint. J Ie de 
mich mit dieſer Feſtſtellung begnügen zu dürfen und ſah von ei 
gehenden Widerlegung ab, einmal weil meine Beſprechung ohnehin 
ſo ausführlich wurde, daß ſie den Rahmen eines Artikels ſprengte, 
aber auch deshalb, weil ich mich ganz in feine Unterſcheidungen hätte 
lieren müſſen, die der Maſſe der Leſer leicht als bloße Tüfteleier 
ſcheinen und die man ohne Not nicht in einer populären Zeitſchrift 
öffentlicht. Ein dringender Grund zu dieſer Erörterung ſchien mi 
nicht gegeben, weil die Papierwährung in dem Buche Hilferdings 
Rolle ſpielt, jo daß fie ſeine großen Vorzüge in keiner Weiſe beeinträd 
Er ſelbſt erklärte ſie praktiſch für undurchführbar. Ich hielt mich daher 
berechtigt, ſie als bloße „akademiſche Schrulle“ zu betrachten. 5 
Hilferdings jüngſter Artikel zeigt mir, daß die Auffaſſungen, aus d 
er ſeine Theorie der Papierwährung entwickelt, doch größere Bedeutu 
winnen können. Er macht ſie hier zur Grundlage von Darlegungen, 
die Beantwortung der wichtigſten Frage der Okonomie unſerer Zeit, 
Frage der Teuerung, von entſcheidender Bedeutung werden können, 
aber auch darüber hinaus unſere Werttheorie in unſeren Wurzeln 
greifen — wenn ſie richtig ſind. 5 
Ob das der Fall, wollen wir im folgenden unterſuchen. 


2. Die Papierwährung. 


Hören wir vor allem Silferding jelbit. In ſeinem „inan, 
ſagt er: 


Unterſtellen wir einmal reine Papierwährung. (Es iſt dabei imm 
licher Zwangskurs vorausgeſetzt.) Wir wollen annehmen, daß in einem beſt 
Moment die Zirkulation 5 Millionen Mark erfordere, zu denen zirka 3600 
Gold nötig wären. 1 Wir hätten dann eine Geſamtzirkulation, die folgendes 
zeigte: (5 Millionen Mark in) W — (5 Millionen Mark in) G — (5 Millione 
in) W. Erſetzt man das Gold durch Papierzeichen, ſo kann auf dieſen Zei 
immer gedruckt ſein, ihre Summe muß immer die Wertſumme der W 
präſentieren, alſo in unſerem Falle gleich ſein 5 Millionen Mark. Wer | 
gleiche Zettel gedruckt, wird jeder 1000 Mark gleichgejeßt werden, werden 
gedruckt, fo jeder 50 Mark gleich ſein. Verdoppelt ſich, die Umlaufsgeſch 
immer gleichgeſetzt, die Preisſumme der Waren, und wird die Menge d 
nicht geändert, ſo werden ſie 10 Millionen Mark gelten. Sinkt die Pre 
auf die Hälfte, ſo nur 22 Millionen. Mit anderen Worten: Bei einer 
währung mit Zwangskurs iſt bei gleichbleibender Umlaufszeit der 
Papiergeldes beſtimmt durch die Summe der Warenpreiſe, die in der Zi 
umgeſetzt werden muß. Das Papiergeld wird ganz unabhängig vom W̃ 
Goldes und reflektiert direkt den Wert der Waren nach dem Geſetz, 
ganze Menge gleichen Wert repräſentiert wie die Preisſumme der Waren, d 
durch die Umlaufszahl gleichnamiger Geldſtücke. Man ſieht ſofort, daß, v ö 
mit dem Ausgangspunkt, nicht nur Entwertung, ſondern auch Abe 
Papiergeldes eintreten kann“ (S. 18, 19). 8 


1 Im Original ſteht infolge eines Druckfehlers 36,56 Pfund 8 
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Hilferding weiſt dann auf die Erfahrungen in verſchiedenen Ländern 
„in denen bei Einſtellung der freien Silberprägung der Wert der 
bermünze über ihren Metallwert hinausging, was feine Auffaſſung be- 
ftigen ſoll, und kommt ſchließlich zu folgendem Ergebnis: 


Das Geld erſcheint nach wie vor als Wertmeſſer. Aber die Größe des Wertes 
es „Wertmeſſers“ iſt nicht mehr beſtimmt durch den Wert der Ware, die ihn 
‚et, den Wert des Goldes oder Silbers oder des Papiers. Vielmehr wird dieſer 
ert“ in Wirklichkeit beſtimmt durch den Geſamtwert der zu zirkulierenden 
ren (bei gleichbleibender Umlaufsgeſchwindigkeit). Der wirkliche Wertmeſſer iſt 
ſt das Gold, ſondern der „Kurs“ des Goldes wird beſtimmt durch das, was ich 
geſellſchaftlich notwendigen Zirkulationswert nennen 
hte, der gegeben iſt, wenn wir auch die Zahlungsfunktion des Geldes berüd- 
j Wertſumme der Waren 
Umlaufsgeſchwindigkeit des Geldes, 
fälligen Zahlungen, minus der ſich ausgleichenden Zahlungen, minus endlich 
Anzahl Umläufe, worin dasſelbe Geldſtück abwechſelnd bald als Zirkulations⸗, 
> als Zahlungsmittel funktioniert (S. 29, 30). 


Sehen wir nun dieſe Ausführungen näher an. Gleich der erſte Satz 
hält den Keim eines Mißverſtändniſſes. Er ſagt: | 


Wir wollen annehmen, daß in einem beſtimmten Moment die Zirkulation 
Millionen Mark erfordere, zu denen zirka 3600 Pfund Gold nötig wären. 


igten ., durch die Formel plus der Summe 


Nach dieſer Faſſung könnte man annehmen, die 5 Millionen Mark und 
3600 Pfund Gold ſeien zwei verſchiedene Dinge. Das Gold ſei das 
ttel, die 5 Millionen Mark in Umlauf zu bringen. In Wirklichkeit find 
5 Millionen Mark nichts anderes als die 3600 Pfund Gold. Sie ſind 
ihnen identiſch und können nichts anderes ſein. Was die Zirkulation 


dert, find 3600 Pfund Gold. Daß man 1395 Pfund Goldes eine Mark 


. 


mt, 3600 Pfund alſo rund 5 Millionen Mark heißen, iſt nebenſächlicher 


tur. 

Der Hilferdingſche Satz iſt noch nicht direkt falſch, aber er trägt ſchon 
ſich den Keim des Irrtums. | 

Bedenklicher iſt ſchon der nächſte Satz: 

Wir hätten dann eine Geſamtzirkulation, die folgendes Bild zeigte: (5 Mil- 
ien Mark in) W — (5 Millionen Mark in) G — (5 Millionen Mark in) W. 


Die Formel W— G — W benutzt Marx, um die Zirkulation der Ware 
kennzeichnen. Der Warenproduzent kommt auf den Markt mit einer 
re W, die eine beſtimmte Wertgröße darſtellt. 

1 verkauft ſie, tauſcht fie aus gegen eine beſtimmte Menge der Geld— 
, G, die von gleichem Werte iſt wie die Ware W, und kauft mit dieſer 
dmenge wieder eine Ware von gleichem Werte wie die erſte Ware, wes— 
b Marx auch dieſe Ware mit W bezeichnet, obgleich fie als Gebrauchs- 
t etwas ganz anderes vorſtellt als die erſte Ware. 

Es iſt klar, W bedeutet dabei nicht eine beſtimmte Geldmenge, ſondern 
e beſtimmte Warenmenge. Will Marx W konkret bezeichnen, dann gibt 
ins beſtimmte Gewichts- oder Stückmengen der Waren — 20 Ellen Lein⸗ 
nd, 1 Rock, 40 Pfund Kaffee, ½ Tonne Eiſen. Es würde ihm nie ein- 
en, zu ſagen 5 Millionen Mark in W. 5 Millionen Mark bezeichnet, wie 
"willen, auch nur eine beſtimmte, nach dem Gewicht bemeſſene Menge 
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einer einzelnen Ware, des Goldes. Es wäre ſinnlos, zu ſagen, die Zi 
lation der Ware tauſche zum Beiſpiel 1360 Pfund Gold in Kaffee ge 
1360 Pfund Gold in Gold, gegen 1360 Pfund Gold in Eiſen. a 

Noch bedenklicher ift aber folgendes. W — 4 — W it die Formel | 
die Zirkulation der einzelnen Ware. Was Hilferding hier zeigen u 
iſt jedoch nicht die Zirkulation der einzelnen Ware, ſondern 
Umlauf der geſamten Gold- und Warenmaſſe in der Geſellſchaft. Dieſer 
aber das Ergebnis zahlreicher Zirkulationsprozeſſe, die ſich miteinan; 
auf das mannigfachſte verſchlingen, und deren Geſamtheit unmöglich dil 
die Formel W — G — W wiedergegeben werden kann. Bei der don 
W— 6 Wemuß W an Wert immer gleich fein G. Dagegen iſt die W. 
ſumme des umlaufenden Geldes faſt nie gleich der Wertſumme der dan 
die in Umlauf zu ſetzen iſt. 

Alles das weiß Hilferding ſo gut wie ich; er gibt wenige 86% She 
ſelbſt die Marrſche Formel an, die die Menge des umlaufenden Geldes 
ſtimmt. Wenn er trotzdem die Formel (5 Millionen in) W — 5 Millio⸗ 
in) G — (5 Millionen in) W gebraucht, fo liegt offenbar nur ein Verjeli 
vor, über das man hinwegſehen könnte, wenn es nicht zur er ni 
terer Verſehen würde. u 

Hilferding fährt fort: 


Erſetzt man das Gold durch N ſo kann auf dieſe Zeichen 9 
immer gedruckt ſein, ihre Summe muß immer die Wertſumme der Waren = 
fentieren, alſo in unſerem Falle gleich ſein 5 Millionen Mark. 


Hier haben wir den erſten Sündenfall, den die ungenaue Ausdri 
weiſe erzeugt. Auffallend iſt ſchon die bei Hilferding ungewöhnlich u 
wiſchte Ausdrucksweiſe. | 

„Was immer kann auf dieſe Zeichen gedruckt ſein.“ Warum drück, 
ſich nicht deutlicher aus? Was kann denn auf die Papierzeichen gedti 
ſein? Doch nicht etwa Zitate aus deutſchen Klaſſikern, wie auf das modern 
Kloſetpapier? Nur eines kann auf ſie gedruckt ſein, was für uns hier! 
Belang iſt, wie viel Gold ſie repräſentieren. Auf jedem Zettel ſteht 
druckt, welches Gewicht an Gold er darſtellt. Bergen wir 
Mich 
Nicht minder undeutlich wie der Ausdruck: „was immer auf die 
Zeichen gedruckt fein mag“ ift der folgende: „Ihre Summe muß im 
die Wertſumme der Waren repräfentieren.“ Die Summe von Zetteln? A ni 
kann doch keinen Wert repräſentieren. Nicht um die Summe der 3 et! 
handelt es ſich, ſondern um die Summe der Goldmengen, die ſie dk 
ſtellen. Hilferding ſucht hier förmlich nach plumpen, verwaſchenen As 
drücken, um nur das Papier von ſeiner Beziehung zum Gold loszulön 

Und nun erſcheint es ihm ein leichtes, den entſcheidenden Schritt zu! tn 
indem er mit größter Gemütsruhe, als verſtünde es fich von jelbit, erflch 
„Ihre Summe muß immer die Wertſumme der Waren reprä 
tieren, alſo in unſerem Falle gleich ſein 5 Millionen Mark.“ 5 

„Erſetzt man Gold durch Papierzeichen“, ſo dient das Papier eben 
Repräſentant von Gold, einer beſtimmten Goldmenge, und nie als Rep 
ſentant von Ware. Die Summe an Wert, die die Geſamtheit der Ze 
darſtellt, muß alſo immer gleich ſein der Summe von Gold, an deren St f 


kautskh: Gold, Papier und Ware. 841 


tritt. Dieſe Summe iſt allerdings in dem Hilferdingſchen Beiſpiel gleich 
Wertſumme von Waren, die zirkuliert, aber damit iſt noch nicht geſagt, 
ihre Summe die Wertſumme der Waren auch dort repräſentiert, wo dieſe 
der Wertſumme das Goldes abweicht, die zur Waxenzirkulation er— 
cht wäre. 

Wird das Gold durch Papierzeichen erſetzt, ſo bezeichnen dieſe beſtimmte 
dmengen, nicht Warenwerte. Sie bezeichnen G, nicht W. Welche Gold— 
igen immer ſie dem auf ſie gedruckten Namen nach darſtellen mögen, in 
klichkeit können ſie nicht mehr Gold repräſentieren, als die Bedürfniſſe 
Zirkulation erfordern. l 

Nun wird Hilferding mir entgegenhalten, das ſei alles reine Pedan— 
e. Die Menge Goldes, die durch die Bedürfniſſe der Warenzirkulation 
wdert ſei, hänge ab von der Wertſumme der Waren, die in Zirkulation 
ſetzen ſei. Je größer dieſe Summe, deſto höher auch die erforderliche 
dmenge. Unter ſonſt gleichen Umſtänden ſtünden beide in einem feſten 
hältnis zueinander. 

Marx ſelbſt ſagt in ſeinem „Kapital“: | 
Unter dieſer Vorausſetzung iſt die Maſſe der Zirkulationsmittel durch die zu 
iſierende Preisſumme der Waren beſtimmt. 


Kommt das, was Hilferding geſagt hat, nicht auf dasſelbe hinaus? 
Keineswegs, denn Marx ſagt, ſein Satz ſei unter einer beſtimmten Vor— 
ſetzung richtig. Gerade dieſe Vorausſetzung aus dem Wege zu räumen, 
aber das eifrige Bemühen der Hilferdingſchen Argumentation. 

„Dieſe Vorausſetzung“ formuliert Marx mit den Worten: 

Im folgenden wird der Wert des Goldes als gegeben vorausgeſetzt, wie 
in der Tat im Augenblick der Preisſchätzung gegeben iſt. 


Hilferding dagegen will uns zeigen, daß das Papiergeld vom Wert des 
des unabhängig iſt, daß der Geſamtwert, den es repräſentiert, direkt, 
m ittelbar durch den Wert der ihm gegenüberſtehenden Warenmaſſe 
immt wird (bei gleichbleibender Umlaufsgeſchwindigkeit). 

Nach der Marxſchen Lehre wird allerdings der Wert des Papiergeldes 
(falls durch den Wert der ihm gegenüberſtehenden Warenmaſſe be— 
zimt, aber dieſer Prozeß wird bei ihm vermittelt durch das Gold, das 
r in ſeiner Leiblichkeit aus ihm bei der Papierwährung ausgeſchaltet 
das aber nach wie vor als Wertmeſſer, alſo als vorgeſtelltes Gold, weiter 
giert. | 

Der Gegenſatz der Auffaſſungen beider tritt klar in folgender Fußnote 
(Finanzkapital (S. 45) zutage: 
Am richtigſten ſcheint mir Marx die Geſetze der Papier- (oder geſperrten) 
hrung zu formulieren, wenn er jagt: „Die wertloſen Marken ſind Wertzeichen 
„ſoweit ſie das Gold innerhalb des Zirkulationsprozeſſes vertreten, und ſie 
kreten es nur, ſoweit es ſelbſt als Münze in den Zirkulationsprozeß eingehen 


| 
| 


— 


— 


de, eine Quantität, beſtimmt durch feinen eigenen Wert, wenn die Tauſch— 
5 der Waren und die Geſchwindigkeit ihrer Metamorphoſen gegeben ſind“ 
ir Kritik der politiſchen Okonomie, S. 113). Nur erſcheint der Umweg 
erflüſſig, den Marx einſchlägt, indem er zuerſt den Wert der Münz⸗ 
ſe beſtimmt und durch ihn erſt den des Papiergeldes. Der rein geſellſchaft— 
I? Charakter dieſer Beſtimmung kommt viel deutlicher zum Ausdruck, wenn man 
(Wert des Papiergeldes direkt vom geſellſchaftlichen Zirkulationswert ableitet. 
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Daß hiſtoriſch die Papiergeldwährungen aus Metallwährungen entſtan 
kein Grund, ſie auch theoretiſch ſo zu betrachten. Der Wert des Papiergeld 
abgeleitet werden können, ohne auf das Metallgeld zu rekurrieren. 


Hier haben wir den Gegenſatz zwiſchen Marx und Hilferding El. 
geſtellt. Dieſer meint, der Wert des Papiergeldes muß ohne Bez 
auf das Metallgeld abgeleitet werden können. Muß iſt eine harte; 
aber in der Wiſſenſchaft gibt es kein sie volo, sic jubeo. Da entſch 
bloß die ratio. Und da find die bisher betrachteten Verſuche Silferdi 
das Gold los zu werden, nicht ſehr zwingend. Er will das Gold bei 
Beſtimmung des Wertes des Papiergeldes ausſchalten. Er will dieſen d 
durch den Warenwert beſtimmt wiſſen. Das gelingt ihm aber nur d 
daß er, ohne es zu merken, die Meſſung des Warenwertes durch da 
ſtillſchweigend vorausſetzt. Mit anderen Worten, daß er Wert und Pre 
ander gleichſetzt. Seine ganze Deduktion baut ſich auf der Vorausſetz 
auf, ſo und jo viele Mark ſeien nicht eine Preis, ſondern eine Wertbefti 
mung. Daß aber die Preisſum me der Waren den Wert des umlaı 
den Papiergeldes beſtimmt, beſtreitet Marx keineswegs. Der We 
Wert zum Preis iſt eben der „Umweg“, den Marx einſchlägt. Hil 
erſpart dieſen „überflüſſigen“ Umweg dadurch, daß er Wert und Pr 
gleichbedeutend behandelt. Dieſen Sündenfall leitet er dadurch ein, 
5 Millionen Mark und 3600 Pfund Gold als verſchiedene Dinge be 
und die Formel W— G — W durch die Formel erſetzt: (5 Millionen 
in) W — (5 Millionen Mark in) G — (5 Millionen Mark in) W. 
Marx ſagt: Unter der Vorausſetzung des gegebenen Goldwertes 
Maſſe der Zirkulationsmittel durch die zu realiſierende Preisſum 
Waren beſtimmt. Hilferding dagegen erklärt, die Summe der Geld a 
„muß immer die Wertſumme der Waren repräſentieren, alſo in unſerem 
gleich ſein 5 Millionen Mark“. Dieſe 5 Millionen Mark ſind keine 
ſumme, jondern eine Preisſumme. Der Wert wird beſtimmt durch du 
ſellſchaftlich notwendige Arbeitszeit. Steckt in der Warenmaſſe eine 
ſchaftlich notwendige Arbeit von 5 Millionen Arbeitsſtunden, ſo wi 
Wert ſo hoch ſein. Wird nun durch eine Arbeitsſtunde a Pfund 
erzeugt und nennt man dieſe Menge Goldes eine Mark, dann ma m 
auch jagen, daß die Wertſumme der Warenmaſſe 5 Millionen Mark b 
Genau genommen iſt dies jedoch nicht eine Wertſumme, ſondern eine 
ſumme, das heißt eine beſtimmte Wertgröße, ausgedrückt durch eine 
Goldes, gegen die ſie ausgetauſcht wird. Wert und Preis fallen kein 
zuſammen, aber der Einfachheit halber kann man ſie mitunter in der T 
einander gleichſtellen. Dabei darf man aber nie vergeſſen, daß der Ar 
eines Wertes in Geld den Wert des letzteren vorausſetzt, ohne dieſe V 
ſetzung ſinnlos iſt. Richtiger iſt es immer, einen ſolchen Ausdruck als 
zu bezeichnen. 

Warum ſpricht nun Hilferding hier von einer Wertſunm ſta 
einer Preisſumme? Die Wertſumme der Waren iſt an ſich gegebe 
unabhängig vom Wert des Geldes. Die Preisſumme ſetzt dageg 
bloß einen beſtimmten Wert der Ware, ſondern auch einen bef 
Wert des Geldes voraus. Indem er Wertſumme und Preisſumme e 
ander gleichſetzt, ermöglicht er es, den Preis ebenſo wie den Wert der 55 
von der Vorausſetzung eines gegebenen Geldwertes unabhängig zu 
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Mit dieſer Gleichſetzung von Wert und Preis hat er die Bedingungen 
mer Theorie gegeben. Er fährt fort: 

Werden 5000 gleiche Zettel gedruckt, ſo wird jeder 1000 Mark gleichgeſetzt 
rden, werden 100 000 gedruckt, fo jeder 50 Mark gleich ſein. Verdoppelt ſich, die 
nlaufsgeſchwindigkeit immer gleichgeſetzt, die Preisſumme der Waren und 
rd die Menge der Zettel nicht geändert, ſo werden ſie 10 Millionen Mark gelten, 
it die Preisſumme auf die Hälfte, jo nur 2¼ Millionen. 


Hier iſt anſcheinend jede Beziehung des Geldes zum Gold verſchwunden. 
tr haben auf der einen Seite eine Warenmaſſe, auf der anderen eine 
telmaſſe. von dem Werte jener Warenmaſſe und der Menge der Zettel 
mot es ab, wie groß der Wert jedes derſelben. Das Gold ſcheint völlig 
8geſchaltet. 

Und doch trotz alledem drängt ſich das zudringliche Metall auch in dieſe 
one Papierwirtſchaft immer wieder ein. 

Was haben wir nach der Vorausſetzung Hilferdings? Eine Wertmaſſe, 
nen Haufen von Waren, die vielleicht 5 Millionen Arbeitsſtunden re⸗ 
äſentieren, und eine Menge „gleichbedruckter“ Zettel. Dieſe ſind an ſich 
ertlos. Jeder erhält ſeinen Wert durch das Monopol, das ihm der Staat 
rleiht, die Waren zu zirkulieren. Der Wert eines jeden wird durch den 
ert der Waren beſtimmt, die er zu zirkuliren hat. Sind bloß 5000 Zettel 
„ jo entfallen auf jeden 1000 Arbeitsſtunden Wert. Sind ihrer 100 000, 
50 Arbeitsſtunden. 

In dieſer Form wäre die Papierwährung nichts als eine ſchlechte Kopie 
r Utopie vom Arbeitsgeld. Über dieſes jagt Marx: 

Die Frage, warum das Geld nicht unmittelbar die Arbeitszeit ſelbſt repräſen⸗ 
kt, fo daß zum Beiſpiel eine Papiernote x Arbeitsſtunden vorſtellt, kommt ganz 
fach auf die Frage heraus, warum auf Grundlage der Warenproduktion die 
ebeitsprodukte ſich als Waren darſtellen müſſen, denn die Darſtellung der Ware 
ließt ihre Verdoppelung in Ware und Geldware ein. Oder warum Privatarbeit 
cht unmittelbar als geſellſchaftliche Arbeit, als ihr Gegenteil, behandelt werden 
. („Kapital“, I, ©. 64.) 


Der unangenehmen Notwendigkeit, dieſe Fragen beantworten zu müſſen, 
itzieht ſich Hilferding dadurch, daß er die Wertgröße ſtatt durch Arbeit3- 
unden durch Mark darſtellt. Er mag ſich aber drehen und wenden wie er 
ill, eine Mark bedeutet eine beſtimmte Menge Goldes. 

Sobald wir das Gold einführen, erhält die Sache wieder einigen Sinn. 
ilferding geht aus von einem Warenwert von 5 Millionen Mark. Das iſt 
ne beſtimmte Größe vorgeſtellten Goldes, wenn wir unter einer Mark 
1205 Pfund Gold verſtehen. Es find dann rund 3600 Pfund Gold. Nimmt 
nun an, daß zur Zirkulierung dieſer Warenmenge eine gleiche Gold- 
enge erforderlich iſt, ſo haben wir auch hier wieder 3600 Pfund Gold, 
tiefe aber in voller Leiblichkeit. Werden dieſe 3600 Pfund durch ſie repräſen⸗ 
erende Zettel erſetzt, jo ſtellt deren Geſamtſumme dann auch 3600 Pfund 
old vor, wie groß immer ihre Menge. Bedruckt iſt aber jeder mit der 
klärung, daß er einer beſtimmten Menge Goldes gleich ſei. Dies iſt der 
inn der Erklärung, daß er 50 oder 100 oder 1000 Mark gelte. Einen an⸗ 
eren Sinn hat ſie nicht oder kann ſie nicht haben. Werden mehr ſolcher 
scheine in die Zirkulation geworfen, als diefe erfordert, werden mehr Gold⸗ 
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repräſentanten ausgegeben, als Gold an ihrer Stelle zirkulieren w 
ſo werden ſie doch zuſammen nur ebenſoviel Gold wert ſein, als de 
Zirkulationsbedürfnis entſpricht. Verlangt dieſes 5 Millionen Mark 
Gold und es wird Papiergeld ausgegeben, das 10 Millionen Mark in & 
repräſentiert, ſo wird jeder Zwanzigmarkſchein nur eine Goldkrone w 
ſein, und jener wird nicht mehr Ware kaufen können wie dieſe. 9 
Anders iſt auch der Satz nicht aufzufaſſen: „Werden 5000 gleiche Zet 
gedruckt, ſo wird jeder 1000 Mark gleichgeſetzt werden, werden 100 000 
druckt, ſo jeder 50 Mark gleich ſein.“ Welche Mark können hier verſtand 
ſein, als Mark in Gold? Es gibt neben den Mark (oder 50, 100, 1000 Ma 
ſcheinen) in Papier nur ſolche in Gold — oder wenigſtens in vorgeſtellt 
Gold. Nun, eine Mark in Papier iſt immer eine Mark in Papier wert. 
Erklärung, 100 Mark in Papier ſeien nur 50 Mark wert, kann unter dieſ 
letzteren gar nichts anderes verſtehen als 50 Mark in Gold. N 0 
Wo mehr Papiergeld in Umlauf geſetzt wird, als den Bedürfniſſen de 
Zirkulation nach Goldgeld entſpricht, da bilden ſich bei Zwangskurs dop 
pelte Preiſe, Goldpreiſe und Papierpreiſe. Die Baſis der Wertmeſſungen 
bleibt aber ſtets das Gold. Als Wertmeſſer kann das Gold nicht ausge 
ſchaltet werden. u 


Das leugnet Hilferding. Er kommt zu dem Geſetz: 


Bei reiner Papierwährung mit Zwangskurs iſt bei gleichbleibender Im! 
zeit der Wert des Papiergeldes beſtimmt durch die Summe der Warenpreiſe, ! 
in der Zirkulation umgeſetzt werden muß; das Papiergeld wird hier ganz un a 
hängig vom Werte des Goldes und reflektiert direkt den Wert der Ware 


Der Wert des Geldes wäre danach beſtimmt durch die Summe der Ware 
preiſe. Wie wird aber die Summe der Warenpreiſe beſtimmt? Dffenba: 
durch den Wert des Geldes. Es ift unmöglich, zu jagen, eine Ware ſe 
10 Mark wert, ehe ich weiß, welchen Wert 10 Mark repräſentieren. Nach 
Hilferding wird aber der Wert des Geldes bei Papierwährung beſtim 
durch den mit dem Werte des Geldes verglichenen Wert der Waren. X 
dieſen netten eirculus vitiosus konnte er nur kommen, indem er Wert ur 
Preis durcheinanderwarf. So konnte der Schein entſtehen, als hätten d 
Waren nicht bloß einen beſtimmten Wert, ehe ſie mit dem Gelde konfro 
tiert werden, ſondern auch ſchon einen beſtimmten Preis, das heißt ein 
ſtimmtes Austauſchverhältnis mit dem Gelde, deſſen Wert noch gar nie 
bekannt iſt. Wäre das richtig, dann könnte freilich aus dem Werte der War 
der Wert des Geldes entſpringen und dieſes „direkt den Wert der Ware 
reflektieren“. 8 N 1 
Wie die Waren zu einem Preis kommen, ehe der Wert des Geldes fef 
ſteht, das verrät Hilferding nicht. Und doch ift das die entſcheidende Frage 
Ohne ſie beantwortet zu haben, kommt er zu dem Schluſſe, daß bei ge 
ſperrter Währung der Wert des Geldes als Wertmeſſer nicht beſtimmt wir 
durch den Wert der Ware, die es bildet, ſondern durch das, was man den 
„geſellſchaftlich notwendigen Zirkulationswert“ nennt, der gegeben iſt durch 
Wertſumme der Waren | | 
Umlaufsgeſchwindigkeit des Geldes Wert der Geldſuumme, fut 
geſehen von den Zahlungen, die wir hier nicht einbeziehen wollen, um di 
Sache nicht unnötig zu komplizieren.) — 


N 


die Formel 


Be 
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Die Formel iſt gebildet in Nachahmung einer Marxſchen Formel, die 
755 t. Preisſumme der Waren M 5 . 
Ki Umlaufszahl gleichnamiger Geldftüde alle des als Zirkulations⸗ 
ittel fungierenden Geldes. 
Beide Formeln ſcheinen äußerlich das gleiche zu beſagen und doch ſind 
fundamental verſchieden. 

Marx geht aus von der Preisſumme der Waren, das heißt ihrer Wert⸗ 
. ausgedrückt in einer beſtimmten Menge von Geldſtücken, ſagen wir 
ark. Es betrage zum Beiſpiel die Preisſumme der Waren, die in einem 
age auf einem Markte umzuſetzen find, 5 Millionen Mark. Dieſe Zahl 
un man durch die Durchſchnittszahl der Umläufe gleichnamiger Geld⸗ 


icke im Tag. Da die Preisſumme der Waren in Mark angeſetzt iſt, kämen 
ch hier Mark in Betracht, wobei es ohne Belang bleibt, wieviele einzelne 
ſarkſtücke, Zwanzigmarkſtücke uſw. umlaufen. Nehmen wir an, jedes Mark⸗ 
ick wechſle fünfmal im Tage durch Kauf und Verkauf feinen Platz, ſo wird 
ie Million Markſtücke erheiſcht ſein, dieſe Käufe und Verkäufe zu voll⸗ 
hen. 

Bei alledem iſt der Wert des Geldes, der Wert einer Mark, als gegeben 
frausgeſetzt. Was mit der Preisſumme der Waren und der Umlaufsge⸗ 
kwindigkeit des Geldes wechſelt, iſt nicht der Wert des einzelnen Geld⸗ 
18, ſondern die Anzahl der gleichzeitig in Umlauf befindlichen Geldſtücke. 
Das alles iſt klar und einfach. Bei der Hilferdingſchen Formel haben 
ir dagegen, wie ſchon bemerkt, die Wertſumme der Waren, die in ihre 
ſeisſumme verwandelt werden muß, ehe noch der Wert des Geldes be— 
amt iſt. Damit der Wert der Geldſumme und damit des einzelnen Geld⸗ 
‚da feſtgeſtellt werde, iſt aber auch noch die Umlaufsgeſchwindigkeit des 
{des in Betracht zu ziehen, die beſtimmt wird durch die Anzahl der 
ſufe, die im gegebenen Zeitraum vollzogen werden. Das heißt, das Geld 
ß nach der Hilferdingſchen Formel zuerſt als Wertmeſſer und dann noch 
5 Birfulationsmittel fungiert haben, ehe fein Wert feſtgeſtellt wird, der 
zm Wertmeſſer und Zirkulationsmittel macht. — Zuerſt ſetzt der Ver⸗ 


fer den Preis ſeiner Ware feſt. Dann wird ſie gegen dieſe beſtimmte 
ldmenge verkauft, und nun erſt ſtellt ſich als das Reſultat dieſer Ope⸗ 
onen heraus, was das einzelne Geldſtück wert iſt! Der Wert des Geldes, 
feſtſtehen muß, ehe die Warenzirkulation, der Austauſch von Ware und 
ld, beginnen kann, wird zum Reſultat des Austauſches gemacht! 
Habe ich darin Hilferding richtig verſtanden, und ich wüßte nicht, wie 
5 Theorie anders aufzufaſſen wäre, dann iſt ſie ſicher ſehr erſtaunlicher 
tur. 

ber doch nicht ganz unbegreiflich. Sie iſt nicht einfach aus der Luft ge⸗ 
| % jondern ein Verſuch, beſtimmte Erſcheinungen zu erklären, mit 
gen ſich die Geldtheoretiker ſchon ſeit Jahrzehnten abquälen und die Hilfer⸗ 


ig beſonders nahe lagen, da die Erfahrungen, die in feiner Heimat mit 
Goldwährung gemacht wurden, unter jenen Erſcheinungen eine hervor— 
ende Rolle ſpielen. Seine Theorie der Beſtimmung des Geldwerts durch 
u geſellſchaftlich notwendigen Zirkulationswert, der völligen Unabhängig⸗ 
t des Geldwerts vom Goldwert iſt eine echt öſterreichiſche Theorie. Seit 
I ſiebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts fiel der Wert des Silbers 
r raſch. Das brachte eine arge Verwirrung in die Währung aller Staaten, 
1911-1912. I. Bd. 56 
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die nicht die Goldwährung angenommen hatten Unter den Lände 
denen damals noch die Silberwährung herrſchte, befand ſich Oſterreich, eben 
wie Indien. Beide Länder ſuchten ſich dadurch zu helfen, daß ſie die fre 
Silberprägung einſtellten. Die Zahl der Silbermünzen, die im Lande zi 
lierten, wurde auf ein beſtimmtes Maß beſchränkt. Der Erfolg war hier w 
dort der, daß der Preis der Silbermünze ſich von ihrem Metallwert loslöf 
und über dieſen hinausſtieg. Das erklärt Hilferding dadurch, daß die vo 
handene Menge Silbergeld bei dem gegebenen Metallwert den Bedürfniſſ 
der Warenzirkulation nicht genügte. Er meint, wenn die Warenſumn 
700 Millionen Silbergulden erfordert und es ſind nur 600 Millionen 
Zirkulation, ſo wird der Silbergulden ſieben Sechſtel des Silberwerts e 
Silberguldens gelten. 5 

Dies beweiſt für Hilferding, daß der Geldwert bei geſperrter Währm 
nicht durch den Eigenwert des Geldes beſtimmt wird, ſondern durch d. 
geſellſchaftlich notwendigen Zirkulationswert. | 

Die Tatſache, auf die er ſich beruft, iſt nicht zu leugnen. Durch die . 
hebung der freien Silberprägung gelang es in der Tat, den Kurs d 
Silbermünze über ihren Metallwert zu erhöhen. | 

Aber unter welchen Umſtänden geſchah das? Es geſchah zu der Zeil a 
die Goldwährung unvermeidlich wurde. Der Verkehr der Länder d. 
Silberwährung mit denen der Goldwährung wurde ein immer engerer i 
Laufe der ökonomiſchen Entwicklung. Neben dem Silber erhielt das Go 
auch für jene Länder immer größere Bedeutung. Da mußte für fie e 
Zuſtand ganz unerträglich werden, in dem das ehemalige ziemlich ſtändi 
Verhältnis zwiſchen Goldwert und Silberwert durch das ſtete Sinken d 
letzteren völlig über den Haufen geworfen wurde. Dem entgegenzutrete 
erſchien unerläßlich, und deshalb wurde die freie Silberprägung eingeftel 

Hilferding ſagt zum Beiſpiel über die Einſtellung der freien Silbe 
prägung in Indien: 

Die Abſicht war, den Kurs der Rupie auf 16 Pence zu heben. Dieſer Au) 
entſprach bei freier Prägung einem Silberpreis von ungefähr 43,05 Pence. ® 
heißt, bei einem ſolchen Preiſe erzielte das in der Rupie vorhandene Silber, wel 
eingeſchmolzen und verkauft, auf dem Londoner Markte den Preis von 16 Pen, 


Zur Zeit der Schließung der Münzſtätten für private Prägung betr. 
der Silberpreis 38 Pence, der Kurs der Rupie 14⅛ Pence. Nachdem ! 
freie Silberprägung 1893 eingeſtellt worden war, gelang es ſchließl) 
1897, den Preis der Rupie auf die Höhe von 16 Pence zu bringen, währe 
der in ihr enthaltene Silberwert bloß 8,87 Pence betrug. | 

Nun, Pence ſind englisches Geld, Goldgeld. Der Kurs der indiſch 
Rupie iſt ihr Preis ausgedrückt in Gol d. Ebenſowenig wie vom Ba 
geld kann man hier vom Silbergeld jagen, daß es „ganz unabhängig wi) 
vom Werte des Goldes und direkt den Wert der Waren reflektiert“. Es! wi 
unabhängig von ſeinem eigenen Metallwert, aber nur deshalb, weil d 
Silber als Wertmeſſer depoſſediert wird durch ein anderes Edelmeta 
handelte ſich darum, das Verhältnis zwiſchen dem indiſchen Silbergeld 1) 
dem engliſchen Goldgeld zu fixieren, was man dadurch zu erreichen ſuch, 
daß man die Menge des in Indien zirkulierenden Silbergeldes auf ein k 
ſtimmtes Maß beſchränkte. Die letztere Maßregel wäre aber wohl ni | 
eingefallen und auch unmöglich geweſen, wenn das Silbergeld dort 
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s einzige Geld geweſen wäre. Sie wurde möglich, ja wünſchens— 
ert dadurch, daß das G old „zunächſt als Wertmeſſer, das Silber immer 
eiter zurückdrängte, dieſem immer mehr die Funktionen eines bloßen Zir- 


iſpiel länger dauernder geſperrter Goldwährung vorliegt, fühle ich mich 
ht verpflichtet, die Anſchauungen über das Geld als Maß der Werte zu 
güdieren, die Marx im „Kapital“ entwickelt, wo es heißt: 

Obgleich nur vorgeſtelltes Geld zur Funktion des Wertmaßes dient, hängt der 
ſeis ganz vom reellen Geldmaterial ab. 


Marx macht ſich luſtig über die Vertreter der „abgeſchmackten“ Quan⸗ 
itstheorie, die da meinen, „daß Waren ohne Preis und Geld ohne Wert 
den Zirkulationsprozeß eingehen, wo ſich dann ein aliquoter Teil des 
Brenbreis mit einem aliquoten Teil des Metallberges austauſcht“. Hilfer⸗ 
dig wiederholt dies Urteil, aber paßt dies nicht auch auf ſeine Theorie des 
gellſchaftlich notwendigen Zirkulationswertes? Denn auch bei ihm tritt 
ld ohne Wert in die Zirkulation ein; wohl läßt er die Waren mit einem 
leiſe in ſie eingehen, aber dies bringt er nur dadurch zuſtande, daß er 
gen Wert ohne weiteres auch als ihren Preis bezeichnet. 

Schließlich wird denn auch Hilferding vor ſeiner eigenen Theorie bange, 
d jo bemerkt er: 

Eine ſolche reine Papierwährung entſpricht auf die Dauer nicht den An— 
erungen an das Zirkulationsmittel. Da ſein Wert beſtimmt iſt durch die 
Irtſumme der jeweils zirkulierenden Waren, dieſe aber beſtändigen Schwan— 
igen unterworfen iſt, würde auch der Wert des Geldes beſtändig ſchwanken. 
23 Geld würde nicht mehr das Maß der Werte der Waren fein, fondern um: 
ehrt, ſein Wert würde gemeſſen durch das jeweilige Zirkulationsbedürfnis, alſo 
gleichbleibender Zirkulationsgeſchwindigkeit durch den Wert der Waren. Reines 
hoiergeld iſt alſo auf die Dauer unmöglich, weil dadurch die Zirkulation be— 
lidigen Perturbationen ausgeſetzt wäre. 


Mit anderen Worten: der geſellſchaftlich notwendige Zirkulationswert 
bei Lichte betrachtet, nichts als eine geſellſchaftlich ſchädliche beſtändige 
kulationsſtörung. Bleiben wir alſo lieber bei dem Marxſchen 0 
0 (Schluß folgt.) 
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der lyoner Kongreß. 
Von Ef. Rappoport (Paris). 


Seit der Einigung iſt die franzöſiſche ſozialiſtiſche Partei im ſtä 
Wachſen. Hier die Zahlen: Am Kongreß im Salle Globe 1905 — Eini 
jahr — zählte die Partei 34 688 Mitglieder, in Chalon 1905 40 000 
5312; in Limoges 1906 43 462, mehr 3462; in Nancy 1907 48 237 
4775; in Toulouſe 1908 49 348, mehr 1111; in St.⸗Etienne 1909 
mehr 2344; in Nimes 1910 53 928, mehr 2296; in St.⸗Quentin 1911 ( 
mehr 9430; in Lyon 1912 63 657, mehr 299 Mitglieder. a 

Es find die offiziellen Zahlen des Parteiſekretariats. Auffallend iſt de 
Unterſchied der Zahlen 1911 und 1912 oder genauer der Rechnungsjahr 
1910 und 1911. Während die Zahl der Mitglieder im Jahre 1910 f 
9430 — die überhaupt höchſte Zuwachszahl — vermehrte, liefert das folg 
Jahr den unbedeutenden Zuwachs von 299 Mitgliedern. 1910 war ei 
der Wahlen. Der Zuſtrom der Mitglieder war verhältnismäßig groß. 
Wahlerfolg war bedeutend: 73 Mandate wurden erobert. Eine Anzah 
junger Kräfte rückte in die Kammer ein. Aber der Parteifortſchritt enti} 
nicht dem Wahlerfolg. Die Partei blieb ſtationär. | 55 

Wenn wir von den allgemeinen zu den einzelnen Reſultaten übergehe 
ſo müſſen wir nach dem objektiv gehaltenen Parteibericht noch folgend 
wenig aufmunternde Erſcheinungen hervorheben. Von 84 Landesorgan 
ſationen (Fédérations), aus denen die geeinigte Partei beſteht und d 
folglich fast ſämtliche Departements (deren Zahl 87 beträgt) umfaſſen, habe 
30, alſo mehr als ein Drittel, einen Rückgang aufzuweiſen, darunter 
zweitgrößte Föderation, Seine, mit der Hauptſtadt Paris, die 250 
glieder verlor; Allier, wo von 6 Deputiertenmandaten 4 in unſeren 
ſind, verlor 37 Mitglieder; Gard mit 2 Deputierten, von denen 
Compere⸗Morel, der tüchtigſte und rührigſte Propagandiſt der Parte 
um 300 Parteimitglieder zurück; Iſère mit 2 ſozialiſtiſchen Deputier 
500, das induſtrielle Pas de Calais um 525. 5 Re 

Unter den 30 Föderationen, die zurückgingen, befinden ſich „guesdi 
wie „jaureſiſtiſche“. Sogar die größte und mächtigſte der Föderation 
Nordföderation, vermehrte ſich bloß um 5 Mitglieder (infolge eine 
ſchaftlichen Kriſe und der dadurch bewirkten Auswanderung der Ar 
Es ſcheint, daß, je mehr wir Sozialiſten in die Kammer bekomme 
deſto weniger — verhältnismäßig — Anhang im Lande beſitzen. 

Der Kongreß wies auf dieſe traurige Sachlage hin, konnte ſich a 
ihr nicht gründlicher befaſſen, da auch diesmal der Kampf der „Tend 
den Kongreß faſt ausſchließlich in Anſpruch nahm. Von beiden Se 
von der jaureſiſtiſchen wie der guesdiſtiſchen — wurde Zündſtoff m 
genug geliefert. N 

Die Jaureſiſten ebenſo wie die Anarcho⸗Syndikaliſten verlangt 
den guesdiſtiſchen Abgeordneten Compère⸗Morel und Ghesquiere : 
ſchaft wegen ihrer Kammerreden am 2. Dezember 1911, wo fie die anarch 
ſyndikaliſtiſche Methode der C. G. T. (Arbeiterkonföderation) ſcharf kritiſte 
hatten. In einer Gegenüberſtellung der Fortſchritte der auswärtigen E 
werkſchaften mit der Schwäche der franzöſiſchen hatten dieſe näm 
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Methoden des Gewerkſchaftskampfes in Frankreich und im Ausland ver⸗ 
glichen. Ihr Urteil fiel ſelbſtverſtändlich zuungunſten der franzöſiſchen 
Methoden aus. Sie ſagten nichts Neues und Unerhörtes. Die guesdiſtiſche 
Revue „Le Socialisme“ (nicht zu verwechſeln mit „Le Socialiste“, dem 
Zentralorgan der Partei) führt ſeit Jahren einen offenen Kampf gegen den 
zationaliſtiſchen und anarcho⸗ſyndikaliſtiſchen Dünkel der C. G. T. Niemand 
bekämpft die C. G. T. als Gewerkſchaftsorganiſation. Man iſt aber hier⸗ 
zulande gezwungen, gründlich den Leuten klarzumachen, daß der Streik 
bein Selbſtzweck ſei, daß ſtarke Organiſationen mit gefüllten Kaſſen dem 
evolutionären Geiſte keinen Abbruch tun, daß Generalſtreiks ohne Strei- 
ende ein Unſinn, daß Sabotage und Boykott keine höheren Waffen des 
klaſſenkampfes ſind. Dieſes und ähnliches Jagten die Genoſſen Compere⸗ 
Morel und Ghesquière in der Kammer. In jedem anderen Lande hätte 
man die Gedanken der beiden „guesdiſtiſchen“ Genoſſen als etwas Selbſt⸗ 
derſtändliches betrachtet. Im kleinbürgerlichen und von anarchiſtiſchen Strö⸗ 
mungen beeinflußten Frankreich wurden die Reden „gegen die anarcho⸗ 
yndikaliſtiſchen Methoden faſt zu einem Skandal. Im anarcho⸗ſyndika⸗ 
ichen Lager wurden unſere Freunde aufs heftigſte angegriffen. Die 
Benoſſen Jaurès und Vaillant veröffentlichten Erklärungen, daß die An- 
ichten Compere-Morel3 einen individuellen Charakter tragen. Und eine 
der aufgebrachteſten Föderationen — Cher — forderte Rechenſchaft von 
Compeère⸗Morel. 

8 Nun kann man verſchiedener Meinung darüber fein, ob es klug war, 
dieſe Reden zu halten. Man kann auch darüber ſtreiten, ob ſie in der 
Kammer am Platze waren. Man muß aber dabei die franzöſiſchen Ver⸗ 
hältniſſe in Betracht ziehen. In den letzten Jahren verſtärkten ſich die 
Arbeitgeberorganiſationen ungemein, während die bedeutendſten Arbeiter⸗ 
rganiſationen — die Eiſenbahner, die Bauarbeiter und andere — große 
Verluſte zu verzeichnen haben — dank der anarcho⸗ſyndikaliſtiſchen Methode. 
Die Zahl der zahlenden Mitglieder der Eiſenbahnerorganiſation ging näm⸗ 
ich nach dem verunglückten Streik von 90 000 auf 12 000 zahlende Mit- 
glieder zurück. Gleichzeitig ſchnellte die gelbe Organiſation bis auf 5000 
Mitglieder hinauf. Der Kampf gegen die Sozialiſten hörte ſeitens der 
narcho- Syndikaliſten keinen Augenblick auf. Wir find ſamt und ſonders 
— ohne Unterſchied der „Tendenzen“ — für dieſe Leute „politiſche Streber“ 
1 zu allem Böſen bereit und fähig. Die Taktik der Vertuſchung, der 
Sanftmut, des Entgegenkommens hat die Anarcho-Syndikaliſten nicht ent- 
vaffnet. Zwar erkämpfte ſich die Seine⸗Föderation die Möglichkeit der An⸗ 
eilnahme an gemeinſamen Maſſendemonſtrationen mit den Anhängern 
der C. G. T. Aber dieſe Anteilnahme hat nichts gemein mit Beſſerung der 
berhältniſſe zwiſchen der Partei und der C. G. T. Die Maſſendemonſtra⸗ 
onen ſind eben — auch vom anarcho⸗ſyndikaliſtiſchen Standpunkt — ohne 
Maſſen undenkbar. Man mußte alſo, der Not gehorchend, zu ſozialiſtiſcher 
5 Zuflucht nehmen. 

Man muß auch folgendes bedenken: Die Sozialiſten ſind nie die an⸗ 
greifende Seite. Wenn von derſelben Rednertribüne ein Sozialiſt und ein 
Syndikaliſt ſprechen, ſo kommt die Hetze nicht von ſozialiſtiſcher Seite. 
Zwar hat die Propaganda der quaſi⸗revolutionären „Gymnaſtik“ in der 
etzten Zeit etwas abgenommen. Man iſt auch im anarcho⸗ſyndikaliſtiſchen 
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Lager der Niederlagen und der fortdauernden Schwäche überdrüfftg & 
kriſelt und gärt in den unteren Regionen der C. G. T. Aber 1 
von ihren Freunden — außer allenfalls Guſtave Hervé, der in der letzter 
Zeit ſich zum geſunden Menſchenverſtand bekehrt hat — wagt es, entſchieder 
den Finger in die Wunde zu legen. Das taten wie immer die Marxiſten 
Und wie immer mußten ſie einer wütigen, raſenden Hetze und einem Ver 
leumdungsfeldzug die Stirn bieten. 

Vom eng⸗guesdiſtiſchen Standpunkt war die Rede Compete- Morels ee 
„unzeitgemäß“, da die Guesdiſten und Syndikaliſten während des letzter 
Jahres in ihrem berechtigten Feldzug gegen die Mißgeburt der bürgerlicher 
Reformierung — in der Form „der Verſicherungspenſionen für Tote“ — au. 
ſammengingen. Compere-Morel ſtellte ſich aber auf einen allgemein 5 
Standpunkt. Er vertritt die internationale Gewerkſchaftsmethode del 
ſtarken Organiſationen mit möglichſt hohen Beiträgen, der Streiks nur als 
äußerſtes Mittel, während die Anarcho-Syndikaliſten vor ihrem ni 
Erfolg zurückſchrecken, da die Schwäche ihr Lebenselement iſt 
Eine anarcho-ſyndikaliſtiſche Führung bei ſtarken Gewerkſchaften ul 
etwas Unmögliches und Undenkbares. 

Genoſſe Vaillant, der an die allmähliche friedliche Yusaleikund der 
Gegenſatzes zwiſchen Partei und Arbeiterkonföderation glaubt, wollte die 
Frage vom Kongreß beſeitigt wiſſen, um nicht Ol ins Feuer zu gießen. Dei 
Kongreß war anderer Meinung. Der Fall Compere-Morel mußte ſelbſt 
verſtändlich eine Diskuſſion über die gewerkſchaftliche Taktik erben 
Wir geben hier ausführlich die von beiden Seiten entwickelten Geſichts 
punkte. Zwar ſind ſie nicht nagelneu. Eine Partei iſt kein literariſcher u; 
philoſophiſcher Zirkel, der zur Originalität des Gedankens verpflichtet iſt 
Neu iſt bloß eine gewiſſe Verſchiebung der Rollen. Die Gemäßigten wurden 
zu beredtſamen Anwälten der Vorzüge der „revolutionären“ Taktik, während 
der linke Flügel der Partei ſich für eine gemäßigte opportuniſtiſche Takti 
auf gewerkſchaftlichem Boden ausſprach. Die Reden find dieſelber 
geblieben, aber die Redner tauſchten ihren Platz. Genoſſe Jaurès verſuchte 
in einer ſeiner beſten Reden Licht und Schatten gerecht über die Reder 
Compeère-Morels und Ghesquières zu verbreiten. Sein Endurteil lautete 
aber: Schuldig. Schon in der Humanit é“ hatte er ſich von der Rede 
losgeſagt, obwohl er als Evolutioniſt die Gewalttaktik der Führer del 
C. G. T. in den früheren Jahren in der ſchroffſten und manchmal in der un 
gerechtfertigſten Weiſe beurteilt und verurteilt hat. Jetzt hat er die beſter 
Argumente, die für die revolutionäre Taktik des Proletariats über: 
haupt gelten können, zugunſten der anarcho- ſyndikaliſtiſchen Subrung d . 
C. G. T. ausgeſpielt. Seine Hauptgedanken waren folgende: = 


Es handelt fih nicht um die Opportunität der beiden Anterbentionen, 
jondern um die Theſen Compäre-Morel3 und Ghesquisres. Aber es iſt nicht mög 
lich, dieſe anzunehmen. Erſtens, weil wir nicht das Recht dazu haben, weil d 0 
Problem, das eine Reviſion der nationalen und internationalen Kongreßbeſchlüſſe 
einbegreift, nicht auf die Tagesordnung geſtellt iſt. Zweitens, weil ſie nicht im 
Intereſſe der Arbeiterbewegung liegen. Das Urteil der beiden Genoſſen über die 
Aktion der franzöſiſchen Gewerkſchaften iſt nicht in allen Punkten unrichtig, aber es 
iſt peſſimiſtiſch und übertrieben. Sicher haben wir das Recht, das Vorgehen der 
C. G. T. zu kritiſieren. Aber wenn wir jemals zur Einigung u wollen 4 
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nüſſen wir die Autonomie der Gewerkſchaften auf das ſtrengſte achten und 
inſere Kritik mit Maß und brüderlichem Sinne betreiben. Wenn es in der C. G. T. 
xaltierte und ungerechte Kritiker der Partei gibt, iſt es unſere Pflicht, weiſer zu 
ein. Die Erklärungen Beers (des Referenten der Stuttgarter Gewerkſchaftsreſolu⸗ 
jon) beſagen, daß die Reſolution in keinem Falle die vorhandenen Schwierigkeiten, 
ie zwiſchen Partei und Gewerkſchaften eines Landes beſtänden, vergrößern ſolle. 
die Kritiken der beiden Genoſſen find übertrieben. Wohl iſt es nötig, die Werbe- 
beit der Gewerkſchaften zu erweitern, weil dauerhafte Siege nur durch die or— 
ganifierten Maſſen errungen werden können. Wohl müſſen wir die Kräfte und 
Mittel des Proletariats abwägen, aber wir müſſen gegen die Kämpfenden gerecht 
ein. Verlorene Streiks bedeuten noch keine dauernde Schwä⸗ 
hung der Kraft der Arbeiterbewegung. Das haben die großen 
gergarbeiterſtreiks im Pas de Calais von 1893 gezeigt. Sie haben die Wurzeln 
ſer proletariſchen Energie tief in den Boden getrieben. Lernen wir daraus auch 
ie neueren Kämpfe beurteilen. Ich verurteile die Gewalttätigkeit. 
Sie kann durch den Anſchein der Barbarei die Schönheit der künftigen Zivili— 
ation, die das Proletariat in ſich trägt, kompromittieren. Ich halte die Geſte der 
Jeritörung gegen Dinge und Perſonen für das Zeichen einer ſchwachen Or- 
yanifation. Aber laſſen wir uns nicht durch die klaſſiſchen Mittelchen der 
yürgerlihen Polemik düpieren! Ehemals erſchreckte man das Land mit dem Worte 
Sozialismus. Jetzt hat es ſich daran gewöhnt, und man nennt uns nun die „Uni⸗ 
izierten“. Und dasſelbe Spiel wird mit dem Worte Sabotage getrieben. Jede 
Zewalttätigkeit, die im Kampfe der Arbeiterklaſſe verübt wird, wird mit dieſem 
Worte tragiſch aufgeſtutzt. Wir müſſen die Organiſationsarbeit ver⸗ 
tärken, um die Gewalttätigkeit zu vermeiden, aber es muß feſtgeſtellt werden, 
haß dieſe nicht mit der C. G. T. geboren worden iſt. Zu allen Zeiten haben die 
Arbeiter auf die Gewalt mit Gewaltanfällen geantwortet. (Stürmiſcher Beifall.) 
die Gewalttätigkeit der Arbeiter iſt zufällig, die der Herrſchenden ſyſte— 
natiſch. Wir müſſen unſere Diſziplin ſtärken. Aber wir werden nie ſo weit 
ommen, jeden Gewaltakt im Kampfe zu vermeiden. Vor vierzehn Tagen erſt 
jaben die engliſchen Weber ihre Unternehmer daran hindern wollen, Unorgani⸗ 
jerte zu beſchäftigen. Sie hatten recht. Denn jene find die Paraſiten der kämpfen⸗ 
ven Arbeiter. Die engliſchen Arbeiter haben die Paraſiten gezwungen, die Gegend 
zu verlaſſen. Ja, wohl iſt es ſchrecklich, daß Arbeiter bisweilen gezwungen ſind, gegen 
Arbeiter loszugehen, die noch elender ſind als ſie ſelbſt, weil ſie nicht einmal die 
Stütze der ſozialiſtiſchen Hoffnung haben. Aber wenn ſich ein ſolcher Zorn kund— 
ibt, kehren wir unſere Entrüſtung nicht gegen die Gewerk⸗ 
ſchafter, ſondern gegen die Herren, die ihn hervorgerufen haben. (Beifall.) 
Lompeère⸗Morel und Ghesquiére find in ihrem achtungswerten Beſtreben, die 
Arbeiterklaſſe vor gewiſſen Gefahren zu warnen, zu weit gegangen und haben 
has Gleichgewicht nicht bewahrt. Es iſt nicht richtig, daß die Gewerkſchaftsbewe— 
zung keine Rückſicht auf die Bedürfniſſe der induſtriellen Entwicklung des Landes 
immt. Redner verweiſt auf die verſchiedenen Artikel Griffuelhes', deren einer 
m letzten Heft des „Mouvement Socialiste“ auf den Tiſchen der Delegierten 
iegt. Die Selbſtbeſinnung iſt im Gange, aber es iſt nötig, daß die Gewerk⸗ 
haften Vertrauen zur Partei und zu ſich ſelbſt haben. Um die Gewalttätigkeit 
zu bekämpfen, iſt es nötig, die Gewerkſchaften auf einen breiteren Weg zu bringen. 
Die Theſe Compere-Morels und Ghesquiéres ſchwächt die revolutionäre Kraft 
und die reformatoriſche Wirkſamkeit der Gewerkſchaften. Ich verkenne nicht die 
Notwendigkeit, vom Ausland zu lernen. Ich weiß, daß die Berliner Reiſe ſchon 
auf die Pariſer Gewerkſchafter ihre Wirkung ausgeübt hat. Aber jedes Land ſoll, 
indem es die Eſſenz der ausländiſchen Leiſtungen ſich zu eigen macht, die Kraft 
feines nationalen Genies bewahren. Wir haben, gerade weil das rückſtändige 
Kleinbürgertum und Bauerntum bei uns ſo ſtark iſt, mehr als anderswo die Kraft 
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nötig, die der revolutionäre Idealismus gibt. Uns fehlt die große Akkum 
des Proletariats der Länder, wo die Maſſe ſelbſt wirkt. Und dieſe Kraft w 
Compere-Morel und Ghesquiéère, dieſe alten Genoſſen, die ſelbſt ſo viele Arb 
dem Zünftlertum entriſſen und dem Sozialismus zugeführt haben, vermin 
Es iſt die Bewegung, die Aktion, die das Proletariat größer macht, und in 
Kämpfen für ein Teilreſultat bekräftigt ſich der Kampf für die volle Befrei 
Reißen wir nicht der Gewerkſchaftsbewegung die Krone vom Haupte! Die Sozi 
liſation iſt nur möglich, wenn wir ein von ſozialiſtiſchem Denken erfülltes Pro 
tariat haben. Der Sozialismus wäre ſonſt Saint⸗Simonismus, ein Sozialism 
von Bureaukraten, Gelehrten, Bourgeois. Unſer Kongreß in Limoges hat 
geſprochen, daß der Syndikalismus in ſich ſelbſt die Kraft der ſozialiſtiſchen 
derung trage, und die Toulouſer Erklärung hat dieſe Auffaſſung beſtätigt. 
Stuttgarter Kongreß erklärte die ſozialiſtiſche Inſpir 
tion der Gewerkſchaften für notwendig. Die Gewerkſchaften fi 
nicht eine bloße Elementarſchule des Proletariats, wie Compere-Morel und Ghe 
quiere meinen. Wenn Sie den ganzen Sozialismus der Pol 
überlaſſen, zerreißen Sie die Arbeiterbewegung. Es iſt aber auch ein W 
ſpruch, die Gewerkſchaften einerſeits auf ihre Aktion im kapitaliſtiſchen Milieu 
auf Selbſthilfeeinrichtungen beſchränken zu wollen, andererſeits aber ſich mit der 
Demagogen der C. G. T. vereinigt zu haben, die die auf die Selbſthilfe gegründet 
Altersverſicherung bekämpften, und überhaupt zu erklären, alle partiellen 5 
beſſerungen ſeien in der heutigen Geſellſchaft unmöglich. Auf dieſe Art w 

man das Proletariat von der revolutionären Aktion wie von der reformatori 

entmutigen. Die Partei kann keine Verantwortung für Theorien übernehmen 
vielleicht als nützliche Mahnung gedacht waren, aber gegen den Sozialismus 
gegen das Proletariat ausgebeutet werden würden. | 
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Es iſt vielleicht nicht ohne Intereſſe, zu bemerken, daß der richtig 
gedeckte Gegenſatz zwiſchen der proletariſchen und der bürger 
lichen Gewalttätigkeit ſeinerzeit faſt mit denſelben Worten in der „Neuer 
Zeit“ gegen Jaurès von der Genoſſin Roſa Luxemburg und vom Schreiber 
dieſes ebenfalls gegen Jaurès in jeiner Broſchüre: „Le socialisme 
revolutionnaire et le socialisme de Gouvernement“ 
(Paris 1902, Vorrede von Ed. Vaillant) hervorgehoben und ausführlich 
entwickelt wurde. Und wir dürfen es als eine der erfreulichſten Konſequenzer 
der Einigung betrachten, daß Jaurès' Auffaſſung der proletariſch 
Gewalttätigkeit gegenwärtig richtiger und wohlwollender klingt als in 
troſtloſen Epoche der Jahre 1899 bis 1903. 3 

Was Genoſſe Jaurss über die C. G. T. jagt, iſt richtig. Aber es iſt! 
alles, was über ſie zu ſagen war. Die Führer der C. G. T. tun faſt nichts, 
ſtarke Organiſationen zu ſchaffen, große Erfolge zu erzielen. Sie tun 
alles, um die Partei und den vernünftigen Teil — das heißt die große M 
heit — der C. G. T. zu bekämpfen. Der Kampf gegen den Anarcho⸗Syndit „ 
lismus muß früher oder ſpäter in Frankreich wie in anderen Ländern aus 
gekämpft werden, trotz aller mit dieſem Kampfe verbundenen Unan 
lichkeiten. Compere-Morel hat es in der gemäßigteſten Weiſe getan. 


Morel nicht machen. Und er hat es auch nicht getan. 1 
Die Antworten Ghesquières und Compere⸗Morels wurden ruhig 
gegengenommen. Nach einigen Beobachtern der Verhandlungen hat 
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des Kongreſſes. Ghesquière 5 die volle Verantwortung für alles, 
was er geſagt. Er würde heute genau dasſelbe ſagen. 


Wir müſſen gegen die ſogenannten revolutionären Syndikaliſten Stellung 
nehmen, die im Grunde nur Anarchiſten find Wir müſſen das Unkraut 
8 ausjäten, das ſie geſät haben. Wir im Norden haben die gewerkſchaftliche Aktion 
und das revolutionäre Ideal ſtets zu vereinigen gewußt. Meine Außerungen im 
| Parlament jind der Ausdruck meiner Anſchauung, daß dem Zwiſt zwiſchen Partei 
' und Gewerkſchaft ein Ende gemacht werden muß. Ich verneine nicht die Not- 
wendigkeit des Streiks, aber ich will, daß dieſe Waffe möglichſt vermieden und 
daß ſie nicht von ſchwachen, unvorbereiteten Organiſationen angewendet werde. 
| Ich habe nicht die C. G. T. verurteilen wollen, aber es für meine Pflicht gehalten, 
meine Meinung über die verſchiedenen Gewerkſchaftsmethoden zu äußern. Ich 
wollte nicht die zufälligen Gewaltakte verurteilen, ſondern gegen die ſyſte⸗ 
m atiſchen Gewalttätigkeiten proteſtieren, gegen die Theorie einer Ak⸗ 
ion, die mit Sabotage, Knütteln und Revolvern arbeiten will. Wir vertreten 
nicht eine Gewerkſchaftspolitik des „ſozialen Friedens“, aber eine Taktik, die alle 
Arbeiter zum Kampfe für beſſere Exiſtenzbedingungen bereinigt. Beim Streik in 
Armentieres haben die Gelben an unſerer Seite gekämpft. In der Gewerkſchafts⸗ 
bewegung fol Platz für alle Arbeiter fein. Zwiſchen revolutionärer und refor- 
miſtiſcher Auffaſſung ſehe ich keinen Gegenſatz. Man kann nicht ein wahrer Revo⸗ 
lutionär ſein, ohne zugleich Reformiſt zu ſein, und umgekehrt. Wir brauchen die 
Einigkeit der kämpfenden Arbeiterklaſſe und darum die Überwindung des Zunft⸗ 
geiſtes, worin die franzöſiſche Arbeiterklaſſe trotz ihres vermeintlichen Revo⸗ 
lutionarismus verharrt. Daß ſich der Horizont der Gewerkſchaften erweitern muß, 
darüber bin ich mit Jaurès einig. Auch ich erwarte die Einigkeit von der voll⸗ 
ſtändigen Autonomie von Partei und Gewerkſchaft. Wird dieſe aufrechterhalten 
werden, dann wird unſere Intervention nicht vergebens geweſen ſein. 


Compere⸗Morel legte in einer zweiſtündigen Rede den Standpunkt dar, 
den er in ſeiner Erklärung in der Kammer und hernach in ſeiner Zuſchrift 
an den „Temps“ vertreten hat: er iſt im Einklang mit den Kongreß— 
d beſchlüſſen. 

5 Ich war niemals gegen den Klaſſenkampf, aber ich will, daß Streiks nicht 
ohne Vorverhandlung und Ausſicht auf Erfolg geführt werden. Ich bin Anhänger 
des Maſſenkampfes, nicht der Aktion der „handelnden, bewußten Minoritäten“, 
ohne deren Opfermut zu verkennen. Sie (zur rechten Seite des Parteitags ge⸗ 
i wendet) ſprechen in der Propaganda genau wie ich. In den Couloirs ſagen die 
| Deputierten von Ihrer Seite das gleiche. Der Streik iſt das alleräußerſte 
Mittel des Kampfes. Das hat die Reſolution des Brüſſeler Kongreſſes von 1891 
anerkannt. Ich bin überzeugt davon, daß der in ſeiner Gewerkſchaft tätige Ar⸗ 
eiter über die bloße Gewerkſchafterei hinauskommt und in ſeiner Gewerkſchaft 
Sozialiſt wird. Je mehr Sozialiſten in den Gewerkſchaften find, deſto ſtärker wird 
der ſozialiſtiſche Geiſt in den Gewerkſchaften werden. Sie mögen mich tadeln oder 
mir ein Bedauern ausſprechen. Das wichtigſte iſt, daß Sie genau ſo denken wie 
ich. (Stürmiſcher Beifall.) Sie berufen ſich auf die Parteitagsbeſchlüſſe. Aber 
über den nationalen Beſchlüſſen ſtehen die der Internationale. Der von Stutt- 
| 8. gibt uns recht. Wir werden ihn hier wieder zur Abſtimmung bringen und 

ehen, ob Sie ihn annehmen. 


3 Auf einen Zwiſchenruf Collys, des ehemaligen Allemaniſten und 
eines der beſten Propagandiſten, erklärte ſich Compère⸗Morel f ü r den Anti⸗ 
militarismus, aber gegen den anarchiſtiſchen Antipatriotis mus, 
wie er in Frankreich gepredigt wird. Er zitierte ſeine Kammerrede und 
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bewies, daß er die Verfolgungen der Regierung gegen die C. G. J. aufs 
ſchärfſte verurteilt habe. Er führte die Stuttgarter Reden K. Kautskys, 
Legiens, Beers und Hueber an, in denen fie die „franzöſiſche“ ſyndika⸗ 
liſtiſche Methode ſcharf verurteilten. | 

Nach einer langen und ſchwierigen Debatte in der Kommiſſion gelangte 


| 
| 
man zu folgender faſt einſtimmig angenommenen Reſolution: A 


Der Kongreß erkennt an, daß die Genoſſen Ghesquière und Compére⸗Morel 
bei ihrer Intervention in der Kammer keinen anderen Zweck verfolgten, als den 
Intereſſen der Arbeiterklaſſe zu dienen, und daß es ihnen durchaus nützlich ſcheinen 
konnte, die Aufmerkſamkeit der Arbeiter auf die Gefahren einer Propaganda des 
Antiparlamentarismus und der ſyſtematiſchen Gewalttätigkeit zu lenken, und ruft 
die Beſchlüſſe in Erinnerung, die über die gewerkſchaftliche und politiſche Aktion 
der Arbeiterklaſſe auf den nationalen Kongreſſen von Limoges, Nancy und Tou⸗ 
louſe und auf dem internationalen Kongreß in Stuttgart gefaßt worden ſind. Er 
fordert alle Arbeiter auf, ſich von ihnen bei dem notwendigen Werke der gegen⸗ 
ſeitigen Annäherung inſpirieren zu laſſen. 


Eigentlich iſt die Reſolution Compere-Morel keineswegs günſtig. Sie 
ſcheint ihm für ſeine angebliche Schuld „mildernde Umſtände“ zuzubilligen, 
während alle und jeder zugeben, daß Compere und Ghesquieère bloß aus⸗ 
geſprochen haben, was iſt, und was ſie auszuſprechen verpflichtet waren. 
Wie üblich laufen auch unſere Freunde die Gefahr, um dem Anarcho⸗Syndi⸗ 
kalismus zu trotzen, in das andere Extrem — in die Übertreibung der 
Friedensmöglichkeiten auf gewerkſchaftlichem Boden — zu ver⸗ 
fallen. Wir hoffen, daß ihre geſunde marxiſtiſche Bildung ſie vor dieſer 
Gefahr bewahren werde. Hätten Compere-Morel und ſeine Freunde die 
Reſolution bekämpft, ſo hätte er Sieger werden können, aber, wie er mir ö 
erklärt hat, er wollte nicht mit Hilfe der reinen Reformiſten ſiegen und zog 
es deshalb vor, der Einigkeit ein Opfer zu bringen. Der Anarcho⸗Syndi⸗ 
kaliſt Lafon, der in Paris ultrarevolutionär und in ſeinem Wahl⸗ 
kreis opportuniſtiſch auftritt, bekämpfte die Reſolution als für Com⸗ 
pere-Morel zu günſtig. Er wollte ihn kreuzigen. Trotzdem wurde ſie mit 
2258 gegen 180 Stimmen bei 144 Enthaltungen angenommen. “1 

Als wichtige Zwiſchenfälle dürfen die Diskuſſionen über die Alkohol⸗ 
frage und den Staatsſozialismus betrachtet werden. Der reaktionäre Senat | 
ſchlug nämlich die Beſchränkung der Schanklokale als einziges Mittel der 
Bekämpfung des Alkoholismus vor. Faſt alle ſozialiſtiſchen Deputie 
— darunter Jules Guesde — außer neun, unter denen Genoſſe Zaures, 
Vaillant, Sembat und Albert Thomas ſich befinden, verwarfen dieſe a 
regel als ungenügend und gefährlich, da ſie eine neue Korruptionswaffe 
in die Hände der Regierung drückt. Vielleicht war dieſe ſchroffe Abweiſung 


unvorſichtig, da Frankreich unter der Alkoholplage ſchwer leidet (ein Schank⸗ 
lokal auf 20, oft auf 10 bis 7 männliche erwachſene Perſonen). Ganze De⸗ I 
partements — meiſtens die klerikalen und reaktionären — fallen infolge 
dieſer Plage geradezu der Degeneration anheim. Angeſichts einer ſolchen 
Lage müßten alle Mittel und Palliative verſucht werden. Die Refor⸗ 
miſten bauſchten allerdings dieſes Palliativ zu einem Heilmittel erſten 
Ranges gegen den Alkoholismus auf. 5 

Derſelbe Gegenſatz macht ſich bei der Frage des „Staatsſozialismus“ 
geltend, den Jules Guesde als Staatskapitalis mus betrachtet. Die 
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Frage wird im nächſten Jahre bei der Verhandlung der allgemeinen ſozia⸗ 
liſtiſchen Taktik ausführlich und gründlich diskutiert werden.“ | 
Auch die Frage des Verhältniſſes der Partei zur Freimaurerei wurde 
leidenſchaftlich diskutiert. 

Man übertreibt die wohltätige, beziehungsweiſe ſchädliche Rolle der 
Freimaurerei vom ſozialiſtiſchen Standpunkt außerordentlich. Ihr hiſto— 
riſches Schickſal iſt das der bürgerlichen Demokratie. Von abſtrakten Ge— 
danken — Gleichheit, Menſchenliebe, Brüderlichkeit — als ideologiſchem 
Inhalt genährt, gerät die Freimaurerei ſelbſtverſtändlich in Widerſpruch 
mit der ökonomiſchen Grundlage der bürgerlichen Geſellſchaft, die auf Un- 
gleichheit, Konkurrenz und Kampf ums Futter aufgebaut iſt. Die Moral 
wird zur Phraſe. Die Freimaurerei hat aber gegenüber der konſequenten 
Demokratie noch den Nachteil, daß ſie ihrer Symbolik und Zuſammen⸗ 
ſetzung, wenn nicht ihren Beſtrebungen nach eine Geheimgeſellſchaft 
iſt. Sie iſt halb demokratiſch, halb oligarchiſch geleitet. Sie iſt halb Reli⸗ 
gion, halb Moral, ein Zwitterweſen. Sie hat ihre hiſtoriſchen Verdienſte: 
die Bekämpfung des religiöſen und politiſchen Deſpotismus. Sie hat einen 
gewiſſenmoraliſchen Wert, indem fie das Gefühl der Solidarität 
in unſerer zerriſſenen und unmenſchlichen, teilweiſe moraliſch ſogar ver— 
tierend wirkenden kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, wenn auch auf eine geringe 
Zahl von Mitgliedern beſchränkt, ſorgſam und anerkennenswert pflegt. Sie 
iſt aber vielfach ſelbſt im Banne religiöſer und politiſcher Befangenheit. 
Die Spitzen herrſchender königlicher Häuſer gehören, wenn auch bloß formell, 
zur Freimaurerei. Kaum gab es in Frankreich einen bedeutenden bürger- 
lichen republikaniſchen Politiker, der nicht Freimaurer war: Briſſon, Gam- 
betta, Jules Ferry, Floquet, Paul Bert, Clemenceau. 

Bei der in den Logen herrſchenden Ideologie iſt dort für einen auf dem 
Boden des Klaſſenkampfes ſtehenden Politiker wenig oder gar nichts aus⸗ 
zurichten. Die Freimaurerei iſt in Frankreich eine Schule des Zuſammen— 
wirkens der Klaſſen und des Konfuſionismus, ein Liebling der Allerwelts— 
ſozialdemokraten und der reinen Reformiſten. Ein Marxiſt hat in ihr nichts 
zu ſuchen. | 

Eine andere Frage aber ift die, ob und wie wir die Freimaurerei be- 
| kämpfen follen. In unſerem Kampfe gegen die Freimaurer können wir 
leicht in eine böſe Geſellſchaft geraten, in die der Pfaffen und ihrer Gefolg⸗ 
ſchaft, die die Freimaurerei von jeher mit beſonderer Wut verfolgt haben. 
Die guesdiſtiſche Nordföderation hat auch hier das richtige Maß ge⸗ 
troffen. Sie will die Freimaurer nicht bekämpfen, verlangt aber von Mit⸗ 
gliedern der Partei, daß ſie ihre ganze Kraft der eigenen Partei, die auch 
die Pflege des freien Gedankens zur Aufgabe hat, widmen ſollen. Eine 
Reſolution in dieſem Sinne wurde jedoch mit 1502 gegen 927 Stimmen 
abgelehnt. Die Mehrheit hat ſich für den Status quo ausgeſprochen. 
Dier Kongreß von Lyon war ein übergangskongreß, eine Vorbereitung 
zu einer großen Debatte über die allgemeine ſozialiſtiſche Aktion im nächſten 


- 1 Diefer Gegenſatz iſt früher ſchon bei uns in Deutſchland aufgetreten und 
führte in der Frage der Verſtaatlichung der Kohlengruben zu einer Diskuſſion 
zwiſchen Bebel, Hué und Kautsky (in der „Neuen Zeit“, 1901, Bd. XIX, 1). Wir 
weiſen auf dieſe Diskuſſion hin, weil die Frage der Verſtaatlichung einzelner 
Produktionszweige auch in Deutſchland wieder aktuell wird. Die Redaktion. 


856 | ee 


Jahre. Der nächſte Kongreß wird ausnahmsweise eine Woche dauer: 
ſeine Tagesordnung wurde auf den Antrag des Genoſſen Jaures 
wähnte große Frage geſtellt. „ 1 

Eine höchſt erfreuliche Erſcheinung und ein erhebendes Moment 
die zahlreiche Anweſenheit von Vertretern der ausländiſchen Bru 
parteien: Genoſſe Müller von der deutſchen Sozialdemokratie, der 
einer trefflichen Rede die Notwendigkeit betonte, daß die Sozialiſten 
verſchiedenen Nationen voneinander lernen; Keir Hardie als Vert 
der engliſchen Arbeiterpartei, der den Rieſenkampf der Bergarbeiter 
kündigte; Ciotti aus Italien, der den Raub Tripolitaniens brandmarkt 
Nemec, der die internationale Solidarität feierte; Einar Ste 
Vertreter der norwegiſchen Partei, der das enge Zuſammengehen von 
werkſchaft und Partei in Norwegen recht zeitgemäß hervorhob; die 
noſſin Ineſſa aus Rußland, die Vertreterin der Gruppe Lenins. 
Enthuſiasmus ſondergleichen wurde den Gäſten entgegengebracht. Und 5 
noſſe Sembat hat in ſeiner geiſtreichen Weiſe dem Kongreß den freundliche 
Rat gegeben, „unter den Augen der Ausländer“ die Diskuſſion mit etw 
gedämpfter Leidenſchaft zu führen. Das gelang nicht immer. Die Franz 
haben nun einmal die Fehler ihrer Vorzüge, ihres glänzenden revolu 
nären Temperaments und ihrer Begeiſterungsfähigkeit. Wer die letzt 
liebt, muß die erſteren mit in Kauf nehmen. . 


der zehnte Kongreß der fozialiftifyen partei Argentinien: 
| Von Cornelio Thießen. A 


8 Buenos Aires, 18. Januar 1 

Der zehnte Parteitag der ſozialiſtiſchen Partei Argentiniens tagte 
13., 14. und 15. Januar wie immer in dem Saale des deutſchen ſozialde 
kratiſchen Vereins „Vorwärts“. Obzwar die Arbeiterbewegung auf öko 
miſchem Gebiet in ſtetem Wachſen begriffen iſt, kann die Arbeiterpartei 
Wachſen in Ziffern nicht aufweiſen, wenngleich ihr Anſehen in der Arbei 
klaſſe langſam aber ſicher ſteigt. Die Partei hat hier mit Hinderniſſen 
kämpfen, die der Sozialismus in Europa nie kannte. Die Partei nennt 
Partei Argentiniens; leider haben wir bis heute noch keine argentini 
Arbeiterklaſſe. Laut der letzten Statiſtik beſitzt von zirka 50 Millionen Ein 
wohnern etwa eine Million Bürgerrechte; das ausländiſche Element bi 
folglich die große Menge, die am politiſchen Leben keinen Anteil nimmt un 
es auch nicht kann, um ſo mehr, als für die klaſſenbewußten Arbeiter di 
Erwerbung der Bürgerrechte beinahe unmöglich gemacht wird, indem 
Polizei ihnen alle möglichen Hinderniſſe in den Weg legt. Ja, es ſche 
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zuführen, hat die hieſige Regierung gleich zu Beginn des Streiks der Ma⸗ 
ſchiniſten und Heizer der Eiſenbahnen ein Dekret erlaſſen, womit die Eiſen⸗ 
bahnleitung ermächtigt wird, neues Maſchinenperſonal aufzunehmen, ohne 
ſich an die Forderung des Geſetzes, jeder Maſchiniſt müſſe ein 
entſprechendes Zeugnis beſitzen, zu binden. Infolge eines ſolchen Ver⸗ 
fahrens konnte die Chronik ſchon eine Reihe von Zuſammenſtößen regi- 
ſtrieren; die wenigen Züge, die verkehren, ſtehen oft ſtunden⸗, ja tagelang 
in irgendeiner öden Gegend, ſei es, weil der neue „Dekretheizer“ nicht genug 
Dampf bekommt, ſei es, weil der Keſſel infolge Überdrucks platzt. Das 
Publikum ſchimpft, was kümmert's die Regierung. Iſt ſie doch nur ein 
blindes Werkzeug der Unternehmer, und ihr Streben bleibt nur das eine: 
dem engliſchen Kapital alle, auch die ungeſetzlichſten Mittel zur Verfügung 
zu ſtellen, um den Widerſtand der 8000 Streikenden zu brechen. Bis jetzt 
ſcheint das Spiel allerdings wenig Erfolg zu haben. f 
Wie gejagt, die Arbeitermaſſe bildet ein buntes Gemiſch der verſchiedenſten 
Nationen, und zwar der niedrigſt ſtehenden, deren Organiſierung durch 
nationale Vorurteile und babyloniſche Sprachenverwirrung beinahe unüber⸗ 
windliche Hinderniſſe entgegengeſtellt werden. Das gilt ſowohl für die poli⸗ 
tiſche wie die ökonomiſche Organiſation. Das iſt der Boden, auf dem anar⸗ 
chiſtiſches und ſyndikaliſtiſches Unkraut reichlich emporſchießt; wir finden 
darum auch, daß die Maſſe nur allzu gern geneigt iſt, „Generalſtreiks“ und 
Gewalttätigkeit zu proklamieren und jeder Politik, ja ſogar der Genoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung aus dem Wege geht. Indirekt mag ja auch die Partei wohl 
ein wenig dem Anarchismus in die Arme gearbeitet haben. Anfangs ſpielte 
die neu gegründete Partei (in den neunziger Jahren) theoretiſch viel mit 
Radikalismus und Revolution. Damals nahm man noch nicht direkten Anteil 
am politiſchen Leben, mußte darum mehr auf abſtrakte Propaganda Gewicht 
legen. Mit der Zeit, als man dann an die poſitive politiſche Arbeit ging — 


auch wieder in abstracto —, war es verhängnisvoll für die Arbeiterpartei, 
daß es in Argentinien keine bürgerlichen Parteien gibt, die Klaſſeninter⸗ 
eſſen vertreten. Die demokratiſche Arbeit mußte darum von der ſozialiſtiſchen 
Partei auf ihre Schultern genommen werden; bürgerliche Demokraten, die 
es mit der Demokratie ehrlich meinten, fanden darum nur in unſerer Partei 
Anwendung für ihre Kräfte; dieſe Umſtände machen das Zuſammenwirken 
verſchiedener, eigentlich nicht zuſammengehöriger Elemente in der Partei 
möglich, und dieſes Zuſammenwirken muß die Partei notwendig vom rechten 
Wege ablenken, hauptſächlich weil die Partei noch nicht über eine klaſſen⸗ 
und zielbewußte Arbeitermaſſe verfügt. So ſind nach dem Bericht der Partei⸗ 
leitung in dieſem Jahre im ganzen Lande 900 bis 1000 Mann organiſiert. 
Unter dieſen Umſtänden müſſen die „Akademiker“, die zudem ausgeſprochene 
Anhänger der „Sozialreform“ in reviſioniſtiſchem Sinne ſind, der Partei 
ihr Gepräge geben, um jo mehr, als die Sozialiſten hier überhaupt gar 
nicht über die verſchiedenen Tendenzen des Sozialismus orientiert ſind. So 
debattierte der letzte Parteitag die Frage, ob die Parteileitung recht getan, 
als fie einem Wahlkreis geſtattete, daß eines feiner Mitglieder die Kan⸗ 
didatur annehme, die ihm eine prinzipienloſe Gruppe anbot. Zugleich 
wurde darauf hingewieſen, daß ſolches Verfahren die hier herrſchende 
Korruption nur fördern könne. Im Anſchluß an dieſe Frage wurde be- 
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antragt, daß die Partei ſich überhaupt in keine Koalition mit bürgerlichen 
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„Parteien“ einlaſſen möge. Die Parteileitung, beſtehend aus „Akademikern“, 
bekämpfte dieſen Antrag mit Hinweis darauf, daß die Koalitionen von den 
Sozialiſten ſchon akzeptiert worden ſeien (Spanien), und ſo wurde der An⸗ 
trag denn auch abgelehnt. | 1 
Die Taktik der Parteileitung iſt in den letzten Jahren vielfach bekämpft ö 
worden. Sie veranlaßte vor nicht langer Zeit eine Gruppe Genoſſen, aus⸗ 
zutreten, um ſich dann dem Syndikalismus in die Arme zu werfen. Die ver⸗ 
fehlte Taktik iſt eine Urſache mehr, warum ſich der Sozialismus in der 
Arbeitermaſſe nur langſam Bahn brechen kann. 5 „ 
Nun hat ſich in der Partei eine radikalere Anſicht entwickelt, die jedoch 
noch wenig zielbewußt auftritt. Der ganze Kongreß erhielt ſeinen Charakter | 
durch dies Beſtreben beider Richtungen, die künftige Parteileitung an ihre 
Beſchlüſſe zu binden. | | 
Auf dem Kongreß waren zirka 40 Delegierte verſammelt, deren jeder eine 
Gruppe von etwa 25 organiſierten Genoſſen vertrat. Es iſt natürlich, daß auf 
einem ſolchen Parteitag große Probleme nicht gelöſt werden; die Protokolle 
desſelben werden darum auch nicht gedruckt: man begnügt ſich mit dem Be⸗ 
richt im Zentralorgan „La Vanguardia“, Aus dem Bericht der Partei⸗ 
leitung geht hervor, daß die ganze Arbeit der Partei gegen die neue „ſoziale“ | 
Geſetzgebung gerichtet war. Dieſe Geſetze beſchränken das Vereinsrecht und | 
andere Rechte, geben der Polizei unbeſchränkte Vollmachten in Sachen der 
Arbeiterbewegung und verhängen über das Land den permanenten 
Kriegszuſtand. Hier hat die Parteileitung ein großes Stück Arbeit ge⸗ 
leiſtet; gewaltige Maidemonſtrationen im ganzen Lande — zirka 40 0000 
Demonſtranten in Buenos Aires — eine zähe Propaganda in einer Reihe | 
Proteſtverſammlungen und, was für die Zukunft von großer Bedeutung 
iſt, die Schaffung eines „Kampfkomitees gegen die antiſozialen Geſetze“, in 
welchem alle in Buenos Aires exiſtierenden politiſchen und ökonomiſchen 
Arbeiterorganiſationen der verſchiedenſten Richtungen vertreten find. Der 
neunte Parteitag hatte beſchloſſen, den Kampf gegen den Teil der Geſetze zu 
richten, der ſich auf die politiſchen Rechte und „Freiheiten“ bezog, indem man 
den anderen, der ſich gegen „Bombenattentate“ richtete und neue ent⸗ 
ſprechende Strafen (Todesſtrafe ſogar für ſchwangere Frauen) diktierte, un⸗ f 
angefochten ließ. In dieſem Sinne hatte denn die Parteileitung auch ge⸗ 
arbeitet. Nun forderte die junge Richtung auf dem zehnten Kongreß den 
Kampf gegen die Geſetze in ihrer Totalität, indem man hervorhob, daß 
ſolche Attentate, wenn ſie wirklich aus eigener Initiative begangen werden 
und nicht, wie es in letzter Zeit Sitte geworden iſt, von der Polizei inſzeniert 
werden, eine Folge des hier herrſchenden Elends, der Unwiſſenheit, Recht⸗ 
loſigkeit und Unterdrückung ſind; daß man dagegen nicht mit Henkersarbeit, 
ſondern mit volksfreundlicher Geſetzgebung kämpfen muß, und der Kongreß 
hat dieſen Antrag denn auch angenommen. u | 
Die zweite wichtige Frage des Kongreſſes drehte ſich um die Leitung des 
Zentralorgans der Partei „La Vanguardia“ und um deſſen Reformierung. 
Der Bericht des Redakteurs, dem für ſeine aufopfernde Tätigkeit Dank aus⸗ 
geſprochen wurde, gab Anlaß zu einer herben Kritik über die „Orientation“ 
des Organs, was hier ſo viel heißt als Beleuchtung der verſchiedenſten 
Seiten des Staatslebens und der verſchiedenſten Ereigniſſe und Tendenzen | 
der Arbeiter- und ſozialiſtiſchen Bewegung in der Internationale. Es iſt 
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das ein Thema, das von den letzten Kongreſſen immer wieder aufgenommen 
wird und das auf dem letzten zu einem von der Oppoſition beantragten Be⸗ 
ſchluß führte. Die argentiniſche Partei beſitzt keine wöchentlich oder monat⸗ 
lich erſcheinenden Zeitſchriften. Der Parteigenoſſe, der nicht auswärtige 
Blätter lieſt, iſt darum auf die „Orientation“ durch die täglich erſcheinende 
„La Vanguardia“ angewieſen. Dadurch erhält er aber nicht die tiefere Ein— 
ſicht in das Weſen des Sozialismus, der internationalen Ereigniſſe, es fehlt 
ihm auch die theoretiſche Vorbereitung, die zur Ausarbeitung einer prin⸗ 
zipiellen Taktik notwendig iſt. Broſchürenliteratur gibt es hier auch nicht, 
da ſie keinen Abſatz findet. Die Lektüre der „La Vanguardia“ erhält da- 
durch eine um ſo größere Bedeutung. Nun gibt das Zentralorgan wohl Be— 
richte über die internationalen Ereigniſſe, über Parteitage, gibt aber ent- 
weder keine Beleuchtung derſelben oder eine ſehr einſeitige und oberfläch— 
liche. Es ſcheint zuweilen, daß die Führer den großen Fragen gefliſſentlich 
aus dem Wege gehen, vielleicht weil ſie fürchten, daß man die Konſequenzen 
auf das eigene Land übertragen könnte. Ich will hier nur ein Beiſpiel an⸗ 
führen: Über das Verhalten der deutſchen Partei in der Marokkofrage be- 
kamen wir nur den Brief Molkenbuhrs und den erſten „zuſtimmenden“ 
Brief Bebels zu ſehen. Vom Jenaer Parteitag erhielten wir die Ziffern 
und einen Artikel des Vertreters Argentiniens Dr. Dickmann: „Ein Ge— 
ſpräch mit einem Jenaer Arbeiter“, in dem dieſer Arbeiter alles auskramte, 
was ſeinerzeit Schippel (in ſeiner letzten Couleur) und andere Monatsheftler 
auf den Parteitagen Deutſchlands (beſonders in Hannover) über „Evolu— 
tion“, „Sozialismus in der Gegenwartsarbeit“ uſw. zum beſten gaben; ſo 
behauptete der Arbeiter, daß „wir“ ſchon längſt aus den Schuhen der „Dok— 
trinen“, „Kataſtrophen“ und anderem herausgewachſen ſeien, mit ſolchem 
Selbſtbewußtſein, daß es mir ſo von Herzen leid tat um die arme „doktri⸗ 
näre“ „Neue Zeit“. In dieſem Tone räſoniert man denn auch über ſonſtige 
internationale und heimiſche Ereigniſſe. Die neue Richtung nun, der es oft 
an Kenntnis fehlt, um ſolche „Irrtümer“ richtigſtellen zu können, fühlt je— 
doch inſtinktiv, daß das nicht das Richtige oder wenigſtens nicht alles iſt. 
Daher die Forderung einer beſſeren „Orientation“, die denn auch mit 
| 25 Stimmen gegen 17 angenommen wurde, freilich in der Form einer ſehr 
konſuſen Reſolution. 

| Dann ging man zur Umänderung der „La Vanguardia“ in anderer 
Hinſicht über. Man will diefe nämlich in eine achtſeitige Zeitung ver⸗ 
wandeln. Nun hatte ſich eine Gruppe gebildet, die es übernahm, die nötigen 
Mittel dazu zu verſchaffen. Um allen Eventualitäten vorzubeugen und auch 
ſonſt die Intereſſen der Beteiligten und der Partei zu wahren, ſollte dieſe 
Kommiſſion rechtlich von der Druckerei, mit einem Worte von allem Eigen⸗ 
tum der „La Vanguardia“ Beſitz ergreifen. Dabei hatte dieſe Gruppe alle 
| möglichen Garantien gegeben, die der Partei de facto ihr Eigentum ſicherten 
und auch ſonſt das Unternehmen unter Parteikontrolle ſtellten. Nun ſollte 
die Umänderung aber nicht nur die finanzielle Seite betreffen, ſondern es 
ſollte auch eine Anderung in der Leitung des Organs eintreten. Und es 
überwog da die Tendenz — der Direktor des Organs hat es in ſeinem dies⸗ 
jährigen Bericht deutlich hervorgehoben — die „La Vanguardia“ vom 
uyſchweren“ Gewicht des Parteieinfluſſes zu entlaſten, ſie von der „engen“, 
„doktrinären“ Auffaſſung zu emanzipieren; man glaubte damit alles getan 


zu haben, um mit Erfolg mit den bürgerlichen Zeitungen fonfurrierer 
können. Der neunte Kongreß hatte die Transformierung in dieſem Si 
beſchloſſen, die Kommiſſion war jedoch aus perſönlichen Gründen ni 
der Lage geweſen, dieſelbe durchzuführen. Daher kam die Angeleg he 
aufs neue zur Debatte. Die entgegengeſetzte Richtung konnte darum wiede 
ihre Anſicht vertreten, nach der das Organ an das Schickſal und den Wi 
der Partei zu binden ſei, nach der die Partei als ein Ganzes an dem T 
blatt beteiligt ſein müſſe, ſei es in der Form einer Genoſſenſchaft oder 
anderem Wege. Es iſt ein Zeichen für das Erſtarken der Oppoſition, 
man beſchloß, die Frage der neuen Parteileitung zu überweiſen. ee 
Weiter beſchäftigte ſich der Parteitag mit der ewigen Frage: „ 
ziehungen der Partei zu den Gewerkſchaften und zur gewerkſchaftlichen 
wegung.“ Formell gibt es auch hier wie in Frankreich eine ſyndikaliſti 
„Confederacion“, an die alle Gewerkſchaften angeſchloſſen ſind. Nur 
„Fraternidors“, der Maſchiniſtenverband, bleibt unabhängig, und der Ty 
graphenverband ſympathiſiert mit der Partei. Es find dies, nebenbei gef 
die einzigen ſoliden Organiſationen, die ſyndikaliſtiſchen bieten ein 
ſchreckendes Schauſpiel dar. 25 bis 30 Arbeiter ſind in einer Gewerkſchaf 
organiſiert und dekretieren alle Augenblicke „Streiks“ und die Confede 
racion wenigſtens zweimal jährlich den „Generalſtreik“, wobei fie de 
zweiſchneidige Waffe in unſeren Verhältniſſen gründlich diskreditiert. An 
dererſeits ſehen auch die Blindeſten unter den Sozialiſten ein, daß die Ar⸗ 
beiterpartei in den gegebenen Verhältniſſen einen Halt oder wenigſtens 
Korrelat in der Klaſſenorganiſation der Produzenten finden muß, went 
ihre politiſche Aktion nicht zur Spielerei werden ſoll. Dem Kongreß wurd 
eine Reihe von Reſolutionen unterbreitet; man konnte ih jedoch nur ill 
eine einigen, die die Schaffung einer Kommiſſion fordert, deren Aufg 
ſein ſoll, die Propaganda und Organiſation auf gewerkſchaftlichem Gebie: 
zu leiten. 5 55 
Der Kongreß beſchloß auch mehrere Reſolutionen internationalen Cha 
rakters; ſo beglückwünſchte er die Sozialdemokratie Deutſchlands zu de 
Erfolg des erſten Wahlganges; er formulierte einen energiſchen Proteſt 
gegen den Zarismus, gegen die ruſſiſche Politik in Finnland und Perſi 
und ſandte einen brüderlichen Gruß an die gefangene ſozialdemokra 
Fraktion der zweiten Duma uſw. i & 
Die verſchiedenen Richtungen der Partei können mit dem zehnten K 
greß zufrieden ſein. Wenn die „neue Richtung“ auch nicht zur Herrſch 
gelangt iſt, ſo bedeutet die Annahme ihrer wichtigſten Reſolution doch, d 
ihre Ideen an Boden gewinnen. Die „Alten“ aber, die bisherigen Füh 
der Partei, müſſen wohl befriedigt ſein, wenn ſie ſehen, daß die Oppoſi 
die bisher hauptſächlich in kleinlicher Nörgelei beſtand, nun im Begriff f 
eine neue prinzipielle und lebenskräftige Richtung zu bilden, die dem © 
i in Argentinien friſches Blut und neue Kraft zuzuführen bi 
pricht. . 
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Die Ausfperrungen in deutſchland. 
Von Richard Seidel (Berlin). 


Die Ausſperrung drückt mehr und mehr den modernen Arbeitskämpfen 
a3 Gepräge auf. Es gibt kaum noch eine größere Streikbewegung, die 
licht eine Ausſperrung oder mindeſtens die Drohung mit einer ſolchen im 
hefolge hätte. In vielen Fällen wartet das Unternehmertum den Angriff 
er Arbeiterorganiſationen gar nicht einmal ab, ſondern beantwortet ſchon 
ie Stellung von Forderungen mit Ausſperrung. Die Anwendung dieſer 
Baffe der organifierten - Unternehmer läßt die Wirtſchaftskämpfe der 
üngſten Zeit zu immer heftigeren und ausgedehnteren Machtkämpfen 
wiſchen Kapital und Arbeitskraft anſchwellen. Die Opfer, die auf beiden 
zeiten gebracht werden müſſen, erreichen eine ungeahnte Höhe, die Wunden, 
ie dieſe Machtkämpfe dem allgemeinen Wirtſchaftsleben ſchlagen, werden 
mmer ſchmerzlicher. 

Der Gedanke, die Angriffskraft der Arbeiterorganiſationen zu brechen 
urch Ausſperrung zahlreicher am Kampfe urſprünglich nicht beteiligter Ar— 
eiter, iſt in Deutſchland ſo alt wie die moderne Arbeiterbewegung ſelbſt; 
chon die ſechziger und ſiebziger Jahre des vorigen 
zahrhunderts ſehen Ausſperrungen größeren Umfanges. So wurden 
m Jahre 1868 die Zigarrenarbeiter Berlins und 1873 2000 
zuchdrucker in 70 Orten Deutſchlands ausgeſperrt. Sodann berichtet 
ür ger in ſeinem Buche über die Hamburger Gewerkſchaften 
on 1865 bis 1890! von zahlreichen Ausſperrungen, die die Arbeiter- 
chaft Hamburgs und ſeiner Nachbarſtädte in den ſiebziger Jahren zu er— 
ulden hatte. Es wurden danach 1872 300 Former 4 Monate, 1873 
000 Maurer und Zimmerer 16 Wochen, 1874 die Hamburger 
zöttcher 31 Wochen und 1877 die Maurer und Zimmerer in 
ltona ausgeſperrt. Dieſe Beiſpiele ließen ſich leicht vermehren, fie ge— 
gen jedoch. Die näheren Angaben Bürgers über Urſache und Verlauf 
jeſer Kämpfe zeigen, daß das Aufkommen einer einigermaßen gefeſtigten 
ind angriffſtarken Arbeiterorganiſation in dieſen Gewerken ſofort den 
zerſuch der Unternehmer zeitigte, durch Ausſperrungen die Gewerk— 
chaftsbewegung der Arbeiter im Keime zu erſticken, 
lſo das Koalitionsrechtilluſoriſch zu machen. 

In der Mehrzahl der Fälle gelang ihnen das aber nicht aus eigenen 
Nitteln. Nur eine verhältnismäßig geringe Zahl von Unternehmern war 
n den ſiebziger Jahren für die Unternehmerverbände und die Taktik der 
lusſperrungen, die zahlreiche Opfer erforderte, zu gewinnen. Das Unter- 
ehmertum überließ die Sorge um die ungeſtörte Plusmacherei damals 
och einem vermeintlich Stärkeren, dem Klaſſenſtaat. Dieſer ließ es 
enn auch in der Ara Teſſendorf und unter dem Sozialiſtengeſetz an Feind— 
eligkeiten gegen die Arbeiterbewegung nicht fehlen. Als jedoch klar 
durde, daß auch die Blut- und Eiſenpolitik eines Bismarck die Arbeiter— 
ewegung nicht zu unterdrücken vermochte, traf die liberale Bour- 
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geoiſie, die ſich bis dahin auf dieſe Gewaltpolitik verlaſſen hatte, vor 
neuem Anſtalten zur Schaffung von Abwehrmaßnahmen gegen die G 
ſchaften. NY i 
Der Stein des Anſtoßes war die Ende der achtziger Jahren 
dem Londoner Dockerſtreik einſetzende „Neue Unionsbewegung“ in Er 
land. Sie veranlaßte den Zentralverband deutſcher Ex 
duſtrieller zur Entſendung einer Studienkommiſſion ı 
England im September 1889. Auf Grund der „Studien“ dieſer! 
miſſion begann das Wühlen des Zentralverbandes ge 
das Koalitionsrecht der Arbeiter, deſſen Erfolg ſchließlich die 
bringung des Zuchthausgeſetzes im Reichstag war. Alle Mühe 
alle Skrupelloſigkeit — ich erinnere nur an die 12 000⸗Mark⸗Affäre — 
mochten jedoch nicht, den Mißerfolg hintanzuhalten: die Vorlage wurd 
gelehnt. Mit der Staatshilfe war es alſo wieder einmal nichts, jo daß 
ſich gezwungen ſah, von neuem nach anderen Mitteln zur Bekämpfung 
Arbeiterbewegung umzuſchauen. | 15 
Schon die Zeit vom Falle des Sozialiſtengeſetzes bis zum Fiasko 
Zuchthausgeſetzvorlage hatte das Unternehmertum nicht müßig verſtre 
laſſen; das machtvolle Anwachſen der Gewerkſchaftsbewegung in den n 
ziger Jahren brachte es auf die Beine. Bald nach dem Falle des Soziali 
geſetzes wurden überall energiſche Verſuche gemacht, Unt 
nehmerorganiſationen zu gründen, die auch angeſichts 
immer drohender werdenden Gefahr für den Profit zu weſentlich beſſ 
Ergebniſſen führten als die Bemühungen gleicher Art in den ſieb 
Jahren, auf die wir oben hingewieſen haben. Zu dieſem Gelingen trug 
der Umſtand weſentlich bei, daß unter dem Einfluß der zunehme 
Kapitalkonzentration der Glaube an die alleinſeligmachende freie Ko 
kurrenz verblaßte und die Beſtrebungen zur Ausſchaltung der Konkurre 
durch Kartellbildung ſich mehrten. | 
Die neuen Unternehmerverbände bedienten 
bald des Mittels der Ausſperrungen. Schon in den le 
Jahren des Sozialiſtengeſetzes, in denen deſſen Unwirkſamkeit immer d 
licher zutage trat, machte das Unternehmertum einige Vorſtöße gegen 
Arbeiterbewegung durch die Ausſperrung der Tiſchler Hamburgs 
Jahre 1888, die 94 Tage dauerte. Einen Rieſenkampf führten 188 8 
1890 die Former. Der Kampf brach in Hamburg aus, wo 1888 
Former ausgeſperrt wurden, und dehnte ſich dann auf mehrere Orte 
Das Ziel der Ausſperrung war ſchon damals die Vernichtung 
jungen Formerorganiſation. Der Kampf dauerte in Ham 
539 Tage und koſtete 81 716,44 Mark, eine für die damalige Zeit recht 
Ausgabe für einen Gewerkſchaftskampf. Das gleiche Ziel verfolgten mehre 
Ausſperrungen im Jahre 1891. So vor allem die Ausſperrung 
2500 Tabakarbeitern in Hamburg, die 16 Wochen dauerte 
400 000 Mark koſtete. Die Unternehmer forderten die Unterzeichnung 
Reverſes, in dem ſich die Arbeiter zum Austritt aus ihrer 
ganiſation verpflichten ſollten. Einen ähnlichen Ausgangspunkt ha 
einige andere Ausſperrungen und Abwehrſtreiks. So ein Kampf der GI 
arbeiter, an dem 170 Perſonen in verſchiedenen Orten beteiligt wa 
und ein Kampf von 113 Weißgerbern in Kirchheim. Wenn 
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Kämpfe auch nicht immer mit einem direkten Erfolg der Arbeiter endeten, 
jo iſt doch das Hauptziel der Unternehmer, die Zerſtörung der Arbeiter- 
organiſationen, nicht erreicht worden, wie das in den neunziger Jahren 
einſetzende machtvolle Aufblühen der Gewerkſchaften beweiſt. 

Um den Unternehmern das Aufbringen der Opfer für ihren Kampf 
gegen die Arbeiterorganiſationen zu erleichtern, verſuchte man bereits in 
den achtziger Jahren, Streikverſicherungen zu gründen. Es wurde 
aber noch nichts daraus; die Profitgeier glaubten noch an die Wirkungen 
des Sozialiſtengeſetzes. 1897 trat ſodann die Streikverſicherungs⸗ 
4 ellſchaft „Induſtrie“ ins Leben, ging aber bald ein. 
Regeres Leben entſteht in den Unternehmerver⸗ 
bänden jedoch erſtenach der endgültigen Niederlage der 
Beſtrebungen, die Gewerkſchaftsbewegung durch die 
Geſetzgebung zu vernichten, nach der Ablehnung der Zuchthaus⸗ 
vorlage (1899). Es iſt bezeichnend für die Auffaſſung der Bourgeoiſie von 
den Aufgaben des modernen Staates, daß ſie erſt dazu übergeht, den Kampf 
gegen die Arbeiter aus eigenen Mitteln zu führen, nachdem die Machtmittel 
des Staates verſagt haben. | 
Eein weiterer Grund für das ſehr verſpätete Gelingen der Organi— 
ſationsbeſtrebungen der Scharfmacher iſt darin zu ſehen, daß zur erfolg⸗ 
reichen Gründung von Unternehmerverbänden ebenſo wie zur wirkſamen 
Durchführung von Ausſperrungen ein gewiſſer Grad der Kapi⸗ 
tal konzentration erreicht ſein muß. Der kleine Unternehmer 
mit ſeinem auf das naheliegende Profitintereſſe gerichteten kleinlichen Geiſt 
iſt ſchwer für die Organiſation und noch ſchwerer für eine Ausſperrung, 
die große augenblickliche Opfer erheiſcht, zu gewinnen, während der weitere 
Geſichtskreis des Großunternehmers dieſen befähigt, über die augenblick— 
lichen Opfer hinaus den künftigen Vorteil einer erfolgreichen Ausſperrung 
zu ſehen. Sodann iſt das kapitalkräftige Großunternehmertum auch allein 
in der Lage, die Schäden eines Kampfes von großem Umfang und langer 
Dauer zu ertragen. Es iſt für die Großkapitaliſten keine unangenehme 
Nebenwirkung der Ausſperrungen, daß ſie zur Vernichtung ihrer kleinen 
Konkurrenten beitragen. Aber auch die größeren Unternehmer waren erſt 
h dann bereit, reichlichere Opfer zur Bekämpfung ihrer Gegner aufzubringen, 


5 als die Gewerkſchaften in den neunziger Jahren aufblühten. 
Nach dem Fiasko der Zuchthausvorlage begannen die Unternehmer ſich 
immer mehr zu organiſieren, und 1904 entſtanden zwei Zentralen der 
Mnternehmerverbände, die am 12. April gegründete „Saupt- 
ſtelle deutſcher Arbeitgeberverbände“, die vom Zentralver⸗ 
N band deutſcher Induſtrieller beherrſcht wird, und der „V erein deut⸗ 
| ſcher Arbeitgeberverbände!l, der am 22. Juni ins Leben trat. 
Beide Zentralen ſtehen in einem Kartellverhältnis. Am 1. Juli 1906 wurde 
| denn auch in der „Geſellſchaft des Vereins deutſcher Ar⸗ 
erkände zur Entſchädigung bei Arbeits⸗ 
einſtellungen“ eine einigermaßen florierende Streikverſiche⸗ 
r ung geſchaffen. 
1 Nach 1900 ſehen wir denn auch die Zahl der Ausſperrungen 
insgeſamt ſowie den Umfang jeder einzelnen Ausſperrung beſtändig 
wachſen. Die Zahl der Ausſperrungen, von denen Mitglieder der freien 
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Gewerkſchaften betroffen wurden, betrug 1900 46. Sie ſtieg bis zum Jahre 
1905 auf 253. Das Jahr 1906 erlebte ſogar 421 Ausſperrungen. In den 
Kriſenjahren 1907 bis 1909 ſinkt die Zahl zwar wieder, beträgt aber 1909 
noch immer 206. 1910 dagegen wurden 970 Ausſperrungen ausgekämpft; 
dieſes enorme Anſchwellen der Ziffer iſt auf die zahlreichen Kämpfe im 
Baugewerbe zurückzuführen. 1900 waren 5,4 Prozent aller Lohnkämpfe 
Ausſperrungen. 1905 iſt das Prozentverhältnis bereits 10,9; es bleibt bis 
1909 ziemlich auf der gleichen Höhe, um 1910 auf 30,4 Prozent empor⸗ 
zuſchnellen. f N 1 7 
Ebenſo wächſt die Summe der von den Ausſperrungen 
betroffenen Arbeiter. Sie beträgt 1900 14 630 oder 12,6 Prozent 
aller an den Lohnkämpfen des Jahres beteiligten Perſonen, 1905 144047 
oder 28,4 Prozent, 1908 60 576 oder 47,7 Prozent und 1910 226 898 oder 
61,5 Prozent. Während die Zahl der Ausſperrungen in den Kriſenjahren 
1907 bis 1909 gegen 1906 etwas zurückgeht, ſteigt der Prozentanteil der 
ausgeſperrten Arbeiter an der Summe aller in Lohnkämpfe verwickelten 
Perſonen bis 1908, wie die obigen Zahlen zeigen. 8 
In dem gleichen Zeitabſchnitt wächſt auch die Summe der Abwehr⸗ 
ſtreiks ſehr ſtark, was ebenfalls von der ſteigenden Angriffsfreudigkeit der 
Unternehmerverbände Zeugnis gibt. . | 9 
Ziel der Ausſperrungen war für das Unternehmertum die 
Zerſtörung der Arbeiterorganiſationen: es verlangte von den Arbeitern 
unter Androhung der Ausſperrung den Austritt aus der Or gani⸗ 
ſation. Die Mitgliedſchaft in der Gewerkſchaft ſollte den Arbeitern als 
eine Gefahr erſcheinen, ſie ſollten in Scharen die freien Gewerkſchaften ver⸗ 
laſſen und anderen, friedlicheren oder gar gelben Organiſationen beitreten. 
Dieſer Plan, die Angriffskraft der Arbeiterverbände in dieſer Weiſe durch 
Mitgliederverluſt oder Zerſplitterung zu vernichten, gelang freilich nicht. 
Er wurde darum auch nach und nach aufgegeben. Offiziell kam das aber erſt 
1905 zum Ausdruck. Damals ſchrieb die „Arbeitgeberzeitu ng”, daß 
die Taktik des Fernhaltens der Arbeiter von den Gewerkſchaften verſagt, 
und daß auch das Prinzip „teile und herrſche“ keinen Erfolg gezeitigt habe. 
Das Zuſammengehen der Arbeiterverbände aller Richtungen bei dem Berg⸗ 
mannsſtreik 1905 habe das bewieſen. Darum ſei dieſe Taktik aufzugeben; 
man ſolle die Gewerkſchaften anerkennen und in Zukunft mit ihren Ver⸗ 
tretern verhandeln. Zugleich aber forderte das Blatt zu größerer Kon⸗ 
zentration der Kräfte der Unternehmerverbände und zum Übergehen zum 
„offenen Kampfe“ auf. Was das bedeuten ſoll, iſt ſonnenklar: nichts 
anderes als die Bekämpfung der Gewerkſchaftsbewe⸗ 
gung durch rückſichtsloſes Ausſperren großer Ar) 
beitermaſſen und durch Ausdehnung der Ausiper-| 
rungen bis zur finanziellen Erſchöpfung der Gewerk 
ſchaften. Und mit der in ſolcher Weiſe niedergerungenen Gewerkſchaft 
will man dann großmütig verhandeln. Dieſes war das Ziel faſt aller 
größeren Ausſperrungen im letzten Jahrfünft. Dieſe Methode wird auch in 
Gewerben geübt, in denen die Tarifverträge ſeit langem zur Einführung 
gelangt ſind. f | | RL 1 
Inzwiſchen hatten die Formen und Methoden der Aus⸗ 
ſperrungen mancherlei Wandlungen durchgemacht. über die Frage, wie f 


Richard Seidel: Die Ausſperrungen in Deutſchland. es 


und wen ſperren wir aus, iſt in Unternehmerkreiſen viel gejtritten worden; 
fie iſt auch heute noch nicht zur Zufriedenheit der eifrigſten Hüter der un— 
geſtörten Profitmacherei gelöſt. Die Geſamtausſperrung, die 
vollkommene Stillegung aller organiſierten Betriebe, obwohl die wirkſamſte 
Methode im Sinne der Kapitaliſten, hat den Nachteil für die Unternehmer, 
daß ſie die ebenfalls ausgeſperrten Unorganiſierten in die Gewerkſchaft 
treibt. Außerdem iſt es nicht leicht, große Unternehmerkreiſe dafür zu ge— 
winnen, da dieſe Methode die Befriedigung auch der dringendſten und wert— 
vollſten Kundſchaft auf lange Zeit ausſchließt und ſo den Außenſeitern, die 
es ja noch immer gibt, zu günſtige Chancen bietet. Das Unternehmertum 
begnügt ſich darum in vielen Fällen mit der Ausſperrung eines 
beſtimmten Prozentſatzes der Arbeiter. Dieſe Methode iſt 
aber nur dann wirkſam, wenn der Prozentſatz hoch iſt. Darum kann es auch 
in ſolchen Fällen noch vorkommen, daß Unorganiſierte ausgeſperrt werden, 
da ja der Prozentſatz der organiſierten Arbeiter leider nicht immer ſo hoch iſt 
wie der Prozentteil der Ausgeſperrten. Dieſen Unannehmlichkeiten ſucht 
das Unternehmertum aus dem Wege zu gehen, indem es nur die orga— 
niſierten Arbeiter ausſperrt. Aber auch hierbei ſtellt ſich ſofort 
eine neue Kalamität heraus. Die organiſierten Arbeiter verteilen ſich ſelbſt— 
verſtändlich nicht in der Weiſe auf die einzelnen Betriebe, daß ſie überall 
in gleichem Prozentſatz vertreten ſind, ſo daß dieſe Form der Ausſperrung 
es mit ſich bringen kann, daß der eine Betrieb nur wenige Arbeiter aus— 
ſperrt, während der andere völlig ſtillgelegt wird. Dadurch werden die Opfer 
und das Riſiko der Ausſperrung ſehr ungleich auf die einzelnen Kapitaliſten 
verteilt und die Solidarität der Herren Unternehmerkollegen gerät angeſichts 
ſolcher „Ungerechtigkeit“ leicht ins Wanken. Aus dieſem Grunde mögen 
wohl auch die Metallinduſtriellen nicht für das bekannte Abe⸗ Sy tem 
des Herrn Menck⸗Altona zu haben geweſen jein, das die Arbeiter in der 
Reihenfolge ihres Namens treffen ſollte. Die brutale Willkür dieſer Methode 
war zu offenſichtlich, was bei einem in dieſer Form geführten Kampfe die 
Offentlichkeit für die Unternehmer ungünſtig ſtimmen würde. Ein anderes 
Syſtem will die Arbeiter nach dem Lebensalter in ein⸗ 
zelne Gruppen gliedern und die Gruppen nacheinander 
ausſperren, mit der Gruppe der älteſten Arbeiter ſoll begonnen werden. 
Soll mit Hilfe dieſer Methode eine ausreichende Anzahl Arbeiter auf das 
Pflaſter geworfen werden, dann muß das Unternehmertum ſich ſchon ent- 
ſchließen, bei dem ſchrittweiſen Hinabſteigen von Altersſtufe zu Altersſtufe 
ziemlich weit zu gehen. Das würde ſchließlich dazu führen, daß alle älteren 
und erfahreneren Arbeiter ausgeſperrt werden, während die jüngeren und 
jüngſten in den Betrieben verbleiben. Dadurch wird vielfach der Fall ein- 
treten, daß der Unternehmer Lohn zahlen muß, ohne indes von den zurück— 
bleibenden Arbeitern einen weſentlichen Nutzen zu haben. Vor allem aber 
läßt die in allen Induſtrien eingebürgerte Arbeitsteilung mit ihrem 
Handinhandarbeiten ein willkürliches Herausgreifen und 
Entlaſſen einzelner Arbeiter, wie es dieſe Syſteme fordern, 
höchſt unzweckmäßig erſcheinen. Darum entſchließt ſich das Scharfmachertum 
denn doch, wo es nur eben angeht, zur Stillegung des ganzen Betriebs. Es 
pflegt hierbei ebenfalls ſtufenweiſe vorzugehen, indem es zunächſt am Streik⸗ 
| ort ſelbſt, dann in einem größeren Bezirk und ſchließlich in weiteren DBe- 


zirken ausſperrt. Und wenn man es ſich leiſten kann, greift man zur Gener 
ausſperrung im Gewerbe. | | C 
Mag das Unternehmertum nun aber zu dieſer oder jener Me 
greifen, injedem Falletreibtdie Ausſperrung den Ka 
über den urſprünglich von den Arbeitern gewollt 
Rahmen hinaus. Das iſt ja auch ihr Zweck. Die Ausſperrungsma 
der Scharfmacher trägt darum nicht zuletzt dazu bei, daß die Lohnkäm 
auf immer größerer Baſis ausgefochten werden. . 
Darin liegt aber auch die Schwäche der Ausſperrtaktik. | 
wirtſchaftlichen, vor allem die Konjunkturverhältniſſe find doch nicht 
allen Landesteilen die gleichen; auch die einzelnen Branchen einer In duf 
unterſcheiden ſich in dieſer Hinſicht vielfach voneinander. Das kann die 30 
haben, daß durch Auflehnung einer oder der anderen Induſtriellengrup 
gegen das Ausſperrkommando eine großangelegte Ausſperrung zuſamme 
bricht. Aus dieſem Grunde wird vor allem die Generalausſperrung für vi 
Induſtriezweige noch auf lange hinaus ein Phantom bleiben. 8 
Auch die Situation der Arbeiter wird nicht immer die gleiche 
ſein. Verhältnismäßig günſtig iſt ſie, wenn die Forderungen, die bei Aus⸗ 
bruch eines Streiks geſtellt werden, im Falle einer Ausſperrung, die den 
Streik brechen ſoll, ſofort auch von den ausgeſperrten Arbeitern aufge⸗ 
nommen werden können. Dann kämpfen Streikende und Ausgeſperrte um 
die gleichen Verbeſſerungen. Vom glücklichen Ausgang des Kampfes haben 
in dieſem Falle alle Arbeiter den gleichen Vorteil; ſie werden darum a 
alle mit gleicher Zähigkeit den Kampf ausfechten. Weniger günſtig iſt die 
Situation, wenn große Arbeitermaſſen in der Ausſperrung verharren 
müſſen, um die Forderungen einer kleinen ſtreikenden Gruppe durchdrück 
zu helfen, wie es oft geſchieht. In einem ſolchen Falle kann der Einfl 
der Ausſperrung auf die ſtreikende Gruppe doch fo ſtark fein, daß ſie nach⸗ 
gibt und ihre Forderungen einſchränkt, um die Maſſe der Kameraden vor 
allzu großen Opfern zu bewahren. | rise 
Solche Kämpfe vermag nur eine Arbeiterſchaft durchzuführen, der 
Blick weit und ſcharf genug iſt, um das Intereſſe der Geſamt heit ihr 
Klaſſe zu erfaſſen. Jeder Arbeiter muß wiſſen, daß der Sieg ſeiner Arbei 
brüder ſein Sieg iſt, dann wird er auch, ohne daß ihm ein ſofort greifbarer 
Vorteil winkt, für ſie im Kampfe aushalten. Das vermag aber n 
eine ſozialiſtiſchgeſchulte Arbeiterſchaft zu erkenne 
Darum iſt jede engherzige Berufspolitik der Gewer 
ſchaften im Zeitalter der Ausſperrungen mehr den 
je vom Übel. | Ä | 8 
Glücklicherweiſe iſt dieſe Vorbedingung für den Sieg — neben ander 
nicht minder wichtigen Vorbedingungen — bei dem größten Teil der deu 
ſchen Arbeiterſchaft gegeben. | | e 
Die deutſchen Arbeiter haben ſich denn auch in 
Ausſperrungen ſtets recht tapfer geſchlagen. Das z 
uns die Statiſtik über dieſe Kämpfe, die die Generalkommiſſion ſeit 
führt und alljährlich in ihrem „Korreſpondenzblatt“ veröffentlicht. Sie z 
ums vor allem, daß ſich trotz des ſtärker und ſtärker werdenden Anftu 
der organifierten Unternehmer die Zahl der für die Arbei 
völlig erfolglofen Ausſperrungen ſeit 1900 min 
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ens nicht vermehrt hat. Im Jahre 1900 verliefen 26,0 Prozent 
Der Ausſperrungen erfolglos. Der Prozentſatz ſtieg bis 1902 auf 44,4 Pro⸗ 
ent, um in den nächſten Jahren wieder zu ſinken, jo daß 1903 29,3 Prozent, 
904 87,2 Prozent und 1905 23,4 Prozent aller Ausſperrungen keinen Er⸗ 
olg für die Arbeiter brachten. Von 1905 bis 1908 ſteigt der Prozentſatz 
ieder von 23,4 auf 39,7 Prozent, um 1909 wieder auf 33,5 und 1910 gar 
uf 7,8 Prozent herunterzugehen. Die Erfolge ſchwanken alſo, wie das ganz 
Abſtverſtändlich iſt, mit dem Wechſel von wirtſchaftlicher Proſperität und 
depreſſion, aber es iſt auf keinen Fall eine dauernd zu⸗ 
ehmende Steigerung des Mißerfolges ſeitens der Gewerk⸗ 
haften zu beobachten, aus der die Unternehmer den Mut zu immer neuen 
nd immer größeren Anſtrengungen, wie fie ſich in den oben mitgeteilten 
zahlen über die Zunahme der Ausſperrungen widerſpiegeln, ſchöpfen 
önnten. 

Das gleiche iſt von der Dauer der Ausſperrungen zu ſagen. 
dem Unternehmertum gelang es nicht, den Verluſt an Arbeitstagen, den 
er einzelne Arbeiter zu tragen hat, zu vermehren, was einige Zahlen be⸗ 
deiſen mögen. Der Verluſt an Arbeitstagen betrug pro Kopf des ausge⸗ 
perrten Arbeiters: 


1900. 20,4 Tage 1904 . . 17,0 Tage 10898 i dan 

r el r FABL 2 1909 208 
119006 286,1 1010 0 299 
903 2 I 22,0 


Der Anreiz zu den immer wuchtigeren Angriffen des Unternehmertums 
jegt denn auch nicht in den Erfolgen der Ausſperrungen, ſondern lediglich 
n den wachſenden Erfolgen der Angriffſtreiks der freien Ge⸗ 
perfichaften in dem Zeitraum von 1900 bis 1910. Von den Angriffſtreiks 
atten einen vollen Erfolg 1900 46,1 Prozent und 1901 37,4 Prozent. In 
en folgenden Jahren bewirkte die gute Konjunktur eine ununterbrochene 
Steigerung der Summe der erfolgreichen Streiks bis auf 57,9 Prozent im 
Jahre 1905. Dann ſinkt die Prozentziffer wieder bis auf 46,0 Prozent in 
908, um darauf wieder zu ſteigen auf 54,6 Prozent in 1909 und 62,2 Pro⸗ 
ent in 1910. Dazu kommt noch in jedem Jahre ein beträchtlicher Anteil 
eilweiſe erfolgreicher Streiks. Dieſe Zahlen laſſen, wenn man von den 
Schwankungen, die die Konjunkturverhältniſſe hervorriefen, abſieht, eine 
jeträchtliche Steigerung der gewerkſchaftlichen Erfolge in dem hier betrach⸗ 
eten Zeitraum erkennen. 

Der „Erfolg“, den die Unternehmer mit Hilfe der Ausſperrungen zu 
ringen vermochten, beſteht lediglich in der ungeheuren Steigerung 
der Ausgaben, die die Ausſperrungen den Gewerkſchaftskaſſen ver— 
urſachten. Die Ausgaben der freien Gewerkſchaften für Ausſperrungen be⸗ 
trugen 1900 600 493 Mark, 1903 1 798 801 Mark, 1907 6 147 079 Mark und 
1910 11 992 647 Mark. Dieſe enorme Steigerung der Ausgabenpoſten ver- 
ſchwindet ſofort wieder, wenn wir die Koſten pro Ausſperrung 
berechnen. Sie betrugen 1900 13 050 Mark, 1903 21 936, 1904 16 702, 1905 
16 574, 1907 19031 und 1910 12 243 Mark. 

Recht intereſſant iſt ſodann eine Betrachtung der Urſachen der 
A usſperrungen. Leider bietet die Statiſtik in dieſer Beziehung nur 
für das letzte Jahrfünft ausreichendes Material. Bei einer ſolchen Betrach⸗ 
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tung fällt zunächſt auf, daß die Zahl der Ausser 11 Ursache e 
Angriffſtreik iſt, ſehr gering iſt; fie betrug 1906 82, 1907 41, 1908 18. 190: 
17, 1910 29. Weſentlich höher ift dagegen die Zahl der Ausſperrungen, fü 
die lediglich entſtehende Differenzen über Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen 
den Anlaß gaben; ſie betrug 1906 160 von 421, 1907 113 von 323, 190 
104 von 257, 1909 85 von 206 und 1910 770 von 970 Ausſperrungen. Dazı 
kommen noch in jedem Jahre eine Anzahl Ausſperrungen, die einen Ab 
wehrſtreik zur Urſache hatten; auch in dieſen Fällen 1 ein Angriff de 
Unternehmer den Kampf herbei. 

Wir ſehen alſo, daß das Unternehmertum, wenn es über eine gute organi 
ſatoriſche Rüſtung zu verfügen glaubt, die Gewerkſchaft angreift, ohne der 
Streik abzuwarten. Dort, wo es die Entwicklung der Dinge bis zum An 
griffſtreik gedeihen läßt, dürfte der Elan zur Ausſperrung in vielen Fällen 
ſchon verzettelt ſein. Ihren Triumph hat ja dieſe Taktik, wie bekannt, 11 
den Rieſenkämpfen der Bauarbeiter 1910 gefeiert. 

Ereigniſſe in der Holzinduſtrie in den letzten Jahren zeigen, daß 90 
Scharfmacher neueſte Taktik iſt, Ausſperrungen in den Zeiten ſchlechte 
Konjunktur zu inſzenieren, ohne daß die Arbeiter dazu eine! 
Anlaß gegeben haben. Man will dadurch den Organiſationen de 
Arbeiter die Kraft rauben, in der folgenden Zeit wirtſchaftlicher Proſpe 
rität erfolgreiche Lohnbewegungen zu führen. Daraus erklärt es ſich auck 
daß die Summe der Ausſperrungen beziehungsweiſe der ausgeſperrten Ar 
beiter in den Jahren der jüngſten Depreſſion abſolut und relativ ſehr hoc 
war, wie die oben aufgeführten Zahlen dartun. 

Die Entwicklung der Ausſperrungen zeigt, daß ſich diefe Bewegung il 
Deutſchland noch nicht weit über die Anfangsſtadien erhoben hat. Di 
Scharfmacher fühlen ſich daher auch keineswegs ſicher in ihrer Haut, wes 
halb ſie wieder einmal nach Staatshilfe ſchreien. Aber trotzdem denkt da 
Unternehmertum nicht etwa daran, in der wütenden Bekämpfung der Ge 
werkſchaften durch Ausſperrungen innezuhalten. Alle Anzeichen iprechei 
vielmehr dafür, daß die Ausſperrtaktik in Deutſchland noch eine große Zu 
kunft hat. Die nächſten Jahre dürften ſchwere, opferreiche Kämpfe bringen 
Die dringendſten Aufgaben der Gewerkſchaften find darum die Anſchaffun⸗ 
großer Geldmittel und die Gewinnung auch des letzten Arbeiters für di 
Organiſation. Löſen wir dieſe Aufgabe, dann wird es auch gelingen, ei 
noch ſo machtvolles e in Schach zu halten. 


Literarifche Rundſchau. 


Dr. Siegfried Weinberg, Alkohol, Strafrecht und Strafrechtsreform 
Berlin 1912, Verlag des Deutſchen Arbeiterabſtinentenbundes. 30 ien Pe 
10 Pfennig. 

Genoſſe Weinberg unterſucht in dieſem Schriftchen die Wee e zwiſchg 

Alkoholismus und Kriminalität in der heutigen Geſellſchaftsordnung und be 

trachtet dann, darauf geſtützt, die Bedeutung des gegenwärtig geltenden Straf 

rechtes und des „Vorentwurfes zu einem Deutſchen Strafgeſetzbuch“ fiir die B 

kämpfung des Alkoholismus. 

An der Hand eines reichen Materials aus 995 Kriminalſtatiſtik werden 91 

Beziehungen zwiſchen Alkoholismus und Kriminalität anſchaulich vorgeführt. Da’ 
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n Sozialdemokrat nicht in den Fehler der bürgerlichen Abſtinenten verfällt, den 
lkoholismus für alles allein verantwortlich zu machen, iſt ſelbſtverſtändlich. Wein⸗ 
rg betont energiſch, welche Bedeutung dem Kapitalismus als Nährboden für 
lkoholismus und Kriminalität zukommt. Dieſe Ausführungen nehmen fait zwei 
rittel des Büchleins in Anſpruch. Wer ſich für dies Gebiet intereſſiert und nicht 
der Lage iſt, die dickleibigen Spezialwerke durchzunehmen, kann ſich hier raſch 
nd zuverläſſig auf wenigen Seiten darüber orientieren. 

Die Bedeutung des Strafrechtes als Waffe zur Eindämmung des Alkoholis⸗ 
us ſchätzt der Verfaſſer mit Recht als ſehr gering ein im Vergleich zu einer 
irchgreifenden Sozialpolitik. Immerhin könnte hier doch noch Beträchtliches ge⸗ 
iſtet werden. Indes wird nachgewieſen, daß das geltende Strafrecht ſo gut wie 
ar nichts gegen den Alkoholismus tut. Es ignoriert ihn faſt völlig. Dagegen 
ſthält der Vorentwurf zu einem deutſchen Strafgeſetzbuch eine Reihe von Be⸗ 
immungen, die dem Kampfe gegen den Alkoholismus dienen ſollen. Er hat aus 
eſem Grunde bei den bürgerlichen Alkoholgegnern großes Lob geerntet. Doch 
anz mit Unrecht. Denn 1. ſind die Beſtimmungen gegenüber dem Alkoholismus 
zig unzureichend, 2. ſelbſt wenn dies nicht der Fall wäre, würden ſie kraſſe 
usnahme⸗ und Klaſſengeſetze werden, 3. wünſchenswert erſcheinende Beſtim⸗ 
ungen haben Aufnahme nicht gefunden (Verbot, alkoholiſche Getränke an Kinder 
verkaufen, das Pollardſyſtem). Aus allem dieſem zieht Weinberg den Schluß, 
daß wir abſtinenten Sozialdemokraten das vernichtende Verdikt, das wir als 
zogialdemokraten über den Entwurf zu fällen haben, auch von unſerem Stand- 
unkt als Abſtinenten nicht zu modifizieren brauchen“. Genoſſe Weinberg kann 
amit allſeitiger Zuſtimmung gewiß ſein. Albert Wilhelm. 


khrra Tunas, Anti⸗Japan. Zürich 1911, Internationaler Verlag für Lite⸗ 
ratur, Muſik und Theater von Franz Ketner. 132 Seiten. 

Die Verfaſſerin vereinigt in bemerkenswerter Weiſe ſcharfe Beobachtung mit 
ölligem Mangel tieferen Verſtändniſſes und bietet darin ſowie in dem tiefen 
ja, den ſie allem Japaniſchen entgegenbringt, ein typiſches Beiſpiel von der 
irt der Auffaſſung und Stimmung, die unter den europäiſchen und amerika⸗ 
iſchen Anſiedlern in Japan verbreitet find. Immerhin bietet das Buch ein ge⸗ 
ziſſes Gegengewicht gegen die oft gar zu limonadenhaften Schilderungen aus 
em „Lande der aufgehenden Sonne“ und bringt beſonders in ſeinem zweiten 
geile eine Reihe treffender Beobachtungen und Bemerkungen, wenn auch die tat⸗ 
ächlichen Angaben nicht immer ganz zuverläſſig ſind. So iſt zum Beiſpiel die 
darſtellung der rechtlichen Verhältniſſe der japaniſchen Ehefrauen und der japa⸗ 
chen Proſtituierten heute veraltet, wenn auch das tatſächliche Leben ſich gewiß 
en neuen juriſtiſchen Formulierungen noch nicht vollkommen angepaßt hat. 

1 f G. Eckſtein. 
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8 Zcitſchriftenſchau. 

The socialist Review vom November brachte einen Aufſatz von D. F. Grif⸗ 
iths: Prinzipien, nicht Perſonen“ überſchrieben. Der Sozialismus iſt nicht der 
ampf der Beſitzloſen mit den Beſitzenden; viele Beſitzende ſind eifrige Sozia⸗ 
en und die Maſſe der Beſitzloſen iſt liberal, Tory oder gar nichts. Wären die 
Renſchen nur Ausdruck ihrer ökonomiſchen Stellung, ohne wunderbare Seelen in 
ich, ſo würde in unſerem Lande mit 95 Prozent Beſitzloſen, mit 87 Prozent Lohn⸗ 
tbeitern eine einzige Wahl den Sozialismus bringen müſſen. Aber ſo einfach 
ſegt die Sache nicht. Der Kampf des Sozialismus iſt ein Kampf gegen Prinzipien, 
Ben Perſonen; ein Kampf gegen die ungerechten Prinzipien des Privat⸗ 
eſitzes, der Konkurrenz und der Produktion für Profit. Für die heutige Ordnung 
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ſind wir alle, mit Ausnahme der Kinder, verantwortlich. Großgrundbeſitz ift 
das Werk der heutigen Grundbeſitzer, die nur eine kleine Anzahl bilden; er be 
weil wir ihn zulaſſen, weil die Mehrheit der Wähler damit einverſtande 
Wegen dieſer Inſtitution kann man ihren Nutznießern alſo keinen Vorwurf machen 
ſie ſind ſelbſt gleichſam Opfer des Syſtems. So iſt auch der Kapitalismus da 
Produkt einer ſich bewußtlos durchſetzenden Evolution, und es wäre gleich unbilli 
die Aktionäre zu tadeln, weil ſie Dividenden einſtreichen, wie die Poliziſten, we 
ſie in Haft nehmen, und die Richter, weil ſie verurteilen. Alle ſind Opfer de 
Syſtems, gegen das ſie machtlos ſind, und dieſes Syſtem müſſen wir umänden 
Das Syſtem erzeugt Juriſten und zahlloſe andere Paraſiten der Geſellſchaft; da 
man ihnen einen Vorwurf daraus machen, daß ſie ſich ſelbſt möglichſt bereichern 
Der Sozialismus bekämpft bloß die Inſtitution. Er bekämpft die Vergeudun, de 
Konkurrenzſyſtems, aber nicht die kleinen Geſchäftsleute, die ſelbſt darunter le i 
Er denunziert die Börſenſpekulation, aber ſogar unter den Börſenſpekulanten il 
es Sozialiſten, die an der Herbeiführung eines beſſeren Syſtems mitarbeiten. De 
Sozialiſt greift die Grundbeſitzer, Kapitaliſten, Geſchäftsleute, Juriſten uſw ni 
als ſolche, als Perſonen an, ſondern „erklärt“ ſie bloß. Sie ſind nicht ſchlechte 
oder beſſer als wir alle; die Übel der Geſellſchaft entſtehen nicht durch ihr 
Schlechtigkeit. Wir ſind alle zuſammen verantwortlich für die heutige Geſell 
ſchaftsordnung. N | ee Bj 

Dieſe Ausführungen werden im Dezemberheft in einem Diskuſſionsartike 
von Frank Ackroyd bekämpft. Denn ſie erklären die Haltung der Sozialiſte 
zu ihren politiſchen Gegnern abſolut nicht. Der Sozialiſt greift allerdings da 
Syſtem an, aber daher auch alle, die das Syſtem aufrechterhalten und verteidiger 
Das Syſtem iſt nicht, wie Griffiths es darſtellt, ein bloßes materielles leb 
Produkt blinder wirtſchaftlicher Kräfte, gleichſam ein Haus, worin wir woh en 
Es iſt das Produkt der lebendigen Menſchen; die Geſellſchaft iſt ein Organismus 
der dem Geiſte der ſchaffenden Menſchen entſpricht, und daher iſt der Angriff de 
Sozialiſten auch auf die Menſchen gerichtet, die die Geſellſchaft in der heutige 
Form aufrechterhalten wollen. Die Grundbeſitzer im Lordshaus verteidigten ihr 
Privilegien mit Energie, und der Angriff der Liberalen war nicht nur gegen da 
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werben, der ihre Privilegien antaſtete. Sie find Unterſtützer des Syſtems un 
müſſen daher bekämpft werden. . = 
Das Parlament hat die Aufgabe, die Beziehungen der Menſchen und de 
Klaſſen zu regeln. Dabei kommt es bald mit dieſer, bald mit jener Gruppe in 
Konflikt; ſo zum Beiſpiel bei der Beſteuerung des Grundbeſitzes mit den Land 
lords. Der Kampf zwiſchen den Perſonen wird von dem Boden des Parlam 
durch die Wahlen auf die ganze Bevölkerung ausgedehnt; der Kampf um 
Shitem wird notwendig zu einem Perſonenkampf auf politiſchem Gebiet. 
The Soeial-Democrat vom Dezember bringt in einem Artikel „Der Fri 1 
und ſeine Gefahren“ von Zelda Kahan eine Fortſetzung der Diskuſſion übe 
das von Quelch angeregte Thema (vergl. S. 431). Die Schlußfolgerung von Quel 


in der Regel wird der Ausbruch einer ſolchen Revolution verfrüht fein, und di 
Erfahrungen des Krieges erheben die Partei, die ihn bekämpfte, in den Augen dei 
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Alkes; daher müſſen wir den Krieg bekämpfen. Aber auch aus dem Grunde der 
tziehung der Maſſen; ähnlich wie fie durch den Kampf um Sozialreformen Ver⸗ 
auen in die eigene Kraft bekommen, wird durch die Agitation für den Frieden 
2 internationale Solidarität geweckt, der Blick auf den inneren Feind, den Kapi⸗ 
liſten, gerichtet und die Vergeudung, die der Kapitalismus treibt, dargelegt. Der 
zialiſtiſche Friedensagitator ſieht ſehr gut die Möglichkeit des Krieges, aber er 
eiſt darauf hin, ohne nationalen Haß gegen das Ausland zu wecken. s 
Was die Vergeudung durch Rüſtungen anbetrifft, ſo würde ſie nur dann für 
e Arbeiter eine gleichgültige Tatſache ſein können, wenn ſein Lohnanteil feſtſteht. 
her erſtens iſt dieſe Form kapitaliſtiſcher Vergeudung gefährlicher als andere, 
id zweitens ſteht der Lohnanteil des Arbeiters nicht feſt. Indirekte Steuern ver⸗ 
ngern den Lohn, Zuſchüſſe des Staates in Geſtalt ſozialer Reformen heben ihn. 
ewiß könnten Sozialreformen und Dreadnoughts beide bezahlt werden; aber 
un würden die Koſten entweder aus Verbrauchsſteuern oder aus Beſitzſteuern 
holt werden, und im letzten Falle wenden ſich die Beſitzenden um ſo ſchärfer 
gen andere Abzüge im Intereſſe der Arbeiter. Auf jeden Fall bedeuten die 
üſtungen alſo eine Belaſtung der Arbeiterklaſſe. 

Es iſt natürlich nicht ausgeſchloſſen, daß angeſichts der furchtbaren Koſten 
id Gefahren des Krieges Nikolaus, Wilhelm und George ein Abkommen ſchließen 
erden. Haben wir das zu fürchten? Beſſer, daß Frankreich und Deutſchland in 
frika ſich in die Beute teilen, als daß deshalb die franzöſiſchen und deutſchen 
roletarier ſich gegenſeitig erſchießen. Aber wenn auch möglich, fo iſt ein ſolches 
kommen zur Abrüſtung doch nicht wahrſcheinlich. Zuviel große Intereſſen von 
eferanten und Spekulanten ſtehen dahinter, und die Erweckung der Kriegsfurie 
mmt den Regierungen auch oft ſehr gelegen. Noch find die Intereſſen der Kapita⸗ 
tengruppen verſchiedener Länder nicht völlig dieſelben geworden, und wenn dieſe 
h der Gemeinſamkeit ihrer Intereſſen bewußt werden, haben fie noch allen An— 
5, den Schein der Gegenſätzlichkeit als Mittel des Volksbetrugs aufrechtzuer⸗ 
ten. i 
Wenn aber eintritt, was Quelch fürchtet, wenn die Waffen zu friedlichen 
ſerkzeugen umgeſchmiedet werden, wird es nicht ſchlimmer ſein wie heute. Fallen 
it den europäiſchen Armeen die Kolonialkriege fort, ſo können die unterdrückten 
oͤlker in Aſien, Afrika und Europa ſelbſt an ihrer eigenen Freiheit arbeiten. 
ewiß iſt es für eine lebhafte Phantaſie denkbar, daß dann der international or- 
miſierte Kapitalismus auch den Arbeitern ein etwas beſſeres Leben verſchaffen 
ird, um fie von der Revolution abzuhalten; aber in Wirklichkeit wird der Gegen- 
z zwiſchen reich und arm ſchon lange vorher zu einer Revolution geführt haben. 
brigens hat das mit der Abrüſtung nichts zu tun. Es ſcheint, als ob Quelch es der 
utſchen Armee oder der engliſchen Flotte zuſchreibt, daß Väterchen nicht noch 
ehr ſeiner Kinder hängt. Das Aſylrecht, das Recht des freien Wortes hängt von 
m Bewußtſein der Maſſen ab, nicht von der Macht der Regierung. Weshalb eine 
rſetzung der Militärmacht durch eine einfache Polizeimacht die Bürgerrechte 
terdrücken würde, iſt nicht leicht zu faſſen. Wir kommen alſo zu dem Schluſſe, 
ch eine freiwillige Abrüſtung der kapitaliſtiſchen Staaten nicht wahrſcheinlich iſt, 
id daß der Frieden und eine Verringerung der Kriegsausgaben den Sozialismus 
id die ſoziale Revolution in keiner Weiſe benachteiligen können. | 
In der Januarnummer, wo die Zeitſchrift als Organ der neuen British 
deialist Party auch einen neuen Namen: The British Socialist be 
mmen hat, beantwortet H. Quelch in einem gleichlautenden Aufſatz die Ein⸗ 
endungen der Genoſſin Kahan. Wenn heute ſchon, wie man ſagt, die Berliner 
ankiers den Ausbruch des Krieges verhindert haben, ſo iſt eine Einigung der 
ripelalliance und der Tripelentente durchaus möglich zum Zwecke, die außer— 
kropäiſchen Völker um fo beſſer unterjochen zu können. Ich betrachte den Frieden 
ſcht als eine wirkliche Gefahr für das Kommen des Sozialismus, ſondern die 
erwendung unſerer Energie für den Frieden als eine hemmende, verzögernde 
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Kraft. So wirkt auch die bürgerliche Sp e von Llohd 1 die ie 
beiterbewegung ſchon geſchwächt hat. Lloyd George wünſcht aufricht 
Sozialreformen, weil er glaubt, damit das Syſtem zu feſtigen, und ähnlich 
Carnegie für den Frieden, weil er darin das beſte Mittel gegen die Revolution 0 
Proletariats ſieht. Daher ſollen wir aufpaſſen, nicht ihr Spiel zu ſpielen. & 
handelt fich darum, die Meinung zu bekämpfen, daß die unerträgliche Bürde 
Rüſtungen das Proletariat zur Revolution treiben müſſe. Rüſtungsvergeud 
gerade umgekehrt ein Sicherheitsventil der Geſellſchaft. Die Bürde der Rüſtu 
laſtet vor allem auf der Bourgeoiſie, und Abrüſtung würde der Bourgeoiſi 
nutzen als dem Proletariat. Sicher leiden die Arbeiter am meiſten durch den K 
aber ſie leiden auch am meiſten im Frieden. Ein induſtrieller Krieg, ein S 
bedeutet auch große Leiden für die Arbeiter; befürworten wir aber desha 
induſtriellen Frieden? Mag auch nicht direkt die engliſche Flotte die ruſſiſch 
volutionäre hängen helfen, ſo hat doch das franzöſiſche Geld und die ganze T 
entente die ruſſiſche Revolution bezwungen und Frankreich zur Groberun 
rokkos befähigt. Alle Kombinationen der Weltmächte find antirevolutionä 
antidemokratiſch, und das reaktionärſte Land gibt den Ton an; daher if 
Friedenskombination aller Großmächte — mit oder ohne Abrüſtung — eine 
fahr für das Proletariat. Die „Vereinigten Staaten von Europa“ bedeutet 
ganz Europa die Annexion an Rußland, wie Finnland und Polen wird es r 
fiziert und verpreußt. Was für Aſylrecht oder Recht der freien ee 
wäre in einem ſolchen Staatenbund möglich? 
Über „Die Wirkung der Luftſchiffahrt auf den Sozialismus“ 1 W. K 
Gee dort einen Aufſatz, der ſchon vor einigen Jahren abgefaßt wurde. An 
Luftſchiffahrt iſt zu prüfen, inwieweit die Sozialiſten mit Recht behaupten, 
eine Umwälzung zum Sozialismus unvermeidlich iſt. Jedermann erkennt die 
wicklung der Technik als die wichtigſte und auffallendſte Erſcheinung unſerer 
an; ſie bildet die Grundlage der Geſellſchaft, und alle Entwicklung der Geſellſchaf 
iſt nichts als eine Anpaſſung ihrer Inſtitutionen an die neuen techniſchen Bedin 
gungen. Nun iſt die heutige Lage anormal, weil eine Umänderung der ſozi 
Organiſation auf gewaltige Vorurteile ſtößt, ähnlich wie in der älteſten Zeit | 
Kon Neuerungen vom Vorurteil bekämpft wurden. Dieſe Furcht vor der 
keuen kann nur durch den weiteren Fortſchritt der Technik beſeitigt werde 
fügen unſerem heutigen Syſtem jedesmal die ſchlimmſten Störungen zu, w 
ein ſozialiſtiſches Gemeinweſen nur Nutzen davon haben würde. So würde 
plötzliche reiche Goldquelle oder die Kunſt, große Diamanten zu machen, di 
tigſten Kriſen in der ganzen heutigen Welt bewirken, während unter dem So 
mus die Menſchen daraus nur Vorteile ziehen würden. Jetzt ſind die Luftſ 
und Flieger verwirklicht, wenn auch erſt im rohen Anfang, ähnlich wie das 
rad, das heute das ſicherſte und bequemſte Werkzeug iſt, aber vor einigen J 
zehnten noch zu ſeiner Benutzung einen gefahrvollen Akrobatismus erforderte. 
wenn wir nicht einmal darauf rechnen, daß in einem Jahrzehnt eine Geſchwin 
keit von 200 Kilometer und eine Tragfähigkeit von Tonnen erreicht ſein wird, 
doch die Luftſchiffahrt die heutige ſoziale Organiſation unmöglich machen. 
geographiſchen Grenzen werden leicht paſſierbar; Grenzzölle werden unmöglich, 
Beziehungen der Menſchen, der Nationen werden enger geſtaltet. Aber Zöll 
auch nicht mehr nötig, denn der Militarismus wird unmöglich; die beſte A 
die uneinnehmbarſte Feſtung wird machtlos gegen die Flugmaſchinen. Die 
lionen von Arbeitskräften, die dabei freikommen, können nur durch das 
liſtiſche Syſtem in die Organiſation der Arbeit eingefügt werden. Kein Ve 
oder internationaler Vertrag wird die Verwendung von Luftſchiffen hind 
können; und nur die Sozialiſten verfügen über ein Syſtem, worin ſeine 
wendung ſich leicht und ſelbſtverſtändlich, zum Nutzen der Menſchheit, einfügen 
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der Bergarbeiterſtreik. 
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Mitten in die etwas öden Verhandlungen des Reichstags, die in den 
letzten Wochen vorwiegend das öffentliche Intereſſe beanſprucht und auch 
gefunden haben, tritt der Bergarbeiterſtreik, um ein Dichterwort anzu⸗ 
führen, wie ein ungeheures Schickſal mit Gigantenſchritt. Der Kampf der 
Bergknappen um ein menſchenwürdiges Daſein erſchüttert die Grundlagen 
der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft wie ein Erdbeben die Grundmauern eines 
Gebäudes, das mit ragenden Zinnen in die Wolken zu ſtreben ſcheint. 
Vergebens ſuchen die Feinde der Arbeiterklaſſe den Streik als eine poli⸗ 
tiſche Machenſchaft darzuſtellen, als ein frivoles Attentat auf das, was ſie 
in ihrem ledernen Jargon die „heiligſten Güter“ zu nennen belieben. Es 
iſt vielmehr ein elementares Ereignis, ſo notwendig und unausbleiblich 
im Hauſe der ausbeutenden und unterdrückenden Klaſſengeſellſchaft, wie 
ein Gewitter im Haushalt der Natur iſt. Die herrſchenden Klaſſen mögen 
noch ſo viel Gewalt beſitzen, um den Widerſtand des Proletariats gegen 
feine Entmenſchung das eine oder das andere Mal zu brechen, aber ſeine 
Wiederkehr zu hindern, bis es endlich auf der ganzen Linie ſiegt, das liegt 
außerhalb ihrer Macht. 
Mit der Heuchelei, die ihnen zur zweiten Natur geworden iſt, lärmen 
ſie über die Frivolität der Arbeitseinſtellung, deren kräftigſte Geburts⸗ 
helferin ihre eigene Frivolität geweſen iſt. Im Ernſte wagen ſie ſelbſt nicht 
einmal zu beſtreiten, daß die Forderungen der Bergarbeiter, ſelbſt vom 
Standpunkt der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft aus, durchaus berechtigt und er⸗ 
füllbar find; was fie harthörig gegen dieſe Forderungen macht, iſt der un⸗ 
belehrbare Herrendünkel, der in dem „freien Arbeiter“ immer nur noch den 
hörigen und willenloſen Knecht erblickt. Sie ſpielen mit dem Feuer, von 
dem ſie ſich einbilden, daß ſie es gewaltſam erſticken können, während es 


wieder und wieder aus den unterirdiſchen Vulkanen hervorbricht, auf deren 
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Königtum“ zum alten Eifen, wohin er freilich ſtets gehört hat. Allein 


hrüigeriiger Decke wie auf einem fetfigen Grunde ie erbeten er 
können glauben. : 
Den ſanften Träumern von der allmählichen Ausgleichung bee K 
gegenſätze bereitet die Stellung der Herrenkaſte zu dieſem Bergarbeiterſ 
ein etwas unſanftes Erwachen. Bei ſeinen Vorgängern, ſelbſt noch im J 
1905, fand die Sympathie mit den gequälten und zerdrückten Bergkna 
in den beſitzenden Klaſſen ein ziemlich lebhaftes Echo. Heute läßt ſich 
Echo nur noch leiſe vernehmen. Es ſind namentlich zwei Tatſachen, die 
gegenwärtigen Streik von feinen Vorläufern unterſcheiden: feine gewi 
und ſchamloſe Ausbeutung durch die ſchwarzblauen Parteien und die kn 
tiſche Unterwürfigkeit, womit die Regierung nach deren Pfeife tanzt. Ge 
ſind dieſe Erſcheinungen nicht neu; namentlich die oſtelbiſchen Junker habe 
von jeher an der perverſen Einbildung ihers ehemaligen Helden v. Put 
kamer gelitten, wonach hinter jedem Streik die Hydra der Revolu 
lauern ſoll. Allein das Zentrum und die Regierung haben das letzte Fei 
blatt abgetan, mit dem ſie ehedem bei großen Arbeitseinſtellungen 
Blöße zu bedecken ſuchten. 
Das Zentrum hat die chriſtlichen Gewerkvereine, die leider noch 
ſeinem Schlepptau ſegeln, zu einer Judasrolle in dem Bergarbeiterſt 
zu beſtimmen gewußt. Obgleich auch dieſe Gewerkvereine die Forderun 
der Bergarbeiter für berechtigt halten, fallen ſie dennoch ihren Kamera | 
in den Rücken, angeblich, weil der Streik eine ſozialdemokratiſche Mach 1: 
ſchaft ſein fol. Das iſt eine Einflüſterung der ultramontanen Kuliſſen 1. 
ſchieber, die einſtweilen triumphieren mögen, daß es ihnen gelungen iſt, die 
ihnen noch folgſamen Arbeiter gründlich zu nasführen. Aber ſie werden 
ihres Triumphes nicht lange freuen. Noch hat das proletariſche Klaf 
bewußtſein immer über allen ſolchen Schwindel gefiegt, und wenn ſich 
ſchon die Reihen der chriſtlichen Gewerkvereine lichten durch die Flucht 
Arbeiter, die der ſchmählichen Rolle überdrüſſig ſind, die ihnen das Zentr 
zumutet, ſo wird dieſer Prozeß der Selbſtbeſinnung ſich um ſo ſchne 
vollziehen nach dem ſiegreichen Ende des Kampfes, und ſogar noch 
ſchneller, wenn der Kampf an dem Verrat der Gen Gewerkverei 
ſcheitern ſollte. 
Tief beſchämend, wie die Haltung des Zentrums, iſt die Halti 
Regierung. Der alte Adam Smith hat zwar ſchon geſagt — und ſeit ſei 
Tagen hat es ſich wieder und wieder beſtätigt — daß, wenn ſich eine Re 
rung in die Kämpfe zwiſchen Arbeitern und Unternehmern miſch 
Unternehmer immer ihre Ratgeber ſeien. Jedoch bisher ſuchte die de 
Regierung die Stellung des gehorſamen Kommis, die ſie gegenübe 
Unternehmerklaſſe einnimmt, wenigſtens unter der dürftigen Maske d 
Heuchelei zu verbergen; höchſtens in einem unbewachten Augenblick 
einſt dem Staatsſekretär v. Bötticher, entfloh das niederziehende Bekennt 
ihrer Dienſtbarkeit dem Gehege ihrer Zähne. Heute aber prunkt ſie 
Schmucke ihrer Ketten und wirft den abgeſchmackten Humbug vom „ſozia 


T, BA Mn * n 


er Bergarbeiterftreif. a 875 


eib ein ebenſo gefährliches und zweiſchneidiges Spiel wie das Zentrum. 
indem fie das Streikgebiet mit Militär überſchwemmt, obgleich die Streifen- 
en eine jo muſterhafte Ordnung und Ruhe beobachten, wie bei einer Be⸗ 
vegung von Hunderttauſenden nur immer möglich iſt, fordert fie von den 
Söhnen des Volkes, die zur Verteidigung des Reiches gegen äußere Feinde 
erufen find, Schergendienſte, die gleich aufrüttelnd wirken, mögen fie nun 
n eine leere Poſſe verlaufen oder in ein blutiges Trauerſpiel. Das alte 
Bort, wonach Kanonen die ultima ratio der Könige find, mag heute noch 
hahr ſein, aber es iſt in einem ganz anderen Sinne wahr als in den Tagen 
er zuſammengeprügelten Söldnerheere. 

An der ruhigen Beſonnenheit und der ſelbſtbewußten Kraft der ſtreiken⸗ 
en Arbeiter wird die Deſperadopolitik der Regierung und der ſchwarzblauen 
Sarteien ſcheitern, und wir wollen uns die ſichere Hoffnung auf dieſen Aus⸗ 
ang des Rieſenkampfes auch nicht dadurch verleiden laſſen, daß die Übel- 
iter dabei immer noch ner EN als fie verdienen. | 


Zu der Diskuſſion über das freiſinnig⸗ ſozialdemokratiſche Stichwahl⸗ 

bkommen veröffentlicht Genoſſe Bernſtein im „Vorwärts“ folgendes Bruch⸗ 
ück aus einem Briefe, den Sriedrich Engels im Jahre 1884 an ihn ge⸗ 
ichtet hat: 
Singer war hier, ich habe ihm unter anderem meine Anſicht wegen der Taktik 
ei Stichwahlen geſagt. Ich halte es nämlich für Unſinn, dafür eine für alle Fälle 
ültige Regel aufſtellen zu wollen, die ja auch in Wirklichkeit nie eingehalten wird. 
Bir haben da eine große Macht in der Hand, die total unbenutzt 
leibt, wenn Wahlenthaltung in allen Fällen proklamiert wird, wo keiner der 
mſerigen in Stichwahl iſt. In Wirklichkeit haben ſich ja auch immer in ſolchen 
ällen Wahlverträge, zum Beiſpiel mit dem Zentrum (das damals be⸗ 
mutlich noch oppoſitionell war), von ſelbſt gemacht: wir ſtimmen da für euch, 
enn ihr dort für uns ſtimmt, und haben uns manchen Sitz verſchafft. Dumm⸗ 
eiten paſſieren dabei natürlich, aber die paſſieren immer, und das iſt kein Grund, 
me noch größere zu begehen. Ich ſagte ihm ſogar, daß zum Beiſpiel in Orten 
ie Berlin, wo der Wahlkampf faſt ganz zwiſchen uns und dem Fortſchritt 
egt, Verträge vor der Hauptwahl nicht ausgeſchloſſen ſeien: Ihr tretet uns dieſe 
zahlbezirke ab, dafür wir euch jene — natürlich nur, wenn man auch darauf 
echnen kann, daß es eingehalten wird. Was mir ungeſchickt erſcheint, iſt nur dies, 
uf Kongreſſen und im voraus allgemein gültige Regeln aufitellen 
u wollen für taktiſche Fälle, die der Zukunft angehören. 


Es iſt nicht abzuſehen, was dies Brieffragment zur Aufklärung der 
ugenblicklichen Streitfragen beitragen ſoll. Im Gegenteil iſt es nur ge- 
ignet, eine gewiſſe Verwirrung hervorzurufen. 

5 Zunächſt hatte der Kopenhagener Kongreß von 1883 nicht abſolute 
Stimmenthaltung bei Stichwahlen zwiſchen bürgerlichen Kandidaten be- 
hloſſen; ein entſprechender Antrag wurde mit 34 gegen 24 Stimmen ab⸗ 
elehnt. Erſt auf dem Kongreß in St. Gallen wurde, als Folge der ver- 
iteriſchen Taktik, die der Freiſinn bei den Faſchingswahlen von 1887 be— 
bachtet hatte, der Beſchluß gefaßt, den Engels kritiſiert. Möglich, daß der 
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Brief erſt in dieſer Zeit geſchrieben worden und die Jahreszahl 1884 au 
einem Druck- oder Schreibfehler beruht. 

Recht behalten hat Engels darin, daß ſich der Beſchluß abſoluter Stimm 
enthaltung bei Stichwahlen zwiſchen bürgerlichen Kandidaten nicht aufrecht 
erhalten ließ, und daß es ſomit „Unſinn“ wäre, ihn im voraus zu 0 
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Unrecht dagegen hat Engels behalten, wenn er es überhaupt für „Unſinn“ 
erklärte, für Stichwahlen eine in allen Fällen gültige Regel aufzuſtellen 
Darauf hat die Partei nie verzichtet, ſondern die Unterſtützung bürger 
licher Kandidaten ſtets von gewiſſen Minimalforderungen abhängig ge 
macht, wie noch im vorigen Jahre auf dem Parteitag in Jena. Davon wird 
ſie auch in Zukunft ſchwerlich laſſen. 5 

Ebenſo iſt der Partei der Vorſchlag von Engels, vor der Hauptwahl 
unter Umſtänden Verträge mit der Fortſchrittspartei abzuſchließen, immer 
fremd geweſen, mit Ausnahme der erſten Wahlen nach dem allgemeiner 
Wahlrecht im Jahre 1867 und etwa noch 1871. Dieſer Vorſchlag rührt näm | 
lich urſprünglich von Schweitzer her. Nicht als ob es in deſſen Zeit zu. 
ſolchen tatſächlichen Abmachungen mit der Fortſchrittspartei gekommer 
wäre, aber auf Vorſchlag Schweitzers beſchloß der Allgemeine Deutſche Ar: 
beiterverein, fich zu derartigen Verträgen bereit zu erflären. Seitdem aber 
hat die Partei unverbrüchlich daran feſtgehalten, in den Hauptwahlen au 
eigenen Füßen zu ſtehen und ſie als große Heerſchauen und Übungsfelder 
Gradmeſſer ihrer wachſenden Kraft zu betrachten, ung auch davon wird ie 
ſchwerlich in Zukunft abgehen. 5 

Die Gedanken alſo, die Engels in einem flüchtig geſchriebenen Briefe hin 
geworfen hat, ſind etwa geeignet, neue Zweifel an der bisherigen ſozial 
demokratiſchen Wahltaktik zu erwecken, wo bisher noch gar keine Zweife 
laut geworden ſind, aber ſie ſind in keiner Weiſe geeignet, die Zweifel un 
beſchwichtigen, die ſich tatſächlich an das freifinnig- en N 
wahlabkommen geknüpft haben. 


Der engliſche Bergarbeiterftreik. 
Von Th. Rothſtein (London). 


Der allgemeine Bergarbeiterſtreik, der am Schalttag 1912 in Groß 
britannien ausbrach, iſt wohl der gewaltigſte wirtſchaftliche Zuſammenſtof 
zwiſchen Kapital und Arbeit, der bisher ſtattgefunden. Über eine Million 
Arbeiter — genau: 1 067 213, von denen 863 512 unter Tage beſchäftig 
ſind — haben ihre Stellen verlaſſen, und die geſamte Kohleninduſtrie, die 
die Grundlage aller Induſtrien bildet, iſt zum abſoluten Stillſtand gebrach 
worden. Noch nie iſt die wirtſchaftliche Macht des Proletariats in fold 
draſtiſcher Weiſe demonſtriert worden, und wenn es auch ſelbſt vom kapi 
taliſtiſchen Standpunkt aus eine Albernheit iſt, in dieſem Zuſammenhane 
von der „größten Kataſtrophe ſeit der ſpaniſchen Armada“ zu faſeln, wie 
es das ehrwürdige Scharfmacherblatt die „Times“ getan hat, ſo zeigt eber 
dieſes Faſeln, wie tief die engliſche Bürgerwelt durch das N und ein 
mütige Auftreten der Arbeiter erſchüttert worden iſt. a 
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Wie iſt es zu dieſem Rieſenſtreik gekommen? Bekanntlich handelt es 
ſich dabei um die Frage des Minimallohns. Das iſt eine Frage, die nicht 
nur an und für ſich neu iſt, ſondern auch prinzipiell einen Bruch mit der 
bisherigen Praxis der Lohnbeſtimmung in der Kohleninduſtrie bildet. Bis 
jetzt nämlich wurden die Häuer, die wichtigſte Kategorie der Kohlenarbeiter, 
akkordmäßig pro Tonne oder Schicht entlohnt, nach Sätzen, die ſich, von 
einer Grundziffer ausgehend, prozentual im Einklang mit den Kohlen⸗ 
preiſen bewegten. Im ſüdwaliſiſchen Kohlenrevier zum Beiſpiel wurde die 
Grundziffer 1879 feſtgeſtellt als Lohnäquivalent bei einem Nettopreis der 
Kohle von 11 Schilling 10 Pence pro Tonne, und die wirklichen Lohnſätze 
wurden ſeitdem durch paritätiſche Ausſchüſſe, nach regelmäßigen Prüfungen 
der Preisbewegungen, in der Form von ſoundſo viel Prozent über die 
Grundziffer beſtimmt. Blieben die Preiſe auf der Höhe von 1879 ſtehen 
oder ſanken ſie, dann bekamen die Häuer genau nach der Grundziffer be⸗ 
zahlt. Wenn dagegen die Verkaufspreiſe über dieſe Höhe ſtiegen, wie es 
ja die Regel war, dann erhielt die Grundziffer einen gewiſſen prozentualen 
Zuſchlag. Nach den Angaben der ſüdwaliſiſchen Zechenbeſitzer bewegten ſich 
die Lohnſätze während der 35 Jahre 1876 bis 1910, nach fünfjährigen 
Perioden gemeſſen, in Zuſchlägen zur Grundziffer von 1879 wie folgt: 
1876 bis 1880 11,75 Prozent, 1886 bis 1890 14,89 Prozent, 1896 bis 1900 
22,94 Prozent und 1906 bis 1910 48,66 Prozent. Am 1. April 1910 wurde 
eine neue Skala geſchaffen. Es wurde nämlich ein Lohnſatz von 35 Pro- 
zent über die Grundziffer von 1879 als eine neue Grundziffer bei einem 
durchſchnittlichen Verkaufspreis von 12 Schilling 5 Pence pro Tonne be⸗ 
ſtimmt, dabei aber verabredet, daß die Lohnſätze nicht früher die Ziffer von 
50 Prozent über die Grundziffer von 1879 erreichen dürfen, als bis der Ver- 
kaufspreis der Kohlen 14 Schilling 9 Pence erreicht hat, dagegen nicht 
unter 40 Prozent der Grundziffer von 1879 herabſinken dürfe, wenn der 
Verkaufspreis 14 Schilling beträgt. 

Mit gewiſſen Variationen galt dasſelbe auch von anderen Revieren. In 
Durham zum Beiſpiel gibt es auch eine Grundziffer aus dem Jahre 1879, 
aus der der ſogenannte Grafſchaftsſatz durch prozentuale Zuſchläge gebildet 
wird. 1880 bis 1889 betrug dieſer 5,17 Prozent, 1890 bis 1899 24,09 Pro⸗ 
zent, 1900 bis 1909 39,84 Prozent, 1910 38,78 Prozent und 1911 37,81 Pro⸗ 
zent über die Grundziffer von 1879. Dieſer Grafſchaftsſatz aber iſt ein 
idealer: ſollte der wirkliche Verdienſt drei Zahltage nacheinander 
unter ihn um mehr als 5 Prozent herabſinken, dann hat der Ar⸗ 
beiter das Recht, eine entſprechende Reviſion des Akkord (Tonnen ſatzes 
zu fordern; ſteigt dagegen der Verdienſt drei Zahltage nacheinander über 
5 Prozent über den Grafſchaftsſatz, dann haben die Zechenbeſitzer das Recht, 
eine entſprechende Reviſion des Lohnſatzes zu fordern. Nimmt man zum 
Beiſpiel das Jahr 1910, wo der Grafſchaftsſatz 38,78 Prozent über die 
Grundziffer von 1879 betrug, ſo war dieſer „ideale“ Satz, in abſoluten 
Ziffern ausgedrückt, gleich 6 Schilling 1½ Pence pro Schicht. Der wirk⸗ 
liche Verdienſt konnte nicht unter 5 Schilling 9 Pence ſinken, noch über 
6 Schilling 5 Pence hinaus ſteigen. 

Man ſieht, auch bei dem bisherigen Syſtem gab es einen Minimallohn, 
der nach dem Ausbruch des jetzigen Streiks den bekannten liberalen Ab⸗ 
geordneten Clemens Edwards zu der geiſtreichen Entdeckung verleitet hat, 
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der ganze Streik ſei nur eine Komödie der Irrungen. Es iſt aber klar, 
nicht die Arbeiter und die Unternehmer, ſondern Herr Edwards ſelbſt 
zwiſchen drei Bäumen verirrt hat, indem er Minimal akkor d ſätze, 
ſie in verſchiedenen Induſtrien exiſtieren, für Minimal tage ſätze ann 
wie ſie nur für manche der anderen Kategorien der Kohlenarbeiter bef 
Tatſächlich verhält es ſich ſo, daß infolge der verſchiedenartigen E 
ſchaften der Flöze (ganz abgeſehen von anderen Faktoren) die Ar 
leiſtung der Häuer den größten Schwankungen ausgeſetzt iſt, und da ſi 
Tonne oder pro Schicht bezahlt werden, ſchwankt auch ihr Berdienf 
geheuer. Es iſt berechnet worden, daß zu jeder Zeit nicht weniger 
40 Prozent der Häuer unter dem Normalverdienſt des Reviers arbeit 
und es iſt gänzlich vom Zufall abhängig, wer von ihnen in dieſe Katego 
fällt. Eben dieſen Zuſtand wollen die Bergarbeiter jetzt abſchaffen. 
verlangen, daß, wenn ſie leiſtungsfähig ſind, ſie auch einen auskömmlie 
Lohn erhalten, mögen die objektiven Arbeitsbedingungen ſein, wel 
ſie wollen. In anderen Worten, die Verantwortlichkeit für den Zuſtand der 
Flöze, für die Einrichtung der Zeche und für die ſonſtigen Bedingungen 
von denen die Produktivität der Arbeit abhängt, müſſe wie überall von d 
Unternehmern ſelbſt getragen werden, der Arbeiter aber ſoll ſeinen 
ſtimmten Minimallohn erhalten. Damit, wie geſagt, iſt nicht bloß e 
neue Forderung, ſondern auch ein neues Prinzip aufgeſtellt worde 
ein ausreichender Lohn muß ohne Rückſicht auf den Unternehmerprofit ı 
zahlt werden. 8 N „ 
Wie neu dieſes Prinzip iſt, erhellt aus der Einrichtung, die bisher 
bezug auf die ſogenannten „abnormalen Stellen“ geherrſcht hat. Um: 
dieſem Namen ſind eben jene Stellen in den Gruben bekannt, an denen 
ein Häuer ein minderwertiges Flöz antrifft und infolgedeſſen nicht die 
normale Menge der Kohle ausarbeiten kann. Solche Stellen gibt es iiber: 
und man kann ſie gar nicht vorausſehen. Manchmal erweiſt ſich ein Flöz 
gleich beim Beginn der Arbeit als „abnormal“; es paſſiert aber au 
daß es ſich erſt nach mancher Strecke als abnormal entpuppt. Was tat 
nun die Arbeiter, um dieſem Übel vorzubeugen? Die gewöhnliche Prax 
war, ſämtliche Stellen in der Grube unter den Häuern durch das Los 
verteilen, das heißt, es dem Zufall zu überlaſſen, wer ein gutes und 
ein ſchlechtes Flöz bekommen ſoll. Der Unternehmer war damit von jed 
Verantwortlichkeit befreit, und das Riſiko wurde von den Arbeite 
ſelbſt getragen. Nur in manchen Revieren war es Gepflogenheit, da 
wenn ein Häuer am Ende der Woche beſonders ſchlecht abſchnitt, ihm 
Zechenverwaltung ein paar Schilling über den Lohn auszahlte, aber 
als freiwillige Vergütung, als eine Art Almoſen! Dies war 
Auffaſſung über die Rechte und Verpflichtungen der Unternehmer, 
ziehungsweiſe der Arbeiter ſeit Beginn des Bergbaus in England! E 
klar, daß die jetzige Forderung eines feſten Minimallohns eine weitgeh 
Umwälzung in dieſer Auffaſſung bedeutet. 5 8 u 
Wie find nun die Arbeiter dazu gekommen? Der äußerliche Verlau 
Vorganges iſt ſehr lehrreich. Es war im Oktober 1906, auf der Jah 
konferenz des Bergarbeiterverbandes von Großbritannien, daß die % 
des Minimallohns auf Anregung der Südwaliſer Arbeiter au 
rollt wurde. Damals aber verſtand man unter dem Minimallohn 
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immer einen Akkord lohn, und da Minimalakkordſätze bereits fait in 
allen Revieren beſtanden, ſo drückte die Südwaliſer Reſolution bloß die 
Überzeugung aus, daß „der Zeitpunkt gekommen ſei, für die Ausdehnung 
und Erhöhung des jetzigen Minimums eine beſondere Anſtrengung zu 
machen“. Selbſt dieſe Reſolution, obwohl einſtimmig angenommen, wurde 
aber ganz platoniſch aufgefaßt, da einerſeits die zwei wichtigen Gruppen 
der Bergarbeiter, die Northumberlander und die Durhamer, noch immer 
außerhalb des Verbandes ſtanden und ihn in der Frage des geſetzlichen 
Achtſtundentags bekämpften, und andererſeits manche Delegierten, dar⸗ 
unter der Vorſitzende des Verbandes, Enoch Ewards, Bedenken hegten, 
ob die „Induſtrie“ die ſchwere Laſt eines Minimallohns zu tragen imſtande 
ſei. Nur ein einziger Delegierter, Ben Davies aus Südwales, meinte, 
daß die Reſolution noch immer nicht ausreichend ſei, da die Bergarbeiter 
nicht eines Minimalakkord⸗, ſondern eines Minimaltagelohns bedürfen. 
Das, wie geſagt, war 1906. Drei Jahre ſpäter wurde die Frage auf der 
Verbandskonferenz in Newceaſtle wieder angeregt, aber auch diesmal in 
alter Auffaſſung. Zwar ſprach die Reſolution, die diesmal von den Dele⸗ 
gierten aus Yorkſhire eingebracht wurde, von einem Minimallohn von 
8 Schilling pro Tag, faßte ihn aber, gleich derjenigen von 1906, als „Aus⸗ 
dehnung und Erhöhung des beſtehenden Minimallohns“, das heißt als 
Akkord lohn auf. Die Reſolution wurde auch diesmal angenommen und 
dem Vorſtand zur Erwägung der Mittel ihrer Verwirklichung überwieſen, 
aber die Abweſenheit jeglicher Debatten bekundete, daß trotz des inzwiſchen 
ſtattgefundenen Anſchluſſes der beiden nördlichen Gruppen an den Verband 
die Sache noch immer platoniſch betrachtet wurde. | 
Die richtige Auffaſſung des Minimallohns kam erſt auf der Verbands⸗ 
konferenz von 1910 in Edinburg zum Ausdruck. Dort wurde eine Reſo⸗ 
lution angenommen, die „jeden Diſtrikt und Verband“ aufforderte, „Schritte 
zu unternehmen zur Feſtellung eines individuellen (lokalen) Minimal⸗ 
tage lohns für alle erwachſenen und jugendlichen Arbeiter, die jetzt pro 
Tonne, pro Meter oder pro Korb entlohnt werden, wobei die Sätze von 
jedem Diſtrikt einzeln beſtimmt werden müſſen“. Aber auch dieſe Reſo⸗ 
lution blieb ein ganzes Jahr auf dem Papier ſtehen, ohne von dem Vor⸗ 
ſtand in den Verhandlungen mit den Unternehmern angeſchnitten zu 
werden und ohne das Publikum oder das Unternehmertum zu beunruhigen. 
Sie wurde allgemein ſo behandelt wie die Hunderte Reſolutionen der ver⸗ 
ſchiedenen Gewerkſchaftskongreſſe vordem — als akademiſcher Ausdruck der 
Meinung mancher der aktiven Delegierten, den die übrigen Kollegen und der 
Vorſtand nicht einmal für würdig betrachteten, ihm zu opponjeren. Man 
darf ſagen, daß die Forderung eines Minimallohns erſt im Oktober 1911 
ihren praktiſchen Wert erhalten hat, als der Bergarbeiterverband, auf einer 
Konferenz in Stockport verſammelt, die Edinburger Reſolution beſtätigte 
und zugleich den 21. Artikel ſeiner Statuten dahin umänderte, daß der 
Zentralverband, der ſonſt zum Schutze der Einzelverbände nur mit defen⸗ 
ſiven Funktionen bekleidet war, von nun an auch in die Offenſive 
übergehen könne. Damit wurde erſt der Welt klargemacht, daß die Minimal⸗ 
lohnfrage in das Gebiet der „praktiſchen Politik“ eingetreten war. 

Was aber hatte dieſen Wandlungsprozeß herbeigeführt? Warum wurde 
erf 1910 die Frage des Minimallohns in ihrer richtigen Faſſung geſtellt 
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und dann 1911 zur praktiſchen Ausführung gebracht? Wie überall, war 
nicht das Bewußtſein, das das Sein beſtimmte, ſondern umgekehrt, 
war das Sein, das das Bewußtſein nach der gegebenen Richtung lenk 
1905/06 brachen die erſten „modernen“, wie man fie nennen kann, Kämpfe 
im ſüdwaliſiſchen Revier aus. Zu jener Zeit blühten die dortigen 
Kohlentruſts und der allgemeine Unternehmerverband in vollem Glanze 
auf, und die Arbeiter bekamen zum erſten Male die Folgen ihrer mangel⸗ 
haften Organiſation zu ſpüren. So entſtand denn unter ihnen eine in der 
Geſchichte des engliſchen Trade Unionismus noch nie dageweſene Bewe⸗ 
gung für die Ausdehnung der Organiſationen, die mit einer geradezu | 
beiſpielloſen Wucht geführt wurde. Die nichtorganifierten Kollegen wurden 
als Verräter und Feiglinge verfolgt; es kam häufig zu tätlichen Angriffen 
und Einſchüchterungsdemonſtrationen, und ſchließlich brach eine Reihe 
Streiks über das ganze Revier aus, um auf dieſe Weiſe die Nichtorgani⸗ 
ſierten in die Gewerkſchaften zu zwingen. Daß es gerade die Südwaliſer 
Arbeiter waren, die ſo vorgingen, läßt ſich auf eine Reihe von Umſtänden 
zurückführen, darunter das keltiſche Temperament, die hiſtoriſchen Tradi⸗ 
tionen des Chartiſtenkampfes, der Feudalſinn des Unternehmertums (man 
denke nur an den bekannten Lord Penrhyn ſeligen Angedenkens!), die 
beſonderen Erfolge der ſozialiſtiſchen Propaganda (ſelbſt erſt durch die auf⸗ 
gezählten Faktoren ermöglicht!) und ſchließlich der maſſenhafte Zuſtrom von 
Arbeitern aus anderen Gegenden, die, durch das Aufblühen der Kohlen⸗ 
induſtrie angelockt, ſich nicht organiſieren wollten — alles dies dürfte an 
der Aufrüttelung gerade der ſüdwaliſiſchen Arbeiter gleichzeitig mit dem 
Aufkommen der Truſtwirtſchaft mitgewirkt haben. Die Folge dieſer Kämpfe 
war das Auftauchen der Forderung eines Minimallohns, die, wie wir ge⸗ 
ſehen haben, von den Südwaliſern im Oktober 1906 zum erſten Male 
ausgeſprochen wurde. 25 

Es vergingen zweieinhalb Jahre. 1908 kam das Achtſtundengeſetz für 
Bergarbeiter zuſtande — ein Geſetz, das ſo genannt wurde, weil es, indem 
die Ab⸗ und Auffahrt ausgeſchloſſen wurde, den Arbeitstag auf 8½ bis 
9 Stunden feſtlegte. Außerdem geſtattete das Geſetz eine Überſtunde pro 
Tag, vorausgeſetzt, daß die Geſamtzahl dieſer Stunden nicht 60 pro Jahr 
überſteige. So kümmerlich dieſe „Reform“ auch war, ſchien ſie doch dem 
Unternehmertum eine grobe Verletzung ſeiner heiligen Ausbeutungsrechte 
zu ſein, und noch ehe ſie in Kraft trat — alſo vor dem 1. Juli 1909 in alle 
Revieren außer Northumberland und Durham und vor dem 1. Januar 191 
in dieſen Revieren —, ſtellten die Zechenbeſitzer in Südwales, in Schot 
land und in den beiden genannten Grafſchaften Forderungen, die auf ein 
Vernichtung des praktiſchen Wertes der ganzen Reform hinausliefen. Hier 
ſollten die Arbeiter einer Lohnreduktion unterzogen werden; dort ſollte 
man regelmäßig die vollen 60 überſtunden pro Jahr und doppelte Schichten 
arbeiten; in Northumberland und Durham wollte man ſogar dreifache 
Schichten einführen; wieder in anderen Ortſchaften ſollten die Arbeiter das 
Recht auf freie Kohle für Hausbedarf aufgeben und keine Pauſen für die 
Mahlzeiten mehr bekommen uſw. Es entbrannte ein Kampf oder richtiger 
eine Reihe Kämpfe, wie ſie im engliſchen Bergbau nie zuvor ſtattgefunden. 
Mehrere Male griff der Allgemeine Verband von Großbritannien ein 
und es ſchien, als könne ein Generalſtreik kaum vermieden werden. Ein 
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mal wurde ſogar über die Frage durch Referendum abgeſtimmt und mit 
einer Mehrheit von 540 000 gegen 60 000 bejaht. In elfter Stunde aber 
gelang es immer — hauptſächlich durch Vermittlung des Handelsmini⸗ 
ſteriums —, ein Kompromiß zuſtande zu bringen, und ſchließlich wurde der 
Friede allmählich wiederhergeſtellt. Aber erſt im April 1910 wurden die 
letzten Funken ausgelöſcht, die Stimmung jedoch blieb ſtets gereizt. Denn 
nicht nur wurde während dieſer auf beiden Seiten mit Leidenſchaft ge— 
führten Kämpfe den Arbeitern die grauſame und ruchloſe Macht der Unter— 
nehmerverbände in draſtiſcher Weiſe demonſtriert, ſondern auch der Ab⸗ 
ſchluß der Kämpfe war in jedem einzelnen Falle wenn nicht gerade mit Ver⸗ 
luſten, ſo wenigſtens mit Unterdrückung des Selbſtbeſtimmungsrechtes der 
Arbeiter verbunden, indem ſich dieſe zu verpflichten hatten, den gewerblichen 
Frieden eine Reihe Jahre — in Südwales fünf, in Northumberland zwei 
uſw. — zu halten. Die Arbeiterſchaft fühlte ſich überall den Unternehmern 
faſt wehrlos ausgeliefert und gegenüber der zunehmenden Teuerung durch 
die langfriſtigen Kontrakte der ſchlimmſten Ausbeutung ausgeſetzt. So ſehen 
wir, daß ſchon im Herbſt 1909 der Gedanke, einen Minimallohn durch die 
kollektiven Kräfte des Verbandes zu erreichen, wieder auf der Tagesordnung 
erſchien, um dann, nach dem Schluſſe der Kämpfe, in ſeiner verbeſſerten 
Geſtalt angenommen zu werden. 

Allein es gab noch immer eine Diſtanz zwiſchen Wort und Tat. Wie 
wurde ſie überbrückt? Es läßt ſich vermuten, daß die alten Führer der 
Bergarbeiter, die Enoch Edwards', die Abrahams, die Burts und die Fen⸗ 
wicks, keine allzu große Luſt hegten, die Entſcheidungsſtunde zu beſchleu⸗ 
nigen. Dagegen drängten die Maſſen immer energiſcher auf einen kräf⸗ 
tigen Vorſtoß. Wieder ergriffen die Südwaliſer die Initiative. An⸗ 
fangs September — alſo noch vor der Edinburger Konferenz — brach auf 
einer ſüdwaliſiſchen Zeche ein kleiner Streik aus: die Häuer, etwa 70 Mann, 
die ſich ſeit Monaten über die Preisliſte für ein abnormales Flöz bei der 
Verwaltung vergebens beklagt hatten, verloren die Geduld und legten die 
Arbeit nieder; darauf wurden die geſamten 950 Arbeiter, die von derſelben 
Verwaltung beſchäftigt waren, wegen „Kontraktbruch“ ihrer Kollegen aus- 
geſperrt. Es entſtand eine große Erregung: die Arbeiter forderten die 
Zurückziehung der Sperre, und die Unternehmer forderten, daß die Häuer 
die Arbeit wieder aufnehmen. Ende Oktober wurden dann die Verhand— 
lungen abgebrochen, und am 1. November traten ſämtliche 12 000 Mann, 
die vom Truſt, dem die betreffenden Zechen gehören, beſchäftigt waren, in 
Ausſtand. Jetzt regte ſich erſt recht die Leidenſchaft. Die Arbeiter, durch 
die Edinburger Reſolution ermuntert, ſchwuren, ſie würden nicht eher an 
die Arbeit zurückkehren, als bis ihnen ein feſter Minimallohn wenigſtens 
für abnormale Stellen geſichert worden ſei; die Unternehmer dagegen 
wieſen die Forderung entſchieden zurück und ſtellten Streikbrecher unter 
polizeilichem Schutz ein. Es entſtanden große Unruhen und Kra— 
walle, die mehrere Monate dauerten. Dabei gerieten die Führer in eine 
recht zweideutige Lage. Die Streiker verlangten vom Vorſtand des Süd- 
waliſer Verbandes, daß ein Generalſtreik im ganzen Revier proklamiert 
würde; der Vorſtand aber lehnte den Plan ab und wurde von dem Vor— 
ſtand des Allgemeinen Verbandes von Großbritannien unterſtützt. 
Zweifelsohne war die Stellung der Führer nicht im Einklang mit der 
1911-1912. I. Bd. 58 
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Stimmung der Maſſen, denn bei den nächſten Wahlen zum Vorſtand des 
Südwaliſer Verbandes im Oktober 1911 wurden die drei älteren Führer 
Brace, Thomas Richards (beide Parlamentsmitglieder) und Onions (der 
Kaſſierer des Verbandes) abgeſetzt und drei jüngere, ſämtlich Sozialiſten, 
Stanton, Hartshorn und Barker, an ihre Stelle geſetzt. Selbſt Abraham, 
der Vorſitzende des Südwaliſer Verbandes, einer der älteſten und verdienſt⸗ 
vollſten Führer im Bergbau, der Urheber des monatlichen Ruhetags, der 
nach ſeinem waliſiſchen Namen „Mabon's Day“ genannt wird, zugleich 
aber ein waſchechter Liberaler und ein Right Honourable (Mitglied des 
Privy Councils), mußte ſeine Demiſſion einreichen. Der Streik wurde mit 
ungeheurer Erbitterung bis Auguſt 1911 fortgeführt, und erſt nachdem die 
Ausſtändigen mehrere Male die zwiſchen dem Vorſtand und den Unter⸗ 
nehmern erzielten Abmachungen verworfen hatten, gaben ſie völlig erſchöpft 
nach, ohne irgendwelche nennenswerte Zugeſtändniſſe zu bekommen. Die 
Frage des Minimallohns für abnormale Stellen wurde überhaupt aus⸗ 
geſchaltet, da die Unternehmer ſich entſchieden geweigert hatten, daß 
über zu verhandeln. 

Dieſer Streik, der ſo bald nach den langen Kämpfen über den Acht 
ſtundentag folgte, verſetzte die geſamte Bergarbeiterſchaft in die größte Er- 
regung und verbitterte die Beziehungen zu den Unternehmern einerſeits 
und zu den Führern andererſeits. Kein Wunder, daß, als zwei Wochen nach 
der Beilegung des Südwaliſer Streiks der gewaltige Eiſenbahnerſtreik aus⸗ 
brach, die Bergarbeiterwelt ſelbſt in eine ſtarke Gärung geriet und be⸗ 
ſchloß, ihrerſeits die Fahne der Revolte zu erheben. Man hat allen Grund, 
anzunehmen, daß, hätte der Eiſenbahnerſtreik länger angedauert, auch die 
Maſſen der Bergarbeiter ſich in den Kampf geſtürzt hätten. Der Eiſen⸗ 
bahnerſtreik aber wurde abgebrochen, und die Bergarbeiter taten, was das 
nächſte Beſte war: ſie rollten die Frage des Minimallohns gemäß der 
Edinburger Reſolution auf und forderten ihre Führer auf, ſofort die 
notwendigen Schritte zu ihrer Verwirklichung zu unternehmen. Die 
Führer machten den letzten Verſuch, einem Zuſammenſtoß vorzubeugen: 
Ende September arrangierten ſie eine Konferenz mit den Zechenbeſitzern 
von ganz England und ſtellten ihnen die Forderung nach Einführung eines 
Minimallohns bloß für abnormale Stellen. Aber auch dieſe abge⸗ 
ſchwächte Forderung wurde von den Unternehmern — hauptſächlich auf 
Veranlaſſung der Südwaliſer Truſtmagnaten — abgelehnt, und nun erſt 
gaben die Führer dem Drängen der Bergarbeiter nach. Am 4. Oktober ver⸗ 
ſammelten ſich die Diſtriktsdelegierten (161) des Allgemeinen Verbandes 
bon Großbritannien zu einer Konferenz in Stockport, und dem Vorſtand 
wurde ein gebundenes Mandat gegeben, auf der Grundlage der Edin⸗ 
burger Reſolution mit den Unternehmern diſtrikt weiſe endgültig au 
verhandeln. Die Dinge wickelten ſich dann folgenderweiſe ab: Es wurden 
ſofort die paritätiſchen Einigungskammern, die in jedem Kohlenrevier be⸗ 
ſtehen, einberufen und den Unternehmern die Forderung nach einem all⸗ 
gemeinen Ortsminimallohn geſtellt. überall wurde die Forderung abge⸗ 
lehnt, außer in den föderierten mittelengliſchen Kohlenrevieren, wo die 
Unternehmer das Prinzip des Minimallohns anerkannten, nicht 
aber in der Lage waren, die konkrete Frage auf der Stelle zu ent⸗ g 
ſcheiden. Am 14. November verſammelten ſich wieder die Verzerpee 
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verbandsdelegierten, um die Diſtriktsberichte zu empfangen, und obwohl 
dieſe nicht befriedigend waren, wirkten die Führer aus, daß noch ein 
zweiter Verſuch gemacht würde (nämlich durch eine nationale Zu— 
ſammenkunft mit den Unternehmern), die Forderung auf friedlichem Wege 
durchzuſetzen. Bemerkenswert aber iſt, daß dieſer Beſchluß bloß mit 366 000 
gegen 238000 Stimmen angenommen wurde. Am 15. Dezember fand 
dann in London eine Konferenz zwiſchen dem Vorſtand des Allgemeinen 
Verbandes von Großbritannien und den Vertretern ſämtlicher Zechen— 
beſitzer des Königreichs ſtatt, die aber wieder an der ablehnenden Stellung 
der Südwaliſer Magnaten ſcheiterte. Erſt am 20. Dezember beſchloß die 
Konferenz der Arbeiterdelegierten ein Referendum über die Frage, ob ge— 
ſtreikt werden ſoll. Das Referendum ergab eine Mehrheit von 445 801 
gegen 115721 Stimmen zugunſten des Streiks bei ziemlich bedeutender 
Stimmenthaltung in den mittelengliſchen Revieren, wo ſich die Verhand— 
lungen mit den dortigen Unternehmern noch immer hinzogen. Demgemäß 
beſchloß die Delegiertenkonferenz am 19. Januar in Birmingham, den 
Streik am 29. Februar zu proklamieren — dem erſten Tage, wo es gemäß 
den Kündigungsvorſchriften möglich war. Aber noch immer wollte der Vor— 
ſtand einen Ausbruch der Feindſeligkeiten verhüten. Am 29. Januar dieſes 
Jahres lud er eigenmächtig den Zentralausſchuß der Unternehmer zu 
einer Konferenz ein, und am 2. Februar ſtellte er eine Skala der Minimal⸗ 
löhne für erwachſene Untertagearbeiter in jedem einzelnen Diſtrikt auf, die 
von den Ziffern, über die man bisher diſtriktweiſe verhandelt hatte, 
zuungunſten der Arbeiter ſtark abwich. Dieſer Beſchluß des 
Vorſtandes wurde von den Maſſen ſcharf getadelt, konnte aber nicht um- 
geſtoßen werden. Die zweite Nationalkonferenz mit den Unternehmern 
fand dann am 7. Februar ſtatt und brach wie die erſte zuſammen: auch die 
niedrigeren Sätze, mit denen man einen Ausgleich ſchaffen wollte, ver— 
mochten die Unternehmer, und beſonders die Südwaliſer Magnaten, nicht 
mit dem Prinzip zu verſöhnen. 

Die Dinge mußten ſomit ihren Lauf nehmen. Die langen Verhand— 
lungen, das gemäßigte Verhalten der Führer, ſelbſt die Anerkennung des 
Prinzips durch einen Teil der Unternehmer vermochten nicht den Wider⸗ 
ſtand der Mehrheit der Zechenbeſitzer zu brechen. Da griff in letzter Stunde, 
am 20. Februar, als die letzten Kündigungsanzeigen von den Arbeitern 


ı Nachitehende Tabelle zeigt die Skala im Vergleich mit den Sätzen, die bis 
dahin den Gegenſtand der Diſtriktsverhandlungen bildeten: 
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eingereicht worden waren, die Regierung ein. Die Lage der 
rung war keine beneidenswerte. Es war jedermann klar, daß, wenn 
Kataſtrophe noch vorgebeugt werden könnte, es nur durch das Eing 
der Regierung geſchehen könne. Die Regierung ſelbſt war ſich bewußt 
wenn ſie bei einem ſo folgenſchweren Streik ſich zuwartend verhalte 
ſollte, ihre eigene Poſition tief erſchüttert werden würde. Allein be 
Arbeiterſchaft hat ſie durch ihr Verhalten bei dem Eiſenbahnerſtreik, wo 
ſo ſchamlos gelogen, terroriſiert und ſchließlich die Arbeiter betrogen 
an Anſehen ſchwer eingebüßt; andererſeits war ein ernſter Verſuch, 
Unternehmer zum Nachgeben zu zwingen, von Hauſe aus ausgeſchlof 
Daher enthielt ſie ſich jeder Einmiſchung bis zum letzten Augenblick, mu 
aber endlich doch den unangenehmen Schritt tun. Den Anlaß dazu 
das endgültige Scheitern der Verhandlungen in den mittelengliſchen 
vieren, wo nach zahlreichen Konferenzen die Unternehmer ſchließlich 
Arbeitern eine unannehmbare Minimallohnſkala vorgeſchlagen hatten, 
obendrein mit einem Dienſtvertrag für zwei Jahre verquickt war. 
Regierung meinte, der Vorſchlag der mittelengliſchen Unternehmer ſei 
paſſende Unterlage, und nach langen Privatverhandlungen erſchien 
Premierminiſter Asquith auf der Delegiertenkonferenz am 28. Febru 
das heißt am Vorabend des Streiks; in einer Rede, die einen lehrrei 
Kontraſt zu jener bildete, mit der er im Auguſt die Eiſenbahner ein 
ſchüchtern verſucht hatte, ſchlug er folgenden Ausgleich vor: Das Prin 
des Minimallohns ſoll anerkannt werden, die Minimallohnſätz 
aber ſollen, unter Preisgabe der von dem Bergarbeitervorſtand aufgeſtellte 
Skala, auf Diſtriktskonferenzen der Unternehmer und der Arbeiter unte 
Vorſitz der von der Regierung zu dieſem Zwecke ernannten Perſonen dis 
kutiert und feſtgeſtellt werden, in den Fällen aber, wo keine Verſtändigt 
erzielt wird, ſollen ſämtliche Regierungsperſonen als Schiedsgericht fun 
gieren und die Lohnſätze beſtimmen. Das war, von der nichts koſtende 
Anerkennung des Prinzips des Minimallohns abgeſehen, genau derſe 
Einigung3- und ſchiedsgerichtliche Leim, auf dem ſich die Eiſenbahner 
vergangenen Sommer fangen hatten laſſen. Glücklicherweiſe find feitd 
die Arbeitermaſſen bedeutend klüger geworden, und der pfiffige Vorſ 
der Regierung wurde höflich, aber entſchieden abgelehnt. 

Damit war der letzte Verſuch geſcheitert, und am folgenden Tage ing 
der Generalſtreik an. Bis zum Augenblick, wo dieſe Zeilen geſchr 
werden, ſind 13 Tage verfloſſen, und erſt jetzt ſind die Verhandlu 
wieder aufgenommen worden. Die Regierung hat ihren Vorſchlag 
überweiſung der Feſtſtellung der Minimallöhne an Diſtriktsverſammlu 
zurückgezogen und die Arbeiterführer auf eine gemeinſame Konferenz 
den Unternehmern eingeladen. Der Vorſtand hat die Diſtriktsdelegi 
nach London berufen und von ihnen die Ermächtigung eingeholt, mit 
Unternehmern unter dem Vorſitz der Regierung zu konferieren, vor 
geſetzt, daß die prinzipielle Frage eines Minimallohns gar nicht d 
kutiert wird. Die Antwort der Unternehmer iſt bis zur Stunde der 
faſſung dieſes Artikels noch nicht bekannt; aber ſelbſt wenn eine ſolche 
ferenz ſtattfindet, iſt ihr Ausgang recht zweifelhaft. Allein bis zu der 
wenn dieſe Zeilen in die Hände der Leſer gelangen, wird bereits nicht 
die Konferenz, ſondern vielleicht auch der Streik ſelbſt vorüber jahr un 
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il nutzlos, die Ereigniſſe vorwegzunehmen. Eines iſt ſicher: die Regierung 
hofft, der Vorſtand würde von der Skala vom 2. Februar Abſtand nehmen 
und die Delegierten wie eventuell auch die Maſſen dazu bewegen, eine 
andere, für die Unternehmer noch günſtigere Skala anzunehmen. Ob ihr 
dies gelingen wird, läßt ſich nicht vorausſehen: bis jetzt war die Stimmung 
unter den Maſſen entſchieden gegen jedes weitere Kompromiß. 

Es iſt klar, daß der rieſige Klaſſenkampf, der jetzt das gute alte England 
aus den Angeln hebt, eine äußerſt wichtige hiſtoriſche Erſcheinung iſt. Was 
wir in dieſen Blättern faſt vor 1¾ Jahren am Schluſſe einer Überſicht über 
die jüngſten Ereigniſſe in der engliſchen Arbeiterwelt als Vermutung aus⸗ 
geſprochen haben, nämlich, daß dieſe „nur die Anfänge eines mächtigen 
Umwandlungsprozeſſes ſind, deſſen hiſtoriſche Wichtigkeit nur mit der Um⸗ 
wandlung der fünfziger Jahre vergleichbar iſt“, iſt noch früher eingetroffen, 
als wir ſelbſt erwartet haben, und gegenwärtig darf man ſchon ohne Furcht 
vor Übertreibung ſagen, daß das engliſche Proletariat vom Grunde aus 
revolutioniert worden iſt und ſeinen Mann für den großen Emanzipations⸗ 
kampf unſerer Zeit ſtellen kann. Wenn die wunderbare Bewegung der 
Transportarbeiter und der Eiſenbahner im vergangenen Sommer noch 
immer den Charakter eines elementaren, immer noch nicht vollſtändig ziel⸗ 
bewußten Ausbruchs trug, ſo iſt der gegenwärtige Kampf der Bergarbeiter 
mit ſeiner muſterhaften Diſziplin, ſeiner wundervollen Einſtimmigkeit, 
ſeiner zielbewußten und aktiven Selbſtändigkeit der Maſſen ein herrliches 
Bild der proletariſchen Aktion, wie es nie zuvor weder in England noch 
anderswo zu ſehen war. Eben dieſe Selbſtändigkeit der Maſſen nach allen 
Richtungen hin iſt es, was uns mit lauter Freude erfüllt: ſie bekundet 
einen neuen Abſchnitt in der ſozialen Geſchichte Englands und verſpricht 
unüberſehbare Folgen für die Entwicklung der Sache des Proletariats in 
der geſamten Welt. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß auch die politiſche Tragweite 
des Bergarbeiterſtreiks gewaltig iſt. Die Regierung ſorgt wie bei dem 
Eiſenbahnerſtreik jo auch in dem gegenwärtigen Kampfe ganz gründlich da- 
für, den Arbeitermaſſen eine klare Einſicht in das Weſen des modernen 
Klaſſenſtaats zu gewähren und fie den Lehren des Sozialismus zuzuführen. 
Freilich das völlige Verſagen der Führer der Arbeiterpartei — darüber wird 
ſich noch bei einer ſpäteren Gelegenheit viel ſagen laſſen! — mag einem 
gewiſſen Teile der Arbeiterſchaft die Politik verekeln und ihn der ſyndika⸗ 
liſtiſchen Agitation, die jetzt von Tom Mann ſo eifrig betrieben wird, zu⸗ 
gänglich machen. Wir glauben aber, daß das engliſche Proletariat zu gut 
organiſiert und zu gut politiſch ausgebildet (wenn auch nicht gut erzogen) 
iſt, um ſich auf antiparlamentariſche Wege einzulaſſen, während das Ver— 
jagen der Arbeiterpartei es nur vom Opportunismus entwöhnen 
wird. Allein, wie geſagt, dieſe Seite der neueſten Erſcheinungen iſt be⸗ 
ſonders zu betrachten; inzwiſchen muß der Abſchluß des rein wirtſchaft⸗ 
lichen Kampfes abgewartet werden. 


1 Siehe Gewerkſchaftliche Wandlungen in England, „Neue Zeit“, XXIX, 1, 
©. 220. 
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Gold, Papier und ware. 
Von K. Kautsky. i 


3. Der 6oldwert und die Banken. 


In ſeinem Artikel über Geld und Ware wendet Silferding das von ihm 
aufgeſtellte Geſetz des geſellſchaftlich notwendigen Zirkulationswertes auf 
die freie Goldwährung an, nachdem er es im „Finanzkapital“ bloß auf ge⸗ 
ſperrte und Papierwährung angewandt. f 

Er behauptet, dies Geſetz beſtimme bei freier Goldwährung den Wert 
der zu Zirkulationszwecken verwendeten Geldſumme. f „ 

Dieſe Geldſumme wird heute durch die Notenbanken geregelt. Sie 
nehmen alles ihnen angebotene Gold auf. „Die Nachfrage iſt alſo unbe⸗ 
ſchränkt.“ Dieſes Gold verſchwindet in den Kellern der Bank und wird 
dort in dem Maße ausgegeben, in dem der wechſelnde Zirkulationswert es 
erfordert. BR; 

Geſetzt den Fall, der Zirkulationswert ſtiege von 1000 auf 1500. Wäre kein 
Goldſchatz da, ſo würde das Tauſchverhältnis der Goldmünze ſich ändern müſſen. 
1 Mark wäre jetzt 1½ Mark wert. Umgekehrt, umgekehrt. 5 


Aber dank dem Goldſchatz wird immer ſo viel Gold ausgegeben, als dem 
Zirkulationswert entſpricht. überſchüſſiges wird wieder von der Bank auf⸗ 
genommen, fehlendes zugegeben. | | 5 


Eine Anderung im Wertverhältnis (zwiſchen Geld und Ware) kann alſo gar 
nicht entſtehen. Denn damit Anderungen im Goldwert ſich durchſetzen können, 
müßte das Geld in der Zirkulation verharren. Denn nur dann, wenn ſich Ware 
und Zirkulationsmittel unmittelbar gegenüberſtehen, können ſie ſich in ihrem 
Werte gegenſeitig beſtimmen. Geld außerhalb der Zirkulation — als Schatz in 
den Bankgewölben — ſteht zur zirkulierenden Warenſumme in keinem Verhältnis. 

Der tatſächliche Vorgang iſt alſo der. Der Produzent des Goldes bekommt 
für 1 Kilogramm Gold 1 Kilogramm Goldmünze. Das neue Gold liegt in den 
Kellern der Bank. Tritt vermehrtes Zirkulationsbedürfnis ein, ſo fließt Gold aus 
den Kellern in die Zirkulation. So bleibt das Austauſchverhältnis der Gold⸗ 
münzen zu den Waren ſtets dasſelbe, das es bei Beginn des Prozeſſes war. 


Das heißt mit anderen Worten, das Wertgeſetz iſt für das Gold als 
Geld aufgehoben. Das mag auf den erſten Blick frappieren, Hilferding er⸗ 
ſcheint es nicht wunderbar. = 

Das Wertgeſetz hat zu feiner Durchſetzung völlige wirtſchaftliche Freiheit 
nötig. Dieſe iſt durch die Wirkſamkeit der Zentralnotenbanken für das Ver⸗ 
hältnis von Geld und Ware modifiziert. Die ſpezifiſche Natur des Geldes macht 
es ſchwer, ein erläuterndes Beiſpiel zu geben; doch denke man an folgendes: In 
einem völlig abgeſchloſſenen, ſich ſelbſt genügenden Wirtſchaftsgebiet würde die 
Staatsmacht ein Petroleumhandelsmonopol einführen. Sie würde ſtändig einen 
Vorrat von ſage 100 Millionen Litern halten. Sie würde das Petroleum zum 
Preiſe von 30 Mark für 100 Liter an jedermann verkaufen, zum Preiſe von 
29 Mark alles ihr angebotene Petroleum ſtets kaufen. Die Folge wäre natürlich 
ein ſtetiger Petroleumpreis von 30 Mark. Dieſer Preis würde entſcheiden, welche 
Fundſtellen noch ausgebeutet werden könnten, welche Fundſtellen Renten und in 
welcher Höhe ſie dieſe abwerfen würden. Bei vermehrtem Petroleumbedarf wird 
die Nachfrage aus dem Vorrat befriedigt, auf deſſen ſtets ausreichende Größe dis 
„Petroleumbankpolitik“ bedacht iſt. Läßt die Nachfrage nach oder iſt die Produk⸗ 
tion beſonders reichlich, ſo vermehrt ſich der Vorrat weiter, was als beſonders 
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günſtiger Umſtand von den Bankleitern betrachtet würde. Ganz analog ſind die 
Vorgänge beim Golde, nur daß hier das gleichbleibende Austauſchverhältnis mit 
zwingender Sicherheit nur theoretiſch nachgewieſen werden kann. 

Die Notenbanken bilden heute ein derartiges Goldmonopol. Ehedem 
hatte das Gold „keine unbeſchränkte Nachfrage“, heute dagegen nehmen die 
Notenbanken alles Gold auf, und zwar zu einem beſtimmten Preiſe. 

Das Entſcheidende iſt die Fixierung der Münze als beſtimmtes Gewicht Goldes, 
die Aufnahme allen Goldes durch die Zentralbank zu dieſem fixierten „Goldpreis“. 


Andererſeits iſt „die Notenbank verpflichtet und kann gar nicht anders, 
als irgendwo auftretendes Zirkulationsbedürfnis ſofort zu befriedigen“. 

Auf dieſe Weiſe wird eine „geſellſchaftliche Regelung der Zirkulation“ 
durch die Notenbanken hergeſtellt, die fehlte, ſolange das Gold, das aus 
dem Bergwerk kam, von Privaten aufzunehmen war und die Goldſchätze 
ſich bei Privaten anſammelten. Damals wurde allerdings der Wert des 
Geldes durch ſeine Produktionskoſten beſtimmt. Heute wird er beſtimmt 
durch das Verhältnis zwiſchen zirkulierender Goldmenge und geſellſchaftlich 
notwendigem Zirkulationswert, und da dieſes Verhältnis durch die Banken 
ſtets auf gleicher Höhe gehalten wird, haben wir einen ſtändigen Goldwert. 
Die Produktionsbedingungen des Goldes mögen ſich ändern, wie ſie wollen, 
der Goldwert bleibt ſtets der gleiche. 

Triumphierend kommt Hilferding zu dem Schluſſe: 

Das iſt alſo die Wirkung der „unbeſchränkten Nachfrage“ nach Gold. Sie be⸗ 
wirkt in der Tat die Stabiliſierung des Austauſchverhältniſſes der Goldmünze 
und damit des Goldes in Barren, ſolange die ſtete Umwandlung von Gold in 
Münze geſetzlich garantiert iſt. Damit haben wir aber auch ſeit der allgemeinen 
Einführung der modernen Goldwährungsſyſteme in der Tat fixes Wertmaß, nach 
dem die Okonomen ſo lange geſucht und das ſie noch immer nicht erkannt haben, 
als ſie es ſchon lange hatten. 


Ich bedaure, auch heute noch, nach dieſer Aufklärung, in der Reihe jener 
Okonomen bleiben zu müſſen. 

Vor allem ſei das Beiſpiel des Petroleummonopols aus dem Wege ge- 
räumt. Verſuchte ein Staat, nach dem Hilferdingſchen Muſter ein Petroleum⸗ 
handelsmonopol einzurichten, jo wäre das Reſultat nicht ein Gleichbleiben 
des Petroleumpreiſes, ſondern der Bankrott des Staates, ganz gleich, ob er 
ein geſchloſſener Handelsſtaat iſt oder nicht. Nehmen wir an, in Analogie 
zur heutigen Entwicklung der Goldproduktion, die es zu erklären gilt, die 
Produktionsbedingungen des Petroleums wechſelten, teils infolge Auf⸗ 
findung neuer, reicher Quellen, teils durch techniſche Verbeſſerungen der 
Gewinnung. Eine Unmaſſe neuen Petroleums wird gewonnen werden. Der 
Konſum wächſt aber nicht. Der Verkaufspreis bleibt ja der gleiche, und 
auch ſonſt ändert ſich nichts, was den Konſum fördern würde. Der Staat 
verkauft nicht mehr als ſonſt, iſt aber verpflichtet, zu dem alten Preiſe alles 
neu angebotene Petroleum anzukaufen. Hilferding meint, da würde ſich 
der Vorrat vermehren, was von den Bankleitern als „beſonders günſtiger 
Umſtand betrachtet würde“. Warum, das verrät er nicht. Es iſt klar, daß 
dem Staate ſchließlich das Geld ausginge, um neues Petroleum zu kaufen, 
wenn er immer mehr kauft als verkauft. Das Petroleummonopol ließe 
ſich, bei ſtets gleichbleibenden Preiſen, nur durchführen, wenn der Staat 
ſelbſt ſämtliche Petroleumquellen beſäße und die Produktion ſtets auf einem 
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gewiſſen Niveau halten könnte. Sollte aber das Monopol ein 
Handelsmonopol bleiben, wie das die Analogie zur Goldproduktion 
derlich macht, ſo müßte der Staat die Möglichkeit haben, den Preis | 
zuſetzen, wenn die Produktion und damit das Angebot ein gewiſſes Me 
überſteigt. Hilferding meint: | > — 
Ganz analog ſind die Verhältniſſe beim Golde, nur daß hier das glei 
bleibende Austauſchverhältnis mit zwingender Sicherheit nur theoretiſch na 
gewieſen werden kann. 1 


Nun, bei den „ganz analogen Verhältniſſen“ des Petroleummono 
läßt ſich mit „zwingender Sicherheit“ die Unmöglichkeit des „gl 
bleibenden Austauſchverhältniſſes“ nachweiſen. 5 , 


will er nicht etwa die Tatſache verſtehen, daß jeder Geld braucht und niemar 
zu viel davon hat. Das iſt eine alte Geſchichte, wenn fie auch ewig n 
bleibt. Nach Hilferding exiſtiert jedoch die unbeſchränkte Nachfrage erſt ſe 
„der Errichtung der Zentralbanken, die unbeſchränkt alles Gold aufnehme 
das auf dem Markte angeboten wird“. Wie geſchieht das? 8 = 5 

Das heißt zunächſt nichts weiter, als daß für 1 Kilogramm Gold ſtets 1 Kilo⸗ 
gramm in Goldmünze gegeben wird. Dieſe neuen Kilogram me verſchwin⸗ 
den zunächſt in den Kellern der Bank und werden da als Schatz gehütet. Be 


Wenn Hilferding eine Goldkrone erhält und dafür einen Zehnmarkſch 
hergibt, ſo wird er nicht glauben, „neues Gold“ gewonnen zu haben, 
er als „Schatz“ deponieren kann. Sein „Schatz“ bleibt gerade ſo groß 
er war, bloß deſſen Form hat ſich geändert. rn 


wird behaupten wollen, daß die Geldwechſler eine „unbeſchränkte Ne 
frage“ nach dem Geld entwickeln, das ſie umwechſeln. | 1 


verſchwinden, wenn es nicht gegen Münze, ſondern gegen Papiergeld, e 
Geldanweiſung, umgetauſcht wird. Hier kommt neues, vermehrtes G 
zum früheren. Auch bei dieſem Prozeß kann alles Gold aufgenomm 
werden, das auf den Markt kommt. Beſteht darin vielleicht die un 
ſchränkte Nachfrage nach Gold? = | 
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Das neue Gold kommt in die Keller der Bank. Aber es gehört nicht ihr. 
Es gehört tatſächlich jenem, der die Anweiſung darauf beſitzt. Wenn dieſer 
die Anweiſung präſentiert, muß ſie eingelöſt werden. Dieſes Gold iſt alſo 
nicht eines, das die Bank erworben hat, es iſt ein Depot des Beſitzers der 
Geldanweiſung, der Banknote. Hier entpuppt ſich die „unbeſchränkte Nach⸗ 
frage nach Gold“ als die Bereitwilligkeit der Bank, jede auf den Markt 
kommende Goldmenge in Depot zu nehmen. Der Goldſchatz der Zentral⸗ 
notenbank iſt nichts als die Vereinigung der Goldſchätze der Geldbeſitzer 
im Reiche, die ehedem in zahlreichen Kaſſen und Kellern zerſplittert waren 
und jetzt zentraliſiert ſind. Dieſe Zentraliſation hat ihre Vorteile, ſie iſt 
aber nur erreichbar dann, wenn die Bank jeden Goldſchatz, deſſen Depo⸗ 
nierung ihr angeboten wird, annimmt. 

Das iſt das ganze Geheimnis der „unbeſchränkten Nachfrage nach Gold“, 

die angeblich die Notenbanken entwickeln. Sie ändert gar nichts im Weſen, 
ſondern nur etwas im Mechanismus der Schatzbildung, wie fie ſchon vor 
der Errichtung jener Banken bei entwickelter Warenproduktion vor ſich ging. 
Und das gleiche gilt von der „geſellſchaftlichen Regelung der Zirku⸗ 
lation“, die durch die Notenbanken an Stelle der früheren Anarchie in der 
Zirkulation getreten ſein ſoll. Hilferding meint: 
Das Eintreten (des Geldes) in die Zirkulation war (ehedem) kein ſo mecha⸗ 
niſcher Prozeß wie heute. Das Gold hatte eben damals keine unbeſchränkte Nach⸗ 
frage. Es mußte gegen Waren ausgetauſcht werden, trat alſo unmittelbar in 
Zirkulation und blieb darin, ſofern nicht private Schatzbildung einſetzte. Dieſe 
war aber wieder nicht abhängig von Zirkulationsbedürfniſſen, ſondern von dem 
privaten Vermögen des einzelnen zu ſolcher Schatzbildung. 


Warum das Gold vom Goldproduzenten ehedem ſofort nach ſeiner Pro⸗ 
duktion gegen Waren ausgetauſcht werden mußte, iſt nicht klar erſicht⸗ 
lich. Andererſeits hat aber wieder heute der Goldproduzent keinen Grund, 
ſein Gold nicht ſofort gegen Waren auszutauſchen. Hilferding meint, die 
Bank übernehme das Gold und gebe es erſt aus, wenn das Bedürfnis der 
Zirkulation dazu Veranlaſſung gebe. Aber wir wiſſen ja, das Gold, das ſie 
gegen Münze auswechſelt, iſt nicht neuer Schatz. Und die Münze wechſelt 
der Goldproduzent ein, um ſie in Zirkulation zu ſetzen, etwas dafür zu 
kaufen, entweder Mittel des perſönlichen Konſums oder der Produktion. 
In gleicher Weiſe verwendet er ſein Geld, wenn er Banknoten und ſon⸗ 
ſtige papierene Anweiſungen für ſein Gold einwechſelt. Iſt er Kapitaliſt, 
ſo läßt er ſein Geld nicht müßig liegen, er kauft vielleicht Aktien, aus deren 
Erlös Eiſenbahnſchienen und Lokomotiven für chineſiſche Eiſenbahnen ge⸗ 
kauft werden — auf jeden Fall ſucht er ſein Geld in Zirkulation zu bringen. 
ie Einrichtung der Notenbank ändert daran gar nichts. Ob dies neu⸗ 
. Gold in Zirkulation bleibt oder ſich zeitweiſe in Schatzform 
niederſchlägt, hängt durchaus nicht vom Belieben der Bank, ſondern von 
den Bedürfniſſen und dem Vermögen der privaten Geldbeſitzer ab — heute 
Bi ehedem. 
Und das gleiche gilt von der „Regelung der Zirkulation“ durch das Ein⸗ 
treten von Gold in ſie. Hilferding führt aus: 
Der Bankſchatz dient unmittelbar als Reſerve der Zirkulation, die Notenbank 
iſt verpflichtet und kann nicht anders, als irgendwo auftretendes Zirkulations⸗ 
bedürfnis ſofort zu befriedigen. Ganz anders, wenn dieſe Regelung fehlt. Daß 
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Zirkulationsbedürfnis auftaucht, daß das Gold im Austauſch gegen Waren 5 
Werte ſteigt, iſt für Privatleute kein Grund, Geld in die Zirkulation zu werfen. 


Wie wirft man Geld in die Zirkulation? In keiner anderen Weiſe, als | 
daß man Waren kauft. Ich ſehe hier wie in der ganzen Arbeit von der | 
Funktion des Geldes als Zahlungsmittel ab, um die Darſtellung nicht un⸗ 
nötig zu komplizieren. Die Zirkulation iſt eben die Warenzirkulation, das 
Kaufen und Verkaufen von Waren. $ 2) 

Daß der einzelne Waren kauft, hängt ab von jeinen Bedürfniſſen als 
Konſument und Produzent. Daran ändert die Notenbank nichts. Sie ver⸗ 
mehrt nicht die Menge der Bedürfniſſe. Aber freilich, das Warenkaufen hängt 
nicht von den Bedürfniſſen allein ab, ſondern, wie wir alle mitunter recht | 
ſchmerzlich empfinden, von der Menge Geldes, über die wir verfügen. | 
Reicht die Menge Geldes, die man als Schatz beſitzt, nicht aus, die Einkäufe 
zu machen, die für den Haushalt oder für den Geſchäftsbetrieb oder ſonſt i 
erforderlich find, dann muß man feinen Kredit in Anspruch nehmen und 
ſuchen, Geld von anderen zu leihen, die Schätze angeſammelt haben. Mit ö 
dieſem Gelde der einzelnen wird die Zirkulation bewirkt. 5 

Was ändert das Auftreten der Notenbank daran? Schenkt ſie den Leuten | 
Geld, damit fie Waren kaufen? Auf dieſe Art geſellſchaftlicher Regelung | 
der Zirkulation iſt leider noch keine verfallen. Es find nach wie vor die ein- 
zelnen, die durch ihre Käufe die Zirkulation bewirken, entweder durch ih 
eigenes oder durch geliehenes Geld. Die Anderung beſteht nur darin, daß 
ein Teil ihres eigenen Geldes im Depot bei der Bank liegt, von dieſer er] 
herausgegeben werden muß; andererſeits darin, daß für ihre Kreditbedürf 
niſſe auch in erſter Linie die Bank da iſt. Und nur dadurch, durch Vor: 
ſchüſſe und Anleihen an einzelne — phyſiſche oder juriſtiſche Perſonen — 
wirft die Bank Geld in die Zirkulation. Tatſächlich wirft ſie direkt gar 
keines in die Zirkulation — außer ſoweit fie ſelbſt Waren kauft. Es ſind | 
Private, die das von ihr entliehene Geld in die Zirkulation werfen — nach 
dem Grade ihrer Bedürfniſſe und ihres Vermögens. f 

Die jetzige Methode, Geld in die Zirkulation eingehen zu laſſen, unter⸗ | 
ſcheidet ſich wohl der Art, nicht aber dem Weſen nach von der vor dem 
Aufkommen des Bankweſens gebräuchlichen. Nach wie vor haben wir keine 
geſellſchaftliche Regelung der Warenzirkulation, alſo auch nicht des Um⸗ 
laufs des Geldes, der durch jene bedingt wird. Nach wie vor ſind es die 
Bedürfniſſe und Vermögen Privater, durch die er bewirkt wird. Die Banken 
können vermöge ihres rieſenhaften Mechanismus und ihrer größeren Ein⸗ 
ſicht in die Verhältniſſe der Privaten manche Zirkulationsſtockung leichter 
überwinden, manche Kreditgewährung zweckmäßiger und raſcher geſtalten, 
als es den vielen vereinzelten Geldkapitaliſten möglich war und geboten 
erſchien. Aber der Zirkulationsprozeß der Waren iſt nur ein Teil des ge⸗ 
ſamten Produktionsprozeſſes, wird durch deſſen Bedürfniſſe und Reſultate 
beſtimmt, und ſolange für den Geſamtprozeß das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln noch gilt, kann auch für einen Teil desſelben von einer 
geſellſchaftlichen Regelung nicht die Rede ſein, ſelbſt nicht in irgend einem 9 
| übertragenen Sinne. Buchſtäblich hat Hilferding natürlich ſeinen 1 von | 
der geſellſchaftlichen Regelung nicht gemeint. 0 

Aber was immer er darunter verſtehen mag, in keiner Weiſe hat ſich | 
das Weſen der Warenzirkulation und 1 Geldumlaufs durch Rn Au N 


N 
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treten der Notenbanken in der Weiſe geändert, wie Hilferding an⸗ 
nimmt. 


Die unbeſchränkte Aufnahmsfähigkeit der Geſellſchaft für Gold — die 


„unbeſchränkte Nachfrage danach“ — iſt nicht eine Erfindung der Banken, 


ſie beſteht ſeit jeher, ſeitdem es eine Warenproduktion gibt, weil Gold die 
Ware geworden iſt, die als geſellſchaftliche Materiatur des Reichtums gilt 
und die die Form unmittelbarer allgemeiner Austauſchbarkeit gewonnen 


hat. Dadurch iſt es eben Geld geworden. Eine Ware, die man nicht zu 


jeder Zeit in jeder Menge gern nimmt, kann nicht Geld werden. Und 
ebenſowenig iſt die Aufſchatzung des Goldes eine Erfindung der Banken. 


Wenn man Hilferdings Ausführungen lieſt, könnte man zu der Meinung 
kommen, erſt in den Banken würden regelmäßig Geldſchätze aufgehäuft, 
vordem ſei dieſe Aufhäufung eine Sache des Zufalls, des willkürlichen Be⸗ 
liebens einzelner geweſen, die ebenſogut unterbleiben konnte. In Wirklich⸗ 
keit iſt eine ununterbrochene, regelmäßige Warenproduktion gar nicht mög⸗ 
lich, ohne daß ſich bald hier, bald dort Geldſummen anhäufen, aus denen 
wieder Geld in die Zirkulation geworfen wird, ſobald die Bedürfniſſe des 
Geldbeſitzers es erfordern. Ein Fehlen derartiger Geldreſervoirs würde 


nicht, wie Hilferding meint, infolge des Geſetzes vom Zirkulationswert das 
„Tauſchverhältnis der Goldmünze ändern“, ſondern den Fortgang der 
Warenzirkulation und Warenproduktion unmöglich machen. 


Hilferding ſchreibt: 


| Die Bank nimmt jedes in der Zirkulation überflüſſige Goldſtück auf und fügt 
es ihrem Schatz zu; eine Anderung im Wertverhältnis kann gar nicht eintreten. 


Anders dagegen ſei es, wenn kein Goldſchatz beſtehe. 
Geſetzt den Fall, der Zirkulationswert ſtiege von 1000 auf 1500. Wäre kein 


Goldſchatz vorhanden, ſo würde das Tauſchverhältnis der Goldmünze ſich ändern. 


1 Mark wäre jetzt 1½¼ wert. Umgekehrt, umgekehrt. 
Mit anderen Worten: ſinkt der Zirkulationswert von 1000 auf 500, ſo 


wird, wenn keine Bank da iſt, welche die in der Zirkulation überflüſſigen 
Goldſtücke aufnimmt, jede Mark nur noch 50 Pfennig wert ſein. Das iſt 
| wohl der Sinn des „Umgekehrt, umgekehrt“. 


Ein ſolcher Zuſtand iſt natürlich völlig undenkbar. Schon deshalb, weil, 


wenn ein Zwanzigmarkſtück, das % es Pfund Gold enthält, nur noch 
0 205 Pfund Gold wert iſt, es jedermann frei ſteht, durch Umſchmelzung die 
unterwertige Münze in vollwertiges Gold zu verwandeln. Kann aber über⸗ 
haupt jemals der Fall eintreten, daß mehr Goldgeld zirkuliert, als dem Be- 
dürfnis der Zirkulation entſpricht? Wird denn irgend jemand durch das 


Fehlen einer Bank gezwungen, alles Geld auszugeben, das er beſitzt? Das, 


was er zum Warenankauf, alſo zur Warenzirkulation nicht braucht, behält 


er ruhig in der Taſche, wenn keine Bank da iſt, in deren Kellern er es de- 
ponieren kann. 


Das Hilferdingſche Geſetz vom Zirkulationswert iſt, wie wir ſchon ge— 


* g ‘ 


sehen haben, nach dem Muſter des Geſetzes gebildet, das Marx für die Be⸗ 
ſtimmung der Menge des umlaufenden Goldes aufgeſtellt hat. Es lautet: 


Preisſumme der Waren N 0 
e aſſe des als kulationsmittel 
Umlaufszahl gleichnamiger Goldſtücke fie des als Zirku ationsmitte 


funktionierenden Geldes. 


„Dies Geſetz gilt allgemein,“ jagt Marx. Es ift nicht etwa ein Ideal, d 
erſt durch die Notenbanken durchgeführt wird. Für Hilferding gilt es 
nur dort, wo dieſe beſtehen, und wo es gilt, meint er, kann e eine Ander 
im Goldwert nicht eintreten. 

Denn damit Anderungen im Goldwert ſich Furche koöngen 11 1 
Gold in der Zirkulation verharren. Denn nur dann, wenn ſich? 
und Zirkulationsmittel unmittelbar gegenüberſtehen, können ie 1 
ihrem Werte gegenſeitig beſtimmen. - 755 


Was heißt das anderes als wiederum die „Hypothese daß Waren oh 
Preis und Geld ohne Wert in den Zirkulationsprozeß eingehen, wo ſich 
dann ein aliquoter Teil des Warenbreis mit einem aliquoten Teile 
Metallberges austauſcht“? Der Unterſchied zwiſchen der vulgären Quanti f 
tätstheorie und dem Hilferdingſchen Zirkulationswert iſt bloß der, daß jene 
unter dem Metallberg alles zutage geförderte Gold (reſpektive Silber) ver⸗ 
ſteht, während Hilferding als dieſen Metallberg bloß den in Zirkulatit 
befindlichen Teil des Goldes betrachtet, der ſeiner Anſicht nach durch d 
Banken immer in einem beſtimmten Verhältnis zu dem Warenbrei er- 
halten werden kann. Wird dafür geſorgt, daß der Metallberg ſtets dies 
gleiche Verhältnis zum Warenbrei einhält, ebenſo wie dieſer zu⸗ und ab⸗ 
nimmt, dann wird ſich immer der gleiche aliquote Teil des Warenbreis mit | 
dem gleichen aliquoten Teile des Metallberges austauſchen. 1 8 
dankengang liegt auch in folgenden Worten Hilferdings: 5 5 

Tritt vermehrtes Zirkulationsbedürfnis ein, ſo fließt Gold aus den Kelle 
in die Zirkulation. So bleibt das Austauſchverhältnis der Gold⸗ 
münzen zu den Waren ſtets dasſelbe, das es bei Beginn de 
Prozeſſes war. 

Hier beweiſt Hilferding indes mehr, als er beweiſen will. Er will da 
tun, daß unter dieſen Umſtänden der Goldwert derſelbe bleibt. Das A 
tauſchverhältnis der Goldmünzen zu den Waren iſt aber nicht der Wert 
Goldes, ſondern der Preis der Waren. Hätte Hilferding recht, d a 
blieben die Warenpreiſe unveränderlich. a 

Hier zeigt ſich eben der Grundfehler feiner ganzen Theorie vom Zirkt u- 
lationswert. Sie ſieht gänzlich ab von der Tatſache, daß die Waren m 
Preiſen verſehen ſind, daß ſie alſo ihren Wert an dem des Goldes gemeſſe 
haben, ehe ſie in die Zirkulation eintraten. Damit das Gold dieſe Funktion 
des Wertmeſſers vollziehe, braucht es bloß vor geſtellt zu ſein, es muß 
aber bereits einen beſtimmten Wert haben. Ob das wirkliche Gold 
kuliert oder in den Kellern der Bank liegt oder in dem Strumpf e 
Bauersfrau, ſpielt bei ſeiner Funktion als Wertmaß nicht die gerin | 
Rolle. Die Waren kommen mit Preiſen verſehen auf den Markt, alſo als 
Repräſentanten einer beſtimmten Goldmenge. Wieviel Gold nun erfor⸗ 
derlich iſt, ſie alle zu kaufen, das hängt von ihrer Preisſumme ab ſowie von 
der Schnelligkeit, in der die verſchiedenen Käufe und Verkäufe aufeinan 
folgen, das Geld ſeinen Beſitzer wechſelt. Es iſt nicht die in Zirkulat 
tretende Geldmenge, die das „Austauſchverhältnis der Goldmünzen zu 
Waren“, das heißt die Preisſumme der Waren beſtimmt, ſondern 
gekehrt, es iſt die Preisſumme der Waren, die die in Zirkulation trete 
Geldſumme beſtimmt — eine Preisſumme, die den Base! der Be 
den des Geldes vorausſetzt. N EDEN 


K. Kautsky: Gold, Papier und Ware. 893 
Silferding meint, wenn jederzeit jo viel Gold in Zirkulation ſei, als dem 
Zirkulationsbedürfnis entſpreche, dann bleibe das Austauſchverhältnis der 
Goldmünzen zu den Waren ſtets das gleiche. Aber zu den Faktoren, die das 
Zirkulationsbedürfnis beſtimmen, gehört gerade das Austauſchverhältnis 
zwiſchen Gold und Ware. 
Ebenſowenig wie die Ausführungen Hilferdings in ſeinem „Finanz⸗ 
kapital“, geben mir die ſeines Artikels über Geld und Ware Veranlaſſung, 
die von Marx in ſeinem „Kapital“ entwickelte Auffaſſung zu revidieren, daß 
das Gold mit eigenem Wert, der in letzter Linie durch die geſellſchaftlich 
notwendige Arbeitszeit beſtimmt wird, und die Waren mit beſtimmten 
Preiſen in die Zirkulation treten und dadurch die Menge Geldes beſtimmen, 
die erheiſcht iſt, die Operation ihres Verkaufs durchzuführen. Ich ſehe auch 
nicht den mindeſten Grund, anzunehmen, daß ſich darin irgend etwas ändert, 
wenn die Banken die Funktion der Schatzbildung und der Ausgabe von 
Geld aus den Schätzen zentraliſieren. c RL: 
Die theoretiſchen Ausführungen Hilferdings find trotz ihres Scharfſinns 
verfehlt, weil an ihrem Ausgangspunkt Wert und Preis nicht genügend aus⸗ 
einandergehalten werden. Bei rein logiſchen Deduktionen ebenſo wie bei 
mathematiſchen Rechnungen genügt aber ein unſcheinbarer Fehler am An⸗ 
fang, um alle weiteren Folgerungen und Berechnungen falſch zu machen und 
immer mehr in Widerſpruch zu dem richtigen Ergebnis zu bringen, je weiter 
ſie fortgeſetzt werden, ſie mögen an ſich noch ſo richtig und einwandfrei ſein. 
Der Scharfſinn des Denkers dient dann nur noch dazu, den Fehler ſchwerer 
erkennen zu laſſen. | 
Schließlich hat ſich als Ergebnis der Hilferdingſchen Ausführung heraus⸗ 
geſtellt, daß, wenn er recht hätte, die Unbeweglichkeit der Warenpreiſe ſeit 
dem Aufkommen der Notenbanken eingetreten ſein müßte. Aber ſelbſt wenn 
wir mit Hilferding das „Wertverhältnis“ oder „Austauſchverhältnis des 
Goldes“ nicht als Warenpreis, ſondern als Goldwert auffaſſen, geraten wir 
nicht minder in Widerſpruch zu den Tatſachen. Denn daß der Wert des Geld⸗ 
metalls, Gold und noch mehr Silber, zu verſchiedenen Malen im Laufe der 
entwickelten Warenproduktion ſich geändert hat, ſteht feſt. Nicht nur im ſieb⸗ 
zehnten Jahrhundert fand eine große Revolution der Produktionsbedin⸗ 
gungen des Geldmarktes ſtatt. Erſt vor wenigen Jahrzehnten begann eine 


ſolche für Silber, und ihre natürliche Folge war ein entſchiedenes Fallen 
des Silberwerts, auch in den Ländern mit Silberwährung. Und doch gab es 
dort ſchon Banken mit großen Metallſchätzen, die jeden Silbergulden in 
ihren Kellern aufnahmen, der aus der Zirkulation austrat. 

u Die tatſächlichen Erfahrungen ebenſowenig wie theoretiſche Erwägungen 
n uns irgend einen plauſiblen Grund, die Hilferdingſche Theorie der 
Beſtimmung des Geldwertes durch den geſellſchaftlichen Zirkulationsprozeß 
anzunehmen und zu meinen, das Geſetz der Beſtimmung des Wertes durch 
b geſellſchaftlich notwendige Arbeit ſei durch das Aufkommen der Banken 
aufgehoben gerade für die „Ware, deren Naturalform zugleich unmittelbar 
geſellſchaftliche Verwirklichungsform der menſchlichen Arbeit in abstracto 
iſt“ („Kapital“, I, S. 124). Im Gegenteil, in der Tatſache, daß ſelbſt ein jo ſcharf⸗ 
ſinniger Denker und gründlicher Kenner unſerer Produktionsweiſe wie Hilferding 
ſcheitert, ſobald er von dieſer Theorie des Wertes abweicht, ſehe ich einen neuer⸗ 
en Beweis ihrer Richtigkeit — für das Gold ebenſo wie für jede andere Ware. 
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Zur Parteilage in Italien. 


Von Oda Olberg. . 
| 7 
5 


f . N Rom, 8. März 1912. 
In dem kurzen Zeitraum von zwanzig Tagen hat die italieniſche Partei 
eine Kriſe durgemacht, deren äußere Spuren heute völlig beſeitigt ſind, 
jo daß man den Gedanken haben könnte, es hätte ſich nur um einen Sturm 
im Glaſe Waſſer gehandelt, wenn nicht die Lehren des Zwiſchenfalls an 
Bedeutung weit über die von ihm bedingten äußeren Umgeſtaltungen 
hinausreichten. , | 5 
Schon auf dem Parteitag von Modena trat mit großer Deutlichkeit die 
Spaltung im reformiſtiſchen Lager hervor. Biſſolati und Turati, die ein 
gut Stück Weges ihres Parteilebens gemeinſam durchlaufen haben, wichen 
ſchon damals in ihrer taktiſchen Haltung weſentlich voneinander ab. Beide 
verharren weiter auf dem gemeinſamen Boden der reformiſtiſchen Voraus⸗ 
ſetzungen, beide glauben an die Möglichkeit, proletariſche Intereſſen durch 
gelegentliches Zuſammenarbeiten der Klaſſen zu vertreten, beide ſind von 
der entſcheidenden Bedeutung des Parlamentes überzeugt. Was ſie trennt, 
iſt die Bewertung der augenblicklichen politiſchen Lage. Für Biſſolati bildet 
die Tripolisaffäre kein Gegenargument gegen den Miniſterialismus, wäh⸗ 
rend ſie für Turati ein ſolches darſtellt. Auf ſeine einfachſte Formel ge⸗ 
bracht, läßt ſich der Konflikt zwiſchen Rechtsreformiſten und Linksrefor⸗ 
miſten dahin ausdrücken, daß die erſteren trotz des Krieges am Miniſteria⸗ 
lismus feſthalten, die letzteren nicht. 9 
Aber dieſer rein praktiſchen Abweichung, die in einer vorübergehenden 
politiſchen Situation zum Ausdruck kommt, liegt, wie ich das ſchon in 
meinem Artikel über den Kongreß von Modena betont habe, eine tiefer⸗ 
gehende Verſchiedenheit der Auffaſſungen zugrunde. Der Linksreformis⸗ 
mus wehrt ſich mit Händen und Füßen dagegen, zum bürgerlichen Radika⸗ 
lismus zu werden. Immer, wenn ihn die Logik ſeiner Vorausſetzungen in 
das Lager der bürgerlichen Sozialreformer treiben will, bricht er mit dieſer 
Logik, um ſich an den Klaſſenkampfcharakter unſerer Bewegung zu halten. N 
So machen die Linksreformiſten beſtändige Anſtrengungen, den reformiſti⸗ 
ſchen Schlüſſen zu entgehen, ohne die reformiſtiſchen Vorausſetzungen preis- 
zugeben. Wir finden ſie daher fortwährend in Verteidigungsſtellung. Den 
Biſſolatianern gegenüber vertreten ſie ihre ſich den Revolutionären nähernd 
Taktik; gegen die Revolutionäre verſuchen ſie ihre Auffaſſung zu vertei 
digen, nach der ſich der Sozialismus durch Reformen verwirklicht, und na 
welcher der Wert der Reformen in der Rechtslage zu ſuchen iſt, die durch ſi 
geſchaffen wird, und nicht in den Machtverhältniſſen, die in ihnen zum Aus 
druck gelangen. i 1 
Dieſer Verſuch der Linksreformiſten, revolutionäre Taktik mit refor 
miſtiſchen Vorausſetzungen zu verſöhnen, iſt gerade darum von ſo hoher 
ſymptomatiſcher Bedeutung, weil er keine vorübergehende Erſcheinung iſt⸗ 
ſondern ſich ſchon feit mehreren Jahren mit wachſender Deutlichkejt und 
Schärfe geltend macht. Im Grunde tun die Linksreformiſten nichts anderes, 
als ſich an das Milieu anpaſſen, in dem ſie nun einmal leben müſſen. In⸗ . 
ſofern ſie in der ſyſtematiſchen Anpaſſung der politiſchen Weisheit letzten 


1 Siehe Nr. 5 vom 3. November 1911. 0 
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Schluß ſehen, könnte man ihnen die Bezeichnung der „echten Reformiſten“ 
gönnen, wenn nicht die Biſſolatianer ebenfalls einen entſprechenden An- 
paſſungsprozeß durchliefen, wobei ſie ſich von der Richtung Turati nur da⸗ 
durch unterſcheiden, daß ſie einem anderen Milieu, nämlich dem parlamen⸗ 
tariſchen, Rechnung tragen. Das Lehrreiche iſt nun, daß die Parteiverhält⸗ 
niſſe den Linksreformiſten ihre heutigen Zugeſtändniſſe an die revolutio⸗ 
näre Taktik aufgenötigt haben. Wenn einzelne Reformiſten oder auch re- 
formiſtiſche Führer an ihrer Auffaſſung irre geworden wären, um in das 
revolutionäre Lager überzugehen, ſo würde dieſer Erſcheinung nicht im 
entfernteſten die Bedeutung zukommen, die die heutige Orientierung der 

Turatianer nach links für die italieniſche Partei hat. Die Reformiſten, die 
Anbeter des Tageserfolges, die ein noch ſo kleines Stückchen Erfahrung 

jeder Theorie übergeordnet wiſſen wollten, ſind gleichſam mit ihren eigenen 

Waffen geſchlagen worden. Durch die ganz empiriſchen Tatſachen, daß ein 

den Maſſen entfremdeter Sozialismus ein Unding iſt und daß der Refor⸗ 

mismus die Maſſen verwirrte und abſtieß, ſind ſie zur völligen Reviſion 
ihrer Taktik gezwungen worden. Von dem, was ihnen als die höchſte In⸗ 
ſtanz gilt, von der Tageserfahrung, iſt ihre bisherige Taktik verworfen worden. 
5 Wenn dieſe Lehre den Rechtsreformiſten verloren ging, ſo iſt der Grund 
dafür wohl in zwei verſchiedenen Umſtänden zu ſuchen. Einmal fehlt es 
ihnen an nahen Beziehungen zu den Maſſen, und ſie vermögen daher die 
Kluft, die ſie durch ihre Taktik aufreißen, nicht zu ermeſſen. Dann ſehen 
ſie in den Maſſen weniger die Macht, durch die ſich der Sozialismus ver⸗ 
wirklicht, als die Not, die zu ihrer Erleichterung des Sozialismus bedarf. 

Deshalb gilt ihnen die Entfremdung der Maſſen nicht als ein Gegenargu⸗ 

ment gegen ihre Taktik. Sie glauben, daß eine politiſche Partei vor allem 

ſich den parlamentariſchen Anforderungen anpaſſen müſſe, und ſehen ſich 

dabei natürlich faſt unter allen Umſtänden genötigt, zum Miniſterium zu 
ſtehen. In Zeiten demokratiſcher Hochflut ſcheint es ihnen geboten, die 
Sympathie des Proletariats für die „demokratiſche Regierung“ zum Aus⸗ 
druck zu bringen; iſt dann, wie heute, die Reaktion am Ruder, ſo fühlen ſie 
wieder die Verpflichtung, das Miniſterium dem Einfluß dieſer Reaktion 

ſtreitig zu machen. Sie ſind miniſteriell, ſolange ſie ſich davon ſtärkeren 

parlamentariſchen Einfluß für die Partei verſprechen, ohne ſich darum zu 

kümmern, ob etwa ihr Gewicht im Lande durch die ausſchließliche Betonung 
des Parlamentariſchen Einbuße erleidet. 

Die Differenz zwiſchen miniſteriellen und antiminiſteriellen Reformiſten 
iſt ſeit dem Parteitag von Modena dadurch erweitert worden, daß die 
Turatianer ſich mit größter Entſchiedenheit nach links gewendet haben. In 
Modena waren ſie gegen den „ſyſtematiſchen Miniſterialismus“, was nach 
Turatis eigener Erklärung nicht die Gewährung eines Vertrauensvotums 

an das Miniſterium ausſchloß. Heute wollen ſie nicht einmal ein Ver⸗ 

trauensvotum gewähren, wenn das Miniſterium ſelbſt bei der Wahlrechts⸗ 
erweiterung die Vertrauensfrage ſtellte. 

Aber dieſes Auseinanderrücken der beiden reformiſtiſchen Fraktionen, die 

in der Parlamentsfraktion, in der überhaupt nur zwei revolutionäre Ab⸗ 

geordnete ſind, den Ausſchlag geben, hätte an ſich unmöglich die letzte Kriſe 

zeitigen können. Dieſe Kriſe war nur in einer Partei möglich, in deren 

organiſatoriſchem Gefüge der Reformismus bereits eine ſeiner Forderungen 
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verwirklicht hat: die Autonomie. Der jüngſte Konflikt war in doppelte 
Sinne eine Kriſe des Reformismus: einmal, weil er aus dem Aufeinander⸗ 
platzen zweier Spielarten von Reformismus entſtand, dann, weil ſeine Ent⸗ 
faltungsmöglichkeit nur in einer Parteiorganiſation gegeben war, die im 
Sinne der Reformiſten in allen Teilen autonom, durch keine Diſziplin be⸗ 
helligt war. | | 0 . 1 

Der Parteitag hatte ſich gegen den ſyſtematiſchen Miniſterialismus aus⸗ 
geſprochen. Die Fraktion deutete bei ihrer Tagung in Bologna am 8. Februar 
dieſen Parteitagsbeſchluß dahin, daß dem Miniſterium kein Vertrauens⸗ 
votum zu gewähren ſei. Gleichzeitig ſtellte ſie, entgegen dem Vorſchlag 
Prampolinis und im Einklang mit Turati, jedem ſozialiſtiſchen Abgeord⸗ 
neten frei, nach eigenem Ermeſſen zu ſtimmen. Dieſes Zugeſtändnis machte 
natürlich den vorhergehenden Mehrheitsbeſchluß völlig überflüſſi 
die ganze Vorberatung der Fraktion illuſoriſch machte. Wenn die Anſicht 
der Mehrheit nicht für die Minderheit verbindlich ſein ſollte, ſo war die 
Feſtſtellung des Zahlenverhältniſſes für die Partei ziemlich unintereſſant: 
ſie erfuhr bei der Abſtimmung in der Kammer ſelbſt noch früh genug, wie 
viele ihrer Abgeordneten trotz des Krieges noch miniſteriell waren. = 

Gegen dieſe Autonomie der Mitglieder des Fraktionsverbandes, die auf 
eine Verneinung der Organiſation, auf eine Zerſetzung des Begriffs der 
Partei hinauslief, nahmen die Linksreformiſten in keiner Weiſe Stellung. 
Sie erinnerten ſich offenbar, daß ſie es geweſen ſind, die auf dem Parteitag 
von Imola im Namen der Autonomie für die Abſchaffung des Partei⸗ 
vorſtandes eingetreten waren; ſie waren eingedenk, daß ihre lange und 
ſyſtematiſche Gegnerſchaft gegen jede Diſziplin dahin geführt hat, die Ent⸗ 
ſcheidung über die Wahltaktik den einzelnen Sektionen zu überlaſſen und 
die Fraktion als ſelbſtändige und nur dem Parteitag verantwortliche 
Körperſchaft neben den Parteivorſtand zu ſtellen. Nur das Zentralkomitee 
der revolutionären Fraktion erhob Einſpruch gegen die Ungeheuerlichkeit 
des Beſchluſſes von Bologna. In einem an alle Parteiſektionen gerichteten 
Manifeſt ſprach es den ſozialiſtiſchen Abgeordneten das Recht ab, im Namen 
der Sozialiſten zu reden und ſich als Vertreter der Partei auszugeben. Den 
Abgeordneten wurde der Vorwurf gemacht, daß ſie durch Ernennung eines 
beſonderen Agitationskomitees gegen den Krieg eine Verantwortlichkeit 
übernähmen, die ihnen nicht zukommt, und ſich gleichzeitig jeder Verant⸗ 
wortlichkeit entzögen, indem ſie eine Zahl vereinzelter, nach eigenem Er⸗ 
meſſen handelnder Individuen an die Stelle des Fraktionsverbandes ſtellten. 
Das Manifeſt forderte dann die Sektionen auf, angeſichts der den ganzen 
Parteiorganismus zerſetzenden Autonomie zu einem Rechte zu greifen, das 
ihnen dieſe Autonomie zuweiſt: die Abgeordneten, die wider die Partei⸗ 
diſziplin handeln, ſollten aus der Parteiſektion, bei der ſie organiſiert find, 
ausgeſchloſſen werden. | 1 

Dieſer Aufruf fand wenig Gnade vor den Augen der Linksreformiſten. 
Der „Avanti“ fügte dem Abdruck einige zum mindeſten unbillige Bos⸗ 
heiten bei, und im ganzen ſuchte man ihn totzuſchweigen. Trotzdem war in 
ihm das geſagt, was die Parteimehrheit fühlte und wollte. In der Tat? 
ſprach ſich eine Konferenz von Sozialiſten aus allen Teilen Italiens, dieß 
am 18. Februar in Mailand zuſammentrat, energiſch gegen die Diſziplin⸗ 
loſigkeit der Abgeordneten aus. Das Mitglied des Parteivorſtandes, Ge- 
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noſſe D’Arragona, legte damals in überzeugender Weiſe die klägliche Lage 
dar, in der ſich heute der Vorſtand befindet. Ihm ſteht nicht das Recht zu, 
die Fraktion zur Ordnung zu rufen und ihr Vorſchriften zu machen. Trotz⸗ 
dem macht man ihm die Seitenſprünge der Fraktion zum Vorwurf. Die 
Genoſſen, die in Mailand zuſammenkamen, forderten faſt einſtimmig, daß 
eine Reform des Organiſationsſtatuts auf die Tagesordnung des nächſten 
Parteitags geſetzt werde. Die Zuſammenkunft hat deutlich gezeigt, daß 
man des bisherigen Schlendrians in der Partei müde und übermüde iſt. 

Am Vorabend des Zuſammentritts der Kammer war alſo die Fraktion 
mit ſich ſelbſt uneins und befand ſich durch die Aufhebung ihrer inneren 
Diſziplin in unverkennbarem Widerſpruch zur Mehrheit der Parteigenoſſen. 
Aus dieſer Situation den Ausweg zu finden, mußte vor allem den Links⸗ 
reformiſten am Herzen liegen. Sie ſind es ja, die ſeit vielen Monaten da⸗ 
nach ſtreben, innigere Fühlung mit den Maſſen zu gewinnen, und die über 
dieſem Streben ihre ganze frühere Taktik Stück für Stück aufgegeben haben. 
So führten denn die Linksreformiſten am Abend des 22. Februar die Spal⸗ 
tung der Parlamentsfraktion herbei, indem ſie eine eigene Parteifraktion 
auf der Grundlage der Diſziplin gründeten, ohne ſich daran zu kehren, daß 
ſie ſich durch Anerkennung dieſer Grundlage in Widerſpruch zu ihrem 
eigenen Votum ſetzten, durch das in Bologna die Unterordnung der Minder⸗ 
heit unter die Mehrheit aufgegeben worden war. 

Als ein vernünftiger Ausweg läßt ſich die Sezeſſion der Linksrefor⸗ 
miſten, die am 22. Februar, am Abend nach der Wiederaufnahme der 
Kammerarbeiten, erfolgte, durchaus nicht verſtehen: man kann ſie nur als 
eine gleichſam inſtinktive Bewegung deuten, zu der das Gefühl der Unhalt⸗ 
barkeit der Lage geführt hat. Vor dem Beginn der parlamentariſchen Be⸗ 
ratung über das Annexionsdekret diskutierte die Fraktion des längeren 
über ihr Verhalten während der Demonſtration, die im Parlament zur 
Ehrung der im Kriege gefallenen Soldaten ſtattfinden ſollte. Einige Ab⸗ 
geordnete vertraten den Standpunkt, daß man am beſten täte, der Sitzung 
fernzubleiben; andere, darunter Turati und Prampolini, ſchlugen vor, an 
der Sitzung teilzunehmen, ohne ſich von den Sitzen zu erheben; die Rechts⸗ 
reformiſten beſtanden darauf, ſich durch Aufſtehen an der Ehrung der Ge- 
fallenen zu beteiligen. Im Gegenſatz zu dem Autonomievotum von Bologna 
einigte man ſich dahin, daß der Beſchluß der Mehrheit für die Minderheit 
verbindlich ſein ſollte. Als ſich dann herausſtellte, daß die, die an der 
Ehrung teilnehmen wollten, die Mehrheit auf ihrer Seite hatten, begingen 
die Linksreformiſten ſelbſt einen Diſziplinbruch, indem fie nicht zur Er⸗ 
öffnungsſitzung erſchienen. Und am Abend desſelben Tages gründeten ſie 
eine eigene Fraktion, als deren Grundlage die Unterordnung unter die 
Parteitagsbeſchlüſſe und die der Minderheit unter die Mehrheit feſtgeſetzt wurde. 
Diass lieſt ſich etwa wie eine Geſchichte aus dem Narrenhaus. Man fragt 
ſich geradezu, ob die Chronik eines derartig widerſpruchsvollen und ſchwan⸗ 
kenden Verhaltens überhaupt Sinn und Zweck hat. Im Grunde zeigt ſie 
aber, wie verhängnisvoll es für eine Maſſenbewegung iſt, das Individuum, 
das doch allein durch dieſe Bewegung auf ein Piedeſtal gehoben wird und 
Bedeutung erlangt, ganz aus der Leitung des Maſſenwillens zu entlaſſen, 
um ſeinen wechſelnden Einfällen die Würde der Partei preiszugeben. Wer 
im Namen einer Partei ſpricht, muß durch „ Mittel gehalten 


riskiert die Partei nach außen hin, durch Uneinigkeit machtlos zu W 1 
und nach innen, ihre großen und wichtigen Konflikte als einen erbärmlichen 
Froſchmäuſekrieg ausgetragen zu ſehen. . 
Was zur Spaltung Anlaß gab, war nämlich gar nicht die 55 des 5 
Aufſtehens oder Sitzenbleibens bei der Ehrung der im Kriege gefallenen 
Soldaten. Das klare Gefühl der Unmöglichkeit längeren Zuſammenarbeitens 4 
war den Linksreformiſten ſchon vor der Diskuſſion über dieſe Formalität 
gekommen, als Biſſolati mit abſoluter Entſchiedenheit erklärt hatte, er ſei 
feſt entſchloſſen, ſich an der Ehrung für die Soldaten zu beteiligen, was 
immer die Fraktion in der Frage beſchließen möge. Auf dieſer Grundlage 10 
iſt in der Tat ein Zuſammenarbeiten nicht möglich. In der italieniſchen 
Partei hat man ſich lange genug in einem äſthetiſierenden Kultus, der 
„unbeugſamen Charakterſtärke“ und „diamantharten Willenskraft“ Biſſo⸗ a 
latis gefallen und hat allzu oft vergeſſen, daß eine Partei ja keine Samm⸗ 
lung willensſtarker Originale ſein will, ſondern eine freie Vereinigung von 0 
Menſchen, die gleiche Ziele mit gleichen Mitteln anſtreben. Die Diamant⸗ 
härte hörte auf, einen Gegenſtand der Bewunderung zu bilden, als ſie, an 
ſtatt von der Rednerbühne des Parteitags zu glänzen, ſich brutal der Ein⸗ 
heit im praktiſchen Handeln entgegenſtellte. Da wurde denen, die bisher 
die Diſziplin verneint hatten, die Notwendigkeit dieſer Diſziplin klar, und 
ſie verſuchten ſie zur Geltung zu bringen — durch einen entſcheidenden Akt 
der Diſziplinloſigkeit: durch den Austritt aus der Fraktion. 0 
Einen taktiſch glücklichen Griff haben die Linksreformiſten durch dieſen 
ihren Austritt nicht getan. Der Parteivorſtand, der angerufen wurde, ers 
klärte ſich für inkompetent und beſchloß die Einberufung des Parteitags, der 
in der kürzeſten ſtatutengemäßen Friſt, im Juni dieſes Jahres, zuſammen⸗ 
treten wird. Weiter forderte der Vorſtand die Fraktion auf, ſich an die Di⸗ . 
ſziplin zu halten, und die Fraktion ſelbſt beſchloß die Gründung eines ein⸗ 
heitlichen Fraktionsverbandes auf der Grundlage der Diſziplin. Biſſolati, 
deſſen Verbleiben im Fraktionsverband eine Einigung unmöglich er | 
hätte, hatte vor der Neugründung erklärt, in Erwartung des Parteitags 
zurückzutreten; in der Folge haben ſich ihm Bonomi und Cabrini ange. 
ſchloſſen. Das Ausſcheiden dieſer drei aus der offiziellen Fraktion iſt ſomit 
das einzige greifbare Reſultat einer Epiſode, die die italieniſche Por | 
ſchwer erſchüttert hat. 0 
Aber es iſt nicht das einzige Reſultat. Dieſe Epiſode hat nämlich die Un 
haltbarkeit der heutigen Organiſationsverhältniſſe dargetan. Man kann noc 
froh ſein, daß dieſe Probe durch einen an ſich ziemlich belangloſen Anlaß 
herbeigeführt wurde. Man vergegenwärtige ſich, welch ernſte Folgen es für 5 
die ganze Partei hätte haben können, wenn ſich die Unfähigkeit der Partei, 
ihre parlamentariſche Vertretung im Sinne der Mehrheit der organiſierten 0 
Parteigenoſſen zu lenken, bei einem wichtigen Anlaß, bei einer entſchei⸗ 
denden Frage herausgeſtellt hätte! Es iſt doch im Grunde eine ungeheuer⸗ 
liche und geradezu erſchreckende Tatſache, daß die offizielle politiſche Ver⸗ 
tretung des organiſierten Proletariats, daß die Körperſchaft, die im Parla⸗ 
ment nur deshalb zählt und Gewicht hat, weil fie im Namen der ſozia⸗ 
liſtiſchen Partei ſpricht, heute durch kein normales Mittel dazu genötigt 
werden kann, ſich dem Willen dieſer Partei zu beugen. Der Froſchmäuſekrieg 


— 
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der Abgeordneten hat gerade durch ſeine Kleinlichkeit die große Gefahr auf⸗ 
gedeckt, der die italieniſche Partei Tür und Tor geöffnet hält, ſeit der Re⸗ 
formismus in unermüdlicher Kleinarbeit das Gerüſt der Parteidiſziplin 
ſyſtematiſch abgetragen hat. | 

Der kommende Parteitag von Reggio Emilia follte es ſich zur Haupt⸗ 
aufgabe ſtellen, eine ſtraffe und zentraliſierte Parteiorganiſation zu ſchaffen. 
Dieſe ſchließt auch die praktiſche Löſung des Konfliktes zwiſchen Rechts- und 
Linksreformiſten ein. Keine der drei Gruppen, in die heute die italieniſche 
Partei zerfällt: der Rechtsreformiſten, der Linksreformiſten und der Revo⸗ 
lutionäre, kann allein auf die abſolute Mehrheit auf dem Parteitag rechnen. 
Die einzige Grundlage, auf der eine Koalition zwiſchen Linksreformiſten 
und Revolutionären zuſtande kommen kann, wäre die der Schaffung einer 
ſtraffen Organiſation. Jedenfalls wäre dieſe Grundlage der eines Kom⸗ 
promiſſes vorzuziehen, das lediglich das taktiſche Verhalten dem Kabinett 
gegenüber im Auge hätte. Heute könnten ſich Linksreformiſten und Revolu⸗ 
tionäre in dieſem Punkte einigen; aber jede Anderung des Kabinetts kann 
dieſe Einigung aufheben. Die Linksreformiſten haben ja nicht mit ihren 
Vorausſetzungen gebrochen, ſie laſſen weiter den Miniſterialismus gelten 
und ſchließen auch die Möglichkeit des Eintritts eines Sozialiſten in ein 
Kabinett nicht aus. Wie können ſie da in irgend einer prinzipiellen oder 
taktiſchen Frage die Biſſolatianer verleugnen, da ſie doch damit ſich ſelbſt, 
ihre jüngſte Vergangenheit und vielleicht ihre dicht bevorſtehende Zukunft 
verleugnen würden? 

Wenn ſie ſich von ihrer Auffaſſung losſagen können, die in der Partei⸗ 
organiſation einen Organismus anſtrebt, der die höchſte Anpaſſungsfähig⸗ 
keit an den Wechſel der politiſchen Situationen und Stimmungen aufweiſen 
ſoll, dann bieten ſie den Revolutionären die einzige Baſis, auf der ein Zu⸗ 

ſammengehen möglich iſt, und fie eliminieren gleichzeitig automatiſch jene 
Außerungen des Rechtsreformismus, die die Turatianer heute als Ent- 
artung empfinden. f 

Offen und ſchlicht geſagt, ſind doch die beſtändigen Konvulſionen des 
inneren Parteilebens in Italien eine Folge der geringen Fähigkeit der 
Mehrheit, ihren Willen und ihre Auffaſſung durchzuſetzen. So hat ſich nie 
ein Parteitag gefunden, der den Eintritt eines Sozialiſten in die Regierung 
gebilligt hätte, und trotzdem war der Fall Biſſolati in Italien möglich, und 
er hat es vermocht, die ganze Partei in ungeheure Aufregung zu verſetzen 

und die Einberufung eines außerordentlichen Parteitags zu erzwingen. 
Heute ſind die Rechtsreformiſten, wie die Abſtimmung von Modena gezeigt 
hat, eine geringe Minderheit in der Partei. Trotzdem verfügen ſie ungefähr 
über die Hälfte aller ſozialiſtiſchen Mandate in der Kammer, haben eine 
ſtarke Vertretung im Parteivorſtand, ſpielen eine Rolle, als ob die ganze 
Partei hinter ihnen ſtände, und gelten vielfach als die authentiſchen Wort⸗ 
führer des Proletariats. Daß die Parteimehrheit die Diſziplin will, hat die 
Mailänder Zuſammenkunft gezeigt: das hat die Abgeordneten nicht ge- 
hindert, durch ihr Votum vom 8. Februar jeder Diſziplin Hohn zu ſprechen. 

Dieſe Tyrannei der Minderheit iſt eine Folge der Autonomie. Heute 
bezeichnet in Italien jeder. Wahlkreis ſelbſtändig ſeinen Kandidaten, und 
es bleibt vollkommen ihm überlaſſen, Wahlbündniſſe mit Republikanern 
und Radikalen abzuſchließen oder nicht. Natürlich fällt die Wahl auf den 


Kandidaten, der die größten Ausſichten auf Erfolg bietet, und das ift 
ein Advokat, und zwar einer, der auch bei der bürgerlichen Demokratie 
angeſchrieben iſt und auf ihre Stimmen rechnen kann, alſo ſicher ke 
Revolutionär. | 1 n 

Auf Grund vorwiegend lokaler und opportuniſtiſcher Erwägungen wi 
alſo der Abgeordnete bezeichnet, und der geht dann ins Parlament und er⸗ 
tritt, ohne irgend einer Kontrolle zu unterſtehen, das ſozialiſtiſche Prole⸗ 
tariat. Über ihm ſteht nur der Parteitag. Der begnügt ſich meiſt, für 
gangenes eine Indemnitätsbill zu gewähren und der Fraktion ein „Sün 
hinfort nicht mehr“ auf den Weg mitzugeben. Wie ſchüchtern der Parteitag 
der Fraktion gegenüber vorgeht, haben wir ja in Modena geſehen, wo das 
entſcheidende Votum über die Taktik der Fraktion in die folgende Formel 
gekleidet war: „Der Parteitag gibt der Meinung Ausdruck.“ 1 

Bricht man mit dieſem Schlendrian, unterſtellt man die Fraktion der 
Kontrolle des Parteivorſtandes, alſo einer Körperſchaft, die direkt aus dem 
Parteitag hervorgeht und von ihm ihr Daſein herleitet, dann wird ein 
Teil der Rechtsreformiſten automatiſch ausgeſchaltet. Die diamantne Un⸗ 
beugſamkeit einiger Hyperindividualiſten wird ſich nie und nimmer dieſe 
Kontrolle gefallen laſſen, und Leute, die einer Diskuſſion ihren unweiger⸗ 
lichen Entſchluß voranſchicken, nur nach ihrem eigenen Kopfe zu handeln, 
werden einer auf Diſziplin beruhenden Organiſation notwendig den Rücken 
kehren. Die anderen werden von Fall zu Fall mit ſich und ihrem Gewiſſen 
abmachen müſſen, wo das Weſentliche ihrer überzeugung liegt: im Rahmen 
der Parteiauffaſſung trotz einer vielleicht gelegentlich läſtigen Unterordnung 
oder außerhalb dieſes Rahmens bei ungehemmter Geltendmachung ihrer 
perſönlichen Anſicht. Was die „Entartung“ des Reformismus zum bürger⸗ 
lichen Radikalismus betrifft, deren Möglichkeit immerfort beſteht, ſo würde 
auch fie durch ſtraffe Diſziplin praktiſch bedeutungslos werden, eben weil 
die Diſziplin das einzige Mittel iſt, um den Mehrheitswillen durchzuſetzen. 
Heute befindet ſich die italieniſche Partei in der tragikomiſchen Lage, ihren 
offiziellen Ausdruck im Rechtsreformismus zu finden, der keineswegs der 
Mehrheit der Partei entſpricht. Solange die Mehrheit auf ihrer heutigen 
Ablehnung des Rechtsreformismus verharrt, muß ſie bei einer normalen 
Parteiorganiſation imſtande ſein, ſeine praktiſchen Außerungen inner⸗ 
halb der Partei unmöglich zu machen. | ' a 

Wenn wir uns in Reggio Emilia wieder über die fernen Möglichkeiten 
des „Hineinwachſens in den Zukunftsſtaat“ unterhalten wollen, dann wird 
die Kluft zwiſchen Biſſolati und Turati mit einem Schlage verſchwinde 1 | 
Denn dieſe Kluft ift einmal durch verſchiedene Einſchätzung einer vorüber⸗ 
gehenden Situation gegeben, mit der ſchon die nächſte Zukunft aufräumen 
kann, dann durch Gefühls⸗ und Temperamentsnuancen, die auch nur durch 
konkrete Verhältniſſe ausgelöſt werden. Sollte ſich die Diskuſſion noch 
einmal um Revolutionarismus und Reformismus drehen, dann iſt ihr 
einzig logiſcher Abſchluß ein Votum, das die beiden feindlichen reformiſti⸗ 
ſchen Brüder wieder gegen die Revolutionäre vereint. In dieſem Falle 
hätten wir gerade die Situation erhalten, deren Unerträglichkeit den Links⸗ 
reformiſten ſo klar zum Bewußtſein gekommen iſt. u; 

Legt man dagegen der Parteitagsdebatte die politiſche Situation des 
Augenblicks zugrunde, die übrigens im nächſten Juni weſentlich von 
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heutigen verſchieden ſein kann, dann iſt allerdings ein taktiſches Einver⸗ 
nehmen zwiſchen Linksreformiſten und Revolutionären möglich, aber es 
wird immer nur Dauer haben, ſolange nicht ein neues Kabinett durch neue 
Verſprechungen den opportuniſtiſchen Antiminiſterialismus der Turatianer 
beſiegt. Die bisherige Geſchichte der italieniſchen Partei läßt es nicht gerade 
wahrſcheinlich erſcheinen, daß die Linksreformiſten ſich der Feſtlegung ihrer 
Taktik auf zwei Jahre beugen würden, wenn äußere Veränderungen ihnen 
eine andere Taktik nahelegen. 
Sollte ſich dagegen in Reggio Emilia eine Koalition zwiſchen Links⸗ 
reformiſten und Revolutionären bilden, welche die ſtraffe Parteidiſziplin 
und die Unterordnung der Fraktion unter den Vorſtand zur Grundlage 
nimmt, ſo würden dadurch die Linksreformiſten den Revolutionären eine 
ernſt zu nehmende Garantie gewähren, ohne die man ſie überhaupt kaum 
noch als bündnisfähig anſehen kann. Durch Anerkennung der Notwendigkeit 
einer feſtgefügten Organiſation würden die Turatianer mit einem entſchei⸗ 
denden Teil ihres Reformismus brechen, mit jener Auffaſſung, die in ihrer 
Vergötterung des Tatſächlichen jede prinzipielle Orientierung ablehnt und 
die Maſſen dem Inſtinkt ihres wirtſchaftlichen Kampfes, die Führer ihrer 
ohnehin großen Anpaſſungstendenz an das bürgerlich⸗parlamentariſche 
Milieu überlaſſen will. Sobald das Organiſationsſtatut die Durchſetzung 
des Mehrheitswillens gewährleiſtet, ſchrumpft der Rechtsreformismus zu 
einer ungefährlichen Formel zuſammen. Die Linksreformiſten haben die 
verhängnisvollen Folgen der Autonomie diesmal mit Händen greifen 
können. Sie mögen nun zeigen, daß ſie mit ihr gebrochen haben: dadurch 
führen ſie den praktiſchen Bruch mit dem Rechtsreformismus durch. 
| Mag fein, daß auch Biſſolati und die Seinen für das Proletariat oder 
für gewiſſe proletariſche Gruppen Vorteile erzielen können. Die Partei kann 
unmöglich dieſe Frage beſtändig in den Mittelpunkt ihrer Diskuſſion ſtellen. 
Es genügt, daß die Mehrheit der organiſierten Sozialiſten deutlich ſage, ob 
ſie zu dieſen Experimenten Vertrauen hat und gewillt iſt, für ſie verant⸗ 
wortlich zu zeichnen. Iſt ſie das nicht, ſo muß ſich der Teil des Reformis⸗ 
mus, dem die Maſſen ihr Vertrauen entzogen haben, eben außerhalb des 
Parteiverbandes betätigen. Heute beſitzt dieſer Verband als organiſa⸗ 
toriſches Gewebe faſt unbegrenzte Dehnbarkeit. Man ſchaffe eine ſtraffe Or⸗ 
ganiſation, und die „Führer“ werden ſich dem Mehrheitswillen beugen 
müſſen. Und die heutige Diktatur der Fronde wird aufhören. 
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„Benj. R. Tucker, Die Stellung des Anarchismus zur Truſtfrage. Ein Vortrag. 
Aus dem Engliſchen von Theo Jucker. Propaganda des individualiſtiſchen 
Anarchismus in deutſcher Sprache. Achtes Heft. Treptow bei Berlin 1911, 
Bernhard Zacks Verlag. 10 Seiten. Preis 10 Pfennig. 


Von allen Spielarten des Anarchismus iſt die „individualiſtiſche“, die im 
Gegenſatz zur kommuniſtiſchen ſteht, wohl die allerhilfloſeſte und naipſte. Sie tritt 
heute nur mehr als Karikatur der Lehren Proudhons auf; ſeine ökonomiſche 
Konfuſion und moraliſierende Betrachtungsweiſe erſcheinen hier noch verzerrt und 
übertrieben. | | 
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Macht des Kapitalismus, die öffentliche Meinung zu regieren und zu vergiften, 
daß, wo man jetzt von Phillips lieſt, nur ſeine Tätigkeit bis 1863 erwähnt wird. 
Obgleich er noch zwanzig Jahre für die Sache der Arbeit unermüdlich tätig war, 
wurde er ſeitdem totgeſchwiegen. Er hatte die bürgerliche Ordnung angegriffen, 


5 


Die Neue 3 


902 


Beſonders deutlich mußte das in Erſcheinung treten, wenn eine ſo komplizie 
Frage wie die der modernen Truſts unterſucht werden ſollte. Tucker geht von dem 
Satze aus, daß das Recht auf Vereinigung ebenſo unanfechtbar iſt wie das Rech 
auf Wettbewerb. Daher iſt der Truſt „an und für ſich eine unanfechtbare In 
ſtitution“. Als ob es auf das moraliſche Recht der Großkapitaliſten, Truſts zu 
bilden, ankäme! | 1 1 15 

Allerdings ſind die enormen Reichtumsanhäufungen in einer Hand nach 
Tucker „anormal und gefährlich“; aber an dieſen Anhäufungen ſind nicht die 
Truſts ſchuld, ſondern unſere verfehlte — Währung. Allen ſozialen Übeln wäre 
abgeholfen, wenn jedermann das Recht erhielte, Schuldſcheine als Währung aus⸗ 
zugeben. Doch dieſe Aufwärmung und Karikierung Proudhonſchen Unſinns mag 
lieber mit Tuckers eigenen Worten wiedergegeben werden. 5 

„Das Monopol“, ſagt er, „kann nur abgeſchafft werden durch die Umwandel⸗ 
barkeit alles einen Marktwert habenden Beſitztums in Währung — das heißt da⸗ 
durch, daß alles Beſitztum in Währung umgewandelt werden darf, und alle 
Währung da zirkulieren kann, wo ſie anerkannt wird. Und das iſt nicht nur eine 
Löſung der Truſtfrage, ſondern überhaupt der erſte Schritt, der in der ökono⸗ 
miſchen und ſozialen Reform getan werden ſollte, und der größte einzelne Schritt, 
der getan werden kann.“ 2 

Wahrlich, vor dieſen Umſtürzlern braucht die bürgerliche Geſellſchaft nicht 
zu zittern. G. Eck ſt ei n. 
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In „The International Socialist Review“ vom Dezember bringt Charles 
Edward Ruſſell unter dem Titel „Ein großer Kämpfer für das Gemein⸗ 
wohl“ eine Erinnerung an Wendell Phillips, der ihm als der bewunderns⸗ 
werteſte Mann erſcheint, den die Engliſch redenden Völker hervorgebracht haben. 
Er kämpfte immer für die Sache der Schwachen, ohne je an ſich ſelbſt zu denken; 
er opferte Freundſchaft, Zukunft, Ehrenämter, um nur ſeiner Überzeugung zu 
dienen — gewiß etwas Seltſames in einem Lande, wo alles den Erfolg anbetet. 


Er ſchloß ſich der Sache der Antiſklavereibewegung an, als dieſe hoffnungslos er⸗ 
ſchien; er durchſchaute die wirtſchaftliche Grundlage der Sklaverei und goß daher 


es auf den Kampf nicht ankommen laſſen wollten, ſchalten ihn irrſinnig. Als aber 
der Kampf in dem Bürgerkrieg ausgekämpft und die Sklaverei abgeſchafft wurde, 
war er einer der Helden des Tages geworden; ein Gouverneurpoſten wurde ihm 
angeboten und ein Platz im Senat. Aber ſonderbar, er wies ſie zurück; denn er 
hatte ſchon erkannt, daß die Frage der Sklaverei nur einen Teil der größeren 
Frage der Arbeit und ihrer Verſklavung bildete. Er ſchloß ſich der Achtſtunden⸗ 
bewegung an und hielt 1865 eine Rede über das Problem der Arbeit — und jetzt 
war jedermann überzeugt, daß er geiſteskrank ſei. So gewaltig und groß iſt die 


den Profit kritiſiert, und dafür gibt es keine Verzeihung. In keiner Schule wird 
ſein Name erwähnt, kaum einen Amerikaner gibt es unter tauſend, der je von 8 
ihm gehört hat, trotzdem er ſicher unter die gewaltigſten Redner gehört, die die 
Welt je ſah, und einen großen Einfluß ausübte. Das beweiſt, daß die Geſchichte 
nur im Intereſſe des Kapitalismus geſchrieben wird. Um fo mehr hat die Ar⸗ 
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beiterbewegung Anlaß, ihn nicht zu vergeſſen und die Jugend auf das leuchtende 
Vorbild von Prinzipientreue und Kampfesmut hinzuweiſen. 

Im Januarheft finden ſich einige Artikel von Eugen Debs und Frank 
Bohn über den Mae Namara⸗Fall, die hier nicht wiedergegeben zu werden 
brauchen, da in dem Aufſatz von G. Eckſtein („Neue Zeit“ Nr. 19) ſchon darauf 
Bezug genommen iſt. Die weiteren Diskuſſionen, zu denen dieſer Fall Anlaß gab, 


knüpfen vor allem an Haywoods Broſchüre an. Wir bringen hier einen Auszug 


aus einigen dieſer Artikel im Februarheft. 

„Geſunde ſozialiſtiſche Taktik“ iſt der Aufſatz von Eugen V. Debs über: 
ſchrieben. Die Sozialiſten ſind über die Prinzipien in der Regel einig; ihre Diffe⸗ 
renzen bewegen ſich um die Taktik, und in der Tat iſt auch eine richtige Taktik das 
Allerweſentlichſte für unſere Bewegung, weſentlicher noch als ein richtiges Prinzip. 
In taktiſchen Fragen können wir uns nicht durch ausländiſche Beiſpiele leiten 
laſſen, ſondern wir müſſen unſere eigene Taktik entwickeln; dazu dient die Dis⸗ 
kuſſion, die ohne perſönliche Bitterkeit geführt werden ſoll. Haywood iſt ſehr ſcharf 
angegriffen worden wegen der Sätze in ſeiner Broſchüre, daß der ſozialiſtiſche Ar⸗ 
beiter keinen Reſpekt für die Eigentumsrechte der Bourgeoiſie hat, daß er jede 
Waffe benutzt, womit er den Kampf gewinnen kann, und nicht zaudert, die Eigen⸗ 
tumsgeſetze zu brechen, die von den Kapitaliſten im eigenen Intereſſe gemacht 
worden ſind. Aber ich glaube, daß dieſe Sätze vollkommen richtig ſind. Jeder 
Sozialiſt, der weiß, wie die kapitaliſtiſchen Geſetze zuſtande kommen, wie dieſe 
Eigentumsrechte durch Betrug und Gewalt entſtanden find, muß fie verachten und 
haſſen. Aber deshalb bricht er nicht individuell die Geſetze; er gehorcht, unter 
Proteſt, weil er zu ſchwach iſt, dagegen etwas zu tun. Hat er die Macht, ſie zu be⸗ 
ſeitigen, ſo tut er das ſofort. Deshalb bin ich auch gegen direkte Aktion und Sabo⸗ 
tage; die Propaganda der Tat iſt anarchiſtiſch, nicht ſozialiſtiſch; dieſe Methoden 
ſind nicht revolutionär, ſondern reaktionär, und demoraliſieren diejenigen, die ſie 
benutzen. Sie ſind zu verwerfen, nicht weil ſie auf Gewalt, auf Machtanwendung 
(force) beruhen, ſondern umgekehrt, weil ſie darauf nicht beruhen. Der Schlag, 
den der Mann der Gewalttätigkeit dem Gegner verſetzt, fällt auf ihn ſelbſt zurück. 
In früherer Zeit und unter Ausnahmeverhältniſſen konnte die heroiſche Tat eines 
einzelnen etwas nutzen, aber der Sozialismus kann darauf ſeine Taktik nicht gründen. 

Die ganze Arbeit der ſozialiſtiſchen Bewegung muß in vollſter Offentlichkeit 
ſtattfinden; nur durch ihren eigenen gemeinſamen Willen können die Arbeiter ſich 
befreien. Die amerikaniſchen Arbeiter haben Ehrfurcht vor dem Geſetz, und kein 
Spott wird daran etwas ändern; ſolange ſie das Stimmrecht und das Recht der 


Organiſation haben, werden ſie keine Anhänger der direkten Aktion werden. 


* 


Das Wachstum der I. W. W. iſt durch ihre Taktik aufgehalten worden; denn 
ihr Prinzip des induſtriellen Unionismus iſt vollkommen richtig. Solange die 
I. W. W. an dieſer Taktik feſthält und verächtlich über die politiſche Aktion ſpricht, 
wird der amerikaniſche Arbeiter ſie als eine anarchiſtiſche Organiſation anſehen. 
Nur durch gründliche Aufklärung und politiſche und induſtrielle Organiſation kann 
die Befreiung der Arbeiter erreicht werden. Daher ſoll die Partei auf ihrem 


nächſten Kongreß klar gegen die Sabotage Stellung nehmen. 


Es wird auch viel über das Vordrängen der ſogenannten Intellektuellen in 
der Partei geredet; bei vielen Arbeitern iſt als Reaktion dagegen eine Mißſtim⸗ 
mung gegen die Intellektuellen überhaupt vorhanden. Wir können aber Leute, die 
was wiſſen und ſtudiert haben, gut gebrauchen; nur nicht als Führer und im Vor⸗ 
ſtand, dafür haben die Arbeiter ſelbſt Kräfte genug, ſondern als Redner, Dis⸗ 
kuſſionsleiter, Autoren, Zeichner, Forſcher uſw.; da ſind ſie ſehr nötig. Wechſel 


im Amte iſt auch notwendig, damit die Vorſtände keine Bureaukraten werden und 


ſich nicht als unentbehrlich betrachten. 


Viel Unwillen iſt in der Partei entſtanden, weil der Vorſtand eine Unter⸗ 
ſuchung der Verhältniſſe des Verlagshauſes Kerr & Co. (Herausgeber der 
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jedes gegen feine Befugniſſe gerichtete Geſetz für verfaſſungswidrig erklärt. Im 


„Review“ und der meiſten ſozialiſtiſchen Literatur) anordnete. Gewiß hat 
Revue vieles veröffentlicht, womit mancher nicht einverſtanden war; um ſo be 
denn der freie Meinungsaustauſch iſt auch bei uns die Hauptſache. Das Verl 
haus beſteht aus 1500 Teilhabern, meiſt aktiven Mitgliedern der Partei, 
braucht die Fürſorge des Vorſtandes nicht. Wenn aber das Ziel dahin gehen ſollte, 
die freie Meinungsäußerung, vor allem die Stellungnahme für den induſtriellen 
Unionismus und gegen den alten Tradeunionismus zu beſtrafen, ſo wird ei 
ſolche Einmiſchung nicht geduldet werden können. Die Partei darf ſich nicht geg 
den induſtriellen Unionismus erklären, ſondern muß ſich umgekehrt an deſſen 
Seite, als einzige revolutionäre Methode gegen die reaktionäre Gewerkſchafts⸗ 
methode erklären. | ER a 
Unter der Überſchrift „Gewalt im Klaſſenkampf“ jchreibt Marcus Hitch: 
Wir kennen zwei Methoden des Klaſſenkampfes: politiſche Aktion und Gewa 
Beide werden von den europäiſchen Sozialiſten anerkannt, aber mit Unterſchied. 
Die politiſche Aktion gilt für konſtitutionelle Länder; wo aber der Deſpotismus 
herrſcht und die politiſche Aktion ausgeſchloſſen iſt, bleibt Gewalt das einzige Mitt 
Nun haben wir unſere ſozialiſtiſchen Theorien von Europa bekommen; und da 
Amerika ein freies Wahlrecht herrſcht, lag der Schluß nahe: Gewalt iſt hier u 
angebracht. Aber in dieſer Beweisführung ſteckt ein Fehler; alle Staaten mit 
Stimmrecht ſind nicht gleich. Präſident Taft ſelbſt hat uns darüber aufgeklärt. 
In einer Botſchaft, die ſofort allen Juriſten des Landes als Broſchüre zugeſtellt 
wurde, hebt er das Recht des Obergerichtshofs hervor, die Beſchlüſſe der Kongreſſe 
zu vernichten. Dieſes Recht der Gerichte, ſagt er, iſt etwas Einzigartiges in der 
Welt, hat überall Bewunderung und Aufmerkſamkeit erregt und gibt unſeren 
Richtern eine viel höhere und verantwortungsvollere Stellung als in irgend einem 
anderen Lande. Das iſt richtig; wir leben nicht unter einer konſtitutionellen 
Demokratie, ſondern unter einem richterlichen Deſpotismus, wie nirgends in 
Europa. Eine Mehrheit von 5 (unter 9) Richtern, fürs Leben ernannt und unver 
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antwortlich, unfaßbar, die ihre uſurpierte Macht hinter einer unabänderlichen Ver- 
faſſung verſteckt, regiert abſolut wie in Rußland der Zar. Die gewöhnliche poli⸗ 
tiſche Aktion der Demokratie iſt dagegen ſo machtlos wie die alten Gewerkſchaften; 
daher iſt Gewalt nur allzu berechtigt. Nur Widerſtand gegen dieſe uſurpier 
Macht kann ſie eindämmen; geſetzlicher Widerſtand iſt unmöglich, da das Gericht 


Jahre 1860 ſagten die Republikaner: alles, was für die Menſchenrechte iſt, iſt ver⸗ 
faſſungsgemäß; ſpäter zeigte ſich als der wahre Sinn des Satzes: alles, was für den 
Kapitalismus iſt, iſt verfaſſungsgemäß; deshalb ſoll das Proletariat dem Satze 
huldigen: alles, was für die Arbeiterklaſſe iſt, iſt verfaſſungsggemſzz. 

Nach dem Geſetz iſt Gewalt nie berechtigt; taktiſch iſt ſie bisweilen berechtigt; 
moraliſch iſt ſie für eine unterdrückte Klaſſe immer berechtigt. Wir können dar⸗ 
über ſtreiten, ob Gewalt taktiſch ſchädlich oder nützlich iſt, aber diejenigen, die fiel 
als eine empfehlenswerte Methode anſehen, dürfen nicht moraliſch verdonnert 
werden. Dieſe kapitaliſtiſchen Moralpredigten gegen die Gewalt ſollen uns nicht 
rühren. f e RR 

Der Herausgeber bedauert in einer redaktionellen Notiz, daß Debs in feinem | 
Aufſatz die direkte Aktion ablehnte, indem er ihr die Bedeutung der indi⸗ 
viduellen Gewalttätigkeit unterlegte, wie es auch unſere Gegner machen. In der 
„Review“ wurde die direkte Aktion immer verteidigt in dem Sinne von direkten 
Aktionen der Arbeitermaſſen, worin, im Gegenſatz zu der politiſchen Aktion, wobei 
man mittels Vertretern handelt, die Maſſen ſelbſt organiſiert auftreten. Die 
„Review“ tritt für politiſche Aktion und direkte (induſtrielle) Aktion als zwei 
Aktionsformen ein, die einander ergänzen. 10 ff. 


Für die Redattion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 


feuilleton der Neuen Zeit 


Snfaltswerzeichnis: Mythologie und Anthropologie in der Kulturgeſchichte. Von 
B. Sommer. Hafis. Von Diefenbach. — Bücherſchau: Alfons Petzold, e 
eines Auges. 


mumoiogie und Anthropologie in der Kulturgeſchichte. 


Von 8. Sommer. 


Im vorigen Jahre tobte der Kampf zwiſchen den theologiſchen Mytho⸗ 
logiſten und den „Hiſtorikern“ in der Theologie — den Vertretern einer 
pantheiſtiſchen Philoſophie und den „liberalen“ Theologen — um die 
Frage, ob Jeſus wirklich gelebt habe oder nur ein Idealbild der lebhaften 
religiöſen Erwartung, des dichtenden Enthuſiasmus der nur die Gedanken 
des Heidentums weiterbildenden Erlöſungsbedürftigen ſei. Auch dieſe 
Zeitſchrift hat davon Notiz genommen. Augenblicklich ruht dieſer Streit 
wieder, jede Partei hält ſich für den Sieger, obwohl dem Nachdenkenden 
gewiß klar geworden ſein muß, daß die Mythologiſten die „Stützen eines 
wahrhaften Lebens Jeſu“ völlig in Trümmer geſchlagen haben. Als wirklich 
gelöſt kann die Frage noch nicht betrachtet werden, es liegt aber auch nichts 
an einer Perſon Jeſus, da der Wert, den ihr die liberalen Theologen bei— 
legen, ihr gar nicht innewohnt. 

Der Streit um die Entſtehung des Ehriſtentums hat aber eine andere 
wichtige Frage nicht gelöſt, nicht einmal berührt, weil hier die feindlichen 
Parteien noch durchaus auf gemeinſamem mythologiſchen Boden ſtehen, 
nämlich die Frage über das Weſen und die Entſtehung der Re⸗ 
ligion überhaupt. Hier erklären Mythologiſten wie Hiſtoriker die 
Religion gleicherweiſe als Wahrheit, weil ſich dem Menſchen infolge ſeines 
Zuſammenhanges mit dem All, des Zuſammenhanges ſeines Geiſtes mit 
dem Weltgeiſt, dieſe Wahrheit notwendig vor aller Erfahrung 
(auch die höchſten materiellen „Offenbarungen“ der Orthodoxen erſcheinen 
als ſolche Erfahrungen) ergäbe, denn dieſer Weltgeiſt oder Gott iſt des 
Menſchen eigenſtes Weſen, deſſen dieſer ſich durch das „religiöſe Gefühl“ 
bewußt wird oder ſich einfach wiedererinnert. Dies der Kern aller Re- 
ligionsphiloſophie von Plato bis Hartmann, mag ſie ihn auch in tauſend 
verſchiedene Wendungen kleiden. Hier ſind alle Gottſucher Mythologiſten, 
da ſie die Figuren der heidniſchen Mythologie wenigſtens als Ahnung vom 
wahren Weſen Gottes gelten laſſen. 

Und zu ihnen gehören alle idealiſtiſchen, das heißt ſpiritualiſtiſchen, das 
heißt theologiſchen Hiſtoriker überhaupt. Das Prinzip, von dem ſie aus⸗ 
gehen, hat der vielſchreibende Kulturhiſtoriker O. Henne (am Rhyn) aus⸗ 
geſprochen in den folgenden Worten: „Die Kulturgeſchichte iſt die Dar⸗ 
ſtellung der durch die Naturgeſetze nicht erklärbaren großen und wichtigen 
Ereigniſſe und Zuſtände im Daſein des Menſchen, ſie iſt die Erzählung 
deſſen, was der Menſch vollbracht, ohne dazu durch die Natur angetrieben 
zu ſein, fie iſt die ‚Geſchichte' im höchſten, reinſten Sinne und Geiſte“ (Kul- 
turgeſchichtliche Skizzen, 1889, S. 6). Da Kult⸗ und Religionsgeſchichte auch 
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Teile der Kulturgeſchichte ſind, ſo fallen ſie ebenfalls unter dieſe Erklärung, 
und auch der genannte Autor gelangt zu dem ſchon erwähnten Weltgeiſt, 
wenn er erklärt, daß der Geiſt, der jetzt im Menſchen wirkt, einſt in der noch 
planetenloſen Sonne, im Urnebel, in der Ewigkeit ſich befand. So ſind wir 
Sonnen-, Nebel-, Ewigkeitskinder. Wir unſererſeits, die Ewigkeitskinderei 
ablehnend, würden für einfache Nebelkinder plädieren. 

Wir wollen den eben dargelegten Kern der ſpiritualiſtiſchen Weltan⸗ 
ſchauung, wonach der „Geiſt“ ſeit Urzeiten im Menſchen ſteckt und ſich in 
ihm, unabhängig von Naturgeſetzen, manifeſtiert, als „Uroffenbarung“ 
bezeichnen. ä 

Da wir nun ſchon an unſer Thema herangekommen ſind, wollen wir die 
Philoſophen mit ihrem „religiöſen Gefühl“ und dem Glauben (denn ein 
ſolcher iſt es, beweiſen läßt er ſich zugegebenermaßen nicht) an die Offen⸗ 
barung links liegen laſſen und bei den theologiſchen Hiſtorikern bleiben, zu 
denen nicht nur ſtudierte Theologen, ſondern ihrer theologiſchen Welt⸗ 
anſchauung wegen auch die meiſten Hiſtoriker überhaupt zählen. Denn dieſe 
Theologen insgeſamt wollen uns die Richtigkeit ihrer religiöſen Behaup⸗ 
tungen hiſtoriſch beweiſen — ihre Beweiſe ſind einer wohlprotektionierten, 
ſtaatlich approbierten Wiſſenſchaft entnommen, und da kann es ja gewiß 
nicht fehlen. Jedoch wir wollen nichts ungeprüft hinnehmen und den Welt⸗ 
geiſt vorläufig einmal nicht moleſtieren. Wenn er ſich zeigt, werden wir e3 
gewiß merken. | 

Religion, die wir hier nur als „Gottesglaube“ verſtanden orten 
wollen („Gottesverehrung“ würde die Philoſophie zum Teil ausſchließen), 
kann offenbar nur auf zwei Wegen entſtanden ſein: durch menſchliches Nach⸗ 
denken oder eine „Offenbarung“. Die orthodoxe, dogmatiſche proteſtantiſche 
Theologie behauptet: Gott hat ſich ſelbſt in eigener, von ſich ſelber freilich 
verſchiedener Geſtalt (das iſt eben das Myſterium) den Menſchen offen⸗ 
bart. Sie erkennt auch frühere Gottesoffenbarungen an, ſo gegenüber dem 
Adam, dem Noah, Moſes, Jakob und Elias in eigener Perſon, dem Abraham 
und vielen anderen durch Engel, in den Propheten durch Eingebung, jeder⸗ 
zeit durch „Wunder“. Auf die Einzelfragen, warum die Gottheit die Sache 
nicht gleich mit einer Manifeſtation abgemacht hat und der Menſchheit 
damit viel Irrtum erſpart hat, da die verſchiedenen Offenbarungen doch 
offenbar ſich widerſprechen, ſoll hier nicht eingegangen werden, weil wir die 
ganze Sache, als wiſſenſchaftlicher Behandlung nicht zugänglich, beiſeite 
laſſen. Auch die theologiſchen Hiſtoriker können ſolche unverbürgten an⸗ 
geblichen Tatſachen nicht brauchen. 

Bleibt der Weg des menſchlichen Nachdenkens. Aber das menſchliche 
Denken kann richtig und unrichtig, ſein Reſultat wahr oder falſch ſein. 
Außerdem ſetzt ſich der Denkprozeß kettenförmig fort, und wenn eins feine 
Glieder oder eine einzige kleine Vorausſetzung falſch iſt, kann das Reſultat 
einer Gedankenreihe nicht wahr ſein. Daher die vielen, die Zahl der Wahr⸗ 
heiten überſteigenden Irrtümer in der Welt. Wie jede Philoſophie, kann 
auch jede Religion — ſie ſind ja eng verwandt — falſch ſein. 

Daß jede Religion falſch ſein muß, ſoll hier nicht bewieſen oder nur 
behauptet werden, wohl aber das liberale Chriſtentum, und man darf 
deshalb wohl ſagen: alle bisher bekannte Religion, ſobald ſie ſich dazu her⸗ 
beiließ, falſche geſchichtliche Beweiſe für ſich ins Feld zu führen. Dieſe Be⸗ 
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weiſe ſind angeblich der Anthropologie und Ethnologie entnommen, aber 
nichts weniger als wiſſenſchaftlich. Der Hauptvertreter dieſer Anſchauung 
iſt der Orforder Profeſſor Max Müller, der ſich immer als frommer Chriſt 
gegeben, und der ſeit Mitte des vorigen Jahrhunderts die mythologiſche 
oder ſogenannte Naturgöttertheorie aufgeſtellt hat. Dieſe Theorie iſt durch— 
aus unehrlich und hat augenſcheinlich den Zweck, die in Verruf gekommenen 
zeitlichen Offenbarungen Gottes durch die Uroffenbarung, die im Menſchen 
ſchon ſeit Anfang feines Daſeins wirkſam war, nur von ihm nicht recht ver- 
ſtanden wurde, zu erſetzen und fie wahrſcheinlich zu machen, fie „wiſſen— 
ſchaftlich“ zu beweiſen. Müller iſt vielfach widerlegt worden, und beſonders 
ſeine Behauptung, die „Naturreligionen“, das heißt die einfachen Religionen 
der Unziviliſierten, ſeien nur Verwilderungen einer am Anfang dem 
Menſchen aufgegangenen hehren Sonnen-, Geſtirn- und Himmelsreligion, 
haben die Spezialforſcher einmütig zurückgewieſen. Müllers Theorie als 
Ganzes ſpukt nur noch bei einer Anzahl Schwärmer, ſtückweiſe aber noch | 
bei allen Dilettanten und Theologen, und fein, der jetzt tot iſt, falſcher 
Voltenſchlag, durch den er ſeine Theorie „bewies“, wird heute noch genau 
ſo angewandt, wo man die Naturreligionen, wiederum falſch, als Anfangs— 
ſtadium der Religionsbildung annimmt. Das ſoll an einem neuen Buche 
des bereits erwähnten, Kulturgeſchichte „populariſierenden“ O. Henne be⸗ 
wieſen werden. Henne iſt in weiten Kreiſen als ein Freidenker gerühmt, iſt 
aber nichts weiter als ein durchaus ſpiritualiſtiſch denkender, nicht weiter 
links als die liberale Theologie ſtehender Kulturkämpfer. 

Henne hat eine neue Religions- und Sittengeſchichte aller Zeiten und 
Völker zuſammengeſtellt, die, noch ſehr reich illuſtriert, auf 254 ſplendid ge— 
druckten Seiten Oktav erſchienen iſt und ſchon dem Umfang nach dem re— 
klamenhaften Titel gar nicht entſprechen kann. Noch marktſchreieriſcher iſt 
freilich der Waſchzettel, den der Verlag die ihm zur Verfügung ſtehenden 
Zeitungen abdrucken ließ — er verſprach ein wahres Wunder an Geiſtes⸗ 
arbeit —, nur in einem vielbändigen Werke hätte dem Genüge geleiſtet 
werden können. In Wirklichkeit iſt das Buch denn auch ein für die ſpätere 
Geſchichte des Chriſtentums einigermaßen informierender, für alles andere 
aber völlig unzureichender Abriß des behandelten Stoffes. Wir befaſſen 
uns hier nur mit der Religionsgeſchichte, die Sittengeſchichte bricht ſo wie 
ſo beim Beginn des Chriſtentums gänzlich ab. 

Der Grundfehler des Buches, der eben der des beliebten Syſtems iſt, 
wird ſofort in den Anfangsworten ausgeſprochen: „Die Religion . .. iſt das 
Bindemittel zwiſchen den Menſchen und etwas Geahntem. Sie beruht 
auf Fragen, die ſich der Menſch vorlegen mußte, ſo balder zu denken 
begann. Dieſe Fragen beziehen ſich auf das Woher, das Wohin und das 
Warum der ihn umgebenden Welt“ (S. 1). Dieſe Behauptungen ſind nun 
aber falſch. Denn dieſe Fragen ſtellt und ſucht zu beantworten die Philo— 
ſophie, die natürlich älter iſt als ihre griechiſche Spezialität, aber doch nicht 
ſo alt wie die Menſchheit. Der Menſch beginnt nicht als Philoſoph zu 
exiſtieren, ſondern als Tier. Seine erſte Denkarbeit richtete ſich nicht auf 
Welterklärung, ſondern auf Lebensfürſorge; die erſten Fragen, die er ſich 
ſtellen konnte und mußte, waren: Wie nähre ich mich mit geringſtem Ar⸗ 
beitsaufwand? und Wie erhalte ich mein Leben in den mich umgebenden 
Gefahren? Hiervon geht nachweislich alle Denkentwicklung aus, nicht von 
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einer in des Menſchen Gehirn hineingeſchneiten Vorſtellung der „W 
die ſelbſt ſchon vorgeſchrittenere Naturvölker noch gar nicht beſitzen. Hier 
zeigt ſich ſo recht die Unzulänglichkeit aller Bemühungen, Zuſamm 
faſſendes nicht aus Quellſchriften und Spezialarbeiten, ſondern 
Werken zweiter bis vierter Hand zuſammenzuſtellen. Hennes Litera 
verzeichnis enthält nur ein paar wirkliche Quellenwerke — die er aber 
kaum angeblättert hat — meiſt jedoch Populariſierungen, und er verkürzt 
die kürzeſten davon, die oft liederlich, nichtsſagend und falſch genug find, 
noch viel mehr. Stark verwendet Henne die kleinen Arbeiten in der „Ku 
der Gegenwart“ (er hätte ſich lieber aus Lexis' Einleitung ein wenig ü er 
das Weſen der Kultur belehren laſſen ſollen); das weit beſſere religiöſe 
Sammelwerk von Chantepie de la Sauſſaye kennt er nicht, und Lippert, 
den deutſchen Bahnbrecher für eine Verſtändlichmachung der Religion, will 
er nicht kennen. So kommt denn als „wiſſenſchaftliche Arbeit“ ein zu⸗ 
ſammengeſuchtes, kunterbuntes Durcheinander zuſtande, für das der Name 
Eklektizismus viel zu gut iſt. Das Buch zeigt, wie trefflich jener neue ee 
Franzoſe die deutſche Literatur kannte, der behauptete, von allen deutſchen 
Büchern (jährlich weit über 30 000 gegen nur 10 000 der franzöſiſchen, aber 
doch internationalen Literatur) ſei nur der zehnte Teil druckenswert, der 
Reſt aber bloße Zuſammenſtoppelung. a N iR 
„Das ihm Unbekannte,“ fährt Henne fort, „ift für ihn (den Menſchen) 
notwendig übermenſchlich, übernatürlich“ (S. 1). Auch dieſe „Tatſache“ nebſt 
den von Henne daran geknüpften Spekulationen iſt falſch, wie die Ethno⸗ 
logen, die Völkerforſcher feſtſtellen. Den Begriff des üb ernatür⸗ 
lichen, übermenſchlichen beſitzt der Urmenſch gar nicht, er nimmt 
die Dinge einfach hin wie heute noch das Tier und — viele Menſchen 
innerhalb der Ziviliſation; den erſt in jahrtauſendelanger Denkarbeit, oder 
wie andere wollen: durch ebenſo lange Erfahrung und Gewohnheit er⸗ 
worbenen Kauſalitätsbegriff, den Gedanken, daß jede Wirkung 
eine Urſache haben müſſe, beſitzt der Urmenſch wie der Denkſchwache noch 
gar nicht; alles, was er ſieht, iſt ihm ein Wunder, darum verwundert er ſich 
auch über gar nichts, worüber ſich dann wieder oft die Reiſenden ver⸗ 2 
wunderten. Das Zufällige, Willfürliche, Wunderbare iſt dem Wilden der 
Normalfall, das Natürliche, und er ſelber handelt ja vorerſt mehr zufällig 
und triebartig als wohlüberlegt. Das Problem, das Henne als gelöſt 
vorausſetzt, iſt ja eben: wie und über was der Menſch zuerſt nachzudenken 
begann. | ar 
In den Glauben des Urmenſchen an das übernatürliche läßt Henne den | 
Glauben an übernatürliche Weſen hineinſchneien, die der Urmenſch an⸗ 
geblich in den Naturdingen: Steine, Pflanzen, Tiere, Geſtirne, Himmel, 
und den Naturvorgängen: Blitz, Donner, Sturm, zu erblicken meint, und 
deren Hilfe er erbittet — man erfährt nicht, aus welchem Denkvorgang 
heraus (S. 2). Das iſt nichts als die bereits erwähnte „Uroffenbarung“, 
auf die der Verfaſſer ſchon S. 1 mit dem „Geahnten“ hinſteuert. Denn aus 
ſich heraus kann der Menſch auf jene niegeſchauten „Weſen“ (auch dieſ 
Wort hatte er noch nicht, und wo kein Wort, da iſt kein Begriff) gar n 
mals kommen, weil vorerſt ſeine geſamte eigene Erkenntnis ſich allein 
ihm ſelber und der ihn umgebenden Natur bildete. In ſeinem Geiſte konnte 
nichts ſein, was nicht vorher in ſeinen Sinnen geweſen. Nun kannte er aber 
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außer ſich nichts als die ſicht⸗, hör⸗ und fühlbaren Dinge und Erſcheinungen. 
So einfach der Urmenſch auch denkt, ſo denkt er doch logiſch, und daß er 
ſich dieſe Dinge und Erſcheinungen, Geſtirne und Wetterformen, als Tiere, 
Menſchen oder gar als niemals beobachtete Miſchformen von beiden, noch 
dazu gänzlich unſichtbar, vorgeſtellt habe, wie Henne und die Müllerſche 
Schule will, iſt, wenn man die Uroffenbarung ausſchließt, eine jeder Ber- 
nunft entbehrende, unbeweisbare Phantaſie. Man ſucht naiv⸗kindliche Ge⸗ 
müter mit der Frage aufs Eis zu führen, wieviel Pflaumen zwei Apfel 
und drei Birnen ſeien, und findet natürlich die Antwort: „Fünf.“ Dieſer 
Scherz erſcheint hier aus dem Kindlichen ins Wiſſenſchaftliche überſetzt. 
Aber wir ſind keine Kinder, und wenn man ſich den logiſchen Unſinn in der 
obigen Behauptung erſt einmal klar gemacht hat, wird man ſtaunen, daß 
dergleichen jahrzehntelang als Wiſſenſchaft gegolten hat und noch gilt. 
Dem gemachten logiſchen Salto können die Naturmythologiſten, die Er- 
finder der „Naturgötter“, nur durch weitere halsbrechende Sprünge ent- 
gehen. Es gibt nämlich nach ihnen (und Henne ſchließt ſich an), weil ſie bei 
aller Phantaſterei und Unlogik ſich doch den aufdringlichen Tatſachen nicht 
ganz entziehen können, noch eine ſich ſpäter — warum, bleibt ganz un- 
erklärt — einſtellende höhere Stufe der Religion des Urmenſchen als 
die des Glaubens an die vermenſchlichten oder vertierten Naturvorgänge: 
das iſt der an die abgeſchiedenen Seelen von Häuptlingen, Vor— 
eltern uſw. (Henne, S. 2 und 5). Aber ſchon vor Erreichung dieſer Stufe 
mußte man ſich die Naturerſcheinungen als „gleich den Tieren beſeelt 
und gleich den Menſchen mit Geiſt begabt“ vorſtellen (S. 2). Das Ge- 
ſperrte rührt von Henne ſelbſt her; ob er damit in geiſtreicher Weiſe die 
Tierſeele vom Menſchengeiſt ſcheiden will, iſt nicht erſichtlich, jedoch wahr⸗ 
ſcheinlich. Aber das Ganze iſt doch eine typiſche Prolepſis, wie ſie bei den 
Theologen alter wie neuer Zeit ſo oft begegnet. Wenn der Urmenſch den 
Begriff der Seele, der Geiſter erſt auf jener höheren Stufe erwarb, wie 
konnte er auf der niederen den Gedanken einer Beſeelung und Begetiti- 
gung vollziehen? Henne gibt keine Antwort, es wird alſo wohl wieder die 
Uroffenbarung eingetreten ſein, wobei aber wieder rätſelhaft bleibt, warum 
die Seelenverehrung etwas Höheres ſein ſoll. Und wenn der Menſch ſich 
an die erſten übernatürlichen Weſen ſchon mit Bitten wandte — wer hat 
ihm eingeblaſen, daß Sterne, Sonne, Gewitter uſw. Opfer, das heißt 
Futter brauchen? (S. 2.) Wenn das auch die Uroffenbarung war, ſo hat 
ſie ſich hier einigermaßen geirrt. 
In Wirklichkeit braucht die Wiſſenſchaft dieſe Wunder gar nicht, denn 
jener von den Naturmythologiſten beſchriebene angeblich erſte Zuſtand iſt 
Phantaſie, iſt, weil unmöglich, eben auch gar nie dageweſen. Der „ſpätere 
und höhere“ Zuſtand des Seelen glaubens iſt tatſächlich das erſte Re⸗ 
ſultat des menſchlichen Nachdenkens über die Natur. Erſt als der Menſch 
den Tod denkend erfaßt hatte — und gerade in dieſem Augenblick erhob 
er ſich über das Tier, wurde er wirklicher Menſch — als er infolge des 
Sterbefalls den Unterſchied zwiſchen dem toten Körper und dem wirkenden 
Prinzip in dieſem begriffen, als er den Begriff von einem „Leben“, einer 


r 


Worte für den einen Begriff, die eine Tatſache, aber die Mythologiſten 
ace fie) gebildet, und zwar nicht in die Luft hineingebaut, jon- 
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Seele, einem Geiſte (alles das ſind, gleich Atem, Hauch uſw., nur verſchiedene 
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dern an den ſinnlichen Begriffen der Körperwärme, der Bewegung, d 
fühl⸗ und ſichtbaren Atems, ja dem des davonfließenden Blutes (noch 
Bibel jagt: das Blut i ſt die Seele) ſich gebildet — erſt dann konnte m 
auch außermenſchliche Dinge, zwar nicht zu „Weſen“ (auch dieſes MW 
deckt ſich mit „Seele“) machen, aber ſie doch mit einem Geiſte ausſtatt 2 
der freilich nur in ihnen wohnt, nicht mit der ohne ihn geiſtloſen Behau⸗ 
ſung identiſch iſt, der aus ihr herausgehen, außer ihr wirken kann. Das 
iſt der Grundgedanke des Fetiſ chis mus. Henne verſichert uns aber 
auch hier (S. 5) nochmals, in den Fetiſchen ſtecke kein Geiſt eines Verſtor⸗ 
benen, ſondern die Dinge ſeien beſeelt mit Geiſtern, deren die Natur 
voll ſei, wie er Seite 2 auch die Gegenſtän de eine Verehrung genießen 
läßt. Aber ſeine beweisloſen Behauptungen, die nur die Entſtehung der 
höheren Religionen aus dem Aberglauben allerälteſter Zeit vertuſchen 
ſollen, erſcheinen nun doch nicht mehr glaubhaft. N 

Den Seelenbegriff ſchuf alſo die erſte Erhebung des menſchlichen Nach | 
denkens über das rein Tatſächliche, das erſte Denken, die Verabſchiedung 
des bloßen Inſtinktes, der erſte Ausflug ins „Geiſtige“, das deshalb mit 
Recht ſeinen Namen von der Seele hat. Der Hohn Hennes über den „geiſt⸗ 
loſen Geiſterglauben“ (S. 5) fällt ganz allein auf den Höhner ſelbſt zurück, 
denn er exiſtiert allein in den Köpfen der geiſtloſen Mythologiſten. Der 
unkritiſche Eklektizismus Hennes bringt es mit ſich, daß er im weiteren 
Verlauf ſeiner Darſtellung je nach ſeinen Quellen einmal ſeine Natur⸗ 
geiſter und die ſpäteren Menſchenſeelen auseinanderhält und jenen den 
Vortritt läßt, dann aber wieder die Ahnenſeelen an den Anfang des Geiſter⸗ 
glaubens ſtellt (S. 6, 12, 13), wo die Naturgeiſter dann wieder, wie d = 
fo ihre Art iſt, ganz verſchwinden oder aus jenen erſt entſtehen (S. 6). 
Henne hätte entweder in der Einleitung oder bei den N Leſefrüchten 
vorſichtiger ſein müſſen. 

Wem Geſchichte nur Zeitvertreib iſt, der mag ſolche Auseinandere 
ungen kleinlich, ſpitzfindig und überflüſſig finden — der Nachdenkende aber 
ſieht, daß es ſich eben um Weltanſchauung handelt — den Gegenſatz zwiſchen 
natürlicher Entwicklung und Wunder. Der mythologiſche, fabulierende 
Standpunkt beginnt mit dem Wunder des Entſtehens des Geiſtbegriffs im 
Menſchen aus dem Nichts oder dem Nebel — der anthropologiſche oder 
ethnologiſche, ſo genannt, weil er aus der wirklichen Beobachtung der 
Naturvölker gewonnen iſt, läßt den Geiſtbegriff und ſeine Trennung vom 
Körperbegriff aus ihrer wirklichen Trennung von Leib und Seele, aus dem 
Phänomen des Todes entſtehen, in dem Augenblick, wo nach unſerer A 2 
ſchauung gerade die „Erſcheinung“ des Lebens aufhört. Aber wie ſchwierig 
auch das Entſtehen aus nichts zu faſſen iſt — noch ſchwieriger iſt dem Natur⸗ 
menſchen das Verſchwinden ins Nichts zu begreifen, und ſo müſſen ihm 
die beobachteten, ihm zum Teil bekannten Seelen, wenn ſie den Körper 
verlaſſen, weiter leben. Und nun ſieht er, der erſt die Natur ſo wenig be⸗ | 
obachtet hatte wie feinen eigenen Körper, dieſe Seelen in den Natur dig 


Fetiſchismus iſt alfo nicht erſte Religion, aber er entwickelt ſich bald, weil 
der Urmenſch noch nicht abſtrakt dachte und ſich einen Geiſt nur in Verbindung 
mit einem Gegenſtand vorſtellen konnte. Erſte Fetiſche ſind die Hinterlaſſenſchaft 
und Körperreſte des Toten. Auch das chriſtliche Amulett iſt ö und ange 
rührt“ von W einem Heiligenknochen — einer Reliquie. 
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wohnen und wirken. Es wollen Forſcher ſelbſt noch ſo tiefſtehende Völker 
gefunden haben, die von dem Wirken nichts wiſſen. 

Vd deshalb wird es denn auch wohl bei der modern-wiſſenſchaftlichen, 
ethnologiſchen Definition der Religion bleiben, wenngleich ſie ſich noch nicht 
überall die ſtaatliche Protektion erkämpft hat: Religion iſt die Verbin⸗ 
dung des Menſchen mit angenommenen Geiſtweſen, die urſprünglich nichts 
als die fortlebend gedachten Seelen verſtorbener Menſchen ſind, welche 
Grundlage auf höherer Stufe meiſt in Vergeſſenheit gerät, während die 
Freiwilligkeit zur Pflicht wird. Die Verbindung wird hergeſtellt durch den 
Kult, das iſt: Pflege, den die Menſchen leiſten und der in Gewährung 
von Nahrung (Opfer) und Vergnügen (Tänze, Geſang, angetraute Götter- 
weiber) beſteht; als Gegenleiſtung werden von den Geiſtern materielle 
Hilfe und helfende Nachrichten (durch Orakel, „Begeiſterung“) verlangt, 
denn infolge ihrer Unſichtbarkeit, Flüchtigkeit uſw. wiſſen ſie ja alles beſſer 
als die Menſchen. Es ſtellen ſich alſo Religion und Kult dar als ein Er— 
gebnis der menſchlichen Lebensfürſorge, das heißt des treibenden Prinzips 
aller menſchlichen Tätigkeit. Der von einer höheren Kultur vorgeſtellte 
„höhere“ Geiſt wird zwar von der theologiſchen Philoſophie mit einem 
idealiſtiſch⸗phantaſtiſchen Mäntelchen umkleidet, aber der ſich wenig ändernde 
Kult arbeitet dieſen Beſtrebungen entgegen. Auch die chriſtliche Meſſe iſt 
nichts als eine durch Geſang und Tafelmuſik verſchönte Abſpeiſung des 
chriſtlichen Gottes. Religion iſt Kult und Tradition, alſo weder Streben 
nach Wahrheit noch Weltanſchauung, die beide ſich erſt neben ihr und 
größtenteils gegen ſie als Philoſophie entwickeln, deren Erklärungen von 
der Theologie nur unter dem Drucke der Verhältniſſe teilweiſe und wider— 
willig angenommen werden. 

Nachdem ſo die Grundlage des Henneſchen Buches ſich als durchaus rück⸗ 
ſtändig und gänzlich unhaltbar erwieſen hat, könnte man es wohl als er⸗ 
ledigt erklären, aber zur vollſtändigen Kennzeichnung dieſer Art populärer 
und hirnverwirrender Buchmacherei — Schriftſtellerei wäre hier wirklich 
zu viel geſagt — ſoll noch auf einiges Spezielle eingegangen werden. 

Ganz unzureichend iſt die Einleitung über die religiöſen Grund⸗ 
und Allgemeinfragen. Dazu werden nur zirka 8 Seiten verwendet. 
Salomon Reinach widmet in ſeinem prächtigen Buche „Orpheus. Allge- 
meine Geſchichte der Religionen“ (deutſch von A. Mahler, Wien 1910), an 
dem Henne ſich hätte ein Beiſpiel nehmen können und bei dem er auch wirk⸗ 
liche Quellen gefunden hätte, dieſem Teile doch wenigſtens 26. So hat 
Henne, ſelbſt wenn er es könnte, nicht einmal Raum, jemanden zu belehren 
über das Weſentliche, und bringt deshalb bei den einzelnen Völkern in 
oberflächlichen Bruchſtückchen an, was ihm ſo zufällig bei ſeinen Gewährs⸗ 
männern aufſtößt. Aberglaube iſt, der chriſtlichen Anſchauung ent⸗ 
ſprechend, Entartung „reinerer“ Glaubensformen (S. 4), das heißt ſeiner 
famoſen Naturgötterverehrung. Die Dämonen ſind die Geiſter in den 
Elementen, wogegen natürlich der Dämon des Sokrates ſich wehrt. Sie 
werden durch Zauberei verehrt. So ſteht es da. Drei Zeilen ſpäter 
dient ſie dazu, die Geiſter zu beherrſchen; man hat die Auswahl — Henne 
ſteht ihr ganz ratlos gegenüber. Henotheismus wird (S. 4) erklärt 
als: wenn der Naturmenſch glaubt, in dem jeweils verehrten einzelnen 
Gott die Gottheit als ſolche zu verehren — eine liederliche oder über- 
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ſtiegene, jedenfalls falſche Ju Die den Unzivilifterten ein 
ſtrakten Gedanken zuſchiebt, den ſie, wie Henne vielen ſeiner Berichterſta 
glauben durfte, noch gar nicht beſitzen. Den Begriff der Gottheit 
ſolche“ hat erſt die griechiſch-römiſche Philoſophie entwickelt. Hier 
ſich Henne ſogar mit Unrecht auf Max Müller, der unter Henotheismus di 
Verehrung eines Stammesgottes verſteht, neben dem die anderen Götte 
nicht geleugnet werden (Pfleiderers nationaler Monotheismus, wie ihn i ) 
Juden beſaßen). Die Pſeudowiſſenſchaft, die die Dinge erklärt zu habe 
glaubt, wenn ſie ſie eingeſchachtelt, „klaſſifiziert“ hat, kommt bei Henn 
überhaupt ſtark zum Vorſchein, und ſeine Klaſſifikation der Religions 

formen wie die der Religions ſyſteme iſt denn auch wirklic 0 
„klaſſiſch“. u: 
Die bei ihm mangelnden „ Verallgemeinerungen 
ſetzt Henne durch ſeine naiven, deren das Buch voll iſt. „Wohl nennt m 
die Erde (in China) Thu oder Hu⸗Thu, die Mutter der Dinge, aber fie 
nicht wie in anderen Religionen die Gattin des Himmels“ (S. 69). Es 
eine Naivität, um nicht zu ſagen Dreiſtigkeit, dergleichen von der Vo 
religion von 300 Millionen Menſchen, die nicht dogmatiſch in ein Buch 
faßt iſt, zu behaupten. Jeder Forſcher berichtet hier nur von dem kleinen 
Kreiſe, den er kennt, und die kaiſerliche Staatsreligion, bei der freilich der 
Mutterkult zurücktreten muß — warum, weiß ein Gelehrter wie Henne N 
freilich nicht — iſt für die Maſſe des Volkes doch nicht maßgebend. Außer 
dem iſt das auch ziemlich äußerlich — aber jedenfalls ſtellt der Chinef 
kenner Grube feſt, daß bei den alten Chineſen die Hu⸗thu neben Schang-t 
(höchſter Herr), dem Himmelsgott, die vornehmſte Stelle einnimmt, und 
ihr Name, der „Fürſtin Erde“ bedeutet, läßt ſie jenem wohl als ebenbürtig 
erſcheinen. Alſo auch hier ſteht das vergottete Urelternpaar an der Spitze 
des Syſtems, was Henne freilich infolge er halt⸗ und inhaltloſen Ar = | 
ſchauung nicht ſehen kann. „ 
Über ſolche philoſophiſche Fragen: warum wohl die Erde die „ 5 
der Dinge genannt wird, warum es ſo vielerorts Erd⸗ Muttergöttinnen = 
gibt, zerbricht ſich Henne nicht den Kopf — fie kommen ihm wohl überhaupt 4 
nicht. Er jagt uns mehrfach, daß die Dinge fetiſchiſtiſch „beſetzt, beſeelt u und 
beſeſſen“ find — Konſequenzen vermag er daraus nicht zu ziehen. 
Daß das rätſelhafte chineſiſche Tao⸗te⸗king: Weg⸗Tugend⸗Buch, das i | 
jeinem Grundgedanken dem buddhiſtiſchen ganz nahe kommt, vielleicht die 
chineſiſche Aufmachung des indiſchen Buches Dhammapada: Weg des Ge⸗ 
ſetzes, ſein könnte, ahnt Henne nicht, denn in ſeinem Spezialquellchen ſtand 
zufällig davon nichts. = 
x „Das Opferfleiſch wurde von den Opfernden feierlich verzehrt. Muſik N 
und Tanz begleiten die Opfer höherer Perſonen.“ (2) Das er⸗ ü 
zählt der Verfaſſer in ſeinem liederlichen, ſchiefen Deutſch erſt auf Seite 70 

bei den Chineſen, als ob dies eine chineſiſche Spezialität wäre, während es 
doch das Weſen des Opfers iſt, ſchon auf den einfachſten Stufen zu 
tretend, daß die Gottesdienſt übenden eben mit den Geiſtern v 
eint ſpeiſen, muſizieren und tanzen. Ahnlich bei Japan (S. 84): 
Menſchen leben als Geiſter fort und wohnen auch in den Tempeln, 
wahre Geiſterhäuſer ſind“. Ja, was ſind ſie denn anderswo? „Der Sch 
tempel beſteht aus dem Heiligtum der Gottheit, das nur Prieſter betr 
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dürfen, und der Gebetshalle“ uſw. Aber wo iſt es denn anders? Darf der 
gewöhnliche Nigger in die Fetiſchhütte? Waren Sie noch nie in einer katho⸗ 
liſchen Kirche? Kennen Sie nicht den dortigen Unterſchied zwiſchen Pfaffen⸗ 
und Laienkirche? 

Vom Zuſammenhang religiöſer Gedanken und Einrichtungen mit po⸗ 
litiſch⸗wirtſchaftlichen Verhältniſſen findet ſich bei Henne natürlich keine 
Spur. Von den Götterverſchmelzungen in Babylonien und dem Wechſel in 
den Sonnengöttern in Agypten wird geredet, als ſei das einerſeits bloß 
Spaßſache und Sportfererei, Geſchmacksfrage geweſen, und als ob anderer⸗ 
ſeits das Volk, das damals ſicher noch mehr als heute noch in der Chriſten⸗ 
heit, bei ſeinen alten Geſpenſtern blieb, ſich für dieſe dynaſtiſchen Vorgänge 
überhaupt intereſſiert hätte. Gerade hier und bei Indien, wo man es ge⸗ 
radezu mit Händen greifen kann, daß beſtehenden Klaſſen (Kaſten) auch 
Klaſſenreligionen entſprechen, findet ſich von dieſer Erkenntnis keine Spur. 
Aber Henne folgt hier eben Ed. Meyer, der von der jüngeren Forſcher— 
generation wegen ſeiner Rückſtändigkeit längſt abgeſchüttelt iſt. 

In echt Max Müllerſchem Umſturz alles Tatſächlichen iſt der Tote bei 
ra nicht das Vorbild des Gottes Oſiris, ſondern dieſer das „Urbild“ (21) 
aller Toten — man mag ſich dies vorſtellen, wie man Luſt hat. Dümichen 
erklärt zwar ſehr verſtändlich Oſiris als: männliche As (Seele), Iſis als: 
Seelen⸗Sie —, aber wo folgte Henne je etwas Verſtändlichem? Das 
ſtolze Religionsſyſtem des ägyptiſchen mittleren Reiches ging nicht etwa 
durch den Verfall der politiſchen Macht zugrunde, ſondern während ſeines 


Verfalls iſt die politiſche Macht zugrunde gegangen — Herr Henne macht 
nicht Böcke, weil er nichts recht ſtudiert hat, ſondern ſtudierte nichts, um 


erfreuliche Böcke machen zu können. 

Bei den Griechen macht der Autor wieder eine ganze Anzahl hervor- 
ragender Entdeckungen. Daß die Gaſtfreundſchaft keine Tugend, vielmehr 
eine ſoziale Notwendigkeit war, lernen wohl heute ſchon die Gymnaſiaſten. 
Ja, der philiſtröſe Sittenſchilderer hat noch nicht einmal erfahren, daß die 
Ehe, wie er bei den Griechen beklagt, gar kein natürliches, ſondern ein 
ſoziales und bei den meiſten Völkern ſogar ein bloßes Machtverhältnis iſt. 

„Über allen Sitten⸗ und Rechtsverhältniſſen ſchwebte in unerreichbarer 
Höhe die von ihnen nicht berührte Religion“ (S. 146) der Griechen. Un⸗ 
glaublich, aber wörtlich. Die mangelnde Scheidung der Religion der Herr- 
ſchenden und des Volkes, wozu in Griechenland noch die der Dichter kommt, 
führt hier wieder einmal zu der erſchütternden Entdeckung, daß die Reli⸗ 
gion in Hellas zugleich eine Staatsanſtalt war. Welcher Staat hatte keine 
ſolche? Sie war auch „ein Gemeingut der Hellenen“, was je nachdem eine 
Plattheit oder ein Unſinn iſt. 

Natürlich iſt Zeus der Dyaus, der Licht⸗ und Himmelsgott Max Müller, 
obwohl die Tatſachen an die Hand geben, daß das Wort nur den „Geiſt“ 
schlechthin bezeichnet. Iſt der Zeus herkeios ein Wohnungshimmel oder 
ein Wohnungsgeiſt? Beherbergen die Zeusgräber geſtorbene Sonnen oder 
ebenſolche Menſchen? 


Die griechiſchen Myſterien erklärt Henne ziemlich richtig aus der Jenſeits⸗ 
ſehnſucht; beſſer wäre freilich: Hadesfurcht geweſen. Daß die babyloniſchen 
Epen von Gilgameſch und der Höllenfahrt der Iſtar aber ſchon dasſelbe \| 
Myſterium darſtellen, kann ein oberflächlicher Kompilator nicht vermuten. 0 
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Daß die Feſte überhaupt und die Bacchosmyſterien nichts mit Religio 
tun hatten, iſt wieder einmal ſo ein irgendwo aufgeleſener Einfall. 
Den Römern mangelt die Mythe, weil ihnen das ihr notwendige Helde 
gedicht fehlt. So ſteht es S. 157. Wir normalſinnigen Geſchichtsbetracht 
glaubten bisher, erſt müſſe eine Mythe da ſein, ehe ſie in irgendwelche 
teriſche Form gefaßt werden könne. Wir glaubten, daß die Römer k 
Mythe haben, weil ſie, ehe ſie die Kulturhöhe erreichten, die eine ei 
Mythe ſchafft, die griechiſche empfingen, die ja auch wieder aus dem 
neren Oſten ſtammt. Aber wir ſind im Moraſt der Tatſachen wühl 
Materialiſten, die nicht in der „unerreichbaren Höhe“ Hennes ſchwe 
Hierauf folgen Sentiments über das Heidentum, die auf der Höhe 
Moral höherer Töchterſchulen ſtehen, aber in keine Kulturgeſchichte gehören 11 
Über die Germanen nimmt Henne zuerſt den Mund zwar recht voll, un ‚a 
dann aber doch zu erklären, daß ihre Kenntnis „auf ſpärliche, unzuſammen⸗ 
hängende Umſtände und zum Teil auf bloße Vermutungen beſchränkt“ ſei ei 
(S. 175). Um ſo mehr kann er nun über die Religion fabeln, die natürlich 
auf „Vergeiſtigung der Naturkräfte“ beruht, was zwar in Vergeſſenheit 
geriet, von Forſchern wie Henne aber für die Ewigkeit gerettet wird, denn 
die wiſſen es ja beſſer wie die Alten ſelber. Die Naturgeiſter werden nun 
mit den alten Geſpenſtern in einer unſagbaren Weiſe durcheinandergequirlt. 
„Mythiſche Schlangen, Drachen genannt, hüten Schätze, die, da der Drache 
die Nacht iſt, die Sterne bedeuten.“ Erſtens hießen dieſe Weſen nicht 
Drachen, wie Henne in einer lottrigen, alles verwiſchenden Weiſe ſagt, denn 
draco iſt lateiniſch, ſondern „lint“ oder „wurm“, woraus das Mittelalter 
„Lindwurm“ machte, ſodann aber haben die alten Deutſchen an nichts 
weniger als an ſolche allegoriſche Zierlichkeiten gedacht, die ihnen hier 
untergeſchoben werden. Schon 1846 ſchrieb ein denkender Schriftſteller, 
Eduard Röth: „Der ſchwärmeriſche Naturdienſt, den die Neueren in den 
unverſtandenen religiöſen Zuſtänden des Altertums überall zu erblicken 
wähnen, iſt ein Windei der faſelnden Gelehrſamkeit, eine Modephraſe, bei 
der ſich nicht bloß die Leſer, ſondern auch die Schreiber etwas Vernünftiges 
nicht zu denken wiſſen.“ Dafür ließen ſich allein aus Hennes Werken tauſend 
Beiſpiele liefern. Nur in einem hat ſich Röth leider getäuſcht. Das „Windei“ 
iſt nicht ſobald aus der Mode gekommen; es paßte den Theologen bis zum 
linkſten Flügel — es ſei nur an Maurenbrecher erinnert — viel zu gut in 
ihre Theorie, als daß ſie es nicht immer wieder mit dem gleichen Eifer be⸗ 
brütet hätten. Demgegenüber ſtellen wir feſt, daß die moderne Germaniſtik 
den „Wurm“ als den Totengeiſt anſieht, der ſeine ihm mit in die Grabe 
höhle gegebenen Schätze bewacht. Die Drachenſagen find das Ergebnis der 
als ein fürchterliches Wagnis angeſehenen, ſchon in alter Zeit ſehr beliebten 
Ausraubung der reichen Gräber der Vorzeit. Natürlich ſchenkt uns Henne 
auch die übliche Reihe der „großen“ Götter mit dem Himmelsgott Zio an 
der Spitze nicht, ebenſowenig die nordiſche Mythologie, die jeder vernünftige 
Germaniſt längſt fallen gelaſſen hat. N 
Die Geſchichte der jüdiſchen Religion iſt, vom Aberglauben an den Wofes 
abgeſehen, nicht unrichtig dargeſtellt. * Freilich ſollte heute nicht mehr be⸗ 
hauptet werden, der jüdiſche Tempel in Heliopolis ſei der einzige in Agypten 
geweſen, da die Papyri von Jeb (Elephantine) ſchon faſt fünf Jahre be⸗ 
kannt ſind. Sie beweiſen, daß dort ſchon ſeit dem fünften eee alf 
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vohl bereits ſeit dem Exil, ein jüdiſcher Tempel beſtanden hat. Herr Henne 
erfolgt alſo nicht einmal die Fachzeitſchriften, ſondern ſchreibt alles aus 
ſeinen alten Büchern ab. Er iſt freilich ein alter Mann — aber dann ſoll 
er keine Bücher mehr produzieren wollen. 

= Als Grundgedanken des Chriſtentums bezeichnet Henne die Erlöſung von 
dem Götterwirrwarr des römiſchen Reiches. Das hat gewiß zur Verbreitung 
in dieſem Reiche ſtark beigetragen, aber die Religion iſt in den öſtlichen Pro⸗ 
vinzen entſtanden, wo ſolche Götterfülle nicht beſtand. Deſto größer war das 


Elend und die Unmöglichkeit für das Volk, von den Prieſterſchaften und 


Myſtengruppen ſich das ſchöne Jenſeits z erkaufen, das den Reichen längſt 
zugänglich war. Die Chriſten erbitten ja in ihrem Hauptgebet, daß Gott ihre 
| Schulden bezahlen, ſie vom Übel erlöſen und mit ſeinem Reiche kommen 
ſolle. Es war vorerſt ein Myſterium der Armen, die mit nichts als ihrem 
feſten Glauben bezahlen konnten. Deshalb hatten ſie auch anfangs keine 
. Prieſter und Tempelſteuern, wohl aber Almoſen — eine bei den Heiden 
ganz unbekannte Einrichtung. Aber ſie beſaßen einen Myſteriengott, 
Chriſtus, weshalb die mehr dem Buddhismus zuneigenden mönchiſchen 
Sekten, Eſſäer uſw., nicht als direkte Vorläufer des Chriſtentums anzu⸗ 
ſehen ſind, wenngleich ſie ſpäter aufgeſaugt wurden. Vorläufer ſind die 
ſyriſch⸗ griechiſchen Myſterien, die gnoſtiſch⸗-philoſophiſchen Sekten und die 
Phariſäer, die alle von der perſiſchen Religion abhängig ſind. Dieſe hatte ja 
auch im Mithramyſterium dem Chriſtentum ſchon einen Konkurrenten 
vorausgeſandt, von dem dieſes dann vieles entlehnte. 

5 Was Jeſus betrifft, ſo hält Henne es hier mit ſeinem geliebten Aus⸗ 
wahlſyſtem: einerſeits gibt es einſchließlich des Meſſias kein Symbol des 
Chriſtentums, das ſich nicht in vorchriſtlicher Zeit nachweiſen ließe, anderer⸗ 
ſeits muß man Jeſus doch Perſönlichkeit zuſprechen. Daß Paulus, auf den 
er ſo großen Wert legt, der Forſchung längſt — nicht erſt ſeit dem Streite 
um die Chriſtusmythe — ſehr zweifelhaft geworden iſt, teilt er ſeinen ge⸗ 
duldigen Leſern nicht einmal mit. 
5 Die nun noch folgende kurze Geſchichte des Chriſtentums, die mit der 

Bewunderung der „ſtaunenswerten Werke der Wohltätigkeit und Sitten⸗ 
ee durch die — Heilsarmee ſchließt, intereſſiert uns 

eniger. Sie iſt im gewöhnlichen Stile der kulturkämpferiſchen „Auf⸗ 
Klärung gehalten. Das Buch als Ganzes genommen bietet mehr Ver⸗ 
wirrung als Belehrung, und man darf ihm trotz ſeiner vielen Bilder, die 
ber auch nur bekannten Werken entnommen ſind, wenigſtens i in einer 
€ öffentlichen Bibliothek keinen Platz gewähren. 


hafis. 


1910, Inſelverlag. Preis 5 Mark. 

Der Ruhm des perſiſchen Dichters Mohammed Schemſeddin, genannt Hafis, 
und wenigſtens ein Stück ſeines Geiſtes iſt in Deutſchland zuerſt durch Goethe 
verbreitet worden. Der Weſtöſtliche Diwan nennt ſeinen Namen faſt auf jeder 
Seite ehrfurchtsvoll wie den eines Kirchenvaters. Aber trotz Überſetzungsverſuchen 


beitragen konnten, blieb er eine Autorität, die nur . von Angeſicht kannten. 


Lieder und Geſänge des Hafis. Nachdichtungen von Hans Bethge. Leipzig f 


von Hammer, Bodenſtedt, Schack und anderen, die zu feiner Bopularifierung wenig 
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Dieſem Übelſtand wird hoffentlich durch Hans Bethges vollendete übertragu 
abgeholfen werden. Sie befigt ihren Wert nicht etwa als eine Quellſchrift des 
goethiſchen Altersdichtwerkes, die man aus wiſſenſchaftlichem oder biographiſchem 
Intereſſe für das Stoffgebiet des deutſchen Klaſſikers zur Hand nehmen müß . 
hier liegt vielmehr etwas ungleich Bedeutenderes vor, das ſeinen Wert in ſich 
ſelbſt trägt: ein jugendlich überquellendes Füllhorn perſiſcher Kunſt, zu deſſen er⸗ 
grautem Schöpfer ſelbſt der alte Hafis von Weimar füglich mit Bewunderung a 
ſehen konnte. Goethe, dem nach ſeinen eigenen Worten unter dem Schnee⸗ und 
Nebelſchauer der ſechziger Jahre noch immer der Atna feurigſter Liebesfähigkeit 
emporraſte, empfand lebhaft ſeine innige Verwandtſchaft mit dem orientaliſchen i 
Dichter, der in ähnlichem Lebensalter zur Blütezeit der perſiſchen Kunſt den 
funkelnden Wein und die funkelnden Augen von Schiras mit der Glut eines 
Jünglings geliebt hatte. Während ſich aber im Weſtöſtlichen Diwan neben jenen 
berühmten Perlen, die teilweiſe Hugo Wolf zur Grundlage ſeiner von Geiſt und 
Schönheit ſprühenden Vertonungen gemacht hat, nur allzu viele ſpröde Scherben, 
willkürliche und unverſtändliche Härten finden, präſentiert ſich wenigſtens die 
Bethgeſche Hafisausgabe als eine faſt ſchlackenloſe Sammlung edelſter Kunſt⸗ 3 
werke. Es iſt, als ob die Quellen des alten Perſien nur Gold und feinen Sand 
mit ſich geführt hätten. Eine wunderbare Reife, Klarheit und Sonne leuchtet aus 
dieſen Gedichten, die vor über 500 Jahren geſchrieben ſind, und doch einen Hauch 
von heute oder vielmehr von ewiger Jugend an ſich tragen. Die Roſen von Hafis 
muten an, als ſeien ſie erſt geſtern gepflückt, ſeine Trauben erſt geſtern gekeltert 
worden. Reine Kunſt und reine Menſchlichkeit ſind hier aufs glücklichſte vereinigt. 
Die Geſänge des Hafis ſind ein hohes Lied der Liebe; und merkwürdigerweiſe 
haben ſie ſich, gleichfalls wegen ihres allzu nackt erotiſchen Inhaltes angefeindet, 
eine ähnliche Maskerade gefallen laſſen müſſen wie lange Zeit das hohe Lied 
Salomonis. Hier wurden profane jüdiſche Liebesgedichte zwangsweiſe auf einen 
himmliſchen Bräutigam bezogen und, mit dieſem Keuſchheitsgürtel verſehen, in 
den Kanon religiöſer Glaubensſchriften aufgenommen. Eine grauſame Miß⸗ i 
deutung, ohne die freilich jene Lieder vielleicht nicht auf uns gekommen wären. 
Dort haben eifrige Gläubige und vorſorgliche Freunde den ſündhaft weltlichen 
Geſängen dieſes tanzenden Derwiſchs ſchon früh eine religiöſe Deutung zu geben | 
verſucht, anſcheinend mit gutem Grunde: wollten doch die Orthodoxen in Perſien 
dem geſtorbenen Freigeiſt im Hinblick auf ſeine poetiſchen Sünden ein ehrliches 
Begräbnis verweigern. Und nur dem günſtigen Ausfall eines orientaliſchen Gottes⸗ 
urteils war es zu danken, daß der große Sänger von Schiras in deſſen Vorſtadt 
Moſella eine würdige Grabſtätte erhielt. In Wirklichkeit muß heute das Unter⸗ | 
fangen, die erdenfreudigen Trink- und Liebesgeſänge des Hafis durch trans⸗ 
zendente Geheimniskrämereien zu entmannen, faſt ebenſo abſurd erſcheinen, als 
wenn man etwa die Heineſche Liebeslyrik mit dem byzantiniſch⸗reizloſen Pro- 
teſtantismus der Gegenwart unter einen Hut bringen wollte. Auch nach Hafig’ 
Tod (im Jahre 1389) iſt die Weltlichkeit oder Geiſtlichkeit eines Teiles der Hafis⸗ 
ſchen Poeſie in Perſien noch lange Gegenſtand gelehrter Kontroverſen geweſen. 
Das beweiſt ein richterlicher Orakelſpruch, den Ebuſuud Efendi zur Zeit Soli⸗ 
mans I. um die Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts tat, als er befragt wurde, | 
ob der „Diwan“ des Hafis göttliche Geheimniſſe oder erotiſche, dem Geſetz aus 
widerlaufende Gedichte enthalte. Sein Urteil lautete: „Die Gedichte des Hafis N 
bergen viele ausgemachte und unumſtößliche Wahrheiten, aber hier und da finden 6 
ſich auch Kleinigkeiten, die wirklich außer den Grenzen des Geſetzes liegen. Das 
ſicherſte iſt, dieſe Verſe wohl voneinander zu unterſcheiden, Schlangengift nicht f 
für Theriak anzunehmen, ſich nur der reinen Wolluſt guter Handlungen zu über⸗ 
laſſen und vor jener, welche ewige Pein nach ſich zieht, zu verwahren. Dies ſchrieb \ 
der arme Ebuſuud, dem Gott ſeine Sünden verzeihen wolle.“ Man ſieht, daß der 
arme Sünder Ebuſuud ſich ob der kitzlichen Frage wie eine Schlange winden 
mußte. Und doch liegen bei Hafis, der 1 ein gefeierter Lehrer des Koran J 
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und der Rechtskunde geweſen iſt und die Dichtkunſt nur als eine erleſene Art des 

Spieles betrieb, nicht bloß die „Kleinigkeiten“ außerhalb des Geſetzes. Der innere 
Geiſt ſeiner Lieder ſchwebt ſo hoch über allen iſlamitiſchen Glaubens⸗ und Moral⸗ 
ſatzungen, daß die feine Unterſcheidung zwiſchen den legalen Wahrheiten und 
illegalen Kleinigkeiten keinerlei greifbare Geltung beſitzt. In ſeinen Gedichten 
kennt Hafis keine anderen „Grenzen“ und „Geſetze“ als die der Kunſt und des 
Genuſſes. Ihm, dem jede Art der Wolluſt ſchon an ſich eine „gute Handlung“ be⸗ 
deutete, kann es nicht ſchwer gefallen ſein, Ebuſuuds Lehre von der reinen Wolluſt 
guter Handlungen treulich zu befolgen. Verglichen mit dem europäiſchen Mittel⸗ 
alter erſcheint Hafis wie ein iſolierter kühner orientaliſcher Vorreiter; als ein 
präſumptives Genie, das ſich zur Zeit, da der Geiſt der abendländiſchen Menſchheit 
in einem troſtlos ſtarren Puppenſtadium träumte, mit entfalteten Flügeln im 
Lichte und Dufte eines nebelfreien Landes ſonnte. Und dabei erweckt Hafis den 
Eindruck, als hätte er die ganze Höhe ſeiner Weltauffaſſung ſpielend erklommen. 
Seine geiſtige Freiheit trägt im höchſten Maße den Stempel des Selbſtverſtänd⸗ 
lichen an ſich. Auf Europa laſtet ein Alp finſterer ſelbſtquäleriſcher Theologie, der 
Nazarener hat über den Hellenen triumphiert, aber in Perſien taucht von ungefähr 
ein Stück lebendigen griechiſchen Geiſtes auf. Mitten zwiſchen zwei rieſenhaften 
Mongoleneinfällen in Perſien, dem des Dſchengis Chan im dreizehnten Jahr⸗ 
hundert und dem des Timur, der zwei Jahre vor Hafis' Tode in Perſien eine 
Pyramide mongoliſchen Stiles aus 70 000 abgeſchlagenen Köpfen errichtete, mitten 
zwiſchen dieſen Erſchütterungen erhebt ſich der Garten des Hafis. Und in ihm 
blüht die Roſe, flötet die Nachtigall und duftet die Rebe, unberührt und windſtill 
wie ein Gefilde der Seligen. Nur die reine Luft der antiken Anakreontiker oder 
etwa noch die oberitalieniſche Atmoſphäre der Werke Stendhals kann man zu 
dem Vergleich heranziehen. Hafis ſcheint ſelbſt eine ſolche Geiſtesverwandtſchaft, 
jedenfalls das völlig Uniflamitifche feines poetiſchen Naturells geahnt zu haben. 
In einem lyriſchen Kreuzverhör über die Art ſeiner Genoſſen und Geſpielen nennt 
er dem ſtrengen Frager nach Dichterbrauch „den Oſtwind und die Roſen und 
Narziſſen“. Ihm wird zur Antwort: 


Ha! welche ganz unwürdige Geſellſchaft! 
Sie duften, ſingen — doch ſie beten niemals! 
Du biſt durchſchaut. Du biſt ein läſterlicher, 
Ein dunkler Dichter heidenhaften Urſprungs. 


Noch freudiger ſonnt er ſich an dieſem Gegenſatz in einem längeren Gedicht 
„Hafis und der Brave“, deſſen Schlußverſe lauten: 


Du ſchleifſt mit Luſt die kriegeriſchen Schwerter 
Gegen die Heidenbrut. Ich ſchleife lächelnd 
Die reinen Diamanten meiner Verſe. 
Dein Weſen ſteigt zum Himmel auf wie eine 

| Rauchwolke, die ſich kerzengrad erhebt — 

55 Ich fließe talwärts, eine kleine Quelle! 

ö Mit kurzen Worten: du Bedauernswerter 

Biſt gut und brav — doch bitter ſchmeckt dein Weſen, 
Und meine Seele trieft von Honigſeim. 


In der Tat muß es mit der Religioſität des hochwürdigen Scheiks Mohammed 
Schemſeddin — Schemſeddin heißt „Sonne des Glaubens“ — eine eigene Sache 
geweſen ſein. Nach außen ein ehrbarer Lehrer der gläubigen Jugend, pflegte er im 
Kreiſe der Freunde eines goldenen epikuriſchen Heidentums, einer jubelnden 
Diesſeitsreligion, die den vom Himmel auf die Erde gefallenen Stern in einem 
morgenſchönen, taufriſchen Gedicht glücklich preiſt und ſich keinen Augenblick be⸗ 
ſinnt, das Paradies ſamt allen Huris mit großer Schöpfergeſte auf die Erde 
herab zu verlegen. Seine kühle Erhabenheit über die ganze mohammedaniſche 
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Orthodoxie äußert fich beſonders da, wo er iſlamitiſche Anſchauungen mit reiz 
den Schelmenblicken ironiſiert: N ee 
Alles iſt vorausbeſtimmt durch die große Güte Allahs, 
Ach, was ſoll ich tun? 5 „ 
Ich bin längſt vorausbeſtimmt für den Wein und für die Schenke, 
Ach, was ſoll ich tun? 5 er 
Und ein ganz poetiſcher Pantheismus des Verliebten, der übrigens auch 
Hafis gelegentlich ans Atheiſtiſche ſtreift, liegt in den Verſen „An einen Pfaffen 
Fahr in die Hölle! ſag ich. Unterſteh di, 
Nicht noch einmal, den Rat mir zu erteilen, Ki 
Daß ich von ihrem Antlitz fliehen foll: f 
Pfaff, merkſt du nicht, daß Allahs heiliges Antlitz 
Sich nie jo hold geſpiegelt hat im Diesſeits 5 a 
Wie in dem Spiegel ihres Angeſichts? = 


Durch einen prachtvollen Zug von Gedrungenheit und Kraft zeichnen ſich di 
mannigfachen Verwünſchungen aus, die der Dichter ſeinen aſzetiſchen Kutten 
brüdern zugeeignet hat. „Ein Vorſchlag“ von ihm lautet in gemeſſenen Worten: 


Die Prieſterröcke ſollte man verbrennen 
In einer ungeheuren Glut, mit der man 
Dem guten Geiſte dieſer Erde opfert. | 
Denn unermeßlich find die Bitterkeiten, 
Damit ſie uns des Daſeins heitre Tage 

Vergällen wollen, die verdammten Kutten. 


In der ruhigen Gelaſſenheit dieſes Anathemas liegt nichts Spieleriſches. Es 
iſt Hafis ernſt. Auch in ihm bewährt ſich die aus tiefſtem Herzen kommende Wucht 
des orientaliſchen Fluches. ö 5 | 

Der Verherrlichung des Weines, dem nach den heißen, unvergleichlichen Liebes⸗ 
gedichten die längſte Kette lyriſcher Perlen gewidmet iſt, hat gleichfalls ein Geiſt 
des Proteſtes zugrunde gelegen. Hafis betreibt den Kult jener Rebe, die zugleich 
mit der reinlichen parſiſchen Sonnenreligion Zoroaſters von dem vordringenden 
Iſlam in Perſien ausgerottet ward, mit einer faſt demonſtrativen Leidenſchaft. 
Verglichen mit der echten Glut und der feinen Geiſtigkeit ſeiner Trinklieder ſchei 
ein Horaz oder ſcheinen die deutſchen Anakreontiker ſich nur an ſimplem Bauer 
moſt erlabt zu haben: i 


Sauft! Legt die Arme um die ſilbernen Hüften 5 
Der Mädchen, die ihr liebt! Das nenn' ich leben! 
Der Reſt iſt Unſinn. Glaubt dem alten Hafis! 


Und dieſer Wein von Schiras mundet um ſo köſtlicher, als man bei Hafis 
fühlt, wie der alte Zecher in allem Rauſch und Taumel dennoch die ganze Klarheit 
ſeiner klugen Augen behält: ER 3 


Du frägſt mich, wo mein Glauben iſt? Verſunken. 
Und meine Jugend? Ganz und gar vertrunken. 
Das Schönſte aber iſt mir treu geblieben: 

Betrunken ſein und lieben, lieben, lieben. | 


„Das nenn’ ich leben.“ Dieſe Moral iſt freundlicher als Bibel und Koran. 
„Der Reſt iſt Unfinn.“ Dieſe Philoſophie klingt verſtändlicher als Kant und Hegel. 
Wann hätten die Derwiſche des Abendlandes je ſolche Regiſter gezogen? Wann 
haben uns unſere Sonnen des Glaubens ſo treffliche „Vorſchläge“, wie den a; 
geführten des Hafis, unterbreitet | 5 

Trotz jener urſprünglichen Ausbrüche aller von der perſiſchen Kirche und 
Moral verpönten Lüſte und Leidenſchaften iſt der wirkliche Hafis in der bürger 
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lichen Praxis anſcheinend nichts weniger als ein Revolutionär geweſen. Er 
trug dieſelbe ſo oft vermaledeite Sofikutte, wie der ſcheelſüchtigſte ſeiner Derwiſche 
und lehrte zu Schiras neben grammatikaliſchen Arbeiten die Geheimniſſe des Koran, 
mit dem ihm vielleicht deſſen poetiſch⸗phantaſtiſche Seite ausgeſöhnt haben mag und 
dem er wohl auch in dieſer Hinſicht manches verdankte. Er ſelbſt geſteht: „Durch 
den Koran hab' ich alles, was mir je gelang, vollbracht“. Dabei begnügte er ſich 
im ſtillen an der Weltklugheit ſeines heiteren Geiſtes, beim Feilen lyriſcher Klein⸗ 
odien, von denen auch die aggreſſivſten viel mehr ſtille Stoßſeufzer als laute 
Flüche geweſen zu ſein ſcheinen. Eine Abſicht, damit auf weitere Kreiſe zu wirken, 
lag ihm ſo ferne, daß er die Sammlung ſeiner Gedichte nicht einmal ſelbſt be⸗ 
ſorgte, ſondern ſeinen Schülern überließ. 

Dieſer quietiſtiſche Zug in der Biographie des Hafis beeinträchtigt ebenſo⸗ 
wenig ſeine Bedeutung als Denker, der im vierzehnten Jahrhundert bereits der 
Theſe vom irdiſchen Himmelreich und dem lachenden Skeptizismus der Moderne 
gehuldigt hat, wie er auch ſeiner Wahrhaftigkeit als Dichter keinen Abbruch zu 
tun vermag. In dieſem Zuſammenhang berührt es merkwürdig, wenn ein älterer 
Kommentator von ihm ſchreibt: „Mit ſolchen ernſten Studien, mit einem wirk⸗ 
lichen Lehramt ſtehen ſeine Gedichte völlig im Widerſpruch, der ſich wohl dadurch 
heben läßt, wenn man ſagt, daß der Dichter nicht geradezu alles denken und leben 
müſſe, was er ausſpricht, am wenigſten derjenige, der in ſpäterer Zeit in ver⸗ 
wickelte Zuſtände gerät, wo er ſich immer der rhetoriſchen Verſtellung nähern und 
dasjenige vortragen wird, was ſeine Zeitgenoſſen gerne hören.“ Einmal iſt es 
mehr als fraglich, ob die Zeitgenoſſen des Hafis, wenigſtens die Perſer von Beſitz 
und Religion, die dichteriſchen Frivolitäten des alten Korankenners ſo gar gerne 
gehört hätten. Vor allem aber ſpricht der heiße Odem wahrer Natürlichkeit, der 
durch jede Zeile des Hafis weht, dafür, daß er ſeine Verſe nicht nur geradezu 
alle „gedacht“, ſondern auf ſeine Art und Weiſe auch gelebt haben müſſe. Mit der 
„rhetoriſchen Verſtellung“, die bei Hafis gewiß nicht in Charakterloſigkeit entartet 
iſt, kommt man im theologiſchen Kurſus und im akademiſchen Lehramt wohl 
weiter als in der Dichtkunſt, wo nicht nur der Sinn, ſondern auch der Klang der 
Worte mit tauſend Zungen redet. Die Kunſt des Hafis vollends iſt ſo ſchlicht und 
ſo plaſtiſch, daß die poetiſche Wirklichkeit jedem Vers auf die Stirn geſchrieben 
ſteht. Hafis iſt als ein tüchtiger Goldſchmied äußerſt ſparſam in ſeinen Mitteln, 
kühn und doch vorſichtig mit Farben und Vergleichen umgehend; aber wo er ſie 
anbringt, da wirken ſie wie Erzeugniſſe der lebendigen Natur. Selbſt über⸗ 
kommene und althergebrachte Bilder gewinnen in feinen Händen wie Jerichoroſen 
friſchen Glanz. Er iſt kurz wie jeder echte Lyriker mit muſikaliſchem Gehör und 
ſagt in vier Zeilen doch unendlich viel, er bringt eine kluge Antitheſe, eine 
lächelnde Pointe, eine Anſpielung, die ſchmeichleriſch und reizend, aber nicht ein⸗ 
mal geiſtreich und nie verblüffend wirkt. 

Siolche Züge, die Hafis entfernt nicht erſchöpfen, bezeugen wenigſtens, daß 
ſein innerſtes Weſen ſich im Poeten geoffenbart hat. Der Ausgleich zwiſchen 
dem ſtrengen Lehrer und dem liebestrunkenen Dichter kann alſo nicht vollzogen 
werden in ſeiner poetiſchen Phantaſterei, dank der er nach dem Morgengang zur 
Kanzlei abends auf dem Helikon ſeine Verſe aus den Fingern geſogen hätte, 
ſondern er findet ſich glaubhafter und erfreulicher in der Überlegenheit eines 
ken, ruhigen und doch feurigen Geiſtes. 1 

Die vorliegende Überſetzung iſt in allen Stücken des Dichters würdig. Sie hat 
ihre Sprache teilweiſe am Weſtöſtlichen Diwan geſchult, wodurch die Beziehungen 
wiſchen dem weſtlichen Weimar und dem öſtlichen Schiras beſonders augen⸗ 
ac werden. An Verſtändnis, Geſchmack und Melodik in Wort und Rhythmus 
leiſtet ſie alles Wünſchenswerte. Der Verfaſſer hat ſich damit einen Platz neben 
den beſten deutſchen Überſetzern erworben. Diefenbach. 
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Alfons Petzold, Memoiren eines Auges. Skizzen eines Sehenden Anger 
gruberberlag Brüder Suſchitzty. Wien⸗Leipzig 1912. 112 Seiten. 


So haben jene doch recht behalten, die Alfons Petzold ſchon nach Erſchei n 
ſeiner erſten kleinen Gedichtſammlung trotz all der Unvollkommenheiten und 
Unbehilflichkeiten, die ſich darin zeigten, eine hervorragende dichteriſche Begabung 
zuſchrieben. Das neu erſchienene Buch Petzolds weiſt nicht nur einen überraſchenden 
Fortſchritt auf, ſondern zeigt klar, daß der junge Dichter ſeine Eigenart gefunden 
hat. Nicht jede der kleinen Skizzen und Gedichte in Proſa tut das mit gleicher 
Entſchiedenheit dar. Einige weiſen noch zu deutlich die Merkmale der Meiſter 
auf, an denen er ſeine Sprache gebildet hat, die im Laufe von wenigen Jahren 
zur vollendeten Beherrſchung des deutſchen Ausdrucks gelangt iſt, aber ſelbſt ſolche 
Dichtungen tragen, wenn ſchon nicht der Form, ſo doch dem Inhalt nach ein eigen⸗ 
artiges Gepräge. Die Mehrzahl aber iſt nach Form und Inhalt originell und 
ungekünſtelt. 

Ganz ohne jene Abſichtlichkeit, wie ſie ſich oft in neueren Proletarierdichtungen 
unangenehm fühlbar macht, verleiht Petzold dem ſtärkſten und dem zarteſten Fühlen 
des modernen Arbeiters künſtleriſchen Ausdruck. 

Wie reizend iſt das Geſpräch im unverfälſchteſten wieneriſchen Dialekt, wor 
ein junger Burſche feinen Arbeitskameraden die geiſtigen Genüſſe ſchildert, die 
das „Volksheim“, eine Wiener Volkshochſchule, ſeinen Beſuchern bietet, und wie 
ergreifend das Stimmungsbild, das uns einen verwitweten Arbeiter mit ſeinem 
Söhnchen zeigt, der zu Allerſeelen durch den trüben Herbſtnebel zum Friedhof 
wandert mit dem Kreuzlein und der Laterne, die er erſt nach langen Monaten des 
Sparens auf den Grabhügel ſeines hingeſchiedenen Weibes ſetzen kann. 1 

Das herzbeklemmende Elend der Dirne, die bei Näſſe und Kälte auf offener 
Straße nächtlich ihre armen Reize zum Kauf ausbietet, iſt oft geſchildert worden, 
aber ſelten ſo einfach mitfühlend wie in Petzolds Skizze. Der greiſe, von der Arbeit 
gebeugte Pflaſterer, der noch mit ſtiller Herzensfreude für ſein Enkelchen ſchafft, 
iſt eine rührende Erſcheinung. Erſchütternd dagegen, wie nur der ſie geben kann, 
der Hunger und Elend ſelber durchgekoſtet hat, wirkt die Schilderung der Schnee⸗ 
ſchaufler. Da kommen ſie, die Ausgehungerten, denen ein ſtarker Schneefall Glück 
bedeutet, weil er die Möglichkeit gibt, ein karges Stück Brot su erwerben. Die 
Möglichkeit, aber nicht die Gewißheit, denn das Gedränge um eine Schaufel, eine 
Hacke, Werkzeug und Legitimation zugleich iſt ſo groß, daß bittere Feindſchaft und 
Konkurrenzneid unter den Drängenden Platz greift. Und die Glücklicheren, die 
Sieger bleiben, arbeiten dann mit leerem Magen bis zur Dunkelheit, um endlich, | 
endlich einen Tageslohn in ſtarren, ermatteten Händen zu halten. Aber nicht nur 
Beſchwerde und Kummer des Proletariats füllen die Blätter dieſes Buches, ſonden 
auch jubelnde Lebensfreude und Kampfesluſt. 

Vielleicht gibt es nicht ſehr viele deutſche Liebeslieder, die ſich Petzolds „Brau 
zeit“ an die Seite ſtellen können, und in der nicht ganz ſo formvollendeten, aber 
ſtrahlendfrohen Dichtung „Meiner Frau“ macht er die feine Beobachtung, „ 
die Philiſter im Innerſten ebenſowenig an die leidenſchaftliche Liebe eines Paare; 
glauben können, das noch nicht körperlich vereinigt iſt, als an die eines ſolchen, d 
in ehelicher Gemeinſchaft lebt. 

Wie ſchade, daß der geſchmackloſe Titel des Buches manchen von ſeiner Lektüre 
abſchrecken wird. „Memoiren eines Auges.“ Wem drängt ſich dabei nicht das häß⸗ 
liche Bild eines aus ſeiner Höhle gelöſten toten Auges auf. Vielleicht wäre es beſſer 
geweſen, wenn der Dichter den Untertitel „Skizzen eines Sehenden“ zum Titel 
gewählt hätte. »Thereſe Schleſinger. 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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der Schrecken ohne ende. 
7 Berlin, 23. März 1912. 


„Judas Iſchariot!“ riefen die ſozialdemokratiſchen Mitglieder des Drei- 

klaſſenparlaments dem Führer der chriſtlichen Bergarbeiter zu, der mit 

dreiſter Stirn und ödem Geſchwätz den Verrat zu beſchönigen ſuchte, den die 
von ihm mitgeleitete Organiſation an den um ein menſchenwürdiges Da- 

fein ringenden Knappen verübt hat. Aber der Judas quittierte mit ver⸗ 
gnügtem Grinſen über die verdiente Züchtigung, und er iſt einſtweilen als 

Sieger auf dem Plan geblieben. 

Einſtweilen, denn man braucht noch lange nicht in die tiefe hiſtoriſche 

Erkenntnis zu graben, um in der Niederlage der ſtreikenden Bergarbeiter 

den Vorboten künftiger Siege zu ſehen. Wie diesmal die Hirſch-Duncker⸗ 

ſchen Gewerkvereine, die vor vierzig Jahren gegründet wurden, um die 
Streiks auszurotten, Schulter an Schulter mit ihren Kameraden gekämpft 
haben, ſo wird auch die Maſſe der Arbeiter, die ſich heute noch vom Zentrum 
betören laſſen, dahin gelangen, wohin ſie Ehre und Pflicht rufen. Nur daß 
dieſe Entwicklung ſich ungleich ſchneller vollziehen wird als bei den Ge⸗ 
werkvereinen, die einſt von den fortſchrittlichen Kapitaliſten gegründet 
wurden, um die Arbeiterbewegung zu ſpalten. Der augenblickliche Sieg der 
Jaudaſſe wird ſich für fie noch verhängnisvoller erweiſen, als wenn ihr Ver— 
rat mißlungen wäre, denn er ruft in weit ſtärkerem Maße das Gefühl der 
Reue und Scham in den Arbeitern hervor, die ſich einſtweilen haben be— 
tören laſſen. 
Ebenſo geringen Anlaß zum Triumphieren wie die „chriſtlichen“ Führer 
haben die herrſchenden Klaſſen und hat vor allem die Regierung, die mit 
Roß und Reiſigen gegen eine durchaus friedliche und geſetzliche Bewegung 
ins Feld gezogen iſt. Die Deſperadopolitik der Heydebrand und Konſorten 
iſt an der beſonnenen Ruhe der ſtreikenden Arbeiter geſcheitert, und die be- 
waffnete Macht muß ruhmlos abziehen wie die Katze von einem wohlver— 
H 1911-1912. I. Bd. 60 
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ii | des Abſolutismus und das furchtbarſte Machtmittel, das überhaupt abſolu⸗ 
tiſtiſchen Zwecken dienen kann; ſtärkt die Volksvertretung dies Machtmittel, 


ſie ſich dadurch ſelbſt zur völligen Bedeutungsloſigkeit. Zu ſolchem mora⸗ 


wahrten Taubenſchlag. Man wird immer wieder an das alte triviale, ab 
niemals täuſchende Wort erinnert, daß die Götter den mit Blindhe 
ſchlagen, den ſie verderben wollen. Eine günſtigere Gelegenheit, den Aus⸗ 
fall der Reichstagswahlen einigermaßen abzuſchwächen, ließ ſich nicht leicht 
denken; wären die beſcheidenen Forderungen der Bergarbeiter, die auf d 
Dauer doch befriedigt werden müſſen, in loyaler Weiſe bewilligt worden, 
hätten die Bergherren, die Regierung und die herrſchenden Klaſſen über⸗ 
haupt eine halbwegs loyale Haltung zu dem Streik im Ruhrbezirk einge⸗ 
nommen, ſo hätten ſie nur ihrem eigenen Intereſſe gedient. Aber es iſt 14 
ſtets das ſicherſte Zeichen für den unaufhaltſamen Niedergang herrſchender 1 
Klaſſen geweſen, ihre eigenen Intereſſen nicht mehr zu verſtehen und noch 
mit dem Feuer zu ſpielen, das ihnen ſchon die Finger verbrennt. Sie 
werden ihres Sieges nicht froh werden, wenn neue Heerſäulen ſtreitbarer 
Männer aus den Drachenzähnen erwachſen, die ſie in den letzten Woche f 
geſät haben. E 

Einſtweilen fühlen ſie ſich noch ſicher, und mit den neuen Wehrvorlagen, 
deren Inhalt von der offiziöſen Preſſe endlich veröffentlicht wird, treibe 15 
ſie es ſo toll wie je. Eine Erhöhung der Friedenspräſenzſtärke um nahezu 
30 000 Mann, dazu eine Vermehrung der Flotte um ein drittes aktives Ge⸗ 
ſchwader und endlich Mehrkoſten für Heer und Marine im jährlichen Be⸗ 
trag von vorausſichtlich 125 Millionen Mark — das iſt in der Tat eine 
nette Beſcherung, von der man annehmen ſollte, daß ſie ſelbſt den bürger⸗ 
lichen Parteien einiges Grauſen einflößen würde. Allein davon iſt nichts 
zu ſpüren. Die bürgerliche Preſſe, einſchließlich der fortſchrittlichen Blätter, 
findet die Sache ganz in der Ordnung; ſie hat ſich mit dem Rüſtungswahn⸗ 
ſinn vollkommen abgefunden. Wohin ſind die Zeiten, als der deutſche Libe⸗ 
ralismus noch einen jahrelangen Krieg führte um die paar Millionen jähr⸗ 
licher Mehrausgaben, die die Heeresreorganiſation Roons beanſpruchte, 
oder auch ſelbſt nur die Zeiten, wo Bismarck immerhin noch den erſte . 
ſeiner Plebiſzitſchwindel inſzenieren mußte, um den Nationalliberaler 5 
das Gelüſte nach jährlicher Bewilligung der Frieden aus⸗ 
zutreiben! ° 

Damals — im Jahre 1874 — haben ſelbſt Nationalliberale, wie Forcken⸗ 1 
beck und Miquel, offen ausgeſprochen, ein Parlament, das ſich gegenüber 


begebe, ſei nichts als ein Schattenſpiel an der Wand. Das iſt ja auch ſo ein⸗ 
fach und klar wie das Einmaleins. Ein Heer, das nicht einmal auf die Ver⸗ 
faſſung vereidigt wird und auf Befehl des „oberſten Kriegsherrn“ nicht vor 
dem Eltern- und Geſchwiſtermord zurückſchrecken ſoll, iſt ein Machtmittel 


ſobald eine ſolche Stärkung von der Regierung verlangt wird, ſo verurteilt 


liſchen und politiſchen Selbſtmord ſind aber nahezu drei Viertel des gegen: 1. 
wärtigen Reichstags bereit. Man muß a Tatſache ſcharf ins Auge faffen 
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auch auf die Gefahr hin, deshalb anarchiſtiſch⸗ſyndikaliſtiſcher Neigungen 
verdächtigt zu werden. Nichts könnte eine Arbeiterpartei moraliſch und 
politiſch mehr kompromittieren, als wenn ſie ein Wrack, das hilflos vor dem 
Winde treibt, für ein Kriegsſchiff halten würde, mit dem ſich eine neue 
Welt erobern ließe. 
Nun ſucht der Liberalismus ſeinen ſchmählichen Umfall in Sachen des 
Rüſtungswahnſinns dadurch zu verhüllen, daß er in der „Deckungsfrage“ 
der Himmel weiß welche Heldentaten zu verrichten verheißt. Hierbei hat er 
aber ſchon von vornherein eine ungünſtige Poſition, denn wenn er die neuen 
Rüſtungen im Intereſſe des Vaterlandes, um das Reich vor auswärtigen 
Feinden zu ſchützen, für notwendig erklärt, ſo antwortet ihm der Milita⸗ 
rismus in ſeiner robuſten Logik: Sind die Rüſtungen notwendig, fo müſſen 
auch die Mittel dazu aufgebracht werden, ſo oder ſo. Und da haben ſich bis⸗ 
her noch immer hundert Wege gefunden, dieſe unbequeme Schlußfolgerung 
wenigſtens ſo weit zu umgehen, daß die neue Steuerlaſt an den arbeitenden 
Klaſſen hängen blieb. 
Vorläufig freilich wagt ſelbſt die Regierung mit dieſer Abſicht noch nicht 
offen hervorzutreten. Aber immerhin ſucht fie die Dinge fo zu ſchieben, daß 
ſie auf die ſchiefe Ebene geraten. Am nächſten lag der Gedanke, den Plan 
der Erbſchaftsſteuer wieder aufzunehmen, aber das verbot der blauſchwarze 
Block dem Reichskanzler, der auch diesmal gehorchte und ſelbſt den Reichs⸗ 
; ſchatzſekretär in ſchroffer Weiſe ausſchiffte, weil dieſer Herr auf der Erb- 
ſchaftsſteuer beſtand. Die Konferenz der einzelſtaatlichen Miniſter, die 
kürzlich die Deckungsfrage beriet, hat ſich dann dahin entſchieden, die 
Branntweinliebesgabe zu opfern, womit die Mehrkoſten für Heer und Flotte 
aber nur zum vierten oder fünften Teil gedeckt ſein würden. Wie der weit 
überwiegende Reſt aufgebracht werden ſoll, bleibt vorläufig im Dunkeln, 
worin für die beſitzenden Klaſſen gut munkeln iſt. Ob die Fortſchrittliche 
Volkspartei, die noch bei der berühmten „Finanzreform“ die Anſicht ver⸗ 
trat, daß wenn von neuen Steuern ein Fünftel auf die beſitzenden Klaſſen 
fällt, vier Fünftel von den arbeitenden Klaſſen getragen werden müſſen, 
inzwiſchen zu verſtändigeren Anſichten gelangt, wird ja abzuwarten ſein; 
will ſie wirklich zeigen, daß ſie ein wenig zu lernen und zu vergeſſen weiß, 
ſo muß ſie natürlich mit äußerſter Energie dafür eintreten, daß auch nicht 
ein Pfennig neuer Steuern auf das Proletariat fällt. 
4 Aber die „Deckungsfrage“, jo wichtig fie inſofern iſt, als die erdrückenden 
Laſten, die auf den arbeitenden Klaſſen ruhen, nicht noch vermehrt werden 
dürfen, tritt doch verhältnismäßig in den Hintergrund gegenüber der Tat⸗ 
ſache, daß die Steigerung der Rüſtungen von allen bürgerlichen Parteien 
gefördert wird. Schon deshalb, weil — ſelbſt wenn die arbeitenden Klaſſen 
dene ungerupft davonkommen — der unerſättliche Moloch über Jahr und 
Tag mit neuen Forderungen kommen wird, deren Koſten dann doch den 
Maſſen aufgehalſt werden. So gänzlich die Hoffnung aufgegeben werden 
muß, daß ſich die deutſche Bourgeoiſie je noch einmal zu einem energiſchen 
Widerſtand gegen die Forderungen des Militarismus aufraffe, ſo naiv 
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wäre Die Erwartung, daß fie je dauernd dieſe Forderungen aus eigen 
Taſche befriedigen werde. 

Hüten wir uns alſo, die „Deckungsfrage“ allzu einſeitig zu betrachten; 55 
ſie iſt wichtig, aber nicht entſcheidend. Die Oppoſition gegen den Wahnſinn 
der Rüſtungen iſt der Punkt, wo ſich das Korn von der Spreu ſondert. In 
dem Maße, wie der Reichstag hier nachgegeben hat, iſt er ohnmächtiger und 
ohnmächtiger geworden, und ehe er ſich nicht endlich aufrafft, um dem Mili⸗ 
tarismus und Marinismus ein Quos ego! zuzurufen, wird er immer nur 
die Karikatur eines bürgerlichen Parlaments bleiben. Dieſer Satz iſt um 
ſo mehr zu betonen, als er zwar vor zwanzig Jahren noch das A und O 
jedes nationalliberalen Politikers war, aber heute an manchem Orte ver⸗ 
geſſen zu ſein ſcheint. Was man von jeder liberalen Partei, die ſich ſelbſt 
und ihre Prinzipien achtet, beanſpruchen darf, iſt nicht ein weitfäufiges. 
Gerede über die „Deckungsfrage“, ſondern ein klares und 1 Nein gegen⸗ 
über den neuen Wehrvorlagen. , 

Über dieſe Vorlagen äußert ein engliſches Blatt mit grimmigem Hohne: ö 
Wenn denn ſchon einmal die Verrücktheit des Wettrüſtens andauern ſolle, 2 
jo müſſe man ihr ein ſchnelleres Tempo wünſchen, um zu ſehen, welche der 
beiden Nationen am eheſten ausgepumpt ſein würde. Dieſe Meinung iſt ſo 
uneben nicht, wenn es anders richtig ſein ſoll, daß ein Ende mit Schrecken 
dem Schrecken ohne Ende vorzuziehen ſei. Es bleibt nur die eine Hoffnung, 
daß die arbeitenden Klaſſen hüben und drüben mächtig genug werden, um 
dem Schrecken doch ein Ende zu ſetzen, und ſie werden dieſe Macht um ſo 
eher gewinnen, je rückſichtsloſer ſie ſich von Moloch und Molochs Freunden 


ſcheiden und je ſchroffer ſie ihre eigenen Prinzipien vertreten. | \ 
die Landtagswahlen in Badern. 1 
Von Fritz Vuchta. N 


5 


Die Zeiten, wo das Zentrum in Bayern in ſatter, behäbiger Ruhe un⸗ 
geſtört ſich ſeiner Macht freuen konnte, ſind vorüber. Die Induſtrialiſie 
rung ſchreitet auch in Bayern mächtig fort und trägt ein Element in die 1 
Bevölkerung, das dem Zentrum nicht günſtig iſt. Die Arbeiterbewegung 
faßt in den dunkelſten Bezirken Fuß. Das Zentrum muß dieſer Entwick⸗ 
lung Rechnung tragen, muß verſuchen, den Abfall ſeiner Arbeiteranhänger 
aufzuhalten. Es gründet chriſtliche Gewerkſchaften, die in Bayern offener 
als anderswo als Kampfestruppen gegen die moderne Arbeiterbewegung 
benutzt werden. Wo die von einer ausgeprägt zentrumsfrommen Bevölke⸗ 
rung bewohnten Bezirke an Landesteile ſtoßen, in denen unſere Bewegung 
ſehr erſtarkt iſt, entwickelt ſich ein unaufhörliches erbittertes Ringen. Das 
iſt der Fall, wo die Oberpfalz an Oberfranken oder an Mittelfranken grenzt. 
In dieſem Kampfe läßt das Zentrum und die unverhüllt für dieſe Partei 
arbeitende katholiſche Geiſtlichkeit alle Minen politiſchen, wirtſchaftlichen 
und religiöſen Terrorismus ſpringen, im Eifer des Gefechtes iſt die alte 


25 


Fritz Puchta: Die Landtagswahlen in Bayern. 92⁵ 


heuchleriſche demokratiſche Larve, die ſich das Zentrum beſonders in Bayern 


lange Zeit vor das Geſicht gebunden hielt, in Fetzen gegangen. Keine Re⸗ 


aktion kann widerlicher ausſehen als die nun im klerikalen Gewand ſich 


zeigende. N 


Die bayeriſchen Liberalen haben an einer Rückdämmung der Zen⸗ 
trumsmacht zweifellos ein beſonderes Intereſſe. Selbſt ganz ſchwach ent⸗ 
wickelter Freiheitsſinn empfindet drückend die brutale Vergewaltigung jeder 


freiheitlichen Regung durch das Zentrum, das in Bayern heute die gleiche 


Rolle ſpielt wie die um Heydebrand in Preußen. Das Heer der bayeriſchen 
Lehrer — ein wichtiger Beſtandteil der bayeriſchen liberalen Gruppen — 


ringt ſeit Jahren in heftigem Kampfe mit dem Zentrum, das die Schul⸗ 


aufſicht dem Klerus erhalten und damit die Schulverpfaffung für Zeit 
und Ewigkeit feſtgeankert wiſſen will. Die Beſchnüffelung, Schikanierung 
und Avancementsverſchlechterung nichtklerikaler Beamten feiert Triumphe. 
Je fetter das Zentrum wurde, um ſo mehr magerte der bayeriſche Liberalis⸗ 
mus ab. Den Zorn der Liberalen ſteigerte noch die Erinnerung an die Vor⸗ 
gänge der letzten Jahre im Reiche, wo der Liberalismus durch Zentrums⸗ 


tücke vom konſervativen Regierungsblock abgeſprengt, ausgeſchaltet und 


von der Regierungsgnadenſonne verdrängt wurde, obwohl er für die Re⸗ 
aktion ſo viel getan hatte, daß ihm zu tun faſt nichts mehr übrig blieb. 
Allein etwas gegen das Zentrum zu unternehmen, iſt aber dem 


| bayeriſchen Liberalismus noch viel weniger möglich, als es vor Jahrzehnten 


war. Nicht etwa weil das Zentrum im Laufe der Jahre immer feſter ſich 
die Volksgunſt zu ſichern vermocht hätte. D ie Schuld lag am Libe⸗ 
ralismus ſelbſt, deſſen politiſche Qualitäten inzwiſchen um jeden 


Kurswert gekommen ſind. In allen wichtigen Fragen der bayeriſchen Po⸗ 


litik war ſeine Haltung eine klägliche, pendelte er ziellos nach rechts und 
links, um bei der Entſcheidung häufig nach rechts zu fallen. Das raubte 
ihm im Volke die Achtung und das Vertrauen. 

Der Übermut der Schwarzen ſtieg in dem gleichen Maße, in dem die 


Liberalen in geradezu fabelhafter Inkonſequenz dem Zentrum die Türe 
öffneten, wenn dieſe herrſchende Partei in der Falle lag. Das war der Fall, 


als vor kurzem die Reformierung der bayeriſchen Steuergeſetze vorge— 
nommen wurde. Das Zentrum hatte dieſe „Reform“ völlig nach ſeinem 
Willen geſtaltet. Es belaſtete die niederen Berufs⸗ und Gewerbeeinkommen 


auf das allerſchwerſte, ließ aber den hohen Berufseinkommen und dem 


Kapitaleinkommen auffallende Schonung angedeihen. Vor der entjchei- 
denden Abſtimmung, als ſich Stürme des Proteſtes im Lande erhoben, er— 


klärte die Zentrumsfraktion im Landtag plötzlich, das Geſetz wieder ſchei— 
tern zu laſſen, wenn nicht andere Parteien mit dafür ſtimmen und damit 
vor den Wählern die Verantwortung für die „Reform“ übernehmen. Und 


N 


was geſchah? Ein Teil der Liberalen hob gehorſam das buckelige Zentrums⸗ 


kind aus der Taufe. Das Zentrum war infolge dieſes liberalen Jammer⸗ 


ſtreichs der gefürchteten Aufgabe enthoben, die im Lande gärenden Un⸗ 


willen erweckende Steuerreform als ſein ausſchließliches Werk anzuer⸗ 


kennen. Die Liberalen hatten in kribbelnder Konfliktsangſt ein Bündel der 


Sünden ihrer Unterdrücker auf den eigenen Rücken genommen! Daß mit 
ſolchen ſchnurrigen Streichen die Liberalen ihre Ausſichten im Kampfe 


gegen das Zentrum nicht beſſerten, iſt leicht begreiflich. Die bayeriſche 
; a 


Sozialdemokratie konnte mit gutem Rechte bei ihrer Agitation unter der 
Wählern in ſolchen Fällen die Liberalen und die Zentrümler in eine 
Front ſtellen. Die in der liberalen Preſſe geſungenen ſchwungvoller 
Kampfeslieder gegen das Zentrum bekamen einen poſſenhaften Zug, der 
Liberalismus kam durch ſeine eigene Schuld immer weniger in die La 
ſelbſtändig einen ernſthaften Kampf gegen die Macht des baveriſchen Ze ö 
trums zu führen. e 


ralen wieder Wind in die ſchlaff hängenden Segel ihres Parteiſchiffs zu 
bekommen, und ferner rechneten ſie damit, daß die ſchier unwiderſtehlich 
ſich entwickelnde Kraft der Sozialdemokratie in den Induſtriebezirken nicht 
gegen die Liberalen werde ſpielen dürfen, wenn der „gemeinſame Feind“ 
das Zentrum iſt und die Liberalen der Roten Bundesbrüder ſind. 3 

Andere Erwägungen leiteten jenen Teil unſerer bayeriſchen Partei⸗ 
genoſſen, der die Werbetrommel für den antiklerikalen Block ſchlug. Der 
Appell einer von klerikaler Machtüberhebung bedrängten Regierung an das 
Volk erſchien dieſen Parteigenoſſen als das Zeichen zu einem kühnen Reiter⸗ 
angriff zur Zertrümmerung der Zentrumsmehrheit. Der Augenblick ſchien 
günſtig wie nie. Den vitalſten Intereſſen der Arbeitermaſſen hatte das 
Zentrum ins Geſicht geſchlagen, die einfachſten Rechtsgrundſätze verhöhnt 
und die Verfaſſungsformel von der ſtaatsbürgerlichen Gleichberechtigung 1 
beſpuckt. Nicht nur der Staatsbeamte, ſondern auch der Staatsarbeiter 1 
ſollte gezwungen werden, mit Entgegennahme des Lohnes für ſeine dem 
Staate geleiſtete Arbeit gleichzeitig das Recht preiszugeben, das der 3 
naivſte Bauernknecht aus Oberviechtach beſitzt: das Recht, ſeiner politiſchen 
Überzeugung frei Ausdruck geben zu dürfen. Der Sozialdemokrat ſollte 
in Staatsdienſten nicht geduldet werden. Noch mehr! Das Zentrum griff 
mit frecher Hand nach dem Koalitionsrecht. Den in politiſchen Dingen 
völlig neutralen „Süddeutſchen Eiſenbahnerverband“ wollten die Schwarzen 
baumeln ſehen. Er ſollte verboten, die Zugehörigkeit der Staatsbedienſteten 
zu ihm mit Entlaſſung beſtraft werden. Um vor dieſe Schandtat eine deko⸗ 
rative ſpaniſche Wand zu ſtellen, denunzierten die dem Landtag angehören⸗ 
den Führer der „chriſtlichen“ Zentrumsgewerkſchaften den Verband als 
ſozialdemokratiſch, unterſchoben ihm mit frechen Fingern die Streikabſicht, 
um ſich ſo mit der Forderung auf Zerſtörung dieſer gewerkſchaftlichen Or⸗ 
ganiſation noch als Retter des Vaterlandes aufſpielen zu können. Der Ver⸗ 
kehrsminiſter verſchmähte es zwar, dieſe Zentrumsforderung ganz zu er⸗ 
füllen, aber er ſank doch vor der ſchwarzen Majeſtät zur Hälfte in die Knie 
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und verordnete, daß nunmehr das Heer der Eiſenbahner und ihre Organiſa⸗ 
tion emſig nach verbotenen Tendenzen durchſchnüffelt und beſpitzelt werden 
ſollten. Das hatte dem Zentrum nicht genügt. Es erſtrebte die völlige Ver⸗ 
nichtung des nichtklerikalen Süddeutſchen Eiſenbahnerverbandes nicht aus 
Sorge um die „zuverläſſige“ Geſinnung der Staatsangeſtellten, auch nicht 
aus Angſt vor einer Stillegung der Staatsbahnen durch einen Angeſtellten⸗ 
ſtreik. Ihm handelte es ſich darum, der Zentrumsausgabe einer bayeriſchen 
Eiſenbahnerorganiſation, dem „Bayeriſchen Eiſenbahnerverband“, durch Er⸗ 
würgung des „Süddeutſchen“ neues Blut in die verdorrenden Adern zu 
ſchaffen. Denn der Rückgang dieſer im Zentrumsfahrwaſſer ſegelnden und 
von Zentrumsleuten geleiteten Eiſenbahnerorganiſation wird von keiner 
Seite beſtritten. Der Bayeriſche Eiſenbahnerverband teilte eben das Schick⸗ 
ſal aller chriſtlichen Gewerkſchaften: er ſchoß in die Höhe, befruchtet von dem 
Regen zentrümlicher Verſprechungen, und er ſinkt in ſich zuſammen, nachdem 
das Zentrum im Landtag die von ſeinen gewerkſchaftlichen Zutreibern den 
Arbeitern gemachten Verſprechungen als Luft betrachtet. Der gewinnende 
Teil aus dieſem Verfall der klerikalen Eiſenbahnerorganiſation war der 
freie „Süddeutſche Verband“. Je mehr er rote Backen bekam, deſto höher 
ſchwoll der giftige Zorn feiner Freunde, und dieſer Haß entlud ſich zunächſt 
gegen den unglückſeligen Verkehrsminiſter, der dem Zentrumskommando 
nur zum Teil gehorcht hatte, und der deshalb von der Zentrumsmehrheit 
0 . werden ſollte. Mit dem neuen Manne hofften die um Orterer 
keine Schwierigkeiten mehr zu haben. 
Wider alles Erwarten kam aber die Sache anders. Der einundneunzig⸗ 
jährige Prinzregent zeigte noch immer etwas Leben. Er machte einen 
Strich durch die Rechnung und löſte den Landtag wegen der Weige⸗ 
rung des Zentrums, mit dem Verkehrsminiſter zu arbeiten, auf. 
0 Die Situation ſchien ſo den ſchwarzen Beherrſchern des bayeriſchen 
Landtags nicht günſtig, die Mehrzahl der Sozialdemokraten ſah den Augen⸗ 
blick zu einem erfolgreichen Vorgehen gekommen. Die blockfrohen Liebes⸗ 
lieder der Liberalen fanden in unſeren Reihen ein offenes Ohr — und von 
München her wurde in ſchmelzenden Lauten mitgeſungen. 
1 Es muß zugegeben werden, daß die Kompromißbegeiſterung in der 
bapyeriſchen Sozialdemokratie ſtark mit auf die Eigenart des baye⸗ 
riſchen Wahlgeſetzes zurückzuführen iſt. Durch ein Wahlkompromiß 
der Sozialdemokratie mit dem Zentrum wurde im Jahre 1905 in Bayern 
h an die Stelle einer vorfintflutlichen indireften Wahl die direkte Wahl ge⸗ 
ſetzt, bei der die Entſcheidung durch die relative Mehrheit fällt. Gewählt 
iſt nach dieſem Wahlgeſetz der Kandidat, der die meiſten Stimmen erhält. 
Die einzige Einſchränkung dabei iſt, daß der Gewählte mindeſtens ein 
Drittel aller abgegebenen Stimmen erhalten haben muß. Iſt dies nicht der 
Fall, ſo findet ein neuer Wahlgang ſtatt, zu dem wieder alle Kandidaten 
zugelaſſen find, und wobei die einfache Mehrheit entſcheidet. Damit ſind 
Stichwahlen faſt unmöglich gemacht. Der Schacher, den wir bei Reichstags⸗ 
ſtichwahlen ſo bedauern, wird aber durch ein Wahlgeſetz von der Art des in 
Bayern beſtehenden ſchon auf den erſten Wahlgang verpflanzt. 
kA Das Zentrum hat durch diefes Wahlgeſetz ſeinen überwiegenden Ein⸗ 
fluß in Bayern ſehr erfolgreich geſichert. Es hat in den meiſten Wahl⸗ 
kreiſen mindeſtens ein Drittel der Wähler auf ſeiner Seite und ſichert ſich 


& 


928 | | ee 


damit im Langtag die abſolute Mehrheit, ohne doch die Mehrzahl der N 
Wähler hinter ſich zu haben. Im vorigen Landtag waren von 163 Man⸗ 1 
daten 98 im Beſitz dieſer Partei, obwohl ſie nur etwas über 44 Prozent 
aller abgegebenen Stimmen erhielt. ö 9 

Die Verſuchung lag natürlich nahe, dieſe Minderheit der Zentrums⸗ 
wähler dadurch auch im Parlament zum Ausdruck zu bringen, daß man in 
allen Kreiſen, wo nicht mehr als 50 Prozent Zentrumsſtimmen gezählt 
wurden, dem Zentrum einen gemeinfamen Kandidaten Ro a- 
lierter Parteien entgegenſtellte, um durch Vermeidung einer 
Zerſplitterung der antiklerikalen Stimmen dem Zentrum dieſe Sitze abzu⸗ 
nehmen. a c b 

Und dieſe Verſuchung ſiegte. Es kam bei der Neuwahl ein Kom⸗ 
promiß der Sozialdemokratie mit den Liberalen und deren mehr oder 
weniger loſem Anhang, dem jungen Bayeriſchen Bauernbund und dem Alt⸗ ; 
bayeriſchen Bauernbund, zuſtande. Das Abkommen wurde vom Vorſtand 
der ſozialdemokratiſchen Partei Bayerns unſeren Organiſationsvertretern 
in einer Zuſammenkunft in München unterbreitet, als es in Einzelheiten 
ſchon völlig ausgearbeitet war und Anderungen nicht mehr vorgenommen 
werden konnten. Die einzelnen Beſtimmungen, von deren Aufnahme in das 
Abkommen die Liberalen die Beteiligung an dem gemeinſamen Vorgehen 
abhängig machten, mußten ſofort ſtarken Proteſt hervorrufen. Das Kom⸗ 5 
promiß ſollte ſich lückenlos über das ganze Land erſtrecken und — „den 
gegenſeitigen Beſitzſtand der beteiligten Parteien wahren“. Mit ander 5 
Worten: der augenblickliche Mandatbeſitz der einen vertragſchließenden 
Partei darf von der anderen Partei nicht angegriffen werden, Gegenkandi⸗ 
daturen ſind nicht zuläſſig, dafür aber beſteht die Verpflichtung zur gegen⸗ 
ſeitigen Unterſtützung. 

Mit Annahme dieſer Bedingung durch die Sozial⸗ 
demokratie hatten die Liberalen ihre von uns bedroh⸗ 
ten Mandate gerettet! Und deren ſind nicht wenige. In Ober⸗ 
franken iſt der Liberalismus fertig; die mächtige induſtrielle Entwick⸗ 
lung dieſes Landesteils hat die Proletariſierung der dortigen Bevölkerung 
weit durchgeführt und eine zuſehends reiner werdende Scheidung in eine 
kapitaliſtiſche und eine proletariſche Klaſſe bewirkt. An dieſer Entwicklung 1 
ſtarb der oberfränkiſche Liberalismus, ſeine „Hochburg“ Oberfranken ſank 
bei der letzten Reichstagswahl in den Staub. Die Sozialdemokratie nahm 
ihm Hof und Bayreuth ab, Kulmbach verlor er an den konſerva⸗ 
tiven Bund der Landwirte. In Oberfranken hat aber der Liberalismus 
noch 9 Landtagsmandate. Sie mußten zum größten Teil uns zufallen. Das 
Kompromiß aber brachte die Anerkennung des Beſitzes der Liberalen. So 
mußten alſo unſere Parteigenoſſen von Oberfranken ruhig zuſehen, wie die 
Liberalen die von ſozialdemokratiſchen Wählermehrheiten bewohnten Wahl⸗ 1 
kreiſe lachend einſtrichen. In anderen Teilen Bayerns wird dieſe Situation 
noch öfters beſtanden haben. Am ſinnenfälligſten aber trat ſie hier 
zutage. | RR a 1 
Natürlich hatten die Liberalen in den in unſerem Beſitz befindlichen 
Wahlkreiſen die gleiche Verpflichtung, keine Gegenkandidaten aufzuſtellen. 1 
Aber das war für ſie kein Opfer, denn dieſe Kreiſe hatten wir 1907 aus 
eigener Kraft gegen die Liberalen erobert oder behauptet, und bei der Vor⸗ 
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wärtsentwicklung unſerer und der Rückwärtsentwicklung der liberalen 
Partei war es ziemlich ausgeſchloſſen, daß die Liberalen uns mehrere dieſer 
Mandate abgenommen hätten. So entpuppt ſich die Ausdehnung des Kom⸗ 
promiſſes auf die vom Zentrum und ſeinem Anhang gar nicht oder nicht 
ernſtlich bedrohten Wahlkreiſe als ein Geſchenk an die Liberalen, das ſich 
dieſe für ihr Mittun im Kampfe gegen das Zentrum erpreßten. 

Die übrigen durch das Kompromiß dem Zentrumsblock abzunehmenden 
Kreiſe ſollten unter den „Linksparteien“ aufgeteilt werden, ein genauer 
Verteilungsplan war ſchon gleich mit aufgeſtellt. Die Zahl der dem Zentrum 
abzunehmenden Sitze war auf 17 berechnet, damit wäre es auf 81 Mandate 
herabgedrückt worden, es hätte ihm eine Stimme an der abſoluten Mehr- 
heit im Landtag gefehlt. 

Das Abkommen fand bei der Sozialdemokratie des nördlichen Bayerns 
heftigen Widerſpruch. Außerſte Oppoſition aber machte ſich bei 
Bekanntwerden des Abkommens in dem den Liberalen buchſtäblich ge⸗ 
opferten Oberfranken geltend. War doch in dem zweimännigen! Landtags- 
wahlkreis Bayreuth die Tollheit dieſer Kompromißwahl in der Weiſe auf 
die Spitze getrieben, daß die Liberalen ihren Reichstagskandidaten, den 
Hochſchutzzöllner und Koalitionsrechtsfeind Winsauer, auch mit zum Land⸗ 
tag kandidieren ließen. So erwuchs für unſere Parteigenoſſen die Aufgabe, 
für den Mann an die Urne zu treten, deſſen politiſche Grundſätze ſie bei 
dem wenige Tage vorher abgeſchloſſenen Reichstagswahlkampf aufs ſchärfſte 
bekämpfen, und deſſen reaktionäre, volksfeindliche Geſinnung ſie den Wäh⸗ 
lern hatten nachweiſen müſſen! In Hof ſtellte man kurzerhand — dem Ab⸗ 
kommen zum Trotz — einen ſozialdemokratiſchen Kandidaten auf. Weil 
aber das Abkommen als geſcheitert gelten ſollte, wenn auch nur in einem 
Wahlkreis nicht alle Abmachungen reſpektiert wurden, mußten die Flammen 
der Rebellion in Oberfranken erſtickt werden. Es fand eine Konferenz für 
unſere Parteiorganiſationen der Reichstagswahlkreiſe Bayreuth und Hof 
ſtatt, in der zwei Mitglieder des Vorſtandes der Landesorganiſation die 
harte Aufgabe hatten, das Kompromiß den Parteigenoſſen genießbar zu 
machen. 

Nach vielſtündiger gründlicher Ausſprache faßten die Verſammelten ihre 
Meinung in folgender Reſolution zuſammen: 

Die Parteigenoſſen nehmen Kenntnis von dem beſchloſſenen Ab⸗ 
kommen zwiſchen dem deutſchen Bauernbund, dem altbayeriſchen Bauern⸗ 
bund, den liberalen Parteien und der Sozialdemokratie für die Landtags⸗ 
wahlen am 5. Februar 1912. 

5 Die Parteigenoſſen bringen ihren Proteſt über die völlige Ausſchal⸗ 
tung der Gau- und Kreisvorſtände bei der Aufſtellung der Grundlagen 
des Kompromiſſes zum Ausdruck, weil insbeſondere dadurch den Genoſſen 
in Nordbayern jede Einwirkung auf das Abkommen unmöglich gemacht 
wurde. 

3 Die Parteigenoſſen erklären weiter, daß ſie das Abkommen als der 
i Partei nicht förderlich, für den Bezirk Oberfranken aber als direkt ſchäd⸗ 
. lich betrachten. 


l JIn Bayern gibt es 30 Wahlkreiſe, die wegen ihrer Größe zwei Abgeordnete 
wählen. 
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Trotz dieſer ablehnenden Haltung zu Den Abkon klare 5 N 
Parteigenoſſen, ſich dieſem Beſchluß vollinhaltlich zu fügen und ver⸗ 
ſprechen, ihren Einfluß aufzubieten, um dem Abkommen bei den Ge⸗ 1 
noſſen im Lande Geltung zu verſchaffen. 

Die Annahme dieſer Reſolution erfolgte mit 80 gegen g Sie 
Letztere waren unter allen Umſtänden dafür, ſich dem Beſchluß der Landes⸗ 
organiſation nicht zu fügen. | 

Das Abkommen war alſo gerettet. Nun konnten die Früchte eingeheimſt N 
und im ſchwarzen Bayern durch ein verwegenes Experiment über Nacht die 
hellſten Lichter des politiſchen Fortſchritts entzündet werden. Es kam anders. 

5 9 
„ | ; 

Als der 5. Februar, der Wahltag, kam, hatte das Bentriim bereit3 am 
königlichen Hofe einen Sieg erfochten. Das Geſamtminiſterium, das ſich 
mit dem für den Orkus auserſehen geweſenen Verkehrsminiſter ſolidariſch 
erklärt und dem Zentrum gegenüber ſich ſteifnackig gezeigt hatte, trat 
zurück. Noch ehe die Wähler geſprochen hatten! Die Krone war für das 
Zentrum wieder gewonnen. Das war ſchon ein Erfolg, an deſſen Aus⸗ 5 
nutzung die Schwarzen nach Lage der verfaſſungsrechtlichen Verhältniſſe in 
Bayern auch dann nicht hätten gehindert werden können, wenn die Wahlen 
die Hoffnungen der Kompromißparteien erfüllt hätten. 5 

Die Wahl ſelbſt brachte dem Zentrum und mehr noch ſeinen konſetba⸗ 
tiven Verbündeten verſchiedene Schlappen. Das Zentrum verlor 11 Sitze, ö 
ſein Mandatsbeſitz fiel herab auf 87, der Bund der Landwirte und die 
Konſervativen ſanken von 18 auf 7 Sitze. Dagegen eroberte die Sozial⸗ 
demokratie 9 Mandate und ſtieg auf 30, die Liberalen 7 und ſtiegen auf 31, 
der altbayeriſche Bauernbund gewann 3 und hat nun 5 Sitze, der deutſche 
Bauernbund bekam mit 3 Sitzen zum erſtenmal eine parlamentariſche Ver⸗ 
tretung im Landtag. a 

Aber das erſtrebte Ziel, die Beſe iti der Zen⸗ 
trums mehrheit, war nicht im entfernteſten erreicht. 
Das Zentrum hat heute allein 6 Stimmen über die abſolute Mehrheit. 
Die ultrareaktionären Bündler aber verſtärken die überragende e des 
Zentrums noch. 9 

Eine eingehende Prüfung De Wählerziffern wäre natürlich Biel lehr⸗ 
reicher als die Betrachtung der Mandatsverſchiebung. Aber das Kom⸗ 
promiß macht eine Unterſuchung darüber, wie die einzelnen Parteien ſich 
gegenüber der Landtagswahl von 1907 entwickelten, zu einer zweckloſen ; 
Arbeit. Die Sozialdemokratie durfte ja diesmal nur in 56 von 163 Wahl⸗ 
kreiſen Kandidaten aufſtellen. In allen anderen Kreiſen fielen die ſozia. 
liſtiſchen Stimmen dem Kompromißkandidaten zu. Auch eine Zählung der 
in dieſen 56 Wahlkreiſen für die Sozialdemokratie abgegebenen Stimmen 1 
hat keinen Sinn, da ja in den ſo ermittelten Ziffern die uns von den 
Kompromißparteien zugefallenen bürgerlichen Stimmen enthalten ſind. 

Das gleiche iſt der Fall bei den anderen Parteien. Sieht man von all 
dieſen das Bild über die Stärke der einzelnen Parteien Bi: verwiſchende 1 
Faktoren ab, dann ergibt ſich folgendes: 7 

Es erhielten Stimmen die Parteien des „Linksblocks“, wozu auch dartei. { 
los“ und „zerſplittert“ mitgezählt ſei: 1 
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Sozialdemokratie . . .. . 188511 19,50 142 084 17,69 
Reine 206 939 21,40 191 965 23,90 
Bayeriſcher Bauernbund. 65335 6,80 — — 
Deutſcher Bauernbund. . 28847 3,00 — — 
, gi: 9693 1,00 6679 0,83 
JJV 1610 0,20 1724 0,25 


Insgeſamt 500935 51,90 342452 42,67 
Die anderen Parteien erhielten: 


e, eee, 
Zentrum 4394126 40,90 354900 44,19 
Konſervative u. Bund d. Landw. 62100 6,40 102723 12,78 
eee 5693 0,60 — a 
C 1796 0,20 — — 


Insgeſamt 463715 48,10 457623 56,97 


Eine Verſchiebung der Stimmen unter den beiden Partei gruppen 
ſcheint ſonach in der Weiſe eingetreten zu ſein, daß die Linksparteien 
von der Rechten gewannen. Aber auch das iſt nicht ſo ohne weiteres anzu⸗ 
nehmen, denn auch die Wahl von 1907 ſah keine reine Partei⸗ 
ſcheidung. Die Liberalen kompromiſſelten mit den Bündlern, weshalb 
in den Stimmenziffern der Rechtsparteien von 1907 liberale Stimmen 
enthalten waren. Und umgekehrt! 

Mit den Zahlen der Landtagswahlen läßt ſich alſo nicht viel anfangen, 
jeder Verſuch, ſich in den Zifferreihen zu ergehen, führt in ein unheim⸗ 
liches Labyrinth. 

Etwas mehr geeignet zur Beurteilung der Frage, ob der gemeinſame 
Kampf gegen das Zentrum unter Verzichtleiſtung der Sozialdemokratie 
auf ihre wahltaktiſche Selbſtändigkeit dem klerikalen Block ernſtlich Wähler⸗ 
maſſen abſprengte, iſt ein Vergleich der Landtagswahlſtimmen mit den 
Ziffern der wenige Wochen vorher ſtattgefundenen Reichstagswahl. Es er⸗ 
hielten in Bayern Stimmen (in Prozent aller abgegebenen): 


Reichstagswahl 1912 Landtagswahl! 1912 
t Brosent. Zen tum 40,9 Prozent 
Bund der Landwirte . 5,4 - Konſervative und Mittel- 

Konſervative 1,9 . ſtän de! - 
46,1 Prozent Reichsparte 02 - 


48,3 Prozent 
Dieſe Tabelle jagt uns: Bei der Reichstagswahl, im freien 
Kampfe aller Parteien, ſchnitt das Zentrum und ſein 
Anhang ſchlechter ab als bei dem konzentrierten An⸗ 
ſturm der Linksparteien bei der Landtagswahl! Zwar 
iſt zu berückſichtigen, daß bei der Landtagswahl die antiklerikale Gruppe 
viele ihrer Reichstagswähler nicht an die Urne bringen konnte, weil die 
Vorausſetzung zur Ausübung des Landtagswahlrechtes an die Ableiſtung 
des Verfaſſungseids, die Staatsangehörigkeit ſeit mindeſtens einem Jahr 


Bei der Landtagswahl marſchierten die Parteien des Zentrumsblocks unter 
etwas anderer Bezeichnung. Die Parteigruppen ſind aber dieſelben wie die der 
Reichstagswahl. 
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und an mindeſtens einjährige Steuerleiſtung gebunden iſt: die Soz 
demokratie leidet darunter naturgemäß am meiſten, weniger die konſerva⸗ 
tiven Elemente, die bei dieſer Landtagswahl um das Zentrum geſchart 
waren. Das hat den Prozentanteil des Zentrums zweifellos gehoben. 
Immerhin aber ſieht das Ergebnis nicht ſo aus, als hätte der vereinte An⸗ 
ſturm den bayeriſchen klerikalen Turm in ſeinen Grundmauern erſchüttert. 
Das tatſächliche Machtverhältnis der Parteien im Landtag iſt nicht 
weſentlich verändert. — 
Die Gewinne, die dem Zentrum abgerungen wurden, erſcheinen ſo ge⸗ 
ringfügiger Natur, daß vor einer Wiederholung des Experimentes zu 
warnen iſt. Und zwar ſowohl aus rein praftij chen, als aus prin⸗ 
zipiellen Gründen. Die praktiſchen Gründe ſind: Das Zentrum pariert 
jede Blockbildung von links mit einer Blockbildung von rechts. Das Ziel 
des liberal⸗ſozialdemokratiſchen Kompromiſſes war nicht mehr zu erreichen 
in dem Augenblick, als der Bund der Landwirte den ſeiner Natur durch⸗ 
aus entſprechenden Anſchluß zum Zentrum vollzog. Daß der Bund der 
Landwirte an allen Gliedern blutend das Feld verläßt und den größten 
Teil ſeines Mandatsbeſitzes verlor, wird ihn das nächſte Mal nicht in die 
Arme derer treiben, von denen er ſeine Niederlage holte, ſondern er wird 
vom Zentrum das nächſte Mal ſtärkere Bezahlung fordern. Und 
das Zentrum iſt geſchäftstüchtig genug, zu zahlen, wenn es damit ſeinen 
Intereſſen dient. Das bewies die letzte Reichstagswahl, wo es den Kon⸗ 
ſervativen Kreiſe zuſchanzte, die höchſt ausſichtsvoll für das Zentrum ſelbſt 
waren — nur um die Front gegen links zu ſtärken. Das Ziel, das klerikale 
Joch in Bayern in Trümmer zu ſchlagen, wird auch dann nicht erreicht 
ſein, wenn durch lückenloſen Zuſammenſchluß aller übrigen Parteien das 
Zentrum etwa auf 70 oder 80 Sitze herabgedrückt wird. Dem liberal⸗ 
ſozialdemokratiſch-agrarliberal⸗agrarkonſervativ⸗ mittelſtändleriſchen Kunter⸗ 
bunt würde das Landtagszentrum als feſte geſchloſſene Maſſe gegenüber⸗ 
ſtehen und bei all ſeinen Maßnahmen aus den konſervativen Gruppen des 
kurioſen „Linksblocks“ ſo viel Zuzug erhalten, um ſeinen Willen durchzu⸗ 
ſetzen. — 
In die ungeheuerlichſte Lage käme in einem ſolchen Landtag die 
Sozialdemokratie. Um eine auf antiklerikalen Grundſätzen fußende 
Regierung halten zu können, müßte ſich die Sozialdemokratie dieſer Re⸗ 
gierung in allen entſcheidenden Fragen helfend zur 
Verfügung ſtellen. Denn das Zentrum würde jede Möglichkeit, 
gegen die ihm nicht gehorchende Regierung eine Mehrheit zu bilden und 
ſo Konflikte mit Miniſterſtürzen und Landtagsauflöſungen zu ſchaffen, mit 
grinſender Freude ausnutzen. Dabei wäre dieſe Regierung noch immer 
nicht das Gegenteil eines „geſchäftsführenden Ausſchuſſes der herrſchenden 
Klaſſen“. Sie wäre eine kapitaliſtiſche Regierung und auf Erhal- 
tung der jetzigen Geſellſchaftsordnung bedacht, jener „Ordnung“, deren 
verdienten und notwendigen Sturz vorzubereiten und durchzuſetzen unſer 
Kampf gilt. Die ſozialdemokratiſche Fraktion wäre verpflichtet — wollte 
ſie nicht „ihr“ antiklerikales Miniſterium in Gefahr bringen —, Budgets 
der undefinierbarſten Art zu bewilligen — jo laufen die praktiſchen Grü 
gegen die Fortführung des in Bayern begonnenen Experimentes hinü 
in die Ablehnungsgründe grundſätzlicher Art. | 
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Die drückende Macht des Zentrums in Bayern abzutragen durch wahl⸗ 
ſtrategiſche Winkelzüge von der Art des eben geſehenen hat zur erſten 
Vorausſetzung die Einſtellung unſeres Kampfes gegen die 
Liberalen auf landespolitiſchem und ſeine Abſchwächung auf reichs⸗ 
politiſchem Gebiet. Die geſunde, freie Entfaltung des Parteilebens wird 
damit unterbunden. Die Sozialdemokratie wird eingekapſelt, wo ſie die 
größten Erfolge erringen könnte: in den induſtriellen Gebieten, die den 
ſchließlich dort gar nicht mehr vorhandenen Liberalen als Erbſitze durch 
Kompromißgebot zuerkannt werden. Dagegen erhält die Sozialdemokratie 
da und dort ein Mandat zugeteilt, wo infolge beſtimmter wirtſchaftlicher 
Verhältniſſe die Bevölkerung zum größten Teil unſerer Partei mit voll⸗ 
endeter Verſtändnisloſigkeit gegenüberſteht. Die dürfen wir im Landtag 
vertreten. Glücklicher Abgeordneter! 

Das Kompromiß mit ſeiner Beſchränkung der Kandidatenaufſtellung 
macht eine umfaſſende und zielklare ſozialiſtiſche Agitation 
unmöglich. Es ſei daran erinnert, daß bei der letzten bayeriſchen Land— 
tagswahl in etwa hundert Kreiſen kein ſozialdemokratiſcher 
Kandidat aufgeſtellt werden durfte. In zwei Dritteilen des zweitgrößten 
Bundesſtaats ſchwieg alſo jede aufklärende Stimme über die Beſtrebungen 
der Sozialdemokratie auf landespolitiſchem Gebiet. Und in den übrigen 
Kreiſen, wo der ſozialdemokratiſche Kandidat von den mit uns verbündeten 
Parteien unterſtützt wurde, war die Sache noch ſchmählicher. Da mußte 
geſchwiegen werden von den Sünden der mit uns marſchierenden Par⸗ 
teien, obwohl dieſe Sünden an Schwärze denen des Zentrums kaum nad)- 
ſtanden. 

Was iſt die Folge? Der Klaſſenkampfcharakter unſerer Partei mit 
feiner grundſätzlichen Frontſtellung gegen alle bürgerlichen Parteien wird 
verwiſcht, die Volksmaſſen vermiſſen bald an uns das, was ſie unwider— 
ſtehlich zu uns riß. Das dauernde Paktieren mit den Liberalen, die auch 


in Bayern durchaus nicht die humanen, biervergnügten Leutchen ſind, als 


die ſie immer hingeſtellt werden, bringt entweder Verwirrung in unſere 
eigenen Reihen, indem ſich der Proteſt gegen dieſe Taktik immer heftiger 
regt, oder es tritt eine politiſche Verſumpfung ein, weil die Maſſen all⸗ 
mählich den grundſätzlichen Kampf der proletariſchen Klaſſe gegen das kapi⸗ 
taliſtiſche Bürgertum und ſeine verſchiedenen Parteien als nicht notwendig 
zu betrachten beginnen. Der Blick wird abgelenkt von dem großen ſozialen 
Widerſtreit, der die Welt toſend erfüllt und die Grundlagen der kapita⸗ 


liſtiſchen Geſellſchaft immer ſtärker erzittern läßt, er verliert ſich in klein⸗ 


lichem politiſchem Tageskram. An dieſer unſerer ſo entſtandenen inneren 


Schwäche aber würde alles profitieren, was uns im Wege ſteht: ſowohl die 


Liberalen wie das Zentrum. 


* 


Man will uns in das Garn der Block- und Kompromißpolitik jagen mit 


g dem Hinweis auf die Schrecken, die ein Fortbeſtand der Zentrumsherrſchaft 


bringt. Das läßt uns kühl. Soll es das Zentrum wagen, den Bogen zum 


N Brechen zu biegen! Je ſinnloſer es ſeine Macht gebraucht, 
deſto eher ſtürzt es. 


Je toller der Klerikalismus in Bayern die Intereſſen der arbeitenden 


b Maſſen mit Füßen tritt, um ſo mehr arbeitet er jener Taktik in die Hände, 


die den Klerikalismus ſtürzen wird, nicht über Nacht, aber totſicher: es iſt 
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der raſtloſe, zähe Kampf um die Hunderttauſende einzeln Glieder des Zen⸗ 50 
trums, der Kampf um feine Anhänger im Lande. Die ſyſtema⸗ 5 
tiſche ſozialiſtiſche Aufklärungsarbeit unter dem irregeleiteten, urteilsun⸗ 
fähigen Arbeiteranhang des Zentrums, das iſt das trefflichſte Kampf⸗ 1 
mittel gegen die ſchwarze Gefahr. Das Mittel iſt nicht neu und bringt nicht 
über Nacht müheloſen Sieg. Aber es iſt bewährt. ex 

Ihm allein verdankt die deutſche Sozialdemokratie ihre bent 5 
Größe. 


SEE a ee 
BEN — 


der dritte große Bergarbeiterftreik im Kuprbecken. | 
Von O. Niebuhr (Eſſen a. R.). | 


Nach kaum neuntägiger Dauer hat der dritte Maſſenſtreik 0 5 Ruhr⸗ 
bergleute ſein vorzeitiges Ende gefunden. Einen greifbaren Erfolg brachte 
er nicht, wie ſchon ſeine kurze Dauer zeigt. Ein umfaſſender Streik der 
Bergarbeiter, der die Zechenbeſitzer mürbe machen ſoll, muß auf lange 
Wochen hinaus berechnet werden, er muß den Kohlenmangel zur Kata- 
ſtrophe geſtalten und das ganze Wirtſchaftsgetriebe erſchüttern. Das Zechen⸗ 
kapital iſt das konzentrierteſte, zäheſte aller, ihm iſt durch eine glänzende, 
kecke Attacke nichts anzuhaben. Doch auch dieſer Kampf war von den drei 
zur Lohnbewegung vereinigten Organiſationen (Verband der Bergarbeiter, 
Polniſche Berufsvereinigung, Hirſch⸗Dunckerſcher Gewerkverein) für längere 
Dauer vorbereitet, und erſt, als ſich herausſtellte, daß er zu günſtigem Ende 
nicht zu führen war, wurde er durch Beſchluß einer Vertrauensmänner⸗ 1 
konferenz abgebrochen, allerdings nur, weil die zu ſeiner Fortführung er⸗ 
forderliche Dreiviertelmehrheit nicht mehr vorhanden war. | 1 

Schon die Aufzählung der zur Lohnbewegung vereinigten Organiſa⸗ 
tionen zeigt eine der Haupturſachen auf, weshalb der Streik erfolglos ver⸗ 5 
lief. Der im Ruhrgebiet reichlich 40 000 Mitglieder zählende Gewerkverein 
chriſtlicher Bergarbeiter hielt ſich nicht nur vom Kampfe fern, ſondern ſtellte 
ſich ihm klaſſenverräteriſch und nach Renegatenmanier ſchroffer entgegen als 
das Zechenkapital ſelbſt, das diesmal auch nicht ganz einig war. Die Leitung 3 
des Gewerkvereins in Verbindung mit der der gelben Werkvereine darf ſich 
rühmen, das meiſte zur Niederwerfung des hoffnungsvoll einſetzenden ſo⸗ 
zialen Kampfes getan zu haben. Selbſtverſtändlich finden ſich daneben noch 
manche andere Urſachen, aber ſie alle treten zurück vor der einen traurigen 
Tatſache, daß die Leitung einer Arbeiterorganiſation es fertig gebracht, 
mit äußerſter Erbitterung gegen die Erringung von Forderungen anzu 
kämpfen, die ſie ſelbſt im vollen Umfang guthieß. Sucht man nach Gründen 
für dieſe Tat, ſo findet man ſie auf politiſchem, nicht zum letzten kirchen⸗ 
politiſchem Gebiet. In dem Verhalten des Gewerkvereins chriſtlicher Berg- 
arbeiter bei dieſem Streik kommt zum Ausdruck die Umwandlung des . 
Zentrums, das von einer Oppoſitionspartei zur Regierungspartei ohne 
Einſchränkung geworden iſt. 1 

Mit den früheren Streiks im Ruhrbergbau hat der diesmalige Kampf 
das gemeinſam, daß er materiell ergebnislos verlief. Sonſt aber trennen 
ihn vom Verlauf der früheren mancherlei entſcheidende Umſtände, deren 
Endergebnis ſich darin zeigte, daß dieſer Streik in Ruhe beendigt wurde, 
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unter allſeitiger Erkenntnis von der Notwendigkeit des Abbruchs, während 
ehedem juſt der Streikabſchluß die heißeſte Erregung brachte. Am hervor— 
ſtechendſten iſt der Gegenſatz in der Haltung des Zentrums beziehungs⸗ 
weiſe des Gewerkvereins zu den drei Streiks. Im Jahre 1889 befand ſich 
der Ultramontanismus am Ausgang ſeiner Oppoſitionszeit. Ihm allein 
wurde von der kapitaliſtiſchen Preſſe die Schuld an dem Ausbruch jenes 
„wilden“ Streiks zugeſchoben. Der zechenfreundliche Verfaſſer des Buches: 
„Der Ausſtand der Bergarbeiter“, Eſſen 1889, Natorp, ſchrieb darin: 
„Wenn jemand die Verantwortung für den eben beendeten Streik und deſſen 
unheilvolle Folgen trägt, jo iſt es die ultramontane ... Partei.“ Das ift 
natürlich nur mit Einſchränkung richtig. Die Zechenbeſitzer brauchten 
damals den Streik ſehr nötig zur Einleitung einer Kohlenpreiserhöhung 
und haben ihr redlich Teil zu ſeinem Ausbruch beigetragen! Aber ſoweit 
agitatoriſche Aufrüttelung der Maſſen dabei überhaupt in Frage kommt, 
ſtimmt das Wort Natorps ſchon deswegen, weil nennenswerte gewerfichaft- 
liche Organiſationen der Bergarbeiter damals nicht vorhanden waren. — 
1905 hatte ſich die Haltung des Zentrums inſofern geändert, als ſeine 
Preſſe zunächſt vorſichtig zuwartete, dann aber beim Weitergreifen des 
Streiks offen für die Streikenden Partei nahm, in deren Reihen die Mit⸗ 
glieder des chriſtlichen Gewerkvereins ſtanden. Der Streik 1905 bedeutet 
die gewerkſchaftliche Glanzzeit der Zentrumsarbeiterorganiſationen, der 
Streik 1912 macht ihre Korrumpierung offenkundig und iſt der Anfang 
ihres Endes. Der Gewerkverein ſchloß ſich heuer zu dem Zeitpunkt von der 
Bewegung aus, wo ſie in ein entſcheidendes Stadium geriet; er ging in 
offener Schlacht zum Gegner über. Vorher hatte er verſucht, den Kampf 
hinauszuzögern bis zu einer Zeit, wo er unmöglich war — wußte er doch 
ſehr gut, daß der Streik ihm unter allen Umſtänden gefährlich werden mußte 
— und endlich griff er zum verwerflichſten Rettungsmittel, der Organi⸗ 
ſation des Maſſenſtreikbruchs. 

Wie ſchon angedeutet, beſtanden bei dem verfloſſenen Kampfe auch unter 
den Zechenbeſitzern Gegenſätze. Das iſt ebenfalls ein Unterſchied gegen 
früher. 1889 exiſtierte noch kein Syndikat. Die nur loſe vereinigten Zechen 
verſtanden es trotzdem, den Streik in einer für ſie ſo günſtigen Zeit zu pro⸗ 
vozieren, daß ſich von 1888 auf 1890 der Kohlenpreis nahezu verdoppelte! 
Den Ausbruch des Streiks von 1905 hat das 1893 neu ins Leben gerufene 
Kohlenſyndikat jo gut wie ganz auf dem Kerbholz. Seinen Machern war es 
nicht nur um die Emporſchraubung der Kohlenpreiſe zu tun, ſondern auch 
um die Stillegung gewiſſer Zechen, wie der Zeche „Bruchs⸗ 
treue“, wo der Streik ausbrach. Zu riskieren hatte das Syndikat damals, 
wo fein Beſtand noch zehn Jahre gewährleiſtet war, nichts, nur zu ge- 
winnen. Heute iſt das immerhin ein wenig anders. Günſtig iſt ihm, daß 
die Erhöhung der Kohlenpreiſe vom 1. April ab bereits geſichert iſt. Irgend— 
welche Gefahren von Außenſeitern drohen ebenfalls nicht, nun der größte 
von ihnen, der Fiskus, unter das Diktum des Syndikats gebracht worden. 
Dagegen find innere Schwierigkeiten zu verzeichnen, die aus den Vor— 
arbeiten der für 1915 bevorſtehenden Erneuerung des Kohlenſyndikats ent— 
ſpringen. Zwiſchen den ihm angeſchloſſenen gemiſchten Werken, den Hütten- 
zechen und den reinen Zechen, die nicht Selbſtverbraucher find, tobt ein er- 
bitterter Kampf. Die Organiſation des Syndikats ſichert gegenwärtig den 
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Hüttenzechen große Vorteile gegenüber den reinen Zechen. Dieſe, die 
mit den Berliner Großbanken zu rechnen haben, drängen darauf, daß die 
Montanrieſen, die gleichzeitig gemiſchte Werke bilden, die Laſten des Syn⸗ 
dikats zu gleichem Anteil übernehmen. Die reinen Zechen zahlen von ihrer 
geſamten Produktion die Syndikatsumlage, die Hüttenzechen ſind mit ihrem 
gewaltigen Selbſtverbrauch frei! Somit ſind die reinen Zechen wirtſchaftlic ) 
ſchwächer geſtellt und darauf angewieſen, eine günstige Konjunktur in vollem 
Umfang auszunutzen. Die gemiſchten Werke hingegen können es beſſer aus⸗ 
halten. Für ihren Selbſtverbrauch waren ſie diesmal infolge des chriſtlichen 
Streikbruchs zwar nicht ganz ſichergeſtellt, aber ſie konnten doch auf eine 
Teilergänzung ihrer Vorräte rechnen. Ihre Metallproduktion ging weiter 
im Gegenſatz zu den Werken, die von den reinen Zechen wenig oder keine 
Kohlen bekommen konnten. Sie hatten ja auch ihre Koksvorräte und 
konnten ſicher aus zweiter Hand auf Zufuhr von den reinen Zechen rechnen. 
Dieſer Sachlage entſprechen die Außerungen der beiderſeits dienſtbaren 
Preſſe. Es drängt ſich daraus der Schluß auf, daß den großen Syndikats⸗ 
mitgliedern der Streik längſt nicht ſo fatal war wie den mittleren und 
kleinen. Vielleicht hofften jene in der Tiefe ihres kapitaliſtiſchen Gemüts, 
daß die große ſoziale Erhebung wieder eine Reihe von kleinen Opfern reif 
machen würde zur brüderlichen Erdroſſelung durch die Großen. Deshalb 
war es wohl, daß die „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Zeitung“, das Organ der 
Schwerinduſtrie, beinahe objektiv blieb gegenüber dem Bergarbeiterkampf, 
während die „Kölniſche Zeitung“ und die „Bergwerkszeitung“, die zu den 
reinen Zechen Verbindungen haben, in ausgedehntem Maße über den 
Streik ſchimpften und gegen die Streikenden hetzten. 1 
Eine Überraſchung, der aber die Empörung auf dem Fuße folgte, bei 5 
reitete ſelbſt ihren Kennern die Zentrumspreſſe. Man wußte, daß ſie dies⸗ 1 
mal abſeits ſtehen, den Streikenden keine Unterſtützung leihen würde. Aber 
daß ſie ſo maßlos gegen die Streikenden toben und die katholiſche Bevölke⸗ 
rung aufpeitſchen würde, hatte niemand für möglich gehalten! Ein frap⸗ 
panter Umſchwung gegen 1905! Damals wütete die „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche 
Zeitung“ nebſt ihren Geſchwiſtern derart unverſchämt, daß ſie vom Grafen 
Poſadowsky zur Ordnung gerufen wurde. Diesmal waren die Rollen ver⸗ 
tauſcht. Faſt an jedem Tage des Streiks erklärte die „Rheiniſch⸗ Weſtfäliſche 
Zeitung“ mit deutlicher Spitze gegen die Zentrumspreſſe, daß die Nach⸗ 
richten über Unruhen und Ausſchreitungen erlogen ſeien; die Behörden 
hätten dies auf Anfrage erklärt. Und oſtentativ überſchrieb die „Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſche Zeitung“ jeden Tag ihre Streiknachrichten in Fettdruck: Alles 
ruhig! Sie ging ſo weit, gegenüber der Zentrumspreſſe zu erklären, 
daß, wenn diesmal Militär nötig war zum Schutze der Arbeitswilligen, 
wäre es immer nötig geweſen, und zwar auch dann, wenn die Zentrums⸗ 
preſſe es ſich verbeten hatte; denn diesmalſei keineswegs mehr 
vorgekommenals früher auch! Dasſelbe betonte der Eſſener 
Polizeipräſident, der zweimal erklärte, daß ernſtere Aus⸗ 
ſchreitungen nicht vorgekommenſeien! Das iſt um fo wich 
tiger, als das in Eſſen erſcheinende Zentrumsorgan am klobigſten hetzte, 
offenbar im Auftrag der am gleichen Orte hauſenden Leitung des chrift- 
lichen Gewerkvereins. Hier ertönte auch bereits in der Frühe des weite 
Streiktags der Ruf nach Militär und V Wünſche, 99 
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wie man weiß, zum überwiegenden Teile von dienſteifrigen Regierungs⸗ 
organen erfüllt wurden. / 

Alles das geſchah, um die chriſtlichen Arbeiter zur ſchimpflichen Parole 
des Streikbruchs zurückzuführen, von der ſie ſich angeekelt zu erheblichem 
Teile losgeſagt hatten. Aber es mußten erſt die geſamten Machtmittel des 
Staates und der Kirche (auch die Geiſtlichen beteiligten ſich allerorten an 
der Hetze) mobil gemacht werden, um das kräftig emporſchießende Klaſſen⸗ 
gefühl der chriſtlichen Arbeiter wieder zu ertöten. Sein oder Nichtſein 
der chriſtlichen Gewerkſchaftsbewegung waren auf eine Karte geſetzt! Miß⸗ 
glückte dieſer gefährliche und erbärmliche Anſchlag der chriſtlichen Arbeiter- 
führer, die natürlich im Auftrag und Intereſſe des Zentrums handelten, ſo 
blieb als Organiſationsform für die klerikale Arbeiterzerſplitterung nur 
noch die gelbe Fachabteilung übrig, die nicht leben und nicht ſterben kann. 
Mit den ſtärkſten Mitteln nur konnte noch einmal der Maſſenabfall der 
katholiſchen Arbeiter von den Zentrumsgewerkſchaften und dem Zentrum 
verhindert werden — und man hat dieſe ſtärkſten Mittel angewendet. Ob 
das Verräterſtück der chriſtlichen Führer zum zweiten Male möglich iſt, dar- 
über mögen die dürren Tatſachen der Notlage der Bergſklaven ſprechen. 
Seit 1907 hatten die Arbeiter allein im Ruhrbergbau einen 
Lohn verluſt von 146 Millionen Mark. Der jährliche Durch⸗ 
ſchnittslohn ſtand 1907 auf 1562 Mark, 1911 auf 1446 Mark, iſt alſo um 
116 Mark geſunken. Dagegen iſt, nach äußerſt vorſichtiger Berechnung aus 
den Preiſen der Kruppſchen Konſumanſtalt, der durchſchnittliche Nah⸗ 
rungsmittelaufwand einer minderbemittelten Familie im gleichen 
Zeitraum von 786 Mark auf 852 Mark geſtiegen, alſo um 66 Mark, und 
dieſe Steigerung hält an. Nebenbei bemerkt, ſind die Detailpreiſe im all⸗ 
gemeinen höher als bei der angezogenen Anſtalt, die einen Jahresumſatz 
von mehr als 30 Millionen hat. Wollte man die Ernährung zugrunde 
legen, die das Reich einem Marineſoldaten zuteil werden läßt, ſo würde in 
einer vierköpfigen Familie der Geſamtlohn eines Bergarbeiters von 1911 
nicht einmal zur Nahrungsmittelbeſchaffung ausreichen! Im Induſtrie⸗ 
gebiet ſind nicht nur die Wohnungsmieten, ſondern auch die direkten 
Steuern außerordentlich hoch, ſo daß die Arbeiterſchaft hier von vornherein 
ungünſtiger geſtellt iſt. Den Spezialberuf aber, der dem Bergmann den 
verhältnismäßig günſtigſten Lohn ſichert, den des Hauers, kann er nur 
wenige Jahre ausüben. Vorher iſt er geringer bezahlter Schlepper, nachher 
Tagesarbeiter mit niedrigem Lohne, wenn ihn nicht ein Unfall oder ein 
ſchleichendes übel zum Berginvaliden macht, und dann tritt das Elend erſt 
recht an ihn heran. Alljährlich trifft jeden ſiebenten Bergmann ein Unfall; 
80 Prozent der Belegſchaft erkranken, denn die Grubenarbeit erzeugt frühes 
Altern und ſchnellen Kräfteverfall. Dazu geſellt ſich das Heer weiterer 
ſozialer Mißſtände, die der brutale Druck des Zechenkapitals erzeugt. Skan⸗ 
dalös lange muß der Bergmann auf den verdienten Lohn warten. Erſt nach 
mehr als fünf Wochen hat er Anſpruch auf „Abſchlag“, und faſt acht Wochen 
muß er auf die Reſtzahlung warten. Vorſchüſſe für den Notfall gibt's ent⸗ 
weder gar nicht oder mit harten Worten, denn das Zechenkapital weiß den 
geringſten Zinspfennig zu ſchätzen. Außerdem hat der Bergmann ein raf⸗ 
finiert ausgebildetes Strafſyſtem zu erdulden, das den geringſten Fehler 
ſchwer am Lohne ahndet. Es gibt Zechen, wo der Belegſchaft auf dieſe Weiſe 
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Zehntauſende Mark im Jahre abgezwackt werden. Begehrt der Knappe 
wegen allzu kärglichen Lohnes oder der vielen Abzüge auf, dann heißt es, 
er ſolle mehr Kohlen ſchaffen, Überſchichten verfahren. Aber beides hat feine 
Grenze; das letzte im Verſagen menſchlicher Kraft, das erſte in den ge⸗ 
heimen Abmachungen der Zechen untereinander. Der Gedingelohn darf 


nirgends über eine gewiſſe Höhe ſteigen, die um ein weniges über 6 Mark 
liegt, ſonſt würden Zechen mit ſchlechten Gedingen bald keine Leute mehr 
haben und zulegen müſſen. Zu dieſer Art Lohnregulierung iſt der Zechen⸗ 


verband zuſtändig, ſonſt nicht, wie er den Verbänden höhniſch erklärt! ul 


in den Betrieben die Behandlung des Bergmanns eine brutale, fo auch 
draußen. In den Werkswohnungen, Kolonien genannt, wird darauf ge⸗ 
achtet, daß möglichſt viele Koſtgänger gehalten werden, die natürlich zur 
Zeche gehen müſſen. Die Koalitionsfreiheit iſt durch die Aufpaſſerei des 


Hüters dieſer famoſen Wohlfahrtseinrichtung, des Kolonievogts, beſchränkt. 


Nur „gutgeſinnte“ Zeitungen werden geduldet und mißliebige Beſucher 


ferngehalten. Schließlich ſoll der Wareneinkauf in den Zechenkonſumvereinen 


vollzogen werden, die meiſt auch nur eine Wohltat für den Unternehmer 


darſtellen. Weil keine Kündigungsfriſt beſteht, muß der Bergmann ſich ge⸗ 


fügig zeigen, ſonſt wird er aus Wohnung und Arbeit getrieben, was für ihn 
beſonders verhängnisvoll in dem Falle iſt, wo das Sperrſyſtem zwiſchen 
den Nachbarzechen beſteht. Bis jetzt ermöglichte überdies der Zwangs⸗ 
arbeitsnachweis den Unternehmern die dauernde Brotlosmachung derjenigen 
Arbeiter, die ſich nicht jedem Befehl fügten. Wie die Unternehmer dieſes 
Folterinſtrument benutzt haben, beweiſt ein dieſer Tage ergangenes Urteil 
des Landgerichts Eſſen, das zehn Monate hindurch mit der Hungerpeitſche 
gezüchtigten Arbeitern Entſchädigungsſummen bis zu 762 Mark zuſpricht! 
Entſtehen Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis, ſo ſind die Bergleute 
dem Ermeſſen der Zechenverwaltung ausgeliefert. In den letzten Monaten 
noch wurde ihnen ein ganz beſonders gehäſſiger Streich der Unternehmer 
zugefügt, indem dieſe im Knappſchaftsverein durchſetzten, daß die geſetzlichen 
Leiſtungen aus der Reichsverſicherungsordnung auf die Knappſchafts⸗ 
leiſtungen aufgerechnet werden. Dieſe niederträchtige Beſtimmung der 
Reichsverſicherungsordnung haben die Bergarbeiter vorzugsweiſe dem Zen⸗ 
trum zu verdanken. Die Zechen erſparen dadurch pro Ar⸗ 
beiter und Woche einen ganzen Pfennig Beitrag! 

Alle dieſe und andere Mißſtände, die beherrſcht werden durch den 
kläglichen Lohn und die ausgedehnte Arbeitszeit auch vor den heißeſten 
Orten — die Achtſtundenſchicht ſteht nur auf dem Papier! — hatten die 


Erregung bei allen Bergarbeitern zu einem gefahrdrohenden Grade ge⸗ 


ſteigert. Es zeugt für die ganze gewerkſchaftliche Diſziplinierungsarbeit, 
die von den „Hetzern“ im Ruhrgebiet geleiſtet worden iſt, wenn es nicht 
unter den erbitterten Maſſen fortgeſetzt zu wilden Streiks kommt. Seit 
zwei Jahren beſonders mußte unendliche Mühe aufgewendet werden, um die 


Arbeiter zurückzuhalten bis zu günſtigerer Zeit. Jetzt aber, faſt zugleich mit 
der Teuerung, war eine Konjunktur heraufgeſtiegen, die Erfolg verſprach. 


Die Zechen förderten darauf los, um die alten und neuen Abnehmer zu 
befriedigen. Der Export ſchwoll an, während die Einfuhr zurückging. Schon 
griff das Kohlenſyndikat ſeine Reſervelager an. Überall gärte es unter den 


Kohlengräbern, und in England brach jener Rieſenkampf aus, der die a 
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Grundfeſten der engliſchen Volkswirtſchaft erſchüttert. Kein Wunder, daß 
die Ruhrbergleute einſchließlich der chriſtlichen doppelt ungeduldig wurden 
und ſtürmiſch nach energiſchen Mitteln in der Lohnbewegung riefen. 

Wenn je ein Bergarbeiterkampf Erfolg verſprach, war es dieſer. Und 
wenn je Arbeitervertreter ſich mit ſchmählichem Verrat befleckt haben, ſo 
die des Zentrums oder des chriſtlichen Gewerkvereins, die die ganze Ge⸗ 
walt des Klaſſenſtaats auf die um ein Stückchen mehr Brot ringenden 
Bergarbeiter hetzten. Dieſe kämpften um Forderungen, die ſamt und ſonders 
von den chriſtlichen Streikbrecherorganiſatoren gutgeheißen waren. In den 
Parlamenten, vor Miniſtern hatten dieſe Arbeitervertreter erklärt, daß die 
Forderungen der Ruhrbergarbeiter berechtigt ſeien — heute, nach ihrem 
Verrat, läßt ſich das nur als ekle Heuchelei bezeichnen, zur Täuſchung der 
chriſtlichen Mitglieder beſtimmt, die gegen die unſaubere Haltung ihrer 
Führer revoltierten und murrten. Noch ein weiteres wurde den chriſtlichen 
Vertretern zur Beruhigung ihrer Gefolgſchaft dargeboten, und das war ein 
Lohnverſprechen der Zechenbeſitzer. Im ſelben Augenblick, wo die Bewegung 
bedrohlich zu werden begann, ausgerechnet an dem vorgeſehenen Tage einer 
entſcheidenden Konferenz der vier Verbandsvorſtände, veröffentlichten die 
Zechenbeſitzer in ihrer Preſſe das Verſprechen einer Lohnerhöhung nach dem 
1. April! Als es ſeine Wirkung getan und den chriſtlichen Führern er- 
wünſchten Vorwand zur Zerſplitterung der Arbeiterorganiſationen gegeben 
hatte, wurde es derart eingeſchränkt, daß nichts von ihm übrig blieb und vor 
allem erſah man aus ihm nicht, inwieweit es ſich auf die Gedingelöhne 
(Akkordlöhne, auf die es ankommt) oder etwa nur auf die Schichtlöhne 
(Tagelöhne) erſtrecken ſollte. Das hindert aber die Vertreter des chriſtlichen 
Gewerkvereins nicht, bis auf den heutigen Tag das Entgegenkommen der 
Grubenherren zu preiſen, ungeachtet aller trüben Erfahrungen, die mit 
den Verſprechungen dieſer Leute gemacht worden ſind. Das veranlaßte ſie, 
in dem Augenblick von der Bewegung abzufallen, wo es ein Zurück nicht 
mehr gab und Einigkeit Lebensbedingung war! 

über ein Jahr waren die Chriſtlichen mit von der Partie, ja ihre Agi- 
tatoren hatten am lauteſten zum Waffengang herausgefordert. Es ſei nur 
erinnert an den Vorſitzenden der Siebenerkommiſſion des Jahres 1905, 
Efferts, der einen Kampf ankündigte, wie ihn die Welt noch nicht ge⸗ 
ſehen, oder an den Sekretär Hüs kes, der die deutſche Induſtrie auf Jahre 
hinaus ruinieren wollte. Im Dezember 1910 wurden unter Teilnahme des 
Gewerkvereins an den Zechenverband die erſten Forderungen eingereicht. 
Dieſer vollführte ſein bekanntes Manöver, indem er ſich als unzuſtändig 
hinſtellte. Man wandte ſich an die einzelnen Zechen, und dieſe wieder wollten 
nur mit den Arbeiterausſchüſſen ihrer Belegſchaften verhandeln. Dieſe 
Ausſchüſſe ſind aber genau ſo weiße Salbe wie die Sicherheitsmänner; 
fie haben insbeſondere kein geſetzliches Recht, über die Lohnfrage zu ber- 


1 handeln. Es fällt alſo den Zechenverwaltungen gar nicht ein, vor ihnen ernſt⸗ 


lich auf die Kernfrage der ganzen Bewegung einzugehen. Noch jedesmal 
ſind die Arbeiterausſchüſſe, wenn ſie ſich bei den Unternehmern meldeten, 
in aufreizendſter Weiſe verhöhnt worden. Im Februar 1911 beſchloß eine 
Konferenz der vier Verbandsvorſtände, die Bewegung auf eine günſtigere 
Zeit zu vertagen. Als im Herbſt 1911 die Teuerung den Bergarbeitern 
unermeßliche Not brachte, wurde erneut eine Konferenz einberufen, und 
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hier ſchon zeigte ſich ein ſehr auffälliges Schwanken der chriſtlichen Ver⸗ 


treter. Sie erklärten, daß ihnen die Zeit nicht geeignet erſcheine; ſollte jedoch 
nach den Reichstagswahlen die Lage in England ſich zuſpitzen, 


dann beſtehe eine andere Situation, und dann könne man wieder zuſammen⸗ 


treten. — Noch immer rechneten die anderen drei Verbände damit, daß die 
Chriſten bei der Entſcheidung dennoch mitgeriſſen werden würden. Ende 


Januar trat die „andere Situation“ ein, und alſo wurde der Gewerkverein 


wiederum eingeladen. Er antwortete jetzt jedoch gar nicht! Man merke 
es war nach den Reichstagswahlen, die im Ruhrgebiet das poli⸗ 
tiſche Bündnis zwiſchen Zentrum und Induſtriekonſervativen oder wenn 
man will: Nationalliberalen gebracht haben. Der „Dreibund“, wie man 
die noch zuſammenhaltenden Organiſationen ſpöttiſch nannte, ließ aber trotz 
der Brüskierung nicht locker und lud zum 2. Februar ein. Nun antwortete 
die Gewerkvereinsleitung, daß ſie nicht kommen könne, weil ſie ſelbſt erſt 
am 3. Februar Sitzung habe. Dafür erſchien aber am 2. Februar in der 
Zechenpreſſe das oben bereits gekennzeichnete Lohnverſprechen. Gewiß ein 
recht nachdenklich ſtimmender Zufall! Zu einer Konferenz am 5. Februar 
entſandte dann die Gewerkvereinsleitung zwei Vertreter; dieſe verſuchten 
zu erhorchen, was geſchehen ſolle, und erklärten ſchließlich, als ſie zum Farbe⸗ 
bekennen gezwungen wurden, daß der Gewerkverein ſich „nicht vor den eng⸗ 
liſchen Karren ſpannen“ laſſen wolle. Auch die Herausgabe eines gemein⸗ 
ſamen Flugblatts lehnten ſie ab. Damit war die Einigkeit der Bergarbeiter⸗ 
verbände in der Lohnbewegung endgültig geſprengt, nachdem der Gewerk⸗ 
verein die Entſcheidung durch eine tückiſche Taktik ſo weit wie möglich hin⸗ 
ausgezögert hatte. Wenn ich dieſe Vorgänge hier in allen Einzelheiten dar⸗ 
ſtelle, ſo deshalb, damit deutlich erkennbar wird, welche Organiſation ſich 
in der Angelegenheit von parteipolitiſchen Motiven hat leiten laſſen. 
War bis dahin die Bewegung nur durch Verzögerung, durch Vereitelung 
wirkſamer Beſchlüſſe, durch gut geſpielte Indifferenz der Gewerkvereins⸗ 
leitung geſchädigt worden, ſo warf dieſe nun die Maske ab. Mit Hilfe der 
unter den Bergarbeitern außerordentlich verbreiteten Zentrumspreſſe ver⸗ 
anſtaltete ſie ein ſchnödes Treiben gegen die drei Verbände. Deren Motive 
wurden verdächtigt, die Lohnbewegung als ein Manöver der Sozialdemo⸗ 
kratie hingeſtellt, die (man lache nicht!) im Ruhrgebiet bei den Wahlen eine 
vernichtende Niederlage erlitten habe. Polen und Hirſch⸗Dunckerſche Ar⸗ 


beiter wären nur Hörige der Sozialdemokraten, und dieſe wieder, repräjen- 


tiert durch die Bergarbeiterführer, ſtänden unter dem Diktum der Anarcho⸗ 
ſozialiſten und was dergleichen offenkundiger Unſinn mehr iſt. Das Organ 
des Gewerkvereins, „Der Bergknappe“, warnte in Plakatſchrift vor „unver⸗ 
antwortlichen Hetzern und zu wilden Streiks (!) aufhetzenden anonymen 
Flugblättern“. Immer wieder wurde die Zuverläſſigkeit der Zechenbeſitzer 
in der Lohnfrage rühmend hervorgehoben. Die Konjunktur bezeichnete man 
als abflauend und direkt ungünſtig, wobei über den Stand von Kohleneinfuhr 
und ⸗ausfuhr irreführende Ziffern veröffentlicht wurden. Gegen die eng⸗ 
liſchen Bergarbeiter wurde ſchmählich gehetzt; das „Arbeiterblatt“ empfahl 
ſogar, während des engliſchen Streiks die Kohlenproduktion zu ſteigern, 


damit den Engländern Abſatzgebiete weggenommen würden. Kurz, die Zechen⸗ 4 
preſſe hätte nicht arbeiterfreundlicher, unſolidariſcher und klaſſenverräteriſcher 
ſchreiben können als der „Bergknappe“ und mit dieſem die Zentrumspreſſe. 1 
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Noch im Februar reichte der „Dreibund“ ſeine Forderungen ein. Sie 
umfaßten im weſentlichen: Erhöhung der Durchſchnittslöhne um 15 Pro⸗ 
zent. Zahlung des Abſchlags und des Reſtlohns um 15 Tage früher als 
bisher. Achtſtündige Schichtzeit einſchließlich Ein⸗ und Ausfahrt; ſieben⸗ 
ſtündige bei 22 Grad Celſius und ſechsſtündige bei 28 Grad. Ver⸗ 
fahrung von Über⸗ und Nebenſchichten nur in Notfällen. Beſſerung des 
Koloniewohnungsweſens. Nichtaufrechnung der reichsgeſetzlichen Verſiche⸗ 
rungsleiſtungen auf Knappſchaftsleiſtungen. Paritätiſcher Arbeitsnachweis. 
Aufhebung des Sperreſyſtems. Einſchränkung des Strafweſens. Errich⸗ 
tung eines paritätiſchen Schiedsgerichtes für Streitigkeiten. Errichtung von 
Ausſchankſtätten für alkoholfreie Getränke. 

Dieſe Forderungen nahmen den bereits bekannten Weg über Zechen⸗ 
verband und einzelne Zechen, deren Antworten dann alleſamt ablehnend 
lauteten. Die Erregung unter den Bergarbeitern wuchs, da ſie die Ver⸗ 
höhnung durch das Zechenkapital doppelt bitter empfanden, nachdem zum 
1. April eine Kohlenpreiserhöhung angekündigt war, die den Werken an⸗ 
nähernd 100 Millionen Mark jährlich einbringen muß. Im Dortmunder 
Revier kam es bereits am 4. März auf den Zechen „Kaiſerſtuhl“ J und II 
und „Scharnhorſt“ zur Arbeitseinſtellung, bei der auch dunkle Machen⸗ 
ſchaften chriſtlich Organiſierter mitgeſpielt haben. Noch einmal hielten die 
Führer die empörten Maſſen zurück, aber nur mit der Zuſage, daß ſicher 
gekämpft werde, wenn die Zechen kein Entgegenkommen zeigen würden. 
Dies blieb aus, es wurde im Gegenteil mit den Arbeiterausſchüſſen in alter 
Manier geſpielt, und nun beſchloſſen die Vertrauensleute der drei Ver⸗ 
bände am 10. März in der Revierkonferenz zu Herne mit 507 gegen 74 
Stimmen den ſofortigen Streik. 

Im Gegenſatz zu dem Kampfe von 1905, der ſich nur langſam entwickelte, 
ſetzte dieſer ſofort mit voller Schärfe ein. Nach der erſten Mittagsſchicht 
ſtanden bereits annähernd 150000 Mann draußen. Am zweiten Tage ſtreikten 
200 000 Mann und am Mittwoch nach einer auf die verminderte Förde⸗ 
rung geſtützten Berechnung des Kohlenſyndikats 227 000 Mann, wobei aber 
die Streikenden von den linksrheiniſchen Schächten ausgelaſſen waren. 
Niedergedonnert ſtand der reaktionäre Dreibund: Regierung, Zechenkapital 
und Gewerkverein beziehungsweiſe Zentrum da. Das hatte man nicht er⸗ 
wartet. Namentlich nicht die chriſtlichen Führer, die noch in der Woche vor 
dem Streik breitſpurig verkündet hatten, daß höchſtens 80 000 Mann der 
Streikparole folgen würden, falls es zum Kampfe käme. Was aber das 
Niederſchmetterndſte für ſie war: die Mitglieder des Gewerkvereins traten 
maſſenhaft mit in den Streik, ſicherlich mehr als ein Drittel der im Ruhr⸗ 
gebiet befindlichen. Da packte die ſchwarze Garde des Kapitals die Verzweif⸗ 
lung. Eine Hetze ſetzte ein, wie ſie bis dahin nicht erhört war, ein Terro⸗ 
rismusgeſchrei, vor dem alles verblaßte. Um die „gezwungen“ mitſtreiken⸗ 
den chriſtlich Organiſierten aus den Klauen der Sozialdemokraten zu 
retten, genügten die 6000 fremden Poliziſten und Gendarmen nicht. Militär 


mußte herbei, 4000 Mann mit Roß und Maſchinengewehr! Dieſem Armee⸗ 


korps wurde ſchärfſtes Vorgehen zur Pflicht gemacht; die Folgen ſolcher 
Ermahnung zeigten ſich freilich nur bei den Poliziſten und Gendarmen — 


die Soldaten kamen nicht in die Lage, auf Vater und Mutter zu ſchießen. 


Aber infolge des Eingreifens der Beamten kam es in zahlreichen Orten zu 


e 
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empörenden und blutigen Szenen. Vier Tote — zwei davon ſogenannte 


Arbeitswillige — und Hunderte von zum Teil ſchweren Verwundungen 
zeugen von der Draufgängerei der „Sicherheitsbeamten“, die in allen 
Fällen viel rückſichtsloſer vorgingen als das Militär. Freilich, die Leute 
waren ortsfremd, wußten nicht, daß im polizeitechniſchen Sinne Anſamm⸗ 
lungen täglich dreimal an jeder Zeche ſtattfinden, beim Schichtwechſel 
nämlich; ſie hatten in ihren oſtelbiſchen und ſonſtigen Wohnorten keinen 
Begriff davon bekommen, welche Menſchenmaſſen der Kapitalismus in den 
troſtloſen Ortsgewirre des Induſtriegebiets zuſammenzieht. In die all⸗ 
gemeine Erregung praſſelten Dutzende von öffentlichen Anſchlägen der Be⸗ 
hörden, wodurch die Bevölkerung gleichzeitig eingeſchüchtert und aufgereizt 
wurde. Aus den Grubenbeamten wurden Hilfspoliziſten, die ihre Wehr 
und Waffen herausfordernd ſpazieren führten. Den Streikbrechern erteilte 
man Waffenſcheine, was zu ernſten Zwiſchenfällen führte, hat doch am Tage 
der Streikaufhebung ein chriſtlicher Agitator einen flüchtenden Streikenden 


erſchoſſen! Von den Beamten wurde ſinnlos und ziellos eingehauen, ſelbſt 


auf Frauen und Kinder, die irgendwo harmlos beieinanderſtanden. Man 
trieb die Pferde der Berittenen auf die Menge, ließ die Polizeihunde auf 


ſie los, hieb in die Fenſter und Haustüren. Wer ſich nach den erregten 


Sicherheitsorganen umſah, wurde verhaftet, nicht minder, wer ſich erlaubte, 
einen der umſchmeichelten und gehätſchelten Streikbrecher etwa anzulächeln. 
Alte Leute, die nicht ſo ſchnell laufen konnten, wie die Beamten wünſchten, 
erhielten Fußtritte, ſo daß ſie zuſammenbrachen; wo in einem Hauſe nicht 


Grabesruhe herrſchte, wenn ein Streikbrechertransport vorüberzog, wurden 


förmliche Belagerungen veranſtaltet. Die Streikenden, überall gehetzt und 
geſchlagen und von Lockſpitzeln umgeben, getrauten ſich nicht mehr in die 


Verſammlungen, wo die Redner zur Ruhe und Beſonnenheit mahnten. Be⸗ - 


ruhigende Flugblätter wurden beſchlagnahmt, den Polen verbot man den 
Gebrauch ihrer Mutterſprache in den Verſammlungen, ſo daß niemand den 
Leuten verſtändlich zureden konnte. Dann ſchloß man die Wirtſchaften, da⸗ 
mit es an Verſammlungslokalen mangele, man hob die Streikbureaus auf 
und ſchüchterte die Wirte ein. Ein Ehrenamtmann ließ ſogar ein generelles 
Verſammlungsverbot los. Kurzum, der Belagerungszuſtand war faktiſch 
vorhanden, und an den Behörden hat es ſicherlich nicht gelegen, wenn es 
nicht zu noch ſchlimmerem Blutvergießen kam. Freilich, im Verhältnis zu 


den chriſtlichen Streikbruchorganiſatoren waren die Behörden beinahe noch 


ruhig. Sie rannten fortgeſetzt zu den Behörden, ließen hetzende Reſolutionen 
los und ſchrien nach formellem Belagerungszuſtand. In Gemeinſchaft mit 


Geiſtlichen bearbeiteten ſie die Geſchäftsleute und das Bürgertum, damit 


dieſe die Streikenden nicht etwa unterſtützten oder ihnen Sympathie 
ſchenkten. i 5 

Das Zechenkapital war ebenfalls nicht müßig. Es nützte den Umſtand 
aus, daß ſeit 1905 wohl an 80 000 fremde Arbeitskräfte ins Revier ge⸗ 
zogen waren, die keinerlei gewerkſchaftliche oder ſtaatsbürgerliche Schulung 
beſaßen. Sie waren zwar mitgeriſſen worden in den Streik, erlagen aber 
bald dem fortgeſetzten Wühlen der chriſtlichen Zechenkreaturen und eilten 
zur Grube zurück, als die ſchriftliche Drohung der Werksbeſitzer ins Haus 
flatterte, daß die 6 Strafſchichtlöhne verwirkt ſeien, die die Arbeitsordnung 
bei „Kontraktbruch“ vorſieht, wenn ſie nicht bis zum Sonnabend, 16. März, 
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wieder anführen. Nebenbei gibt die Arbeitsordnung den Unternehmern das 
formelle Recht ſchon nach drei Feierſchichten! Ferner wurde gedroht, daß die 
Streikenden aus den Belegſchaftsliſten geſtrichen, und daß ſie aus den 


Koloniewohnungen gewieſen würden. 


Ohne die chriſtliche Mithilfe hätten dieſe Drohungen kaum gewirkt, 
ebenſowenig das ehrenvolle Angebot der Unternehmer, an die Streikbrecher 
bis zur Beendigung des Streiks einen Judasſold von 10 Prozent Lohn—⸗ 
erhöhung zu zahlen. Zur Ehre der irregeleiteten Arbeiter ſei geſagt, daß 
viele von ihnen dieſes Verrätergeld ausſchlugen. Rechnet man zu alledem 
den, wie geſagt, bedeutenden Einfluß der ſchamlos wühlenden Zentrums— 
preſſe, ſo läßt ſich ermeſſen, daß dieſer Kampf nach kurzer Dauer nieder⸗ 
gehetzt ſein mußte. | 

Noch ein Wort zu dem Verhalten der Regierung, obwohl dieſes durch 
die Entſendung von 10 000 Bewaffneten eigentlich hinreichend gekenn⸗ 
zeichnet iſt. Kurz vor dem Ausbruch des Streiks ſchien der Staatsſekretär 
des Innern, Herr Delbrück, ſo etwas wie eine Anwandlung von Ver— 


antwortlichkeitsgefühl gegenüber der Arbeiterſchaft zu empfinden. Er berief 


mehrere Arbeiterführer aus dem Reichstag zu ſich, darunter unſere Ge- 
noſſen Sachſe und Schmidt, zu denen ſich Genoſſe Hue geſellte, betonte aber 
ſofort den platoniſchen Charakter der Konferenz, in der er ſich nur in= 
formieren wollte — was auch ſehr nötig war. Getreu dem Weſen preußiſch⸗ 
deutſcher Regierungskunſt vermied der Miniſter oder ſein Vertreter jede 
Zuſage auf Einleitung einer Verſtändigungsaktion, auf Prüfung der Lohn⸗ 
oder Tarifvertragsfrage. Man vinkuliert ſich unter dem glorreichen Regime 
Bethmann Hollweg eben nicht. Zum Überfluß bat Herr Delbrück aus Reſpekt 
vor den Werksherren um Geheimhaltung der Konferenz, jedoch die an— 
weſenden Gewerkvereinler Giesberts und Behrens pfiffen ihm etwas und 
veröffentlichten einen Bericht in mehreren Blättern. So fatal das für die 


löbliche Regierung war, wußte fie ſich doch zu helfen. Wolffs Bureau erhielt 


die Informationen zu einem unwahren Bericht über die Konferenz, in dem 


es hieß, daß die Verbände es abgelehnt hätten, den Weg der Verhandlungen 


mit den Zechenbeſitzern zu betreten. Das iſt der Wahrheit direkt wider⸗ 
ſprechend, denn die Verbände haben ſich ausdrücklich bereit erklärt, die Ar- 
beiterausſchüſſe nochmals zu Verhandlungen zu veranlaſſen, wenn die 
Werksbeſitzer ſie einladen würden. Dies iſt dann, als es Zeit war, nicht 
geſchehen. 5 | 

Die Verhandlungen der Parlamente über den Streik, wo vorzugsweiſe 
das von ſchlechtem Gewiſſen bedrückte Zentrum ſeine Interpellationen als 
Blendfeuer eingebracht hatte, ergaben die Beſtätigung des ſkandalöſen Ver⸗ 
haltens der chriſtlichen Arbeitervertreter des Zentrums. Was die Schiffer, 
Giesberts, Behrens, Becker und Konſorten hier geleiſtet, ging ſo weit, daß 
ihr letzter Redner im Abgeordnetenhaus, der ehemalige Bergmann Bruſt, 
durch ſeinen grotesken Unſinn ſogar den eigenen Parteifreunden fatal 
wurde. Und die können gewiß doch etwas vertragen! Daß gerade die 
ſchwarzen Arbeitervertreter ſich wie toll und wild gebärdeten, hat ſeine 
guten Gründe. über ihrem Haupte ſchwebt das Damoklesſchwert des Ver⸗ 
bots der „interkonfeſſionellen Streikgewerkſchaften“ durch die römiſche 
Kurie, und ſie ſind nun durch die Zentrumsleitung angewieſen worden, 
dies durch die Organiſierung des Streikbruchs, durch ausgiebigen Miß⸗ 


brauch der ihnen anvertrauten Arbeiterorganiſationen zu den dunklen po 
tiſchen Zwecken des Zentrums unter allen Umſtänden zu verhindern. Das 
Zentrum iſt Regierungspartei, ſeine Vertrauensleute im Bundesrat fahren : 
im Salonwagen von Berlin nach München, wie kann es dulden, daß feine 
Wähler im Kohlengebiet dieſen in immer tieferem Schwarzblau ſchillernden 
Klaſſenſtaat durch Teilnahme an einem Maſſenſtreik erſchüttern! Wenn 9 
die Zentrumsarbeitervertreter ſich heute heiſer ſchreien, daß der Streik 
politiſche Zwecke verfolgte, ſo iſt das die intereſſante Methode, die in den 
drei Worten: Haltet den Dieb! naturgetreu konterfeit iſt. Wenn ſie aber 
außerdem ſagen, daß mit dieſem Streik der chriſtliche Gewerkverein der 1 
Bergarbeiter vernichtet werden ſollte, ſo ſprechen ſie etwas aus, was nicht 
beabſichtigt war, aber dennoch die Folge gerade ihres klaſſenverräteriſchen 
Handelns ſein muß. Ein Bezirksleiter des Gewerkvereins ſagte unmittelbar 
nach dem Streik ſeinen Vertrauensleuten, daß mit der Streikbruchparole 
die Axt an die Wurzel des Gewerkvereins gelegt worden ſei. Das ſtimmt. 4 
Mögen die chriſtlichen Arbeiter durch das infolge der Zentrumspolitik ver⸗ 4 
vielfachte Elend ihres Daſeins entnervt ſein, die freie Arbeiterbewegung 
wird dafür ſorgen, daß das bei ihnen eingezogene Gefühl von der Schande 
ihrer Führer zum hellen, klaren Bewußtſein wird. Iſt es ſo weit, dann hat 
die Stunde der Vergeltung für den beiſpielloſen Verrat des Zentrums 
beim Bergarbeiterkampf 1912 geſchlagen. n 
Materiell, gewerkſchaftlich war der Kampf ohne Erfolg. Zähneknirſchend 
gingen die Bergarbeiter zurück ins alte Joch. Ideell aber iſt der Gewinn des 8 
Streiks nicht minder hoch anzuſchlagen wie der der Reichstagswahlen 1912 
im Ruhrgebiet, die den Verluſt zweier Mandate, aber die Klärung der 
Situation im Sinne des Klaſſenkampfes, die beiderſeitige Kompromittierung 
zweier großer Gruppen von Arbeiterhänden brachten, nicht zu gedenken des 
gewaltigen Stimmenzuwachſes der Sozialdemokratie und ihrer moraliſchen 
Erfolge. Erſt dadurch, daß die politiſche Einigung des Zentrums mit dem 
ſcharfmacheriſchen Kapital auch die wirtſchaftlich⸗ſoziale Verkuppelung beider 
im Gefolge hatte, wird es möglich ſein, die noch in beiden Lagern ſtehenden 
Proletarier über den wahren Charakter des politiſchen Klerikalismus und 
ſeiner Verbündeten ſehend zu machen. Das iſt das rieſige neue Arbeitsfeld, 
das dieſer verlorene Streik uns eröffnet hat. Seine Beackerung iſt unſere 
nächſte Aufgabe. | | 


die kapitaliſtiſche Tendenz im ultramontanen Modernismus 
Von Witt. Düwell. | | 


Kein Land der Welt hat eine jo umfaſſende, gutgegliederte, ſtraff or- 
ganiſierte und vor allem jo mächtige katholiſche kirchenpolitiſche Partei 
hervorgebracht wie das überwiegend evangeliſche Deutſchland. In außer⸗ 
ordentlichem Maße iſt ihr Wachstum durch die ſogenannte Maigeſetzgebung 
und den Kulturkampf in den ſiebziger Jahren gefördert worden. Es waren 1 
befruchtende Regen, die eine Saat aufſchießen ließen, deren Wurzeln viel 
tiefer lagen. Der Proteſtantismus war der Nährboden für das Zentrum. 
Deutſchland als das Geburtsland des Proteſtantismus ließ mit ihm der 
ultramontanen Macht einen gefährlichen Konkurrenten erſtehen. Man 
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fürchtete ihn um ſo mehr, als er in den ſtaatlichen Organen eine Stütze fand, 
ein Mittel war, der katholiſchen Kirche wirtſchaftlichen, moraliſchen und 
politiſchen Einfluß zu entreißen. 

Eine große politiſche Gegenbewegung, die weniger dem Angriff als der 

Verteidigung der noch geretteten Poſition dienen ſollte, war aber erſt 
möglich, als der Staat Funktionen für ſich in Anſpruch nahm, die den 
Katholiken als ein unveräußerliches, hiſtoriſch gewordenes Recht der Kirche 
erſchienen. Es ſei da nur an die Zivilſtandskontrolle der Kirche, die dieſer 
eine gewaltige Macht verlieh, erinnert, ferner an die kirchliche Eheſchließung 
als Vorausſetzung einer bürgerlich rechtlichen Ehegemeinſchaft. Der kirch— 
lichen Trauung dieſen Charakter zu nehmen, ſah die katholiſche Bevölke— 
rung als einen mißgünſtigen Angriff auf die Kirche an. Dieſe ſelbſt ver- 
teidigte darin ebenſo wie in der Zivilſtandskontrolle ein nicht zu unter⸗ 
ſchätzendes Machtmittel. Kirchenſchulen und die geiſtliche Schulkontrolle ge- 
hören gleichfalls zu den vom Klerus verteidigten Vorrechten, als Mittel, 
das Volk unter ſeine Herrſchaft zu bringen, dieſes Herrſcherverhältnis zu 
erhalten. 

Im Kampfe gegen die Omnipotenz des Staates auf dieſen Gebieten, 
die mit Dogmen der Kirche wahrlich wenig zu tun haben, erſtand das 
Zentrum, wurde groß und ſtark, eroberte es als politiſche Partei eine aus⸗ 
ſchlaggebende Poſition! 

Im Ziele übereinſtimmend, waren die Kampfesmethoden der Ultra— 
montanen doch ſehr verſchieden. Im konfeſſionell gemiſchten rheiniſch-weſt⸗ 
fäliſchen Induſtriegebiet, dort, wo das Induſtriekapital faſt ausſchließlich 
von Nichtkatholiken beherrſcht wurde, inſzenierte die katholiſche Geiſtlichkeit 
einen wütenden, mit allen Künſten der Demagogie geſchürten Kampf gegen 
das „gottloſe liberale Kapital“. Hier identifizierte man Kapital mit liberal 
und antikatholiſch. Die von keiner Rückſicht auf ſtaatsanwaltlichen Eifer ge⸗ 
zügelte Agitation bewegte ſich in Formen und Übertreibungen, wie fie heute 
kein ſozialdemokratiſches Blatt praktizieren dürfte, ohne ſeine Redakteure 
wegen Aufreizung zum Klaſſenhaß hinter ſchwediſche Gardinen zu bringen. 
Der ultramontanen Hetzerei ſchrieb das Grubenkapital auch den Ausbruch 
des großen Bergarbeiterſtreiks im Jahre 1889 zu. In ſeinem Buche „Der 
Ausſtand der Bergarbeiter“ (Eſſen 1889, Bädecker) ſchreibt Natorp unter 
anderem: „. . . Mit heuchleriſcher Miene umhüllt fie (die ultramontane 
Preſſe) ihre wüſten Forderungen mit dem Mantel der Religion und rechnet 
es ſich zum beſonderen Verdienſt an, daß ſie es ſei, welche es verhindert 
habe, daß in den Arbeiterkreiſen des Bezirkes die Sozialdemokratie bis 
dahin nur wenig Boden gefunden habe! In demſelben Atemzug vertritt ſie 
Grundſätze, die ſich von denen der Sozialdemokratie ſo wenig unterſcheiden 
wie ein Ei vom anderen. ... Wir meinen ſogar, es kann ernſter Zweifel 
darüber entſtehen, welcher Feind den Vorzug verdiene, ob der mit offenem 
Viſier kämpfende Sozialdemokrat oder der in der Kutte des Jeſuitismus 
einherſchleichende Chriſtlichſoziale. Alles in majorem dei gloriam! Des⸗ 

halb trägt man kein Bedenken, ganzen Klaſſen der Bevölkerung die Ehre 
abzuſchneiden und ihnen den Krieg bis aufs Meſſer zu erklären. Und da 
wundert man ſich, wenn dieſe Hetzereien endlich ihre Wirkung tun, und 

ſpielt den Unſchuldigen, der womöglich noch mit ſcheinheiliger Miene be- 
dauert, daß es ſo weit gekommen. Aber nur mit dem Appell an die 


wo vornehme Katholiken das Zepter der Induſtrieherrſchaft führten. In 


een Beidenfthaften im Menſchen weiß ir Partei a 1 
ſchaft zu behaupten, und da liegt der Schlüſſel zu dieſem wie 1 f 
nutzigen Gebaren!“ 5 

Selbſtverſtändlich waren die ultramontanen Blätter in der Grube u 
Fabrik ebenſo verpönt wie jemals die ſozialdemokratiſchen Organe! D 
konfeſſionelle Hetze übertrug ji) ſogar auf die Schulkinder, die ſich, an 
geſtachelt von Lehrern und Geiſtlichen, wochenlang oft täglich große 
Schlachten lieferten. Zur Ehre Gottes, von heiligem Glaubenseifer beſeelt, 
argumentierten ſie dabei, oft ſehr erfolgreich, mit Ziegelſteinen Ane 
Knüppeln. 3 

Ganz anders war die „„ Agitation zum Beiſpiel in Schlesien 


der Ausbeutung der Arbeiterſchaft gaben ſie dem gottloſen liberalen Kapital 
ſicherlich nichts nach. Heute tun ſie das ja auch noch nicht! In den Werken 
der katholiſchen Grafen und ſonſtigen Standesherren waren von cJeher bei 
längerer Arbeitszeit die Löhne niedriger als im Ruhrrevier! In Ober⸗ 
ſchleſien wiegelte ſelbſtverſtändlich der Kaplan die Arbeiter nicht gegen das 
Induſtriekapital auf: wirtſchaftliche Organiſationen blieben hier verpönt! 
Der Kampf für den Katholizismus, für die gefährdete, mißhandelte Mutter 
Kirche richtete ſich lediglich gegen den politiſchen Liberalismus. Der Gruben-, | ; 
Hütten⸗ und Großgrundbeſitzer, der Eigner des „gottloſen Kapitals“, war 
hier ſogar Führer im Kampfe! 4 

Allmählich änderten ſich die Vorausſetzungen der bisher von den Ultra⸗ 
montanen im Ruhrrevier angewandten Methode. Die Wandlung war zwei⸗ 
facher Natur. Nach langen, mühevollen, Jahrzehnte hindurch anſcheinend 
faſt ausſichtsloſen Kämpfen gewannen die freien Gewerkſchaften und der 
Sozialismus im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Gebiet an Terrain. Die Ultramon⸗ 
tanen hatten durch die Organiſierung der Maſſen katholiſcher Arbeiter den 
Nationalliberalen auf den verſchiedenſten Gebieten des öffentlichen Lebens 
Konzeſſionen abgerungen. Nun drohte in ſicherem Anmarſch die Sozial⸗ 
demokratie Poſitionen zu erobern, was natürlich nur auf Koſten der bürger⸗ 
lichen Parteien geſchehen konnte. Darin erblickte man eine Gefahr für die 
klerikale Macht und das Kapital. Zunächſt führte das zu Kompromiſſen bei 
Gemeinderatswahlen und ſpäter auch zu gegenſeitiger Unterſtützung bei 
Reichstagsſtichwahlen und ſchließlich zu dem jüngſten Wahlkompromiß 
zwiſchen dem Zentrum und den Großinduſtriellen. Selbſt mit dem Ge⸗ 
danken hat man ſich vertraut gemacht, ſpäter eventuell in beſtimmten Kreiſen 
die Aufſtellung eigener Kandidaten zu unterlaſſen, damit Der) National- 
liberale ſicher über den Sozialdemokraten Riege, i 

Aus welchen Urſachen das Zentrum in ſeiner parlamen nein Tätig 
keit immer mehr nach rechts neigt, allmählich das Sammelbecken der Re⸗ 
aktion wird, habe ich an dieſer Stelle ſchon früher dargelegt.“ Im Kampfe 
gegen die Parteien der Rechten kann das Zentrum nicht den Gipfel der 
Macht erklimmen, nach dem es ſtrebt; will es ſich auf die großinduſtriellen 
und agrariſchen Intereſſenvertreter ſtützen, dann muß es ganz ſelbſtver⸗ 
ſtändlich deren Klaſſenintereſſen gegen die proletariſchen fördern. Set ultra⸗ 

1 Der Weg der Reaktion, „Neue Zeit“, XXIX, 1, S. 254. — Der Sac 
„Neue Zeit“, XXIX, 2, S. 689. N 5 i 
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montane Modernismus wird aber nur zum Teil durch dieſe allgemein poli⸗ 


tiſchen Verhältniſſe bedingt. Seine ſtärkſte Triebkraft iſt die wachſende An⸗ 


teilnahme einflußreicher Ultramontaner an dem Profit der Induſtrie: fie 
ſind ſelbſt kapitaliſtiſch intereſſiert worden! Schon vor anderthalb Jahr- 
zehnten propagierte das führende Blatt der Ultramontanen, die „Kölniſche 
Volkszeitung“, das Eindringen von Katholiken i in die Großinduſtrie, in den 
Großhandel, in die Verwaltung und in alle öffentlichen Berufe, um durch 
Stärkung ihrer wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen Poſition auch die des 
Ultramontanismus zu fördern. Der Ruf blieb nicht ungehört! Reiche Katho— 
liken legten ihr Geld in der Induſtrie an, ihre Söhne widmeten ſich ihr, 
drangen überall in den Großhandel und in die Verwaltung ein. Wechſel⸗ 
ſeitige Heiraten halfen bei der Verſippung des Induſtriekapitals mit der 
Zentrumsbourgeoiſie. 

Ihre kapitaliſtiſchen Intereſſen, unterſtützt noch von geſellſchaftlichen 
und verwandtſchaftlichen Beziehungen, verboten natürlich die Fortſetzung 
der ultramontanen Hetze gegen das gottloſe Kapital ſowie auch das Hervor— 
kehren der konfeſſionellen Gegenſätze. Man mußte den Kampf moderni⸗ 
ſieren, aus dem konfeſſionellen und antikapitaliſtiſchen Rahmen heraus⸗ 
heben, ihn auf die breitere, aber unklare Grundlage des Chriſtentums 
ſtellen. Das wachſende kapitaliſtiſche Intereſſe gebot das Verſtecken der 
konfeſſionellen Flagge. Die Bekämpfung der modernen Arbeiterbewegung 
wurde Zweck und Inhalt der ultramontanen Aufgabe. Die Gründung ultra⸗ 
montaner Zerſplitterungsorganiſationen war ein Kind ſolcher Bedürfniſſe. 
Und dieſe ſchoben auch die wirtſchaftliche Organiſation mehr und mehr in 
die Bahn des Modernismus. 

Der politiſche und gewerkſchaftliche Modernismus der Ultramontanen 
im Ruhrrevier wuchſen als zwei Zweige eines Stammes, der im kapita⸗ 
liſtiſchen Intereſſenboden wurzelt. Selbſtverſtändlich war die Ausſicht auf 
einen großen Erfolg im Kampfe gegen die freien Gewerkſchaften mit⸗ 
beſtimmend für die Gründung chriſtlicher Gewerkſchaften in dem kon⸗ 
feſſionell ſtark gemiſchten Bezirk. 

Letzten Endes jedoch iſt das Klaſſenintereſſe der beſitzenden Katholiken der 
beſtimmende Faktor. Ohne dieſes Intereſſe wäre der Modernismus des poli- 
tiſchen Zentrums im Ruhrrevier nicht entſtanden. In Oberſchleſien, wo ſich 
die Beſitzverhältniſſe wenig verändert haben, fehlt es an den Voraus⸗ 
ſetzungen zu der politiſch⸗kirchlichen Toleranz. Dort, in Berlin und im 
Südweſten Rheinlands, wo es ebenfalls keine ultramontan⸗liberale Kapi⸗ 
talsintereſſengemeinſchaften gibt, konnte der Modernismus ſich nicht ein⸗ 


niſten, nicht einmal die Toleranz. Aus den Lagern der ſtreng Konfeſſio— 


nellen in Berlin, Schleſien und Trier, wo keine wirtſchaftlichen Intereſſen 


zur Verwiſchung der konfeſſionellen Gegenſätze reizen, fliegen die Pfeile in 
die Gehege der Moderniſten bachemitiſcher Richtung. Dort betrachtet man 


den Kampf für das reine unverfälſchte Dogma, für die päpſtliche Weltmacht, 
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die Abweiſung jeder Toleranz auf religiöſem Gebiet als das unerläßliche 
Mittel der Beherrſchung der Maſſen und der Machtſicherung des katholiſchen 
Klerus; hier dagegen verlangt das kapitaliſtiſche Intereſſe die Zurück⸗ 
ſtellung der einſeitig ultramontanen Beſtrebungen. 

Wo der prononzierte Katholizismus, anſtatt als Portemonnaieſchutz 


zu fungieren, kapitaliſtiſche Intereſſen gefährdet, da wird der tolerierende 
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Modernismus des Glaubens ſtärkeres Gebot. Wie die Wahlſtatiſtik lehrt, 
verliert der tolerante Katholizismus der Köln⸗M.⸗Gladbacher Richtung am 
ſchnellſten die Herrſchaft über die proletariſchen Katholiken. Nirgends iſt 
deren Zuſtrom zur Sozialdemokratie trotz der mit bienenmäßigem 
Eifer betriebenen Organiſationsarbeit auf kirchlicher, politiſcher und wirt⸗ 
ſchaftlicher Grundlage jo ſtark, jo unaufhaltſam wie im Herrſchafts⸗ 
gebiet der Moderniſten, im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet. Die 
kapitaliſtiſche Frucht iſt ein ſicher wirkendes Gift für den herrſchſüchtigen 
Katholizismus. Bismarck ſchmiedete alle Katholiken zuſammen, machte die 
Armen unter ihnen zu einem willenloſen Inſtrument in den Händen des 
Klerus: das kapitaliſtiſche Intereſſe iſt der Keil, der die geſchloſſene Pha⸗ 
lanx unwiderſtehlich auseinandertreibt. Der Modernismus im Zentrum 
fördert den Zuſammenſchluß aller kapitaliſtiſch intereſſierten Elemente im 1 
Kampf gegen die moderne Arbeiterbewegung. Das hemmt zwar für den g 
Augenblick deren Vormarſch, bereitet aber auch um ſo ſicherer ſpätere Siege i 
vor. Er wirkt agitatoriſch für uns, hemmend aber für das Zentrum. 4 

Im Streite mit den „Fanatikern a la Biſchof Korum“, die man „links \ 
liegen laſſen muß“, wie der Generalſekretär der chriſtlichen Gewerkſchaften, 
Stegerwald, in einem Briefe an Bachem ſchrieb, wünſchen wir daher den 
Moderniſten den beiten Erfolg — für uns! | 


f 
Literariſche Rundſchau. 


M. H. Baege, Der Keplerbund und ſeine Gelehrten. Eine notwendige Aus⸗ ; 
einanderſetzung. Frankfurt a. M. 1911, Neuer Frankfurter Verlag. 68 Seiten. 
Preis 1 Mark. 1 

Der Keplerbund, gegen den ſich Baeges Streitſchrift wendet, wurde im Jahre \ 

1907 als Gegengewicht gegen den bekannten „Moniſtenbund“ ins Leben gerufen. } 

Der größeren Öffentlichkeit ſtellte er ſich durch einen ungemein gehäſſigen An⸗ 

griff ſeines Sekretärs Dennert gegen Haeckel vor, und zwar in einer Weiſe, die 

die Sympathien aller nicht von vornherein Voreingenommenen ziemlich einhellig 
auf die Seite des angegriffenen Gelehrten ziehen mußte. In den Kreiſen aller⸗ 

dings, für welche die freidenkeriſche Propaganda Haeckels von jeher ein Dorn im 

Fleiſche war, führte ſich der Keplerbund auf dieſe Weiſe glänzend ein, und er war 

ſeither eifrigſt bemüht, ſich die Zufriedenheit dieſer Kreiſe zu erhalten, zugleich 

aber dem großen Publikum ſeine wahre Tendenz ſorgfältig zu verbergen, um ſo 
unter dem Deckmantel „objektiver Wiſſenſchaft“ und „rein ſachlicher, vorurteils⸗ \ 

freier Forſchung“ den Geiſt des Klerikalismus zu pflegen. 9 

Die Gelehrten des Bundes verfuhren dabei ſo geſchickt, daß fie es ihren Gegnern 1 
tatſächlich ſchwer machten, ihnen ihre Abſichten ſtrikte zu beweiſen. Baege, der den 

Herren in all ihre Schlupfwinkel folgte, iſt die Löſung dieſer Aufgabe ſehr gut 

gelungen. Er hat den Scheinunheiligen die Maske vom Geſicht geriſſen, und das 5 

iſt gewiß ein Verdienſt. 

Aber Baege wollte zugleich mehr, er wollte in ſeiner kleinen Broſchüre das 0 

Verhältnis zwiſchen Naturwiſſenſchaft und Philoſophie, Metaphyſik und Religion 

beleuchten. Die Verquickung dieſer beiden Aufgaben iſt aber nicht zum Vorteil 

der Darſtellung ausgeſchlagen. Da ſich die Angriffe des Keplerbundes in erſter 

Linie gegen den Moniſtenbund richteten, war Baege zunächſt gezwungen, deſſen 

Sache zur eigenen zu machen. Nun iſt aber, wie Baege ſelbſt, allerdings erſt 

auf den letzten Seiten ſeiner Schrift, hervorhebt, im Moniſtenbund eine recht 

bunte Geſellſchaft verſammelt. Insbeſondere iſt ihr ere Ser 
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punkt nichts weniger als einheitlich; ſind ſie doch größtenteils, wie ja auch Haeckel 
ſelbſt, nicht einmal wirkliche „Moniſten“. Gemeinſam iſt ihnen vor allem die Ver- 
werfung des Prinzips außerweltlicher Einmiſchung in das Naturgeſchehen. Baege 
beginnt denn auch ſeine Polemik gegen Dennert und Konſorten von dieſem rein 
negativen Standpunkt aus, und aus ſeinen ganzen Ausführungen ſcheint zunächſt 
hervorzugehen, daß er erkenntnistheoretiſch den Standpunkt Haeckels teilt. Erſt 
ziemlich ſpät erfahren wir, daß der Verfaſſer die erkenntnistheoretiſchen Auf⸗ 
faſſungen von Mach, Avenarius, Petzoldt uſw. zu den ſeinigen gemacht hat, und 
wird dieſe Lehre in ſehr knappen Zügen dargeſtellt. Baege wollte jedenfalls nicht 
mit theoretiſchen und abſtrakten Auseinanderſetzungen beginnen, ſondern ſeiner 
Schrift einen lebendigeren, populäreren Charakter wahren. Er hat aber das Gegen— 
teil erreicht; denn der unbefangene Leſer wird durch dieſe ihm unvermutete, ſchein⸗ 
bar plötzliche Anderung des erkenntnistheoretiſchen Standpunktes gewiß leicht ver⸗ 
wirrt. 

Ahnlich ſteht es mit der Behandlung der Frage göttlicher Eingriffe in das 
Weltgeſchehen. Hier verſucht Baege zuerſt den Nachweis, daß die Naturwiſſen— 
ſchaft den Glauben an göttliche Einmiſchung „widerlegt“. Das kann ſie aber gar 
nicht. Sie kann nur zeigen, daß wir zur Erklärung der Naturvorgänge nicht auf 
die Heranziehung ſolcher Eingriffe angewieſen ſind, ſie kann Gott nicht um— 
bringen, ſie kann ihn nur ins Ausgedinge verſetzen. Sehr gut hat Laplace dieſem 
Gedanken in der Antwort Ausdruck verliehen, die er Napoleon auf die Frage ge⸗ 
geben haben ſoll, wo denn bei ſeiner Theorie der Weltentſtehung Raum ſei für 
das göttliche Wirken: „Wir bedürfen dieſer Hypotheſe nicht“. Der Nachweis, daß 
die Berufung auf überirdiſche Mächte wiſſenſchaftlich völlig wertlos und unbrauch⸗ 
bar iſt, weil ſie nur das eine Fragezeichen durch ein anderes, noch größeres erſetzt, 
iſt wieder Sache der Erkenntnislehre und nicht der Naturwiſſenſchaft. Baege hält 
aber dieſe beiden Geſichtspunkte nicht ſtrenge auseinander. Zum Schluſſe aber 
beruft er ſich erſt auf die Tailor⸗Spencerſche Ableitung des Seelen- und Gottes- 
glaubens aus dem Traumleben und dem Animismus. Hätte er mit dieſer Lehre 


begonnen, ſo hätte er ſich die anderen Auseinanderſetzungen überhaupt erſparen 


können. 

So leidet die kleine Schrift, jo viele treffende Bemerkungen und klare Aus- 
führungen ſie auch enthält, an einem gewiſſen Mangel an Okonomie in der Ver- 
teilung und Anordnung des allzu reichen Stoffes. 

Aber auch noch einen anderen Mangel hat die Broſchüre dadurch erhalten, daß 
der Verfaſſer ſeine theoretiſchen Auseinanderſetzungen an eine Polemik mit dem 
Keplerbund geknüpft hat. Die Gelehrten dieſes Bundes ſind nämlich in der Regel 
keine großen Leuchten. Mit ihnen ſich in einen Kampf einzulaſſen, iſt daher auch 
nicht allzu lohnend. Hätte Baege ſein Thema ſelbſtändiger behandelt, dann wäre 
er zu einer prinzipiellen Auseinanderſetzung mit Männern wie Reinke, Wasmann, 
K. C. Schneider uſw. gekommen, die heute die geiſtigen Führer im Kampfe der 
religiöſen gegen die materialiſtiſche Naturauffaſſung ſind, und dieſe Polemik 
hätte ihm auch die Gelegenheit geboten, die in ſeiner Schrift leider nur an⸗ 
gedeuteten und kurz ſkizzierten Gedankengänge über die Unzulänglichkeit der 
mechaniſtiſchen Naturauffaſſung weiter auszubauen. G. Eckſtein. 


Zkitſchriftenſchau. 


In der „Oritica Sociale“ vom 1. Februar behandelt Peter Augen „Die italie⸗ 
niſche Auslandspolitik“. Er macht darauf aufmerkſam, daß dieſe in den letzten 
Jahrzehnten verſchiedene Phaſen durchlaufen hat. Als die Reaktion am Ruder 
war, war die ganze Auswanderungspolitik Italiens von Polizeigeiſt durchtränkt. 
Noch im Jahre 1891 hielt ein Rundſchreiben des Miniſters des Innern die Prä⸗ 


fetten an, Den Lad e den Auswanderungspaß zu ee 8 
nach Angabe der Grundbeſitzer mit ihrer Pacht im Rückſtand waren. In der Folg 
als die wirtſchaftliche und finanzielle Kriſe des Landes immer fühlbarer 
drohender wurde, ließ man der Auswanderung völlige Freiheit, weil man in 
Abſtrömen der Notleidenden nach dem Ausland die allerbeſte Polizeimaßregel ſah. 
Es war dies das goldene Zeitalter für die Spekulanten, die als Auswanderungs⸗ 
agenten, Reeder oder Schiffahrtsgeſellſchaften den Transport der aus ihrem Vater⸗ 
land Fliehenden übernahmen. Von einem Schutze der Auswanderer war damals a 
nicht die Rede. = 
Als dann die Sozialiſten anfingen, politiſchen Einfluß au 11 51e 
Haltung des Staates gegenüber der Auswanderung in eine neue Phaſe. An Stelle 
der gewaltſamen Einſchränkung der erſten Zeit und des nachfolgenden „laisser 
aller, laisser faire“ trat ein ſyſtematiſcher Schutz der Auswanderer, der ſie vor 
der Übervorteilung durch die Schiffahrtsgeſellſchaften und vor den Gaunereien der 
Agenten ſicher ſtellte und durch offizielle Bekanntmachungen über den Arbeits⸗ 
markt zu verhüten ſuchte, daß die Italiener im Ausland als Streikbrecher ver⸗ 4 
wendet und daher von dem Proletariat der Einwanderungsländer Werfel und 
gehaßt würden. 4 
Mit dem Eintritt in die heutige Ara des Nationalismus fängt nun die Aus⸗ 
wandererpolitik an, eine ganz neue Richtung einzuſchlagen. Der Autor weiſt 
darauf hin, daß die erſten Anzeichen dieſer neuen Richtung in einer Rede Ferris 
zutage traten, der nach ſeiner Rückkehr aus Argentinien in der italieniſchen 
Kammer ſagte, die Regierung dürfe ſich nicht damit begnügen, die Auswanderung 
zu ſchützen, ſondern müſſe ſie auch nach ihrem Ermeſſen lenken oder beſchränken, 
um ſich ihrer als einer Waffe in ihrer internationalen Politik zu bedienen. An⸗ 
wendung fand dieſe Auffaſſung zum erſtenmal durch das Dekret vom Juli 1911, 
das die Auswanderung nach Argentinien verbot. Augen hebt hervor, daß dies 3 
Dekret ſich von allen früheren Verboten weſentlich unterſcheidet. Die früheren Ver⸗ 4 
bote richteten ſich gegen den Gratistransport der Emigranten und hatten den 
Zweck, der Ausbeutung Schranken zu ſetzen, die bei dem Gratistransport am 3 
ſchärfſten iſt. Das Dekret über Argentinien verbot aber jede Auswanderung italie⸗ 
niſcher Arbeitskräfte nach dieſem Lande. 4 
Daß es ſich hierbei nicht um einen Einzelfall, ſondern um ein neues Syſtem a 
handelt, geht aus einem Rundſchreiben hervor, das der Miniſter des Außern un⸗ 
längſt an die Konſulate und diplomatiſchen Vertretungen gerichtet hat. In ihm 3 
heißt es wörtlich: „Die italieniſche Auswanderung ift heute nicht mehr eine Folge 4 
der Armut des Landes, ſie ijt vielmehr ein freiwilliger Export von Arbeitskraft 
zugunſten des Auslandes. Wir haben daher ſowohl die Macht als das Recht, ſie 4 
zu geſtatten oder zu verbieten, nicht allein mit Rückſicht auf die größeren oder 
geringeren Garantien für das Wohl der Auswanderer, ſondern auch je nach der 
Haltung, die die anderen Staaten unſerem Staate gegenüber einnehmen.“ Natür⸗ 
lich ſind die Nationaliſten Feuer und Flamme für dieſe neue Verwendung der 
proletariſchen Auswanderung im Dienste der auswärtigen Politik Italiens. Unſer 
Autor hebt hervor, daß dieſe Auffaſſung falſch ſei, eines Kulturlandes unwürdig 
und ausgeprägten Klaſſencharakter trage. 1 
Falſch ſei ſie, weil die Auswanderung aus einer wirtſchaftlichen Zwangslage 
entſteht und deshalb nicht verhindert werden kann. Eines Kulturlandes unwürdig, 3 
weil eine derartige Regulierung der Auswanderung ein Grundrecht jedes Bürgers, 
nämlich das der Freizügigkeit, antaſtet. Ihr Klaſſencharakter ergibt ſich daraus, 
daß man die Koſten dieſer neuen Auslandspolitik ausſchließlich durch eine Klaſſe, 
nämlich durch das Proletariat, tragen läßt. Der Autor fragt ſich, warum man 
denn gerade die Ware Arbeitskraft für internationale Preſſion achrayaen a 
und nicht auch andere Waren und Kapitalien. > 
Das heute in Kraft jtehende Geſetz über die Auswanderung rechnet mit de 
Möglichkeit, die Auswanderung nach einem Staate „mit Rückſicht auf ae öffent 
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liche Ordnung“ zu verbieten. Dieſer Paragraph wurde ſeinerzeit in der Kammer 
von den Sozialiſten lebhaft aber vergeblich bekämpft. Lange Zeit hindurch wurde 
er nur dann angewandt, wenn das Leben und Gut der Auswanderer in dem be— 
treffenden Lande Gefahr lief. Heute aber, wo man aus der Auswanderung eine 
Waffe der internationalen Politik machen will, wird man unter dem Vorwand der 
„Rückſicht auf die öffentliche Ordnung“ die Auswanderung nach den Staaten ver- 
bieten, die man ſchädigen will, und die man durch das Verbot zu ſchädigen glaubt. 
Der Autor macht darauf aufmerkſam, daß dieſe neue Tendenz der italieniſchen 
Auswanderungspolitik eine ſchwere Gefahr für das Proletariat darſtellt, und 
fordert die ſozialiſtiſchen Abgeordneten auf, die Sache vor die Kammer zu bringen. 

Einen Redaktionsartikel über „Das Verſicherungsmonopol“ finden wir in der 


„Azione Socialista“ vom 18. Februar. Das wöchentliche Organ der Rechtsrefor- 


miſten meint, daß die Sozialiſten die Pflicht hätten, für das Geſetz einzutreten, 
das zuſammen mit der Wahlrechtserweiterung die wichtigſte Reform darſtelle, die 
ſeit 25 Jahren dem italieniſchen Parlament vorgelegen hat. 

Abgeſehen von dem konkreten Wert des Geſetzes, das inzwiſchen ja längſt von 
der Kammer angenommen worden iſt, hat es dem Artikel zufolge eine ent⸗ 


ſcheidende Bedeutung, weil es zum erſtenmal in der italieniſchen Geſetzgebung den 


Grundſatz aufſtellt, daß der Staat berechtigt iſt, die Ausübung einer beliebigen 
Tätigkeit ſich ſelbſt ausſchließlich vorzubehalten, ohne die bisher aus dieſer Tätig⸗ 
keit Gewinn ziehenden Unternehmer für den ihnen aus dem Staatsmonopol er⸗ 
wachſenen Gewinnausfall zu entſchädigen. Der Staat ſanktioniert das Recht, einen 
Betrieb zu expropriieren, ohne die Beſitzer für die Gewinnausſichten künftiger 
Jahre zu entſchädigen. Dieſer Grundſatz ſchließt dem Artikel zufolge das beſte 
Gegengift gegen die Bildung induſtrieller Monopole ein, die durch eine beſondere 
Vorzugsſtellung einen großen Teil des nationalen Reichtums mit Beſchlag belegen 
können. Die Wichtigkeit des angeführten Grundſatzes geht auch aus der Oppoſition 
hervor, die der Entwurf von ſeiten des internationalen Kapitalismus gefunden 
hat. Die auswärtigen Verſicherungsgeſellſchaften haben zunächſt durch die unter 
ihrem Einfluß ſtehende „Wiſſenſchaft“ in zahlreichen Zeitſchriften über öffentliches 
Recht gegen das Geſetz Stellung genommen, und wollen jetzt ein Recht auf Ent⸗ 
ſchädigung für die durch die Monopoliſierung eingebüßten Gewinne künftiger 
Jahre geltend machen und vor dem Haager Schiedsgericht vertreten. 

Was den finanziellen Wert des Monopols betrifft, ſo meint das Blatt, daß 
dieſer einmal in der Erzielung eines Reinertrags liege, dann darin, daß das 
Monopol ein Werkzeug zur Anhäufung von Kapitalien werden wird. Das Blatt 
ſchließt ſich dann den Berechnungen des Nationalökonomen Cabiati an, der zu⸗ 
nächſt einen Reinertrag von 20 und in der Folge einen ſolchen von 40 Millionen 
jährlich vorausſieht. Daß dieſe Summe nicht für die Einführung der Arbeiterver⸗ 
ſicherung ausreiche, könne nicht als Einwand gegen das Monopol angeſehen 
werden. Im übrigen gebe der Staat heute für die Landesverſicherungskaſſe für 


Alters⸗ und Unfallverſicherung ungefähr 10 Millionen aus, die im Verein mit dem 


Mindeſtertrag von 20 Millionen aus dem Monopol etwa ein Drittel der jährlich 
erforderlichen Summe ausmachen würde, ſo daß die zwei übrigen Drittel den 
Arbeitern und den Unternehmern zur Laſt gelegt werden könnten. 

Auf alle Fälle, und von der Frage der Arbeiterverſicherung ganz abgeſehen, 
erhöht das Monopol der Lebensverſicherung die Einnahmen des Staates und ent- 
zieht dieſe Summe einigen wenigen Geſellſchaften, ohne in fühlbarer Weiſe die 
Zirkulation des Kapitals und die induſtrielle Initiative zu hemmen. Die ſozia⸗ 


liſtiſche Partei will durch die Eroberung der politiſchen Macht dahin wirken, daß 


die Einnahmen des Staates hauptſächlich aus ſolchen Quellen ſtammen, die nicht 
mittelbar oder unmittelbar von den Einnahmen der Arbeiter ausgehen. 
Immerhin iſt die finanzielle Bedeutung des Monopols nur minimal im Ver⸗ 


2 gleich zu der Bedeutung, die es durch die Befreiung des Staates von den inter- 


nationalen Bankorganiſationen hat. Der Artikel zitiert hier die Worte Giolittis: 


„Der Staat muß imſtande ſein, die finden Kräfte des Landes zu Mute 
nicht von ihnen gelenkt zu werden.“ Nun kann der Staat der Tyrannei der 
finanz nur entrinnen, wenn er ihrer nicht bedarf; deshalb muß er ſich die 2 e 
fügung über große Kapitalien zu verſchaffen ſuchen. Durch das Verſicherung; 
monopol wird der italieniſche Staat nach wenigen Jahren anderthalb Milliar 
in ſeiner Verwaltung haben, und dieſe werden ihn inſtand ſetzen, der Bankkoalit 
des In- und Auslandes die Stirn zu bieten. „Ein Staat, der über große Sum 
verfügt, kann durch eine geſchickte Politik ſogar dahin gelangen, den Zinsfuß 17 
Kapitalien zu regeln, alſo die revolutionärſte Tat zu vollbringen, die man zu⸗ 
gunſten der arbeitenden Klaſſen ausdenken kann.“ 24 

Der Artikel iſt inſofern für die reformiſtiſche Auffaſſung charakteriſtiſch, als 
er den Staat als einen ſelbſtändigen außerhalb der Klaſſen ſtehenden Organismus 
anſieht. Wenn der Staat wirklich heute das Recht ſanktioniert, ohne Entſchädigung 
zu expropriieren, ſo wird ihm die Durchführung dieſes Grundſatzes durch Gruppen 
ſtreitig gemacht werden, deren der Staat nicht entraten kann, und als deren Ver⸗ 
treter er ſeine Machtſtellung inne hat. Die Reformiſten ſehen den Staat als ein 
neutrales Etwas an, das ſich heute auf die herrſchenden Klaſſen und morgen auf 
das „Volk“ ſtützen kann. Ein ſolcher Staat beſteht aber heute leider nur in 9 
reformiſtiſchen Phantaſie. f 

Über „Die Spaltung der Parlamentsfraktion“ ſchreibt Turati in der ri 
Sociale“ vom 1. März. Er konſtatiert, daß die Fraktion ſich nicht jetzt geſpalten 
habe, ſondern ſchon lange tief und unheilbar geſpalten war. Perſönliche Inter⸗ 
eſſen, vor allem ſolche, die mit den Wahlen zuſammenhängen, würden darauf hin⸗ 
arbeiten, die Spaltung durch Kompromiſſe zu überbrücken, aber damit würde man 
nur künſtlich eine Tatſache verſchleiern, der man im Intereſſe der Partei offen 
ins Auge ſehen ſollte. Nur, indem man ſich über die tatſächliche und weſentliche 
Spaltung Rechenſchaft ablegt, kann man ſcheinbare und Finn Spaltungen 
verhüten. 

So hat für Turati die Differenz zwiſchen Revolutionären und Mesar 
heute keine Exiſtenzberechtigung mehr. Berechtigt war ſie, ſolange die Unterſtützung 
eines Kabinetts zur Erhaltung des Koalitionsrechtes und anderer elementarer 
Rechte des Proletariats nötig erſchien. Auch als die Reformiſten eine demofratifche 
Regierung auf den Weg der Sozialreform trieben, konnte von einer Berechtigung 
die Rede ſein. Die Untüchtigkeit der bürgerlichen Demokratie und die Unreife des 1 
Proletariats führten aber zu Enttäuſchungen, die die Reformiſten veranlaßten, 
ſich wieder der Organiſationsarbeit unter den Maſſen zuzuwenden. Seitdem hätte 
der Antagonismus zwiſchen Reformiſten und Revolutionären die „„ 
verloren. 

Dieſelbe Verſteinerung des Gedankens und der Tat, die die Revolutionären 
zur beſtändigen Oppoſition trieb, hat dann einen Teil der Reformiſten zum ſyſtema⸗ 
tiſchen Miniſterialismus veranlaßt, der ſelbſt durch den Krieg nicht erſchüttert 
werden konnte. Aus Rückſicht auf das Wahlrecht, das keine Regierung heute zu 
verweigern Intereſſe hätte, will Biſſolati weiter zum Miniſterium ſtehen, ohne 
die Schädigung zu bedenken, die der Partei aus dieſem Aufgehen der Sozialiſten 
in der reaktionären bürgerlichen Maſſe erwachſen muß. Aus dieſer verſchiedenen 
Auffaſſung der Aufgabe der Partei ergab ſich die Spaltung. Ihr gegenüber hat der 
kommende Parteitag die Aufgabe, nicht Strafgericht zu halten und Ausſchließungen 
zu verfügen, ſondern der Partei ein Aktionsprogramm zu geben. Was nottut, iſt 
eine Partei, die ſcharf und kampftüchtig die Intereſſen, die Zukunft und die Seele 
des Proletariats vertritt. Turati hält alſo dafür, daß der Parteitag nicht Biſſolati 
und die Seinen richten und ausſchließen ſolle, wohl aber ihnen das Verbleiben in 
der Partei durch Betonung der e Intereſſen unmöglich mache. 

O da Olber 9. 


Für die Redattion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin we 
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